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Die Internationale 

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 1. Januar 1928 ⁕ Heft 1 

Das „Notprogramm“ der Kapitalisten 

A. Ew. Es ist nicht das erstemal, daß die entscheidenden Schichten der deutschen Bourgeoisie einen 

Vorstoß gegen die werktätigen Massen auf der ganzen Linie organisieren. Dieser neue Vorstoß des 

deutschen Trustkapitals, der in dem „Notprogramm“ nur e inen  Ausdruck findet, ist darum von be-

sonderer Bedeutung, weil er mit einer ganzen Reihe wichtiger Tatsachen zusammenfällt und zum 

Teil eine Antwort auf diese Tatsachen ist: die deutsche Arbeiterklasse sammelt sich zu neuen Kämp-

fen, in den werktätigen Massen entwickelt sich ein Ruck nach links; die deutsche Bourgeoisie steht 

vor den Voll-Leistungen des Dawes-Plans mit seinen neuen Konflikten um die Lastenverteilung; sie 

weiß, daß die Hochkonjunktur in Deutschland auf unsicherer, „geborgter“ Basis steht und in manchen 

Industrien ihren Höhepunkt bereits überschritten hat. Die wirtschaftliche Machtentfaltung drängt zu 

neuer imperialistischer Expansion, die ihre Schranken sowohl in ungenügender militärischer Kraft 

als auch in den innen- und außenpolitischen Verhältnissen findet. Alle Widersprüche des europäi-

schen Kapitalismus finden ihren Knotenpunkt in Deutschland. Jede neue Krise wird es in neue revo-

lutionäre Kämpfe stürzen. Die Bourgeoisie will ihre jetzigen Erfolge konsolidieren, weiter ausbauen, 

die Arbeiterklasse niederschlagen, um eine größere Bewegungsfreiheit im Konzert der imperialisti-

schen Mächte zu gewinnen und auf der Basis gesteigerter Kapitalsakkumulation ihre frühere Macht-

position wiederherzustellen. Dies und nichts anderes bedeutet das Diktaturprogramm der Kapitalis-

ten, das in der Form eines Befehls an ihr Exekutivorgan, die Bürgerblockregierung, und einer offenen 

Kampfansage an die Arbeiterklasse in den Dezembertagen veröffentlicht wurde. Dieses Programm 

ist nur die logische Fortentwicklung der von dem Reichsbank. Präsidenten Schacht gemachten Vor-

schläge und der Politik des Reparationsagenten Parker Gilbert. Es steht im engsten Zusammenhang 

mit der Stillegungsaktion der Schwerindustriellen Rheinland-Westfalens. 

Ganz allgemein verlangt das „Notprogramm“ die Kürzung der Aus. gaben von Reich, Ländern, Ge-

meinden und Kommunalverbänden unter den Stand von 1927. Die Ausgaben des Reichs sind von 

7200 Millionen Mark im Jahre 1925 auf 8659 Millionen Mark im Jahre 1927 gestiegen. Für 1928 ist 

eine weitere Steigerung von 697 Millionen Mark auf 9356 Millionen Mark vorgesehen. Die Bürger-

blockregierung ist dem Befehl der Trustmagnaten zum Teil bereits nachgekommen; sie hat die ver-

sprochene Lohnsteuersenkung nicht durchgeführt; sie hat die Ausgaben für die Erwerbslosenfürsorge 

um 250 Millionen Mark gedrosselt. Gleichzeitig aber steigen die Ausgaben für ihren Machtapparat, 

Heer und Marine, Polizei, Justiz, reaktionäres Schulwesen, Besserstellung der höheren Beamten usw. 

verschlingen größere Summen denn je. Ferner meldet die Bourgeoisie ihren [2] Anspruch. auf Her-

absetzung der Besitzsteuern an, obgleich heute die zu einem großen Teil ebenfalls abwälzbaren Be-

sitzsteuern nur. 2,3 Milliarden Mark gegenüber den 6,4 Milliarden Mark der direkt die Massen belas-

tenden Steuern betragen. Eine Einschränkung der Ausgaben ist also nur möglich, wenn die für Sozi-

alpolitik ausgeworfene Summe weiter reduziert und ein Abbau des Beamtenheeres vorgenommen 

wird. Da sich die Bourgeoisie nach den Wahlen und bei einer Verschlechterung der Konjunktur jeder 

neuen steuerlichen Belastung noch schärfer als bisher mit allen, auch außerparlamentarischen Mitteln 

widersetzen wird, ergibt sich schon aus dieser Tatsache allein die Gewißheit großer Kämpfe. Dies 

um so mehr, als die steuerliche Belastung der Massen das Maximum des Ertragbaren weit überschrit-

ten hat. Nur 35 Prozent der Arbeiter verdienen über dreißig Mark wöchentlich. Von diesem Hunger-

lohn fließt mehr als ein Drittel in der Form direkter und indirekter Steuern in die Kassen des kapita-

listischen Ausbeuterstaats. 

Aus dieser Tatsache ergibt sich für unsere Partei die Konsequenz, die breiteste Massenbewegung aller 

werktätigen Schichten gegen die ungeheuerliche Steuerbelastung zu entfesseln. Die Empörung der 

Massen muß sowohl gegen die Bürgerblockregierung des Reiches wie der Länder, in denen die So-

zialdemokratie den Helfer spielt, gelenkt werden. Der entscheidende Gesichtspunkt muß sein, die 

Steuerkämpfe von der Tribüne der Parlamente in die Fabriken und in die Dörfer zu tragen. Es muß 

unsere Aufgabe sein, sie zu e i ne m  Ausgangspunkt neuer revolutionärer Massenkämpfe zu machen. 
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Der Punkt 5 des „Notprogramms“ fordert die beschleunigte Durchführung der „Verwaltungsreform“. 

Das bedeutet eine größere Zentralisierung des staatlichen Machtapparats, einen Abbau der unteren 

und mittleren Beamten in demselben Umfange, wie es bei der Reichsbahn bereits geschehen ist, wo 

335.000 Arbeiter und Beamte auf die Straße gesetzt wurden. 

Aus dieser Tatsache ergibt sich für unsere Partei die Konsequenz eine spezielle Agitation unter den 

unteren und mittleren Beamten in noch stärkerem Maße als bisher zu entwickeln. 

Neue Hunderttausende aus diesen Schichten werden durch die „Reform“ sozial entwurzelt. Faschis-

tische Organisationen werden sich bemühen, diese Opfer des kapitalistischen Staates als Werkzeuge 

des Bürgerkriegs gegen die Arbeiterklasse zu gewinnen. Unsere Agitation muß dies verhindern. Wir 

müssen sie zu Feinden dieses Staates und zu Verbündeten der Arbeiterklasse machen. 

Mit dieser Verwaltungsreform steht die vom Trustkapital geförderte Bewegung für den Einheitsstaat 

im engsten Zusammenhang. Die Niederringung der Kleinstaaterei, die Überwindung des reaktionären 

Föderalismus war und ist eine revolutionäre Forderung der deutschen Arbeiterklasse, die in den Re-

volutionskämpfen ihren konkreten Ausdruck in dem Kampf für die Errichtung einer deutschen Räte-

republik fand. Es ist nur logisch, daß die Sozialdemokratie, die der Bourgeoisie in der Verhinderung 

dieses Zieles der Arbeiterklasse half, heute dem Trustkapital bei der Vereinfachung und Zentralisie-

rung, d. h. Stärkung seines Unterdrückungsapparats, neue Dienste leistet. 

Der Agitation der bürgerlichen Parteien und der Sozialdemokratie für den kapitalistischen Einheits-

staat müssen wir unsere Propaganda für ein einheitliches proletarisches Deutschland, für die Rätere-

publik, entgegenstellen. Diese prinzipielle Stellungnahme hindert die Partei durch-[3]aus nicht, in 

besonderen Fällen für die Beseitigung ganz absurder Kleinstaatereien einzutreten. Aber auf das 

schärfste muß die Partei den Versuch der Sozialdemokratie bekämpfen, die deutsche Arbeiterklasse 

als Schrittmacher für die staatlichen Konzentrationspläne der imperialistischen Trustbourgeoisie ein-

zuspannen. 

Die Punkte 2, 3, 4 und 6 des „Notprogramms“ tragen alle einen verfassungsrechtlichen und verfas-

sungsändernden, auf die offene Diktatur des Trustkapitals hinzielenden Charakter. Die Deutschnati-

onale und die Deutsche Volkspartei haben bereits seit langem ganz konkrete Vorschläge in dieser 

Richtung entwickelt. Wenn man von der propagandistischen Forderung der Deutschnationalen Partei 

nach Einführung der Monarchie absieht, so lassen sich diese Vorschläge wie folgt zusammenfassen: 

Verstärkung der Macht des Reichspräsidenten; noch weitere Einschränkung der Rechte des Parla-

ments; vollständige Unabhängigkeit der Regierung von den Beschlüssen des Parlaments; Verringe-

rung des Einflusses der Arbeiter auf die Zusammensetzung des Parlaments durch Änderung des 

Wahlrechts usw. 

Alle diese Punkte werden im wesentlichen in das „Notprogramm“ übernommen. Nach ihm soll der 

Finanzminister gegenüber den Beschlüssen des Reichstags das Einspruchsrecht erhalten. Die Länder, 

Gemeinden und Gemeindeverbände sollen verpflichtet werden, dem Reichsfinanzminister jederzeit 

über ihre Einnahmen und Ausgaben Auskunft zu erteilen, und dieser soll das Einspruchsrecht in allen 

finanziellen Angelegenheiten erhalten. 

Dies bedeutet die tatsächliche Aufhebung der Reste der Selbstverwaltung, wie sie bereits der Reichs-

bankpräsident Schacht in seiner Bochumer Rede im November verlangt hat. 

Wie stellt sich die Sozialdemokratische Partei zu dieser Frage? Die Arbeiterschaft darf sich nicht 

beeinflussen lassen von dem agitatorischen 

Geschrei einiger zentristischer Demagogen, noch von der hier und da auftretenden Wahlagitation der 

SPD. Maßgebend für die Beurteilung kann nur die Linie der Sozialdemokratie sein, und diese wurde 

unwidersprochen in der Kieler Rede Hilferdings wie folgt formuliert: 

„Wir können in Deutschland nicht zu einer wirklichen Selbstverwaltung der Gemeinden kommen, solange wir 

nicht die Einheitlichkeit des Reiches haben. Was wir brauchen, ist eine Kontrolle der Selbstverwaltung – es 

gibt keine Selbstverwaltung ohne Kontrolle –, aber eine, die nach großen Gesichtspunkten vom Reich aus-

geht.“ 
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Die „großen Gesichtspunkte“ des Herrn Hilferding sind die der imperialistischen Trustbourgeoisie, 

sie decken sich vollständig mit den Forderungen Schachts. So wird die Sozialdemokratie zum Schritt-

macher der Knebelung jeder Arbeiterpolitik der Gemeinden. Sie tritt dafür ein, daß dem Reichsfi-

nanzminister, dem Beauftragten des Trustkapitals, die Waffen in die Hand gedrückt werden, jede 

Sozialpolitik in den Gemeinden zu unterbinden, die Entwicklung kommunaler Betriebe zu hindern 

und sie durch finanzielle Abschnürung dem Privatkapital in die Hände zu spielen. Mit diesen Maß-

nahmen sollen die Trustgewaltigen zu noch unumschränkteren Herren der Lebensbedingungen der 

gesamten Arbeiterschaft werden. Das  ist die „Sozialisierung“ der Hilferdinge. 

Die Arbeiterklasse, und zu einem großen Teil auch unsere Partei, erkennt noch nicht mit genügender 

Klarheit den planmäßigen Kurs der Bourgeoisie. Diese Einstellung kann, wenn sie nicht schnell über-

wunden [4] wird, zu einer Quelle neuer Niederlagen der Arbeiterklasse und der Partei werden. Schon 

das Jahr 1928 wird – gerade infolge der weiteren Radikalisierung der Massen und der zu erwartenden 

Linksentwicklung bei den Wahlen – eine verstärkte Offensive der Bourgeoisie in allen wirtschaftli-

chen und politischen Fragen bringen. Jede ökonomische Forderung der Arbeiter wird in immer stär-

kerem Maße durch Aussperrung und Drohung mit Stillegung seitens der Unternehmer beantwortet 

werden. Bei einem Nachlassen der Konjunktur wird sich dieses Vorgehen der Unternehmer zu Pro-

vokationen größten Umfanges steigern, wovon bereits das Vorgehen der Schwerindustriellen ein Bei-

spiel gibt. 

Die politischen Vorstöße der Kapitalisten in der Richtung einer Diktatur und des weiteren Ausbaues 

des „Werkes von Weimar“ werden dabei Formen annehmen, die die Herausbildung einer einheitli-

chen Kampffront der Arbeiter erschweren und sie zu spalten versuchen, um die Avantgarde nieder-

zuschlagen. Als ein wichtiges Mittel zur Erreichung dieses Zwecks dient der Bourgeoisie die Koali-

tionspolitik mit der Sozialdemokratie unter gleichzeitiger Durchführung ihrer weitergerichteten 

Kampfmaßnahmen gegen die Arbeiterklasse. 

Darum ergibt sich für die Partei die Aufgabe, den Kampf gegen die Bürgerblockregierung und das 

Programm der Trustmagnaten mit dem schärfsten Kampf gegen die Koalitionspolitik der Sozialde-

mokratie zu verbinden. 

Um kampffähig zu sein, muß die Partei selbst den Ernst der Situation erkennen und diese ihre Auf-

fassung klarer als bisher in die Massen tragen. Unter schärfster Herausarbeitung unserer politischen 

Linie müssen wir die Einheitsfronttaktik anwenden, um die sozialdemokratischen Arbeiter dem ver-

hängnisvollen Einfluß ihrer Führer zu entreißen. Dabei darf sich die Partei nicht auf den Kampf gegen 

die Führer der Sozialdemokratie und Gewerkschaften beschränken, sondern sie muß ihn auch gegen 

Jene Schicht von sozialdemokratischen Funktionären in Betrieben und Gewerkschaften organisieren, 

die die Verteidiger der Politik des Reformismus und das größte Hemmnis jeder Aktion der Arbeiter-

klasse sind. Die aktive Gegenwehr der Arbeiterklasse kann nur mit Durchbrechung dieses Walles 

entwickelt werden. 

* 

Die Liquidation des Trotzkismus*) 

Rt. Der XV. Parteitag der Kommunistischen Partei der Sowjetunion hat den Trotzkismus endgültig 

und unwiderruflich aus den bolschewistischen Reihen ausgemerzt. Tatsächlich geschah dies bereits 

durch die dem Parteitag vorangegangene Diskussion. Der Parteitag selbst hat durch den Ausschluß 

der trotzkistischen Opposition nichts weiter getan, als das einmütige Votum der Partei zum Beschluß 

erhoben. 

Die endgültige Trennung der bolschewistischen Partei von der trotzkistischen Gruppe hat ge -

s ch i ch t l i che  Bedeutung. Sie findet an einem Wendepunkt der Entwicklung der Geschichte nach 

dem Kriege statt, in einer Periode der Zuspitzung schärfster Klassengegensätze im Weltmaßstabe, in 

der Ära der unmittelbaren Vorbereitung des neuen imperialistischen Weltkriegs, des Heranreifens 

 
*) Die Zitate dieses Aufsatzes sind dem Referate des Genossen Stalin auf dem XV. Parteitag der KP. d. SU. entnommen. 
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einer neuen Welle proletarischer Revolutionen im Westen und nationaler Revolutionen in den Kolo-

nialländern. 

[5] In seinem Referat und Schlußwort begnügte sich Genosse Stalin nicht damit, den menschewisti-

schen Charakter der trotzkistischen Opposition an Hand der unmittelbaren konkreten Fragen des so-

zialistischen Aufbaues, der Bündnispolitik mit dem Bauerntum, der Wirtschaftspolitik des proletari-

schen Staates, der Politik der Partei des Landes der proletarischen Diktatur gegenüber der internatio-

nalen Arbeiterklasse und den unterdrückten Völkern in den Kolonien, kurz der gesamten Innen- und 

Außenpolitik des Arbeiterstaates aufzuweisen, sondern er entwickelte auf dem Parteitag der endgül-

tigen Trennung von der trotzkistischen Gruppe die gesamte Vergangenheit des Trotzkismus, sein 

Verhältnis zum Leninismus i n  a l l en  E t appen  der Revolution. Er wies nach, aus welchen Gründen 

der Trotzkismus, der als selbständiges System der Politik nichts mit dem Bolschewismus gemein hat, 

in ganz bestimmten und umgrenzten Perioden imstande war, sich dem Bolschewismus zu unterord-

nen, wenn auch stets mit prinzipiellen Vorbehalten. Die trotzkistische Gruppe, die auf dem Parteitag 

ausgeschlossen wurde, stand während aller Etappen der russischen Revolution bis zum Jahre 1917 

im heftigsten Kampfe gegen den Bolschewismus. Nur eines ermöglichte ihr das Aufgeben in den 

bolschewistischen Reihen währ end  der Oktoberrevolution: das Verschweigen des völligen Bank-

rotts ihrer vorrevolutionären Taktik und die Verhüllung dieses Bankrotts durch das brillante Feuer-

werk des revolutionären Tem per a m en t s  Trotzkis. Es ist mehr als eine Fälschung der geschichtli-

chen Wahrheit, wenn die Trotzkisten im Bunde mit der Sozialdemokratie vom „Ausschluß der alten 

Garde“ kreischen. Durchleuchtet man die Reihen der ausgeschlossenen Trotzkisten, so muß man fest-

stellen, daß sie alle bis zur Oktoberrevolution im heftigsten Kampfe gegen den Leninismus standen. 

Ein so prominenter Führer der Trotzkisten wie Rakowski gehörte während der ganzen Kriegsjahre zu 

den Menschewiken-Internationalisten unter Führung Martows! Ausgeschlossen wurde wirklich eine 

„alte Garde“ – aber nicht jene, die unter Führung Lenins kämpfte, sondern die a l t e  Ga r de  T ro t z -

k i s  An dieser geschichtlichen Tatsache ändert das Herabgleiten einiger alter Bolschewiken wie Si-

nowjew und Kamenjew zum Trotzkismus nichts. 

Wir wollen hier die Geschichte des Kampfes zwischen Trotzkismus und Bolschewismus vor und nach 

der Revolution nicht wiederholen. Dies wurde ausreichend getan. Nur zwei Etappen aus dieser Ge-

schichte verdienen besonders im Augenblick der endgültigen Trennung von der trotzkistischen 

Gruppe festgestellt zu werden, weil sie klarer als alles andere die unversöhnliche Feindschaft des 

Trotzkismus gegen den Leninismus beleuchten und den Nachweis führen, daß auch die Unterordnung 

des Trotzkismus im Jahre 1917 unter den siegreichen Bolschewismus vom  S t andpunk t e  de s  

T r o t zk i sm us  gesehen nicht anderes war als eine Tak t i k  de s  p r i nz ip i en l o sen  B l ocke s, des 

entscheidenden Charakterzugs seiner ganzen innerparteilichen Taktik. 

Als im Jahre 1912, bei Beginn der neuen revolutionären Welle in Rußland, Lenin den organisatori-

schen Bruch mit den Menschewisten vorbereitete und zu diesem Zwecke eine Konferenz der Bol-

schewiki nach Prag einberief, bildete Trotzki mit allen menschewistischen Gruppierungen den soge-

nannten Augustblock, an dessen Spitze er stand. Auf der Tagung dieses trotzkistischen Augustblocks 

wurde eine Erklärung an die Zweite Internationale abgefaßt, die folgenden Wortlaut hatte: 

„Die Beratung erklärt, daß diese Konferenz (die Konferenz der Bolschewiki im Jahre 1912 in Prag) einen 

offenen Versuch einer Gruppe von Personen, die die Partei ganz bewußt zur Spaltung trieben, darstellt, das 

Banner der Partei zu usurpieren, und sie bringt ihr tiefstes Bedauern darüber zum Ausdruck, daß einige Par-

teiorganisationen und Genossen diesem Betrug zum Opfer fielen und dadurch die spalterische und usurpatori-

sche Politik der Leninschen Sekte gefördert haben ...“ 

Das war die Stellung des Trotzkismus beim Beginne des neuen revolutionären Aufschwungs in Ruß-

land. Vergleicht man die Ideologie dieser prinzipiellen trotzkistischen Erklärung mit den zahlreichen 

trotzkistischen [6] Plattformen zum XV. Parteitag, so muß man feststellen, daß der Kern der trotzkis-

tischen Einstellung zum Bolschewismus an dem neuen Wendepunkt der Geschichte sich als völlig 

unversehrt erwiesen hat, daß  d i e  Hof f nung, d i e  T r o tzk i-Gr uppe  nach  dem  S i ege  de r  

Revo l u t i on  a n  d i e  l en i n i s t i s che  Partei a s s i mi l i e r en  z u  könne n, e i ne  t r üge r i s che  

wa r. 
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Und eine zweite „historische Reminiszenz“, die die Ideologie des Trotzkismus an der Schwelle des 

Eintritts in die bolschewistische Partei beleuchtet. Gerade vor der Oktoberrevolution des Jahres 1917 

gab Trotzki in Leningrad seine alte Broschüre „Friedensprogramm“ heraus, in der es heißt: 

„Ohne auf die anderen zu warten, beginnen wir den Kampf und setzen ihn auf nationalem Boden in der festen 

Zuversicht fort, daß unsere Initiative den Anstoß zum Kampf in anderen Ländern geben wird; wenn dies aber 

nicht geschehen sollte, so wäre es hoffnungslos, zu glauben – davon zeugen die Erfahrungen der Geschichte 

wie theoretische Erwägungen – daß z. B. d a s  r e v o l u t i o n ä r e  R u ß l a n d  d e m  k o n s e r v a t i v e n  E u r o p a  

w i d e r s t e h e n  k ö n n t e  ...“ 

Das war der entscheidende trotzkistische Vorbehalt, die trotzkistische Abgrenzung von dem ge-

schichtlichen Inhalt der Leninschen Losungen zum bewaffneten Aufstand. Die bolschewistische Par-

tei und ihr Führer Lenin gingen ohne Vorbehalte an die Organisierung der proletarischen Revolution. 

In seinem „Kriegsprogramm der proletarischen Revolution“, das im Dezember 1917 erschien, schrieb 

Lenin zu der von Trotzki in seinem Friedensprogramm angeschnittenen Frage: 

„Der in einem Lande siegende Sozialismus schließt keineswegs mit einem Male alle Kriege aus, im Gegenteil, 

er setzt sie voraus. Die Unterdrückung des Kapitalismus vollzieht sich in den verschiedenen Ländern höchst 

ungleichmäßig. Dies kann bei einer Warenproduktion auch nicht anders sein. Hieraus die unwiderlegliche 

Schlußfolgerung: der Sozialismus kann nicht gleichzeitig in allen Ländern siegen; er wird zuerst in einem oder 

einigen Ländern siegen u n d  d i e  a n d e r e n  L ä n d e r  w e r d e n  e i n e  Z e i t l a n g  b ü r g e r l i c h e  o d e r  v o r -

b ü r g e r l i c h e  b l e i b e n  ...“ 

Lenin und seine Partei gingen in den Aufstand mit der Losung, daß die russische Arbeiterklasse durch 

die Eroberung der Macht in ihrem Lande der Arbeiterklasse der übrigen Länder, in denen die revolu-

tionäre Entwicklung noch rückständiger war, helfen müsse, die proletarische Revolution zu beginnen 

und durchzuführen. Trotzki ging von einer en tgegengese t z t en  Plattform aus. Ihn dünkte das 

Schicksal der russischen Revolution besiegelt, wenn sie infolge der revolutionären Rückständigkeit 

des Westens eine Zeitlang isoliert bleiben müßte. Der Grundwiderspruch zwischen diesen beiden 

Auffassungen der proletarischen Revolution reproduzierte die Verschärfung der Gegensätze zwi-

schen Trotzkismus und Leninismus nach der Eroberung der Macht, führte sie an der Schwelle der 

neuen Ära der Kriege und Revolutionen auf den Gipfelpunkt und trieb mit unwiderstehlicher Konse-

quenz zur völligen Abspaltung der trotzkistischen Gruppe von der bolschewistischen Partei. 

In seinem Referat zitierte Genosse Stalin den Ausspruch eines parteilosen Arbeiters, der im Begriff 

war, in die bolschewistische Partei einzutreten, über das Wesen der Differenzen zwischen dem Trotz-

kismus und der Parteimehrheit. Er sagte: 

„Früher suchten wir, worin die Meinungsverschiedenheiten zwischen der Opposition und der Parteimehrheit 

bestehen. Heute findet man aber kaum etwas, worin sie mit der Partei einig ist. Die Opposition ist in allen 

Fragen gegen die Partei. I c h  w ü r d e  d e s h a l b, w e n n  i c h  A n h ä n g e r  d e r  O p p o s i t i o n  w ä r e, n i c h t  

i n  d i e  P a r t e i  e i n t r e t e n.“ 

[7] Dieser Ausspruch des Leningrader Arbeiters umfaßt erschöpfend das Wesen der trotzkistischen 

Opposition. S i e  ha t  n i ch t  b l oß  t ak t i s che  Me i nungsve r sch iedenhe i t en  m i t  de r  Pa r t e i  

i n  de r  e i nen  ode r  ande r en  F rag e, sonde r n  e i n  e igenes  be sonde r e s  P r og r a mm. Die 

Logik ihrer Ideologie ist nicht der Kampf für die Einheit der Partei, sondern de r  Appe l l  zum 

Aus t r i t t  au s  de r  Pa r t e i, de r  Ver such  i h re r  Spa l t un g. Man muß den Zusammenhang zwi-

schen den trotzkistischen Demonstrationen am 7. November und der programmatischen Stellung des 

Trotzkismus zu den Grundfragen der proletarischen Diktatur begreifen. Das eine ergänzt das andere. 

Das eine wäre ohne das andere unmöglich. 

Der Trotzkismus negiert die Möglichkeit des sozialistischen Aufbaues in einem Lande, auch in den 

durch die Möglichkeit einer imperialistischen Intervention gezogenen Grenzen. Er bezweifelt das 

Bestehen der Diktatur des Proletariats in der Sowjetunion und kommt infolgedessen zu der Konse-

quenz des Appells der Arbeiterklasse gegen den Staat, zur Theorie der themidorianischen Entartung, 

des Clemenceauismus. Der Trotzkismus negiert im Grunde die Möglichkeit des Bündnisses zwischen 

Proletariat und Mittelbauern und kommt infolgedessen zu einer Wirtschaftspolitik, die zur Sprengung 

dieses Bündnisses führen müßte. In Konsequenz all dieser Auffassungen kommt der Trotzkismus zur 
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Anzweiflung des proletarischen Charakters der russischen Revolution und sinkt infolgedessen auf 

das Niveau der menschewistischen Positionen zur russischen Revolution herab. 

In den Fragen der internationalen Politik negiert der Trotzkismus bei der Leitung der kolonialen Re-

volutionen die Möglichkeit eines Blockes mit den nationalen Bourgeoisien der kolonialen Länder, 

wenn diese einen Krieg gegen den Imperialismus führen, und gelangt infolgedessen zu einer Politik 

des Abenteurertums, der Erstickung der Ansätze der Hegemonie des Proletariats in den Revolutionen 

der kolonialen Länder. In ihrer Einstellung zur internationalen Arbeiterbewegung begab sich der 

Trotzkismus auf den Boden einer völlig falschen Einschätzung der Grundtendenzen der politischen 

Entwicklung der Arbeiterschaft, des pessimistischen Liquidatorentums, des Verkennens der Rolle der 

Kommunistischen Partei in den kapitalistischen Ländern und infolgedessen in ein Bündnis mit allen 

Renegaten des Kommunismus in allen Ländern, von Maslow und Ruth Fischer über Korsch und Frey 

zu Souvarine. 

D i e  o r gan i s a t o r i sche  Tak t i k  de s  T r o t zk i sm us  i s t  e i ne  l og i sche  Konsequenz  s e i -

ne r  ge samt en  I deo log i e. Trotzki, der den Haß der russischen und der revolutionären westeuro-

päischen Arbeiter gegen sein eigenes politisches System wohl kennt, versuchte sich mit dem Mantel 

der alten Bolschewiken Sinowjew und Kamenjew zu drapieren. Aber dieser von beiden Seiten gleich 

prinzipienlose Block wurde nicht dem Bolschewismus zum Verhängnis, sondern dem Trotzkismus. 

Er verstärkte die Abwehrkraft der Partei, spaltete den Trotzkismus und schuf selbst die besten Vo-

raussetzungen für seine endgültige Liquidierung. 

* 

Das Auftreten der trotzkistischen Opposition auf dem XV. Parteitag bewies in vollem Umfange so-

wohl seine absolute Prinzipienlosigkeit als auch seinen völligen inneren Zerfall. Während die unent-

wegten Trotzkisten wie Rakowski zwar auch nicht offen die parteifeindlichen Aktionen der Opposi-

tion zu verteidigen wagten, aber doch noch in irgendeiner Form ihr trotzkistisches Glaubensbekennt-

nis vertraten, versuchte Kamenjew unter Verschweigung der politischen Fragen auf die Tränendrüsen 

der Parteidelegierten zu wirken. Nichts charakterisiert besser das Abenteurertum der trotzkistischen 

Opposition als gerade die Rede des Genossen Rakowski, in der er sagte: 

„Als man uns aus Peking vertrieb, als man uns in London provozierte, glaubt ihr nicht, daß dies unter anderen 

Bedingungen der Anlaß dazu gewesen wäre, um mit einem würdigen revolutionären Widerstand [8] zu ant-

worten? Und hier unterstellt man mir die Frage, etwa mit dem Krieg? J a, G e n o s s e n, a u c h  m i t  K r i e g! 

Denn wir sind ein revolutionärer proletarischer Staat und nicht eine Sekte von Tolstoianern.“ 

Es ist in einem kommunistischen Organ überflüssig, gegen eine solche Argumentation zu polemisie-

ren. Es ist klar, daß sie nichts mit revolutionärer Taktik zu tun hat, aber es ist ebenso klar, daß sie 

Geist vom Geiste des Trotzkismus ist. Trotzki unterzeichnete 1917 nicht den Brest-Litowsker Vertrag 

und schädigte damit die Revolution. Sein Freund Rakowski fordert die Beantwortung der imperialis-

tischen Provokationen durch Krieg. Wie in allen anderen Fragen ist auch in dieser Frage der Trotz-

kismus sich treu geblieben. 

Ganz andere Töne schlug Kamenjew an, der den Parteitag aufforderte, „diese Periode in der Ge-

schichte der Partei zu liquidieren“, und als seine Losung proklamierte: Zurück in die Partei um jeden 

Preis! Er verschwieg sorgfältig den prinzipienlosen Block mit den Trotzkisten, er unterschlug die 

politischen Streitfragen, er vergaß die gemeinsamen Demonstrationen gegen die Partei und gegen den 

Staat und forderte unter Berufung auf die „Traditionen des Bolschewismus“ die Generalamnestie für 

die reuigen Sünder. 

Genosse Stalin kennzeichnete die Rede Kamenjews als die „verlogenste, pharisäerhafteste, falscheste 

und spitzbübischste unter allen oppositionellen Reden“. 

Fünf Erklärungen hatte die trotzkistische Opposition in der Zeit vom 8. August bis zum 18. Dezember 

abgegeben. Am 8. August unterwarf sie sich den Beschlüssen der Parteikonferenz, forderte zur Auf-

lösung der Fraktionen auf, vollzog äußerlich die Trennung von ihren ausländischen Renegatenagen-

turen von Maslow bis zu Souvarine. Sie behandelte diese Erklärung wie einen Fetzen Papier, genau 
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so wie die Erklärung vom 16. Oktober für sie nichts als eine Waffe zum Kampfe gegen die Partei 

war. Es scheint, daß gerade jene alten Bolschewiken, die sich mit den Trotzkisten verbündet haben 

jene Methoden, die Lenin im Kampfe gegen den Klassenfeind für möglich erachtete, ausschließlich 

auf die bolschewistische Partei anzuwenden bemüht sind. Auf die Erklärung vom 18. August und 16. 

Oktober folgte die Erklärung vom 3. Dezember, die von der gesamten trotzkistischen Opposition 

einmütig abgegeben und vom Parteitag ebenso einmütig abgelehnt wurde. Am 16. Oktober erschien 

die trotzkistische Opposition in zwei Kolonnen. Die eine marschierte offen unter den Fahnen des 

Trotzkismus, die andere versuchte, die trotzkistische Fahne in billige Phrasen von Unterwerfung und 

Parteidisziplin einzurollen. Erst am 18. Dezember nach Ausschluß von 75 Führern des trotzkistischen 

Blockes, erfolgte die Erklärung der Sinowjew-Gruppe, die die völlige Unterwerfung unter die Partei, 

„die völlige organisatorische und ideologische Abrüstung“ aussprach. Der prinzipienlose Block zer-

brach in seine beiden nicht minder prinzipienlosen Bestandteile. 

* 

Der XV. Parteitag konnte weder die trotzkistische Erklärung akzeptieren, die die organisatorische 

fraktionelle Abrüstung versprach und für sich das Recht der Vertretung ihrer trotzkistischen Ansich-

ten beanspruchte. Der Partei mußte die völlige ideologische Unterwerfung, die Anerkennung der Not-

wendigkeit des Kampfes gegen den Trotzkismus verlangen, weil der Trotzkismus keine taktische 

Abweichung, sondern ein menschewistisches Parteiprinzip ist. Der XV. Parteitag konnte aber, wenn 

er nicht den Weg der unerschütterlichen Einheit der Leninschen Partei verlassen wollte, die Erklärung 

der Sinowjew-Gruppe auch nach der Spaltung des prinzipienlosen Blockes nicht zur Kenntnis neh-

men, da dieselbe Gruppe noch zehn Tage zuvor für das Recht der Beibehaltung ihrer trotzkistischen 

Ideologie gekämpft hatte, we i l  e r  zum  Ausd ruck  b r i ngen  m uß t e, daß  da s  Ve r b r echen  

de r  S i nowj ew  und  K am en jew  gegen  d i e  [9] Kom muni s t i s che  Pa r t e i  und  d i e  Ko m -

m un i s t i s che  I n t e r na t i ona l e  n i ch t  m i t  Er k l ä r ungen  aus  de r  Gesch i ch t e  de r  Revo -

l u t i on  ge lö sch t  we rden  kan n. 

Der Parteitag hat diese letzte Gruppe auf den Weg der individuellen Rückkehr in die Partei durch 

aktive Beweise der prinzipiellen Umkehr vom Trotzkismus zum Leninismus gewiesen. Die nächsten 

Monate werden lehren, ob die Erklärung der Sinowjew-Gruppe ein neues taktisches Manöver oder 

ein prinzipieller Bruch mit der gesamten Politik Sinowjews und seiner Freunde im Laufe der letzten 

zwei Jahre war. Die a l t e  Ga r de  T r o t zk i s  s che i n t  e s  vo r zuz i ehe n, den  W e g  de s  K l a s -

s e n f e i ndes  zu gehen, auch weiterhin das objektive Instrument der „dritten Macht“, des unzufrie-

denen Bourgeois und Kulaken, gegen die proletarische Diktatur zu bleiben. Die Partei Lenins, die auf 

ihrem XV. Parteitag einen gigantischen Beweis ihrer unbeugsamen Prinzipienfestigkeit und Verbun-

denheit mit dem russischen Proletariat wie mit dem Schicksal der Weltrevolution gegeben hat, wird 

nicht davor zurückschrecken, auch die Überreste des Trotzkismus so zu liquidieren, wie dies in den 

Jahren 1918 und 1919 mit dem Menschewismus geschah. 

De r  XV. P a r t e i t ag  ve r wa l t e t e  t r eu  da s  E r be  Len i ns. E r  be s i ege l t e  d i e  Ausm er zung  

de s  T r o t zk i sm us  aus  de r  r u s s i s chen  Revo l u t i o n! 

* 

Gewalt und Gesetzmäßigkeit  
Von R o s a  L u x e m b u r g  

Wir entnehmen diesen Aufsatz dem soeben im Internationalen Arbeiterverlag, Berlin, erschienenen 

Band IV der Gesammelten Werke Rosa Luxemburgs „Gewerkschaftskampf und Massenstreik“. 

Der Aufsatz erschien im Mai 1902 in der „Neuen Zeit“ als Teil einer umfassenden Kritik des belgi-

schen Generalstreiks für das gleiche Wahlrecht. Die belgische Sozialdemokratie hatte diesen Streik 

unter dem Druck der Arbeiterklasse geführt und mehr mit der Absicht, dem ungestümen Drang der 

proletarischen Massen ein Ventil zu öffnen, als das Ziel zu erreichen. Die Taktik der Partei war 

gekennzeichnet durch das Bestreben, den gesetzlichen Rahmen streng einzuhalten und keinesfalls 

ihr politisches Bündnis mit den Liberalen zu brechen. Es handelte sich also um den Versuch, ein 

revolutionäres Kampfmittel im Rahmen einer reformistischen Politik anzuwenden. Die Folge war 

eine schwere Niederlage in dem Augenblick, als die Liberalen vor der Reaktion zu Kreuze krochen 

und dem kämpfenden Proletariat in den Rücken fielen. 
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Rosa Luxemburg gab in ihrer Kritik dieser Taktik zugleich die erste marxistische Begründung des 

Massenstreiks als revolutionäres Kampfmittel der Arbeiterklasse. Im besonderen gehört der vorlie-

gende Aufsatz zu einer Antwort an Emile Vandervelde, der die belgische Taktik gegen Rosa Lu-

xemburgs Kritik zu rechtfertigen suchte. 

Auf die historische B e d e u t u n g  und auf die historische B e d i n g t h e i t  von R. Luxemburgs The-

orie des Gewerkschaftskampfs und der Gewerkschaftsorganisation werden wir bei der Besprechung 

des neuen Bandes der Gesammelten Werke zurückkommen. 

Trotzdem bereits soviel in der letzten Zeit von der endgültigen Unbrauchbarkeit der revolutionären 

Mittel alten Stils geredet wurde, so ist es bis jetzt nie klar ausgesprochen worden, was man eigentlich 

unter diesen Mitteln versteht und womit man sie ersetzen will. 

Gewöhnlich, so auch aus Anlaß der belgischen Niederlage, pflegt man den „revolutionären Mitteln“, 

d. h. in der Hauptsache der gewaltsamen Straßenrevolution, die a l l t äg l i che  Or gan i s a t i on  und  

Auf k l ä r ung  der Arbeitermassen entgegenzustellen. Ein solches Verfahren ist jedoch aus dem ein-

fachen Grunde verfehlt, weil Organisation und Aufklärung an sich noch kein Kampf, sondern bloß 

Vorbereitungsmittel zum Kampf und als solche sowohl für eine Revolution wie für jede andere Form 

des Kampfes notwendig sind. Organisation und Aufklärung machen an sich noch ebensowenig den 

po l i t i s chen  Kampf überflüssig, wie die Bildung von Gewerkschaften und Sammlung von Beiträgen 

die Lohnkämpfe und [10] Streiks überflüssig machen. Was man in Wirklichkeit einander entgegen-

stellt, indem man, im Gegensatz zu „revolutionären Mitteln“, die Vorzüge der Organisation und Auf-

klärung anpreist, ist: einerseits gewaltsame Revolution, andererseits gesetzliche Reform, Pa r l am en-

t a r i sm u s. „Es ist möglich, aus dem Kapitalismus zum Kommunismus durch eine Reihe sozialer For-

men, rechtlicher und wirtschaftlicher Einrichtungen überzugehen, und deshalb ist es unsere Pflicht, 

vor dem Parlament diese logische Progression zu entwickeln.“ In diesen Worten Jaurès („Petit 

République“ vom 11. Februar 1902) ist die obige Auffassung klar und deutlich formuliert, ebenso wie 

in der anderen Erklärung von ihm, „die einzige Methode, die dem Proletariat bleibt, sei diejenige der 

gesetzlichen Organisation und ge se t z l i chen  Akt i o n“. („Petit République“ vom 15. Februar 1902.) 

Es ist für die Klärung der Frage äußerst wichtig, dies von vornherein festzuhalten, um alle Selbstver-

ständlichkeiten über den Nutzen der Organisation und der Aufklärung der Massen aus dem Diskus-

sionsfeld zu räumen und die Auseinandersetzung auf den einzigen wirklichen Streitpunkt zu konzent-

rieren. 

Was uns vor allem an dem festen Entschluß, jeden Gebrauch der Gewalt im proletarischen Kampf 

durch die parlamentarische Aktion zu ersetzen, merkwürdig erscheint, ist die Vorstellung von einer 

willkürlichen Revo l u t i onsm ache r e i. Nach dieser Auffassung werden Revolutionen, offenbar je 

nachdem sie als nützlich oder als überflüssig und schädlich erkannt sind, gemacht oder unterlassen, 

vorbereitet oder ad acta gelegt, und es kommt nur darauf an, welche Überzeugung jetzt in der Sozi-

aldemokratie die Oberhand gewinnt, damit Revolutionen in kapitalistischen Ländern fernerhin zu-

stande kommen oder nicht. So sehr jedoch die legalistische Theorie (Theorie der unbedingten Ge-

setzlichkeit) des Sozialismus die Macht der Arbeiterpartei in anderen Stücken unterschätzt, so sehr 

überschätzt sie sie in diesem Punkte. 

Die Geschichte aller bisherigen Revolutionen zeigt uns, daß gewaltsame Volksbewegungen, weit ent-

fernt, ein willkürliches, bewußtes Produkt der sogenannten „Führer“ oder der „Parteien“ zu sein, wie 

sich der Polizist und der offizielle bürgerliche Historiker einbilden, vielmehr ganz elementare, mit 

Naturgewalt sich durchsetzende soziale Phänomene sind, die ihre Quelle in dem Klassencharakter 

der modernen Gesellschaft haben. An dieser Sachlage hat sich zunächst durch des Aufkommen der 

Sozialdemokratie noch nichts geändert, und auch ihre Rolle besteht nicht darin, der geschichtlichen 

Entwicklung des Klassenkampfs Gesetze vorzuschreiben, sondern umgekehrt darin, sich ihren Ge-

setzen und dadurch diese sich dienstbar zu machen. Wollte sich die Sozialdemokratie proletarischen 

Revolutionen widersetzen, falls diese eine geschichtliche Notwendigkeit sind, so wäre das einzige 

Ergebnis dies, daß die Sozialdemokratie sich aus einer Führerin in eine Nachläuferin oder in ein ohn-

mächtiges Hindernis des Klassenkampfs verwandeln würde, der sich schließlich wohl oder übel ohne 

sie und gegen sie im gegebenen Augenblick durchsetzen müßte. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 11 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

Es genügt, sich diese einfachen Tatsachen zu vergegenwärtigen, um einzusehen, daß die Frage: Re-

volution oder rein gesetzlicher Übergang zum Sozialismus nicht eine Frage der sozialdemokratischen 

Tak t i k, sondern vor allem eine Frage der gesch i ch t l i chen  En t wi ck l ung  ist. Mit anderen 

Worten: indem unsere Opportunisten die Revolution aus dem proletarischen Klassenkampf eliminie-

ren (ausmerzen), dekretieren sie damit zugleich nicht mehr und nicht weniger, als daß die Gewalt 

aufgehört hat, ein Faktor der modernen Geschichte zu sein. 

Dies der theoretische Kern der Frage. Man braucht die obige Ansicht nur zu formulieren, damit ihr 

Wahnwitz in die Augen springt. Die Gewalt hat nicht nur mit dem Aufkommen der bürgerlichen 

„Gesetzmäßigkeit“, des Parlamentarismus, nicht aufgehört, eine geschichtliche Rolle zu spielen, son-

dern sie ist heute genau so gut wie in allen früheren Epochen die Basis der bestehenden politischen 

Ordnung. Der ganze kapitalistische Staat beruht auf der Gewalt, und seine m i l i t ä r i s ch e Organisa-

tion ist an sich ein genügender, faustdicker Beweis dafür, den zu übersehen ein wahres Kunst-

[11]stück des opportunistischen Doktrinismus ist. Aber auch die Domänen der „Gesetzmäßigkeit“ 

selbst liefern dafür bei näherem Zusehen Beweise genug. Sind Chinakredite nicht von der „Gesetz-

mäßigkeit“, vom Parlamentarismus gelieferte Mittel zu Gewaltakten? Sind Gerichtsurteile wie das 

Löbtauer*) nicht „gesetzliche“ Ausübung der Gewalt? Ja, fragen wir besser: worin besteht eigentlich 

die ganze Funktion der bürgerlichen Gesetzlichkeit? 

Wenn ein „freier Bürger“ von einem anderen gegen seinen Willen zwangsweise in ein enges, un-

wohnliches Gelaß gesteckt und dort eine Zeitlang gehalten wird, so versteht jeder, daß dies ein Ge-

waltakt ist. Sobald jedoch die Operation auf Grund eines gedruckten Buches, genannt Strafkodex, 

geschieht und das Gelaß „königlich preußisches Gefängnis oder Zuchthaus“ heißt, dann verwandelt 

sie sich in einen Akt der friedlichen Gesetzlichkeit. Wenn ein Mensch von einem andern gegen seinen 

Willen zur systematischen Tötung von Nebenmenschen gezwungen wird, so ist es ein Gewaltakt. 

Sobald aber dasselbe „Militärdienst“ heißt, bildet sich der gute Bürger ein, im vollen Frieden der 

Gesetzlichkeit zu atmen. Wenn eine Person von einer andern gegen ihren Willen um einen Teil ihres 

Besitzes oder Verdienstes gebracht wird, so zweifelt kein Mensch, daß ein Gewaltakt vorliegt, heißt 

aber dieser Vorgang „indirekte Steuererhebung“, dann liegt bloß eine Ausübung der geltenden Ge-

setze vor. 

Mit einem Wort: was sich uns als bürgerliche Gesetzmäßigkeit präsentiert, ist nichts anderes als die 

von vornherein zur verpflichtenden Norm erhobene Gewalt der herrschenden Klasse. Ist diese Fest-

legung der einzelnen Gewaltakte zur obligatorischen Norm einmal geschehen, dann mag die Sache 

sich im bürgerlichen Juristenhirn und nicht minder im sozialistischen Opportunistenhirn auf den Kopf 

gestellt bespiegeln: die „gesetzliche Ordnung“ als eine selbständige Schöpfung der „Gerechtigkeit“ 

und die Zwangsgewalt des Staates bloß als eine Konsequenz, eine „Sanktion“ der Gesetze. In Wirk-

lichkeit ist umgekehrt die bürgerliche Gesetzlichkeit (und der Parlamentarismus als die Gesetzlichkeit 

im Werden) selbst nur eine bestimmte gesellschaftliche Erscheinungsform der aus der ökonomischen 

Basis emporgewachsenen politischen Gewalt der Bourgeoisie. 

Daran ist nun das Phantastische der ganzen Theorie des sozialistischen Legalismus zu messen. Wäh-

rend die herrschenden Klassen in vollem Umfang, in ihrem ganzen Tun und Lassen sich auf die Ge-

walt stützen, soll das Proletariat allein im Kampfe gegen diese Klassen auf den Gebrauch der Gewalt 

von vornherein und ein für allemal verzichten. Und zwar welches fürchterliche Schwert soll ihm als 

Waffe zur Niederzwingung der herrschenden Gewalt dienen? Dieselbe Gesetzlichkeit, in der sich die 

Gewalt der Bourgeoisie zu einer herrschenden, zur gesellschaftlichen Norm stempelt! 

Freilich, dieses Gebiet der bürgerlichen Gesetzlichkeit des Parlamentarismus ist nicht nur ein Herr-

schaftsfeld für die kapitalistische Klasse, sondern auch der Kampfboden, worauf die Gegensätze zwi-

schen Proletariat und Bourgeoisie zum Austrag kommen. Allein, da für die Bourgeoisie die Rechts-

ordnung nur ein Ausdruck ihrer herrschenden Gewalt ist, so kann der parlamentarische Kampf für 

 
*) 1899 wurden Löbtauer Arbeiter wegen Landfriedensbruchs bei einem Streik zu Zuchthausstrafen bis zu zehn Jahren 

verurteilt. 
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das Proletariat nur das Streben sein, auch seinerseits seine Gewalt zur Herrschaft zu bringen. Steht 

hinter unserer gesetzlichen, parlamentarischen Tätigkeit nicht die Gewalt der Arbeiterklasse, jederzeit 

bereit im Notfall in Aktion zu treten, dann verwandelt sich die parlamentarische Aktion der Sozialde-

mokratie in einen ebenso geistreichen Zeitvertreib, wie z. B. das Wasserschöpfen mit einem Siebe. 

Die „Realpolitiker“, die unausgesetzt auf die „positiven Erfolge“ der parlamentarischen Tätigkeit der 

Sozialdemokratie hinweisen, um sie als ein Argument gegen die Notwendigkeit und Nützlichkeit der 

Gewalt im Arbeiterkampf auszuspielen, bemerken gar nicht, daß diese Erfolge selbst bei aller Gering-

fügigkeit doch nur als ein Produkt der unsichtbaren, latenten Wirkung der Gewalt zu betrachten sind. 

[12] Aber nicht genug. Die Tatsache, daß auf dem Grunde der bürgerlichen Gesetzlichkeit doch nur 

wieder die Gewalt liegt, kommt in den Wechselfällen der eigenen Geschichte des Parlamentarismus 

zum Ausdruck. 

Praktisch äußert sich das in der handgreiflichen Tatsache, daß, falls die herrschenden Klassen einmal 

im Ernst glauben könnten, hinter unseren Parlamentariern ständen nicht zur Aktion im gegebenen 

Falle bereite Volksmassen, die revolutionären Köpfe und die revolutionären Zungen wären nicht im-

stande, oder hielten es nicht für zweckmäßig, im gegebenen Falle revolutionäre Fäuste zu regieren, 

daß in diesem Falle der Parlamentarismus selbst und die ganze Gesetzlichkeit uns früher oder später 

als Boden des politischen Kampfes unter den Füßen weggezogen würden. Dies beweist in positiver 

Weise das Schicksal des Wahlrechts in Sachsen wie in negativer Weise das des Reichstagswahlrechts. 

Es wird wohl niemand zweifeln, daß das so häufig bedrohte allgemeine Wahlrecht in Deutschland 

nicht etwa aus Rücksicht auf den deutschen Liberalismus, sondern hauptsächlich aus Furcht vor der 

Arbeiterklasse, aus Überzeugung, daß die Sozialdemokratie h i e r  keinen Spaß versteht, nicht eska-

motiert wird. Und ebenso wird auch der größte Fanatiker der Gesetzlichkeit nicht zu bestreiten wagen, 

daß, falls man uns eines Tages das allgemeine Reichstagswahlrecht doch eskamotieren sollte, die 

deutsche Arbeiterklasse keineswegs von bloßen „gesetzlichen Protesten“, sondern vielmehr von ge-

waltsamen Mitteln früher oder später die Zurückeroberung des gesetzlichen Kampfbodens würde er-

hoffen dürfen. 

So wird die Theorie des sozialistischen Legalismus schon durch die praktischen Eventualitäten ad 

absurdum geführt. Die Gewalt erscheint, weit entfernt, durch die „Gesetzlichkeit“ entthront zu sein, 

vielmehr als der eigentliche Schirmherr, genauer als die Basis der Gesetzlichkeit – s owoh l  auf der 

Seite der Bourgeoisie wie auf der des Proletariats. 

Und umgekehrt erweist sich die Gesetzlichkeit als das ständigen Schwankungen unterworfene Pro-

dukt der jeweiligen Machtverhältnisse unter den kämpfenden Klassen. Bayern wie Sachsen, Belgien 

wie das Deutsche Reich sind ebenso viele Beispiele aus der allerletzten Zeit dafür, daß die parlamen-

tarischen Bedingungen des politischen Kampfes gewährt oder verweigert, aufrechterhalten oder zu-

rückgenommen werden, je nachdem dabei die Interessen der herrschenden Klasse in der Hauptsache 

gesichert werden können oder nicht, ferner, je nachdem die latente Gewalt der Volksmassen als 

Sturmbock oder ausreichende Schutzwehr ihre Wirkung ausübt. 

Kann aber somit die Gewalt als Mittel der De fens i ve  zum Schutze des parlamentarischen Besitz-

standes in gewissen äußersten Fällen nicht entbehrt werden, dann ergibt sie sich nicht minder als das 

in bestimmten Fällen unersetzliche Mittel der Of f ens i ve  dort, wo das gesetzliche Terrain des Klas-

senkampfs erst zu erobern ist. 

Die Versuche der Revision der „revolutionären Mittel“ im Anschluß an die jüngsten belgischen Er-

eignisse sind vielmehr die merkwürdigste Probe der politischen Konsequenz, der der revisionistische 

Drang überhaupt seit Jahren zum besten gegeben hat. Selbst wenn man von einem Fiasko der „revo-

lutionären Mittel“ im Sinne der Gewalt in der belgischen Kampagne sprechen könnte, so setzt die 

summarische Verurteilung dieser Mittel auf Grund der einen belgischen Niederlage offenbar voraus, 

daß der Gebrauch der Gewalt im Arbeiterkampf unbedingt eine Garantie des Erfolges unter allen 

Umständen und in jedem Falle geben müsse. Es ist klar, daß, dürfte man in dieser Weise schlußfol-

gern, wir längst zum Beispiel den gewerkschaftlichen Kampf, die Lohnkämpfe hätten ad acta legen 

müssen, denn diese haben uns gewiß schon unzählige Niederlagen eingebracht. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 13 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

Das Merkwürdigste liegt jedoch darin, daß in dem belgischen Kampf, der die Wirkungslosigkeit der 

Gewaltmittel bewiesen haben soll, von Gewalt seitens der Arbeiter – wenn man nicht mit der Polizei 

den ruhigen Streik schon zu einer Gewalttat stempelt – nicht der geringste Gebrauch gemacht worden 

ist! Und gerade deshalb beweist die belgische Niederlage das direkte Gegenteil von dem, was man 

ihr unterschieben will: Sie beweist, daß in Belgien gegenwärtig das allgemeine gleiche Wahlrecht, 

nach allem zu [13] urteilen, angesichts des Verrats der Liberalen wie der Entschlossenheit des Kleri-

kalismus zu den äußersten Mitteln, ziemlich wenig Aussicht hat, ohne  Gewaltanwendung errungen 

zu werden. Ja, sie beweist noch mehr! Sie beweist, daß, wenn sogar so elementare, rein bürgerliche, 

nicht im geringsten über den Rahmen der bestehenden Ordnung hinausgehende parlamentarische For-

men wie ein gleiches Wahlrecht auf friedlichem Wege nicht zu erobern sind, daß, wenn die herrschen-

den Klassen schon zum Widerstand gegen eine im kapitalistischen Staat selbstverständliche rein bür-

gerliche Reform an die nackte Gewalt ihrerseits appellieren, daß angesichts dessen alle Spekulationen 

auf eine friedliche, parlamentarische Abschaffung der kap i t a l i s t i s chen  S t aa t sgewa l t, der gan-

zen Klassenherrschaft, nichts als eine lächerliche Phantasie aus der politischen Kinderstube sind. 

Und noch eins beweist die belgische Niederlage! Sie beweist wieder einmal, daß, wenn die sozialis-

tischen Legalisten die bürgerliche Demokratie als die berufene historische Form zur allmählichen 

Verwirklichung des Sozialismus betrachten, sie nicht nur mit einer konkreten Demokratie, einem 

konkreten Parlamentarismus operieren, wie sie hienieden auf Erden ihr tristes und schwankes Dasein 

führen, sondern mit einer eingebildeten, abstrakten Demokratie, die, über allen Klassen stehend, in 

ewigem Fortschritt und stetem Wachstum ihrer Macht begriffen ist. 

Ganz phantastische Unterschätzung der wachsenden Reaktion und ebenso phantastische Überschät-

zung der Errungenschaften der Demokratie gehören hier zueinander und ergänzen einander auf das 

glücklichste. Jaurès schweigt inmitten der winzigen Reformen Millerands und der mikroskopischen 

Erfolge des Republikanismus und erklärt jede Vorlage über eine Reform des Gymnasialunterrichts, 

jedes Projekt einer Arbeitslosenstatistik für ebensoviele Grundsteine der sozialistischen Ordnung. Er 

erinnert dabei ganz an seinen Landsmann Tartarin aus Tarascon, der in seinem exotischen „Wunder-

garten“ zwischen den Blumentöpfen mit fingergroßen Bananen, Baobabs und Kokospalmen sich ein-

bildet, daß er unter dem kühlen Schatten eines tropischen Urwaldes lustwandelt. 

Und unsere Opportunisten stecken solche Backenstreiche von der Wirklichkeit, wie den jüngsten 

Verrat des belgischen Liberalismus, ein und erklären darauf: caeterum censeo, der Sozialismus kann 

nur durch die Demokratie des bürgerlichen Staates verwirklicht werden. 

Sie bemerken gar nicht, daß sie dabei nichts anderes tun, als nur mit anderen Worten die alten Theo-

rien wiederholen, wonach die bürgerliche Gesetzlichkeit und Demokratie die Freiheit, Gleichheit und 

allgemeine Glückseligkeit zu verwirklichen berufen ist, – nicht Theorien der großen französischen 

Revolution – ihre Losungen waren erst naiver Glaube vo r  der historischen Probe aufs Exempel – 

sondern Theorien der schwatzhaften Literaten und Advokaten von 1848, der Odilon Barrot, Lamar-

tine, Garnier-Pagès, die alle Verheißungen der großen Revolution durch das bloße parlamentarische 

Geschwätz zu verwirklichen gelobten. Und es war erst nötig, daß diese Theorien ein tagtägliches 

Fiasko binnen einem Jahrhundert erlebten, daß die Sozialdemokratie als das fleischgewordene Fiasko 

dieser Theorie sie so gründlich begrub, daß sogar die Erinnerung an sie, an ihre Urheber, an das ganze 

historische Kolorit völlig verschwunden war, damit Sie heute als eine ganz frische Idee zur Verwirk-

lichung der sozialdemokratischen Ziele auferstehen konnte, Was den opportunistischen Lehren somit 

zugrunde liegt, ist offenbar nicht, wie man sich einbildet, die Theorie der Evolution, sondern die 

periodischen Wiederholungen der Geschichte, wobei jede neue Auflage immer langweiliger und ab-

geschmackter wird. 

Die deutsche Sozialdemokratie hat unbestreitbar eine äußerst wichtige Revision der sozialistischen 

Taktik vor Jahrzehnten vollzogen und sich damit ein ungeheures Verdienst vor dem internationalen 

Proletariat erworben. Diese Revision bestand darin, daß der alte Glaube an die gewaltsame Revolution 

als e i nz i ge  Methode des Klassenkampfs und als das j ede r ze i t  anwendbare Mittel zur Einführung 

der sozialistischen Ordnung verabschiedet wurde. Heute ist es, wie die Pariser Resolution von Kautsky 

wieder formuliert hat, herrschende Ansicht geworden, daß die Ergreifung der Staatsgewalt [14] durch 
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die Arbeiterklasse erst das Ergebnis einer mehr oder weniger langen Periode des regelmäßigen tägli-

chen Klassenkampfs sein könne, indem die Bestrebungen zur fortschreitenden Demokratisierung des 

Staates und des Parlamentarismus ein äußerst wirksames Mittel zur geistigen und zum Teil materiel-

len Hebung der Arbeiterklasse darstellen. 

Das ist aber auch alles, was die deutsche Sozialdemokratie praktisch nachgewiesen hat. Weder ist 

damit die Gewalt aus der Geschichte überhaupt, noch sind gewaltsame Revolutionen als Kampfmittel 

des Proletariat ein für allemal wegdekretiert und der Parlamentarismus zur einzigen Methode des 

Klassenkampfs erhoben worden. Ganz im Gegenteil, die Gewalt ist und bleibt die ultima ratio auch 

der Arbeiterklasse, das bald in latentem, bald in aktivem Zustand wirkende oberste Gesetz des Klas-

senkampfs. Und wenn wir durch die parlamentarische wie jede andere Tätigkeit die Köpfe revoluti-

onieren, so geschieht es, damit schließlich im Notfall die Revolution aus den Köpfen in die Fäuste 

hinuntersteigt. 

Allerdings nicht aus Vorliebe für Gewalttaten oder für revolutionäre Romantik müssen die sozialis-

tischen Parteien früher oder später, in Fällen, wo unsere Bestrebungen sich gegen vitale Interessen 

der herrschenden Klassen richten, auch auf gewaltsame Zusammenstöße mit der bürgerlichen Gesell-

schaft gefaßt sein, sondern aus bitterer historischer Notwendigkeit. Der Parlamentarismus als allein 

seligmachendes politisches Kampfmittel der Arbeiterklasse ist ebenso phantastisch und in letzter Li-

nie reaktionär, wie der allein seligmachende Generalstreik oder die allein seligmachende Barrikade. 

Freilich ist die gewaltsame Revolution unter den heutigen Verhältnissen ein äußerst schwer anwend-

bares, zweischneidiges Mittel. Und wir dürfen auch erwarten, daß das Proletariat von diesem Mittel 

nur dann Gebrauch machen wird, wenn es den einzigen passierbaren Weg für sein Vordringen dar-

stellt, und selbstverständlich nur unter Bedingungen, wo die gesamte politische Lage und das Kräf-

teverhältnis mehr oder minder die Wahrscheinlichkeit des Erfolges verbürgen. Aber die klare Einsicht 

in die No twend i gke i t  der Gewaltanwendung sowohl in einzelnen Episoden des Klassenkampfs 

wie zur endgültigen Eroberung der Staatsgewalt ist dabei von  vo r nhe r e i n  unerläßlich, sie ist es, 

die auch unserer friedlichen, gesetzlichen Tätigkeit den eigentlichen Nachdruck und die Wirksamkeit 

zu verleihen vermag. 

Wollte die Sozialdemokratie wirklich einmal, wie ihr die Opportunisten nahelegen, von vornherein 

und ein für allemal auf den Gebrauch der Gewalt verzichten und die Arbeitermassen auf die bürger-

liche Gesetzlichkeit einschwören, dann würde ihr ganzer parlamentarischer und sonstiger politischer 

Kampf früher oder später kläglich in sich zusammenfallen, um der uneingeschränkten Herrschaft der 

Gewalt der Reaktion das Feld zu räumen. 

* 

Der Kampf gegen den philosophischen Revisionismus  
In welchem Sinne soll man Lenins „Materialismus und den Empiriokritizismus“ studieren?  

Von A. F r i e d  

Das Erscheinen des grundlegenden philosophischen Werkes von L e n i n  muß unsere 

Partei zum Anlaß nehmen, ein gründliches Studium der Frage der materialistischen 

Dialektik zu organisieren. Wir wollen diese Arbeit durch eine Reihe von Artikeln, die 

diese Fragen von verschiedenen Seiten aus beleuchten, unterstützen. Als ein solcher 

Beitrat ist dcc folgende Artikel zu betrachten.  D i e  R e d a k t i o n  

Nach langjähriger Vorbereitung ist das erkenntnistheoretische Werk Lenins „Materialismus und Em-

piriokritizismus“ in deutscher Sprache er-[15]schienen*). Nachdem in der Parteipresse schon zwei 

Arbeiten erschienen sind, die den Gedankengang des Werkes in vorzüglicher Weise wiedergeben**), 

erübrigt es sich, den Inhalt noch einmal in referierender Weise darzustellen. Um so wichtiger er-

scheint es uns, darüber klar zu werden, welche Bedeutung dem Buche vom Standpunkt des revoluti-

onären Klassenkampfs in der Gegenwart zukommt, unter welchen Gesichtspunkten das Werk nicht 

 
*) Lenin, Sämtliche Werke, Band XIII. Materialismus und Empiriokritizismus. Kritische Bemerkungen über eine reakti-

onäre Philosophie. Verlag für Literatur und Politik. 
**) Fritz Rück („Rote Fahne“ Nr. 289/1927) und Julius Wertheim („Inprekorr.“ Nr. 118/119 1927). 
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nur gelesen, sondern innerhalb der revolutionären Arbeiterbewegung überhaupt ausgewertet werden 

soll. Lenins Werk ist selbst keine „rein“ philosophische Arbeit, die um der Philosophie willen ge-

schrieben wurde, sondern ein Produkt des politisch-ideologischen Kampfes gegen den ph i l o soph i -

s chen  Rev i s i on i sm u s, gegen den Versuch, den Bolschewismus mit dem erkenntnistheoretischen 

Idealismus zu vereinigen; somit ein Teil des Kampfes gegen den Revisionismus überhaupt. So gilt es 

auch, die Lage, in der sich die revolutionäre Arbeiterbewegung heute befindet, zu prüfen und ein 

sy s t ema t i s ches  S t ud i um  des Leninschen Werkes unter diesem Gesichtspunkte anzuregen. Die-

sem Zwecke zollen die folgenden Bemerkungen dienen. 

* 

1. Die oberflächliche Beobachtung könnte leicht zu dem Ergebnis gelangen, daß die revolutionäre 

Arbeiterbewegung in Deutschland mit der im engeren Sinne genommenen philosophischen Problem-

stellung wenig oder gar nichts zu tun habe. Auseinandersetzungen über den dialektischen Materialis-

mus finden innerhalb der kommunistischen Bewegung nicht statt. 

Dieser Zustand ist im allgemeinen für das ideologische Leben auch in unseren Bruderparteien in 

England, Frankreich, in der Tschechoslavakei bezeichnend. Soweit einzelne Genossen Arbeiten vor-

bereiten und publizieren, die auf diesem Gebiete liegen, vollzieht sich ihre Tätigkeit im Rahmen der 

marxistischen Forschungsarbeit in der Sowjetunion. 

Wir wollen mit voller Offenheit erklären, daß diese Interesselosigkeit gegenüber den theoretischen 

Grundfragen eine Schwäche unserer Bewegung offenbart und eine Ge f ah r  in sich birgt. Solche ide-

ologischen Gefahren für die internationale Arbeiterbewegung, wie die u l t r a l i nken  und opportu-

nistischen Strömungen, wie den t r o t zk i s t i s chen  Neo-Menschewismus können wir (wenn der Er-

folg nicht nur ein vorübergehender, sondern ein dauerhafter sein soll) nur bekämpfen, indem wir die 

letzten Wurzeln dieser Abirrungen, die Unf äh igke i t  zum d i a l ek t i s chen  Denke n, aufzeigen. 

Dies verpflichtet uns aber auch dazu, positiv zum dialektischen Denken zu erziehen, und diese revo-

lutionäre Erziehungsarbeit erfordert die Verbindung der praktischen politischen Arbeit mit dem leben-

digen, umfassenden Studium der Probleme der materialistischen Dialektik. Das unendlich tiefe politi-

sche Niveau der ultralinken Angriffe auf die KPD in Deutschland läßt die Zusammengehörigkeit dieser 

Richtung mit irgendeiner weltanschaulichen und theoretischen Stellungnahme überhaupt zweifelhaft 

erscheinen, Aber die „klassische“ Form des ultralinken Denkens, wie sie in Bor d i ga s  politischer 

Tätigkeit zum Ausdruck kommt, offenbart mit voller Deutlichkeit die Züge eines vo l un t a r i s t i -

s chen  I dea l i sm u s. Und wenn manchem unserer RFB-Kameraden auch die Haare zu Berge stehen 

würden, wenn er hörte, daß er dem „voluntaristischen Idealismus“ zuneigt, so ändert dies nichts daran, 

daß er tatsächlich den W i l l e n  zur Revolution als den alleinigen Faktor sieht und das dialektische 

Verhältnis zwischen Wirklichkeit, Erkenntnis, Wille und Handeln nicht erfassen kann. 

2. Von einer anderen Seite aus muß man den Zusammenhang zwischen philosophischen Problemen 

und revolutionärem Klassenkampf ebenfalls scharf herausarbeiten. Das Proletariat ist dem zersetzen-

den Einfluß des [16] bürgerlichen Denkens ständig ausgesetzt. Im Denken breitester Schichten der 

Arbeiterschaft greifen der Skeptizismus, Agnostizismus, Relativismus um sich. Dem Arbeiter sind 

diese Fachausdrücke fremd, wie der bildungseifrige Kleinbürger nicht wußte, daß er jeden Tag Prosa 

sprach, bis er dies von seinem Lehrer erfuhr. Nichtsdestoweniger unterliegt er dem Einfluß des Skep-

tizismus, des Agnostizismus, des Relativismus in tausend Formen. Die Aufgabe der Kommunisten 

ist, das Proletariat als Klasse zu einem Standpunkt zu bringen, der den Interessen des Proletariats, 

seiner historischen Mission allein entspricht, der allein die Grundlage für den Kommunismus bildet. 

Dies ist der Standpunkt, den der dialektische Materialismus zur Frage der Wahrheit, der Erkennbar-

keit der Wahr he i t  einnimmt. Was in den kompliziertesten Formen des erkenntnistheoretischen Re-

lativismus zum Ausdruck kommt, erscheint im praktisch-politischen Leben in solchen Äußerungen, 

wie: „Wer kann sich da noch zurechtfinden, ob die Kommunisten oder die Sozialdemokraten recht 

haben?“ – „Der eine sagt dies, der andere jenes.“ „Was ist Wahrheit?“ – fragt verzweifelt der moderne 

Pontius Pilatus, der indifferente Prolet, indem er angesichts der widersprechenden Darstellungen die 

Überzeugung überhaupt verliert, daß  es eine Wahrheit gäbe. 
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Die Kommunisten können dem Proletariat aus dieser schweren Kr i s e  des  Re l a t i v i sm us  nur her-

aushelfen, wenn sie über das Wesen der Wahrheit, die Erkenntnis der Wahrheit einen theoretisch 

festen und klaren Standpunkt haben. Dazu gehört, daß sie den bürgerlichen Ursprung der relativisti-

schen Weltauffassung erkennen und den Weg vom Relativismus, der Auflösung und Zersetzung, zur 

D i a l ek t i k  selbst finden und dem Proletariat zeigen können. 

3. Len i ns  „Mat e r i a l i sm us  und  Em pi r i ok r i t i z i sm u s“ bietet uns die Grundlage zu einer ide-

ologischen Befestigung und Vertiefung der revolutionären Arbeiterbewegung in Westeuropa, sie gibt 

uns Waffen in die Hand, um die aufgezeigten Gefahren zu bekämpfen. Aber wir müssen auch diese 

Waffen in richtiger Weise gebrauchen. Ohne Bild gesprochen bedeutet dies folgende Aufgabe: es gilt 

zu zeigen, daß Lenins Kampf nicht nur gegenüber Bogdanow, gegenüber Mach und den russischen 

Machisten und anderen idealistischen Erkenntnistheoretikern gegenüber nötig war. Es gilt, das Welt-

bild des dialektischen Materialismus von der Polemik losgelöst darzustellen und zu zeigen, wie sich 

dieses Weltbild als eine Waffe im p r ak t i s chen  Kl a s senkam pf  erweist. Von einer solchen An-

wendung werden unsere philosophisch wenig oder überhaupt nicht geschulten Funktionäre viel mehr 

Nutzen haben, als wenn sie das Buch Lenins ohne die zu einem fruchtbaren Studium unbedingt nöti-

gen Vorarbeiten zu lesen anfangen. 

Lenin hat in seinem Buch den größten Teil der kritischen Auseinandersetzungen dem Nachweis der 

Grundthese der materialistischen Philosophie gewidmet. Es gibt eine objektive, vom Bewußtsein un-

abhängige, früher als das Bewußtsein daseiende Wirklichkeit. Diese These ist die Grund l age  des 

Weltbildes des handelnden, d. h. in der Wirklichkeit lebenden, geschichtlich-gesellschaftlichen Men-

schen, damit die Grundlage der Weltanschauung des Proletariats. In d i e sem  Werk legte Lenin das 

Hauptgewicht auf die Betonung des dialektischen Ma t e r i a l i sm u s, weil das vorliegende Werk den 

bestimmten Zweck verfolgt, die Verfälschung des Marxismus durch eine „Synthese“ von Marxismus 

und erkenntnistheoretischem Subjektivismus zu bekämpfen. In der Gesam t he i t  seines Lebenswer-

kes hat Lenin – und dies kann nicht genug betont werden – genau wie Marx und Engels auf die 

Herausarbeitung der materialistischen Di a l ek t ik  die Kräfte konzentriert: hier lagen die neuen  

Aufgaben, hier gilt es, das materialistische Prinzip auf die Erkenntnis der gesellschaftlich-ökonomi-

schen Wirklichkeit anzuwenden, Das Lebenswerk Lenins ist eine einzige Darstellung und Anwen-

dung der Dialektik auf die Gesellschaft im Zeitalter des Imperialismus. 

[17] „Di e  Di a l ek t i k  i s t  eben  d i e  E r kenn t n i s t heo r i e  de s  Marx i s m u s“, sagt Lenin in den 

dem vorliegenden Bande erfreulicherweise beigefügten höchst wichtigen Bemerkungen „Zur Frage 

der Dialektik.“ Auch das Buch „Materialismus und Empiriokritizismus“ soll nicht als eine erschöp-

fende Darstellung der materialistischen Erkenntnistheorie aufgefaßt werden: denn dies ist ja vom 

marxistischen Standpunkt nur die Dialektik überhaupt. Die Erkenntnistheorie als solche ist eine ein-

geengte, willkürliche, von der Gesamterfassung der Wirklichkeit losgelöste Disziplin, eine der Aus-

drucksformen der bürgerlichen Ideologie. Mißt man die verschiedenen Richtungen der Erkenntnis-

theorie mit dem immanenten (eigenen) Maßstabe dieser Disziplin, so wird man Lenins Kritik an den 

verschiedensten idealistisch-erkenntnistheoretischen Richtungen einseitig, „oberflächlich“, „primi-

tiv“ und „vulgär“ finden. So wird zweifellos die offizielle Universitätsphilosophie auf das Werk 

Lenins reagieren. Die befreiende, schöpferische Tat Lenins besteht aber gerade in der Beseitigung 

der gesamten idealistisch-erkenntnistheoretischen Fragestellung. 

An Stelle der von vornherein zur Unfruchtbarkeit verurteilten erkenntnistheoretischen Spekulationen 

tritt in der Dialektik die Aufgabe, die E i nhe i t  de r  Gese t ze  de r  Na t u r, de r  Gese l l s cha f t  

und  de s  D enkens  au f zuze i ge n. Diese Aufgabe hat Lenin im vorliegenden Buch gar nicht lösen 

wollen. In den Bemerkungen „Zur Frage der Dialektik“ stellt er sie als das Zen t r a lp r ob l em der 

materialistischen Dialektik. Lenin kannte die Manuskripte von Engels über Naturdialektik nicht; die 

volle Übereinstimmung in den Auffassungen der beiden großen Dialektiker, die wir heute, nach Ver-

öffentlichung der Arbeiten Engels’, feststellen können, ist um so wichtiger. 

4. Wenn die Kritik des Machismus und seiner Variationen auf diese Weise als eine Vorbereitung zum 

Ausbau der Dialektik selbst zu werten ist, so enthält Lenins Werk auch eine Fülle von pos i t i ven  
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Beiträgen zur Dialektik. Im Kampfe gegen den Agnostizismus, der die Erkennbarkeit der Außenwelt 

leugnet, entwickelt Lenin die S t e l l ung  de r  D i a l ek t i k  zum  Re la t i v i sm u s, d i e  S t e l lung  

de s  r evo lu t i onä r en  P r o l e t a r i a t s  zum  Pr ob l em  de r  Wahr he i t  und  de r  E r kenn t n i s. 

Der Kom m uni sm us  beruht als praktischer Materialismus auf der Auffassung, daß die Wahrheit 

vom Bewußtsein unabhängig und durch das Bewußtsein erkennbar ist, daß wir auf Grund der Er-

kenntnis der Wahrheit handelnd in die Gestaltung der Entwicklung eingreifen können. Wir haben 

schon angeführt, welche entscheidende Rolle diese Fragen im Klassenkampf spielen, wie sie – in 

primitivsten Formen auftretend – für die Stellungnahme des Proletariats zur Revolution von aus-

schlaggebender Bedeutung werden. Es sei nochmals betont: was Lenin in bezug auf die Krise der 

modernen Physik ausführt, gilt auch allgemein für die Ideologie. Die Krise, die durch die Auflösung 

der alten, feststehenden Begriffe und Urteile entsteht, führt unvermeidlich zum Relativismus, zur 

Auflösung des Wahrheitsbegriffs überhaupt, wenn der Weg der Dialektik nicht beschritten wird, 

Diese Krise machen gegenwärtig breite Schichten der Arbeiterschaft und der Werktätigen (Intelli-

genz, städtisches Kleinbürgertum) in politischer Beziehung durch. Die Ausführungen Lenins über die 

objektive Wahrheit sind geeignet, die Stellung des Kommunismus zum Wahrheitsproblem über den 

Rahmen der behandelten Fragen hinaus aufzuzeigen. Unbewußt, begrifflich ungeformt leben sie im 

Denken jedes Revolutionärs. Aber indem die grundlegenden Voraussetzungen, die der Stellung-

nahme des revolutionären Proletariats überhaupt zugrundeliegen, zum Bewußtsein erhoben werden, 

wird damit eine Festigung des Denkens, eine methodische Vertiefung überhaupt erreicht. Die dem 

Handeln der revolutionären Klasse zugrundeliegende unbewußte Dialektik wird in bewußtes dialek-

tisches Denken und Tun umgewandelt. 

Um welche Stellungnahme handelt es sich? Lenin, der nüchternste aller Denker, verkündet mit Pathos 

und Begeisterung die Mach t de r Er kenn t n i s. Er spricht vom „l ebend i gen  Baum  de r  l eben -

d i gen  [18] f r uch t ba re n, wah r e n, m ach t vo l l e n, a l lm äch t i ge n, ob j ek t ive n, ab so lu t en  

m ensch l i chen  E r kenn t n i s.“ Dieses prachtvolle Bild enthält die wahre Philosophie des Bolsche-

wismus, die Philosophie des revolutionären Proletariats! Sie atmet den Geist des positiven, schöpfe-

rischen soz i a l i s t i s chen  Auf baue s! 

* 

Aus der Praxis der „wissenschaftlichen Betriebsorganisation“  
Von A l e x  E g g e n e r  (Berlin) 

Während die Ar be i t sk r a f t  des  P r o l e t a r i a t s  in der Frühperiode des Kapitalismus, der Periode 

der allgemeinen Prosperität und der niedrigen Löhne, in 16- bis 20stündiger Arbeitszeit vollkommen 

p l an l o s  und  r aubbaum äß i g  ausgebeutet wurde, sind die Kapitalisten im Zeitalter des Imperia-

lismus mit seinen Krisen und der viel geringeren Profitrate sowie ferner durch den Druck der großen 

Arbeiterorganisationen und die relativ höheren Löhne gezwungen, mit der Arbeitskraft ihrer Arbeiter 

haushälterischer umzugehen, d. h. sie sind gezwungen, die Arbeitskraft p l anm äß ige r  und o rga -

n i s i e r t e r  auszubeuten. Aus diesem geschichtlich erwachsenen ökonomischen Druck entstammt die 

„Wissenschaft“, die man heute „wissenscha f t l i che  Be t r i ebso r gan i s a t i o n“ oder kurz Ar-

beitswissenschaft nennt. 

Unter wissenschaftlicher Betriebsorganisation (WBO.) versteht man die E r g r ündung  und  V e r -

be s se r ung  de s  phys i s chen  und  p sych i s chen  Arbe i t svor gangs  nach  den  neues t en  

E r gebn i s sen  de r  Phys i o l og i e  und  Psycho l og i e. Im wesentlichen erfaßt die WBO. drei mit-

einander verbundene Prüfungs- und Verbesserungsmethoden: 

„Die p s y c h o t e c h n i s c h e  E i g n u n g s p r ü f u n g“, d. h. die Berufsauslese auf Grund der körperlichen und 

geistigen Anlagen des Menschen; 

„d i e  R a t i o n a l i s i e r u n g  d e r  A r b e i t“, d. h. Zeitstudien und fortschreitende Arbeitsteilung, Verbesserung 

der Werkzeuge, Erleichterung der Arbeit durch passendes Aufstellen der Maschinen, günstige Raum- und 

Lichtverhältnisse usw.; 

„d i e  A n l e r n u n g  v o n  L e h r l i n g e n  u n d  j u n g e n  A r b e i t e r n“. 
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Wie jede Wissenschaft der bürgerlichen Gesellschaft eine K la s senwi s senscha f t ist und von der 

Bourgeoisie für sich und zum Kampfe gegen die unterdrückte Klasse, die Arbeiterschaft, benutzt 

wird, so wird diese „Wissenschaft“ von der Betriebsorganisation, die das Proletariat am unmittelbars-

ten betrifft, von den Unternehmern in ganz besonderem Maße ge f ö r de r t  und  gegen  d i e  Ar be i -

t e r s cha f t  au sgenu tz t. 

* 

Sehen wir uns nun die Praxis der WBO in Deutschland an: 

Der geistige Führer der Psycho t echn i k, Prof. W. Moede, definiert deren Aufgabe wie folgt: 

„Aufgabe der psychotechnischen Betriebsprüf stelle soll es sein, bereits vor Abschluß des Arbeits- und Dienst-

vertrags eine Feststellung über Art und Grad der erforderlichen Fähigkeiten vorzunehmen. 

[19] Die Betriebsprüfstelle soll zunächst eine Auslese unter den sich meldenden Arbeitskräften treffen, die 

Geeigneten annehmen, die Ungeeigneten abweisen.“ 

(Handwörterbuch der Betriebswirtschaft, Bd. II, Stuttgart 1926, S. 559 f.) 

Wir sehen, daß diese „Wissenschaft“ darin besteht, nachzuweisen, wer für einen Betrieb als Arbeiter 

in Frage kommt und wer abgewiesen wird. Was aus den Abgewiesenen wird, ist nicht Sache der 

Wissenschaft. Sie interessiert nicht, welche Arbeit für den Arbeiter, sondern nur, welcher Arbeiter 

für die Arbeit am besten geeignet ist. Die Praxis der Prüfung ist entsprechend. Es werden nämlich 

eine Unmenge Geistes-, Sinnes- und körperliche Eigenschaften geprüft und eine Beschreibung des 

Aussehens des Prüflings gegeben. Über den Zusammenhang der Eigenschaften und des Aussehens 

schreibt derselbe Autor: 

„Recht lehrreich für den Einfluß des Verhaltens und sogar des Aussehens des Prüflings auf die Beur-

teilung seiner Fähigkeiten und Leistungen sind die Erfahrungen des psychotechnischen Laboratori-

ums der Technischen Hochschule (Berlin). wie sie folgende Tafel wiedergibt: 

Name Zensur der Eignungsprüfung Charakterbeschreibung 

Ew. + 4 demütig, ruhig und sachlich; 

Kr. + 3 ruhig, sachlich, anständig; 

Lu. + 2,5 sehr artig, ehrerbietig; 

Bei. – 4 verstockt, frech, herausfordernd; 

Kö. – 7 eingebildet, trotzig, ruppig, undiszipliniert 

frech.“ 

Daraus ist zu sehen, daß nur demütige, ruhige, anständige und artige Arbeiter die Gnade einer guten 

Note des Professors erhalten haben. Berücksichtigt man nun, daß be i  E i s enbahne n, S t r aßen -

bahnen  und  R i e senbe t r i eben  m i t  Zehn tausenden  von  Ar be i t e r n  d i e  Ar be i t e r  nac h  

so l chen  Gr undsä t zen  e i nges t e l l t  we r de n, s o  m uß  m an  e r kenne n, daß  d i e se  I ns t i -

t u t i onen  e i ne  Ge f ahr  f ü r  d i e  deu t s che  Ar be i t e r scha f t  da r s t e l l e n. 

Diese Methoden sind natürlich sehr rentabel. Die Bor s i g-Wer k e (ein Konzern von Kohlengruben, 

Eisengruben und einer der größten deutschen Lokomotivfabriken mit zirka 30000 Arbeitern) haben 

nach Einführung einer solchen Be t r i e b sp r ü f s t e l l e eine Rentabilitätstabelle aufgestellt, die fol-

gendes Ergebnis gezeigt hat: 

für Jahrgang Zeitersparnis Qualitätssteigerung 

 I  8,1%  7,7% 

 II  1,1%  25,2% 

 III  19,9%  10,9% 

I n  bezug  au f  d i e  Ra t i ona l i s i e r ung  de s  Ar be i t svo r gangs  – wir meinen nicht die des be-

triebswirtschaftlichen Produktionsprozesses – ist die Praxis noch nicht soweit fortgeschritten. Man 

beschäftigt sich noch stark mit den vorbereitenden Arbeiten, wie besonders den Ze i t s tud i e n. 
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Die Zeitstudien haben im Rahmen der Rationalisierung des Arbeitsvorgangs die Aufgabe, den Ge-

samtkomplex einer Arbeitsverrichtung in seine einzelnen Phasen zu zerlegen. Der Einzelaufwand läßt 

sich dann auf Zeit- und Bewegungsverlauf, Kraftaufwand und Energieumsatz hin betrachten. Im Be-

triebe werden Arbeitsmessungen für Produktionskontrollen und -steigerungen aufgenommen. Je nach 

dem Ergebnis werden die Arbeitsgeräte verändert, die Arbeitsstelle neubesetzt und sonstige Ände-

rungen vorgenommen, [20] die für die Arbeiter manchmal günstig sind, aber meistens folgenschwere 

Härten nach sich ziehen In der Rationalisierungsperiode haben solche Messungen meistens verschärf-

tes Arbeitstempo am laufenden Band, stärkeren Kraftaufwand usw. zur Folge gehabt. Konkretes Ma-

terial hüten sich die Unternehmer zu veröffentlichen. 

Während Taylor und seine Schüler die Arbeitsmessung noch mit Stoppuhren vornahmen die bis zu 

einer Zehntel Sekunde anzeigten, werden heute Apparate, sogenannte Chronoskope, benutzt, die den 

Arbeitsprozeß in t au sends t e l  Sekunden  zerlegen können. Das ist den heutigen „Arbeitswissen-

schaften“ wichtig. Ein anderes Verfahren der Messungen ist das von dem Taylor-Schüler G i l b r e t h  

benutzte photographische Verfahren. Es besteht darin, daß ein Arbeitsvorgang, sagen wir das Aus-

gießen einer Form, durch einen Filmstreifen in einer zeitlich fest bestimmten Reihenfolge gefilmt 

wird, und neben dem Arbeiter eine gut zu sehende Präzisionsuhr hängt, die mitgefilmt wird. Durch 

die einzelnen Filmbildchen hat man dann den einzelnen Arbeitsvorgang und die für ihn verbrauchte 

Zeit. Dieses Verfahren hat in Deutschland nach unseren Erfahrungen den Vorzug. 

Eine andere p seud o-wi s senscha f t l i che  Einrichtung, die in den letzten Jahren von den Unter-

nehmern gegründet wurde, ist das Institut mit dem hochtrabenden Namen „Deutsches Institut für 

technische Arbeitsschulung“, kurz „Dinta“. Aber es verbirgt sich dahinter nur eine reaktionäre Ar -

be i t sg e me i nscha f t s po l i t i k  der Unternehmer, die sich damit ihre ge l ben  Wer kze i t ungen  

und alle sonstigen Machenschaften gegen  d i e  po l i t i s che  und  gewer kscha f t l i che  Ar be i t  

i n de n Be t r i ebe n organisieren. „Systematische Hinleitung zum wirtschaftlichen Denken und zur 

Werksgemeinschaft durch Werkszeitungen“ ist u. a. ein Punkt des Programms. 

Die wirklichen Absichten des „Dinta“ hat der ehemalige Fachmann des ADGB und der derzeitige 

Redakteur der „Borsig-Zeitung“, Dr. Striemer, in der „Christlichen Metallarbeiterzeitung“ vom 2. 

April 1927 in seinem Artikel „Di n ta  und  s e i ne  Bes t r ebunge n“ am deutlichsten zum Ausdruck 

gebracht: 

„Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß die radikale Arbeiterbewegung, die die Diktatur des Proletariats 

erstrebt, mit allen Kräften sich bemüht, Zellen zu bauen, gebietet die Selbsterhaltung den Unternehmern, daß 

sie Abwehreinrichtungen sich schaffen, soweit ihre Kräfte reichen, und sich auch der Jugend annehmen, auf 

die sich die kommunistische Propaganda besonders richtet.“ 

Das ist des Pudels Kern; um die Arbeiter und Jugendlichen der kommunistischen Agitation zu ent-

ziehen, organisieren die Unternehmer zur Verdummung der Jugend Werkjugendvereine, Werksport-

abteilungen und ähnliche Einrichtungen. Das offizielle Programm des „Dinta“ dagegen enthält laut 

Prospekt die ganz simplen Punkte: 

1. Durchführung von Menschenökonomie in Metall-, Bergbau und Landwirtschaft; 

2. Werbung und Beratung auf dem Gebiete der Menschenökonomie; 

3. Praktische Ausführung der erforderlichen Einführungen in den Betrieben sowie sachgemäße Überwachung 

und späterer Aufbau; 

4. Heranbildung von Führern und Unterführern. 

Dann wollen die Unternehmer noch eine Neuerung einführen. Sie wollen sich um die Seele, die Kü-

che und die Kochtöpfe des Arbeiterhaushalts kümmern. Sie wollen untersuchen, ob die Arbeiter-

frauen auch nicht zu viel kochen. Ü be r  9 Mi l l i onen  Ar be i t e r  ve r d i enen  i n  Deu t s ch land  

wen i ge r  a l s  25  Mark  d i e  Woch e, und die Herren Unter-[21]nehmer wollen die Arbeiterfrauen 

Küchenökonomie lehren und nachsehen, ob sie nicht mit noch weniger auskommen. So heißt es in 

einer Bergwerkszeitung: 
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„Mit all diesen Dingen ist das Problem noch nicht erschöpft. Das Problem heißt nicht nur Lehrwerkstatt und 

Unfallverhütung, es heißt: Menschenführung. Wir müssen dahin streben, der uns anvertrauten Arbeiterschaft 

in allen Dingen Führer zu sein. Zu diesem Problem gehört auch das Anlernen von erwachsenen Leuten, das 

demnächst auch im Bergbau eine Rolle spielen wird. Noch ein anderes Arbeitsgebiet ist zu nennen. Wir müssen 

auch die Frauen in diese Gedankengänge einbeziehen. Sie spielen bekanntlich im Leben des Arbeiters eine 

entscheidende Rolle. W a s  n ü t z e n  s c h l i e ß l i c h  a l l e  L o h n e r h ö h u n g e n  (!), w e n n  d i e  F r a u  n i c h t  

z u  w i r t s c h a f t e n  v e r s t e h t? Wir müssen deshalb auch die jungen Mädchen schulen, d. h. sie p l a n m ä ß i g  

z u  t ü c h t i g e n  H a u s f r a u e n  ausbilden. Das sind nicht nur schöne Gedanken, vielmehr haben sie b e i d e r 

G e l s e n k i r c h e n e r  B e r g w e r k s  A.-G., a b e r  a u c h  a n d e r w ä r t s, U m s ä t z e  i n  d i e  T a t  e r f a h r e n.“ 

(„Glückauf“ vom 20. März 1926.) 

Soviel zur Politik des „Dinta“. Es hat inzwischen schon ziemliche Verbreitung angenommen. In der 

Metallindustrie sind 13 Lehrwerkstätten, zum großen Teil Sam m el l eh rwe r ks t ä t t e n, d i e  b i s  z u  

20 Be t r i ebe  p r o  Leh r wer ks t a t t  vereinigen, vorhanden. Die Zahl der Lehrlinge in diesen 13 

Werkstätten erstreckt sich auf etwa 400. Die Textilindustrie weist 5 „Dinta“-Werkstätten mit etwa 

295 Lehrlingen, meist in Rheinland-Westfalen, auf. Im Bauwesen ist es der Betrieb „Hochtief“, Ak-

tien-Gesellschaft für Hoch- und Tiefbau in Essen, der dem „Dinta“ angeschlossen ist. Auch in der 

Gummiindustrie steht ein Betrieb aus Köln mit dem „Dinta“ in Verbindung. 

Wie wir sehen, ist es bereits ein weitverbreitetes Netz, das sich die Organisatoren des „Dinta“ zur 

Beeinflussung der Arbeiterschaft gesponnen haben. Und auf der Frankfurter Industriellen-Tagung 

konnte das Vorstandsmitglied des Reichsverbandes der deutschen Industrie mitteilen: „Das ,Dinta‘-

Institut in Düsseldorf hat trotz der kurzen Zeit seines Bestehens eine erstaunlich umfassende und 

vielseitige Tätigkeit ausgeübt. Es will, wie Sie wissen, eine ,Menschenwirtschaft‘ durchführen ... im-

mer unter dem Gesichtswinkel der Werkproduktivität.“ 

Die reformistische Gewerkschaftsführung hat gemäß ihrer wirtschaftsdemokratischen Gemein-

schaftspolitik noch nichts gegen diese Politik der Unternehmer unternommen. Sie wartet ab. 

„Die Gewerkschaften werden gut tun, die Betriebe mit ,Dinta‘-Werkstätten besonders ins Auge zu fassen. Es 

wird zweckmäßig sein, zu beobachten, ob und wie weit dort die ,Dinta‘-Werkpolitik weiter entwickelt wird 

und wie sich die neuen Gelsenkirchener Ausbildungsmethoden auf die Geisteshaltung der Lehrlinge auswir-

ken. Sobald sich nachteilige Folgen bemerkbar machen, werden die Gewerkschaften wohl wissen, wie dem zu 

begegnen ist“, 

so schreibt der Leiter der Berliner Gewerkschaftsschule A. Fricke im dritten Vierteljahrsheft dieser 

Schule. Aber je weniger die Reformisten gegen die Unternehmeroffensive auch auf diesem Gebiet 

arbeiten, desto stärker müssen die kommunistischen Gewerkschafter den Kampf sowoh l  gege n 

d i e s e Un te r nehmerpo l i t i k  a l s  auch  gegen  d i e se  Gewer kscha f t sbür ok r a t i e, d i e  s i e  

f ö r de r t, füh r e n. 

* 

[22] Bei der An l e r nung  von  Leh r l i ngen  und  j ungen  Ar be i t e rn  ist das Ziel der Unterneh-

mer nicht auf eine gleichmäßige 

allgemeine gute Ausbildung gerichtet, sondern sie verfolgen zwei Ziele: 

1. da s  He ranzüch t en  von  Rev i so r en  und  An t r e i be r n  f ü r  den  e i genen  Be t r i e b, 2. d i e  

E r z i e l ung  von  Qua l i t ä t s a r be i t  l au t  i h rem  neuen  Pr og r am m. 

So  s ch r e ib t  de r  Wer kschu l l e i t e r  de r  Bor s i g-Werkschu l e, Ka r l  Re i ch: 

„Welches Ziel wollen wir mit der Lehrlingsausbildung erreichen? In erster Linie wollen wir dem jungen Men-

schen das Rüstzeug zu einem tüchtigen Facharbeiter mit auf den Weg gehen. Einem Teil wird es möglich sein, 

auf Grund ihrer besonderen Veranlagung sich zum Revisor und Meister heraufzuarbeiten.“ („Borsig-Zeitung“ 

1926, Nr. 1/2.) 

Die wenigen Lehrlinge, die zu diesem Ziele auserkoren werden, müssen auch zunächst durch eine 

psychotechnische Eignungsprüfung gehen und werden nach deren „wissenschaftlichen Ergebnissen 

zugelassen. 
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Das S t r eben  nach  Qua l i t ä t sa rbe i t , d. h. nach Qua l i t ä t sausbeu t un g, der obersten Parole 

der Frankfurter Industriellen-Tagung, kommt kraß in einem Artikel des Betriebsdirektors (Schar-

libbe) von den Borsig-Werken zum Ausdruck, wo er sagt: 

„Es sei deshalb hier n o c h m a l s  m i t  a l l e r  B e s t i m m t h e i t  ausgesprochen, daß es d e r  e r n s t e s t e  W i l l e  

d e r  W e r k s i n h a b e r  ... i s t, d e n  t ü c h t i g e n  A r b e i t e r  ohne irgendwelche Hemmungen oder Beschrän-

kungen d a s  v e r d i e n e n  z u  l a s s e n, w a s  s e i n e  A r b e i t  w e r t  i s t  (!). Wer d a s  D o p p e l t e  (!) v o n  

d e m  l e i s t e n  k a n n, was ein D u r c h s c h n i t t s a r b e i t e r  (!) seines Berufs leistet, der muß auch den dop-

pelten Lohn erhalten.“ („Borsig-Zeitung“ 1927, Nr. 9/10, S. 164.) 

Dahin wollen die Unternehmer die Arbeiter und Jugendlichen treiben: Akkordschufterei, weitere 

Lohndifferenzierung, „Beseitigung der Uniformierung der Löhne“, um die „Qualitätsarbeiter“ und 

„Nichtqualitätsarbeiter“ gegeneinander zur allgemeinen Lohnsenkung auszuspielen. 

Auf allen Gebieten dieser famosen wissenschaftlichen Betriebsorganisation sehen wir also, daß sie 

gegen die Arbeiterschaft geht und daß das Unternehmertum durch sie seine Profite erhöht. Erst nach 

der Machtergreifung des Proletariats wird eine wirkliche Arbeitswissenschaft in seiner Hand zum 

Wohle der Arbeiterschaft ausgenutzt werden. Daher blicken die deutschen Arbeiter nach Sowjetruß-

land, wo die Arbeiterschaft ein arbeitswissenschaftliches Programm intensiv verwirklichen hilft, das 

in kürzester Formulierung lautet: 

„Statt des Maximums der Intensität der Arbeit und der Steigerung der Produktionsleistung auf Kosten der 

Arbeitskraft und des frühen Todes der Arbeiter stellen wir die Parole auf: Das Maximum der Produktivität bei 

einem Minimum von materiellen Organisationskosten sowie des Energieverlustes und einem Optimum der 

Arbeitsbedingungen der Arbeitenden.“ („Trud“ Nr. 6 vom 11. Januar 1923.) 

Jedoch vorerst muß die Parole lauten: Kampf dem „Dinta!“ Kampf der „wissenschaftlichen“ Be-

triebsorganisation der Unternehmer! [23] 

* 

Renegaten der chinesischen Revolution  
Tschang Kai Schek, Feng Yu Hsiang, Wang Tsching Wie  

Von K. A. Wittfogel  

(Schluß) 

Feng Yu Hsiang 

Die Analyse des gesellschaftlichen Standorts Tschang Kai Scheks ist relativ einfach. Probleme bot, 

was ihn und seine Gruppe anbetraf, weniger die soziale Ana l yse  als die P r ax i s  (Bündnis, Kaute-

len, Termin des Bruchs). Im Falle Feng Yu Hsiang dagegen beginnen die Schwierigkeiten sofort bei 

der Analyse selbst. Wir haben 1925 über Feng geschrieben, daß die Welt noch nicht wisse, „was 

eigentlich von ihm zu halten ist*). Inzwischen hat sich Feng durch eine Reihe von Handlungen stärker 

festgelegt, durch eine Anzahl p r o revolutionärer Akte zuerst, durch seinen Kampf gegen  die revo-

lutionären Massenorganisationen sodann. Doch hat er bis zu seiner Wendung gegen die Kommunis-

ten seine Schritte und Absichten in ein so geschicktes Halbdunkel zu hüllen gewußt (aus Gründen, 

die noch zu nennen sein werden), daß Freund und Feind über die wahren Absichten dieses Mannes 

nicht ins Klare zu kommen wußten. Die Opposition hat der Führung der Komintern vorgeworfen, daß 

sie Feng nicht von vornherein richtig eingeschätzt habe. Demgegenüber ist darauf hinzuweisen, daß 

man sich auch in China, ja auch in Wuhan selbst bis zum Sommer 1927 über Feng nicht klar war. 

Gewiß, eine gewisse Entwicklung des Mannes war offensichtlich. Die Vorgeschichte hat einen Stich 

ins Karl-May-hafte. Hat Feng seinem Oheim, der ihn zum Offizier ernannte, den Hals gebrochen? 

Hat er seinen Chef Tschen Hoan verraten? Kang Yu Wei hat ihm diese und andere Taten in einem 

offenen Brief im Dezember 1924 vorgeworfen**). Ist der Tod seines Amtsvorgängers Yen Hsian Wen 

am 25. August 1921 wirklich auf so plötzliche und geheimnisvolle Weise erfolgt, wie Kang Yu Wei 

und das „China Year Book“***) behaupten? Nun, diese Berichte konnten entweder erfunden oder 

 
*) Wittfogel: „Das erwachende China.“ S. 85. 
**) Den vollen Text des Briefes bringt Wieger in „Le feu aux poudres, Hien-hien 1925. S. 117 ff. 
***) Ausgabe 1926/27. S. 1165. 
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entstellt sein. Tatsache war, daß er seit 1924 der revolutionären Bewegung wohlwollend gegenüber-

stand und daß er nach den Schanghaier Ereignissen eine betont antiimperialistische Haltung einnahm 

(nachdem er vo r he r  die Gunst amerikanischer Kreise genossen hatte). Er begann, sich auf die Sow-

jetunion zu stützen, sich positiv zur nationalrevolutionären Bewegung zu stellen. Doch legte er sich 

auch jetzt noch n i ch t  fest. Er blieb der Meister der halben, verheißungsvollen, unverbindlichen Zu-

geständnisse. Bei einem Interview im Sommer 1925 erklärte Feng den ihn befragenden Journalisten: 

„Wenn das Sowjetismus ist, wenn man die Reichen und die Armen in Einklang miteinander bringen 

will, wenn man das Wohl der Jungen und Alten anstrebt, dann allerdings werde ich ein ,Roter‘, dann 

bin ich Kommunist. Aber ich habe diese Dinge nicht von den Russen gelernt. Ich lernte sie von un-

seren alten Weisen, vor allem von Konfuzius. Zu ihrer Zeit, lange vor Marx und Lenin, hat man schon 

derartige Ideen praktisch durchgeführt. Unser altes Buch der Wandlungen spricht mehrfach von der 

gleichen Teilung. Konfuzius hat mehr als einmal vom Gleichmachen, vom Ausgleich gesprochen. Ist 

das Kommunismus? Falls ja, dann wären die Chinesen schon immer Kommunisten gewesen ... Auch 

zum Sozialismus Sun Yat Sens habe ich keine direkten Beziehungen. Ich liebe China. Ich möchte es 

friedlich und glücklich sehen. Das ist mein ganzes Programm.“*) 

[24] Anfang 1926 ist Feng dann in Moskau gewesen. Nach seiner Rückkehr schien er wesentlich 

radikalisiert, zu klarerer Stellungnahme entschlossen. Der früher „christliche General“ entließ den 

Stab von Betbrüdern, der bisher eine Spezialität seiner Truppe gewesen war. Es hieß, er habe sich der 

KMT angeschlossen. Faktisch blieb er schwer zu übersehen, ein Diplomat, der revolutionäre Ver-

sprechungen machte, aber sich im Hintergrund hielt und auf seine Stunde wartete. Dies eine nämlich, 

muß man sich bei der Beurteilung Fengs und der ihm gegenüber angewandten Taktik stets gegenwär-

tig behalten, daß Feng e i n  Gene r a l  f e r ne r  Gr enzp r ov inzen  war. Ein Blick auf die physikali-

sche Karte Chinas belehrt über den gebirgigen und unwegsamen Charakter dieser Nordwestgebiete, 

in denen nicht nur von Provinz zu Provinz, sondern auch innerhalb e i ne r  Provinz selbst der Verkehr 

äußerst schwierig ist. Diese geographisch-militärische Position hat Feng s chwer  ang r e i f ba r  und  

s chwer  kon t r o l l i e rba r  gemacht. Andererseits liegen die Nordwestprovinzen (Kansu, Schensi) 

derart in der F l anke  des inneren China, daß ein Kampf des Südens gegen den Norden von dort her 

immer mit einem Seitenstoß bedroht werden kann, Es sind Voraussetzungen solcher Art, die Fengs 

„Helldunkelpolitik“ m ög l i c h und die zugleich sein Verhalten für die Entwicklung des militärischen 

Gesamtbildes so w i ch t i g gemacht haben. 

Wi e  undurchsichtig Fengs Absichten noch im Sommer 1927, und zwar auch  i n  Wuha n, waren, 

dafür mag als Beweis die dortige KMT-Zeitung dienen, die geradezu aufjubelte, als Feng mit seinen 

Truppen in den Kampf gegen die Nordtruppen eintrat, und als sich im Juni Gelegenheit bot, den 

rätselhaften General endlich aus der Nähe zu sehen. Am 15. Juni bringt die „People’s Tribune“ in 

Hankau einen Leitartikel mit der bezeichnenden Überschrift „Der Vorhang, der Feng verhüllte, hebt 

sich“. Und zwei Tage später stellt die gleiche Zeitung an die Spitze ihrer Ausgabe folgende Schlag-

zeilen: „Was  i s t  Fen g? I s t  e r  Ch r i s t? I s t  e r  Na t i ona l i s t? Oder  I n d i v i dua l i s t? I s t  e r  

Dem okr a t? I s t  e r  Kom m uni s t?“ 

Der Text zeigt dann, daß man in der Tat b i s  zu  d i e sem  Auge nb l i ck  auch in den Kreisen der 

Wuhan-KMT nicht gewußt hatte, worauf Feng politisch hinauswollte. „Feng“, so heißt es da, „ist 

soeben erst aus den geheimnisvollen Schleiern hervorgetreten, die ihn und sein Heer seit dem Rück-

zuge vom Nankou-Paß im letzten August eingehüllt hatten ... Hier und da drang ein Wort zu uns. Es 

gab viel Rätselraten. Doch niemand wußte wirklich, was aus der großartigen Armee geworden war ... 

Und weiter: „Auch besaß niemand darüber Gewißheit, was eigentlich aus dem Führer der Volksar-

mee, Feng Yu Hsiang, geworden war. Er war von Moskau zurückgekehrt, war wieder bei seinen 

Truppen im Nordwesten. Die Nachricht kam, er sei in die Kuo Min Tang eingetreten. Doch hörte 

man nichts Definitives über den Umfang seiner Macht, über seine Haltung, über seine Absichten.“ 

Die Klärung, die die Konferenz in Tscheng t schou  Anfang Juni 1927 brachte, enthüllte nun den 

„christlichen General“ a. D. als scharfen Gegner der Arbeiter- und Bauernrevolution. Wichtig ist aber 

 
*) „Le feu aux poudres.“ S. 225 ff. 
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– und für eine Beurteilung der taktischen Fragen der chinesischen Revolution dürfte dies nicht ohne 

Bedeutung sein – daß diese Klärung e r s t  im  Som m er  1927  vor sich ging. Auch jetzt übrigens 

spricht Feng (der doch in Tschangtschou schon den scharfen Kampf gegen die Kommunisten, d. h. 

gegen die Massen fordert) n i ch t  offen aus, was er meint und will. „Wenn genügend Reis zum Leben, 

ausreichende Kleidung zur Bedeckung des nackten Leibes, Schutz vor dem Brand der Sommersonne 

und vor den eisigen Winden des Winters ein kommunistisches Programm sind, dann, ja dann (!) sind 

wir Kommunisten!“ „Wenn ...“ – und nun folgt ein Auszug aus dem Reformprogramm der KMT – 

„wenn das Kommunismus ist, dann, ja dann (!) bin ich ein Kommunist.“ Feng hat außer mit Wuhan 

auch mit Tschang Kai Schek verhandelt. Er ist mit dem Gouverneur der Provinz Schansi in Bezie-

hungen getreten – um sich von [25] Wuhan zu trennen, um Tschang Kai Schek fallen zu lassen, um 

dem Mustergouverneur von Schansi, als dieser gegen Tschang Tso Lin engagiert war, in den Rücken 

zu fallen. „Er  ha t“, so schreibt eine amerikanische Chinazeitschrift, „a l l en  R i ch t ungen  de r  na -

t i ona l i s t i s chen  Bewegung  s e i ne  wä rm s t e  F r eundscha f t  ve r s i che r t, ohne  doch  da s  

vo l l e  Ve r t r auen  e i ne r  Gr uppe  gewonnen  z u  haben.“*) 

Wir fassen zusammen. Während Tschang Kai Schek und Waag Tsching Wei wenigstens ein Klas-

senstandpunkt und eine gewisse politische Linie nicht abgesprochen werden kann, haben die letzten 

Monate Feng Yu Hsiang als einen Menschen ohne feste gesellschaftlich-politische Basis enthüllt. 

Was er will, ist offenbar nicht die Durchsetzung einer bestimmten politischen Idee, sondern Macht, 

basiert auf militärischer Grundlage. Obwohl moderner in seiner Phraseologie als die meisten seiner 

militaristischen Kollegen, ist er also allem Anschein nach ein bloßer M i l i t a r i s t, wie Tschang Tso 

Lin, Wu Pei Fu und Sua Tschuan Fang auch, nur mit dem Unterschied, daß er, da die Machtzentren 

der Imperialisten außerhalb seines Gebiets liegen, sich den wohlfeilen Luxus einer antiimperialisti-

schen Sprache erlaubt. Modernisierte Generale, die im Grunde doch reaktionär blieben, haben mehr-

fach schon in der jüngsten Geschichte Chinas ihre Rolle gespielt. Man denke nur an Yuan Schi Kai, 

dem es durch gewisse Beteuerungen seiner geheimen Radikalität 1911 sogar gelang, seinen Todfeind 

Sun Yat Sen eine Zeitlang zu betrügen**). 

So ist Feng Yu Hsiang, wenn unsere Analyse zutrifft, kein Vertreter der Bourgeoisie, der Bauern oder 

der Arbeiter, sondern Repräsentant einer besonderen sozialen Schicht, eben des Militärmachthaber-

tums, das aus dem Militärbeamtentum der Mandarinenzeit hervorgewachsen, ohne Kontrolle durch 

eine wenn auch schwache Zentralgewalt, und ungestört durch ein Zivilbeamtentum, dessen Funktio-

nen an sich gerissen hat, v i e l l e i ch t  auch gewisse adm i n i s t r a t i ve  Funktionen erfüllt, g ewiß  

aber das ihm unterstehende Gebiet erbarmungslos ausplündert. Feng hat allerdings eine Reihe öffent-

licher Arbeiten in seinem Territorium durchgeführt. Aber er hat auch die Provinzen, die er beherrscht, 

von seinen Truppen kahl fressen lassen. In Honan, wohin er vorstieß, wurde den Bauern sogar die 

Saat genommen. Feng „kann auch nicht nach Schensi zurück, denn auch diese Provinz ist von allem 

entblößt.“***) 

Gewiß ist die Rolle Fengs noch nicht ausgespielt. Er und seinesgleichen werden im Verlauf des wei-

teren chinesischen Bürgerkriegs vermutlich eine ganze Weile noch eine Rolle spielen; gerade Feng 

kann, dank seiner günstigen geographisch-militärischen Position, bis auf weiteres noch ein Zünglein 

an der Wage bleiben. Talleyrand, der berüchtigte französische Diplomat, diente zuerst dem alten Re-

gime, dann der Revolution, dann dem Direktorium, dem Konsulat Napoleons und schließlich der 

Restauration. Er war allen feil. Alle Richtungen verachteten ihn schließlich. Aber alle (mit Ausnahme 

der Jakobiner) waren gezwungen. sich seiner zu bedienen. Erst die Jakobiner der chinesischen Arbei-

ter- und Bauern-Revolution werden die Militaristen Chinas a l l e r  Spielarten von der Bildfläche ver-

schwinden lassen. 

* 

[26] 

 
*) „The China Weekly Review“ vom 15. Oktober 1927. 
**) Siehe unsere Einleitung zu Sun Tat Sen: „Aufzeichnungen eines chinesischen Revolutionärs“, Berlin 1927. S 7?. 
***) „The China Weekly Review“ vom 8. Oktober 1927. S. 153. 
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LITERATUR 

Aus dem Lager des Gegners 

Otto Bauer: „Nach dem Parteitag“ 

Im Dezemberheft des Wiener „Kampf“ formuliert Otto Bauer in einem Artikel „Nach  dem  Pa r -

t e i t a g“ seine Schlußfolgerung aus der neuen Lage innerhalb der österreichischen Sozialdemokratie. 

Der Wiener Parteitag (29. Oktober bis 1. November 1927) sah Otto Bauer, den Führer des „linken“ 

Flügels der Zweiten Internationale, in vollem Rückzug vor den Rechten. Es kam auf diesem Parteitag 

zwar zu keiner Kampfabstimmung, und die alte Parteiführung wurde unverändert neu gewählt. Aber 

die Beschlüsse des Parteitags sowie die seitherige Politik der Partei, die ganz auf „gegenseitige Ab-

rüstung der Klassen“ und Bildung einer Koalitionsregierung abzielen, zeigen, daß auch in dieser So-

zialdemokratischen Partei, wie schon früher in allen anderen, jetzt die offenen Reformisten den ent-

scheidenden Einfluß haben. 

Was hat nun der austromarxistische Theoretiker zu diesem hochbedeutsamen Ereignis zu sagen? Er 

vermeidet zunächst sorgfältig, es zuzugeben. Er anerkennt freilich, daß die rechte „Strömung insbe-

sondere in den agrarischen Bundesländern stark geworden ist“ Aber wer nun eigentlich die Partei 

führt, die Rechte oder die „Linke“, darüber sucht man in seinem Artikel vergeblich ein Wort. 

Aber die Frage, um deren offene Beantwortung Otto Bauer sich drückt, erledigt er um so klarer von 

hinten herum durch seine Stellungnahme zu den praktischen Tagesfragen. 

Wohl wendet er sich mit Bitterkeit gegen den „ganz anderen Geist“ der „Rechtsströmung“, der sie 

von der bisherigen offiziellen Parteiideologie trennt. Aber es ist eben nur der „Geist“ der Rechten, 

den er kritisiert. Gegen ihre politische Praxis hat er nichts Grundsätzliches einzuwenden. 

„Auch wir können und wollen also die taktischen Fragen der österreichischen Arbeiterbewegung als 

bloße Zweckmäßigkeitsfragen nach der Besonderheit unseres Landes, nach den Besonderheiten der 

gegenwärtigen Geschichtsphase nüchtern entscheiden. Aber wir wollen sie nicht entscheiden aus dem 

Geiste einer resignierten Defensive.“ (S. 551.) „In der Tat ist es durchaus nützlich und notwendig, 

daß wir ... der faschistischen Propaganda ... durch ein unzweideutiges Bekenntnis zur Demokratie ... 

entgegentreten ... Es gibt niemand in der Partei, der nicht verstünde, daß Koalition unter Umständen 

notwendig, unvermeidlich sein könne.“ (S. 548.) 

Hier ist, in den Spalten der offiziellen Zeitschrift der Partei, unter einem halben Dutzend ideologi-

scher Vorbehalte jene politische Kapitulation der Zentristen vor den offenen Reformisten zugegeben, 

die seit dem 15. Juli die Politik der österreichischen Sozialdemokratie bestimmt. Darin liegt nichts 

neues. Wer hätte etwas anderes von den Austromarxisten erwartet? Nicht dies ist das Bedeutsame an 

Otto Bauers Stellungnahme. 

Aber Otto Bauer geht über die einfache Feststellung des politischen Tatbestandes hinaus. Er bemüht 

sich, seine Kapitulation vor der offenen sozialpatriotischen Theorie zu begründen. Gleichzeitig ver-

sucht er das Kunststück. trotz dieser „vertieften“ theoretischen Begründung der Notwendigkeit des 

Sieges der offenen Rechten innerhalb der Sozialdemokratie eine neue Theorie für das Zentrum zu 

finden, die ihn von den Reformisten unterscheidet. Mit Recht stellt er die Frage nicht in österreichi-

schem Maßstab. In den letzten zwei Jahren erlitt der Zentrismus entscheidende Niederlagen nicht nur 

in Österreich, sondern in England (Sieg der Rechten in den Gewerkschaften, Kapitulation der ILP vor 

MacDonald), wie in Frankreich (Übergang der Parteiführung an die Rechten), in Deutschland (Kieler 

Parteitag) wie in der Schweiz (Eintritt der SP in die Zweite Internationale), fast in jedem europäischen 

Land. Otto Bauer fühlt sich verpflichtet, auf diesen internationalen Zusammenbruch mit einer Theorie 

zu reagieren, die international anwendbar ist. 

Die theoretische Begründung Otto Bauers für den Sieg des rechten Reformismus über seine „linke“ 

Abart ist so einfach, daß er sie auf nicht ganz eine Seite zusammendrängen kann. Sie läßt sich in 

folgenden drei Sätzen zusammenfassen: „Die kapitalistische Weltwirtschaft hat die durch den Welt-

krieg hervorgerufene Erschütterung überwunden ... Die Stabilisierung des Kapitalismus hat den 
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revolutionären Prozeß vorläufig beendet ... Der Entwicklungsprozeß, den die Arbeiterklasse in allen 

Ländern jetzt durchmacht, ist nichts anderes als der Prozeß der geistigen Anpassung an diese Er-

kenntnis.“ (S. 545.) Folgendes sind Otto Bauers Beispiele für diese „Anpassung“ der Arbeiterklasse 

Aß diese Erkenntnis“: „In England ist der Zug nach rechts unverkennbar. Andererseits aber ist die 

Partei nach der Niederlage von 1926 nun wieder unverkennbar im Aufstieg ... Wir sehen ein ganz 

ähnliches Bild in den meisten demokratischen Ländern ... Die Kooperationsregierungen wurden ab-

gelöst von Bürgerblockregierungen ... Gerade als Opposition gegen Bürgerblockregierungen erstar-

ken die sozia-[27]listischen Parteien von neuem. Auch vollzieht sich dieser Aufstieg nicht in revolu-

tionäre, sondern in reformistischem Geist ... Auch die Entstehung der Rechtsströmung in unserer 

österreichischen Partei ist eine Wirkung der Stabilisierung des Kapitalismus.“ Welche Mittelglieder 

verbinden die von Otto Bauer behauptete Stabilisierung des Kapitalismus mit der reformistischen 

Tendenz der Arbeiterbewegung? Diese Frage zu stellen, scheint ihm offensichtlich unnötig. „Der 

Aufstieg der sozialistischen Partei vollzieht sich nunmehr in einer nicht mehr revolutionären Umwelt. 

Er trägt dahe r  (von uns gesperrt) stich keinen revolutionären Charakter“ (S. 547) Das ist alles. 

Selten hat es sich ein politischer Führer leichter gemacht, eine grundsätzliche Schwenkung zu moti-

vieren. Otto Bauer scheint es selbstverständlich, daß innerhalb eines stabilen Kapitalismus nur eine 

reformistische Arbeiterbewegung möglich ist. Ist dem so, dann war Karl Marx, Otto Bauers vorgeb-

licher Meister, offensichtlich ein Dummkopf, da er bekanntlich innerhalb des durchaus „stabilen“ 

Kapitalismus seinerzeit eine revolutionäre Arbeiterbewegung zu schaffen trachtete. Die Führer des 

„marxistischen“ Zentrums der Vorkriegszeit waren unter derselben Voraussetzung Betrogene oder 

Betrüger, da sie vorgaben, Revolutionäre zu sein. Die Behauptung, daß eine revolutionäre Arbeiter-

bewegung innerhalb einem „stabilen“ Kapitalismus unmöglich sei, ist mit dem Marxismus völlig 

unvereinbar. Sie entspricht dagegen den Gedankengängen des Revisionismus. Dessen Grundfehler 

besteht bekanntlich darin, daß er jene Tendenzen, die bestimmte Minderheiten der Arbeiterschaft in 

einer bestimmten Periode in bestimmten Ländern zum Reformismus treibt, als für das ganze Welt-

proletariat während der ganzen Entwicklung des Weltkapitalismus gültig annimmt. 

Aber selbst von Otto Bauers revisionistischem Standpunkt läßt sein Gedankengang allen wissen-

schaftlichen Ernst vermissen. Ist der Klassenkampf innerhalb des „stabilisierten“ Kapitalismus von 

heute dem Klassenkampf der Vorkriegszeit analog, der einer Oberschicht des Proletariats eine fort-

schreitende Verbesserung ihres Lebensstandard brachte und dadurch die objektive Basis des Refor-

mismus innerhalb der Arbeiterbewegung schuf? Otto Bauer findet es nicht nötig, diese Frage zu stel-

len. Es ist aber offensichtlich, daß alle Widersprüche, die ganze Relativität der Stabilisierung des 

Nachkriegskapitalismus in Europa in den einen zentralen Widerspruch ausmünden, daß der europäi-

sche Kapitalismus bei bedeutend gewachsener und weiterhin wachsender Produktionskapazität dem 

europäischen Proletariat nicht nur keinen steigenden Lebensstandard gewähren kann, vielmehr den 

erreichten Lebensstandard herabzudrücken sich bemühen muß. Es fehlen also dem „stabilisierten“ 

Nachkriegskapitalismus auch jene Triebkräfte zur Heranbildung einer reformistischen Arbeiterbewe-

gung; um diese Übereinstimmung herbeizuführen, müssen sich eben die Tatsachen (auf dem gedul-

digen Papier) nach Otto Bauers Theorie richten. Hierbei muß er, um seine Position zu halten, zu 

groben Entstellungen greifen. Indem er von den Erfolgen der Sozialdemokratie bei den letzten Wah-

len spricht, verschweigt er jene Tatsache, die diesen Aufstieg erst ins rechte Licht setzt: daß ihm 

nämlich fast überall ein gleicher Aufstieg der Kommunisten zur Seite geht. In einigen wenigen Fällen 

(z. B. in Norwegen) haben die Sozialdemokraten auf Kosten der Kommunisten gewonnen. Aber dem 

stehen jene Fälle gegenüber, wo die Sozialdemokratie verlor, während die Kommunisten gewannen. 

Eine solche Entwicklung fand bekanntlich im letzten Jahre in jenen Ländern statt, wo die Sozialde-

mokratie noch in der Regierung sitzt. Dies beweisen insbesondere die jüngsten Wahlen in Hessen 

und Anhalt. Wir haben also ein solches Wachstum der Anhängerschaft der internationalen Sozialde-

mokratie, das erstens von einem gleichen Wachstum der kommunistischen Parteien begleitet, zwei-

tens mit dem erzwungenen Verzicht der Sozialdemokratie auf die Koalitionspolitik unlöslich ver-

knüpft und von ihm abhängig ist. Die zweite Tatsache vermerkt ja Otto Bauer selbst, während er die 

erste verschweigt. Es bleibt ihm vorbehalten, diese Entwicklung „Zug nach rechts“ zu benennen. Um 
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unsere Antwort nicht über Gebühr auszudehnen, verzichten wir auf die Erörterung seiner Anschau-

ungen über die kolonialen Revolutionen. Sie ist von ähnlichem Kaliber. 

Dem ganzen Gedankengang entspricht in der Wirklichkeit nur eines: „Der Zug nach rechts“ der zent-

ristischen Führer. Es ist unzweifelhaft, daß das Zentrum als selbständige „linke“ Gruppierung inner-

halb der Sozialdemokratischen Partei seinem Untergang entgegengeht. Die zentristischen Führer, die 

in der revolutionären Periode angesichts des schnellen Wechsel. der Situation, in denen sich die Mas-

sen nicht schnell genug zurechtfanden, von revolutionären Phrasen leben konnten, können in der Pe-

riode der relativen Stabilisierung den offenen Reformisten keine prinzipiell selbständige Linie entge-

genstellen. Die zentristische Gruppe verschmilzt mit der reformistischen, bei gleichzeitigem Wachsen 

der Aktivität der gesamten Arbeiterklasse und Stärkung des wirklich revolutionären Flügel, der Ar-

beiterbewegung. Die Bedeutung von Otto Bauers Ausführungen liegt hierbei in nichts anderem, als 

darin, daß er diese Verschmelzung des „marxistischen“ Zentrums eilt dem Revisionismus durch eine 

„tiefe“ Theorie besiegelt. 

Aber damit ist die Sache nicht erledigt. In fast allen Ländern hofft die Sozialdemokratie, auf dem 

Rücken ihrer angewachsenen Wählermassen wieder in die Koalitionsregierung zu gelangen. Sobald 

diese ihre Absicht deutlich in Erscheinung tritt, muß der Widerspruch zwischen der Rechtsentwick-

lung der Führung und der Linksentwicklung der Massen [28] sich sehr verschärfen. Otto Bauers The-

orie bildet eben die Basis, auf der die früheren zentristischen Führer in den Krisen den eingefleischten 

Reformisten beistehen werden. Aber eines „linken“ Flügels wird an diesem Wendepunkt keine Sozi-

aldemokratische Partei entraten können, um die Massen festzuhalten. Eben darum wettern ja jetzt 

schon die Zentristen mit Otto Bauer an der Spitze gegen den Geist des Reformismus, während sie 

seine Praxis billigen. Doch sie wissen, daß die Masse, wenn man sie der Koalitionspolitik ausliefert, 

sich nicht mit Beschwörungen des austromarxistischen „Geistes“ vertrösten lassen werde. Darum 

taucht fast gleichzeitig an drei Stellen, bei der zentristischen englischen ILP, bei der zentristischen 

norwegischen Tranmael-Partei und jetzt zuletzt (in etwas anderer Schattierung) bei Otto Bauer ein 

neuer Gedanke auf: 

„Die böseste Erbschaft der Kriegs- und Revolutionsjahre ist die Spaltung des internationalen Prole-

tariats in die Sozialistische und die Kommunistische Internationale. Bolschewisten und Sozialisten 

sind darin einig, diese Spaltung als endgültig anzusehen ... im Gegensatz zu beiden betrachtet es das 

marxistische Zentrum als die wichtigste Aufgabe, die Spaltung zu überwinden, die Wiedervereini-

gung des internationalen Proletariats vorzubereiten.“ 

Otto Bauer erklärt gleich, wie er das meint. „Versuche wie das anglo-russische Komitee bringen die 

Wiedervereinigung des Proletariats nicht näher ... Solange die Bolschewiki noch hoffen, das sozia-

listische Lager durch ihre Manöver sprengen zu können, ist keine Verständigung mit ihnen denkbar 

... Zunächst bleibt die Wiedervereinigung selbstverständlich unmöglich, solange die Bolschewiki 

noch in der Illusion gefangen bleiben, aus dem Weltkrieg werde unmittelbar der gewaltsame Sturz 

des Kapitalismus hervorgehen.“ Nicht zufällig unterschiebt Otto Bauer der Komintern die Illusion, 

aus dem Weltkrieg werde unm i t t e lba r  der Sieg der Weltrevolution hervorgehen. Denn wenn dies 

nicht der Fall ist, dann ist ja nach seiner uns schon bekannten Theorie jetzt nur eine reformistische 

Politik möglich. Otto Bauers Bedingung für eine Wiedervereinigung ist also einfach die Kapitulation 

der Komintern. Was kann man anders erwarten, als daß er. gleich allen Reformisten, zum hundertsten 

Male das Herannahen der Kapitulation prophezeit, diesmal im Zusammenhang mit dem Ausschluß 

Trotzkis und Sinowjews aus der KP der SU? 

Inwiefern will er der Komintern entgegenkommen? Kein Wort von einer Änderung der Politik der 

Sozialdemokratie! Er verspricht nur eines: Den Kampf dagegen, daß die Sozialdemokratische Partei 

„das Bewuß t s e i n  (von uns gesperrt) der Aufgabe der Überwindung des Kapitalismus verliere“. 

Wie er selbst seine Kapitulation vor dem Reformismus durch Schimpfen auf den reformistischen 

„Geist“ verdeckt, so soll das Proletariat seine revolutionäre Politik liquidieren, um dafür das austro-

marxistische „Bewußtsein“ einzutauschen! 

Es ist ein großzügiges Manöver der Zentristen, im Augenblick ihres politischen Bankrotts zum Zweck 

ihrer Ehrenrettung die Frage der Vereinigung der Zweiten und der Dritten Internationale aufzurollen. 
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Es ist eine scheinbare Abwehr gegen die offenen Reformisten, ein offener Angriff gegen die Kom-

munisten; es ist geeignet, revolutionär gestimmte sozialdemokratische Arbeiter zu gewinnen. Unsere 

Aufmerksamkeit ist erforderlich, um den Angriff abzuwehren. Es wird uns nicht schwer fallen, gegen 

den Gegner seine eigene Waffe zu kehren. Wir müssen nur zeigen, daß die angebliche Einheitsbe-

geisterung der Zentristen gerade im Augenblick ihrer endgültigen Kapitulation vor den offenen Re-

formisten in Erscheinung tritt, um zu beweisen, daß die Einheit zwischen den proletarischen Revolu-

tionären einerseits, den Sozialverrätern und ihren zentristischen Bundesgenossen andererseits niemals 

möglich ist. 

Wir danken auch für die Einheit, die uns Otto Bauer „den beiden Ereignissen gegenüber, die allein 

eine neue Phase revolutionärer Möglichkeiten einleiten können gegenüber Kriegen und gegenüber 

den Befreiungskämpfen der Kolonialvölker“ anbietet. Zum Unterschied von Otto Bauer unterstützen 

wir den Befreiungskampf der Kolonialvölker nicht mit Worten, sondern mit der Tat. Und was den 

Krieg betrifft, so verstehen wir schon, daß ein neuer Krieg der einzige Fall ist, in dem der Zentrismus 

eine gewisse Renaissance erleben kann. Denn nur noch im Krieg kann er sich vom Reformismus in 

der Praxis unterscheiden; kann er Pazifismus ins Gegensatz zum Sozialimperialismus sein. Wir aber 

werden im nächsten Krieg wie im vergangenen nicht für den „Frieden“, sondern für die Umwandlung 

des imperialistischen Krieges in den Bürgerkrieg kämpfen. 

Das leere, demagogische Einheitsmanöver ist für Otto Bauer zugleich die Begründung für die Ableh-

nung jedes praktischen Zusammengehens mit den Kommunisten, jedes einheitlichen Vorgehens in 

den Tagesfragen des Klassenkampfs. Um so leichter wird unsere konsequente Politik der proletari-

schen Einheitsfront das neue Manöver des Austromarxismus durchkreuzen. F. W. [29] 

* 

„Die Gesellschaft“ und „Sozialistische Monatshefte“ September bis November 1927 

III. 

Die wichtigste Frage der I nnenpo l i t i k  ist für die SPD heute die Auswertung des bei den nächsten 

Wahlen erwarteten Machtzuwachses. Die hier besprochenen Hefte zeigen ke i ne r l e i  Differenz dar-

über, daß auf die Neuwahlen eine Koalitionsregierung folgen muß. Die Koa l i t i ons f r age  lautet 

nicht: „Für oder gegen Koalition“, sondern „Wie sag ichs meinem Kinde?“, d. h. den Arbeitern, die 

heute der sozialdemokratischen Scheinopposition folgen und „positive Früchte“ sehen wollen – aber 

nicht bloß Ministersessel, sondern eine r ea l e  Besserung, ihrer Klassenlage. 

Bei dieser Auseinandersetzung sind die „Sozialistischen Monatshefte“, das Blatt des offenen Revisi-

onismus, führend. Im Septemberheft sucht Seve r i ng  nachzuweisen, daß „Die beste Kritik“ an der 

Bürgerblockregierung in der „positiven Regierungsarbeit sozialdemokratischer Minister bestünde – 

nur so könne man auch auf die Dauer die Massen an die Partei fesseln. Daß „positive Mitarbeit für 

Land und Volk besonders in Zeiten der Not und Gefahr (siehe 1923!) nicht besonders populär sein 

mag“, erkennt S. an – aber gegenüber jenen, die im Interesse der Werbekraft der Partei die Koaliti-

onspolitik etwas vorsichtiger anfassen möchten, weist er darauf hin, daß der deutsche Kapitalismus – 

besonders, wenn die Sozialdemokratie „im Interesse von Land und Volk aktiv mitarbeitet“ – auf die 

Dauer blühen und gedeihen und auch den Arbeitern einige Brocken abwerfen werde. „Die Arbeitslo-

sigkeit nimmt ab, und es ist damit zu rechnen, daß die deutsche Arbeit eine längere Periode befriedi-

gender Beschäftigung durchläuft. Dann kann man die Verzweifelten mit frischem Mut erfüllen und 

die Abtrünnigen wieder zurückgewinnen.“ Die Sozialdemokratie ist also für Severing eine Konjunk-

turerscheinung (was wir in dieser Offenheit nicht oft zu hören bekommen haben), sein Optimismus 

gründet sich auf die Überzeugung, daß mit fortschreitender kapitalistischer Entwicklung die guten 

Konjunkturen immer länger und die Krisen immer kürzer und schmerzloser würden, daß also, wenn 

die ersteren in der Arbeiterschaft Koalitionswillen, die zweiten Radikalismus hervorrufen, die Wer-

bekraft seiner Partei automatisch immer mehr anwachsen werde, je mehr Koalitionspolitik sie be-

treibe. Realpolitischer scheint uns Severings zwe i t e  Argument: er weist auf die Wichtigkeit der 

sozialdemokratischen Arbeit unter den Beamten hin und betont, daß diese Arbeit ohne Regierungs-

beteiligung schlechthin unmöglich sei: denn man müsse den Beamten das Gefühl verschaffen, „daß 
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sie nicht schutzlos sind, wenn sie sich zur Sozialdemokratie bekennen“ – (um es deutlicher zu sagen, 

daß auch die SPD. etwas für ihr Avancement tun könne. R. G.). Ebenso könne man Parteiarbeit unter 

den Baue rn  nur leisten, wenn die SPD Gelegenheit habe, in Regierung und Verwaltung ihre Bau-

ernfreundschaft praktisch zu beweisen. 

Weniger realpolitisch und mehr phraseologisch verziert verkündet uns Pau l  Kam p fm eye r  im Ok-

toberheft die gleiche Theorie. „Mehr Macht“ lautet die Überschrift seines Artikels (wobei er unter 

„Macht“ natürlich Beteiligung an der bürgerlichen Staatsmacht versteht). Mit Stolz wird darauf hin-

gewiesen, daß diese vor 30 Jahren vom Revisionismus aufgestellte Parole, die damals „auf das mar-

xistische Verelendungs- und Klassenkampfdogma stieß“, nun endlich die Partei beherrsche. Unter Be-

rufung auf Lassalles Schrift „Über Verfassungswesen“ gibt Kampfmeyer folgende Analyse: In dem 

Maße, als „die Arbeiterschaft“ durch Regierungsbeteiligung auf den Staat Einfluß gewinne, ver-

wandle sich zum Beispiel jeder Staatsbetrieb in „ein Stück Macht der Arbeiterklasse“ – das gleiche 

gelte aber zum Beispiel für jeden Kleinbauern, der sich unter dem Schutze der sozialdemokratischen 

Agrarpolitik genossenschaftlich organisiert usw. „Die wirtschaftliche und politische Umgestaltungs-

arbeit legte der Revisionismus schon in die bürgerliche Gesellschaft hinein, während der vom Erfurter 

Programm ganz erfüllte sogenannte Radikalismus sie auf die Zeit nach der Revolution vertagte.“ 

Kampfmeyer, der – wie man sieht – überhaupt eine „prinzipiellere“ Argumentation anwendet als 

Severing, der von „Arbeiterschaft“ und „Sozialismus“, statt von „Land und Volk“ redet, betrachtet 

demgemäß auch die Koalitionspolitik nicht als „Prinzip“, sondern als „praktische Frage“, die sich aus 

dem Vorhandensein der Mittelklassen zwischen Bourgeoisie und Proletariat, die noch nicht von der 

Sozialdemokratie erfaßt sind und darum eine „selbständige Politik machen“, ergibt (als ob die Koaliti-

onspartner der SPD Vertreter des Kleinbürgertums und nicht vielmehr der Großbourgeoisie wären!!). 

So „tiefe“ Ausführungen finden wir in der „Gesellschaft“ nicht – aber was sie schreibt, dient dem 

gleichen Ziele. Im Septemberheft bespricht He rm ann  Mül l e r  unter dem Titel „Der letzte Kanzler 

des Kaiserreichs“ die Memoiren des Prinzen Max von Baden mit der ausgesprochenen Tendenz, der 

Bourgeoisie die Nützlichkeit der SPD für konterrevolutionäre Zwecke zu beweisen. Mit Stolz werden 

zur Widerlegung der „Dolchstoßlüge (die, „soweit es auf die SPD ankommt, gewiß eine Lüge war!) 

alle Schandtaten dieser „Arbeitervertreter“ an Hand des prinzlichen Kronzeugen nachgewiesen: 

Eberts Bedauern, daß es zum „letzten Aufgebot“ der deutschen Arbeiter für den bürgerlichen Staat 

schon zu spät war, als er zur Macht kam, die von Scheidemann „platzen gelassene“ Kiste, die [30] 

den Vorwand zur Ausweisung Joffes gab, Eberts Ausspruch „ich hasse die soziale Revolution wie 

die Sünde“, Scheidemanns stolze Erklärung vom 8. November, daß seine Partei Deutschland vor dem 

Bolschewismus schützen werde, das Blut der von Noske geschlachteten Arbeiter. Nur e i ne  Sorge 

hat Müller: sich vor der Bourgeoisie dafür zu entschuldigen, daß er und seinesgleichen damals von 

„Sozialisierung“ und ähnlichen Dingen sprachen. „Dazu (nämlich zur Durchführung des Verrats an 

der Revolution) war es notwendig, daß die Partei die Fühlung mit den Massen nicht verlor. Nur  so  

konnte Deutschland vom Obrigkeitsstaat zum Volksstaat übergeleitet werden.“ Wir glauben, daß 

Hermann Müller mit seinem Artikel für den Anklagevertreter eines einst tagenden Revolutionstribu-

nals schätzenswerte Vorarbeit geleistet hat! 

E i ne  – sehr schüchterne – „linke“ Stimme läßt sich doch in der „Gesellschaft“ vernehmen: im No-

vemberheft zieht Max Wer ne r  angesichts der russischen Zehnjahresfeier „Das Fazit des europäi-

schen Kommunismus“. Er betrachtet Europa nach Zonen: Nordwesteuropa, wo der Kommunismus 

nicht aufkommen konnte, weil die dortige Sozialdemokratie (mit Ausnahme Belgiens, das seinen 

Fehler auch revidiert habe) stets koalitionsgegnerisch eingestellt gewesen sei und deshalb auch die 

größten praktischen Erfolge der ganzen Sozialistischen Internationale erzielt habe, so daß dieses Ge-

biet zur „Heimat der Arbeiterregierungen“ wurde (als ob die etwas anderes wären als Koalitionspo-

litik!!). Analog stünden die Dinge in der Schweiz und in Österreich. In Südosteuropa war der Kom-

munismus infolge der „Unreife“ des dortigen Proletariats zeitweise stark, wurde aber durch die in-

folge der „putschistischen Taktik“ provozierte Reaktion zerschlagen (wie sich seine balkanischen 

Parteigenossen zu dieser Reaktion verhielten, darüber schweigt W. sich aus). Bleibt also (da Polen 

und Italien im Interesse der Wernerschen „Theorie“ totgeschwiegen werden) Mitteleuropa, mit den 
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einzigen großen kommunistischen Massenparteien: Deutschland, Frankreich, Tschechoslowakei. 

Werner spricht die Konsequenz nicht aus – es ist aber klar, was er schüchtern andeutet: kommunisti-

sche Massenparteien sind die Strafe für Koalitionspolitik der Sozialdemokratie und also ein Argu-

ment zur „Linksrichtung“ der sozialdemokratischen Politik. Allerdings tröstet Werner seine Partei 

damit, daß auch die vorhandenen kommunistischen Massenparteien keine übermäßige Gefahr dar-

stellen: sie seien auf bestimmte Gebiete lokalisiert, stützten sich hauptsächlich auf politisch desori-

entierte Massen, seien unfähig, die Tageskämpfe der Arbeiter zu führen usw. Aus all diesen Entde-

ckungen folgert Werner eine angeblich vorhandene innere Unstabilität der Kommunistischen Par-

teien, die der Sozialdemokratie. die Möglichkeit gebe, die kommunistischen Massen „durch kon-

zentrierten Kampf um die Staatsmacht“ zurückzugewinnen. Offensichtlich will er in zarter Weise 

andeuten, daß man die sozialdemokratische Politik so orientieren solle, daß kommunistische Arbeiter 

gewonnen – und nicht neue Massen der KPD zugetrieben werden. Aber was er unter ,konzentrierte. 

Kampf um die Staatsmacht“ versteht, das verschweigt er klug, und so wird das praktische Ergebnis 

nichts anderes sein, als – eine etwas schönere Terminologie für das, was Severing und die anderen 

klar ausgeführt haben. 

IV. 

Welche Politik soll die Koalitionsregierung betreiben? Das zu erfahren, wäre interessant – besonders 

für die sozialdemokratischen Arbeiter. Viele Artikel beschäftigen sich mit den praktischen politischen 

Aufgaben sozialdemokratischer Regierungskunst – aber inwiefern sie es „besser machen“ wollen als 

irgendwelche vernünftigen Bourgeoispolitiker, wird nicht verraten. 

Im Zusammenhang mit der Außenpolitik stehen die Wehr fragen. Im Novemberheft der „Sozialisti-

schen Monatshefte“ schreibt Karl Mayr  über „Deutsche und europäische Wehrpolitik“. Die deutsche 

Kriegsrüstung, die natürlich im Prinzip als „Landesverteidigung“ bejaht wird, erfährt hier eine Kritik 

in der Richtung, daß sie – im Gegensatz zur französischen – zu wenig „demokratisiert“ sei, zu wenig 

„den Gedanken des Volksheeres“ verwirkliche. In einigen guten technischen Bemerkungen wird 

nachgewiesen, daß der moderne Krieg nicht nur kleine Spezialistenheere, sondern eine „Konzentra-

tion aller Kräfte des Volkes“ (vor allem in industrieller Hinsicht) erfordere: das deutsche System 

führe zur Loslösung des Krieges von der Nation und zu Fehlern ähnlicher Art, wie sie 1914 vorkamen, 

als man gegen Westen, statt gegen Osten, den Hauptstoß richtete (hier kommt der „paneuropäische“ 

Kern des Pudels heraus). Man müsse sich mit Frankreich verständigen, das Gegeneinanderrüsten an 

der Rheingrenze einstellen – dann werde „Kontinentaleuropa“ die nötige Halbmillionenarmee als 

„Reserve für eventuelle Mehrfrontenkriege“ (deutlich genug gesagt!) aufstellen können. Als Konse-

quenz dieser „positiven Wehrpolitik“ nach dem Muster Paul Boncours erscheint offenbar die Heran-

ziehung des Reichsbanners zur Kriegsvorbereitung – und in diesem Sinne werden die „Soldatenspie-

lereien“ der – obendrein meist englisch orientierten – Wehrverbände kritisiert. 

Diese kleinen häuslichen Streitigkeiten ändern nichts daran, daß die „Sozialistisches Monatshefte“ 

speziell in ihrer „Rundschau“ eine geradezu faschistische Ideologie entwickeln, Mit der nationalisti-

schen Hofgeismar-Gruppe bei den Jungsozialisten ebenso wie mit der Nelson-Gruppe wird offen 

sympathisiert – ja auch der Jungdo  erhält freundliche Worte. K. Thieme erklärt in der „Rundschau“ 

über Italien (S. 747) die italienischen sozialistischen Parteien auf endgültig mausetot und setzt seine 

„sozialistische“ Hoffnung auf eine innere Entwicklung der [31] faschistischen Gewerkschaften! Ge-

gen die Auffassung des italienischen Faschismus als einer Soldtruppe des Kapitals, wie sie leider in 

der Sozialdemokratie verbreitet sei, wird lebhaft protestiert – er sei eine Protestbewegung der Mittel-

schichten gegen ihre Unterjochung unter das Kapital und gegen den Verrat durch einen verantwor-

tungslosen Parlamentarismus, „sie sind es, die an der Einordnung in einen streng antiindividualisti-

schen Staat (der offenbar über den Klassen steht!) eine gewisse Freude haben, ihr Geltungsbedürfnis 

befriedigen können ...“ 

Zu einem der wichtigsten Probleme der deutschen Bourgeoisie, der Frage des E i nhe i t s s t aa t s, ma-

chen die „Sozialistischen Monatshefte“ praktische Vorschläge (im Novemberheft). Peus  empfiehlt 

– wie alle vernünftigen Verwaltungstechniker – an Stelle der alten Länder einen „vernünftigen 
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Regionalismus“. Wei ßbe r ge r  beschäftigt sich mit der Beziehung des Einheitsstaats zur Vo l ks -

s chu l organisation. Ein Zentrumsmann könnte auch nicht anders schreiben: das öffentliche Interesse 

„an der Wirksamkeit des Glaubens in der Schule“ ist für ihn „unbestreitbar“, das Bekenntnis der 

Lehrer soll bei Anstellung berücksichtigt werden – für „geschlossene Glaubensgebiete“ (ist das nicht 

schön?!) soll der Einheitsstaat Sorge tragen, damit dort der alleinseligmachenden Kirche keine Schäf-

lein abgetrieben werden können usw. 

Zur „Volksgemeinschaft“ gehören natürlich auch die Junker. Daher das offene Eintreten für 

Schu t zzö l l e. Dieser Arbeit unterzieht sich in den „Soz. Monatsheften der gute alte Sch i ppe l: Im 

Septemberheft („Agrarkrisis und überseeische Siedlungskolonisation“) polemisiert er gegen die von 

den Gegnern der Hochschutzzölle vertretene Auffassung, als ob die Zeit der Neuerschließung von 

Getreideexportgebieten und demgemäß die Notwendigkeit (vom Junkerstandpunkt aus gesehen) des 

Schutzes der „heimischen“ Produktion vor überseeischer Konkurrenz schon hinter uns liege: „die 

Ausbildung speziell des Agrarschutzes gegen siedlungskolonial extensive Landwirtschaft dient hier 

der Förderung und Höherhebung der Produktion und Produktionsweise.“ Im Novemberheft („Neue 

Formen des Protektionismus“) wird uns dann nachgewiesen, daß es außer den Zöllen noch verschie-

dene andere Methoden zur Privilegierung der Junker gebe: Prämien, Staatssubventionen, Absatzpri-

vilege. Die österreichische Sozialdemokratie erhält ein Lob, weil sie „geistig beweglicher“, sich die-

sen neuen Formen des Protektionismus gegenüber empfänglicher zeige als die deutsche Arbeiterbe-

wegung, die sich „sehr zu ihren Ungunsten von der des Auslandes unterscheide“. 

Entweder hat Sch i ppe l  in seinem Cliquenfanatismus jeden Blick für Tatsachen verloren – oder er 

hat den Artikel von Baa de, „Die grüne Internationale“, im Oktoberheft der „Gesellschaft“ nicht ge-

lesen – sonst hätte er nicht so überflüssigerweise gejammert. Der Verfasser des sozialdemokratischen 

Agrarprogramms, also eine immerhin kompetente Persönlichkeit, predigt hier das Bündnis der „so-

zialistischen“ Internationale mit der im Entstehen begriffenen Internationale der Junker und Groß-

bauern. Die Interessen der „Landwirtschaft“ in bezug auf Arbeitsteilung (zwischen Futtermittel und 

Vieh produzierenden Gebieten) und gegenüber einer Schwächung der Kaufkraft der Agrarprodukte 

werden als in sich (also zwischen Junker und Kleinbauern) bis zu einem gewissen Grade einheitlich 

betrachtet; in ihrer a l l e r  Interesse liege die organisierte Absatzregelung zwecks Vermeidung von 

Preisschwankungen. Baade appelliert also an die „Produzenten“, ihre „Absatzregelung“ nicht auf 

monopolistische Hochschraubung der Preise, sondern auf deren Regulierung zur Vermeidung über-

mäßiger Preisschwankungen zu orientieren –, dann könnten sie mit der Genossenschaftsinternatio-

nale der Konsumenten zusammenarbeiten. Wenn die Agrarier für Hochhaltung der Arbeiterlöhne und 

damit für Besserung ihres eigenen Absatzmarkts eintreten (die Junk e r  als Kämpfer für höhere 

Löhne und „normale“ Preise!!), würden die Arbeiter sie auch in dem Bestreben der „Preisregelung“ 

unterstützen – nur dürfen die Agrarier sich nicht einbilden, allein, ohne Befragung der Arbeiterbewe-

gung, die Probleme lösen zu können: 

„Beide Aufgaben können jedenfalls nicht durch die landwirtschaftlichen Unternehmer allein gelöst werden, 

sondern nur in engster Fühlung mit den großen Massen der Verbraucher und mit der Industriewirtschaft (und 

da sage man noch, daß es keine Volksgemeinschaft gibt!!). Aufgabe der internationalen A r b e i t e r b e w e -

g u n g  (!) wird es dabei sein, die neue Bewegung dem agrarischen Internationalismus nicht etwa sich selbst zu 

überlassen, sondern mit allen Mitteln, bei jeder Gelegenheit diese Entwicklung der europäischen Gesamtwirt-

schaft (was ist das?) weiterzutreiben.“ 

Für die Junker ist also gesorgt – was werden aber die Arbeiter von der netten Koalitionsregierung 

haben? Was verlautet darüber? Nichts – doch halt, da steht im Novemberheft der „Gesellschaft“ ein 

Artikel von Fritz Naph t a l i: „Lohndebatten.“ Anläßlich der Besprechung neuerer Literatur wird da-

rauf hingewiesen, daß die Lohndebatten der (bürgerlichen) Nationalökonomie drei Phasen durchlau-

fen haben: eine, in der man über die theoretischen Bestimmungsgründe der Lohnhöhe diskutierte, 

eine, in der man die Frage aufwarf, ob die Lohnhöhe auf die Dauer durch Eingriffe wirtschaftlicher 

Organisationen beeinflußbar sei, und endlich eine dritte, in der man über den „volkswirtschaftlichen 

Nutzen“ von Lohnerhöhungen diskutiert. In aller Harmlosigkeit nimmt Naphtali diese letztere, natür-

lich nur vom bürgerlichen Standpunkt aus mögliche, Fragestellung auf und kritisiert bürgerliche 
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Schriftsteller, weil sie – zu sehr für Lohnerhöhungen eistreten. N. ist sich der Aktualität der Frage 

durchaus bewußt: er meint, daß je mehr sich [32] Lohnbewegungen an den durch den Privatbetrieb 

gegebenen Grenzen stoßen, desto mehr die Tendenz zur Ausbreitung der öffentlichen oder genossen-

schaftlichen, „demokratisch verwalteten“ Wirtschaftsbetriebe fortschreiten wird – „und je mehr sie 

es tut, um so weniger wird die organisierte Arbeiterschaft mit einer Theorie auskommen, d i e  nu r  

d i e  Vor t e i l e  von  Lohne r hö hungen  a u f ze i g t, ohne die Grenzen abzustecken, bei denen 

durch Begrenzung der notwendigen Akkumulation der Vorteil einer Gruppe von Arbeitern auch zum 

Schaden der Gesamtheit (welcher?) werden kann“. Für die öffentlichen Betriebe lehnt Naphtali also 

„rücksichtslose“ Lohnbewegungen ab (im selben Heft der „Gesellschaft“ weist Her t z  und im No-

vemberheft der „Soz. Monatshefte“ Ernst Reu t e r, der als Aufsichtsratsvorsitzender der Berliner 

Straßenbahn es ja wissen muß, nach, daß zur Führung der „sozialistischen“ Kommunalbetriebe die 

Betriebsform der selbständigen Aktiengesellschaft die weitaus geeignetste, weil am wenigsten büro-

kratische, sei – fügen wir hinzu, daß sie, wie Herr Reuter wohl wissen wird, gegen Lohnbewegungen 

die widerstandsfähigste ist). Naphtali kommt aber zu ähnlichen Erwägungen auch für die Privatwirt-

schaft: er spricht von den „Produktionskosten, deren Verteuerung durch Lohnerhöhungen ... als Fak-

tor internationaler Konkurrenzfähigkeit nicht einfach beiseite gelassen werden darf“ und kritisiert die 

Ansicht, als ob „fast jede Lohnerhöhung einer Arbeitergruppe ein Segen für die Volkswirtschaft 

wäre“. Er spricht klar aus, um was es geht: um die neue Arbeitsgemeinschaft zur Abwürgung von 

Lohnbewegungen, verbrämt durch einige Phrasen über kommunalen „Sozialismus“. R. Ge r be r. 

[33] 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 15. Januar 1928 ⁕ Heft 3 

Zur Perspektive und unseren Aufgaben 

Lz. An dieser Jahreswende brauchte man nicht Blei zu gießen oder nach den Sternen zu gucken, um 

die Grundlinien der künftigen Entwicklung vorauszusehen. Klar und deutlich sind sie in den gegen-

wärtigen Klassenverhältnissen vorgezeichnet. Nur wer alle Tatsachen der Gegenwart und alle Lehren 

der Vergangenheit mißachtet und verkennt, daß die Entwicklung sich in Gegensätzen vollzieht und 

jeder Schritt nach vorwärts das Ergebnis des unerbittlichen Ringens von Klasse gegen Klasse ist, kann 

sich von den idyllischen Zukunftsbildern der sozialdemokratischen Propheten betören lassen. Für die 

Weisen des Reformismus ist die Weltgeschichte das einfachste Ding, das man sich vorstellen kann. 

Die Massen gehen nach links, in allen Ländern werden die Wahlen in diesem Jahre eine Verschiebung 

nach links ergeben, überall werden die Sozialdemokraten in die Regierung kommen, und so wird die 

Arbeiterschaft nach Kautskys Rezept auf dem Wege der Koalitionsregierung zum Völkerfrieden und 

Sozialismus schreiten. Das war der Sinn der Weihnachtsartikel und Neujahrsbotschaften der sozialde-

mokratischen Führer. Liebeserklärungen an die künftigen Koalitionspartner, allgemeine Zukunftsver-

sprechungen für die Arbeiterschaft und die rosarote Zukunftsperspektive des Fortschrittsphilisters. 

Man muß sich davor hüten, die Wirkung dieses einschläfernden Giftes unterschätzen. Wohl fehlen 

die Voraussetzungen dafür, daß eine „demokratisch-pazifistische“ Welle in demselben Ausmaße wie 

im Jahre 1925 die Hirne der werktätigen Massen überschwemmen und die Arbeiterschaft zur sicheren 

Beute des verschärften Angriffs der Reaktion machen könnte. Die Vergangenheit ist nicht spurlos 

vorübergegangen. Der wachsende Einfluß der Kommunisten spiegelt den größeren Reifegrad der 

proletarischen Massen in allen kapitalistischen Ländern wider. Aber wir würden uns selbst täuschen, 

wenn wir uns einreden wollten, daß in den Massen, ja auch nur in der Vorhut der Arbeiterklasse, ein 

klares Bewußtsein der kommenden Entwicklung und der durch sie gestellten Aufgaben besteht. 

Unsere Einschätzung der drohenden Kr i egsge fah r, die sich in erster Linie gegen die Sowjetunion 

richtet, hat gerade in den letzten Tagen und Wochen neue Bestätigungen durch die Tatsachen gefun-

den. Tausende unter dem Schutze und mit der aktiven Beihilfe der Imperialisten von der chinesischen 

Konterrevolution gemeuchelte Revolutionäre haben in der Zeit des „Friedensfestes“ daran gemahnt, 

wie der Friede der Imperialisten aussieht. Die Verbindung der Niedermetzelung chinesischer Arbeiter 

und Bauern mit den Überfällen auf Sowjetkonsulate und den Ausweisungen der Vertreter der Sow-

jetunion haben zugleich aufs neue die untrennbare Verbindung des Kampfes des Weltimperialismus 

gegen die revolutionäre Bewegung mit seinem Kampfe gegen den Arbeiterstaat gezeigt. Schloß das 

alte Jahr mit den Massenmetzeleien in China, so [34] wurde das neue mit der Verstärkung des Kriegs-

zugs des nordamerikanischen Imperialismus in Mittelamerika eröffnet. Fünfundzwanzigtausend 

Mann der Truppen der Vereinigten Staaten sind in Nikaragua gelandet, um, wie es in einer Meldung 

vom 4. Januar heißt, „mit der nikaraguanischen Gendarmerie zur Wahr ung  de r  Or dnung  zusam-

menzuwirken, damit f r e i e  W a h l e n  gesichert werden“. (!) 

Während das französische Regierungsblatt die Existenz Sowjetrußlands „das größte Hindernis für 

den dauerhaften Frieden“ nennt und „alle Menschen guten Willens“ zum Zusammenschluß gegen 

diese Gefahr aufruft, während im Baltikum offenkundig zum Interventionskrieg gerüstet wird, erlaubt 

sich das Zentralorgan der SPD, die vorgibt, die Wahlen im Zeichen des Kampfes für den Frieden 

führen zu wollen, den Neujahrswunsch Ka r l  Kau t skys  abzudrucken, 

„daß im kommenden Jahr die a l l g e m e i n e n  W a h l e n  in Deutschland, Frankreich und wohl auch England 

den Beginn einer neuen Geschichtsperiode bedeuten werden, in der die S i e g e  der sozialistischen Demokratie 

zum S t u r z  d e r  D i k t a t u r  in Italien und Rußland führen werden.“ 

Ohne ein Wort der Einschränkung druckt der „Vorwärts“ den Artikel Vande r ve l de s  ab, in dem 

Kautskys fromme Hoffnung mit den Worten begrüßt wird: 

„Viele objektive Gründe können einen veranlassen, diesen wunderbaren und wohltuenden Optimismus Kaut-

skys zu teilen.“ 
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Es wäre in der Tat ein wunderbarer und nicht zu rechtfertigender Optimismus, die Hilfeleistung der 

Sozialdemokratie bei der Vorbereitung des antibolschewistischen Feldzugs und die Möglichkeit zeit-

weiliger Erfolge dieser Kriegshetze bei den sozialdemokratischen Arbeitern zu unterschätzen, wenn 

eine so freche Solidarisierung mit den Kriegsplänen des Weltimperialismus im Zentralorgan einer 

Partei mit Millionen proletarischer Anhänger erscheinen kann, ohne einen Sturm der Entrüstung her-

vorzurufen. 

Noch hat der polnische Imperialismus seinen Plan, mit Hilfe eines von sozialdemokratischen Emig-

ranten inszenierten Putsches die Annex i on  L i t auens  durchzuführen, nicht aufgegeben. Selbst die 

deutsche demokratische Presse hat die von den polnischen Sozialdemokraten jetzt plötzlich aufge-

stellte Autonomieforderung für das Wilnagebiet als eine Unterstützung dieses Planes aufgefaßt. Die 

Neujahrsnummer des „Vorwärts“ veröffentlicht einen Artikel des berüchtigten Sozialpatrioten 

Daczynsk i  zur „Wahlbewegung in Polen“, der eine kaum verhüllte Solidarisierung mit dem Haupt 

des polnischen Faschismus Piłsudski bedeutet. Oder was sonst soll es heißen, wenn von diesem ein-

gefleischten Chauvinisten, Annexionisten und Russenfresser verkündet wird, er führe seinen Kampf 

gegen die Nationalisten fort (!), und wenn dieser PPS-Mann die Kapitulation vor Piłsudskis Plänen 

der Verfassungsreform zum Zweck des Ausbaues seiner Diktatur mit dem Bekenntnis ankündigt, die 

PPS sei den „Auswüchsen“ des Parlamentarismus gegenüber gar nicht blind und bereite ein motivier-

tes Programm der notwendigen Reformen vor. 

Man vergegenwärtige sich die Schwierigkeit der Situation, wenn Sozialdemokraten im Solde des 

polnischen „links“ drapierten Faschismus den Sturz des Faschisten Woldemaras und auf diesem 

Wege die Annexion Litauens herbeiführen und wenn es aus diesem Anlasse zu einem Konflikt [35] 

mit der Sowjetunion kommt. Kann man bezweifeln, daß die deutsche Sozialdemokratie in vollem 

Einvernehmen mit den polnischen Sozialpatrioten im Namen des „Sozialismus“ zum Kampf gegen 

den Bolschewismus aufrufen und diesen der Bundesgenossenschaft mit dem litauischen Faschismus 

bezichtigen würde? Und diese Kriegshetze würde bei einem Teile der Arbeiterschaft vo r übe r ge -

hend  Erfolg haben, wenn wir die Fragen des Krieges, der Verteidigung der Sowjetunion, der Bedeu-

tung der proletarischen Staatsmacht für den Kampf des internationalen Proletariats und die Rolle der 

Sozialdemokratie als Verbündete des Imperialismus und des Faschismus nicht viel mehr als bisher 

den Massen begreiflich machen. 

Es ist kein Zweifel, daß eine Stärkung der sozialdemokratischen Parteien und ihre Vertretung in den 

Regierungen die außenpolitischen Gefahren nicht im mindesten abschwächen würde. Die Rede Pau l  

Boncou r s  gegen die „vorzeitige Rheinlandräumung“ auf dem Parteitag der französischen sozialis-

tischen Partei, der Neujahrsartikel Vande r ve l de s, der die Beendigung der militärischen Besetzung 

von der „gleichzeitigen Festlegung der notwendigen allgemeinen Sicherheitsgarantie“ abhängig 

macht (trotz dem Locarno-Vertrag, der doch diese Garantie geben sollte), die Erklärung des Partei-

vorstandes der SPD, der sich mit ebensolcher Heftigkeit für den Standpunkt Stresemanns und Hin-

denburgs einsetzt, wie Boncour, Renaudel und Vandervelde für den Standpunkt Poincarés, und 

schließlich die ausdrückliche Erklärung des „Vorwärts“ vom 3. Januar, daß die außenpolitische Linie 

in der Konferenz von Luxemburg die Billigung Stresemanns gefunden hat (d. h. offenbar vorher mit 

Stresemann vereinbart war). Diese Austragung der imperialistischen Gegensätze zwischen den „in-

ternationalen“ Sozialdemokraten hat gerade zur rechten Zeit die Arbeiterschaft daran erinnert, daß 

die sozialdemokratischen Parteien nur Filialen der imperialistischen Mächte sind und an der Unver-

söhnlichkeit der imperialistischen Gegensätze durch die sozialdemokratische Regierungsbeteiligung 

nichts geändert wird. 

Man soll jedoch nicht vergessen, daß bei allen außenpolitischen Gegensätzen zwischen den sozialde-

mokratischen Parteien eine völlige Einigkeit gerade in der Frage besteht, die vom Standpunkt des 

Proletariats die wichtigste ist, im Kampfe gegen die Sowjetunion. Wenn der Krieg gegen den Arbei-

terstaat herannaht, werden die sozialdemokratischen Spezialisten der antibolschewistischen Hetze für 

die imperialistischen Regierungen die wichtigste Rolle spielen, sie werden dann wieder eine Chance 

haben, als „Retter des Vaterlandes“ in die Regierung zu kommen. Es hat eine tiefe symbolische Be-

deutung, daß auf der Genfer Abrüstungskonferenz der Sozialdemokrat Pau l  Boncou r  im Auftrage 
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aller imperialistischen Mächte der Sowjetdelegation entgegentrat. Die Internationale der Sozialpatri-

oten, die in der Zeit ihres Bestehens noch nicht die geringste internationale Aktion zustande gebracht 

hat, wird als Kriegspressequartier und Propagandazentrale der antibolschewistischen Interventions-

armee zum erstenmal als einheitliche internationale Kraft in Erscheinung treten; soweit die Führung 

der einzelnen Landesparteien in Betracht kommt, wird diese Einheit durch die leere zentristische 

Scheinopposition kaum gestört werden, sie wird freilich unvermeidlich auf den wachsenden Wider-

stand der sozialdemokratischen Arbeiter stoßen. 

Ebenso klar wie die außenpolitische Perspektive der Verschärfung der imperialistischen Gegensätze 

und insbesondere des Gegensatzes der imperialistischen Welt und der Sowjetunion und der Einrei-

hung der sozialdemokratischen Parteien in die imperialistische Front ihrer Bourgeoisie [36] ist die 

Perspektive auf i nnenpo l i t i s chem  Geb i e t. Die Sozialdemokraten, die mit dem Marxismus auch 

jede Spur dialektischen Denkens vergessen haben, hoffen, durch die Linksschwenkung in den Massen 

leicht und hemmungslos auf dem Wege der Neuwahl zu den ersehnten Regierungssesseln emporge-

tragen zu werden. Sie sehen nicht, daß sich die Entwicklung hier wie überall in Gegensätzen vollzieht, 

daß die Abwanderung der werktätigen Massen nach links, ihr zunehmender Wille zum Klassenkampf 

nur e i n  Pol dieser Entwicklung ist, dem auf dem andern Pol die Zusammenballung der Kräfte der 

Bourgeoisie, die Konzentration der Macht der bürgerlichen Reaktion entspricht. Da bisher die Offen-

sive auf der Seite der Bourgeoisie lag, da die relative Stabilisierung, wenn sie auch in sich wider-

spruchsvoll ist und den Keim ihrer Zersetzung in sich trägt, immerhin eine Stabilisierung des Kapi-

talismus ist, darf man auch nicht verkennen, daß vorläufig noch die Konzentration der Kräfte der 

Konterrevolution stärker ist als die Konzentration der Kräfte der Revolution. 

Vom Standpunkt einer ernsten marxistischen Analyse ist es klar, daß der Bürgerblock nicht zufälligen 

parlamentarischen Kombinationen, nicht dem „Umfall“ des Herrn Marx oder dem Kommando des 

„Republikaners“ Hindenburg entsprungen ist, sondern der Verschmelzung des Industrie- und Ag-

rarkapitals unter der Hegemonie des Finanzkapitals, der durch die Durchführung der kapitalistischen 

Rationalisierung verstärkten Macht des geeinigten deutschen Kapitals und seinen imperialistischen 

Tendenzen. Diese Entwicklung des deutschen Kapitalismus kann durch Wahlkämpfe und Stimmzet-

telergebnisse nicht aufgehoben und rückgängig gemacht werden. Die drohende Erschütterung der 

parlamentarischen Basis des Bürgerblocks hat daher nicht das Auseinanderfallen der Koalition der 

bürgerlichen Parteien zur unmittelbaren Folge, sondern verstärkte Anstrengungen zur außerparlamen-

tarischen Sicherung der Macht der Bourgeoisie und der Durchführung ihrer reaktionären und impe-

rialistischen Politik. Das Vorgehen der Schwerindustrie des Ruhrgebiets und die Veröffentlichung 

des „Notprogramms“ der deutschen Wirtschaft wurden schon an dieser Stelle mit vollem Recht als 

Ankündigung dieser Verschärfung der bürgerlichen Diktatur aufgefaßt. 

Bedeutet das, daß die Bourgeoisie ausschließlich faschistische Methoden gebrauchen und die Sozial-

demokratie unter allen Umständen mit allen Mitteln aus der Reichsregierung ausschalten wird? Kei-

neswegs. Der Gebrauch der rechten Hand schließt den der linken Hand nicht aus, und gerade, wenn 

die Bourgeoisie ihre Herrschaft ernstlich bedroht sieht, wird sie sich mit beiden wehren, der rechten 

des Faschismus und der linken des Reformismus. Das Bündnis monarchistischer Generale und sozi-

aldemokratischer „Volksvertreter“ hat bisher noch in jeder kritischen Stunde die deutsche Bourgeoi-

sie gerettet, 1918119, 1920/21 und 1923. Das soll man in den Tagen, wo sich die Ermordung Karl 

Liebknechts und Rosa Luxem bur g s, die Niederschlagung der Vorhut des deutschen Proletariats 

jährt, und zugleich Noske  als Reichstagskandidat der SPD aus der Versenkung auftaucht, nicht ver-

gessen. 

Koalitionsregierung als Ausdruck der Linksschwenkung, als eine neue Epoche sozialer Reformen 

oder gar des Übergangs zum Sozialismus – das ist Illusion oder Betrug. Koalitionsregierung als vo-

rübergehendes Mittel der Konzentration aller bürgerlichen Kräfte gegen das Proletariat, als bewährtes 

Mittel zur Spaltung der Arbeiterschaft, das ist eine nicht unwahrscheinliche Perspektive. Jetzt schon 

wird im „Deutschenspiegel“ (4. Jahrgang, [37] Heft 50, S. 2371), einem Organ, das dem „Reichsbür-

gerrat“ des Herrn Löbe l l  nahesteht, also einigermaßen als Ausdruck der Anschauungen maßgeben-

der Kreise der Bourgeoisie gelten kann, an die berüchtigte große Koalition des Jahres 1923 erinnert, 
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die ganze drei Monate dauerte (vom 13. August bis 15. November) und, wie Stresemann hernach auf 

dem Parteitag der DVP offen eingestand, keinem anderen Zweck diente, als der Verhinderung der 

proletarischen Einheitsfront. 

Zunächst sind sich alle bürgerlichen Parteien darin einig, die Wahlen möglichst hinauszuschieben 

und vorher noch möglichst viel reaktionäre Gesetze, vor allem das Schulgesetz und die Strafrechts-

reform, unter Dach und Fach zu bringen. Die Führer der Sozialdemokratie, die sehr wohl wissen, daß 

ihre Regierungsbeteiligung an dem Kurs der bürgerlichen Politik nichts Wesentliches ändern würde, 

aber sich der Illusion hingeben, daß sie sich bei der Durchführung dieser Politik unentbehrlich ma-

chen können, gefallen sich in der Rolle abwartender Zuschauer. So glauben sie sich im Interesse des 

Wahlerfolges um die Verantwortung für die reaktionäre Politik drücken zu können, gegen die sie 

nichts unternehmen, die sie durch ihre Koalitionspolitik in den Ländern und insbesondere durch die 

arbeitsgemeinschaftliche Politik der reformistischen Gewerkschaftsführer direkt unterstützen. In die-

ser Zeit der offenbaren gewaltigen Verschärfung der Klassengegensätze hat der ADGB der Öffent-

lichkeit nichts anderes mitzuteilen, als seine Zustimmung zu der bürgerlichen Forderung des E i n -

he i t s s t a a t s  und seine Be r e i t s cha f t  z u  e i ne r  neuen  Ar be i t sgem e i nscha f t, die das „Ver-

sacken“ der Rationalisierung verhindern soll. 

Durch den Einfluß der Reformisten steht so dem geschlossenen Block der Bourgeoisie noch ein ge-

spaltenes Proletariat gegenüber. Die kampflose Niederlage des Proletariats der Schwerindustrie, eine 

schwere Niederlage der gesamten deutschen Arbeiterschaft, zeigt die Schwäche, die Unreife der 

Linksbewegung. Wenn bei der Linksschwenkung der Massen die Mehrheit der Arbeiterschaft den 

Reformisten folgt, wenn diese, wie jetzt im Ruhrgebiet, in den wichtigen Betrieben und Gewerk-

schaften die Führung behalten, dann gehen die proletarischen Massen schlecht gerüstet, schlecht vor-

bereitet den kommenden großen Klassenkämpfen entgegen. 

Die Be t r i ebs r ä t e- und Gewer kscha f t swah l en  werden darum in diesem Jahre als Messung der 

Kräfte innerhalb des proletarischen Kernes von besonders großer Bedeutung sein. Wenn unsere Partei 

im Ruhrgebiet nicht imstande war, den Kampf für das Dreischichtensystem gegen den Widerstand 

der Reformisten durchzusetzen, so beruht das neben einer Reihe objektiver Faktoren auf einer unge-

nügenden politischen Arbeit und vor allem auf der organisatorischen Schwäche der Partei. Es zeigt 

sich, daß in der Organisations- und der Gewerkschaftspolitik immer noch zu sehr das falsche Prinzip 

des kleinsten Widerstandes statt des richtigen Prinzips der Konzentration der Arbeit auf die politisch 

wichtigsten Punkte vorherrscht. 

Wenn neue Niederlagen der Arbeiterschaft vermieden, wenn die voraussichtlich auf wirtschaftlichem 

Gebiet entbrennenden Kämpfe erfolgreich geführt und zum Ausgangspunkt großer politischer Ent-

scheidungsschlachten gemacht werden sollen, dann müssen wir den Einfluß der Reformisten in den 

entscheidenden Schichten des Proletariats brechen, die Führung der Linksbewegung in die Hand be-

kommen. 

Mit vollem Recht hat daher Genosse Bucha r i n  in seinem Referat zur internationalen Lage auf dem 

XV. Parteitag der KP der SU die Notwendigkeit [38] der Verstärkung der Arbeit für die Einheitsfront 

von  un t e n, der Verschärfung des Kampfes gegen die sozialdemokratischen Spitzen hervorgehoben. 

Verstärkung der Arbeit in Betrieb und Gewerkschaft, unermüdliches Ringen um die Führung in den 

täglichen Kämpfen, schärfste Frontstellung gegen den Reformismus in allen seinen Schattierungen, 

klare Aufzeigung der Perspektiven großer entscheidender Kämpfe, in denen nur ein zu revolutionären 

Konsequenzen entschlossenes Proletariat siegen kann, das sind die wichtigsten Aufgaben, die sich 

aus der gegenwärtigen Lage ergeben. 

* 
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Lenins Rede zur politischen Lage auf der Aprilkonferenz 1917 

Wir bringen hier die wesentlichen Stellen aus der Rede, die Genosse Lenin am 7. Mai 1917 auf der sogenannten April-

konferenz der Bolschewiki hielt. Um sich die damalige Lage, als die Doppelmacht, Provisorische Regierung und Räte, 

bestand, während in den Räten die Bolschewiki noch in der Minderheit waren, ins Gedächtnis zurückzurufen, empfehlen 

wir, die Aprilthesen Lenins nachzuschlagen. (Die Thesen sind in der „Inprekorr“ 7. Jahrgang, Nr. 36, vom 5. April 1927, 

abgedruckt.) 

Wir entnehmen die Rede dem demnächst erscheinenden Sammelband XX, 1, der „Sämtlichen Werke Lenins“. 

D i e  R e d a k t i o n. 

Genossen, um die gegenwärtige politische Lage zu beurteilen, werde ich ein außerordentlich umfang-

reiches Thema behandeln müssen, das, soweit ich sehen kann in drei Teile zerfällt: erstens, die Beur-

teilung der eigentlichen politischen Lage bei uns in Rußland, die Stellung zur Regierung und zur 

Doppelherrschaft, die sich herausgebildet hat; zweitens, die Stellung zum Krieg, und drittens, die 

internationale Konstellation der Arbeiterbewegung, die sie (wenn man im Weltmaßstabe spricht) un-

mittelbar vor die sozialistische Revolution stellt. 

Die Mehrheit der Parteien. des kleinbürgerlichen Blockes, der den Petrograder Rat beherrscht, stellt 

unsere Politik, zum Unterschiede von ihrer eigenen, als die Politik der Überstürzung dar. Unsere 

Politik zeichnet sich dadurch aus daß wir vor allem eine genaue Klassencharakteristik der Gescheh-

nisse fordern. Die Hauptsünde des kleinbürgerlichen Blockes besteht darin, daß er die Wahrheit über 

den Klassencharakter der Regierung dem Volke mit Phrasen verschleiert ... 

Die Differenzen mit der Resolution der Moskauer*) sind, soweit man nach dem Wortlaut der Resolu-

tion urteilen kann, kaum wesentlich, aber die allgemeine Charakterisierung der Regierung als konter-

revolutionär scheint mir unrichtig zu sein. Wenn man allgemein spricht, dann muß man klarlegen, 

von welcher Revolution die Rede ist. Vom Standpunkt der bürgerlichen Revolution ist das unmöglich 

zu sagen da diese bereits beendet ist. Vom Standpunkt der proletarisch-bäuerlichen – ist dies verfrüht 

zu sagen, da man nicht sicher sein kann, daß die Bauern unbedingt weiter als die Bourgeoisie gehen 

würden, und es ist meines Erachtens unbegründet, besonders jetzt, wo die Bauernschaft sich dem 

Imperialismus und der Vaterlandsverteidigung, d. h. der Unterstützung des Krieges, zuwandte, aus-

zusprechen, daß man der Bauernschaft sicher ist. Sie ist aber jetzt auf eine ganze Reihe von Abma-

chungen mit den Kadetten eingegangen. Deshalb halte ich diesen Punkt der Resolution der Moskauer 

Genossen für politisch falsch. Wir wollen, daß die Bauernschaft weiter als die Bourgeoisie gehe, daß 

sie den Grundbesitzern das Land wegnehme, aber jetzt ist es noch unmöglich, über ihr zukünftiges 

Verhalten etwas Bestimmtes zu sagen. 

[39] Wir vermeiden sorgfältig die Worte „revolutionäre Demokratie“. Wenn es sich um einen Angriff 

der Regierung handelt, dann kann man davon sprechen, aber jetzt verdeckt diese Phrase den maxi-

malsten Betrug, weil es sehr schwer ist, die Klassen, die sich in diesem Chaos miteinander vermeng-

ten, auseinanderzuhalten. Unsere Aufgabe ist, diejenigen loszulösen, die am Schwanze der Bourgeoi-

sie einhertrotten. Für uns sind die Sowjets wichtig nicht als Form, uns ist wichtig, welche Klassen 

diese Sowjets vertreten. Deshalb ist eine langandauernde Arbeit zur Erhellung des proletarischen Be-

wußtseins notwendig ... 

Das gesamte Kleinbürgertum schwankt jetzt und verdeckt sein Schwanken mit der Phrase der „revo-

lutionären Demokratie“; diesen Schwankungen gegenüber haben wir die proletarische Linie entge-

genzusetzen. Diese Linie durch frühzeitige Aktionen zum Scheitern zu bringen, wünschen die Kon-

terrevolutionäre. Unsere Aufgaben sind: Vergrößerung der Zahl der Sowjets, Verstärkung ihrer 

Kräfte, Zusammenschluß innerhalb unserer Partei. 

Die Moskauer fügen im dritten Punkte die Kontrolle**) hinzu. Diese Kontrolle wird von Tschcheidse, 

Steklow, Zeretelli und anderen Führern des kleinbürgerlichen Blockes vertreten. Eine Kontrolle ohne 

Macht ist eine leere Phrase. Wie soll ich England kontrollieren? Um es kontrollieren zu können, müßte 

 
*) Lenin verliest im Verlaufe seiner Rede eine Resolution der Petrograder Stadtkonferenz über die Stellung zur provisori-

schen Regierung und kritisiert, von ihren Formulierungen ausgehend, eine Resolution der Moskauer Organisation. 
**) Es handelt sich um die Kontrolle der Regierung durch die Sowjets. 
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man seine Flotte erobern. Ich verstehe, daß die unentwickelte Masse der Arbeiter und Soldaten, naiv 

und unbewußt, wie sie ist, an die Kontrolle glauben kann, aber es genügt, die grundlegenden Momente 

der Kontrolle zu durchdenken, um zu begreifen, daß ein solcher Glaube ein Abweichen von den 

Grundprinzipien des Klassenkampfs ist. Was ist die Kontrolle? Wenn ich ein Papierchen oder eine 

Resolution niederschreibe, dann werden sie eine Gegenresolution schreiben. Um kontrollieren zu 

können, muß man die Macht haben. Wenn das der breiten Masse des kleinbürgerlichen Blockes unbe-

greiflich ist, muß man die Geduld haben, ihr das auseinanderzusetzen, man darf ihr aber auf keinen 

Fall die Unwahrheit sagen. Wenn ich aber diese Grundbedingungen durch die Kontrolle verdecke, 

dann sage ich die Unwahrheit und leite Wasser auf die Mühlen der Kapitalisten und Imperialisten. – 

Sie sagen: „Bitte sehr, du kannst mich kontrollieren, ich aber werde die Kanonen haben. Werde satt 

durch die Kontrolle.“ Sie wissen, daß man jetzt dem Volke nichts verweigern kann. Ohne Macht ist 

die Kontrolle eine kleinbürgerliche Phrase, die den Gang und die Entwicklung der russischen Revolu-

tion hemmt. Deswegen wende ich mich gegen den dritten Punkt der Moskauer Genossen. 

Was diese eigenartige Verflechtung zweier Regierungsgewalten anbelangt, wo die Provisorische Re-

gierung, ohne die Macht, die Geschütze, die Soldaten und die bewaffnete Menschenmasse zu besit-

zen, sich auf die Räte stützt, die im Vertrauen auf diese Versprechungen einstweilen eine Politik der 

Unterstützung dieser Versprechungen betreiben, so würdet ihr Schiffbruch erleiden, wenn ihr euch 

an diesem Spiel beteiligen wollt. Unsere Aufgabe ist, diesem Spiel fernzubleiben. Wir werden nach 

wie vor dem Proletariat die ganze Unhaltbarkeit dieser Politik klarmachen, und jeder Schritt des wirk-

lichen Lebens wird zeigen, wie recht wir haben. Wir sind jetzt in der Minderheit, die Massen glauben 

uns vorläufig nicht. Wir können warten: sie werden zu uns kommen, wenn die Regierung sich ihnen 

zeigen wird, wie sie ist. Die Schwankungen der Regierung können sie abstoßen, und sie werden zu 

uns kommen, und dann werden wir, dem Kräfteverhältnis Rechnung tragend, sagen: jetzt ist unsere 

Zeit gekommen. 

Ich komme jetzt zur Frage des Krieges, in der wir uns praktisch zusammenfanden, als wir uns gegen 

die Anleihe wandten; die Stellung zu dieser Anleihe hat sofort augenfällig gezeigt, wie die politischen 

Kräfte sich verteilen. Die ganze kleinbürgerliche Masse ist mit Vorbehalt für die Anleihe. Die Kapi-

talisten machen eine süßsaure Miene, stecken mit einem Lächeln die Resolutionen in die Tasche und 

sagen: „Ihr könnt reden, während wir handeln. In der ganzen Welt werden alle jene, die jetzt für die 

Anleihe stimmen, als Sozialchauvinisten bezeichnet. 

[40] Viele von uns, auch ich persönlich, hatten Gelegenheit, besonders vor Soldaten zu sprechen, und 

ich glaube, wenn man ihnen alles vom Klassenstandpunkt aus erklärt, so ist ihnen in unserer Stellung 

am wenigsten klar, wie wir den Krieg beenden wollen, in welcher Weise, unserer Ansicht nach, der 

Krieg beendet werden kann. 

Die zweite Hälfte dieses Teiles der Resolution*) handelt von den Versprechungen, die die Regierung 

macht. Für einen Marxisten wäre dieser Teil vielleicht überflüssig, aber für das Volk ist er wichtig. 

Deshalb muß hinzugefügt werden, warum wir diesen Versprechungen keinen Glauben schenken, wa-

rum wir der Regierung nicht trauen dürfen. Die Versprechungen der jetzigen Regierung, auf die im-

perialistische Politik zu verzichten, verdienen kein Vertrauen. Hier kann unsere Linie nicht darin 

bestehen, daß wir von der Regierung die Veröffentlichung der Verträge fordern. Das wäre eine Illu-

sion. Derartiges von einer Regierung der Kapitalisten zu fordern, ist dasselbe, wie wenn wir von 

diesen die Aufdeckung ihrer geschäftlichen Schiebereien forderten, Wenn wir sagen, man muß auf 

Annexionen und Kontributionen verzichten, so müssen wir auch erklären, wie das zu machen ist; und 

wenn man uns fragen wird, wer es tun soll, so werden wir sagen, daß dies, dem Wesen nach, ein 

revolutionärer Schritt ist; einen solchen Schritt kann nur das revolutionäre Proletariat tun. Sonst wer-

den es nur leere Versprechungen, Wünsche bleiben, mit denen die Kapitalisten das Volk nasführen. 

Ein Teil des Kleinbürgertums ist an dieser Politik der Kapitalisten interessiert, darüber besteht kein 

Zweifel, und darum ist es der proletarischen Partei nicht gestattet, jetzt Hoffnungen zu setzen auf eine 

 
*) Hier ist die Rede von einer Resolution über den Krieg, die von der Aprilkonferenz angenommen wurde. 
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Gemeinsamkeit der Interessen mit der Bauernschaft. Wir kämpfen dafür, daß die Bauernschaft auf 

unsere Seite trete, aber sie steht bis zu einem gewissen Grade bewußt auf der Seite der Kapitalisten. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß das Proletariat und das Halbproletariat als Klasse kein Interesse 

am Kriege haben. Die Massen machen mit unter dem Einfluß der Tradition und des Betrugs. Sie 

haben noch keine politische Erfahrung. Daraus folgt unsere Aufgabe – andauernde Aufklärung. Wir 

werden ihnen nicht die geringsten grundsätzlichen Konzessionen machen, aber wir können ihnen 

nicht entgegentreten wie den Sozialchauvinisten. Diese Elemente der Bevölkerung waren noch nie 

sozialistisch, haben vom Sozialismus keine Ahnung, sie erwachen erst zum politischen Leben. Aber 

ihr Bewußtsein wächst und weitet sich mit außerordentlicher Schnelligkeit. Man muß es verstehen, 

mit der Aufklärung an sie heranzukommen, und das ist die schwierigste Aufgabe, insbesondere für 

eine Partei, die noch gestern eine unterirdische war. 

Manchem wird der Gedanke kommen, ob wir denn nicht uns selber verleugnen: haben wir doch die 

Umwandlung des imperialistischen Krieges in den Bürgerkrieg propagiert, und jetzt sprechen wir 

gegen uns selber*). Aber in Rußland ist der erste Bürgerkrieg zu Ende, wir gehen jetzt zum zweiten 

Krieg über, dem zwischen dem Imperialismus und dem bewaffneten Volke, und in dieser Übergangs-

periode, solange die bewaffnete Macht bei den Soldaten liegt, solange Miljukow und Gutschkow 

noch keine Gewalttaten angewandt haben, verwandelt sich dieser Bürgerkrieg für uns in die friedli-

che, langwierige und geduldige Klassenpropaganda. Wenn wir vom Bürgerkrieg reden werden, noch 

ehe die Leute seine Notwendigkeit begriffen haben, verfallen wir unzweifelhaft in Blanquismus. Wir 

sind für den Bürgerkrieg, aber nur dann, wenn er von einer sich ihrer bewußt gewordenen Klasse 

geführt wird. Man kann den stürzen, der dem Volke als Gewalttäter bekannt ist. Jetzt sind aber keine 

Gewalttäter da, die Geschütze und Gewehre sind bei den Soldaten und nicht bei den Kapitalisten, die 

Kapitalisten nehmen die Leute jetzt nicht mit Gewalt, sondern mit Betrug, und jetzt über [41] Verge-

waltigung schreien, ist unmöglich, das ist Unsinn. Man muß verstehen, auf dem Standpunkte des 

Marxismus zu bleiben, der besagt, daß die Verwandlung des imperialistischen Krieges in den Bür-

gerkrieg auf objektiven und nicht subjektiven Bedingungen beruht. Wir verzichten vorläufig auf diese 

Losung, aber nur vorläufig. 

Für die Regierung wäre es vorteilhaft, wenn der erste unüberlegte Schritt zu einer Aktion von uns 

gemacht würde, für sie wäre es vorteilhaft. Sie ist wütend, weil unsere Partei die Losung einer fried-

lichen Demonstration ausgegeben hat. Wir dürfen dem Kleinbürgertum, das sich jetzt abwartend ver-

hält, kein Jota unserer Grundsätze opfern. Für eine proletarische Partei gibt es keinen gefährlicheren 

Fehler, als ihre Taktik auf subjektiven Wünschen aufzubauen, dort, wo Organisiertheit nottut. Zu 

sagen, daß die Mehrheit für uns ist, ist unmöglich; was man im gegebenen Falle braucht, ist Miß-

trauen, Mißtrauen und nochmals Mißtrauen. Auf Wünsche die proletarische Taktik begründen, heißt 

sie vernichten. 

Der dritte Punkt bezieht sich auf die Frage, wie man dem Kriege ein Ende machen soll. Der Stand-

punkt der Marxisten ist bekannt, aber die Schwierigkeit besteht darin, wie man ihn den Massen in der 

klarsten Form vermitteln soll. Wir sind keine Pazifisten und können einen revolutionären Krieg nicht 

ablehnen. Wodurch unterscheidet sich ein solcher von einem kapitalistischen Krieg? Vor allem 

dadurch, welche Klasse an ihm ein Interesse hat und welche Politik die interessierte Klasse in diesem 

Kriege führt ... Wenn man vor die Massen hintritt, muß man ihnen konkrete Antworten geben. Also 

die erste Frage: wie soll man einen revolutionären Krieg von einem kapitalistischen unterscheiden? 

Der Massenmensch versteht nicht, worin der Unterschied besteht, daß hier die Rede von verschiede-

nen Klassen ist. Wir dürfen nicht nur theoretisch sprechen, sondern wir müssen praktisch zeigen, daß 

wir erst dann einen wirklich revolutionären Krieg führen werden, wenn die Macht beim Proletariat 

sein wird. Mir scheint, daß eine solche Fragestellung eine anschaulichere Antwort auf die Frage gibt, 

was für ein Krieg dieser ist und wer ihn führt. 

 
*) In der zuletzt erwähnten Resolution heißt es: „Solange die Kapitalisten nicht übergegangen sind zu Gewalt gegen die 

sich frei organisierenden und frei a l l e  Behörden absetzenden und wählenden Räte ... – solange wird unsere Partei den 

Verzicht auf die Gewalt propagieren ...“ 
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In der „Prawda ist der Entwurf eines Aufrufs an die Soldaten aller kriegführenden Länder veröffent-

licht worden. Uns sind Mitteilungen zugegangen über eine vorläufig noch halb elementar vor sich 

gehende Verbrüderung der Soldaten an der Front. Was bei der Verbrüderung fehlt, ist ein klarer po-

litischer Gedanke. Die Soldaten haben instinktiv empfunden, daß man von unten handeln muß, ihr 

revolutionärer Klasseninstinkt hat ihnen gesagt, daß nur hier der richtige Weg liegt. Das genügt aber 

für die Revolution nicht. Wir wollen eine klare politische Antwort geben. Damit dem Krieg ein Ende 

gemacht werden kann, muß die Macht in die Hände der revolutionären Klasse übergehen. Ich möchte 

vorschlagen, im Namen der Konferenz einen Aufruf an die Soldaten aller kriegführenden Länder zu 

erlassen und diesen Aufruf in allen Sprachen zu veröffentlichen. Wenn wir statt der Gemeinplätze 

über Friedenskonferenzen, auf denen die Hälfte der Teilnehmer verkappte oder offene Agenten der 

imperialistischen Regierungen sind, diesen Aufruf verschicken, so wird uns das tausendmal rascher 

zum Ziele führen als Friedenskonferenzen. Wir wollen mit den deutschen Plechanows nichts zu tun 

haben. Als wir im Zuge durch Deutschland fuhren, da versuchten diese Herren Sozialchauvinisten, 

die deutschen Plechanows, zu uns in den Wagen zu steigen, wir aber antworteten ihnen, daß kein 

einziger Sozialist dieser Art zu uns hereinkommen dürfe, und wenn sie es doch tun sollten, so würde 

es ohne großen Skandal nicht abgehen. Hätte man z. B. Karl Liebknecht zu uns gelassen, so hätten 

wir uns mit ihm unterhalten. 

Wir sind alle darin einig, daß die Macht in den Händen der Arbeiter- und Soldatenräte liegen muß. 

Aber was können und sollen sie tun, wenn die Macht auf sie übergeht, d. h. wenn die Macht sich bei 

den Proletariern und Halbproletariern befinden wird? Eine komplizierte und schwierige Lage. Und 

wenn wir von der Machtübernahme sprechen, taucht da eine Gefahr auf, die schon in früheren Revo-

lutionen eine große Rolle spielte, nämlich, daß die revolutionäre Klasse die Staatsmacht in ihre Hände 

nimmt und nicht weiß, was sie damit anfangen soll. Beispiele von Revolutionen, die gerade daran 

[42] gescheitert sind, sind in der Revolutionsgeschichte vorhanden, Die Arbeiter- und Soldatendepu-

tiertenräte, die jetzt wie ein Netz ganz Rußland überziehen, stehen gegenwärtig im Mittelpunkt der 

ganzen Revolution; es will mir jedoch scheinen, daß sie von uns noch nicht genügend begriffen und 

studiert sind. Wenn diese Räte die Macht in ihre Hände nehmen, dann wird es kein Staat im gewöhn-

lichen Sinne des Wortes mehr sein. Eine solche Staatsmacht, die sich längere Zeit gehalten hätte, hat 

es in der Welt noch nie gegeben, aber die ganze Arbeiterbewegung der Welt lief darauf hinaus. Das 

wird ein Staat vom Typus der Pariser Kommune sein. Eine solche Macht ist eine Diktatur, d. h. sie 

stützt sich nicht auf das Gesetz, nicht auf den formalen Willen der Mehrheit, sondern direkt, unmit-

telbar auf die Gewalt. Die Gewalt ist ein Werkzeug der Macht. Auf welche Weise werden die Räte 

diese Macht anwenden? Werden sie zur alten Verwaltung mit der Polizei zurückkehren, werden sie 

die Verwaltung vermittels der alten Machtorgane handhaben? Meines Erachtens werden sie dies nicht 

tun können, und jedenfalls steht vor ihnen die unmittelbare Aufgabe der Errichtung eines nichtbür-

gerlichen Staates. Ich gebrauchte unter Bolschewiki den Vergleich dieses Staates mit der Pariser 

Kommune in dem Sinne, daß sie die alten Verwaltungsorgane zerschlagen und sie durch völlig neue, 

direkte, unmittelbare Organe der Arbeiter ersetzt hat. Man beschuldigt mich, daß ich im gegenwärti-

gen Augenblick ein Wort gebrauche, das die Kapitalisten am meisten schreckt, da sie es als die Ab-

sicht unmittelbarer Einführung des Sozialismus auslegten. Aber ich gebrauchte es lediglich im Sinne 

der Ersetzung der alten Organe durch neue, proletarische. Marx sagte, daß dies den größten Schritt 

der gesamten proletarischen Weltbewegung nach vorwärts bedeute. Die Frage der sozialen Aufgaben 

des Proletariats ist für uns von gewaltiger praktischer Bedeutung, einerseits, weil wir jetzt mit allen 

übrigen Ländern verkettet sind und aus diesem Knäuel nicht heraus können: entweder wird sich das 

Proletariat in seiner Gesamtheit losmachen, oder es wird erdrosselt werden ... 

Die Resolution über die gegenwärtige Lage zerfällt in drei Teile*). Im ersten wird die objektive Lage, 

wie sie durch den imperialistischen Krieg geschaffen wurde, die Lage, in die der Weltkapitalismus 

geraten ist, gekennzeichnet; im zweiten – die Bedingungen der internationalen proletarischen Bewe-

gung; und im dritten – die Aufgaben der russischen Arbeiterklasse bei der Machtübernahme. Im ersten 

 
*) Diese Resolution, die von der Aprilkonferenz angenommen wurde, ist abgedruckt in der „Inprekorr, 7. Jahrgang, Nr. 

47, vom 3. Mai 1927, S. 989. 
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Teil formuliere ich die Schlußfolgerung, daß der Kapitalismus sich während des Krieges noch mehr 

entwickelte als vor dem Kriege. Er hat bereits ganze Zweige der Produktion in seine Hände gebracht. 

Schon im Jahre 1891, vor 27 Jahren, als die Deutschen ihr Erfurter Programm angenommen haben, 

sagte Engels, daß man den Kapitalismus nicht mehr wie bisher auslegen könne als Planlosigkeit. Das 

sei bereits veraltet: wenn Trusts vorhanden sind, so hört die Planlosigkeit auf. Besonders im 20. Jahr-

hundert schritt die Entwicklung des Kapitalismus mit Riesenschritten vorwärts, und der Krieg bewirkte, 

was in 25 Jahren nicht bewirkt wurde. Die Verstaatlichung der Industrie ist nicht nur in Deutschland 

fortgeschritten, sondern auch in England. Vom Monopol überhaupt ist man zum Staatsmonopol ge-

kommen. Die objektive Lage der Dinge hat gezeigt, daß der Krieg die Entwicklung des Kapitalismus 

beschleunigt hat, sie ist vom Kapitalismus zum Imperialismus, vom Monopol zur Verstaatlichung fort-

geschritten. Das alles hat die sozialistische Revolution näher gebracht und für sie die objektiven Bedin-

gungen geschaffen. Die sozialistische Revolution ist somit durch den Gang des Krieges näher gerückt. 

England war bis zum Krieg das Land der weitestgehenden Freiheit, worauf stets die Politiker vom 

Schlage der Kadettenpartei hinweisen. Dort gab es Freiheit deshalb, weil es keine revolutionäre Be-

wegung gegeben hat. Der Krieg hat dies alles mit einem Schlage verändert. Das Land, in dem man 

sich seit Jahrzehnten keines Anschlags auf die Freiheit der sozialistischen Presse erinnern kann, ist 

mit einem Schlage zu einer rein zaristischen Zensur übergegangen, und sämtliche Gefängnisse haben 

sich mit [43] Sozialisten gefüllt. Die Kapitalisten haben dort seit Jahrhunderten gelernt, das Volk 

ohne Gewalttätigkeit zu regieren, und wenn sie zur Gewalt gegriffen haben, dann bedeutet es, daß sie 

fühlten, daß die revolutionäre Bewegung anwächst, daß man nicht anders kann. Als wir darauf hin-

wiesen, daß Liebknecht eine Masse vertrete, obgleich er allein steht und gegen ihn hundert deutsche 

Plechanows sind, sagte man uns, das sei Utopie, Illusion. Indessen, wer nun einmal im Auslande in 

Arbeiterversammlungen war, der sah, daß die Sympathie der Massen für Liebknecht eine unzweifel-

hafte Tatsache ist. Seine wütenden Gegner mußten vor der Masse Winkelzüge machen; wenn man 

sich auch nicht als sein Anhänger hinstellen konnte, so wagte es jedenfalls niemand, gegen ihn auf-

zutreten. Jetzt ist die Sache noch viel weiter gediehen. Jetzt haben wir es mit Massenstreiks zu tun, 

und wir haben die Verbrüderung an der Front. Sich in dieser Hinsicht auf Prophezeiungen einzulas-

sen, wäre der größte Fehler, daß aber die Sympathie für die Internationale im Wachsen ist und daß 

eine revolutionäre Gärung in der deutschen Armee beginnt, ist dennoch eine Tatsache, die beweist, 

daß die Revolution dort heranreift. 

Welches sind nun die Aufgaben des revolutionären Proletariats? Der Hauptmangel, der Hauptfehler 

aller Betrachtungen der Sozialisten besteht darin, daß die Frage zu allgemein gestellt wird – Übergang 

zum Sozialismus, während man über die konkreten Schritte und Maßnahmen sprechen muß, Die ei-

nen sind schon reif, andere noch nicht. Wir durchleben jetzt eine Übergangszeit. Wir haben offen-

sichtlich Formen hervorgebracht, die den bürgerlichen Staatsformen nicht ähnlich sind: Arbeiter- und 

Soldatendeputiertenräte – das ist eine Staatsform, die die ersten Schritte zum Sozialismus darstellt 

und am Beginn der sozialistischen Gesellschaft unvermeidlich ist. Das ist eine entscheidende Tatsa-

che. Die russische Revolution hat Räte geschaffen. In keinem bürgerlichen Lande der Welt gibt es 

Staatseinrichtungen dieser Art und kann es sie geben, und keine einzige sozialistische Revolution 

wird mit einer anderen Macht außer dieser operieren können. Die Arbeiter- und Soldatendeputierten-

räte müssen die Macht übernehmen, nicht, um eine gewöhnliche bürgerliche Republik zu schaffen 

oder um unmittelbar zum Sozialismus überzugehen. Das ist unmöglich. Also wozu denn? Sie müssen 

die Macht übernehmen, um die ersten konkreten Schritte für diesen Übergang zu tun, die man tun 

kann und soll. Angst ist in dieser Hinsicht der schlimmste Feind. Man muß den Massen predigen. daß 

diese Schritte sofort getan werden müssen, sonst wird die Macht der Arbeiter- und Soldatendeputier-

tenräte sinnlos sein und wird dem Volke nichts geben. 

Wozu wollen wir, daß die Macht in die Hände der Arbeiter- und Soldatendeputiertenräte übergeht? 

Die erste Maßnahme, die sie verwirklichen müssen, ist die Nationalisierung des Grund und Bodens. 

Davon sprechen alle Völker. Man sagt, diese Maßnahme sei die utopischste, und dennoch gelangen 

alle zu ihr, gerade deswegen, weil der russische Landbesitz so verworren ist, daß es einen anderen 

Ausweg als diesen, den gesamten Grund und Boden in Staatseigentum zu verwandeln, nicht gibt. Das 
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Privateigentum am Grund und Boden muß abgeschafft werden. Das ist jene Aufgabe, die vor uns 

steht, weil die Mehrheit des Volkes dafür eintritt. Dazu brauchen wir die Räte. Diese Maßnahme läßt 

sich mit den alten Staatsbeamten unmöglich durchführen. 

Die zweite Maßnahme. Wir können nicht sagen, wir wollen den Sozialismus „einführen, – das wäre 

der größte Unsinn. Wir müssen den Sozialismus propagieren. Die Mehrheit der Bevölkerung in Ruß-

land besteht aus Bauern, Kleinbesitzern, die an den Sozialismus nicht einmal denken können. Was 

aber können sie dagegen haben, daß in jedem Dorfe eine Bank bestehen soll, die ihnen die Möglich-

keit geben würde, die Wirtschaft zu verbessern? Dagegen können sie nichts sagen. Wir müssen diese 

praktischen Maßnahmen*) unter den Bauern propagieren und in ihnen das Bewußtsein ihrer Notwen-

digkeit festigen. 

[44] Anders steht es mit dem Syndikat der Zuckerfabrikanten, das ist eine Tatsache. Hier muß unser 

Vorschlag ein unmittelbar praktischer sein: diese bereits reifen Syndikate müssen Staatseigentum 

werden. Wenn die Räte die Macht ergreifen wollen, so nur zu diesen Zwecken. Sonst hat es keinen 

Sinn, die Macht zu ergreifen. Die Frage steht so: entweder diese Räte entwickeln sich weiter, oder sie 

werden untergehen wie die Pariser Kommune. Wenn man eine bürgerliche Republik braucht, so kön-

nen es auch die Kadetten machen. 

Ich will schließen mit dem Hinweis auf eine Rede, die auf mich den größten Eindruck gemacht hat. 

Ein Bergarbeiter hat eine ausgezeichnete Rede gehalten, in der er, ohne auch nur ein einziges litera-

risches Wort zu gebrauchen, erzählte, wie sie die Revolution gemacht haben. Ihnen ging es nicht um 

die Frage, ob sie einen Präsidenten haben werden, sie interessierte die folgende Frage: als sie die 

Gruben übernahmen, mußte man die Seile schützen, damit die Produktion nicht zum Stillstand kam. 

Eine weitere Frage war die des Brotes, das sie nicht hatten, und sie sind auch. übereingekommen, wie 

sie es auftreiben können. Das ist ein wirkliches Programm der Revolution, kein aus den Büchern 

herausgelesenes. Das ist die wirkliche Eroberung der Macht in der Provinz. ... 

* 

Eduard Bernstein und Engels’ „Patriotismus“  
Von P a u l  F r ö l i c h  

Herr Eduard Bernstein hat die Debatte über die Stellung der Sozialdemokratie zum Kriege und ihre 

angebliche Begründung durch Marx und Engels fortgeführt. Wir gehen gerne darauf ein. Nicht um 

Bernstein zu belehren. Dieser Großvater des Reformismus wäre ein untaugliches Objekt für solchen 

Versuch. Es handelt sich dabei auch nicht um ungeklärte Fragen. Was über diese Dinge zu sagen war, 

ist in den Kämpfen gegen die Politik vom 4. August und in der Widerlegung der Argumente der 

Scheidemänner bereits während des Weltkriegs gesagt worden. Aber die Kriegsgefahr wächst, und 

seit den damaligen Debatten ist eine Generation flügge geworden, die sich klar werden muß auch 

über die Stellung, die Marx und Engels zum Kriege eingenommen haben. Das ist dringende Notwen-

digkeit, denn die beiden Altmeister sind für uns so starke Autoritäten, daß in keiner Frage ihr Urteil 

uns gleichgültig sein kann. Außerdem werden wir sehen, daß dieses Urteil, wenn wir es uns recht klar 

machen, in der Tat die Grundlage für unsere eigene Entscheidung werden muß. 

Allerdings würde eine Untersuchung der Marx-Engelsschen Taktik in den zahlreichen Fällen von 

Krieg und Kriegsgefahr, zu denen sie sich äußerten, weit den Rahmen überschreiten, den wir uns hier 

geben müssen. Deshalb akzeptieren wir gern die Fälle als Grundlage der Debatte, die Bernstein an-

gegeben hat. Bernstein hat erst zur Rechtfertigung der sozialdemokratischen Politik des 4. August 

und damit der künftigen Haltung der SPD. im Kriegsfalle die taktischen Richtlinien angeführt, die 

Engels für den Fall eines russisch-französischen Krieges gegen Deutschland im Jahre 1891 aufstellte. 

Jetzt läßt er diesen Beweis fallen und sucht nach einem Rettungsanker in der Haltung von Marx und 

Engels zum deutsch-französischen Krieg 1870**). Er erklärt sich damit in jener Frage für geschlagen 

 
*) Die Resolution fordert „die Schaffung einer staatlichen Kontrolle über alle Banken und ihre gleichzeitige Vereinigung 

zu einer zentralen Bank“. 
**) Eduard Bernstein: über Sozialpatriotismus. „Vorwärts“ vom 3. Dezember 1927. 
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– und dies, obwohl nach unserer Meinung der Genosse R. H. nicht die stärksten Argumente und seine 

eigenen zum Teil in mißverständlicher Form ins Feld geschickt hatte*). Wir beginnen mit Bernsteins 

letztem Argument, das in der historischen Reihe zuerst kommt, mit dem Kriege von 1870/71, und 

drucken den Brief von Engels vom 15. August 1870 an Marx auch mit jenen Stellen ab, die Herr 

Bernstein für gleichgültig hielt und beiseite warf. Engels schrieb: 

[45] „Mir scheint der Kasus so zu liegen: Deutschland ist durch Badinguet (d. i. Napoleon III.) in einen Krieg 

um seine nationale Existenz hineingeritten. Unterliegt es gegen Badinguet, so ist der Bonapartismus auf Jahre 

gefestigt und Deutschland auf Jahre, vielleicht auf Generationen, kaputt. Von einer selbständigen deutschen 

Arbeiterbewegung ist dann auch keine Rede mehr, der Kampf um Herstellung der nationalen Existenz absor-

biert dann alles, und bestenfalls geraten die deutschen Arbeiter ins Schlepptau der französischen. Siegt 

Deutschland, so ist der französische Bonapartismus jedenfalls kaputt, der ewige Krakeel wegen Herstellung 

der deutschen Einheit endlich beseitigt, die deutschen Arbeiter können sich auf ganz anderem nationalen Maß-

stab als bisher organisieren, und die französischen, was auch für eine Regierung dort folgen mag, werden 

sicher ein freieres Feld haben als unter dem Bonapartismus. Die ganze Masse des deutschen Volkes aller Klas-

sen hat eingesehen, daß es sich eben um die nationale Existenz in erster Linie handelt, und ist darum sofort 

eingesprungen. Daß eine deutsche politische Partei unter diesen Umständen à la Wilhelm (Liebknecht) die 

totale Obstruktion predigen und allerhand Nebenrücksichten über die Hauptrücksicht setzen (kann), scheint 

mir unmöglich. 

Dazu kommt, daß der Badinguet diesen Krieg nicht hätte führen können ohne den Chauvinismus der Masse 

der französischen Bevölkerung, der Bourgeois, Kleinbürger, Bauern und des von Bonaparte in den großen 

Städten geschaffenen imperialistischen, Hausmannschen, aus den Bauern. hervorgegangenen Bauproletariats. 

Solange dieser Chauvinismus nicht auf den Kopf gehauen, und das gehörig, ist Friede zwischen Deutschland 

und Frankreich unmöglich. Man konnte erwarten, daß eine proletarische Revolution diese Arbeit übernehmen 

würde; seitdem aber der Krieg da, bleibt den Deutschen nichts übrig, als dies selbst und sofort zu tun. 

Daß – und jetzt kommen die Nebenrücksichten – dieser Krieg von Lehmann, Bismarck und Co. kommandiert 

wird und ihnen zur augenblicklichen Glorie dienen muß, falls wir ihn glücklich durchführen, das verdanken 

wir der Misere der deutschen Bourgeoisie. Es ist allerdings sehr eklig, aber nicht zu ändern. Darum aber den 

Antibismarckismus zum allein leitenden Prinzip erheben, wäre absurd. Erstens tut Bismarck jetzt, wie 1866, 

immer ein Stück von unserer Arbeit in seiner Weise und ohne es zu wollen, aber er tuts doch. Er schafft uns 

reineren Bord als vorher. Und dann sind wir nicht mehr Anno 1815. Die Süddeutschen treten jetzt notwendig 

in den Reichstag ein, und damit erwächst dem Preußentum ein Gegengewicht. Dazu die nationalen Pflichten, 

die ihm zufallen, und die, wie Du schon schriebst, die russische Allianz von vornherein verbieten. Überhaupt, 

à la Liebknecht die ganze Geschichte seit 1866 rückgängig machen zu wollen, weil sie ihm nicht gefällt, ist 

Blödsinn. Aber wir kennen ja unsere Mustersüddeutschen. 

Ich meine, die Leute können: 

1. sich der nationalen Bewegung anschließen – wie stark sie ist, siehst Du aus Kugelmanns Brief –, soweit und 

solange sie sich auf Verteidigung Deutschlands beschränkt (was die Offensive bis zum Frieden unter Umstän-

den nicht ausschließt), 

2. den Unterschied zwischen den deutschnationalen Interessen und den dynastisch-preußischen dabei betonen, 

3. jeder Annexation von Elsaß und Lothringen entgegenwirken – Bismarck läßt die Absicht durchblicken, 

diese, Bayern und Baden zu annektieren, 

4. sobald in Paris eine republikanische, nicht chauvinistische Regierung am Ruder, auf ehrenvollen Frieden 

mit ihr hinwirken, [46] 

5. die Einheit der Interessen der deutschen und französischen Arbeiter, die den Krieg nicht gebilligt und die 

sich auch nicht bekriegen, fortwährend hervorheben, 

6. R u ß l a n d  wie in der internationalen Adresse. 

Amüsant ist bei Wilhelm (Liebknecht) die Behauptung, weil Bismarck ein ehemaliger Spießgeselle des Ba-

dinguet, sei der wahre Standpunkt, sich neutral zu halten. Wenn das die allgemeine Meinung in Deutschland, 

hätten wir bald wieder den Rheinbund. Und der edle Wilhelm sollte einmal sehen, was er in dem für eine Rolle 

 
*) „Internationale“, Jahrgang 10, Heft 19, S. 577 ff. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 43 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

spielte und wo die Arbeiterbewegung bliebe. Ein Volk, das immer nur Hiebe bekommt und Tritte, ist allerdings 

das wahre, um eine soziale Revolution zu machen, und dazu in Wilhelms geliebten Kleinstaaten! 

Wilhelm hat offenbar auf den Sieg des Bonaparte gerechnet, bloß damit sein Bismarck dabei draufgehe. Du 

erinnerst Dich, wie er immer mit den Franzosen drohte. Du bist natürlich a u f  W i l h e l m s  S e i t e!“ 

Marx antwortete darauf am 17. August 1870: 

„Dein Brief stimmt ganz mit der Antwort überein, die ich mir im Kopf bereits zurechtgemacht. Indes wollte 

ich in einer so wichtigen Sache nicht vorgehen, ohne vorherige Rücksprache mit Dir. 

Liebknecht schließt seine Übereinstimmung mit mir 1. aus der Adresse der Internationale, 2. aus dem Umstand, 

daß ich seine und Bebels Erklärung im Reichstage gebilligt habe. 

Das war ein ,Moment‘, wo die Prinzipienreiterei un acte de courage (eine mutige Tat) war, woraus aber kei-

neswegs folgt, daß dieser Moment fortdauert, und noch viel weniger, daß die Stellung des deutschen Proleta-

riats in einem Kriege, der national geworden ist, sich in Wilhelms (Liebknechts) Antipathie gegen Preußen 

zusammenfaßt.“ 

Bernstein findet in diesen beiden Briefen nicht nur die schlagendste Widerlegung des Gesetzes der 

Nationalisten über den „Marxismus als Doktrin des Landesverrats“, sondern auch die Widerlegung 

der „lächerlichen Ableitung der sozialistischen Kreditbewilligung vom Revisionismus“. Er erklärt, die 

beiden Briefe hätten ihn überwältigt und seine Zustimmung zu den Krediten im August 1914 bestimmt, 

aber sie hätten ihn doch nicht gehindert, „drei Monate später zu erklären, daß ich meine Zustimmung 

für den schwersten politischen Fehler meines Lebens halte“. Schließlich meint Bernstein: 

„Niemand kann jedoch bestreiten, daß sie die Abstimmung vom 4. August in dem, was die Bolschewisten als 

Sozialpatriotismus verächtlich zu machen belieben, in nicht einer Hinsicht auch nur um Haaresbreite das über-

trifft, was Marx und Engels unter den Verhältnissen seiner Zeit für gerechtfertigt, wenn nicht angezeigt erklärt 

hatten ... Ich habe mich schon damals (während des Krieges) – als Gegner der Bewilligung von Kriegskrediten 

bei militaristischer Führung und imperialistischer Kriegszielsetzung – gegen den Gebrauch dieses Wortes (So-

zialpatriotismus) gewandt und betont, daß der Patriotismus keineswegs etwas von vornherein Verwerfliches 

sei, er könne im Gegenteil auch unter dem Gesichtspunkt des Internationalismus etwas durchaus Edles und 

Empfehlenswertes sein ... 

Daß keiner sich wundere über Bernsteins Fähigkeit, erst die Marx-Engels-Briefe als bestimmend für 

seine Haltung am 4. August zu erklären, dann aus unbekannten Gründen diese Haltung als den 

schwersten Fehler seines Lebens zu verdammen, also das Marx-Engelssche Rezept in der schärfsten 

Weise zu verurteilen, um schließlich den ganzen Scheidemann mit Haut und Haaren, mit allem Lug 

und Trug und Dreck und Blut des imperialistischen Krieges zu rechtfertigen! Aber er soll das mit sich 

selber ausmachen. Wichtig allein ist die Stellung von Marx und Engels. Waren sie, die Gründer der 

Internationale, plötzlich deutsche Patrioten geworden? Hatten sich ihre bisher verkündeten Prinzipien 

etwa auch als [47] leeres Gewäsch erwiesen in dem Augenblick, als es galt, einst zu machen? Ist mit 

dem spießerlichen Gerede, daß der Patriotismus auch unter dem Gesichtspunkt des Internationalismus 

etwas Edles sein könne, die Auffassung von Marx und Engels wiedergegeben? Wie kann man sich 

auf Marx und Engels berufen, ohne genau zu fragen, was eigentlich ihre Auffassung war? 

Für sie gab es so wenig einen solch spießerhaften Patriotismus, daß Engels, der „General“, der pro-

visorischen Regierung der französischen Republik einen Verteidigungsplan gegen die deutschen Ar-

meen ausarbeitete. 

In der ersten Adresse über den Krieg von 1870 stellt Marx fest: „Von deutscher Seite ist der Krieg 

ein Verteidigungskrieg.“ Daraus folgte für ihn die Notwendigkeit der Teilnahme der deutschen Ar-

beiterklasse am Kriege, solange er Verteidigungskrieg blieb, die Teilnahme unter gleichseitiger schar-

fer Kritik der Bismarckschen Politik und des Chauvinismus. Aber für die französischen Arbeiter hatte 

Marx kein Wort der Landesverteidigung; von ihnen forderte er den Sturz der bonapartistischen Dik-

tatur, die Revolution. Also machte Marx schon damals die Politik, die 1914 Parvus betrieb: Sturz des 

Zarismus durch gemeinsame Aktion der deutschen Armeen und der russischen Revolution? Parvus 

hat es so hingestellt und vielleicht auch geglaubt. Wir werden sehen, daß er unrecht hatte. 
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Der Leitstern der Marx-Engelsschen Politik war das Interesse des internationalen Proletariats, sein all-

gemeines, revolutionäres Interesse. Unter den besonderen Bedingungen, die durch die Revolution 

von 1848 geschaffen waren, konnte es sich noch nicht unmittelbar um die Durchführung der proleta-

rischen Revolution handeln, sondern zunächst um die Schaffung des günstigsten Kampfbodens für die 

revolutionäre Bewegung. Das hieß Beseitigung der Reste des Feudalismus und Absolutismus in Eu-

ropa, Herstellung der bürgerlichen Demokratie gleichzeitig mit der Herausbildung der proletarischen 

Klassenorganisation im Kampf gegen die Bourgeoisie. International waren die stärksten Mächte, die 

der Entwicklung zur Demokratie entgegenstanden: das zaristische Rußland und das bonapartistische 

Frankreich. Die ganze internationale Politik der I. Internationale ist gekennzeichnet durch den Kampf 

gegen Zarismus und Bonapartismus und die Unterstützung aller bürgerlich-revolutionären Bewegun-

gen in den europäischen Ländern, in denen die bürgerliche Revolution noch nicht gesiegt hatte. In 

Rußland sahen Marx und Engels den Hort der europäischen Reaktion, die Macht der Finsternis, die 

bereit war, jede Revolution im Westen mit eiserner Ferse zu zertreten, wie sich das 1849 erwiesen hatte. 

Sie förderten deshalb jede Politik, die Rußland schwächen mußte, und im Krimkrieg bekreuzigten sie 

sich deshalb nicht pazifistisch über das Blutvergießen, sondern sie schlugen auf die französische und 

die englische Regierung los, weil diese nur ein kriegerisches Intrigenspiel betrieben und Rußland nicht 

niederzuwerfen wagten. Die bonapartistische Herrschaft in Frankreich bedeutete die Fesselung der 

Arbeiterklasse, die die stärkste revolutionäre Tradition besaß, und zugleich die Erhaltung aller Rück-

ständigkeit und Schwäche wie der politischen Reaktion in Mitteleuropa. Wurden Deutschland und Ita-

lien starke Nationalstaaten, dann war die Herrschaft Napoleons III. zu Ende und ganz Europa wurde 

von einem ungeheuren Druck entlastet, der europäischen Arbeiterbewegung war eine weite Strecke 

Wegs freigemacht. Natürlich war das Streben von Marx und Engels und der Internationale die Entfes-

selung der Revolution in Frankreich wie in Deutschland und Italien. Aber da der Weg der Geschichte 

anders lief, setzten sie sich nicht schmollend in den Winkel und klagten sie nicht über das Unglück 

der Zeiten, sondern sie suchten, mit aller Kraft die gegebenen Tatsachen für ihre allgemeine Politik 

auszunutzen. Ein siegreicher nationaler Krieg gegen Frankreich mußte den Sturz des Bonapartismus 

herbeiführen, und er mußte selbst unter der Führung Bismarcks [48] und des Junkertums die deutsche 

Einheit und die primitivsten politischen Rechte für die deutsche Arbeiterklasse bringen. 

Die Haltung von Marx und Engels fügte sich also vollkommen in ihre allgemeine politische Strategie 

ein. Sie war keine Verbeugung vor irgendeinem kleinbürgerlichen Nationalismus sie förderte natio-

nale Interessen nur insoweit, als es Interessen des allgemeinen politischen Fortschritts waren. Noch 

viel weniger kapitulierten die Meister schwachmütig vor einer feindlidheu Klasse und opferten die 

Interessen der Arbeiterklasse aus Angst vor Gefahren auf. In keinem Punkte läßt sich die Situation 

von 1810 mit der von 1914 vergleichen. 1870 Deutschland noch im Kampfe um seine nationale Ei-

nigung, 1914 Deutschland einer der mächtigsten imperialistischen Raubstaaten im Kampfe um die 

Neuverteilung der Welt. Zwar herrschte 1914 noch immer in Deutschland ein Halbabsolutismus. 

Aber konnte durch einen siegreichen Krieg irgendein Hemmnis für die demokratische Entwicklung 

in Deutschland aus dem Wege geräumt werden? Es war klar, daß ein Sieg der Wilhelminen und Hin-

denbürger diesen Halbabsolutismus befestigen mußte. Nicht um demokratischen Fortschritt ging es, 

sondern um Plünderung und Ausbeutung, um Einflußsphären und Kolonien, um höheren Anteil am 

Weltmarkt, um Unterjochung und Ausplünderung fremder Völker. Keine Spur von Klasseninteresse 

des Proletariats war im Spiele, höchstens Kasteninteressen einzelner bevorzugter Schichten der Ar-

beiterklasse, und, das hieß internationale und nationale Spaltung, Schwächung der Arbeiterklasse, 

Verrat an den Gesamtinteressen des Proletariats. Nicht das Tüpfelchen eines Buchstabens von Marx 

und Engels kann für die Unterstützung des imperialistischen Krieges, für die Politik des 4. August 

ins Feld geführt werden. Gerade die Grundsätze, von denen sich die Altmeister des Marxismus leiten 

ließen, verurteilen diese Politik. Es kennzeichnet den „Marxismus“ von Bernstein, daß er nicht mit 

einem Wort auf den h i s t o r i schen  Charakter des Krieges von 1870 und 1914 eingeht. 

Und wie stand es 1891? Die Kriegsgefahr war damals ernst. Die Saat des Friedens von 1871 war 

aufgegangen. Marx’ Prophezeiung war erfüllt worden. Der Präsident Frankreichs reiste nach Kron-

stadt und hing dort am Halse des Blutzaren. Die französisch-russische Verbrüderung wurde gefeiert. 
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Die nationalistische Presse Frankreichs spielte zur blutigen Revanche auf. In dieser Situation erklärte 

Engels, in einem Kampfe gegen Rußland werde die deutsche Arbeiterklasse nicht neutral beiseite 

stehen, sondern kämpfen und wie auf die Russen, so auch auf jeden Bundesgenossen Rußlands, auch 

auf die Franzosen, losschlagen. Denn, so sagte Engels, in diesem Kampfe handelt es sich um einen 

Angriff der reaktionären Macht gerade auf die deutsche Arbeiterklasse, um e i nen  Angr i f f, de r  

d i e  ke im ende  Revo lu t i on  i n  Deu t s ch l and  e r s t i cken  so l l t e*). 

Da muß zunächst eine wichtige Frage geklärt werden. Engels war also bereit, die werdende deutsche 

Revolution, die nach seiner Auffassung bei ruhiger Entwicklung ohne Krieg in den 90er Jahren zum 

Ausbruch kommen mußte, gegen den russischen Absolutismus zu verteidigen. Aber wollte er sich 

damit zugleich mit dem deutschen Halbabsolutismus verbünden? Keineswegs. Glaubte er, daß in die-

sem Kriege, wo es um die Zukunft der deutschen Revolution ging – immer wieder betont: dies war 

Engels’ Voraussetzung –, der deutsche Halbabsolutismus den Kampf bis zur Entscheidung, bis zum 

vollen Siege der deutschen Waffen [49] führen würde? Durchaus nicht. Engels sah voraus, daß das 

preußische Junkertum einen glimpflichen Vergleich mit Rußland suchen würde, bei dem die beider-

seitigen Verbündeten die Kosten tragen würden. Am 9. August 1890, als die russisch-französischen 

Liebeshändel bereits ins Gange, die Kriegshetze aber noch nicht auf dem Höhepunkte angekommen 

war, schrieb Engels an Sorge: 

„Käme es zum Krieg, so ist 3 gegen 1 zu wetten, daß Rußland und Preußen sich nach einigen Schlachten 

verständigen auf Kosten von Frankreich und Österreich, so daß jeder einen Bundesgenossen opferte.“ 

Diese Auffassung hat Engels festgehalten. Am 24. Oktober 1891 schreibt er an Sorge, die Kriegsge-

fahr sei größer geworden, und er fährt fort: 

„Über diesen Punkt haben Bebel und ich korrespondiert, und wir sind der Ansicht, daß, wenn die Russen Krieg 

mit uns anfangen, die deutschen Sozialisten à outrance (bis zum äußersten) auf die Russen und ihre Bundes-

genossen, wer sie auch seien, loshauen. Wird Deutschland erdrückt, dann auch wir, während der Kampf im 

günstigsten Falle ein so heftiger wird, daß Deutschland sich nur durch revolutionäre Mittel halten kann und 

daß daher sehr möglicherweise wir gezwungen werden, ans Ruder zu kommen und 1793 zu spielen.“ 

In diesem Briefe zeigt Engels den Aufsatz im Kalender der französischen Arbeiterpartei von 1892 

an, um den hier der Streit geht, und darin schreibt er: 

„Kommt es zum Kriege, so wird zunächst Deutschland, sodann auch Frankreich Hauptkriegsschauplatz sein; 

diese beiden Länder werden vor allen anderen die Kriegskosten und Verwüstungen zu tragen haben. Und dazu 

wird dieser Krieg gleich von Anfang sich auszeichnen durch eine Reihe gegenseitiger Verrätereien unter Ver-

bündeten, wie selbst die Erzverräterin, die Diplomatie, dergleichen bisher noch nicht aufweisen konnte; und 

die Hauptopfer dieser Verrätereien werden wiederum Frankreich oder Deutschland sein – oder alle beide ... 

Gegenüber dem deutschen Kaisertum k a n n  die französische Republik möglicherweise die bürgerliche Revo-

lution repräsentieren. Aber gegenüber der Republik eines Constans, eines Rouvier und selbst eines Cle-

menceau, besonders aber gegenüber der Republik im Dienste des russischen Zaren, repräsentiert der deutsche 

Sozialismus unbedingt die proletarische Revolution. 

Ein Krieg, wo Russen und Franzosen in Deutschland einbrächen, wäre für dieses ein Kampf auf Tod und Leben, 

worin es seine nationale Existenz nur sichern könnte durch Anwendung der revolutionärsten Maßregeln. Die 

jetzige Regierung, falls sie nicht gezwungen wird, entfesselt die Revolution sicher nicht. Aber wir haben eine 

starke Partei, die sie dazu zwingen oder im Notfall sie ersetzen kann, die sozialdemokratische Partei. 

Und wir haben das großartige Beispiel nicht vergessen, das Frankreich uns 1793 gab. Das hundert-

jährige Jubiläum von 1793 naht heran. Sollte der Eroberungsdurst des Zaren und die chauvinistische 
Ungeduld der französischen Bourgeoisie den siegreichen aber friedlichen Vormarsch der deutschen Sozialisten 

 
*) Von diesem Gesichtspunkte aus hat R. H. mit der Feststellung recht, daß Engels als Voraussetzung stets eine revoluti-

onäre Sozialdemokratie annahm. Er hat damit in noch viel weiterem Sinne recht, aber das mußte bewiesen werden. Wenn 

R. H. aber jener Feststellung unmittelbar die andere entgegenstellt „1914 bestanden diese Voraussetzungen nicht mehr. 

Deutschland repräsentierte nicht den revolutionären Sozialismus“, dann finde ich keinen anderen logischen Schluß als 

den, daß einer revolutionären Sozialdemokratie die Landesverteidigung erlaubt ist, einer reformistischen aber nicht. Das 

will R. H. nicht sagen, aber die Logik seiner Sätze bleibt es. 
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aufhalten, so sind diese – verlaßt euch darauf – bereit, der Welt zu beweisen, daß die deutschen Proletarier von 

heute der französischen Sansculotten von vor hundert Jahren nicht unwürdig sind, und daß 1893 sich sehen 

lassen kann neben 1793. Und wenn dann die Soldaten des Herrn Constans den Fuß auf [50] deutsches Gebiet 

setzen, wird man sie begrüßen mit den Worten der Marseillaise: 

Quoi, ces cohortes étrangères 

Feraient la loi dans nos foyers! 

Was, soll dies fremde Heer uns schnöde 

Gewalt antun am eignen Herd? 

Kurz und gut: Der Friede sichert den Sieg der deutschen sozialdemokratischen Partei in ungefähr zehn Jahren. 

Der Krieg bringt ihr entweder den Sieg in zwei bis drei Jahren oder vollständigen Ruin wenigstens auf fünfzehn 

bis zwanzig Jahre ... Kein Sozialist, von welcher Nationalität auch immer, kann den kriegerischen Triumph 

weder der heutigen deutschen Regierung wünschen noch den der französisch bürgerlichen Republik, am aller-

wenigsten den des Zaren, der eins wäre mit der Unterjochung Europas. Und deshalb sind die Sozialisten in 

allen Ländern für den Frieden. Kommt aber der Krieg dennoch, dann ist nur eins sicher: Dieser Krieg, wo 

fünfzehn bis zwanzig Millionen Bewaffneter sich untereinander abschlachten und ganz Europa verwüsten 

würden wie nie vorher – dieser Krieg muß entweder den sofortigen Sieg des Sozialismus bringen oder aber 

die alte Ordnung der Dinge derart von Kopf zu Fuß stürzen und einen solchen Trümmerhaufen hinterlassen, 

daß die alte kapitalistische Gesellschaft unmöglicher würde als je, und daß die soziale Revolution zwar um 

zehn oder fünfzehn Jahre hinausgeschoben würde, dann aber auch siegen müßte nach umso rascherem und 

gründlicherem Verlauf.“ 

Das ist das Kernstück der Engelsschen Auffassung, und dies zeigt den Verrat vom 4. August aller-

dings in bengalischer Beleuchtung. Da ist nichts von der biedermännischen Vaterlandsverteidigung, 

sondern eine weite revolutionäre Perspektive. Es kommt gar nicht darauf an, ob Engels mit seiner 

Beurteilung der konkreten Situation im einzelnen recht hatte. Zweifellos überschätzte er sowohl die 

Kraft als den revolutionären Willen der deutschen Sozialdemokratie. Er überschätzte das Tempo der 

Entwicklung zur proletarischen Revolution und dies deshalb, weil er den Imperialismus mit seiner 

vorläufigen Überwindung innerer Schwierigkeiten des europäischen Kapitalismus und seiner dann 

ungeheuren Zuspitzung der Widersprüche im Weltkapitalismus nicht voraussehen konnte. Aber seine 

Voraussetzungen als richtig angenommen, erweist sich seine Politik als durchaus revolutionär. Er ist 

gegen den Sieg der bestehenden deutschen Regierung. Er traut dem wilhelminischen Regiment kei-

nen entschiedenen Krieg gegen Rußland zu, aber gerade der Krieg bis zum äußersten wacht den Sieg 

des Proletariats zur Möglichkeit. Hier hält Engels die taktische Linie ein, die ihn und Marx 1848 

veranlaßten, den revolutionären Krieg gegen Rußland zu predigen. Das gewaltige Beispiel der fran-

zösischen Revolution in den Jahren 1792/93 leitete sie, wo im Lebenskampfe gegen ganz Europa die 

Revolution auf ihren Gipfel getrieben und die jakobinische Diktatur verwirklicht wurde. Marx und 

Engels waren der unerschütterlichen Überzeugung, daß in einem Krieg auf Leben und Tod die Ar-

beiterklasse Deutschlands zum Siege kommen werde, weil sie allein den Krieg mit revolutionärer 

Energie führen könne. Wie 1848, so war dies auch 1859 ihr Leitgedanke, als der französisch-öster-

reichische Krieg um Oberitalien sich zum europäischen Krieg zu entwickeln schien. In seiner Ausei-

nandersetzung mit Lassalle schrieb Engels diesem am 18. Mai 1859 noch deutlicher als in jenem 

Aufsatz von 1891, wie er sich die Entwicklung. eines solchen Krieges vorstelle: 

„Eine bessere Grundlage zu einer gründlichen deutschen Revolution läßt sich kaum denken, als durch eine 

französisch-russische Allianz gegeben wird. Uns Deutschen muß das Wasser bis an den [51] Hals reichen, ehe 

wir en masse in den furor teutonicus versetzt werden; und diesmal scheint die Gefahr des Ersaufens uns nahe 

genug treten zu wollen. Tant mieux (umso besser). In einer solchen Krisis müssen sich alle bestehenden 

Mächte ruinieren und alle Parteien nacheinander aufreiben, von der Kreuzzeitung bis zu Gottfried Kinkel und 

vom Grafen Rechberg bis zu ,Hecker, Struve, Blenker, Zitz und Blum. In einem solchen Kampf muß der 

Moment eintreten, wo nur die rücksichtsloseste, entschlossenste Partei imstande ist, die Nation zu retten.“*) 

 
*) Vergl. Gustav Mayer: Der Briefwechsel zwischen Lassalle und Marx. Berlin 1922. Leider ist der Brief von Engels nicht 

vollständig erhalten. Aus den Antworten von Lassalle geht hervor, daß der Engelssche Gedanke dort noch weiter entwi-

ckelt wurde. 
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Nun wird es ganz klar sein, wieso die wichtigste aller Engelsschen Voraussetzungen die war, daß er 

eine solche Taktik einer revolutionären Partei und nicht einer reformistischen vorschlug. Ist es noch 

nötig, zu betonen, daß eine solche revolutionäre Kriegspolitik jedes Burgfriedens-Techtelmechtel 

ausschloß? Es ist ganz klar, daß Engels auch in dieser Hinsicht das Beispiel der Jakobiner zum Muster 

nahm, die während des Krieges den Klassenkampf gegen die Monarchie, die Feuillants und die Gi-

rondisten hartnäckig weiterführten. Der einzige Unterschied zwischen der jakobinischen und der En-

gelsschen Taktik konnte nur darin liegen, daß dieser ihn bewußt führen wollte, während jene ihn ohne 

das Leitseil der Theorie instinktiv und tastend führen mußten. Es liegt ein Abgrund zwischen Engels’ 

Auffassung von 1891 und der Politik der Scheidemänner von gestern und – von morgen. Der Abgrund 

zwischen Bourgeoisie und Proletariat. 

Noch eine Frage wäre zu erledigen, um den Scheidemännern auch noch den letzten Schein einer 

Berufung auf Engels zu nehmen. Damals wie im Weltkrieg handelte es sich auch um einen Krieg 

gegen Rußland. Der Unterschied liegt begründet in Engels Worten: „Gegenüber dem deutschen Kai-

sertum kann die französische Republik möglicherweise die bürgerliche Revolution repräsentieren ... 

Aber gegenüber der Republik Im Dienste des russischen Zaren repräsentiert der deutsche Sozialismus 

unbedingt die proletarische Revolution.“ Man bemerke, daß Engels den deutschen Sozialismus und 

nicht die deutsche halbabsolutistische Monarchie dem Zarismus und seinen Verbündeten gegenüber-

stellte. Damals war in der Tat Rußland noch der Hort der Reaktion, das Gespenst der Unterjochung 

Europas unter die kosakische Knute. Gerade jene Jahre waren es, in denen die Narodnaja Wolja zer-

stampft war, jene revolutionäre Bewegung, auf die Marx und Engels so große Hoffnungen gesetzt 

hatten, es komme nicht darauf an, ob dieser gegen jene theoretisch recht habe, sondern auf die Tat, 

die im Lager der Narodnaja Wolja lebte. Eine neue revolutionäre Bewegung war in Rußland noch 

nicht zu erkennen, und damit war die Gefahr ernst, daß Europa „kosakisch“ würde. Und darum war 

die Verteidigung gegen Rußland die Verteidigung der Revolution. Aber dem Jahre 1914 war das Jahr 

1905 voraufgegangen, und unmittelbar vor Ausbruch des Weltkriegs haften russische Proletarier von 

neuem Barrikaden gebaut. Nicht um die Erhaltung der feudalen Reaktion in Europa handelte es sich 

für den Zarismus, sondern wie an allen Fronten am imperialistische Machterweiterung. 

Und damit erweist sich, daß die positive Taktik von Marx und Engels 1870 wie 1891 weder auf den 

vergangenen noch auf den künftigen imperialistischen Weltkrieg übertragen werden kann, wohl aber 

nach Mehrings Wort der Leitstern der Marx-Engelsschen Kriegspolitik: „Wir haben an der Befreiung 

des Proletariats mitzuarbeiten und diesem Zwecke alles andere unterzuordnen.“ [52] 

* 

Zur Steuerpolitik  
Von E. K u n i k  

Die Kämpfe um die Steuerlasten werden im kommenden Jahre an Bedeutung zunehmen. 

Die absolute Höhe der Steuern steigt sehr stark an. Die gesamten öffentlichen Ausgaben, das sind die 

politischen Herrschafts- und Verwaltungskosten des bürgerlichen Klassenstaats, werden für das lau-

fende Etatsjahr bereits auf 14 bis 15 Milliarden geschätzt. Der davon in der Hauptsache durch Steuern 

aufgebrachte sogenannte Zuschußbedarf wird zwischen 12 und 13 Milliarden betragen, die sich auf 

Reich, Länder und Gemeinden verteilen. 

Diese Steigerung der absoluten Höhe steigert auch die relative Wirkung der Steuerlast. Sie erscheint 

zunächst als Abzug vom jährlich erzeugten gesellschaftlichen Wertprodukt, verringert es in einem 

Grade, daß die Kämpfe um die Verteilung des verbleibenden Restes notwendig verschärft werden. 

Auf den einzelnen Einkommen liegen noch weitere Vorbelastungen, wie z. B. die Zinsen der Aus-

landsanleihen, die Soziallasten usw. In der ansteigenden Konjunktur werden diese Belastungen be-

sonders durch den beschleunigten Umschlag verdeckt, mit ihrem Fortschreiten aber wirkt die kon-

junkturbedingte Inanspruchnahme zurückgebliebener Teile des Produktionsapparats hemmend auf 

diese Verdeckung ein. Mit dem Absinken der Konjunktur müßte auch gleichzeitig die Wirkung der 

im Rationalisierungsprozeß stärker erhöhten organischen Zusammensetzung des Kapitals und die im 
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Konzentrationsprozeß erfolgte Überkapitalisierung senkend auf die überhöhte Profitrate einwirken 

und einen verstärkten Drang zur Erhöhung der Ausbeutungsrate der Arbeitskraft auslösen. 

Da aber die Arbeitseinkommen mit etwa 70 Prozent der Steuerlast und großen Teilen der Soziallasten 

bereits vorbelastet sind, was ohnehin schon als starke Senkung der Löhne und Gehälter wirkt, müßten 

die sozialen Spannungen eine große Verschärfung erfahren, den Boden für breite und tiefe Kämpfe 

schaffen. 

Gleichzeitig hemmt der kommende Wahlkampf diejenigen bürgerlichen Parteien, die auf proletari-

sche Stimmen rechnen müssen, zwingt sie zum Lavieren, zum Hinausschieben der offenen Versuche 

der Massenbelastung bis nach den Wahlen. 

Das Verhältnis zwischen Lohn und Profit wird niemals anders festgestellt als durch das reale Kräfte-

verhältnis der Klassen. Gelänge es, in zufälligen, vorübergehenden Konstellationen steuerliche Las-

tenteile von den Arbeitseinkommen auf die Mehrwertseinkommen zurückzuwälzen, so müßten diese 

Teile auf der Lohnseite gegen die Versuche der Wiederaufwälzung erfolgreich verteidigt werden. 

Denn auch die Belastung der Arbeitseinkommen und der Mehrwerteinkommen mit Steuern betrifft 

nichts anderes als das Verhältnis zwischen Lohn und Profit. Deshalb ist bei allen Steuerkämpfen der 

innere Zusammenhang mit den Lohnkämpfen, mit der Gewerkschaftsarbeit von vornherein mit ge-

nügender Deutlichkeit und Energie in den Vordergrund zu stellen. Sehr häufig bewirkt sonst der aus 

der politischen Konstellation auf der Grundlage des objektiv bedingten Kompromisses erzielte Teil-

erfolg in der Steuerentlastung nichts anderes als die weitere ökonomische Zerklüftung des Proletari-

ats. Die Unternehmer, durch vermehrte Steuerlast in ihren Profiten gekürzt, versuchen, die Steigerung 

der Mehrwertrate natürlich gerade bei den schwächsten Schichten des Proletariats durchzusetzen, so 

daß, was einige Teile des Proletariats etwa gewonnen haben, anderen verloren geht, die Differenzie-

rung der Arbeitseinkommen also wächst. 

Die Verbindung der Steuer- und Lohnkämpfe ist deshalb besonders wichtig und eine Voraussetzung 

der Sammlung und Schulung der proletarischen Front. 

In den Steuern sind gleichzeitig die Dawes-Lasten enthalten. Der ADGB, der die Verantwortung für 

die Dawes-Verträge vor dem deutschen Prole-[53]tariat mit übernommen hat, kann hier nicht aus-

weichen mit dem beliebten Vorwand, daß es sich um eine „politische Angelegenheit“ handle, also 

„die Parteien“ angehe. Er hat dem deutschen Proletariat versprochen, „für eine gerechte Lastenver-

teilung“ zu sorgen – als ob eine gerechte Lastenverteilung zwischen Ausbeutern und Ausgebeuteten 

überhaupt möglich wäre. Aber da die Steuern gleichzeitig die Dawes-Lasten enthalten, kann die so-

zialdemokratische ADGB-Führung der Opposition in den Verbänden bei der Aufrollung der Steuer-

fragen jedenfalls nicht mit dem Argument entgegentreten. das sei eine „Parteiangelegenheit“. 

Die Gesamtsteuerlast erscheint zum größten Teile durch die Verbrauchssteuern, die Zölle und die 

Steuerüberwälzung im Gesamtpreisniveau. Dadurch wirkt sie auch auf das Transferproblem ein. Die 

Transferierung erfordert eine steigende Devisenbeschaffung, die nur durch steigenden Export mög-

lich ist, der wieder vom Preisniveau und seiner Wirkung auf den Kostpreis abhängig ist, neben den 

zwar wichtigen, aber hier nicht zur Behandlung stehenden übrigen Fragen der Weltmarktkonkurrenz. 

Die Auslandsanleihen sind wegen der vorbelastenden Wirkung der Zins- und Amortisierungssummen 

eine sehr zweischneidige Sache, haben eine aufschiebende, aber auch lastenerhöhende Wirkung und 

stoßen deshalb, je länger je mehr, auf den Widerstand der Gläubigerländer. 

In den Steuerproblemen wirken also alle außen- und innenpolitischen Kampffragen, alle Fragen der 

Wirtschafts- und Sozialpolitik, natürlich auch die Verfassungsfragen und die Kämpfe um die Staats-

organisation (Zentralismus usw.). 

Gelingt es, die Einheit der Steuer- und Lohnkämpfe herzustellen, so könnte im Wahlkampf eine sehr 

wirksame Verbesserung der proletarischen Kampfmethoden erreicht werden, weil der ökonomische 

und der politische Kampf als Einheit auftreten. Das Wesen des bürgerlichen Klassenstaats tritt gerade 

in den Kämpfen um die politischen Herrschaftskosten und ihre soziale Verteilung in seiner ganzen 

Ungeheuerlichkeit in Erscheinung und fördert so die Sammlung der mit diesem Apparat Unterdrückten 
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und Ausgebeuteten, fördert besonders die Erkenntnis der absoluten Notwendigkeit der Eroberung der 

politischen Macht. In den Steuerfragen ist überdies eine objektive Interessengemeinschaft mit den 

zum Bündnis mit dem Proletariat befähigten Zwischenschichten vorhanden, die die Unterlage zu Ein-

heitsbewegungen, Frontsammelbewegungen bietet. Besonders ist das der Fall bei den unteren und 

mittleren Beamten, Angestellten, den Kleinbauern, Kleinhändlern und Kleingewerbetreibenden. Für 

die Bündnispolitik mit den Zwischenschichten sind deshalb die Steuerfragen von sehr starker Bedeu-

tung und bedürfen spezieller Behandlung. 

Es erscheint deshalb zweckmäßig, die Steuerpolitik durch eine gründlichere Diskussion über die Steu-

ern selbst auch theoretisch stärker zu unterbauen. Das kann natürlich nur Kollektivarbeit sein, und 

die im folgenden skizzierten Versuche müssen sich darauf beschränken, eine solche Diskussion le-

diglich anzuregen. 

I. 

Die ökonomische Steuerüberwälzung 

In der Frage der Steuerüberwälzung ist der Verein für Sozialpolitik auf seiner Wiener Tagung von 

1926 zu dem Ergebnis gekommen, alle Steuern seien überwälzbar. 

Die sozialdemokratische und auch die Parteipresse haben dies Ergebnis in ihrer Agitation verwandt. 

Weitere Untersuchungen dieser Frage sind nicht erfolgt. Mit dem Ergebnis der Wiener Darstellungen 

ist aber praktisch nichts anzufangen. 

Jede marxistische Untersuchung zeigt auf den ersten Blick, daß dies Ergebnis, das sich auf die öko-

nomische Überwälzung bezieht, unbrauchbar ist, weil die Fragestellung falsch ist. Sehr große Steu-

erteile sind ökonomisch nicht überwälzbar. (Praktisch aber zahlen diejenigen Einkommen, die Steu-

ern nicht überwälzen können, so gut wie gar keine Steuern, oder bekommen sie [54] durch Zölle, 

Steuersubventionen, Subventionen oder Staatsaufträge rückvergütet. Das wird sich aus der Untersu-

chung der politischen Steuerüberwälzung ergeben und ist hier nur vorweg bemerkt, um keine Miß-

verständnisse aufkommen zu lassen.) 

A l s  ökonom i sche  S t eue r übe r wä l zung  so l l  h i e r  au s sch l i eß l i ch  d i e  Me t hode  de r  

Übe r wä l zung  du r ch  P r e i s e r höhung  ve r s t anden  we r de n. Sie hängt also stets und ständig 

ab von der Mach t  über die P r e i sb i l dun g, von der Stellung des Steuerzahlers im kapitalistischen 

Wirtschaftsprozeß. 

Deshalb kann man auf die Frage, welche Steuern oder Steuerarten überwälzbar seien, keine irgendwie 

brauchbare Antwort finden. Sondern man muß fragen: W e r  kann Steuern überwälzen? 

Die Antwort setzt eine Untersuchung der einzelnen Einkommensarten aus dem Mehrwert voraus. 

Bei den P r o f i t e i nkomm en  – gleich, ob sie aus dem Unternehmer- oder dem Händlerprofit stam-

men, hängt die Überwälzungsmöglichkeit ab zunächst von der Wirksamkeit des Gesetzes der Durch-

schnittsprofitrate, also der freien Konkurrenz und der Beweglichkeit der Kapitale. 

Hier handelt es sich um sämtliche Steuern; denn kein Kapitalist kommt auf die Idee, sich über die 

Abwälzung einzelner Steuern den Kopf zu zerbrechen, ausgenommen einzelne Sondersteuern und 

einmalige Abgaben. Für ihn erscheint vielmehr die Gesamtheit der Steuerlast als Einkommenskür-

zung, und er versucht, diese Einkommenskürzung mit allen Mitteln abzuwehren. Das ökonomische 

Mittel ist die Preiserhöhung. Wird einem Produktionszweig durch Steuerlasten die Durchschnittspro-

fitrate gekürzt, so muß diese Steuerlast überwälzt werden einschließlich der im Überwälzungsvor-

gang etwa entstehenden Kosten (Zinsverlust für „ausgelegte“ Steuern, eventuell Umstellungskosten). 

Gelingt wegen der Marktverhältnisse die Überwälzung im Preis nicht sofort, so werden die zurück-

gebliebenen Betriebe dieses Produktionszweigs, deren Profite ohnehin schon um einen gewissen Pro-

zentsatz unter dem Durchschnitt lagen, entweder zur Kapitalverlegung in Sphären, in denen sie die 

Durchschnittsprofitrate noch erreichen, oder zum Konkurs getrieben, wenn der Profit die Akkumula-

tionsfähigkeit, die dem Produktionszweig entspricht, nicht mehr erreicht. Die Folge ist Verringerung 

des Angebots um die von diesen Betrieben hergestellte Menge und damit die Möglichkeit der 
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entsprechenden Preiserhöhung für die verbleibenden Betriebe. Das ist der Normalvorgang, abgesehen 

von den aus konjunkturellen Schwankungen bedingten Hemmungen oder Beschleunigungen dieses 

Prozesses. Im Handel ist, wegen der größeren Beweglichkeit des Kapitals infolge der relativen Ge-

ringfügigkeit des fixen Teiles des Kapitals und seiner Verwendbarkeit auch in zahlreichen anderen 

Handelsgebieten, die rasche und massenhafte Abwanderung der Kapitale durch steuerlich gekürzte 

Händlerprofite noch häufiger. 

Selbst bei voller Wirkung des Gesetzes der Durchschnittsprofitrate gibt es Hemmungen dieses Pro-

zesses. Zunächst hängt die Preisbildung ab von der mehr oder weniger dringenden Notwendigkeit der 

Ware für den Konsum Leicht verderbliche, schwer verkäufliche oder der Mode unterliegende Waren 

vertragen nur in sehr geringem Maße Preiserhöhungen, während lagerfähige, absolut notwendige 

Waren sie leichter vertragen und ein etwaiges meist nur kürzere Zeit anhaltendes Zurückgehen der 

Nachfrage überdauern können. 

Trotzdem wird hier gerade die Freizügigkeit der Konkurrenz die schwächsten Schichten häufig zwin-

gen, Steuerlasten aus dem Profit zu tragen, um den Absatz nicht zu verlieren. Die Wanderung der 

Kapitale ist wegen der „Überfüllung“ in allen diesen Anlagesphären nicht sehr leicht und riskant. 

Sowohl in den Produktionsmittelindustrien wie in den Konsumtionsmittelindustrien und dem ihnen 

zugehörigen Handel ist der Überwälzungsprozeß um so leichter, je allgemeiner und gleichmäßiger 

eine Steuerlast wirkt. Stets verstärkt sie die Tendenz zur Preiserhöhung, aus einem „Notmoment“ 

heraus, da der Zweck von Produktion und Handel ja die Realisierung des höchstmöglichen Profits ist 

und sonst nichts. 

[55] Aber bei den Produktionsmittelindustrien muß die Abwälzung einen Umweg machen, bevor sie 

auf die Konsumenten, also das Proletariat, trifft, welches ja keine Produktionsmittel verbraucht. Den 

Produktionsmittelindustrien stehen als Abnehmer zu einem großen Teil ökonomisch stärkere Schich-

ten gegenüber, die eine Preiserhöhung zurückweisen können. Dann wirkt die Steuerlast als wirksame 

Beschleunigung des Konzentrationsprozesses, wenn sie die Akkumulationsfähigkeit so stark einengt, 

daß entweder bald oder bei der nächsten Krise die schwachen Betriebe ausfallen oder ihre Selbstän-

digkeit aufgeben müssen. 

Größere Teile der Produktionsmittelindustrien sind zudem auf den Export angewiesen. Auf dem 

Weltmarkt gehen sie an den höchst erreichbaren Preis heran, soweit er die Ausnützung des Produkti-

onsapparats gestattet, also nicht Absatzsenkung bewirkt. In diesen Preisen können Steuerlasten nicht 

überwälzt werden, mit wenigen Ausnahmen (unersetzbare Qualitätswaren und ähnliches). 

Der weitaus größte Teil der Produktionsmittel- und der Konsumtionsmittelindustrien und des Handels 

und Verkehrs erhöht das Preisniveau durch die Steuerüberwälzung. Die einzelnen erhöhten Preise 

gehen als Kostpreis in Produktion und Handel ein und erscheinen unten bei der konsumierenden 

Masse als Verteuerung der Lebenshaltung, als Senkung des Reallohns. 

Je mehr aber das Gesetz der Durchschnittsprofitrate an Wirkung verliert, desto geringer wird die 

ökonomische Überwälzbarkeit. 

Mit der zunehmenden Vergrößerung des fixen Bestandteils des konstanten Kapitals verliert das Ka-

pital an Beweglichkeit. Große und umfangreiche Maschinenanlagen, die spezielle Gebäude, Lager- 

und Zubringungsanlagen usw. brauchen, lassen sich nicht ohne hohe Kosten von Anlagesphäre zu 

Anlagesphäre verschieben. 

Der große Antrieb des fixen Kapitals macht die Produktion von den Banken abhängig, bringt sie 

teilweise unter Kontrolle oder in Interessengemeinschaft mit ihnen. Hier wird auch die erste Gegen-

wehr gegen das Zuströmen von Konkurrenzkapital in diese Anlagensphären organisiert, das wegen 

der erforderlichen Kapitalgröße in der Regel nicht mehr ohne die Banken erfolgen kann. 

Das unter dem Feuer des Konkurrenzkampfs dünnflüssig gehaltene Kapital fließt rasch von Anla-

gesphäre zu Anlagesphäre wie heißer Teer, immer von der niedrigsten Profitrate zur jeweils höchsten 

hin. Je mehr das Feuer des Konkurrenzkampfs erlischt, desto starrer, schwerflüssiger, zäher wird das 
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Kapital, und wenn es die monopolistische Organisation erreicht hat, der Konkurrenzkampf sowohl in 

den Preisen als auch um den Absatz und die Produktionsmenge völlig ausgeschaltet ist und jeder 

Zustrom von Konkurrenzfähigkeit in seine Anlagesphäre verhindern kann, dann ist es steinhart, wie 

erkalteter Teer. 

Zwischen dem dünnflüssigen und dem steinharten Zustand liegen viele Grade mehr oder minder gro-

ßer Schwerflüssigkeit, die zunächst aus der durch den Konkurrenzkampf notwendig werdenden steten 

Erhöhung des fixen Kapitals entsteht. Mit der zunehmenden Erhöhung muß notwendig die Konkur-

renzfreiheit zunehmend ausgeschaltet werden, weil die Kapitalhöhe das Risiko ihres Einsatzes ent-

sprechend erhöht, die aus der Erhöhung entspringende vermehrte Produktivität die Absatzsicherung 

erfordert. Dann entsteht in fortwährend gesteigerten Konkurrenzkämpfen Vernichtung der schwäche-

ren Kapitale, Zusammenschluß der stärkeren, schließlich die Einschränkung und Ausschaltung jeder 

Konkurrenz in der Form der Syndikate, Kartelle, Trusts, in der monopolistischen Organisation, die 

den Überprofit vor dem Eindringen von Konkurrenzkapital schützt und ihn ständig macht, ihm also 

die Rentenform gibt. 

Hier im Gebiet der monopolistisch gebildeten Preise ist die Steuerüberwälzung sehr begrenzt mög-

lich, weil diese Preise ohnehin bei den jeweiligen sonstigen Umständen (Exportlage, Konjunktur, 

Verhältnis zum Gesamtpreisniveau usw.) die denkbar höchsten sind, die weitere Erhöhung infolge 

ihrer natürlichen Grenzen, die schon erreicht sind, nur teilweise möglich bleibt. Die notwendigen 

Einschränkungen sind weiter unten behandelt. 

[56] Die Kartellrenten als ständig gemachter Surplusprofit haben zwei Grenzen. Bei gegebener Ge-

samtmehrwertmasse ist die Herausnahme überhöhter einzelner Profitraten nur auf Kosten gesenkter 

anderer Profitraten möglich. Zu einem Teil stellt der auf monopolistischem Weg ständig gemachte 

Surplusprofit also eine Art Mehrwertraub an anderen Profitraten dar. Die monopolistisch gebildeten 

Warenpreise können die Profitraten ihrer Abnehmerindustrie nicht völlig an sich reißen, ohne sie selbst 

schon im Konzentrationsprozeß aufgesogen zu haben. Nehmen sie die ganze Profitrate fort, so wird 

kein Kapital in diesem Anlagezweig arbeiten; denn niemand geht Kosten und Risiko der Produktion 

ein, wenn er nicht mehr als Kostpreis plus Zins verdient, also mehr, als er durch bloßes Verleihen 

seines Kapitals auch verdienen würde. Selbst wenn ein solcher Produktionszweig infolge der Abhän-

gigkeit von fest organisierten Vorindustrien schon auf eine bloße Zwischenmeisterrolle herabge-

drückt ist, die auch sein Risiko ausschaltet, muß ihm ein gewisser Profit belassen werden, der im Laufe 

des Konzentrationsprozesses sich allmählich erst auf dem Wege über Provisionen in die Gehaltsform 

verwandelt, erst mit der Einverleibung des entsprechenden weiterverarbeitenden Kapitalzweigs. 

Der zweite Teil des Überprofits besteht aus dem im Preis bis auf den Konsumenten heruntergewälzten 

Tribut, der kraft der privaten Organisation der Ausbeuter auf Grund des Produktionsmittelbesitzes 

erzwungen wird. 

Daraus ergibt sich die zweite Grenze: wird ein Monopolpreis über eine Höhe hinausgetrieben, daß er 

den Absatz in einem solchen Grade drosselt, daß die verringerte Produktion die Stückkosten steigert, 

so senkt er entsprechend den Gesamtprofit. Die einträglichste Höhe des Preises wird also exakt aus-

gerechnet und eingehalten. Darüber hinaus läßt sie sich ohne Senkung des Überprofits nicht steigern, 

wobei auch die Gefahr der Verdrängung des monopolisierten Produkts durch Ersatzprodukte eine 

Rolle spielt. Deshalb können in diesen Preisen Steuern schwer überwälzt werden. 

Viele monopolistisch gebildete Preise erreichen allerdings nicht den theoretisch denkbar höchsten 

Stand. Aber das ist kein Einwand, weil die Faktoren, die solchen restlosen Auswertungen von mono-

polistischen Stellungen entgegenstehen, völlig unabhängig von den Steuerlasten wirken. 

Häufig sind es Vereinbarungen zwischen einzelnen Industriellengruppen, wie z. B. zwischen der „Ei-

sen schaffenden und der „Eisen verbrauchenden“ Industrie. Dort hat die Abnehmerindustrie, um eine 

gewisse Profitratenhöhe und ihre Exportfähigkeit zu sichern, eine Art Rückvergütung des Überpreises 

von Stahl und Eisen durchgesetzt, davon ihre Zustimmung zu den Zöllen abhängig gemacht, ohne 

welche monopolistische Preisbildungen ja durch die Auslandskonkurrenz völlig verhindert würden. 
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Es hat sich, wie der geschäftsführende Vorsitzende des Reichsbundes der Deutschen Metallwarenin-

dustrie, Dr. Görnandt, in der „Berliner Börsenzeitung“ vom 25. Oktober 1921 schildert, ein ganzes 

System von parlamentarischen Beziehungen zwischen diesen Gruppen herausgebildet. Der Aviver-

trag, das Aluminiumabkommen und neuerdings ein Messingvertrag stellen freiwillige Rückzahlun-

gen der Monopolisten an ihre Abnehmer dar, die ihnen eine (allerdings dürftige) Existenz und vor 

allem die Exportmöglichkeit lassen. 

Es gibt auch staatliche Einschränkungen der monopolistischen Preisbildungen, wie z. B. die Ableh-

nung von Kohlen- und Kalipreiserhöhungen durch die Regierung. Hier wirkt der Staat als Wahrer der 

Gesamtklasseninteressen der Ausbeuter gegenüber besonders einschneidenden Ansprüchen einzelner 

Kapitalistengruppen, die alle übrigen oder wichtige Gruppen der übrigen Kapitalisten schädigen 

könnten. 

Drittens ist auch die Gefahr der Erleichterung neuer Außenseiterkonkurrenz gelegentlich die Ursache 

der Unmöglichkeit, eine Monopolstellung restlos auszunutzen. Das bedeutet natürlich eine relative 

Schwäche dieser monopolistischen Stellung. 

A l l e  d i e se  Fak t o r en  wi r ken  abe r  auch  ohne  d i e  S t eue r l a s t, abgesehen  von  i h r  und 

ändern nichts an der Schwierigkeit der Überwälzung von Steuern in monopolistisch gebildeten Prei-

sen. Die monopolistischen Preise werden in der Regel nach dem Höchst-[57]maß des mit ihnen er-

reichbaren Profits gebildet, wobei der Kostpreis natürlich den Profit beeinflußt. Soweit die Steuern 

den Kostpreis erhöhen, bewirken sie naturgemäß auch eine Verschiebung desjenigen Höchstpreises, 

der unter Berücksichtigung der mit ihm erzielbaren Absatzmenge den höchsten Gesamtprofit bewirkt. 

Damit kann ein gewisser Teil der Steuerlast auch im Monopolpreis überwälzt werden. 

Soweit eine Gesamtsteuerlast im Verlaufe des Überwälzungsprozesses sich auswirkt in der Hebung 

des Gesamtpreisniveaus, verringert sich die Differenz zwischen diesem und den einzelnen Monopol-

preisen. Das macht in der Regel die entsprechende Erhöhung auch der Monopolpreise möglich, und 

in dieser Spanne werden auch in den monopolistischen Preisen Steuern überwälzt. Es wird sich zu-

meist dabei natürlich nur um Teilbeträge handeln, also etwa die prozentuale Differenz zwischen Ge-

samtsteuerlast und an den Mehrwerteinkommen davon hängengebliebenen Teilen. 

In einem gewissen Grade wälzen also auch die Monopolisten die Steuern ab. 

Ähnliche Verhältnisse liegen bei den Einkommen aus den Grund r en t en  vor. 

Die Preisbildung bei Waren, welche durch einfache Mehranwendung von Arbeitskraft nicht beliebig 

vermehrt werden können, wie hauptsächlich die agraren Produkte, wird bestimmt von den Produkti-

onskosten der unter schlechtesten Bedingungen produzierenden Betriebe. (Schlechter Boden, markt-

ferne Lage mit hohen Transportkosten.) Diese Produkte müssen noch Zins plus Profit tragen, um 

erzeugt zu werden. Sie müssen zu diesen Preisen noch Absatz finden, also für Deckung des vorhan-

denen Bedarfs notwendig sein. Der Zoll mit seiner Sperre gegenüber der Auslandskonkurrenz bewirkt 

hier, neben den Frachtraten, einen Schutz vor dem Sinken der Nachfrage, wodurch die unrentabelsten 

und entlegendsten Böden bis zur Ödlandgrenze noch der kapitalistischen Ausbeutung erschlossen 

werden. 

Das Bodenmonopol selbst, also die Tatsache der Unvermehrbarkeit des Bodens plus Privatbesitz 

durch Rechtstitel und die aus der Preisbildung entstehenden differentialen Renten ergeben Einkom-

men, die Steuerlasten in der Regel nicht überwälzen können. Die differentialen Renten beruhen auf 

der Differenz zwischen den Produktionskosten der unter den schlechtesten und der unter besseren 

Bedingungen produzierenden Betriebe, hauptsächlich also aus den Bodenertrags- und Lagedifferen-

zen. Hier kann das Gesetz der Durchschnittsprofitrate die Profitdifferenzen nicht ausgleichen, weil 

der Boden nicht vermehrt, also Kapitalzustrom nicht erfolgen kann. Deshalb nimmt jeder überdurch-

schnittliche Profit ohne weiteres die Rentenform an, wird fest, ständig. Aber die Preisbestimmung 

erfolgt durch die unter schlechtesten Bedingungen produzierenden Betriebe, die zu ihren Produkti-

onskosten plus Durchschnittsprofit noch Absatz finden. (Die in anderem Zusammenhang wichtige 

Tatsache, daß in den Kleinbetrieben, die vom Kapital in der Regel nach den schlechtesten 
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Produktionsbedingungen hingedrängt werden, der Profit oft durch Arbeitseinkommen ergänzt, ver-

einzelt ersetzt wird oder noch nicht einmal das, ist hier nicht behandelt, weil es sich nur um den 

Nachweis der Einflußlosigkeit aller überdurchschnittlichen Profite auf die Preisbildung handelt.) Alle 

Rentenarten können Steuerlasten aus Mangel an Einfluß auf die Preisbildung nicht überwälzen. Wird 

die Grundrente durch Verkauf oder Verpachtung kapitalisiert im Kaufpreis oder der Pachtrente fort-

getragen, so bleibt dem Käufer oder Pächter nur der Durchschnittsprofit übrig, der belassen werden 

muß, weil niemand produzieren würde, wenn er mit dem angelegten Kapital nicht mehr als den bloßen 

Zins verdienen wurde. 

Eine Steuerlast auf die agrare Produktion wird also im Preis nur soweit überwälzbar, als sie die Pro-

duktionskosten derjenigen Betriebe erhöht, die preisbestimmend sind. Die gesamte Grundrente dage-

gen kann voll fortgesteuert werden. Jeder über die Grundrente hinausgehende Steuerbetrag dagegen 

wird sofort wieder überwälzbar, weil er die Durchschnittsprofitrate verkürzt, also das nur zum Zwe-

cke des Profits zum Boden strömende Kapital nach anderen Anlagesphären hinleitet. 

[58] Die Preiserhöhung, die eine Steuerlast auf die preisbestimmenden agraren Betriebe bewirken 

würde, hebt um den entsprechenden Prozentsatz natürlich auch die Renten, worin sich ein entspre-

chender prozentualer Überwälzungsvorgang auch für diese darstellt. 

Bei der Besteuerung agrarer Profite ist die Überwälzbarkeit nur dann zu verhindern, wenn die Erhe-

bung aller Steuern auf den Ertrag gegründet ist und wenn sie alle preisbestimmenden Betriebe frei 

läßt. 

Bei den städtischen Grundrenten ist wegen der größeren Mobilität des Kapitals der Ausgleich der 

Grundrente auf den jeweils gültigen Zinsfuß viel rascher. Hier ist fast ausschließlich die Lagerente 

entscheidend. Im übrigen aber ist, weil der Ertrag den Kaufpreis bestimmt, die Angleichung an den 

Zinsfuß die Regel. Ist der Zinsfuß 4 Prozent, so ist der Wert eines Grundstücks mit 4000 Mark Ertrag 

in der Regel 100.000 Mark, ist der Zinsfuß 8 Prozent, so ergibt dieser Ertragswert einen Preis von 

50.000 Mark, weil eben 100.000 zu 4 Prozent ebenso wie 50.000 zu 8 Prozent einen Ertrag von 4000 

Mark bilden. Um dieses Niveau schwanken die Preise, die allerdings von der Spekulation in ihren 

Schwankungen sehr stark beeinflußt werden. Die Lagerente erscheint im Ertrag. Die Grundrente kann 

voll fortgesteuert werden, wenn der Wertzuwachs voll getroffen wird. 

Die Überwälzung der Steuern des städtischen Grundbesitzes erfolgt im Grundstückspreis infolge der 

aus der Lage entstehenden S t e i ge rung  de r  Nach f rag e. Diese Überwälzung wäre deshalb nur 

durch restlose Fortsteuerung jedes Wertzuwachses zu verriegeln. Jetzt ist die Überwälzung die Regel 

und wirkt ebenso wie der Kapitalmangel und die Zinshöhe und wie die zahlreichen Kartellrenten, die 

das Baumaterial verteuern (Kohle, Eisen, Zement, Ziegeleien, Kalk usw.), lähmend auf den Neubau 

ein. 

Die reinen Z i nse i nkom m en  haben für die ökonomische Überwälzung keinen Warenpreis zur Ver-

fügung. Der Zins entsteht nicht aus Verkauf, sondern aus der Verleihung. Der übliche Zinsfuß wird 

von Angebot und Nachfrage reguliert, aber das einzelne Kapital kann nicht darauf einwirken, weil 

durch die Zurückhaltung das Kapital eben in Schatzform verwandelt und der damit entstehende Zins-

verlust jeden erreichbaren Nutzen übersteigen würde. Erst durch die Organisation der Banken wird 

dieser Tatbestand modifiziert. Jede Überwälzung von Steuerlasten auf Zinseinkommen trifft aber zu-

nächst die Profiteinkommen und bedarf eines weiten Umwegs, um in den Preisen unten beim Mas-

senkonsum anzulangen. Die übrigen den Zinsfuß beeinflussenden Faktoren wirken zu stark, um von 

dem Faktor der Steuerüberwälzung beeinflußt zu werden. Bei den festverzinslichen Werten dagegen 

vollzieht sich die Überwälzung fast reibungslos. Dr. Hahn hat auf der Wiener Tagung des Vereins für 

Sozialpolitik (Seite 342 des Berichts) an den deutschen Städteanleihen nachgewiesen, daß die dem 

Steuerabzug nicht unterliegenden Werte (Auslandsanleihen) gegenüber den steuerabzugspflichtigen 

(Inlandsanleihen) im Kurs genau um den Steuerbetrag höher liegen, daß also die Steuer auf den Vor-

besitzer, das sind die Gemeinden, restlos abgewälzt werden, also wieder durch neue Steuern gedeckt 

werden müssen, die ihrerseits weiter im Überwälzungsprozeß oder schon direkt bei der Erhebung 

zum größten Teile auf die Massen fallen. 
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Der Zinsfuß ist völlig von der Wirtschaftslage abhängig, von der Kapitalbildung, also auch vom Profit. 

Bei Depression sinkt er, bei ansteigender Konjunktur steigt er, in der Krise springt er in die Höhe. 

Innerhalb dieser Grenzen erreicht das organisierte Kapital stets den denkbar höchsten Zinsfuß und kann 

also in ihm zusätzliche Steuerlasten nicht überwälzen, obgleich kein völliges Monopol erreicht ist. 

Die Ar be i t s e i nkomm en  können Steuern auf die Dauer niemals überwälzen. Ihre Ware, die Ar-

beitskraft, kann unter kapitalistischen Verhältnissen bestenfalls nur vorübergehend den ihren Wert 

entsprechenden Preis durchsetzen und klassenmäßig gesehen kann sie nicht einmal das. Einzelne 

Gruppen, die vermöge starker Organisation und unter günstiger objektiver Sonderbedingung den 

Preis ihrer Arbeitskraft über ihren Wert hinaus steigern [59] und in ihm Steuerlasten abwälzen wür-

den, würden nichts anderes bewirken, als die Erhöhung des Kostpreises um den entsprechenden Be-

trag, also die Tendenz zur Wiederzurückwälzung auf die schwächsten Schichten des Proletariats. Un-

ter kapitalistischen Bedingungen wird die Lohnhöhe stets bestimmt durch die reale Klassenkraft im 

Wege des Klassenkampfs. Steuerüberwälzungen einzelner Gruppen der Arbeiterschaft gehen in der 

Regel zu Lasten anderer Gruppen der Arbeiterschaft, nur kleine Teile bleiben im Laufe des Überwäl-

zungsprozesses auf den Mehrwerteinkommen hängen. Für die Arbeitseinkommen wirken die direkten 

Steuern (Lohnsteuer) ebenso als sofortiger Abzug vom nominellen Lohn wie die indirekten Steuern 

und die auf den Konsum überwälzten Steuerteile der Mehrwerteinkommen, die beide in den Preisen 

erscheinen, weil die Arbeitseinkommen zur Wiederergänzung der verbrauchten Arbeitskraft sofort in 

Ware umgesetzt werden müssen. Die I. W. Ws. läßt Upton Sinclair dieses Faktum in „Petroleum“ mit 

ergreifender Einfachheit und Klarheit singen: 

Wir arbeiten, 

um das Geld zu kriegen 

um die Nahrung zu kaufen 

um die Kraft zu haben 

um zu arbeiten 

um das Geld zu kriegen 

um die Nahrung zu kaufen 

um die Kraft zu haben 

um zu arbeiten ... 

und so weiter – endlos – solange die kapitalistischen Produktionsverhältnisse und ihr Schutzinstru-

ment, der bürgerliche Klassenstaat, vom Proletariat geduldet werden. 

Kann innerhalb kapitalistischer Bedingungen der rein ökonomische Lohnkampf kaum die Durchset-

zung des Wertes der Arbeitskraft gegen übermäßige Senkungen erreichen, so ergibt sich daraus, daß 

der über dies Maß hinausgehende Lohnkampf, also der Angriff auf die Profitrate und die Akkumula-

tion, notwendig die Tendenz der Sprengung der kapitalistischen Bedingungen in sich schließt, also 

über den rein ökonomischen Charakter hinausdringt, politischen Charakter annimmt. Hier ist der rein 

ökonomische Charakter im Überwälzungsvorgang nicht mehr bestimmend, und bleibt er bestimmend, 

so ist dem Klassengegner das Mittel zur Wiederüberwälzung in der Hand gelassen, die Überwälzung 

wird mit gewissen Einschränkungen rückläufig gemäß der realen ökonomischen Klassenkraft. Des-

halb können diese Probleme nicht losgelöst von den politischen Fragen aufgerollt werden und bedür-

fen einer besonderen Darstellung. 

Der Überwälzungsvorgang ist also ein vielgestaltiger, komplizierter Prozeß, in welchem große Teile 

der Besitzsteuern auf den Mehrwerteinkommen hängen bleiben. Speziell die aus monopolistischen 

Preisbildungen gewonnenen Einkommen, also die stärksten, und die unter völlig freier Konkurrenz 

gewonnenen Einkommen, also die schwächsten, bleiben mit Steuerlasten behaftet. Die schwächsten 

enthalten zudem in hohen Prozentsätzen Arbeitseinkommen; denn das Einkommen des kleinen Hand-

werks, des Kleingewerbes, Kleinhandels und des Kleinbauern besteht häufig zu mehr als 50 Prozent 

aus Arbeitseinkommen, besonders bei Mitarbeit der Familie, und nur zu kleinen Teilen aus Profit. 

Da die ökonomische Überwälzung mit der zunehmenden Konzentration, Kartellierung, Vertrustung 

gerade für die entscheidenden, klassenführenden Schichten der Kapitalistenklasse nicht ausreicht, um 
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die politischen Herrschafts- und Verwaltungskosten auf die beherrschten Schichten und Klassen ab-

zuwälzen, ist in diesen Schichten die politische Steuerüberwälzung das wichtigste Ergänzungsmittel 

zur Befreiung der Einkommen von diesen Lasten. Dies Mittel wird besonders behandelt werden. 

[60] Wer können aus der Untersuchung der ökonomischen Überwälzungsbedingungen nur einige all-

gemeine Schlußfolgerungen gezogen werden: 

1. Jede neue Steuer auf den Besitz belastet diesen am stärksten in der ersten Zeit ihrer Wirkung, bevor 

der Überwälzungsvorgang beendet, die Steuer gewissermaßen „durchgewälzt“ ist. Besitzsteuerände-

rungen sind deshalb zunächst und vorübergehend besonders besitzbelastend. 

2. Je ungleichmäßiger die Steuern die einzelnen Einkommen treffen, desto schwerer ist die Überwäl-

zung, die eine Kollektivhandlung in der Preisbildung voraussetzt. 

3, Je spezieller Einkommen aus Monopolen, Trusts, Kartellen, Zinsen und Grundrenten von Steuern 

getroffen werden, desto schwerer sind sie überwälzbar. 

4. Je spezieller ein Exportzwang für einzelne Produktionszweige besteht, desto schwerer sind Steuern 

überwälzbar. 

6. Tatsächliche Vermögenssteuern sind nicht überwälzbar (also solche, die nicht aus dem Ertrag be-

stritten werden können). In seiner Allgemeinheit ist der Satz, daß alle Steuern überwälzt werden kön-

nen für die ökonomische Steuerüberwälzung also nicht zutreffend. 

Da letzten Endes aber die Steuern Abzüge von den Mehrwerteinkommen darstellen, berühren sie die 

Frage des Verhältnisses zwischen Lohn und Profit, also des Kräfteverhältnisses zwischen den Klas-

sen. In diesen Zusammenhang wird eine weitere Untersuchung einzudringen versuchen, nachdem die 

politischen Überwälzungsverhältnisse und die sich auch aus dem Verwendungszweck der Steuern für 

die praktische Steuerpolitik ergebenden Voraussetzungen dargestellt sind. 

* 

Bauernbewegung und unsere Taktik  
Von H e i n r i c h  R a u  

In der Bauernbewegung vollzieht sich ein von uns sehr zu beachtender sozialer Differenzierungspro-

zeß, die sozialen Gegensätze innerhalb der Landwirtschaft beginnen sich in stärkerem Maße als bisher 

in organisierten Formen auszudrücken. 

Unter dem Schlagwort „Die Landwirtschaft, ob groß oder klein, ist e i ne  Schicksalsgemeinschaft“ 

hat es insbesondere der Landbund verstanden, breiteste Massen der Klein- und Mittelbauern an die 

Seite der Großagrarier zu führen und sie zu aktiven Truppen gegen die Arbeiterschaft, insbesondere 

gegen die kommunistische Bewegung, zu mobilisieren. Nun hat eine rückläufige Bewegung ein ge-

setzt, die werktätige Bauernschaft beginnt die sozialen Gegensätze – wenn auch noch in unklarer 

Weise – zu verstehen, beginnt zu erkennen, daß ihre Interessen denen der Großagrarier entgegenste-

hen. Die Erfahrungen der letzten Jahre waren in dieser Beziehung ein großer Lehrmeister für die 

werktätige Bauernschaft. 

Die deutsche Bourgeoisie hat die relative Stabilisierung, den Ausbau ihrer Produktionsstätten, die For-

cierung des Warenabsatzes nicht allein durch verschärfte Ausbeutung des Proletariats, sondern auch 

der bäuerlichen Massen durchgeführt. Wir wollen das an einigen für die Bauernschaft besonders maß-

gebenden Fragen illustrieren. Zur Stabilisierung des Geldes wurde bekanntlich die Rentenmark ein-

geführt, um deren Vaterschaft sich Hilferding und Helfferich streiten. Zur Fundierung der Rentenmark 

wurde der Landwirtschaft eine Rentenbankgrundschuld in Höhe von 2 Milliarden Mark auferlegt. Da 

für die auferlegte Schuld keine Gegenleistung erfolgte, handelt es sich hier um eine entschädigungs-

löse Enteignung. Obwohl die Klein- und Mittelbauernschaft (bis 20 Hektar) nur rund ein Drittel der 

gesamten land- und forstwirtschaftlichen Fläche besitzt, wurden ihr 1,5 Milliarden aufgehalst und nur 

der kleine Rest den Großbauern und Junkern, die zusammen zwei Drittel Gesamtfläche besitzen, und 

denen obendrein noch [61] großenteils die Bezahlung der Zinsen erlassen wird. Umgekehrt war es 

jedoch mit der Verteilung der auf Grund der eingetragenen Schulden flüssig gewordenen Kredite. Die 
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Rentenbankkredite, die zu dem relativ geringen Jahreszins von 7 Prozent gegeben wurden, erhielten 

zum überwiegenden Teil die Großagrarier, während die Bauern in den Jahren 1924 und 1925 auf 

Privatkredite mit bis zu 100 Prozent Jahreszins oder auf die skandalösen Roggenrenten- bzw. Gold-

pfandbriefe angewiesen und in eine enorme Verschuldung hineingetrieben wurden. „Wir haben die 

Schulden und die andern das Geld“ – erklärte mir ein Mittelbauer zur Frage der Verschuldung. 

Eine Ergänzung dieser Seite der „Stabilisierung“ ist die Steuerpolitik. In geradezu grotesker Weise 

wurden der Klein- und Mittelbauernschaft Steuern aufgehalst und in schreiendem Gegensatz dazu die 

Großagrarier steuerlich entlastet. Der bäuerliche Sturm auf das Finanzamt in Berncastel war eine 

Reaktion auf diese Politik. 

Hinzu kommt die Tatsache, daß seit der Stabilisierung ununterbrochen die Preisschere zuungunsten 

der Bauernschaft besteht (für die Großagrarier ergibt sich ein anderes, heute entgegengesetztes Bild), 

die besonders 1927 kraß in Erscheinung trat. Das Hochschrauben der Industriepreise durch die Trusts 

und Kartelle im Inland mit Hilfe des Zolls erfolgt zum Teil im Interesse einer Schleuderkonkurrenz 

auf dem Weltmarkt. 

Schon aus diesen wenigen Punkten ist ersichtlich, wie die Bourgeoisie ihre „Stabilisierung“ wesent-

lich auch auf Kosten der werktätigen Bauern durchführt. Damit werden auch auf dem Lande die 

Klassengegensätze aufgerissen und vertieft. Verschärft wirken sich dazu noch die alten gegensätzli-

chen Interessen zwischen Bauer und Großgrundbesitzer aus, sie treten mehr in Erscheinung. Der 

Bauer ist mehr als je an niedrigen Preisen für Futtermittel und Saatgut, niederen Pachtzinsen und 

Preisen für Siedlungsland interessiert; der Großgrundbesitzer dagegen will rationalisieren und aus 

den Bauern das Maximum herausholen, sein Interesse steht deshalb dem des Bauern scharf entgegen. 

Aus diesem wirtschaftlichen Hintergrund ergibt sich der Differenzierungsprozeß in der Bauernbewe-

gung. Das drückt sich teils noch in passiver Weise aus, wie in der Form von Einzelaustritten von 

Bauern aus dem Landbund usw. Auch die Tatsache, daß wir bei unseren Landsonntagen beute im 

allgemeinen eine bessere Aufnahme, ein gewisses Interesse für unsere Literatur usw. vorfinden, ist 

ein Ausdruck dafür. Aber es gibt auch bereits organisatorische Ausdrucksformen. 

In Pom m er n  in der Domäne des Landbundes, spaltete sich die Bauerngruppe des Landbundes in 

mehreren Kreisen vom Landbund ab. Der letzte Anstoß dazu war das Verlangen einiger bäuerlicher 

Kreistagsabgeordneten, daß sie und nicht Großgrundbesitzer in die Steuerausschüsse der Kreise ge-

sandt werden. Der Landbund hat sie deshalb ausgeschlossen. Auf dem Boden der Auseinandersetzung 

über die Steuerbelastung und über die Siedlungspolitik vollzog sich dann die Abspaltung in mehreren 

Kreisen und die Bildung der „Pommerschen Bauernschaft“. 

In Mecklenburg-Strelitz bildete der dem Landbund korporativ angeschlossene Bauernbund, im 

Kampf gegen den Erbpachtwucher der Ritter, eine Kampfgemeinschaft mit dem Bund der Kleinland-

wirte gegen den Landbund. Die Bewegung hat nunmehr dazu geführt, daß sich der Bauernbund auch 

organisatorisch vom Landbund getrennt hat. 

In Obe r sch l e s i en  hat sich die ehemalige Landbundgenossenschaft selbständig gemacht. 

In Wr i ezen  (Brandenburg) fand Anfang Dezember 1927 eine Versammlung von 150 ehemaligen 

und jetzigen Landbundmitgliedern statt, die gegen den Landbund Stellung nahm. 

Im F r e i s t aa t  Sachsen  sind Bestrebungen zur Abspaltung von Landbundgruppen und Bildung 

völkischer Bauerngruppen vorhanden. Auch in den durch religiöse Bindungen als besonders fest fun-

diert geltenden christlichen Bauernvereinen sehen wir ähnliches. 

Vom Wes t f ä l i s chen  Baue r nve r e i n  ist ein Teil abgesprengt und zu der als linksbürgerlich gel-

tenden „Deutschen Bauernschaft“ [62] übergetreten, der restliche Teil schwankt jetzt zwischen Zentrum 

und Deutschnationalen. Dasselbe wird aus Schleswig-Holstein berichtet. In Baye r n  macht der Bau-

ernbund unverkennbare Fortschritte auf Kosten des christlichen Bauernvereins. Am Ni ede r r he i n  ist 

ein Teil des Bauernvereins abgesprengt und hat sich der Freien Bauernschaft angeschlossen. 

Noch eine Reihe solcher Beispiele. könnte verzeichnet werden. 
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Im allgemeinen sehen wir, daß es sich um Li nksen t wi ck lungen  handelt, jedoch sind auch – in 

geringerem Maße – Versuche zur Auffangung von mißgestimmten Bauern in völkische Gruppen vor-

handen. 

Der Landbund sucht durch eine nicht zu überbietende und sehr zu beachtende Demagogie diese Link-

sentwicklung aufzuhalten, er führt dazu eine sehr radikale Sprache, die sich in letzter Zeit auch in 

Scheinangriffen gegen die von ihm selbst gestützte und mit einigen Landbundministern besetzte Bür-

gerblockregierung wendet. So schrieb das Zentralorgan „Reichslandbund“, daß „von oben her“ nichts 

für die Bauernschaft geschehe. Der „Brandenburgische Landbund“ schrieb Ende November 1927: 

„Hat nun der Bauer von heute die Aussicht, durch Fleiß und Anspruchslosigkeit durch diese Zeit hindurch zu 

kommen? Besteht für ihn diese feste Zuversicht? Findet er irgendwo bei Staat und Gesellschaft für seine Lage 

Verständnis? Unterstützt man ihn? Schätzt man ihn als Staatsbürger so ein, wie er es verdient? Nein, man 

überläßt ihn seinem Schicksal“ 

Auch gegen den von den Landbundabgeordneten mitbeschlossenen deutsch-französischen Handels-

vertrag nehmen die Landbundorgane Stellung und bezeichnen ihn als einen Vertrag zur Ruinierung 

der Bauern. Die Angriffe gegen die Dawes-Politik, die der Landbund auch mitbeschlossen hat, wie 

die zuvor genannten Angriffe sind bloße Demagogie, die wir entlarven müssen. 

Die Tatsache, daß sich die vom Landbund und den christlichen Bauernvereinen abgespaltenen Bau-

erngruppen noch in der Deutschen Bauernschaft sammeln, noch nicht zu jenen bäuerlichen Organi-

sationen stoßen, die auf ihre Fahne das Bündnis der Arbeiter und Bauern geschrieben haben, zeigt, 

daß die Bauern noch nicht die Konsequenzen aus der gegenwärtigen Lage ziehen, noch nicht die 

Notwendigkeit des gemeinsamen Kampfes an der Seite der Arbeiterschaft gegen die kapitalistische 

Klasse erkannt haben, sondern sich erst auf dem Wege dazu befinden. Gewiß, es gibt auch bereits 

eine Reihe Übergänge von der Deutschen Bauernschaft zu dem für das Bündnis der Arbeiter und 

Bauern eintretenden Reichsbauernbund. So sehen wir die Arbeitsgemeinschaft der bäuerlicher Ver-

bände in Sachsen, oppositionelle Gruppen im Schlesischen Bauernbund, Hannoverschen Kleinbau-

ernbund, Bayrischen Bauernbund und anderen der Deutschen Bauernschaft angeschlossenen Organi-

sationen. Des weiteren sind auch einzelne direkte Übergänge vom Landbund zum Reichsbauernbund 

zu verzeichnen. Beachtlich ist auch, daß der linke Flügel in der Freien Bauernschaft die Gemeinsam-

keit der Interessen der Arbeiter und Bauern heute schärfer betont und in seinem Organ, dem Pfälzer 

„Freier Bauer“ kürzlich schrieb: die Arbeiter haben recht, daß sie durch Massenaktionen ihre Löhne 

zu erhöhen suchen. Das Organ geht dabei sehr richtig davon aus, daß sich dadurch die Absatzmög-

lichkeiten für die Produkte der bäuerlichen Viehwirtschaft heben. 

Von dieser Lage in der Bauernbewegung ausgehend, müssen wir unsere Taktik überprüfen. Der Es-

sener Parteitag hat beschlossen: 

„Die Taktik gegenüber den reaktionären bäuerlichen Massenorganisationen des Reichslandbundes und der 

christlichen Bauernvereine ist von der Tatsache bestimmt, daß diese Organisationen zwar geführt sind vom 

Agrarkapital und der Großbauernschaft, aber trotzdem die Hauptmasse der Klein- und Mittelbauernschaft er-

fassen und diese Masse durch eine große Anzahl wirtschaftlicher Einrichtungen, Steuerberatungsstellen usw. 

sowie durch offenen Terror in ihren Reihen festhalten. Auch der Einfluß [63] der Kirche steht im Dienste der 

reaktionären Organisationen. Die von den klein- und mittelbäuerlichen Organisationen herausgegebene Parole: 

,Heraus aus dem Landbund!‘ ist deshalb mit Ausnahme lokal begrenzter Gebiete im wesentlichen wirkungslos 

geblieben. Die Einzelaustritte und das Ausströmen kleinerer Gruppen erleichterte nur der großagrarischen und 

klerikalen Führung die nunmehr ungestörtere Fortsetzung ihrer Politik der Irreführung, Verhetzung und des 

Verrats der Bauernmassen. Deshalb lehnt die Kommunistische Partei die L o s u n g  d e s  E i n z e l a u s t r i t t s  

aus dem Landbund und den christlichen Bauernverbänden entschieden ab. Sie unterstützt mit aller Kraft die 

bestehenden radikalen Klein- und Mittelbauernbünde, sie erklärt jedoch, daß es gleichzeitig notwendig ist, die 

oppositionellen Elemente innerhalb der großen reaktionär geführten Verbände zu beeinflussen, zusammenzu-

fassen, in eine ständige Verbindung sowohl mit der Partei wie mit der radikalen Bauernbewegung zu bringen 

und so die organisatorische und politische Loslösung breitester Massen von der großagrarischen Führung vor-

zubereiten. Gegenüber der Arbeitergruppe des Landbundes gilt selbstverständlich die Parole: Jeder Landarbei-

ter in den DLV!“ 
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Mit diesem Beschluß wollte die Partei verhindern, daß durch den Austritt einzelner Bauern der Land-

bund oder Bauernverein einige „unruhige Elemente“ los wird, wobei meistens nicht einmal diese 

ausgetretenen Bauern durch selbständige bäuerliche Verbände organisatorisch erfaßt werden können 

und vielfach wegen mangelnden Rückhalts dann wieder ins reaktionäre Lager zurückgehen. Außer-

dem wäre die Parole des Einzelaustritts auch darum fast völlig wirkungslos, weil das Herausgehen 

aus dem Landbund für den einzelnen Bauern meist keine ganz so einfache Sache ist. 

Nicht umsonst lautet die Gegenfrage von bäuerlichen Mitgliedern des Landbundes: „Wie garantiert 

ihr mir, daß der Landbund nicht durch wirtschaftliche Mittel mir den Hals zuschnürt?“ Gegen die in 

Händen der Großagrarier sich befindenden wirtschaftlichen Druckmittel und den politischen Terror 

(siehe Prozeß Arensdorf) gibt es für die Bauern nur ein Gegenmittel: o rgan i s i e r t e  Gegenw eh r. 

Diese organisierte Gegenwehr ist aber nur möglich, wenn die Bauern schon als Mitglieder des Land-

bundes zu O ppos i t i onsg r uppen  zusammengefaßt werden und dann als größere Einheiten abspal-

ten und den Kampf aufnehmen. Undenkbar wäre es z. B. in Pommern oder Mecklenburg-Strelitz 

gewesen, daß die Bauern gegen den Stachel der Landbundherren löckten, wenn sie es nicht als orga-

nisierte Masse getan hätten. Auf Grund des Beschlusses des Essener Parteitags müssen wir unter 

Berücksichtigung der Erfahrungen des letzten Jahres zur Scha f f ung  von  Oppos i t i onsg r up -

pen  in den reaktionären Verbänden mit dem Ziel der Abspaltung der werktätigen Bauern übergehen 

und die entsprechenden Bestrebungen bäuerlicher Organisationen fördern, d. h. d i e  L i nksbewe-

gung  de r  Baue r n  o rgan i s i e r e n. 

Die sich zeigende Linksbewegung wird durch diese Taktik unter gleichzeitiger energischer Förderung 

der bereits von uns unterstützten Bauernorganisationen zur Zerschlagung des Landbundes und der 

christlichen Bauernvereine führen. Gewiß können davon auch vorübergehend gegen unsern Willen 

die linksbürgerlichen Bauernbewegungen, wie die Deutsche Bauernschaft, Vorteile ziehen, abe r  j e  

i n t ens i ve r  und  p l anm äß i ge r  d i e  Oppos i t i onsa r be i t  i n  den  g r oßbäue r l i ch  und  

g r oßag r a r i s ch  ge f üh r t en  Or gan i s a t i onen  i n  Ve rb i ndung  m i t  unse re r  Gesamt a r -

be i t  e r f o lg t, um  s o  m ehr  w i rd  d i e  Baue r nscha f t  d i r ek t  a l s  o r gan i s i e r t e  M a s s e  a n  

de r  Se i t e  de r  Ar be i t e r s cha f t  s ch r e i t e n. Es braucht hier nicht besonders betont zu werden, 

daß wir natürlich die Oppositionsarbeit unter den sich bereits auf dem Wege nach links befindlichen 

Massen, die in der Deutschen Bauernschaft und anderen Organisationen erfaßt sind, nicht vernach-

lässigen dürfen, sondern mit allem Nachdruck die Eroberung der Führung ganzer Verbände durch die 

linke Bauernopposition, die das Bündnis mit der Arbeiterschaft erstrebt, fördern und den Einfluß 

unserer Partei darin zur Geltung bringen müssen. [64] 

LITERATUR 

Der Staatshaushalt 

Ein Beitrag zur Erkenntnis der Struktur des kapitalistischen und kommunistischen Staates 

Von Jürgens Kuczynski 

E. Laub’sche Verlagsbuchhandlung GmbH, Berlin W. 30. 46 Seiten. 

„Bestimmung vorliegender Studie ist, die soziologische Struktur des Staatshaushalts im kapitalisti-

schen und kommunistischen Staate in ,idealer‘ Schärfe herauszuarbeiten. Als Anschauungsmaterial 

dient der ,faktische‘ Staatshaushalt der kapitalistischen Länder und des kommunistischen Rußland“ 

(Aus dem Vorwort). 

Der Verfasser betrachtet die Probleme des Staatshaushalts vom Klassenstandpunkt aus, als Marxist. 

Völlig richtig stellt er fest, daß „die unterdrückten Klassen den jeweils herrschenden Betriebsstoff 

zur Unterhaltung der Staatsmaschine liefern, die gegen sie selbst arbeitet“. Er weist nach, daß die 

Rüstungsausgaben der kapitalistischen Staaten relativ und absolut immer mehr anwachsen. (Deutsch-

land nimmt durch den Versailler Friedensschluß vorübergehend eine Sonderstellung ein.) So sind je 

Kopf der Bevölkerung die Ausgaben für Heer, Meer- und Luftflotte von 16.91 Mk. im Jahre 1876 auf 

30.45 Mk. im Jahre 1906, 32.18 Mk. im Jahre 1912 und 54.43 Mk. im Jahre 1925 gestiegen. Hieraus 

zieht K. die Schlußfolgerung, daß „entsprechend des Intensität der Entwicklung des Kapitalismus die 
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Ausgaben zur Vorbereitung des Krieges steigen“. (S. 17.) Klarer müßte gesagt werden, daß stärkere 

„Intensität der Entwicklung des Kapitalismus“ zum imperialistischen Kapitalismus mit ganz beson-

ders typischen politischen und ökonomischen Ausdrucksformen führt. Dieser Mangel zeigt sich bei 

K. leider nicht nur als ein einzelnes Versehen. Er teilt zum Beispiel die „Stufenfolge“ des kapitalisti-

schen Staates lediglich nach dem Frühkapitalismus – Mittelkapitalismus – Hochkapitalismus ein. (5. 

45.) So unterläßt es der Verfasser auch, die Veränderungen darzustellen die des Reichshaushalt unter 

dem monopolistischen Kapitalismus, dem Imperialismus, erfährt. 

Ferner ist die These von K., daß im Gegensatz zu der plutokratischen Ausgabepolitik des Staates im 

entwickelten Kapitalismus das „Einnahmesystem“ immer „demokratischer“ wird, nicht richtig. K. 

selber muß feststellen, daß die Entwicklungserscheinungen in Deutschland keineswegs eine Demo-

kratisierung des Steuersystems zuungunsten der herrschenden Klassen, in Annäherung an die direkten 

Steuern in England, herbeigeführt haben. Gewiß ist auch das deutsche Steuersystem der Gegenwart 

keine Dauererscheinung. K. erklärt aber die Entwicklung des deutschen Steuersystems im Gegensatz 

zu der von ihm aufgestellten These damit, daß der Weg des deutschen Kapitalismus seit einem Jahr-

zehnt „vom Hochkapitalismus zu Stufen primitiveren Kapitalismus führt“. (S. 29.) Das deutsche Steu-

ersystem ist jedoch zweifellos ein typischer Ausdruck der Vorherrschaft des Monopolkapitals, das 

auch in England sich schärfer entwickelt. 

Im übrigen weist K. nach, daß im Gegensatz zu dem finanzpolitischen Geschwätz der bürgerlichen 

Theoretiker die „finanzwissenschaftlichen Untersuchungen ... ihren Ausgang zu nehmen haben von 

den Ausgaben“ und daß die Höhe der Ausgaben auch die Höhe der Einnahmen bestimmt. 

Trotz des bereits festgestellten wesentlichsten Mangels der neuen Schrift von K. ist sie dennoch ein 

wertvoller Beitrag zur Untersuchung des kapitalistischen und sozialistischen Staatshaushalts. In 

grundsätzlicher Unterscheidung der Bedeutung des Staatshaushalts im kapitalistischen und im sozia-

listisches Staat setzt K. auseinander, daß in der Sowjetunion indirekte Steuern eine grundsätzlich 

andere Bedeutung als im kapitalistischen Staate haben. Dabei hat K. auch nicht vergessen, festzustel-

len, daß „der einzig mögliche Weg der Überführung des kapitalistisches Staates in den sozialistischen 

Staat und in die sozialistische Gesellschaft die politische Revolution ist, die gewaltsame Unterdrü-

ckung des Kapitalismus“. (S. 34.) G. R. 

[65] 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 1. Februar 1928 ⁕ Heft 3 

Die Hüttenarbeiterbewegung  
Trustkapital sind Arbeitszeitkampf 

W. Ulbr. Die Bewegung der Hüttenarbeiter um Achtstundentag, Lohnausgleich und Lohnerhöhung 

fiel in eine Zeit, in der das Trustkapital die Stärkung seiner ökonomischen Macht und die Durchfüh-

rung der imperialistischen Politik durch weiteren Ausbau des kapitalistischen Staatsapparats politisch 

zu sichern und zu fördern versuchte. Den Industriellen ist es vor allem durch die Rationalisierung 

gelungen, die Kapitalsbildung wesentlich zu steigern. In dem Bestreben, das angelegte Kapital profi-

tabel zu verwerten und die Absatzmärkte zu erweitern, gehen die Beherrscher der Trusts und Kon-

zerne planmäßig dazu über, die Arbeitsbedingungen weiter herabzudrücken und die Arbeiterklasse 

stärker politisch zu unterdrücken. 

Der Kampf des Trustkapitals gegen die Arbeiterforderungen hatte einesteils den Zweck, besonders in 

der gegenwärtigen Situation der allmählichen Abschwächung der Konjunktur, eine Erhöhung der 

Produktionskosten, eine Schmälerung des Profits, eine Erschwerung des Kampfes um den Weltmarkt 

zu verhindern. Gleichzeitig wollten die Industriellen den Arbeitern eine Niederlage bereiten, die ihre 

Sammlung zum Kampf gegen die Diktaturpläne des Trustkapitals, wie sie im „Notprogramm“ der 

Industrie formuliert sind, erschwert. Der Verlauf des Kampfes war von entscheidender Bedeutung für 

die Durchsetzung auch der politischen Forderungen der Schwerindustrie. Ein Sieg des Trustkapitals 

bedeutete zugleich eine Förderung der Bildung der Einheitsfront von der Schwerindustrie bis zur 

Fertigindustrie und einem Teil der Mittelschichten. Die große politische Bedeutung des Kampfes ließ 

die Klassenfronten mit größter Schärfe in Erscheinung treten. Dies zwang auch die Sozialdemokratie 

erneut zu offener Stellungnahme gegen die Arbeiter. Sie bewies dabei, daß ihre „nationale Wirt-

schaftspolitik“ ausschließlich den Interessen des Trustkapitals nützt. 

Die Aufgaben der KPD 

Die KPD versuchte, die Arbeiter in den Betrieben und Gewerkschaften für die Forderungen: Acht-

stundentag, Lohnausgleich und Lohnerhöhung zu mobilisieren. Die Stimmung der Arbeiter war so, 

daß auch die Gewerkschalten sich diese Forderungen zu eigen machten, obwohl die reformistischen 

Führer ein Kompromiß vor dem Schlichter ersehnten. Die Gewinnung der Arbeiter für die genannten 

Forderungen war der leichteste Teil der Aufgabe. Viel schwieriger war es, die Arbeiter für die Auf -

nahm e  des  Kam pf es  a m  2. J anua r  zu gewinnen. Die Industriellen organisierten gegenüber den 

Forderungen der Arbeiter die Aussperrung zum 2. Januar. Die [66] Reformisten nutzten das zur Ver-

wirrung der Arbeiter aus, sie versuchten abzulenken von der Organisierung der Streikbewegung in 

den entscheidenden Industrien am 2. Januar. Wenn die Industriellen am 2. Januar die Metallbetriebe 

stillgelegt hätten, wäre selbstverständlich für die Metallarbeiter nicht formell die Frage des Streiks 

gestanden, aber um so notwendiger war es, die Maßnahmen der Industriellen mit einer Bewegung im 

Bergbau und im Transportgewerbe zu beantworten, denn nur auf diesem Wege war es möglich, dem 

Trustkapital einen Schlag zu versetzen und die Interessen der Arbeiter in der Hüttenindustrie, im 

Bergbau usw. zu verteidigen. Gerade die Bedeutung dieses Kampfes erforderte die engste Verbin-

dung der Fragen des Lohnes und der Arbeitszeit mit der Zoll-, Steuer- und Mietpreispolitik, mit der 

Schlichtungs- und Arbeitsgerichtspolitik, mit der gesamten Bürgerblock- und Diktaturpolitik der 

Trustbourgeoisie. Es  wa r  no t wend i g, d i e  ge samt en  Kr ä f t e  de r  Pa r t e i  zu r  Mob i l i s i e -

r ung  de r  we r k t ä t i gen  Massen  gegen  den  Bür ge rb l ock  e i nzuse t ze n. 

Das ist nur zum Teil gelungen. In den Betrieben der Metallindustrie bestand die Aufgabe der Zellen 

darin, durch konkrete Kampfbeschlüsse der Belegschaften die Gewerkschaftsleitungen unter Druck 

zu setzen, aber gleichzeitig sich nicht etwa auf die Gewerkschaftsleitungen zu verlassen oder nur eine 

allgemeine „Entlarvungspolitik“ zu treiben, sondern vielmehr selbst im  Be t r i eb  den  Kam pf  z u  

o r gan i s i e r e n, die Belegschaft zu Streikbeschlüssen zu veranlassen und dem Kampfwillen der Be-

legschaft durch Bildung von Streikleitungen organisatorische Formen zu geben. Selbstverständlich 

konnte der Streik gegen den Willen der Gewerkschaftsbürokratie nur geführt werden, wenn es gelang, 
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die Mehrheit der Belegschaft, die Mehrheit der gewerkschaftlich organisierten Arbeiter der wichtigs-

ten Betriebe zu Streikbeschlüssen zu veranlassen. Dazu hat die Kraft der Partei nicht ausgereicht. 

Viele Arbeiter erklärten, sie wären bereit, am 2. Januar die Arbeit niederzulegen, wenn  d i e  Ge -

wer kscha f t en  dazu  au f r i e f e n. Einen Streik gegen die vereinten Kräfte von Trustkapital und 

Bürgerblockregierung hielten sie gegen den Willen der reformistischen Gewerkschaftsbürokratie für 

aussichtslos. Das ist der Hauptgrund, warum die Hüttenarbeiter, trotzdem ihre Forderungen nur zu 

einem geringen Teil bewilligt wurden, noch nicht gekämpft haben. 

Als, wie vorauszusehen war, nach dem großen Verrat der reformistischen Führer die Trustgewaltigen 

in einzelnen Betrieben nicht einmal den reaktionären Schiedsspruch durchführen wollten, nutzten 

unsere Genossen sofort auch diese letzte Kampfmöglichkeit aus, indem sie in den Edelstahlwerken 

in Bochum und in einigen anderen Betrieben die Arbeiter veranlaßten, nach acht Stunden die Betriebe 

zu verlassen und den Arbeitern sagten, daß nach der Sabotage des Schiedsspruchs durch die Indust-

riellen der Schiedsspruch aufgehoben sei und der Streik für die alten Forderungen, Achtstundentag, 

Lohnausgleich und Lohnerhöhung, geführt werden müsse. Charakteristisch filz diese Teilbewegun-

gen nach dem Schiedsspruch war die Tatsache, daß i n  a l l en  Fä l l e n, wo  de r  DMV d i e  Zu -

s t i mm ung  zum  Ver l a s sen  de r  Be t r i ebe  nach  ach t  S t unden  ga b, n i ch t  nu r  d i e  o r ga -

n i s i e r t e n, sonde r n  auch  d i e  uno r gan i s i e r t en  Ar be i t e r  (da s  i s t  d i e  Mehr he i t) r e s t -

l o s  d i e  Be t r i ebe  ve r l i eße n. Auf der Funktionärkonferenz des DMV in Bochum wurde aber auch 

festgestellt, daß dort, wo sozialdemokratische Betriebsräte und Funktionäre tätig waren, der Kampf 

nicht aufgenommen werden konnte, weil die notwendigen Kampfvorbereitungen nicht getroffen wa-

ren. Diese Tatsache beweist, wie notwendig der [67] Kampf nicht nur gegen die Spitzen, sondern 

auch gegen jenen Teil der reformistischen Funktionäre ist, der in den Betrieben die Politik der refor-

mistischen Bürokratie „im Interesse der Wirtschaft“ mit allen Mitteln vertritt. 

Der große Verrat des ADGB und der SPD 

Die großen ökonomischen und politischen Auswirkungen eines Kampfes in der Hüttenindustrie für 

die gesamte kapitalistische Wirtschaft und den kapitalistischen Staat zwangen die Sozialdemokratie 

und die reformistische Bürokratie, offener als seit langem ihre grundsätzliche Einstellung zur kapita-

listischen Wirtschafts- und Staatspolitik zu enthüllen. 

Zur gleichen Zeit, wo die Beherrscher der Schwerindustrie ihre Stilllegungsaktion zum 1. Januar be-

gründeten, hielt Hilferding im Reichstag seine bekannte Rede f ü r  d i e  „Ver t e i d i gung  de r  deu t -

s chen  Na t i ona l wi r t s cha f t“ gegen die Deutschnationalen und Herrn Schacht. 

Der „Vorwärts“ erklärte: „Di ese r  Un t e r nehm er s t r e i k  r i ch t e t  s i ch  gegen  den  S t aa t  und  

gegen  d i e  Gese t zgebun g. Die Industriekapitäne wollen die Entwicklung der Kon j unk t u r so 

gut gefährden wie das Gl e i chgewich t  de s  S t aa t shausha l t s.“ Herr Hilferding verkündete also 

in der entscheidenden Vorbereitungszeit des Kampfes die gemeinsamen Interessen „aller Kreise der 

Bevölkerung“ von der Sozialdemokratie bis zur Volkspartei „zur Verteidigung der deutschen Natio-

nalwirtschaft“. Er versuchte den Arbeitern einzureden, daß ihre Interessen identisch seien mit den 

Interessen des kapitalistischen Staates und seiner reaktionären Gesetzgebung und daß die Arbeiter-

klasse die Aufgabe habe, gemeinsam mit den Demokraten der Fertigindustrie, den Zentrumspfaffen 

und den Industriellen des Zentrums und der Volkspartei die deutsche Konjunktur und das Gleichge-

wicht des Staatshaushalts zu schützen. Der Fahrer desselben Zentrums, mit dem die SPD gemeinsam 

gegen die deutschnationalen Scharfmacher kämpfen will, Herr Klöckner, erklärte aber in seiner Du-

isburger Rede am 9. November: 

„Wir werden deshalb die Verlängerung der guten Beschäftigung, die Erhöhung des Exports nur durchführen 

können, wenn die Reichsregierung in der weiteren Ausgestaltung der sogenannten Arbeitsgesetze bezüglich 

der V e r k ü r z u n g  d e r  A r b e i t s z e i t  e i n e  R u h e p a u s e  v o n  m e h r e r e n  J a h r e n  e i n r ä u m t.“ 

Hilferding wie Klöckner wollen im Interesse der Konjunktur und im Interesse der nationalen Wirt-

schaft einen Großkampf in der Hüttenindustrie verhindern. Die Arbeiter sollen zum Verzicht auf ihre 

Forderungen gezwungen werden. Die Schwerindustriellen haben das auf dem Wege der Gründung 

von Streikkassen, der Aussperrungsdrohung und des Druckes auf den Staatsapparat getan; die 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 62 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

Reformisten durch Einreichung von Denkschriften beim Reichsarbeitsminister, durch Reden im 

Reichstag und durch den Verrat in der Bewegung. Weil die reformistischen Führer unter allen Um-

ständen die Stillegung der Hüttenindustrie durch Aussperrung oder Streik verhindern wollten, deshalb 

haben sie auch da s  Ka m pf bündn i s  mi t  den  Be r ga rbe i t e r n  und  Tr anspo r t a r be i t e r n  

von  vo r nhe r e i n  abge l ehn t. Reichelt erklärte offen, daß zuerst die Bewegung in der Hüttenin-

dustrie durchgeführt werden müsse und danach im Bergbau. Da s  Ar be i t s ze i t abkom m en  im  

Be r gbau  wur de  dahe r  a m  1. Dezem ber  n i ch t  gekünd i g t. 

Die Industriellen haben es ausgezeichnet verstanden, das Verhalten der Gewerkschaftsführer zur 

Durchsetzung ihrer eigenen Forderungen auszunutzen. In derselben Zeit, wo die Industriellen kate-

gorisch gegen die [68] Durchführung des Achtstundentags Stellung nahmen, erklärte die „Gewerk-

schaftszeitung“, die Bewegung richte sich „gegen  d i e  po l i t i s che  Or dnung  de s  S t aa t swe -

s e n s“. Und in der Pressebesprechung des Metallarbeiterverbandes erklärte Um br e i t  im Auftrage 

des ADGB, „daß sich de r  Kam pf  gegen  d i e  S t aa t s au to r i t ä t  richte, die durch das Reichsar-

beitsministerium verkörpert wird. D i e Gewer kscha f t e n m üssen  s i ch  dahe r  h i n t e r  d i e  

S t aa t sau to r i t ä t  s t e l l e n.“ Statt den Kampf zu organisieren, statt nicht nur die Arbeiter der Hüt-

tenindustrie, sondern die gesamte Arbeiterklasse zu mobilisieren, sah der Bundesvorstand des ADGB 

seine Aufgabe im Schutze der „politischen Ordnung des Staatswesens“, in der Sicherung der „Staats-

autorität“, in der Verteidigung des Pfarrers Brauns, des Gesinnungsgenossen des Schwerindustriellen 

Klöckner. Statt die Arbeitermassen zu führen, verkroch sich der ADGB hinter die „Staatsautorität“ 

der Hindenburg-Republik. Das nennen der ADGB und die Sozialdemokratie „Kampf“ gegen den 

Bürgerblock und gegen das Trustkapital. 

Diese Politik der Aufgabe jeder Kampfmaßnahme versuchte der ADGB durch das Geschrei über 

„Ent e i gnun g“ zu verschleiern. Angesichts der Stillegungsdrohung der Schwerindustriellen war 

dem ADGB die Losung „Streik für Achtstundentag und Lohnerhöhung“ nicht „weitgehend“ genug. 

Die „Enteignung“ sei die gegenwärtige Hauptaufgabe. Wie sollte diese Enteignung nun durchgeführt 

werden? Dem Kölner „Lokal-Anzeiger“ wurde darüber aus Dortmund gemeldet: 

„Die Gewerkschaften werden voraussichtlich in einer Eingabe an die z u s t ä n d i g e n  S t e l l e n  für den Fall, 

daß die Arbeitgeber ihre Drohungen ausführen, die Nationalisierung der in Frage kommenden Werke fordern.“ 

Der ADGB wandte einen bekannten Trick an. Auf den Kampfwillen der Arbeiter antwortete er mit 

dem Hinweis auf die Nationalisierung, die mit Hilfe der „Staatsautorität“ des Zentrumsministers 

Brauns und der anderen „zuständigen Stellen“ durchgeführt werden sollte, Es fehlt nur noch, daß der 

Bundesvorstand des ADGB seinen ach so gemütlichen Weg zur Macht bei der Bürgerblockregierung 

patentamtlich anmelden läßt. Gegenüber der Demagogie der Reformisten hat die Kommunistische 

Partei klar und eindeutig erklärt, daß die Enteignung der Kapitalisten nur durchgeführt werden kann 

in Verbindung mit der Bewaffnung des Proletariats, daß der Kampf um die Enteignung ein Teil des 

Kampfes um die Macht ist, der in der Errichtung einer Arbeiter- und Bauernregierung in Deutschland 

gipfeln muß. Wenn der ADGB es ernst gemeint hätte mit der Enteignung, dann hätte er das dadurch 

beweisen können, daß er den Kampf in der Hüttenindustrie, im Bergbau und im Transportgewerbe 

proklamiert, auf diesem Wege die Macht des Trustkapitals erschüttert und den Kampf verbreitert und 

zum politischen Kampf zum Sturze des Bürgerblocks gesteigert hätte. 

Am klarsten kam die Taktik des ADGB in der „Holzarbeiterzeitung“ vom 17. Dezember zum Aus-

druck: 

„In ihrem Übermut legen die Industriellen die Hand an die Gurgel des Staates, und das ganze Volk fühlt den 

Druck ihrer Faust ... Die Arbeiterschaft aber wird die Besonnenheit wahren und der Reaktion nicht den ge-

suchten Vorwand zum Losschlagen geben.“ 

Der Vorwand zum Losschlagen für die Industriellen war die Forderung der Durchführung des Acht-

stundentags. Nur der Verzicht auf den Achtstundentag konnte die Reaktion zur Rückgängigmachung 

ihrer Kampfvorbereitungen veranlassen. In dieser Situation erschienen die christlichen Gewerkschaf-

ten [69] als Retter. Sie kapitulierten vor den Industriellen, indem sie auf den Kampf um den Acht-

stundentag verzichteten und sich mit dem Versprechen auf Durchführung der Verordnungen des 
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Reichsarbeitsministers begnügten. Inzwischen hatte der Reichsarbeitsminister Brauns die Gebete des 

ADGB erhört. In einem Brief teilte er mit, daß er auf der Durchführung der Verordnung vom 15. Juli 

bestehe. Praktisch bedeutete das die Verwirklichung des Achtstundentags nur für wenige Arbeiter in 

der Hüttenindustrie bei gleichzeitiger Wiedereinführung der Sonntagsarbeit. Begeistert erklärte nun-

mehr der ADGB in der Gewerkschaftszeitung, daß de r  W e g  f r e i  gem ach t  s e i  f ü r  d i e  

Sch l i ch t ungsve r hand l unge n, und der „Vorwärts“ konnte es gar nicht erwarten, das Schlich-

tungsverfahren schnellstens beendet zu sehen. Er schrieb: 

„Dieser Bescheid verschafft den Parteien und dem Schlichter die nötige Klarheit über den am 1. Ja-

nuar 1928 eintretenden Rechtszustand und ermöglicht damit die s chne l l e  Beend igung  de s  an -

häng i gen  Sch l i ch t ungsve r f ah r en s. Die große politische Auseinandersetzung, die durch das 

Ultimatum der Unternehmer heraufbeschworen ist, ist mit dieser Entscheidung des Arbeitsministeri-

ums a u f  das  nächs t e  J a h r, da s  Wah l j ah r  1928, ve r t ag t  worden. Die politische Entscheidung 

wird bei der Reichstagswahl fallen. 

Wäh l t  a l l e  Soz i a l dem okr a t e n, dann  g ib t  e s  den  Ach t s t unden t ag !“ 

Einige Schwächen und Fehler der KPD 

Die außerordentliche Bedeutung der Achtstundentagbewegung in der Hüttenindustrie für die Verhin-

derung der Diktaturpläne des Trustkapitals und für den Kampf gegen den Bürgerblock erforderte eine 

Mobilisierung aller Werktätigen nicht nur im Rheinland, sondern im gesamten Reiche, unter Anknüp-

fung an ihre Tagesinteressen und unter Entlarvung der Politik des Bürgerblocks. Diese Aufgabe hat 

die Partei ungenügend gelöst. In der Hüttenindustrie wurde die Frage der Arbeitszeit und Lohnerhö-

hung nicht genügend verbunden mit den verschiedenen Aufgaben des Klassenkampfs gegen den Bür-

gerblock. Ebenso wurde die Mobilisierung der Arbeiter im Bergbau und im Transportgewerbe nur 

mangelhaft durchgeführt. In den anderen Industriegebieten des Reiches reagierte die Partei ebenfalls 

zu schwach auf die Bewegung in der Hüttenindustrie. Sie nutzte nicht alle Möglichkeiten zur Mas-

senmobilisierung, insbesondere in den Betrieben und Arbeiter-Massenorganisationen aus. 

Die Partei legte nicht genügend Wert auf die Massenmobilisierung in den entscheidenden Betrieben 

mit dem Ziele, die Mehrheit der Belegschaft für Streikbeschlüsse und Bildung von Streikleitungen 

zu gewinnen, um auch gegenüber der Sabotage der Gewerkschaftsbürokratie eine Streikbewegung 

durchführen zu können. Zum Teil waren Tendenzen in der Parteiorganisation vorhanden, sich ledig-

lich auf eine agitatorische Entlarvung der Gewerkschaftsbürokratie zu beschränken. 

Das Enteignungsmanöver der Reformisten wurde ungenügend beantwortet. Ein Teil unserer Genos-

sen war vorübergehend durch das radikale Geschrei der Reformisten verwirrt. Es gab auch Genossen, 

die dem Geschrei der Reformisten die Gegenlosung „entgegensetzten“: 

„Entschädigungslose Enteignung! Nationalisierung der Betriebe unter der Kontrolle der Betriebsräte und Ge-

werkschaften!“ 

Ohne eine konkrete Antwort über den Weg zur Erreichung dieses Zieles, die Notwendigkeit des 

Kampfes um die Macht, zu sagen. Trotz einer Anzahl [70] Fehler in einzelnen Organen hat im allge-

meinen unsere Parteipresse diese Frage – wenn auch agitatorisch nicht genügend wirksam – richtig 

behandelt. Sie hat den Arbeitern auseinandergesetzt, daß die Voraussetzung jedes weiteren Schrittes 

die Aufnahme des Kampfes am 2. Januar und die Verbreiterung und politische Steigerung dieses 

Kampfes ist. 

Auch nach der anderen Seite wurden Fehler gemacht. So war es falsch, daß nach der offensichtlichen 

Sabotage des Kampfes durch die reformistische Bürokratie und solange Betriebs-Streikbeschlüsse 

nicht gefaßt waren, im „Ruhrecho“ die Forderung der Bildung von Aktionsausschüssen zur Durch-

führung des Generalstreiks propagiert wurde. Diese Forderung entsprach nicht der gegebenen Situa-

tion. Diese Losung war infolge unseres ungenügenden Einflusses nicht geeignet, die Arbeiter in Be-

wegung zu setzen. Aktionsausschüsse kann man erst bilden, wenn eine Streikbewegung wirklich in 

Fluß kommt und die Arbeiter wichtiger Betriebe Streikleitungen schaffen. Erst recht war die Losung 

Generalstreik als Aktionslosung in der damaligen Situation falsch. Die konkrete Agitation für die 
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Ausdehnung des Kampfes auf die Bergarbeiter und Transportarbeiter genügte am Anfang der Bewe-

gung vollständig. 

Drei Hauptlehren 

1. Die Arbeitskämpfe der letzten Monate lehren, daß die reformistische Gewerkschaftsbürokratie und 

Sozialdemokratie nur solche Teilbewegungen der Arbeiterschaft nicht offen sabotiert und sogar zum 

Teil „unterstützt“, die die kapitalistische Wirtschaft und die „politische Ordnung des Staates“ nicht 

stören. Die Schwerindustrie hat diesmal den Reformisten nicht erlaubt, durch irgendwelche Manöver, 

wie Teilbewegungen usw., ihre kapitalistische Wirtschaftspolitik zu verschleiern. Nur der große Ver-

rat des ADGB an den Hüttenarbeitern hat die Arbeiter diesmal noch vom Kampf abgehalten. Dadurch 

ist es den Schwerindustriellen gelungen, im wesentlichen ihre Forderungen durchzusetzen und ihre 

Macht ökonomisch und politisch zu festigen. Es ist deshalb notwendig, daß in den Betrieben und 

Gewerkschaften der Kampf gegen die Amerikanisierung des ADGB, gegen die wirtschaftsdemokra-

tischen Illusionen, gegen die „nationale Wirtschaftspolitik“ und Ordnungspolitik prinzipiell schärfer 

durchgeführt wird. 

2. Die Durchsetzung der Arbeiterforderungen gegenüber der Kampfsabotage der Gewerkschaftsbü-

rokratie erfordert, daß die KPD bei der Vorbereitung der Kämpfe ihre Kraft vor allen Dingen auf die 

Gewinnung des gewerkschaftlichen Funktionärkörpers in den Betrieben konzentriert, daß wir alle 

Kräfte einsetzen, um die Mehrheit der Arbeiter in den einzelnen Betrieben zu Kampfbeschlüssen zu 

veranlassen. Nur dem organisierten Druck aus den Betrieben werden die Gewerkschaftsleitungen 

weichen, und nur, wenn die Mehrheit der gewerkschaftlich organisierten Arbeiter der Betriebe 

kampfbereit ist und selbst ihre Kampforgane bildet, ist es möglich, von den Betrieben aus gegen den 

Willen der Gewerkschaftsbürokratie Kämpfe mit Erfolg durchzuführen. 

3. Die Parteiorganisationen müssen lernen, die Fragen des Lohnes, der Arbeitszeit, der Hetzarbeit im 

Betrieb zu verbinden mit der Agitation gegen die Zoll-, Steuer-, Mietpreis- und Unterdrückungspoli-

tik von Trustkapital und Bürgerblock. Die Betriebszellen müssen nicht nur auf die Ausbeutungsmaß-

nahmen des Unternehmers, sondern auf a l l e  Maßnahmen der Bürgerblock-Diktatur reagieren. Nur 

dann ist es möglich, bei Ausbruch von Streiks in einzelnen Betrieben und Industriezweigen die Sa-

botage der Reformisten zu brechen, die Bewegung zu verbreitern und unter politischen Losungen 

zum Kampf gegen Bürgerblock- und Trustherrschaft zu steigern. [71] 

* 

Der Kampf um das Reichsschulgesetz  
Von E d w i n  H o e r n l e  

I. 

Nach den Äußerungen der gesamten großbürgerlichen Presse sowie des Reichskanzlers Marx auf 

dem Pressetag des Zentrums am 11. Dezember hat der Bürgerblock die feste Absicht, den Reichstag 

nicht früher nach Hause zu schicken, als bis er die wichtigsten reaktionären Gesetze, vor allem die 

sogenannte Strafrechtsreform und das Reichsschulgesetz, unter Dach und Fach gebracht hat, 

Das Schulgesetz der Bürgerblockregierung darf nicht sozusagen „für sich“ betrachtet werden. Es han-

delt sich durchaus nicht bloß um eine freche Anmaßung der christlichen Kirchen, die ihren Einfluß 

in breiten proletarischen Schichten wanken sehen und deshalb die Schule der Arbeiterkinder noch 

mehr als bisher für sich sichern wollen. Es handelt sich auch nicht nur um eine Frage der Volksschu-

len, insofern dieses Schulgesetz mit seiner Schulzersplitterung und Wiedereinführung de; geistlichen 

Schulaufsicht den elementarsten Postulaten wissenschaftlicher Pädagogik, ja den einstigen Forderun-

gen der liberalen Bourgeoisie selbst schnurstracks zuwider läuft. Das alles wäre an sich schon 

schlimm genug. Aber es handelt sich um mehr, nämlich um ein wichtiges und zentrales Glied in der 

Kette aller jener reaktionären Gesetze und Machenschaften, die zur Sicherung der kapitalistischen 

Rationalisierung, zur Fundamentierung der neuimperialistischen Machtpolitik und zur Vernichtung 

der revolutionären Vorhut des Proletariats von der Bürgerblockregierung durchgeführt und angestrebt 

werden. 
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II. 

Es wäre vollkommen irrig, wollte man das Reichsschulgesetz der Marx und Keudell nur als eine Art 

Schacherobjekt würdigen zwischen Deutschnationalen und Zentrum, sozusagen als Kitt des Bürger-

blocks. Die SPD hofft sogar, daß nach Erledigung des Schulgesetzes das Zentrum sich bereit finden 

wird, seine Ehe mit der Deutschnationalen Volkspartei aufzulösen und zur Sozialdemokratie wieder 

ins Bett zu steigen. Eine solche Auffassung entspringt einer vollkommen falschen Analyse des Zent-

rums. Das Zentrum ist gar nicht in erster Linie eine „ultramontane“ Organisation, sondern eine Partei 

von Schwerindustriellen und Großagrariern, die im Bündnis mit dem katholischen Episkopat in au-

ßerordentlich geschickter Weise es versteht, die religiöse Ideologie katholischer Volksmassen und 

den mächtigen Apparat der katholischen Kirche, die ja selber zum großen Teil großagrarisch interes-

siert ist, vor ihren Karren zu spannen. Diese Herrschaften haben aber am schwarzen Reichsschulge-

setz kein wesentlich anderes Interesse als ihre protestantischen Kollegen im Lager der DNVP und der 

DVP. Die Kulturreaktion ist kein kirchliches Sonderinteresse, sondern eine zentrale Angelegenheit 

der gesamten deutschen Bourgeoisie und sämtlicher Bürgerblockparteien. Dies muß vor allem auch 

deshalb betont werden, weil in Kleinbürger- und Lehrerkreisen immer noch auf den „Liberalismus“ 

der Volkspartei Hoffnungen gesetzt werden. 

Hiermit ist auch jene falsche Ansicht zurückgewiesen, als ob fast ausschließlich die katholische Kir-

che Nutznießerin des Reichsschulgesetzes sei. Die evangelischen Prälaten sind um kein Jota weniger 

am Zustandekommen des Schulverpfaffungsgesetzes interessiert. Sie sind nach außen hin nur deshalb 

weniger aggressiv, weil sie weniger Macht und Geschlossenheit besitzen. Die evangelische Kirche 

marschiert, wie das beim bayerischen Konkordat sehr deutlich sichtbar wurde, im Schatten der ka-

tholischen Kirche, sie folgt ihr wie der Schakal dem Löwen. Im Bildungsausschuß des Reichstags 

gibt der evangelische D. theol. h. c. Reinhard Mumm an pfäffischer Machtgier und an Eifer, das 

Gesetz so schnell und reaktionär wie möglich durchzupeitschen, seinem Kollegen von der anderen 

Fakultät, dem geistigen Führer [72] von der Zentrumsfraktion, D. theol. Dr. phil. Dr. ing. h. c. und 

päpstlichen Hausprälaten Georg Schreiber, nicht das mindeste nach. 

Worin besteht aber das gemeinsame Interesse aller Schwerindustriellen und großagrarischen Scharf-

macher sowie aller kirchlichen Prälaten, ganz gleichgültig, welcher Rasse und welchen Glaubens sie 

sind, an dem vorliegenden Schulverpfaffungsgesetz? Die Redner der kommunistischen Fraktion ha-

ben im Bildungsausschuß in aller Schärfe auf die m ach t po l i t i s che  Bedeu t ung  des Gesetzes 

hingewiesen. Die Volksschule im kapitalistischen Staate ist nicht ein Werkzeug zur Übermittlung 

von Kenntnissen und Fähigkeiten an die Kinder des werktätigen Volkes, sondern in erster Linie ein 

Instrument der Massenverdummung und geistigen Massenverknechtung. In der Periode der kapita-

listischen Rationalisierung, der verschärften Konkurrenz auf dem Weltmarkte, der Wiederaufnahme 

imperialistischer Großmachtsbestrebungen, der Kriegsrüstungen gegen Sowjetrußland sowie der ver-

schärften konterrevolutionären Diktatur im Inland, kann eine zielbewußte Bourgeoisie an den Fragen 

der Massenerziehung und Massenbeeinflussung nicht achtlos vorbeigehen, sie wird sie im Gegenteil 

als eine ihrer wichtigsten Programmpunkte auf die Tagesordnung stellen. 

Und die Volksschule ist neben der „Seelsorge“, der Presse und dem Kino eines der wichtigsten In-

strumente, um Proletarier, Kleingewerbetreibende und Kleinbauern von Kindesbeinen an im Geiste 

der Fügsamkeit und Genügsamkeit, der Dienstwilligkeit und Opferbereitschaft für „höhere Staatsnot-

wendigkeiten“ zu erziehen. Darum muß das Schulgesetz im Zusammenhang betrachtet werden mit 

der Durchlöcherung der Grundschule (1925), mit dem Schund- und Schmutzgesetz des Demokraten 

Külz (1926), mit der immer mehr um sich greifenden Subventionierung kirchlicher Anstalten und 

Vereine, mit dem Jugend-Lustbarkeitsgesetz (1927), mit den Verboten revolutionärer Filme, Bücher 

und Lieder, mit den Terrorurteilen gegen kommunistische Buchhändler und Verleger, mit den Be-

strebungen zur Einschränkung der Immunität solcher Abgeordneter, die für die Presse verantwortlich 

zeichnen, mit dem Aufkauf der Ufa durch den deutschnationalen Zeitungskönig Hugenberg, mit dem 

Phöbus-Skandal der Reichswehr, mit der Verleihung der theologischen Doktorwürde der Universität 

Marburg an den Vorsitzenden des Chemietrusts und des Verbandes der deutschen Industriellen, und 

nicht zuletzt mit dem Abschluß des bayerischen Konkordats und den noch schwebenden 
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Konkordatsverhandlungen zwischen Preußen und dem „Heiligen Stuhl“, Alle diese Maßnahmen bil-

den zusammen ein geschlossenes System von kulturpolitischen Angriffen der Bourgeoisie gegen das 

Proletariat. Sie sind die notwendigen kulturpolitischen Ergänzungen zu den wirtschaftspolitischen 

Angriffen des Bürgerblocks auf Arbeitszeit, Löhne und sonstige Arbeitsbedingungen der Arbeiter, 

Angestellten und unteren Beamten, zu den Streikverboten der Klassenjustiz, zu den Verschlechterun-

gen der Sozialgesetzgebung und Erwerbslosengesetzgebung, zur Einschränkung des Selbstverwal-

tungsrechts der Gemeinden, zur neuimperialistischen Zoll-, Kolonial- und Rüstungspolitik, zu den 

Verboten von Versammlungen und Demonstrationen der KPD und des RFB usw. usw. 

Das Reichsschulgesetz ist also ein wesentlicher Teil des Gesamtangriffs der rationalisierenden, wie-

der imperialistisch orientierten deutschen Bourgeoisie auf die Existenzbedingungen des Proletariats 

und seine Klassenbewegung. Dem steht die Tatsache nicht entgegen, daß das Fundament des Reichs-

schulgesetzes bereits in der Weimarer Verfassung, also zu einer Zeit, wo die deutsche Bourgeoisie 

noch schwach war, gelegt ist, Das Weimarer Schulkompromiß bildete damals den Preis, den die SPD, 

oder vielmehr das von der SPD irregeführte deutsche Proletariat, für den Eintritt des Zentrums in die 

Weimarer Koalition zahlen mußte, Was bedeutet diese Tatsache? Sie bedeutet erstens, daß die deut-

sche Bourgeoisie schlau genug war, schon damals sich Positionen auszubedingen, die bei veränderten 

Machtverhältnissen als Sprungbrett für weitere Vorstöße dienen konnten. Zweitens muß festgestellt 

werden, daß die Auslegung, die der schwarzblaue Block heute den Paragraphen 146, Absatz 2, und 

149 der Reichsverfassung zu geben beliebt, [73] tatsächlich noch bedeutend reaktionärer ist als die 

Erklärungen, die damals abgegeben wurden. Für das Zentrum hat auch im Bildungsausschuß des 

Reichstags Herr Rheinländer ganz brutal und offen den Sozialdemokraten gegenüber erklärt, die Zei-

ten hätten sich eben geändert, man halte sich nicht an die damaligen Erläuterungen, sondern an den 

Wortlaut. So ist denn das neue Schulgesetz gleichzeitig auch eine treffliche Illustration über den Wert 

papierner Verfassungen, seien ihre Formulierungen auch noch so kunstvoll gedrechselt. 

III. 

Daß die Schulreaktion des Bürgerblocks in erster Linie eine Schul ve r k i r c h l i chung  ist, hängt mit 

zwei Tatsachen zusammen. Erstens mit der gesteigerten Rolle der Kirche in einer Periode wachsender 

ökonomischer und politischer Widersprüche. Die Kirche besitzt in ihren „Gnadenmitteln“, in ihrer 

„Jenseitigkeit“, in ihrer durch Jahrtausende hindurch geübten Kunst der psychologischen Bearbeitung 

unaufgeklärter Menschen Elemente von ganz gewaltiger Suggestivkraft. Und je geringer die natur-

wissenschaftlichen und gesellschaftswissenschaftlichen Kenntnisse des Proletariers, je gedrückter 

und unsicherer seine Lebenslage, je rascher der unerwartete Wechsel der Ereignisse, desto leichter 

wird er ein Opfer kirchlicher Beeinflussung. In den Kreisen der kleinbürgerlichen Intelligenz erwacht 

in solchen Zeiten die „religiöse Sehnsucht“, die dem Gefühl der Auswegslosigkeit und allgemeinen 

Unsicherheit entspricht. Solche Zeiten sind also immer ein günstiger Boden für kirchliche Machtan-

sprüche. Zweitens aber hängt der spezifisch kirchliche Charakter der gegenwärtigen Kulturreaktion 

damit zusammen, daß die Bourgeoisie selbst die Relativität ihrer Stabilisierung sehr gut fühlt und 

infolgedessen eine wachsende Angst empfindet vor den objektiv revolutionierenden Momenten, die 

jeder, auch noch so bescheidenen Entfaltung geistiger Kräfte im Proletariat innewohnen. Die allge-

meine Verseuchung mit religiösem Opium, nationalen Phrasen, kleinbürgerlicher Moral usw. genügt 

nicht. Die Verkirchlichung der Schule ist darüber hinaus für die Bourgeoisie ein Mittel, um die Schule 

der arbeitenden Massen auseinanderzureißen, ihre wissenschaftlich-pädagogische Leistungsfähigkeit 

herabzusetzen, dogmatisches Fürwahrhalten an die Stelle kritischen Denkens zu setzen und der wach-

senden Klassensolidarität der Ausgebeuteten draußen den konfessionellen Hader in Schule und Fa-

milie entgegenzustellen. Heute ist der Punkt erreicht, an dem das schon immer sehr beschränkte In-

teresse der Bourgeoisie an allgemeiner Massenbildung umschlägt in ein außerordentlich lebendiges 

Interesse an Massenverdummung. Die Bourgeoisie kann sich dies heute um so eher gestatten, als die 

fortschreitende Technik ihr die fortschreitende Differenzierung ihrer Arbeiter ermöglicht. Die kapi-

talistische Anwendung der modernen Technik und Arbeitsteilung in den rationalisierten Betrieben 

verurteilt immer mehr die große Masse der Lohnsklaven zur einfachen Handlangerarbeit nach Befehl 

und Takt der Maschine. Für die moderne Form der Ausbeutung ist schöpferische Intelligenz der 
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Massen nicht nur nicht notwendig, sondern geradezu gefährlich. Was die Masse haben muß, ist 

höchste Anpassungsfähigkeit und Gefügigkeit. Nur einer kleinen Minderheit von Proletariern gestat-

tet die Bourgeoisie eine bessere, aber dafür möglichst technisch einseitige Ausbildung. Diese Min-

derheit bildet die Arbeiteraristokratie, Darum ist die Verkirchlichung auch zunächst auf die Vo l ks -

schule beschränkt. 

Das Wesentliche an dem vorliegenden Schulgesetz ist also: es macht noch weit mehr als bisher das 

Kirchengezänk zur Grundlage der Erziehung der proletarischen Kinder, es verschärft den bekennt-

nismäßigen Charakter der schon bestehenden Konfessionsschulen, es bringt eine starke Erweiterung 

des klerikalen Einflusses auf den gesamten Schulbetrieb und die Lehrerschaft, es erleichtert die Zu-

rückverwandlung bereits konfessionell gemischter oder weltlicher Schulen in Bekenntnisschulen, es 

verhindert faktisch den in der Reichsverfassung so lockend in Aussicht gestellten „organischen Auf-

bau“, es zieht die Kinder der fortgeschrittensten Teile des Proletariats mit Hilfe [74] einzelner „welt-

licher Schulen“ aus der Massenschule heraus, um sie zu isolieren. Den Gemeinden aber wird jeder 

maßgebende Einfluß auf die Gestaltung ihrer Schulen genommen, sie sind nichts als die zum Zahlen 

verpflichteten, ausführenden Organe des sogenannten Elternwillens, der in Wirklichkeit nur der Wille 

der die Eltern unter Druck setzenden Kirche ist. 

Der kapitalistische Staat aber, der die Kirche zur Hilfe ruft, ist gern bereit, einen Teil seiner Staats-

hoheit – einst das Palladium der liberalen Bourgeoisie im Kampfe gegen feudale und klerikale Mächte 

– der Bundesgenossin abzutreten, wenn sie sich nur dafür bereit erklärt, seine reaktionären Massen-

knebelungspläne moralisch und religiös zu rechtfertigen. Dies freilich haben die Kirchen schon im-

mer gründlich besorgt. Die kirchlich beeinflußte Schule war schon bisher der Vorhof für die kirchli-

chen Jünglings-, Jungfrauen-, Lehrlings- und Gesellenvereine, und diese wiederum sind ja die Pflanz-

schule der christlichen und gelben Gewerkschaften. Die Feststellung dieser Tatsache ist gerade in der 

gegenwärtigen Zeit gesteigerter Angriffe der Bourgeoisie auf die Gewerkschaften und die Koaliti-

onsfreiheit des Proletariats doppelt wichtig. Die Kirche ist eine Macht der Gewerkschaftszersplitte-

rung und des Streikbruchs. Millionen Proletarier finden dank der kirchlichen Erziehung in ihrer Ju-

gend entweder überhaupt nicht den Weg zum bewußten Klassenkampf gegen die Bourgeoisie, oder 

aber sie werden auf diesem Wege gehemmt und eingeschüchtert. Ungeheure psychische Kräfte wer-

den fortwährend vergeudet, um das ihnen in der Kindheit von der Kirche eingeimpfte Gift wieder zu 

entfernen. Und man tröste sich nicht damit, daß diese Macht der Kirche wesentlich auf Dorf und 

Kleinstadt beschränkt werden bleibe, Das ist an sich schon eine außerordentlich ernste Gefahr. Aber 

die starke kirchliche Bindung z. B. des Ruhrproletariats trotz der dort vorhandenen gewaltigen In-

dustrialisierung und Zusammenballung warnt vor Unterschätzung der kirchlichen Macht im Indust-

rieproletariat selbst. Die Macht der katholischen Kirche im Ruhrgebiet ist noch ein ungelöstes Prob-

lem in der deutschen Arbeiterbewegung. 

IV. 

Schon der Paragraph I des neuen Schulgesetzes formuliert die „Aufgaben und Ziele der deutschen 

Volksschule“ so borniert reaktionär wie möglich. „Durch Unterricht“ soll sie die Schulziele erfüllen 

und erst in zweiter Linie „die von den Eltern zu leistende Erziehung“ ergänzen. Das bedeutet, daß die 

Volksschule grundsätzlich den Charakter der Drill- und Lernschule in verstärkter Form enthalten soll. 

Dazu kommt die nationale Borniertheit, die nur das „deutsche Kulturgut“ berücksichtigt. Mit der 

Borniertheit verbunden ist die widrige soziale und pazifistische Heuchelei: 

„Im Geiste des deutschen Volkstums, der Volks- und Völkerversöhnung“ soll die Schulerziehung 

stattfinden, wobei die „Völkerversöhnung“ von der SPD, die „Volksversöhnung“ von den Deutsch-

nationalen hineingearbeitet wurde. Auch eine Arbeitsgemeinschaft! 

Die Bekenntnisschule nach Paragraph 4 des Gesetzes ist durchaus nicht bloß eine Sanktionierung des 

heute schon in der großen Mehrheit aller Volksschulen bestehenden Zustandes. Der konfessionelle 

Charakter wird dadurch verschärft, daß die Kirche zum entscheidenden Faktor nicht nur beim Reli-

gionsunterricht, sondern für den gesamten Geist und Lehrbetrieb der Schule, für Lehrpläne, für An-

stellung und Versetzung der Lehrer und damit auch für die Lehrerbildung sowie für das Lehr- und 
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Lernmaterial gemacht wird. Ausdrücklich wird erklärt, daß der gesamte Unterricht auf konfessionel-

ler, nicht etwa auf allgemeiner christlicher oder gar sittlich religiöser Grundlage erteilt werden muß. 

In den Schulbüchern sind die „Bedürfnisse der Bekenntnisschule“ zu berücksichtigen. Im Leben der 

Schule sind „die religiösen Übungen und Gebräuche“ zu pflegen. Entgegen der Auffassung der preu-

ßischen Regierung und der Sozialdemokraten, wonach das Weimarer Schulkompromiß vorschreibt, 

daß die Gemeinschaftsschulen die Grundform darstellen sollen, wird in Paragraph 18 bestimmt, daß 

alle bestehenden konfessionell getrennten Schulen von vornherein Bekenntnisschulen werden. [75] 

Diese Bekenntnisschule ist grundsätzlich nur für die Kinder des betreffenden Bekenntnisses oder 

verwandter Bekenntnisse bestimmt. Nur in Ausnahmefällen können andere Kinder eingeschult wer-

den, z. B. wenn keine andere Schule am Ort ist, dann aber auch ohne Einwilligung ihrer Eltern. Hier 

scheidet also plötzlich das so gefeierte „Elternrecht“ wieder aus. 

Nur Lehrer des betreffenden Bekenntnisses können an einer solchen Schule angestellt werden. Sogar 

die technischen Lehrer müssen dem Bekenntnis angehören. Natürlich „unbeschadet“ des Paragraphen 

136 der Reichsverfassung, wonach die Zugehörigkeit zu einer religiösen Körperschaft nicht maßge-

bend für Anstellung von Beamten sein darf. So spielt man auch hier mit dem Fetzen Papier. den die 

Weimarer Verfassung darstellt. 

Die sogenannte Gemeinschaftsschule steht zwar allen Lehrern und Schülern offen, hat aber Religion 

als ordentliches Lehrfach und betreibt den Unterricht auf „religiös-sittlicher“ Grundlage. Es war aus-

gerechnet die in manchen Kreisen als liberal verschriene Volkspartei, die die christliche Grundlage 

beantragte. Hiergegen erhob jedoch die Bürgerblockregierung Bedenken wegen der Verfassungsmä-

ßigkeit. Um ja nicht vielleicht noch im Plenum die Durchpeitschung des Gesetzes mit einfacher Mehr-

heit zu gefährden, machte man der Anschauung der preußischen Regierung, wonach die Gemein-

schaftsschule „bedingte Regelschule“ sein soll, eine Konzession. Man schuf einen neuen Paragraphen 

über „Schulgründungen von Amts wegen“. Die neuen Schulen sind als Gemeinschaftsschulen einzu-

richten. Es genügt aber schon die einfache Mehrheit der „Erziehungsberechtigten“, um eine solche 

Gemeinschaftsschule noch vor ihrer Einrichtung (!) in eine Kirchenschule zu verwandeln. 

Die „weltlichen Schulen“, das große Reklamemittel für die SPD, mit dem sie ihren Weimarer Scha-

cher dem Proletariat schmackhaft zu machen versuchte, sind von der Bürgerblockmehrheit so ausge-

staltet worden, daß selbst die SPD dagegenstimmen mußte. Ihre ganze Weltlichkeit besteht darin, daß 

der Religionsunterricht nicht ordentliches Lehrfach ist. Im Unterschied zur Bekenntnisschule können 

an ihr auch kirchentreue Lehrer ohne weiteres angestellt werden. Durch die oben erwähnten Bestim-

mungen, wonach nur ausnahmsweise dissidente Kinder oder Lehrer an Bekenntnisschulen vorüber-

gehend zugelassen werden können, wird für die große Mehrzahl jener Gemeinden, wo eine weltliche 

Schule besteht oder gegründet wird, diese zur Zwangssa m m el- und I so l i e r s chu l e  für Lehrer, 

Eltern und Kinder der fortgeschrittenen Teile des Proletariats. Aber man hat in dieser Isolierbaracke 

gleichzeitig eine Hintertür angebracht, durch die man zur gegebenen Zeit die für notwendig erachte-

ten kirchlichen Einflüsse wieder einlassen kann. 

Vierzig „Erziehungsberechtigte“ genügen, um einen vorschriftsmäßigen Antrag zu stellen, und in 

kleinen Gemeinden kann sogar von dieser Vorschrift Abstand genommen werden, Vorschriftsmäßig 

gestellte Anträge müssen durchgeführt werden. Der Auseinanderreißung des Schulwesens ist damit 

Tor und Tür geöffnet. Wie hoch sich jedoch die Kosten für diese Schulzersplitterung belaufen werden 

und wer sie bezahlen soll, Gemeinde, Land oder Reich, – darüber hat sich die Bürgerblockregierung 

den Kopf nicht zerbrochen. Keudell erklärte beruhigend, diese Frage werde ja doch erst in drei Jahren 

akut.*) 

Nach dem ursprünglichen Entwurf der Regierung gab es überhaupt keine Grenze der Schulzersplit-

terung nach unten hin. Als „geordneter Schulbetrieb“ konnte jede einklassige Schule gelten, auch 

 
*) Im Schulausschuß erklärte der Vertreter der Reichsregierung, das Reich wolle 30 Millionen zur Durchführung er Ge-

setze zur Verfügung stellen. Der Vertreter Preußens entgegnete, daß die Kosten für Preußen allein bei nur 1 Prozent 

Schulveränderungen etwa 58 Millionen Mark (!) betragen. Da man mit mindestens 10 Prozent Schulveränderungen rech-

nen muß, so würden sich die Kosten für Preußen auf 580 Millionen Mark stellen. 
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wenn diese Schule mitten in einer Großstadt wie Berlin lag. Nachträglich wurde dann durch einen 

Antrag der Volkspartei eine kleine Sicherung angebracht, wonach „die bei Inkrafttreten dieses Ge-

setzes in einer Gemeinde bestehende [76] Entwicklungshöhe der Schulen nach Aufbau, Zahl der 

Klassen und Unterrichtseinrichtungen“ nicht wesentlich herabgemindert werden dürfe. Aber auch 

diese kleine Schutzbestimmung wird durch den nachfolgenden Absatz, der Ausnahmen zugunsten 

von konfessionellen Minderheiten „nach näherer Bestimmung der Länder“ zuläßt, illusorisch ge-

macht. Zentrum und Deutschnationale haben sich aber auch diese kleine Konzession durch andere 

viel wichtigere Zugeständnisse abkaufen lassen. So wurde ein neuer Absatz 9 a eingefügt, wonach 

überall dort, wo nach dem 1. Januar 1919 benachbarte Schulen zu einer größeren Schule zusammen-

gelegt wurden, bei der Entscheidung über einen vorschriftsmäßigen Antrag als geordneter Schulbe-

trieb auch diejenige Höhe der Organisation gilt, die am 1. Oktober 1918, also noch vor der Novem-

berumwälzung in den früher getrennten Schulen vorhanden war. Gegen Sachsen wurde eine beson-

dere Ausnahmebestimmung geschaffen in Paragraph 18 a. Danach genügt die einfache Mehrheit der 

„Erziehungsberechtigten“, um die dort bestehenden Gemeinschaftsschulen wieder in die frühere 

Schulform zurückzuführen. 

Bei den Fragen der Schulaufsicht und Schulverwaltung wurde selbstverständlich der Kirche weitge-

hendstes Mitbestimmungsrecht erteilt. Man wird erleben, daß die Schulaufsicht über weltliche Schu-

len von kirchentreuen Schulaufsichtsbeamten durchgeführt wird, weil in dem betreffenden Bezirk 

eben die Mehrheit der Schulen Bekenntnisschulen sind, und daß in den örtlichen Schulverwaltungs-

körpern Pfarrer und Rabbiner auch über die Interessen von weltlichen Schulen mitbestimmen. 

Die ganze Lüge und Heuchelei der kirchlichen und kapitalistischen Gesetzesmacher kam bei den 

Beratungen über die sogenannte „Einsicht“ in den Religionsunterricht zum Vorschein. Mit diesem 

Wort soll die Tatsache verschleiert werden, daß in Wirklichkeit die geistliche Aufsicht wieder einge-

führt wird. Es ist klar, daß das Recht der geistlichen Behörden, in den Religionsunterricht „Einsicht“ 

zu nehmen, in der Praxis zu einer Beaufsichtigung und Kontrolle des Lehrers wird. Der Lehrer an 

einer Bekenntnisschule weiß ganz gut, daß nicht nur seine Erlaubnis, Religionsunterricht zu erteilen, 

sondern seine ganze berufliche Existenz von dem Wohlwollen dieses „Einsicht“ nehmenden Geistli-

chen abhängt. Bestimmt doch der Paragraph 4 des Gesetzes, daß sämtliche Lehrbücher und Lehrpläne 

an der Bekenntnisschule auf den konfessionellen Charakter dieser Schule Rücksicht nehmen müssen 

und daß der gesamte Lehrbetrieb auf der Grundlage des Bekenntnisses aufgebaut sein muß, Auch die 

religiösen Übungen und Gebräuche müssen ja in einer solchen Schule gepflegt werden. Ein Lehrer, 

der im Religionsunterricht das Mißfallen des „Einsicht“ nehmenden Geistlichen auf sich gelenkt hat, 

wird sehr bald auch die Ungnade der weltlichen Schulbehörde fühlen müssen. Der Staat wird auf 

diesem Gebiet zum diensttuenden Lakaien der Kirche. 

V. 

Die koalitionslüsterne Haltung der SPD innerhalb wie außerhalb des Reichstags und in der Preußen-

regierung ist eine direkte Unterstützung der Absichten des Bürgerblocks. Wenn Kurt Löwenstein im 

„Vorwärts“ vom 29. Dezember 1927 sich den Scherz erlaubt, von „der völligen Hilflosigkeit der 

Regierung und ihrer Parteien“ zu faseln, so möchte er damit nur die Hilflosigkeit seiner eignen Partei 

verhüllen. Und wenn Löwenstein von einer „allgemeinen Enttäuschung“ spricht, die der Reichsschul-

gesetzentwurf hervorgerufen habe, so scheint diese Enttäuschung tatsächlich bei der SPD vorhanden 

zu sein, die im stillen darauf gerechnet hatte, daß die Volkspartei sich „liberal“ erweisen möge. 

Diese Spekulation auf innere Gegensätze oder Verstimmungen im Bürgerblock hat sich wie immer 

als falsch erwiesen. Es hat der SPD nicht das geringste geholfen, daß sie von vornherein auf jede 

grundsätzliche Aufrollung der Fragen der Weltlichkeit und Einheitlichkeit des Schulwesens verzich-

tete und sich ohne Vorbehalt auf den Boden des Weimarer Kompromisses und der „Toleranzlinie“ 

stellte. Es half ihr nichts, daß sie [77] den „überzeugten Katholiken“ Schreck zum Führer der Fraktion 

im Ausschuß machte, der sich bei jeder möglichen Gelegenheit beeilt, seine treu katholische Gesin-

nung zu unterstreichen. Es half auch nichts, daß Herr Löwenstein die weltliche Gemeinschaftsschule, 

wie sie die SPD wünscht (weltlich, aber mit Religionsunterricht!), dadurch den Bürgerblockparteien 
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schmackhaft zu machen versuchte, daß er erklärte, er könne sich sogar die weltliche Schule von tiefer 

Religiosität durchdrungen vorstellen. Den kommunistischen Eventualantrag, der entsprechend den 

Dortmunder Beschlüssen der freien Schulgesellschaften den weltlichen Schulen wenigstens den Cha-

rakter von Pionieren der klassenlosen sozialistischen Gesellschaft geben wollte, hat die SPD in ihrer 

Angst vor jedem schärferen Konflikt mit den Bürgerblockparteien abgelehnt. Ebenso wandte sich die 

SPD gegen den kommunistischen Antrag, der den Gemeinden ein wirksames Mitbestimmungsrecht 

bei der Errichtung von Antragsschulen sichern wollte mit der Begründung, es handle sich hier um 

allgemein öffentliche Interessen, bei denen die Gemeinden nicht ausschlaggebend sein dürften. 

Kurzum, überall war die Haltung der SPD diktiert von der Rücksicht auf ihre Preußenkoalition und 

von der Hoffnung, daß ihr „loyales Verhalten“ die Volkspartei bewegen würde, einige Verbesserun-

gen an den Gesetzen durchzuführen. 

Im schärfstem Gegensatz hierzu sieht die KPD ihre Hauptaufgabe darin, den Klassencharakter des 

Schulgesetzes in seiner ganzen Breite und Tiefe aufzuzeigen. Dadurch wird auch das ganze Ausmaß 

des Klassenverrats sichtbar, den sich die SPD in ihrem Weimarer Schulkompromiß und in ihrer gan-

zen seitherigen Haltung geleistet hat. Die KPD erklärt, daß sie keinem Schulgesetz ihre Zustimmung 

geben wird, das nicht die Einheit, Weltlichkeit und die proletarische Kontrolle des Schulwesens in 

sich schließt. Hierzu wird sich freilich niemals eine kapitalistische Regierung bereit finden. Das be-

deutet also, den Kampf aus der Sphäre des Parlamentarismus hinaus tragen und zu einer Frage der 

Veränderung der Machtverhältnisse der Klassen machen. Deshalb muß die KPD ihren gesamten 

Kampf gegen die Schulreaktion aufs innigste verbinden mit der Propaganda des kommunistischen 

Erziehungsprogramms unter besonderem Hinweis auf die praktische Gestaltung in Sowjetrußland. 

Aber diese Propaganda des revolutionären Erziehungsziels muß verbunden sein mit einem unerbitt-

lichen und zähen Kleinkampf um jedes einzelne Detail des Schulgesetzentwurfs. Bei jedem einzelnen 

Paragraphen, ja Satz des schwarzen Schulgesetzes muß sie den besonderen Klassencharakter und die 

besondere Gefahr für das Proletariat herausschälen, das Versagen und den offenen Verrat der Sozial-

demokraten festnageln, Veränderungen zugunsten des Proletariats beantragen, Verschlimmerungen 

abzuwehren versuchen. Vor allem wichtig ist die Wahrnehmung der Interessen der Lehrerschaft, die 

durch die Bestimmungen dieses Gesetzes ihrer verfassungsmäßigen Rechte beraubt, der kirchlichen 

Aufsicht unterworfen und sogar in ihrer materiellen Existenz von der Gunst der kirchlichen Würden-

träger abhängig gemacht werden. Die KPD muß zeigen, daß dieses Schulgesetz selbst den einfachsten 

Grundsätzen der bürgerlichen pädagogischen Wissenschaft ins Gesicht schlägt, sie muß versuchen, 

gerade die fortgeschrittensten Teile der Lehrerschaft um sich zu scharen und sie von der Illusion zu 

heilen, als könnten sie durch Preisgabe pädagogischer und beruflicher Forderungen sich vor größeren 

Übeln schützen. Die KPD muß auch dem Kleinbürgertum zeigen, daß dieses Schulgesetz eine gewal-

tige neue Belastung der werktätigen Massen und der Gemeinden mit sich bringen muß, daß es sich 

würdig in die Reihe jener Maßnahmen einreiht, die auf eine fortschreitende Einengung des kommu-

nalen Selbstverwaltungsrechts hinzielen. Die Partei muß sich vor allem auch an die sozialdemokrati-

schen Arbeiter in den Freidenkerorganisationen wenden und ihnen zeigen, wie die Sozialdemokratie 

Schritt für Schritt nicht nur den Marxismus, sondern selbst die Ergebnisse der bürgerlichen Wissen-

schaft preisgibt. Der Kampf [78] gegen das Schulgesetz in engem Zusammenhang mit allen übrigen 

politischen und wirtschaftlichen Kämpfen gibt der KPD eine außerordentlich günstige Gelegenheit, 

ihre Verbundenheit mit den breitesten werktätigen Massen bis hinein in die fortgeschrittenen Schich-

ten der Intellektuellen zu festigen und diese Massen nicht nur zu beeinflussen, sondern auch einen 

wirklichen Schritt vorwärts zu führen. 

* 
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Der Leninismus und die Frage der Abrüstung*)  
Von K. S. 

Jeder Kommunist hat die gewaltige politische Wirkung empfunden, die das Auftreten der Sowjet-

delegation in der Sitzung der vorbereitenden Abrüstungskommission in Genf ausübte. Jeder Kom-

munist hat die ag i t a t o r i s che  Bedeutung des sowjetistischen Abrüstungsvorschlags zur Widerle-

gung der Lügen vom „roten Militarismus“ erfaßt und in der praktischen Arbeit unter den Arbeiter-

massen ausgewertet, hat an Hand der Tatsachen den Abrüstungsschwindel der Imperialisten vor den 

Massen entlarvt. Obwohl es nicht das erstemal ist, daß die Sowjetregierung für die allgemeine und 

vollständige Abrüstung aufgetreten ist, haben wir gerade diesmal mit Recht von der we l t h i s t o r i -

s chen  Bedeutung des Sowjetvorschlags gesprochen. 

Worin aber besteht diese welthistorische Bedeutung? Diese Frage ist nicht immer ganz Idar beant-

wortet worden. Wir werden nicht fehl gehen, wenn wir behaupten, daß neben dem sofortigen Begrei-

fen der agitatorischen Bedeutung des Sowjetvorschlags über die Frage seiner p r i nz i p i e l l e n  Be-

gründung und seine Einordnung in unsere allgemeine Linie des Kampfes gegen den imperialistischen 

Krieg bei manchen Kommunisten Unklarheiten oder theoretische Bedenken bestehen. Wie stimmt 

dieser Abrüstungsvorschlag zu unserem Kampf gegen den Pazifismus? Zu unserem Kampf gegen die 

sozialdemokratische Abrüstungsparole? Ist jetzt etwa die Abrüstung eine politische Losung der kom-

munistischen Parteien geworden? Wird unser Standpunkt des Bürgerkriegs gegen die Bourgeoisie 

nicht verwischt? Widerspricht nicht gar dieser Abrüstungsvorschlag der bekannten Polemik Len ins  

gegen die Parole der Abrüstung? 

Daß derartige Fragen und Bedenken auftraten, ist nichts Schlimmes. Ja, es war sogar zu erwarten, 

weil im bisherigen Kampfe gegen den Pazifismus die Frage oft zu einseitig gestellt wurde. Aber es 

ist darum jetzt dringend nötig, alle diese Fragen zu lösen und zum Gegenstand einer gründlichen 

Propaganda zu machen. 

Wie ebenfalls zu erwarten war, haben die trotzkistischen Elemente schon die vorhandenen Unklar-

heiten und sche i nba r en  Widersprüche in dieser Frage ausgenützt. Der Renegat Urbahns z. B. ist 

im Deutschen Reichstag unter dem Beifall der Sozialdemokratie mit der Erklärung aufgetreten, daß 

der sowjetistische Abrüstungsvorschlag „nichts mit Marxismus gemein“ habe. Gleichzeitig klagt der 

„linke“ Sozialdemokrat Paul Levi in Deutschland fast mit denselben Worten die Sowjetregierung der 

Revision des Leninismus an. 

Wir wollen im folgenden versuchen, die neuauftretenden Fragen der leninistischen Stellung zur Ab-

rüstung zu beantworten. Es wird sich dabei herausstellen, daß nicht nur jene Bedenken mancher Kom-

munisten unbegründet und die „Feststellungen“ der Trotzkisten und „linken“ Sozialdemokraten lä-

cherliche Lügen sind, sondern auch, daß die Deklaration der [79] Sowjetunion zur Abrüstungsfrage 

verschiedene Einseitigkeiten des bisherigen Kampfes unserer Parteien gegen den Pazifismus korri-

giert und eine bis jetzt zu wenig beachtete Seite der Stellung Lenins konkret auf die gegenwärtige 

Epoche anwendet. 

I. 

Die Deklaration der Delegation der Sowjetunion auf der Genfer Tagung der vorbereitenden Abrüs-

tungskommission vom 1. Dezember 1927 enthält den Plan einer a l l gem e i nen  und  vo l l s t än -

d i gen  Abr üs t ung  (Vernichtung aller Waffen, Kriegsmaschinen und Kriegsmaterialfabriken, 

Schleifung aller Festungen, Abschaffung aller Heere, Kriegsministerien, Generalstäbe, der militä-

rischen Ausbildung usw.). Sie enthält zugleich den Vorschlag der praktischen Verwirklichung die-

ses Planes auf Grund einer Abrüstungskonvention, entweder sofort oder innerhalb einer Frist von 

vier Jahren. 

 
*) Wir haben bereits im Jahrgang 10, lieft 24, S. 761 ff, die p o l i t i s c h e  B e d e u t u n g  des Auftretens der Sowjetdelega-

tion auf der Abrüstungskonferenz gekennzeichnet. Die Wichtigkeit dieses Ereignisses für unsere A n t i k r i e g s p r o p a -

g a n d a  läßt es trotzdem als zweckmäßig erscheinen, noch in einem besonderen Artikel die Frage zu behandeln, w i e  die 

Abrüstungskonferenz der Sowjetunion in unserer grundsätzlichen Propaganda zu behandeln ist. 
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Der Sozialdemokrat Paul Levi und in trauter Gemeinschaft mit ihm der Ultralinke Urbahns erfrechen 

sich, diesen Vorschlag als bürgerlichen Pazifismus darzustellen, als eine Vertuschung der Gegensätze 

des Imperialismus und der Aufgaben des Proletariats. Sie wollen ihn von „links“ angreifen, indem 

sie alte Sätze von Lenin wiederkauen daß eine Abrüstung im Kapitalismus unmöglich, daß die öko-

nomischen Tatsachen des Imperialismus die Wurzel der Kriege seien usw. Derselbe Levi, der mit der 

SPD den vulgärsten bürgerlichen Pazifismus und zugleich die Interessen des neuen deutschen Impe-

rialismus vertritt, wirft der Sowjetregierung Verleugnung des Leninismus vor. Über diese Komödie 

lohnt sich kein Wort zu verlieren. 

Wir erwidern auf solche demagogischen Angriffe, daß der Vorschlag der Sowjetunion e i n  Manö-

ve r  da r s t e l l t. Was heißt dies? 

Dies heißt e r s t en s, daß die Sowjetregierung nicht einen Moment an eine Verwirklichung ihres Vor-

schlags durch die imperialistischen Staaten geglaubt hat oder glaubt. Sie hat dies am Beginn ihrer 

Deklaration vollkommen klar ausgesprochen: 

„Die Sowjetregierung ist der Meinung, wie sie es übrigens immer erklärt hat, daß unter den Bedingungen des 

kapitalistischen Systems kein Grund vorliegt, zu glauben, daß man die Ursachen bewaffneter Konflikte ab-

schaffen könnte. Der Militarismus und der Marinismus sind die natürlichen Konsequenzen, die dem Kapita-

lismus innewohnen.“ 

Der Abrüstungsvorschlag der Sowjetregierung ist also erstens ein Manöver zu r  En t l a r vung  de r  

I m pe r i a l i s t e n. Er revidiert nicht Grundthesen des Leninismus, sondern er ist im Gegenteil ein 

Mittel, um diese den breitesten Massen verständlich zu machen. 

Aber dieses Manöver hat noch eine zweite Bedeutung. Nur die Tatsache, daß die Massen der Arbeiter 

und der Ausgebeuteten heute noch an die Sirenenklänge des bürgerlichen Pazifismus und die Völker-

bundsheuchelei der Imperialisten glauben, macht ein solches Manöver nö t i g. Diese Massen sind 

ehrlich entschlossen, gegen den Krieg zu kämpfen, im Gegensatz zur pazifistischen Heuchelei der 

Imperialisten: 

„Eben dieser letzte Umstand erlaubt es der Sowjetregierung, die Einladung des Völkerbundes anzunehmen, 

der behauptet, für die Abrüstung zu sein. Sie nimmt die Einladung mit dem Zweck an, der ganzen Welt ihren 

Willen für einen internationalen Frieden zu demonstrieren und andererseits zu zeigen, welches die wirklichen 

Absichten und Wünsche der kapitalistischen Regierungen in bezug auf die Abrüstung sind.“ 

Der Abrüstungsvorschlag der Sowjetregierung ist also zweitens ein Manöver zu r  E robe r ung  de r  

b r e i t en  Massen  der Arbeiter und aller Ausgebeuteten zum Kampfe gegen den Imperialismus, für 

ein Bündnis mit dem ersten proletarischen Staat. 

Aber man kann mit Recht einwenden, daß die Kennzeichnung des sowjetistischen Abrüstungsplans 

als Manöver noch n i ch t s  sagt über die [80] Richtigkeit oder Unrichtigkeit de s  P l anes  s e l b s t. Es 

wäre zweifellos falsch, solchen Fragen auszuweichen durch die Bemerkung, es komme auf den agi-

tatorischen Erfolg und nicht auf den sachlichen Inhalt des Planes, der Losung usw. an. Die Kommu-

nistische Partei und ebenso die proletarische Diktatur können nicht Manöver machen mit falschen 

Losungen oder aus der Luft gegriffenen Plänen. Eine solche „Verteidigung“ wäre nicht richtig. Es 

sind ja gerade die Imperialisten und ihre Lakaien, die Sozialdemokraten, die den Sowjetvorschlag als 

reine Propaganda, als b loße s Manöve r ohne jede reelle Basis diskreditieren wollen. 

Wir kennen das Gerede vom „bloßen Manöver“, das uns bei der Anwendung der proletarischen Ein-

heitsfronttaktik ständig entgegengehalten wird. Auch hier sind es die Sozialdemokraten, die unsern 

Kampf für die Tagesforderungen der Arbeiterklasse als „bloßes Manöver“ diskreditieren wollen, und 

sie erhalten ihre beste Unterstützung durch die Ultralinken, die unter der Einheitsfronttaktik ebenfalls 

bloß ein demagogisches Manöver verstehen. Ähnlich liegen die Dinge in der Abrüstungsfrage. 

Die Abrüstung ist nun zweifellos ke i ne  Tagesforderung im Sinne der Tagesforderungen der prole-

tarischen Einheitsfronttaktik (Lohn, Arbeitszeit, politische Teilziele). Hat sie nun überhaupt eine reale 

Basis? Welches ist diese Basis? 

D i e se  Fragen müssen beantwortet werden. 
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II. 

Vor allem gilt es, genau zu unterscheiden, we l che  Art Abrüstung die Sowjetregierung gefordert hat. 

Es ist bekannt, daß Kautskys Übergang zur Abrüstungslosung im Jahre 1912 den endgültigen Über-

gang des sogenannten Zentrums und der Führung der II. Internationale in das Lager des Opportunis-

mus und Revisionismus bedeutete. Die damaligen linken Sozialdemokraten, vor allem Rosa Luxem-

burg, haben damals mit Recht den schärfsten Kampf gegen die Kautskysche Abrüstungslosung ge-

führt. Maslow, Levi und Co. wollen sich heute in dieselbe Pose werfen dem Sowjetvorschlag gegen-

über. Aber sie sind bloß elende Komödianten. 

Welchen Inhalt hatte Kautskys Abrüstungsforderung im Jahre 1912 und hat die soz i a l dem okr a -

t i s che  Abrüstungspropaganda seit dieser Zeit? Es ist die Forderung der Beschränkung  de r  

Rüs t ungen  durch internationale Abkommen der imperialistischen Staaten untereinander auf der 

Basis einer politischen Anbiederung an die „linke“ Bourgeoisie. Die Theorie, die diesen Vorschlägen 

zugrunde lag und liegt, ist nichts anderes als die revisionistische Theorie der Verleugnung der prole-

tarischen Revolution, der automatischen Verwandlung des Kapitalismus in den Sozialismus, der Ko-

alitionspolitik usw. 

In seinem Artikel über die Losung der Abrüstung*) sagt Lenin über diese Kautskysche Abrüstungs-

forderung: 

„Die Kautskysche Predigt der ,Abrüstung‘, die namentlich an die jetzigen Regierungen der imperialistischen 

Großmächte gerichtet ist, ist vollkommenster Opportunismus und bürgerlicher Pazifismus und dient im 

Grunde genommen trotz der ,frommen Wünsche‘ der süßlichen Kautskyaner nur dazu, die Arbeiter vom revo-

lutionären Kampfe abzulenken.“ 

Der Abrüstungsvorschlag der Sowjetregierung in Genf hat mit dieser Kautskyschen Forderung der 

Rüs t ungsbesch r änkung  nichts zu tun, Er ist ein Vorschlag der a l l gem e i nen  und  vo l l s t än -

d i gen  Abrüs t un g. Oder mit einem anderen Wort: der „Entwaffnung“. Lenin hat [81] diese beiden 

Forderungen scharf unterschieden Er schrieb in dem zitierten Artikel vom Oktober 1916: 

„Wir wollen bemerken, daß die internationale Diskussion über diese Frage hauptsächlich, wenn nicht aus-

schließlich, in deutscher Sprache geführt wurde. Und im Deutschen werden zwei Worte gebraucht, deren Un-

terschied im Russischen nicht leicht wiederzugeben ist. Das eine heißt ,Abrüstung‘ und wird z. B. von Kautsky 

und den Kautskyanern im Sinne der Einschränkung der Rüstungen gebraucht. Das andere heißt ,Entwaffnung‘ 

und wird hauptsächlich von den Linken im Sinne der Aufhebung des Militarismus, im Sinne der Aufhebung 

jeden militaristischen (kriegerischen) Systems gebraucht. Wir sprechen in diesem Artikel von der z w e i t e n  

unter einigen r e v o l u t i o n ä r e n  Sozialdemokraten üblichen Forderung.“ (Sperrungen von Lenin.) 

Lenin spricht hier mit vollkommener Klarheit aus, daß die Losung der allgemeinen und vollständigen 

Abrüstung eine Forderung des revolutionären Sozialismus war. Sie war es in der Tat schon zu Zeiten 

der 1. Internationale (in welchem Sinne werden wir sofort sehen), Unser bisheriger Kampf gegen die 

Abrüstungsphrasen der Sozialdemokratie und der Imperialisten hat sich in den Jahren seit dem Kriege 

fast überhaupt nicht mit d i e se r  Forderung auseinandergesetzt. Es war ein Kampf gegen die alte 

Kautskysche Losung der Rüs t ungsbesch r änkun g. Dieser Kampf wird durch den Genfer Abrüs-

tungsvorschlag der Sowjetdelegation nicht im geringsten getroffen, er wird gerade durch diesen Vor-

schlag Unterstützung erhalten**). 

 
*) Erschienen im Oktober 1916 im Sammelband Nr. 2 des „Sozialdemokrat“, enthalten in „Gegen den Strom“. Eine Um-

arbeitung dieses Artikels ist unter dem Titel „Das Militärprogramm des proletarischen Revolution“ ein Jahr später in der 

„Jugendinternationale“ erschienen. 
**) Man kann hier einwerfen, daß die Sowjetregierung selbst für „Rüstungsbeschränkung“ eingetreten ist, nämlich auf der 

auch in der Genfer Deklaration erwähnten Moskauer Abrüstungskonferenz des Jahres 1922. Aber dieser Einwand ist nicht 

stichhaltig. Die Sowjetregierung hat damals nicht den imperialistischen Großmächten, sondern deren kleinen Trabanten, 

von Estland bis Rumänien, derartige Vorschläge gemacht. Jene Konferenz war ein Versuch, diese kleinen Staaten von 

ihren imperialistischen Patronen zu trennen, die sie zu immer neuen Rüstungen zwangen. In diesem Fall hatten die Vor-

schläge der Rüstungsbeschränkung einen realen Hintergrund. Kein Kommunist ist auf den Gedanken gekommen (auch 

Lenin nicht, der damals noch lebte), der Sowjetregierung die Anwendung dieses Mittels gegen den Imperialismus zu 
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III. 

Aber damit ist unsere oben gestellte Frage nur genaue r  gestellt, noch nicht beantwortet. Denn die 

Polemik Lenins in dem zitierten Artikel richtet sich ja eben  gegen die Losung der vo l l s t änd igen  

Abrüstung (Entwaffnung)! Er tut den Kautskyschen bürgerlichen Pazifismus bloß mit einer Handbe-

wegung ab, um sich ausführlich dem Kampf gegen die Losung der völligen Abrüstung zuzuwenden, 

w i e  s i e  dam a l s  von einigen linken Sozialdemokraten aufgestellt wurde. Lenin schreibt: 

„In einer ganzen Reihe von Ländern, und zwar hauptsächlich in den kleinen Ländern, die im jetzigen Kriege 

abseits stehen, z. B. in Schweden, Norwegen, Holland, der Schweiz, werden jetzt Stimmen laut, daß der alte 

Punkt des sozialdemokratischen Minimalprogramms: ,Miliz‘ oder ,Bewaffnung des Volkes‘ durch einen neuen 

ersetzt werde: ,Abrüstung. Im Organ der internationalen Jugendorganisationen, ,Jugendinternationale‘, finden 

wir in Nr. 3 einen Leitartikel über die ,Abrüstungsfrage‘. In den Thesen R. Grimms zur Kriegsfrage, die für 

den Parteitag der schweizerischen sozialdemokratischen Partei zusammengestellt wurden, finden wir eine 

Konzession an die Idee der ,Abrüstung. In der schweizerischen Zeitschrift ,Neues Leben‘ vom Jahre 1915 tritt 

Roland-Holst angeblich für eine ,Versöhnung‘ beider Forderungen auf, obgleich es in der Tat nur dieselbe 

Konzession ist. Im Organ der internationalen Linken, im ,Vorboten‘, steht in Nr. 2 ein Artikel des holländi-

schen Marxisten Wynkopp, der für die alte Forderung der Bewaffnung des Volkes ist. Die skandinavischen 

Linken akzeptieren die ,Abrüstung‘, obwohl sie manchmal bekennen, daß darin ein pazifistisches Element 

enthalten ist.“ 

[82] Diese Einleitung des Leninschen Artikels ist von großer Bedeutung, weil sie uns zeigt, gegen  

we l che  konk r e t e  Stellung der Frage der vollständigen Abrüstung (Entwaffnung) Lenin damals 

polemisiert hat. Was ergibt sich daraus? Len i n  i s t  au f ge t r e t en  gegen  d i e  Auf s t e l l ung  de r  

Fo r de r ung  de r  vo l l s t änd i gen  Abr üs t ung  (En t wa f f nun g) a l s  po l i t i s che r  Losung  der 

revolutionären Arbeiterpartei, gegen  den  E r sa t z  de r  Losung  de r  Bewaf f nung  des werktä-

tigen Volkes durch diese Losung der Entwaffnung, gegen die Einfügung der Entwaffnungslosung ins 

Minimalprogramm der revolutionären Arbeiterpartei: 

„Die Abrüstung in das Programm aufnehmen, das hieße überhaupt sagen: wir sind gegen die Anwendung von 

Waffen. Darin ist ebensowenig eine Spur von Marxismus zu finden, als wenn wir sagen wollten: wir sind 

gegen die Anwendung von Gewalt!“ 

Dies ist der entscheidende Punkt der Leninschen Polemik. Lenin wendet sich aufs schärfste gegen 

die Einfügung der Entwaffnungslosung in das gegenwärtige Programm der Partei. Aber er wendet 

sich ke i neswegs  gegen das allgemeine Ziel des Sozialismus, die Abschaffung des Militarismus, 

die allgemeine vollständige Abrüstung. Im Gegenteil, er stellt ausdrücklich fest: 

„D i e  A b r ü s t u n g  i s t  d a s  I d e a l  d e s  S o z i a l i s m u s. I n  d e r  s o z i a l i s t i s c h e n  G e s e l l s c h a f t  w i r d  

e s  k e i n e  K r i e g e  g e b e n, i n f o l g e d e s s e n  w i r d  d i e  A b r ü s t u n g  v e r w i r k l i c h t  w e r d e n.“ 

Wir sehen, daß Lenin auch in dieser Frage mit derselben Schärfe und Klarheit wie gegenüber allen 

anderen reformistischen Vertuschungsversuchen die unbedingte Notwendigkeit der Diktatur des Pro-

letariats vertritt als der Übe r gangsepoche  zum Sozialismus. 

Und nun vergleichen wir mit dieser Stellung Lenins das Auftreten der Sowjetdelegation in Genf, ihre 

Abrüstungsdeklaration. Hat diese Deklaration die vollständige Abrüstung (Entwaffnung) an die Stelle 

der Losung der Bewaffnung des Proletariats gesetzt? Selbstverständlich nicht. Hat sie sie auch nur zu 

einem Punkt des gegenwärtigen Programms der Kommunistischen Partei der Sowjetunion oder der 

Komintern gemacht? Selbstverständlich nicht. Was aber ist dann die reale Basis, die theoretische 

Rechtfertigung dieser Forderung und dieses Abrüstungsprogramms? 

Die Antwort ist mit einem Satz gegeben. Die Sowjetunion hat mit diesem Programm vor der ganzen 

Welt e i n  Endz i e l  des  Soz i a l i sm us  p r ok lam i e r t. Darin besteht eben die weltgeschichtliche 

Bedeutung der Genfer Deklaration. 

 
verwehren. Aber dieser besondere Fall hat die prinzipielle Stellung zur Parole Rüstungsbeschränkung nicht im geringsten 

geändert. 
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IV. 

Von dieser grundlegenden Einschätzung des sowjetistischen Abrüstungspläne ausgehend, ist immer-

hin noch der Einwand möglich, daß vergessen wurde zu betonen die Notwendigkeit der Bewaffnung 

des Proletariats, des Bürgerkriegs und der revolutionären Kriege proletarischer Staaten zur Nieder-

werfung des Kapitalismus. Lenin hat doch gerade dies den Verteidigern der Entwaffnungslosung im 

Jahre 1916 vorgeworfen. In dem zitierten Artikel schrieb er: 

„Der Hauptfehler der Forderung nach Abrüstung besteht gerade darin, daß hier alle konkreten Fragen der Re-

volution umgangen werden. Oder sind die Anhänger der Abrüstung für eine ganz neue Art der waffenlosen 

Revolution?“ 

Es ist klar, daß sich dieser Vorwurf auf die dam a l i gen  Versuche einiger linker Sozialdemokraten 

bezog, die Abrüstung an die Stelle der Volksbewaffnungslosung zu setzen. Daß der Sowjetvorschlag 

n i ch t  diese Bedeutung hat, wurde oben schon gesagt. Immerhin ist zu untersuchen, ob nicht diesem 

Vorschlag in der Tat ein ähn l i che r  Vorwurf gemacht werden muß. Litwinow hat in Genf wirklich 

nicht die Bewaffnung des Proletariats [83] proklamiert. Und er hat auch den Mitgliedern der vorberei-

tenden Abrüstungskommission des Völkerbundes nicht ausführlich dargelegt, daß nur durch die pro-

letarische Revolution und den Sturz der Bourgeoisie der Sowjetvorschlag verwirklicht werden kann. 

Dies ist richtig. Es war eine Frage des diplomatischen Auftretens. Hatte die Sowjetdelegation das 

Recht, mit Rücksicht auf diese heute leider noch notwendigen diplomatischen Formen und damit die 

Möglichkeit der weitesten Verbreitung ihrer Deklaration auf eine ausdrückliche Aufführung dieser 

Punkte zu verzichten und sich mit der bloßen oben zitierten Andeutung zu begnügen? 

S i e  ha t t e  e s. Erstens weil ein Mißverständnis ihrer Deklaration im pazifistischen Sinne schon durch 

die e i ne weltgeschichtliche Tatsache der Oktoberrevolution, des siegreichen Aufstandes des russi-

schen Proletariats, ausgesch l o s sen  i s t, jener Tatsache, die ja zugleich die Vor aus se t zung  des 

heutigen Abrüstungsvorschlags darstellt. Sie hatte aber dieses Recht zwe i t ens  deswegen, weil 

heute in der ganzen Welt kommunistische Parteien bestehen, die seit Jahren die Losung der Bewaff-

nung des Proletariats propagieren, und deren Auf gabe  es ist, den Massen des Proletariats und aller 

Ausgebeuteten anläßlich des Abrüstungsvorschlags des ersten Proletarierstaats diese entscheidenden 

Punkte nähe r  z u  e r k l ä r e n. Man darf selbstverständlich das Auftreten des Arbeiterstaats nicht iso-

liert betrachten, sondern nu r  im Zusammenhang mit der Politik des internationalen revolutionären 

Proletariats. 

Es war aber nicht nur das Recht, sondern e s  wa r  d i e  P f l i ch t  der Sowjetregierung, wollte sie das 

Ohr dieser breiten, noch völlig in pazifistischen Gedankengängen befindlichen Massen gewinnen, 

den pazifistischen Betrügern nicht billige Vorwände zu liefern, nicht einfach Formeln zu wiederho-

len, deren wirkliche Bedeutung diese Massen e r s t a n Han d de s p r ak t i s chen  Kam pf es  verste-

hen lernen können. Es ist die Auf gabe  de r  kom m uni s t i s chen  Pa r t e i e n, die Massen auf die-

sen Weg der revolutionären Erkenntnis zu f üh re n. Diese Aufgabe ist durch das Auftreten der Sow-

jetdelegation in Genf in gewaltigem Maße erleichtert worden. 

V. 

Aber es bleibt noch eine Frage übrig, die Frage de r  soz i a l e n  Bas i s  und der ob j ek t i ven  Be-

deu t ung  der Abrüstungsforderungen von 1916 und von 1927. In seinem zitierten Artikel schrieb 

Lenin: 

„In ihrer objektiven Bedeutung ist die ,Forderung der Abrüstung‘ – oder richtiger gesagt: der Traum von der 

Abrüstung – zu einer Zeit, da vor aller Augen durch die Kräfte der Bourgeoisie selbst der einzig rechtmäßige 

und revolutionäre Krieg vorbereitet wird, weiter nichts als eine Äußerung eben jener Verzweiflung (des Klein-

bürgertums. K. S.).“ 

Und etwas weiter heißt es: 

„Die Abrüstung als soziale Idee – d. h. als solche, die ihre Entstehung einer gewissen sozialen Lage verdankt 

und auf einen gewissen sozialen Kreis Einfluß haben kann und nicht nur die Laune eines einzelnen oder eines 
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Kreises bleibt – war augenscheinlich den besonderen, ausnahmsweise ,ruhigen‘ Lebensbedingungen einzelner 

kleiner Staaten entsprungen, die lange Zeit genug abseits vom blutigen Wege des Krieges standen und hoffen, 

auch weiterhin abseits bleiben zu können.“ 

Nehmen wir die heutige pazifistische Forderung nach Abrüstung! Sind ihre soziale Basis und ihre 

objektive Bedeutung dieselben wie 1916? Die soziale Basis der Abrüstungsforderung hat sich in die-

sen zehn Jahren zweifellos sehr verbeitert; große Arbeiter- und Bauernmassen, die damals noch mit 

dem vaterländischen Imperialismus durch dick und dünn gingen, sind heute nach den furchtbaren 

Tatsachen und Folgen des ersten imperialistischen Weltkriegs gegen den Militarismus und für – die 

Abrüstung. Aber im allgemeinen ist die soziale Basis d i e se l be. Es sind auch heute vor allem [84] 

die kleinen Staaten, die dieses Programm aufstellen. Der stärkere Druck der pazifistischen Massen 

und der kleinen Staaten zwingt freilich sogar die entscheidenden imperialistischen Großmächte, mit 

„Abrüstungsprogrammen“ und schwindelhaften Abrüstungskonferenzen aufzutreten. 

Auch die objektive Bedeutung des Verlangens der breiten, von der Sozialdemokratie beeinflußten 

Arbeitermassen und der kleinen Staaten nach Abrüstung ist heute d i e se lbe, die Lenin 1916 gekenn-

zeichnet hat: die Verzweiflung beim Nahen des nächsten imperialistischen Krieges, der kleinbürger-

liche Versuch, ohne bewaffneten Kampf gegen  den Imperialismus diesem Verhängnis zu entgehen. 

Aber neben d i e se r  sozialen Basis d i e se r  Abrüstungsforderung, die im Kapitalismus keine Erfül-

lung finden kann, besteht heute – anders als 1916 – eine neue  soziale Basis einer neuen  Abrüs-

tungsforderung, nämlich d i e  D i k t a tu r  de s  P r o l e t a r i a t s  i n  de r  Sowj e t un i o n, d i e  den  So -

z i a l i sm us  au f bau t. Dieser Aufbau hat erst die ersten Schritte getan. Eine tatsächliche Abrüstung 

der Diktatur des Proletariats vor dem Siege des Proletariats im Weltmaßstabe kann und wird es nicht 

geben. Nichtsdestoweniger hat die erste proletarische Diktatur, dieser gigantische historische Sprung 

nach vorwärts, d i e  P r ok l ami e r ung  de r  soz i a l i s t i s chen  Abr üs t ung  i m  Kam pf e  gegen  

den  I m pe r i a l i sm us  m ög l i ch  gem ach t. Diese Abrüstungsforderung ist nicht der Ausdruck der 

kleinbürgerlichen Verzweiflung, sondern der Ausdruck eines Endziels des Klassenkampfs des Prole-

tariats, nicht der Ausdruck der Sonderinteressen kleiner Winkelstaaten, sondern ein Ausdruck der 

Interessen des ersten proletarischen Staates, die mit den Interessen der Menschheit zusammenfallen. 

Diese sozialistische Abrüstungsforderung aber ist zugleich ein gewaltiges agitatorisches Mittel, um 

alle jene sozialen Schichten, die bisher von den Imperialisten mit dem Schwindel einer kapitalisti-

schen Abrüstung betrogen wurden, um die einzige Kraft zu scharen, die in der Tat gegen den impe-

rialistischen Krieg kämpft und die völlige Abrüstung, die Vernichtung aller militärischen Gewalt und 

die Abschaffung des Krieges de re in s t verwirklichen wird. 

Ihre Devise ist das Wort Lenins: „Nur nachdem  das Proletariat die Bourgeoisie entwaffnet hat, 

kann es, ohne seiner welthistorischen Aufgabe untreu zu werden, alle Waffen auf den Kehrichthaufen 

werfen; und das Proletariat wird dies auch zweifellos tun, aber erst dann und in keinem Fall früher!“ 

* 

Die proletarische Freidenkerbewegung  
Von P e t e r  M a s l o w s k i  

Zum Kölner Kongreß der IPF 

Die internationale Tagung der IPF (Internationale Proletarischer Freidenker) vom 4. bis 8. Januar 

d. J. in Köln hat aus verschiedenen Gründen die proletarische Freidenkerbewegung stärker, als es 

bislang der Fall war, in das Licht der proletarischen Öffentlichkeit gerückt. Zu einer Zeit, wo in allen 

Ländern, außer Rußland, die Verfälschung des Marxismus durch alle möglichen metaphysischen und 

religiösen Elemente vorgenommen wird, entsprechend der politischen Praxis der sozialdemokrati-

schen Parteien, mit der Bourgeoisie, insbesondere mit den klerikalen Parteien der Bourgeoisie, in 

einer Koalition zusammen zu regieren, ist es wichtig, festzustellen, wie die Abertausende von sozial-

demokratischen Freidenkern darauf reagieren. Im Zusammenhang damit steht die Frage, wie wirken 

die Erfolge der russischen Gottlosen, Erfolge zugleich der proletarischen Diktatur, auf die sozialde-

mokratischen Arbeiter, die Freidenker sind? Und interessant ist vor allem, zu beobachten, wie die 
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zum Teil sozialdemokratischen Spitzen der Freidenkerorganisationen sich gegenüber bestimmten lin-

ken Umwälzungserscheinungen [85] der Massen verhalten, welche Argumente sie benutzen, um ihre 

Kommandohöhen zu behalten und nicht von der Linksentwicklung hinweggefegt zu werden, und 

welche Manöver sie unternehmen, um ihr wahres politisches Gesicht zu verschleiern. 

Alle diese beim Kölner Kongreß auftauchenden Fragen berühren ohne Zweifel das Problem der i n -

t e r na t i ona l en  E i nhe i t s f r on t  überhaupt. Man darf an den Lehren, die der internationale Frei-

denkerkongreß diesbezüglich erteilt hat, nicht achtlos vorübergehen. 

Die erst seit 1925 bestehende IPF umfaßt im wesentlichen nur Osteuropa, das heißt vor allem 

Deutschland, Rußland, die Tschechoslovakei, Polen und Österreich. In diesen Ländern, besonders 

aber in Deutschland, wo annähernd eine halbe Million proletarischer Freidenker allein im Verband 

für Freidenkertum und Feuerbestattung organisiert ist, befindet sich die übergroße Mehrheit der fast 

zwei Millionen Mitglieder der IPF. Sehr klein sind vorerst die Gruppen in Frankreich, Belgien und 

in Dänemark, während ein so wichtiges Land wie England überhaupt eine eigentliche proletarische 

Freidenkerbewegung nicht aufweist. 

Die Berichte aus den einzelnen Ländern konnten jedoch allgemein feststellen, daß die „Internationale 

Proletarischer Freidenker“ überall im Vordringen begriffen ist, bestrebt ist, auch in den noch nicht 

erfaßten Ländern sich Stützpunkte zu schaffen, und daß überall da, wo noch bürgerliches Freidenker-

tum mit proletarischen Freidenkern zusammengeht, eine Loslösung vom Bürgertum erfolgt und der 

proletarische Teil den Sieg davonträgt. 

Die Referate erhoben sich ohne Zweifel über das Niveau der Kongresse der Zweiten Internationale 

und der Amsterdamer Internationale und gaben so die Möglichkeit, das Programm des Marxismus in 

seiner ganzen Breite aufzurollen und die Gegensä t ze  zwi schen  dem  l i nken  und  dem  re -

f o r mi s t i s chen  F l üge l  aufzuzeigen. Das geschah in erster Linie in den Ausführungen des Genos-

sen Lukaczewski, des Führers der Delegation der Sowjetunion, und des Genossen Viktor Stern, der in 

seinem Referat zur internationalen Lage eine Resolution vorlegte, die in den heute entscheidenden 

Fragen der internationalen Politik, in den Fragen der Kriegsgefahr, der Kolonialpolitik, des Imperia-

lismus, offen die Zweite Internationale verurteilte. Diese politische Resolution ergab sich logischer-

weise aus der auf dem Kongreß nicht umstrittenen Gesamteinstellung der IPF, wonach sie nur im 

Rahmen des gesamten proletarischen Klassenkampfs existieren kann und wirken will. Die Resolution 

wurde mit 29 gegen 25 Stimmen angenommen und dementsprechend erhielt auch die Exekutive in 

ihrer Zusammensetzung aus den verschiedenen Ländervertretern eine l i nke  M e hr he i t, eine Ab-

stimmung und eine Wahl, die der bürgerlichen Presse, wie z. B. der „Vossischen Zeitung“ – die SPD-

Zeitungen schwiegen zu dem Kölner Kongreß begreiflicherweise wie das Grab – Veranlassung gaben, 

von dem „kommunistischen Einfluß“ zu schreiben, unter dem der Kongreß restlos gestanden hätte. 

Daran ist eines richtig: Köln hat bewiesen, daß Kommunisten den noch ungeklärten Linksstimmun-

gen fester Stützpunkt werden und der gesamten Linken Richtung und Ziel zu geben vermögen, weil 

sie den Marxismus in seiner ganzen Folgerichtigkeit und seiner letzten Konsequenz offen vertreten. 

Ohne Übertreibung darf dabei von einer übe r r agenden  Übe r zeugungsk r a f t  de r  Sowj e t -

de l ega t i on  gesprochen werden. Die russischen Gottlosen sind es ja gewesen, die allein von allen 

Länder-Vertretern in ihrer Tätigkeit die marxistische Vereinigung von revolutionärer Theorie und 

revolutionärer Praxis aufzuzeigen in der Lage waren. Sie allein konnten praktisch beweisen, wie pro-

letarisches Freidenkertum aufs innigste verknüpft ist mit der marxistischen Staatstheorie, mit der Zer-

trümmerung des bürgerlichen Staatsapparats, mit dem proletarischen Staat in der Form der Diktatur 

des Proletariats, und wie mit der proletarischen Diktatur die Grundlage gelegt wird zum Absterben 

der Religion überhaupt in dem Maße, [86] wie sich der sozialistische Aufbau vollzieht, Von diesem 

grundsätzlichen Standpunkt aus war es verhältnismäßig leicht, eine in scheinradikale Phrasen ge-

tauchte Sowjethetze des Vertreters der deutschen sozialdemokratischen Freidenker, Sievers, mit Er-

folg zurückzuweisen. Sein Versuch, den Bolschewiki Kompromisse gegenüber der Religion und der 

Kirche nachzuweisen, fiel vollkommen zu Boden, Sein Vorstoß hatte nur zur Folge, daß man in einer 

Vergleichziehung des proletarischen Rußlands und des bürgerlichen Deutschlands um so besser die 
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Anwendung der revolutionären Dialektik bei der Religionsbekämpfung auf der bolschewistischen 

Seite und die Kapitulation vor der Kirche vorwiegend in der Form des religiösen Sozialismus auf 

deutscher sozialdemokratischer Seite nachweisen konnte. 

Daß aber die kommunistischen, daß heißt marxistischen Argumente auf so fruchtbaren Boden fallen 

konnten, liegt nicht so sehr daran, daß die reformistischen Führer rein theoretisch geschlagen wurden, 

sondern daran, daß hinter dem Ganzen große Massen proletarischer Freidenker stehen, die, ungeklärt 

noch und gefühlsmäßig, mit aller Gewalt in der Richtung der L i nksen twi ck l ung  vorwärts drän-

gen. Diese Linkseinstellung der Masse der organisierten Freidenker zwang die reformistischen Füh-

rer, nur versteckt mit sozialdemokratischen Argumenten aufzutreten, Ja, Sievers, der typische Ver-

treter dieser Sozialdemokraten, die ihr wahres politisches Gesicht nicht zu enthüllen wagen, mußte 

sogar mit sehr radikalen Redensarten, z. B. gegen den religiösen Sozialismus, operieren, um nicht 

ganz abzufallen. Er ging bis hart an die Grenze des sozialdemokratisch überhaupt Erlaubten, aber das 

Entscheidende, daß beispielsweise der religiöse Sozialismus nur die entsprechende andere Seite für 

die Koalitionspolitik seiner Partei mit dem Zentrum ist, daß man also offen gegen die SPD als Partei 

kämpfen muß, wenn man den religiösen Sozialismus angreifen will, das konnte er natürlich nicht 

sagen. Denn er hätte ja den Ast abgesägt, auf dem er selbst sitzt, Allein diese sorgsam verheimlichte 

Abhängigkeit von der SPD zwingt einen Sievers dazu, immer wieder den Kampf gegen den linken 

Flügel in der Freidenkerbewegung zu führen. Es war in Köln ein Bild für Götter, wie nicht ein einziger 

offener Sozialdemokrat sprach, sondern wie die hartgesottenen alten Sozialdemokraten, die in der 

deutschen Verbandsleitung sitzen, nur den radikal redenden Sievers als Sprachrohr benutzten und 

sich bei seinen Redensarten fast die Hände blutig klatschten. 

Unter diesem Gesichtswinkel besteht der Erfolg von Köln nicht zum wenigsten darin, daß vor der 

internationalen Öffentlichkeit die Ve r l um pung  de r  deu t schen  Soz ia l dem okra t i e  au f  dem  

Geb i e t e  de s  Mar x i sm us  gezeigt wurde. Diese Partei hat eben keine einheitliche Theorie mehr, 

die sie offen als die Theorie der SPD vor den Massen der zum Marxismus hinströmenden proletari-

schen Freidenker zu vertreten wagen könnte. Sie muß schon wie ein Schmuggler Schleichwege be-

nutzen, um überhaupt ihre Ware durchbringen zu können. 

Aber all das feststellen, heißt gleichzeitig den Kr ebs sc hade n i n de r  p r o l e t a r i s chen  F re i -

denke r bewegung  fü r  Deu t sch l a n d bloßlegen. Es besteht tatsächlich ein arges Mißverhältnis 

zwischen der Stimmung und der Einstellung der Masse der Freidenker und der reformistisch-sozial-

demokratischen Führung. Diese Führung kann der Entwicklung der Massen von unten nicht mehr 

freiesten Betätigungsraum gewähren, weil sie sonst über kurz oder lang hinweggefegt werden muß, 

Nur so ist es zu erklären, warum wir im Verband für Freidenkertum und Feuerbestattung immer wie-

der eine Vergewaltigung der Demokratie innerhalb des Verbandes durch die Instanzen erleben, Nicht-

anerkennung ordnungsgemäß vollzogener Wahlen, Sprengung von Konferenzen, die durch demokra-

tische Wahlen zustande gekommen sind, Unterbindung jeder kulturpolitischen Tätigkeit für linke 

Freidenker durch Absagen vorgesehener Versammlungen und Veranstaltungen, durch Entzug der fi-

nanziellen Mittel für die Agitationstätigkeit usw. – all das ist nur zu erklären aus der Tatsache des 

grundsätzlichen Ringens zwischen dem reformistischen und marxistischen [87] Flügel innerhalb der 

deutschen proletarischen Freidenkerbewegung. Der deutsche Vorstand war auch in Köln gezwungen, 

diese seine Außerachtlassung jeglicher Demokratie vor dem internationalen Forum zu zeigen. Von 

den 25 Stimmen, die gegen die entscheidende Resolution des Genossen Viktor Stern eingesetzt wur-

den, waren allein 20 Stimmen der deutschen Delegation. Das heißt, ein sozialdemokratischer Vor-

stand hatte trotz der Tatsache eines sehr starken linken Flügels innerhalb der deutschen Freidenker-

bewegung einfach seine heute noch bestehende organisatorische Macht dazu benutzt, automatisch 

alle der deutschen Delegation zustehenden Stimmen Sozialdemokraten zu geben. 

Diese direkte Ernennung der stimmberechtigten Delegation statt der Durchführung der Wahl von 

Delegierten zum Kongreß innerhalb der Organisation selbst verbietet eigentlich auch, die Kölner Ta-

gung einen internationalen Kongreß zu nennen, denn er ist allenfalls eine Art erweiterter Exekutive-

sitzung der IPF gewesen. 
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Es wäre aber falsch, wollte man von der Kölner Tagung als von einem Zusammenprallen nur eines 

linken und eines rechten Flügels innerhalb der internationalen Freidenkerbewegung sprechen. Zwar 

steht für den deu t s chen  Ve r band  ohne Zweifel fest, daß er den r ech te s t en  Te i l  de r  I PF  

bildet – eine Tatsache übrigens, die sich auch in der Zweiten Internationale und in der Amsterdamer 

Internationale wiederholt in ähnlicher Form gezeigt hat – aber wir würden zu falschen Schlüssen 

kommen, wenn wir übersehen würden, daß  i n  de r  I PF  auch  t yp i sch  zen t r i s t i s che  S t rö -

m ungen  vorhanden sind. Sie werden verkörpert durch die bis heute führenden Austromarxisten 

Hartwig und Franzl, die beide sehr rührig sind und sich, rein organisatorisch gesehen, Verdienste um 

das Zustandekommen der IPF erworben haben. Diese in der Internationale bis jetzt führenden Frei-

denker anerkennen ganz offen die Errungenschaften der Sowjetunion, erklären sich aber in demselben 

Atemzuge gegen den Bolschewismus. Sie leisten zum Teil gute Arbeit in der Bekämpfung des reli-

giösen Sozialismus, aber ihren Argumenten unterlaufen sehr häufig unmarxistische Argumente, die 

der modernen Psychoanalyse und Individualpsychologie entnommen sind. Sie mahnen immer dort, 

wo es sich um grundsätzliche Klärung handelt, zur Einigkeit, um schließlich bei entscheidenden Ab-

stimmungen doch auf die sozialdemokratische Seite zu fallen. Es war z. B. sehr interessant zu be-

obachten wie der Präsident der IPF, Hartwig, bei den entscheidenden Auseinandersetzungen zur Re-

solution Viktor Sterns im Prinzip die Richtigkeit der vorgelegten Resolution zugab, jedoch um Mil-

derung der Resolution hat, z. B. um die Weglassung der Namen der in der Resolution verurteilten 

Paul Boncour und MacDonald, und wie er schließlich, als es zu einer Kampfabstimmung kam, doch 

mit der deutschen Delegation, also mit Sievers, zusammen gegen die Resolution stimmte. 

Der Kölner Kongreß der IPF ist nu r  e i n  Anfan g. Das Erfreuliche an ihn ist, daß unseres Wissens 

zum erstenmal seit 1914 innerhalb einer Internationale in der Reformisten und Marxisten sitzen, die 

entschiedene Linke die Mehrheit erobert hat. Die Diskussion, das Ringen um die Ideologie innerhalb 

der IPF, wird jedoch in demselben Maße weitergehen, in dem überhaupt von unten her die Linksent-

wicklung in den Massen weitergehen muß. Der linke deutsche Flügel der proletarischen Freidenker 

muß sich dabei bewußt sein, daß der Ange l punk t  f ü r  d i e  ge samt e  I PF  nach  dem  Kö l ne r  

Kongr eß  m ehr  denn  j e  i n  Deu t s ch land  liegt. Nicht nur, weil die deutsche Sektion der IPF 

die stärkste aller Sektionen ist, sondern vor allem deswegen, weil d i e  deu t s che  r e fo r m i s t i s che  

Le i t ung  als die von allen am weitesten rechtsstehende sich auch a m he f t i g s t en  und  a m  l ängs -

t en  gegen  den  S i eg  de s  Mar x i sm us  s t r äuben  und dabei vor weiteren Vergewaltigungen der 

Linken durch rein organisatorische Mittel nicht zurückschrecken wird. In diesem Sinne wird die IPF, 

wenn auch jetzt auf dem Kölner Kongreß eine linke Resolution mit Mehrheit angenommen worden 

ist, erst dann von den Linken [88] erobert sein, wenn im deutschen Verband die Opposition siegt, die 

historisch gesehen auch zum Sieg berufen ist. Es ist nur das Streben, das Proletariat endlich im Rah-

men des gesamten Klassenkampfs auch gegen die Kulturreaktion kampffähig zu machen, wenn die 

Kommunisten d i e sen  P r ozeß  un t e r s t ü t zen  und  be sch l eun i ge n. 

* 

Die Bedeutung der Zahlungsbilanz im System des deutschen Imperialismus  
Von R u d o l f  G e r b e r  

I. Einige allgemeine Voraussetzungen 

Die Zahlungsbilanz eines Landes, d. h. die vergleichende Gegenüberstellung der von ihm an auslän-

dische Wirtschaften einerseits zu leistenden, andererseits von ihnen zu empfangenden Zahlungen, ist 

notwendig der Ausdruck der bestehenden Produktionsverhältnisse: einerseits der im Innern der be-

treffenden „Volkswirtschaft“ bestehenden, andererseits der Austausch- und Kapitalbeziehungen, die 

sie mit der der anderen Länder verbinden, und die auch ihrerseits nur auf Grund der im Innern der 

einzelnen Volkswirtschaften bestehenden Klassenverhältnisse verstanden werden können. Damit ist 

schon gesagt, daß die Zahlungsbilanz die Resultante einer ganzen Reihe von Faktoren ist, daß es sehr 

verschiedene Kräfte gibt, die Veränderungen in der Zahlungsbilanz bewirken können und von deren 

Untersuchung man ausgehen kann, um die Entwicklung der Zahlungsbilanz zu verstehen. Es gibt eine 

ganze Reihe von möglichen Fragestellungen, mit denen man an die Gestaltung der Zahlungsbilanz 
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eines Landes herantreten kann – und mit der wirtschaftlichen Entwicklung und dem Standpunkt des 

Beurteilers werden sich auch diese Fragestellungen ändern. 

Dies gilt sogar in wesentlichem Grade für die bürgerliche Ökonomie, insbesondere, wenn man grö-

ßere Perioden der kapitalistischen Entwicklung überblickt. Die m e r kan t i l i s t i s che  Ökonomie der 

Periode des alleinherrschenden Handels- und Manufakturkapitals faßte – was mangels größerer Ka-

pitals-Ex- und -Importe nur natürlich war – die Frage der Zahlungsbilanz wesentlich als Frage der 

Handelsbilanz auf und stellte diese Frage der Handelsbilanz einfach im Sinne der Erzielung möglichst 

großer Überschüsse, möglichst g r oße r  Aus f uh r, möglichst ge r i nge r  E i n f uhr  von Waren. Mit 

dem Ausfuhrüberschuß sollte eine möglichst große Einfuhr von Edelmetall ermöglicht werden – und 

über diese scheinbar lächerliche Orientierung der ganzen Wirtschaftspolitik, auf die Anhäufung mög-

lichst großer Goldschätze, die tot liegen blieben, haben die späteren freihändlerischen Ökonomen 

viele billige Witze gemacht. Tatsächlich war diese Orientierung aber durchaus folgerichtig und rati-

onell: die Entwicklung des Kapitalismus setzte einerseits die Ersetzung der noch in weiten Wirt-

schaftsbereichen vorherrschenden Natural- durch die Geldwirtschaft – andererseits die Entwicklung 

eines zentralisierten Staatsapparats in seiner damaligen absolutistischen Form voraus. Beides erfor-

derte die Ansammlung möglichst großer Goldmengen im Lande – einerseits war ohne dies eine rasche 

Erweiterung der Geldzirkulation unmöglich (bekanntlich scheiterten in diesem Stadium alle Versuche 

zur Ersetzung des Edelmetalls durch Kreditgeld an der Unreife der allgemeinen wirtschaftlichen Ent-

wicklung) – andererseits war der absolutistische Staat mit seinen stehenden Heeren, seinem durch 

feste Besoldung von den feudalen Mächten unabhängig gemachten Beamtenstaat ohne große Geld-

reserven unmöglich. Je größer diese Reserven, desto aktiver konnte die Außenpolitik dieses Staates 

(Krieg bedeutete mit größter Wahrscheinlichkeit Abbindung der normalen Staatseinnahmen) sein, 

mit desto größerer Energie konnte dieser Staat einerseits durch Einfuhrverbote, andererseits durch 

Gewährung von Privilegien und [89] Subventionen an Ausfuhrindustrien die Entwicklung der Han-

delsbilanz und damit des jungen Kapitalismus fördern. 

Die klassische und nachklassische bürgerliche Ökonomie des entwickelten I ndus t r i ekap i t a l i s -

m us  hat die Frage der Zahlungsbilanz anders gestellt – von ihrem Standpunkte aus wieder mit Recht. 

Nachdem die kapitalistische Industrie die Geburtshilfe durch Staatsprivilegien nicht mehr brauchte 

und freihändlerisch geworden war, suchte sie sich in jedem Lande auf die durch die natürlichen und 

sozialen Voraussetzungen am stärksten begünstigten Produktionszweige zu konzentrieren und die üb-

rigen Produkte – sowie die für ihre Eigenproduktion etwa benötigten ausländischen Rohstoffe – von 

außen einzuführen. Je größer der Außenhandel eines Landes, je mehr Produkte ausgeführt wurden und 

demgemäß eingeführt werden konnten, desto höher stand die wirtschaftliche Entwicklung dieses Lan-

des, Überschüsse brauchten im allgemeinen nicht erzielt werden, nachdem mit der Entwicklung des 

Kreditwesens die Notwendigkeit großer Edelmetalleinfuhr fortfiel (von Ausnahmefällen, wie Über-

gang zu neuen Währungssystemen, abgesehen). Andererseits stand in der Zahlungsbilanz die Han-

delsbilanz noch weitaus im Vordergrund: nur einzelne Länder (hauptsächlich England) konnten einen 

Teil ihrer Einfuhr mit den dem Auslande geleisteten D i ens t en  – hauptsächlich auf dem Gebiete des 

Gütertransports – bezahlen. Auslandsanleihen wurden im wesentlichen nur zur Behebung staatsfinan-

zieller Kalamitäten aufgenommen und gewährt – ihre Zinsen mußten durch Mehrausfuhr des kredit-

nehmenden Landes bezahlt werden und förderten die innere industrielle Akkumulation des Gläubi-

gerlandes, In der gleichen Richtung wirkten gelegentliche einmalige Kapitalsübertragungen in Form 

von Kriegsentschädigungen – wie deren letzter und größter Fall, die französische Kriegsentschädigung 

von 1871, bekanntlich der Industrialisierung Deutschlands einen gewaltigen Anstoß gab. 

Mit der Entwicklung des Imperialismus änderte sich dann die Zusammensetzung und Funktion der 

Zahlungsbilanz: in dem Maße, als die noch verfügbaren Märkte enger und zwischen den imperialis-

tischen Mächten aufgeteilt wurden, spielte die Kapitalausfuhr, die dauernde Anlage großer Kapitalien 

eine wachsende Rolle als Mittel zur Gewinnung fester ausländischer Einflußgebiete – und damit zu-

gleich zur Sicherung möglichst günstiger Absatzmöglichkeiten für die Warenausfuhr des kreditge-

benden Landes. Gleichzeitig nahm die Bedeutung der Einnahmen aus Dienstleistungen an weniger 

entwickelte Länder in der Zahlungsbilanz fast aller imperialistischen Länder zu – sowohl diese 
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Einnahmen als auch ein Großteil der Zinsen für die gewährten Auslandskredite (ein Teil dieser Zinsen 

mußte gleich wieder im Schuldnerland angelegt werden) konnte zur Bezahlung eines Teiles der Ein-

fuhr verwandt werden, die deshalb in den imperialistischen Hauptländern (mit Ausnahme Amerikas, 

dessen Wirtschaft noch durch Auslandskredite entwickelt werden mußte) die Ausfuhr wesentlich 

überschritt. Man unterschied Gläubigerländer mit andauernd passiver und Schuldnerländer mit an-

dauernd aktiver Hande l sb i l a n z: die Zah l ungsb i l anz  wurde dann eben durch die Zahlungen für 

Dienstleistungen und Kapitalzinsen im Gleichgewicht gehalten. 

Denn das Gleichgewicht der Zahlungsbilanz war – von Ausnahmefällen, wo für Währungszwecke 

Goldreserven angesammelt werden mußten – der Normalzustand der kapitalistischen Wirtschaft, seit-

dem sie den merkantilistischen Kinderschuhen entwachsen war Die bürgerliche Ökonomie unter-

suchte die Zahlungsbilanz im wesentlichen als den Regu l a t o r, der das „gesunde“ Gleichgewicht 

zwischen den inneren Produktionsverhältnissen des Landes und seiner internationalen Stellung her-

stellte Mangelndes Gleichgewicht der Zahlungsbilanz bedeutete Hebung bzw. Senkung der Valuta 

des Landes über oder unter die Goldparität: die Folge war dann steigende Ausfuhr, sinkende Einfuhr 

jenes Landes, dessen Valuta unter das Normalmaß sank, Abwanderung der Kapitalien in dieses Land, 

wo sie in die größte Menge von Produktionsmitteln umgesetzt werden und [90] (wegen des Geldbe-

darfs der Exportindustrien) die größten Zinsen erzielen konnten, weiter infolge der fortschreitenden 

Teuerung Sinken der Reallöhne und der realen Zinsen der Inlandsanleihen – verminderte Produkti-

onskosten, damit erneute Förderung des Exports. Alles Momente, die geeignet waren, die aus dem 

Gleichgewicht gebrachte Zahlungsbilanz des Landes wieder in den Normalzustand zu überführen – 

vorausgesetzt eben, daß jene Schwankungen überhaupt so groß gewesen waren, daß ihr Ausgleich 

nicht einfach durch Übertragung von Goldreserven an das Gläubigerland gelang – was natürlich nur 

vorübergehend möglich war. Zugleich waren dies aber auch Momente der internationalen Anglei-

chung der inneren Produktionsverhältnisse, vor allem der Löhne (deren „übermäßige“ Steigerung zu 

Exportverminderung und Einfuhrvermehrung führen mußte) – und zwar in einem für die Bourgeoisie 

sehr nützlichen und rationellen Sinne; der Mechanismus der Zahlungsbilanz war eine der immanenten 

Harmonien der kapitalistischen Wirtschaft, die in ihrer äußeren Planlosigkeit doch immer wieder die 

normalen, d. h. die der internationalen Verhältnisse der Produktivkräfte entsprechenden Produktions-

verhältnisse herstellten. 

Die Kriegs- und Nachkriegszeit hat uns nun eine ganze Reihe von „Störungen der Zahlungsbilanz“ 

gezeigt, die in grundlegenden Veränderungen der Produktivkräfte eines Landes wie der Machtver-

hältnisse zwischen seinen Klassen so tief begründet waren, daß der Regulator einfach versagte. So 

drückte zum Beispiel die Geldentwertung, die Folge der passiven Zahlungsbilanz, die Reallöhne der 

deutschen Arbeiter zwar herab, aber nicht in dem Maße, daß die durch diese Inflationswirkung be-

dingte Exportsteigerung die Schwächungen auszugleichen vermochte, die Deutschland durch den 

Verlust wichtiger Produktivkräfte erlitten hatte und die durch die nach der Revolution verminderte 

Willigkeit des Ausbeutungsobjekts noch gesteigert wurden. Die Folge eines solchen Versagens des 

Regulators war völlige Zerstörung des Währungssystems und in weiterer Folge Zerrüttung der beste-

henden Produktionsverhältnisse: und nun konnten wir die Beobachtung machen, daß bei diesem Zer-

fallsprozeß an einem bestimmten Punkte die Quantität in Qualität umschlug, die alten Regulierungs-

gesetze einfach unwirksam wurden; sobald die Geldentwertung einen bestimmten Grad erreicht hatte 

und in ihren Konsequenzen den ganzen Kapitalismus bedrohte, führte sie nicht nur nicht zur Einwan-

derung fremden, sondern sogar zur Flucht des deutschen Kapitals, förderte sie nicht mehr den Export 

deutscher Waren, sondern lähmte ihn, indem sie jede Kalkulation unmöglich machte. Der Mechanis-

mus der Zahlungsbilanz kann mit einem Worte die Form darstellen, in der sich der Zusammenbruch 

eines kapitalistischen Systems vollzieht, das seine Grundlagen verloren hat. 

Es war daher natürlich durchaus richtig, wenn wir als Revolutionäre damals unsere Aufmerksamkeit 

auf die Gesetzmäßigkeiten von solchen, n i ch t  im Gleichgewichte befindlichen Zahlungsbilanzen 

konzentrierten. Es blieb auch solange richtig, als man mit der Möglichkeit eines Mißlingens der ka-

pitalistischen Sanierung rechnen und sich auf die daraus entstehenden politischen Folgen einstellen 

mußte – f a l s c h  war es nur, diesen Gesichtspunkt zu einer Zeit festzustellen, wo er seine Grundlage 
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verloren hatte und – solche Fälle sind noch vor kurzem vorgekommen – auf jede ungünstige Han-

delsbilanz und auf jede Börsenkrise mit inhaltslosen Prophezeiungen über den „unvermeidlichen“ 

Zusammenbruch des Gleichgewichts und der Währung zu reagieren. 

Als nach der politischen Niederwerfung des deutschen Proletariats das internationale Finanzkapital 

durch Gewährung von Krediten der deutschen Bourgeoisie eine Atempause zur Neuregelung der in-

neren und äußeren Wirtschaftsbeziehungen gewährte, im Dawesplan die internationalen Zahlungs-

verpflichtungen Deutschlands vorläufig regulierte, stand auch die Frage der Zahlungsbilanz anders. 

Die Frage, ob es gelingen werde, das Gleichgewicht irgendwie herzustellen, war durch die Möglich-

keit des Ausgleichs eines Defizits mit Hilfe von Auslandskrediten jedenfalls s o l ange  gelöst, als das 

Interesse der ausländischen Geldgeber an der Vermeidung [91] revolutionärer Zuspitzung in Deutsch-

land jedes andere überwog – und solange andererseits der Widerstand des deutschen Proletariats ge-

gen die Auswirkung der kapitalistischen Stabilisierung nicht stark genug war, um den Geldgebern 

ernste Zweifel an der Sicherheit ihrer deutschen Anlagen einzuflößen. Was übrig blieb, war die fi-

nanztechnische Frage der Ar t  der Beschaffung dieser Kredite. Das war aber nicht unse r e  revoluti-

onäre Fragestellung: die Entscheidung über das Schicksal Deutschlands lag – sobald einmal die Vo-

raussetzungen zunächst ziemlich unbegrenzter Kapitalzufuhr geschaffen waren, nicht in den Ver-

handlungszimmern, wo die Bedingungen der Auslandsanleihen verhandelt wurden, sondern in den 

Betrieben, wo sich die Arbeiter mit den Auswirkungen der kapitalistischen Stabilisierung auseinan-

dersetzen mußten. 

Denn es war klar, daß die Zeit der praktisch unbegrenzten ausländischen Kapitaleinfuhr nur ein kür-

zeres oder längeres Übergangsstadium bilden, spätestens mit dem Ende der amerikanischen Hoch-

konjunktur abschließen mußte. Auf l ange  Sicht konnte man sich eine gewisse Vorstellung einerseits 

über den möglichen Umfang der ausländischen Kapitaleinfuhr nach Deutschland, andererseits über 

die zur Ermöglichung der deutschen Warenausfuhr notwendige Kapital aus f uh r, damit aber auch 

über die sich aus diesen Anlagen ergebenden Zinsbewegungen bilden – während die Reparationsver-

pflichtungen bis auf weiteres durch den Dawesplan festgelegt waren. Un te r  d i e sen  Vor aus se t -

zungen  mußte offenbar die deutsche Warenausfuhr zur Einfuhr in ein bestimmtes Verhältnis ge-

bracht werden, wenn die Deckung der Reparationslasten und des Zinsendienstes der Auslandsanlei-

hen ermöglicht werden sollte. Un te r den  du rch  den  Ver sa i l l e r  Ve r t r ag  bes t i mm t en  und 

zunächst als gegeben anzugebenden internationalen Machtverhältnissen setzte eine derartige Steige-

rung der deutschen Ausfuhr einen wachsenden Druck auf das deutsche Proletariat zur Vermehrung 

des Ausbeutungsgrades der Arbeit und damit zur Verbesserung der Exportmöglichkeiten voraus, des-

sen Stärke wieder wesentlich von der Gestaltung der Zahlungsbilanz abhing. Von der Stärke der so 

bedingten Unternehmeroffensive, von der Stärke der durch sie geweckten proletarischen Wider-

standskräfte hängt es aber ab, ob eine feste Fundierung der deutschen Stabilisierung möglich wird, 

hängt es ab, ob die Auslandskredite, ungehemmt durch die Angst der Geldgeber vor revolutionären 

Erschütterungen, Deutschland eine längere Atempause ermöglichen, hängt somit auch die Grund-

frage ab, ob und wann wir die vorige Fragestellung, die der Zerfallsbedingungen des deutschen Ka-

pitalismus, wieder aufnehmen können. In diesem Sinne kann man sagen, daß nach der erfolgten Sta-

bilisierung die Frage der Zahlungsbilanz für uns vor allem zur Frage ihrer i nne r deu t s che n klas-

senmäßigen Voraussetzungen wurde. 

Natürlich besteht diese Fragestellung auch heute durchaus zu Recht – aber sie ist nicht mehr die allein 

wesentliche. Mit der – sei es auch zunächst auf vorübergehende Auslandshilfe begründeten – Konso-

lidierung des deutschen Kapitalismus, mit den ersten großen Erfolgen der Unternehmeroffensive hat 

sich auch die internationale Machtposition der deutschen Bourgeoisie gehoben: wenn der Dawes-

Plan einen Niederschlag der internationalen Kräfteverhältnisse unmittelbar nach der Niederwerfung 

der deutschen Revolution gegeben hatte, so entspricht er heute zweifellos nicht mehr den be s t e -

henden  Kräfteverhältnissen, so wenig, wie der Versailler Vertrag. Damit aber hat sich die Stellung 

der deutschen Bourgeoisie zu den Fragen der Zahlungsbilanz grundlegend geändert: ihre Aufgabe 

besteht nun nicht mehr einfach darin, un t e r  den  gegebenen  Vor aus se t zungen  des Versailler 

Vertrags und des Dawes-Plans auf dem Wege der Unternehmeroffensive ein Gleichgewicht der 
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Zahlungsbilanz herzustellen – sie kann und muß vielmehr bestrebt sein, dieses Gleichgewicht auf 

dem für sie günstigsten Niveau zu erreichen und zu diesem Zwecke j ene  Vor aus se t zungen  z u  

ände r n. Die Revision der den heutigen Machtverhältnissen nicht mehr entsprechenden Verträge [92] 

ist praktische Frage der deutschen Außenpolitik geworden und von ihrer Lösung hängt im wesentli-

chen auch die zukünftige Gestaltung der deutschen Zahlungsbilanz ab. Die Machtmittel, die die deut-

sche Bourgeoisie im Kampfe um diese Revision einzusetzen hat, sind durch den erreichten Grad der 

kapitalistischen Konsolidierung gegeben und ihrer Größe nach bestimmt: die R i ch t un g, in der diese 

Macht eingesetzt wird, hängt wesentlich von der Einsicht der deutschen Bourgeoisie in ihre Klassen-

interessen ab. Die Betrachtung der Zahlungsbilanz ist für sie zur Methode geworden, zu untersuchen, 

welche Elemente dieser Bilanz am veränderungsbedürftigsten sind, zur Korrektur welcher Posten die 

vorhandenen wirtschaftlichen und politischen Machtmittel eingesetzt werden sollen, um das im Sinne 

der deutschen Bourgeoisie bestmögliche Ergebnis zu erzielen. Und da solche Korrekturen natürlich 

nur im Kampfe mit anderen imperialistischen Mächten möglich sind, die Möglichkeit und Notwen-

digkeit neuer Kriege und Katastrophen in sich schließen, ist es unse re  Aufgabe, um die Politik 

unseres Klassenfeindes und die sich aus ihr ergebenden revolutionären Möglichkeiten zu verstehen, 

die Zahlungsbilanz auch von d i e se r  Seite zu studieren, 

* 

Die Zuspitzung der revolutionären Lage in China  
Von A s i a t i c u s  

I. Der Imperialismus als „Zuschauer“ des Kampfes zwischen  

Revolution und bürgerlichem Militarismus 

Der hervorstechendste Zug der gegenwärtigen machtpolitischen Verhältnisse in China ist die Festi-

gung der imperialistischen Positionen infolge der Niederhaltung der revolutionären Kräfte, vor allem 

in dem Machtbereich der Kuomintang-Generale. Äußerlich betrachtet ist die Macht des Imperialis-

mus jetzt wiederum so befestigt, wie sie in den letzten Jahren der Auflösung und des Zerfalls der 

Mandschu-Dynastie vor ihrem Sturz und der Errichtung der Republik von 1911 war. Der wesentliche 

Unterschied zwischen damals und heute besteht aber darin, daß während damals der Imperialismus 

sich in einer Zeit der stürmischen kapitalistischen Expansion befand, er heute an die wirtschaftliche 

Ausdehnung seiner Positionen in absehbarer Zeit nicht einmal denken kann. Aber machtpolitisch ist 

er sozusagen „der ruhende Pol in der Erscheinungen Flucht“, und das um so mehr, je größer die 

Gegensätze innerhalb des feudal-bürgerlichen Militarismus, je heftiger und ununterbrochener ihre 

Bürgerkriege untereinander sind und je katastrophaler der Zerfallsprozeß gerade im Lager der 

Kuomintang ist. 

Der Imperialismus hat nichts von seinen bisherigen politischen Positionen in China verloren. Auch 

die letzten Jahre der gewaltigsten revolutionären Anspannungen haben ihn aus seinen Positionen 

nicht zu werfen vermocht. Umgekehrt, auch jene Zusammenfassung Süd- und Mittelchinas unter die 

einheitliche Leitung der Kuomintang, die eine Zeitlang, als hinter ihr noch die Kräfte der nationalen 

Revolution standen, besonders den britischen Imperialismus zum Rückzug gezwungen haben, hat 

sich inzwischen wieder aufgelöst in die früheren Bestandteile, ja sogar noch darüber hinaus immer 

mehr zersplittert. Man vergegenwärtige sich: mit welchem Haß stand die Hongkonger Regierung 

früher der Kuomintang in Kanton gegenüber, während sie gegenwärtig mit der Herrschaft Litaisuns 

in Kanton durchaus zufrieden ist. Vor kaum einem Jahr mußte England sich die Rücknahme der eng-

lischen Konzession in Hankau gefallen lassen und so de facto vor der Wuhan-Regierung in der Frage 

der Unantastbarkeit der Konzessionen kapitulieren. Heute hat England keine Veranlassung, der Ge-

neralsmacht in Wuhan feindlich gegenüberzustehen. Und schließlich auch in Schanghai ist es nicht 

lange her, daß der englische Imperialismus [93] die Stadt nach allen Richtungen befestigen ließ und 

eine richtige Kriegsfront zur Verteidigung von Schanghai bilden mußte. Es gab wohl niemals solch 

einen Zustand der engen Zusammenarbeit, wie er jetzt zwischen dem britischen Verwaltungsrat von 

Schanghai und der dortigen chinesischen Generalsmacht, natürlich gegen die nationalrevolutionäre 

Bewegung, hergestellt ist. Die Frage der Abschaffung der Ungleichen Verträge, der Rückgabe der 
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Konzessionen, der Befreiung der Zollverwaltung aus englischen Händen usw. kann heute wieder mit 

einer Handbewegung vom Imperialismus abgetan werden. Der Imperialismus kann wieder auf den 

fortgesetzten Bürgerkrieg hinweisen, auf die Machtlosigkeit der sogenannten Pekinger „Zentralregie-

rung“ oder der Nankinger „Nationalregierung“ oder der anderen lokalen Regierungen, um zu bewei-

sen, daß es in China ja nicht einmal eine Regierungsmacht gibt, mit der man über diese Fragen ver-

handeln könnte. 

Gleichzeitig aber ist es charakteristisch, daß der Imperialismus selbst seiner so befestigten Position 

gar nicht traut. Früher war es üblich, daß in einer solchen Lage von den imperialistischen Mächten 

bzw. ihren „friedlichen Geschäftsleuten“ neue Kapitalinvestitionen gemacht, Betriebe eröffnet und 

erweitert, Anleihen an die Generalsgruppierungen im Ausland für entsprechende Konzessionen ge-

geben wurden. Heute halten sie ihre Taschen zu und beschränken sich auf die Zuweisung der Reste 

aus den Zolleinnahmen an die lokalen chinesischen Generale. Lediglich in der Mandschurei kann 

Tschangtsolin noch mit Japan erfolgreich über Anleihen gegen Verpfändung von Eisenbahnen usw. 

verhandeln, weil die japanische Macht in der Mandschurei so befestigt und gesichert ist, daß sie nicht 

allein auf den Schutz Tschangtsolins und seiner Horden angewiesen ist. 

Aus dieser Haltung des Imperialismus geht schon hervor, daß er die Befestigung seiner Positionen 

als außerordentlich vorübergehend betrachtet und daß gleichzeitig von ihm jene Kräfte in Betracht 

gezogen werden, die zwar noch von dem feudal-bürgerlichen Militarismus niedergehalten, jedoch 

immer stärker und immer drohender sich zur Erhebung gegen sie anschicken. Die Welle der Bauern-

aufstände in den verschiedensten Teilen Chinas war noch nie so stark wie gegenwärtig. In einer gan-

zen Reihe der südlichen Provinzen ist das Dorf im Aufruhr, und fortgesetzt müssen Strafexpeditionen 

der Generale zur Herstellung der „Ordnung“ ausgesandt werden, wobei sehr oft, wie z. B. in Kwan-

tung, in Teilen von Kiangsi, von Hupeh und Hunan, ein Zustand von gleichzeitig nebeneinander be-

stehenden Teilen unter militärischer Diktatur und Gebieten unter Herrschaft der Aufständischen 

schon seit längerer Zeit fortdauert. In den Städten durchlebt die Arbeiterklasse Zeiten des schärfsten 

Terrors. Kanton mit dem Rachefeldzug der Generale gegen die aufständischen Arbeiter ist der kras-

seste Fall, aber keine Ausnahme. Dieselbe Verfolgungswut wie in Kanton herrscht in Schanghai, in 

Wuhan, Tsingtau, Peking usw. Trotz dieses Terrors gelingt es dem Militarismus und den imperialis-

tischen Konzessionsverwaltungen nicht, die Streikwelle einzudämmen oder die Gewerkschaften zu 

vernichten. Erst vor kurzem wurde aus Schanghai gemeldet, daß die chinesische Handelskammer 

wieder einmal die Unterdrückung der Gewerkschaften verlangt hat, da sie trotz des Verbots nach wie 

vor beständen und die Arbeiter „aufhetzten“. Die imperialistischen Pressevertreter senden in ihre 

Heimatländer fortgesetzt Berichte über die drohende Gärung in allen Teilen Chinas, über eine Zu-

spitzung der Klassengegensätze und über Formen des Hasses und des Kampfes gegen den Militaris-

mus, die vom unmittelbaren Bevorstehen neuer großer Auseinandersetzungen zeugen. Es pflegt sonst 

nicht die Aufgabe dieser Berichterstatter zu sein, wenn nicht in der Tat neue revolutionäre Ausbrüche 

sich vorbereiten. 

Aber wenn auch diese Berichte nicht vorlägen, so ist doch klar, daß die wachsenden revolutionären 

Kräfte, von deren Stärke und Tiefe gerade die Aufstandsbewegung auf dem Lande zeugt, und die 

noch niemals [94] vielleicht von der Diktatur der reaktionären Generale soviel zu erdulden hatte, sich 

zu neuen Kämpfen sammeln müssen. Wieder einmal lautet das unmittelbare Ziel: Gegen den reakti-

onären Militarismus. Und wie seinerzeit vor den Massenerhebungen, die die Mandschu-Dynastie mit 

einem Schlage wegfegten, so können auch jetzt die imperialistischen Berichterstatter melden, daß die 

Bewegung sich „sonderbarerweise nicht gegen die Ausländer“ richte. 

Alle Kämpfe der letzten Monate, in den verschiedensten Teilen Chinas, gelten nu r  den Machtpositi-

onen des reaktionären Militarismus. Diese Erscheinung ist von besonderer Bedeutung, weil sie nicht 

allein wie früher vom Haß gegen den halbfeudalen Militarismus des Nordens zeugt, sondern viel 

stärker gerade in dem Machtbereich des Kuomintang-Militarismus zum Ausdruck kommt. Das sind 

die Gebiete, wo der Imperialismus die stärksten politischen und wirtschaftlichen Positionen inne hat 

und wo auch immer die Vorposten des antiimperialistischen Kampfes waren. Nun richtet sich dort 

die Wut der kämpfenden Volksmassen gegenwärtig nicht unmittelbar gegen den Imperialismus, 
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sondern gegen den Militarismus. Zwischen ihm und den revolutionären Kräften wird gegenwärtig ein 

Kampf auf Tod und Leben unter den grausamsten Formen der gegenseitigen Abrechnung geführt. 

Auf die massenhaften Hinrichtungen der revolutionären Arbeiter in den Städten, antworten die auf-

ständischen Bauern mit den in Massen abgemähten Köpfen ihrer Gutsbesitzer und Militaristen. Der 

Imperialismus ist hier äußerlich der „Zuschauer“; aber er denkt nicht daran, sich damit zu beruhigen, 

daß die Kämpfe nur innerpolitischen Charakter zwischen den Klassen in China selbst tragen und 4 aß 

sie sich nicht gegen die Ausländer richten. Denn gerade diese Erscheinung ist das Anzeichen von 

nahe bevorstehenden größeren Erhebungen der wachsenden revolutionären Kräfte gegen den aufs 

äußerste verhaßten Militarismus als das Werkzeug der imperialistischen Unterdrückung. 

II. Die Bürgerkriegsfronten – Der halbfeudale und der bürgerliche Militarismus 

Welcher Unterschied besteht nun gegenwärtig zwischen dem nördlichen sogenannten ha l b feuda -

l e n  Militarismus Tschangtsolins und seines Anhangs von Untergeneralen und verbündeten militäri-

schen Gruppierungen und dem sogenannten bü rge r l i chen  Militarismus von Süd- und Mittelchina, 

der unter der Fahne der Kuomintang seine Diktatur ausübt? Der Kampf zwischen den beiden Haupt-

richtungen des reaktionären Militarismus ist nur vorübergehend unterbrochen. In Nordchina stehen 

die Kriegsfronten einerseits von Tschangtsolin und Tschangtsuntschang und anderseits von Fen-

gyuhsiang und Yenschisan, dem Schansi-General, mit eingegrabenen Positionen gegeneinander. Der 

strenge Winter in Nordchina erzwang einen faktischen, wenn auch nicht ausgesprochenen Waffen-

stillstand zwischen den beiden Kriegsfronten. Gleichzeitig werden aber von beiden Seiten Vorberei-

tungen zur Fortsetzung des Bürgerkriegs getroffen. sei es durch Ergänzung des Munitions- und Trup-

penbestandes, sei es durch offene Kriegsmanöver. Gleichzeitig kündigt Tschangkaischeck seine Teil-

nahme an dem Krieg gegen Tschangtsolin an. Ist auch diese Ankündigung vorläufig nur eine Phrase, 

die im Widerspruch steht zur Lage in den Kuomintanggebieten, wo die Generale alle Hände voll zu 

tun haben mit der Verfolgung der revolutionären Bewegung, so steckt doch dahinter die Notwendig-

keit für die Generale der Nankingregierung, in dem Kriege, der sich in unmittelbarer Nähe ihrer Ge-

biete abspielt, eine vorbereitende Position zu beziehen. Auf alle Fälle steht gegenwärtig e i ne  neue  

Bür ge r k r i egswe l l e  bevor, und zwar wieder einmal zwischen den Generalen der unmittelbar an 

den Machtbereich Tschangtsolins und Tschangtsuntschangs grenzenden Provinzen einerseits und den 

letztgenannten Generalen anderseits. Der Krieg gegen die nördlichen Generale wird aber jetzt haupt-

sächlich von Fengyuhsiang und Yenschisan bestritten, wäh r end  d i e  e i gen t l i chen  Ar m een  

de r  Kuom i n t ang  a n  [ 95] d i e sem  Kr i eg  n i ch t  t e i l nehm en  könne n. Aber auch diese ste-

hen nicht abseits des Bürgerkriegs, sondern liegen teils in offener Fehde untereinander oder führen 

den Bürgerkrieg gegen die Arbeiter und hauptsächlich gegen die aufständischen Bauern. 

China läßt sich jetzt also auch in bezug auf den Charakter der Bürgerkriege scharf in zwei Teile 

trennen. Die Kämpfe in Nordchina tragen gegenwärtig nicht mehr den Charakter, den sie zur Zeit der 

Nordexpedition hatten. Es ist kein Kampf zwischen revolutionären und konterrevolutionären Kräften, 

sondern einer jener üblichen Bandenkriege der reaktionären Generale untereinander mit dem Ziel, für 

jede der teilnehmenden Kriegsparteien und auch für die sogenannten „Verbündeten“ innerhalb der 

Kriegsparteien ihr Machtgebiet zu erweitern und vor allem Peking, die Stadt der Zentralregierung, in 

die Hand zu bekommen bzw. zu verteidigen. Es handelt sich da um Gebiete, abgesehen von einzelnen 

sehr seltenen Industriepunkten, wo auch die ausländischen Industriellen unbedingt vorherrschend 

sind, um die rückständigsten Gebiete Chinas, die eigentlichen Domänen des halbfeudalen Großgrund-

besitzes und der reaktionären Despotie. Zwischen den Kriegsfronten in Nordchina ist nur insofern zu 

unterscheiden, als hinter Tschangtsolin gan z o f f e n imperialistische Mächte stehen, von derben zum 

Beispiel Japan entschlossen ist, die Mandschurei auch nur gegen jeden militärischen Umsturz, der 

seine Interessen bedroht, mit bewaffneter Macht zu verteidigen. Fengyuhsiang und Yenschisan kön-

nen aber den Kampf mit Tschangtsolin wagen, ohne mit Japan zusammenzustoßen, solange sie nicht 

die Mandschurei und die Provinz Schantung gefährden, d. h., sie müßten sich mit der Eroberung von 

Peking und der Zurücktreibung der Tschangteolinschen Truppen in die Mandschurei begnügen. Solch 

ein Ausgang des nördlichen Bürgerkriegs würde sogar Japan, das durch Schwächung der Positionen 

Tschangtsolins außerhalb der Mandschurei ihn um so sicherer in seiner Macht behalten kann, nicht 
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ungelegen kommen. Besonders ist das gegenüber Yenschisan der Fall, der selbst als japanfreundlich 

gilt und auch vom japanischen Imperialismus in versteckter Form unterstützt wird. Ein auch nur vo-

rübergehender Ausgang des Bürgerkriegs im Norden wird aber wahrscheinlich wie bisher, weil beide 

Kriegsfronten gegenrevolutionär sind, noch längere Zeit auf sich warten lassen, bis er dann schließ-

lich von den imperialistischen Mächten zu einem „Ende“ manövriert wird. 

De r  Mi l i t a r i sm us  im  Nor den  wi e  i n  Mi t t e l- und  Südch i na  i s t  gegenwär t i g, was  

s e i ne  Methoden zur Ausp l ünde rung  de r  M a s s e n  und  de r  N i ede r ha l t ung  de r  r evo lu -

t i onä r en  Bewegung  be t r i f f t, du r chaus  wesensg le i c h. Hier wie dort handelt es sich um 

eine brutale Despotie auf der Grundlage der völligen Rechtlosigkeit der Volksmassen. Ein Unter-

schied besteht lediglich in der klassenmäßigen Grundlage des Militarismus des Nordens gegenüber 

dem in Süd- und Mittelchina. Der nördliche Militarismus hat, gestützt auf den ha l b f euda len  

Gr oßg r undbes i t z, auf die äußerst geringe Industrialisierung, die sich dort fast ausschließlich in 

der Hand des ausländischen Kapitals befindet, und auf die geringe Bedeutung der chinesischen Bour-

geoisie, eine viel festere und selbständigere Grundlage als der in Süd- und Mittelchina. Hingegen ist 

es in Süd- und Mittelchina bereits d i e Bour geo i s i e, die neben den halbfeudalen Kräften des Lan-

des den Militarismus als ihr Machtinstrument benutzt, aber gleichzeitig, weil er nicht nur ihr Werk-

zeug ist, selbst unter seinem räuberischen Charakter zu leiden hat. Der einst nationalrevolutionäre 

Militarismus der Kuomintang hat sich inzwischen in einen ebenso parasitären und räuberischen ver-

wandelt, wie der halbfeudale Militarismus des Nordens. Daß die Kuomintang gegenwärtig ebenso-

viele Richtungen und Gruppen besitzt wie Generale mit selbständigen Raubgebieten, ist nur ein Aus-

druck dieser Tatsache, daß die „nationale“ Bourgeoisie mit dem Übergang zur Konterrevolution auch 

selbst die Macht über ihre Generale verloren hat. Was sie zusammenhält, ist die gemeinsame Angst 

vor der nationalrevolutionären Bewegung der Massen, die gerade in diesen Gebieten am stärksten 

und am drohendsten ist. 

[96] Alle diese Erscheinungen im Lager des Militarismus beweisen lediglich, wie kein einziges der 

Probleme der nationalen Revolution, auch nicht das der Vereinheitlichung von wenigstens größeren 

wirtschaftlich zusammenhängenden Gebieten, von der Bourgeoisie gelöst worden ist. Darauf stützt 

sich eben die erneut befestigte Position der imperialistischen Mächte. Die objektiv revolutionäre Lage 

hat sich auch im Verlauf der letzten Monate nicht nur nicht verringert, sondern immer mehr ver-

schärft. Und die Erfahrungen der letzten Jahre der chinesischen Revolution haben bewiesen, wie 

schnell die revolutionären Kräfte ihre Schlappen überwinden, wie sie durch immer neue revolutionäre 

Reserven verstärkt werden, diesmal besonders durch die Aufstände der Bauernschaft, wie schnell und 

wie rasch sie auf die Zuspitzung in der revolutionären Lage reagieren. Die Aufstände der Bauern-

schaft auf dem Lande und der Kantoner Aufstand der Arbeiter und Soldaten, unter den Losungen der 

Sowjets und der Führung durch das revolutionäre Proletariat, sind die Flammenzeichen für den Weg, 

den die kommenden unvermeidlichen revolutionären Kämpfe auf einer viel größeren und erweiterten 

Grundlage beschreiten werden. 

LITERATUR 

„Der Zusammenbruch der Gewerkschaftsbanken“ 

„Wrecking The Labor Banks by Wm. Z. Foster, Trade Union Educational League. 

Einer der größten Korruptions- und Finanzskandale Amerikas, an dem die namhaftesten Gewerk-

schaftsführer der Vereinigten Staaten beteiligt sind, ist erst vor wenigen Monaten aufgedeckt worden. 

Mitte 1927, auf dem Kongreß der Lokomotivführer- und -heizer-Gewerkschaft (Brotherhood of 

Locomotive Engineers and Firemen), einer der reaktionärsten und bisher wirtschaftsfriedlichsten Ge-

werkschaften in USA, mußte den ahnungslosen Delegierten die Tatsache offenbart werden, daß all 

ihre Organisations- und Spargelder fast bis auf den letzten Pfennig von ihren „Führern“ durchgebracht 

worden waren. Der Gesamtverlust beträgt 19 bis 30 Millionen Dollar und wahrscheinlich noch weit 

mehr. Die Sparbank, die Lebensversicherungsgesellschaft, die Investierungsgesellschaft der Gewerk-

schaft sind völlig zusammengebrochen, und die alten abgebauten oder kranken Lokomotivführer wer-

den von ihren Ersparnissen nichts wiedersehen. 
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Dieser Zusammenbruch ist deswegen von ganz besonderer Bedeutung, weil jene Gewerkschaft, bzw. 

die mit den Geldern der Gewerkschaftsmitglieder finanzierten „gemeinnützigen“ Unternehmungen 

stets als Musterbeispiel für den wirtschaftsfriedlichen Aufstieg der amerikanischen Arbeiterschaft 

bzw. der amerikanischen Arbeiteraristokratie, für die wachsende Beteiligung der Arbeiterschaft sel-

ber an der Geschäftsführung und den Gewinnen der kapitalistischen Unternehmungen mit völlig 

friedlichen Mitteln, ohne Klassenkampf angeführt wurde. 

An den 30 Gewerkschaftsbanken, 11 Gewerkschafts-Investierungsgesellschaften und den drei Ge-

werkschafts-Lebensversicherungsgesellschatten mit einem Kapital von mindestens 150 Millionen 

Dollar hatte die Lokomotivführer-Gewerkschaft den größten Anteil gehabt. Der „Trade Union Capi-

talism“ (Gewerkschaftskapitalismus) hat sich aber lediglich als ein glänzendes Geschäft für die wirt-

schaftsfriedlichen Gewerkschaftsführer und ihre Geschäftsfreunde erwiesen, während die Illusion 

„Labor is becoming Capitalism“ (d. h.. daß die Gewerkschaften die Macht über das Kapital bekom-

men) unter den amerikanischen Lokomotivführern, bisher eine der reaktionärsten Arbeitergruppen 

mit der Ideologie der Arbeiteraristokratie, wohl gründlich zerstört worden ist. 

In der Schrift von Foster werden die Tatsachen der Korruption der Gewerkschaftsführer, der Beste-

chungen, der Spekulationsgeschäfte, das verschwenderische Leben jener „Führer“ in gedrängter 

Form an Hand des Kongreßberichts mitgeteilt. Die deutschen reformistischen und ebenfalls dem re-

volutionären Klassenkampf feindlich gesinnten Gewerkschaftsführer werden wenig Neigung haben, 

auch in diesem Falle die Aufmerksamkeit der deutschen Arbeiterschaft auf ihr „Musterland“ USA zu 

lenken. Denn hier offenbart sich, wie eng Arbeitsgemeinschaft und wirtschaftsfriedliche Politik ge-

genüber den Unternehmern mit übelster Korruption und reiner Geschäftspolitik der Gewerkschafts-

führer verbunden sind. Gerade deswegen verdienten die von Foster mitgeteilten Tatsachen auch in 

einer deutschen Übersetzung die weiteste Verbreitung. G. Reimann. 

[97] 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 15. Februar 1928 ⁕ Heft 4 

Zwischen den Schlachten 

ck. „Frankreich ist nicht glücklich, solange es noch eine Spur der Verstümmelung trägt, die ihm de-

mütigende Verträge zugefügt haben“, schrieb ein französischer Politiker 1830, als die endgültige 

Verjagung der Bourbonen das kurze Zwischenspiel des Bürgerkönigtums einleitete. Abgeschlossen 

wurde diese Periode durch die Februarrevolution 1848, die in ganz Europa die Heilige Allianz der 

Reaktion aus dem Sattel hob. Nur das feudal-absolutistische Bollwerk des Zarismus blieb stehen, und 

Marx und Engels forderten den revolutionären Volkskrieg gegen Rußland. 

Der Februaraufstand 1848 war die Quittung für den innen- und außenpolitischen Bankrott aller 

Mächte der Vergangenheit, die nach der Restauration von 1815 Gelegenheit hatten, zu beweisen, ob 

sie den Sinn der großen französischen Revolution verstanden hatten. Sie fielen im Examen durch, 

keine reaktionäre Klasse vermag über ihren eignen Schatten zu springen. Es bedurfte einer zweiten 

Revolution, um die wichtigsten feudalen Schranken aus dem Wege zu räumen, die der Entwicklung 

des Kapitalismus und der Bourgeoisie im Wege standen. 

Die gegenwärtige deutsche Republik ist ebenso wie der französische Staat nach 1815 das Ergebnis 

eines verlorenen Krieges und einer niedergeschlagenen Revolution. Und diese Niederlage erfolgte, 

bevor die revolutionären Kräfte sich voll entfaltet hatten, sie war nicht das Ergebnis einer Erschöp-

fung der revolutionären Gewalten, sondern die Folge ihres Versagens. Die Wurzeln des neudeutschen 

Imperialismus sind dieselben, aus denen das wilhelminische Zeitalter seine Säfte sog. So wurde auch 

die reaktionäre Junker- und Ständeherrschaft nach 1813 in Preußen auf neu gebügelt, ohne daß sie 

dadurch wieder ein brauchbares Kleidungsstück wurde. Die Heilige Allianz von heute, der Völker-

bund, entstand nur zum Teil auf den Trümmern der niedergeschlagenen Revolution, diese lebt und 

herrscht noch in Sowjetrußland, und der Völkerbund ist das Instrument, das ihre Niederwerfung vor-

bereiten und organisieren soll. 

Der soziale Charakter der bürgerlichen Klassenherrschaft treibt die deutsche Bourgeoisie an die Seite 

der Völkerbundsmächte, England und Frankreich, sie sieht die einzige Möglichkeit, eine größere 

Machtstellung zu erringen, darin, bei der Verteilung des Felles dabei zu sein. Aber der Bär ist noch 

nicht erlegt und wird nicht erlegt werden. Die nationalen Töne der deutschen Außenpolitik sind nichts 

als das Geheul des Kettenhundes, der seinen Herrn daran erinnert, daß man ab und zu durch einen 

Extrabissen seine Wachsamkeit belohnen muß. Und in ihrem Stresemann hat die deutsche Bourgeoi-

sie den Mann gefunden, der es versteht, das Konzert auf die richtige Lautstärke zu bringen. Nicht zu 

laut, um die „Feindmächte“ von gestern nicht zu erschrecken – der Deutschnationale Freytagh-Lo-

ringhoven vergaß etwas dieses Gesetz neudeutscher Diplomatie, nicht zu leise, weil es sonst nicht 

gehört und beachtet wird – die pazifistischen Stilübungen Breitscheids und Wirths, [98] obwohl völlig 

im Einklang mit den Wegen und Zielen des neudeutschen Imperialismus, betonen etwas schwächer, 

als die deutsche Bourgeoisie wünscht, das aktive Auftreten der deutschen Außenpolitik, durch die der 

deutsche Kapitalismus die neugewonnene ökonomische Macht in politische Macht ummünzen will. 

Eine selbständige deutsche Außenpolitik kann es in dieser Situation nicht geben. Die scharfe Zuspit-

zung des englisch-russischen Gegensatzes hat dazu geführt, daß die deutsche Bourgeoisie den Weg 

nach Rapallo verließ und in die Sackgasse von Locarno geriet, in der man sich mit kleinen Geschen-

ken begnügen muß – und das Verlangen nach rascherer Räumung des Rheinlandes ist die Bitte um ein 

solches Geschenk, mit dem die deutsche Außenpolitik vor den Wahlen das unzufriedene Volk über 

das Manko ihrer bisherigen Mitarbeit im Völkerbund hinwegzutäuschen versucht. Während die fran-

zösische Regierung dem englischen Koalitionsgenossen gegenüber größere Selbständigkeit wahrt 

und als Gegengewicht gegen die englisch-italienische Mittelmeerkoalition in letzter Zeit mit dem Ab-

schluß eines französisch-russischen Vertrages kokettiert, ohne deshalb daran zu denken, ernsthaft den 

Boden der Völkerbundspolitik verlassen zu wollen, vermag die deutsche Regierung ihre Wünsche an 

die französische Adresse nur durch eine Verbeugung vor dem englischen Imperialismus zu verstärken 
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– die verschiedenen Tonarten, in der Briand und Stresemann sich über die Beziehungen zu Sowjet-

rußland äußerten, waren bezeichnend in dieser Richtung. Das Streben des deutschen Imperialismus 

nach stärkerer machtpolitischer Bedeutung führt schrittweise zu einer Außenpolitik, die immer mehr 

an die wilhelminischen Traditionen anknüpft; nur mit dem Unterschied, daß ihre beunruhigende Wir-

kung nicht in selbständigem Auftreten, sondern in der Beschleunigung des englischen Aufmarsches 

gegen Sowjetrußland besteht. Hinter den öligen Friedensphrasen Stresemanns verbirgt sich der wach-

sende Wille und die wachsende Bereitschaft der deutschen Bourgeoisie, die Landsknechtsrolle im 

heiligen Kreuzzug der Mächte des Privateigentums gegen Sowjetrußland zu übernehmen. 

Dieser reaktionären Außenpolitik gesellt sich eine Innenpolitik, die ohne jeden fruchtbaren, in die 

Zukunft weisenden Gedanken nur die Verstärkung der sozialen und politischen Ausbeutung und Un-

terdrückung zu erzielen vermag. Spielball der verschiedenen großkapitalistischen Interessentengrup-

pen in der Durchsetzung der Gesamtinteressen der deutschen Bourgeoisie an der Vereinheitlichung 

und Rationalisierung des Staatsapparats gehemmt durch die Unfähigkeit der Schaffung eines Aus-

gleichs zwischen zentraler Machttendenz und partikularistischer Beschränktheit, wirtschaftlich ba-

siert auf einer Lastenverteilung zwischen großkapitalistischer Monopolorganisation und werktätiger 

Bevölkerung, die das Feuer der revolutionären Erbitterung immer neu erzeugt, ist die deutsche Nach-

kriegsrepublik der klassische Beleg dafür, daß eine verpfuschte Revolution ein verpfuschtes Jahr-

zehnt bedeutet. Daß es kein Jahrhundert werden kann, dafür zeugt der ungebrochene Wille zum re-

volutionären Kampfe im Kern des deutschen Proletariats, das sich in den Niederlagen der vergange-

nen Jahre stählte und neuformierte, dafür sorgt der wachsende Druck der Reaktion, die steigende 

Kriegsgefahr, das Herannahen weltpolitischer Konflikte, aus denen ein ökonomisch und politisch im 

Sinne des Sozialismus umgestaltetes Europa hervorgehen muß. Dafür sorgt vor allen Dingen die le-

bendige Flamme der proletarischen Revolution, deren Herd, Sowjetrußland, von der europäischen 

Reaktion in zehn Jahren nicht ausgelöscht [99] werden konnte. Und jeder Versuch, ihn zum Ersticken 

zu bringen, wird nur bewirken, daß das Feuer weitergreift. 

Die Arbeiter der Pariser Vorstädte, die vor achtzig Jahren in den Straßen von Paris Barrikaden bauten, 

an denen die Herrschaft der Heiligen Allianz zerschellte, kämpften nicht dafür, an Stelle der feuda-

listischen Gewalten die Herrschaft der Bourgeoisie zu errichten. Sie vermochten damals nicht, ihre 

eigenen Klassenziele zu verwirklichen. Die Zeit war noch nicht reif für einen Sieg der Arbeiterklasse. 

Jetzt ist sie reif! 

* 

Zum 80. Geburtstag des Kommunistischen Manifestes  
Von H e r m a n n  D u n c k e r  

Im Februar 1928 werden es 80 Jahre, daß das Kommunistische Manifest, die wichtigste Urkunde der 

revolutionären Arbeiterbewegung, in London veröffentlicht wurde*). 

Diese Schrift, die in der Geschichte des Sozialismus den Wendepunkt vom utopischen zum wissen-

schaftlichen Sozialismus darstellt, verdient immer wieder eingehendstes Studium. Wo man anpackt, 

springt ja ihre aktuelle Bedeutung – auch heute, nach 80 Jahren – hervor. Da erscheint es auch von 

größtem Interesse, in die Entstehungszeit, gewissermaßen in die Werkstätte des Kommunistischen 

Manifestes etwas hineinzuleuchten**). 

Eine „lückenlose Schilderung der Vorgänge, welche die Entstehung des Marx-Engelsschen Manifes-

tes gezeitigt haben“ – wie sie Grünberg***) zu besitzen glaubt – ist leider doch noch nicht vorhanden. 

 
*) Merkwürdigerweise erschienen schon im November vorigen Jahres einige Gedenkartikel zum 80. Geburtstag. Emp-

fängnis und Geburt ist aber doch wohl zweierlei. Im November 1847 hatte nur Engels seinen Vorentwurf „Grundsätze 

des Kommunismus“ fertiggestellt. Das „Manifest , selbst befand sich da zweifellos noch in völlig embryonalem Zustand. 
**) Wir benutzen in folgendem einige Partien unseres V o r w o r t s zu E n g e l s „G r u n d s ä t z e  d e s  K o m m u n i s m u s“. 

Diese Engelssche Schrift wird mit einem umfangreichen Anhang: „Aus der Entstehungszeit des Kommunistischen Ma-

nifestes“, in der Reihe der Elementarbücher des Kommunismus, als 11. Band, in wenigen Tagen erscheinen. 
***) Siehe Grünberg: „Die Londoner kommunistische Zeitschrift“ und andere Urkunden aus den Jahren 1847148, Leipzig 

1921, Seite 3. 
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Immerhin sind an der Hand des Engelsschen Vorentwurfs, des Marx-Engelsschen Briefwechsels aus 

dem Jahre 1847 sowie einiger Veröffentlichungen der Zentralbehörde des Bundes der Kommunisten 

aus den Jahren 1846 und 1847 wenigstens die Hauptstadien bis zur Herausgabe des Kommunistischen 

Manifestes nachzuweisen. 

Den Ausgangspunkt bildete de r  Wunsch  de r  Zen t r a l behö r de  nach „einem einfachen kom -

m un i s t i s chen  Gl aubensbekenn t n i s“. In der Bundesadresse vom November 1846 (s. E. 

Drahn, „Zur Vorgeschichte des Kommunistischen Manifestes“ in der „Neuen Zeit“, 1919, 37. Jahrg., 

2. Bd., Seite 132) heißt es: „Anfangs glaubte man, durch Aufstellung kommunistischer und sozialer 

Systeme wirken zu müssen, aber bald sah, man ein, daß man einen falschen Weg eingeschlagen hatte, 

und glücklicherweise ist man jetzt so ziemlich von dieser Systemkrämerei zurückgekommen, dessen-

ungeachtet ist noch keine Einigkeit da, unser Verhältnis zur religiösen Partei sowie zu der radikalen 

Bourgeoisie ist noch nicht klar erkannt, e i n  e i n f aches  kom m uni s t i s ches  G l aubensbe -

kenn t n i s, da s  a l l en  zu r  R i ch t s chnu r  d i enen  könn t e, noch nicht aufgestellt.“ 

[100] Im französischen Sozialismus war schon verschiedentlich der jeweilige Gedankeninhalt einer 

sozialistischen Doktrin in Katechismusform als Glaubensbekenntnis niedergelegt worden*). 

Wohl um den Gegensatz zur religiösen Gefühlswelt recht offensichtlich zum Ausdruck zu bringen, 

wählte man gern die Form, die aus der kirchlichen Liturgie volkstümlich geworden war. Das ent-

sprach zugleich den in dem älteren Sozialismus aus der Zeit der Geheimbünde und Sektenverschwö-

rungen stammenden Prüfungsfragen und Aufnahmegelöbnissen, mit denen das neueintretende Mit-

glied seine theoretische Reife und persönliche Bereitschaft kundzutun hatte. Übrigens war ähnliches 

Ritual schon in den Gesellen- und Zunftbewegungen der früheren Jahrhunderte gebräuchlich gewe-

sen. Man denke auch an die Freimaurerzeremonien. Wir kennen speziell aus der älteren Epoche der 

französischen revolutionären Arbeiterbewegung, aus den Geheimbünden der „Babouvisten“ eine 

Reihe katechetischer Aufnahmeprüfungen**). 

Der Bund der Gerechten hatte die Form eines solchen Katechismus wohl von dort übernommen, und 

der innere Reifungsprozeß im Bunde drückte sich nun aus im Bedürfnis nach einer genaueren und 

umfassenderen Festlegung von Artikeln eines kommunistischen Glaubensbekenntnisses***). 

So hatte sich die Londoner Zentralbehörde des Bundes der Gerechten – wie sie sich bis Juni 1847 

noch nannte – in zwei Sendschreiben (Adressen) vom November 1846 und Februar 1847 an die Bun-

dessektionen gewandt und unter Einberufung eines Bundeskongresses nach London auf den 1. Mai 

resp. 1. Juni 1847 sechs Fragen mit entsprechendem Kommentar den Gemeinden zur Diskussion vor-

gelegt. Für die Tagesordnung des Kongresses war dann als Punkt 3 vorgesehen: „Es muß ein kurzes 

kommunistisches Glaubensbekenntnis aufgestellt werden das in allen europäischen Sprachen ge-

druckt und in allen Ländern verbreitet wird†). 

 
*) Vergl. z. B. C a b e t, „Mon credo communiste“, Paris 1841 (in deutscher Übersetzung: „Mein kommunistisches Glau-

bensbekenntnis“, Paris 1847, jetzt Neudruck bei D i e h l-M o m b e r t, Ausgewählte Lesestücke zum Studium der politi-

schen Ökonomie, XI. Band, 1, Abteilung, Karlsruhe 1920, 5. 20 bis 32. Dort auch ein „K o m m u n i s t i s c h e s  B e -

k e n n t n i s  i n  F r a g e n  u n d  A n t w o r t e n“ aus den „Rheinischen Jahrbüchern zur gesellschaftlichen Reform“, 1846, 

S. 128 bis 140) oder L a h a u t i è r e „Kleiner Katechismus der sozialen Reform“, 1839. 
**) Aus den Geheimgesellschaften der „Familien“ sind der „Jahreszeiten“ (unter Leitung Blanquis) aus den dreißiger Jah-

ren des vorigen Jahrhunderts sind solche Fragenschemata bei der Mitgliederaufnahme überliefert, Vergl. Heer, „Ge-

schichte des Sozialismus“, 4. Band, Seite 99. 
***) Auch nachdem schon das Kommunistische Manifest an die Stelle aller älteren Grundsatzformulierungen getreten war, 

sehen wir im Bund der Kommunisten die alte Katechismus-form nicht ganz aussterben. In der Fraktion Willich-Schapper 

entstand 1850 der „R o t e  K a t e c h i s m u s“, dessen Autorschaft gewöhnlich Moses Heß zugeschrieben wird und der eine 

so große Rolle im Spitzel- und Geheimbundprozeß gegen den Bund der Kommunisten spielte. (Marx’ Enthüllungen über 

den Kommunistenprozeß in Köln 1852, Neuausgabe von Mehring, 1914, Seite 97 ff., 122 und 146. Vergl. auch Zlocisti, 

„Moses Heß“, Seite 258 ff., der aber Heß nicht für den Verfasser hält.) 
†) In der Bundesadresse vom Februar 1847 klagte die Zentralbehörde: „Die Kommunisten bilden leider noch keine feste 

Partei, haben noch keine gewissen Anhaltspunkte und schließen sich daher nur zu oft da, wo sie noch nicht stark sind, 

anderen Parteien an, indem sie sagen, daß dieselben doch auch den Fortschritt wollen, und wie sie doch auch nicht zu 

ausschließend sein dürften; dieses muß anders werden; wir stehen gegenwärtig an der Spitze der Bewegung, w i r  
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Der Kongreß kam jedoch nicht zu einer Beschlußfassung in dieser Sache. Wir wissen nicht wie weit 

Engels, der als Delegierter anwesend war, wohl auch zugleich im Namen von Marx Gegenvorschläge 

gemacht hat. Sehr wahrscheinlich ist es ja, doch kennen wir diese Entwürfe nicht. Der aus den sieben 

Fragen und Antworten zusammengesetzte Entwurf eines Glaubensbekenntnisses seitens der Zentral-

behörde wurde nun erneut an die Bundesgemeinden zur Begutachtung verschickt, damit auf einem 

zweiten Kongreß am 30. November 1847 das Glaubensbekenntnis endgültig festgelegt werden [101] 

könne. In der im September 1847 von der Bundeszentralbehörde herausgegebenen ersten Nummer 

einer „kommunistischen Zeitschrift“ – sie war vom Juni-Kongreß beschlossen worden und trug be-

reits das Motto „Proletarier aller Länder, vereinigt euch“ – heißt es darüber: 

„Es war unsere Absicht, hier ein kurzes und für alle leicht faßliches kommunistisches Glaubensbekenntnis 

einzuschalten, und der Entwurf eines solchen ist auch bereits geschrieben. Da dieses Glaubensbekenntnis nun 

künftighin unserer Propaganda als Richtschnur dienen soll, folglich von der höchsten Wichtigkeit ist, hielten 

wir es für unsere Pflicht, diesen Entwurf unseren Freunden auf dem Festlande zuerst zuzuschicken, um ihre 

Ansichten darüber zu vernehmen. Sobald wir die Antwort von unseren Freunden erhalten haben, werden wir 

die nötigen Abänderungen und Zusätze machen und es in die folgende Nummer einrücken.“ 

Aus einem Brief von Engels an Marx vom 10. November 1847 (Briefwechsel, Bd. 1, Seite 78 ff.) 

sind wir über die Diskussion des Entwurfs in der Pariser Bundesgemeinde genauer instruiert. In die-

sem Kreise wirkte seit August 1846 Enge l s, der zu diesem Zwecke wieder von Brüssel nach Paris 

übergesiedelt war – Marx war ja seit 1845 aus Frankreich ausgewiesen und nach Brüssel gegangen, 

Es waren in Paris in der Hauptsache deutsche Handwerksgesellen: Schneider, die noch unter Weit-

lings*) Einfluß gestanden hatten, Möbeltischler, Gerbergesellen u. a. Als Engels nach Paris kam, ver-

suchte gerade Karl Grün, Proudhonsche Phrasen unter ihnen zu propagieren und sie für Welterlösung 

durch Arbeitsbörsen und Spargenossenschaften zu begeistern. Gegen die „Grünianer“ vor allem ging 

Engels nun scharf ins Zeug, und es gelang ihm bald, sie politisch und organisatorisch zu erledigen. 

Anfang 1847 war auch der „Kommunistenpapa“ – wie Engels nach dem Bruche ihrer früheren Be-

ziehungen den Senior der deutschen Kommunisten ironisch nannte – Moses Heß nach Paris gekom-

men. Heß hatte nun in der Abwesenheit von Engels, der von August bis Oktober 1847 nach Brüssel 

gefahren war, bei der Diskussion des Entwurfs der Zentralbehörde ein, wie Engels sagte, „gottvoll 

verbessertes Glaubensbekenntnis“ durchgesetzt. Nach seiner Rückkehr nach Paris kritisierte Engels 

es sehr eingehend und scharf und erhielt den Auftrag, „ein neues zu entwerfen“, Da Engels kurz 

darauf von der Pariser Bundessektion mit großer Majorität als Delegierter für den Londoner Kongreß 

gewählt wurde, ist anzunehmen, daß sein Entwurf die Billigung der Pariser Genossen gefunden hat. 

In einem Briefe an Marx vom 24. November 1847 (Briefwechsel Bd. 1, Seite 84), in dem Engels ein 

Zusammentreffen zur gemeinsamen Überfahrt nach London zum Kongreß verabredet, schreibt er: 

„Dienstags, abends. Überlege Dir doch das Glaubensbekenntnis etwas. Ich glaube, wir tun am besten, wir 

lassen die Katechismusform weg und titulieren das Ding: Kommunistisches M a n i f e s t. Da darin mehr oder 

weniger Geschichte erzählt werden muß, paßt die bisherige Form gar nicht. Ich bringe das hiesige mit, das ich 

gemacht habe, es ist einfach erzählend aber miserabel redigiert, in fürchterlicher Eile. Ich fange an: Was ist 

der Kommunismus? Und dann gleich das Proletariat – Entstehungsgeschichte, Unterschied von früheren Ar-

beitern, Entwicklungen des Gegensatzes des Proletariats und der Bourgeoisie, Krisen, Folgerungen. Dazwi-

schen allerlei Nebensachen und schließlich die Parteipolitik der Kommunisten, soweit sie vors Publikum ge-

hört. Das hiesige ist noch nicht ganz zur Bestätigung vorgelegt, aber ich denke, bis auf einige ganz kleine 

Kleinigkeiten, es so durchzusetzen, daß wenigstens nichts gegen unsere Ansichten drinsteht.“ 

 
m ü s s e n  d a h e r  a u c h  e i n e  e i g e n e  F a h n e  h a b e n, u m  d i e  w i r  u n s  a l l e  s c h a r e n  ... Wir sollen uns ein 

Beispiel an den englischen Chartisten nehmen, die in England an der Spitze der Bewegung stehen. Diese haben ihre sechs 

Punkte der Charte aufgestellt und erklärt: ,Wer nicht für uns ist, ist gegen uns‘ ... Wir müssen auch aufstellen, was wir 

wollen – unsere P u n k t e  d e s  K o m m u n i s m u s  – dabei fest verharren und nur noch über die Mittel beraten, w i e  wir 

am leichtesten und schnellsten zu unserem Heile gelangen können!“ 
*) Weitling hatte von 1837 bis 1841 in Paris als Schneider und als Kommunist gearbeitet und dort 1838 seine Erstlings-

schrift: „Die Menschheit, wie sie ist und wie sie sein sollte“, veröffentlicht. Gründungen von kommunistischen Speise-

anstalten sollten die neue Gesellschaft vorbereiten helfen (daher Engels’ Spottwort vom „Löffelkommunismus“ der Weit-

lingianer). 
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[102] Diese äußerst wichtige Darstellung gibt nun ziemlich sicheren Aufschluß über das nachgelas-

sene Manuskript von Engels: „Grundsätze des Kommunismus“. Es zeigt sich, daß wir in diesen Blät-

tern den Engelsschen Entwurf des Glaubensbekenntnisses von 1847 besitzen. Nur scheint es eine 

zweite Niederschrift zu sein, da in ihr an zwei Stellen (durch das Wort: „bleibt“) auf eine frühere 

Niederschrift verwiesen wird. Sehr bedauerlich ist es, daß wir den Pariser Entwurf von Heß nicht 

kennen. Zlocisti, dem wir eine eingehende Biographie von Moses Heß (Weltverlag, 1921) verdanken, 

streift nur mit einigen allgemeinen Redensarten den Heßschen Entwurf (Seite 233). Es wäre interes-

sant, zu sehen, in welcher Weise Engels über Heß hinausgegangen ist. Noch bedauerlicher ist, daß 

wir den Entwurf nicht kennen, den Marx seinerzeit für den Londoner Kongreß verfaßt hat. Wenn  

Marx überhaupt einen solchen Entwurf skizziert hat. Der Eingang des oben zitierten Engels-Briefes 

läßt das im Dunkeln. Es mochte da der Diskussionsentwurf der Zentralbehörde oder ein unter den 

Freunden erörterter Plan gemeint sein. Immerhin war Engels, wie wir sehen, mit seinem eigenen 

Werk keineswegs zufrieden. Die Katechismusform paßte ihm nicht, ebensowenig der Titel usw. 

Der Londoner Kommunistenkongreß, der vom 30. November bis 8. Dezember 1847 tagte, übertrug 

nach langer Debatte einstimmig Marx und Engels, „das Manifest der Kommunistischen Partei“ aus-

zuarbeiten. Es wurden Marx und Engels dazu auch gewisse „Dokumente“ der Bundesleitung über-

antwortet, Sie werden nicht allzuviel damit haben machen können. Die wichtigsten Vorstudien zum 

Manifest besaßen Marx und Engels bereits in ihren eigenen früheren Schriften. In dem jetzt von 

Rjazanow veröffentlichten Teil der „Deu t schen  I deo l og i e“ aus dem Jahre 1845 (Marx-Engels-

Archiv, Band 1, Frankfurt 1926, Seite 233 bis 306) findet sich eine breite wirtschaftsgeschichtliche 

Darstellung der Entwicklung des Kapitalismus, der Bourgeoisie und des Proletariats, in der die Ge-

dankengänge des ersten Abschnitts des Manifestes nachzuweisen sind. Dort auch eine Reihe weiterer 

Aphorismen, die später im Manifest wieder auftauchen*). 

Die endgültige Ausarbeitung des Manifestes, an der dann wohl Marx den größeren Anteil gehabt 

hat**) – Engels ging im Dezember 1847 nach Paris zurück – hat sich noch einige Wochen hingezogen, 

so daß sogar die Zentralbehörde durch Beschluß vom 24. Januar 1848 die Kreisbehörde Brüssel be-

auftragte, 

„dem Bürger Marx anzuzeigen, daß, wenn das Manifest der Kommunistischen Partei, dessen Abfassung er auf 

dem letzten Kongreß übernommen, nicht bis Dienstag, 1. Februar d. J., in London angekommen ist, weitere 

Maßregeln gegen ihn ergriffen werden. In dem Falle, daß Bürger Marx das Manifest nicht abfaßt, verlangt die 

Zentralbehörde augenblickliche Rücksendung der ihm vom Kongreß zugestellten Dokumente. 

Im Namen und Auftrage der Zentralbehörde: 

gez. Schapper, Bauer, Moll.“ 

Anfang Februar 1848 ist dann aber das Manifest nach London gegangen. In der zweiten Hälfte des 

Februar wurde es dort gedruckt und veröffentlicht. und wenige Tage darauf, am 24. Februar 1848, 

brach die Revolution in Paris aus, am 13. März in Wien, am 18. März in Berlin. Das Kommunistische 

Manifest selbst hatte schon in seinen Schlußzeilen prophezeit, daß „Deutschland am Vorabend einer 

Revolution steht“. Freilich konnte es auch der stärksten revolutionären Arbeit, in die sich nun die 

Leiter und Mitglieder des Kommunistenbundes überall stürzten, nicht gelingen, die Achtundvierziger 

Revolution zum „unmittelbaren Vorspiel einer proletarischen Revolution“ zu machen, wie es das 

Manifest erhofft hatte. Marx und Engels stellten bereits 1850 die ökonomischen Gründe dafür und 

für [103] die relative Stabilisierung der bürgerlichen Klassenherrschaft fest. Sie wandten sich daher 

unerbittlich gegen alle ultralinke Revolutionsspielerei, die „an Stelle der wirklichen Verhältnisse den 

bloßen Willen zum Triebrad der Revolution machen wollte.“***) 

„Mit dem Verschwinden der von der Februarrevolution datierenden Arbeiterbewegung von der öf-

fentlichen Bühne trat auch das Manifest in den Hintergrund“. So kennzeichnete Engels später die nun 

 
*) In unserer soeben erschienenen Neuauflage des K o m m u n i s t i s c h e n  M a n i f e s t e s  (1927, Seite 42) haben wir auf 

eine solche Parallelstelle von besonderer Wichtigkeit hingewiesen. 
**) Vergl. Mehring, „Karl Marx“, Seite 152. 
***) Vgl. in der Neuauflage des Kommunistischen Manifestes: Marx gegen die ultralinke Fraktion Willich-Schapper (S. 

74 bis 78). 
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folgende politische Reaktionsperiode der Fünfziger Jahre. Aber nicht lange – und das Manifest feierte 

seine Wiederauferstehung in unzähligen Neuauflagen und Übersetzungen in aller Herren Länder. Und 

endlich – 1917 – wurde sein Wort zur siegreichen Tat der russischen proletarischen Revolution und 

wiederum zur theoretischen Basis für den neuen Bund der Kommunisten, die III. Internationale. 

* 

Mehr Klarheit im Kampf gegen den Reformismus  
Von P a u l  M e r k e r  

Die Welle wichtiger Streikkämpfe bewegt sich weiter in aufsteigender Linie. Allgemein verstärkt 

sich die Aktivität der Arbeitermassen, deren Löhne trotz zahlreicher, zum großen Teil zwischentarif-

licher Lohnbewegungen nicht mit der Preisentwicklung für die Artikel des täglichen Bedarfs und erst 

recht nicht mit der gesteigerten Arbeitsleistung, die eine Folge der kapitalistischen Rationalisierung 

ist, Schritt halten. 

D i e  g r öße r e  Ak t i v i t ä t  de r  Arbe i t e r  l ö s t e  en t sp r echende  Gegenm aßnahm en  de r  

Un t e r nehm er  a u s. S i e  o r gan i s i e r en  s i ch  s t r a f f e r  und  f üh r en  d i e  Käm pf e  gegen  

i h r e  Lohnsk l aven  au f  b r e i t e s t e r  F r on t  un t e r  z en t r a l e r  Le i t un g. Sie sammeln riesige 

Fonds zur Unterstützung der von den Arbeitskämpfen betroffenen Betriebsinhaber. Ihre Geschlos-

senheit und gegenseitige Solidarität ermöglicht ihnen, solche skrupellosen Aussperrungen, wie die 

der Tabakarbeiter und der mitteldeutschen Metallarbeiter, durchzuführen. Sie gehen auf der ganzen 

Linie zum Angriff über, wie die proklamierte Stillegung der Hüttenindustrie und die von den Ruhr-

industriellen angedrohte Aussperrungsaktion zur Entlastung der mitteldeutschen Metallindustriellen 

und der zum Frühjahr beabsichtigte Lohnabbau beweisen. 

D i e  r e f o rm i s t i s chen  Gewer kscha f t s f üh r e r  un t e r s t ü t zen  dabe i  d i e  Un t e r nehm er  

du r ch  ihre a r be i t e r f e i nd l i ch e, im  Ker n  wi r t scha f t s f r i ed l i che  Po l i t i k. Sie hindern den 

Massenkampf der Arbeiter und unterstützen statt dessen die Bestrebungen der Sozialdemokratischen 

Partei zur Wiedererrichtung der Koalition mit der Trustbourgeoisie im Reich und in den Ländern. 

Eine solche arbeiterfeindliche Politik zwingt die reformistischen Führer zur verschärften Verfolgung 

der in den Gewerkschaften weiter vordringenden revolutionären Opposition. Sie versuchen damit 

einerseits den Befähigungsnachweis der Bourgeoisie gegenüber als zuverlässige Koalitionsgenossen 

zu erbringen und wollen damit anderseits rechtzeitig den Bestand der kommenden großen Koalition 

vor Erschütterungen durch große Arbeitskämpfe sichern. Noch heftigere prinzipielle Auseinanderset-

zungen zwischen den Reformisten und der revolutionären Gewerkschaftsopposition sind die Folge. 

Diese fördern die Klärung der Mitgliedermassen über den arbeiterfeindlichen Charakter der sozialde-

mokratischen Politik. Deshalb müssen sie mit aller Schärfe und Gründlichkeit durchgeführt werden. 

Un t e r  d i e sen  Um s tänden  s i nd  d i e  n i ch t  ve r e i nze l t  au f t r e t enden  nega t i ve n, op -

po r t un i s t i s chen  und  [104] de f a i t i s t i s chen  Abwe i chunge n, d i e  s i ch  i n  de r  Gewer k -

scha f t s a rbe i t  de r  Pa r t e i  a n  ve r s ch iedenen  P l ä t zen  ze i ge n, be sonde r s  bedenk l i c h. 

Sie äußern sich in einer zu schwachen Bekämpfung der reformistischen Gewerkschaftsführer und 

ihrer opportunistischen Ideologie. In dem Zurückweichen vor den Angriffen der reformistischen Füh-

rer, in der Zustimmung zu reformistischen Beschlüssen und Resolutionen, selbst zu solchen, die sich 

gegen die Kommunistische Partei oder Presse richten und den reformistischen Verbandsführern das 

Vertrauen aussprechen. Sie äußern sich weiter in dem Verzicht auf das Auftreten in wichtigen Ge-

werkschaftsveranstaltungen nach radikalen Reden oder nach der Proklamierung eines Streiks durch 

reformistische Gewerkschaftsführer, aus Besorgnis, die Arbeiter könnten das Auftreten eines Kom-

munisten unter diesen Umständen a l s  e i ne  S t ö r ung  de r  e i nhe i t l i chen  F r on t  em pf i nde n. 

In Versuchen, durch diplomatische Manöver statt durch ernste gewerkschaftliche Arbeit und zähe, 

geduldige prinzipielle Propaganda unserer Grundsätze die Massen zu gewinnen und Funktionen im 

Verband zu erobern und schließlich in der ungenügenden Bekämpfung der reformistischen Aus-

schluß- und Spaltungsmaßnahmen durch wirksame Massenmobilisation. 

Typisch sind dafür folgende krasse Beispiele: 
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1. Die Genossen in der erweiterten Ortsverwaltung des Einheitsverbandes der Eisenbahner Berlins 

stimmten einer Entschließung zu, in der es u. a. heißt: 

„Z u  d e n  i n  d e n  l e t z t e n  W o c h e n  v o n  e i n e r  s o g e n a n n t e n  O p p o s i t i o n  i n  W o r t  u n d  S c h r i f t  

e r f o l g t e n  A n g r i f f e n  g e g e n  d i e  O r g a n i s a t i o n  n a h m  d i e  e r w e i t e r t e  O r t s v e r w a l t u n g  a m  

2 7. J a n u a r  1 9 2 8  S t e l l u n g. 

Sie erklärt, daß die Taktik, insbesondere bei den letzten Bewegungen, einstimmig von der erweiterten Orts-

verwaltung beschlossen und den vorhandenen Möglichkeiten durchaus angebracht war , . Funktionäre und 

Mitglieder, die zukünftig solchen durchsichtigen Treibereien nicht entgegenarbeiten, oder gar Vorschub leis-

ten, werden satzungsgemäß zur Rechenschaft gezogen,“ 

2. In Eß l i ngen  t r a t  e in  Genos se  in einer von der Partei einberufenen öffentlichen Eisenbahner-

versammlung gegen  den  kommu ni s t i s chen  Re f e r en t en  a u f, nahm die reformistische Ver-

bandsleitung des Einheitsverbandes in Schutz und erklärte, daß die Eisenbahner selbst in erster Linie 

an ihren mißlichen Verhältnissen schuld seien. 

3. In Thü r i ngen  schlug ein führender Genosse ernstlich vor, aus „taktischen“ Gründen gegen  

e i n i ge  S i t z e  i n  de r  Or t sve r wa l t ung  des  DMV  Je na  da s  im Metallarbeiterverband be -

s t ehende  p r i nz i p i e l l e  Rech t  de r  f r ak t i one l l en  Arbe i t  e i nzu t ausche n. 

4. Auf der Reichs-Betriebsräte-Konferenz der Gemeindearbeiter in Ma i nz  un t e r l i eßen  e s  d i e  

Genos se n, e i ne  e i gene  Reso l u t i on  vo r zu l egen  und s t i mm t en  de r  r e f o r m i s t i s chen  

Reso l u t i o n, d i e  w i r t s cha f t sdem okr a t i s che  I deengänge  ve r t r a t, z u. 

5. Ein ähnlicher Fall ereignete sich auf der Reichs-Formerkonferenz. Dort hatte die Opposition be-

sonders gute Möglichkeiten, gestützt auf die Berliner Kollegenschaft, eine scharfe Kritik an der Hal-

tung der Berliner Ortsverwaltung des DMV in der Formerbewegung zu üben. D i e  Oppos i t i on  

l eg t e  j edoch  ke i ne  e i gene  Reso l u t i on  vo r. S i e  s t i m mt e  i n fo l gedes sen  de r  r e f o r -

m i s t i s chen  Reso l u t i on  z u  und  l ö sch t e  dam i t  den guten Erfolg des konsequenten Auftretens 

anderer kommunistischer Konferenzteilnehmer vollständig aus. 

6. In Ba r m en  versuchte e i n  f üh rende r  Genos s e, der Metallarbeiterfraktion einzureden, daß  

s i e  den  r e f o r mi s t i s chen  Anges t e l l t en  (ein scharfer Gegner der Opposition) au f  i h re  L i s t e  

a l s  Sp i t z enkand i da t  s e t zen  müss e, um  dadu r ch  v i e l-[105]l e i ch t  d i e  Anhänge r  d i e -

s e s  Bür okr a t en  t e i lwe i s e  f ü r  d i e  oppos i t i one l l e  L i s t e  z u  köde r n. 

7. In Cö t hen  s t im m ten  f üh r ende  kom muni s t i s che  Funk t i onä r e de s DM V e i ne r von 

der SPD-Metallarbeiterfraktion der Bezirkskonferenz des DMV vorgelegten Reso l u t i on  z u, d i e  

s i ch  gegen  d i e  komm uni s t i s che  P r e s se  wand t e  und nur den Zweck hatte, die streikenden 

mitteldeutschen Metallarbeiter zu verwirren und die reibungslose Abwürgung des Kampfes zur ge-

gebenen Zeit sicherzustellen. Auf Veranlassung von zwei Genossen wurde die Resolution etwas ab-

geschwächt. Diese waren der Meinung, daß sie mit ihren Änderungsanträgen zur Resolution, deren 

Annahme daraufhin einstimmig erfolgte, der Partei einen guten Dienst geleistet hätten. 

8. In Ha l l e stimmten zwei Kommunisten einer der Bezirkskonferenz vorliegenden reformistischen 

Resolution zu, die sich gegen einen Antrag der kommunistischen halleschen Stadtverordnetenfraktion 

richtete, in dem 50.000 Mark zur Unterstützung der Streikenden gefordert wurden. 

9. In einem Protokoll der Bezirksleitung Thüringen heißt es: 

„I n  d e r  U B L-S i t z u n g  G o t h a  s p r a c h  e i n  R e d n e r  i n  g a n z  v e r s ö h n l i c h e r  W e i s e  g e g e n ü b e r  

d e r  S P D. In der Ortsgruppe W a l t e r s h a u s e n  haben wir auf Grund dieser Stimmung letzten Endes auch im 

Fabrikarbeiterverband die Niederlage bekommen.“ 

10. In We ißen f e l s  be r i ch t e t e  an l äß l i ch  de s  m i t t e ldeu t s chen  Me t a l l a r be i t e r kam p-

f e s  de r  kom m uni s t i s che  Anges t e l l t e  de s  DMV a n  d i e  Bez i r k s l e i t ung  de s  DM V, 

daß  von  e i ne r  S t r e ik s t i mm ung  un t e r  den  We i ßenf e l s e r  Me t a l l a r be i t e r n  n i c ht  d i e  

Rede  s e i n  könne. Abe r  s chon  a m  nächs t en  Tage  s ch l o s sen  s i ch  d i e  Be t r i ebe  zum 

g r oßen  Te i l  spon tan  de r  S t r e i kbewegung  a n. So „glänzend“ war der Genosse über die 
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Stimmung der Arbeiter orientiert. Es ist kein Wunder, daß es den Reformisten daraufhin gelang, die 

Orts-verwaltung der Opposition noch während des Metallarbeiterstreiks zu entreißen. 

11. In Be r l i n  ve r s chwi egen  f üh r ende  Genos sen  de r  Me t a l l a r be i t e r f r ak t i on  vo r  

den  Massen  d i e  E i n l e i t un g de s  Aussch l ußve r f ah rens  gegen  e i n  kom muni s t i s ches  

Mi t g l i ed  de r  Or t sve r wa l t ung  de s  DM V. Sie befürchteten, daß der Ausschluß um so sicherer 

erfolgen würde, wenn man das unerhörte Vorgehen der Verbandsleitung den Arbeitern zur Kenntnis 

bringe. Natürlich erfolgte der Ausschluß trotzdem oder gerade deshalb, weil nicht rechtzeitig die 

Massen gegen die Spaltungsmaßnahmen der reformistischen Verbandsleitung mobilisiert wurden. 

Heute zeigt sich bereits, daß ihr Kamm noch mehr geschwollen ist, sie hat gegen zahlreiche andere 

führende Kommunisten des Verbandes ebenfalls das Ausschlußverfahren eingeleitet. 

Und das alles in einer Zeit, wo sich in den Gewerkschaftsverbänden allgemein, besonders aber in 

Verbindung mit den Wirtschaftskämpfen und Ortsverwaltungswahlen die heftigsten Diskussionen 

zwischen der revolutionären Opposition und den Reformisten abspielen, wo die Reformisten, wie 

zahlreiche Beispiele beweisen, zur Offensive übergehen, Ausschlüsse revolutionärer Arbeiter in grö-

ßerer Anzahl vornehmen und versuchen, den Einfluß der Opposition in den Verbänden zurückzu-

drängen. 

Es  i s t  d r ingend  no t wend i g, daß  d i e  Pa r t e i l e i t ungen  d i e sen  Di ngen  e i ne  we i t  g r ö -

ße r e  Beach t ung  s chenken  a l s  b i she r. Dabei genügt es jedoch nicht, nur die Abweichungen 

selbst festzustellen und schließlich die schuldigen Genossen in Grund und Boden zu verdammen. Es 

ist vielmehr erforderlich, ernstlich die Ursachen dieser Erscheinungen zu suchen, um sie desto wirk-

samer bekämpfen zu können. 

[106] Wir glauben, daß diese Abweichungen meist ihren Ursprung haben in der noch ungenügenden 

marxistisch-leninistischen Schulung vieler Parteigenossen. Dieser Mangel, der nur langsam behoben 

werden kann, muß sich gerade jetzt sehr unangenehm bemerkbar machen. Denn in der Zeit der teil-

weisen Stabilisierung und der schon ein Jahr lang währenden Hochkonjunktur ist es den reformisti-

schen Führern besonders leicht, die Arbeitermassen irrezuführen und den arbeiterfeindlichen Charak-

ter ihrer Politik zu verhüllen. Jeder Kommunist weiß, daß in dieser Hinsicht die sozialdemokratische 

Partei- und Gewerkschaftsbürokratie eine ganz außerordentliche Geschicklichkeit entfalten. 

Demgegenüber wird die Propagierung unserer grundsätzlich marxistisch-leninistischen Stellung zum 

Staat und allen seinen Einrichtungen, zur bürgerlichen Gesellschaft und zur kapitalistischen Profit-

wirtschaft nicht mit der nötigen Energie und Klarheit geführt. Aber gerade jetzt ist das, und zwar 

populär in Verbindung mit den zahlreichen aktuellen Problemen, dringend notwendig. Die Situation 

ist dafür günstig und bessert sich in der Zukunft immer mehr. D i e  j e t z t  s t a t t f i ndenden  Wah-

l en  de r  Gewer kscha f t s f unk t ionä r e, de r  Be t r i ebs rä t e, d i e  i n  Ve r b i ndung  m i t  dem  

Ab l au f  de r  Ta r i f ve r t r äge  f ü r  4 % Mi l l i onen  Ar be i t e r  e i nse t zenden  Wi r t scha f t s -

käm pf e  geben  gu t e  Anknüpf ungspunk t e  z u  e i ne r  w i r k samen  E i nhe i t s f r on t po l i -

t i k  i n  den  Be t r i eben  und  Gew er kscha f t e n. D i e  n i e  de r  t r ä ch t i ge  D i k t a t u r  de r  Re -

f o r mi s t en  i n  den  Gewer kscha f t sve r bände n, i h r e  Un t e rd r ückung s- und  A us -

sch l ußmaßnahm en  b i e t en  Ge l egenhe i t, d i e  F r age  de r  Dem okr a t i e  i n  den  Gewerk -

scha f t en  und  de r  E i nhe i t  de r  Gewer kscha f t sve rbände  au fzu r o l l en  und  dabe i  d i e  

Po l i t i k  de r  r e f o r mi s t i s chen  Füh r e r  vo r  den  Massen  z u  en t hü l l e n. 

Das aber ist einem Teil der Genossen zu beschwerlich. Sie treiben lieber – um es ganz drastisch zu 

sagen – in der Zeit der Hochkonjunktur die bequeme reformistische, nur gewerkschaftliche „Realpo-

litik“. Die Verbindung der politischen Probleme und der proletarischen Klassenforderungen bei der 

Propagierung von ökonomischen Forderungen oder während Streiks, wo ja die Arbeitermassen dafür 

besonders aufnahmefähig sind, ist ihnen viel zu lästig. Denn das führt zu Differenzen mit den Refor-

misten, es stört die „Einheit“. Warum z. B. allzu energisch gegen den Schlichtungsschwinde( auftre-

ten oder gar die Verweigerung der Beteiligung an Schlichtungsverhandlungen propagieren? Viel-

leicht ist es doch möglich, das Schlichtungswesen zu reformieren. Wenn erst die Kommunisten und 

Sozialdemokraten in größerer Anzahl im Reichstag vertreten sind, dann werden die Arbeiter das 
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Schlichtungswesen „vorteilhaft für sich ausnutzen können“. Sie werden vielleicht nicht mehr so viel 

Unkosten durch Streiks und Aussperrungen haben. 

Das sind die geheimen Gedanken auch eines Teiles unserer Genossen, die über unsere Grundanschau-

ungen nicht ganz klar sind. 

Oder, warum zu jeder Frage konsequent vom kommunistischen Standpunkt aus Stellung nehmen? 

Warum die Handlungen der reformistischen Führer selbst in Streikkämpfen, die sie womöglich selbst 

proklamiert haben, scharf kritisieren? Wenn dadurch doch nur Differenzen ausbrechen, „die die Ar-

beiter nicht verstehen“, Differenzen, die im schlimmsten Falle gar zum Verlust der oder jener Funk-

tionen im Vorstand des Verbandes führen. Ist es zulässig, der uneingeschränkten Kritik halber schwer 

erkämpfte Positionen aufs Spiel zu setzen? 

Auch ist nicht jeder Reformist ein so schlechter Kerl, daß man ihn fortgesetzt bekämpfen müsse. Es 

gibt viele, die sehr radikal auftreten, gegen das Schlichtungswesen sprechen, für die Aufnahme des 

Streikkampfs mit einer Energie und scheinbaren Überzeugung eintreten, wie es selbst ein Kommunist 

nicht besser tun kann. „Und  wenn  i h r  S t e i ne  s t a t t  Brot f r e s s en  müß t, den  Kam pf  m üssen  

wi r  du r chha l t e n“, r i e f  e i n  Anges t e l l t e r  de s  Me t a l l a r be i t e rve r bandes  [107] vo r  de r  

Abwür gung  de r  H ü t t ena r be i t e r bewegung  aus . Warum in diesen Fällen als Kommunist 

ebenfalls noch reden, oder gar eine andere, bessere Auffassung vertreten, den radikal redenden Re-

formisten die Maske vom Gesicht reißen? Meint es der radikal redende Reformist ehrlich, dann ist es 

nicht nötig, seinen Ausführungen etwas hinzuzusetzen – ist er ein Schuft, dann wird er sich später 

selbst enthüllen. Ist erst der Verrat vollendet, dann ist es viel einfacher zu kritisieren. 

Das sind einige der Skrupel, die manchen Genossen in seiner gewerkschaftlichen Arbeit plagen, die 

ihn unsicher machen und die obengezeichneten Fehler begehen lassen. 

De r  Gr und f eh l e r  d i e se r  Genos sen  i s t, daß  s i e  n i ch t  l e r n t e n, a l l e  D inge  i n  i h re r  

To t a l i t ä t  z u  s ehe n. Sie sind oft abstrakt und schematisch, sie machen selbst ihre prinzipielle Stel-

lungnahme zu den verschiedenen Ereignissen und Problemen abhängig von Teilerscheinungen oder 

Einzelhandlungen der verschiedenen Akteure und verlieren dabei ihre kommunistischen Grundsätze 

und Ziele gänzlich aus dem Auge. 

Daß dem so ist, beweist folgendes: Auf die Frage, werden die sozialdemokratischen Gewerkschafts-

führer einen größeren Kampf proklamieren und durchführen? konnte man oft die Antwort hören, daß 

das unter keinen Umständen der Fall sein werde. Trotzdem aber zeigt es sich, daß es doch der Fall 

war. Die Reformisten proklamierten eine ganze Anzahl Streikkämpfe, auch solche, an denen zehn-

tausende Arbeiter beteiligt waren (mitteldeutscher Bergarbeiterstreik, Tabakarbeiterbewegung, mit-

teldeutscher Metallarbeiterstreik usw.). Sie wurden dazu gezwungen, teils durch den Druck der Mas-

sen, teils durch die Maßnahmen der Unternehmer, oder sie hielten die Durchführung von Streikbe-

wegungen aus wahlagitatorischen Gründen (das ist besonders in der Gegenwart der Fall) für notwen-

dig. Bei zahlreichen Genossen steigerte sich mit der „Kampfbereitschaft“ der Reformisten die eigene 

Unsicherheit. Sie wurden vom Zweifel gepackt. ob die Partei den Reformisten gegenüber nicht im 

Unrecht ist, wenn sie in rücksichtsloser Schärfe immer wieder feststellt, daß diese die Kämpfe der 

Arbeiter hindern. D i e  Genos sen  beach t en  dabe i  n i ch t, daß  e s  S t r e i k s  und  S t r e i k s  g ib t. 

Es wäre zweifellos lächerlich, zu behaupten, daß die Reformisten überhaupt keinen Streik proklamie-

ren. Sie haben keine Veranlassung, darauf zu verzichten. Nicht jeder Streik, selbst wenn er den Ar-

beitern Erfolge bringt, wirkt sich zum Schaden der Kapitalisten aus. Der grundsätzliche Verzicht auf 

die Einleitung von Streiks würde dem Einfluß der Reformisten unter den Arbeitern sehr schnell den 

größten Schaden bringen. Abe r  r ü cks i ch t s l o s  ve r h i nde r n  s i e  po l i t i s che  Massen -

käm pf e  oder ökonomische Kämpfe mit entscheidenden politischen Konsequenzen. Deswegen hin-

dern sie einheitliche oder gemeinsame Bewegungen der Elektrizitätsarbeiter, der Eisenbahner, der 

Ruhrbergarbeiter, der 300.000 Hüttenarbeiter usw. Deswegen hintertreiben sie die Bildung von 

Kampfbünden und die Verbreiterung der einzelnen Kämpfe, trotzdem dazu in vielen Fällen die Mög-

lichkeit besteht. 
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Die reformistischen Führer werden, wenn sie auch hier und da eine Arbeitergruppe in den Kampf um 

höheren Lohn oder um irgendwelche andere ökonomische Forderungen führen, keineswegs dadurch 

zu Vertretern proletarischer Klasseninteressen. Durch die Führung vereinzelter Teilkämpfe bei hart-

näckiger Sabotage großer, entscheidender Massenkämpfe fördern die Reformisten die Spa l t ung  der 

Arbeiterschaft, durch die Erringung kleiner, vorübergehender Erfolge für Teile der Arbeiterschaft 

suchen sie diese Teile der Arbeiterschaft vom allgemeinen Kampf der Arbeiterklasse für ihre dauern-

den Interessen fernzuhalten. Die reaktionären Folgen der scheinradikalen Haltung sozialdemokrati-

scher Gewerkschaftsführer sind aber noch ungleich gefährlicher, wenn durch sie die Kommunisten 

in ihrer prinzipiellen Stellungnahme zu den Reformisten wankend werden. Niemals darf man verges-

sen, daß Reformisten und Kommunisten zwei verschiedene Weltanschauungen trennen. Die Aner-

kennung [108] des bürgerlich-demokratischen Staates als die endgültige Staatsform durch die Refor-

misten, ihre den Aufbau der kapitalistischen Wirtschaft dienende Politik, die durch sie erfolgte voll-

ständige Liquidierung der marxistischen Prinzipien in der Gewerkschaftsbewegung hat jedes ideolo-

gische Band zwischen ihnen und uns zerrissen. Es gibt nur zwei Dinge, entweder eine Politik im 

Interesse des Bürgertums oder eine solche im Interesse der proletarischen Klasse. Wer  den  bür -

ge r l i chen  S t aa t  ane r kenn t, s i ch  de s sen  Gese t zen  un t e r o r dne t, den  „Kl as sen -

kam p f“ nur  i m  Rahmen  d i e se r  Gese t ze  füh r t, w i e  e s  d i e  Re f o r m i s t en  tu n, kann  nu r  

bü r ge r l i che  Po l i t i k  t r e i be n. Das  i s t  das  En t s che i dend e, da ran  können  a l l e  r ad i ka -

l en  Ph r a sen  de r  soz i a l dem okr a t i s chen  Gewer kscha f t s f üh re r  n i ch t s  ände r n. 

Um solche Abweichungen, wie sie sich ereignet haben, zu verhindern, ist es notwendig, unter allen 

Umständen größere Klarheit über die kommunistischen Prinzipien im allgemeinen, besonders über 

die Rolle der Kommunistischen Partei im Klassenkampf des Proletariats zu schaffen und das marxis-

tisch-leninistische Fundament der Parteimitgliedschaft zu festigen. 

Dadurch werden die Parteigenossen fähig, auch die heutige Situation richtig zu begreifen, d i e  von  

i hnen  ve r l ang t, daß  s i e  m i t  v i e l  g r öße rem  E l an  und  m i t  v i e l  m ehr  Kühnhe i t  den  

Kam pf  gegen  den  Re f o r mi smus  und  i h re  Ve r t r e t e r  f üh re n, unterstützt von den Massen 

der Arbeiterschaft deren unerhörte Kommunistenhetze zurückweisen und die Kommunistische Partei, 

die Kommunistische Internationale überall und unter allen Umständen gegen ihre Feinde verteidigen. 

Nur  i m  r ücks i ch t s lo sen  Kam pf  gegen  den  Re f o rm i sm us  kann  d i e  Pa r t e i  wachse n. 

Dazu genügt es nicht, allgemein eine richtige Linie in der Politik und Taktik zu haben, sondern das 

Entscheidende ist, daß jedes Parteimitglied lernt, mit aller Kraft und in jeder Situation diese richtige 

Politik der Partei unter den Massen und gegen die reformistischen Verräter praktisch zu vertreten. In 

Verbindung mit einer systematischen Schulungsarbeit wird gerade diese Tätigkeit die Partei ideolo-

gisch und organisatorisch festigen. 

M a n  da r f  den  Kam pf  gegen  d i e  Re f o r mi s t en  n i ch t  e i nengen  aus  Furch t  vo r  Op-

f e r n, d i e  unve r m e i d l i ch  s i n d, denn  e s  g i b t  ke i nen  Kam pf  ohne  Opf e r. Man muß mit 

allen Mitteln unterbinden, daß an Stelle des rücksichtslosesten Kampfes gegen die Reformisten schä-

bige diplomatische Manöver treten, die zu nichts führen, sondern die Partei nur schädigen und schwä-

chen. Viel mehr als bisher muß jeder einzelne opportunistische Fehler die zuständige Parteileitung 

veranlassen, in größter Kameradschaftlichkeit, aber mit der notwendigen Festigkeit, den Kampf ge-

gen diese Erscheinungen zu führen, gleichgültig, ob sie Einzelfehler oder die Folge der Propaganda 

zentristischer Auffassungen durch in der Partei vorhandene Genossen sind. 

* 

Die Bedeutung der Zahlungsbilanz im System des deutschen Imperialismus  
Von R u d o l f  G e r b e r  

II. Gestaltung und Tendenzen der deutschen Zahlungsbilanz 

Die Gewinnung eines zahlenmäßigen Überblicks über die deutsche Zahlungsbilanz gehört zu den 

schwierigsten Aufgaben statistischer Art: E r s t ens  darum, weil eine ganze Reihe wichtiger Posten 

sich rein sachlich der statistischen Erfassung entzieht (vor allem die kurzfristigen, oft spekulativen 
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Kreditgewährungen, die Kapitalwanderungen, der Reiseverkehr – aber selbst die Handelsbilanz kann 

durch Schmuggel oder [109] falsche Deklarierungen beeinflußt werden), so daß eigentlich nur die 

Reparationszahlungen und die öffentlich aufgelegten Anleihen einigermaßen zuverlässig erfaßt wer-

den können; zwe i t ens  deshalb, weil jede Veröffentlichung über Fragen der Zahlungsbilanz selbst 

ein Kampfmittel des deutschen Imperialismus zur Revision dieser Zahlungsbilanz ist und natürlich 

so „frisiert“ wird, daß der kapitalistischen Öffentlichkeit des Auslandes die Notwendigkeit der Revi-

sion des Dawesplans und des Versailler Vertrags möglichst eindringlich vor Augen gestellt werden 

kann. Eben wegen jener Unsicherheit der Tatsachen ist eine solche „Frisierung“ bei allen Posten der 

Zahlungsbilanz ohne unmittelbare Fälschung feststehender Tatsachen möglich: man greift bei Schät-

zungen etwas höher oder niedriger, bewertet ein- oder ausgeführte Waren mehr oder minder hoch (in 

dieser Hinsicht sorgen schon die Deklarationen der Zollpflichtigen für die nötige Unklarheit) usw. 

Aus diesen Gründen haben a l l e  statistischen Angaben über Fragen der Zahlungsbilanz einen sehr 

relativen Wert; sich mit ihnen überhaupt zu beschäftigen, hat nur Sinn, wenn wir von der – wahr-

scheinlichen, aber nicht sicheren – Voraussetzung ausgehen, daß die Abweichungen von der Wahr-

heit ungefähr in ähnlichen Richtungen erfolgen, so daß man aus der Veränderung von Jahr zu Jahr 

doch ein Bild über die allgemeinen Tendenzen  gewinnen kann. Was die absoluten Zahlen betrifft, 

so sind sie selbst, bei den besten Veröffentlichungen, denen der Reichskreditgesellschaft, an die wir 

uns im folgenden halten, günstigstenfalls in den Milliarden als zuverlässig zu betrachten; aber wir 

trauen beispielsweise der deutschen Handelsbilanz selbst „Fehler“ in der Größenordnung von 1 bis 2 

Milliarden zu. 

Übe r s i ch t  übe r  d i e  Zah l ungsb i l anz  de r  l e t z t en  Jah r e*) 

Aktiva   Passiva   

 Milliarden Mark  Milliarden Mark 

 1925 1926 1927  1925 1926 1927 

Waren a u s fuhr 8,96 10,01 10,30 Waren e i n fuhr 11,92 9,7 14,0 

  Reparationen    

Sachlieferungen    Gesamtleistung    

ins Ausland 0,43 0,57 0,83     

im Inland 0,23 0,10 0,06     

in barem nicht transfe-

riert 

  0,10     

 Verkehr an Gold und Devisen:    

Ausfuhr 0,74 0 0,21 Einfuhr 0,69 0,68 0,19 

 Überschüsse aus    

Dienstleistungen  

(Schiffahrt, Reisever-

kehr usw.) 

0,13 0,22 0,30 Zinszahlungen 0,09 0,18 0,26 

Kapitalwanderungen        

 0,03 0,03 0,06     

 Offener Kapitalverkehr    

Offene Auslandsanleihen an 

Deutschland 

  Offene Anleihen Deutschlands 

 1,24 1,60 1,34 ans Ausland 0,01 0,07 0,1 

 Überschuß des verhüllten Kapitalverkehrs:    

Kapitaleinfuhr 1,75 0 2,86 Kapitalausfuhr  0,93  

Summe 13,51 12,54 16,06  13,51 12,54 16,06 

[110] So ungenau dieses Bild sein mag, ermöglicht es uns doch zunächst die Feststellung einiger 

Grundtatsachen: Die Hauptpassivposten Deutschlands sind der Überschuß seiner Wareneinfuhr über 

die Ausfuhr, der nur 1926 infolge der englischen Streikbruchkonjunktur fehlte, aber ohne diese auch 

 
*) Die Zahlen für die Handelsbilanz, die in dieser Tabelle enthalten, sind für das Jahr 1927 vorläufige Schätzungen der 

Reichskreditgesellschaft. Die seit Abfassung des Artikels veröffentlichten amtlichen Zahlen würden für die Einfuhr 14,1, 

für die Ausfuhr 10,2 Milliarden ergeben –, dazu wären such die Saldo zu zählen. Für unsere Zwecke ist diese Korrektur 

belanglos. 
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1926 1 Milliarde Mark (gegen 2 Milliarden 1925 und 3,6 Milliarden 1927) ausgemacht hätte. Ferner 

die Reparationszahlungen, die (von jenem Teil, der in Waren geliefert werden konnte, abgesehen) in 

Geld 150, 350 und 700 Millionen betrugen – im Kalenderjahr 1928 auf rund 1100 und 1929 auf 1400 

Millionen Mark steigen werden – wenn der Dawesplan so lange in Kraft bleibt und die Sachlieferun-

gen sich im bisherigen Tempo weiterentwickeln. Die Dienste, die Deutschland im Verkehr usw. dem 

Auslande leistet, gleichen sich mit seinen Zinsverpflichtungen fast genau aus und steigen auch gleich-

mäßig schnell, so daß man aller Wahrscheinlichkeit nach auch in Zukunft diese beiden Posten aus-

schalten kann. Das Passivum, das aus der Handelsbilanz und aus den nicht unmittelbar durch Sach-

lieferungen deckbaren Reparationsverpflichtungen entsteht, muß also durch die offene und versteckte 

Kapitaleinfuhr gedeckt werden, und tatsächlich gleichen sich diese Posten Jahr für Jahr ziemlich ge-

nau aus, wenn man davon absieht, daß im Jahre 1926 etwa 700 Millionen aus dem Ausfuhrertrag in 

Form von Gold und Devisen eingeführt und zur Stärkung der Währungsreserve verwendet wurden. 

Da die Reparationsleistungen zunächst fest gegeben sind, müssen wir, um einen Einblick in die Be-

wegungsgesetze der deutschen Zahlungsbilanz zu erreichen, ausschließlich die Handels- und Kapi-

talsbilanz ins einzelne zergliedern. Für die Untersuchung der deutschen Hande l sb i l anz  verwen-

den wir einen Überblick über die ersten neun Monate der Jahre 1925, 1926 und 1927 – erstens darum, 

weil uns so eingehende Zahlen für die Volljahre noch nicht vorliegen, und zweitens deshalb, weil die 

ersten Monate jener drei Jahre immer (im Gegensatz zu den vollen Kalenderjahren) in sich einheitli-

che Konjunktur aufwiesen: 1925 und 1927 Hochkonjunktur bei fast voll beschäftigter Industrie, 1926 

schwerste Depression, die erst gegen Ende der Periode, aber auch nur in der Kohlen- und Schwerin-

dustrie, durch die Folgen des englischen Bergarbeiterstreiks gemildert wurde. 

E i n- und  Aus f uh r  i n  Mi l l i onen  Mar k  

J anua r-Sep t em be r: 

 Einfuhr Ausfuhr 

 1925 1926 1927 1925 1926 1927 

Lebensmittel und Getränke 3180,3 2552,5 3210,0 357,2 320,7 282,3 

Rohstoffe und halbfertige Waren 4834,3 3393,2 5244,3 1156,2 1673,5 1668,1 

Fertigwaren 1562,0 908,2 1767,6 4843,5 5249,3 5439,7 

Summe des Warenverkehrs 9676,1 6930,8 10351,1 6367,8 7251,4 7397,3 

Außer den typischen Merkmalen der Handelsbilanz jedes hochentwickelten Industrielandes (starke 

Einfuhr von Lebensmitteln und Rohstoffen, Ausfuhr hauptsächlich von Fertigwaren) sehen wir schon 

in dieser Übersicht, wie sehr die Handelsbilanz die inneren Verhältnisse der Klassen zueinander wi-

derspiegelt: in dem Jahr der Krise, der Massenarbeitslosigkeit und des stärksten Lohndrucks 1926 

ging die Einfuhr von Lebensmitteln und noch mehr von Fertigwaren (an denen die Massen eher spa-

ren können als an den zur Erhaltung des Lebens nötigen Lebensmitteln) enorm zurück, ebenso an 

jenen Rohstoffen, die verarbeitet in den inneren Konsum gelangen, während die Ausfuhr gewaltig in 

die Höhe ging: sowohl von Fertigwaren, die infolge der niedrigen Löhne auf dem Weltmarkte wieder 

konkurrenzfähig wurden, als von Halbwaren, die teils durch den englischen Bergarbeiterstreik, teils 

durch das Stilliegen eines Großteils der deutschen Verarbeitungsindustrie in ihrem Exporte begüns-

tigt wurden. An sich sind [111] derartige Wirkungen von Konjunktur und Krise nichts Neues, sondern 

höchst normal; nur der Umfang und die Schärfe ihrer Auswirkung stellen eine besondere Eigentüm-

lichkeit des Nachkriegsdeutschland dar. Klarer wird uns dies noch, wenn wir eine Reihe der wich-

tigsten Einzelposten der Einfuhr von Konsumgütern verfolgen. 

in den ersten neun Monaten des Jahres 

 Einfuhr von 1925 1926 1927 

 Millionen Mark 

Brotgetreide, Mehl, Mühlenprodukten 634,8 507,1 6209 

Futterkorn 303,6 281,6 545,4 

Milch, Butter, Käse 464,1 332,2 361,4 

Vieh und Fleisch 275,3 234,9 270,0 

Eiern 201,5 169,1 205,0 

Kaffee, Tee, Kakao 252,7 260,0 307,7 
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in den ersten neun Monaten des Jahres 

 Einfuhr von 1925 1926 1927 

 Millionen Mark 

Früchten 221,9 198,6 261,5 

Rohtabak 238,5 92,0 167,6 

Roh-Textilien 1383,2 991,3 1437,9 

davon: Seide 107,0  70,6 118,6 

Wolle 489,6 438,5 616,8 

Baumwolle 608,6 379,7 551,7 

Garnen 624,7 299,5 597,5 

Textilfertigwaren 275,0 114,4 250,4 

Die Abhängigkeit der Einfuhr von der Konjunktur ist mehr als drastisch; zugleich sehen wir aber 

auch, daß diese Abhängigkeit bei den Gegenständen des breitesten Massenkonsums am stärksten ist 

(soweit sie nicht s o  lebenswichtig sind, daß ein Verzicht auf sie schwerste Gesundheitsschädigung 

bedeutet) – man vergleiche nur z. B. den Konsumrückgang von Wolle und von Baumwolle während 

der Depression des Jahres 1926, um festzustellen, daß ihr wechselseitiges Verhältnis sich von 1925 

bis 1926 geradezu umgekehrt hat: ein Beweis dafür, daß die schlechtbezahlten Arbeitergruppen (von 

den Arbeitslosen gar nicht zu reden) während der Krise als Textilienkonsumenten geradezu ausfielen. 

Zugleich aber sehen wir auch, daß bei den Objekten des breitesten Massenkonsums die Konjunktur-

besserung im Jahre 1927 noch nicht das alte Konsumniveau von 1925 wiederherstellte, während es 

bei teureren Waren (hier Wolle) wesentlich überschritten wurde, – und das gleiche sehen wir bei den 

Lebensmitteln, wo die Einfuhr von Produkten des unmittelbarsten Bedarfs trotz der vorangegangenen 

schlechten Ernte gerade das Niveau von 1925 wiedererreichte, während Milch, Butter, Käse, Kaffee, 

Tee, Kakao und Früchte, also Dinge, die normalerweise vorwiegend in bessergestellten Bevölke-

rungsgruppen konsumiert werden, 1927 in wesentlich stärkerem Maße eingeführt wurden als 1925. 

Hier sehen wir die Wirkung der kapitalistischen Rationalisierung: zunächst warf sie den Massenkon-

sum auf einen Bruchteil zurück, um dann, bei wiederansteigender Konjunktur den breiten Massen 

nur einen Teil dessen zurückzugeben, was ihnen vorher genommen worden war, während gleichzeitig 

die Bourgeoisie selbst sowie einige gehobene Schichten der Arbeiter- und insbesondere Angestell-

tenschaft ihren Lebensstandard auch gegenüber der vorangegangenen Konjunktur wesentlich erhöhen 

konnten. Natürlich wirkt sich eine Krise mit weitgehenden Betriebsstillegungen, wie die des Jahres 

1926, auch auf die Einfuhr von Produktionsmitteln aus, wie die folgenden Zahlen zeigen: 

 1925 1926 1927 

Erze und Metalle 848,7 542,4 972,9 

Bau- und Nutzholz 286,6 167,2 319,5 

Viel weniger stark wirken die Konjunkturschwankungen auf die Aus f uh r  ein. Natürlich gab ihr der 

durch die Krise von 1926 ermöglichte [112] Lohndruck einen gewissen Anstoß, aber die Bewegung 

setzte sich in (von Kohle und Roheisenwaren, wo die Streikkonjunktur wegfiel, abgesehen) nicht 

wesentlich verringertem Maße auch während des Konjunkturjahrs 1927 fort. Im ganzen entwickeln 

sich die Produktivkräfte Deutschlands und auch die Konzentration seiner Produktion durch große 

Trusts heute entschieden schneller als die der anderen kapitalistischen Länder (vielleicht von Amerika 

in einzelnen Produktionszweigen abgesehen), und das Ergebnis ist – trotz des noch nicht revidierten 

Versailler Vertrags – ein langsames, aber unverkennbares Vordringen auf den wichtigsten Märkten: 

Ausfuhr wichtiger Waren in den ersten neun Monaten 

 1925 1926 1927 

Kohlen und Koks 304,4 571,0 496,4 

Chem. und pharmazeutische Erzeugnisse, Farben 514,1 551,2 598,7 

Düngemittel und andere chemische Halbfabrikate 119,7 187,4 198,7 

Eisenwaren 897,8 1025,4 1053,8  

Maschinen 461,4 523,3 561,4 

Elektrotechnische Erzeugnisse 199,3 212,6 215,4 

Textilfertigwaren 1008,3 1047,5 1090,1  
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Auf Grund dieser allgemeinen Feststellungen können wir wenigstens einiges über die vermutlichen 

künftigen Entwicklungstendenzen der deutschen Handelsbilanz aussagen. Auf Seite der Aus f uh r  

können wir auch bei anhaltender Konjunktur (wir müssen dabei bedenken, daß sich die Ergebnisse der 

Rationalisierungsmaßnahmen erst allmählich auswirken) wohl mit einer jährlichen Exportsteigerung in 

der Größenordnung von 400 bis 500 Millionen rechnen, bei einer neuen Krise, die einerseits mit dem 

Einschrumpfen des Inlandsmarktes den Drang zum Export steigert, anderseits den Druck der Unterneh-

meroffensive steigert und damit die Produktionskosten senkt, vielleicht mit dem doppelten (zum Ver-

gleich sei darauf hingewiesen, daß – unter Ausschaltung der Wirkungen des englischen Streiks – der 

Export in den ersten neun Monaten von 1925, 1926 und 1927 6400, 7100 und 7400 Millionen betrug). 

Die künftige Gestaltung der E i n f uhr  ist natürlich wesentlich von der Konjunkturgestaltung abhän-

gig; bei anhaltender Konjunktur wird sie, da die Einkommenssteigerung einzelner Gruppen auch heute 

zweifellos durch die Senkung der Reallöhne der breitesten Arbeitermassen ausgeglichen wird, sich un-

gefähr auf dem heutigen Stande von jährlich 14 Milliarden halten können; bei eintretender Depression 

kann sie, was die Einfuhr von Gegenständen des Massenkonsums betrifft, leicht auf den Stand von 1926 

zurückgehen, müßte ihn aber bei der Rohstoffeinfuhr so weit überschreiten, als es zur Beschaffung des 

Rohmaterials für die gesteigerte Fertigwarenausfuhr notwendig ist, also etwa um 300 bis 400 Millionen, 

was auf eine Gesamteinfuhr von etwa 10 Milliarden hinauskäme. Natürlich sind auch alle möglichen 

mittleren Entwicklungen denkbar; aber es kommt uns hier nur darauf an, festzustellen, daß theoretisch 

eine aktive deutsche Handelsbilanz (Einfuhr 10, Ausfuhr 11 Milliarden) wäh r end  e i ne s  Kr i s en -

j ah r s  in solchem Maße denkbar ist, daß sogar die Reparationslasten aufgebracht werden könnten, 

während wir uns bei anhaltender Konjunktur eine jährliche Verminderung des heute 3,9 Milliarden 

betragenden Passivums*) um mehr als jährlich 10 bis 15 Proz. kaum vorstellen können. 

Mit dieser Betrachtung möglicher Perspektiven der Handelsbilanz haben wir auch die allgemeinen 

Anforderungen umschrieben, die, die Wirksamkeit des Dawesplans vorausgesetzt, vom Standpunkte 

der Zahlungsbilanz**) aus an die Kapitaleinfuhr gestellt werden müssen. [113] Sie muß bei guter Kon-

junktur (da sich in den nächsten Jahren das zu erwartende Anwachsen der Ausfuhr mit dem der Da-

weszahlungen so ziemlich ausgleichen dürfte), unge f äh r e  Richtigkeit der deutschen Handelsbilanz 

vorausgesetzt, jährlich über 4 Milliarden neue Kreditzufuhr ergeben (gegenwärtig 3,9 Milliarden 

Handelsdefizit plus 0,7 Milliarden transferierte Reparationszahlungen), darüber hinaus natürlich jene 

Kapitalien ausgleichen, die Deutschland etwa exportiert. In Zeiten s eh r  ungünstiger Konjunktur 

kann sie sich theoretisch auf den letzteren Betrag beschränken. (Fortsetzung folgt) 

* 

Diskussion 

Lehren der Hüttenarbeiterbewegung  

Von J. Wal c her  

Die Niederlage und ihr Echo 

Die bedeutungsvollste Bewegung der deutschen Arbeiterklasse im Jahre 1927, ja, man kann sagen: 

seit dem Jahre 1924, hat mit einer schweren Niederlage geendet. Eine Tatsache, die um so drückender 

auf der klassenbewußten Arbeiterschaft lastet, je dreister der „Vorwärts“ versucht, die Niederlage in 

einen Teilerfolg umzufälschen. 

Wer und was die Niederlage verschuldet hat, ist bekannt. In unserer Tagespresse ist mit Fug und 

Recht die Strategie der Reformisten als eine Niederlagen-Strategie gekennzeichnet worden. Es ist die 

volle Wahrheit, wenn wir aussprechen, daß die Taktik der christlichen und sozialdemokratischen Re-

formisten die Niederlage der Hüttenarbeiter und damit eine Niederlage der gesamten deutschen Ar-

beiterschaft verschuldete. In der Hüttenarbeiterbewegung zeigte es sich mit voller Klarheit, daß die 

reformistische Strategie zwangs l äu f i g  mit der Niederlage enden mußte. Aber es bleibt folgende 

Frage zu untersuchen: 

 
*) Das ist die offizielle Zahl, das wirkliche Passivum wird kaum wesentlich über 3 Milliarden liegen. 
**) Der Zusammenhang mit den Problemen der inneren Akkumulation wird im dritten Artikel behandelt. 
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Wi e  i s t  e s  z u  e r k l ä re n, daß  d i e  Re f o rm is t en  m i t  l e e r en  Händen  vo r  d i e  gena r r t en  

und  be t r ogenen  Arbe i t e r  t r e t en  konn te n, ohne  daß  r i ngsum  l ode r nde  En t r ü s tung  

au f f l ammt e? 

Hätten wir eine Krisis, Massenarbeitslosigkeit und Kurzarbeit, so wäre die Antwort naheliegend. 

Aber die Schwerindustrie hat Hochkonjunktur und die Arbeitslosigkeit ist dort zurzeit so unbedeu-

tend, daß die Schwerindustriellen es wagen durften, die angebliche Unmöglichkeit der dritten Schicht 

u. a. mit dem angeblichen Mangel an geeigneten Arbeitskräften zu begründen. 

Wir müssen uns also nach anderen Erklärungen umsehen. Dabei dürfen wir nicht vor unserer eigenen 

Tür haltmachen. Wir müssen alle Mängel, die wir bei uns selbst vorfinden, freimütig aufdecken, da-

mit wir daraus lernen und bei der nächsten Gelegenheit unsere Aufgabe mit mehr Erfolg durchführen 

können. 

Im folgenden will ich zu den wesentlichen Mängeln, die sich in den verschiedenen Stadien der Hüt-

tenarbeiterbewegung auf unserer Seite bemerkbar machten, Stellung nehmen. 

Wo blieb die Einheitsfronttaktik? 

Vorerst will ich fragen: Wo blieb in dieser Bewegung unsere E i nhe i t s f r on t t ak t i k? Warum haben 

wir die Massen, als die Sozialdemokraten den Mund so voll nahmen, nicht von dieser Seite gepackt 

und ihnen gesagt: Wir Kommunisten sind allezeit bereit, für die Enteignung der Schwerindustriellen 

zu kämpfen, mit jedem, der sich an solchem Kampf [114] beteiligen will? Warum haben wir nicht 

aus der Passivität von SPD und Gewerkschaften, aus ihrer ständigen Weigerung, mit uns zusammen 

Massenaktionen zu entfesseln, den Nachweis abgeleitet, daß das Gerede der SPD von der Enteignung 

nicht ernst genommen werden kann und nur zur Täuschung der Massen dient? 

War das vielleicht nicht mehr notwendig? 

Wir als Kommunisten wissen, was es zu bedeuten hatte, als die Sozialdemokratie auf die Stillegungs-

drohung der Industriemagnaten mit dem Ruf nach der Enteignung antwortete. Wir wissen sehr wohl, 

daß die Schwerindustriellen keine Möglichkeit mehr hätten, „eine solche Katastrophe über unser 

Wirtschaftsleben heraufzuführen“, die Arbeiterschaft und die gesamte werktätige Bevölkerung zu 

terrorisieren, wenn die Sozialdemokratie nicht mit ihren Eber t s, Noske s, Leg i ens  und Le i pa r t s  

den Kapitalismus gerettet hätte, wenn es nicht die Gewerkschaften gewesen wären, die sich besonders 

in der Revolutionszeit von 1918/19, im Kapp-Putsch 1920, in der Rathenau-Krisis 1922 und im 

Herbst 1923 als „der sicherste Damm gegen den Bolschewismus“ erwiesen hätten. – Wir wissen, daß 

die Sozialdemokratie, solange sie noch besteht, bei jeder Gelegenheit immer wieder an der Arbeiter-

klasse zum Judas werden wird, nach ihrer ganzen Orientierung werden muß. 

Indessen, so richtig wie dies ist, ist auch die andere Feststellung: Es bleibt trotz alledem auf große 

Massen nicht ohne Wirkung, wenn ein Paul Löbe  im „Vorwärts“ schreibt: 

„Mag die Aussperrung zur Tat werden oder nicht, die Tatsache bleibt, daß 12 oder 15 Herrscher der Produkti-

onsmittel in der Lage sind, eine solche Katastrophe über unser Wirtschaftsleben heraufzuführen. Sie zeigt auch 

den Kurzsichtigsten, wohin die wachsende Kapitalskonzentration, die Vertrustung unserer Industrie geführt 

hat, zeigt auch den e i n z i g e n  A u s w e g  aus der unerträglich gewordenen Kräfteverteilung: die Enteignung 

dieser Könige, die Überführung dieser Produktionsmittel in den Besitz der A l l g e m e i n h e i t.“ 

Löbe stellt den „12 oder 15 Herren in Düsseldorf“ die Millionen Arbeiter und Angestellte gegenüber 

und appelliert geschickt und wohlbedacht an die christlichen Arbeiter, Geschäftsleute, Handwerks-

meister, Kleinbürger und Bauern. 

Was von unserer Seite geschah, war zumeist weniger geschickt und wohlbedacht. Dabei war im Hüt-

tenarbeiterkonflikt der grundlegende Sachverhalt genau so, wie das in der Regel der Fall ist: 

Die Sozialdemokratie gibt in Tat und Wahrheit die Interessen der Arbeiterschaft in schamloser Weise preis, 

versteht es aber glänzend, diese Tatsache vor den Augen der Arbeiter zu verbergen. 

Die KPD vertritt ehrlich und selbstlos die Interessen der Arbeiterklasse und ist in diesem Sinne tatsächlich die 

einzige Arbeiterpartei, aber unsere Agitation, unsere Taktik sind nicht wirksam genug, um den Massen den 

wahren Sachverhalt klar zu machen. 
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So nur ist es zu erklären, weshalb die Massen nach empörenden Niederlagen – als wäre nichts ge-

schehen – weiter den sozialdemokratischen Niederlagen-Strategen Gefolgschaft leisten, wofür wir in 

der Hüttenarbeiterbewegung ein Schulbeispiel vor uns haben. 

Ein schlechtes Beispiel 

Als Beispiel, wie man nicht schreiben darf, wenn die Masse von der Sozialdemokratie losgelöst und 

für unsere Sache gewonnen werden soll, will ich eine Äußerung aus einem unserer Provinzblätter 

anführen. An dem betreffenden Ort gebrauchte das sozialdemokratische Blatt starke Worte gegen die 

Schwerindustriellen und zog gegenüber „solchen Schädlingen“ den Schluß: 

[115]„Fort mit ihnen, enteignet sie! Wer derart frevelhaft mit dem Lebensrecht des Volkes, des Staates und 

der Wirtschaft umspringt, verdient im Interesse der Gesamtheit unschädlich gemacht zu werden.“ 

Unser Parteiblatt antwortete darauf u. a.: 

„Die SPD will ablenken von den Notwendigkeiten, die diese ernste Stunde der Arbeiterschaft diktiert: Mobi-

lisierung aller Arbeitertruppen, Metallarbeiter, Eisenbahner, Bergarbeiter, Werftarbeiter, Einsatz der gesamten 

gewerkschaftlichen Kräfte. Geschlossene Kampfaufnahme auf der ganzen Linie für L o h n e r h ö h u n g  u n d  

A c h t s t u n d e n t a g. Sofortige Einberufung nicht nur von Belegschafts- und Gewerkschaftsversammlungen, 

sondern auch von großen öffentlichen Volksversammlungen durch den Ortsausschuß des ADGB mit dem 

Thema: 

,Kampfrüstung, die Antwort der Arbeiter auf die Kriegserklärung der vertrusteten Stahlkönige!‘ 

Aufrüttelung breiter Arbeitermassen zum Kampf für sofortige A u f l ö s u n g  d e s  R e i c h s t a g s  und N e u -

w a h l e n  als erster Schritt zur Sammlung aller Kräfte der Werktätigen, zum Sturz der Bürgerblockregierung.“ 

Es ist absolut richtig, daß die SPD mit ihrer Entwicklungsparole die Massen ablenken wollte. Aber 

glaubt jemand, wir können der SPD Abbruch tun, wenn wir von Lohnerhöhung und Reichstagsauf-

lösung sprechen, wo die SPD von der Enteignung spricht? Daß es der SPD nicht ernst war, wenn sie 

auf die Stillegungsdrohung der Unternehmer mit dem Ruf nach der Enteignung antwortete, das muß-

ten wir nicht nur behaupten, sondern durch eine geschickte Anwendung der Einheitsfronttaktik den 

Massen bewe i se n. Das bedeutete nicht den Verzicht auf die schonungslose Kennzeichnung der 

SPD-Politik. Wir brauchten es nicht zu verschweigen, wir mußten es im Gegenteil sehr laut ausspre-

chen, daß für die Sozialdemokratie der Konflikt in der Schwerindustrie gerade gut genug war für 

einen Versuch, die Chancen ihrer Koalitions- und Arbeitsgemeinschaftspolitik zu vergrößern. 

Daß wir in dieser Bewegung eine Reihe folgenschwerer Fehler machten, daß wir die Einheitsfront-

taktik nicht anzuwenden verstanden, daß wir anscheinend bereits vergessen hatten, daß es vor nicht 

langer Zeit einen Kongreß der Werktätigen gegeben hat, daß wir unsere Mittelstands- und Kleinbau-

ernagitation völlig vernachlässigten, das alles ist meines Erachtens hauptsächlich auf prinzipielle Feh-

ler zurückzuführen. Im folgenden will ich das beweisen. 

Dürfen die Kommunisten in der Bürgerblockära die Enteignung  

der Schwerindustriellen fordern? 

In einem Artikel, der durch die Parteipresse ging und in der „Roten Fahne“ am 6. Dezember abge-

druckt ist, war zu lesen: 

„Die Stillegung der Betriebe kann nur durch entschädigungslose Enteignung der Unternehmer, durch ihre Ver-

jagung, durch die Weiterführung der Betriebe unter der Kontrolle der Arbeiter und Angestellten n a c h  d e r  

E r r i c h t u n g  d e r  p r o l e t a r i s c h e n  S t a a t s m a c h t  b e a n t w o r t e t  w e r d e n.“ 

Daß es sich hier um mehr als eine falsche Formulierung, sondern um eine Linie handelt, zeigt ein 

Rundschreiben an die Bezirke und Redaktionen. in dem – etwas vorsichtiger zwar – der gleiche 

Grundgedanke in folgendem Satz enthalten ist: 

„Die Nationalisierung darf n i c h t  a l s  e i n e  i m  R a h m e n  d e s  h e u t i g e n  S t a a t e s  v e r w i r k l i c h b a r  

e r s c h e i n e n d e  F o r d e r u n g  gestellt werden, sondern nur als eine revolutionäre Maßnahme einer Arbeiter- 

und Bauernregierung.“ 
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[116] Diese Frage ist von so weittragender Bedeutung, daß ich noch einen dritten Beleg anführen 

will, an dem sich die praktischen Konsequenzen einer solchen Auffassung am klarsten erkennen las-

sen. Auf dem jüngsten Parteitag der WKP sagte Genosse Lom i nads e: 

„Wie kann man die Nationalisierung einzelner Industriezweige oder sogar einzelner Betriebe fo r -

de r n, wenn eine kapitalistische und nicht eine proletarische Diktatur herrscht?“ 

Wenn es nach dem Genossen Lominadse ginge, dürften wir die Enteignung überhaupt niemals for-

dern, denn solange eine kapitalistische Diktatur besteht, erlaubt es Genosse Lominadse nicht, und 

wenn die proletarische Diktatur da ist, braucht man es ja nicht mehr! Die überspitzte Formulierung 

des Genossen Lominadse hat jedoch das Gute, daß die Unhaltbarkeit seiner Auffassung und damit 

auch die unseres ZK in aller Schärfe hervortritt. 

Halten wir uns an die Tatsachen: 

Die Schwerindustriellen künden zum 2. Januar die Stillegung an, die SPD sagt den Massen: Darauf 

muß mit Enteignung geantwortet werden. Die KPD sagt klar: En t s chäd igungs l o se  Enteignung, 

aber sie fügt im gleichen Atemzuge hinzu: Das läßt sich erst nach  de r  E r obe r ung  de r  S t aa t s -

m ach t  durchführen. Da aber – das ist doch wohl die unabweisbare Schlußfolgerung – die Eroberung 

der politischen Macht nicht auf der Tagesordnung steht, so läßt sich am 2. Januar praktisch in diesem 

Punkte gar nichts machen. 

Es bedarf keines Beweises, daß eine solche Vertröstung der Massen bis zum Endpunkt, wo wir die 

politische Macht erobern werden, die Kommunisten in jeder Hinsicht gegenüber der SPD in Nachteil 

bringen mußte. 

Es entsteht nun die Frage, ob es einer revolutionären Partei, im Gegensatz zu der vom Genossen 

Lominadse am schärfsten vertretenen Auffassung, erlaubt ist, ungeachtet des Bestehens einer bürger-

lichen Regierung, wenn es die Umstände geboten erscheinen lassen, die Forderung nach entschädi-

gungsloser Enteignung aufzustellen, oder ob sie damit warten muß, bis irgendwann einmal – viel-

leicht durch ein Wunder? – der Kampf um die Macht zum glücklichen Ende gekommen ist? – Ich 

vermag nicht einzusehen, wie wir in den Besitz der politischen Macht kommen sollen, wenn wir es 

nicht verstehen, unsere gegenwärtige Arbeit mit diesem Ziel in Zusammenhang zu bringen. Auf die 

Frage, ob die Partei das Recht und die Pflicht hat, Übergangslosungen auszugeben und dafür zu 

kämpfen, antworte ich: 

Mit derselben inneren Berechtigung, mit der unsere russischen Genossen von den Völkerbundsmäch-

ten in Genf Abrüstung forderten, obgleich der Kapitalismus weder abrüsten will noch kann, konnten 

und mußten wir in dem entsprechenden Stadium der Hüttenarbeiterbewegung, ohne uns durch die 

Tatsache abhalten zu lassen, daß eine bürgerliche Regierung besteht, die Enteignung der schwerin-

dustriellen Saboteure fordern. Es ist natürlich unbestreitbar, daß die En te i gnung  de r  Schwer -

i ndus t r i e l l en  nur  du r ch  d i e  Ar be i t e r k l a s s e  im  revo l u t i onä r en  Kampf  gegen  d i e  

Bour geo i s i e  du r chge f üh r t  werden kann, und daß diese Maßnahme ihre Sanktionierung nur von 

einer Arbeiter- und Bauernregierung erhalten wird. Aber wir dü r f en  n i ch t  da s  Ende  an den An-

f ang  stellen. Das, was nur das Resu l t a t, das E rgebn i s  einer Massenbewegung und revolutionärer 

Massenkämpfe sein kann, dürfen wir nicht zu einer Vor a us se t zung  machen. 

Die Unvermeidlichkeit von Übergangslosungen 

Wir wissen als Kommunisten: der einzige Ausweg aus der heutigen Lage ist der Sozialismus, das 

Mittel zu seiner Durchführung: die Diktatur des Proletariats. Wären die Massen heute für den Kampf 

um die Diktatur [117] des Proletariats, für den Kampf um die politische Macht in Bewegung zu brin-

gen, so müßten wir dieses Ziel zur konkreten Aktionslosung machen. Da heute die Verhältnisse so 

nicht liegen, ist es unsere Aufgabe, solche Losungen aufzustellen, die, um einen Ausdruck aus dem 

„Kommunistischen Manifest“ zu gebrauchen, „ökonomisch unzureichend und unhaltbar erscheinen, 

die aber im Laufe der Bewegung über sich selbst hinaustreiben und als Mittel zur Umwälzung der 

ganzen Produktionsweise unvermeidlich sind“. Wir müssen mit einem Wort Übergangslosungen auf-

stellen. 
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Erwecken und stärken wir aber dadurch, daß wir anstatt des Endziels Übergangslosungen propagie-

ren, nicht Illusionen in den Massen, wo es doch zu den Pflichten einer revolutionären Partei gehört, 

alle Illusionen in den Massen auszurotten? Nach meiner Überzeugung werden wir vorhandene Illusi-

onen in den Massen am wirksamsten zerstören, wenn wir eine Politik betreiben, die es den Massen 

ermöglicht, das, was wir ihnen in Wort und Schrift sagen, an Hand ihrer eigenen praktischen Erfah-

rungen zu überprüfen. 

Ich halte es mit Len i n, der in den „Kinderkrankheiten“ ausführt: 

„Mit der Avantgarde allein kann man nicht siegen ... damit aber wirklich die ganze Klasse, wirklich die breiten 

Massen der Werktätigen und vom Kapital Geknechteten zu dieser Stellungnahme gelangen, dazu gehört mehr 

als nur Propaganda, nur Agitation. Dazu gehört die e i g e n e  p r a k t i s c h e  E r f a h r u n g  dieser Massen. D a s  

i s t  d a s  g r u n d l e g e n d e  G e s e t z  a l l e r  g r o ß e n  R e v o l u t i o n e n.“ 

Weil also der Kampf der beste Lehrmeister ist und die Massen gerade in und durch eine Aktion am 

ehesten und am gründlichsten von ihren Illusionen befreit werden, darum müssen wir möglichst 

volkstümliche, auf die breiten Massen berechnete Losungen aufstellen. Selbstverständlich müssen 

wir diese Losungen entsprechend unseren Grundsätzen kommentieren und dafür sorgen, daß unsere 

Partei über die Konsequenzen des Kampfes und seine weiteren Etappen durchaus im klaren ist. Aber 

in der Massenagitation müssen wir dem Erkenntnisvermögen, dem Re i f eg r ad  der Massen Rech-

nung tragen. 

D i e  Massen  können  wi r  i n  de r  gegenwär t i gen  Pe r i ode  nu r  i n  Bewegung  und  

s ch l i eß l i ch  z u  r evo lu t i onä r en  Käm pf en  b r i ngen  du r ch  so l che  Losungen , d i e  aus  

den  Bedür f n i s s en  d i e se r  Massen  i n  e ine r  gegebenen  S i t ua t i on  he rauswachse n, 

d i e  abe r  n i ch t  m ehr  i m  Rahme n de s  kap i t a l i s t i s chen  S t aa t e s  du r ch f üh r ba r  s in d  

und  d i e  eben  de swegen  r evo l u t i onä r e  Konsequenzen  ze i t i gen  m üsse n, sobald die 

M a s s e n  ve r suche n, i h r e  Ve rwi r k l i chung  z u  e r zwi nge n. Nach meinem Dafürhalten hat 

der Verlauf der Hüttenarbeiterbewegung besonders anschaulich bewiesen, daß es der Partei an Klarheit 

über das Wesen der Übergangsforderungen mangelt und daß sich dieser Mangel sehr zum Schaden 

unserer Sache auswirkte. Hätte sich die Partei über den Sinn von Übergangslosungen schon eher Re-

chenschaft gegeben, so wären ihr nach meiner festen Überzeugung die sehr folgenschweren Fehler er-

spart geblieben. Die Partei hat bereits auf dem Essener Parteitag die Bewegung in der Hüttenindustrie 

signalisiert. Hätte sie von jener Zeit an auf allen Gebieten ihres politischen Wirkens d i e  No t wen-

d i gke i t  de r  Kon t r o l l e  der Produktion propagiert, hätte sie diese Propaganda auf unwiderlegbares 

Tatsachenmaterial gestützt und auf diese Weise alle Schichten der werktätigen Bevölkerung, die Klein-

bauern, die Handwerker, die Händler, die Beamten, die Angestellten und die Arbeiter, jeden Tag aufs 

neue mit der Nase darauf gestoßen, daß das Monopolkapital heute de r  Feind ist, der sie mit seinen 

Polypenarmen umklammert und aussaugt, der ihnen auf allen Gebieten, in allen möglichen Maskierun-

gen entgegentritt [118] und den es gilt mit allen Mitteln zu bekämpfen, so wäre die Partei mit voller 

Zielklarheit in diese Bewegung hineingegangen, dann hätte das eine Parteiblatt nicht geschrieben, die 

Stillegungsdrohung sei ein Bluff, das andere hätte auf die Enteignungsparole der Sozialdemokratie ge-

scheiter zu antworten gewußt, und vor allem unser ZK hätte eine fruchtbringendere Politik getrieben. 

Ist das Eintreten für Übergangslosungen opportunistisch? 

Ist aber das Verlangen nach Übergangsforderungen und nach einer entsprechenden Politik nicht op-

portunistisch? Selbstverständlich ist es das in den Augen offener und verkappter Ultralinker. Aber 

auch Genosse Ewer t  folgert daraus in Nr. 24 der „Internationale“ „eine vollständige Verkennung 

der Aufgaben unserer Kommunistischen Partei“. Genosse Ewert hat es leider unterlassen, den Beweis 

für seine Behauptungen zu erbringen. Niemand ist dagegen, den Arbeitern zu sagen, „daß die Enteig-

nung der Kapitalisten untrennbar mit dem Kampf um die politische Macht verbunden ist und daß nur 

eine Arbeiter- und Bauernregierung die Nationalisierung der Industrie durchführen kann“. Ich würde 

zwar hier anstatt „durchführen“ besser sagen „sanktionieren“; denn nicht irgendeine Regierung, auch 

nicht eine Arbeiter- und Bauernregierung, sondern nur die Millionenarmee der kämpfenden Proleta-

rier kann die Nationalisierung erzwingen. 
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Der Kampf um die Enteignung ist gleichbedeutend mit dem Kampf um die Macht. Mit dieser Fest-

stellung hat Genosse Ewert ganz recht. Aber das heißt nicht, daß erst eine revolutionäre Regierung 

gebildet werden muß, die ein Dekret über die Enteignung erläßt, bevor die Arbeiter daran denken 

können, die Macht der Unternehmer im Betrieb zu brechen. Umgekehrt! Der Kampf um die Macht, 

um die Entfernung der bourgeoisen Klasse von der politischen Macht, läuft zusammen mit dem 

Kampf um die Entfernung der Kapitalisten aus den Betrieben, ist mit ihm unzertrennlich verbunden. 

Wenn man sich als Revolutionär und nicht als parlamentarischer Kretin eine Vorstellung vom Verlauf 

dieses Kampfes zu machen versucht, so wird es ganz klar – und das wird uns durch die Erfahrung der 

russischen Revolution von 1917 bestätigt –, daß die Enteignung der Kapitalisten so erfolgen wird, 

daß die Arbeiter im Betrieb an Ort und Stelle um die Leitung der Betriebe, um die Kontrolle der 

Produktion kämpfen werden und daß die proletarische Macht nur erobert werden kann, wenn der 

proletarische Acheron auf diese Weise in Bewegung gerät. 

Die Bedenken des Genossen Ewert kommen daher, daß er außer acht läßt, daß Propagandalosungen 

in einem bestimmten Augenblick in Aktionslosungen umschlagen. Das ist aber gerade der Zweck, zu 

dem wir sie überhaupt propagieren. Natürlich waren die Losungen „Achtstundentag und Lohnerhö-

hung“ am Anfang in dieser Bewegung die ausschlaggebenden Aktionslosungen. Da sich aber die 

Unternehmer weigerten, den Achtstundentag einzuführen, die Löhne zu erhöhen und mit der Stille-

gung drohten, so mußten wir da r au f  eine ganz konkrete Antwort geben. Kam es zur Stillegung, so 

konnten wir deswegen die Arbeiter noch nicht zum Kampf um die Macht aufrufen. Unsere Aufgabe 

war es in diesem Falle, die Kampfziele im Sinne von Lenin dem Erkenntnisvermögen, der Reife der 

Massen, ihrem Kampfwillen anzupassen Wäre es zum offenen Kampf gekommen, so war die Losung 

der Enteignung zunächst die zusammenfassende politische Propagandalosung, die den Massen zum 

Bewußtsein bringen mußte, daß es sich hier nicht um eine rein gewerkschaftliche Bewegung, sondern 

um eine politische Auseinandersetzung der Klassen handelt. Die Losung „Entschädigungslose Ent-

eignung“ war die der Situation entsprechende Parole zur Auslösung eines po l i t i s chen  Massen -

s t r e i k s. Durch sie konnte auch am wirksamsten die Mobilisierung der Arbeiterschaft des ganzen 

Reiches erreicht werden. In dem Maße, wie die Bewegung an Wucht, Stoßkraft und revolutionärem 

Elan gewann, je nachdem es gelang, die übrigen Schichten der Arbeiterklasse für den [119] Kampf 

zu interessieren, in dem Maße also, wie sich dieser Kampf zu einem Machtkampf zuspitzte, mußten 

wir die Kampfziele höher schrauben, mußte die Propagandalosung in eine Aktionslosung umschla-

gen. Konkret heißt das, daß die Propagandalosung der entschädigungslosen Enteignung und Weiter-

führung der Betriebe unter der Kontrolle der Arbeiter und Angestellten, d. h. die Kontrolle der Pro-

duktion, unter diesen Voraussetzungen zur gegebenen Aktionslosung werden mußte. 

Aus all dem ergibt sich, wie falsch es ist, wenn wir – wie das während der Hüttenarbeiterbewegung 

geschah – den Massen sagen: Die Stillegung muß mit der entschädigungslosen Enteignung beantwor-

tet werden, aber gleichzeitig hinzufügen: Das läßt sich erst nach  der Eroberung der politischen 

Macht bewerkstelligen. 

Das ist eine wirklichkeitsfremde, praktisch sterile Problemstellung. Genosse Ewert hätte besser getan, 

diese sehr reale Gefahr statt einen Popanz zu bekämpfen und sich zu erinnern, daß Lenin seinerzeit 

den „Radikalen“ in Deutschland in den „Kinderkrankheiten“ vorgehalten hat, daß sie es nicht verste-

hen, sich als Pa r t e i  de r  K l a s s e, a l s  Partei de r  M a s s e n  zu betragen, und ihnen sagte: 

„Ihr seid verpflichtet, nicht zum Niveau der Massen, nicht zum Niveau der rückständigen Schichten 

der Masse herabzusinken. Das ist unbestreitbar. Ihr seid verpflichtet, ihnen die bittere Wahrheit zu 

sagen. Abe r  zug l e i ch  s e i d  i h r  ve r p f l i ch t e t, nüch t e rn  den  t a t säch l i chen  Zus t and  de r  

E r kenn t n i s f äh i gke i t  und  de r  Re i f e, ge rade  de r  ganzen  Kl as se  (und  n i ch t  nu r  de r  

kom m uni s t i s chen  Avan t ga rde ) z u  ve r f o l ge n, ge r ade  de r  ganzen  we r k t ä t i gen  

M a s s e  und  n i ch t  nu r  i h r e r  f o r t ge sch r i t t enen  Le i t e r.“ 

Ich verstehe übrigens nicht, wieso eine Parteileitung, die, wie Genosse Ewert sagt, „zum Zwecke der 

Revolutionierung der Massen die Enteignung der Fürsten durch den kapitalistischen Staat zugunsten 

der Arbeitslosen und Kriegsopfer verlangte“ und damit gute Erfolge erzielte, heute Opportunismus 
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wittert, wenn den Arbeitern gesagt wird, sie sollen sich vom Bestehen einer Bürgerblockregierung 

nicht abhalten lassen, die Enteignung der Schwerindustriellen zu fordern und dafür, versteht sich, 

nicht mit dem Stimmzettel, sondern durch politische Massenaktionen zu kämpfen. 

Unsere Funktionäre brauchen klare und zweckmäßige Anweisungen 

Ein weiterer Fehler liegt auf einer anderen Linie. Wir hören sehr viel Klagen, daß unsere Genossen 

in den Betriebs- und Gewerkschaftsversammlungen unsere Losungen und Direktiven entweder über-

haupt nicht oder nur sehr mangelhaft vertreten. Es wäre aber ganz falsch, zu glauben, daß dieser 

Übelstand auf einen Mangel an Mut, Aktivität oder Disziplin zurückzuführen ist, nein, er ist vor allem 

daraus zu erklären, daß wir den Genossen Anweisungen geben, von deren Richtigkeit sie nicht genü-

gend überzeugt sind und von denen sie glauben, daß sie damit bei den Massen keinen Anklang finden 

können und die tatsächlich oft sehr unzweckmäßig sind. 

In der Hüttenarbeiterbewegung haben wir als Antwort auf die Stilllegung den Streik der gesamten 

Hüttenarbeiter sowie den Solidaritätsstreik der Bergarbeiter, der Verkehrsarbeiter, der Eisenbahner, 

der Gas- und Elektrizitätsarbeiter propagiert. Da wir es aber unterließen, den I nha l t  e i ne s  so l -

chen  S t r e i k s  näher zu erläutern und unseren eigenen Genossen Sinn und Zweck dieser Parole 

ausreichend klar zu machen, kann man sich vorstellen, daß unsere Genossen sehr oft den Reformisten 

hilflos gegenüberstanden. 

Man bedenke: Unsere Genossen bekommen die Direktive, den Streik zu propagieren. Sie bringen in 

den Betriebs- und Gewerkschaftsversammlungen entsprechende Anträge ein und begründen den 

Streik. Die Reformisten erwidern etwa: „Was wollt ihr mit einem Streik, wenn die [120] Unternehmer 

die Betriebe stillegen? Ihr verlangt einen Solidaritätsstreik der verwandten Industrien, ja, wißt ihr 

nicht, daß durch die Stillegung wegen Rohstoffmangels die verwandte Industrie sowieso bald zum Er-

liegen kommen muß?“ Die Reformisten werden auch nicht versäumen, darauf hinzuweisen, daß im 

Falle der Stillegung die Arbeiter als Erwerbslose gelten und folglich Anspruch auf Erwerbslosenunter-

stützung haben, was für Streikende natürlich nicht zutrifft. Man soll das Gewicht einer solchen Ar-

gumentation in einem Gebiet, in dem 65 Prozent der Arbeiter unorganisiert sind, nicht unterschätzen. 

Was konnten unsere Genossen demgegenüber vorbringen? Waren sie sich völlig klar darüber, daß es 

sich hier nicht um einen gewöhnlichen Streik, sondern um einen politischen Massens t r e i k  handelt, 

dessen Stoßkraft nicht gegen diese oder jene Unternehmergruppe, sondern gegen das ganze Gefüge 

des kapitalistischen Staates sich richtete; um einen Streik, mit dem bewußt eine Erschütterung des 

kapitalistischen Staates erstrebt wird, zu dem Zweck, auf diese Weise die Regierung unter Druck zu 

setzen und zu zwingen, den Arbeitern Konzessionen zu machen oder zurückzutreten, wie das z. B. 

im Cuno-Streik der Fall war, oder aber im äußersten Falle Maschinengewehre auffahren zu lassen? 

Waren sich unsere Funktionäre über diesen Fall klar? Wie sollten sie es unter Verhältnissen, wo die 

Zulässigkeit einer solchen Taktik prinzipiell in Zweifel gezogen und in der Praxis negiert wird? 

Wer sich allerdings zu einer Auffassung bekennt, wie der zitierten des Genossen Lominadse, der kann 

diese Taktik unmöglich anerkennen. Eine fehlerhafte Seite dieser Auffassung habe ich bereits her-

vorgehoben, aber ihr liegt auch eine zu starre und mechanische Einschätzung einer Bourgeoisie-Re-

gierung zugrunde. Es ist zwar richtig, unter den heutigen Machtverhältnissen ist jede Regierung in 

hohem Grade abhängig von der Schwerindustrie und deshalb bestrebt, deren Wünsche weitgehendst 

zu erfüllen. Dennoch ist sogar die Bürgerblockregierung mehr als nur eine Agentur der Schwerin-

dustriellen, nämlich Sachverwalterin der kapitalistischen Gesamtklasse. Aus diesem Grunde kann es 

Situationen geben, wo auch die Bürgerblockregierung überlegen muß ob und inwieweit die Forde-

rungen einer kapitalistischen Sondergruppe mit den Interessen und dem Bestand des kapitalistischen 

Staates zu vereinbaren sind. Wäre die Regierung im Verlauf der Hüttenarbeiterbewegung vor eine 

Situation gestellt worden, wo sie zweifelsfrei erkennen mußte, daß die Arbeiter in einer so erbitterten 

und entschlossenen Stimmung sind, daß sie unter keinen Umständen eine Verschleppungstaktik, ge-

schweige denn die Suspendierung der Regierungsverordnung dulden und daß sie gegebenenfalls auch 

nicht vor einem Angriff auf das kapitalistische System zurückschrecken werden, so hätte es sich die 
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Bürgerblockregierung dreimal überlegt, ob sie der Profitgier der Schwerindustriellen wegen das 

ganze System aufs Spiel setzen darf. Wer da glaubt, daß von einer bourgeoisen Regierung nichts 

gefordert werden darf und daß ihr durch außerparlamentarische Massenaktionen keine Konzessionen 

abgetrotzt werden können, der ist nach meiner Ansicht nicht imstande, eine vernünftige Politik zu 

betreiben. 

Ein verhängnisvoller Fehler 

Der verhängnisvollste Fehler wurde von uns am 20. Dezember in Essen begangen. Über die von mir 

schon eingangs geschilderte Stimmung im Kampfgebiet herrscht innerhalb der Partei die einheitliche 

Auffassung, daß unser Einfluß dort zurzeit schwach ist. Nachdem sich die Reformisten dem Zwangs-

schiedsspruch unterworfen hatten, stand es fest, daß unter den gegebenen Verhältnissen an eine Auf-

nahme des Kampfes am 2. Januar nicht zu denken war. Dessen ungeachtet hat unsere Bezirksleitung 

im Ruhrgebiet am 20. Dezember einen Aufruf herausgegeben und plakatieren lassen, in dem die Ar-

beiter aufgefordert werden, sich noch einmal an die DMV-Führung mit der Forderung um Proklamie-

rung des Streiks am 2. Januar zu wenden. Dann hieß es unter Ziffer 2 wörtlich: 

[121] „Lehnen die reformistischen Gewerkschaftsführer die Aufnahme des Kampfes ab, dann müssen die in 

den Betrieben organisierten freigewerkschaftlichen Kollegen mit der gesamten Belegschaft s e l b s t ä n d i g  

d e n  K a m p f  a u f n e h m e n. Die in die Streikbewegung bereits einbezogenen Betriebe rufen sofort eine K o n -

f e r e n z  d e r  B e t r i e b s s t r e i k l e i t u n g e n  ein, auf der die Zentralstreikleitung zu wählen ist.“ 

Der Aufruf fordert: „... daß das gesamte Proletariat des Ruhrgebiets aktiv in den Streik eingreift“. 

Dementsprechend werden unter Punkt 8 folgende Direktiven gegeben: 

„Zur einheitlichen Durchführung des G e n e r a l s t r e i k s  und der Mobilisierung aller Arbeiter müssen in allen 

Orten Aktionsausschüsse gebildet werden aus Vertretern aller Arbeiterorganisationen unter Hinzuziehung der 

Erwerbslosenausschüsse.“ 

Als deren Aufgabe wird bezeichnet: „Sicherstellung der Verpflegung“ „Organisierung einer Schutz-

wehr“. Schließlich wird der zu bildenden Zentralstreikleitung aufgegeben, sich mit einem Aufruf an 

die Arbeiterschaft ganz Deutschlands zwecks aktiver und vollster Unterstützung an die internationa-

len Organisationen der Metallarbeiter zu wenden. 

Unter einer Voraussetzung wäre gegen diesen Aufruf nichts einzuwenden, nämlich dann, wenn im 

Kampfgebiet die Dinge so gestanden hätten, daß sich die erdrückende Mehrheit der Arbeiter leiden-

schaftlich gegen den Schiedsspruch aufgelehnt und stürmisch von ihren Organisationen die Auf-

nahme des Kampfes gefordert hätte. Wenn in einer solchen Situation die Arbeiter ohne Erfolg alles 

versucht hätten, um ihre Gewerkschaften zur Führung des Kampfes zu veranlassen, dann hätte die 

Partei nicht nur das Recht, sondern die Pflicht gehabt, sich an die Spitze des Kampfes zu stellen. Da 

die Lage nicht so war, konnte der Aufruf zum Kampf ohne die Gewerkschaften nur eins von zwei 

Dingen bewirken: 

Entweder mußten die Massen annehmen, daß wir eine Aufforderung an sie richten, die wir selbst 

nicht ernst nehmen, oder es mußten dadurch isolierte Aktionen ausgelöst werden, die von vornherein 

zum Scheitern verurteilt waren und nur bewirken konnten, daß unsere besten Genossen auf der Stre-

cke blieben. 

Auf jeden Fall ist die unvermeidliche Folge einer solchen Taktik, daß das ohnedies vorhandene Miß-

trauen in unsere Befähigung zur Führung solcher Kämpfe noch verstärkt wird. 

Statt zu einem aussichtslosen Streik aufzurufen, mußten wir in dieser Situation das äußerste versu-

chen, um durch Massenmobilisierung auf die Reformisten zu drücken. Waren diese Bemühungen 

erfolglos, so mußten wir den Arbeitern ganz klar die Niederlage vor Augen führen und ihnen die 

ausschlaggebenden Ursachen verständlich machen. Unsere Aufgabe war es – und sie war nicht 

schwer – die ganze Empörung und Erbitterung der betrogenen Arbeiter gegen die für die Niederlage 

verantwortlichen Reformisten zu wenden und den Arbeitern zu sagen, daß sie auch weiterhin von 

einer Niederlage in die andere taumeln werden, solange sie sich nicht entschließen, den Reformisten 

die Gefolgschaft zu verweigern und ihren beherrschenden Einfluß in den Gewerkschaften zu brechen. 
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Die Taktik, die unsere Bezirksleitung ohne genügendes Verantwortungsbewußtsein betrieb, hat sich 

wie eine Entlastungsoffensive zugunsten der Reformisten ausgewirkt. Die Reformisten sind dadurch 

der für sie peinlichen Notwendigkeit enthoben worden, ihre verräterische Politik vor den Massen zu 

rechtfertigen. Sie können jetzt den Massen sagen: „Wir haben nicht gekämpft, das ist wahr; aber 

haben unsere Kritiker, haben die Kommunisten gekämpft? Die haben aber doch dazu aufgerufen und 

diesen Aufruf überall plakatiert. Wenn die Kommunisten trotzdem nicht gekämpft haben, so werden 

sie ja schließlich wissen, warum; aber dann sollen sie auch nicht kommen und uns Vorwürfe machen, 

weil wir schon 14 Tage früher eingesehen hatten, daß man nicht kämpfen kann, und auch den Mut 

hatten, das offen auszusprechen.“ 

[122] Diese verlogene Demagogie wird bei den Massen verfangen. Sie werden nicht ohne weiteres 

verstehen, daß die Reformisten nicht kämpften, nicht, weil sie nicht kämpfen konn t e n, sondern weil 

sie nicht kämpfen wo l l t e n, und daß die Kommunisten nicht kämpfen konnten, obwohl sie es gern 

wollten, weil für einen Streik ohne und gegen die Gewerkschaften große Massen nicht zu haben wa-

ren. Wir sind in die Defensive gedrängt worden und haben Mühe, das Vertrauen im bisherigen Aus-

maße zu behaupten, während wir bei einer richtigen Taktik die Möglichkeit hatten, den Reformisten 

Zehntausende von Proletariern abspenstig zu machen und um unsere Fahne zu scharen. 

Mag die Kette von Irrtümern in der Hüttenarbeiterbewegung wenigstens bewirken, daß die Partei die 

gemachten Fehler erkennt und es versteht, die notwendigen Lehren zu ziehen. 

* 

Sachliche Kritik oder eine falsche politische Linie?  
Von A. E w e r t  

Der Genosse Walcher verbindet mit seiner in manchen Punkten richtigen Kritik die Agitation für eine 

falsche Linie. Das Kernstück der Ausführungen des Genossen Walcher ist: Hätte die Partei die von 

ihm und einigen anderen Genossen vorgeschlagene Losung der Produktionskontrolle (unter mög-

lichster Zurückstellung und Verschweigung des Endziels zum Zwecke der „Heranführung“ der Mas-

sen an dieses) aufgenommen, so wären alle die von ihm aufgezeigten und teilweise erfundenen Fehler 

vermieden worden. 

Der Fehler des Genossen W. besteht darin, daß er die in einer revolutionären Situation notwendige 

und wichtige Übergangslosung der Kontrolle der Produktion zur zentralen Losung im gegenwär -

t i gen  Moment machen will und vor allem darin, daß er in der Propaganda und Agitation eine Tren-

nung zwischen dem Kampf um die Macht und den mit diesem Machtkampf untrennbar verbundenen 

Übergangslosungen herbeiführt. Dies muß einerseits zu einer Überschätzung der mobilisierenden 

Wirkung dieser Losung im gegenwärtigen Moment führen, anderseits aber – und dies ist das Gefähr-

lichere – zu einer Verwischung der revolutionären Grundsätze der Partei und damit zur Stärkung der 

reformistischen Ideologie in der Arbeiterklasse. Daran ändert auch die Tatsache nichts, daß Genosse 

W. in seinem Artikel mehrmals den Zusammenhang zwischen Übergangslosung und Endziel betont; 

denn seine Polemik und seine Vorschläge laufen grade darauf hinaus, diesen entscheidenden Punkt 

in der Agitation nicht aufzurollen. 

Wie sehr Genosse W. der Gefangene der von ihm so geliebten Produktionskontrolle wird, zeigt sich 

bereits in der Fragestellung: „Wo blieb die Einheitsfronttaktik?“ Aus den nicht sehr klaren Bemer-

kungen zu diesem Punkt geht immerhin so viel hervor, daß, nach den Auffassungen des Genossen 

W., die Partei die Enteignung der Schwerindustriellen zum Ausgangspunkt der Anwendung der Tak-

tik der Einheitsfront hätte machen sollen. Wie, verrät Genosse W. nicht. Denn es ist wohl klar, daß 

es mit der lapidaren Feststellung, daß wir Kommunisten bereit sind, mit jedem für die Enteignung der 

Schwerindustrie zu kämpfen, nicht getan ist. Sollte die Partei etwa einen „Offenen Brief“ an den 

sozialdemokratischen Parteivorstand und den Bundesvorstand des ADGB richten, nur weil Paul Löbe 

einen demagogischen Artikel über „Enteignung“ geschrieben hatte? Doch wohl nicht. Auch bei der 

Anwendung des t ak t i s chen  Mittels der Wendung an die reformistischen Spitzen müssen diejenigen 

Forderungen und Losungen der Ausgangspunkt sein, die die größte mobilisierende Wirkung auf die 

Arbeiterklasse ausüben. Der Genosse W., der sich dagegen sträubt, daß man „am Ende anfängt“, 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 110 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

macht gerade hier den Fehler, den er der [123] Partei, größtenteils mit Unrecht, vorwirft. Nicht die 

Frage der Enteignung, sondern die Fragen des Lohnes und der Arbeitszeit standen in der e r s t en  

Phase  de s  Kam pf es  im Vordergrund. Die Auslösung des Kampfes für diese Frage war die erste 

Voraussetzung für die Hineinziehung weiterer Schichten, anderer Industriegruppen in den Kampf für 

ihre Forderungen und zur Unterstützung der Hüttenarbeiter. Erst das Gelingen dieser beiden Schritte 

hätte die Möglichkeit geschaffen, die Losung der Enteignung in Verbindung mit dem Sturz dieser 

Regierung und der Entwicklung des revolutionären Massenkampfes über das Stadium der Propa-

ganda hinauszuführen. Jede Anwendung der Einheitsfronttaktik mußte also zum Mittelpunkt die Aus-

lösung des Kampfes für die von der Partei aufgestellten Forderungen haben. Und hier durfte sich die 

Partei ein anderes Gesetz des Handelns durch kein Ablenkungsgeschrei der Reformisten über „Ent-

eignung“ vorschreiben lassen. Wenn dem so war, – was Genosse W. sicher aus Liebe zur Produkti-

onskontrolle bestreiten wird – so ergab sich daraus die Notwendigkeit, alle Kräfte der Partei für die 

unmittelbare Mobilisierung der Massen zum Kampf auch gegen den Willen der reformistischen Ge-

werkschaftsführer in die Waagschale zu werfen, selbstverständlich unter gleichzeitiger Agitation für 

den Sturz der Bürgerblockregierung und der Enteignung der Kapitalisten. Gerade in d i e se r  Situation 

war das taktische Mittel der Wendung an die reformistischen Spitzen unangebracht, denn diese nah-

men von vornherein o f f en  Stellung gegen den Kampf und später für die Durchsetzung des Zwangs-

schiedsspruchs. Tatsächlich lagen die größten Schwächen der Partei in der Durchführung der Auf-

gabe der unmittelbaren Mobilisierung der Massen, und sehr häufig sehen wir bei unsern Parteiorga-

nisationen den Versuch, die ungenügende Arbeit in den Großbetrieben und Gewerkschaften durch 

eine „revolutionäre“ – den wirklichen Tatsachen zu weit vorauseilende und darum der Lage nicht 

entsprechende – Sprache und Anweisungen zu ersetzen, wie wir dies bei dem Aufruf der Bezirkslei-

tung des Ruhrgebiets zur Genüge feststellen können. Soweit die Kritik und Vorschläge d i e se  Schwä-

che der Partei überwinden wollen, sind sie nicht nur zulässig, sondern wünschenswert und willkom-

men. Für Genossen W. geht es aber um etwas anderes. 

Dies geht mit besonderer Deutlichkeit aus dem Absatz hervor: „Dürfen die Kommunisten in der Bür-

gerblockära die Enteignung der Schwerindustriellen fordern?“ Von  we m  f o r de r n? Von der Bür-

gerblockregierung? Darauf antworten wir mit Nein. Aber wir sagen: In jeder Situation, und insbeson-

dere, wenn sich große Kämpfe entwickeln, muß die Kommunistische Partei in der Arbeiterschaft die 

Notwendigkeit des Kampfes um die Enteignung der Kapitalisten (nicht nur der Schwerindustriellen) 

und des Kampfes um die Macht beim Eintreten der objektiven Voraussetzungen selbst organisieren. 

Der Genosse W. zitiert die „Rote Fahne“ vom 6. Dezember. Wir müssen das Zitat noch einmal wie-

dergeben, da Genosse W. es nicht vollständig gebracht hat: 

„Die Stillegung der Betriebe kann nur durch die entschädigungslose Enteignung der Unternehmer, durch ihre 

Verjagung, durch die Weiterführung der Betriebe unter Kontrolle der Arbeiter und Angestellten, durch die 

Nationalisierung der Betriebe nach der Errichtung der proletarischen Staatsmacht beantwortet werden.“ 

Aus diesem Zitat macht Genosse W. eine fehlerhafte Linie, während hier nur ein Formulierungsfehler 

vorliegt. Es ist keinem Menschen in der Partei eingefallen, aus diesem Formulierungsfehler eine fal-

sche Theorie herzuleiten. Da unsere Stellungnahme zu dieser Frage bereits in Heft 24 (Jahrg. 10, S. 

769-770) der „Internationale“ dargelegt ist, können wir uns hier auf die Feststellung beschränken, 

daß es richtiger gewesen wäre, zwischen den revolutionären Kampfmaßnahmen um die Enteignung 

und Verjagung der Unternehmer als einem Bes t and t e i l  des proletarischen [124] Machtkampfes 

und  der Nationalisierung der Betriebe als Maßnahme nach  der Eroberung der proletarischen Staats-

macht zu unterscheiden. Ein ganz reines Gewissen hatte der Genosse W. in seiner Polemik nicht, 

denn er ließ die nicht unwichtigen Worte „Nationalisierung der Betriebe“ aus dem Zitat heraus. Die 

falsche Linie des Genossen W. zeigt sich dann weiter darin, daß er auch gegen ein Rundschreiben des 

ZK an die Bezirke und Redaktionen polemisiert, in dem diese Trennung zwischen dem Kampf um 

die Enteignung und der Nationalisierung gemacht ist und das an denselben Tage von der Parteileitung 

herausgesandt wurde. Um eine opportunistische Stellung dieser prinzipiellen Frage durch unsere 

„Produktionskontrolleure“ zu erschweren, um zu verhindern, daß die Partei an den Schwanz eines 

demagogischen Enteignungsgeplärrs der Sozialdemokratie gelangt, heißt es in dem Rundschreiben: 
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„Die Nationalisierung darf nicht als eine im Rahmen des heutigen Staates verwirklichbar erscheinende Forde-

rung gestellt werden sondern nur als eine revolutionäre Maßnahme einer Arbeiter- und Bauernregierung.“ 

Dieser Satz ist richtig. Der Genosse Walcher aber will diese Selbstverständlichkeit einem an Erfah-

rung bereits reichen Proletariat vorenthalten. Er will diese „Weisheit“ sozusagen zum Monopol der 

Kommunisten machen. Er sieht nicht, daß durch solch eine Linie die reformistischen Illusionen der 

Arbeiterklasse gestärkt werden und die Kommunistische Partei im Bewußtsein breitester Arbeiter-

schichten als eine Ve r t r e t e r i n  de r  „Nat i ona l i s i e r ung  i m  Rahm en  de s  bü r ge r l i chen  

S t aa t e s, da s  he i ß t, a l s  Ve r t r e t e r i n  des  S t aa t skap i t a l i sm us  erscheinen würde. Die ein-

zige „Begründung“, die Genosse W. für eine solche Taktik aufbringt, ist die einer „wirksameren“, 

weil indirekte „Heranführung“ der Massen an das Endziel. in Wahrheit führt diese Taktik zu der 

Politik der früheren USPD, die in einer bestimmten Zeit einige wichtige allgemeine Losungen des 

Bolschewismus im Munde führte, aber kein Wort über die Kampfmethoden zu ihrer Verwirklichung 

sagte und damit die Ideologie des Verzichts auf die Anwendung revolutionärer Kampfmethoden unter 

gleichzeitiger Anwendung einer radikalen Phraseologie stärkte. 

Die KPD hat keine Sehnsucht, die unklaren Pfade der 51prozentigen Sachwerteerfassung und ähnli-

cher Dinge zu beschreiten, denn nach unserer auf Erfahrung aufgebauten Überzeugung war die mo-

bilisierende Wirkung dieser „zentralen“ Losung weniger als gering, wohl aber trug sie zur Schaffung 

einer ganzen Reihe von Unklarheiten in der Partei bei und fand ihre Fortentwicklung und theoretische 

Festlegung auch auf anderen Gebieten in den Leipziger Parteitagsthesen. 

Aber bedeutet die Ablehnung dieser vom Genossen W. vorgeschlagenen Linie nicht den Verfall in 

eine sterile Politik? Dem wäre so, wenn die Partei eine dogmatische, auf jede agitatorische Ausnut-

zung Verzicht leistende Stellung einnehme. Keinesfalls darf sie dies tun. So ist es durchaus zulässig, 

daß wir auch in den Parlamenten Anträge auf die Nationalisierung einbringen, wen n wir gleichzeitig 

in unsern Reden und Begründungen den Massen unsern Weg der Durchführung aufzeigen. Es ist in 

manchen Situationen durchaus notwendig, bei Stillegungen einzelner Betriebe (Zeche Haase, Dei-

melsberg, usw.) die Massen für die entschädigungslose Enteignung der Unternehmer und die Weiter-

führung des Betriebs durch die Kommune in Bewegung zu setzen. Es wäre falsch, eine allgemein 

gültige Richtlinie dafür aufzustellen. Die Entscheidung über die Zweckmäßigkeit kann nur von Fall 

zu Fall gefällt werden. Darüber aber gibt es in der Partei heute kaum noch einen Streit. 

Wohin der Genosse W. mit seinen Vorschlägen kommt, zeigt das Beispiel mit der Abrüstungskonfe-

renz in Genf. Hat nicht die Delegation der Sowjetunion die vollständige Abrüstung gefordert? Wurde 

diese „Forderung“ nicht an die kapitalistischen Regierungen gestellt? Gewiß stimmt dies. [125] Aber 

eines versteht Genosse W. offenbar nicht. Die Aufrollung dieser Frage durch die Sowjetdelegation 

erleichtert den kommunistischen Parteien, ihre Losungen der Entwaffnung der Bourgeoisie und der 

Bewaffnung des Proletariats, ihre Lehren von der Unvermeidlichkeit neuer kriegerischer Konflikte 

und der Unmöglichkeit der Abrüstung unter einem Weltsystem der Ausbeutung in den Massen popu-

lär zu machen. Diese Pflicht haben wir gerade bei der Auswertung des historisch bedeutsamen Auf-

tretens der Sowjetdelegation. Genosse W. will die absolut zulässige und bewußte Unterlassung der 

Stellung bestimmter Fragen (Bewaffnung des Proletariats) durch eine Delegation des Sowjetstaats 

auf die ge sa m t e  Tä t igke i t  der Kom m uni s t i s chen  Pa r t e i  übertragen. Genosse W. zitiert 

Lenin. Er vergißt aber, daß Lenin davon sprach, daß wir die Kontrolle der Produktion immer neben, 

immer zusammen mit der Diktatur des Proletariats stellen sollen. In seiner Polemik gegen die Reso-

lution der Moskauer Parteiorganisation (April 1917, siehe Heft 2 der „Internationale“, S. 39) sagte 

Lenin über die Kontrolle: „Eine Kontrolle ohne Macht ist eine leere Phrase,“ Dies gilt sowohl für die 

„Kontrolle“ einer bürgerlichen Regierung durch Sowjets (das Deutschland von 1919 ist ein Beispiel) 

wie für die „Kontrolle“ der kapitalistischen Wirtschaft durch die Arbeiter. Wohl ist der Kampf um 

die Arbeiterkontrolle ein wichtiger Prozeß im gesamten Machtkampf, ein die kapitalistische Wirt-

schaft zerstörender, die Autorität der Unternehmer vernichtender Faktor. Aber wer kann bestreiten, 

daß nur dann, wenn das Proletariat die Macht in seine Hände nimmt, es beg i nnen  kann, eine wirk-

liche Kontrolle der Wirtschaft zu organisieren? Wer allerdings so bescheiden ist, schon eine Materi-

alsammlung über die Trusts und deren agitatorische Auswertung oder jeden „Eingriff“ der Arbeiter 
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in die Produktion als deren „Kontrolle“ zu bezeichnen, der wird unweigerlich auf Abwege geraten. 

Nicht anders wird es dem ergehen, der sich weigert, der Arbeiterklasse die Verbindung von Kontrolle 

und Macht auseinanderzusetzen. Lenin sagte darüber: 

„Ich verstehe, daß die unentwickelte Masse der Arbeiter und Soldaten, naiv und unbewußt, wie sie ist, an die 

Kontrolle glauben kann, aber es genügt, die grundlegenden Momente der Kontrolle zu durchdenken, um zu 

begreifen, daß ein solcher Glaube ein A b w e i c h e n  v o n  d e n  G r u n d p r i n z i p i e n  d e s  K l a s s e n k a m p -

f e s  i s t  ... Um kontrollieren zu können, muß man die Macht haben. Wenn das den breiten Massen des klein-

bürgerlichen Blocks unbegreiflich ist, muß man die Geduld haben, ihr das auseinanderzusetzen, man darf ihr 

aber a u f  k e i n e n  F a l l  d i e  U n w a h r h e i t  s a g e n. Wenn ich aber diese Grundbedingungen durch die Kon-

trolle v e r d e c k e, dann sage ich die Unwahrheit und leite Wasser auf die Mühlen der Kapitalisten und Impe-

rialisten.“ 

Es ist anzunehmen, daß der VI. Weltkongreß der Kommunistischen internationale die Frage der Über-

gangslosungen einer erneuten Prüfung unterzieht. Die Übergangslosungen werden im Herannahen 

einer revolutionären Situation eine große Bedeutung erlangen. Sie müssen aber stets, insbesondere 

auch in der vorbereitenden Phase, mit der Propaganda des Machtkampfes verbunden werden. Denn 

ihr Zweck ist es doch, dem Proletariat die Brücken zum vollen Verständnis über den Weg und die 

Auslösung der höchsten Formen des Kampfes zu bahnen. Dem dient aber das Verschweigen des 

Endzieles durch den Genossen W. keinesfalls. Es stimmt, die Partei muß lernen, die einzelnen Phasen 

des Kampfes der Arbeiterklasse plastischer, agitatorisch wirksamer zu beleuchten und in den Kämp-

fen selbst die nächsten, höheren Schritte des Kampfes auszulösen. Hier ist noch viel zu tun. 

Sowohl die Hüttenarbeiterbewegung wie der mitteldeutsche Metallarbeiterstreik spiegeln a l l e  

Schwächen der Partei in eindringlicher Weise wider. Wir finden eine ungenügende Berücksichtigung 

der konkreten, in jedem Fall anders gelagerten Verhältnisse. Wir sehen Abweichungen nach [126] 

beiden Seiten, wobei in der letzten Zeit die rechten besonders stark in Erscheinung treten. Wir be-

merken die ungenügende organisierende Kraft der Partei in diesen Bewegungen. Aber lächerlich und 

gefährlich ist die Auffassung, daß die „Produktionskontrolle“ den sicheren „Kompaß“ abgibt. Bei 

näherer Untersuchung erweist sich die Walchersche Färbung der Kontrolle als ein Nebel, der das 

Endziel den Blicken des Proletariats verschleiern würde. 

Not tut uns eine allgemeine Verstärkung der politischen Arbeit der Partei, eine de t a i l l i e r t e  Her-

ausarbeitung ihrer Politik, eine größere taktische Beweglichkeit und grundsätzliche Klarheit; in jedem 

einzelnen Kampfgebiet aber eine wohldurchdachte, auf alle Erscheinungen reagierende Aktivität. Da-

bei spielen die Übergangslosungen in der gegenwärtigen Phase auch in Verbindung mit dem Endziel 

noch eine untergeordnete, nur propagandistische Rolle. Neben den Tageslosungen sin es heute vor 

allem die politischen Etappenlosungen des Kampfes gegen den Bürgerblock und die Koalitionspolitik 

der SPD usw., uns die sich eine breitere Aktionsbasis sammelt und die das w i ch t i g s t e  Verbin-

dungsglied mit den Lohn- und Arbeitszeitfragen im gegenwär t i gen  Moment darstellt. Die Partei 

muß durch die Verstärkung ihrer bisherigen Linie zu größerem Einfluß und damit auch zu höheren 

Formen des Kampfes der Arbeiterklasse gelangen. Der Weg des Genossen Walcher führt nicht dazu. 

LITERATUR 

K. A. Wittfogel: Sun-Yat-Sen  

Aufzeichnungen eines chinesischen Revolutionärs  
Agis-Verlag, Wien-Berlin 

Seit dem Tode Sun-Yat-Sens sind noch nicht ganz drei Jahre vergangen, und doch hat die chinesische 

Revolution im Sturmtempo das Werk Sun-Yat-Sens so umgestülpt md entwickelt, daß, wenn wir jetzt 

in den Schriften und Reden Sun-Yat-Sens nachlesen, auch denen der letzten Jahre vor seinem Tode, 

es uns so scheint, als lägen ganze Generationen revolutionärer Entwicklung dazwischen. Wenige Mo-

nate nach dem Tode Sun-Yat-Sens trat die nationalrevolutionäre Bewegung in jenes akute Stadium, 

das von Sun-Yat-Sen in dem vierzigjährigen Kampfe für die nationale Revolution heiß ersehnt und 

erstrebt wurde. Aber schon der Generalstreik des Schanghaier Proletariats im Anschluß an die briti-

schen Morde vom 30. Mai und 1. Juni 1925 ging in den Formen seines Kampfes bedeutend hinaus 
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über die von Sun-Yat-Sen vorgezeichnete Klassenbasis der Kämpfe der nationalen Revolution. Die 

nationale Revolution durchlief bereits in dem Schanghaier Riesenkampf von 1925 jene Stufen im 

Verlauf von wenigen Monaten, zu der die südliche nationalrevolutionäre Bewegung, von Kanton 

ausgehend, nicht mehr innerhalb einer Stadt, sondern im Rahmen des größten Teiles und der ent-

scheidendsten Gebiete für den modernen revolutionären Kampf, Jahre bedurfte. Heute, nach dem 

Kantoner Aufstand unter der Fahne der Sowjets der Arbeiter, Bauern und Soldaten, in den Zeiten der 

Bauernaufstände nicht nur gegen die halbfeudalen Gewalten, sondern auch gegen die Bourgeoisie 

und mitten in der Auflösung und dem Zerfall der Kuomintang, die offensichtlich ein Instrument des 

feudal-bürgerlichen Militarismus und des Imperialismus gegen die Revolution geworden ist, er-

scheint Sun-Yat-Sen mit seinem theoretischen und praktischen Lebenswerk als Ausdruck einer ver-

gangenen Phase und einer Klassengruppierung an der Spitze der Revolution, die schon auf den ge-

schichtlichen Kehrichthaufen geworfen ist. Wie gesagt, es ist außerordentlich schwer, sich vorzustel-

len, daß das theoretische und praktische Lebenswerk Sun-Yat-Sens vor wenigen Jahren der einzige 

Ausdruck der revolutionären Wirklichkeit in China war. 

Und doch hat die Frage nach der Rolle Sun-Yat-Sens und dem Sunyatsenismus auch für den gegen-

wärtigen und künftigen Verlauf der Revolution eine eminente. nicht nur historische, sondern auch 

praktische Bedeutung. Die chinesische Revolution ist die erste große Revolution in einem halbkolo-

nialen Lande. Sie ist gerichtet nicht nur gegen die reaktionären Gewalten im eigenen Lande, sondern 

hauptsächlich gegen den Imperialismus, dessen Herrschaft in den kolonialen und halbkolonialen Un-

terdrückungsgebieten ganz besondere Formen [127] der Gruppierungen der Kräfte von Revolution 

und Konterrevolution hervorruft. Die jahrzehntelange Herrschaft des Imperialismus in China hat ihn 

im Verlauf dieser Geschichte aufs engste verbunden mit der überlebten halbfeudalen Reaktion, hat 

die Bourgeoisie zerklüftet und geschwächt und sie schließlich auch zum Anhang der Hauptkräfte der 

Gegenrevolution gemacht und alle revolutionären Lösungsversuche der unterdrückten Massen immer 

wieder durch ihre übermächtige innere und äußere Gewalt niedergehalten. Sie hat dadurch das Prob-

lem der revolutionären Befreiung nach außen und das nach innen aufs engste zusammengeschweißt, 

es ungemein verschärft und vertieft und eine revolutionäre Front geschaffen, deren Massenhaftigkeit 

und soziale Kraftquellen fast beispiellos in der bisherigen Geschichte der Revolutionen dastehen. 

Hier stehen vor uns bürgerlich-revolutionäre und proletarisch-revolutionäre Kräfte in untrennbarer 

Einheit und gleichzeitig als geschlossene anti-imperialistische Front zusammengeschweißt. Die Ge-

burtswehen einer solchen Revolution sind darum nicht leichter, wie schon die bisherigen geschicht-

lichen Tatsachen beweisen, als in allen anderen Revolutionen, die Schwierigkeiten der Sammlung 

der revolutionären Kräfte, ihrer Erhebung und der Erkämpfung von äußerlichen Erfolgen riesengroß. 

Aber die Tatsache, daß gerade der Imperialismus durch seine Gewalt die überlebten reaktionären 

Kräfte unterstützt und verteidigt und alle bisherigen revolutionären Erhebungen niederhält, hat auf 

der anderen Seite jene beispiellos rasche ideologische und praktische Aufwühlung und Umschichtung 

der revolutionären Kräfte hervorgerufen, Dadurch ist sie gezwungen, das revolutionäre Problem von 

Grund auf anzufassen und im stürmisch schnellen Tempo die höchsten Phasen, die zu seiner Lösung 

notwendig sind, zu durcheilen. Es ist ke i n  Zufall, daß die Geburtsstunde dieser entscheidenden re-

volutionären Erhebungen geschichtlich zusammenfällt mit dem Auftreten des revolutionären Prole-

tariats als Klasse, daß das Proletariat und die proletarischen Kampfformen von Anfang an in der 

Vorderfront des Kampfes stehen und sich die Führung der revolutionären Front erkämpfen. 

Sun-Yat-Sens historisches und praktisches Verdienst ist es nun, daß er im Laufe von Jahrzehnten für 

diese Phase vorgearbeitet, sich ihr immer mehr angenähert und bis zu jenem Punkt geführt hat, der 

noch in jenem Stadium der Gruppierung der revolutionären Kräfte mit den Interessen der nationalen 

Bourgeoisie verträglich war. Hat Sun-Yat-Sen such die bürgerliche Klassenbasis selbst ideologisch 

und praktisch nicht verlassen, so hat er doch in diesem Rahmen alles getan, was zur Entfesselung der 

Kräfte der unterdrückten Massen für das nationalrevolutionäre Ziel der Bourgeoisie notwendig und 

möglich war. Sein Tod fällt zeitlich mit dem Beg i nn  jenes Abschnitts zusammen, in dem das Ein-

greifen der Massen der städtischen und ländlichen Armut unter dem Vorangehen des Proletariats auch 

die nationale Bourgeoisie in das Lager der Gegenrevolution getrieben hat. Die Einsicht Sun-Yat-Sens 
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in seinen letzten Lebensjahren, daß die Arbeiter und Bauern die entscheidenden Kampfkräfte der 

Revolution sind, ist durch die letzten Jahre der chinesischen Revolution immer schärfer und ruhm-

voller zum Ausdruck gekommen. Aber die Klasse, deren revolutionäre Ideologie Sun-Yat-Sen ver-

trat, die nationale Bourgeoisie, ist inzwischen zu einem konterrevolutionären Faktor geworden, und 

eine tiefe, unüberbrückbare Kluft steht jetzt zwischen ihr und den nationalrevolutionären Massen, 

und zwar nicht nur des Proletariats, sondern auch der armen Bauernschaft und den ärmsten Schichten 

des städtischen Kleinbürgertums. 

Das Buch von Karl August Wittfogel ist das erste, das vom Standpunkt der marxistischen Geschichts-

forschung an das Problem Sun-Yat-Sens und des Sunyatsenismus herangeht. Die Einleitung, die fast 

die Hälfte des Buches umfaßt, gibt eine „Entwicklung Sun-Yat-Sens und des Sunyatsenismus – Ver-

such einer politischen Biographie“ Aber sie ist weit mehr als ein Versuch; sie ist nicht nur die bisher 

geschichtlich getreueste Biographie Sun-Yat-Sens und Analyse der Ideologie des Sunyatsenismus. 

Bei dem heute erreichbaren biographisch-geschichtlichen Material über Sun-Yat-Sen und den Sun-

yatsenismus ist sie das erste tatsächlich grundlegende Werk für das Verständnis der vergangenen 

Phase der chinesischen Revolution. Sie ist ein Versuch von unschätzbarem Wert, die Probleme der 

chinesischen Revolution dem internationalen Proletariat näherzubringen, und enthält auch wertvolle 

Fingerzeige für das Verständnis der kolonialrevolutionären Probleme überhaupt. Darüber hinaus ist 

diese Biographie keineswegs nur das Geschichtsbuch eines Außenseiters, sondern infolge der mar-

xistischen Forschungsmethode eine wertvolle Hilfe für den Kampf der nationalrevolutionären Mas-

sen in China unter Führung des Proletariats gegen die Epigonen des Sunyatsenismus, die die unsterb-

lichen Verdienste Sun-Yat-Sens für die nationale Revolution gegenwärtig mit Füßen treten. 

Die russische Opposition hat bekanntlich den Verlauf der chinesischen Revolution in den letzten Jah-

ren mit trotzkistischer Starrheit mit der russischen Revolution von 1905 verglichen und daraus gefol-

gert, daß die Losung der Räte als der einzigen Massenorganisation des Kampfes, ebenso wie die 

Losung des schärfsten Kampfes auch gegen die Bourgeoisie, wie 1905, von der Partei des Proletariats 

in den Vordergrund gestellt werden mußten. Sie forderte Austritt aus der Kuomintang, zur selben 

Zeit, als die Forderung des Hinauswurfs der Kommunisten aus der Kuomintang auch der Schlachtruf 

der bürgerlichen Konterrevolution und das Vorspiel zum offenen Kampf der Bourgeoisie und ihrer 

Generale gegen die Grundkräfte der chinesischen Revolution gewesen ist. Genosse Wittfogel hebt in 

seiner Einleitung mit Recht hervor, daß die Reorganisation der Kuomintang [128] durch Sun-Yat-

Sens Heranziehung der Arbeiter- und Bauernmassen in den politischen Rahmen der nationalrevolu-

tionären Bewegung, den damals die Kuomintang darstellte, eine epochemachende Tat war, die bereits 

über die bürgerliche Klassenschranke der Bewegung in jenem Stadium wies und die Kuomintang in 

eine wahre Volkspartei zu verwandeln versuchte. Es heißt den Marxismus auf den Kopf stellen, wenn 

dagegen mit verlogenem Scheinradikalismus hingewiesen wird, daß die Führung der Kuomintang zu 

jener Zeit doch des nationalen Bourgeoisie gehörte. Darin liegt eben der Unterschied jenes Abschnitts 

der chinesischen Revolution zu 1905 in Rußland, daß ein großer Teil der nationalen Bourgeoisie und 

dann auch des nationalrevolutionären Kleinbürgertums an der Spitze der Bewegung stand und auch 

interessiert war an der Aufrüttelung der städtischen und ländlichen Armut und sogar an der Förderung 

ihrer Klassenorganisationen. Das ist keine Besonderheit für China, sondern ein charakteristisches 

Moment für ein bestimmtes Stadium der nationalrevolutionären Bewegungen in den Kolonien, deren 

beherrschendes Motiv eben der Kampf gegen das imperialistische Joch und für die Erringung der 

nationalen Freiheit ist. 

Aber Wittfogel zeigt zugleich, we lche  Vergleiche mit der russischen Revolution von 1905 berech-

tigt sind. Er zitiert Lenins Ausspruch von 1905: „Die Eigentümlichkeit der russischen Revolution 

besteht eben darin, daß sie nach ihrem sozialen Inha l t e  eine bürgerlich-demokratische, nach ihren 

Kam p f mi t t e l n  aber eine proletarische war. Die russische Revolution war ... eine proletarische 

nicht nur in dem Sinne, daß das Proletariat die führende Kraft, die Avantgarde der Bewegung dar-

stellte, sondern auch in dem Sinne, daß das spezifische proletarische Kampfmittel. nämlich der 

S t r e i k, das Hauptmittel der Aufrüttelung der Massen und das am meisten charakteristische im wel-

lenmäßigen Gang der Ereignisse bildete.“ Und hieran anknüpfend sagt Wittfogel mit Recht: „Auch 
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die chinesische Revolutionsbewegung von 1925 war bürgerlich in ihrem Klasseninhalt, proletarisch 

jedoch in ihrer Form. Der Streik war die vorherrschende Form, kombiniert mit einem Boykott, der 

ebenfalls ganz vorwiegend von den proletarischen Instanzen (Streikkomitees usw.) kontrolliert 

wurde. Der Aufschwung des Klassenbewußtseins der chinesischen Arbeiter war ungeheuer.“ 

Auch schon in diesem Vergleich kommt der ungeheure Unterschied zwischen den beiden Revolutio-

nen zum Ausdruck. Die russische Revolution von 1905 mit der vorherrschenden Form der Streiks 

war bereits unter der ausschließlichen Führung der proletarischen Klassenorganisationen. Die chine-

sische Revolution hingegen war 1925 wie auch während der Nordexpedition 1926127 unter der Füh-

rung der Kuomintang, zu der such das revolutionäre Proletariat gehörte, das bereits seine Klassenor-

ganisationen in diesen Kämpfen bilden und stürmisch entwickeln konnte. Die vorherrschende Form 

des Kampfes, der Streik wie der hauptsächlich von proletarischen Organisationen geführte und kon-

trollierte Boykott, waren Kampfmittel nicht allein des Proletariats, sondern der gesamten nationalre-

volutionären Front, einschließlich der Bourgeoisie und des Kleinbürgertums. „Aber im Dienste der 

Bourgeoisie!“ – schreien die „linken“ Phraseure. Der revolutionäre Marxismus antwortet darauf: 

Nicht im Dienste der Bourgeoisie, sondern im Dienste des einzig möglichen Weges zur Entfesselung 

der revolutionären Kräfte der städtischen und ländlichen Armut! Diese Entwicklung der Kuomintang 

in fortgesetzten inneren Kämpfen und Ringen um die Vormachtstellung des Proletariats bewirkte es 

eben, daß die Kuomintang als eine solche Volkspartei von der Bourgeoisie immer mehr attackiert 

wurde und daß diese sich schließlich mit allen konterrevolutionären Kräften, des Imperialismus und 

der halbfeudalen Generale, verband, um die Kuomintang zu zerschlagen. Aber sie haben nur die äu-

ßere Hülle für sich erobern können, die Masse des Proletariats, der Bauernschaft und der ärmsten 

Schichten des städtischen Kleinbürgertums, in denen schon Sun-Yat-Sen die Grundkräfte der chine-

sischen Revolution gesehen hat, sind dadurch nur noch enger zusammengeschweißt und kampferfah-

rener geworden. 

Die andere Hälfte des Buches enthält die „Aufzeichnungen eines chinesischen Revolutionärs“ von 

Sun-Yat-Sen, ferner die Reden Suns aus dem Jahre 1924, kurz vor seinem Tode. Sie geben so beide 

das geschichtliche Material, worauf sich auch die biographische Einleitung Wittfogels stützt, und 

zeigen die Grundrisse der Entwicklung Sun-Yat-Sens und seiner drei Prinzipien. Dieser Teil aus den 

Reden und Schriften Sun-Yat-Sens erscheint hier zum erstenmal in einer westeuropäischen Sprache. 

Aus dieser biographischen Schrift Sun-Yat-Sens und seinen letzten Reden geht hervor, welche Pha-

sen des ideologischen und praktischen Ringens Sun-Yat-Sen durchlaufen mußte, wie er nacheinander 

auf Grund von harten Erfahrungen und Enttäuschungen schwere Illusionen abstreifte und immer nä-

her an das Verständnis der entscheidenden Grundkräfte des revolutionären Kampfes, seiner Entfes-

selung in China und seiner Verbindungen mit dem internationalen Proletariat und der Sowjetunion 

herankam. 

Zusammenfassend: das Buch Wittfogels ist das gründlichste und bisher beste Werk über die vergan-

gene Phase der chinesischen Revolution, eine außerordentlich wertvolle Vorarbeit für die geschicht-

liche Darstellung der weiteren Entwicklung der chinesischen Revolution. As i a t i cu s. 

[129] 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 1. März 1928 ⁕ Heft 5 

Der Aufmarsch zu den Wahlen 

Lz. Niemand wird in dem Märchen vom verlorenen und wiedergefundenen Liberalismus der Deut-

schen Volkspartei einen hinreichenden Grund für den Zerfall der Bürgerblockkoalition, für die Auf-

lösung des Reichstags vor der Vollendung des Bürgerblockprogramms sehen. Ebensowenig darf sann 

sich den tröstlichen Glauben einreden lassen, daß der Bürgerblock an seiner Unfähigkeit zugrunde 

gegangen ist. Am wenigsten Verdienst an dem Abtreten der Regierung hat zweifellos die loyale par-

lamentarische Opposition. Die SPD wurde ja gar nicht müde, zu versichern, daß sie den Bürgerblock 

noch gerne bis zum Herbst wirtschaften lassen würde, weil sich nach ihrer Meinung mit der Dauer 

seiner Regierung ihre Wahlaussichten verbesserten. 

Was den Sozialdemokraten in der ihnen gemäßen Denkform des parlamentarischen Kretinismus so 

erscheint, ist immerhin eine reale Tatsache, die bei den Erwägungen der Organisatoren dieser Krise, 

die in der Leitung der Deutschen Volkspartei sitzen, eine Rolle gespielt hat. Am Anfang einer stei-

genden Welle von Wirtschaftskämpfen, in denen die Bourgeoisie, um ihre Rationalisierungsoffensive 

fortzuführen und beim Abflauen der Inlandskonjunktur mit verstärkter Kraft in den Konkurrenz-

kampf auf dem Weltmarkt einzugreifen, mit aller Brutalität den Forderungen der Arbeiter entgegen-

tritt, angesichts des Massenabmarsches der Wähler nach links konnte es allerdings den Leitern der 

Kapitalsoffensive zweckmäßig erscheinen, erst das Volk wählen zu lassen und dann einem „linkeren“ 

Reichstag und einer „linkeren“ Regierung die Verantwortung für die noch schärfer gegen die werk-

tätigen Massen gerichtete Politik, die im Programm der Bourgeoisie liegt, aufzuhalsen. Was könnte 

nützlicher sein, um der SPD einen etwaigen Mandatsgewinn wieder abzunehmen? Außerdem kann 

die Bourgeoisie damit rechnen, daß die reformistischen Führer schon durch die Aussicht, bald wieder 

in die Regierung zu kommen, zu dem eifrigsten Auftreten gegen jede Massenbewegung der Arbeiter 

angestachelt werden. Genau so hat ja das Koalitionsangebot S i l ve r be r gs  1926 während des engli-

schen Bergarbeiterstreiks gewirkt. Zu einem solchen Plan gehören auch die schärfsten Unterdrü-

ckungsmaßnahmen gegen das revolutionäre Proletariat und seine Partei. Wenn diese ihren Erfolg 

verfehlen, wird die überschlaue Spekulation der Bourgeoisie zu ihrem Verderben werden. 

Daneben hatte S t r e seman n, der bei der Absendung des Partherpfeils gegen seine Koalitionsgenos-

sen nicht unbeteiligt war, als er vor dem Ausbruch der Krise an die Gestade des Mittelmeers flüchtete, 

auch seine außenpolitischen Gründe für den Szenenwechsel. Er hat seinen Partnern Briand und 

Chamberlain sein Dressurkunststück, den Völkerbundstanz der deutschnationalen Waidbären, zur 

Genüge vorgeführt, es bedarf solcher Künste nicht mehr, um die Westmächte davon zu überzeugen, 

daß in den Kreisen der Junker und Militärs keine Tendenzen mehr bestehen, die Selbständigkeit ge-

genüber dem westlichen Imperialismus durch die Anlehnung an die proletarische Macht im Osten zu 

suchen. Stresemann, in [130] dem das deutsche Finanzkapital einen fähigen Syndikus für seine au-

ßenpolitischen Geschäfte gefunden hat, will sich die Hände wiederum völlig frei machen, so daß er 

bei den kommenden wichtigen Verhandlungen, bei denen es weniger um die Rheinlandräumung als 

um die Revision des Dawes-Vertrags geht, nach Bedarf seine pazifistischen Sozialdemokraten oder 

seine nationalistischen wilden Männer vorschicken kann. 

In einer Atmosphäre allgemeiner Wahlangst der bürgerlichen Parteien, die nur daran denken, sich bei 

ihren rebellischen Anhängern populär zu machen und die Verantwortung für die unpopulären Maß-

nahmen der Regierung auf die Koalitionspartner abzuwälzen, ist die von der Deutschen Volkspartei 

gelegte Mine sogleich mit verheerender Gewalt explodiert. Aber wenn der edle Bund Marx-Strese-

mann-Keudell-Brauns u. Kompanie sich so form- und würdelos in seine Bestandteile aufgelöst hat, 

wenn jetzt in der Hitze des Wahlkampfs die Bandesbrüder einander mit Schimpfkanonaden entge-

gentreten werden, so kann uns das doch keinen Augenblick darüber hinwegtäuschen, daß die Kräfte, 

die den Bürgerblock geschmiedet haben, ungeschwächt fortbestehen, daß die Wortgefechte der poli-

tischen Agenten im Vordergrund der Bühne die Einigkeit der kapitalistischen Drahtzieher hinter den 

Kulissen nicht aufheben. 
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Das Verständnis dieser Tatsache wird dem Proletariat dadurch erleichtert, daß zu derselben Zeit, wo 

die bürgerliche Solidarität im Parlament in die Brüche zu gehen scheint, auf dem Schlachtfeld des 

Klassenkampfs der einige Kampfblock des Kapitals mit aller Deutlichkeit in Erscheinung tritt, Volks-

parteiler, Deutschnationale und Zentrumsleute mögen sich jetzt wegen tausend Einzelfragen in den 

Haaren liegen, ihre Auftraggeber, die in der Vereinigung deutscher Arbeitgeberverbände, im Reichs-

verband der Industrie, im Verein der Metallindustriellen usw. zusammensitzen, sind sich vollkommen 

einig darüber, daß der Bewegung der Arbeiterschaft für Lohnerhöhung und Arbeitszeitverkürzung 

mit allen Mitteln der Aussperrung, der Massenentlassungen, des Schlichtungsdiktats Einhalt geboten, 

die Kapitalsoffensive mit gesteigerter Gewalt fortgesetzt werden muß. 

In Wahlzeiten müssen alle bürgerlichen Parteien die be sonde r en  Interessen der Schichten, auf die 

sie sich stützen, in den Vordergrund stellen, die Deutschnationalen die Interessen der „Landwirt-

schaft“, das Zentrum die des „katholischen Volksteils“, die Deutsche Volkspartei die des nationalli-

beralen Bürgertums usw. Dadurch treten unvermeidlich die untergeordneten Interessengegensätze 

zwischen den verschiedenen Teilen der Bourgeoisie deutlicher hervor. Demgegenüber ist es unsere 

wichtigste Aufgabe, den Massen zum Bewußtsein zu bringen, daß a l l e  bürgerlichen Parteien, ein-

schließlich der Parteien der „loyalen Opposition“ und insbesondere der Sozialdemokratie, in allen 

Grundfragen der imperialistischen Außenpolitik, der kapitalistischen Wirtschaftspolitik, der reaktio-

nären Innenpolitik, nicht nur einig waren, sondern auch einig sind. 

Wenn schon die Parteien des Bürgerblocks alle Anstrengungen machen, am sich von der Verantwor-

tung für ihre gemeinsame Politik zu drücken, so gefällt sich die SPD in der Rolle des Todfeindes, 

zwar nicht der bürgerlichen Gesellschaft – die Zeit, wo dieses Bebel-Wort für die Sozialdemokratie 

galt, ist längst vorüber –, wohl aber des Bürgerblocks. Dabei stellt sie aber den Bürgerblock nicht als 

die Verkörperung der gemeinsamen Interessen der Gesamtbourgeoisie einschließlich der Großagra-

rier hin, sondern als eine von den Deutschnationalen beherrschte Koalition, durch die die wackeren 

Republikaner vom Zentrum und der Volkspartei von den Bahnen der Tugend und der Pflicht wegge-

lockt wurden. Diese Propaganda dient dem offenkundigen Zweck, den Massen einzureden, daß die 

Bourgeoisparteien durch [131] das Hinüberwechseln aus der Koalition mit den Deutschnationalen 

zur Koalition mit den Sozialdemokraten sich aus finsteren Reaktionären in sozialgesinnte Fort-

schrittsmänner verwandeln würden. 

Mit Rücksicht auf die gegenwärtigen Koalitionsfreunde in Preußen und auf die erhofften im Reiche 

war es schon in der ganzen vergangenen Periode seit der Ausschaltung der SPD aus der Reichsregie-

rung ihr ständiges Bemühen, zu zeigen, daß sie mit größerem Verantwortungsbewußtsein als die 

Deutschnationalen zur Durchführung der gleichen Politik bereit wäre. Der „Vorwärts“ konnte gar 

nicht genügend das Verantwortungsbewußtsein der sozialdemokratischen Opposition rühmen, der es 

fern lag, der Regierung irgendwelche Schwierigkeiten zu machen, die sogar dort bereitwilligst zur 

Hilfe einsprang, wo durch eine Extratour der Deutschnationalen eine Schwierigkeit für die Regierung 

entstand. Mit aufrichtigem Bedauern hat Stampfer festgestellt, daß es dem Bürgerblock nicht gelun-

gen ist, sein Programm bis zum Herbst ruhig weiter durchzuführen. Denn nicht nur hätten dann die 

oppositionellen Helden nach ihrer Rechnung ein paar Mandate mehr ergattert, sondern außerdem 

hätte der Bürgerblock noch die Verantwortung für manche unangenehmen Gesetze, wie z. B. das 

Schulgesetz, das ja mit dem Auseinanderfallen der Koalition nicht verschwindet, übernehmen müs-

sen, während diese Last so auf die Schultern seiner Nachfolger, zu denen sich die Sozialdemokratie 

heute schon rechnet, fallen wird. Bei der außenpolitischen Debatte haben sich die sozialdemokrati-

schen Redner im Verein mit Wirth, dem oppositionellen Ritter von der traurigen Gestalt, heiß bemüht, 

zu demonstrieren, daß sie bessere Partner Stresemanns sind, als die wilden Männer tun Freitagh-

Loringhoven. In den Fragen der Wirtschaftspolitik hat H i l f e r d i ng  in der Reichstagsdebatte das 

Verantwortungsgefühl der Sozialdemokratie für „die Wirtschaft“ gebührend hervorgehoben. Der 

Wahlprogramm-Artikel von Seve r ing  im „Vorwärts“ vom 19, Februar ist mit seinen Forderungen 

nach Steigerung der Ausfuhr, Steuererleichterung „für die Wirtschaft“, Zusammenarbeit der Erzeu-

ger- und Verbraucherorganisationen ein recht unverhohlenes Bekenntnis zum Wirtschaftsprogramm 

des Reichsverbandes der Industrie. 
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Noch in der letzten Krise der Bürgerblockregierung haben die Sozialdemokraten dem Arbeitsminister 

Brauns, der sich eben zur Abwürgung des Metallarbeiterstreiks anschickte, das Vertrauen ausgespro-

chen, sich mit der Arbeit des Rechtsausschusses zur Verschärfung der Klassenjustiz solidarisiert und 

sich feierlich bereit erklärt, das Hindenburg-Programm des Bürgerblocks durchpeitschen zu helfen. 

Eine loyalere Opposition hat es in der ganzen Geschichte des Parlamentarismus nicht gegeben. 

Wie kann es, aber anders sein, wenn die Führer der „Opposition“ mit der grundsätzlichen Linie der 

Regierungspolitik völlig einverstanden sind und nur bedauern, bei ihrer Durchführung nicht dabei 

sein zu können? Wenn man sich an die wichtigsten Schritte des Reichstags, mit dem es jetzt abzu-

rechnen gilt, zurückerinnert, so wird man keinen einzigen finden, dem die SPD nicht in der einen 

oder anderen Form zugestimmt hätte. Der Dawes-Vertrag mit seiner Abwälzung der Reparationslas-

ten auf die arbeitenden Massen, der Eintritt in das imperialistische Kriegsbündnis gegen den Arbei-

terstaat und die Kolonialvölker durch die Locarno- und Völkerbundspolitik, die wichtigsten Maßnah-

men zum Abbau der Sozialpolitik, wie das Arbeitslosenversicherungsgesetz, das alles fand die direkte 

Zustimmung der Reichstagsfraktion der SPD. Wo es die SPD aber zweckmäßig fand, aus agitatori-

schen Gründen im Reichstag gegen die bürgerlichen Parteien zu stimmen, wie bei den Zollgesetzen, 

dem Fürstenabfindungskompromiß, dem Arbeitszeitgesetz und zuletzt noch bei dem Abbau des Mie-

terschutzes, da [132] hat sie zugleich durch ihre Vertreter in der Preußenregierung den gleichen Maß-

nahmen des Bürgerblocks zugestimmt. Aber eine weit wirksamere Unterstützung des Bürgerblocks, 

als sie im Reichstag und im Reichsrat möglich war, leistete die SPD in den von ihr beherrschten 

Massenorganisationen, insbesondere durch ihren Einfluß in den Gewerkschaften, durch den es ihr 

bisher gelungen ist, jeden großen ernsten Kampf gegen den Bürgerblock, gegen die entscheidenden 

Machtpositionen des Finanzkapitals, des verbündeten Trust-, Bank- und Agrarkapitals, zu verhindern. 

Die SPD weiß, daß die Taten ihrer Vertreter in der Preußenregierung deutlich gegen sie und ihre 

Koalitionspolitik zeugen. Gerade deshalb hat sie jetzt zur Einleitung des Wahlkampfes ihre Preußen-

konferenz organisiert, und zwar so, daß die Stimme des proletarischen Protestes dort nicht zur Gel-

tung kommen konnte. Da wurden die „republikanischen“ Erfolge in den Himmel gehoben, aber die 

schmähliche Rolle der Weimarer Koalitionsregierung als durchführendes Organ des Bürgerblocks 

sorgfältig verschwiegen. 

Was können die Koalitionspolitiker, die durch ihre grundsätzliche Solidarität mit der kapitalistischen 

Wirtschaft und dem bürgerlichen Staat an Händen und Füßen gebunden sind, den Arbeitermassen 

versprechen, die doch schließlich nicht nur eine Änderung der Zusammensetzung der Regierung, 

sondern des ganzen Regierungssystems wollen? 

Am schwierigsten ist es für die SPD, auf dem Gebiet, das den werktätigen Massen zunächst am Her-

zen liegt, dem der Wi r t s cha f t s f r age n, konkrete Versprechungen zu machen. Ganz richtig sagte 

H i l f e r d i ng  auf dem Kieler Parteitag, der Lohn sei ein po l i t i s che r  Loh n. Wenn er aber in dem 

Zusammenhang es als einen Erfolg des sozialdemokratischen Einflusses im Staate rühmt, daß die 

Löhne im Krisenjahr 1925/26 nicht gesunken seien, so haben die Arbeiter für solche „Erfolge“ nur 

ein Hohngelächter. Denn jeder Arbeiter hat selbst gespürt, daß die Behauptung des Lohnes bei einer 

Herabsetzung der Akkordpreise auf die Hälfte und einer Steigerung der Leistung auf das Doppelte in 

Wirklichkeit die äußerste Verschärfung der Ausbeutung bedeutet. In seinem Lohn- und Arbeitsver-

hältnis kann der Arbeiter gerade am besten beurteilen, daß ihm die Koalitionspolitik nichts einge-

bracht hat, daß er in den Ländern mit sozialdemokratischen Ministern nicht einen Pfennig mehr Lohn 

bekommt als anderswo. 

Auch die Tätigkeit sozialdemokratischer Schlichter von der Art eines Wissel oder Mehlis ist zu be-

kannt, als daß man die Arbeiter leicht glauben machen könnte, daß sich das Schlichtungswesen aus 

einer Fessel der Arbeiterbewegung zu einem Werkzeug der Hebung ihrer Lebenslage verwandeln 

könnte, wenn etwa statt des eben erst durch ein Vertrauensvotum der SPD geehrten Zentrumsminis-

ters Brauns ein Sozialdemokrat im Arbeitsministerium säße, Die SPD weiß, daß sie in einer künftigen 

Koalitionsregierung der Arbeiterschaft weder den gesetzlichen Achtstundentag, noch die Aufhebung 

der Lohnsteuer, noch eine wesentliche Ermäßigung der Zölle und Verbrauchsteuern, noch ein soziales 
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Mieterecht, noch irgendwelche anderen wirtschaftlichen Erleichterungen bringen kann. Severing 

kann in seinem oben zitierten Wahlartikel auch nicht mehr versprechen als „wirksamen gesetzlichen 

Arbeiterschutz“. Es ist unsere Aufgabe, die SPD-Demagogen gerade in diesen Fragen der Wirt-

schaftspolitik zu konkreten Antworten zu zwingen, wenn sie mit allgemeinen Redensarten eine Bes-

serung der wirtschaftlichen Lage der Massen als Erfolg des sozialdemokratischen Stimmzettels ver-

sprechen. 

Gerade wegen dieser Schwierigkeit der sozialdemokratischen Politik haben die reformistischen Ge-

werkschaftsführer jetzt eine Reihe engbegrenzter [133] Lohnbewegungen eingeleitet, die die Arbei-

termassen davon überzeugen sollen, daß die Sozialdemokraten an der Spitze des Kampfes für die 

Besserung ihrer wirtschaftlichen Lage stehen. Wenn unsere Genossen ihre gewerkschaftliche Pflicht 

tun, dann wird diese Wahlpropaganda der SPD elend zuschanden werden. Denn die letzten Bewe-

gungen zeigen mit aller Klarheit, wie mit den reformistischen Methoden der grundsätzlichen Unter-

ordnung unter die Befehle des bürgerlichen Staates nicht einmal mehr kleine gewerkschaftliche Er-

folge zu erzielen sind. 

Da die SPD in den Wirtschaftsfragen dem Proletariat nichts bieten kann, bewegt sich ihre Wahlpro-

paganda desto mehr auf dem schwerer kontrollierbaren Gebiet der „hohen Politik“. Die Sicherung 

der „Fr i edenspo l i t i k“ St r e semanns  und der E i nhe i t s s t a a t, das sind die beiden Parolen, mit 

denen heute schon die große Koalition gerechtfertigt werden soll. In einer Polemik gegen Löbe sagte 

H i l f e r d i ng  auf dem Kieler Parteitag: 

„Wenn wir durch den Eintritt in eine Regierungskoalition – ich rede davon nicht als einer Notwendigkeit, aber 

als einer Möglichkeit – etwa den Einheitsstaat in Deutschland verwirklichen könnten, sollten wir dann sagen: 

nein, unter keinen Umständen? Das ist eine ganz unmögliche Stellungnahme, und schon das beweist, daß man 

mit der Formel ,Kapitalismus oder Sozialismus‘ politisch in sehr vielen Situationen gar nichts wird anfangen 

können.“ (Protokoll S. 179.) 

In diesen Worten wird mit aller wünschenswerten Deutlichkeit gesagt, welchem Ziel die Einheits-

staatparole der SPD und des ADGB gilt. Genau so wie die SPD die Kapitalsoffensive der Unterneh-

mer in den Jahren 1925/26 durch ihr Propagandageschrei für die „Rationalisierung“ gedeckt und da-

mit die Arbeitsgemeinschaftspolitik in der Zeit der Kapitalsoffensive begründet hat, genau so werden 

jetzt die Maßnahmen der Bourgeoisie zum Ausbau ihrer Diktatur, zur kapitalistischen Rationalisie-

rung des Staates, wie das in unserer Presse ganz richtig genannt wurde, unter der verlogenen Losung 

des „Einheitsstaats“ den Massen als Fortschritt schmackhaft gemacht, um die Fortsetzung der Koali-

tionspolitik gerade in der Zeit der verschärften Kapitalsdiktatur zu rechtfertigen. 

Nachdem das Ergebnis der auf Kosten des Proletariats durchgeführten kapitalistischen Rationalisie-

rung der Wirtschaft heute der Arbeiterschaft so deutlich bewußt ist, daß die Reformisten nicht einmal 

mehr wagen, ihre ursprüngliche Stellung ohne Einschränkung zu verteidigen, muß es uns gelingen, 

eine nochmalige Irreführung der Arbeiter mit dem gleichen Trick zu verhindern. Im Zeitalter des 

niedergehenden Kapitalismus, des Imperialismus, kann sich der gesellschaftliche Fortschritt nicht 

durch die Bourgeoisie und ein in ihrem Gefolge einhertrottendes Proletariat vollziehen. Gewiß, die 

Aufhebung des Länderpartikularismus, die Herstellung eines einheitlichen zentralisierten Staates wäre 

ein historischer Fortschritt, aber nur unter der Voraussetzung, daß dieser Zentralisierung der bürgerli-

chen Staatsgewalt eine ebensolche Zusammenballung der Kräfte des Proletariats entspricht, so daß der 

Klassenkampf sich auf eine höhere Stufe erhebt und die Vollendung des Bourgeois-Staats seine Über-

windung näher bringt. Wenn das Proletariat eine weitere Anpassung des bürgerlichen Staates an die 

Interessen der Bourgeoisie passiv duldet oder gar unterstützt, dann bedeutet das nicht nur unmittelbar 

eine Schädigung der werktätigen Massen durch den Abbau der kommunalen Selbstverwaltung, der 

Sozialpolitik usw., sondern zugleich, historisch betrachtet, einen Rückschritt, weil der Tag des Sturzes 

der Bourgeoisie durch die Festigung des bürgerlichen Unter-[134]drückungsapparats hinausgeschoben 

wird. Umgekehrt, wenn das Proletariat den grundsätzlichen Kampf gegen die kapitalistische Rationa-

lisierung des Staates verbindet mit dem täglichen Kampf für die Erweiterung der kommunalen Selbst-

verwaltung, für die Einschränkung des bürgerlich-bürokratischen Apparats und mit der Vorbereitung 

des Endkampfs für die sozialistische Räterepublik, die zugleich die Zentralisierung der ganzen 
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Staatsmacht in den Händen des Proletariats und die weitestgehende Selbstverwaltung bedeutet, dann 

wird die Bourgeoisie gerade durch diesen Widerstand der Massen gezwungen, ihren Unterdrückungs-

apparat auszubauen, zu vereinfachen, zu zentralisieren und alle überflüssigen Ausgaben einzusparen. 

Der mittelalterliche Länderpartikularismus wird entweder – was das wahrscheinlichste ist – erst unter 

den Hammerschlägen der proletarischen Revolution zusammenbrechen oder in der Etappe vor dem 

Endkampf, wenn die Bourgeoisie zur Verteidigung ihrer Existenz gezwungen ist, alle ihre Kräfte auf 

das straffeste zusammenzufassen. 

Die rechten Sozialdemokraten, die offenen Koalitionspolitiker, haben ein klares, praktisches Ziel: die 

große Koalition und eine gewisse Theorie zu ihrer Rechtfertigung: die Verwirklichung des „Sozialis-

mus“ durch die Staatskontrolle der „organisierten Wirtschaft“, das heißt den Staatskapitalismus, und 

durch die „Wirtschaftsdemokratie“ das heißt die Arbeitsgemeinschaftspolitik. Die linke Sozialdemo-

kratie aber weiß weder was sie will, noch hat das, was sie weiß, irgendeinen Einfluß auf das, was sie 

will und tut. Sie muß anerkennen, daß Stresemann ein Agent der imperialistischen Bourgeoisie und 

der Völkerbund ein imperialistisches Bündnis ist, dessen Spitze sich gegen die Sowjetunion richtet, 

aber sie steht in dem Weltkampf zwischen der Vormacht des Imperialismus und der Vormacht der 

Weltrevolution „neutral“ in der Mitte und ihre antibolschewistische Propaganda dient faktisch nur 

den imperialistischen Kriegshetzern und den Koalitionspolitikern. 

Im „Klassenkampf“ (Nr. 4, Seite 99) schwingt sich O. Edel zu der Erkenntnis auf: „Wie wir nicht 

jede Republik anbeten, sondern unser Verhältnis zum Staat abhängig machen von seinem I nha l t, so 

können wir nicht jeden Schritt zum Einheitsstaat billigen, gleichviel, ob seine Wirkung soz i a l  oder 

an t i soz i a l  ist.“ 

Die linken Sozialdemokraten glauben also weder an die Sicherung des Weltfriedens, gemeinsam mit 

der Volkspartei, noch an den großen Fortschritt zum Einheitsstaat im Bunde mit den bürgerlichen 

Parteien. (Übrigens glaubt auch Severing, daß „dieses Jahrzehnt (!) für das Ideal des Einheitsstaats 

noch nicht reif“ ist.) Am allerwenigsten glauben sie an die revolutionäre Kraft des Proletariats, das 

an der Spitze der werktätigen Massen den bürgerlichen Staat zerbricht und durch die Diktatur des 

Proletariats den Sozialismus aufbaut. Wofür also wollen diese Leute Stimmen sammeln? Mit welchen 

Argumenten wollen sie die Koalition rechtfertigen, die nach dem Willen der SPD-Führer das Ergeb-

nis eines Wahlerfolges sein soll? Mit der Sicherung der Republik oder der Abwehr der faschistischen 

Gefahr oder dem Gleichgewicht der Klassenkräfte? Wenn Hilferding versagt, muß Otto Bauer zur 

rechten Zeit mit einer Theorie zur Rechtfertigung der „Kooperation der Klassen“ erscheinen. 

In der kommenden Wahlkampagne, in der wir die Organisierung der Wirtschaftskämpfe mit der Agi-

tation für die Tagesforderungen aller Schichten der Werktätigen und mit der klaren grundsätzlichen 

Propaganda unseres revolutionären Zieles verbinden müssen, gilt es vor allem, unsern Hauptfeind 

innerhalb der Arbeiterklasse, die Sozialdemokratie, zu schlagen, wofür gerade [135] in den Bezirken, 

in denen linksgestimmte Arbeiter nur noch durch den zentristischen Scheinradikalismus bei der SPD 

gehalten werden, bei dem offenen Koalitionskurs der SPD-Führer günstige Bedingungen vorhanden 

sind. So wenig wir verkennen dürfen, daß die Mehrheit der deutschen Arbeiterschaft immer noch im 

Banne der Koalitionspolitik steht, so zeigt uns doch das Wahlergebnis von Ham bur g, daß ein ernster 

Schritt nach vorwärts zur Überwindung des reformistischen Einflusses in der gegenwärtigen Situation 

durchaus möglich ist. 

* 

Zum IV. Kongreß der RGI  
Von A r t h u r  E w e r t  

Wir würden einen großen Fehler begehen, wollten wir die Aufgaben der Roten Gewerkschafts-Inter-

nationale unter dem Gesichtswinkel der deutschen Verhältnisse betrachten. Die Gewerkschaftsbewe-

gung in der Welt wird nicht nur beherrscht von dem großen Gegensatz zwischen Kommunismus und 

Reformismus, sondern innerhalb dieses die heutige Epoche beherrschenden Gegensatzes gibt es ver-

schiedene. Zwischenströmungen, deren mehr oder weniger starkes Auftreten ein geschicktes Manöv-

rieren erfordert. Mit den zunehmenden Schwierigkeiten des Imperialismus wachsen die Bestrebungen 
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der Amsterdamer Internationale, auf die junge, rapide erstarkende Gewerkschaftsbewegung der Ko-

lonial- und Halbkolonialländer Einfluß zu gewinnen, um die führende Kraft der großen Befreiungs-

kämpfe gegen den Imperialismus durch das Gift des Reformismus zu zersetzen. In diesen Gebieten 

muß die RGI alle Kräfte einspannen, um das Eindringen des Reformismus zu verhindern. Hier muß 

die RGI noch stärker als in der Vergangenheit d i e  organisierende Kraft werden. 

Ganz anders liegen die Verhältnisse in den Vereinigten Staaten Amerikas. Dort ist nur ein Bruchteil 

der Industriearbeiter in den reaktionären Gewerkschaften organisiert. Eine nennenswerte Organisa-

tion besteht nur bei den Bauarbeitern, Bergarbeitern, Buchdruckern und bestimmten Kategorien der 

Eisenbahner. Dort gibt es ganze Industriebezirke von dem Charakter Rheinland-Westfalens, im Sü-

den der USA entwickelt sich in den Baumwollgebieten eine gewaltige Textilindustrie – ohne eine 

nennenswerte Zusammenfassung der Millionen Arbeiter in irgendeiner Organisation. In Industrie-

städten von 1 Million Einwohner mit 200.000 Metallarbeitern besitzt der Metallarbeiterverband 500 

bis 1000 Mitglieder. Häufig erhalten die Gewerkschaftsführer von den Unternehmern eine Subven-

tion, damit sie keine Versuche zur Organisierung der Arbeiter unternehmen und dulden. Dort steht 

vor uns die große Aufgabe, unter Aufrechterhaltung der Linie der Arbeit innerhalb der American 

Federation of Labour gleichzeitig in bestimmten Industriegebieten selbständige Gewerkschaften zu 

organisieren und für deren Aufnahme in die AF of L zu kämpfen. 

Am kompliziertesten aber liegen die Verhältnisse in dem wichtigen Gebiet des kapitalistischen Eu-

ropas. Vor einigen Jahren schien es, als ob auf der mächtigen Basis der russischen Gewerkschaften 

und der allgemeinen Radikalisierung der europäischen, insbesondere der englischen Arbeiterschaft 

die Kräfte stark genug sein würden, um eine organisatorische Vereinheitlichung der beiden Gewerk-

schaftsinternationalen auf einem Weltkongreß zu erzwingen. Heute besteht dafür keine Aussicht. Un-

ter dem Feuer des Generalstreiks, der drohenden sozialen Revolution in England sind die zentristi-

schen Gewerkschaftsführer, die Hicks und Purcell, in die [136] Arme der Thomas und MacDonald 

geflüchtet. Sie haben mit den Industriellen die Arbeitsgemeinschaft gebildet, um ihnen die Rationa-

lisierung nach deutschem Muster zu ermöglichen. Sie schließen den Burgfrieden mit dem Chemiege-

waltigen Mond, um die Vorbereitung des neuen imperialistischen Interventionskriegs gegen die Sow-

jetunion zu erleichtern. 

Einige Genossen in unserer Partei sind der Meinung, daß diese Entwicklung auf die „Änderung“ der 

Politik der KI und der russischen Gewerkschaften gegenüber dem Anglo-Russischen Komitee zu-

rückzuführen ist. Diese Genossen sehen nicht, daß das Auseinanderfallen des Komitees nur der äu-

ßere Ausdruck für die Tatsache ist, daß der englische Generalrat unter der Verschärfung der Klassen-

gegensätze offen ins Lager der Feinde übergegangen ist und sich von seinen Schwankungen gegen-

über den radikalisierten Massen befreit hat. Die Auffassung einiger unserer Genossen, daß der Bruch 

des Anglo-Russischen Komitees vielleicht doch zu vermeiden war, würde zum Zurückstecken unse-

rer revolutionären Politik, zum Verzicht auf jede Kritik und „Einmischung“, zur Hemmung des Dif-

ferenzierungsprozesses auf der jetzt vorhandenen neuen Grundlage führen. Diese Tatsache muß man 

sehen, denn sie beeinflußt in erheblichem Maße unsere Arbeit in den nächsten Jahren, und sie kann 

neben der allgemeinen Verschärfung des Kampfes der reformistischen Gewerkschaftsbürokratie den 

Anlaß zu neuen Schwankungen in der Gewerkschaftsfrage geben. 

Es wäre falsch, die besonderen Erfahrungen der englischen Minderheitsbewegung auf die Länder des 

europäischen Kontinents anzuwenden. In England war und ist die Minderheitsbewegung bei dem 

Fehlen einer numerisch starken kommunistischen Partei, bei der noch vorhandenen Unentwickeltheit 

der organisatorischen und politischen Scheidelinie zwischen Kommunismus und den verschiedenen 

Strömungen des Reformismus eines der wichtigsten Verbindungsglieder zwischen der Avantgarde 

und den breiten, vor allem den gewerkschaftlich organisierten Massen. In der allmählichen Entwick-

lung dieser noch nicht zum völligen Bruch mit der Politik der Labour Party geneigten Massen zum 

Kommunismus leistet die Minderheitsbewegung unschätzbare Dienste. 

Nehmen wir aber Deutschland. Hier bestehen große, auf Einzelmitgliedschaft aufgebaute Massen-

parteien des Reformismus und des Kommunismus, beide mit einer festen Disziplin, die auch in der 
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SPD bisher nur geringen Schwankungen unterworfen ist. Die KPD muß hier selbst mit Hilfe ihrer 

Fraktionen und der Tätigkeit ihrer Mitglieder in den Gewerkschaften da s  organisierende Zentrum 

der Gewerkschaftsopposition sein und bleiben. Gewiß müssen in stärkerem Maße als bisher die par-

teilosen und oppositionellen SPD-Arbeiter für diese Mitarbeit oder wenigstens für die teilweise Un-

terstützung unserer Politik gewonnen werden, wobei sogar gewisse Kompromisse auf der Basis des 

gemeinsamen Kampfes gegen die arbeiterfeindliche Politik der Bürokratie möglich sind. Aber der 

Kern ist unsere Partei, sie wird es in noch stärkerem Maße in der Zukunft werden. Jede andere Auf-

fassung wäre nicht nur ein politischer Schritt zurück, sondern würde auch die Spaltungsarbeit der 

reformistischen Gewerkschaftsführer erleichtern. 

Die Anwendung der Einheitsfronttaktik innerhalb der Gewerkschaftsbewegung muß sich in der ge -

genwär t igen  Phase in der Hauptsache auf die unmittelbare Mobilisierung der Arbeiter für die gro-

ßen Wirtschaftskämpfe, deren gründliche Vorbereitung und Verbindung mit den nächsten politischen 

Etappenlosungen konzentrieren. Der Kampf für die Bildung einer einheitlichen Gewerkschafts-Inter-

nationale ist infolge der noch schärfer in [137] Erscheinung tretenden Arbeitsgemeinschaftspolitik der 

Amsterdamer Internationale und infolge des Bruches des Anglo-Russischen Komitees zunächst in den 

Hintergrund getreten. Erst auf der Basis einer viel breiteren Linksbewegung in den entscheidenden 

kapitalistischen Ländern, erst bei einer viel stärkeren Sammlung der Kräfte des Proletariats in den 

Kämpfen der nächsten Zeit unter unserer Führung kann diese Frage erneut zu einem der wichtigsten 

Ausgangspunkte – allerdings unter veränderten Verhältnissen – gemacht werden. Daraus ergibt sich 

auch in der Gewerkschaftsbewegung das Zurücktreten des taktischen Mittels der Wendung an die 

Spitzen und die Notwendigkeit der ernsteren Arbeit in den Massen selbst. Falsch aber wäre es, zu einer 

gene r e l l en  Ablehnung des ersteren zu gelangen. Hier ist vielmehr eine taktische Beweglichkeit 

notwendig, die zu manövrieren versteht, aber gleichzeitig Tendenzen überwindet, die die ungenügende 

Arbeit unter den Massen selbst durch einen „Offenen Brief“ an die Spitzen zu verdecken versucht. 

Besonders ernst steht die Frage der Einheitsfronttaktik in Frankreich und der Tschechoslovakei, wo 

neben den reformistischen Organisationen auch andere, der RGI angeschlossene Gewerkschaften be-

stehen. Dort muß es unsere Aufgabe sein, die Roten Gewerkschaften zu einer Macht zu gestalten, die 

wirklich in der Lage ist, die Kämpfe der Arbeiter au führen und auch zu unterstützen. Das Ziel der 

Stärkung muß aber sein, die Einheit mit den anderen Gewerkschaften durch den Druck aller Arbeiter 

durchzusetzen. Sowohl diese Aufgabe wie auch die Organisierung der wirtschaftlichen Kämpfe er-

fordert aber, daß in einer zweckentsprechenden und organisierten Weise die revolutionären Gewerk-

schafter auch in den reformistischen Organisationen arbeiten. In den Roten Gewerkschaften der 

Tschechoslovakei gibt es solche primitiven Auffassungen der „Stärkung“ der Organisation durch 

Herausziehung aller oppositionellen Arbeiter aus den reformistischen und deren Überführung in die 

roten Verbände. Praktisch würde dies bedeuten, daß wir unsere Positionen in den reformistischen 

Gewerkschaften der deutschsprachigen Gebiete der Tschechoslovakei räumen; denn wer will behaup-

ten, daß die Reformisten nicht auch dort, wo wir die Mehrheit der Arbeiter hinter uns haben, nicht 

neue Gewerkschaften bilden könnten und würden. Ähnlich liegen die Dinge in einigen reformisti-

schen Gewerkschaften Frankreichs, vor allem im Eisenbahner-Verband. Wir würden es für einen 

Fehler halten, den Auffassungen vieler unserer Genossen in den Roten Gewerkschaften auf diesem 

Gebiete Rechnung zu tragen. 

Wir sollen unsere Kräfte in der internationalen Gewerkschaftsbewegung nicht überschätzen. Wir sol-

len uns nicht mit einer oberflächlichen z a h l e nm äß i gen  Gegenüberstellung der Mitgliederzahlen 

der beiden Gewerkschafts-Internationalen begnügen. Denn eine solche Gegenüberstellung geht an 

dem entscheidenden Problem vorbei: der Beherrschung der Gewerkschaften in den großen kapitalisti-

schen Ländern Europas durch eine Bande von Sozialimperialisten und der großen Stärkung, die die 

imperialistische Bourgeoisie dadurch im Wel t maßs t abe  erhält. Diese Zitadellen gilt es sturmreif 

zu machen. Gewiß wächst die revolutionäre Gewerkschaftsbewegung, die RGI gewinnt an Bedeutung. 

Die machtvollen Gewerkschaften der Sowjetunion, die junge, bereits in vielen Stürmen erprobte Ge-

werkschaftsbewegung des Ostens, die revolutionäre Gewerkschaftsopposition in den kapitalistischen 

Ländern sind alles Kräfte, die noch eine ungeheure Entwicklungsmöglichkeit in sich haben. 
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Aber zu groß sind bei der letzteren noch die Schwankungen gegenüber dem Feind, zu unentwickelt 

ist noch die Fähigkeit, in jedem Kampf der [138] Arbeiter die richtige Linie einheitlich durchzufüh-

ren. Ruhr und Mitteldeutschland geben uns dafür Beispiele. 

Die RGI muß in der nächsten Zeit in engster Zusammenarbeit mit ihren Organisationen und Anhä-

ngern den Vorgängen in den einzelnen Ländern eine größere Aufmerksamkeit schenken, systematisch 

eine Reihe von gewerkschaftlich geschulten Führern mit einem internationalen Blick und Verständnis 

für die komplizierten taktischen Fragen heranbilden, durch die Entsendung von überlegenen Instruk-

teuren in die wichtigsten Länder die internationalen Erfahrungen möglichst verbreitern und so zu 

einer die Gewerkschaftsarbeit beeinflussenden und führenden Organisation werden. 

* 

Der mitteldeutsche Metallarbeiterkampf  
Von W a l t e r  U l b r i c h t  

Der Zustand, daß jeder Tarifablauf die Gewerkschaften zu neuen Lohnfor-

derungen veranlaßt, ist volkswirtschaftlich untragbar, da er zu dauernden 

Beunruhigungen der Wirtschaft und falls den Forderungen immer wieder 

nachgegeben wird, durch die aufeinanderfolgenden Lohn- und Preiserhö-

hungen auf die Dauer zu einer Schraube ohne Ende und damit zu einer 

vollkommenen Untergrabung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen In-

dustrie auf dem Weltmarkt führen muß. Daraus ergibt sich, daß die Ausei-

nandersetzung in Mitteldeutschland richtunggebend für die deutsche Lohn-

politik der nächsten Monate werden muß. 

(Aus der Begründung des Verbandes deutscher Metallindustrieller zur Ge-

samtaussperrung in der mitteldeutschen Industrie.) 

Die mitteldeutschen Metallarbeiter hatten 15 Pf. Lohnerhöhung gefordert. Der Schlichter fällte einen 

Schiedsspruch mit 3 Pf. Lohnerhöhung. Während die Unternehmer die Verbindlichkeitserklärung des 

Schiedsspruchs beantragten, traten die mitteldeutschen Metallarbeiter entsprechend dem Gewerk-

schaftsbeschluß sofort in den Streik, ohne erst die Stellungnahme des Reichsarbeitsministers abzu-

warten. Dadurch wurde es dem Arbeitsminister erschwert, sofort den Wünschen der Industriellen 

nachzukommen und den Bettelpfennigschiedsspruch verbindlich zu erklären. Zweifellos war diese 

Maßnahme richtig, aber die Begründung dieser Taktik durch die reformistischen Führer kennzeich-

nete den Willen zur Unterwerfung unter das Diktat des Bürgerblockschlichters. Im sozialdemokrati-

schen „Volksblatt“ (Halle) vom 21. Januar wird gesagt: 

„Galt es doch zunächst, die Verbindlichkeitserklärung des völlig unzulänglichen Magdeburger Schiedsspruchs 

zu verhindern. Solange diese V e r b i n d l i c h k e i t s e r k l ä r u n g  drohte, fühlte sich die Arbeiterschaft m i t  

g e b u n d e n e n  H ä n d e n  d e m  U n t e r n e h m e r  a u s g e l i e f e r t.“ 

Wenn also der 3-Pfennig-Schiedsspruch verbindlich erklärt worden wäre, hätten die Metallarbeiter 

mit gebundenen Händen dem Unternehmerwillen in Form der Verbindlichkeitserklärung gehorchen 

müssen. So benutzten die reformistischen Führer schon zu Beginn der Bewegung jede Gelegenheit, 

um die Arbeiter von der Notwendigkeit der Unterordnung unter das Schlichtungsdiktat der Bürger-

blockregierung zu überzeugen. 

Am 19. Januar fanden auf Einladung des Arbeitsministeriums der Bürgerblockregierung Verhand-

lungen vor dem Vertreter des Reichsarbeitsministeriums in Berlin statt. Vom Vertreter des Arbeits-

ministeriums wurden im Laufe der Verhandlungen 1 Pf. und später 2 Pf. Lohnerhöhung vorge-

[139]schlagen, aber gleichzeitig erklärt, daß d i e  F o r d e r u n g  1 5  P f. L o h n z u l a g e  u n d i s k u t a b e l  

sei. Über diese Verhandlungen berichtet die Bezirksleitung des DMV: 

„Die Verbandsleitung vertrat energisch die Forderung der Metallarbeiter, währenddem die Metallindustriellen 

trotz aller B e m ü h u n g e n des Vertreters des Reichsarbeitsministeriums au keinerlei E n t g e g e n k o m m e n 

bereit waren.“ 

Die „Bemühungen“ des Vertreters des Reichsarbeitsministeriums wurden derart hervorgehoben, daß 

jeder Arbeiter erkennt, wie sympathisch der BL des DMV der Vorschlag des Vertreters des Reichs-

arbeitsministers war. Trotz dieses Willens der gewerkschaftlichen Verhandlungskommission zum 
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„Entgegenkommen“ lehnten die Industriellen jede Lohnerhöhung über 3 Pf. hinaus ab. Weitere Ver-

handlungen scheiterten, die mitteldeutschen Industriellen sperrten hierauf alle Metallarbeiter im mit-

teldeutschen Bezirk aus. 

Zweifellos sind die Industriellen zur Ablehnung jeder weiteren Lohnerhöhung ermuntert worden 

durch die Unterordnung des DMV unter den 2-Pf.-Schandschiedsspruch in der Hüttenindustrie und 

durch das offensichtliche Bestreben der Leitung des DMV, die Bewegung nach kurzer Zeit zu been-

den, um im Interesse der Vorbereitung der Wahlbewegungen noch in einigen anderen Gebieten solche 

Streikmanöver durchführen zu können. Deshalb auch von Beginn der Bewegung an die wüste Hetze 

gegen die kommunistische Presse und Partei. 

D i e  r e f o rm i s t i s che  Of f ens i ve  r i ch t e t e  s i ch  vo r  a l l em  gegen  d i e  Fo r de r ungen  de r  

kom m uni s t i s chen  P r e s se  und  de r  Oppos i t i on  au f  Bean t wor t ung  de r  Ausspe r rung  

m i t  de r  Ve r b r e i t e rung  de r  Kam pf f r on t, de r  Un te r s t ü t zung  de r  Unorgan i s i e r t en  

und  de r  noch  n i ch t  un t e r s t ü t zungsbe rech t i g t en  Gewer kscha f t sm i t g l i ede r. Die Un-

terstützung aller Kämpfenden durch den DMV, durch die Genossenschaften, die IAH und die Kom-

munen war eine äußerst wichtige Maßnahme zur Verhinderung des Ausbrechens unorganisierter Ar-

beiter aus der Front. Indem die reformistischen Führer die Unterstützung sogar den Kollegen verwei-

gerten, die noch nicht 13 Wochen dem Verband angehörten, und mit allen Mitteln die Unterstützungs-

aktion der IAH bekämpften, ja sogar in den Kommunen gemeinsam mit den bürgerlichen. Parteien 

die kommunistischen Anträge betreffend Unterstützung der Kämpfenden ablehnten, bewiesen sie, 

daß die Festigung der Kampffront und die Gewinnung der Unorganisierten nicht ihrem taktischen 

Ziele entsprach. E i ne  ge sch l o s sene  une r schü t t e r t e  Kam pf f r on t  f üg t  s i ch  a l l e r d ings  

n i ch t  s o  l e i ch t  e i nem  ve r b i nd l i ch  e r k l ä r t en  Sch i eds sp r uc h, w i e  e i ne  F r on t, d i e  

i n f o l ge  de r  w i r t s cha f t l i chen  No t l age  de r  Unor gan i s i e r t en  ge schwäch t  i s t. Der 

Kampf der Leitung des DMV gegen die Einbeziehung entscheidender Industriegruppen Mittel-

deutschlands war von prinzipieller Bedeutung, weil eine Verbreiterung die „reine Lohnbewegung“ 

zu einem politischen Kampf gesteigert hätte. Eine solche Zuspitzung des Klassenkampfs hätte unver-

meidlich die Entlarvung der prinzipiell wirtschaftsfriedlichen Politik der Reformisten herbeigeführt. 

Im Feuer des Klassenkampfs ist es schwerer, „zwischen“ den Klassen zu manövrieren und den bür-

gerlichen Charakter der reformistischen Wirtschafts- und Staatspolitik zu verschleiern, als in einer 

lokalen Lohnbewegung. Das sozialdemokratische Wahlmanöver in der mitteldeutschen Metallindust-

rie hätte sich dadurch in katastrophaler Weise gegen die reformistische Wirtschafts- und Staatspolitik 

ausgewirkt. 

Zweifellos haben die reformistischen Führer zu Beginn der Bewegung die wirtschaftliche und politi-

sche Lage und den Widerstand der Industriellen nicht richtig bewertet. Sie unterschätzten gewisse 

Änderungen in der Wirtschaftslage und den Willen der Bourgeoisie, ihr Notprogramm mit allen Mit-

teln durchzusetzen. Seit Dezember ist eine teilweise Abschwächung der Konjunktur, vor allem eine 

Verminderung des Absatzes auf dem Inlandsmarkt, zu verzeichnen. Die Konjunktur in Deutschland 

hatte hauptsächlich [140] folgende Ursachen: a) Rationalisierung der Wirtschaft, ungeheure Steige-

rung der Ausbeutung; b) Förderung des Wohnungsbaues durch erhöhte Kreditgewährung; c) größere 

Aufnahmefähigkeit der Agrarier und Großbauern; d) vermehrter Konsum der Bourgeoisie, von Teilen 

der Mittelschichten und der Arbeiteraristokratie; e) Verminderung der Arbeitslosigkeit und damit 

Wiederherstellung erhöhter Kaufkraft bei einem Teil der Arbeiter. 

Es ist ein offensichtlicher Schwindel, wenn von den Reformisten behauptet wird, daß hauptsächlich 

die Erhöhung der Löhne konjunkturfördernd gewirkt habe. Trotz Konjunktur ist der Reallohn der 

deutschen Arbeiter 1927 nicht gestiegen. Die Kapitalisten dagegen konnten, besonders infolge der 

Rationalisierung, erhöhte Profite einsacken. Im Jahre 1927 war die Kapitalsbildung um 1,2 Milliarden 

größer als im Vorjahre. Die Kapitalisten denken nicht daran, dieses Kapital nach der reformistischen 

Theorie zu verwerten: durch Hebung der Kaufkraft der Werktätigen mittels Lohnerhöhung und Preis-

herabsetzung. Profitable Verwertung des Kapitals heißt verschärfte Ausbeutung und Unterdrückung 

der Arbeiter zum Zwecke der Herabdrückung der Produktionskosten im Interesse des Kampfes um 

den Weltmarkt. 
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Bei Beurteilung der Wirtschaftspolitik der Bourgeoisie muß beachtet werden, daß die Durchführung 

der Rationalisierung bisher eine wesentliche Senkung des Lohnanteils am Produkt zeitigte bei nur 

nomineller Lohnerhöhung, die durch Preissteigerungen ausgeglichen wurde. Jetzt ist aber ein Sta-

dium der Rationalisierung erreicht, wo die Steigerung der Arbeitsleistung und die Senkung des Lohn-

anteils am Produkt nur noch in langsamerem Tempo möglich ist. Eine Lohnerhöhung oder Arbeits-

zeitverkürzung kann nicht sofort durch Leistungssteigerung auf die Arbeiter abgewälzt werden. Dem-

zufolge beeinflußt gegenwärtig eine Lohnerhöhung die Produktionskosten in höherem Maße. Das 

Interesse des deutschen Imperialismus erfordert aber die Niedrighaltung der Produktionskosten und 

die Erhöhung des Profits zur Verbesserung der Konkurrenzbedingungen auf dem Weltmarkt. 

Die Bourgeoisie hält den Zeitpunkt für gekommen, die Tarifverträge ohne nennenswerte Lohnerhö-

hung zu erneuern und auf noch längere Zeit als bisher abzuschließen. Offen erklärt die bürgerliche 

Presse, daß gegenwärtig die Schlichtungspolitik nur dann einen Sinn hat, wenn durch Verbindlich-

keitserklärung der Schiedssprüche Lohnerhöhungen verhindert werden. Dabei scheuen sich die Füh-

rer der „nationalen“ Bourgeoisie nicht, sogar den Reparationsagenten zu Hilfe zu rufen. Die „Berliner 

Börsen-Zeitung“ vom 5. Februar schrieb: 

„Der Reparationsagent mache es dem Reichsarbeitsminister einmal recht nachdrücklich klar, daß die deutsche 

Wirtschaft in dem gegenwärtigen Stadium Lohnerhöhungen und Arbeitszeitverkürzungen nicht verträgt.“ 

Die patentierten Beschützer der „nationalen Ehre“ bitten den Reparationsagenten um Unterstützung, 

damit aus den Knochen der deutschen Arbeiter außer den Profiten für die deutschen Kapitalisten auch 

die Reparationsleistungen für die anderen imperialistischen Staaten in Ruhe und Ordnung herausge-

preßt werden können. 

Die Verschärfung der Widersprüche des Kapitalismus, gerade infolge der Rationalisierung, infolge 

der ungeheuren Entwicklung der Produktivkräfte, der Zwang zu einer selbständigen imperialistischen 

Politik findet seinen Ausdruck in der Aussperrungsoffensive der Industriellen und in dem Bestreben, 

das Notprogramm und die Diktaturpläne des Trustkapitals mit allen Mitteln durchzusetzen. 

In dieser Situation des verschärften Klassenkampfs zwischen Bourgeoisie und Proletariat sind den 

Manövern der reformistischen Gewerkschaftsführer und der Sozialdemokratie engere Grenzen gezo-

gen. Die Bourgeoisie fühlt sich stark genug, ohne wesentliche Konzessionen an die reformistischen 

Führer und an die SPD eine Erschütterung der kapitalistischen Wirtschaft vermeiden zu können. Ge-

schickt nützt sie die bürgerliche Wirtschafts- und Staats-[141]politik der Sozialdemokratie aus um 

die Arbeiter am Kampfe zu hindern und die Arbeiterfront zu zersetzen. Unter diesen Verhältnissen 

ist die kommunistische Agitation für die reformistischen Führer eine größere Gefahr als etwa im vo-

rigen Jahre, wo die Industriellen leichter zu Lohnkonzessionen zu veranlassen waren. Das sind die 

Hauptursachen, warum während des mitteldeutschen Metallarbeiterkampfes die reformistischen Füh-

rer in der wüstesten Weise gegen die kommunistische Partei und Presse hetzten und warum gegen-

wärtig von den reformistischen Führern eine planmäßige Kampagne gegen die Opposition im ganzen 

Reiche geführt wird. 

Die außerordentliche politische Bedeutung des mitteldeutschen Metallarbeiterkampf es, die Auswir-

kung dieser Bewegung auf die Lohn- und Arbeitszeitbewegungen von Millionen von Arbeitern ge-

bietet die Festigung der Kampffront der Metallarbeiter (Unterstützung der Unorganisierten u. a.) und 

die Einbeziehung der Arbeiter entscheidender Industrien und Betriebe in Mitteldeutschland. Nach-

dem der Verband der Metallindustriellen die Aussperrung der Metallarbeiter im ganzen Reiche be-

schlossen hatte, verstärkte die Partei die Massenmobilisierung im gesamten Reiche. Dabei war es 

besonders wichtig, von den Betrieben und unteren Gewerkschaftsorganisationen aus den Bundes -

vo r s t and  de s  ADG B  unter Teilnahme anderer Arbeiterorganisationen zur breitesten Massenmo-

bilisierung aufzufordern. Indem die Instanzen des ADGB diese selbstverständliche Forderung ab-

lehnten, brachten sie zum Ausdruck, daß sie ihre Aufgaben nicht darin sehen, die Arbeiterfront zum 

Kampfe für die Durchsetzung der Arbeiterforderungen zusammenzuschweißen, sondern daß der 

ADGB seine Hauptaufgabe in dem „Eindringen in die kapitalistischen Wirtschafts- und Staatsor-

gane“ sieht, und dementsprechend seine ganze Tätigkeit auf die „Mitwirkung“ an der kapitalistischen 

Wirtschaftsführung konzentriert. 
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Gegenüber dem zielbewußten und geschlossenen Auftreten des Verbandes der Metallindustriellen, 

des Arbeitgeberverbandes und des Reichsverbandes der Industrie, gegenüber dem Willen der Indust-

riellen, die Metallarbeiter auf die Knie zu zwingen, damit auch in den kommenden Lohnkämpfen 

Lohnerhöhungen verhindert werden können, galt es, die geschlossene Kampffront der Arbeiter in den 

entscheidenden Industrien des Reiches zu organisieren. Die Aussperrungsoffensive der Metallindust-

riellen im Reiche mußte mit dem Kampfbündnis der Metallarbeiter, Bergarbeiter, Chemiearbeiter und 

Eisenbahner beantwortet werden. Die Ablehnung dieser selbstverständlichen Forderung durch die 

reformistischen Führer bewies aufs neue, daß die Reformisten im Interesse der Verhinderung von 

Erschütterungen der kapitalistischen Wirtschaft die Lohn- und Arbeitszeitbewegungen nache i nan -

de r  durchführen wollen. Ebenso wie sie verhindert haben, daß die Hüttenarbeiter und Bergarbeiter 

zu Beginn dieses Jahres zu gleicher Zeit gemeinsam ihre Forderungen erkämpften, so schwächten sie 

auch diesmal wieder die Arbeiterfront. Wenn die mitteldeutschen Metallarbeiter ihre Forderungen 

gegenüber der geschlossenen Front der Industriellen nicht durchsetzen können, so ist in erster Linie 

die Ablehnung der Mobilisierung der gesamten Arbeiterklasse und die Verhinderung eines Kampf-

bündnisses der Arbeiter der entscheidenden Industrien schuld. Durch dieses Ausweichen vor der Of-

fensive der Industriellen im Reiche haben die Reformisten mitgeholfen, das Kräfteverhältnis der 

Klassen in Deutschland zugunsten der Bourgeoisie zu verändern, denn eine Niederlage der mittel-

deutschen Metallarbeiter ist eine Niederlage der deutschen Arbeiterklasse und eine Stärkung der 

Macht der Bourgeoisie. 

* 

Inzwischen hat der Bürgerblockminister Brauns einen Schiedsspruch verbindlich erklärt, der 5 Pf. 

Lohnerhöhung vorsieht. Während in dem 3-Pf.-Schiedsspruch die Laufzeit des Tarifs bis zum 30. 

September vorgesehen war, ist die Ablaufzeit des Tarifs nunmehr bis zum 31. Dezember verlängert 

worden. Tatsächlich bedeutet der 5-Pf.-Schiedsspruch keine wesentliche Änderung des ursprüngli-

chen Schiedsspruchs, denn durch die verlängerte Laufzeit soll eine Lohnerhöhung im letzten Quartal 

dieses [142] Jahres verhindert werden. D i e  Ve r l änge r ung  de r  Lauf ze i t  de r  Ta r i f e  i s t  i m  

I n t e re s se  de r  S t ab i l i s i e r ung  de r  Mach t  de r  Bour geo i s i e  gegenwär t i g  e i ne  de r  

w i ch t i g s t en  Fo r de rungen  de r  I ndus t r i e l l en  be i  den  Ta r i f ve r hand l unge n. 

Die Leitung des DMV hat formell den Schiedsspruch abgelehnt, aber zugleich alle Maßnahmen zur 

Durchführung des Schlichtungsdiktats eingeleitet. D i e se  Kap i t u l a t i on  vo r  dem  Bür ge r -

b l ock  s t eh t  im  Zusam m enhang  m i t  de r  Zus t i mm ung  de r  Soz i a l dem okr a t i s chen  

Pa r t e i  zu r  Be r a t ung  de s  H i ndenbur g-P r og r amm s im Re i chs t a g. Eine Weiterführung des 

Metallarbeiterkampfes hätte zu einer derartigen Verschärfung des Klassenkampfes im ganzen Reiche 

geführt, daß die parlamentarischen Kombinationen und Koalitionsvorbereitungen der Sozialdemo-

kratie unvermeidlich gestört worden wären. Diese politischen Konsequenzen des Metallarbeiter-

kampfes waren es, die den Vorstand des DMV, im Einvernehmen mit der SPD, veranlaßten, mit allen 

Mitteln den Kampf abzuwürgen. Den mitteldeutschen Metallarbeitern wurde untersagt, in einer Ur-

abstimmung zum Schiedsspruch Stellung zu nehmen. Nachdem durch diese Kapitulation vor dem 

Bürgerblock zweifellos die politische Macht der Industriellen gestärkt wurde, ruft die sozialdemo-

kratische Presse die Arbeiter auf, bei den bevorstehenden Reichstagswahlen den „Terror der Scharf-

macher zu brechen“. Die Zentralstreikleitung erklärt in ihrer Kundgebung: 

„Nur wenige Wochen oder Monate trennen uns von der Wahl zum Reichstag. Wieder hat die Arbeiterschaft 

die Möglichkeit, dafür Sorge zu tragen, daß in bezug auf das Arbeitsrecht, Tarifrecht und die Schlichtungsord-

nung, wie auf allen anderen Gebieten, g r u n d l e g e n d e  Änderungen herbeigeführt werden.“ 

Erst fügen sich die reformistischen Führer im außerparlamentarischen Kampf dem Diktat des Bür-

gerblocks, dann wollen sie den Arbeitern einreden, daß die Industriellen vor der Macht des Stimm-

zettels eher kapitulieren als vor dem Kampfbündnis, dem gemeinsamen Streik der Arbeiter der ent-

scheidenden Industrien. 

Die Durchführung der Betriebsrätewahl und die Reichstagswahlkampagne muß dazu benutzt werden, 

die breitesten Massen der Arbeiter über diese reformistische Niederlagenstrategie aufzuklären und 
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den Kampf zu führen gegen die Arbeitsgemeinschafts- und Koalitionspolitik der Reformisten, gegen 

die Illusion, daß ohne Zertrümmerung des kapitalistischen Staatsapparats, ohne revolutionären 

Kampf für die Rätemacht eine „grundlegende Änderung“ der gesellschaftlichen Verhältnisse herbei-

geführt werden könne. 

* 

Die Krise im Zentrum  
Von H. A m b r o s  

Eine Krise im Zentrum ist eine Sache, an die niemand mehr so recht glaubt. Diese „Krisen“ nehmen 

alle den gleichen Verlauf. Irgendein Zentrumsführer – meist ist es Wirth, diesmal war es Imbusch – 

hält irgendwo eine heftige Rede, daß es so wie bisher wirklich nicht weitergehen könne. Hierauf 

lähmendes Entsetzen; dann Zusammentritt der Parteiinstanzen. Vergebliche Verhandlungen, die die 

„unüberbrückbare Kluft“ zwischen den „unerschütterlichen“ Standpunkten aufzeigen. Nochmalige 

Verhandlungen, die die „völlige Einigkeit“ der „restlos übereinstimmenden“ Parteifreunde feststel-

len. Parteioffiziöses Kommuniqué. Und  a l l e s  geh t  we i t e r  w i e  b i she r! So war es noch jedes-

mal, so ist es diesmal, und so wird es auch noch manches Mal sein. 

[143] Diese regelmäßig wiederkehrenden Krisen führen vorläufig noch lange nicht zum Zusammen-

bruch der Zentrumspartei. Trotzdem sind sie keine bedeutungslosen Zänkereien. Sie sind vielmehr 

Sym pt om e de r i nne r e n Ze r se t zun g der Zentrumspartei. Und die eben abgelaufene Krise hat 

gezeigt, daß diese Zersetzung jetzt in ein neues Stadium eingetreten ist. 

* 

Als Bismarck, getragen von der nationalliberalen Bourgeoisie, um das Junkerpreußen herum das 

Reich aufbaute, sammelte Windthorst, der ehemalige Minister des von Bismarck vertriebenen Königs 

von Hannover, im Bunde mit einigen Feudalherren, die katholischen Kleinbürger, Bauern und Arbei-

ter im Zentrum. Das Zentrum war eine Gegengründung gegen das von Bismarck gegründete Deutsche 

Reich unter preußischer Führung; es entstand als eine Partei der „Reichsfeinde“. Es entstand als an-

tibourgeoise Partei und kämpfte gegen die Bourgeoisie, die sich im Reich einen Staatsapparat schaf-

fen wollte, da ja der preußische Staatsapparat ein Monopol der Junker war. Der katholische Volksteil 

der 70er, 80er und 90er Jahre war ja „inferior“*). Dieser katholische Volksteil hatte noch keine Bour-

geoisie entwickelt, die sich an Ausmaß und Macht mit der von der protestantischen Seite messen 

konnte. Es gab Angehörige der Großbourgeoisie auch unter den Katholiken, aber das waren Einzel-

erscheinungen, die sich losgelöst hatten aus dem Zusammenhang des katholischen Volksteils. Sie 

waren aufgegangen in der Klasse der Großbourgeoisie, sie fühlten sich nicht mehr zum deutschen 

Katholizismus gehörig. Entweder siedelte der ka t ho l i s che  Vo l ks t e i l  i n  zu rückgeb l i ebe -

nen  Landes t e i l e n: in Bayern, Südbaden, den linksrheinischen Gebieten, im ländlichen Westfalen, 

in Schlesien und in Teilen Ostpreußens. Oder sein Anteil an der Großbourgeoisie der entwickelten 

Gebiete – z. B. des rheinisch-westfälischen Industriegebiets – war relativ gering. Die Katholiken sa-

hen die entscheidenden wirtschaftlichen Positionen ihrer Länder – von wenig Ausnahmen abgesehen 

– in den Händen von Protestanten und von „Taufschein-Katholiken“. Die Krämer und Handwerker, 

die Bauern und Arbeiter waren katholisch. Aber die Herren Unternehmer und Direktoren, die waren, 

wenn nicht evangelisch, so doch mindestens liberal. „Bildung und Besitz“ vertrug sich nicht mit „ka-

tholischer Inferiorität“. Daher die an t i bou r geo i s e  Sp i t ze  de r  Pa r t e i. Daher aber auch das Stre-

ben, aus der „Inferiorität“ herauszukommen, auc h eine Bourgeoisie zu entwickeln. Im Zentrum der 

Frühzeit, dieser Partei der kleinen Leute, wurde der Ruf laut: „Katholische Kommerzienräte!“ 

Aber die Front des Zentrums kehrte sich nicht ausschließlich gegen die Bourgeoisie. Ebenso heftig 

wandte sich das alte Zentrum gegen die preußischen Junker und ihren Staat. Die staatlichen Positio-

nen der Bourgeoisie und der altpreußischen Junker, Reich und Preußen, wurden vom Zentrum gleich-

mäßig berannt. Die katholischen Bauern Westdeutschlands und Bayerns haßte im ostelbischen 

 
*) Seinerzeit griff das Zentrum die beleidigende Kennzeichnung des „katholischen Deutschlands“ als „inferior“ auf: Infe-

riorität – Minderwertigkeit. 
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Großagrarier ihren in Steuern, Bahntarifen usw. privilegierten Konkurrenten. Die kleinbürgerliche 

Intelligenz des preußischen Westens empfand den Landrat aus Ostelbien als unverschämten Eindring-

ling. Und die katholischen Feudalherren, die in ihren Barockschlössern noch vom Glanz des alten 

römischen Reiches deutscher Nation, vom kaiserlichen Wien träumten, konnten nicht verwinden, daß 

sie nun zurückstehen mußten hinter den schäbigen ostelbischen Krautjunkern. Dieser Hochadel, der 

sich vom verachteten Kleinadel entthront fühlte, konnte die „kleinen Leute“ als Sturmbock gegen das 

Regime des ostelbischen Landadels gut gebrauchen. 

[144] Reich und Preußen, Großbourgeoisie und Junkertum, Schlot- und Krautbarone, alle suchten 

eine protestantische Vorherrschaft aufzurichten, bedrängten die katholische Kirche, drückten den An-

teil der Katholiken in Verwaltung, Armee und Schule. Der heftige Druck kam bald von der einen, 

bald von der anderen Seite. So kämpfte das alte Zentrum ein Vierteljahrhundert lang, im Kulturkampf 

und nachher, gegen jenen preußischdeutschen Staat, in dessen Herrschaft sich Junkertum und Groß-

bourgeoisie teilten. Es kämpfte für die „Freiheit der Kirche“ und die volle Parität der Katholiken. 

Diese Ziele banden das Zentrum unauflöslich zusammen. In ihnen verkörperte sich de r  Kam pf  de s  

ka t ho l i s chen  Vo l ks t e i l s  um seine Gleichberechtigung gegen den Staat der Junker und der 

Großbourgeoisie. Die rückständige Struktur, die „katholische Inferiorität“ und der Druck des Staates 

machten eine Einheitsfront von Feudaladel, Kleinbürgern und Bauern möglich. Da für den katholi-

schen Arbeiter die Begriffe Protestant und Kapitalist gewöhnlich zusammenfielen, war es für diesen 

Block nicht schwer, die katholischen Arbeiter ins Schlepptau zu nehmen. 

Aber im Laufe der Entwicklung schwand die „katholische Inferiorität“. Der katholische Volksteil hob 

sich allmählich sozial und kulturell auf das deutsche Gesamtniveau. Innerhalb des katholischen Volk-

steils entwickelte sich eine Großbourgeoisie von Gewicht und Bedeutung. Die katholischen Kom-

merzienräte, die junge katholische Großbourgeoisie, hatten in der alten Zentrumsfront gegen Bour-

geois- und Junkerstaat nichts zu suchen. Die Klassenkonstellation dieser Kampffront, die Feudaladel, 

Kleinbürger, Bauern und Arbeiter zusammenschloß, bot für die Bourgeoisie keinen Raum. Der Platz 

der katholischen Großbourgeoisie war innerhalb der gesamten Großbourgeoisie. Dort galt es, sich mit 

dem Junkertum in die Macht zu teilen. Aber das Zentrum als Partei der ,kleinen Leute“ gab im Kampf 

um die Macht einen festen Stützpunkt. So versuchte die katholische Großbourgeoisie vom Ende der 

90er Jahre an, das Zentrum in ihre Hand zu bringen; sie suchte an Stelle der Feudalen die Führung 

der Partei in die Hand zu bekommen. H i e r  beg i nn t  d i e  Kr i s e  de r  Zen t r um spa r t e i. Der 

Kampf der Bourgeoisie um die Führung bedeutete die beginnende Zersetzung des Zentrums. Dieser 

Kampf zieht sich vom Ausgang des 19. Jahrhunderts bis in die Gegenwart. 

* 

Aber er hat ve r s ch iedene  S t ad ie n. Am Anfang erschien er als Kampf der Bourgeoisie gegen den 

Feudaladel. Rheinische Großbürger rangen mit schlesischen Magnaten und westfälischem Uradel um 

die Führung. Dann wieder nahm er die Form eines Kampfes gegen das Selbständigkeitsstreben der 

breiten Massen an. Auch die Massen, klassenmäßig noch nicht scharf geschieden, regten sich und 

wollten sich gegen die beiden Klassen wehren, die sie abwechselnd ins Schlepptau zu nehmen such-

ten. Die sogenannte „dem okr a t i s che  R i ch t un g“ begann, mit der großbourgeoisen und der feu-

dalen zu ringen. So wurde das innerparteiliche Leben des Zentrums von der Jahrhundertwende an 

ausgefüllt durch heftige Kämpfe zwischen den drei verschiedenen Klassenkräften. Ein positives Pro-

gramm und einen offensiven Geist aber entwickelte in diesem innerparteilichen Ringen einzig die 

Bourgeoisie. Sie allein hatte das Zeug in sich, den wirklichen Kampf um die Führung aufzunehmen. 

Ihr Programm mußte der Anschluß an die gesamte Großbourgeoisie sein. Sie mußte heraustreten aus 

der konfessionellen Isolierung. Die Großbourgeoisie konnte sich nicht in den engen Grenzen des ka-

tholischen Volksteils einsperren lassen. Darum gab sie die Parole aus: „Raus aus dem Turm!“ (näm-

lich des Zentrums). Und mit der gesamten deutschen Großbourgeoisie machte sie eine imperialisti-

sche Politik. Sie wollte das Zentrum in die imperialistische Strömung hineinzerren. Die deutschen 

Katholiken durften nicht gegen den Strom schwimmen, der das Volk in Krieg und Verderben riß. Die 

deutschen Katholiken durften – „sich an nationaler Gesinnung von niemand übertreffen lassen“. – 

Und das deutsche Zentrum wurde eine „nationale“ [145] Partei; man konnte es nicht heftiger 
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beschimpfen, als wenn man es „ultramontan“ nannte, ihm Abhängigkeit vom Vatikan vorwarf. Das 

Hauptquartier des bourgeoisen Zentrumsflügels war Köln, Bachems „Kölnische Volkszeitung“ sein 

Organ. Die Feudalen kamen trotz des damals regierenden schwarz-blauen Blocks als Rivalen im 

Kampf um die Führung immer weniger in Frage. Aber die Massen traten in Aktion, und zuweilen 

schien es, als vermöchten sie der Bourgeoisie die Führung streitig zu machen. Ein Jahrzehnt vor dem 

Kriege wurde Erzberger zum Gegenspieler der Bourgeoisie. Er kämpfte gegen den Imperialismus der 

Kölner. Nicht konsequent zwar. Er fiel um, aber er stand auch wieder auf. Hatte er bei Kriegsbeginn 

ein Annexionsprogramm verfaßt, so brachte er bei Kriegsende die Friedensresolution ein. Er verkör-

perte die schwankende Politik des Kleinbürgertums. Aber immerhin, er versuchte zu kämpfen. Und 

das haben ihm die Kölner nie verziehen. Als er ermordet wurde, jubelte die „Kölnische Volkszei-

tung“, die größte katholische Zeitung Deutschlands, daß nun endlich Friede im Zentrum werde! 

* 

Es wurde nicht Friede! Im Zentrum der Nachkriegszeit mußte jener Kampf um die Führung verschärft 

weitergeführt werden, der schon in der Vorkriegszeit begonnen hatte. Verschärft und vereinfacht, 

denn die Feudalen waren durch die Revolution als ernsthafte Bewerber ausgefallen. Nun standen sich 

Bourgeoisie und kleinbürgerlich-proletarische Massen gegenüber. Von den Bauern schlug sich ein 

Teil in der Bayerischen Volkspartei seitwärts, der andere warf sich auf die Seite der Bourgeoisie. Der 

Kampf um die Führung, den die erwachende katholische Großbourgeoisie ins Zentrum hineingetra-

gen hatte, nimmt nun die bekannte Form des Kampfes der beiden Flügel an. Der rechte Zentrumsflügel 

– Bourgeoisie, verstärkt durch die Großbauern, ringt mit dem linken Zentrumsflügel – den Arbeitern, 

Kleinbürgern, denen sich manchmal noch die südwestdeutschen Parzellenbauern zugesehen. Die Nach-

kriegsjahre zeigen die Schauke l po l i t i k  der beiden Flügel. Das ist kein bewußter Betrug. Lächer-

lich und unmarxistisch ist das Märchen von dem geheimnisvollen großen Geist, der die beiden Flügel 

am unsichtbaren Schnürchen hält und einmal den einen, einmal den anderen mit Aplomb oder Grazie 

in die jeweilige Koalition hüpfen läßt. Es handelt sich im Zentrum um einen Klassenkampf; und der 

entscheidet sich nach dem Gewicht der Klassenkräfte, nicht durch das Eingreifen dunkler Mächte. 

Dieser Klassenkampf droht das Zentrum zu zerreißen. Diese Gefahr löst zugleich die Mobilisierung 

der Gegenkräfte aus. Die auseinanderstrebenden Teile der Partei suchen die Einheit durch eine starke 

Bindung wieder herzustellen. Die scharfen Klassenkämpfe der Nachkriegszeit werden von dem hart-

näckigen und immer erneuten Versuch begleitet, das Zentrum in einer „höheren“, jenseits der Klassen 

liegenden Einheit wieder zusammenzuschweißen. 

Dieser Versuch wird von beiden Flügeln immer wieder unternommen. Dadurch entsteht der Schein, 

als ob zwischen den beiden, durch Klassengegensatz getrennten Zentrumsflügeln eine heimliche Ver-

schwörung bestünde, die sie im Interesse einer unsichtbaren Gewalt – der Kirche – stets wieder zu-

sammenführe: oder gar, als ob rechtes und linkes Zentrum nur Drahtpuppen in der Hand eines 

schlauen Prälaten seien. Gerade in Arbeiterkreisen spukt diese so völlig unmarxistische Auffassung. 

* 

Die Rolle des Klerus im Zentrum wird meist nicht richtig verstanden. Die landläufige Vorstellung 

vom Pfaffen als Drahtzieher steht nicht nur mit den Tatsachen, sondern auch mit dem Marxismus in 

krassem Widerspruch. 

Daß der K le r us  im Zentrum eine außerordentlich wichtige Rolle spielt, zeigt sich gerade wieder in 

unseren Tagen des Schulkampfes. Der Klerus verfolgt auch, trotz seiner Scheidung in höheren und 

niederen Klerus und trotz der Verschiedenheit der politischen Methoden, die aus dieser [146] Schei-

dung resultiert, mit der Zentrumspolitik ein gemeinsames Ziel: die Behauptung und Festigung der 

kirchlichen Machtstellung. Der Klerus – vom erzbischöflichen Kirchenfürsten mit Kardinalshut bis 

zum Vorstadtkaplänchen im Schillerkragen – will die Führung des „katholischen Volkes“ fest in der 

Hand halten und damit das Schwergewicht der Kirche in Deutschland verstärken. Die Kirche soll der 

feste Block werden, der Fels, um den sich alle „christlich Denkenden“ scharen, der Mittelpunkt der 

christlichen Front im „Kampfe gegen den Unglauben“. 
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Die Macht der Kirche „intra et extra muros“ (innerhalb und außerhalb der Mauern), wie der römische 

Spruch lautet, wird also vom gesamten Klerus erstrebt, wenn auch auf verschiedenen Wegen. Dieses 

Ziel vermochte einst, als die Klassenkonstellation des katholischen Deutschlands noch rückständig 

war und keine Großbourgeoisie aufwies, den ganzen katholischen Volksteil vom schlesischen Mag-

naten bis zum Ruhrkumpel zu fesseln. In diesen Zeiten der „katholischen Inferiorität“ war darum 

auch die Stellung des Klerus im Zentrum entscheidend. Der Klerus hat auch damals nicht die offizi-

elle Führung in der Hand gehabt, – am wenigsten im Reich und in Preußen: das hätte sich Windthorst 

schön verbeten. Der Klerus war nicht das führende, sondern das treibende Element. 

Doch als sich im Schoße des katholischen Deutschlands eine Bourgeoisie entwickelte, wurde die 

Lage grundsätzlich anders. Der Bourgeoisie – ob sie nun katholisch, evangelisch oder jüdisch ist – ist 

Religion und Kirche Hekuba. „Macht der Kirche“, das war keine Losung für die neue katholische 

Bourgeoisie am Rhein. Die interessierte sich viel mehr für den deutschen Imperialismus als für den 

römischen Ultramontanismus. Darum versuchte sie zunächst einmal, den Klerus als den Vertreter der 

kirchlichen Machtpolitik zurückzudrängen. Einer der „Kölner“ (aus der Vorkriegszeit), der heutige 

deutschnationale Professor Martin Spahn, prägte das Wort von der notwendigen „Entklerikalisie-

rung“ des katholischen Volksteils. 

Als der Kaiser im Krieg so vielen Klerikern im Kampf für Vaterland und Kriegsanleihe das Eiserne 

Kreuz an die Heldenbrust heftete, sah die Bourgeoisie jedoch, daß der Klerikalismus keineswegs eine 

Gefahr für ihre Politik bedeute. Sie entdeckte vielmehr, daß der Klerikalismus, die Machttendenzen 

des Klerus, im Dienste der Bourgeoisie ausgezeichnet zu verwenden seien. Der bourgeoise Flügel 

suchte deshalb in der Nachkriegszeit durch Unterstützung der kirchlichen Machtansprüche den Kle-

rus in seine direkten Dienste zu bringen. Es gelang ihm beim hohen Klerus, dem Episkopat. Es gelang 

ihm nicht völlig beim niederen Klerus. Der niedere Klerus lebt in täglicher Fühlung mit den Massen. 

Er sieht, daß die Macht der Kirche über die katholischen Massen nur dann erhalten werden kann, 

wenn die Kirche und ihre Vertreter sich nicht auf Gedeih und Verderb mit der Bourgeoisie verbinden. 

Darum hat sich der niedere Klerus in seiner überwiegenden Mehrheit zum linken Zentrums-Flügel 

geschlagen. Der Kaplan aus dem Industriegebiet ist ein „zuverlässiger Republikaner“ und ein begeis-

terter Anhänger des „sozialen Volksstaats“. Es gibt manchen, dem das Zentrum da bei weitem nicht 

„links“ genug ist. Die „Christlichsozialen“, die nach links abgesplitterte Gruppe, zählt eine Reihe 

junger Kleriker zu ihren aktivsten Mitgliedern. 

Der K l e r us  also ist seit dem Eindringen der Bourgeoisie ins Zentrum weit entfernt davon, das herr-

schende Element zu sein. In dem en t f e s se l t en  K l a s senkam pf  wird er hin- und hergerissen. 

Trotzdem er nur ein Ziel hat, die Macht der Kirche, wird er gespalten und auf die beiden Seiten der 

innerparteilichen Front verteilt. Soweit er zum rechten Flügel hält, ist er nicht der Herr, sondern der 

Diener der klassenbewußten Bourgeoisie. Auf dem linken Flügel, wo die noch ungeschiedene Masse 

der Arbeiter und Kleinbürger steht, hat er eine etwas bessere Position. Aber er mußte sich zur An-

nahme der Ideologie jener Massen bequemen und das Reichsbannerabzeichen auf seinen schwarzen 

Rock heften. 

[147] Wenn der Klerus, der im Klassenkampf gespalten und hin- und hergestoßen wird, trotz allem 

noch eine so große Macht besitzt und für sein Ziel immer wieder die Gesamtpartei einzusetzen ver-

mag, so verdankt er das einem besonderen Umstand: Die Bourgeoisie des Zentrums kann den Kleri-

kalismus als Bauer in ihrem Schach gut gebrauchen, und die Zentrumsmassen fallen infolge religiöser 

Bindungen auf dieses Spiel herein. Nur weil die kirchlich indifferente Bourgeoisie und die kirchen-

gläubigen Massen aus verschiedenen Motiven den Klerus stützen, hat er auch heute noch für die 

Kirchenpolitik die ganze Partei hinter sich. 

Nur da, wo sich die rückständige Klassenstruktur des katholischen Volksteils erhalten hat, kann der 

Klerus sich an die Spitze der Zentrumspartei stellen. Im Lande Baden z. B., wo die Katholiken als 

kleinbürgerlich-bäuerlich-proletarische Masse einer protestantisch-liberalen Bourgeoisie gegenüber-

stehen, liegt die Führung der Partei fest in der Hand des Prälaten Schofer. Dieser Mann, der an zwei 

Dinge glaubt: an die römische Hierarchie und an die Schweizer Demokratie, ist im wahrsten Sinne 
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des Wortes der „Parteichef“. Ein solcher geistlicher Parteichef aber ist im Zentrum nicht die Regel, 

sondern die Ausnahme. 

* 

Wir sehen also, daß der Klerus nicht jene alles beherrschende Macht ist, die alle sozialen und politi-

schen Gegensätze zu überbrücken vermag. Es ist das unentwickelte Klassenbewußtsein der be-

herrschten Zentrumsmassen, das die Parteieinheit aufrecht erhält. 

In dem Streben, die bedrohte Parteieinheit zu retten, besteht zwischen dem rechten und dem linken 

Flügel ein prinzipieller Unterschied. Der bourgeoise Rechtsflügel ist dabei von bewußtem Klassen-

willen geleitet. Die Lammers, Hermes und von Papen wollen das einige Zentrum, damit sie die Zent-

rumsmassen vor den Wagen der gesamten deutschen Bourgeoisie und des mit ihr verbündeten Agra-

rier-Großbauerntums spannen können. Dem Linksflügel dagegen mangelt jedes klare Klassenbe-

wußtsein und jeder daraus entspringende Wille. Auch in den Massen des Linksflügels gibt es einen 

Instinkt, der aus den Klasseninteressen stammt. Aber dieser Instinkt ist weder zum Bewußtsein ge-

klärt, noch zum Willen zugespitzt. Die Kleinbürger und Arbeiter des linken Zentrums, die Kleinbau-

ern, die sich gelegentlich anschließen, tappen blind in der modernen Klassengesellschaft herum. Sie 

spüren etwas von ihr nur durch die bösen Beulen, die sie sich beim Zusammenstoß mit der Bourgeoi-

sie holen. Darum glaubt der Linksflügel wirklich an die Möglichkeit einer über den Klassen liegenden 

Bindung der Partei, während der Rechtsflügel eine solche Bindung im wohlverstandenen Klassenin-

teresse nur vorzutäuschen sucht. 

* 

Der katholische Volksteil hatte sich aus seiner Zurückgebliebenheit herausentwickelt und eine Bour-

geoisie geschaffen; er hatte damit aufgehört, ein Fremdkörper im modernen Deutschland zu sein, war 

nun in diesem Deutschland auf- und untergegangen. Die Republik sanktionierte diese Entwicklung. 

Sie gab den Katholiken, die nun an der mächtigen Bourgeoisie ihren Anteil hatten, die volle Parität 

und sogar noch etwas darüber. Die Verteidigung des – „inferioren“ – des zurückgebliebenen und 

bedrückten katholischen Volksteiles konnte nicht mehr Existenzgrund und Bindemittel des Zentrums 

sein. Es mußte ein neues, angeblich über den Klassen liegendes Bindemittel gefunden werden. In 

heftigen Debatten über den Charakter der Zentrumspartei wurde es in den Jahren 1919 bis 1924 ge-

sucht. An diesen Auseinandersetzungen war der Linksflügel, der es ehrlich meinte, am stärksten be-

teiligt. Er fand auch die P l a t t f o r m, auf der das vom Klassenkampf ausgehöhlte Zentrum sich neu 

formieren sollte: 

Die „Po l i t i k  de r  Mi t t e“. Politik der Mitte, das schien eine Politik, die nicht von einer einzelnen 

Klasse, sondern vom „Volksganzen“ getragen wurde. Politik der Mitte schien die Resultante der wi-

derstreitenden Klassenkräfte und damit die der Volksgesamtheit dienende Politik, damit auch [148] 

das Gegengift gegen die Sprengungstendenzen des im Zentrum erwachenden Klassengegensatzes und 

das einzige Heilmittel für die bedrohte Partei. Die Politik der Mitte war natürlich nur eine Politik, die 

aus den kämpfenden Klassenkräften resultierte; weil unter diesen Klassenkräften je länger je mehr das 

Gewicht der Bourgeoisie zunahm, wurde sie immer offener und sichtbarer zur Politik der Bourgeoisie. 

Der Schwerpunkt der bürgerlichen Politik der Mitte lag in der Außenpo l i t i k. Es waren ja die Jahre, 

in denen die deutsche Bourgeoisie sich in der kapitalistischen Welt wieder einrichtete. Das Zentrum, 

dem die Grenzlande am Rhein gehören, war geradezu dazu vorbestimmt, die Politik zu machen, die 

das Deutschland der Bourgeoisie wieder „nach Europa hineinführt“. Und solange es diese Politik 

führte, konnte es alle inneren Klassengegensätze überbrücken. „Friede am Rhein“ war eine Losung, 

die von all den verängstigten Grenzländern zwischen Aachen und Konstanz verstanden wurde. Ob 

Bourgeoisie oder Proletariat: sie fürchteten alle einen neuen Krieg. Und auch die Zentrumsmassen in 

Schlesien hörten gern: Europäische Verständigung, Friede mit Polen. Das Zentrum, die „Partei für 

Wahrheit, Recht und Freiheit“, proklamierte im Wahljahr 1924 das „Primat der Außenpolitik“. In der 

Außenpolitik des europäischen Friedens schien der Wunderkitt gefunden, der die zerspaltene Partei 

wieder zusammenschweißen sollte. 
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Es kamen London, Locarno und Genf. Das bürgerliche Deutschland war eingegliedert in den Zusam-

menhang der bürgerlichen Staaten. „Die Politik von Wirth und Marx hat gesiegt! Sie hat den europä-

ischen Frieden geschaffen“, triumphierte das Zentrum. Aber ein vergangener Erfolg hat keine eini-

gende Kraft. Nachdem das stabilisierte bürgerliche Europa zur Tatsache geworden schien, hatte es 

aufgehört, eine zugkräftige Parole zu sein. 

Mit dem Siege der vom Zentrum geführten europäischen „Verständigungspolitik“, mit ihrer Reali-

sierung in Verträgen und ihrer Annahme durch die gesamte deutsche Bourgeoisie, verlor das Zentrum 

seine Kampfparole und sein einigendes Band. Die neue Plattform, die die Zersetzung überwinden 

sollte, brach zusammen. 

* 

Seit Dawesplan, Locarnopakt und Völkerbund ist das Zentrum den auflösenden Tendenzen wieder 

preisgegeben. Nach dem Zerfall der politischen Bindung ist die Zersetzung in ein neues Stadium 

eingetreten. Die Großbourgeoisie stößt hemmungslos vor, brachte das Zentralorgan in ihre Hand, 

trieb die Fraktion wider den Willen ihrer Mehrheit in die Rechtskoalition und sucht ihren geschwäch-

ten Gegner von einst, den Feudaladel in ihren Dienst zu nehmen. Die Arbeiterschaft bäumt sich auf, 

erzwingt mit Drohungen eine verstärkte Berücksichtigung bei der Mandatsverteilung. Das Kleinbür-

gertum wird unsicher, verärgert. Kleine Beamte und Angestellte treten im Rheinland seit der Verab-

schiedung der Besoldungsordnung in größerer Anzahl aus. Die Stellenjägerei unter den Parlamenta-

riern wächst erschreckend. Die Führerrivalitäten erschüttern Fraktion und Partei. Imbusch gegen 

Marx, Stegerwald gegen Marx, Guérard gegen Marx. Markante Vertreter der Flügel wechseln die 

Front. Marx, der sich jahrelang gegen eine Kabinettsbildung mit den Deutschnationalen sträubte, 

Marx, das Aushängeschild der Linken, verteidigt heute die Rechtskoalition bis zur Selbstopferung. 

Seine Schwenkung erklärt sich nicht nur aus kulturpolitischen Gründen, sondern auch aus der An-

nahme der Zentrumsaußenpolitik durch die Deutschnationalen. Marx war der Mann, in dessen Namen 

der Weg nach Locarno und Genf gebahnt wurde. Da Locarno und Genf nun Angelegenheiten der 

vereinigten Bourgeoisie sind, muß Marx beim Block der vereinigten Bourgeoisie stehen. Stegerwald, 

einst Ministerpräsident der preußischen Bürgerblockregierung und Marktschreier der nationalen 

Wehrhaftigkeit, opponiert gegen die Rechtskoalition. Die Unzufriedenheit der christlich organisierten 

Arbeiter treibt ihn, den Gewerkschaftsführer, nach links; der Austritt der Beamtenverbände aus dem 

Deutschen [149] Gewerkschaftsbund erleichtert diese Schwenkung. Das neue  Ze r se t zungs s t a -

d i um  ist gekennzeichnet durch Wirrwarr und persönliche Zänkerei. 

Und als Nutznießer dieses Wirrwarrs der zersetzten Partei schwimmt fröhlich obenauf der Karrierist 

von Guérard. Er verkörpert das ganze Hin und Her. 1924 war er der Manager der Koalition mit den 

Deutschnationalen. Nur mit Mühe vermochte er sich damals gegen den Vorwurf zu wehren, dabei die 

Fraktion hintergangen zu haben. Heute – vertritt er Marx gegenüber die „republikanischen“ und „so-

zialen“ Tendenzen der Partei. Es scheint im Moment um die Chancen des Linksflügels nicht ganz 

schlecht bestellt zu sein. Ein Guérard wird doch wissen, welcher Welle er sich anvertraut. Die heran-

nahende Wahl gibt dem Flügel der Massen Oberwasser. 

Aus all dem Dur che i nande r  wird klar, daß die Klassenbestandteile des Zentrums wieder stärker 

auseinanderstreben, nachdem seit Locarno und Genf ein bindender Reif gesprungen ist. Da aber den 

Zentrumsmassen Klassenbewußtsein und Klassenaktivität fehlt, so ist von der Bildung von klaren 

Klassenfronten in der Partei noch lange nichts zu spüren. Ein bewußtes Klassenelement ist einzig die 

Bourgeoisie. Die anderen haben sich vorläufig noch nicht als Klasse, sondern als Interessentengrup-

pen entdeckt. Die anderen führen ihren Klassenkampf als zünftlerischen Interessenkampf. Beweis: 

Arbeiter und Beamte rennen seit der Beamtenbesoldung im Zentrum gegeneinander. Diese raufenden 

Interessentengruppen – ihre Rauferei wird noch begünstigt durch die Einrichtung der berufsständi-

schen Beiräte in der Parteiorganisation – schwächen die Stoßkraft der Partei mehr und mehr. Sie 

ermöglichen Abbröckelung zu den Splitterparteien: Wirtschafts- und Mieterpartei für Kleinbürger, 

Christlichsoziale und Ähnliches für Arbeiter. Aber zünftlerische Gruppen lassen sich durch Tr ad i -

t i one n  auch wieder zusammenleimen. So wird das Zentrum zwar an innerer Kraft verlieren, aber es 
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wird schon noch eine Weile halten. Und das einzige klassenbewußte Element, die Bourgeoisie, wird 

mit der unklaren Rebellion der Massen schon fertig werden. 

* 

Wir Kommunisten müssen dem neuen  S t ad ium  de r  Ze r se t zun g, das die Zentrumspartei jetzt 

durchmacht, scharfe Aufmerksamkeit zuwenden. Nur wenn wir unsere Taktik gegenüber den Zent-

rumsarbeitern dem Verlauf der Krise in der Zentrumspartei elastisch anpassen, können wir Erfolge 

erzielen. Wir müssen uns immer wieder klar werden: das Zentrum löst sich jetzt langsam in kämp-

fende Interessentengruppen auf. Die konfessionelle und die politische Bindung, die diese divergie-

renden Gruppen einst ausammenschmiedete, ist bereits stark gelockert. Traditionen – und das ist nicht 

ganz wenig – aber binden noch. Eine dieser Interessentengruppen ist die Arbeiterschaft. Noch weit 

von klarem Klassenbewußtsein entfernt, spürt sie jetzt aber, was sie drückt, und was sie braucht. Wer 

sie gewinnen will, muß zeigen, daß er ihre Interessen vertreten kann. Eine gute kommunistische Ge-

werkschaftsarbeit ist ein sehr wesentlicher Faktor zur Gewinnung der Zentrumsarbeiter. 

Vor allem aber müssen wir uns über eins klar werden: ob wir unsere Taktik auf Spaltung oder auf 

Abbröckelung einrichten. Der ganze Verlauf der Krise, der Zerfall in Interessentengruppen und die 

Verwischung der politischen Fronten zeigen, daß die Tendenz n i ch t  au f  Spa l t un g, sondern auf 

Ze r b r öcke l ung  geht. Es sind keine Gesichtspunkte da, nach denen die Partei sich spalten könnte. 

Es gibt keine politische Frage, die die Partei auseinanderreißen könnte. Über Staatsform und Außenpo-

litik sind sich beide Flügel einig, auch in der Sozial- und Wirtschaftspolitik lassen sich immer wieder 

Kompromisse finden. Denn es handelt sich zwischen den verschiedenen Zentrumsgruppen ja nie um 

unüberbrückbare grundsätzliche Differenzen. Es stehen sich nicht zwei Klassen mit zwei verschiedenen 

Gesellschaftsauffassungen gegenüber, sondern eine Klasse, [150] die eine Gesellschaftsauffassung 

hat, und eine, die keine hat. Die Bourgeoisie steht fest auf dem Boden der bürgerlichen Gesellschafts-

ordnung, die Arbeiter und Kleinbürger wissen noch nicht, wohin sie gehören. Es stoßen auch nicht zwei 

Klassenwillen aufeinander, sondern der Klassenwille der Bourgeoisie stößt nirgends auf einen eben-

solchen ausgeprägten Klassenwillen der Arbeiterschaft. Bei einer derartigen Lage ist eine Spaltung 

unm ög l i ch. Möglich aber ist ein Davonlaufen der Unzufriedenen aus der Masse, die von der Bour-

geoisie bedrängt wird. Die Bildung von zwei „christlich-sozialen“ Splitterparteien und das dumpfe 

Murren der Zentrumsarbeiter zeigt diese Möglichkeit der Abbröckelung. Die KPD hat von allen gro-

ßen deutschen Parteien – mit Ausnahme von Zentrum und Bayerischer Volkspartei – den größten 

Anteil an katholischen Stimmen. 21,8 Prozent aller KPD-Wähler sind Katholiken (bei 32,4 Prozent 

Katholiken in der Bevölkerung des Reiches), dagegen nur 14,9 Prozent der SPD-Wähler*). 

Die Aussichten der Kommunistischen Partei, katholische Arbeiter zu gewinnen, sind also günstig, 

günstiger als die der SPD. Wenn die Partei sich von starren, schematischen Vorstellungen und Agi-

tationsmethoden freimacht, wenn sie erst den Blick für die großen noch unausgeschöpften Möglich-

keiten gewinnt, dann können wir gerade in den katholischen Gegenden einen großen Schritt vorwärts 

zur Einigung der Arbeiterschaft auf dem Boden des Klassenkampfes tun. 

* 

Die Bedeutung der Zahlungsbilanz im System des deutschen Imperialismus  
Von R u d o l f  G e r b e r  

Nachdem wir festgestellt haben, welche Kap i t a l e i n f u h r  an sich zum Ausgleich der Zahlungsbi-

lanz nötig wäre, wollen wir von diesem Gesichtspunkt aus der hier tatsächlich gegebenen Kapitalbe-

wegungen herangehen. Zu diesem Zwecke müssen wir freilich zunächst die statistischen Angaben 

über sie richtigstellen. Denn – selbst allgemeine Richtigkeit der oben gegebenen Übersicht der deut-

schen Zahlungsbilanz vorausgesetzt – umfaßt sie neben den offen angelegten Anleihen nur den all-

gemeinen Sa l d o, der sich aus der ganzen Bilanz ergibt und von dem man allerdings, da die deutsche 

Währung während der ganzen Zeit stabil geblieben ist, theoretisch annehmen muß, daß er in irgend-

welcher Weise durch uns verhüllt gebliebene Kreditoperationen ausgeglichen worden ist. Es handelt 

 
*) Siehe J. Schauff. Die deutschen Katholiken und die Zentrumspartei, Köln 1928. 
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sich um sehr hohe Beträge: 1925 und 1927 1,75 bzw. 2,85 Milliarden zuungunsten, 1926 1 Milliarde 

zugunsten Deutschlands. Was sich aber hinter diesen Zahlen verbirgt, wissen wir nicht, sondern müs-

sen es e r r a t e n; die 1 Milliarde 1926 kann von Deutschland in irgendwelchen Formen ausgeliehen, 

es können aber auch 4 Milliarden ausgeliehen und gleichzeitig von anderen Geldgebern 3 Milliarden 

hereingenommen worden sein usw. Im konkreten Fall haben wir wenigstens einen Anhaltspunkt da-

für, woher jene Überschußmilliarde kam: nach mehreren ziemlich ernst zu nehmenden Schätzungen 

betrugen die Gewinne, die die deutschen Kapitalisten anläßlich des englischen Bergarbeiterstreiks 

i m  Aus l ande  (also abgesehen vom Wegfall der englischen Konkurrenz in Deutschland) machten, 

rund eine Milliarde Mark, davon wurde ein Teil im Auslande fest angelegt, hauptsächlich durch Be-

teiligung der deutschen Trusts an solchen ausländischen Unternehmungen, an denen sie geschäftlich 

interessiert sind (in Österreich, Belgien, Holland und selbst Frankreich); ein anderer Teil, der infolge 

der in Deutschland anhaltenden Depression im Lande selbst nicht Verwertung fand, blieb auf den 

ausländischen Geldmärkten und wurde dort kurzfristig, mehr oder minder spekulativ, an-[151]gelegt, 

um dann im Jahre 1927, als der deutsche Kapitalbedarf in die Höhe ging und der deutsche Geldmarkt 

sich verengte, wieder nach Deutschland zurückgeholt zu werden. 

In den Salden der allgemeinen Kapitalsbewegung sind natürlich auch diese Aus- und Einflüsse deut-

scher Gelder enthalten; man müßte wissen, wie hoch sie tatsächlich waren, um wenigstens sagen zu 

können, wieviel von den Salden auf Bewegung deutscher und wieviel auf die ausländischer Kapita-

lien kommt. Nehmen wir z. B. – was uns wahrscheinlich scheint, aber nicht mit Sicherheit bewiesen 

werden kann – an, daß von jener Milliarde 400 Millionen fest im Auslande angelegt wurden, der Rest 

nur kurzfristig dort blieb, um 1927 zurückzuwandern, so würden von den 2,85 Milliarden Kapital-

verkehrssaldo des Jahre 1927 nur 2,25 Milliarden auf Konto der ausländischen Kapitaleinfuhr nach 

Deutschland kommen; der Rest wäre durch den Rückfluß jener kurzfristig angelegten 600 Millionen 

zu erklären. Aber jene 2,25 Milliarden wären auch erst der Übe r schuß  der deutschen Kapitalein-

fuhr über die Kapitalausfuhr (genau so wie die 1,75 Milliarden des Jahres 1925). Um die absolute 

Höhe der deutschen Kapitaleinfuhr feststellen zu können, müßten wir die Kap i t a l aus f uh r  darauf 

untersuchen, ob sie – abgesehen vom Jahre 1926 – überhaupt besteht und wie hoch sie ist. 

Die Statistik gibt uns für diese Untersuchung nur minimale Anhaltspunkte; konkret zeigt sie uns ei-

gentlich nur die öffentliche Emission von Auslandsanleihen auf dem deutschen Geldmarkt, einen von 

Jahr zu Jahr steigenden (10, 67, 101 Millionen Mark), aber seiner absoluten Höhe nach durchaus 

unwesentlichen Betrag. Zweifellos gibt er aber nur einen kleinen Teil selbst der eigentlichen Kapital-

anlage Deutschlands im Auslande wieder; die großen deutschen Trusts müssen im Interesse ihres 

organisatorischen Ausbaues immer wieder durch Beteiligungen oder gar durch Aktienmehrheitser-

werb an ausländischen Unternehmungen Anteil nehmen, tun das aber natürlich in einer Form, die die 

unmittelbare statistische Erfassung ausschließt, oft sogar durch neutrale Mittelsmänner (man spricht 

geradezu von einer „Mimikry“ des deutschen Kapitalexports). Und die deutschen statistischen und 

wirtschaftlichen Zentralstellen haben natürlich kein Interesse daran, diesen Zusammenhängen im ein-

zelnen nachzugehen und durch Feststellung des Umfangs der wirtschaftlichen Expansion Deutsch-

lands ihre eigene publizistische Kampagne gegen die Durchführung des Dawesplans zu schwächen. 

Schon gar die beteiligten Banken und Trusts werden nur in Ausnahmefällen etwas über derartige 

Kapitalanlagen im Auslande verlauten lassen, um so mehr, als es sich fast ausschließlich um die west- 

und mitteleuropäischen Länder, großenteils um frühere Feinde Deutschlands handelt. über das, was 

sich auf diesem Gebiete vollzieht, haben wir nur gelegentlich Pressemeldungen über die Beherr-

schung dieses oder jenes Auslandsunternehmens durch den einen oder anderen deutschen Trust (re-

lativ reichliches Material, das allein schon viele Millionen umfaßt, besitzen wir über die Expansion 

der I. G. Farben), wir können nur einen Mi ndes t betrag, keinesfalls aber die wirkliche Höhe dieser 

Anlagen schätzen. Auch so kommen wir für die Jahre 1925 und 1927 auf m i ndes t ens  je 200 Mil-

lionen, die vom Standpunkt der Zahlungsbilanz aus mehr eingeführten Auslandskapitalien zu bestrei-

ten waren, während die 400 Millionen des Jahres 1926 durch die englischen Streikbruchgewinne ge-

deckt erscheinen. Zusammen mit den amtlich ausgewiesenen Anleihen würde die unmittelbare Kapi-

talanlage Deutschlands also in den drei Jahren 200, 500 und 300 Millionen betragen haben, wobei 

wir nochmals betonen, daß es sich nu r  um Minimalsätze handelt. 
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Aber im Gegensatz zur Vorkriegszeit stellt die direkte Kapitalanlage bei allen Imperialismen, beson-

ders aber bei Deutschland, nur einen relativ geringen Teil des Kapitalexports dar. Dam a l s  lief der 

Mechanismus der auswärtigen imperialistischen Expansion so ab, daß man erst große auswärtige Ka-

pitalanlagen vornahm, allein oder gemeinsam mit anderen Kapitalisten Unternehmungen im Aus-

lande gründete, die dann zu sicheren [152] Abnehmern deutscher Waren wurden; die auswärtige Ka-

pitalanlage bahnte dem Warenexport den Weg. Heute kann sich z. B. Deutschland schon aus Kapi-

talmangel eine solche Förderung seines Exports nur in beschränktem Umfange leisten; anderseits 

haben sich aber die Bedingungen des internationalen Warenabsatzes so verändert, daß jeder Lieferant, 

um überhaupt konkurrenzfähig zu bleiben, seinen Kunden sehr viel längere (durchschnittlich doppelt 

so lange) Zahlungsfristen zugestehen muß als vor dem Kriege. Im Verkehr zwischen den großen 

kapitalistischen Ländern werden natürlich die Zahlungsbeträge, wenn nicht ein besonderer Grund für 

eine dauernde Kapitalanlage vorliegt, nach Ablauf der Frist gezahlt; die verlängerte Kreditgewährung 

an den Abnehmer der exportierten Ware kommt einfach auf eine Verlangsamung der Umlaufsge-

schwindigkeit des im Export angelegten Kapitals hinaus. Selbst dies aber bedeutet schon in dem 

Maße, wie der Export wächst, ein Wachsen des deutschen Kapitalbedarfs, zunächst im Innern, aber 

bei dem allgemeinen Kapitalhunger Deutschlands wird sich selbst dies auf die Kapitaleinfuhr des 

Landes auswirken. Unmittelbar zur Frage der Zahlungsbilanz gehört dies nicht (wir untersuchen hier 

ja nicht, welche Kapitaleinfuhr Deutschland zur Deckung seiner Akkumulationslücken verwenden 

kann, sondern wieviel es zur Balancierung seiner Zahlungsbilanz braucht, zwei grundverschiedene 

Fragen), wohl aber ist in diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, daß bei einem anhaltenden 

Steigen des deutschen Warenexports, wie wir es in den letzten Jahren finden, im allgemeinen auch 

der gestundete Teil der Zahlungen wachsen wird, daß aber dieses Anwachsen der Außenstände in der 

Zahlungsbilanz, die einfach die exportierten Waren mißt, nicht zum Ausdruck gelangt. Von aktueller 

Bedeutung ist das so lange nicht, als Deutschland – wie heute – seine Einfuhr (von der natürlich auch 

ein Großteil kreditiert ist) mindestens ebenso steigert wie die Ausfuhr. 

Anders aber steht die Sache im Verkehr Deutschlands – und natürlich aller anderen Länder – mit 

Ländern rückständiger wirtschaftlicher Struktur oder stärkster Kapitalarmut (man kann in diese Ka-

tegorie den ganzen Handel mit Asien, Afrika und Amerika – natürlich mit Ausnahme Nordamerikas 

– sowie mit Osteuropa und dem Balkan rechnen). Hier sind nicht nur die Zahlungsfristen für gelieferte 

Waren länger als anderwärts, diese Kredite haben vielmehr zu einem sehr großen Prozentsatz (man-

che Schätzungen gehen bis auf 40 Prozent im Durchschnitt der deutschen Ausfuhr nach diesen Län-

dern) die Tendenz, „festzufrieren“; entweder ist schon beim Vertragsabschluß die Verlängerungs-

möglichkeit vorgesehen, oder sie erfolgt stillschweigend, indem statt der verfallenen neue langfristige 

Wechsel geliefert und als Bezahlung angenommen werden müssen, wenn man nicht den Kunden 

verlieren will. Zuletzt enden solche Kredite, indem sie sich anhäufen, als wirkliche Kapitalanlagen: 

der ausländische Schuldner bietet dem deutschen Lieferanten (bzw. der deutschen Bank, der dieser 

seine Wechsel verkauft hat) Ablösung der Zahlung durch entsprechende Beteiligung am Unterneh-

men an, und der geht darauf ein, erstens, weil alle anderen großen Exportländer dasselbe tun und 

Deutschland, wenn es nicht darauf einginge, sich konkurrenzunfähig machen würde, und zweitens, 

weil die Beteiligung an ausländischen Unternehmungen es ihm erleichtert, sie zu festen Abnehmern 

der deutschen Ware zu machen. 

Die Kapitalanlage ist also letzte Konsequenz der Exportfinanzierung, diese stellt die hauptsächlichste 

Form der unmittelbaren Kapitalausfuhr dar (sogar in der amerikanischen Zahlungsbilanz dürfte sie 

die unmittelbaren Anlagen überschreiten). Anderseits ist aber diese Exportfinanzierung – ebenso wie 

ein Großteil der unmittelbaren Beteiligungen der deutschen Trusts an verwandten ausländischen Un-

ternehmungen – Vo r aus se t zung  des deutschen Exports; sie hängt nicht von irgendeinem freien 

Entschluß der deutschen Geldgeber ab, sondern ist sozusagen zwangsläufig, muß gewählt werden, 

wenn man überhaupt exportieren will, obwohl Deutschland über die dazu nötigen Kapitalien selbst 

nicht verfügt und sie im Auslande hereinnehmen muß. Um diesen Betrag erhöht sich also der [153] 

zur Erhaltung der deutschen Zahlungsbilanz (die natürlich vom Export abhängig ist) nötige Betrag 

der ausländischen Kapitaleinfuhr. Um wi e  hohe Summen es sich bei dieser Exportfinanzierung, die 
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dann zur dauernden Anlage wird, handelt, läßt sich wieder nur durch Min i m a l ansätze bestimmen. 

Da die gesamte deutsche Ausfuhr nach den oben angeführten Ländern, die in erster Linie als solche 

Schuldner in Frage kommen, jährlich mit geringen Schwankungen über 3 Milliarden beträgt, so wer-

den wir mit ziemlicher Sicherheit damit rechnen können, daß diese wichtigste Form des deutschen 

Kapitalexports jährlich mindestens eine Milliarde ausmacht, um die sich dann die tatsächliche Ein-

fuhr von Auslandskapitalien erhöhen muß. Demnach würde die ge samt e  Auslandsanlage Deutsch-

lands in den Jahren 1925 bis 1927 mindestens 4 Milliarden betragen; die amtliche Statistik spricht 

von 2,7 bis 3,2 Milliarden seit dem Ende der Inflation, was nach dem Gesagten nur geeignet ist, uns 

in der Meinung zu bestärken, daß unsere Schätzung eine Min i m a l schätzung ist, die hinter den Tat-

sachen eher zurückbleibt als sie zu überholen. 

Aus unseren bisherigen Ausführungen ergibt sich unter Berücksichtigung der Salden der amtlichen 

Zahlungsbilanz (also unter der Voraussetzung, daß die Zahlen der Handelsbilanz ungefähr stimmen) 

folgende Übersicht über die internationalen Kapitalbewegungen Deutschlands während der letzten 

Jahre: 

Millionen Mark 1925 1926 1927 

Kapital a u s f u h r:    

Exportfinanzierung 1000 1000 1000 

Offene Begebung von Anleihen ins Ausland 10 70 100 

Andere unmittelbare Neuanlagen u. Beteiligungen 200 400 200 

Kurzfristig-spekulative Anlage von Streikgewinnen  600  

Summe des Kapitalexports 1210 2070 1300 

 

Kapital e i n f u h r:    

Rückfluß kurzfristiger Anlagen deutscher Gelder   600 

registrierte Auslandsanleihen Deutschlands 1240 1600 1340 

andere Kapitaleinfuhr (Saldo der Bilanz 

plus Ausgleich des deutschen Kapitalexports) 

2950 1070 3550 

Summe des Kapitalimports 4190 2670 5500 

    

Dann ergibt sich für die Hauptposten der Zahlungsbilanz das folgende vereinfachte Bild (wobei wir 

die sich ausgleichenden Nebenposten, Zinsen und Dienstleistungen, weglassen): 

 1925 1926 1927 

Aktiva:    

Warenausfuhr 8960 10000 10300 

Kapitaleinfuhr 4190 2670 5500 

Summe 13150 12670 15800 

 

 1925 1926 1927 

Passiva:    

Warenausfuhr 11920 9700 14000 

Kapitaleinfuhr 1210 2070 1300 

Nicht durch Sachlieferungen gedeckte Reparationen 150 360 700 

Summe der Passiven 13280 12060 16000 

 

Bilanz der Bewegung von Devisen und Edelmetall – 50 + 680 – 50 

Man sieht, daß tatsächlich die übrigen Posten der Zahlungsbilanz sich so gut wie vollständig ausglei-

chen müssen: unter Berücksichtigung der im Jahre 1926 erfolgten Ansammlung von Währungsde-

ckungsmitteln in Deutschland gleicht sich schon die obige Bilanz so gut wie völlig aus. Man sieht, 

daß – unabhängig davon, ob die hier geschätzten Zahlen richtig sind oder auf beiden Seiten der Bilanz 

noch einige hundert Millionen hinzuzuaddieren wären – daß Handelsbilanz, Reparationen und Kapi-

taleinfuhr (die Kapitalausfuhr ist durch die Handelsbilanz fest bestimmt) die einzigen ernstlich [154] 

veränderbaren Posten der Zahlungsbilanz sind: nach unseren früheren Untersuchungen ergab es sich 

aber auch, daß – gute Konjunktur und Fortbestehen des Dawesplans vorausgesetzt – die Entwicklung 
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der Handelsbilanz einerseits, der Reparationslasten andererseits sich in den nächsten zwei Jahren 

ziemlich ausgleichen wird. Unter den gegebenen Voraussetzungen ist also die gegenwärtige Kapital-

einfuhr von 5500 Millionen jährlich (man kann nicht damit rechnen, daß nochmals eine Streikbruch-

konjunktur Deutschland zu Hilfe eilt) als die bei guter Konjunktur normale und zum Ausgleich der 

Zahlungsbilanz erforderliche zu betrachten – von ihrer glatten Aufbringung hängt das Funktionieren 

der heutigen deutschen Wirtschaftsmaschine ab.  (Fortsetzung folgt.) 

Diskussion 

Zu unserer Taktik in Hamburg 

Von R o b e r t  

Wir setzen mit diesem Artikel, der Anfang Februar der Redaktion übergeben 

wurde, die Diskussion fort, die mit dem Artikel des Genossen Lenz in Num-

mer 23, Jahrgang 10, der „Internationale“ eröffnet wurde. Die Redaktion. 

Die Diskussion über die Taktik unserer Partei nach den Hamburger Bürgerschaftswahlen ist eine 

politische Notwendigkeit, um eine Reihe von dort begangenen Fehlern im Interesse des prinzipiellen 

und taktischen Inhalts unserer Tagesarbeit in Zukunft zu vermeiden. Hamburg hat einige komplizierte 

Fragen der Anwendung der Taktik der proletarischen Einheitsfront der Partei eindringlich vor Augen 

geführt, deren Klärung die wichtigste Aufgabe der Diskussion sein muß. 

Wir halten es für den Verlauf der Diskussion schädlich, daß der erste Artikel, der sich mit einer Kritik 

unserer Taktik in Hamburg befaßt – der Aufsatz des Gen. Le nz  – in vielen Punkten so fehlerhaft ist, 

daß man nicht umhin kann, die Selbstkritik an den Fehlern der Partei in Hamburg mit einer Kritik an 

den Ausführungen des Gen, Lenz zu verbinden, die unseres Erachtens anstatt zur Klärung der Frage 

zu ihrer Verwirrung beigetragen haben. Wir betrachten den Artikel des Gen. Lenz als einen Versuch 

zur Einleitung der Diskussion, halten es aber für bedauerlich, daß die Redaktion der „Internationale“ 

dabei mit so wenig Sorgfältigkeit verfuhr. 

Wir glauben, daß eine wirklich bolschewistische Selbstkritik nur dann möglich ist, wenn sie unter 

tatsächlicher ideologischer Füh r ung  der Parteileitung vonstatten geht. 

Die Bedeutung der Hamburger Wahlen 

und der ihr folgenden Auseinandersetzungen mit der SPD 

Die Bedeutung der Hamburger Wahlen vom Gesichtspunkte der Parteitaktik liegt vor allem darin, 

daß sie die kommunistische Auffassung über die Linksentwicklung der deutschen Arbeiterschaft in 

vollem Umfange rechtfertigt und der Partei die Möglichkeit gibt, in viel stärkerem Maße als alle 

vorhergegangenen Wahlbewegungen den Charakter der Linksbewegung zu analysieren und die sich 

daraus ergebenden taktischen Schlußfolgerungen zu ziehen. Die Hamburger Wahlen bestätigen in-

folge des gleichzeitigen Anwachsens der kommunistischen und sozialdemokratischen Stimmen*) den 

prinzipiellen Unterschied zwischen der Linksbewegung [155] des Jahres 1923, die eine unmittelbar 

revolutionäre Situation durch das außerordentliche alleinige Anwachsen des Einflusses der KPD auf 

Kosten der Sozialdemokratie anzeigte, gegenüber der Linksbewegung, die 1925 begann und immer 

mehr anwächst. Die gegenwärtige Linksbewegung, die mit einer außerordentlichen Befestigung des 

deutschen Kapitalismus zusammenfällt, ist vorläufig nichts mehr als e i n  Ergebnis der Widersprüche 

der Stabilisierung, des ungeheuren Druckes des Bürgerblocks auf das Proletariat, der Beginn der klas-

senmäßigen Zusammenfassung der Auswirkungen der Rationalisierung, eine Sammlung des Proleta-

riats zu den Kämpfen um Lohn und Arbeitszeit, zum geringen Teil auch ein Ergebnis der Politik 

unserer Partei. Aber ebenso wie die Kraft der Partei auf diesem Niveau der Linksbewegung trotz 

offensichtlich vorhandenen Kampfwillens der Arbeitermassen noch nicht imstande ist, den Rahmen 

der Schlichtungsordnung zu sprengen, ebenso mündet die ideologische Radikalisierung der Arbeiter-

massen noch  n i ch t  in eine Massenbewegung gegen die Koalitionspolitik, deren Überwindung das 

 
*) Wir wollen bemerken, daß wir die These, „die KPD gewinnt bei den Arbeitern, die SPD beim Kleinbürgertum“, für 

völlig falsch halten, Ohne uns bei dieser Frage länger aufhalten zu wollen, stellen wir fest, daß man in Betrachtung des 

Hamburger Wahlergebnisses schon auf rein statistischem Wege die Falschheit dieser Auffassung beweisen kann. 
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durch geschichtliche Erfahrungen als durch die Praxis des Kampfes gegen den Bürgerblock gegebene 

Ziel ist. 

Und gerade dieser zwiespältige Charakter der Linksbewegung erschwert und kompliziert die Anwen-

dung der Taktik der proletarischen Einheitsfront und erfordert um so genauere und klarere Überle-

gung der taktischen Methoden unserer Partei. Die taktische Bedeutung der Auseinandersetzungen mit 

der SPD nach den Hamburger Wahlen liegt eben darin, daß unsere Partei gezwungen war, auf Grund 

der Ergebnisse d i e se r  Linksbewegung die Taktik der proletarischen Einheitsfront anzuwenden, ver-

suchen mußte, die günstige Lage durch einen konzentrischen Angriff auf die Positionen der SPD in 

der Hamburger Arbeiterschaft d i e L i nksbewegung  z u  unse r en  Guns t en  z u  bee i n f l u s se n. 

Genosse Lenz formuliert im wesentlichen richtig die Vor aus se t zunge n, von denen die Partei bei 

der Lösung dieser Aufgabe ausgehen mußte. Aber die Auf gabe n, die er unserer Taktik stellt, sind 

ein typisches Beispiel für die in unserer Partei vorhandenen t ak t i s chen  Schwächen. Genosse Lenz 

formuliert folgende „politische Aufgaben“: 

„1. Möglichste Steigerung und Vertiefung des Willens der Massen zum Klassenkampf und zur proletarischen 

Einheitsfront. 

2. Zu diesem Zwecke Entfesselung einheitlicher Massenkämpfe für die unmittelbaren Tagesforderungen. 

3. Nachweis durch Tatsachen, daß die SPD die Einigung der Arbeiterklasse hindert, daß sie durch ihre Bindung 

an die Koalitionspolitik unfähig ist, ihre Versprechungen wahrzumachen und irgendeine ernste Arbeiterforde-

rung durchzusetzen. 

4. Durch Mobilisierung der Massen zum Tageskampf und durch die Aufzeigung des arbeiterfeindlichen Cha-

rakters der sozialdemokratischen Koalitionspolitik Überzeugung der Massen von der Notwendigkeit des revo-

lutionären Kampfes, der vor den Schranken des bürgerlichen Staates nicht haltmacht.“ 

Gegen die erste Aufgabe läßt sich nichts einwenden, denn sie ist in jeder Situation richtig. Aber die 

Forderungen 2., 3. und 4. zeigen eine Verkennung der Situation in Hamburg, aus der sich logisch eine 

unrichtige Taktik ergibt. Wie sollte unsere Partei in Hamburg anläßlich oder unmittelbar nach der Wahl-

bewegung „einheitliche Massenkämpfe für unsere unmittelbaren Tagesforderungen entfesseln“? Das 

ist doch nichts mehr als eine leere Redensart, die nur beweist, wie sehr unserer Partei eine Konkr e -

t i s i e r ung  und Präzisierung der Aufgaben der Taktik der proletarischen Einheitsfront nottut. 

Natürlich hatte die Partei, wie in jeder Bewegung, auch in Hamburg die Aufgabe der ideologischen 

und organisatorischen Vor be r e i tung  von Massenkämpfen. Aber zwischen „Vorbereitung“ und 

„Entfesselung“ liegen eben große taktische Unterschiede, auf deren Konkretisierung es ankommt. 

[156] Die Partei konnte sich in Hamburg nicht die unmittelbare Aufgabe stellen, die Koalitionspolitik 

der SPD im Laufe d i e se r  Auseinandersetzungen zu zerstören, wie dies aus der Aufgabestellung des 

Genossen Lenz hervorgeht. Denn dies kann nur das Ergebnis eines längeren Prozesses sein, dessen 

letzte Ergebnisse wahrscheinlich ziemlich unmittelbar mit der Eroberung der politischen Macht zu-

sammenfallen werden. Die Aufgabe unserer Partei in Hamburg war eng  b eg r enz t. Es galt nicht die 

„Zerstörung der sozialdemokratischen Koalitionspolitik“, sondern es handelte sich für unsere Partei 

darum, den festgefügten Rahmen der Koalitionspolitik in Hamburg wenigstens a n  e i n i ge n  S te l -

l e n  zu durchbrechen, die Mauer, die zwischen der KPD und den sozialdemokratischen Arbeitern in 

Hamburg besteht, abzub r öcke l n, Ausgangspunk t e für eine langsame, aber stetige Annäherung 

der sozialdemokratischen Arbeiter an unsere Partei zu schaffen. Diese „bescheidenen“ Aufgaben 

mußte sich unsere Partei in Hamburg stellen, im Bewußtsein, daß deren Lösung eine Voraussetzung 

zur Eroberung eines solchen Einflusses auf die SPD-Arbeiter ist, der wirklich zur Zerstörung der 

Koalitionspolitik führt. Eine solche „Selbstbescheidung“ ist wahrhaft revolutionär; sie setzt die größte 

ideologische Festigkeit der Partei, die größte Manövrierfähigkeit, die geduldigste und zäheste Auf-

klärungsarbeit in Betrieben und Gewerkschaften voraus. Wir glauben, daß einer der Fehler unserer 

Partei in Hamburg war, daß sie diese Auf ga ben  in der Auseinandersetzung nach den W a h l e n  

nicht genügend klar sah und trotz der Anerkennung der Tatsache des äußerst dürftigen Einflusses auf 

die sozialdemokratischen Arbeiter eine Taktik durchführte, die dieser Lage nicht vollkommen gerecht 

wurde. 
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Die Anwendung der Taktik der proletarischen Einheitsfront 

Auch in der Zeit der relativen Stabilisierung ist die Taktik der Einheitsfront eine „Methode der revo-

lutionären Agitation und Mobilisierung der Massen“, sowohl mit dem Ziele der Auslösung breiter 

Massenbewegungen für die Tagesforderungen des Proletariats als auch der Loslösung der Massen 

von der reformistischen Koalitions- und Arbeitsgemeinschaftspolitik. Die Notwendigkeit der Anwen-

dung dieser Taktik ist unbestritten. Jedoch ist der Weg von der platonischen Anerkennung der Taktik 

der proletarischen Einheitsfront bis zu ihrer konkreten Durchführung ein sehr weiter. Aber gerade 

darauf kommt es jetzt an, und gerade darin mangelt es in der Partei, 

Es ist doch ohne weiteres klar, daß die Anwendung dieser Taktik anders sein muß, wenn es sich 

darum handelt, beispielsweise die Metallarbeiter des Ruhrgebiets in eine Streikbewegung zu führen 

oder – in Hamburg die parlamentarische Mehrheit zwischen KPD und SPD zugunsten von Tagesfor-

derungen der Arbeiterschaft und gegen die Koalitionspolitik der SPD auszunutzen. Ohne auf die Me-

thoden der Anwendung der Taktik der proletarischen Einheitsfront bei Lohn- und Arbeitszeitkämpfen 

hier näher eingehen zu können, kann man auch im Rahmen dieser Untersuchung feststellen: der 

Hauptunterschied liegt im unmittelbaren, dem Et appenz i e l e. Handelt es sich dort um die unmit-

telbare Auslösung eines Kampfes gegen die Bourgeoisie, der sich in seiner Auswirkung auch gegen 

die reformistische Bürokratie richten muß, so handelt es sich im zweiten Falle um eine Aufgabe vor 

allem ag i t a t o r i schen  Cha r ak t e r s, deren Spitze sich eindeutig nur gegen die reformistische Bü-

rokratie richtet. Es ist ohne weiteres klar, daß im ersten Falle die Voraussetzungen für eine wirkliche 

Bildung der proletarischen Einheitsfront viel günstiger sind als im zweiten Fall und daß dieser Um-

stand auch die Wahl der Losungen, der Agitations- und Organisationsmethoden wesentlich bestimmt. 

Ein anderes, nicht minder wichtiges Moment ist die Einschätzung der Stärke und der Taktik des Geg-

ners. Welche Rolle dies für eine konkrete Anwendung der Einheitsfront spielt, beweist gerade Ham-

burg. Aus all diesen Faktoren, die natürlich durch eine wirklich [157] gründliche Kenntnis der örtli-

chen Bedingungen, der Lage und der Stimmung in den Betrieben ergänzt sein müssen, ergibt sich 

d i e  S t r a t eg i e  für die Herstellung einer proletarischen Einheitsfront, die unsere Partei i n  j edem  

Fa l l e  konk r e t  anwenden muß. 

Worin sollte nun der strategische Plan der Anwendung der Einheitsfronttaktik in Hamburg bestehen? 

Darin, die Massen der Arbeiter, insbesondere der sozialdemokratischen, um solche Losungen zu sam-

meln, die sie von der reformistischen Führung wenigstens in einzelnen wichtigen Fragen loslösten, 

deren Auswirkung es der SPD erschwerte, Koalition mit den bürgerlichen Parteien fortzusetzen und 

die nach der infolge der ganzen Lage in Hamburg unvermeidlichen Bildung des Koalitionssenats in 

den Reihen der SPD-Arbeiter eine solche Unzufriedenheit und Mißstimmung zurückließen, daß für 

unsere Partei die Möglichkeit bestand, gemeinsam mit diesen sozialdemokratischen Arbeitern einen 

Keil des Kampfes gegen die Koalitionspolitik in den Parteikörper der SPD zu treiben. Die reformis-

tische Bürokratie erkannte die Gefährlichkeit dieser Taktik für ihre Koalitionspolitik und versuchte, 

sie mit dem Manöver der Einladung an die Kommunisten, sich am Hamburger Koalitionssenat zu 

beteiligen, zu konterkarieren. In diesem Augenblick zeigte sich die ganze Schwäche unserer Strategie 

in Hamburg und die Tatsache, daß unsere Organisation sich zwar rückhaltlos zur Anwendung der 

Taktik der Einheitsfront bekannte, aber es nicht genügend verstand, sie konkret zugunsten der revo-

lutionären Bewegung anzuwenden und durchzuführen. 

Der Auseinandersetzung mit der SPD ging ein Wahlkampf von außerordentlicher Schärfe voraus. Es 

liegt am Charakter eines solchen Wahlkampfes, daß die Gegensätze zwischen der KPD und den so-

zialdemokratischen Arbeitern in den Betrieben sich eher vergrößern als verkleinern, und es ist ohne 

weiteres klar, daß es ungeheuer schwer ist, nach einem solchen Wahlkampf unserer Agitation eine 

solche Wendung zu geben, daß die sozialdemokratischen Arbeiter, von denen nicht vergessen werden 

darf, daß sie auf den Wahlsieg ihrer Partei genau so stolz sind wie die kommunistischen Arbeiter auf 

den unserer Partei, nicht ohne weiteres geneigt sind, den kommunistischen Angeboten auf Herstel-

lung der proletarischen Einheitsfront zu folgen. Es gab nach unserer Meinung nur zwei Möglichkeiten 

zur Schaffung der unbedingt nötigen Vor aus se t zu nge n  der Empfänglichkeit der SPD-Arbeiter 

zugunsten unserer Losungen für einen einheitlichen Kampf gegen die Koalitionspolitik. 
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Erstens. Wenn die Partei während der Wahlkampagne mit Recht ihre Bereitschaft, die Bildung eines 

sozialdemokratischen Senats zu ermöglichen, von einer Reihe von Bedingungen abhängig gemacht 

hat, so mußte sie auf Grund des Wahlergebnisses und um das Manöver der sozialdemokratischen Bü-

rokratie wirkungslos zu machen, in den Mittelpunkt ihrer Agitation die Bereitschaft zur Unterstüt-

zung eines sozialdemokratischen Senats stellen, ohne  den  „Bed i ngunge n“ e i nen  f üh r enden  

P l a t z  i n  de r  Ag i t a t i on  e i nzu räum e n, d. h. konkret, die Formel: „Die KPD ist bereit, eine 

sozialdemokratische Regierung zu unterstützen, wenn ...“, die z. Z. des Bestehens des Koalitionssenats 

eine starke agitatorische Wirkung auf die sozialdemokratischen Arbeiter ausüben müßte, weil sie der 

Unternehmerpolitik des Koalitionssenats unmißverständliche Arbeiterforderungen gegenüberstellte, 

verlor nach  den  Wah len  i h r e  t ak t i s ch e, abe r  auch  zum  Te i l  i h r e  i deo l og i s che  Bedeu-

tung, weil das zentrale Problem in diesen Tagen für unsere Partei eben darin bestand, unter allen 

Umständen d i e soz i a ldem okr a t i s chen  Arbe i t e r  davon  z u  übe r zeuge n, daß  d i e  Kom -

m un i s t i s che  Pa r t e i  auch  z u  e i nem  Kom pr omi ß, da s  n i ch t  a n  i h r en  Gr undpr inz i -

p i en  r ü t t e l t, b e r e i t  i s t, wenn  s i e  d i e  B i l dung  e i ne s  Koa l i t i ons sena t s  mi t  den  P f e f -

f e r s äcken  ve r h i nde r n  konn t e. An Stelle dieser Taktik, die uns gegenüber den Reformisten die 

größten Vorteile verschafft hätte, stellte unsere Partei in den Mittelpunkt ihrer Agitation [158] Erwä-

gungen über die Durchführbarkeit der bekannten 14 Forderungen und erleichterte es dadurch der re-

formistischen Bürokratie, durch ihr Manöver die Aufmerksamkeit der Arbeiter von der eigentlichen 

Frage, der Koalitionspolitik, auf die Frage des Eintritts der Kommunisten in den Senat abzuschieben. 

Zweitens: Die Angelegenheit der Regierungsbildung mußte zu einer unmi t t e l ba r en  F r age  j ene r  

Ar be i t e r o r gan i s a t ionen  gemach t  we r de n, d i e  d i e  k l a s senm äß i ge  Zusam menf a s -

s u n g  de r  Ar be i t e r scha f t  ve rkö r pe r n, a l so  de r  Gewer kscha f t en  und  de r  Be t r i ebs -

r ä t e. Die ADGB-Bürokratie sah die Gefahr einer solchen kommunistischen Taktik voraus – deshalb 

beantwortete sie und nicht die SPD-Bürokratie unseren Offenen Brief. 

Wir mußten alles tun, um d i e  Ver t r e t e r  de r  Be t r i ebe  zu r  S t e l l ungnahm e  übe r  d i e  Re -

g i e r ungsb i l dung  zu veranlassen. Der entscheidende Teil unserer Taktik durfte nicht darin beste-

hen, die reformistische Bürokratie an den Verhandlungstisch zu zwingen, sondern in die Diskussion 

zwischen SPD und KPD über die Regierungsbildung die Stimmen der Betriebe so laut ertönen zu 

lassen, daß dadurch alle reformistischen Manöver in den Hintergrund treten mußten. An solchen Ver-

suchen hat es in Hamburg nicht gefehlt. Doch sie scheiterten an zwei Umständen: erstens daran, daß 

die Fragen der Bedingungen für eine Unterstützung eines sozialdemokratischen Senats im Vorder-

grunde standen, und zweitens, daß anstatt der Losung: „Um  ke i nen  P re i s  e i nen  Koa l i t i ons -

s ena t“ die Diskussion über die 14 Forderungen unsere Agitation fast gänzlich erfüllte. Diese 14 

Forderungen waren jede für sich richtig, aber in ihrer Gesamtheit nicht geeignet, die Aufmerksamkeit 

der sozialdemokratischen Arbeiter auf die in dem Moment zentrale Frage, den Bruch mit der Koali-

tionspolitik, zu lenken. Wir glauben, daß es sich in Zukunft empfehlen wird, in ähnlichen Situationen 

nicht eine Reihe von Forderungen aufzustellen, sondern d i e s e g r undsä t z l i ch  zusam menzu-

f a s se n, weil dies die reformistische Sabotagetaktik gegen die Mobilisierung der Arbeiter gegen die 

Koalitionspolitik zu erschweren geeignet ist. 

Der dritte Umstand, der für die Schwäche der Anwendung der proletarischen Einheitsfront in Ham-

burg zeugt, waren die außerordentlich schwachen Versuche, die Frage der Regierungsbildung in Be-

triebsversammlungen, öffentlichen Versammlungen, Gewerkschaftsversammlungen usw. zu stellen. 

Wir haben den Eindruck, daß unsere Parteiorganisation sich in absolut unzulässigem Maße auf die 

Wirkung ihres Offenen Briefes verließ. Man ließ viel kostbare Zeit bis zu der demagogischen Beant-

wortung durch den ADGB verstreichen und konzentrierte die Aufmerksamkeit der Arbeiter anstatt 

auf die Frage: Was können wi r  tun, um die Koalitionspolitik zu verhindern?, auf das delphische 

Orakel: Wird es zu Verhandlungen zwischen SPD und KPD kommen oder nicht? Infolge dieser man-

gelhaften Taktik war die Situation für die reformistische Bürokratie zu Beginn der Verhandlungen 

besser als die unsrige. Dies muß offen eingestanden werden. 

Im engsten Zusammenhang mit dieser zum Teil mangelhaften, zum Teil opportunistischen Taktik der 

Hamburger Organisationsleitung steht die Frage der Schaffung organisatorischer Stützpunkte für die 
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Einheitsbewegung, gegen die Koalitionspolitik. Es wurde gleich nach den Wahlen der Vorschlag ge-

macht, unsere Hamburger Parteiorganisation möge sich an den örtlichen Betriebsräteausschuß mit 

der Aufforderung wenden, in einer Betriebsräteversammlung über die Ausnutzung der parlamentari-

schen Mehrheit zwischen KPD und SPD Stellung zu nehmen. Diese Vorschläge wurden nicht durch-

geführt. Wir glauben aber, sie nach dem ganzen Verlauf der Hamburger Auseinandersetzung der KPD 

mit der Hamburger SPD nochmals unterstreichen zu müssen. Die Einwände gegen eine solche Taktik 

liegen auf der Hand: „Die SPD hat in einer solchen Versammlung nicht nur die absolute Mehrheit – 

die gegenwärtige Zusammensetzung [159] des Hamburger Betriebsrätekörpers repräsentiert nicht 

einmal den wirklichen Einfluß der Kommunisten in den Betrieben. Die Partei käme in eine schlechte 

Lage, wenn eine solche Versammlung z. B. beschließen würde, daß sie in den Senat eintreten muß.“ 

Wir halten solche Einwendungen nicht nur für falsch, wir glauben, daß ihre Anwendung der Partei 

überhaupt die Möglichkeit nehmen würde, eine revolutionäre Taktik unter den Gewerkschaften und 

Betriebsräten durchzuführen. Bei einer Lage wie in Hamburg ist es einfach unmöglich, durch bloße 

Agitation auf die Masse der Betriebsarbeiter eine solche Wirkung auszuüben, daß eine Betriebsräte-

konferenz sich für einen wirklichen Bruch mit der Koalitionspolitik hätte entscheiden müssen. Aber 

schon die Tatsache, daß eine solche Konferenz die Frage gestellt und diskutiert hätte, wäre für uns 

ein großer Erfolg gewesen. Wir nehmen a priori an, daß eine Hamburger Betriebsrätekonferenz im 

Sinne der SPD entschieden hätte. Aber es müßte doch mit allen Teufeln zugehen, wenn es unseren 

Hamburger Genossen nicht gelungen wäre, eine Reihe sozialdemokratischer Arbeiter unserer Argu-

mentation näherzubringen, die feste Koalitionsmehrheit zu erschüttern, eine Atmosphäre zu schaffen, 

die eine sachliche Diskussion über die Koalitionspolitik in den Betrieben und die Schaffung einer 

Stimmung auch gegen die sozialdemokratischen Betriebsräte ermöglicht. Wenn man sagt, daß dies 

unmöglich ist, dann bestreitet man unserer Partei überhaupt die Möglichkeit, auf die SPD-Arbeiter in 

den von den Reformisten beherrschten Organisationen zu wirken, und verläßt sich fatalistisch auf die 

„eigenen Erfahrungen der sozialdemokratischen Arbeiter“. In die Praxis übersetzt heißt dies, auf die 

revolutionäre Rolle der Kommunistischen Partei unter den sozialdemokratischen Arbeitern verzich-

ten. Wenn infolge des schwachen Druckes der Betriebsarbeiter eine Betriebsrätekonferenz nicht er-

reicht werden konnte, dann mußten zumindest die unter unserem Einfluß stehenden Großbetriebe die 

Initiative ergreifen, um vor einem allgemeinen und überparteilichen Arbeiterforum die Frage der Re-

gierungsbildung erörtern zu lassen. In solchen Aktionen der Partei bilden sich Ke im ze l l en  de r  

E i nhe i t s f r on t o r gan e, ohne  de r en  Gebur t, Ex i s t enz  und  Wachs t um  de r  E i n f l uß  de r  

Kom m uni s t i s chen  Pa r t e i  un t e r  den  soz i a l dem okra t i s chen  Ar be i t e r n  n i ch t  ve ran -

ke r t  we r den  kann  und  d i e se  n i ch t  a n  unse r e  Pa r t e i  he r angezogen  we r den  könne n. 

Wir vermögen uns den Umstand, daß das reformistische Manöver des ADGB gegen die Einheitsfron-

taktion unserer Partei zur Brechung der Koalitionspolitik von der Arbeiterschaft fast ohne Widerstand 

entgegengenommen wurde, nur aus diesen von uns flüchtig skizzierten Fehlern unserer Hamburger 

Parteileitung zu erklären. Wenn man hinzufügt, daß selbst nach Abbruch der Verhandlungen durch 

den ADGB die Aktivität der Partei unter den Massen so gering war, daß es nicht einmal gelang, eine 

größere Anzahl von öffentlichen Versammlungen einzuberufen, so vervollständigt sich das Bild, das 

uns Hamburg gibt: e i ne  ungenügende  und  zum  Te i l  oppo r t un i s t i s c h-f a l s che  Anwen-

dung  de r  Tak t i k  de r  p r o l e t a r i s chen  E inhe i t s f r on t, de r en  Gr und f eh l e r  d i e  Übe r -

s chä t zung  de r  Ve rhand l ungen  m i t  den  Re f o r mi s t en  und  d i e  auße r o r den t l i che  

Ve r nach lä s s i gung  de r  Mob i l i s i e r ung  de r  Ar be i t e r  i n  den  Be t r i eben  und  Massen -

o r gan i s a t i onen  wa r . 

Hamburg hat klipp und klar bewiesen, daß ohne die größten Anstrengungen der Partei zur unmittel-

baren Mobilisierung der Arbeiter in den Betrieben und Massenorganisationen, ohne eine klare Stra-

tegie der Parteileitungen in jeder Situation Verhandlungen mit den Reformisten nicht uns, sondern 

meistens ihnen nützen. Es gibt natürlich auch Situationen, wo die taktische Lage unserer Partei von 

vornherein so günstig ist, daß die Verhandlungen in jedem Fall zu unserem Vorteil ausschlagen. Eine 

solche Situation war beispielsweise bei der Fürstenenteignungs-[160]kampagne. Aber hier hatten wir 

auf der Grundlage einer breiten Massenstimmung durch geschicktes und schnelles Handeln die Initi-

ative in unsere Hand bekommen. 
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In Hamburg war das grade Gegenteil einer für Verhandlungen günstigen Situation vorhanden, trotz-

dem wurden die üblichen und schematischen Methoden der Taktik der Einheitsfront angewendet. Das 

führte zum Mißerfolg. 

Ein geflügeltes Wort, mit dem unsere Parteileitungen unsere Genossen in den Betrieben anspornen, 

ist die „Wichtigkeit der Kleinarbeit“. Aber die Kleinarbeit muß fruchtlos bleiben ohne eine klare, 

überlegene, voraussehende Strategie der Parteileitung, ohne konkrete Anwendung der Taktik der pro-

letarischen Einheitsfront! Das hat in Hamburg gefehlt. Das  ist die Hauptlehre, die gezogen werden 

muß. (Fortsetzung folgt.) 

LITERATUR 

A. Radó: Führer durch die Sowjetunion 

Dieser „Führer durch die Sowjetunion“*) wird nicht nur den Arbeitern, die Sowjetrußland besuchen, 

gute Dienste leisten, sondern ist auch geeignet, als Handbuch über die Sowjetunion alle jene über die 

verschiedensten Fragen zu informieren, die nicht die Möglichkeit haben, den ersten Arbeiterstaat zu 

besuchen, die aber aus politischem Interesse über einzelne Fragen Auskunft haben wollen. 

Der „Führer durch die Sowjetunion“ gibt mehr als ein „Bädeker“, weil er in seinem allgemeinen Teil 

verhältnismäßig ausführlich über die wirtschaftliche Struktur des Landes, über die Bevölkerung und 

über den Aufbau der Rätemacht informiert. Eine graphische Darstellung über den Staatsaufbau der 

Sowjetunion erläutert die Gliederung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken. In Verbindung 

damit hat der Verfasser das Wahlrecht zu den Räten und die Funktionen der einzelnen Räteorgane 

behandelt. 

Die große Bedeutung der Gewerkschaften in der Sowjetunion als „Schule des Kommunismus“ ist in 

dem Führer besonders hervorgehoben. Nach einem kurzen geschichtlichen Abriß über die Entwick-

lung der Gewerk. schaffen, über ihre Mitgliederzahl und den organisatorischen Aufbau werden die 

Funktionen der Fabrik- und Betriebskomitees, die Sozialversicherung, die Arbeitszeit, die Frage des 

Arbeitslohns und der Kollektivverträge sowie Arbeiterschutz, Minderjährigen- und Frauenarbeit so-

wie die Kultur- und Bildungsarbeit der Gewerkschaften in konzentrierter Form geschildert. 

In dem Abschnitt über das Kulturleben wird die Kulturarbeit in der USSR, die wichtigsten Maßnah-

men der Sowjetregierung zur Hebung des Kulturniveaus und zur Liquidierung der bürgerlichen Über-

reste und Tendenzen kapitalistischer „Kultur“ erörtert. Die Bekämpfung des Analphabetentums, der 

Aufbau der Einheitsarbeitsschulen, die Schaffung der Fabrik- und Werkschulen, der Ausbau der 

Hochschulen, die Entwicklung der Massenpropaganda in Form des Buch- und Pressewesens und die 

Entwicklung des proletarischen Theaters und Kinos sind dabei die Hauptaufgaben. 

Besonders ausführlich stellt der Verfasser die Grundfragen der Volkswirtschaft der USSR dar Aus-

gehend von den Grundelementen der Volkswirtschaft, von der Frage des Verhältnisses der Arbeiter-

klasse zur Bauernschaft und von der Vergesellschaftung der entscheidenden Produktionsmittel skiz-

ziert er kurz die Bedeutung der Neuen Ökonomischen Politik und behandelt die Entwicklung der 

Landwirtschaft und Industrie, die Konzessionen, den Handel, das Verkehrswesen, die Finanzen, das 

Kredit- und Bankwesen sowie Steuerpolitik und Staatshaushalt. 

Nachdem der Leser so über die Hauptfragen der Sowjetunion informiert ist, beginnt die praktische 

Führung durch die einzelnen Gebiete der Sowjetunion von Archangelsk bis Georgien und Aser-

beidshan, von Weißrußland bis Wladiwostok. Neben einer allgemeinen Charakteristik jeder Stadt 

wird ein kurzer geschichtlicher Abriß der Entwicklung der Stadt gegeben und die wichtigsten Insti-

tutionen und Betriebe beschrieben. Durch Beifügung des Stadtplans für die wichtigsten Städte und 

durch einen Wegweiser wird die Orientierung wesentlich erleichtert. 

Dem „Führer durch die Sowjetunion“ ist je eine Karte des europäischen Teiles der Sowjetunion und 

eine Karte des asiatischen Teiles eingefügt. W. U. [161] 

 
*) „Führer durch die Sowjetunion“. bearbeitet von A. Rado. Herausgegeben von der Gesellschaft für Kulturverbindung 

der Sowjetunion mit dem Auslande. Zu beziehen durch „Neuer Deutscher Verlag“. 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 15. März 1928 ⁕ Heft 6 

Die Beschlüsse des neunten Plenums der Exekutive 

Das neunte Plenum des Ekki hatte eine Reihe wichtiger grundsätzlicher und taktischer Probleme zu 

behandeln, die für die gesamte Internationale von der größten Bedeutung sind. Auf dem Mai-Plenum 

konnte Trotzki noch seine menschewistische Auffassung persönlich – schon damals allerdings zeigte 

er mit voller Absicht seine aggressive Feindschaft gegen die Kornintern und ihre leninistische Politik 

– vertreten. Inzwischen hat sich die neueste Phase des Trotzkismus weiter entwickelt und ist im all-

gemeinen zu einem Abschluß gelangt. Das Februar-Plenum des Ekki hatte die Aufgabe, die Eigenart 

und besondere Rolle dieser Abart des Menschewismus scharf zu umreißen und die notwendigen 

Schlußfolgerungen für die Kommunisten zu ziehen. 

Eine Entwicklung von der allergrößten Bedeutung hatte sich in China seit dem Mai-Plenum vollzogen. 

Die chinesische Bourgeoisie war nicht nur endgültig aus der Front der nationalen Revolution abmar-

schiert, sie hatte inzwischen auch schon Bündnisse mit den feudalen Militaristen und den imperialis-

tischen Mächten gegen das revolutionäre Proletariat und Bauerntum eingegangen. In derselben Zeit 

vollzog sich eine gewaltige Umwandlung innerhalb der KPCH. Das in der Führung überstarke klein-

bürgerliche Element wurde hinausgedrängt, der Opportunismus der alten Führung fast vollständig 

liquidiert. Neue proletarische Kräfte entwickelten einen ungeheuren revolutionären Elan, aber noch 

nicht genügend geschult und erfahren verfielen sie in putschistische und terroristische Fehler, leiste-

ten unter dem Druck eines grauenhaften Terrors der Konterrevolution nicht genügend Massenarbeit 

und die notwendigen organisatorischen Vorbereitungen für siegreiche revolutionäre Kämpfe. 

Endlich mußte das Februar-Plenum, indem es die Analyse der internationalen wirtschaftlichen und 

politischen Lage des XV. Parteitags der KPSU übernahm, die taktischen Konsequenzen für die ge-

samte Komintern ziehen und sie konkret für die einzelnen Sektionen ausarbeiten. Diese Notwendig-

keit bestand vor allem für die französische und englische Bruderpartei, Es ist aber ganz klar, daß die 

Schärfe der Fragestellung für diese beiden wichtigen Sektionen ohne Zusammenhang mit der Ge-

samtsituation nicht verstanden werden kann und daß sie Bedeutung hat für jede einzelne Sektion der 

Komintern. 

Zur internationalen Lage hat das Februar-Plenum in der knappesten Form in der Resolution über den 

Trotzkismus Stellung genommen. Dort heißt es: 

[162] „Das Plenum des Ekki hält für richtig die Analyse der internationalen wirtschaftlichen und 

politischen Lage, die der XV. Parteitag der KPSU gab und die folgende charakteristische Tendenzen 

der jetzigen historischen Phase feststellte: 

1. Die Verschärfung der Gegensätze zwischen den kapitalistischen Gruppierungen im Kampfe um 

die Einflußsphären und um die völlige Neuaufteilung der Welt, die Verschärfung des Kampfes zwi-

schen dem Imperialismus und den unterdrückten Kolonialvölkern, die Verschärfung des Kampfes des 

Imperialismus gegen die Sowjetunion, das Anwachsen der Voraussetzungen neuer imperialistischer 

Kriege; 

2. das Anwachsen der Macht der kapitalistischen Trusts, das immer stärkere Verwachsen dieser 

Trusts mit dem kapitalistischen Staat, das immer stärkere Hineinwachsen der Spitzen der Sozialde-

mokratie und der Reformisten in das wirtschaftliche und politische System der imperialistischen Or-

ganisationen, der immer stärker werdende Druck des Kapitals auf die Arbeiterklasse; 

3. die Radikalisierung der Arbeitermassen infolge der Offensive der Bourgeoisie gegen das Proleta-

riat, was seinen Ausdruck findet im Anwachsen der Streiks, in der Erhöhung der politischen Aktivität 

der Arbeiterklasse, im Anwachsen der Sympathien des internationalen Proletariats für die Sowjet-

union, im Wachsen der Elemente eines neuen revolutionären Aufschwungs in Europa; 

4. den Feldzug gegen die Kommunisten, der gemeinsam von den Unternehmerorganisationen, dem 

kapitalistischen Staate und der Sozialdemokratie eröffnet wird; die Versuche der Sozialreformisten, 
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die Kommunisten aus den Massenorganisationen der Arbeiterklasse auszuschließen; die Steigerung 

der Verleumdungs- und Hetzkampagne der Reformisten gegen die Kommunisten überhaupt, gegen 

die erste proletarische Diktatur in der Welt insbesondere. 

Die bevorstehende Phase der Entwicklung wird durch neue Zusammenstöße zwischen der Arbeiter-

klasse und der Bourgeoisie und durch einen erbitterten Kampf zwischen der Sozialdemokratie und 

den Kommunisten um den Einfluß auf die Arbeitermassen gekennzeichnet sein. Die internationale 

Sozialdemokratie, die bereits seit langem zur Koalition mit der Bourgeoisie und zur völligen Unter-

stützung ihrer imperialistischen Politik des Klassenfriedens und der Unterstützung der kapitalisti-

schen Rationalisierung übergegangen ist, versucht, den Prozeß der Radikalisierung der Arbeiterklasse 

zu überwinden und die Arbeiterklasse auf den Weg ihrer verräterischen Politik mitzureißen. Diesem 

Zweck dient einerseits der erbitterte Kampf gegen die Kommunisten durch Ausschlüsse aus den Ge-

werkschaften, durch Unterstützung des Apparats der kapitalistischen Diktatur bei der Verfolgung der 

Kommunisten, durch schändliche Lügen und Verleumdungen, anderseits die wütende Hetze der So-

zialdemokratie gegen die Sowjetunion und die KPSU, wobei sie in Betracht zieht, daß eine der wich-

tigsten Formen der Radikalisierung der Arbeiterklasse das Anwachsen ihrer Sympathien für die Sow-

jetunion ist. 

Diese ganze Lügen- und Verleumdungsmaschine setzt die Sozialdemokratie in Bewegung, um das 

Anwachsen der Sympathien des internationalen Proletariats für die Sowjetunion und den Kommunis-

mus unmöglich zu machen, um die realen Erfolge des sozialistischen Aufbaues in dem Lande der 

ersten proletarischen Diktatur der Welt zu kompromittieren, um die Arbeiter von ihrem Kampf für 

den Sturz des Kapitalismus abzulenken und sie für die Unterstützung der bürgerlichen Politik, der auf 

Kosten der Arbeiterklasse durchgeführten kapitalistischen Rationalisierung, und ihre verräterische 

Politik des ,Wirtschaftsfriedens‘ geneigt zu machen.“ 

[163] Die allgemeine Entwicklung – Verschärfung der Gegensätze zwischen den imperialistischen 

Gruppierungen, Anwachsen der Macht der Trusts, ihr Verwachsen mit dem kapitalistischen Staat, 

Verstärkung des Druckes auf das Proletariat, Radikalisierung der Arbeitermassen, jähe Rechtsent-

wicklung der sozialdemokratischen Spitzen und ihr Hineinwachsen in das wirtschaftliche und politi-

sche System der imperialistischen Organisationen bei gleichzeitiger Verstärkung des Kampfes gegen 

die Kommunisten und vor allem gegen die Sowjetunion – bedingt die Verstärkung unserer Aktivität, 

vor allem gegen den schlimmsten Feind der Arbeiterklasse in ihrem eigenen Lager, gegen die sozial-

demokratischen und reformistischen Spitzen. Genosse Bucharin hat in seiner großen Rede auf dem 

XV. Parteitag der KPdSU für a l l e  Sektionen der Komintern die notwendigen Folgerungen gezogen. 

Genosse Bucharin führte aus: 

„Dieser Prozeß stellt vor uns mit aller Schärfe das Problem: Sollen wir die Taktik der Einheitsfront genau so 

weiterführen, ohne an ihr auch nur ein i-Tüpfelchen zu ändern, sollen wir diese Taktik unter den heutigen 

Umständen ganz so anwenden wie vor zwei Jahren? Oder sollen wir in die Taktik der Einheitsfront irgendwel-

che neuen Noten, n e u e  Betonungen hineinlegen und aus gewissen Veränderungen in der objektiven Lage, 

aus gewissen Umgruppierungen innerhalb der Arbeiterklasse bestimmte Schlüsse ziehen? Wir sind der An-

sicht, daß es notwendig ist, die Betonung auf neue Stellen zu legen. Und diese neuen Betonungen liegen auf 

der Linie eines verschärften Kampfes gegen die sozialdemokratischen Führer und gegen die Amsterdamer 

Internationale. 

Deshalb ist die Besonderheit der Einheitsfronttaktik in der gegenwärtigen Zeit die entschiedene Anwendung 

der Einheitsfronttaktik v o n  u n t e n  her. Hier muß das ganze Schwergewicht liegen. Die Basis dafür ist in der 

Arbeiterbewegung gegeben. Für Spitzenkombinationen ist die Basis jetzt eine bedeutend geringere als früher, 

weil sich diese Spitzen trotz einiger „linker“ Zauberkunststückchen weiter nach rechts entwickelt haben. Aber 

die allgemeine Linie in der Einheitsfronttaktik muß gegenwärtig darin bestehen, uns noch mehr als früher auf 

die b r e i t e n  M a s s e n  einzustellen und unsere Taktik gerade in diese Richtung zu lenken.“ 

In der Resolution zum Bericht der Delegation der KPdSU beim Ekki auf dem XV. Parteitag heißt es: 

„Der Radikalisierung der Arbeitermassen steht eine schade Rechtsentwicklung der Spitze der Zweiten Inter-

nationale und der Amsterdamer Gewerkschaftsinternationale gegenüber. Die Sozialdemokratie, die offen auf 

den Klassenkampf verzichtet, ist ganz und gar auf die Seite der Bourgeoisie übergegangen und versucht, die 
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Idee der Klassenharmonie (die sogenannte ,Amerikanisierung‘ der Arbeiterbewegung, die Ideologie des ,In-

dustriefriedens‘, Koalitionspolitik usw.) in den Arbeitermassen einzubürgern; sie betrügt die Arbeiterklasse 

mit der Perspektive eines ,friedlichen Übergangs zum Sozialismus auf dem Wege über die ,Wirtschaftsdemo-

kratie‘ im Rahmen der kapitalistischen Länder und einer neuen Periode eines angeblich friedlichen Kapitalis-

mus (mit Hilfe der Demokratisierung des sogenannten Völkerbundes) auf dem Gebiete der internationalen 

Beziehungen. 

Auf der Grundlage des bereits begonnenen revolutionären Aufschwungs der Arbeiterbewegung ist es die wich-

tigste Aufgabe der Kommunistischen Internationale, den Kampf gegen den internationalen Reformismus, da-

runter auch gegen die trotzkistische Opposition, die die Politik der Einheitsfront in der internationalen Arbei-

terbewegung sabotiert und die Eroberung der Massen für den Kommunismus erschwert, zu verschärfen. 

Der Parteitag erachtet es für notwendig, zugleich mit einer energischen Anwendung der Einheitsfronttaktik 

und dem Kampf zur [164] Beseitigung der sozialimperialistischen Spitzen der reformistischen Bürokratie (Ge-

neralrat usw.) den Kampf für die Einheit der Gewerkschaftsbewegung zu verstärken, die Massenarbeit der 

Kommunistischen Partei in der Arbeiterklasse weiter auszudehnen – vor allem in den Gewerkschaften – und 

die RGI sowie die Minderheitsbewegung auf jede nur mögliche Weise zu stärken. In Verbindung damit hält 

es der Parteitag für notwendig, zwischen der Roten Gewerkschaftsinternationale und dem Zentralrat der Ge-

werkschaften der Sowjetunion engere und lebendigere Beziehungen herzustellen.“ 

Mit dieser Beurteilung der Lage und den daraus sich ergebenden taktischen Konsequenzen stand das 

Verhalten der Führung einiger Sektionen im Widerspruch. Sowohl der englischen als auch der fran-

zösischen Bruderpartei war es nicht gelungen, einige aus ihrer Vergangenheit übernommene unkom-

munistische Elemente, die sie in der Entfaltung ihrer Kräfte, ihres Einflusses unter den Massen und 

ihres Kampfes gegen den Reformismus hinderten, restlos zu überwinden. In der gegenwärtigen Situ-

ation, die die Kluft zwischen Kommunismus und Reformismus außerordentlich vertieft, wurden diese 

Hemmungen besonders unerträglich. Es ist ein Beweis für das bolschewistische Heranreifen der Par-

teien, daß auf dem 9. Plenum diese Fragen nicht nur. mit aller Schärfe gestellt wurden, sondern daß 

auch die Delegationen der Sektionen Englands und Frankreichs den gesamten Fragenkomplex selbst 

begriffen und mit allen Schlußfolgerungen akzeptierten – nicht bloß aus Disziplin, sondern aus wirk-

licher Überzeugung. 

Die französische Partei hatte auf ihrer Reichskonferenz, die im Januar stattfand, selbständig den rich-

tigen Weg gefunden und in der Frage der Wahltaktik die Vorschläge der Exekutive angenommen. 

Worin bestanden die Fehler der KPF? 

Erstens schätzte sie die gesamte Situation und die Entwicklung der Klassenkräfte nicht richtig ein. 

Man kann sagen, daß für eine bestimmte Zeit vom ZK der KPF die Eigenart der Linksentwicklung 

innerhalb der französischen Arbeiter nicht erkannt wurde, daß man diese Linksentwicklung unter-

schätzte oder sogar völlig verleugnete. Zweitens verkannte man die Entwicklung innerhalb der fran-

zösischen sozialistischen Partei. Es gab eine Überschätzung der „Linken“ und der zersetzenden Tä-

tigkeit eines Teiles der „linken“ Führung innerhalb der SPF. Drittens wurde der parlamentarischen 

Tätigkeit eine zu große Bedeutung beigelegt, woraus sich eine ungenügende Mobilisierung der Mas-

sen für wirtschaftliche Kämpfe, überhaupt eine ungenügende Massenarbeit ergab. Viertens gab es 

eine falsche Einschätzung der selbständigen Rolle des Kleinbürgertums und der Parteien (Radikalen, 

Radikalsozialisten), die sich hauptsächlich auf das Kleinbürgertum stützen. 

Auf Grund dieser falschen Auslassungen hat das ZK der KPF im vergangenen Jahr eine Reihe von 

Fehlern gemacht, und es konnte zuerst auch nicht den richtigen Weg für die Taktik der Partei bei den 

Wahlen finden. Es gab eine Richtung in der Führung, die unter der Losung „Kampf gegen die Reak-

tion“ sogar eine Unterstützung der Radikalen und Radikalsozialisten beim zweiten Wahlgang gegen 

die Kandidaten des nationalen Blocks forderte, obwohl diese Parteien zusammen mit den Parteien 

des nationalen Blocks eine Bürgerblockregierung gebildet haben und obwohl gerade Vertreter dieser 

Parteien (Sarraut) die heftigste Verfolgung der Kommunisten durchführten. 

Dadurch entstand die Gefahr, daß die KPF zu einem Anhängsel des „linken Blocks“ der Bourgeoisie 

gegenüber ihrem rechten Block wurde. [165] Das war um so gefährlicher, als bei einem Teil der 
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französischen Arbeiter der Charakter der Kommunistischen Partei als einer im Rahmen der übrigen 

Parteien „am weitesten links stehenden Partei“ mißverstanden wurde. 

Das ZK hat diese falsche Auffassung selbst revidiert und zurückgewiesen. 

Viel tiefgehender waren die Differenzen innerhalb der Führung unserer französischen Bruderpartei 

in den Fragen der Taktik gegenüber den Sozialdemokraten. In einem offenen Brief an die Parteimit-

glieder vom 10. November wurde diese Taktik im allgemeinen richtig umschrieben. Dort heißt es: 

„Die Kommunistische Partei wird der Sozialistischen Partei direkt vorschlagen, beim zweiten Wahlgang einen 

Arbeiterblock zu bilden, um die sozialistischen oder kommunistischen Kandidaten gegenüber allen bürgerli-

chen Kandidaten zu unterstützen. Das gegenseitige Zurücktreten der zwei Parteien im Interesse der Arbeiter-

klasse wird an die Bedingung geknüpft, daß ein Minimalprogramm angenommen wird. Die Kommunistische 

Partei erklärt, daß sie, im Falle die Sozialistische Partei den Vorschlag des Arbeiter- und Bauernblocks ableh-

nen würde, sich vorbehält, als Kommunistische Partei einen proletarischen Kandidaten zu unterstützen gegen 

alle sozialistischen Führer, die konterrevolutionäre Arbeit leisten und sich als Verteidiger der bürgerlichen 

Demokratie gegen den Kommunismus erklären.“ 

In der „Humanité“ sowohl als auch anderwärts wurden die Thesen aber sehr „weitherzig“ interpretiert. 

Es ergab sich, daß einige führende Genossen immer noch nicht die Notwendigkeit des schärfsten 

Kampfes und der unbedingten Abgrenzung von den Reformisten rechter wie „linker“ Couleur begriffen 

hatten. Erst auf der Reichskonferenz im Januar wurde die notwendige Klarheit geschaffen, und das 

9. Plenum hat diese Beschlüsse bestätigt, wonach nur in ganz wenigen Ausnahmefällen beim zweiten 

Wahlgang eine Unterstützung solcher sozialistischer Kandidaten möglich ist, die unsere Minimalfor-

derungen akzeptieren. Die durchgängige Regel ist die Aufrechterhaltung der kommunistischen Kandi-

datur und die schärfste Bekämpfung der sozialistischen Kandidaten auch beim zweiten Wahlgang. 

Am schärfsten ist die taktische Wendung, die nach den Beschlüssen des 9. Plenums die englische 

Bruderpartei durchführen wird. Die Eigenart und Tradition der englischen Arbeiterbewegung, die 

besondere Form der Organisation der Labour Party bedingte eine organisatorische Schwäche der 

KPE, die keineswegs ihrem wirklichen Einfluß unter den Massen der englischen Arbeiterschaft ent-

spricht. Dadurch entstand bei der Führung der KPE eine Unterschätzung der Kraft der Partei und ein 

nicht genügendes Hervorkehren des eigenen Gesichts der Partei gegenüber den Reformisten. Der 

Kampf, den die Partei mit vollem Recht für die Gleichberechtigung der Kommunisten innerhalb der 

Labour Party (als einer Rahmenpartei) führten und noch führen, verleitete viele Genossen dazu, daß 

sie den Umwandlungsprozeß innerhalb der Labour Party zu einer Partei von rein sozialdemokrati-

schem Typ nicht genügend beobachteten und die Rolle des Reformismus im Klassenkampf falsch 

einschätzten. Noch immer war bei einigen englischen Genossen die Auffassung von der e i nen  Ar-

beiterbewegung vorhanden, die von der Labour Party repräsentiert wurde, und für sie war die Kom-

munistische Partei in der Hauptsache der linke Flügel dieser Partei. Noch auf dem 9. Plenum sprach 

ein Genosse von der Notwendigkeit des Kampfes gegen den e i nz i gen  Feind, die englische Bour-

geoisie, die gegenwärtig in der Baldwin-Regierung verkörpert sei. Die englischen Genossen berück-

sichtigten nicht genügend die in den letzten Jahren eingetretenen großen Veränderungen in der Ar-

beiterbewegung und das Wachsen der revo-[166]lutionären Erfahrungen breiter Arbeitermassen. Sie 

zögerten in der Anwendung neuer Kampfmethoden, zum Beispiel dem schärferen selbständigen Auf-

treten der KP bei den Wahlen auch dann, wenn in dem jetzigen Moment dies noch nicht bei dem in 

England bestehenden Wahlsystem zu g r oßen  Erfolgen für unsere Partei führen würde. 

Es gelang auf dem 9. Plenum, alle Genossen der englischen Delegation von der Unrichtigkeit ihrer 

Auffassung zu überzeugen. Die Beschlüsse über die fernere Politik der KPE konnten einstimmig ge-

faßt werden. Wir zitieren die wichtigsten Stellen aus der Resolution über die englische Frage: 

„Die allgemeine politische Linie muß auf der Voraussetzung beruhen, daß die Kommunistische Partei nicht 

e i n e m  Lager von Feinden, sondern z w e i  solchen Lagern gegenübersteht: einerseits der Konservativen Par-

tei, die jetzt an der Spitze der Regierung steht und ihre soziale Basis in den wichtigsten Teilen der Großbour-

geoisie und der Großgrundbesitzer hat, und anderseits einer Allianz der Liberalen, der Spitzen der Labour 

Party und der Gewerkschaften, die von einem Teil der Bourgeoisie, vom Kleinbürgertum und von der 
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Arbeiteraristokratie unterstützt werden. Es wäre falsch, unsere Taktik auf der Basis des Kampfes nur gegen 

das eine (das konservative Lager) aufzubauen, obwohl die Taktik des Kampfes gegen diese Feinde in jedem 

einzelnen Fall verschieden sein wird. 

Auf keinen Fall darf man die gegenwärtige Lage mit jener vergleichen, die 1918 bis 1920 bestand, als Lenin 

verlangte, daß die Labour-Party unterstützt und zur Macht getrieben wird. In den Jahren 1918 bis 1920 konnte 

eine Regierung der Labour Party die Rolle einer Kerensky-Regierung mit allen ihren Schwankungen spielen. 

Ebensowenig kann die gegenwärtige Lage verglichen werden mit jener von 1922 bis 1923, wo die Labour 

Party in ihrem Programm Forderungen hatte, die den schärfsten Widerstand der Kapitalistenklasse fanden (die 

Kapitalsteuer, Arbeitslosigkeit und Rußland). Es läßt sich kein Vergleich anstellen mit der Lage 1924, wo die 

Regierung gezwungen war, aus Anlaß von zwei objektiv revolutionären Fragen zurückzutreten. Eine Labour-

Regierung im gegenwärtigen Zeitpunkt wird von ihrem Anbeginn an ein objektives Werkzeug zum Angriff 

auf die Arbeiter sein. Die mit der Regierung Macdonald gemachte Erfahrung, der Verrat des Generalstreiks 

und des Kampfes der Bergarbeiter, die geänderte Haltung der Führer der Labour Party und der Gewerkschaften 

gegenüber der Frage des Krieg es und der Beziehungen zur Sowjetunion, zu China, zu Indien und zu Ägypten, 

ihre geänderte Haltung in den hauptsächlichsten inneren Fragen (Rationalisierung, Antigewerkschaftsgesetz 

und Wirtschaftsfrieden in der Industrie), – all das macht es notwendig, daß die Kommunistische Partei Eng-

lands kühner und klarer als eine selbständige politische Partei auftritt, daß sie ihre Haltung gegenüber der 

Labour Party und der Labour-Regierung ändert und infolgedessen die Parole der Labour-Regierung durch die 

Parole der revolutionären Arbeiterregierung ersetzt.“ 

Entsprechend dieser allgemeinen Änderung der Taktik muß auch die W a h l t ak t ik  der KPE be-

stimmt werden. Die KPE muß den Wahlkampf als eine selbständige Organisation mit eigener Platt-

form und eigenen Parolen führen, die sich gegen alle anderen gegnerischen Kräfte wenden. Die Kom-

munistische Partei muß eine möglichst große Anzahl eigener Kandidaten aufstellen. Notwendig ist 

das vor allem in den Bezirken, in denen die Führer der Labour Party und des Generalrats der Gewerk-

schaften kandidieren. In den Bezirken, in denen wir infolge der besonderen Schwierigkeiten (reakti-

onäres Wahlgesetz) keine eigenen Kandidaten aufstellen können, in denen es uns nicht gelingt, in-

nerhalb der Labour Party die Kandidatur von Vertretern der linken Flügelbewegung oder linker Ar-

beiter zu erzwingen, muß ebenfalls der Wahlkampf ausgenutzt werden zur Entlarvung [167] und Be-

kämpfung der Reformisten, trotzdem wir zuletzt in den meisten Fällen zur Stimmenabgabe für die 

Labourkandidaten auffordern werden. 

Im Rahmen der allgemeinen Entwicklung wurde auch die F r age  de s  T r o t zk i sm us  behandelt. 

Der Trotzkismus hat sich selbständig gemacht. politisch wie organisatorisch. Das zeigt vor allem die 

Entwicklung in der Sowjetunion. Dort ist die trotzkistische Opposition in Gruppen zerfallen, von 

denen ein Teil, wenn auch unter Schwankungen, den Weg zur Partei zurückzufinden versucht. Üb-

riggeblieben ist der alte trotzkistische Stamm, ein kleines Grüppchen, das sich nie in die Leninsche 

bolschewistische Partei einzugliedern vermochte. 

Die Hauptaktivität verlegt jetzt der Trotzkismus in die westeuropäischen Länder. Der ganze faule 

Abfall der Komintern, der seit Jahren sich angesammelt hat, wird zusammengefaßt. In der Hauptsache 

handelt es sich um extrem-opportunistische Elemente vom Schlage der Souvarine in Frankreich, Hula 

in der Tschechoslowakei, Frey in Österreich, Roland Holst in Holland und ähnlichem kleinbürgerli-

chen Kroppzeug. Die Maslow-Gruppe in Deutschland versucht, zum Sammelpunkt dieses Gemisches 

von Spießbürgertum, Defaitismus und offenem Opportunismus zu werden. 

Der Trotzkismus war immer eine Abart des Menschewismus. Heute wird das klarer als jemals vorher. 

In den entscheidensten Fragen des internationalen Klassenkampfes, der proletarischen Diktatur in 

Sowjetrußland, der chinesischen Revolution, in den Fragen des Krieges usw. erfolgte bei den Trotz-

kisten eine geradezu stürmische Annäherung an die Ideologie der sozialdemokratischen „Linken“, 

der Otto Bauer und Konsorten. Dieser offene Menschewismus zeigt sich auch in der politischen Hal-

tung der Trotzkisten in den verschiedenen Ländern. Wenn die Maslow-Gruppe die Parole des Ein-

heitsstaates als aktuelle Parole unter der Herrschaft des Monopol-Kapitals übernimmt, wenn sie 

ebenso als aktuelle Forderung die Miliz stellt, dann wird kein abenteuerlicher oder provokatorischer 

Vorschlag im „linken“ Gewand den wahren Charakter der deutschen Nuance des Trotzkismus ver-

hüllen können. 
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Deshalb wurde in der Resolution über den Trotzkismus vollständig mit Recht die Rolle dieser men-

schewistischen Abart mit aller Schärfe gekennzeichnet. Dort heißt es: 

„Die Gefahr des Trotzkismus in dar internationalen Arbeiterbewegung besteht in der jetzigen Periode darin, 

daß die Trotzkisten die Ideologie und die Politik der ,linken‘ Helfershelfer des Trotzkismus direkt unterstützen, 

daß sie die ,linken‘ Führer des Opportunismus bei ihrem Kampf gegen den Kommunismus und die Sowjet-

union stärken, daß sie die Mittel des Betrugs und der Verleumdung, die die Reformisten bei ihrem Kampf 

gegen den Kommunismus anwenden, stärken, daß der Trotzkismus zu einer Abart der Politik Otto Bauers und 

ihm ähnlicher Agenturen des Reformismus geworden ist. Die trotzkistische Opposition ist in allen Grundfra-

gen auf den Standpunkt der ,linken‘ Lakaien des Opportunismus übergegangen und hat einen offenen konter-

revolutionären Charakter angenommen. Die Trotzkisten, die unter dem Deckmantel von Phrasen über die 

Treue zur Revolution und zur Sowjetunion die Kommunistische Internationale, die KPSU und die proletarische 

Diktatur verleumden, deren Außen- und Innenpolitik sie ebenso verlogen und verzerrt wie die Sozialdemokra-

ten darstellen, nehmen zusammen mit der Internationalen Sozialdemokratie den Kurs auf den Sturz der Sow-

jetmacht.“ 

Die Kommunistischen Parteien können selbstverständlich Vertreter dieser Gruppe unter gar keinen 

Umständen in ihren Reihen dulden, zumal ihnen [168] von ihren Führern ganz offen die Aufgabe der 

Zersetzung und der Vorbereitung der Spaltung gestellt wird. Gleichzeitig müssen die Kommunisti-

schen Parteien gegen diese sozialdemokratisch-trotzkistische Gruppe einen erbitterten Vernichtungs-

kampf führen. Es handelt sich dabei um nichts anderes als um einen Teil des allgemein zu verschär-

fenden Kampf es gegen den Reformismus. 

Auch in den Gewerkschaften muß dieser Kampf gegen die reformistischen Spitzen gesteigert werden. 

In der Resolution zur Gewerkschaftsfrage wird festgestellt, daß der Prozeß der Verschmelzung der 

Gewerkschaftsspitzen mit dem kapitalistischen Gewaltapparat rasche Fortschritte macht. In Frank-

reich ist das heute schon vollzogene Tatsache. In England zeigen die Verhandlungen einiger Gewerk-

schaftsführer mit Vertretern der Großbourgeoisie Über den „Wirtschaftsfrieden“, wohin der Weg geht. 

Die allgemeine Rechtsentwicklung der reformistischen Spitzen, ihr Hineinwachsen in den kapitalisti-

schen Staatsapparat führt dazu, daß diese Reformisten den Verrat der Arbeiter bei den Wirtschafts-

kämpfen zu einem System machen. Gleichzeitig verstärken sie den Kampf gegen die Kommunisten in 

den Gewerkschaften ohne Rücksicht auf die verheerenden Folgen in den gewerkschaftlichen Organi-

sationen. Gegenüber dieser Taktik bleibt uns die Aufgabe, unsere Fraktionsarbeit zu verbessern zu 

intensivieren, aggressiver zu machen, zielbewußter alle oppositionellen Arbeiter zu sammeln und so 

den Kampf zu führen gegen die verräterische Haltung der reformistischen Spitzen, gegen ihre Spal-

tungsmaßnahmen, für die Einheit der Gewerkschaften als Klassenkampforgane gegen die Bourgeoisie. 

In der Debatte über die Gewerkschaftsfrage spielt eine große Rolle die S t r e i k s t r a t eg i e. Die Be-

sonderheit der Lage, das geschickte Manövrieren der Reformisten erfordert von uns eine viel größere 

Beweglichkeit, ein rascheres Reagieren, eine viel konkretere Behandlung in jeder einzelnen Kampfsi-

tuation. Das gilt vor allem auch für die deutsche Partei, die bei den letzten Kämpfen einige Fehler 

gemacht und eine Reihe von Schwächen gezeigt hat. 

Überblickt man das Ergebnis der Tagung des 9. Plenums des Ekki – über die chinesische Frage werden 

wir in einem besonderen Artikel berichten –, so ergeben sich für die deutsche Partei eine Reihe von 

Schlußfolgerungen. Auch die deutsche Partei muß den Kampf gegen den Reformismus verstärken, 

gegen die sozialdemokratische Partei, gegen die trotzkistische Gruppe wie gegen die Gewerkschafts-

führung. Diese Verschärfung des Kampfes kann natürlich nicht eine einfache mechanische Maßnahme 

sein. Das wäre nichts weiter als eine Dummheit. Die Verschärfung unseres Kampfes kann nichts 

anderes heißen als die bessere und aggressivere Ausnutzung und die Verstärkung unserer Positionen 

in der gesamten Arbeiterbewegung. Die allgemeine Linie unserer Politik ändert sich nicht. Was ge-

ändert werden muß, das ist die Anwendung und Durchführung dieser allgemeinen richtigen Politik. 

Innerparteilich ist notwendig, a l l e  Schwankungen zu überwinden, besonders die Schwankungen in 

unserem Verhalten gegenüber dem Reformismus. In den großen Parlamenten wie in den Gemeinde-

parlamenten, in den Gewerkschaften wie in anderen proletarischen Massenorganisationen haben sich 

in den letzten Monaten diese Schwankungen gehäuft. Gerade infolge der Fülle der Arbeit, der 
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steigenden Aufgaben – Wirtschaftskämpfe, Wahlen – muß die Partei das Ergebnis des 9. Plenums im 

Zusammenhang mit der politischen Analyse der Weltlage auf dem XV. Parteitag der KPdSU zur wei-

teren inneren Konsolidierung und zur Verstärkung und Verbesserung unserer Arbeit auswerten. [169] 

* 

Die reformistische Lohntheorie  
Von P. R o d i n  

„Wir glauben, daß auch wir heute über M a r x  hinausgekommen sind.“ (Fritz 

T a r n o w  auf dem Verbandstag des Deutschen Holzarbeiterverbandes, Juni 1927) 

Gleich nach der Annahme des Dawesplanes und im stärkeren Maße mit dem Einsetzen der Rationa-

lisierung im Herbst 1925 wurde Deutschland von einer „Amerikanisierungs-Epidemie“ heimgesucht. 

Deutsche Professoren, Ingenieure, Journalisten und Unternehmer gingen nach Amerika und propa-

gierten das dortige „Wirtschaftswunder“. Auch die reformistischen Gewerkschaftsführer holten aus 

diesem „Wunderlande“ die Fundierung ihres auf dem Breslauer ADGB-Kongreß 1925 in dieser Form 

zum ersten Male gegebenen „Ideals“: d i e  Wi r t s cha f t sdem okr a t i e. D i e  am er i kan i sche  

Lohn t heor i e  gab  dem  Re f o rm i sm us  d i e  zu r  Wi r t scha f t sdem okr a t i e  pa s sende  

Lohn t heor i e. 

In seiner eifrigen Unterstützung der kapitalistischen Rationalisierung war und ist für den ADGB das 

Wesentliche, den Arbeitern die Unternehmerbestrebungen mit Versprechungen auf die darauf zu er-

wartenden Erfolge für die Arbeiterschaft schmackhaft zu machen. Dabei behilft er sich mit der ei-

gentlich gar nicht so neuen, aber seit der „Neuentdeckung“ Amerikas von der ADGB-Bürokratie er-

neut in den Vordergrund gerückten „Theorie der hohen Löhne“. Diese „Theorie“ soll die Gemein-

samkeit der kapitalistischen Interessen mit denen der Arbeiterklasse aufzeigen; sie versucht zu be-

weisen, daß es einerseits im Interesse der Arbeiterklasse liege, den kapitalistischen Aufbau zu fördern 

und zu erstreben und anderseits auch dem Unternehmer zum Vorteil ist, wenn er die Lebenshaltung 

der Arbeiterschaft durch Erhöhung der Löhne verbessert. 

In den folgenden Ausführungen versuchen wir, die völlige Unsinnigkeit der von den Reformisten 

vertretenen lohntheoretischen Ansichten nachzuweisen. Hierbei stützen wir uns besonders auf die 

allerletzten Erscheinungen, die ausschließlich diesem Problem gewidmet sind und den lohntheoreti-

schen und -politischen Standpunkt der ADGB-Führung einnehmen: 

1. Eine von der Heidelberger Universität preisgekrönte Schrift von Dr. Karl Massa r: „Die volks-

wirtschaftliche Funktion hoher Löhne“. 

2. Die kürzlich erschienene Broschüre: „Warum arm sein?“ von Fritz Ta r no w, dem Vorsitzenden 

des Deutschen Holzarbeiterverbandes*). 

3. Ein größerer Artikel von Dr. Jakob Mar scha k: „Hohe Löhne und die Volkswirtschaft“**). 

Um das Wichtigste gleich zu sagen: alle drei Verfasser bemühen sich, den deutschen Kapitalisten den 

Ratschlag zu geben, durch Erhöhung der Reallöhne die innere Kaufkraft zu stärken und damit ihre 

Produktion zu steigern, wodurch sich „ungeahnte Profite, Verminderung, ja sogar Ausschaltung der 

Krisen und einige ähnliche Verheißungen ergeben sollen. 

Sie gehen von der Voraussetzung aus, daß die deutsche Absatzkrise in erster Linie auf die verstärkte 

Senkung der i nne r en  Kaufkraft zurückzuführen ist. Daraus folgern sie, daß es für den deutschen 

Kapitalisten darauf ankäme, den Innenmarkt durch eine Kaufkraftsteigerung***) zu stärken. 

„Wir kommen also wieder auf die Überlegung zurück, daß es darauf ankommt, den Verbrauch zu 

heben, und daß nur von dieser Seite aus [170] das Wirtschaftsproblem unserer Zeit mit Erfolg 

 
*) Beide Schriften sind im ADGB-Verlag erschienen. 
**) In Nr. 11 (1927) der „Arbeit“ (theoretische Monatsschrift des ADGB). 
***) In einem Artikel der „Kommunistischen Internationale“ (Nr. 11, 1927) haben wir uns bereits mit der reformistischen 

„Lösung“ des Absatzproblems des deutschen Kapitalismus auseinandergesetzt. Soweit das Problem im Zusammenhang 

mit dem Hinweis auf die amerikanischen Marktverhältnisse Behandlung erheischt, soll es hier noch berücksichtigt werden. 
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angepackt werden kann. Und so ist die E r we i t e rung  de s  i nne r en  Absa t zgeb i e t e s  das einzig 

erfolgversprechende Mittel ...“ (Tarnow, S. 37 und 48.) 

Sehen wir zuerst zu, wie sich die Reformisten die Erhöhung des Reallohnes zum Vorteil auch der 

Unternehmer vorstellen. 

Am originellsten ist ein Vorschlag de r  f r e i w i l l i gen  Senkung  de s  Un t e r nehm er konsum s  

zuguns t en  de r  Er höhung  des  M a s senve r b r auch s. Also: der Kapitalist soll auf einen Teil 

seiner Revenue zugunsten des Massenkonsums verzichten, wodurch eine Steigerung der Produktion 

und damit Erhöhung der Profitmasse eintreten werde. 

„Zuerst ist die Frage zu stellen, ob die Lohnerhöhungen wirklich, wie von Unternehmerseite behauptet wird, 

in jedem Falle auf Kosten der Kapitalbildung, also auf Kosten der Erhaltung und Erweiterung des Produkti-

onsapparats geschehen müssen. Der Teil des Volkseinkommens, der nach Aussonderung der Löhne und der 

zur Kapitalerhaltung und -weiterbildung notwendigen Beträge verbleibt, kommt dem persönlichen Verbrauch 

der oberen Klasse zugute. Insofern dieser persönliche Verbrauch, pro Kopf oder pro Familie genommen, be-

deutend größer ist als das Lohneinkommen pro Kopf oder pro Familie der Arbeitnehmerschaft, braucht die 

Lohnsteigerung nicht die Kapitalbildung berühren, sondern kann auf Kosten dieses persönlichen Verbrauchs 

stattfinden.“ („Die Arbeit“, S. 727.) 

Und Massar, zweifellos der Gebildeteste unter den drei zitierten „Theoretikern“, liefert den Unter-

nehmern dienstbereit ein Schema für seine neue Konsumverteilung, das auch von Marschak wieder-

gegeben wird. Dieses Schema, das von Unsinnigkeiten strotzt, veranschaulicht uns die Naivität ge-

wisser Vulgärökonomen, die um so größer ist, weil sie nicht – wie etwa Tarnow – b ewuß t  klein-

bürgerliche Theorien in die Welt setzen*). 

Diesem Schema fügt Marschak folgende Erklärung hinzu: 

„Eine Verschiebung des gesamten Einkommens zugunsten der Arbeiter führt nach diesem Schema dazu, daß 

die Unternehmer auf die in höherem Maße entbehrlichen Teile ihres Bedarfs (das nennt Massar „Schwerlu-

xus“) verzichten und daß der Arbeiterkonsum steigt, was zum Teil der Nahrung, zum größeren Teil der Klei-

dung, Wohnung und dem ,Leichtluxus‘ der Massen zugute kommt.“ („Die Arbeit“, S. 733.) 

Massar stellt sich die „Angl e i chung  de s  Ar be i t e r e i nkom m ens  an  d i e  üb r igen  Sch i ch -

t e n“ („Die Arbeit“, 5. 749) oder die „Dem okr a t i s i e r ung  de s  Verb r auc h s“ (Tarnow, S. 53) 

ungefähr folgendermaßen vor: 

„Der Unternehmer wird sich in Zukunft nur ein Privatauto halten, wenn er seither deren drei hatte; die alljähr-

liche Badereise nach der See wird auf vier Wochen reduziert werden, wenn sie sonst acht Wochen dauerte ... 

Der beabsichtigte Bau einer Luxuswohnung kann sehr wohl unterbleiben, und an deren Stelle vermag gut eine 

einfachere, weniger kostspielige Wohnung zu treten.“ (Massar, S. 25.) 

Marschak tritt in dieselben Fußtapfen wie sein von der Heidelberger Universität prämiierter Kollege: 

empfiehlt den Kapitalisten maschinell hergestellte Teppiche statt handgewebter und erwähnt Peter 

Maslows „Theorie der volkswirtschaftlichen Entwicklung“, wo von den amerikanischen Reichen, im 

Gegensatz zum verschwenderischen Unternehmertypus, gesprochen wird, der manchmal seine Erho-

lungsreise nach Europa einstellt. 

Doch Tarnow hütet sich, diese „Weisheiten“ in derselben Form wiederzugeben. Muß doch selbst 

Massar zugeben, nachdem er mühselig sein [171] Schema aufgebaut hat: „In der Totalität gesehen, 

vermögen wir aber der Einschränkung des Unternehmerkonsums wegen der geringen daraus sich 

ergebenden Summen keine allzu große Bedeutung beizumessen.“ (Massar, S. 26.) Tarnow geht viel 

breiter auf einen anderen, viel wichtigeren, auch von Massar behandelten Vorschlag ein: 

„Es ist keinesfalls erforderlich, sich Kaufkraft aus den Rippen zu schneiden, wenn für breite Massen eine 

größere Konsumkraft geschaffen werden soll, sondern es handelt sich zunächst nur um eine bessere Verteilung 

des Gesamteinkommens durch Vergrößerung des Konsumtionsanteils, ohne daß dadurch die unbedingt not-

wendige Akkumulation bedroht sein müßte. Es liegt aber auch durchaus nicht außerhalb des Bereichs der 

 
*) Dem interessierten Leser empfehlen wir die Ansicht des Massarschen Schemas (bei Massar S. 26 oder bei Marschak, 

Die Arbeit“, S. 733). 
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Möglichkeit, die Konsumrate vorübergehend auf Kosten der Akkumulation größer zu halten, als es der gege-

benen Größe des Arbeitsertrags entsprechen würde. Das könnte geschehen, indem vorübergehend die Akku-

mulationsrate kleiner gehalten ... würde.“ (Tarnow, S. 49.) 

Damit stellt Tarnow die Frage der Verminderung der Akkumulation zur Ermöglichung der Kauf-

krafterhöhung und erwartet dabei am Ende die Wiederherstellung des vor der Lohnerhöhung ver-

zeichneten Standes der Akkumulation*). Massar schreibt hierzu: 

„Die normale Akkumulation kann durch Lohnerhöhungen kurze Zeit beeinträchtigt werden. Sie hat aber die 

Tendenz, sich auf Kosten anderer Mittel möglichst schnell wieder zurückzubewegen.“ (Massar. S. 52.) 

Marschak geht sogar noch weiter und sagt: 

„Es stellt sich nämlich heraus, daß eine gewisse Erhöhung des Verbrauchsanteils unter Umständen und in 

einem gewissen Maße den volkswirtschaftlichen Effekt so steigern kann, daß die zunächst scheinbar verlang-

samte Kapitalbildung, gerade infolge dieser Verbrauchssteigerung, auf längere Sicht gesehen erst recht g e -

s t e i g e r t  und gesichert wird.“ („Die Arbeit“, S. 726.) 

Untersuchen wir diese Behauptung auf ihre Richtigkeit. Eines ist klar: 

„Auf jeden Fall ist derjenige, der die Teilung des Mehrwerts in Kapital und Revenue vornimmt, der Kapitalist. 

Sie ist also sein Willensakt. Von dem Teil des von ihm erhobenen Tributs, den er akkumuliert, sagt man, er 

spare ihn, weil er ihn nicht aufißt, das heißt, weil er seine Funktion als Kapitalist ausübt, nämlich die Funktion, 

sich zu bereichern. 

... Die Entwicklung der kapitalistischen Produktion macht eine fortwährende Steigerung des in einem indust-

riellen Unternehmen angelegten Kapitals zur Notwendigkeit, und die Konkurrenz herrscht jedem individuellen 

Kapitalisten die immanenten Gesetze der kapitalistischen Produktionsweise als äußere Zwangsgesetze auf. Sie 

erlaubt ihm nicht, daß er sein Kapital erhält, ohne es fortwährend auszudehnen, und ausdehnen kann er es nur 

durch fortgesetzte Akkumulation.“**) 

Der Kapitalist wird also nicht die Akkumulation freiwillig vermindern zugunsten einer Lohnerhö-

hung, da er durch die Konkurrenz zu möglichster Steigerung der Akkumulation gezwungen ist. Aber, 

werden die Tarnow und Co. sagen, „beim weiteren Nachdenken darüber werden auch vielleicht die 

Unternehmer zu der Einsicht kommen“ (Tarnows Sprache!), daß die Erweiterung der Kaufkraft eine 

Produktionserhöhung und somit eine Erhöhung der Profitmasse bedeute. Stellen wir uns aber die 

Durchführung der reformistischen Wünsche vor, so ergibt sich folgendes: wohl tritt eine [172] Erhö-

hung der Produktion durch Lohnerhöhungen ein, aber sie würde nichts anderes bedeuten als die – 

wenn die Lohnerhöhungen freiwillig bewilligt werden sollten – Ve r schenkung  von Waren***), die 

selbst in der Folge keinesfalls zur Akkumulationserweiterung führen kann; im Gegenteil, die Profit-

rate würde gedrückt und damit auch die Akkumulation beschränkt werden. Wir halten es nicht für 

überflüssig, hier auch Rudolf Hilferding zu zitieren, der im „Finanzkapital“ zu dieser Frage folgendes 

schrieb: 

„Die Erweiterung des Innenmarktes durch Lohnerhöhungen bedeutet für sie (die Unternehmer) eine Senkung 

der Profitrate mit der Aussicht auf erneute Senkung, die wieder Verlangsamung der Akkumulation bewirkt ... 

Ihr Interesse ist zwar, den Markt zu erweitern, aber nicht auf Kosten der Profitrate; dies wird erreicht, wenn 

sie bei gleichbleibendem inneren Markte den äußeren Markt ausdehnen. Ein Teil des Neuprodukts wird nicht 

Einkommen der Arbeiter und vermehrt nicht die Nachfrage nach inländischen Produkten; aber es wird als 

Kapital angelegt, das zur Produktion für den ausländischen Markt dient In diesem Falle ist also die Profitrate 

höher und die Akkumulation rascher.“ (S. 469) 

Nun wollen sich unsere „Lohntheoretiker“ noch nicht zufriedengeben. Neben den Vorschlägen zur De-

mokratisierung des Verbrauchs und der Akkumulationsverminderung „im Interesse der Unternehmer“ 

 
*) „Schon der bloße Augenschein lehrt, daß in Ländern mit hoher Lebenshaltung die Akkumulation schneller vor sich geht 

als in solchen mit tiefer. Ein genauer Vergleich würde wahrscheinlich ergeben, daß es sich hier geradezu um eine Gesetz-

mäßigkeit handelt.“ (Tarnow, S. 45.) 
**) Marx: „Kapital“. I, 5. 527 und 528 (Volksausgabe). Vgl. auch besonders: Marx: „Theorien über den Mehrwert“, I, 

Abschnitt B (Adam Smith und der Begriff der produktiven Arbeit). 
***) Vgl. Rosa Luxemburgs Polemik gegen Sombart in „Sozialreform oder Revolution“ Leipzig 1919. S. 76 ff. 
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werfen sie besonders das Leistungsproblem und die Frage der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit durch 

Lohnerhöhungen in diesem Zusammenhang auf. Wohl können Lohnerhöhungen mit Leistungsstei-

gerungen verbunden sein, jedoch ergibt sich hier gar keine Interessenharmonie zwischen Unterneh-

mer und Arbeiter; denn Steigerung der Intensität wird fast nie durch Lohnerhöhungen aufgeholt. 

Diese Methode der gleichzeitigen, aber keineswegs gleichmäßigen Steigerung von Leistung und 

Lohn wirkt sich durchaus zum Schaden der Arbeiter aus. Es ist anderseits nicht zu bestreiten, daß 

hohe Löhne den technischen Fortschritt fördern. Der technische Fortschritt ist aber zumeist erst die 

Folge des Kam pf es  der Arbeiterschaft, der den Unternehmerbestrebungen, die auf eine Senkung 

der Produktionskosten durch Lohndruck ausgehen, Widerstand bietet. Die erhöhte organische Zu-

sammensetzung des Kapitals ist erst die Folge der Abwehr  von Lohnabbauoffensiven. Und gerade 

indem die Reformisten den Lohnkampf scheuen, läuft ihre Einstellung in der Praxis auf eine Unter-

stützung der r e ak t i onä r e n, den Fortschritt negierenden Unternehmertendenzen hinaus. Darum ist 

es auch kein Zufall, daß Massar in diesem Zusammenhang eine Lobhudelei auf Tay lo r  anstimmt: 

„Anzustreben ist volle Nutzung der Arbeitskraft unter Vermeidung jeglicher unfreiwilliger Arbeitspause und 

eine möglichst genaue Regelung der zur Arbeit erforderlichen Bewegungen unter gleichzeitiger äußerster Ver-

einfachung der Arbeit, wie sie z. B. T a y l o r  angibt.“ (Massar, S. 36.) 

Nun zur Frage der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit durch die infolge Lohnerhöhungen eingetretene 

Rationalisierung. Aus der heutigen deutschen Rationalisierung die Möglichkeit der Lösung des Ar-

beitslosenproblems abzuleiten, ist – gelinde gesagt – widerspruchsvoll. Massar schreibt: 

„Es ist zwar richtig, wenn hier eingewendet wird, daß durch Einführung neuer Maschinen Arbeiter frei werden, 

weil sonst der Zweck der Maschine verfehlt wäre; wir verweisen aber auf die in der Fabrikation jener Maschi-

nen verwendeten Arbeiter und auf die durch Einführung der Maschinen erzielbaren Mehrersparnisse, die eine 

fortschreitende Akkumulation und damit eine größer werdende Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarktes nach 

sich ziehen.“ (S. 33.) 

[173] Wie weit die reformistischen „Theoretiker“ in ihrer Massenverblödung gehen, zeigt die Tatsa-

che, daß selbst die wahrsten Verteidiger der kapitalistischen Gesellschaft, die Ökonomen des vorigen 

Jahrhunderts, sich nicht zu der Behauptung, die Massar hier aufstellt, verstiegen haben. 

„Die Ökonomen erzählen uns allerdings, daß die durch Maschinen überflüssig gewordenen Arbeiter n e u e  

Beschäftigungszweige finden. Sie wagen nicht direkt zu behaupten, daß dieselben Arbeiter, die entlassen wor-

den sind, in neuen Arbeitszweigen unterkommen. Die Tatsachen schreien zu laut gegen diese Lüge. Sie be-

haupten eigentlich nur, daß für andere Bestandteile der Arbeiterklasse, z. B. für den Teil der jungen Arbeiter-

generationen, der schon bereitstand, um in den untergegangenen Industriezweig einzutreten, sich neue Be-

schäftigungsmittel auftun werden. Es ist das natürlich eine große Genugtuung für die gefallenen Arbeiter.“ 

(Marx: Lohnarbeit und Kapital, Berlin 1923, S. 38.) 

Massar scheint auf dem Monde zu leben, wenn er als Bekräftigung seiner eben von uns widerlegten 

Behauptung folgendes schreibt: 

„Die englische Baumwollindustrie hat trotz der von 1835 bis 1885 erfolgten dauernden Aufwärtsbewegung 

des Lohnniveaus bei fortschreitender Kapitalisierung ihre Arbeiterzahl in dem Zeitraum von 50 Jahren mehr 

als verdoppelt. 1835 arbeiteten in der englischen Baumwollindustrie 220.135 Arbeiter, im Jahre 1885 insge-

samt 504.069.“ (Massar, S. 33.) 

Für jeden, der die Augen offenhält, ist doch offensichtlich, daß die englische Baumwollindustrie in 

der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts nicht mit der heutigen deutschen oder englischen Indust-

rie verglichen werden kann. Natürlich kann die Arbeitslosigkeit durch Erhöhung der Produktion als 

Folge gebesserter Absatzverhältnisse vermindert oder beseitigt werden. Die Verbesserung der Ab-

satzverhältnisse kann aber – wie selbst bürgerliche Ökonomen nachgewiesen haben – nicht durch 

einfache Lohnerhöhungen erzielt werden. Im Gegenteil, die deutschen Kapitalisten wissen sehr gut, 

daß die Lösung des Absatzproblems noch erschwert werden kann durch Lohnerhöhungen. 

Der „Vorwärts“ vom 19. Februar 1928 brachte einen Artikel von Carl Seve r i ng  über die Aufgaben 

der SPD, in dem zur Lösung des wichtigsten Problems des deutschen Kapitalismus folgendes gesagt 

wird: 
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„Die für die Gegenwartsaufgaben der Sozialdemokratie maßgebenden Gesichtspunkte sind durch die wirt-

schaftliche Entwicklung Deutschlands und durch die internationale Lage bestimmt. Die industrielle Entwick-

lung Deutschlands hat nach den Ergebnissen der letzten Betriebszählung in den letzten Jahrzehnten wieder 

ganz bedeutende Fortschritte gemacht. S e l b s t  b e i  r e l a t i v  g ü n s t i g e r  K a u f k r a f t  d e r  b r e i t e n  M a s -

s e n  r e i c h t  d e r  I n l a n d s m a r k t  n i c h t  a u s, u m  d i e  E r z e u g n i s s e  d e r  I n d u s t r i e  a u f n e h m e n  z u  

k ö n n e n. W i r  b r a u c h e n  a u s l ä n d i s c h e  A b s a t z g e b i e t e  ...“ 

Hier zeigt es sich, daß nicht die „Theorien“ der Tarnow und Co., sondern einzig und allein die Inte-

ressen des kapitalistischen Aufbaues maßgebend sind für die reformistische Praxis. 

In diesem Zusammenhange verlohnt es sich, auf die reformistischen Rezepte zur Vermeidung von 

Krisen durch Lohnerhöhungen einzugehen. (Leider kann dies hier nur sehr kurz geschehen.) Die Re-

formisten sagen: Da die Krise eine Folge der Absatzschwierigkeiten ist, würde eine Kaufkraftsteige-

rung durch Lohnerhöhungen den Widerspruch zwischen Produktion und Absatz aufheben und den 

Krisenausbruch verhindern. 

Wir wollen an dieser Stelle nicht versäumen, M a r x’ Antwort auf diese schon im vorigen Jahrhundert 

von einigen „Sozialisten“ (später auch von den „Katheder-Sozialisten“) vertretenen „Rezepte“, die in 

der ihm eigenen Klarheit und Schärfe gefaßt ist, zu erwähnen, zumal sich damit zugleich eine Erwi-

derung auf die reformistische „Krisenlösung“ unsererseits erübrigt: 

[174] „Es ist eine reine Tautologie, zu sagen, daß die Krisen aus Mangel an zahlungsfähiger Kon-

sumtion oder an zahlungsfähigen Konsumenten hervorgehen. Andere Konsumarten als zahlende 

kennt das kapitalistische System nicht, ausgenommen die sub forma pauperis (in Gestalt des Almo-

senempfängers) oder die des ,Spitzbuben‘. Daß Waren unverkäuflich sind, heißt nichts, als daß sich 

keine zahlungsfähigen Käufer für sie fanden, also Konsumenten (sei es nun, daß die Waren in letzter 

Instanz zum Behuf produktiver oder individueller Konsumtion gekauft werden). Will man aber dieser 

Tautologie einen Schein tieferer Begründung dadurch geben, daß man sagt, die Arbeiterklasse erhalte 

einen zu geringen Teil ihres eigenen Produkts und dem Übelstande werde mithin abgeholfen, sobald 

sie größeren Anteil davon empfängt, ihr Arbeitslohn folglich wächst, s o  i s t  nu r  z u  bem er ke n, 

daß  d i e  Kr i s en  j edesm a l  ge r ade  vo r be re i t e t  we r den  du r ch  e i ne  Pe r i ode, wor i n  de r  

Ar be i t s l ohn  a l l geme i n  s t e i g t  und  d i e  Ar be i t e r k l a s se  r e a l i t e r  g r öße ren  An t e i l  a n  

dem  f ü r  d i e  Konsum t i on  be s t i mm t en  Te i l  de s  j äh r l i c hen  P r oduk t s  e r hä l t. Jene Pe-

riode müßte – von dem Gesichtspunkt dieser Ritter vom gesunden und ,einfachen‘ (!) Menschenver-

stand – umgekehrt die Krise entfernen. Es scheint also, daß die kapitalistische Produktion vom guten 

oder bösen Willen unabhängige Bedingungen einschließt, die jene relative Prosperität der Arbeiter-

klasse nur momentan zulassen, und zwar immer nur als Sturmvogel einer Krise.“ (Karl Marx: „Das 

Kapital“, Bd. II, S. 350, Berlin, 1926.) 

Enge l s, als Herausgeber des zweiten Bandes, bemerkt hierzu in einer Fußnote: „Ad notam für et-

waige Anhänger der Rodbertusschen Krisentheorie“. Um wieviel mehr paßt die Antwort von Marx 

für die heutigen „Über-Marx-Hinausgekommenen“! 

Und wenn – wie stets – auch in diesem Zusammenhang auf Am er i k a hingewiesen wird, so ergibt 

sich für die deutschen Reformisten daraus ein allzu krasser Trugschluß, weil sie „in der Lohnentwick-

lung das Geheimnis der anhaltenden Hochkonjunktur in den Vereinigten Staaten begründet“ 

(Tarnow, S. 56) sehen. Stülpen wir diese Behauptung von Tarnow um, und wir werden die richtige 

Beurteilung der amerikanischen Verhältnisse finden: Nicht die höheren Löhne sind die Ursache der 

Prosperität in Amerika; sie sind eine Fo l ge des Wachsens des amerikanischen Kapitals*). Zweifels-

ohne führt die Lohnpolitik der amerikanischen Unternehmer zu einer weiteren Festigung des. Inlands-

marktes. Ebenso ist die E i nwande r ungspo l i t i k der amerikanischen Bourgeoisie, auf die Tarnow 

 
*) Tarnow ist sehr im Irrtum, wenn er glaubt, Herrn Lammers, Präsidialmitglied des Reichsverbandes der Deutschen In-

dustrie, und deutsche Delegierte auf der Weltwirtschaftskonferenz in Genf als Zeugen für seine Beurteilung der amerika-

nischen Verhältnisse anrufen zu können. Gerade in der von Tarnow zitierten Schrift: „Verlauf und Ergebnis der Interna-

tionalen Wirtschaftskonferenz“ (Berlin 1927) finden wir, daß Lammers’ Ausführungen über das amerikanische „Wirt-

schaftswunder“ die Lohnentwicklung als Wirkung der amerikanischen Prosperität hinstellen. 
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hinweist verbunden mit der gesamten Politik der Yankees, obwohl eine verstärkte Einwanderung eine 

Senkung der Löhne ermöglichen könnte. 

Wie sehr der Vergleich der deutschen mit den amerikanischen Marktverhältnissen hinkt, haben zum 

Teil auch bürgerliche Wirtschafter erkannt. Dr. Arthur Ze l l e  (Hamburg) berührt in einem Artikel 

über das Prinzip der hohen Löhne im „Wirtschaftsdienst“, Heft 25 (1927), eine nicht unwesentliche 

Frage: 

„Wie wirken planmäßige Lohnsteigerungen auf die Handelsbilanz? Selbst wenn die durch eine solche Politik 

erzielten Einkommenssteigerungen vollständig dem Absatz deutscher Industriewaren zugute kämen, selbst 

dann würde, sich infolge vermehrten Rohstoffverbrauchs eine bedeutende Steigerung unseres Einfuhrbedarfs 

ergeben. In Wirklichkeit aber würde auf deutsche Industriewaren überhaupt nur ein Teil der zusätzlichen Kauf-

kraft gelenkt werden, der Rest dagegen auf Lebens- [175] und Genußmittel sowie andere Dinge, die fast mit 

ihrem vollen Werte die Handelsbilanz belasten.“*) 

Sehen wir ab von der Klassensolidarität der Unternehmer, die gerade in den letzten Arbeitskämpfen 

sehr stark zum Ausdruck kam, so bestreiten wir keinesfalls, daß e i nze l nen  Unternehmern (Ford!), 

ja, sogar einzelnen Industriezweigen (Möbel, Radio usw.) hohe Löhne zum Vorteil sein können: 

„Daß dem einzelnen Unternehmer, dessen Gesichtspunkt die Vulgärökonomie stets treu widerspiegelt, die 

„Wohlhäbigkeit“ der Arbeitermassen, wie der Herr Professor sagt, als ein Mittel gegen die Absatzstockung in 

seinem Warendepot erscheinen mag, darüber besteht kein Zweifel. Aber für die Unternehmer zusammen, für 

die K l a s s e, läuft das pfiffige Mittel des Herrn Sombart darauf hinaus, daß sie aus eigener Tasche die Kauf-

kraft der Masse der Konsumenten vergrößern sollen, um ihnen dann mehr Waren verkaufen zu können.“ (Rosa 

Luxemburg: „Sozialreform oder Revolution?“ Leipzig 1919, S. 76.) 

Im a l l geme i ne n, d. h. für die Kapitalistenklasse, ist zweifelsohne der Weg zur Eroberung des aus-

ländischen Marktes, der von den deutschen Kapitalisten eingeschlagen wird, de r  W e g  zu r  S t e i -

ge r ung  de r  P r o f i t e  du r ch  ve r schä r f t e  Ausbeu t ung  de r  Ar be i t e r s cha f t. Die Erklärung 

der deutschen Metallindustriellen im mitteldeutschen Kampf zeigt eindeutig, daß die weitere Entfal-

tung des neudeutschen Imperialismus, die auch von den Sozialdemokraten angestrebt wird, auf Kos-

ten der Lage des deutschen Arbeiters gehen soll**). 

Wir könnten hier eine Reihe von Beispielen aus der Kartellpolitik der deutschen Bourgeoisie anfüh-

ren, die alles andere als eine Erweiterung der inneren Kaufkraft durch Profitschmälerung anstrebt. 

Da mögen sich die Tarnow und Co. ihre Hände wund schreiben über die „vernünftige“ Lohnpolitik, 

„notwendige Einsicht der Unternehmen, sie mögen noch so sehr den Schlichtungsbehörden zureden, 

die Unternehmer wissen, was sie von den naiven Ratschlägen zu halten haben, die nur der Massen-

beeinflussung mit blöden kleinbürgerlichen Theorien dienen sollen***). Es bleibt für die Unternehmer 

dabei: 

„Herabsetzung des Arbeitslohnes und lange Arbeitsstunden, das ist der Kern des rationellen und gesunden 

Verfahrens, das den Arbeiter erheben soll zur Würde eines rationellen Konsumenten, damit er einen Markt 

schaffe, für die Masse von Gegenständen, die die Kultur und der Fortschritt der Erfindung ihm zugänglich 

gemacht haben.“ (Marx, Kapital II, S. 445.) 

 
*) Vgl. auch Professor Dr. von T y s h k a  im „Arbeitgeber“, Nr. 12 und 14 (1927), Ober das amerikanische Lohnproblem. 

Sehr beachtenswert ist auch ein Artikel von Professor J. L. C o h e n  (Cambridge-University): „Amerikanische Prosperität 

– eine falsche Darstellung“ in „Soziale Praxis“ vom 23. Februar 1928. 
**) Vgl. das Zitat aus der Erklärung der Metallindustriellen in der „Internationale“, Nr. 5, S. 138, und den programmati-

schen Artikel der „Kölnischen Zeitung“ vom 26. Febr. 1928. 
***) Diese. „Theorien“ der Reformisten kommen den Unternehmern insofern zugute, als sie der Abhaltung der Arbeiter 

vom K a m p f  um ihre Forderungen in gewissem Maße dienen. Ferner operiert die Unternehmerpresse sehr stark mit der 

reformistischen Lohntheorie, stellt sie als die Auffassung der organisierten Arbeiterschaft, in deren Namen die ADGB-

Führer zu sprechen belieben, hin, um so dann den Anschein zu erwecken, als ob die Kapitalisten eigentlich bereit wären, 

freiwillig Lohnerhöhungen zu bewilligen, die Notlage“ der deutschen Industrie sie aber daran hindert. Wir verweisen 

hierbei nur auf die im Februar 1928 von der „Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände“ herausgegebene „Denk-

schrift zur Lohnbewegung“, wo sich B o r s i g  auf Marschak und andere Reformisten beruft, um nachzuweisen, daß selbst 

„in den den Gewerkschaften nahestehenden Kreisen anerkannt wird“, daß Lohnerhöhungen nicht immer gefordert werden 

dürfen. 
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Auch der „gekrönte Preisdoktor“ Massar, der einerseits schon im Traume „z u  hohe Löhne sieht und 

dabei von Marschak ermahnt wird, daß nichts zu befürchten sei, diese hohen Löhne werden doch 

nicht kommen, erklärt anderseits: 

„... Die Unternehmer werden zu ihrem Nachteil (?) kein Mittel unversucht lassen, die Lohnquote so 

tief wie möglich herabzudrücken.“ (Massar, S. 65.) 

[176] Daß die Unternehmer zu ihrem Vorteil die Politik der Lohnsenkung betreiben, können nur Vul-

gärökonomen wie Tarnow und Massar bezweifeln; eine richtige Betrachtung des Nachkriegskapita-

lismus ergibt die Notwendigkeit des Unternehmerstandpunktes in der Lohnfrage, den die deutschen 

Kapitalisten haben und aus dem die Arbeiter i h re  Lehren ziehen müssen. 

Massar, der mit mehr Ernst (aus dem wir auch seine größere Naivität ableiten) an seine Darlegungen 

heranging, ist auch gezwungen, zu schreiben: 

„Allgemein und an unseren Verhältnissen gemessen müssen wir uns auf den Standpunkt stellen, daß hohe 

Löhne von der Privatwirtschaft des Unternehmers aus gesehen nicht zu rechtfertigen sind. Der Unternehmer 

handelt privatwirtschaftlich in den meisten Fällen richtig, wenn er sich Lohnerhöhungen widersetzt.“ (Massar, 

S. 68.) 

Damit wirft Massar seine ganze „Theorie“ über den Haufen. Aber er wollte die „Krone“ von den 

Heidelberger Professoren Lede r e r  und He l l pa c h  überreicht bekommen, und darum seufzt er: 

„Nur eine planmäßige, von zentraler Stelle aus geleitete Produktion vermöchte uns aus dieser Zwiespältigkeit 

(der Privatwirtschaft und „Volks“wirtschaft) zu befreien.“ (Massar, S. 69.) 

Massar erweckt damit den Anschein, daß er, im Begriff den zweiten Band des Kapitals zu lesen, beim 

neuen Vorwort von Kau t sky  stecken geblieben ist. Beseelt von denselben Absichten wie Kautsky, 

machen Massar, Tarnow und Marschak den Kapitalisten Verheißungen, was alles Gute und Schöne 

kommen würde, wenn die Unternehmer „etwas mehr ökonomische Einsicht“*) hätten. Die Reformis-

ten versprechen Ermöglichung eines besseren Antreibersystems, Leistungssteigerung und Massar 

spricht offen aus, was Tarnow nur so antippt: 

„Beide Schichten (Unternehmer und Arbeiterklasse) sind sich in ihren wechselseitigen Beziehungen n ä h e r  

gebracht, die Gegensätze, die zwischen diesen beiden Schichten bestehen, sind g e m i l d e r t, der Geist des 

Kampfes ist nicht mehr so stark, eine Tatsache, die Amerika beweist ... Die Besserung in der Ernährung, die 

besseren Wohnungs- und Kleidungsverhältnisse und die Möglichkeit der Befriedigung anderer Bedürfnisse 

reißt die Arbeiterklasse aus der bisherigen dumpfen Ergebenheit, die nur von zeitweiligen Kämpfen gegen 

System und Ordnung unterbrochen wurde, heraus ... In bezug auf den Arbeiter ist zu betonen, daß es volks-

wirtschaftlich absolut kein Nachteil ist, wenn das Selbständigkeitsgefühl das Klassenbewußtsein des einzelnen 

in den Hintergrund stellt. E r h ö h t e s  S e l b s t ä n d i g k e i t s g e f ü h l  w i r d  s i c h  v o l k s w i r t s c h a f t l i c h  i n  

e r h ö h t e r  L e i s t u n g  u n d  b e s s e r e r  F o r t e n t w i c k l u n g  g e l t e n d  m a c h e n.“ (Massar, S. 69 und 70.) 

Man sieht, wohin die Reise geht: Den Reformisten ist es weniger um die hohen Löhne a l s  um  d i e  

Schwächung  de s  K l a s senbewuß t se i n s  de s  Ar be i t e r s, Schm ackhaf tm achu ng  de r  

Auswi r kungen  der kap i t a l i s t i s chen  Ra t i ona l i s i e rung  und  be sonde r s  E r weckung  

wi r t s cha f t sdem okra t i s che r  I l l u s i onen  z u  t u n. Würden die sozialdemokratischen Gewerk-

schaftsführer ohne Rücksichtnahme auf die „Volkswirtschaft“ im Interesse der Arbeiterschaft tat-

sächlich höhere Löhne anstreben und dabei vor keinem, diesem Zweck dienenden Mittel zurückschre-

cken, so müßten sie schon längst zu der Einsicht gekommen sein, daß nicht auf dem Wege des Zure-

dens oder des Schlichtungswesens, sondern nur  mit dem Mittel des Kam pf es  die Arbeiterschaft 

ihre Lebenslage verbessern kann, da – wie Marx sagt – „die Interessen des Kapitals und die Interessen 

der Lohnarbeit sich schnurstracks gegenüberstehen“. (Lohnarbeit und Kapital, Berlin 1923, S. 33.) 

[177] Wenn wir die Politik der Unternehmer, die auf einen Kampf gegen Lohnforderungen hinausläuft, 

als r i ch t i g  anerkennen, so nicht etwa, weil wir der Auffassung sind, daß darum die Arbeiterschaft 

Lohnsenkungen schlucken soll. Das entspricht vielmehr den Konsequenzen, die die Reformisten aus 

ihrer Theorie ziehen. Denn da sie die Lohnforderungen mit ihrem Nutzen für die kapitalistische 

 
*) Siehe Kautskys Vorwort zur Volksausgabe des II. Bandes des „Kapitals“ 
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Wirtschaft begründen, unterstützen sie den Lohnabbau, wenn seine Abwehr die kapitalistische Wirt-

schaft zu erschüttern droht. 

Wohl ist der Standpunkt der Unternehmer richtig, aber nur unter dem Gesichtspunkt i h r e r  Interes-

sen, d. h. der Erzielung höherer Profite, die Zweck und Wesen der kapitalistischen Produktion ist. 

Die Arbeiterklasse hat eben andere, denen der Kapitalisten entgegengesetzte Interessen: Ge r ade  

nu r  au f  Kos t en  de r  P r o f i t e  können  s i ch  d i e  Ar be i t e r  vo r  de r  endgü l t i gen  Ve r e l en -

dung  bewahr e n. Daß diese Interessen sich keinesfalls mit denen der Unternehmer vereinbaren – 

selbst wenn die schönsten ,paritätischen Kammern“ (eine neue Losung des ADGB zur Verwirkli-

chung der Wirtschaftsdemokratie!) gebildet werden – ist einleuchtend. Die Arbeiterschaft darf daher 

keinesfalls auf die kapitalistische Wirtschaft Rücksicht nehmen. Jede solche Rücksichtnahme führt 

zwangsläufig zur weiteren Herabwürdigung und Verelendung der Arbeiterklasse. 

Darum sind wir – abgesehen von ihrer falschen Theorie der Wirkung hoher Löhne auf die kapitalis-

tische Wirtschaft – g egen  die reformistische Lohntheorie, die die auf die Ideologie der Überbrück-

barkeit der Klassengegensätze füllende „vernünftige Lohnpolitik“ predigt. Und auch darum fordern 

wir den Lohnkam p f, da nur er im Rahmen der kapitalistischen Wirtschaft den Arbeiter vor der 

absoluten Verelendung retten kann, „zeigt doch die ganze Geschichte der modernen Industrie, daß 

das Kapital, wen n i hm n i ch t  E i nha l t  gebo t en  wi r d, rücksichtslos und unbarmherzig darauf 

hinarbeitet, die ganze Arbeiterklasse auf das Niveau der tiefsten Erniedrigung herabzudrücken“. 

(Marx: Lohn, Preis, Profit, Berlin 1926, S. 58.) 

Damit ist auch ausgedrückt, daß wir nicht etwa eine pessimistische „Lohnfonds-Theorie“ oder Lasal-

les „Ehernes Lohngesetz“ vertreten. Auch bestreiten wir nicht, daß die günstige Konjunktur im Un-

terschied zur Krise die objektiv günstigsten Bedingungen für den Lohnkampf schafft. Aber das ist 

nur so zu verstehen, wie Marx sagt: 

„S e i n e  (des Arbeiters) L a g e  v e r s c h l i m m e r t  s i c h  s p r u n g h a f t, w e n n  d a s  p r o d u k t i v e  K a p i t a l  

w ä c h s t, u n d  e r  i s t  v o n  v o r n h e r e i n  r u i n i e r t, w e n n  e s  a b n i m m t  o d e r  s t a t i o n ä r  b l e i b t.“ 

(Marx: „Arbeitslohn“, „Unter dem Banner des Marxismus“, Heft I, S. 157.) 

Dagegen hilft weder die amerikanische Lohntheorie verbunden mit der Rücksichtnahme auf die „vor-

handene Deckung der Wirtschaft“, von der Tarnow bereits auf dem Breslauer ADGB-Kongreß 

sprach, noch selbst der nu r  gewerkschaftliche Kampf, der zweifelsohne den reformistischen Episteln 

über „vernünftige Lohnpolitik“ vorzuziehen ist, aber dennoch – um mit Marx zu reden – an der Not-

wendigkeit der Dinge scheitern muß. 

* 

Der Kampf um die Eisenerzvorräte der Welt  
Von L e o n i d  

Die kürzlich verbreitete Meldung von dem bevorstehenden Erwerb der l o t h r i ng i schen  E i s en -

e r zg r uben  durch die „schwedische“ Gruppe Kreuger-Grängesberg, hinter welcher sich in Wirk-

lichkeit amerikanisches Trustkapital verbirgt, bedeutet, wenn sie sich bestätigen sollte, den entschei-

denden Schritt auf dem Wege zur Monopolisierung der europäischen Eisenerzversorgung und damit 

zugleich einen weltpolitischen [178] Vorgang von größten Folgewirkungen. Der Besitz des lothrin-

gischen Erzes bildet seit Jahrzehnten den Schlüssel imperialistischer Machtbestrebungen. Man ver-

gegenwärtige sich, daß die Annexion des Erzbeckens von Briey und Longwy seinerzeit der wichtigste 

Punkt in dem Kriegsprogramm der deutschen Schwerindustrie war, die sich durch eine Verbindung 

zwischen der lothringischen Minette und der Ruhrkohle die ökonomische Hegemonie auf dem ganzen 

Kontinent verschafft hätte. Das gleiche Bestreben, nur mit umgekehrtem Ausgangspunkt (vom Erz zur 

Kohle) stand im Hintergrunde der Nachkriegspolitik Frankreichs, wo die lothringischen Erzkapitalis-

ten die imperialistische Funktion der geschlagenen Ruhrkönige übernommen hatten; der Ruhrkrieg 

vom Jahre 1923 war eine Aktion der französischen Minettekonzerne zur Eroberung der deutschen 

Kohle. Wenn jetzt, fünf Jahre nach diesem Versuch, auf einmal eine dritte, auswärtige Gruppe als 

Reflektant auf das lothringische Eisenerz erscheint, so kann das nur auf eine inzwischen eingetretene 

vollständige Kräfteverschiebung im kapitalistischen Europa und das Vordringen neuer überlegener 
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Machtfaktoren hindeuten. Dieser erste Eindruck verdichtet sich erst recht, wenn man erfährt, daß die 

gleiche, unter schwedischem Mäntelchen segelnde Kapitalgruppe sich seit einem Jahre auch in einer 

anderen von altersher umstrittenen Rohstoffquelle der kontinentalen Eisenindustrie, Nordafrika – 

A l g i e r  und Mar okko  – festgesetzt hat und daß heute schon ungefähr d i e  Hä l f t e  de s  ge sam -

t en  Wel t e i s enum sa t ze s, soweit die Ausfuhr von Land zu Land in Frage kommt, sich in Händen 

dieser Gruppe befindet. 

Neben dem Petroleumkrieg, dem Kampf um die Brennstoffversorgung, bildet heute der Kampf um 

die Eisenerze wohl das wichtigste Objekt internationaler imperialistischer Gegensätze. Doch ist die 

innere Natur des Gegensatzes und die Konstellation der feindlichen Kapitalkräfte im Falle Eisenerz 

viel komplizierter als in der Erdölindustrie. Der Kampf um das Petroleum, um seine Rohstoffquellen 

und seine Absatzmärkte, wird allein zwischen den Produzenten, den großen internationalen Öltrusts, 

geführt. Bei dem Eisenerz handelt es sich dagegen: 1. um einen Kampf zwischen den Produzenten 

und den Verbrauchern, also den E r zkap i t a l i s t en  einerseits und den S t ah l kap i t a l i s t en  ander-

seits, und 2. um einen Kampf zwischen den Verbrauchern unter sich – zw i sche n de n S t ah l in -

dus t r i en  de r  ve r s ch i edenen  i m per i a l i s t i s chen  S t aa t e n. Das Petroleum ist ein Massen-

fabrikat, und so bilden in der Erdölindustrie allein die Produzenten eine starke und geschlossene Ka-

pitalmacht, während die Abnehmer in Millionen von Kunden in den einzelnen Wirtschaftszweigen 

zerfallen. Das Eisenerz ist ein Rohstoff, dessen Abnehmer, die Stahltrusts der einzelnen Länder, bis 

vor kurzem noch stärker konzentriert waren als die Erzeuger. Dort also, wo sich in der Petroleumin-

dustrie „glattes Geschäft“ abwickelt, weil die monopolistischen Verkäufer absolutes Machtüberge-

wicht über die Käufer haben und die Marktbedingungen diktieren, stehen sich in der Eisenindustrie 

zwei Kapitalarmeen von annähernd gleicher Stärke gegenüber. Versuchen hier nun die Verkäufer, 

eine monopolistische Tendenz zu entwickeln, so beginnen die Käufer, sich sofort zu Selbstversorgern 

umzustellen, wozu ihnen genügende Kapitalien und ausreichende Verbrauchsgelegenheiten zur Ver-

fügung stehen. Hat sich der Gegensatz so weit verschärft, so wird notwendig jene imperialistische 

Wettjagd entfesselt, die man unter der Bezeichnung „Rohstoffkrieg“ kennt, bei dem der normale Rah-

men der Produktions- und Marktbedürfnisse gesprengt wird, der normale Wert der Rohstofflager, die 

nun „auf Vorrat“ angesammelt werden, nicht mehr ausschlaggebend ist und bei dem die Regierungen 

zur Unterstützung der kämpfenden Kapitalisten mobilisiert werden. Während der Konflikt zwischen 

den Erzeugern und den Verbrauchern aus verschiedenen Ländern auf diese Weise eine politische 

Form annimmt, tritt eine weitere Verschärfung ein, indem neue Kapitalistengruppen in die Schlacht 

hineingezogen werden. Denn der Kampf zwischen den Erzkonzernen und den Stahlkonzernen bringt 

in weiteren Folge die Entscheidung auch in dem Konkurrenzkampf zwischen den [179] Eisenverar-

beitern in den verschiedenen Ländern. Je mehr sich die Produktionskosten der einzelnen Staaten in 

bezug auf die Maschinerie und die Ausbeutung der Arbeitskraft nivellieren, desto ausschlaggebender 

für die Bedingungen der internationalen Konkurrenz wird der allein mechanisch-kapitalistisch nicht 

zu überwindende Prädiktionsfaktor – Rohs t o f f, der auch von natürlichen Umständen, nie von der 

einmal gegebenen Begrenzung der Erzvorkommen, und der Frachtentfernung abhängt. Konkreter 

ausgedrückt: Desto mehr verschiebt sich die Möglichkeit einer Differenzialrente und damit eines 

Konkurrenzvorsprungs in der Richtung einer ausreichenden und billigen Rohstoffbeschaffung. Diese 

Überlegung zwingt auch die nicht unmittelbar an dem Ringen zwischen den Erzproduzenten und den 

Erzverbrauchern beteiligten Stahlkonzerne anderer Länder, aktiv in den Kampf einzugreifen, und 

zwar auf der Seite der Erzproduzenten. Beispielsweise: kämpft die europäische Stahlindustrie mit 

dem schwedischen Grängesberg-Trust um die Erzkonzessionen und um den Erzpreis, so unterstützt 

die amerikanische Stahlindustrie, die in ihrem Lande sich eigene Erzvorräte gesichert hat, die Schwe-

den. Das Ergebnis der erhöhten Rohstoffpreise der europäischen Industrie ist dann der erhöhte Absatz 

der amerikanischen Konkurrenz in Ostasien und Südamerika (d. h. dort, wo sich die europäischen 

Kapitalisten nicht durch Schutzzoll wehren können). Die letzte Folge ist wiederum eine politische 

Krise: haben die Regierungen ihren Kapitalisten vorher geholfen, Rohstoffkonzessionen zu suchen, 

zu verteidigen und zu entreißen, so helfen sie ihnen jetzt, Absatzmärkte zu erobern oder zu verriegeln. 

Zollkrieg, Handelsvertragskrieg, Kartellkrieg – diplomatische Streitigkeiten, Rüstungen und – Vor-

bereitungen des Krieges. 
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Die Entwicklung, deren einzelne Phasen wir kurz aufzuzeigen versucht haben, scheint in dem kapi-

talistischen Europa von heute nun tatsächlich in ein aktives Stadium getreten zu sein. Tatsache ist, 

daß seit 2 bis 3 Jahren alle Staaten des Kontinents eine wilde Expansion in ausländischen Eisenerz-

gebieten eingeleitet haben. Dabei zeigt sich ganz klar die oben getroffene Unterscheidung zwischen 

den Produzentenstaaten und den Verbraucherstaaten. Auf der einen Seite sehen wir Länder, deren 

Eisenerzvorräte nach dem Kriege trotz steigender Produktion eine bedeutende Verminderung erfah-

ren haben, sei es durch die Folgen der Kriegsniederlage, wie im Falle Deu t s ch l a n d, das durch die 

Abtretung Deutsch-Lothringens 65 Prozent seines Eisenerzvorrates (2330 Mill. t von insgesamt 3 608 

Mill. t) oder 74 Prozent seiner jährlichen Erzförderung (21,14 Mill. t von insgesamt 28,61 Mill. t) 

verloren hat, sei es durch natürliche Erschöpfung oder Qualitätsabnahme der Lagerstätte, wie im Falle 

Eng l a n d. Beide Länder werden dadurch immer mehr auf die E i n f uhr  des Eisenerzes angewiesen. 

Beispielsweise mußte Deutschland, dessen Erzförderung ohne Lothringen vor dem Kriege nicht ein-

mal ⅕ des Inlandsbedarfes decken würde, im letzten Jahre für rund 370 Millionen Mark Eisenerz 

einführen. Eine solche Abhängigkeit von den ausländischen Erzlieferanten birgt für die davon be-

troffenen Industrien eine Existenzgefahr in sich: man ist der Preiswillkür der Lieferanten ausgeliefert, 

und man steht vor der Perspektive einer Aushungerung überhaupt, sollte es den Lieferanten bzw. der 

mit ihnen zusammen intrigierenden Konkurrenz einfallen, die Erzeinfuhr zu drosseln oder gar in die 

Hände dieser Konkurrenz überzuleiten. Den deutschen und den englischen Kapitalisten bleibt also 

nichts anderes übrig, als in der ganzen Welt Eisenerzminen aufzukaufen, wo man sie findet und wo 

sie noch nicht von den anderen belegt sind. Denn diese anderen, die Länder, deren Eisenerzbestand 

nach dem Kriege zugenom m en  hat, durch Annexion – F r an k r e i ch  – oder durch wachsende Er-

schließung des eigenen Bestandes – Schweden  – diese Länder suchen dessen ungeachtet gleichfalls 

in der ganzen Welt nach Erzminen und zahlen die höchsten Preise, um sie den Verbraucherstaaten 

vorwegzunehmen. Ihr Expansionsgrund entstammt dem Gedanken einer Monopolisierung des Mark-

tes, der Ausschaltung jeglicher Konkurrenz unter den Erzverkäufern, der Bildung eines „Internatio-

nalen Erzexport-Trusts“ zur Aufrichtung einer Preisdiktatur über die europäischen Eisenverarbeiter. 

Und geht es den schwedischen Erzlieferanten um den Preis, [180] so geht es den hinter ihnen stehen-

den amerikanischen Finanziers um die Aushungerung der europäischen Industrie schlechthin, im bes-

ten Falle – um die Erzwingung ihrer Kapitulation bei der darauf folgenden kartellmäßigen Aufteilung 

der Märkte und um die Abgabe europäischer Aktien und Dividenden an die amerikanischen Holding-

gesellschaften. 

Diese Perspektive genügte, um den deutschen Stahltrust und die anderen Eisenkonzerne in Rhein-

land-Westfalen in einen verzweifelten Wettkampf mit dem schwedischen Erztrust „Trafikaktiebola-

get Gr ängesbe r g – Oxelösund“ (von dessen letztjähriger Erzeinfuhr von rund 7 Millionen 5,7 Mill. 

t nach Deutschland gingen) stürzen zu lassen. Diese Perspektive genügte, um den Stahltrust mit sei-

nen inländischen Konkurrenten, den „Außenseitern Krupp, Hoesch und Haniel, zu versöhnen und 

gemeinsam ein Einheitskonsortium zum Aufkauf ausländischer Minen zu formieren. Dieses Konsor-

tium versuchte, den Feind zunächst in dessen eigenem Lager zu treffen: von 1926 bis 1928 gingen 

folgende Erzminen in Skandinavien durch Kauf an die deutsche Trustgruppe über: 

1926 – die norwegische Erzgrube Fasdalen. 

Anfang 1927 – die schwedischen Erzgruben von Bloedderget und Stolberg, 

Juli 1927 – die norwegische Erzgrube Sydvaranger, 

Ende 1927 – die schwedische Erzgrube Nya Mara Grufoorna. 

Allein im Falle der Sydvaranger-Grube wird die Produktionsmöglichkeit auf 900.000 t geschätzt. 

Von weiteren deutschen Konzessionserwerbungen in den beiden letzten Jahren nennen wir: Erzlager 

in der spanischen Provinz Galicia (Juni 1926); Manganerzfelder bei Postmastburg in Südafrika (Er-

werbsverhandlungen seit Anfang 1928); Erzlager in Neuseeland (Optionserwerb im Jahre 1926). Mit 

welchem Geheimnis die deutschen Eisenkapitalisten ihre sicher mit ungeheuren Kosten verbundene 

Aktion umgeben haben, zeigt der letzte, neuseeländische Fall, wo der Stahltrust unter der Firma „So-

vereign Reward Mines Minerals Proprietary in Christ Church New Zealand“ auftrat! 
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Erst im Frühjahr 1927 holte der Schwedentrust zum Gegenschlage aus. Damals gingen in den Besitz 

der Grängesberg-Grurme folgende Erzminen in A l g i e r  über: Quenza, Zaccar, Timezrit, Kar-El-Ma-

den, Bhau-Khadre. Die Gruben haben eine jährliche Leistungsfähigkeit von 1 Million t und gehören 

wahrscheinlich zu den zukunftreichsten der Welt. Ferner erwarb Grängesberg Schürfrechte für die 

Vorkommen Lidi-Maruf, Algiers und Djebel-Hadid in Französisch-Mar okk o. Es handelt sich um 

dasselbe Erzgebiet. das schon im Jahre 1912 beinahe einen Weltkrieg entfesselt hätte (Mannesmann-

Konzessionen und der „Panther-Sprung“ nach Agadir!) und das im Jahre 1924 Schauplatz der Nie-

derknüppelung des Kabilen-Aufstandes Abd El Krims durch die erzhungrigen Kapitalisten Frank-

reichs und Spaniens und deren Söldnerarmeen war. Für den Grängesberg-Trust waren die Konzessi-

onen in diesen blutbefleckten Bergen Nordafrikas um so wichtiger, als das dortige Erz zu den leicht-

schmelzenden Hämatiterzen gehört, während seine eigenen Gruben in Schweden phosphorreiche 

Erze fördern. Die Erzvorräte des Trustes in Schweden werden von der Gesellschaft selbst auf fast 2 

M i l l i a r den  Tonnen  angegeben. Hinzu kommt noch der neueste Erwerb Grängesbergs, die Erz-

felder der Stora-Kopparberg-Gesellschaft in Mittelschweden, für die er im Dezember 1927 20 Milli-

onen Kronen bezahlt hat. Kommt nun auch die angekündigte Riesentransaktion Grängesbergs in 

Lo t h r i ngen  zustande, die auf 400 Mill. Kronen veranschlagt wird, dann ist der Sieg des Schwe-

dentrustes und die Niederlage des deutschen Eisenkapitals, welches zum zweiten Male einen Erzkrieg 

verliert, vollkommen. Bis jetzt haben sich r und  42  P r ozen t  de s  l o t h r i ng i s ch en E r zbeckens  

i n  den  Händen  zwe i e r  Konze r n e, de  Wende l  und  Ar be d, be f unde n. Früher waren sie 

im Besitze von Thyssen, Vögler, Kirdorf und Co. Und wer wird in Wirklichkeit der neue Besitzer 

sein? Der tatsachlich ausschlaggebende Aktionär in der Grängesberg-Gesellschaft ist der Streichhöl-

zerkönig I va r  Kr euge r, dessen im Verein mit einigen Ab-[181]geordneten und gelben Gewerk-

schaftsführern in Deutschland vorgenommene unsaubere Monopol-Machenschaften rühmlich be-

kannt sind. Das Unternehmen Kreugers wurde aber schon vor Jahren von amerikanischen Finanz-

gruppen, namentlich dem Bankhause Lee Higginson & Co., teilweise auch von der Rockefeller-

Gruppe, finanziert. So blickt hinter der gegen die europäische Industrie gezückten skandinavischen 

Faust das Gesicht der amerikanischen Konkurrenz hervor. 

Die unausbleiblichen Fo l gen  dieser ganzen Entwicklung sind schon früher angedeutet worden. Zu-

nächst bringt sie eine a l l gem ei ne  Ve r schä r fung  de r  im pe r i a l i s t i s chen  We l t gegens -

ä t z e. Nicht allein der Erzkrieg, auch der deutsch-amerikanische Stahlkrieg ist schon lange da. Die 

Amerikaner bleiben außerhalb aller europäischen Stahlkartelle, erwägen Höchstschutzzölle gegen 

europäisches „Dumping“, überschwemmen die neutralen Märkte mit ihren Waren. Morgan finanziert 

die alten Feinde Amerikas, die Japaner, während zugleich unerhörte Flottenrüstungen gegen die „be-

freundeten“ Europäer vorgenommen werden. Der Ölkrieg tut das Seine. Die Kapitalisten Europas 

sind bisher auf der ganzen Linie zurückgeworfen worden. 

Zweitens aber hat der internationale Erzkrieg auch seine speziellen Folgen für das Weltproletariat. Je 

teurer und seltener der Rohstoff wird, je größere Ausgaben die Kapitalisten aller Länder auf die Kon-

zessionsjagd und den Konkurrenzkrieg verwenden, desto mehr werden sie darauf dringen, sich durch 

He r abse t zung  de r  Ar be i t e r löhne  schadlos zu halten. Der Riesenstreik, der in den letzten Wo-

chen gerade bei der Arbeiterschaft des Grängesberg-Trusts ausgebrochen war, ist der schlagende Be-

weis dafür, daß die Erzkapitalisten bereits beginnen, diese Methode systematisch anzuwenden. Die 

Stahlkapitalisten müssen ihnen folgen – siehe die Aussperrungsaktion der deutschen Eisenindustrie, 

Etwas anderes kommt hinzu. Der Erzpreis ist ein Schlüsselpreis. Wird er erhöht, so ist die unmittel-

bare Folge e i ne  We l l e  von  P re i s s t e i ge r ungen  i n  den  ve r sch i edens t en  abhäng i ge n  

I ndus t r i ezwe i ge n. 

Der Arbeiterschaft der Welt bleibt auch in diesem Falle, wie in allen anderen, nur eines: Kampf bis 

aufs Messer den nationalen und den internationalen Trusts! 

* 
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Vorbereitungen für den chemischen Krieg in Deutschland  
Von W. L e h m a n n  

Teilweise noch gehemmt durch den Versailler Friedensvertrag, aber getrieben von ihren wirtschaft-

lichen Bedürfnissen, betreibt die deutsche Bourgeoisie eine intensive und geschickte ideologische 

Vorbereitung der Massen für die Gewinnung zu einem neuen Krieg. Mit welchen raffinierten Metho-

den das geschieht, sehen wir jetzt, wo die deutsche Bourgeoisie bestrebt ist, die Bevölkerung für den 

Gaskrieg und seine Abwehr zu interessieren. Hier bereiten sich Dinge vor, an denen nicht nur unmit-

telbar die Chemiearbeiterschaft als Hersteller der Gase, sondern die Polizei, die Feuerwehren, der 

Sanitätsdienst, die Architekten, die Kommunal- und Gemeindevertretungen beteiligt sind, um im an-

geblichen Interesse der Bevölkerung den imperialistischen Krieg vorbereiten zu helfen. 

Die ideologischen Vorbereitungen des Gaskrieges, die die ganze Masse der Bevölkerung erfassen 

müssen, werden bedingt durch die gewaltige Entfaltung der Technik seit Beginn des letzten Krieges, 

die den Charakter eines kommenden Krieges sehr gründlich verändert hat. Denn neben der Brisanz-

munition mit ihrer enormen Durchschlagskraft und großen Splitterwirkung, hat der chemische 

Kampfstoff, der in alle Schlupfwinkel bis tief unter die Erde dringt, sich als einer der gefährlichsten 

und wirkungsvollsten Waffen [182] erwiesen. Flugzeuge, die heute schon mit 4540 kg Bombenlasten 

beladen, diese von ihrem Ausgangspunkt ohne Zwischenlandung bis zu 700 km hinter die feindlichen 

Fronten tragen können, bedrohen die Bevölkerung in den Städten und wichtigsten Industriewerken, 

wobei man wegen des großen Wirkungsradius vorwiegend Gas verwendet, und machen das Hinter-

land zur Front. Desha lb  w i l l  d i e  Bour geo i s i e, daß  n i ch t  nu r  d i e  Wi de r s t andsk r a f t  

de s  So l da t e n, de r  an  d i e  F r on t  geh t, gegen  d i e  Sch r ecken  de s  Kr i eges  ge s t äh l t  

w i r d, sonde r n  s i e  w i l l  auch  d i e  Z i v i lbevö l ke rung  da r au f  vo r be r e i t e n, daß  d i e se  

hunde r t e  und  t ausende  ve r s tüm m el t e  und  von  Gas  au f gedunsene  Le i chen  be -

t r a ch t en  und  dem  s t ünd l i ch  z u  e r wa r t enden  Tod  i n s  Auge  s ehen  kan n, ohne  d i e  

Ne r ven  z u  ve r l i e r e n. Das ist für die Bourgeoisie der kapitalistischen Staaten und ihren militäri-

schen Beauftragten, die mehr Möglichkeit haben, sich im sicheren Loch zu verbergen, heu t e  e ine s  

de r  w i ch t i g s t en  und  b r ennends t en  P r ob l em e, d i e  e s  z u  l ö sen  g i l t. 

Die große Abneigung der Massen gegen ein neues Weltkriegsgemetzel, von dessen Folgen sie eine 

sehr lebendige Vorstellung und an denen sie noch heute zu tragen haben, veranlaßt die Bourgeoisie 

aller Länder, die Kriegsvorbereitungen mit angeblich friedlichen Absichten zu maskieren, Auf dem 

Gebiet des chemischen Krieges zu Lande und in der Luft, versucht die deutsche Bourgeoisie, die zum 

Teil noch von dem Versailler Friedensvertrag gehemmt wird, in einer besonders raffinierten Weise 

unter der Maske, daß sie nur den Schutz der gesamten Bevölkerung im Auge habe, die ideologische 

Vorbereitung der Massen für den chemischen Krieg zu treffen, 

So erschien vor kurzem in dem bekannten deutschen Militärverlag von Mittler & Sohn, Berlin, eine 

Broschüre mit dem Titel „Gas über Deutschland“. Die Broschüre, die ein russischer Ingenieur zur 

Aufklärung der sowjetrussischen Bevölkerung unter dem Titel „Die Chemie im Kriege geschrieben 

hat, schildert, ausgehend von Kriegsplänen des Weltimperialismus gegen den Arbeiterstaat die Ent-

wicklung des Gaskrieges. Um nun diese russische Darstellung für die Zwecke der deutschen Bour-

geoisie ausnutzen zu können, wurde von dem deutschen Herausgeber nicht nur der Titel gefälscht – 

denn der Inhalt der russischen Broschüre entsprach gar nicht dem deutschen Titel „Gas über Deutsch-

land“ – sondern man brachte auch eine selbständige Arbeit zweier russischer Ingenieure hinein, die 

den Gasschutz in Wohnhäusern und Fabrikgebäuden in einer russischen Zeitschrift behandelt hatten. 

Nachdem so der deutsche Herausgeber die Broschüre für die Absichten der deutschen Bourgeoisie 

gefälscht hat, wird von diesem folgendes interessante Nachwort angefügt: 

„Ga s  übe r  Deu t s ch l a n d! 

Was lehrt uns der Inhalt vorstehender Schrift? Er weist uns auf folgendes hin: Die sich immer be-

drohlicher zusammenziehende Wetterwolke, die allmählich heranreifende Entscheidung zwischen 

den kapitalistischen und kommunistischen Staaten, kann sich nur über Mitteleuropa auf unsere Köpfe 

oder am Stillen Ozean entladen, und die Wahl dieser beiden Kriegsschauplätze wird im wesentlichen 
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von der Ohnmacht Deutschlands bestimmt sein, das im wehrlosen Zustande immer der Tummelplatz 

fremder Heere gewesen ist. 

Wir wissen heute, daß nicht allein die Sowjetunion, sondern daß sämtliche uns umgebende Staaten, 

an erster Stelle Frankreich mit seinen Vasallen Polen, die Tschechoslowakei und neuerdings Jugosla-

wien, fieberhaft mit gas- und flugtechnischen Vorbereitungen beschäftigt sind. Die Folgerungen hie-

raus ergeben sich für den nach Fliegerbegriffen beengten europäischen Kriegsschauplatz von selbst: 

auch wenn Deutschland in einem europäischen Kriege die Neutralität zu wahren bestrebt sein wird, 

auch dann kann auf uns eine Katastrophe in Gestalt von Brisanz-, Gas- und Brandfliegerbomben 

hereinbrechen, deren Wirkung bei fehlen-[183]den Schutzmaßnahmen unseren Friedensillusionisten 

und Kriegsdienstverweigerern nur einen kurzen Augenblick zu später Erkenntnis ihrer Verblendung 

und ihrer Irrlehren gestatten wird, denn die Weltgeschichte lehrt, daß bisher jedes in Ohnmacht ver-

harrende Volk früher oder später der Vernichtung anheim gefallen ist. 

Was kann und was muß sofort in Deutschland dagegen geschehen? Durch den Artikel 169 des Ver-

sailler Friedensvertrags ist uns jede aktive Abwehr von Luftangriffen in Form von Kampfflugzeugen, 

Flugabwehrkanonen, Maschinengewehren u. ä. untersagt, dagegen wurden uns im Pariser Luftab-

kommen 1926 die defensiven Schutzmaßnahmen, die weniger militärischer als ziviler Natur sind, 

ausdrücklich zugestanden. Ein solcher passiver Luftschutz umfaßt auch einen ausreichenden Gas-

schutz der Bevölkerung, wie wir ihn in den Abschnitten 17 bis 20 dieses Buches erörtert finden. Es 

ist an der Zeit, daß alle Schichten und alle Parteien unseres Volkes einmütig und mit Nachdruck die 

vorbereitenden Maßnahmen für einen Luftschutz der Bevölkerung von den verantwortlichen Stellen 

verlangen. Darum, deutsches Volk, fordere: 

Lu f t s chu tz  i s t  no t!“ 

Geschickt wird hier eine Kriegslage konstruiert, bei der Deutschland in einem europäischen Kriege 

die Neutralität wahren könnte, woran kein Militärfachmann und kein ernsthafter Politiker im Schlafe 

glaubt. Diese betrügerische Konstruktion verfolgt aber einen doppelten Zweck; einmal den, die werk-

tätigen Massen in den Glauben an die friedlichen Absichten der deutschen Bourgeoisie zu wiegen, 

und zum anderen den, sie desto stärker für den Gas- und Luftschutz zu mobilisieren, dessen Durch-

führung sie von den „verantwortlichen Stellen“ verlangen sollen. 

Diese Massenstimmung zu schaffen, das bildet die Voraussetzung für jene konkreten Maßnahmen, 

die einige Wochen vor dem Erscheinen der Broschüre ein einflußreicher Generalmajor a. D. von 

Frankenberg und Proschlitz in einem Leitartikel der „Deutschen Allgemeinen Zeitung“ (Morgenaus-

gabe vom 2. August 1927) entwickelt. In diesem Artikel „Luftmanöver“ werden die Manöverschlach-

ten der britischen Luftstreitkräfte über London geschildert. Es handelt sich hier um jene großen Flug-

zeugmanöver, wo hundert angreifende Flugzeuge der 7-Millionen-Bevölkerung Londons vorde-

monstrieren, wie leicht London von einem feindlichen Flugzeuggeschwader angegriffen, in welchem 

Umfange die Stadt vergast und zerstört werden kann und wie ungenügend heute der Schutz der Stadt 

und der Bevölkerung ist. Diese Tatsache benutzt nun der „um das Wohl der Massen besorgte“ deut-

sche Generalmajor und schildert die Schwierigkeiten für Regierung, Polizei, Kommunalbehörden, 

die verwickelte Lebens- und Arbeitsmaschinerie einer nach Hunderttausenden zählenden Einwohner-

schaft bei Luftgasangriffen in Gang zu halten und Brände, Epidemien, Paniken und Aufstände zu 

verhindern. Gleichzeitig führt er Beispiele an, wie durch die Luftangriffe der Arbeitsprozeß in den 

wichtigsten Betrieben, die das Ziel zahlreicher feindlicher Flugzeugangriffe sein werden, gestört 

wird, Daran anschließend weist auch er auf die geographische Lage Deutschlands hin, hebt hervor, 

daß der Versailler Vertrag die passiven Schutzmaßnahmen Deutschlands gegen Luft- und Gasangriffe 

nicht verbietet und fordert folgende konkrete Maßnahmen für Deutschland: 

„Was kann und was muß daher bei uns im Rahmen des uns Zugebilligten geschehen? ... Von ihr (der Bevöl-

kerung) müßte eigentlich die Forderung nach Luftschutz an die verantwortlichen Staatsbehörden ergehen, so-

weit diese nicht von selbst an solche Aufgaben herantreten. Sachgemäße Aufklärung der breitesten Schichten 

über Gefahren und Verhalten bei einem Luftangriff ist das allererste Erfordernis. E i n e r  G e f a h r, d i e  m a n  

k e n n t  u n d  d e r  m a n  n i c h t  g a n z  r a t l o s  ge g e n ü b e r s t e h t, h a l t e n  d i e  N e r v e n  e h e r  s t a n d  a l s  
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e i n e r  s o l c h e n, v o n  d e r  m a n  ü b e r r a s c h t  w i r d. (Unterstrichen von mir. W. L.) Ist ferner zum Beispiel 

unsere Ärzteschaft dauernd auf [184] dem laufenden und entsprechend organisiert, um Gaskranke zu behan-

deln und die zweckmäßigen Maßnahmen zur Entgiftung von Wohnräumen, Kleidung, Wasser und Lebensmit-

teln zu kennen? – Sind unsere Feuerwehren, Rote-Kreuz-Kolonnen usw. auf die Bekämpfung der Folgen eines 

Luftangriffs irgendwie vorbereitet? Können wir nicht etwa einen Flugwetter- und Meldedienst, verbunden mit 

Warnungszentralen und Signalstationen organisatorisch vorbereiten, um die Gefahrenzonen rechtzeitig zu be-

nachrichtigen? – Könnten nicht allgemein geläufige Anweisungen für die so wichtigen Verdunkelungsmaß-

nahmen in Ortschaften, Fabriken und auf Eisenbahnen. die nachts eine so bedeutende Rolle spielen, und für 

das Stillestehen allen Tagverkehrs bei Gefahr bestehen? – Wie steht es mit gassicheren Zufluchtsstätten und 

der Ausstattung von Dienstpersonal, das auf seinem Platze bleiben muß? Müßten nicht wenigstens alle Neu-

bauten amtlich unter dem Gesichtspunkte der Luft- und Gasgefahr geprüft werden? Lassen sich nicht Tar-

nungs- und Scheinanlagen, Botenrelais oder Sonderkabelnetze vorbereiten? – Wie stellen die Regierungsor-

gane ihre Aktionsfähigkeit sicher, wenn sie ihre Sitze verlassen müssen, um weiterarbeiten zu können, und 

welche Punkte werden sie zweckmäßig wählen?“ 

Auch in diesem Artikel sehen wir die gleiche politische Linie, die die deutschen werktätigen Massen 

ideologisch für die chemischen Kriegsvorbereitungen gewinnen soll. Auch hier schildert man den 

Massen die Kriegsvorbereitungen des Auslandes auf diesem Gebiet und hebt die völlige Schutzlosig-

keit Deutschlands hervor, um dann unter der Maske der Sorge für das allgemeine Wohl der Bevölke-

rung sie für diese Frage auf das lebhafteste zu interessieren, damit sie die verantwortlichen Staatsbe-

hörden nach dem Gas- und Luftschutz auf das dringendste bestürmen. Bei einer solchen Volksbewe-

gung geraten dann auch die in Frage kommenden Bestimmungen des Versailler Friedensvertrags ins 

Wackeln. 

Die deutsche Bourgeoisie schlägt aber noch einen anderen Weg ein, um das Interesse zu wecken. So 

wurde in der erwähnten Broschüre „Gas über Deutschland“ auf der letzten Seite für folgendes Buch 

Reklame gemacht: 

„G a s s c h u t z. Ein Handbuch für Provinzial-, Kreis- und Kommunalverwaltungen, Feuerwehren, Bergbau und 

Industrie unter besonderer Berücksichtigung des Gasschutzes der Zivilbevölkerung in einem kommenden 

Kriege. Von Brandingenieur R u m p f, Königsberg i. Pr.“ 

In der Ankündigung heißt es in einer anderen Stelle weiter: 

„Deshalb ist es dringend erforderlich, daß sich die verantwortlichen behördlichen Stellen und industriellen 

Kreise unseres Volkes eingehend mit der Frage der Gasgefahr für die Zivilbevölkerung im Frieden wie im 

Kriege befassen und Schutzmaßnahmen in Angriff nehmen.“ 

Man kann mit aller Sicherheit annehmen, daß dieses Handbuch sehr bald in den Händen der erwähn-

ten Verwaltungen und sonstigen in Frage kommenden Organisationen sein wird. Man kann ebenso 

sicher annehmen, daß sich demnächst in den Provinzial-, Kreis- und Kommunalverwaltungen die 

gesamte Körperschaft oder auch ohne Wissen dieser einzelne Kommissionen auf Grund des Handbu-

ches sehr eingehend mit all den Maßnahmen beschäftigen und an ihre praktische Durchführung gehen 

werden, so wie es von Generalmajor Frankenberg in dem erwähnten Artikel angedeutet wurde. 

Daß in dieser Hinsicht bereits etwas geschieht – und die Bourgeoisie versteht es, solche Probleme 

von verschiedenen Seiten anzupacken – beweisen die Zeitungsnotizen über die Einführung der Gas-

waffe bei der deutschen Polizei. So brachte die Berliner. „Nachtausgabe“ vom 26. Oktober 1927 in 

einem längeren Artikel folgende Meldung: 

„Während sich in Amerika das Tränengas als Polizeiwaffe zur Bekämpfung von Verbrechern und zur Auflö-

sung von Massenversammlungen sehr gut bewährt hat, hat man in Deutschland von diesem Mittel Abstand 

genommen. W i e  w i r  j e d o c h  h ö r e n, s i n d  s e i t  e i n i-[185]g e r  Z e i t  a u c h  b e i  d e r  B e r l i n e r  

S c h u t z p o l i z e i  V e r s u c h e  m i t  d i e s e m  T r ä n e n g a s  a n g e s t e l l t  w o r d e n, d i e  g ü n s t i g  v e r l a u -

f e n  s i n d.“ 

Darauf erfolgte durch das WTB am 3. November folgendes Dementi: 

„Gegenüber Blättermeldungen, wonach T r ä n e n g a s  als Polizeiwaffe für die preußische Polizei in Frage 

kommen soll, wird den Blättern nochmals mitgeteilt, d a ß  d i e  p r e u ß i s c h e  P o l i z e i  z w a r  d e r a r t i g e  
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E r f i n d u n g e n  v e r f o l g t  u n d  d a ß  a u c h  d a s  T r ä n e n g a s  i n  s e i n e n  W i r k u n g e n  v o n  d e n  m a ß -

g e b e n d e n  P e r s ö n l i c h k e i t e n  i m  p r e u ß i s c h e n  I n n e n m i n i s t e r i u m  s t u d i e r t  w o r d e n  i s t, daß 

man aber übereinstimmend der Ansicht gewesen ist, daß für die preußische Polizei d i e s e  Gasart nicht in 

Frage kommt.“ (Unterstreichung von mir. W. L.) 

Das Dementi gibt also zu, daß die preußische Polizei sich mit der Anwendung der Gaswaffe beschäf-

tigt, und wenn es nicht d i e se  Gasart der Tränengase ist, die sie bei der Verwendung vorgesehen hat, 

dann weiß jeder Fachmann auf chemischem, gastechnischem Gebiet, daß es eine ganze Anzahl ande-

rer Reizgase gibt, die nicht minder wirkungsvoll sind als die Tränengase. Aber nicht nur die preußi-

sche Polizei, die dem sozialdemokratischen Innenminister Gr ze s i nsk i  und einer ganzen Anzahl 

sozialdemokratischer Polizeipräsidenten in den Städten unterstellt ist, beschäftigt sich mit der An-

wendung des Gases auf die werktätigen Massen, auch in Thüringen ist die Polizei auf diesem „men-

schenfreundlichen“ Gebiet nicht faul. So können wir in dem Zentrumsorgan „Tremonia“ drei Tage 

nach dem Feste des „Friedens und des Wohlgefallens“, am 27. Dezember, einen Artikel vom Poli-

zeimajor a. D. E t s che i t  (Weimar) lesen, in dem er sich für die Verwendung von Tränengas bei der 

Schutzpolizei einsetzt. Etscheit empfiehlt, die gesamte Polizei mit minimaxartigen Polizeitornistern 

auszurüsten und mittels dieser „Polizeimaxe“ Reizgase gegen Massenansammlungen zu verwenden. 

Dann macht der Major folgende interessante Mitteilung: 

„Die thüringische Gefängnisverwaltung will vorerst, sobald die Industrie einen Apparat anbietet, mit dem ,Po-

lizeimaxe‘ Versuche in Strafanstalten vornehmen, denn bei Strafanstaltsmeutereien sind die eingeschlossenen 

Gefangenen in Gemeinschaftssälen mittels solcher eingespritzten Tränenerreger einfachst außer Gefecht zu 

setzen und leicht zu fesseln. Sicherlich vermögen auch im Straßendienst Tränenerreger als moderne Polizei-

waffe manche Dienste zu leisten.“ 

Hier verfolgt die Bourgeoisie mit der Einführung der Gaswaffe bei der Polizei zwei Ziele. Einmal 

sind es Vorbereitungen auf die zu erwartenden zugespitzten Klassenkämpfe. In diesen werden die 

bisherigen Polizeiwaffen wie Gummiknüppel, Schießwaffen und Panzerwagen gegen die in jenen 

Waffen geschulten und sich zur Wehr setzenden Arbeitermassen nicht mehr ausreichen, und die An-

wendung der gefährlicheren Gaswaffe soll die Herrschaft der Bourgeoisie sichern. Wenn dabei die 

Polizei heute schon friedliche Demonstranten ohne jeden anderen Versuch mit Tränen- oder anderen 

Reizgasen auseinandertreibt wie das in Amerika üblich ist, so gibt ihr das die Möglichkeit, alle tech-

nischen Einzelheiten, die bei der Anwendung der Gaswaffe zu beachten sind, an den Demonstranten 

auszuprobieren Gerade die Handhabung dieser Waffe ist weit schwieriger und komplizierter als die 

einer jeden anderen. Man muß die schädlichen Eigenschaften der zahlreichen Gaskampfstoffe, ihre 

Unterscheidungsmerkmale, ihre verschiedenartigen Wirkungen, unter welchen Windrichtungen sie 

geworfen und geblasen werden können, ihre Konzentrationsfähigkeiten in der Luft und verschiedenes 

anderes kennen, wenn die Waffe ohne eigenen Schaden gebraucht werden soll. Damit wird aber auch 

die Polizei als chemische Kampftruppe und Führer ausgebildet, die im gegebenen Fall als vollwertig 

geschulte Truppe in das Heer eingereiht werden kann. Das ist das zweite [186] Ziel, das die Bour-

geoisie damit verfolgt. In Amerika, Polen und verschiedenen anderen kapitalistischen Ländern sehen 

wir das gleiche Bild, wie die Polizei in dieser Waffengattung geschult wird, um sie im Kriegsfalle als 

Führerkaders in das Heer einreiben zu können. Dieses Aufrüsten der Polizei zu neuen Kriegsaben-

teuern wird dadurch maskiert, indem man vorgibt, die gastechnischen Vorbereitungen dienen hier 

zum Schutz des „braven Bürgers“ gegen den „Mob“. 

Die Anwendung der Gaswaffe wie auch der Schutz dagegen bedingen das Rüsten auf dem Gebiete 

der chemischen Kriegstechnik. Denn jeder Fachmann weiß, daß die Ausgestaltung des Gasschutzes 

von der Entwicklung und Erfindung neuer chemischer Kampfstoffe bestimmt wird. Es ist das Bestre-

ben der Bourgeoisie eines jeden einzelnen Landes seit dem letzten Kriege, neue Kampfstoffe zu fin-

den, die jeden Gasschutz unwirksam machen. Von ernsthaften Fachleuten, wie Hanslian, wird die 

Möglichkeit, neue chemische Kampfstoffe zu finden, die diese Fähigkeiten haben, nicht bestritten. 

Will also die Bourgeoisie irgendeines Landes den Gasschutz auf das Vollkommenste entwickeln, so 

muß sie gleichzeitig die Forschungen nach neuen chemischen Kampfstoffen, die gefährlicher sind als 

die bisher bekannten, eifrig aufnehmen. Diese Tatsache muß man ganz klar sehen, und so verbirgt 
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sich hinter dem angeblichen allgemeinen Interesse, das die deutsche Bourgeoisie mit ihrer Reklame 

und praktischen Vorbereitung zum Gasschutz vortäuscht, das lebhafteste Interesse und der Versuch, 

such auf dem Gebiete der chemischen Kriegstechnik erneut im vollen Umfange zu rüsten. 

Es ergibt sich nun die Frage: Wie haben sich die werktätigen Massen und ihre Vertreter in den Stadt- 

und Gemeindeparlamenten gegen diese Pläne und Absichten der Bourgeoisie zu verhalten? 

Gegenüber dem Bestreben der Bourgeoisie, die Massen ideologisch für den Gasschutz zu interessie-

ren und sie für ihre imperialistischen Ziele zu gewinnen, müssen wir diese Propaganda und prakti-

schen Vorbereitungen als ein verstecktes Kriegsrüsten auf dem Gebiete der chemischen Kriegstech-

nik denunzieren. Das müssen wir auch den Feuerwehrleuten und Sanitätskolonnen klarmachen, die 

heute schon für den Gasschutz, wie er im Kriegsfalle benötigt wird, vorbereitet werden. Ganz ent-

schieden sind alle Versuche, die Gaswaffe bei der Polizei einzuführen, zu bekämpfen, und die brei-

teste Öffentlichkeit muß gegen dieses Aufrüsten der Polizei zum Kriege mobilisiert worden. Gleich-

zeitig ist es Aufgabe der Chemiearbeiter, aufmerksam zu beobachten, in welchen Werken die Gase 

für die Polizei hergestellt werden. Alle Feststellungen, die, ganz gleich auf welchem Gebiete des 

Gasrüstens, gemacht werden, sind vor der breitesten Öffentlichkeit als Vorbereitungen der Bourgeoi-

sie zum neuen Kriege zu enthüllen. 

Statt die werktätigen Massen durch die offizielle Gasschutz-Aufklärung der imperialistischen Propa-

ganda auszuliefern, müssen die auf dem Boden des Klassenkampfes stehenden Organisationen die 

Aufklärung über den Gaskampf und den Gasschutz selbständig organisieren, um die Massen sowohl 

gegen die Gasangriffe der Polizei als auch gegen die Gasangriffe im imperialistischen Kriege wider-

standsfähig zu machen. Die werktätigen Massen müssen alle technischen Einzelheiten der Anwen-

dung und Abwehr der Gaswaffe kennenlernen. Sie müssen wissen, aus welchen chemischen Stoffen 

die Gaswaffe besteht, wo diese hergestellt werden, welche chemischen Friedensprodukte jetzt schon 

als Gaswaffe geeignet sind, welche verschiedenen Eigenschaften und Wirkungen sie haben, bei wel-

chen Witterungsverhältnissen, Temperaturen und Windrichtungen das Gas geworfen oder geblasen 

werden kann, wie dadurch das taktische Vorgehen des Angreifers bedingt wird, welche primitiven 

chemischen Stoffe im Augenblick Schutz gewähren, mit welchen wirkungsvolleren Gaskampfstoffen 

der Angriff abgeschlagen werden kann usw. Um diese vielseitigen technischen Kenntnisse bei der 

Anwendung dieser Waffe und des Schutzes dagegen kennenzulernen, müssen die werktätigen Massen 

in Verbindung treten mit den Chemiearbeitern, die heute schon mit einer ganzen Anzahl chemischer 

Kampfstoffe, die jetzt noch als Friedensprodukt gebraucht werden, zu tun [187] haben. Sie müssen 

in Verbindung treten mit den Feuerwehrleuten und Sanitätskolonnen, die gegenwärtig schon mit dem 

Gasschutz zu tun haben, wie er bei der Bekämpfung der Gasgefahr in manchen Industrien und im 

Haushalt in Betracht kommt. Die werktätigen Massen müssen die Handhabung und Verwendung der 

Gaswaffe lernen, um sich gegen die neuen Bürgerkriegswaffen der Bourgeoisie und ihrer Machtor-

gane erfolgreich verteidigen zu können. 

Wenn wir so die Aufklärung der Massen über die Abwehr der Gasgefahr mit der Propaganda gegen 

den imperialistischen Krieg, für seine Verhinderung durch den Sturz der Bourgeoisie verbinden, wer-

den wir verhindern, daß die Bourgeoisie das natürliche Bedürfnis der Massen, etwas über die Gefahr 

des Gaskrieges zu erfahren und die Abwehrmaßnahmen kennenzulernen, für ihre imperialistischen 

Zwecke ausnutzt. 

Diskussion 

Zu unserer Taktik in Hamburg  
Von R o b e r t  

Richtige Grundlinie und opportunistische Fehler! 

Welcher Art waren nun die in Hamburg bei der Anwendung der Taktik der proletarischen Einheits-

front begangenen Fehler? Genosse Lenz beweist eine außerordentliche „Bescheidenheit“, wenn er 

schreibt: 

„Es ist ein Zeichen der Reife und Festigkeit der Partei, daß weder das Angebot der Unterstützung einer sozi-

aldemokratischen Regierung, noch die Ablehnung des Eintritts in die Regierung irgendeinen ernsthaften 
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Widerspruch gefunden hat. Das zeigt am besten, wie sehr, trotz aller noch bestehenden Schwierigkeiten, so-

wohl die ultralinken als auch die rechten Strömungen überwunden sind. Es ist daher auch überflüssig, nach-

zuweisen, daß unsere Taktik in der Grundlinie absolut richtig und in voller Übereinstimmung mit unseren 

Grundsätzen war.“ 

Diese ganze Überlegung ist unrichtig. Sie anwenden heißt, sich von vornherein jeder Möglichkeit 

einer ernsten Selbstkritik berauben. Denn gerade das hamburgische Beispiel hat bewiesen, daß eine 

„Taktik in ihrer Grundlinie absolut richtig sein kann und in voller Übereinstimmung mit unseren 

Grundsätzen“ und trotzdem opportunistische Fehler nicht ausschließt. Noch falscher ist die These des 

Genossen Lenz, daß die Tatsache, „daß weder das Angebot der Unterstützung einer sozialdemokra-

tischen Regierung, noch die Ablehnung des Eintritts in die Regierung in der Partei irgendeinen ernst-

haften Widerspruch gefunden hat“, eine Art von „Garantie“ für die Vermeidung rechter Fehler, Strö-

mungen oder Richtungen ist. Bis zum Oktober des Jahres 1923 bestand in der Partei im wesentlichen 

Einmütigkeit in der Zurückweisung der linkssozialdemokratischen Regierungsangebote an unsere 

Partei. Trotzdem ereigneten sich der Leipziger Parteitag und die schweren opportunistischen Fehler 

des Oktobers. Man kann doch nicht an einer Binsenwahrheit der kommunistischen Taktik die Immu-

nität der Partei gegen rechte oder linke Abweichungen beweisen wollen. (Und die Ablehnung des 

Regierungseintritts in der gegenwärtigen Situation i s t  eine Binsenwahrheit.) 

Die Erfahrungen der Vergangenheit beweisen, daß die Gefahren opportunistischer Abweichungen 

immer dann wachsen, wenn die Partei infolge einer Situation wie der jetzigen gezwungen ist, zu 

manövrieren und Kom pr om i sse  z u  m a c hen. (Das schließt natürlich nicht aus, daß die Partei 

auch in revolutionären Situationen opportunistische Fehler machen kann.) Klar ist aber, und das be-

weist Hamburg aufs neue schlagend, daß [188] selbst noch so große Erfahrungen die Partei nicht vor 

der Gefahr opportunistischer Abweichungen schützen, wenn sie nicht in jeder Situation klar ihre 

Rolle kennt und sich der Gefahr der opportunistischen Abweichung bewußt ist. Und wenn in der 

Hamburger Organisation unserer Partei opportunistische Fehler begangen werden, so Hat das noch 

eine ganz andere Bedeutung. Denn Hamburg ist die Stadt, dessen revolutionäres Proletariat im Jahre 

1923 an der Spitze der deutschen Arbeiterklasse stand. Hamburg beweist: die besten revolutionären 

Traditionen, der entschiedenste Kampf gegen Opportunismus in der Vergangenheit schützen allein 

nicht vor opportunistischen Fehlern der Gegenwart. Diese Gefahren entspringen heute nicht, wie 

1923 und nachher, einer falschen Theorie der Partei und ihrer Führung, sondern vor allem der ganzen 

objektiven Lage der relativen Stabilisierung, die an die Manövrierfähigkeit der Partei noch größere 

Anforderungen stellt als vor 1923. Dieses Bewußtsein in die Köpfe der Parteimassen einzuhämmern, 

ist eine der wichtigsten Lehren der Hamburger Fehler. Wir haben bereits früher ausgeführt, daß der 

entscheidende Fehler, der in Hamburg begangen wurde, der war, daß unsere Partei nach einem gut 

geführten Wahlkampf e, in dem sie breite Massen des Proletariats, wie das Wahlergebnis beweist, zu 

mobilisieren vermochte, die S t oßr i ch t ung  ih r e s  Angr i f f s  gegen  d i e  SPD ände r t e. Die 

Vernachlässigung der Mobilisierung von unten, die Außerachtlassung der notwendigen Schaffung 

o r gan i s a to r i s che r  S t ü t zpunk t e  für gemeinsame Aktionen kommunistischer und sozialdemo-

kratischer Arbeiter mußten dazu führen, daß das Interesse der Massen sich fast ausschließlich auf die 

Verhandlungen mit der SPD konzentrierte und damit die SPD-Führer das erreichten, was sie wollten. 

D i e  Ve r hand l ungen  m i t  de r  SPD du r f t en  be i  unse r e r  ge samt en  Tak t ik  nu r  d i e  ge -

r i ngs t e  Ro l l e  sp i e l e n. Wir durften sie nicht zum Gipfelpunkt der Auseinandersetzung mit den 

Reformisten erheben. Mit einem Wort: Die ganze Situation in Hamburg nach den Wahlen, die Lage 

in den Betrieben, die Stimmung der Arbeiter erforderte von uns fast ausschließlich die Anwendung 

der Methoden der unmittelbaren Mobilisierung der Massen, insbesondere der sozialdemokratischen. 

Verhandlungen mit den reformistischen Spitzen mußten das Nebenprodukt der Massenmobilisierung, 

keinesfalls aber ein Ausgangspunkt oder ein Mittelpunkt unseres Kampfes sein. Und d i e se  Feh l e r  

wa r en  r e in  oppo r t un i s t i s che r  Na t u r. Denn sie bewirkten, daß die führende Rolle der Kom-

munistischen Partei ungenügend zur Geltung kam, sie bewirkten die Verschiebung der tatsächlichen 

Diskussionsfragen in der Arbeiterschaft und begünstigten jene künstliche und abstrakte Diskussion 

und Agitation über die Fragen des Staates und die Koalitionspolitik, die letzten Endes den raffinierten 

SPD- und ADGB-Bürokraten einen taktischen Vorteil verschafften. Von diesen e n t sche i dende n 
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Fehlern hat Genosse Lenz leider nichts bemerkt. Deshalb hängt auch sein Artikel in der Luft und ist 

gar nicht geeignet, unseren Hamburger Genossen Fingerzeige für die Vermeidung ähnlicher Fehler 

in der Zukunft zu geben. 

Wir sehen in diesem Aufsatz davon ab, zu einer Reihe weiterer in Hamburg vorgekommener oppor-

tunistischer Abweichungen Stellung zu nahmen, wie die Diskussion über einen „proletarischen Etat“ 

und ähnliches. Ebenso können wir im Zusammenhange mit der Kritik des Genossen Lenz aus Platz-

mangel nicht auf die Frage des Verhältnisses der Kommunisten zu sozialdemokratischen Minder-

heitsregierungen, der sogenannten „Entlarvungsstrategie“, der Frage der Verbindung unserer Tages-

agitation anläßlich der Lage in Hamburg mit der Propaganda unserer Endziele so ausführlich Stellung 

nehmen, wie dies die Wichtigkeit der Frage und die Unklarheit der Ausführungen des Genossen Lenz 

eigentlich verlangen würden. Wir hoffen, dies im Laufe der Diskussion in weiteren Artikeln nachho-

len zu können. Einen Teil der Fragen können wir bei der Erörterung der Frage des „Eintritts der 

Kommunisten in die Regierung“ behandeln, deren Behandlung wir vor die der vorgenannten Fragen 

zu stellen glauben müssen, weil unserer Ansicht nach schon die Existenz solcher Ansichten [189] in 

der KPD eine fast unerträgliche Belastung der ideologischen Erziehungsarbeit der Partei darstellt. 

Die „Frage“ eines „kommunistischen Regierungseintritts“ 

Diese Frage“ ist u. E. überhaupt kein Diskussionsgegenstand, der eine ernsthafte Beachtung verdient. 

Weder gab es in dieser Frage, wie Genosse Lenz schon richtig bemerkt, ernsthafte Schwankungen in 

der Partei – von völlig einzelnen Genossen abgesehen –, noch steht die Frage in irgendeinem wesent-

lichen Zusammenhange mit der Anwendung der Taktik der proletarischen Einheitsfront in Hamburg 

oder mit der notwendigen Kritik der dort gemachten Fehler. Es bestünde also keine Veranlassung, 

sich über diese „Frage“ zu verbreitern, wenn nicht Genosse Lenz sie fast in den Mittelpunkt seiner 

Betrachtungen gestellt und im Zusammenhange eine „Theorie“ entwickelt hätte, die wir entschieden 

zurückweisen müssen. 

Vorerst aber einige Worte zu einer anderen Frage. Genosse Lenz schreibt: 

„Der Hinweis auf die Schriften von Marx und Engels hätte ergänzt werden müssen durch den Hinweis auf die 

realen Machtverhältnisse in Deutschland und die unvermeidlichen Folgen einer kommunistischen Regierungs-

beteiligung, die den deutschen Arbeitern auf Grund der Erfahrungen von 1923 sehr gut bekannt sind.“ (S. 745.) 

Dies ist eigentlich der Beginn einer Parteidiskussion über den Oktober 1923. Wir wollen, so verlo-

ckend dies wäre, Genossen Lenz auf diesem Wege nicht folgen, da wir Grund haben, anzunehmen, 

daß ihm die dazu nötige Vollmacht fehlt, und wir wissen, daß die Partei gegenwärtig andere Sorgen 

hat. Wir sind auch nicht der Ansicht, daß die Diskussion über den Oktober 1923 mit zufälligen 

Aperçus beginnen kann. Aber eines kann unseres Erachtens nicht unwidersprochen bleiben: die aus 

diesem Satz sich logisch ergebende Behauptung, daß an der Oktoberniederlage nicht der Verrat der 

Arbeiterschaft durch die Sozialdemokratie, sondern der Eintritt der Kommunisten in die sächsische 

Regierung die Schuld trägt. Bei der Zurückweisung einer solchen Betrachtungsweise ist es nicht ein-

mal nötig, auf die schweren opportunistischen Fehler des Oktober 1923 besonders hinzuweisen. 

Eine solche Auffassung wie die des Genossen Lenz widerspricht allen Beschlüssen der Kommunis-

tischen Internationale und der Parteitage der Kommunistischen Partei und hat nichts mit kommunis-

tischer Geschichts- und Parteikritik gemeinsam. Wenn Genosse Lenz unseren Hamburger Genossen 

vorwirft, daß sie diese Se l b s tm or d t ak t i k  bei der Auseinandersetzung mit der SPD in Hamburg 

nicht angewandt haben, so kann man nur auch in dieser Frage feststellen, daß unsere Hamburger 

Genossen in dieser Frage trotz all ihrer Fehler viel mehr Grundsätze und Klarheit besessen haben als 

Genosse Lenz. 

Nun zur eigentlichen Frage: Die Hamburger Reformisten beantworteten den Aufruf unserer Partei in 

Hamburg an die Arbeiterschaft, die durch die Wahlen geschaffene parlamentarische Mehrheit von 

KPD und SPD zur Durchsetzung primitiver proletarischer Forderungen auszunutzen, mit dem Manö-

ver, unsere Partei aufzufordern, sich an der Regierungsbildung zu beteiligen, „um die Macht der Ar-

beiterklasse in Hamburg zu sichern“. Genosse Lenz versucht nun, unseren Hamburger Genossen 
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einen Weg zu zeigen, wie sie diesem reformistischen Manöver mit einer Taktik begegnen konnten. 

die dieses nicht nur durchkreuzte, sondern unserer Partei überdies die Möglichkeit geben sollte, den 

Kampf gegen die reformistische Sabotagepolitik mit einer ausgedehnten Propagandatätigkeit über 

unsere Auffassungen des Weges zur Macht zu verbinden. Dieser Versuch des Genossen Lenz ist an 

sich lobenswert. Doch wir glauben, daß, wenn unsere Hamburger Organisation die vom Genossen 

Lenz vorgeschlagenen Agitationsmethoden angewandt hätte, dies zwar das reformistische Manöver 

nicht durchkreuzt, dafür aber Verwirrung in unseren eigenen Reihen zurückgelassen hätte. Genosse 

Lenz schreibt dem Sinne nach: 

[190] Gegenwärtig würde der Eintritt in die Regierung eine „Preisgabe der gegenwärtigen als künf-

tigen Arbeiterinteressen bedeuten“, und dann wörtlich: 

„Etwas anderes wäre es, wenn die KPD ihren Regierungseintritt zum Anlaß und Ausgangspunkt eines allge-

meinen Kampfes nicht nur für die Tagesforderungen der Arbeiter, sondern auch für den Sturz des Kapitalismus 

nehmen könnte. Nur dann ließe sich der Regierungseintritt rechtfertigen ...“ 

„... Wenn die freien Gewerkschaften und die SPD, statt in Hamburg aus Gründen der Demagogie den 

Kommunisten eine Koalition anzubieten, im  ganzen  Re i ch  m i t  de r  Koa l i t i onspo l i t i k  b r ä -

che n, die Massen, deren Kampfwillen gegen den. Bürgerblock in den letzten Wahlergebnissen deut-

lich zum Ausdruck kommt, zum Kampfe für die Enteignung der Großkapitalisten, für die Nationali-

sierung der Banken und Trusts, für die Arbeiterkontrolle der Produktion, für die Bildung von Arbei-

ter- und Bauernräten, für die Entwaffnung der Bourgeoisie aufrufen wollten, dann  könn t e  d i e  

KPD  m i t  de r  SPD übe r  d i e  Reg i e r ungsb i l dung  ve r hande l n. Der Antwortbrief der KPD 

an den ADGB sagt in diesem Sinne: ,Die einzige Sicherheit der politischen Macht der Arbeiterschaft 

sind der Sturz der Bourgeoisie, die bewaffneten Arbeiter und die Herrschaft der Arbeiterklasse.‘ 

M a n  hä t t e  d i e sen  Gedanken  n i ch t  a l s  ab s t r ak t e  a l l gem ei ne  Wahr he i t, s onde r n  a l s  

konk r e t e  P r opaganda l o sung  und  Ak t ions l o sung  e i ne r  n i ch t  f e r nen  Zukunf t  i n  

d i e  D i skus s i on  we r f en  m üsse n. Wür de  s i ch  be i sp i e l swe i se  e i ne  Mehr he i t  von  

KPD  und  SPD i n  e i nem  Lande  wi e  P r eußen  ode r  i m  Re i che  e r gebe n, ohne da ß s i c h 

da s re l a t i v e S t ä r keve r hä l t n i s zwi sc he n d i e sen  Pa r t e i en  zu  unse r en  Unguns t en  

ve r s ch ieb t, dann  wä r e  a l l e r  Vor aus s i ch t  nach  d i e  S i t ua t i on  r e i f, um  d i e se  Fo r de -

r ungen  a l s  Ak t i ons l o sungen  i n  den  Massen  z u  s t e l l en  und  m i t  de r  Reg i e r ungs -

f r age  p r ak t i s c h  z u  ve r b i nde n.“ (Alle Unterstreichungen von uns. Robert.) 

Also kurz zusammengefaßt, sieht die Theorie des Genossen Lenz folgendermaßen aus: 

Erstens: Gegenwärtig wäre der Eintritt der Kommunisten in die Regierung ein Verrat. 

Zweitens: Wäre eine revolutionäre Situation vorhanden, dann könnte sich die KPD an einer Regie-

rung seit der SPD beteiligen. 

Drittens: Es ist das aber unmöglich, weil die SPD nicht daran denkt, eine solche Politik zu unterstüt-

zen. 

Viertens: Trotzdem dies unmöglich ist, könnte die KPD mit der SPD über eine gemeinsame Regie-

rung verhandeln, wenn eine parlamentarische Mehrheit nicht in dem kleinen Hamburg, sondern in 

Preußen oder im Reiche vorhanden wäre. 

Diese ganze „Theorie“ basiert auf einem unlösbaren Widerspruch, denn Genosse Lenz stellt fest, „daß 

der Regierungseintritt unmöglich ist, weil die SPD nicht daran denkt, eine solche Politik zu unterstüt-

zen“. Wenn das zutrifft, und wir glauben, daß dies über jedem Zweifel steht, wozu die langatmigen 

Ausführungen über die Notwendigkeit und die Möglichkeit von Regierungsverhandlungen bei Ein-

tritt einer parlamentarischen Mehrheit in Preußen oder im Reiche „als konkrete Propaganda- und 

Aktionslosung einer nicht fernen Zukunft“? Würde sich denn dadu r ch  die Politik der Reformisten 

irgendwie grundsätzlich ändern? 

Trotz der offensichtlichen Unsinnigkeiten dieser ganzen Theorie muß sie auf das entschiedenste zu-

rückgewiesen werden, eben weil Genosse Lenz sie in unmittelbarem Zusammenhange mit dem 
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Kampfe gegen das [191] reformistische Manöver in Hamburg bringt, also unserer Partei als lebendi-

gen Agitationsstoff empfiehlt. 

Man kann die Ausführungen des Genossen Lenz nur in einer Richtung verstehen: wenn eine parla-

mentarische Mehrheit im Reiche oder in Preußen vorhanden ist, dann muß man die Frage der Ver-

handlungen mit der SPD über die Regierungsbildung in unmittelbarem Zusammenhange mit der Er-

oberung der politischen Macht „als konkrete Propaganda- und Agitationslosung stellen“. 

Wenn man die These aufstellt, daß ein Regierungseintritt der KPD „unmöglich ist, weil die SPD nicht 

daran denkt, eine solche Politik zu unterstützen“, so macht man die Politik der Kommunistischen 

Partei in einer revolutionären Situation von der Politik des Reformismus abhängig, d. h. praktisch, 

man liquidiert die führende Rolle der Kommunistischen Partei in der Revolution. Wenn eine Kom-

munistische Partei unmittelbar vor der Eroberung der politischen Macht in eine Regierung eintritt, 

die sozusagen im Flusse des Umschlagens der bürgerlichen Demokratie in die proletarische Diktatur 

durch den bewaffneten Aufstand des Proletariats liegt, dann können Verhandlungen mit der SPD nur 

eine völlig untergeordnete Rolle spielen, s i e  können  und  dü r f en  n i em a l s  Ak t i ons l osun -

gen  s e i n. Der grundlegende Gedanke, daß der Eintritt der Kommunisten in eine Regierung nur in 

einer solchen Situation möglich ist, die eine Eintagsregierung, der Schwanengesang der bürgerlichen 

Demokratie ist, verschwindet völlig aus der Überlegung des Genossen Lenz und macht sie dadurch 

opp o r t un i s t i s c h und geeignet, Illusionen in der Partei über den Weg zur Macht zu erwecken. 

Genosse Lenz verfährt zur Herstellung einer taktischen Linie etwa folgendermaßen: er nimmt Vo-

raussetzungen an, die niemals zutreffen können, entwickelt aber trotzdem aus diesen unmöglichen 

Voraussetzungen „konkrete Aktionslosungen einer nicht fernen Zukunft“. Aber davon abgesehen. 

Wenn sich „beispielsweise eine Mehrheit von KPD und SPD in einem Lande wie Preußen oder im 

Reiche ergeben würde“, so könnte dies die Partei nach unserer Ansicht noch nicht im entferntesten 

veranlassen, „mit der SPD über die Regierungsfrage zu verhandeln“. Sondern im Gegenteil. Dies 

würde eine solche Zuspitzung der Klassengegensätze anzeigen, daß die Kommunistische Partei ver-

pflichtet wäre, sehr genau zu prüfen, ob alle Voraussetzungen gegeben sind, um zur unmittelbaren 

Vorbereitung des bewaffneten Aufstandes übergehen zu können. Die Aktionslosung der Partei wäre 

dann d i e  Losung  de r  D i k t a t u r  de s  P r o l e t a r i a t s, über die die Partei in keiner Situation mit 

der SPD verhandeln oder mit den parlamentarischen Mehrheitsverhältnissen, die am nächsten durch 

die bürgerliche Demokratie in ihr Gegenteil umgestülpt werden können, verbinden kann. Niemals 

dürfen die parlamentarischen Mehrheitsverhältnisse die Taktik der Partei so bestimmen, daß man sie 

als Richtschnur für unser Handeln nimmt. Ähnlich wäre aber auch die Situation, wenn eine parla-

mentarische Mehrheit zwischen KPD und SPD entstünde, ohne daß die Partei gleichzeitig unmittelbar 

vor die Aufgabe der Eroberung der Macht gestellt würde. Auch in diesem Falle wird die Partei nicht 

der SPD den Vorschlag machen, ihren reformistischen Charakter aufzugeben, weil dies eine verbre-

cherische Illusion wäre und geeignet, die sich revolutionierenden sozialdemokratischen Arbeiter, die 

zu uns strömen, von uns abzuhalten – sondern im Gegenteil: in einer solchen Situation müßte die 

Partei (nach unserer Meinung) der Frage von Verhandlungen mit den reformistischen Spitzen eine 

ganz untergeordnete Bedeutung beimessen, ihren Kampf gegen die reformistische Gesamtpolitik auf 

das äußerste verschärfen und die grüßten Anstrengungen machen, um durch Organisierung der pro-

letarischen Einheitsfront in den Betrieben und Gewerkschaften die ganze politische Lage entschei-

dend zugunsten der Kommunisten zu verändern. Schließt dies vorübergehende Wendungen an die 

reformistischen Spitzen aus? Natürlich nicht. Aber diese Wendungen können nicht den Zweck haben, 

„über die Regierungsbildung zu verhandeln“, sondern die sozialdemokratischen Arbeitermassen auf 

ihrem Wege [192] zur Revolution noch weiterzustoßen. Das ist eben „das Neue“, das Hamburg an-

zeigt und Genosse Lenz scheinbar nicht verstanden hat. 

Aber man sage uns doch, welchen Anlaß Genosse Lenz zu diesen schlüpfrigen „Theorien“ hatte? 

Stand wirklich in Hamburg die Frage des Eintritts der Kommunisten in den Senat im Mittelpunkt 

unserer Taktik? Keinesfalls. Uns dies aufzuzwingen, war der Sinn des strategischen Manövers der 

Reformisten. Es gelang den Reformisten im großen und ganzen nicht, mit ihrem Manöver in unsere 

Reihen einzubrechen. Daß die von den Reformisten beherrschten Massen ihre Fragestellung 
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annahmen, war bei der Schwäche unserer Partei in Hamburg fast selbstverständlich. Daß es uns aber 

nicht gelungen ist, wenigstens in einen Teil der sozialdemokratischen Arbeiterschaft unsere Frage-

stellung zu tragen, das liegt nicht daran, daß wir zum Besten unserer Partei nicht die vom Genossen 

Lenz vorgeschlagenen opportunistischen Argumentationsmethoden anwendeten, sondern wegen der 

im zweiten Kapitel unserer Ausführungen skizzierten Mängel und Fehler bei der Anwendung der 

proletarischen Einheitsfront in dieser Auseinandersetzung mit den Hamburger Reformisten. 

Der Grundfehler des Genossen Lenz besteht darin, daß er eine taktische Maßnahme, die eine Mög-

lichkeit ist (unter keinen Umständen aber eine Gewißheit und die im unmittelbaren Zusammenhange 

mit der Vorbereitung des bewaffneten Aufstandes steht, zu einer t ak t i s chen  R i ch t l i n i e  grund-

sätzlichen Charakters erhebt, deren Ziel nicht die Eroberung der politischen Macht, sondern die Aus-

nutzung einer parlamentarischen Mehrheit zwischen KPD und SPD für Tagesforderungen des Prole-

tariats ist. Genosse Lenz hat einen opportunistischen Feh l e r, der in unserer Presseagitation in Ham-

burg vorgekommen ist, zu einer opportunistischen Theo r i e  vergröbert. 

Wir sind uns absolut bewußt, daß wir nicht alle durch Hamburg aufgeworfene Probleme der Konkre-

tisierung der proletarischen Einheitsfront genügend geklärt und beantwortet haben. Das kann nicht 

die Aufgabe und die Arbeit eines einzelnen Genossen sein. Notwendig ist, daß eine wirklich gründ-

liche und tiefschürfende, von allen Kämpfen der Arbeiterklasse ausgehende Diskussion über die Tak-

tik der Partei in Fluß kommt. Lernen wir von der Vergangenheit. Kein Fehler wird dadurch besser, 

daß man ihn zudeckt. Je offener wir alle Fehler und Mängel unserer Taktik, die in der gegenwärtigen 

Situation meistens Fehler opportunistischer Art sein werden, in das Licht einer wirklich bolschewis-

tischen parteiöffentlichen Kritik stellen, desto schneller und leichter werden wir sie überwinden. 

[193] 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 1. April 1928 ⁕ Heft 7 

Der Phoebus-Skandal  
Die imperialistische Aufrüstung und die Sozialdemokratie 

E. S. Der Phoebus-Skandal hat eine viel größere Bedeutung, als ihm die Bourgeoisie und die Sozial-

demokratie beigemessen sehen wollen. Er ist symptomatisch für die ungeheuren Anstrengungen, die 

die deutsche Bourgeoisie macht, ihre imperialistische Politik auf dem Gebiet der militärischen Rüs-

tungen durchzusetzen, – unter immer engerer Anlehnung an die imperialistischen Großmächte. Dar-

über hinaus bestätigt die Behandlung der Affäre wieder einmal, daß der Parlamentarismus nur eine 

dürftige Kulisse für die unmittelbare Ausnutzung des Staatsapparats durch die Bourgeoisie ist (in 

allen wichtigen politischen Fragen hat das Parlament nur ja zu sagen; das Budgetrecht ist längst zur 

Farce geworden); zum dritten zeigt die Affäre, wie der kapitalistische Staat mit einem System der 

Korruption verwachsen und durchdrungen ist. 

In der gegenwärtigen Situation, die durch die Verschärfung der Beziehungen des deutschen, Imperi-

alismus zur Sowjetunion charakterisiert ist, müssen diese Zusammenhänge mit besonderer Aufmerk-

samkeit verfolgt werden. Sie beweisen nicht nur die Verstärkung der imperialistischen Kriegsrüstun-

gen, sondern auch das enge Zusammenarbeiten zwischen Bourgeoisie und Sozialdemokratie in dieser 

Offensive, die gegen die Sowjetunion und die revolutionäre Arbeiterbewegung gerichtet ist. 

* 

Anfang August 1927 brachte das „Berliner Tageblatt“ die ersten Veröffentlichungen über Beziehun-

gen des Reichswehrministeriums zur „Phoebus-Film-A.-G.“. Die Herstellung nationaler Marinefilme 

sollte zu dem Zwecke gefördert werden, der starken Wirkung des russischen Films „Panzerkreuzer 

Potemkin“ ein Gegengewicht zu bieten. Das Reichswehrministerium leugnete jede Beziehung zur 

Phoebus-Gesellschaft und überhaupt zu Filmgesellschaften ab. Aber inzwischen waren die ersten 

Angaben durch so viel Einzelheiten ergänzt worden, daß die Reichsregierung die anfänglichen De-

mentis preisgeben und sich darauf konzentrieren mußte, eine Ausdehnung der Enthüllungen auf noch 

unbequemere Gebiete zu verhindern. Der Brandherd mußte abgedichtet werden. Der Reichswehrmi-

nister Geß le r  war bereits so kompromittiert, daß nicht er, sondern der Reichskanzler Mar x  die 

Untersuchung durchführen sollte. Herr Geßler wurde „krank“ und nahm seine Entlassung, um die 

Phoebus-Affäre nicht im Parlament vertreten zu müssen und die zu erwartenden Angriffe auf die 

Reichsregierung – mangels eines unmittelbare verantwortlichen Ministers – von vornherein abzu-

schwächen. Dazu wurde im Hundsfott – General Gr oene r  ein Minister bestellt, der sein Parlament 

in gebührender Weise zu behandeln wußte. 

[194] Das Ergebnis der Untersuchung ist der Öffentlichkeit und dem Parlament vorenthalten worden. 

Die Führer der sieben Notprogramm-Parteien (von Deutschnationalen bis Sozialdemokraten) wurden 

lediglich vertraulich informiert, ein Parlamentsbeschluß auf Vorlegung des Untersuchungsberichts 

(Saemisch-Bericht) wurde nicht durchgeführt, die sieben Parteien lehnten einen kommunistischen 

Antrag auf Durchführung des früheren Beschlusses ausdrücklich ab. Die Fiktion, es handle sich um 

rein geschäftliche Transaktionen eines unverantwortlichen Offiziers, soll nach wie vor aufrecht er-

halten werden. 

Die kommunistischen Enthüllungen, daß es sich in Wirklichkeit um einen Komplex der Geheimrüs-

tungen handelt, werden auch weiterhin als Produkte einer Fälscherwerkstatt erklärt, obwohl sie be-

reits auf eine Zeit zurückgehen, als von Phoebus-Veröffentlichungen noch gar nicht die Rede war. 

Die Beweisführung der Reichsregierung bei der Beschuldigung des Kapitäns Lohm an n, er sei allein 

verantwortlich, hat dabei von vornherein bedeutsame Schwächen: obwohl mindestens 20 Millionen 

Mark verschleudert wurden, ist Lohmann nicht zur strafrechtlichen Verantwortung gezogen worden; 

Lohmann hatte eine umfassende Generalvollmacht zur Durchführung seiner Geschäfte erhalten; Loh-

mann erhielt besondere Fonds zur Verwaltung, deren Einkünfte wie Ausgaben jeder Kontrolle entzo-

gen waren. Das ganze System war also so aufgezogen, daß die Regierung im Falle von Enthüllungen 
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einen Mann preisgeben und sich ohne viel Schaden aus der Affäre ziehen konnte. Lohmann hatte ein 

Geheimbüro zur Verfügung, ihm wurden zur persönlichen Verwendung zwei große Automobile, wie 

sie im diplomatischen Dienst verwandt werden (d. h. mit Geheimfächern) überlassen, dazu Millio-

nenfonds! Zu welchem Zwecke diese Vorkehrungen getroffen und Lohmann weitestgehende Voll-

machten erteilt wurden, darüber gab die Reichsregierung bisher keine Auskunft. Sie verweigert auch 

Angaben über die Höhe der Fonds und den Umfang der Geschäfte. 

Für die Geheimhaltung des Saemisch-Berichts und das ganze Verhalten der Behörden in der Affäre 

kann die Regierung keinen plausiblen Grund angeben. Der neue Kriegsminister Groener hat lediglich 

einige dunkle Andeutungen gemacht, e r  würde „s o l c h e“ Vollmachten nicht erteilt und „solche“ 

Geschäfte nicht erlaubt haben. Der dem Parlament vorgelegte Bericht gibt auf keine Frage klar Aus-

kunft, weder über Umfang und Art der Geschäfte, noch über Höhe der Fonds, der Verluste, noch über 

die verantwortlichen Personen. 

* 

Die Bedeutung der Phoebus-Affäre geht – wie schon angedeutet – weit über die eines gewöhnlichen 

Korruptions-Skandals hinaus. Sicher sind bei so unkontrollierbaren Geschäften beträchtliche Sum-

men hier und da hängen geblieben. Das Wesentliche an der Phoebus-Affäre ist jedoch ihr Zusam-

menhang mit der neuen Aufrüstungspolitik des deutschen Imperialismus. Dieser Zusammenhang ge-

rade soll nicht offenbar werden! Die Aufrüstungspolitik wird von den deutschen Imperialisten in 

doppelter Weise betrieben: einmal durch diplomatische Verhandlungen zur Aufhebung der Entwaff-

nungsbestimmungen des Versailler Friedensvertrags, zum andern durch Vorarbeiten auf militärisch-

technischem und militärisch-organisatorischem Gebiet, um mit den neusten Errungenschaften ver-

traut zu sein und um für den Ernstfall oder bei Lockerung der Entwaffnungsbestimmungen rasches-

tens auf breitester Grundlage Industrie und Menschenmaterial mobilmachen zu können. Den diplo-

matischen Verhandlungen dienen das Auf-[195]treten Stresemanns in Genf, das Verhalten des Grafen 

Bernstorff in der Abrüstungskommission, die immer engere Angliederung der deutschen Politik an 

die westlichen Großmächte. Nur in scharfer Kampfstellung gegen die Sowjetunion kann der deutsche 

Imperialismus hoffen, die Freiheit des Aufrüstens wieder zu erlangen. In dem Maße nun, wie 

Deutschland größere Rüstungsmöglichkeiten gegeben werden, können diese in ihrer klaren Zielstel-

lung: gegen die Sowjetmacht!, die Außenpolitik zur Erlangung nach größerer Freiheiten tatkräftig 

unterstützen. Die Reden Groeners bei Begründung des Reichswehretats, besonders bei Begründung 

der Flottenneubauten (Panzerkreuzer) lassen über die Absichten des neuen Militarismus in dieser 

Richtung keinen Zweifel. Ja, Groeners Ankündigung, er wolle mit den „illegalen Selbständigkeiten“ 

aufräumen, kann auch nur so verstanden werden: unter der Voraussetzung, daß die Schranken von 

Versailles fallen! 

Groener begründet die Notwendigkeit des Baues von sechs Kreuzern mit dem Hinweis, daß nicht 

eine Macht (nämlich die Sowjetunion) die Ostsee beherrschen dürfe, weiter mit dem Hinweis auf eine 

mögliche Völkerbundsexekution und auf das stärkere Zusammenwirken von Landheer und Flotte bei 

Truppenlandungen. Er hat in seiner Rede im Reichstag am 14. März 1928 – wo er sich als Vertreter 

eines gesunden Pazifismus präsentierte (willst du Frieden, rüste zum Kriege!) – den imperialistischen 

Standpunkt der Wehrpolitik klargelegt, „daß einmal verlorene Gebiete auf dem Wege von Recht und 

Verständigung und durch Betonung friedlicher Gesinnungen nur recht schwer wiederzubekommen 

sein werden“. 

Und in dieser Richtung scheint die deutsche Bourgeoisie immerhin beachtliche Fortschritte gemacht 

zu haben. So sind Groeners Erklärungen, mit denen er sein System populär zu machen sucht, nicht 

etwa aus dem Umstand, daß ein Systemwechsel vorliege, zu verstehen, sondern aus einer weitgehen-

den Verständigung der deutschen Bourgeoisie mit besonders dem englischen Imperialismus über das 

gemeinsame Vorgehen in der Lösung des „Ostproblems“, nämlich Einkreisung der Sowjetunion, eine 

Verständigung, die Deutschland aggressiver gegen die Sowjetmacht auftreten heißt und ihr dafür u. a. 

größere Rüstungsmöglichkeiten gibt. Dabei muß zugleich betont werden, daß die bisherigen Geheim-

rüstungen vielfach zugleich im Einverständnis mit England betrieben wurden. 
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Bei der Phoebus-Affäre besteht nun Gefahr, daß mit den sogenannten Lohmann-Unternehmungen 

e i n  Komplex der bisherigen Geheimrüstungen aufgedeckt und die Verbindungen zu ähnlichen Un-

ternehmungen anderer Reichswehrstellen bloßgelegt und dadurch selbstverständlich im gegenwärti-

gen Zeitpunkt die Aufrüstungsverhandlungen sowie die Positionen Deutschlands in der Abrüstungs-

kommission bedeutend erschwert werden. 

Inzwischen ist durch die kommunistischen Enthüllungen so viel an Einzelheiten bekannt geworden, 

daß auch die Sozialdemokratie genötigt ist, den Zusammenhang der Phoebus-Geschäfte mit Geheim-

rüstungen zuzugeben, was sie nicht hindert, sondern sogar darin bestärkt, eine weitgehende Aufklä-

rung zu unterbinden. Immerhin wird die geeinte Front von Deutschnationalen bis zur Sozialdemokra-

tie nicht erreichen, daß die Aufrüstungen verborgen bleiben. 

Bisher sind in Verbindung mit der Lohmann-Affäre folgende Rüstungskomplexe aufgedeckt worden: 

Bau von Marineflugzeugen (als Bombenflieger, für Luftgaskrieg und als Jagdflieger), unter dem 

Deckmantel einer Studiengesellschaft: „Das Flugzeug in der Produktion“; [196] 

finanziert wurden vor allem die Caspar-Flugzeugwerke, über diese die Heinkelwerke und die Rohr-

bachwerke; wahrscheinlich sind hierbei auch im Verkehrsetat bereitgestellte Mittel zur Unter-

stützung der Luftfahrt verwendet worden. Zu diesen Beziehungen gehörten ferner die Unter-

stützung von Auslandsunternehmungen der Junkerswerke in Schweden, in der Türkei, Spanien, 

Südamerika, schließlich die Organisierung der Transozeanflüge im Herbst 1927; 

Bau von schnellfahrenden Motorschiffen zur Verwendung als Minenschiffe usw. gegen U-Boote (mit 

tiefgehenden Fangnetzen) – unter dem Deckmantel der Bacon-Speckgeschäfte (um den Schein 

zu wahren, wurden 300 Schweine beschafft, für deren Beförderung aber eine ganze Flottille!) 

– und Beteiligung an allerlei kleinen seemännischen Unternehmungen; 

Bau von U-Booten – unter dem Deckmantel der Beteiligung an Reederunternehmungen, Eche Var-

niete in Vigo (Spanien); 

Erprobung von Minenwerfern und Torpedos – unter dem Deckmantel der Beteiligung an dänischen 

Unternehmungen. 

Inwieweit durch Beteiligung an der Phoebus-Film-A.-G. und Beziehungen zur Lignose-A.-G. (Far-

bentrust!, Sprengstoffindustrie) weitere Rüstungsunternehmungen verhüllt, „getarnt“ werden sollten, 

ist noch nicht aufgeklärt. 

Nachdrücklich muß betont werden, daß mit den Phoebus-Unternehmungen nur ein kleiner Teil (Loh-

mann war an mindestens 36 Unternehmungen beteiligt!) aus der Gesamtzahl der getarnten Reichs-

wehrunternehmungen aufgedeckt worden ist. Die Regierung ging dabei in folgender Weise zu Werke: 

sie beteiligte sich durch Mittelsmänner an bestimmten Unternehmungen und dirigierte zuverlässige 

Leute hinein, oder sie ging selbst zur Gründung von Unternehmungen über, für die sie die Industrie 

zu interessieren wußte. Tausende von ehemaligen Offizieren sind in solchen Unternehmungen unter-

gebracht und arbeiten in diesen Stellen im Interesse der neuen deutschen Aufrüstung, wie andere 

hunderte und tausende als „Kreisoffiziere“, „Verbindungsoffiziere“ in den bürgerlichen Wehrverbän-

den die ideologische und organisatorische Aufrüstung betreiben helfen. So wie in anderen imperia-

listischen Ländern die Militarisierung der Nation – Wirtschaft und Menschenmaterial – ganz offen 

betrieben wird (Paul Boncours Militärgesetze in Frankreich!), so hat der deutsche Imperialismus ein 

vollständiges System der Geheimrüstungen ausgebaut, das über kurz oder lang entweder durch Ver-

ständigung mit den imperialistischen Großmächten oder durch Ausbruch offener Kriegskonflikte in 

legale Verhältnisse überführt werden soll. 

* 

Diese Tatsachen müssen die Arbeiterklasse und die übrige werktätige Bevölkerung um so stärker 

alarmieren, als Reichsregierung und Parlament ebenso wie die Industriellen und Großagrarier keinen 

Zweifel darüber lassen, daß die künftige deutsche Politik immer stärker von den Rücksichten der 

Eroberung von Märkten für die erweiterte deutsche Produktion bestimmt sein wird; von dem 
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„friedlichen“ Konkurrenzkampf mit Hilfe der Verschärfung der Ausplünderung bis zur gewaltsamen 

Eroberung! 

Ebenso alarmierend muß die Tatsache wirken, daß alle Parteien, von den Deutschnationalen bis zu 

den Sozialdemokraten, diese Politik offen unterstützen oder ihr zum mindesten nicht entgegentreten. 

Die Einheitsfront vom 4. August 1914 ist faktisch noch stärker geworden! 

Was hat die SPD zur Aufhellung der Phoebus-Affäre getan? 

[197] Es ist kein Schritt von der Reichsregierung unternommen worden, den die SPD nicht gebilligt 

hätte. Die SPD-Presse hat (mit Ausnahme der „Leipziger Volkszeitung“, die es aber auch unterließ, 

gegen die Handlangerdienste der SPD-Führer für den deutschen Imperialismus offen Stellung zu neh-

men) an der Vertuschung der kommunistischen Enthüllungen führend mitgearbeitet. Sie hat – stärker 

als die Bürgerblockparteien – eine direkte Entlastungsoffensive für die Reichsregierung durchgeführt, 

indem sie gegen die Sowjetunion in beispielloser Weise hetzte, als offener Einpeitscher die Regierung 

zum Bruch mit der Sowjetunion zu treiben suchte. Schrieb doch der „Vorwärts“ bei Abbruch der 

Wirtschaftsverbandlungen mit der Sowjetunion wegen Verhaftung deutscher Ingenieure im Donge-

biet: „Auch eine rein sozialistische Regierung hätte in diesem Fall nicht anders handeln können!“ Die 

SPD ist sich sehr wohl bewußt, daß der deutsche Imperialismus gerade gegen die Sowjetmacht rüstet. 

Jeder Schritt der Bourgeoisie in dieser Richtung fand und findet ihre volle Billigung. Darum auch 

ihre Solidarität mit der Regierung beim Lohmann-Skandal. An Stelle der Beleuchtung der politischen 

Hintergründe der Phoebus-Affäre suchte sie von diesem Skandal durch einige Enthüllungen über Be-

ziehungen Ehrhardts und der OC zur Marine abzulenken. Groener beantwortete – gerade wie verab-

redet – die Ehrhardt-Enthüllungen (die sehr wohl zur Verstärkung des Kampfes gegen das Phoebus-

System dienen können) sofort mit scharfen Redewendungen. Er konnte sich als starker Mann drapie-

ren, der endlich ausräumt. Und die SPD klatschte ihm Beifall. Ebenso unterstützt sie die Regierung 

in der Abrüstungsfrage. Freiheit für die Aufrüstung – solange die andern nicht abrüsten, das ist die 

Losung des deutschen Imperialismus, die von der SPD ausdrücklich gebilligt wird. Um so energischer 

bekämpft sie die Abrüstungsvorschläge der Sowjetunion, die an Stelle von wohlfeilen Redensarten 

entschiedene Taten verlangen und an die Werktätigen in allen Ländern appellieren, den Kampf für 

den Frieden als revolutionären Kampf gegen die imperialistische Politik zu führen. 

Daß die Sozialdemokratie so skrupellos dieses Spiel mitmacht, sie als die berufene Hüterin der De-

mokratie und des Parlamentarismus, daß sie selbst auf das Budgetrecht des Parlaments, Einnahmen 

und Ausgaben zu beschließen und zu prüfen, pfeift, das erleichtert der Bourgeoisie die imperialisti-

sche Politik ungemein und das beweist zugleich, wie stark die SPD an die Bourgeoisie gebunden ist. 

Sie verzichtet auf Demokratie und parlamentarische Rechte, wenn durch sie die Zusammenarbeit mit 

der Bourgeoisie, die Preußenkoalition und die heißersehnte Reichskoalition in Frage gestellt werden 

könnten. Die SPD ist völlig in das korrupte System der imperialistischen Politik und des bürgerlichen 

Staates verstrickt und sucht die Arbeiterklasse restlos diesem System dienstbar zu machen. 

Alle Voraussagen der Kommunistischen Partei über die neue imperialistische Politik und ihre Aus-

wirkungen (Verschärfung der Beziehungen zur Sowjetunion, Verstärkung der Kriegsrüstungen) sind 

vollauf bestätigt worden. Der Kampf des Proletariats gegen diesen neuen Imperialismus muß auf 

allen Gebieten verstärkt werden und in jeder Hinsicht, ob um Lohn und Brot, ob gegen Steuerraub 

und Zollwucher, ob gegen politische Entrechtung, unter dem Gesichtspunkt geführt werden: Vernich-

tung des Imperialismus, unbedingte Verteidigung der Sowjetunion! 

Dieser Kampf aber erfordert zugleich schonungsloses Vorgehen gegen den Sozialimperialismus, der 

die allgemeine Offensive des Imperialismus gegen Sowjetmacht und Arbeiterklasse im Lager der 

Arbeiterklasse durch Spaltungspolitik und reformistische Verwirrungsmanöver unterstützt. Stärker 

[198] als je ist die Notwendigkeit bestätigt worden, den Kampf gegen die imperialistische Kriegspo-

litik j ede r ze i t  – selbstverständlich entsprechend den jeweiligen konkreten Bedingungen – mit aller 

Energie zu führen. Dieser Kampf kann nur von einer einheitlichen geschlossenen Kommunistischen 

Partei organisiert und mit Erfolg durchgeführt werden, so wie nur die Kommunistische Partei mit 

aller Energie darangegangen ist, die politischen Hintergründe der Phoebus-Affäre aufzudecken! 
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Diese Enthüllungen sind ein erster Schritt. Es gilt, jetzt nicht haltzumachen, sondern die enthüllte 

imperialistische Kriegspolitik überhaupt unmöglich zu machen. 

* 

Lehren der Ortsverwaltungswahlen im DMV Essen  
Von W. U l b r i c h t  

Der Verlauf und das Ergebnis der Kampagne zu den Ortsverwaltungswahlen in der Zahlstelle Essen 

des DMV geben wichtige Fingerzeige für die Beurteilung der Entwicklungstendenz der Gewerk-

schaften. Die Essener Ortsverwaltungswahlen wurden von der Opposition ebenso wie von der refor-

mistischen Ortsverwaltung wochenlang planmäßig unter Einsetzung aller Kräfte vorbereitet. Nicht 

nur die Metallarbeiter, sondern die gesamte Parteiorganisation der KPD und SPD in Essen wurde 

mobilisiert. Das erleichtert die Herausarbeitung der Ursachen unseres Mißerfolges, denn in diesem 

Falle können die wirklichen Ursachen nicht wie so oft durch das Versagen dieser oder jener Leitung 

oder einzelner Genossen während der Wahlbewegung erklärt werden. Es kommt hinzu, daß sich die 

Gewerkschaftsmitglieder fast restlos an der Wahl beteiligt haben. 

Die Reformisten beherrschen die Essener Ortsverwaltung seit dem Jahre 1924. Die Ortsverwaltungs-

wahlen ergaben folgendes Stimmenverhältnis: 

 1926 Proz. 1927 Proz 1928 Proz. 

Opposition 794 47,8 1431 46,5 2112 43,7 
Reformisten 866 52,2 1668 53,5 2714 56,3 
Abgegebene Stimmen 1660  3099  4826  
Mitgliederzahl 4591  3920  6081  
Wahlbeteiligung 36 Proz  79 

Proz. 
 79 

Proz. 
 

Im Bereich der Zahlstelle Essen sind etwa 26.000 Metallarbeiter beschäftigt. Die übergroße Zahl der 

Gewerkschaftsmitglieder arbeitet bei Krupp. Das Kräfteverhältnis zwischen Opposition und Refor-

misten unter den gewerkschaftlich organisierten Arbeitern und im Funktionärkörper von Kr upp  ist 

maßgebend für die Ortsverwaltungswahl. Die Belegschaftsstärke des Krupp-Betriebes stieg von 1925 

bis 1928 von 16.000 auf ungefähr 24.000. In der Gesamtbelegschaft des Krupp-Betriebes sind die 

Kommunisten zahlenmäßig nur schwach vertreten. Auf  1000 Ar be i t e r  komm en  7,7 Komm u-

n i s t e n. Von diesen 24.000 Arbeitern und Angestellten sind etwa 23 Prozent freigewerkschaftlich 

organisiert. Ungefähr ein Drittel der Belegschaft sind Facharbeiter. Diese sind am besten organisiert. 

Ein weiteres Drittel sind Feuerarbeiter, die zum Teil mehr verdienen als die Facharbeiter und schlech-

ter organisiert sind, weil sie glauben, die Gewerkschaftsorganisation nicht nötig zu haben, da sie so-

wieso über dem Durchschnitt verdienen. Das letzte Drittel setzt sich aus ungelernten Arbeitern mit ei-

nem niedrigen Lohn zusammen, die fast nicht organisiert sind. Das ist zum Teil darauf zurückzufüh-

ren, daß sich die Gewerkschaftsorganisation nicht genügend um die Interessen der ungelernten Ar-

beiter kümmert und weil die Gewerkschaftsbeiträge trotz Staffelung für diese Arbeiter relativ [199] 

hoch sind. Die Zusammensetzung der gewerkschaftlichen Mitgliedschaft ist von außerordentlicher Be-

deutung für die Beurteilung der Entwicklungstendenzen der Gewerkschaft und für die Veränderung 

des politischen Kräfteverhältnisses zwischen Reformisten und Opposition in den Gewerkschaften. 

Demzufolge ist die Frage zu beantworten: Welche Arbeiterschichten sind im letzten Jahre der Gewerk-

schaft zugeströmt? Haben sich diese neugewonnenen Mitglieder vorwiegend für die Reformisten ent-

schieden oder für die Opposition? Zur Beantwortung dieser Frage benutzen wir die Mitgliederzahl 

der Zahlstelle für 1927 mit der entsprechenden Gliederung in Beitragsklassen. Die Klassen 1 und 2 

werden von den höchstentlohnten Arbeitern, den gelernten Arbeitern und Feuerarbeitern, bezahlt, die 

Klassen 3 und 4 vorwiegend von der ungelernten, am niedrigsten entlohnten Arbeiterschaft. In Klasse 

5 zahlen Lehrlinge und Invaliden, diese kommen für unsere Untersuchung nicht in Betracht. 
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 Klasse 

I 

Klasse 

II 

Klasse 

III 

Klasse 

IV 

Klasse 

V 

Ausge-

steuerte 

Zusam-

men 

Er-

werbs-

lose 

IV. Quartal 1925 3206 1066 148 67 104  4591  

Ende 1926 2002 686 105 103 174 850 3920 294 

Ende I. Quartal 1927 2218 833 105 126 225 868 4375 256 

II. Quartal 1927 2691 987 134 124 259 605 4800 204 

III. Quartal 1927 3271 1184 147 150 241 410 5403 165 

IV. Quartal 1927 3842 1294 174 175 263 333 6081 175 

Mitgliederzunahme von Ende 

1926 bis Ende 1927 in Prozent 
92 % 88% 66 % 70 % 51 % 

Abnahme 

60 % 
55 %  

Trotzdem gewisse Ungenauigkeiten in der Klasseneinteilung vorhanden sind, weil einerseits die Ar-

beiter das Bestreben haben, eine niedrige Klasse zu zahlen, während die Gewerkschaftsleitung ver-

sucht, die Arbeiter in eine möglichst hohe Klasse zu gruppieren, so gibt die Statistik doch im allge-

meinen ein richtiges Bild. Die Zahl der für die Beitragsklassen 1 und 2 organisationsfähigen Arbeiter 

des Krupp-Betriebes beträgt etwa 16.000, die Zahl der für Klasse 3 und 4 in Betracht kommenden 

Arbeiter 8000. Das Organisationsverhältnis der beiden Gruppen ist demnach folgendes: 

 Klasse 1 und 2 Klasse 3 und 4 

IV. Quartal 1927 5136 (von 16.000) 349 (von 8000) 
Organisiert 32 Proz. 4,3 Proz. 
Mitgliederzunahme 1927 91 Proz. 68 Proz. 

Die Statistik zeigt, daß d i e  M a s s e  de r  n i ed r i g  en t l ohn t en  Ar be i t e r  nu r  zum  ge r i ngen  

Te i l  organisiert i s t  und  daß  s i ch  da s  Or gan i s a t ionsve r hä l t n i s  d i e se r  Ar be i t e r -

s ch i ch t  im  Ver hä l tn i s  z u  den  höher en t lohn t en  Ar be i t e r n  im  Jah r e  1927  n i ch t  ge -

be s se r t, sonde r n  ve r s ch l ech te r t  ha t. Die Zahlen spiegeln insofern die Stabilisierungserschei-

nungen des deutschen Kapitalismus wieder, als die Gewerkschaften immer mehr zu e i ne r  Organi-

sation de r  qua l i f i z i e r t en  Ar be i t e r  werden und de r  R i ß  zwi schen  den  höhe r  en t l ohn -

t en  und  n i ed r i g  en t lohn t en  Arbe i t e r n  g röße r  wird. Ebenso wie die Unternehmer im Inte-

resse der erfolgreicheren Durchführung ihrer imperialistischen Politik die Lohnspanne vergrößern 

und einen Teil der Arbeiter korrumpieren, [200] um die Arbeiterklasse zu differenzieren und zu spal-

ten, so konzentrieren sich auch die Gewerkschaften immer mehr und mehr auf die Gewinnung der 

höher entlohnten Arbeiter Diese soziale Schichtung in den Gewerkschaftsorganisationen, diese Be-

schränkung auf die Organisierung der höher entlohnten Arbeiter begünstigt die Durchführung der 

reformistischen Politik und die Ausschaltung der oppositionellen Elemente. 

Der Betriebsrat bei Krupp setzt sich zusammen aus 5 KPD, 2 Sympathisierenden, 11 SPD, 10 Chris-

ten, 2 Gelben, insgesamt aus 30 Mitgliedern. 

Dem gewerkschaftlichen Funktionärkörper des Krupp-Betriebes gehören 250 Funktionäre an. Die 

letzte Abstimmung (kurz nach der Ortsverwaltungswahl) zeigte folgendes Kräfteverhältnis: 

 Anfang 1928 1927 

SPD 146 82 

Opposition 87 (darunter KPD 56) 52 

Böhmgruppe  – 37 

zusammen 233 171 

Die Böhmgruppe, die eine Art USP-Ideologie vertrat, löste sich Ende 1927 auf. 13 Anhänger der 

Böhmgruppe kamen zur KPD, die anderen gingen zur SPD. Die größere Zahl Funktionäre Anfang 

1928 zeigt zum Teil, daß die Reformisten planmäßig Funktionäre gemacht haben, um das Kräftever-

hältnis zu ihren Gunsten zu sichern. Ein Vergleich mit dem Kräfteverhältnis in der Mitgliedschaft 

ergibt, daß die Opposition im Funktionärkörper schwächer ist als in der Gesamtmitgliedschaft. 
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Ortsverwaltungswahlen Opposition 43,7 Proz, Reformisten 563 Proz. 

Funktionärkörper Opposition 37,3 Proz, Reformisten 62,7 Proz. 

Trotz der anerkennenswerten Zunahme an Funktionären haben wir doch im Funktionärkörper relativ 

geringeren Einfluß als unter der Gesamtmitgliedschaft der Zahlstelle. In der Be legscha f t s ver-

sammlung des Krupp-Betriebes ist unser Einfluß größer als unter den gewer kscha f t l i ch  o r ga -

n i s i e r t en  Arbeitern des Betriebs; das erklärt sich hauptsächlich aus der stärkeren Vertretung der 

ungelernten Arbeiter in der Belegschaftsversammlung. 

Die Essener Ortsverwaltungswahlen fanden nach dem großen Verrat der Reformisten in der Hütten-

arbeiterbewegung statt. Allgemein war also die Situation für die Opposition zweifellos sehr günstig. 

Die Wahlbeteiligung von 79 Proz. spiegelt die Aktivisierung der Gewerkschaftsmitglieder wieder 

und zeigt, daß die letzten Reserven, sowohl von den Reformisten als auch von der Opposition, her-

angeholt wurden. Trotzdem unsere Stimmenzahl gegenüber dem Vorjahre wesentlich gestiegen ist, 

so haben doch die Reformisten aus der Reserve der passiven Mitglieder einen größeren Teil für sich 

gewonnen. 

Stimmenzuwachs der Opposition 1927-28 47 Proz. 

Stimmenzuwachs der Reformisten 1927-28 62 Proz. 

Jene Arbeiter, die sich im allgemeinen an der Gewerkschaftsarbeit nicht beteiligen und auch nur aus-

nahmsweise die Gewerkschaftsveranstaltungen besuchen, wurden vorwiegend von den Reformisten 

gewonnen. Es kommt hinzu, daß zweifellos die Mehrheit der 2000 neu gewonnenen Gewerkschafts-

mitglieder für die reformistische Liste gestimmt hat. Viele der neu gewonnenen Gewerkschaftsmit-

glieder waren lange arbeitslos, sie haben das Bestreben, „erst wieder etwas in Ordnung zu kommen , 

und sind deshalb den reformistischen Argumenten eher zugänglich. Diese neuen Gewerkschaftsmit-

glieder aus der Schicht der höher bezahlten Arbeiter haben im allgemeinen geringe gewerkschaftliche 

Kampferfahrungen, ihr Klassenbewußtsein ist wenig entwickelt, sie gehen nicht sofort den Schritt 

zur [201] Opposition. Die Opposition kommt an diese Arbeiter in den Gewerkschaftsversammlungen 

wenig heran. Sie können fast nur im Betrieb beeinflußt werden. Insofern kann man sagen, daß die 

Reformisten diese Reserven beeinflussen konnten infolge der ungenügenden Tätigkeit unserer Be-

triebszelle. Wir wollen damit nicht sagen, daß die Mitglieder der Betriebszelle nicht genügend die 

Tagesinteressen der Arbeiter vertreten haben, im Gegenteil, unsere Genossen haben wirklich in den 

einzelnen Betriebsabteilungen den Kampf um zwischentarifliche Lohnerhöhung geführt und haben 

erfolgreich die Arbeiterinteressen vertreten. Da aber die reformistische Ortsverwaltung gegen solche 

kleine Teilbewegungen nichts einzuwenden hat, sich solchen Bewegungen gegenüber loyal verhielt, 

konnte sie zum Teil die erreichten Lohnerhöhungen auf ihr Konto buchen. Gerade diese Tatsache 

zeigt, daß es nicht darauf ankommt, nur die Lohnforderungen der Arbeiter richtig zu formulieren und 

zu vertreten, sondern daß es notwendig ist, auch eine Te i l bewegung  i m  Be t r i ebe  auszunu t -

z e n  zu r  Hebung  de s  K l a s senbewuß t se in s  de r  Ar be i t e r. Weil von unseren Genossen sehr 

oft die Lohn- und Arbeitszeitfragen im Betriebe nicht im Rahmen des allgemeinen politischen Kamp-

fes behandelt werden, weil den Arbeitern zum Beispiel nicht gezeigt wird, warum sich der Reallohn 

der Arbeiter senkt, oder warum er niedrig bleibt durch die Wirtschaftspolitik der Bürgerblockregie-

rung und ihrer sozialdemokratischen Helfer, deshalb sehen die Arbeiter nicht den Unterschied zwi-

schen der Lohnpolitik der Reformisten und der revolutionären Gewerkschaftsopposition. Den Refor-

misten wird die Ausnutzung dieser betriebsweisen zwischentariflichen Lohnregelung dadurch er-

leichtert, daß sie auf den passiven Stimmungen der Arbeiter reiten und diese direkt nähren. 

Charakteristisch dafür ist die Stellungnahme der Mitgliedschaft in den Auseinandersetzungen zwi-

schen Reformisten und Opposition. Während der Hüttenarbeiterbewegung, also kurz vor den Orts-

verwaltungswahlen, hatte die Opposition in der allgemeinen gewerkschaftlichen Mitgliederversamm-

lung der Arbeiter, die zur Nordwestgruppe gehörten, die Mehrheit. Die Mehrheit der Gewerkschafts-

mitglieder entschied sich also für den Kampf in der Hüttenindustrie. Danach führte die reformistische 

Leitung eine namentliche Abstimmung durch mit der Erklärung: „Wer  f ü r  d i e  Oppos i t i on  

s t i mm t, muß  a m  2. J anua r  s t r e i ke n“. Auf der Vorderseite der Stimmkarte war der Name und 

die Adresse des Kollegen angegeben, auf der Rückseite war vermerkt, ob er für die Opposition oder 
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für die Reformisten stimmt. Durch dieses reaktionäre Wahlsystem haben die reformistischen Führer 

eine Anzahl Arbeiter eingeschüchtert und die Mehrheit bekommen. Dieses Beispiel zeigt, zu welchen 

Mitteln die Reformisten greifen, um den Einfluß der Opposition zu brechen. 

Zusammenfassend können wir feststellen, daß im Zusammenhang mit der steigenden Ak t i v i t ä t  

de s  neuen  deu t schen  I m pe r i a l i sm us  d i e  D i f f e r enz i e r ung  und  Spa l tung  de r  Ar -

be i t e r k l a s se  fortschreitet. Die Lohnspanne zwischen den höher entlohnten und den niedrig ent-

lohnten Arbeitern wird immer größer. Ebenso wird die Arbeitszeit der einzelnen Arbeiterkategorien 

völlig verschieden festgelegt. Diese Entwicklung findet in den Gewerkschaften ihren Ausdruck in der 

stärkeren Gewinnung der höher entlohnten Arbeiter für die Gewerkschaften und in der Vergrößerung 

des Prozentsatzes der Unorganisierten unter den niedrig entlohnten Arbeitern im Verhältnis zu den 

höher entlohnten. Diese Spaltung der Arbeiterklasse begünstigt die reformistische Politik in den Ge-

werkschaften. Ebenso wie die Bourgeoisie bestrebt ist, Teile der Arbeiterklasse zu korrumpieren und 

den fortgeschrittensten, revolutionärsten Teil des Proletariats mit allen Mitteln der Gewalt zu unter-

drücken, so versuchen auch die reformistischen Gewerkschaftsleitungen, d i e  Ge wer kscha f t s -

m i t g l i ede r  vo r  den  Ka r r en  de r  kap i t a l i s t i s chen  Wi r t s cha f t spo l i t i k  z u  spannen  

und  d i e  r evo l u t i onä r en  E l em en t e, d i e  s i ch  dem  r e f o r mi s t i s chen  Te r ro r  n i ch t  fü -

ge n, au s  de r  Gewerkscha f t  h inauszuwer f e n. Zugleich sehen wir, daß es der reformistischen 

Bürokratie vielfach [202] gelingt, mit linken Phrasen und durch Ausnutzung gewisser passiver Ten-

denzen bei den Arbeitern viele Gewerkschaftsmitglieder, die bisher nicht aktiv an der Gewerkschafts-

arbeit teilnahmen, vorübergehend für sich zu gewinnen. 

In dieser Situation der Aktivisierung der Gewerkschaftsmitglieder und der weiteren Rechts-

schwenkung der reformistischen Führer ist es notwendig. den prinzipiellen Kampf gegen die 

wirtschaftsfriedliche Politik der sozialdemokratischen Gewerkschaftsfunktionäre und Ge-

werkschaftsleitungen zu führen. Unter Ausnutzung aller Möglichkeiten der Massenagitation 

durch Zellen und Fraktionen ist es insbesondere notwendig, die Arbeitermassen zu mobilisie-

ren gegen die wirtschaftsfriedliche Taktik in den Lohn- und Arbeitszeitbewegungen, gegen das 

Schlichtungssystem, für den Kampf für die Arbeiterforderungen trotz verbindlich erklärter 

Schiedssprüche, für die proletarische Demokratie in den Gewerkschaften, gegen die Ausschluß- 

und Spaltungspolitik der Reformisten, gegen die Arbeitsgemeinschafts- und Koalitionspolitik. 

Die Hauptlehren unserer Niederlage bei den Essener Ortsverwaltungswahlen lassen sich folgender-

maßen zusammenfassen: 1. D i e  Ar be i t  de r  Be t r i ebsze l l e  muß ständiger und systematischer 

gestaltet werden. Es hat sich gezeigt, daß zum Teil ältere Parteifunktionäre im Kampf für unsere 

Forderungen und gegen die Reformisten nachlassen, während die neuen Funktionäre aktiver die Par-

teilinie durchführen. Also neue Kräfte heranziehen. 2. Die Zeile muß den  Kam pf  f ü r  d i e  Tage -

s i n t e r e s sen  de r  Arbe i t e r  a l s  e i nen  Te i l  de s  K l a s senkam pfes  f üh r e n. Sie muß lernen, 

unter Anknüpfung an die täglichen Fragen des Betriebes die Arbeiter von der Richtigkeit unserer 

Politik zu überzeugen. Mehr als bisher müssen die politischen Fragen zum Gegenstand der Be-

triebsagitation gemacht werden. Die Me t hoden  de r  Massenag i t a t i on  de r  Ze l l e  müssen we-

sentlich verbessert werden, denn nur auf diese Weise ist es möglich, an breite Arbeitermassen der 

Großbetriebe heranzukommen, die weder in Gewerkschaften noch in öffentlichen Versammlungen 

von uns beeinflußt werden. 3. Der kommunistische E i n f l uß  i m  Funk t ionä r kö r pe r  des Betrie-

bes muß verstärkt werden. 4. Mehr als bisher gilt es, d i e  I n t e r e s sen  de r  n i ed r i g  bezah l t en  

Ar be i t e r  z u  ve r t r e t en  und bei der gewerkschaftlichen Werbung die Gewinnung der ungelernten 

und niedrig entlohnten Arbeiter besonders zu beachten. Das ist eine notwendige Maßnahme, um der 

Spaltung der Arbeiterschaft, wie sie von den Unternehmern und auch von den Reformisten gefördert 

wird, entgegen zu wirken. 5. Die Betriebszellen müssen dazu übergehen, neue  Funk t i onä r e  he r -

anzuz i ehe n. Nur wenn die Zellen frische Kräfte zur Parteiarbeit heranziehen, ihnen verantwortli-

che Funktionen übertragen, ist es möglich, auch die höheren Parteileitungen durch neue Funktio-

närkräfte zu verstärken. 

* 
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Die Bedeutung der Zahlungsbilanz im System des deutschen Imperialismus  
Von R u d o l f  G e r b e r  

(Schluß*)) 

III. Der Funktionswechsel der Auslandskredite im System des neudeutschen Imperialismus 

Wir sind hier an dem Punkte angelangt, wo heute die politische Entscheidung der deutschen Bour-

geoisie steht: ist eine derartige Zahlungsbilanz zufriedenstellend, kann sie auf die Dauer getragen 

werden, was kann man [203] tun, um sie zu ändern? Die Frage kann von drei Punkten her aufgeworfen 

werden; von der Seite der Handelsbilanz, der Kreditbilanz und der Reparationen. Wir sahen, daß die 

Hande l sb i l anz  unter den gegebenen Verhältnissen, insbesondere unter den gegebenen imperialis-

tischen Machtverhältnissen, ziemlich starr ist: ihre aktive Gestaltung ist heute nur möglich während 

einer Wirtschaftskrise. Aber das ist keine Lösung der Frage: Krisen sind unvermeidliche Erscheinun-

gen der kapitalistischen Gesellschaftsordnung, es kann auch vom Standpunkte der Bourgeoisie aus 

zweckmäßig sein, zwecks Einleitung einer verstärkten Unternehmeroffensive das Herannahen einer 

Krise einmal zu beschleunigen – aber keine Bourgeoisie der Welt wird, bloß um eine günstige Zah-

lungsbilanz zu erhalten, die Krise als Dauerzustand anstreben: Zweck und Ziel der kapitalistischen 

Wirtschaftung ist die möglichst günstige Verwertung des vorhandenen Kapitals – aber nicht die Bes-

serung der Zahlungsbilanz. Wir leugnen absolut nicht, daß nicht einmal durch Zuspitzung der Zah-

lungsbilanz (Stocken der Kapitaleinfuhr) eine deutsche Krise herbeigeführt und auf diesem Wege die 

Zahlungsbilanz wieder repariert werden kann; so etwas ist sogar spätestens in dem Augenblick, wo 

sich die amerikanische Konjunktur und damit die Lage auf dem internationalen Kapitalmarkt wendet, 

sehr wahrscheinlich – und auch für uns sehr wichtig, weil sich aus einer solchen Lage, t r o t z  der 

guten Zahlungsbilanz, verbesserte Möglichkeiten der revolutionären Massenmobilisierung ergeben 

werden. Aber die Probleme der deutschen Bourgeoisie können auf diesem Wege nicht gelöst werden: 

sie muß nach einer Lösung der Frage der Zahlungsbilanz trachten, die auch bei guter Konjunktur 

wenigstens einigermaßen befriedigend ist. 

Bleibt also nichts anderes übrig, als eine Veränderung der Vor aus se t zunge n, unter denen wir 

jenes Bild der deutschen Handelsbilanz gewonnen haben. Das wäre in zwei Richtungen möglich: 

entweder Revision des Versailler Vertrags, Verstärkung des deutschen Besitzes an Produktionswerk-

zeugen und Rohstoffquellen – selbst die Rückgewinnung Polnisch-Oberschlesiens würde da schon 

ganz bedeutend in die Waagschale fallen, noch mehr natürlich eine günstigere Lösung westlicher 

Fragen im Saargebiet und in Lothringen (man muß hier gar nicht gleich an territoriale Annexionen 

denken – eine Beteiligung an der lothringischen Stahlindustrie, verbunden mit einer entsprechenden 

Quotenänderung im Roheisenkartell, ist auch etwas Reales). Auf der anderen Seite der Handelsbilanz 

ist jede Erwerbung agrarischer Überschußgebiete – etwa auf Kosten Polens – natürlich auch eine 

Verminderung des Passivums, das doch in wesentlichen Teilen auf der Lebensmitteleinfuhr beruht. 

Das ist also der e i ne  mögliche Weg zur Verbesserung der Grundlagen der deutschen Handelsbilanz 

– der ande r e  läuft darauf hinaus, das gegenwärtig schon sehr rasche Entwicklungstempo der deut-

schen Produktivkräfte noch mehr zu beschleunigen, um die Konkurrenz der anderen kapitalistischen 

Mächte mit erhöhter Kraft schlagen zu können. Eine solche erneute Rationalisierungskampagne er-

fordert erstens noch größeren Kapitalaufwand zur Verbesserung der Produktionsmethoden – ein Ka-

pitalaufwand, der nach Lage der Dinge nicht vom inländischen Kapitalmarkt aufgebracht werden 

kann, sondern aus dem Ausland geliehen werden müßte – womit auch diese Frage in die der Zweck-

mäßigkeit des Kapitalimports übergeht. Zweitens müßte dabei der Druck der Unternehmeroffensive 

auf die deutsche Arbeiterschaft in noch rascherem Tempo wachsen, als dies heute der Fall ist – und 

dieser Druck müßte entsprechenden Gegendruck, innerpolitische Zuspitzungen erzeugen und damit 

die außenpolitische Schlagkraft des deutschen Imperialismus und die Möglichkeiten zur Revision der 

Friedensverträge verringern. 

Hier besteht zweifellos ein gewisser objektiver Widerspruch in den Interessen des deutschen Imperi-

alismus zwischen einer rein wirtschaftlichen Auffassung, die die Veränderung der Handelsbilanz als 

 
*) Vergl. die Artikel in Heft 3, S. 88, Heft 4, S. 108, Heft 5, S. 150. 
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Frage der inneren Unternehmeroffensive betrachtet – und demgemäß auch die außenpolitische Akti-

vität in „vernünftigen Grenzen halten, sich weiterhin der schrankenlosen Hereinnahme von Auslands-

krediten, soweit sie nur „zweckmäßig angewandt werden“, günstig gegenüberstellen muß und ander-

seits einer [204] politischen Auffassung, die die Revision des Versailler Vertrags als das wesentliche 

betrachtet, dann auch bestrebt sein wird, die politische Bindung Deutschlands durch Auslandskredite 

in mäßigen Grenzen zu halten und gegenüber der Arbeiterschaft und dem Kleinbürgertum die Politik 

der materiellen und ideologischen Korruption einer möglichst breiten Oberschicht zu betreiben, um 

so die innerpolitischen Voraussetzungen ihrer Kriegspolitik zu verbessern. Natürlich ist eine Synthese 

zwischen beiden Einstellungen in dem Sinne möglich und unvermeidlich, daß man zunächs t  einmal 

das Schwergewicht auf den ersten Standpunkt legt, um so eine gesunde wirtschaftliche und damit 

auch militärisch-technische Basis für die zweite Politik zu schaffen – aber mit der Anerkennung der 

prinzipiellen Notwendigkeit einer solchen Synthese werden die Meinungsverschiedenheiten nicht aus 

der Welt geschafft, die über die Frage entstehen müssen, wann die Zeit vom Übergang aus dem ersten 

ins zweite Stadium reif ist und in welchem Tempo man diesen Übergang vollziehen soll. Nur aus 

diesen Gesichtspunkten kann man verschiedene innere Streitigkeiten der bürgerlichen Rechtsparteien 

verstehen und kann man auch die Frage lösen, warum gerade die Industrievertreter in den Rechtspar-

teien eine „friedliche“ Außenpolitik stützen und sich in dieser Richtung sogar oft den linksbürgerli-

chen Parteien nähern – eine Sache, die ganz unverständlich ist, wenn man von dem bürgerlichen 

Axiom ausgeht, daß „Pazifismus“ nach außen und „Klassenversöhnung“ nach innen notwendig mit-

einander etwas zu tun haben, und wenn man verkennt, daß die Volksgemeinschaftsphrasen des 

„Stahlhelm“ natürlich auch einen politischen Sinn haben. 

Alle Erwägungen über Veränderung in den Grundlagen der Handelsbilanz müssen sich heute, soweit 

sie nicht Theorie und politische Prophezeiungen sind, in notwendig engen Grenzen halten: für die 

Bourgeoisie liegt heute die Frage der Zahlungsbilanz praktisch vor allem in der Frage der Nü t z -

l i chke i t  de r  Aus landsk r ed i t e. Man kann sich über diese Frage nicht einfach hinwegsetzen, 

indem man betont, daß die Auslandskredite eine Voraussetzung der kapitalistischen Sanierung 

Deutschlands waren und sind – das wird kein vernünftiger Mensch bestreiten. Aber es kommt nicht 

darauf an, sondern auf die Erkenntnis, daß  s i ch  d i e  ob j ek t i ve  soz i a l e  Funk t ion  de s  Aus -

l andsk r ed i t s  i n  dem Maße  ände r t, a l s  e r  d i e se  Funk t i on  e r f ü l l t  – und zwar von beiden 

Seiten her gesehen. Vom  S t andpunk t e  de s  Ge l dgebe r s  aus sind die ersten Milliarden, die er 

etwa Deutschland gab, eine Ausgabe, die aus wohlverstandenem Klasseninteresse ohne wesentliche 

Rücksicht auf ihre unmittelbare Rentabilität gemacht wird: die Verhinderung der proletarischen Re-

volution in Deutschland fördert auf jeden Fall die Verwertung der in den verschiedensten Teilen der 

Welt angelegten amerikanischen Kapitalien – gleichgültig, ob nun Deutschland die paar Milliarden, 

die ihm konkret gegeben wurden, gut oder schlecht verzinsen – oder eventuell gar schlecht zurück-

zahlen wird. Ist diese erste Aufgabe erfüllt, so sind die weiteren Kredite – obwohl sie natürlich zu-

gleich als Garantie gegen die Wiederkehr der kaum beschworenen Gefahren wirken – ein Geschäft 

wie jedes andere auch: sie sollen anständig verzinst und amortisiert. werden und zu gleich den deut-

schen Markt für amerikanische Waren stärken – dazu sind Kapitalien nun einmal da. Aber es kommt 

die Zeit, wo der Geldgeber das Gefühl hat, daß der mit seiner Hilfe gerettete Schuldner als Konkurrent 

gefährlich wird – und dieser Zeitpunkt rückt in dem Maße heran, als die Frage der zeitlichen Be-

grenztheit der heutigen amerikanischen Konjunktur an Bedeutung gewinnt. Die zehnte und zwölfte 

Milliarde, die man dem Schuldner gibt, kann noch so schön verzinst werden – ja er mag sie sogar 

ausschließlich zum Kaufe amerikanischer Maschinen und Rohmaterialien verwenden – was hilft das, 

wenn die auf diese Weise hergestellten Waren nach einiger Zeit auf den Weltmarkt wandern, um dort 

Amerika Konkurrenz zu machen? Dann waren diese Milliarden ebenso sicher unzweckmäßig ange-

legt, wie die ersten, die die Revolution verhindert haben, nützlich und notwendig waren. Diese Erwä-

gung macht es unbedingt evident, daß die Bereitschaft des internationalen Geldmarktes, Deutsch-

[205]land Anleihen zu gewähren, au f  d i e  Daue r  nicht wachsen, sondern nur sinken kann. 

Das gleiche gilt aber auch von der Bereitschaft der deutschen Bourgeoisie, Anleihen au f zunehme n. 

Im ersten Moment, als es die Revolution zu verhindern, die eigenen Köpfe zu schützen galt, war 

j ed e, noch so hoch zu verzinsende Anleihe rationell – und wenn ihr Erträgnis hundertprozentig zur 
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Auszahlung von Erwerbslosenunterstützung verwendet worden wäre. Es folgen Milliarden, die dem 

industriellen Wiederaufbau dienen: sie müssen genommen werden, wenn sie notwendig sind – selbst 

dann, wenn ihr unmittelbarer Ertrag (d. h. die unmittelbare Rentabilität der mit ihnen errichteten Be-

triebe) geringer ist als der Zinssatz der Anleihe: nur vorausgesetzt, daß – was in dieser Situation 

unbedingt zutrifft – das nötige Kapital auf dem inländischen Geldmarkt nicht aufzubringen war und 

daß ihre Verwendung eben im Sinne der Rekonstruktion des kapitalistischen Systems rationell Vo-

raussetzung seiner weiteren Entwicklung ist. Es ist dafür ganz gleichgültig, ob mit dem Gelde unmit-

telbar notwendige Produktionsanlagen gebaut oder Aktienmehrheiten erworben wurden, die für das 

Zustandekommen von wichtigen Trusts notwendig waren: „produktiv“ (wenn man diesen schiefen 

Ausdruck der bürgerlichen Diskussionen gebrauchen will) ist die Anleihe dann, wenn sie die Voraus-

setzungen zukünftiger gewinnbringender Produktion schafft. in diesem Stadium kann es also vom 

Standpunkte der Gesamtbourgeoisie aus durchaus rationell sein, die Kosten (vom privat wirtschaftli-

chen Standpunkt sonst unrentabler Auslandskredite) in der einen oder anderen Form indirekt (direkt 

wird man es nicht tun) durch öffentliche Zuschüsse zu verbilligen. Man muß gerade hier die Privat-

interessen der Kreditnehmer und die Gesamtinteressen der Bourgeoisie trennen und zugleich festhal-

ten, daß die letzteren durchaus nicht mit denen der Produktion identisch sind: eine Anleihe für Wohn-

häuserbau kann „produktiv“ sein, wenn dadurch die Ansiedlung der für neue Industrieanlagen nötigen 

Arbeiterbestände ermöglicht wird (die objektive Bedeutung dieser Industrieanlagen natürlich voraus-

gesetzt) – selbst dann, wenn der bloße Mietsertrag dieser Wohnungen ohne öffentliche Zuschüsse 

nicht ausreichen würde, um die Anleihe zu verzinsen. Und gleichzeitig wird eine andere Wohnungs-

bauanleihe, die sich glänzend verzinst, die aber keinen anderen Effekt als den der Verbesserung der 

Wohnverhältnisse der Bewohner der neuen Häuser erzielt, durchaus „unproduktiv“, vom Standpunkte 

der Gesamtbourgeoisie aus unnütz und deshalb (weil sie den Anleihemarkt für andere, wichtigere 

Anleihen versperrt und obendrein die künftige Zahlungsbilanz mit ihren Zinsen belastet) schädlich 

sein. Umgekehrt kann es „unproduktiv“ sein, wenn sich irgendeine Gemeinde ein neues Elektrizitäts-

werk baut, wenn sie damit etwa Wohnungen beleuchtet, obwohl doch dabei die Kraftproduktion 

Deutschlands offenbar wächst – während es anderseits sehr „produktiv“ sein kann, wenn mit Aus-

landsanleihen Ferngasleitungen gebaut werden, die produktionstechnisch nichts anderes bewirken als 

die Stillegung kommunaler Gaswerke, also die Zerstörung von Produktivkräften, denen sie Konkur-

renz machten – die aber ökonomisch wachsende Profite der Kohlenindustrie, wachsende Kapitals-

konzentration und damit wachsende Expansionskraft der großen Trusts auch nach außen bewirken. 

In dem Maße, als mit Hilfe des Auslandskapitals die notwendigste Rekonstruktion vorgenommen ist, 

der deutsche Imperialismus wieder das wirtschaftliche Rückgrat zu neuen außenpolitischen Vorstö-

ßen erlangt, hört selbst diese Betrachtungsweise auf, „richtig“ zu sein. Jeder neu aufzunehmende 

Kredit – mag seine objektive Nützlichkeit für die Förderung der deutschen Wirtschaftsexpansion 

noch so klar sein – hat nun zwei Seiten: einerseits beschleunigt er die wirtschaftliche Expansion, 

stärkt den deutschen Imperialismus – anderseits verstärkt er die wirtschaftliche und damit auch die 

politische Abhängigkeit des Landes von seinen Geldgebern. Er ist ein Ding, das zwei Seiten hat, die 

gegeneinander abgewogen werden müssen: ist es besser, mit dieser oder jener, an sich unbestreitbar 

notwendigen Investition solange zu warten, bis der vorläufig noch enge Kapitalmarkt des Inlands 

[206] ihre Durchführung ermöglicht – oder soll man lieber eine zunächst gesteigerter Abhängigkeit 

vom Auslande in Kauf nehmen, um um so schneller wirtschaftlich zu erstarken? Es ist klar, daß, je 

weiter die Wiederaufrichtung des deutschen Imperialismus fortschreitet, desto mehr sich bei allen 

solchen Entscheidungen die Waagschale gegen  die Aufnahme von neuen Auslandskrediten neigen 

wird: je stärker der deutsche Kapitalismus, desto stärker auch sein Kapitalmarkt, desto größer die 

Möglichkeit, wichtige Bedürfnisse auch im Inland zu befriedigen – desto stärker anderseits auch seine 

außenpolitische Aktivität, desto größer sein Drang, Hemmnisse dieser Aktivität möglichst zu vermei-

den. Anderseits ist es klar, daß ein Land wie Deutschland in absehbarer Zeit niemals ganz auf Aus-

landskredite verzichten kann – daß vielmehr vors Erwägungen der eben geschilderten Art nur die 

Quan t i t ä t  und die Bed i ngungen  der aufgenommenen Auslandskredite abhängig gemacht wer-

den können. Auf dieser Linie ist natürlich eine Unmenge von Konflikten zwischen den Einzelinteres-

sen der Kreditnehmer und denen des Gesamtimperialismus unvermeidlich. 
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Die allgemeine Linie der Entwicklung geht, wie wir sahen, von beiden Seiten her, auf eine Ve r m i n -

de r ung  des deutschen Kapitalimports, der heute die Hauptstütze des Gleichgewichts der Zahlungs-

bilanz bildet. Schon damit ist gesagt, daß der ganze Aufbau dieser Bilanz in sich labil ist – d. h. daß 

vor der Gesamtpolitik des deutschen Imperialismus die Aufgabe steht, ihn von dieser schwankenden 

allmählich auf eine stabilere Grundlage zu überführen. Aber das ändert nichts daran, daß m om en-

t an  und für absehbare Zeit die Kapitaleinfuhr Grundlage der Zahlungsbilanz ist. Es fragt sich: Ist 

diese Säule wenigstens vorübergehend tragfähig? Ist eine dauernde Einfuhr von Auslandskapital 

möglich – und ist sie mit der Gesamtstruktur der deutschen Wirtschaft verträglich? 

Man muß hier wieder zwei verschiedene Fragen unterscheiden. E i ne r se i t s  die wesentlich finanz-

technische, ob der internationale (also praktisch vor allem der amerikanische) Geldmarkt auf die 

Dauer eine deutsche Kapitaleinfuhr der oben berechneten Größenordnung ermöglicht. Daß er es je-

denfalls nur in Zeiten guter Allgemeinkonjunktur kann, daß beim Umschlag der amerikanischen Kon-

junktur auch die deutschen Kapitalimportmöglichkeiten sich auf ein Minimum reduzieren müßten, 

ist klar – aber vom Standpunkte der Zahlungsbilanz nicht einmal das wesentlichste. Denn das eine, 

daß eine amerikanische Krise notwendig internationalen Umfang annehmen und jedenfalls die deut-

sche Konjunktur mit sich reißen müßte, ist ohnehin klar. Daß die amerikanische Krise auch eine 

deutsche bedeuten würde, steht als selbstverständlich außerhalb der Debatte – wir haben aber oben 

gesehen, daß der deutsche Kapitalbedarf in Krisenzeiten (vom Standpunkte der Zahlungsbilanz aus 

gesehen) nicht unbedingt höher sein muß als der eigene Kapitalexport Deutschlands. Eine Summe 

dieser Größenordnung (rund 1200 jährliche Millionen) ließe sich vermutlich selbst in Krisenzeiten, 

nötigenfalls durch Anspannung der Diskontschraube, hereinholen – selbst dann, wenn die Amerika-

ner selbst sich dagegen sträuben, durch Kreditgewährung an Deutschland eine ihnen sehr unbequeme 

Konkurrenz auf dem Weltmarkte zu ermöglichen. Unmittelbar würde sich die deutsche Abhängigkeit 

von der ausländischen Kapitaleinfuhr wahrscheinlich nur in der Weise auswirken, daß es – um den 

Kapital- und damit den Warenexport zu ermöglichen – in Krisenzeiten ein abnorm hohes Zinsniveau 

aufrechterhalten müßte, was natürlich die ökonomischen und sozialen Auswirkungen der Krise we-

sentlich verschärfen, die Zahlungsbilanz aber nur insofern belasten würde, als die verteuerten Zinss-

ätze im Inland den Export erschweren und verteuern – was in Krisenzeiten vermutlich durch weitere 

Verstärkung des Ausbeutungsgrades der Arbeit ausgeglichen werden könnte. Die Krise wäre schär-

fer, ihre soziale und politische Auswirkung tiefgreifender – aber die Zahlungsbilanz als solche wäre 

nicht notwendig ernstlich bedroht. 

Viel schwieriger liegt diese technische Seite der Frage vielmehr in Zeiten no rm a le r  Konjunktur, 

für die wir einen jährlichen Kapitalbedarf von über 5 Milliarden errechneten. Lassen sich solche 

Summen überhaupt, [207] selbst gute internationale Konjunktur vorausgesetzt, mit einer gewissen 

Regelmäßigkeit aufbringen? Die Frage läßt sich kaum beantworten. Nur ein relativ geringer Teil der 

deutschen Kapitaleinfuhr besteht, wie wir sahen, aus langfristigen und technisch kontrollierbaren An-

leihen. Der Zustrom d ie se s  Teiles des Kapitalimports ist relativ regelmäßig: seit Mitte des Jahres 

1925 bis zum Ende 1926 bewegte er sich in der Größenordnung von vierteljährlich 400 bis 500 Mil-

lionen (nur Ende 1926 mehr, nämlich 656 Millionen). Die ersten beiden Vierteljahre 1927 brachten 

dann eine (von den Deutschen selbst verursachte) Stockung mit bloß 91 bzw. 180 Millionen: das 

wurde dann, als die Zahlungsbilanz sich zuspitzte und schon Gold ausgeführt werden mußte, durch 

eine Einfuhr von 676 und 651 Millionen im 3. und 4. Vierteljahr wieder fast ausgeglichen. Allerdings 

ist im November und Dezember 1927 die Summe der registrierten Auslandsanleihen auf 57 und 13 

(!) Millionen gesunken – offenbar schon im Zusammenhange mit den Diskussionen zwischen Parker 

Gilbert und der deutschen Regierung. Aber hier handelt es sich eben um ein kreditpolitisches Druck-

mittel des amerikanischen Finanzkapitals auf den deutschen Imperialismus – ähnlich der Lage Mitte 

1925, als die Auslandsanleihen an Deutschland (damals im Bunde mit dem deutschen Finanzkapital) 

auf Null reduziert wurden, um den Zusammenbruch der großen Inflationskonzerne und die Durch-

führung der neuen Trustbildungen im Sinne des Finanzkapitals zu erzwingen. Allgemein kann man 

sagen, daß die langfristigen Anleihen rein finanztechnisch mit einer gewissen Regelmäßigkeit aufzu-

bringen sind (gute Allgemeinkonjunktur in Amerika vorausgesetzt) und sich auch darum zu laufenden 
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Kapitalinvestitionen größter Art, die immer neue Kapitalbedürfnisse nach sich ziehen, gut eignen, – 

daß sie aber anderseits die Eigenschaft jedes Kapitalimports, zu einer Fessel der politischen und wirt-

schaftlichen Selbständigkeit des Schuldnerlandes zu werden, in ganz besonderer Weise verkörpern, 

weil ihre Gewährung naturgemäß politischen Einflüssen wesentlich stärker unterworfen ist als die 

meist unter der Hand und in tausend kleinen Posten erfolgende kurzfristige, meist spekulative Kre-

ditgewährung. 

Daraus ergibt sich für den deutschen Imperialismus ein weiteres Dilemma: da Verzicht auf Kapital-

einfuhr von außen heute praktisch unmöglich ist, bedeutet Einschränkung der Aufnahme langfristiger 

Anleihen eben Vermehrung der kurzfristigen: man hat immer wieder die Wahl, entweder auf eine 

einigermaßen stabile Fundierung des Kapitalbedarfs zu verzichten und sich den tausend Gefahren, 

die mit einer kurzfristigen Kreditaufnahme verbunden sind, auszusetzen – oder aber die wirtschaftli-

che und politische Aktivität Deutschlands in noch höherem Maße, als dies heute der Fall ist, der 

amerikanischen Kontrolle zu unterwerfen. 

So wesentlich diese Fragestellung in ihren Auswirkungen sein kann – sie ist nur die e i ne  Seite der 

Frage. Die ande r e  lautet so: in welchem Verhältnis steht die vom Standpunkte der Zahlungsbilanz 

aus erforderte Kapitaleinfuhr zu den i nne r en  Bedingungen der deutschen Wirtschaft: 

Ist sie notwendig, um Investitionsbedürfnisse zu decken, die über die Tragkraft der inneren Akkumu-

lation hinausreichen? Wie verhält sich der vom Standpunkt des inneren Kapitalmangels berechnete 

Bedarf an Auslandskrediten zu dem sich aus der Zahlungsbilanz ergebenden? 

Darüber, daß angesichts der sich sprunghaft entwickelnden Technik die innere Akkumulation 

Deutschlands zur Deckung des deutschen Kapitalbedarfs noch nicht ausreicht, darüber kann kaum 

ein Zweifel bestehen. Eine andere Frage ist die, w i e  g r oß  die tatsächliche Differenz ist. Wir besitzen 

nur e i ne  Schätzung des realen Kapitalaufwandes Deutschlands, d. :h. der tatsächlich in neuen Pro-

duktionsmitteln angelegten Wertmassen; nämlich die der Reichskreditgesellschaft. Darüber, ob die 

tatsächlich vorgenommenen Kapitalanlagen wirklich auch notwendig, „produktiv waren, zu streiten, 

ist müßig und auch nicht notwendig; die Fehlerquellen, die sich da ergeben, treten offenbar hinter den 

übrigen subjektiven und objektiven Fehlerquellen einer derartigen statistischen Aufstellung ganz in 

den Hinter-[208]grund. Mehr als einen groben Anhaltspunkt können uns derartige Zahlen überhaupt 

nicht liefern. Nur aus der Rubrik „öffentliche und gewerbliche Gebäude werden wir zum Ausgleich 

der Bauten von reinen Verwaltungs- und Repräsentationsgebäuden, die sicher keinen Kapitalcharakter 

tragen, für die Jahre 1925 und 1927 je 200, für 1926 100 Millionen abziehen. Dagegen ist der Woh-

nungsbau unter den heutigen Verhältnissen sicher als notwendige Kapitalinvestition aufzufassen. 

Ungefährer Aufwand in Milliarden Mark für 

 1925 1926 1927 

Wohngebäude 2,0 2,4 3,2 

gewerbliche usw. Gebäude 0,8 0,8 0,9 

Verkehrsmittel 1,0 1,4 1,9 

Maschinen 0,8 0,3 1,0 

Elektrizitäts-, Gas-, Wasser-, Tiefbauanlagen usw. 2,4 0,7 2,2 

Summe 7,0 5,6 9,2 

(Nach dem Aufbau der Statistik sind die Zahlen für 1926 total unzuverlässig.) 

Dazu kommt nun aber – als eine ebenso notwendige Voraussetzung für das Funktionieren des deut-

schen Wirtschaftsmechanismus – ein jährlicher Kapitalexport von 1200 Millionen; die Summe des 

an sich notwendigen Kapitalbedarfs würde sich also für die drei Jahre auf 8,2, 6,8 und 10,4 Milliarden 

erhöhen; 1926 waren es in Wirklichkeit wohl wesentlich mehr. (Wir bemerken hierzu, daß die Land-

wirtschaft bei allen diesen Aufstellungen offenbar stark vernachlässigt wird; auch Bodenmelioratio-

nen sind schließlich Akkumulation.) 

Wie stark war nun die innere Akkumulation, die diesem Kapitalbedarf gegenüberstand? Nach den 

Angaben der Reichskreditgesellschaft betrug sie im Jahre 1925 6,4, 1926 6,3 und 1927 7 6 Milliarden. 
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Von diesen Zahlen ist der Aufwand für „Hausrat und für Vorratsbildung als unproduktiv abzuziehen; 

es bliebe dann eine jährliche Akkumulationsrate von 4,1, 5,5 und 5 Milliarden. Wären diese Angaben 

richtig, so würde die Differenz zwischen dem gesamten Kapitalbedarf (einschließlich Kapitalexport) 

und der tatsächlich dafür im Inland verfügbaren Kapitalakkumulation für die drei Jahre 1925, 1926 

und 1927 den Umfang von 4,1, 1,3 und 5,4 Milliarden erreichen, sich also (wenn man berücksichtigt, 

daß ja im Jahre 1926 über das berechnete Mindestmaß Kapital exportiert und obendrein 680 Millio-

nen in Gold angesammelt wurden) mit den von uns früher berechneten Summen des Kapitalimports 

(4,2, 2,7 und 5,5 Milliarden) aufs glänzendste decken. 

Nur daß diese Übereinstimmung nicht das Geringste beweist; die Zahlen der Reichskreditgesellschaft 

für die innere Akkumulation sind nämlich durch einfache Subtraktion des Saldos der Kapitalbewe-

gungen von der (geschätzten) Summe der Sachakkumulation gewonnen, deren Differenz einfach als 

„innere Akkumulation“ bezeichnet wird. Und da alle Korrekturen, die wir sowohl am Saldo (wegen 

der Höhe des Kapitalexports) als auch an der geschätzten Sachakkumulation vornahmen, be i de  Sei-

ten der Gleichung betreffen (wenn die Hausratsanhäufung nicht zum Kapitalbedarf gehört, gehört sie 

natürlich auch nicht zur Kapitalakkumulation), muß diese „verblüffende“ Übereinstimmung sich na-

türlich auch in unserer Rechnung ausdrücken. Beweisen kann sie n i ch t s  außer den primitivsten 

Grundsätzen der Arithmetik; die Frage, ob  die Differenz von Kapitalbedarf und Kapitalakkumulation 

sich mit dem Kapitalimport deckt, i s t  j a  ge r ade  da s, was  un t e r such t  we r den  so l l. Selbst-

verständlich ist die Annahme der Reichskreditgesellschaft durchaus n i c h t; warum sollte die Mecha-

nik der Zahlungsbilanz nicht einen anderen Kapitalimport fordern als die der inneren Akkumulation? 

Wir können uns sehr wohl ein Land vorstellen, das vom Standpunkte der Entwicklung seines Pro-

duktionsapparats überhaupt keine Kapitaleinfuhr braucht, wohl aber, sagen wir infolge einer Kriegs-

entschädigung, vom Standpunkte der Zahlungsbilanz. Frankreich bot uns nach 1871 dieses Bild. 

[209] Tatsächlich sind nun die Zahlen der Reichskreditgesellschaft in höchstem Grade anfechtbar. 

Mit der Vorratsbildung, aber ohne den Hausrat sollen in den drei Jahre 5,6, 5,5 und 6,5 Milliarden im 

Innern akkumuliert worden sein. Nehmen wir noch an, daß die Stillegung von ungefähr drei Millionen 

Ausbeutungsobjekten im Jahre 1926 durch die Rationalisierung und durch die verstärkte Ausbeutung 

der übrigen ausgeglichen worden sein soll – aber ist es irgend wahrscheinlich, daß die Rückkehr 

dieser drei Millionen in den Produktionsprozeß des Jahres 1927 bei gewiß nicht vermindertem Aus-

beutungsgrad bloß eine Milliarde Mehrakkumulation bedingt hätte? Selbst wenn – was ganz undenk-

bar – der Eigenkonsum der Kapitalisten, ihres Staatsapparats und aller anderen Mehrwertzehrer im 

gleichen Maße gestiegen wäre wie die Arbeiterzahl der Betriebe (nämlich um mehr als ein Viertel), 

selbst dann wäre eine so geringe Steigerung der Akkumulation unerklärlich. Tatsächlich sind aber die 

Zahlen der Reichskreditgesellschaft, aus denen sich eine produktive Akkumulation in der Größen-

ordnung von fünf bis sechs Milliarden ergeben würde, offenbar viel zu niedrig; betrug doch schon 

die Beanspruchung des inneren Kapitalmarkts (Emission von Anleihen, Pfandbriefen, Obligationen 

und Aktien) in jenen drei Jahren 1,6, 4,6 (darunter allerding etwa 800 Millionen, die bloß dem Ak-

tientausch bei der Bildung des Stahltrusts dienten) und 3,8 Milliarden, wozu noch die Vermehrung 

der Sparkassenbestände und Giroguthaben (etwa 1100, 1700 und 2200 Millionen) und der Bankbe-

stände (bei den Berliner Großbanken im Jahre 1926 allein 1500 Millionen) kommt. Wir müssen damit 

rechnen, daß auf dem Wege über den Kapitalmarkt jährlich mindes t ens  sechs bis sieben Milliarden 

akkumuliert werden, wozu aber noch jene Beträge hinzukommen, die überhaupt nicht erfaßt werden 

können, weil sie von den Unternehmungen, in denen der Mehrwert erzielt wird, direkt zur Betriebs-

erweiterung verwandt werden, ohne den Weg über den Kapitalmarkt zu gehen. Auch wenn wir sehr 

vorsichtig rechnen, kommen wir (übrigens in Übereinstimmung mit manchen bürgerlichen Schätzun-

gen) für 1926 auf etwa acht und für 1927 auf kaum weniger als zehn Milliarden innere Akkumulation 

(die Vorkriegsakkumulation betrug nach heutigen Werten knapp zwölf Milliarden). Selbst wenn wir 

auf Grund der Schätzungen der Reichskreditgesellschaft annehmen, daß von diesen Summen 1926 

etwa eine, 1927 etwa 2,8 Milliarden in „Hausrat“, Konsumtionsmittelvorräten, unproduktiven öffent-

lichen Gebäuden usw. angelegt wurden, so bleibt eine wirkliche „produktive“ Akkumulation von 

jährlich sieben Milliarden; es wären dann 1926 wie 1927 über zwei Milliarden Auslandskredite (1926 
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also die gesam te  Kapitaleinfuhr) „überschüssig“, d. h. nicht durch die Bedürfnisse der deutschen 

Kapitalakkumulation, sondern durch die Entwicklung der Zahlungsbilanz erzwungen gewesen. In 

Wirklichkeit mag der Kapitalbedarf Deutschlands etwas größer als angenommen sein (schon mit 

Rücksicht auf die Vernachlässigung der Landwirtschaft), dann wäre die Differenz nicht so groß, aber 

daß sie verschwände, ist ganz undenkbar. Keinesfalls kann man sagen, daß die Notwendigkeiten der 

Zahlungsbilanz nur jene Kapitaleinfuhr erzwingen, die Deutschland wegen seiner durch die Kriegs-

folgen bedingten Kapitalarmut ohnehin braucht; die heutige Gestaltung der deutschen Kapitalbilanz 

ist nicht der Ausdruck des gegebenen Niveaus der deutschen Produktivkräfte, sondern steht im Wi-

derspruch zu ihm, bringt die Wirtschaft des Landes in eine sachlich nicht notwendige Abhängigkeit 

von kurzfristigen und dauernd fluktuierenden Auslandskrediten. 

Und daraus ergibt sich für den deutschen Imperialismus das zwingende Bedürfnis nach Rev i s ion  

de r  Vor aus se t zungen  d i e se r  Zah l ungsb i l a n z. Die Kapitaleinfuhr ist das notwendige Re-

sultat von Handelsbilanz und Reparationspflicht; will man ihre Fesseln wenigstens teilweise abstrei-

fen, so muß man diese Voraussetzungen ändern. Von den Fragen der Handelsbilanz haben wir schon 

gesprochen; ihre Lösung ohne gleichzeitige Verschärfung (durch größeren Geldbedarf für Exportfi-

nanzierung und für weitere Rationalisierung des Produktionsapparats) jenes Kapitalimports, den man 

eben verringern will, ist nur möglich auf dem Wege der Rev i s i on  des  Ve r sa i l l e r  Ve r t r ag s. 

Und auf [210] denselben Weg weist den deutschen Imperialismus die Repa r a t i ons f r ag e. Eine 

Revision des Dawesplans in dem Sinne, daß die von ihm festgelegte Maximalleistung durch eine 

bestimmte Zahl von Jahren ohne Transferschutz übertragen werden, damit aber die Reparationspflicht 

als endgültig erledigt gelten soll, würde – um den Preis einer s chä r f e r en  (weil vom Transferschutz 

freien) Anspannung der deutschen Zahlungsbilanz in den nächsten fünfzehn bis zwanzig Jahren – die 

Zukunftsaussichten des deutschen Imperialismus vielleicht etwas heller gestalten, die Probleme sei-

ner gegenwär t i gen  Zahlungsbilanz aber nicht lösen, sondern verschlimmern. Und die Mehrheit 

der ausländischen Stimmen, die sich mit der Revision des Dawesplans, wie sie von Parker Gilbert 

aufgeworfen wurde, beschäftigen, sprechen von einer Festlegung der deutschen Restschuld in d i e -

s e r  Größenordnung, im Betrage von vierzig bis fünfzig Milliarden. Deutscherseits wurde eine andere 

Lösung propagiert, bei der unter Verzicht auf den Transferschutz die deutsche Restschuld (die Diffe-

renz zwischen der deutschen Reparationsschuld und den von Amerika den Alliierten zu erlassenden 

Kriegsschulden) auf 16 Milliarden, die durch Verkauf der Eisenbahn- und Industrieobligationen je-

derzeit zu aktivieren wären, festgesetzt werden sollte, was auf jährliche Amortisations- und Zinsleis-

tungen von rund einer Milliarde hinauskäme, so viel, wie die gesamte deutsche Reparationslast im 

Jahre 1926 betrug. Gelänge es, eine solche Lösung durchzusetzen und gleichzeitig die deutschen 

Sachlieferungen auf ihrem heutigen Stande zu erhalten, so würden sich die Geldleistungen für Repa-

rationszwecke auf ein Minimum reduzieren, bei der für 1928 vorgesehenen Steigerung der Sachleis-

tungen oder entsprechender Exportsteigerung in die Gläubigerländer sogar verschwinden. Die Er-

sparnis für die Zahlungsbilanz würde dann im Jahre 1929 gegenüber den Verpflichtungen des Da-

wesplans eineinhalb Milliarden betragen, ein Betrag, der immerhin schon ernstlich ins Gewicht fällt 

und sich heu t e  ungefähr mit jener Summe decken würde, die Deutschland über seinen eigentlichen 

Kapitalbedarf hinaus importieren muß, die also – vom Standpunkte der deutschen Bourgeoisie aus 

gesehen – den hauptsächlichen Schönheitsfehler der gegenwärtigen Zahlungsbilanz bildet. Aber es 

ist klar, daß schon eine derartige, die heu t i gen  deutschen Bedürfnisse einigermaßen befriedigende 

Lösung nur bei stärkster außenpolitischer Aktivität (sowohl gegenüber den Gläubigerländern als nach 

Osten, um von ihnen Kompensationen für geleistete Landsknechtsdienste zu erhalten) durchzusetzen 

wäre, und es ist ebenso klar, daß sie nur einen vorübergehenden Charakter tragen würde. Der durch 

sie beschleunigte wirtschaftliche Aufschwung Deutschlands würde mit noch größerer Kraft als heute 

sich an den Fesseln, die ihm durch die Abhängigkeit von auswärtiger Kapitaleinfuhr angelegt sind, 

stoßen, die Abneigung gegen Auslandskredite wie auch anderseits die Schwierigkeit der Erlangung 

solcher (ohne sich den Geldgebern auszuliefern und wirtschaftlichen Selbstmord zu begehen) würden 

wachsen, die Frage der Umwälzung der Grundlagen der deutschen Handelsbilanz akut werden. Die 

Lösung der Reparationsfrage durch Revision des Dawesplans in einem Deutschland günstigen Sinne 

wäre nur eine Etappe auf dem Wege des wiedererstarkten Imperialismus zu seinem „Platz an der 
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Sonne“, auf dem Wege, dessen Etappen durch Massenproduktion von Granaten und Giftgasen ge-

kennzeichnet, durch Berge von Leichen für alle Zeiten markiert würden. Aus den trockenen Zahlen 

der deutschen Zahlungsbilanz leuchten die Blitze des Gewitters, durch das die deutsche Bourgeoisie 

gehen will und gehen wird – wie s i e  g l aub t, zu Reichtum und Herrschaft – wie w i r  w i s se n, zum 

Tode. Der Saldo der Bilanz von Blut und Eisen wird in den Händen des siegreichen Proletariats den 

Saldo der deutschen Zahlungsbilanz ausgleichen und mit einem Federstrich die Menschheit von den 

menschenfressenden Problemen der kapitalistischen Gesellschaft befreien. [211] 

Diskussion 

Kritik des Opportunismus oder opportunistische Kritik?  
Von L e n z  

Genosse Robe r t  leitet seinen Artikel „Zu unserer Taktik in Hamburg“*) mit der Bemerkung ein, daß 

mein Artikel zu der gleichen Frage „in vielen Punkten so fehlerhaft ist“, daß er „anstatt zur Klärung der 

Fragen zu ihrer Verwirrung beigetragen“ hat. Seine Darlegungen beweisen nun allerdings, daß mein 

Artikel zur Klärung der Fragen im Kopfe des Genossen Robert nichts beigetragen hat. Ich muß es den 

Lesern überlassen, zu entscheiden, ob das an meinem Artikel oder an dem Genossen Robert liegt. 

Genosse R. sucht zweierlei nachzuweisen: e r s t en s, daß die Hamburger Parteiorganisation eine 

ganze Reihe von Fehlern „rein opportunistischer Natur“ begangen hat, zwe i t en s, daß ich nicht nur 

diese Fehler nicht entdeckt, sondern überdies eine „opportunistische Theorie“ des kommunistischen 

Regierungseintritts erfunden habe. Uns scheint die eine Anschuldigung ebenso haltlos wie die andere, 

und beide entsprangen einer völligen Verkennung der besonderen taktischen Schwierigkeiten der 

Lage in Hamburg und der sich daraus ergebenden Aufgaben. 

Tagesforderungen, Regierungsfrage und die zentrale Losung des Genossen Robert 

Genosse R. erkennt die Richtigkeit der von mir formulierten Voraussetzungen unserer Taktik an, 

lehnt aber die daraus entspringenden Aufgaben ab. Nach seiner Meinung sei unsere Aufgabe n i ch t  

d i e  En t f e s se l ung  von Massenkämpfen für unmittelbare Tagesforderungen, sonde r n  nur  die 

ideologische und organisatorische Vor be r e i t ung  von Massenkämpfen gewesen; auch der prakti-

sche Nachweis der Arbeiterfeindlichkeit der Koalitionspolitik (von „Zerstörung“ der Koalitionspoli-

tik habe ich übrigens gar nicht gesprochen) scheint ihm ein zu weit gestecktes Ziel, die Aufgabe hätte 

darauf begrenzt werden sollen, „den festgefügten Rahmen der Koalitionspolitik in Hamburg wenigs-

tens an einigen Stellen zu durchbrechen, die Mauer, die zwischen der KPD und den sozialdemokra-

tischen Arbeitern in Hamburg besteht, abzubröckeln, Ausgangspunkte für eine langsame, aber stetige 

Annäherung der sozialdemokratischen Arbeiter an unsere Partei zu schaffen“. 

Es ist eine beliebte Manier, daß man, wenn man nichts Konkretes zu einer Frage zu sagen hat, allge-

mein von der Notwendigkeit spricht, sie zu „konkretisieren“. Genosse R., der des langen und breiten 

von der „Konkretisierung“ unserer Aufgaben spricht, weiß also nichts Konkreteres zu sagen als die 

oben zitierten allgemeinen Redensarten, die auf die nicht mehr ganz neue Erkenntnis hinauslaufen, 

daß wir die Massen der sozialdemokratischen Arbeiter nicht mit einem Schlag, sondern nur allmäh-

lich von der Koalitionspolitik loslösen können. 

Nun zu der wichtigen Frage der Tageskäm pfe  und Tages f o r de r unge n: 

Zwischen dem Vorbereiten und dem Entfesseln von Massenkämpfen ist etwa ein solcher Unterschied 

wie zwischen dem Maulspitzen und dem Pfeifen. Die Entfesselung von Massenkämpfen in Zusam-

menhang mit der Wahlbewegung ist nicht eine „leere Redensart“, wie Genosse R. behauptet, sondern 

eine zen t r a l e  Auf gabe  in allen Wahlkämpfen in der gegenwärtigen Situation. Die Wahlbewegung 

fällt mit dem Ablauf der Tarife und einer großen Streikwelle zusammen. Wenn die SPD die Arbei-

terschaft vom wirtschaftlichen Kampf abzulenken und durch die Hoffnung auf die [212] Wahlen zu 

vertrösten sucht so dürfen wir nicht die Wahlbewegung der Streikbewegung entgegenstellen, sondern 

wir müssen die politische Aufrüttelung der Massen durch die Wahlkampagne, die Stärkung ihres 

 
*) Siehe „Internationale“ Heft 5. S. 154, Heft 6, S. 187. 
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Selbstbewußtseins und Selbstvertrauens durch die Wahlerfolge zur Organisierung und Entfesselung 

der Wirtschaftskämpfe, die Erfahrungen der Wirtschaftskämpfe zur grundsätzlichen kommunisti-

schen Propaganda in der Wahlbewegung ausnützen. 

Die Bedeutung der vierzehn Forderungen, die die Hamburger Genossen im Wahlkampf aufstellten, 

bestand gerade darin, die Arbeiter auf die Notwendigkeit des eigenen Kampfes zu stoßen, ihnen die 

Unmöglichkeit der Durchsetzung ihrer Forderungen auf parlamentarischem Wege ohne Massen-

kampf zum Bewußtsein zu bringen. Genosse R., der die Entfesselung von Massenkämpfen für eine 

„leere Redensart“ hält, empfiehlt dagegen die „Schaffung organisatorischer Stützpunkte für die Ein-

heitsbewegung gegen die Koalitionspolitik und sieht in der Vernachlässigung dieser organisatori-

schen Aufgaben einen wichtigen opportunistischen Fehler. Wir sind auf Grund aller Erfahrungen 

früherer Einheitsbewegungen der Meinung, daß allgemeine „Einheitsorgane“ ohne konkrete Aufga-

ben, ohne eine wirkliche Massenbewegung Fehlgründungen sind, die den Einheitsfrontgedanken nur 

kompromittieren. 

Uns scheint also der weise Ratschlag, bei künftigen ähnlichen Einheitsfrontaktionen die Aufgabe von 

vornherein so zu stellen, daß man nur den Mund spitzen, aber nicht pfeifen darf, nicht empfehlens-

wert, am wenigsten im gegenwärtigen Stadium der Arbeiterbewegung, wo gewiß nicht die Erfindung 

irgendwelcher neuer Einheitsorgane auf der Tagesordnung steht, sondern gerade die Entfesselung 

von Tageskämpfen. 

Die Verkennung dieser Aufgabe führt notwendigerweise auch zur Verkennung der Bedeutung unse-

rer Tagesforderungen und ihrer Verbindung mit der Regierungsfrage. 

Nicht als Bedingungen bei Regierungsverhandlungen, sondern als Kam pf f o r de r ungen  de r  

M a s s e n, die nicht durch irgendeine Zusammensetzung der Regierung, sondern nur durch den Kampf 

der Massen durchzusetzen sind, standen die vierzehn Forderungen mit vollem Recht im Vordergrunde 

unserer Agitation. Die Art und Weise ihrer Verbindung mit der Regierungsfrage aber mußte entspre-

chend der Entwicklung unseres Kampfes gegen die SPD geändert werden. Am Anfange im Verlauf 

der Wahlkampagne erklärten wir uns bereit, eine SPD-Regierung zu ermöglichen, sofern sie für die 

Forderungen der Arbeiter eintreten würde. Als aber die SPD versuchte, uns auf diese Forderungen 

als ultimative Bedingungen festzulegen, um auf diese Weise uns die Verantwortung für das Nichtzu-

standekommen eines sozialdemokratischen Senats zuzuschieben. erklärte sich die Partei sofort bereit, 

über die Forderungen zu verhandeln. Schließlich, als die SPD die Verhandlungen sprengte, erklärten 

unsere Vertreter, daß wir das Zustandekommen eines SPD-Senats ermöglichen würden, ohne die Be-

reitschaft dazu mit irgendwelchen Bedingungen zu verknüpfen. 

Dieser letzte Schritt war aber erst auf Grund der ganzen vorangegangenen Kampagne möglich. Erst 

nachdem wir der Arbeiterschaft gezeigt hatten, daß es uns lediglich auf die Durchsetzung ihrer Inte-

ressen ankommt, daß wir nur zu diesem Zweck einen SPD-Senat herbeiführen wollen, daß aber die 

SPD um jeden Preis einer Regierungsbildung ausweicht, die sie unausweichlich vor die Frage der 

Durchführung der Arbeiterforderungen stellen würde, erst dann konnten wir ohne Formulierung irgend-

welcher Bedingungen unsere Bereitschaft zur Herbeiführung einer SPD-Regierung erklären, aller-

dings ohne darum auch in diesem Stadium die Agitation für unsere Tagesforderungen abzuschwächen. 

Hätten wir nach dem Vorschlag des Genossen Robert statt dessen die wunderbare Losung „um keinen 

Preis Koalitionspolitik aufgestellt, dann hätten wir einen verhängnisvollen Fehler begangen und die 

Manöver der SPD ungeheuer erleichtert. Dieser Vorschlag des Genossen R. zeigt am deutlichsten, daß 

er von den wirklichen Schwierigkeiten der Situation nichts begriffen hat. Er wirft der Parteileitung 

vor, daß ihr eine „klare, überlegene, voraussehende Strategie“ gefehlt habe. Aber niemand hat voraus-

gesehen [213] und konnte voraussehen, auch Genosse Robert nicht, daß die Hamburger SPD bei ihrer 

völligen Gebundenheit an die Koalitionspolitik nach der schärfsten Kommunistenhetze plötzlich das 

taktische Kunststück machen würde, uns die Regierungsbeteiligung anzubieten. Wenn durch dieses 

Manöver für eine kurze Zeit eine gewisse Verwirrung hervorgerufen werden konnte, so nur wegen des 

in meinem Artikel hervorgehobenen Fehlers, daß die Bedeutung einer „rein sozialdemokratischen“ 

Regierung zum Teil in unserer Agitation nicht genügend klar dargestellt, der Zweck der Herbeiführung 
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einer solchen Regierung, der praktische Nachweis der Unmöglichkeit, mit sozialdemokratischen Be-

gierungsmethoden den Arbeitern zu hellen, zu wenig deutlich auseinandergesetzt wurde. 

Hätte die Hamburger Organisation die Losung, die Genosse R. nachträglich erfindet, „um keinen Preis 

einen Koalitionssenat“, aufgestellt, dann wäre sie beim Gegenmanöver der SPD in eine Sackgasse 

geraten. Denn „um keinen Preis Koalitionspolitik“ heißt logisch, „um jeden Preis“ Verhinderung eines 

Koalitionssenats“, also auch um den Preis des Regierungseintritts der Kommunisten! Eine Propa-

ganda, die den Arbeitern die Verhinderung eines Koalitionssenats, die Bildung einer sozialdemokra-

tischen Regierung als höchstes Ziel hinstellt, wäre ein oppo r t un i s t i s che r  Betrug an den Massen. 

Diesen Fehler hat unsere Partei nicht begangen, sie hat mit vollem Recht betont, daß die Durchsetzung 

der Arbeiterforderungen im Vordergrund steht und daß die Duldung einer sozialdemokratischen Re-

gierung nur insofern in Frage kommt, als sie den Kampf für Arbeiterforderungen erleichtert. 

In diesem Punkt fällt der Vorwurf opportunistischer Fehler ganz auf unsern Kritiker zurück. Die Lö-

sung der taktischen Schwierigkeiten nach diesem Rezept: statt Tagesforderungen nur die Regierungs-

forderungen, wäre in der Tat noch verhängnisvoller als der entgegengesetzte Fehler einiger Genossen, 

die die Regierungsfrage möglichst beiseite lassen, die nur die Tagesforderungen in den Vordergrund 

stellen wollten. D i e  r i ch t i ge  Ve rb i ndung  zwi schen  be i den  herzustellen, das war die takti-

sche Aufgabe. Zur Lösung dieser Aufgabe konnte Genosse R. nichts beitragen, weil er die Aufgabe 

nicht einmal sieht. 

Nun zu dem zweiten „opportunistischen“ Fehler, den Genosse Robert entdeckt hat: nicht genügende 

Anwendung der Einheitsfronttaktik von unten, mangelhafte Mobilisierung, Überschätzung der Ver-

handlungen usw. Hier gibt es keine sachlichen Meinungsverschiedenheiten, sondern nur eine schiefe 

Darstellung der Tatsachen durch den Genossen R. Es ist unbestritten, daß die Hamburger Organisa-

tion ihr möglichstes zur Mobilisierung der Massen, zur Stellung aller Fragen in Betrieb und Gewerk-

schaften tun mußte. Der Erfolg der zweiten Wahl in Hamburg beweist immerhin, daß die Hamburger 

Genossen auch in der Praxis diese selbstverständliche Pflicht erfüllt haben. 

Meinungsverschiedenheiten gab es nur über eine untergeordnete praktische Frage, die ohne jeden 

Grund von R. zu einer prinzipiellen aufgebauscht wird, nämlich darüber, ob wir am Anfang der Aus-

einandersetzungen, als es uns noch nicht gelungen war, unsere Auffassungen an die Massen genügend 

heranzubringen, als die SPD durch ihr Gegenmanöver momentan die Initiative an sich gerissen hatte, 

von uns aus eine Betriebsrätekonferenz anregen sollten, die zur Regierungsfrage hätte Stellung neh-

men müssen. Das wurde aus naheliegenden Gründen abgelehnt und statt dessen beschlossen, erst 

durch eine breite Kampagne von unten die Voraussetzungen für eine solche Konferenz zu schaffen. 

Das war eine richtige taktische Maßnahme und keineswegs eine opportunistische Ablehnung der 

Massenmobilisierung. 

Ebenso trifft der Vorwurf der Überschätzung der Spitzenverhandlungen daneben. Es war richtig, die 

Tatsache des Ausweichens der SPD vor Verhandlungen mit der KPD bei gleichzeitigen Koalitions-

verhandlungen mit den bürgerlichen Parteien vor den sozialdemokratischen Arbeitern gebührend an-

zuprangern. 

Die Regierungsfrage und die Propaganda des Kampfes um die Macht 

In den Mittelpunkt meines Artikels stellte ich die Frage, wie man vor der Arbeiterschaft die Ableh-

nung des Regierungseintritts begründen und [214] die Auseinandersetzung über diese Frage zur Pro-

paganda unserer Auffassung von der Eroberung der Macht ausnützen soll. So selbstverständlich es 

für einen Kommunisten ist, daß die Kommunistische Partei nicht in eine Regierung innerhalb des 

bürgerlichen Staates eintreten kann (es sei denn, daß das ein in Ausnahmefällen möglicher taktischer 

Schritt zur unmittelbaren Sprengung dieses Staates wäre), so wenig selbstverständlich ist es für die 

Masse der von den Reformisten beeinflußten Arbeiter, die sich sogar von der Koalition mit den bür-

gerlichen Parteien Positives versprechen. Zu diesem, dem schwierigsten Problem, hat Genosse R. gar 

nichts zu sagen. 

In der gegebenen Situation galt es, zweierlei zu zeigen: 
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1. daß der Regierungseintritt der Kommunisten nicht zum Nutzen, sondern zum Schaden der Arbei-

terschaft wäre, 

2. daß die KPD allein für die Macht des Proletariats kämpft, während die Koalitionspolitik der SPD 

nicht ein Weg zur Eroberung der Staatsmacht, sondern das schwerste Hindernis auf diesem Wege ist. 

Dem Nachweis der ersten Behauptung sollte die Erinnerung an die Erfahrungen des Jahres 1923 die-

nen. Genosse R. entrüstet sich aus diesem Anlaß ganz überflüssigerweise darüber, daß dies „eigent-

lich der Beginn einer Parteidiskussion über den Oktober 1923“ wäre. Es gibt Lehren des deutschen 

Oktobers – das einzig Positive, das er hinterlassen hat –, die ohne jede Parteidiskussion jedem poli-

tisch denkenden Arbeiter bekannt sind. Diese Lehren der Arbeiterschaft im Bewußtsein zu erhalten, 

das ist unsere Pflicht, wenn es auch Genossen gibt, die glauben, gegen das Urteil der Geschichte und 

des kommunistischen Weltproletariats, das in den Beschlüssen des 5. Kongresses niedergelegt ist, 

Berufung einlegen zu können. Nicht nur die kommunistischen Arbeiter, die gesamte Arbeiterschaft 

weiß, daß der Regierungseintritt der Kommunisten 1923 mit der Re i chswehr exeku t i ve  beant-

wortet wurde. Die Lehre, die dem Proletariat damals mit blutigen Schlägen eingebläut wurde, ist, daß 

jeder Versuch der Arbeiterschaft, ernsthaft ihre Forderungen durchzusetzen, selbst wenn er zunächst 

in den Grenzen der bürgerlichen Demokratie gehalten wird, auf den bewaffneten Widerstand der 

Bourgeoisie, ihres „demokratischen“ Staates stößt, daß daher das Proletariat zur Niederlage verurteilt 

ist, wenn es nicht entschlossen und vorbereitet ist, der Gewalt Gewalt entgegenzusetzen. Diese Er-

fahrungen sagen den Massen verständlicher als alle Zitate von Marx, Engels und Lenin, daß eine 

Regierung, die die Interessen des Proletariats gegen die Bourgeoisie durchsetzt, nicht aus einer par-

lamentarischen Kombination von Sozialdemokraten und Kommunisten hervorgehen und „im Rah-

men der Demokratie“ friedlich regieren kann, sondern aus dem revolutionären Kampf hervorgehen 

und mit den Mitteln der proletarischen Diktatur regieren muß*). 

[215] Aber es genügt nicht, zu beweisen, daß wir durch den Eintritt in eine Regierung des bürgerli-

chen Staates nicht Arbeiterforderungen auf friedlichem Wege durchsetzen können. Um das Spiel der 

Reformisten zu durchkreuzen, die die Koalitionspolitik als einen Weg zur Macht darstellen, müssen 

wir deutlich zeigen, daß der Zweck unserer ganzen Tätigkeit der Kampf um die Macht des Proletariats 

ist, während die ganze Tätigkeit der SPD darauf hinausläuft, diesen Kampf zu verhindern. 

Es genügt nicht, zu sagen: der Eintritt in die Regierung kommt für uns gegenwärtig nicht in Frage, 

weil keine unmittelbar revolutionäre Situation da ist (wie es einmal in unserer Hamburger Presse 

hieß). Das ist eine zu „fatalistische“ Formulierung. Sie erweckt den Eindruck: die Kommunisten tun 

jetzt nichts für die Eroberung der Macht, sie warten, bis die revolutionäre Situation herankommt. 

Wir wissen aber, daß eines der wichtigsten Fundamente der relativen Stabilisierung des Kapitalismus 

die Sozialdemokratie und ihr Einfluß in den Massen ist, daß alles darauf ankommt, die Massen dem 

Einfluß des Reformismus zu entreißen, sie zum revolutionären Kampf zu mobilisieren, weil gerade 

 
*) Die „Oktober-Diskussion“, zu der ich kein Wort gesagt habe, eröffnet Genosse R., indem er aus meinem Satz über die 

„unvermeidlichen Folgen einer kommunistischen Regierungsbeteiligung“ die Behauptung ableitet, die sich nach s e i n e r  

Logik daraus „logisch ergibt“, „daß an der Oktoberniederlage n i c h t  der Verrat der Arbeiterschaft durch die Sozialde-

mokratie, s o n d e r n  der Eintritt der Kommunisten in die sächsische Regierung schuld trägt‘. Genosse R. begnügt sich 

aber nicht mit diesem Verrat meiner Gedanken durch seine Logik (um in seinem Stile zu sprechen), sondern er behauptet 

überdies, daß diese mir von ihm unterschobene Behauptung „allen Beschlüssen der Kommunistischen Internationale wie 

der Parteitage der Kommunistischen Partei widerspricht“. Diese Behauptung zwingt mich, das Gedächtnis meines Kriti-

kers etwas zu stärken. Daß an der Oktoberniederlage n i c h t  die Sozialdemokratie, s o n d e r n  die Kommunisten schuld 

sind, hat niemand behauptet, das ist nur eine Folgerung von Roberts Logik. Die Schuldfrage ist nach meiner Meinung 

vollkommen richtig in den Beschlüssen des 5. Weltkongresses formuliert, in denen es heißt: „Nach der fast kampflosen 

Oktoberkapitulation in Deutschland, die durch den V e r r a t  d e r  s o z i a l d e m o k r a t i s c h e n  F ü h r e r  u n d  d u r c h  

d a s  V e r s a g e n  d e r  k o m m u n i s t i s c h e n  F ü h r u n g  ermöglicht wurde, war es durchaus richtig und notwendig, daß 

die Exekutive, von der starken Linksströmung in der deutschen Partei aufmerksam gemacht, mit Unterstützung der deut-

schen Linken die opportunistische Haltung der deutschen Parteizentrale verurteilte,“ Wenn also Genosse Robert meint, 

daß an der Oktoberniederlage n u r  die Sozialdemokratie schuld hat, die ihre historische Mission des Verrats erfüllte, nicht 

aber such die opportunistische Führung der KPD, die diesen Verrat erst ermöglichte, dann revidiert er die Kominternbe-

schlüsse ein wenig im Sinne Brandlers. 
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dadurch die relative Stabilisierung gesprengt und die unmittelbar revolutionäre Situation herbeige-

führt werden wird. Darum müssen wir die Frage so stellen: Wir kämpfen für eine Arbeiter- und Bau-

ernregierung, wir stellen die Forderungen, die allein zur Erringung und Sicherung der proletarischen 

Macht führen, Diese Forderungen sind durchzusetzen durch den einheitlichen Kampf der werktätigen 

Massen. Die proletarische Einheitsfront wird aber heute noch durch den Einfluß der SPD verhindert. 

Die Kommunistische Partei schafft durch den Kampf gegen die sozialdemokratische Koalitionspolitik, 

durch die Sammlung der Massen auf dem Boden des Klassenkampfes die Voraussetzungen für den 

siegreichen Kampf um die Macht. Wenn die sozialdemokratischen Arbeiter sich von der Koalitionspo-

litik abwenden und unsere revolutionären Losungen aufnehmen, dann steht der Kampf um die Macht 

auf der Tagesordnung. Da die Macht des Proletariats nicht in Hamburg allein errichtet werden kann, 

mußten diese Gedanken an den Fragen des Klassenkampfes im Reiche, an der Stellung der SPD zum 

Bürgerblock, in der Preußen-Koalition, in den großen Wirtschaftskämpfen usw. klargemacht werden. 

Es blieb dem Genossen R. vorbehalten, in diesem klaren Gedankengang eine „opportunistische“ The-

orie zu entdecken. Er behauptet, wenn man die Ablehnung des Regierungseintritts der KPD damit 

begründet daß die SPD eine revolutionäre Politik nicht unterstützt, „so macht man die Politik der 

Kommunistischen Partei in einer revolutionären Situation von der Politik des Reformismus abhän-

gig“. Aber von einer „revolutionären Situation“ war gar nicht die Rede, sondern der klare Sinn meiner 

Darlegungen war, daß die revolutionäre Situation, in der man eventuell einen Regierungseintritt zur 

Auslösung des Machtkampfes ausnutzen könnte, deshalb nicht da ist, weil die SPD durch ihre kon-

terrevolutionäre Politik die Schaffung einer revolutionären Situation nicht allein in Hamburg, sondern 

in Deutschland verhindert. 

Darauf hinzuweisen waren wir durch die Argumentation der SPD-Führer gezwungen. Der Vorsit-

zende der Hamburger SPD, Leu t e r i t z  (nicht Ehrenteit, wie ich in meinem Artikel irrtümlich 

schrieb*), sprach von der Unmöglichkeit einer Revolution auf dem Kontinent. In diesem Zusammen-

hang als E r wi de r ung  darauf (was Robert entweder nicht begriffen hat oder in seiner Polemik mit 

Absicht unterschlägt) führte ich den Gedanken aus, daß die Revolution in Deutschland gegenwärtig 

gerade dadurch verhindert wird, daß die Führer der reformistischen Massenorganisationen sich mit 

aller Kraft dagegen stemmen, während sie jederzeit möglich wäre, wenn ADGB und SPD ernsthaft 

den gemeinsamen Kampf mit den Kommunisten, mit dem revolutionären Proletariat wollten. Wenn 

reformistische Führer uns eine Koalition anbieten, sollte es verboten sein, darauf zu antworten: [216] 

jederzeit, wenn ihr gemeinsam mit uns die Massen zum revolutionäre. Kampf für den Sturz des Bür-

gerblocks, für die Enteignung der Großkapitalisten, für die Entwaffnung der Bourgeoisie, für die 

Macht der Räte aufruft? 

Für das Hamburger Ländchen konnte man das demagogische Koalitionsangebot der SPD nicht direkt 

durch diese klare Antwort entlarven, weil eben für Hamburg allein die Frage der Staatsmacht nicht 

ernsthaft gestellt werden kann. Eben deshalb habe ich die anderen taktischen Möglichkeiten, die im 

Reich und in Preußen in einer ähnlichen Situation gegeben wären, dem gegenübergestellt. Dabei habe 

ich allerdings eine Übertreibung begangen, als ich schrieb, daß man d i e se  Forderungen (das sind 

die oben genannten Übergangsforderungen) „aller Voraussicht nach“ als Aktionslosungen in den 

Massen stellen und mit der Regierungsfrage verbinden könnte, wenn sich beispielsweise eine Mehr-

heit von KPD und SPD im Reiche oder in Preußen ergäbe, „ohne daß sich das relative Stärkeverhält-

nis zwischen diesen Parteien zu unseren Ungunsten verschiebt“. Es müßte richtiger heißen: „wenn 

sich das relative Stärkeverhältnis entsprechend zu unseren Gunsten verschiebt“. Denn es handelt sich 

hier um die Voraussetzungen für den Übergang zum Machtkampf. 

Genosse Robert hat eine eigentümliche, aber keineswegs originelle Methode zur „Widerlegung“ mei-

ner Gedanken gewählt. „Es  s i nd  n i ch t  ge r ade  s eh r  k l uge  Leu t e“, sagt Lenin in seiner Schrift 

gegen Kautsky, „d i e  dem  Gegne r  e i ne  o f f ens i ch t l i che  Dum m he i t  zu sch r e i be n, um  

s i e  dann  zu  wi de r l ege n.“ Genosse Robert unterschiebt mir Voraussetzungen, die ich nie gemacht 

habe, zieht daraus Folgerungen, die ich nie gezogen habe, und erklärt dann stolz: „Tr o t z  de r  

 
*) Siehe diese Zeitschrift, Jahrgang 10, Seite 745. 
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o f f ens i ch t l i chen  Uns i nn i gke i t  dieser ganzen Theorie muß sie auf das entschiedenste zurück-

gewiesen werden.“ 

Die „offensichtliche Unsinnigkeit“, die Genosse R. aus meinem Artikel herausdestilliert hat, um an 

ihrem Opportunismus seinen radikalen Scharfsinn zu erproben, sieht so aus: „Wenn eine parlamen-

tarische Mehrheit im Reiche oder in Preußen vorhanden ist, dann muß man die Frage der Verhand-

lungen mit der SPD über die Regierungsbildung im unmittelbaren Zusammenhang mit der Eroberung 

der politischen Macht als konkrete Propaganda- und Aktionslosungen stellen.“*) 

Wir wollen dieser von Robert entdeckten unsinnigen Theorie den Sinn meiner Ausführungen gegen-

überstellen. 

1. Habe ich niemals „die Frage der Verhandlungen mit der SPD über die Regierungsbildung“ als 

„konkrete Propaganda- und Aktionslosung“ vorgeschlagen, sondern als „konkrete Propagandalosung 

und Aktionslosung einer nicht fernen Zukunft“ habe ich genannt „den Sturz der Bourgeoisie, die 

Bewaffnung der Arbeiterschaft, die Herrschaft der Arbeiterräte“. Den Zusammenhang mit der Regie-

rungsfrage habe ich nie anders aufgefaßt, als es in allen unseren offiziellen Erklärungen geschehen 

ist, nämlich daß wir uns an einer Regierung beteiligen, für sie die Verantwortung übernehmen kön-

nen, nur wenn sie diese Forderungen durchsetzt. 

2. Wenn ich dabei an der Propaganda unserer Hamburger Genossen Kritik übte, so nicht deshalb, 

weil ich andere Gedanken propagiert wissen wollte, sondern weil ich meinte, daß man diese Gedan-

ken „nicht als abstrakte allgemeine Wahrheit, sondern als konkrete Propagandalosung und Aktions-

losung einer nicht fernen Zukunft“ hätte in die Diskussion werfen müssen. Das heißt, statt zu sagen: 

„Nach den Lehren von Marx und Lenin übernehmen wir erst dann die Regierung, wenn diese Bedin-

gungen erfüllt sind, diese fehlen jedoch wegen der relativen Stabilisierung des Kapitalismus mußte 

man sagen: „Wir sammeln die Massen zum Kampf für diese Forderungen. Wir können sie heute noch 

nicht durchsetzen, weil die reformistischen Verräter ihren ganzen Einfluß dagegen aufbieten, durch 

die Erfahrungen der kommenden Kämpfe und durch die ,Erfolge‘ der Koalitionspolitik werden sich 

die Massen von der Richtigkeit unserer Losungen überzeugen, sich um [217] uns sammeln, und so 

werden wir die Voraussetzungen dafür schaffen, daß wir von der Propaganda dieser Losungen zu 

ihrer Verwirklichung übergehen.“ 

3. Selbstverständlich habe ich nicht die konkrete Propaganda unserer Übergangsforderungen von dem 

Vorhandensein einer SPD- plus KPD-Mehrheit abhängig gemacht. 

Wir wollen jedoch nicht verabsäumen, jenen Punkt hervorzuheben, in dem Genosse R. uns in der Tat 

an „Radikalismus“ übertrifft. Er erklärt, in einer unmittelbar revolutionären Situation seien vorüber-

gehende Wendungen an die reformistischen Spitzen nicht ausgeschlossen. „Aber diese Wendungen 

können n i ch t  den Zweck haben, über die Regierungsbildung zu verhandeln, sonde r n  die sozial-

demokratischen Arbeitermassen auf ihrem Wege zur Revolution noch weiter zu stoßen. Daß ist eben 

,da s  Neu e‘, das Hamburg anzeigt und Genosse Lenz scheinbar nicht verstanden hat.“ (Sperrungen 

von mir. L.) 

Ich muß allerdings gestehen, daß ich nach den lichtvollen Ausführungen des Genossen Robert dieses 

„Neue“ noch immer nicht verstehe. Bis zu den Auseinandersetzungen in Hamburg konnte man sich 

also in revolutionären Situationen zum Zwecke von Regierungsverhandlungen an die Reformisten 

wenden, seither aber nicht mehr? Und vor den Hamburger Erfahrungen hatten Regierungsverhand-

lungen nicht den Zweck, die sozialdemokratischen Arbeiter auf dem Wege zur Revolution vorwärts 

zu stoßen? Die Gegenüberstellung von „über die Regierungsbildung verhandeln“ und „die sozialde-

mokratischen Arbeitermassen auf ihrem Wege zur Revolution noch weiter zu stoßen“ ist wieder ein 

Musterbeispiel Robertscher Dialektik. Bisher hielt ich es für eine Binsenwahrheit, daß Kommunisten 

über die Regierungsbildung überhaupt nur dann verhandeln dürfen, wenn die Verhandlungen dem 

Zwecke dienen, die Arbeiter zur Revolution zu stoßen. Warum es uns aber jetzt ein für allemal un-

möglich sein soll, Verhandlungen zu diesem Zwecke zu führen, ist mir unbegreiflich. Bekanntlich 

 
*) Jahrgang 11 dieser Zeitschrift, Heft 6, Seite 191. 
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hat Len i n  zum Nachweis der Unvermeidlichkeit des Aufstandes noch im September 1917 den Re-

formisten Verhandlungen über die Regierungsfrage vorgeschlagen und diesem Schritt eine solche 

Bedeutung beigemessen, daß er in dem berühmten Briefe über „Marxismus und Aufstand“ die Tat-

sache dieses Angebots und seiner Ablehnung als eine der Vorbedingungen des sicheren Sieges her-

vorhob. Soll dieses Beispiel nicht mehr gelten, weil Hamburg etwas ganz Neues gezeigt hat? Eine so 

fundamentale Entdeckung hätte doch einer näheren Erläuterung bedurft! 

Es scheint mir durchaus möglich, daß gerade beim Herannahen einer unmittelbar revolutionären Si-

tuation, bei dem dann unvermeidlichen stärkeren Hervortreten der Zentristen, die sich dann durch 

eine möglichst radikale Phraseologie der Massenstimmung anpassen, in einer Lage, wo gerade 

dadurch der Einfluß der Reformisten auf die Arbeitermassen noch groß ist, die Frage der gemeinsa-

men Übernahme der Macht an uns gestellt werden kann. Werden wir dann antworten: „Wir sind für 

die proletarische Diktatur, in der Sozialdemokraten nichts zu tun haben, wir können von euch Refor-

misten nicht verlangen, daß ihr Revolutionäre werdet, weil das nur ,Illusionen erzeugen‘ würde?“ 

Diesen Radikalismus des Genossen R. kann ich nicht teilen. Um die sozialdemokratischen Arbeiter 

zur Revolution zu stoßen, müßte man den Reformisten antworten: „Wir kämpfen für eine den Arbei-

terräten verantwortliche Regierung, die sich auf das bewaffnete Proletariat stützt und die Bourgeoisie 

rücksichtslos niederwirft. Wir werden mit j edem  zusammengehen, der d i e se  Forderungen unter-

stützt. Wollt ihr das, dann sind wir zu Kompromissen in anderen Fragen bereit. Wollt ihr das nicht, 

dann werden wir die Massen zum Kampf, auch gegen euch, aufrufen.“ 

So könnte man und müßte man nach unserer Auffassung unsere revolutionären Losungen mit der 

Regierungsfrage verknüpfen, wenn man weder durch taktisches Ungeschick die Manöver der Refor-

misten unterstützen, noch durch eine zweite Zeigner-Regierung die Massen ins Verderben führen 

wollte. Ein Robertscher „Radikalismus“, der nur die Alternative sieht, entweder über die Regierungs-

bildung zu verhandeln oder die Massen zum Kampfe zu mobilisieren, würde das Spiel der Zentristen 

erleichtern, [218] Nach diesen Leistungen der Kritik des Genossen Robert scheint es mir doch eine 

gewisse Übertreibung, wenn er sie als Muster einer „wirklich bolschewistischen Kritik“ hinstellt. Das 

Bemühen, opportunistische Fehler aufzudecken, ist gewiß nützlich, und dafür gibt es ein weites Feld. 

Aber der Versuch, den Opportunismus gerade an der Taktik unserer Hamburger Genossen herauszu-

finden, hat sich als ein Versuch am untauglichen Objekt erwiesen. Die Behauptung des Genossen R., 

„daß es uns nicht gelungen ist, wenigstens in einen Teil der sozialdemokratischen Arbeiterschaft un-

sere Fragestellung zu tragen“, ist inzwischen durch die Ergebnisse der Wahl vom 19. Februar wider-

legt worden. Man kann also aus dem „gründlichen und tiefschürfenden“ Diskussionsartikel unseres 

Kritikers das Fazit ziehen, daß er Dinge widerlegt hat, die nicht behauptet wurden, daß dafür aber die 

Dinge, die er behauptet hat, durch die Tatsachen widerlegt worden sind. 

LITERATUR 

Grundfragen der kommunistischen Gewerkschaftsarbeit 
Der Band X der Marxistischen Bibliothek*) 

enthält die wichtigsten Äußerungen Lenins über die Gewerkschaften in der Epoche vor und nach der 

Machteroberung. Das Studium dieses Sammelbandes ist gegenwärtig in der Zeit der Verschärfung 

des Klassenkampfs und der Ausdehnung der Streikbewegungen bei gleichzeitiger Orientierung der 

reformistischen Gewerkschaftsbürokratie auf die Eingliederung der Gewerkschaften in den kapitalis-

tischen Wirtschafts- und Staatsapparat von großer Wichtigkeit für die richtige Durchführung der 

kommunistischen Aufgaben in den Gewerkschaften. Das Charakteristische der Äußerungen Lenins 

über die Gewerkschaften ist die konkrete lebendige Behandlung der Gewerkschaftsfragen im  Rah-

m en  de s  a l l gem e i nen  po l i t i s chen  Kl a s senkam pf s. 

Die Arbeit der Kommunisten in den Gewerkschaften und die Durchführung der gewerkschaftlichen 

Aufgaben ist bei Lenin nicht etwas Besonderes, Ressortmäßiges, sondern ein Bestandteil des allge-

meinen politischen Kampfes der Kommunistischen Partei und der Arbeiterklasse. 

 
*) N. Lenin: „Über Gewerkschaften.“ Verlag Literatur und Politik. 
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Die Gewerkschaften haben als Organisationen zum Kampf um Verbesserung der Lebensbedingungen 

der Arbeiter breite Arbeitermassen erfaßt. Sie sind eine Schule des proletarischen Klassenkampfs. 

Die Gewinnung der Mehrheit dieser gewerkschaftlich organisierten Arbeiter für den revolutionären 

Klassenkampf ist die Voraussetzung für den Sieg des Proletariats über die Bourgeoisie. Deshalb müs-

sen die Kommunisten auch dann, wenn die reformistischen Führer noch vorbehaltloser und offener 

in das kapitalistische Lager übergehen, in den Gewerkschaften arbeiten und „d i e  oppo r t un i s t i -

s chen  und  soz i a l chauv i n i s t i s chen  Füh re r  bekämpf e n, um  d i e  Ar be i t e r k l a s se  au f  

unse r e  Se i t e  z u  b r inge n“. In dem Maße, wie wir Kommunisten verstehen, den Kampf der Ar-

beiter um ihre elementarsten Tagesforderungen zu führen, wird sich unser Einfluß in den Betrieben 

und Gewerkschaften verbreitern und vertiefen. Das  genüg t  j edoch  n i ch t. Der Arbeiter, der sich 

des Gegensatzes zum Unternehmer bewußt ist, der für Lohnerhöhung und gegen die Hetzarbeit 

kämpft, ist damit noch nicht unbedingt überzeugt von der Unve r sö hn l i chke i t de r  K l a s senge -

gensä t z e zwischen Bourgeoisie und Proletariat. Die Aufgabe der Kommunisten ist es, in Verbin-

dung mit den Erfahrungen der Arbeiter im Kampf um Verbesserung der Lebensbedingungen und 

gegen alle Unterdrückungsmaßnahmen der Bourgeoisie die Ur s ache n dieser Verhältnisse aufzuzei-

gen und nachzuweisen, warum, solange das Privateigentum an Produktionsmittels und der bürgerli-

che Staat besteht, eine wesentliche Verbesserung der Lebenslage der Arbeiter unmöglich ist. Indem 

wir Kommunisten in Verbindung mit den Fragen des Lohnes, der Arbeitszeit usw. den Arbeitern 

konkret die Zoll-, Steuer- und Mietpreispolitik, die Schlichtungspolitik, die „demokratisch“-parla-

mentarische Zehnstundentag-Gesetzgebung der Regierung und ihrer Parteien enthüllen und den Zu-

sammenhang zwischen verschärfter Ausbeutung in den Betrieben, Verpfaffung der Schule und im-

perialistischer Politik aufzeigen, lehren wir die Arbeiter, a l l e  Er sche i nungen  de s  ge se l l -

s cha f t l i chen  Le bens  vom  pro l e t a r i s chen  Kl a s sens t andpunk t  zu beurteilen. Die „rein 

gewerkschaftliche“ Vertretung der Arbeiterforderungen würde eine Unterstützung der bürgerlichen 

Anschauung von der Möglichkeit der „Verbesserung der Lebenslage der Arbeiter im Zusammenhang 

mit der Entwick-[219]lung der kapitalistischen Wirtschaft“ bedeuten und die reformistische Lehre 

von der Verminderung der Klassengegensätze, von dem Ausgleich der Arbeiter- und Unternehmer-

interessen unterstützen. In dem Aufsatz „Sozialismus und Arbeiterbewegung“ sagt Lenin: 

„Das Bewußtsein der Arbeitermassen kann kein wirkliches Klassenbewußtsein sein, wenn die Arbeiter nicht 

an konkreten und dabei unbedingt aktuellen politischen Tatsachen und Ereignissen es lernen, jede der anderen 

Gesellschaftsklassen in allen Erscheinungen ihres intellektuellen, sittlichen und politischen Lebens zu be-

obachten, wenn sie es nicht lernen, die materialistische Analyse und die materialistische Beurteilungsweise 

auf die gesamte Tätigkeit und das gesamte Leben sämtlicher Klassen, Schichten und Gruppen der Bevölkerung 

in der Praxis anzuwenden.“ 

„Diese allseitige politische Entlarvung ist eine notwendige und grundlegende Bedingung für die Erziehung der 

Massen zur revolutionären Aktivität.“ 

Über den Zusammenhang zwischen ökonomischem und politischem Kampf gibt Lenin folgendes le-

bendige Bild: 

„Für den Höchststand der Bewegung (1905) ist die sehr breite ökonomische Grundlage des Kampfes charak-

teristisch: Der politische Streik beruhte in diesem Jahre auf der festen und soliden Basis des ökonomischen 

Streiks. Die Zahl der Teilnehmer ist bei ökonomischen Streiks höher als bei den politischen Streiks ... Politi-

scher und ökonomischer Streik unterstützen folglich einander. Die eine Kampfform bildet eine Kraftquelle für 

die andere. Ohne enge Verbindung dieser zwei Streikarten ist eine wirklich breite Massenbewegung, eine Be-

wegung von gesamtnationaler Bedeutung unmöglich ... Im Kampf um Verbesserung ihrer Lebensbedingungen 

schwingt sich die Arbeiterklasse gleichzeitig zu einem höheren geistigen, moralischen und politischen Niveau 

empor, wird sie fähiger, ihre großen Befreiungsziele zu verwirklichen.“ 

Diese Worte Lenins sollten sich vor allem unsere Betriebszellen merken und danach handeln, denn 

heute beschäftigen sich die Betriebszellen fast nur mit Betriebsfragen und a l l gem e i nen  politischen 

Fragen, aber sie reagieren nicht auf die konkr e t en  Erscheinungen des politischen Lebens. Ebenso 

behandeln die kommunistischen Gewerkschaftsfraktionen sehr oft die Lohn- und Arbeitszeitfragen 

als „rein ökonomische“ Fragen ohne Zusammenhang mit dem allgemeinen Klassenkampf des Prole-

tariats gegen Trustherrschaft und Bürgerblock. Es genügt auch nicht, in den Gewerkschaften Stellung 
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zu nehmen gegen die Unterordnung der Reformisten unter die Schlichtungspolitik, gegen die Arbeits-

zeitpolitik der reformistischen Führer im Reichstag u. a. es muß vielmehr in Verbindung mit den 

Tagesfragen die bürgerliche Ideologie, wie sie von den Reformisten vertreten wird, bekämpft werden 

(„unsere Rationalisierung“, „unsere Wirtschaft“, „unser Staat“). Das geschieht gegenwärtig in den 

Gewerkschaften nur ungenügend. Die Folge ist, daß die einzelnen arbeiterfeindlichen Handlungen 

der reformistischen Führer oft als individuelle Verrätereien kritisiert werden, ohne daß den Arbeitern 

ins Bewußtsein gehämmert wird, wieso die Handlungsweise der Reformisten die Konsequenz ihrer 

bürgerlichen Wirtschafts- und Staatspolitik ist. 

Eines der Mittel der Reformisten zur Verschleierung ihrer wirtschaftsfriedlichen Politik ist die soge-

nannte „Neu t r a l i t ä t  de r  Gewer kscha f t e n“. In seinem Aufsatz „Über Partei und Gewerkschaf-

ten“ sagt Lenin darüber: 

„Die Klasseninteressen der Bourgeoisie erzeugen unvermeidlich das Bestreben, die Gewerkschaften auf eine 

kleinliche und enge Tätigkeit auf dem Boden der bestehenden Ordnung zu beschränken, sie von jeder Verbin-

dung mit dem Sozialismus fernzuhalten, und d i e  N e u t r a l i t ä t s t h e o r i e  i s t  d a s  i d e o l o g i s c h e  G e -

w a n d  d i e s e r  b ü r g e r l i c h e n  B e s t r e b u n g e n.“ 

Das schrieb Lenin 1908. Inzwischen haben die reformistischen Führer durch ihre Kriegspolitik und 

kapitalistische Wirtschaftspolitik der Nachkriegszeit das Wesen ihrer „Neutralität“ enthüllt. In dem 

Maße des Fortschreitens der relativen Stabilisierung des Kapitalismus haben die reformistischen Führer 

versucht, die Gewerkschaften zu einem Bestandteil der kapitalistischen Wirtschaft zu machen, wie die 

Sozialdemokratische Partei zu einem unentbehrlichen Bestandteil des kapitalistischen Staates gewor-

den ist. (Hilferding in Kiel.) Die programmatische Erklärung der Reformisten, daß die Gewerkschaften 

die Aufgabe haben, in die kapitalistischen Wirtschaftsorgane einzudringen, um sie von innen heraus zu 

erobern, daß diese Aufgabe aber nur zu verwirklichen sei in Verbindung mit der Koalitionspolitik der 

SPD, ist die Grundlage für die Zusammenarbeit der reformistischen Gewerkschaftsführer mit der Sozi-

aldemokratischen Partei Die Gewerkschaften haben die „Neutralität“ im politischen Kampf zwischen 

Proletariat und Bourgeoisie aufgegeben. Sie stellen o f f en  die Organisation in den Dienst des kapita-

listischen Staates. Diese Rolle der Gewerkschaften als stärkste Stütze der Koalitionspolitik der SPD 

erfordert die verschärfte Bekämpfung der sozialdemokratischen Politik in den Gewerkschaften. 

Eine der zentralen Losungen, mit denen die reformistische Bürokratie die Arbeiter für ihre wirt-

schaftsdemokratischen Illusionen einzufangen versucht, ist die Losung „Kontrolle der Wirtschaft“. 

„Das ist in jedem Falle Selbstbetrug, das ist Betrug, Verschleierung der Tatsache, daß solange die Macht der 

Kapitalisten besteht, s o l a n g e  d i e  P r o d u k t i o n s m i t t e l  E i g e n t u m  d e r  K a p i t a l i s t e n  s i n d, die De-

mokratie mehr oder weniger weitgehend, mehr oder weniger zivilisiert sein mag, in Wirklichkeit aber i m m e r  

b ü r g e r l i c h e  D i k t a t u r  bleibt.“ (Lenin.) 

An anderen Stellen seiner Schriften sagt Lenin klar und eindeutig, daß die Arbeiterkontrolle der Pro-

duktion schon im Prozeß der Machteroberung durch das Proletariat beginnt, [220] und zwar in dem 

Maße, wie die Bewaf f nung  de s  P r o l e t a r i a t s  und die Erweiterung der Macht der Rä t e  ge-

schieht, daß aber eine planmäßige und erfolgreiche Durchführung der Kontrolle erst nach der 

Machteroberung möglich ist. Die Reformisten glauben auf dem Wege des Ausbaues von Wirt-

schaftsparlamenten (Reichswirtschaftsrat, Bezirkswirtschaftsräte u. a.), d. h. von  oben  her, im Rah-

men des kapitalistischen Staates, die „Kontrolle der Wirtschaft“ durchführen zu können, während alle 

revolutionären Erfahrungen beweisen, daß die Arbeiterkontrolle ein Teil des revolutionären Macht-

kampfs ist und abhängt von dem revolutionären Kampfwillen der Arbeiter in den Betrieben. Zur Il-

lustration zitieren wir einen Auszug aus dem Dekret der Sowjetregierung über die Arbeiterkontrolle: 

„Die Arbeiterkontrolle wird ausgeübt von allen Arbeitern des betreffenden Unternehmens durch ihre gewähl-

ten Organe, wie Betriebs-, Fabrikkomitees, Ältestenräte usw. 

Für jede Großstadt, für jedes Gouvernement oder Industriegebiet wird ein örtlicher Rat der Arbeiter-

kontrolle geschaffen, der als Or gan  de r  Sowj e t s  de r  Arbe i t e r-, So l da t e n- und  Baue r nde -

pu t i e r t en  aus Vertretern der Berufsstände, der Betriebs- und Fabrik- und anderen Arbeiterkomitees 

und Arbeiterkorporationen sich zusammensetzt.“ 
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Aus diesem Dekret geht klar hervor, daß die Arbeiterkontrolle nicht eine Betriebsfrage ist, sondern 

die Frage der politischen Macht der Arbeiter-, Soldaten- und Bauerndeputiertenräte. Lenin sagt: 

„Wenn wir ,Arbeiterkontrolle‘ sagen, wobei wir diese Losung stets n e b e n die der ,Diktatur des Proletariats‘ 

stellen, immer unmittelbar h i n t e r sie, so machen wir dadurch klar, um welchen Staat es sich handelt. Der 

Staat ist das Organ der Herrschaft einer Klasse ... Handelt es sich um den proletarischen Staat, d. h. um die 

Diktatur des Proletariats, so kann die Arbeiterkontrolle zu einer gesamtnationalen, allumfassenden, allgegen-

wärtigen, allergenauesten und gewissenhaftesten Rechnungslegung über die Produktion und Verteilung der 

Produkte werden.“ 

* 

Sind die Gewerkschaften in der Periode vor der Machteroberung ein Sammelbecken breiter Arbeiter-

massen und eine Schule des Klassenkampfs, so haben sie nac h de r Mach t e r obe rung  d i e  Auf -

gab e, ,j ene  K l a s se  z u  o r gan i s i e r e n, d i e  a n  d i e  S t e l l e  de r  f r ühe ren  ausbeu t enden  

Kl a s se  ge t r e t en  i s t“, sie haben als „Schule des Kommunismus“ zu wirken. 

„Die Aufgabe der Gewerkschaften ist, diese Millionen und aber Millionen von Werktätigen von einer mehr 

einfachen Tätigkeit zu einer komplizierteren zu dirigieren, unermüdlich immer neue Schichten aus dem Re-

servoir der Werktätigen zu mobilisieren und sie empor zu heben bis zu den schwierigsten Aufgaben, auf diese 

Weise eine immer breitere und breitere Masse für die Verwaltung des Staates zu erzielen, eins zu werden mit 

dem Kampfe des Proletariats, das seine Diktatur aufgerichtet hat und vor der gesamten Welt behauptet ...“ 

Die Durchführung dieser Aufgaben in der Zeit des Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus ist 

deshalb besonders kompliziert, weil die Gewerkschaften im Interesse des sozialistischen Aufbaues 

ihre Kräfte für die Erhöhung der Arbeitsproduktivität einsetzen müssen und zugleich die Klassenin-

teressen der Werktätigen, die Hebung ihrer materiellem und kulturellen Lage zu vertreten haben. 

„Darum ist es bei Reibungen und Konflikten zwischen einzelnen Gruppen der Arbeiterklasse und einzelnen 

Institutionen und Organen des Arbeiterstaats die Aufgabe der Gewerkschaften, die möglichst schnelle Beile-

gung der Konflikte anzustreben unter maximalen Vorteilen für die von ihnen vertretenen Arbeitergruppen und 

ohne Schaden für die Entwicklung des Arbeiterstaats und seiner Wirtschaft als Ganzes. Denn nur diese Ent-

wicklung kann die Grundlage schaffen für das materielle und geistige Wohlergehen der Arbeiterklasse.“ 

* 

Im Rahmen einer Buchbesprechung ist es nur möglich, einige Grundfragen der Gewerkschaftsbewe-

gung aus der Fülle des Materials hervorzuheben, das in dem Buch „Lenin über Gewerkschaften“ 

behandelt wird. Die Bedeutung dieser Fragen für die Strategie und Taktik der Kommunistischen Par-

tei erfordert, daß in Verbindung mit den Kampferfahrungen der Partei der Inhalt dieses Buches zum 

Gegenstand der Durcharbeitung in Funktionär- und Zellenkursen gemacht wird. W. U l b r i ch t. 

* 

„Das kommunistische Manifest“ 

mit Vorreden von Karl Marx und Friedrich Engels sowie Materialien zur Geschichte des Bundes der Kommunisten. Vierte 

durchgesehene und erweiterte Auflage. Intern. Arbeiterverlag 1927, Preis 80 Pfennig. 

Gerade zur rechten Zeit, wo durch den 80. Geburtstag des kommunistischen Manifestes das Interesse 

an der Geburtsurkunde des modernen Kommunismus in den weitesten Kreisen neu belebt wurde, 

erscheint diese neue Ausgabe in der Sammlung der Elementarbücher des Kommunismus (Band 1). 

Genosse Hermann Duncker, dem wir die gediegenen, populären, sorgfältigen Ausgaben der Grund-

schriften des Marxismus in dieser Serie verdanken, hat auch diese neue Ausgabe gegenüber der 3., 

die Anfang 1924 herauskam, [221] um zwei interessante Stücke vermehrt. Neben den „Statuten des 

Bundes der Kommunisten“ und der außerordentlich bedeutsamen „Ansprache der Zentralbehörde“ 

aus dem Jahre 1850, die auch schon in den früheren Ausgaben dem Text des Manifestes beigegeben 

waren, enthält diese ein Dokument über die Vereinbarung zwischen Marxisten und Blanquisten (nach 

dem im ersten Bulletin des Marx-Engels-Instituts abgedruckten Text) und einige markante Stellen 

aus den „Enthüllungen über den Kommunistenprozeß“, in denen Marx scharf gegen die „ultralinke“ 

Fraktion Willich-Schapper Stellung nimmt. 
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Gegenüber dem albernen Geschwätz der Reformisten, die die Bolschewisten des „Blanquismus“ be-

schuldigen, um den Gedanken der proletarischen Diktatur als „unmarxistisch“ zu diskreditieren, ist 

der dokumentarische Nachweis einer gemeinsamen Spitzenorganisation von Marxisten und Blanquis-

ten, die als erstes Ziel den „Sturz aller privilegierten Klassen, ihre Unterwerfung unter die Diktatur 

des Proletariats“ proklamiert, sehr bedeutsam. In dem letzten Teil des Anhangs finden wir (5. 76) jene 

prophetischen Worte, die auch heute noch die Grenze zwischen unserer marxistisch-leninistischen 

Auffassung der Weltrevolution als einer historischen Epoche gegenüber der trotzkistischen These von 

der permanenten Revolution scharf zum Ausdruck bringen: „Während wir den Arbeitern sagen: Ihr 

habt 15, 20, 50 Jahre Bürgerkriege und Völkerkämpfe durchzumachen, nicht nur um die Verhältnisse 

zu ändern, sondern um euch selbst zu ändern und zur politischen Herrschaft zu befähigen, sagt ihr im 

Gegenteil: Wir müssen gleich zur Herrschaft kommen oder wir können uns schlafen legen.“ 

Dokumente von historischer Bedeutung sind auch die Vorreden von Marx und Engels aus den Jahren 

1872, 1882, 1883 und 1890, von denen jede eine bestimmte Stufe der Entwicklung der Arbeiterbe-

wegung und des Marxismus wiederspiegelt, besonders bedeutsam die Vorrede von 1872, die als ein-

zigen gegenüber dem Manifest zu ergänzenden Punkt die Lehre der Kommune anführt, daß „die Ar-

beiterklasse nicht die fertige Staatsmaschine einfach in Besitz nehmen und sie für ihre eigenen Zwe-

cke in Bewegung setzen kann“. 

Zu dem Abdruck der Vorworte des Genossen Duncker scheint es uns nötig, eine kritische Bemerkung 

zu machen, Wenn D. in dem Vorwort von 1923 von „politischen Etappenzielen vor der Diktatur des 

Proletariats“ spricht, als Beispiel die Arbeiterregierung nennt und dieses „Etappenziel“ mit den im 

Manifest erwähnten ökonomischen Maßregeln der Diktatur des Proletariats vergleicht (S. 12) und 

wenn er in der Schilderung der Expansion des Kapitalismus, wie sie im Manifest gegeben wird, eine 

Art Vorwegnahme der Akkumulationstheorie von Rosa Luxemburg sieht (S. 11), 50 entspricht das 

den zur Zeit der Abfassung dieses Vorworts in der KPD vorherrschenden Anschauungen. Wir machen 

dem Genossen D. selbstverständlich keinen Vorwurf daraus, daß er dieses Vorwort unverändert ab-

gedruckt hat, obwohl diese Anschauungen heute in der Partei überwunden sind und gewiß auch nicht 

mehr von dem Genossen D. geteilt werden. Da dieses Buch aber hunderttausenden Arbeitern in die 

Hände kommt, die über die Anschauungen der KPD und ihre Entwicklung nicht so genau informiert 

sein können wie geschulte Parteigenossen, und da hunderttausende und wie wir hoffen, Millionen 

Arbeiter jedes Wort und jeden Satz dieser Programmschrift des Kommunismus als Ausdruck der 

Grundsätze der KPD und der Komintern ansehen, so wäre es nicht nur zweckmäßig, sondern geradezu 

notwendig gewesen, in dem neuen Vorwort eine entsprechende Korrektur dieser Punkte des älteren 

Vorworts anzubringen. Wir hoffen, daß Genosse Duncker diesen Mangel in einer späteren Auflage, 

die ja gewiß nicht lange auf sich warten lassen wird, beseitigt. 

Möge das kommunistische Manifest in seiner neuen Gestalt wiederum Millionen deutsche Arbeiter 

erreichen, sie mit seinen unsterblichen Sätzen, von denen jeder für den revolutionären Klassenkampf 

und gegen den Reformismus zeugt, zum Klassenbewußtsein wecken und so den Tag der Erfüllung 

seiner großen Botschaft beschleunigen.  Lz. 

* 

Zur Kritik des „Politischen Grundwissens des jungen Kommunisten“ 

In Nr. 19 des Jahrgangs 10 dieser Zeitschrift ist eine Kritik des „Grundwissens“ von H. Dunck e r  

erschienen, die an einer ganzen Reihe von Beispielen die Oberflächlichkeit und Unzulänglichkeit 

dieser Arbeit nachweist. Der Verfasser des ökonomischen und politischen Teiles des Lehrbuchs, Ch. 

Wur m, wendet sich in einem längeren Schreiben gegen diese Kritik und sucht ihr Unsachlichkeit 

nachzuweisen. Genosse Duncker ist durch seine ganze literarische Tätigkeit und seine langjährige 

Arbeit im Dienste der Verbreitung des kommunistischen Grundwissens über einen solchen Vorwurf 

erhaben. Es fehlt uns der Raum, dieses ganze Schreiben samt der Antwort, die es notwendig machen 

würde, abzudrucken. Wir verweisen auf die „Jugendinternationale“, 9. Jahrgang, Nr. 4, in der die 

wichtigsten Stellen aus der Antikritik des Genossen Wurm und die Stellungnahme der Agitprop des 

EK der KJI zu den strittigen Fragen abgedruckt sind. Wir müssen uns hier [222] auf die Wiedergabe 

einiger sachlicher Bemerkungen des Genossen W. und eine kurze Antwort darauf beschränken. 
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Zu den Zitaten, deren Nachweis D. vermißt, bemerkt W., sie seien „leider nur von Marx, Engels und 

Lenin, worüber auch eine Bemerkung im Vorwort vorgesehen war, aber übersehen wurde“. W. meint, 

daß der Nachweis von Zitaten nicht am Platze sei, weil dem jugendlichen Arbeiter die angezogene 

Literatur meist nicht zur Verfügung stehe. Dagegen verspricht die Agitprop der KJI, bei der nächsten 

Auflage die Quellenangaben in Fußnoten zu bringen. Die „stilistischen Unebenheiten“, von denen 

das Buch wimmelt, entschuldigt W. damit, daß die Arbeit „in knapp drei Wochen geschrieben werden 

mußte und noch dazu in einer Zeit, in der der Verfasser mit anderer Arbeit überhäuft war“. Diese 

Entschuldigung für den Autor ist eine schwere Anklage gegen die Organisation, die den Auftrag ge-

geben hat. Denn daß unter solchen Bedingungen nichts Zweckentsprechendes geschaffen werden 

konnte, versteht sich von selbst. 

Nun zu den sachlichen Fehlern: 

Die Verwechslung von „Produktenwert“ und „Wertprodukt“ (S. 37) erklärt W. als einen Druckfehler, 

was der Verlag bestätigt. Die Erklärung des absoluten Mehrwerts (S. 41: „Die Menge des Mehrwerts, 

die durch Verlängerung des Arbeitstags übe r  da s  no t wend i ge  M a ß  produziert wird, nennen wir 

den absoluten Mehrwert.“) will W. mit Berufung auf Kautskys „ökonomische Lehrens“ rechtfertigen, 

wo es heißt: „Den durch Verlängerung des Arbeitstags produzierten Mehr wert nennt Marx absoluten 

Mehrwert“ und bemerkt dazu: „Hier könnte Genosse H. D. genau so gut mit einer kritischen Bemer-

kung einsetzen. Doch wollen wir ihm bei diesem Punkt Gerechtigkeit widerfahren lassen und erklä-

ren, daß wir an dieser Stelle gegen eine Formulierung von Genossen H. D. , die die Sache klarstellen 

würde, nichts einzuwenden gehabt hätten, was er aber auch nicht tut.“ (!). Genosse W. versteht nicht, 

daß sein Fehler so dem mißverständlichen (von uns unterstrichenen) Ausdruck „über das notwendige 

Maß liegt; gegen die Erklärung von Kautsky ist nichts einzuwenden, zumal sie wörtlich dem „Kapi-

tal“ (Bd. I, Volksausgabe, S. 264) entnommen ist. 

Den Einwand des Genossen D. , daß die Produktion des relativen Mehrwerts als einziger Grund für 

die Entwicklung der Technik angeführt, der wirkliche Grund, der Zwang der Konkurrenz, verschwie-

gen wird, bezeichnet W. als eine „Entstellung“ und beruft sich auf seinen Satz: „Die Produktion von 

relativem Mehrwert hat somit eine ständige Revolution der technischen und gesellschaftlichen Be-

dingungen des Produktionsprozesses zur Voraussetzung.“ (S. 43.) Er vergißt nur, daß es auf derselben 

Seite auch heißt: „Die Produktion von relativem Mehrwert zwingt zum technischen Fortschritt.“ Das 

ist eine klare Formulierung der vom Genossen D. mit Recht abgelehnten Erklärung des technischen 

Fortschritts. 

In der Frage der Darstellung der Entwicklung der Monopole hat W. in einem Punkt recht, in dem 

anderen unrecht. Er hat recht, wenn er gegenüber H. D. darauf hinweist, daß auch für die Entstehung 

der Kombinationen Gründe der Konkurrenz maßgebend sind, er hat aber unrecht, wenn er mit Beru-

fung auf Hilferdings „Finanzkapital“ abstreiten will, daß das Kartell eine der Kombination voraufge-

hende Entwicklungsform ist. 

Schließlich stellt Genosse W. zur Kritik seiner Zahlenangaben fest, daß sie dem statistischen Werk 

von Wojtinski entstammen, wobei auf Seite 49 ein Druckfehler unterlaufen ist. Es muß statt 1.113.829 

heißen: 2.113.829. (Nebenbei bemerkt, kritisiert D. nur die Zahlenangabe auf Seite 49, die Kritik in 

bezug auf Seite 37 richtet sich gegen andere Punkte. W. verteidigt in seiner Antikritik sowohl nach 

dem uns vorliegenden als auch nach dem in der , „Jugendinternationale“ abgedruckten Text Zahlen-

angaben auf Seite 37, die dort gar nicht zu finden sind.) 

Genosse W. schließt seine Erwiderung mit den Worten: „Wir wollen mit dieser ,objektiven‘ Kritik, 

die eine Reihe subjektiver Schattenseiten in sich birgt, zu Ende kommen. Sie ist ein Musterbeispiel 

dafür, wie eine Kritik nicht erfolgen sollte und die im übrigen untauglich ist, diesen ernsten Versuch 

entsprechend den Wünschen der Herausgeber auch nur ein Stück Wegs vorwärts zu bringen. Doch 

ob dies unser Freund H. D. bezweckte, wer vermag es nach seiner ,Kritik‘ zu bejahen?“ 

Wir überlassen dem Leser das Urteil, ob der Verfasser einer so mangelhaften Arbeit das Recht hat, 

sich gegen eine sachliche Kritik in dieser Form zu wehren. Übrigens hat Genosse Duncker nur einige 
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Beispiele für die s a c h l i chen  Fehler zusammengestellt, man könnte die Aufzählung noch bedeutend 

verlängern. 

Die Redaktion der „Internationale“ [223] 

* 

Marx-Engels-Archiv II. Band 

Herausgegeben von D. Rjazanow, Marx-Engels-Verlagsgesellschaft m. b. H., 

Frankfurt a. M. 1927 

Der zweite Band der deutschen Ausgabe des Marx-Engels-Archivs bringt die Manuskripte von Fried-

rich Engels zu seiner geplanten zusammenfassenden Arbeit über „Dialektik der Natur“. Nach der 

Veröffentlichung des Manuskripts über die „Deutsche Ideologie“ und dem ersten Band der Marx-

Engels-Gesamtausgabe wieder eine außerordentliche Bereicherung unserer Kenntnisse über die Ent-

wicklung des dialektischen Materialismus! Wie alle wichtigen neueren Veröffentlichungen der Ma-

nuskripte von Marx und Engels, so ist auch die vorliegende Publikation eine wissenschaftlich-revo-

lutionäre Tat, die nur dank der durch den ersten Arbeiterstaat geschaffenen Forschungsbedingungen 

vollbracht werden konnte und in sinnfälliger Weise die innige Verbundenheit der marxistischen For-

schung und der Marx-Forschung mit der marxistisch-leninistischen Praxis demonstriert. 

Die unter der zusammenfassenden Überschrift „Dialektik und Naturwissenschaft“ veröffentlichten 

Manuskripte enthalten aphoristische Aufzeichnungen über Grundbegriff der Logik und Naturwissen-

schaft. Der Umstand, daß hier eine Reihe von Problemen behandelt wird, auf die Marx und Engels 

sonst in keiner ihrer Schriften eingehen, verleiht diesen aphoristischen mitten in der Arbeit und in der 

Lektüre entstandenen Bemerkungen eine außerordentliche Bedeutung; die aphoristische Darstellung 

selbst, die uns in die geistige Forschungsstätte des großen Dialektikers einen Einblick gewährt, gibt 

ihnen einen eigenartigen Reiz. Die Tendenz, von der die naturdialektischen Untersuchungen von En-

gels restlos getragen werden, ist die Bekämpfung der seichten, undialektischen, oberflächlich-empi-

rischen Auffassungen, die in der Naturwissenschaft der sechziger und achtziger Jahre und in der bür-

gerlichen Naturwissenschaft im allgemeinen in bezug auf die philosophischen, d. h. logisch-erkennt-

nistheoretischen Grundbegriffe und Grundbeziehungen geherrscht haben. Gegenüber dem selbstge-

fällig-seichten Empirismus der mechanischen Materialisten und der Naturwissenschaftler greift En-

gels, der dialektische Materialist, auf die hegelische Logik zurück und zeigt, daß ein tieferes Ver-

ständnis für die begrifflichen Zusammenhänge, ohne die auch die Tatsachen der Natur nicht richtig 

verbunden werden können, nur durch bewußte Anwendung der dialektischen Methode gewonnen 

werden kann. Engels zeigt sich in diesen Aufzeichnungen als ein Meister der dialektischen Behand-

lung und Auflösung der Gegensätze im Denken und in der Natur. Es kommt ihm überall darauf an, 

die Schranken solcher Gegensätze, ihre Begrenztheit und Relativität aufzuzeigen, ohne irgendwie 

dem philosophischen Relativismus Konzessionen zu machen. Diese dialektische Kritik der seinerzei-

tigen Naturwissenschaft ist daher von demselben Grundgedanken erfüllt, der Lenins Auseinanderset-

zungen mit den erkenntnistheoretischen Tendenzen einiger moderner Physiker beherrscht. Für die 

Geschichte der Dialektik ist von besonderer Bedeutung die überaus intensive Auswertung der hege-

lischen Logik, die also in veränderten Formen und Beziehungen, aber während der ganzen Zeit der 

Entwicklung des dialektischen Materialismus und nicht nur in der Jugendzeit von Marx und Engels 

(wie dies die sozialdemokratischen Gegner der Dialektik behaupten) einen bedeutenden Einfluß auf 

die materialistische Dialektik ausübte. 

Umfassende Problemgebiete werden bei Engels in wenigen gedrängten Sätzen beleuchtet. Welche 

Fülle von Anregungen für eine heutige wirklich in die Details eingehende konkrete materialistische 

Forschung enthalten z. B. folgende Sätze: 

„Naturwissenschaft wie Philosophie haben den Einfluß der Tätigkeit des Menschen auf sein Denken bisher 

ganz vernachlässigt. Sie kennen nur Natur einerseits, Gedanken anderseits. Aber gerade die Veränderung der 

Natur durch den Menschen, nicht die Natur als solche allein, ist die wesentlichste und nächste Grundlage des 

menschlichen Denkens, und im Verhältnis, wie der Mensch die Natur verändern lernte, in dem Verhältnis 

wuchs seine Intelligenz.“ (S. 165.) 
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Und welche Tiefe des Denkens, welche Klarheit über die Grenzen des mechanischen Materialismus 

drückt der folgende Satz aus: 

„Wir werden sicher das Denken einmal experimentell auf molekulare und chemische Bewegungen im Gehirn 

,reduzieren‘: ist aber das Wesen des Denkens damit erschöpft?“ (S. 167.) 

Wenn die bürgerlichen und sozialdemokratischen Neukantianer sowie überhaupt alle bewußten und 

unbewußten Revisionisten nach solchen Sätzen noch vom vulgären und metaphysischen Materialis-

mus bei Engels sprechen, so heißt dies den dialektischen Materialismus entweder nicht verstehen 

können oder nicht verstehen wollen. 

Die Linie der Naturdialektik bei Engels ist: Kampf gegen die in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun-

derts vorherrschende platte „induktive“ Naturauffassung, schärfste Herausarbeitung der begrifflichen 

Zusammenhänge. Eine besondere Bedeutung kommt dabei jenen Ausführungen zu, in denen Engels 

die Plattheit der schematischen Anwendung des Darwinismus auf die Gesellschaftswissenschaft, wie 

überhaupt aller Versuche zeigt, die menschliche Gesellschaft nach Analogien aus der Natur zu erklä-

ren. In diesen Zusammenhang gehört such die ausführliche Polemik gegen die undialektische Ver-

wendung des Begriffs der „Arbeit“ bei Helmholtz, wo umgekehrt ökonomische Begriffe in die phy-

sikalischen Vorgänge hineingelegt werden. 

[224] Stellen die aphoristischen Aufzeichnungen den Werdegang der Engelsschen Untersuchungen 

dar, so geben die alte Vorrede zum „Anti-Dühring“ mit den Noten zum „Anti-Dühring“ und die „Alte 

Einleitung mir Naturdialektik“ die Grundgedanken in mehr abgeschlossener Form wieder. 

Die im engeren Sinne naturwissenschaftlichen Ausführungen von Engels sind freilich in weitgehen-

dem Umfang veraltet. Dies gilt namentlich für das umfangreiche Manuskript über die Elektrizität. 

Um so weniger veraltet, sondern umgekehrt eine Quelle immer neuer Belehrung und fruchtbarer An-

regung zu neuer dialektischer Forschung sind die Ausführungen von Engels, die sich auf die begriff-

lichen Formen des naturwissenschaftlichen Denkens beziehen. Die dialektischen Aphorismen gehö-

ren zu den Glanzstücken der sozialistischen Literatur. Er wäre unbedingt nötig, sie in einer Antholo-

gie mit entsprechenden Erläuterungen den breiten Kreisen des naturwissenschaftlich interessierten 

Proletariats zugänglich zu machen. 

Der zweite Band des Marx-Engels-Archivs enthält noch wertvolle Ergänzungen zum Anti-Dühring, 

namentlich längere Ausführungen über den Begriff der Gewalt, anonyme Rezensionen von Engels 

über den 1. Band des Kapitals, einige unbekannte, interessante Briefe von Lassalle und eine große 

Anzahl von ausführlichen Buchbesprechungen, aus denen wir eine zusammenfassende Analyse eini-

ger wichtiger Werke der modernen bürgerlich-soziologischen Literatur von August Tha l he imer  

sowie eine außerordentlich gründliche Besprechung des Buches „Von Machiavelli bis Lenin“ von 

Karl Vorländer, aus der Feder von Karl Schmückle hervorheben. 

Wenn auch das Marx-Engels-Archiv schon infolge des Preises sowie infolge des Umstandes, daß zu 

seiner Benützung gründliche Schulung die Vorbedingung ist, zunächst nur von verhältnismäßig we-

nig Arbeiterlesern studiert werden kann, so sollen unsere Funktionäre doch darauf drängen, daß es in 

allen Arbeiter- und kommunalen Bibliotheken angeschafft wird. A. Fried. 

* 

Weißgardistenphilosophie 

Sergius Bulgakow: „Die Tragödie der Philosophie“ (Darmstadt, 1927, Otto Reichl Verlag) 

Der Name Bulgakow ist dem deutschen Leser aus der Analyse bekannt, die Rosa Luxemburg seinen 

Studien über die kapitalistischen Absatzmärkte widmete. Neben Struve und Tugan Baranowsky ge-

hörte er zu den Vertretern des „legalen“ Marxismus. Die „legalen“ russischen Marxisten landeten auf 

dem Wege der theoretischen Begründung der uneingeschränkten Entwicklungsfähigkeit des Kapita-

lismus bei der bürgerlichen Ökonomie und schließlich bei der Gegenrevolution. Das vorliegende Buch 

ergänzt diese Entwicklung durch eine verworrene mystische Religionsphilosophie, die in der heiligen 

Dreieinigkeit die Lösung für alle Fragen findet, die die Philosophie nicht beantworten konnte. 
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Bulgakow ist konsequenter als Struve, der den neukantianischen Idealismus mit der Politik der russi-

schen Emigration vereinigen wollte. Denn die Ideologie der russischen weißgardistischen Emigration 

ist eine Ideologie der Restauration, der Wiederherstellung der politischen, ökonomischen und kultu-

rellen Zustände und Normen des feudalen Rußlands. Es ist also nur folgerichtig, auf alle Halbheiten 

zu verzichten und in der allein seligmachenden Kirche die „Urgestalt“, die Offenbarung der göttlichen 

Wahrheit, zu erblicken. Hegels Dialektik wird als Häresie, als Gotteslästerung angesehen, überhaupt 

sind alle Philosophen der Neuzeit Ketzer, auch die idealistischen Denker Kant und Fichte. 

Das Buch verdient nicht nur als Dokument für den Weg der weißgardistischen Ideologie Interesse. 

Die Eigenart der Emigration, ihre relative Isolierung vom lebendigen Strom des gesellschaftlich-öko-

nomischen Prozesses, bringt es mit sich, daß in der Emigrantenliteratur gewisse Tendenzen viel rück-

sichtsloser zum Ausdruck gebracht werden, als dies in den ideologischen Erzeugnissen der Bourgeoi-

sie sonst der Fall ist. So bringt Bulgakow den Bankrott der bürgerlichen Philosophie und die Flucht 

zur Religion klarer zum Ausdruck als die heutige deutsche, französische oder englische Universitäts-

philosophie. Letzten Endes ist aber die Weißgardisten-Emigrantenphilosophie der Ausdruck der heu-

tigen Verfassung des Kapitalismus in seiner Niedergangsperiode überhaupt. A. F-d. 

* 

Druckfehlerberichtigung* 

In Heft Nr. 6 der „Internationale“ vom 15. März 1928 sind uns in dem Artikel von Leonid: „Der 

Kampf um die Eisenerzvorräte der Welt“, sinnstörende Druckfehler unterlaufen. 

Auf Seite 178, Zeile 22 von oben, muß es anstatt „Wel t e i s enum sa t ze s“ heißen: „Welteisenerz-

umsatzes; auf Seite 179, Zeile 6 von oben, muß es anstatt „nie von der einmal ...“ heißen: „wi e  von 

der einmal ...“ 

[225] 

  

 
* Die Druckfehler wurden beseitigt. KWF 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 15. April 1928 ⁕ Heft 8 

Abrechnung! 

Lx. Nach einer bedeutsamen Epoche der deutschen Geschichte geben die Wahlen zum Reichstag und 

zu den wichtigsten Länderparlamenten den werktätigen Massen Gelegenheit, ihr Urteil über die Po-

litik der vergangenen Jahre zu sprechen. Die vier Jahre, die seit der Wahl vom Dezember 1924 ver-

gangen sind, waren Jahre der S t ab i l i s i e r ung  und  Ra t i ona l i s i e r ung  de s  deu t s chen  Ka -

p i t a l i sm u s. In der Zeit der scharfen Zuspitzung der Nachkriegskrise und der Inflation hielten die 

Verteidiger der bestehenden Ordnung, insbesondere die sozialdemokratischen Agenten der Bourgeoi-

sie im Lager der Arbeiterklasse, die Massen vom revolutionären Kampfe ab mit der Begründung, 

man könne „das Elend nicht sozialisieren“, die werktätigen Massen müßten ihren Teil von der allge-

meinen Not tragen, an allem Übel sei der verlorene Krieg, die zerrüttete Währung schuld. 

Als dann mit Hilfe des Ausnahmezustandes und der Reichswehrexekutive von 1923 die sozialen, mit 

Hilfe der amerikanischen Kredite auf Grund des Dawes-Plans die ökonomischen Voraussetzungen 

für die Stabilisierung des deutschen Kapitalismus geschaffen waren, da eröffneten die sozialdemo-

kratischen Anbeter der Dollarsonne einen neuen Propagandafeldzug, um die Arbeiterklasse für den 

Aufbau des Kapitalismus auf ihre Kosten gefügig zu machen. Jetzt hieß es, die Ra t iona l i s i e run g 

sei notwendig, um die Konkurrenzfähigkeit der deutschen Industrie wieder herzustellen, dies sei die 

Voraussetzung für die Rückkehr der Erwerbslosen in den Produktionsprozeß, für Lohnerhöhungen, 

Arbeitszeitverkürzung und Preissenkung. In der Tat gelang es den Reformisten, in den Jahren 1925 

bis 1926, in der Zeit der schlimmsten Verelendung der Arbeiterschaft, die Arbeitskämpfe auf ein 

Minimum herabzudrücken, selbst in einer für Arbeitskämpfe so günstigen Zeit wie bei dem Auf-

schwung der Konjunktur während des englischen Bergarbeiterstreiks Ende 1926. 

H i l f e r d i ng  hatte den traurigen Mut, die unerhörte Steigerung der Ausbeutung durch die kapitalis-

tische Rationalisierung als einen Erfolg des sozialdemokratischen Einflusses im Staate zu preisen. 

„Wenn es gelungen ist,“ sagte er in seiner Rede auf dem Parteitag in Kiel, „bei einer Arbeitslosigkeit 

von mehr als zwei Millionen im großen und ganzen für die Arbeiter den Reallohn zu halten, dann 

haben wir diese S i che rung  de s  Rea l l ohnes  vor allem deswegen durchführen können, weil der 

politische Einfluß der Arbeiterklasse groß genug gewesen ist, um mit diesen Methoden der Arbeits-

losenversicherung, des Schiedsgerichts und des Tarifwesens wenigstens eine Senkung des Lohnes zu 

verhindern.“ 

Daß bei dieser „Sicherung des Reallohnes“ die Arbeiter für den gleichen Lohn ihre Leistung um 20 

bis 50 Prozent und noch mehr steigern mußten, das kümmert den großen „Marxisten“ nicht. Er hat 

die einfache Berechnung von Marx*) vergessen, die zeigt, daß eine übermäßige Leistung, die dem 

Arbeiter nicht mehr die volle Reproduktion seiner Arbeitskraft ermöglicht und seine Arbeitskraft 

vorzeitig verbraucht, eine Bezahlung der Arbeitskraft [226] unter ihrem Wert bedeutet. Nehmen wir 

an, daß die Leistungssteigerung um durchschnittlich ein Drittel etwa den Verlust eines Drittels der 

Arbeitsfähigkeit bedeutet, was beispielsweise zutrifft, wenn die Arbeiter, statt wie früher, vom 20. 

bis zum 50. Jahre dreißig Jahre lang mit voller Arbeitskraft arbeiten zu können, jetzt bereits mit 40 

Jahren nach zwanzigjähriger Arbeit so verbraucht sind, daß sie das Hetztempo im rationalisierten 

Betriebe nicht vertragen, so bedeutet das, daß der Arbeiter bei gleichem Lohn um ein Drittel des 

Wertes seiner Arbeitskraft geprellt wurde. Das ist nicht eine abstrakte Spekulation, sondern das er-

weist sich, wenn man die Statistik der Erwerbslosen und Krisenunterstützten nach dem Lebensalter 

betrachtet und mit den Erfahrungen der „rationalisiertes“ Betriebe in Amerika vergleicht, als eine 

äußerst reale und für die deutsche Arbeiterschaft äußerst bedrohliche Tatsache. 

Mit vollem Recht bezeichnete Hilferding in diesem Zusammenhange den Lohn als einen „po l i t i -

s chen  Loh n“. Die Arbeiter haben sich für ihre elenden Lohnverhältnisse nicht nur bei den Parteien 

des Bürgerblocks, sondern in erster Linie bei der SPD zu bedanken, die ja für die von Hilferding 

 
*) „Das Kapital“, Bd. I, S. 195. 
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gepriesenen po l i t i s chen  Einrichtungen zur Lohnregelung, wie das Schlichtungswesen, in erster 

Linie die Verantwortung trägt. Gerade eine Betrachtung der Lohn- und Arbeitszeitverhältnisse in 

jenen Ländern, in denen Sozialdemokraten nach der Hilferdingschen Theorie durch ihren Einfluß in 

der Regierung die Wirtschaft „organisieren“ helfen, gibt unmittelbaren und eindringlichen Aufschluß 

darüber, was die Theorie, nach der Staatskapitalismus plus Koalitionspolitik als Sozialismus ange-

priesen wird, in der Praxis bedeutet. 

Die abso lu t e  Verelendung des Proletariats, von der man sprechen muß in einer Zeit dauernder 

Massenerwerbslosigkeit, bei einem Lohnniveau, das nur bei übermäßiger Anstrengung durch Über-

stunden und Akkordschinderei ein kümmerliches Existenzminimum ermöglicht, zeugt desto ein-

dringlicher gegen den kapitalistischen Wiederaufbau und seine Unterstützung durch die Reformisten, 

weil diese Verelendung mit der offenkundigen gewaltigen Steigerung des Reichtums, der Kapitalsak-

kumulation auf dem anderen Pole der Gesellschaft verbunden ist. 

Jetzt muß sogar der „Vorwärts“ die Bilanz der kapitalistischen Rationalisierung mit den Worten ziehen: 

„Die Arbeiterschaft hat in dieser Periode schwere Opfer gebracht: Massenarbeitslosigkeit, lange Arbeitszeit, 

Lohndruck, hohe Preise. Sie hat die Rationalisierung getragen und aus ihrer Substanz bezahlt. Der Arbeiter-

schaft die Lasten – dem Unternehmertum der Konjunkturgewinn.“*) 

Diese späte Einsicht, der keinerlei praktische Konsequenzen entsprechen, wird nicht in Vergessenheit 

bringen, daß es die sozialdemokratischen Gewerkschaftsführer waren, die sich dessen rühmten, daß 

sie die Rationalisierung zuerst gefordert hätten, daß sie es waren, die auf die Rationalisierungsdenk-

schrift des Reichsverbandes der Deutschen Industrie vom Dezember 1925 mit der Erklärung ihrer 

Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit den Unternehmern antworteten, die den grundsätzlichen Kampf 

der Kommunisten gegen die kapitalistische Rationalisierungsoffensive als „Maschinenstürmerei“ 

verhöhnten. 

Die Unterstützung der kapitalistischen Rationalisierung durch die Abwürgung jeder Massenbewe-

gung für Arbeitszeitverkürzung und Lohnerhöhung war natürlich nicht eine zufällige Entgleisung, 

sondern das notwendige Produkt einer Politik, die den Arbeitern eine Interessengemeinschaft mit der 

[227] kapitalistischen Wirtschaft, mit dem bürgerlichen Staat vortäuschen will. Die Politik der SPD 

mußte Koalitionspolitik, Zusammenarbeit mit der Bourgeoisie gegen die Arbeiterklasse bleiben, auch 

als sie, aus der Reichsregierung ausgestoßen, gezwungen war, im Reichstag Opposition zu spielen. 

Wenn jetzt die Sozialdemokraten, insbesondere die „Linken“, diese erzwungene Scheinopposition 

als eine „grundsätzliche“ hinstellen wollen, muß man an die Feststellung Löbes  auf dem Kieler 

Parteitag erinnern, „daß nach dem Sturz des Kabinetts Marx (das war Ende 1926. D. V.) e i ne  e r -

d r ückende  Mehr he i t  i n  de r  F rak t i on  be r e i t  wa r, i n  d i e  Reg i e r ungskoa l i t i on  e in -

zu t r e t e n.“**) 

B r e i t s che i d  hat das Bekenntnis Keils auf dem Heidelberger Parteitag, daß man in der Opposition 

so handeln müsse, wie wenn man in der Regierung wäre, in der Form wiederholt, es sei „Pflicht“ der 

SPD, „auch in der Opposition jene Zurückhaltung zu üben, die durch die Tatsache geboten ist, daß 

wir genötigt sein werden, zunächst wieder mit anderen das Kabinett zu bilden.“***) 

Diese „zurückhaltende“ Opposition hat sich in den letzten Wochen vor der Reichstagsauflösung bis 

zur offensten und vordringlichsten Unterstützung des Bürgerblocks entwickelt. Der Drang, den bür-

gerlichen Parteien wieder einmal zu beweisen, wie gut es sich mit der SPD regieren ließe, hat selbst 

wahltaktische Bedenken zurückgedrängt. Die SPD hat sich mit den Regierungsparteien zu jenem 

Bund der „sieben Parteien“ vereinigt, der Hindenburgs Notprogramm durchpeitschte. Sie hat nach 

einigen demagogischen Scheinmanövern gegen den Bau des Panzerschiffes den Marine-Etat bewil-

ligt und auch ihren Br aun  im Reichsrat auf das Veto gegen den Panzerschiffbau verzichten lassen. 

Sie hat Stresemanns Schwenkung gegen die Sowjetunion wie ein Agent provocateur Chamberlains 

 
*) „Vorwärts“ vom 1. April 1928, Morgenausgabe. 
**) Protokoll S. 196. 
***) Protokoll S. 209. 
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nicht nur unterstützt, sondern mit aller Kraft zu verschärfen und zu beschleunigen gesucht. Sie hat 

schließlich diese ganze Politik der Unterstützung des Bürgerblocks durch das Verbrechen gegen die 

proletarischen politischen Gefangenen gekrönt. 

Erst sorgte die SPD dafür, daß der größte Teil der kommunistischen Reichstagsabgeordneten, von der 

Polizei gehetzt, im Wahlkampf nicht auftreten kann, dann inszenierte sie jene wüste Prügelei im Par-

lament, die sie zur Diskreditierung der Kommunistischen Partei bei den indifferenten Massen auszu-

nützen hofft, weil sie weiß, daß ihren Lügen die Reichstagsabgeordneten der KPD, die Augenzeugen 

jener Szene waren, fast nirgends werden entgegentreten können. 

Auf diese Weise bereitet die SPD ihren Eintritt in die Regierung vor. C r i sp i en  kündigte auf dem 

Berliner Bezirksparteitag ganz offiziell an, daß der Wahlkampf nur gegen zwei Gegner geführt wer-

den würde: Deutschnationale und Kommunisten. Also Friede und Freundschaft den Bürgerblockpar-

teien, der Deutschen Volkspartei und dem Zentrum, von denen man hofft, daß sie sich zu einer Koa-

lition bereitfinden werden. Und das, obwohl die Volkspartei nicht einmal als „republikanische“ Partei 

anerkannt wird. Denn was soll es sonst heißen, wenn S t e l l i n g, Mitglied des Parteivorstandes und 

Reichsbannerhäuptling des Berliner Gaues, als Ziel des Wahlkampfes eine „republikanische Mehr-

heit im Reichstag“ proklamiert*), hatte doch die große Koalition schon in diesem Reichstag eine 

Mehrheit mit 283 von 493 Mandaten. 

[228] In der Tat denkt die SPD nicht einmal an die Weimarer Koalition im Reich (die ja auch nicht 

besser wäre als die Große Koalition), sondern ihr einziges Ziel ist, ihre Mandatszahl so zu stärken, 

daß es der Bourgeoisie wiederum zweckmäßig erscheint, die Dienste der SPD in der Reichsregierung 

in Anspruch zu nehmen. 

Welche Rolle eine Koalitionsregierung in der gegenwärtigen Situation der Linksschwenkung der 

Massen und der Verschärfung der Klassenkämpfe spielen müßte, das hat der linke Sozialdemokrat 

Zwe i l i ng  ganz richtig formuliert: 

„Was die Bourgeoisie zur Konsolidierung ihrer Kräfte braucht und sich daher für die Zeit nach den Wahlen 

wünscht, ist eine Koalitionsregierung mit der Sozialdemokratischen Partei.“**) 

Es versteht sich, daß die „linken“ Sozialdemokraten, so lange sie Sozialdemokraten bleiben, keine 

praktischen Konsequenzen aus solchen Erkenntnissen ziehen können, sondern die Konsolidierung 

der Bourgeoisie durch ihre Zutreiberdienste für die Reformisten auf ihre Weise unterstützen. 

In dieser Situation ist die Auf gabe  de r  Komm uni s t i s chen  Pa r t e i  i m  W a hl kam pf  klar vor-

gezeichnet. Wir werden uns ebenso wenig durch den Wahlkampf von der notwendigen Arbeit für die 

Organisierung der auf der Tagesordnung stehenden Wirtschaftskämpfe ablenken, wie zu einer unan-

gebrachten Unterschätzung der Bedeutung der Wahlkampagne verleiten lassen. Wir werden die po-

litische Aufrüttelung das in Wahlzeiten wachsende politische Interesse der Massen dazu ausnützen, 

unsere Auffassung über die Organisierung des Massenkampfes für die Tagesforderungen und seine 

Steigerung zum politischen Machtkampf zu propagieren und die Kämpfe zu organisieren, wir werden 

anderseits die Erfahrungen dieser Kämpfe für unsere grundsätzliche Propaganda auswerten. Gerade 

diese Verbindung des wirtschaftlichen Tageskampfes mit der Wahlpropaganda wird es uns ermögli-

chen, unsere Gedanken insbesondere in die Betriebe und in die Massenorganisationen des Proletariats 

hineinzutragen. 

Wir werden jede Gelegenheit zur Förderung der Einheitsfront des Proletariats, zur Entlarvung der 

Reformisten als Spalter der Arbeiterbewegung ausnützen durch entschiedene Vertretung der 

 
*) Auf einer Reichsbannerkundgebung in Neukölln nach einem Bericht des „Abend“, Spätausgabe des „Vorwärts“ vom 

2. April. 
**) „Klassenkampf“ Nr. 5, S. 130. Was für ein leerer Schwätzer dieser Zweiling, Redakteur in Zwickau ist, das sieht man, 

nebenbei bemerkt, am besten aus seiner in der „Jungsozialistischen Schriftenreihe“ erschienenen Broschüre „Aufstieg 

und Niedergang der kapitalistischen Wirtschaft“, wo er neben einer Reihe anderer ähnlicher Weisheiten entdeckt, daß 

sich die Sowjetunion „in einer eigenartigen Übergangsperiode von der feudalistischen zur kapitalistischen Gesellschaft“ 

befindet!! (S. 40). 
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Tagesinteressen aller werktätigen Schichten ihren Zusammenschluß zu einem einheitlichen Kampf-

block unter der Führung des Proletariats vorantreiben. 

Wir werden den Wahlkampf als eine i n t e r na t iona l e  Pa r t e i  führen, als eine Sektion der Lenin-

schen Weltpartei. Wenn die Sozialdemokraten, unterstützt von der deutschen Sektion des Trotzkis-

mus, dem Maslow-Bund, die abgebrauchten Argumente von dem „Moskauer Diktat“, „den Interessen 

der russischen Außenpolitik“ usw. gegen uns ausspielen wollen, so werden wir mit Stolz unsere Ver-

bundenheit mit dem Zentrum der Weltrevolution betonen. In der Zeit der Verschärfung der Gegens-

ätze zwischen den imperialistischen Mächten und dem proletarischen Staat, in einer Zeit, wo der 

Friedenswille des proletarischen Staates und der Kriegswille aller bürgerlichen Staaten durch Auftre-

ten der russischen Delegation auf dem Genfer Abrüstungskongreß eindringlich vor den Augen der 

ganzen Welt demonstriert wurde, in einer Zeit, wo die deutsche Bourgeoisie die Verhaftungen im 

Donez-Becken zu erpresserischen Drohungen gegen die [229] Sowjetmacht ausnützen will und dabei 

die weitestgehende Unterstützung durch die Sozialdemokratie findet, werden wir unseren Kampf ge-

gen den deutschen und den Weltimperialismus zuspitzen und das Proletariat zur aktiven Solidarität 

mit dem Arbeiterstaat, mit dem revolutionären Proletariat und den gegen den Imperialismus kämp-

fenden Kolonialvölkern in allen Teilen der Welt aufrufen. 

Wir werden nicht wie die bürgerlichen Parteien unsere Forderungen mit leeren Versprechungen und 

Vertröstungen auf den kommenden Reichstag verbinden, sondern klar und unzweideutig den Massen 

unseren revolutionären Weg zeigen, der über die Zertrümmerung des bürgerlichen Staates, über die 

Enteignung und Nationalisierung der entscheidenden Produktionsmittel durch die Arbeiter- und Bau-

ernregierung, über die Diktatur des Proletariats zum Sozialismus führt. 

Eine in diesem Geiste geführte Wahlbewegung muß zu einer mächtigen Solidaritätsdemonstration 

für die Sowjetunion werden, innerhalb der Linksbewegung den Reformismus zurückdrängen, die 

Klärung des Klassenbewußtseins fördern und in der Bildung der Klassenfront des Proletariats einen 

Schritt nach vorwärts bedeuten. 

* 

Die Entwicklung des Linksreformismus  
Von W. H. 

Die heutigen „Linken“ in der Zweiten Internationale fußen in ihrer ganzen politischen Rolle auf ei-

nem fundamentalen Betrug. Sie geben sich den Namen, der in der sozialistischen Arbeiterbewegung 

der Vorkriegszeit einer ganz bestimmten Gruppe echter und unverfälschter Marxisten gebührte, und 

erwecken auf diese Art den Anschein, als seien s i e  die Erben jener Tradition. Aber die Linken in der 

Vorkriegssozialdemokratie, die Gruppe um Rosa Luxemburg, Franz Mehring, Klara Zetkin, Karski, 

Leo Jogiches, haben mit den heutigen Linken so wenig zu schaffen wie der Adler mit der Krähe. Was 

sich heute in der SPD oder anderen Sektionen der Zweiten Internationale „links“ schimpft, ist die 

m oder ne  Fo r m  des  Zen t r i smu s. Die linken Sozialdemokraten der Vergangenheit, die innerhalb 

des Zersetzungsprozesses der Zweiten Internationale den reinen Marxismus verteidigten, wurden 

nach dem 4. August 1914, als der Bankrott der Sozialdemokratie sich vollendete, zu den Gr ünde r n 

de r Kom muni s t i s che n In t e r na t i ona l e. Das alles sind Selbstverständlichkeiten, Aber man muß 

sie doch immer wieder mit allem Nachdruck zum Ausgangspunkt machen, wenn man den heutigen 

Erscheinungen des Linksreformismus, des Zentrismus, zu Leibe geht, weil die entscheidende Exis-

tenzmöglichkeit all der zentristischen Strömungen der Zweiten internationale gerade da r i n besteht, 

daß die allgemeine Situation der Arbeiterbewegung sich verändert hat und für jene Massen der noch 

vom Reformismus beherrschten Proletarier die heutigen „Linken“ nicht als zentristischer Sumpf, son-

dern als der „relativ beste Fl ü ge l “ ihrer Parteien erscheinen. 

Wir wollen im Rahmen dieses Artikels darauf verzichten, im einzelnen das W e s e n und den politischen 

I nha l t der zentristischen Strömungen der Zweiten Internationale und der deutschen Sozialdemokratie 

zu zergliedern, sondern uns darauf beschränken, einige ak t ue l l e politische Feststellungen über die 

letzten Erscheinungen und Veränderungen der Sozialdemokratie hinsichtlich ihrer zentristischen 
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Bestandteile aufzuzeigen. Auch das wird naturgemäß ein Beitrag zur Bewer t un g des Zentrismus, 

zur Schaffung der Voraussetzungen seiner wirksamen Bekäm pf un g sein. 

Will man nicht auf die Jahre vo r der relativen Stabilisierung des Kapitalismus zurückgreifen, als in 

verschiedenen kapitalistischen Ländern [230] Brandherde akut revolutionärer Situationen bestanden 

und die Rolle der Linksreformisten, Austromarxisten usw. ganz deutlich die eines Schutzwalles, einer 

isolierenden Schicht war, um die radikalisierten Arbeitermassen vom Abmarsch ins Lager der prole-

tarischen Revolution, ins Lager der Komintern zurückzuhalten, so muß man das J ah r  1925  als Zeit-

spanne einer bestimmten Verstärkung der zentristischen Strömungen bezeichnen. Damals trat auf 

dem Marseiller Kongreß der Zweiten Internationale O t t o  Baue r  offensiv auf, mit dem Anspruch, 

das Banner des Austromarxismus und seiner Politik siegreich durch die ganze Zweite Internationale 

flattern zu lassen. Damals hielt der Holländer S t enhu i s  Referate über die weltpolitische Situation, 

deren Hauptbestandteile den Auffassungen der Komintern – freilich ohne Schlußfolgerungen – ent-

lehnt waren. Damals segelten die Pu r ce l l  und Co. noch „hundertprozentig“ im Zeichen der Politik 

des anglorussischen Komitees und der Gewerkschaftseinheit. Und auch in Deutschland gab es eine 

verstärkte Linksbewegung innerhalb der Sozialdemokratie, die sich unten in den Massen im wach-

senden Interesse für den Aufbau der Sowjetunion (Erste Arbeiterdelegation) und im Drang nach ge-

meinsamen Aktionen (Fü r s t enen te i gnun g) äußerte, während oben innerhalb der sozialdemokra-

tischen Bürokratie die zentristischen Elemente mehr in den Vordergrund traten, teilweise sogar Posi-

tionen gegen die allgemeine rechtssozialistische Politik „eroberten“ (Sachse n) und gelegentlich so-

gar die Politik der Gesamtpartei beeinflußten (das letztere war z. B. Anfang 1926 der Fall, als die 

SPD ihren Widerstand gegen die kommunistische Parole der Fürstenenteignung und des Volksent-

scheids fallen lassen mußte). 

Damals war es die Komm uni s t i s che  I n t e r na t i ona l e, die sehr frühzeitig den neuen Prozeß ei-

ner Linksbewegung noch i nne r ha lb  der Periode der relativen kapitalistischen Stabilisierung signa-

lisierte. Man muß heute wieder daran erinnern, daß gerade d i e se r  Punkt, das Nichterkennen der 

neuen Aktivität in den proletarischen Massen, ein Hauptvorwurf des Ekk i b r i e f s  gegen die Ruth 

Fischer-Maslow war. Wenn wir trotzdem von jenem Zeitpunkt aus weder international noch im deut-

schen Maßstabe eine ge r ad l i n i ge  Fortentwicklung dieser Linksbewegung feststellen können, die 

dann gewiß den Grenzen der kapitalistischen Stabilisierung schon beträchtlich näher gekommen 

wäre, so ist es klar, daß die Haup t sc h u l d  an dieser Verlangsamung des Tempos der Linksentwick-

lung der Arbeiterbewegung das nationale und internationale Auftreten einer neuen  Hi l f s t r uppe  

de s  Menschewi sm u s, der Trotzkisten und ihrer verschiedenen Schattierungen (in Deutschland 

die U l t r a l i nke n), trägt. Betrachten wir vor allem die deutschen Verhältnisse, so zeigt sich unleug-

bar, nach dem großen Aufschwung im Zusammenhang mit der Anwendung der Einheitsfronttaktik 

anläßlich der Fürstenenteignungskampagne, schon Ende 1926, vor allem aber in der ersten Hälfte des 

folgenden Jahres und darüber hinaus eine neu e S t agna t i o n. Untersucht man die allgemeinen po-

litischen und ökonomischen Zustände, so geben s i e  keinen hinreichenden Grund dafür ab, daß sich 

in dieser Periode der Vormarsch der kommunistischen Bewegung, wie er nach dem Ekkibrief ein-

setzte, n i ch t  mit stets wachsender Beschleunigung hätte fortsetzen können. Auch die Politik unserer 

Partei in dieser Periode gibt gewiß keine Begründung dafür, wie es einige Genossen zu konstruieren 

versuchten, die dann über das „allein richtige Rezept“ zu spintisieren begannen und schließlich die 

Mißgeburt der Losung „Produktionskontrolle“ zu Tage förderten. Man muß vielmehr als einen wich-

tigen Faktor der Hemmung der revolutionären Entwicklung in jener Periode unzweifelhaft den 

T r o t zk i sm us  (bzw. die Gruppen Ruth Fischer, Maslow, Korsch, Schwarz, Katz) ansehen, der hier 

vorübergehend d i e  Ro l l e  übe r nah m, d i e  sons t  d i e  l i nks r e f o rm i s t i s chen  Füh r e r, d i e  

z en t r i s t i s chen  Soz ia l dem okra t e n, a l s  Schu t zwa l l  de r  Zwe i t en  I n t e r na t i ona l e  und  

de r  Bourgeo i s i e  ge sp i e l t  ha t t e n. Wir sagen „vorübergehend“ nicht deshalb, weil sich die 

Rolle der Trotzkisten heute verändert hätte. Aber ihre Abwi r t s cha f t ung  tritt gerade auch darin 

[231] in Erscheinung, daß sie heute nu r  noc h  e i nen  Te i l  ihrer „Pflichten“ im Interesse des Men-

schewismus und der Bourgeoisie zu erfüllen imstande sind, während die waschech t en  L i nks r e -

f o r mi s t en  w i ede r  ak t i ve r in Erscheinung zu treten beginnen. Zeitlich und ursächlich fällt mit 
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der Erledigung des Trotzkismus eine neue Aufwärtsbewegung des proletarischen Widerstandes in-

nerhalb der Sozialdemokratie zusammen, und damit auch neue Abwehrerscheinungen seitens des 

Menschewismus durch ve r s t ä r k t e s  T r e i ben  de r  Zen t r i s t e n! 

In der Periode einer gewissen Lähmung der Linksbewegung war der K i e l e r Pa r t e i t a g der deut-

schen Sozialdemokratie der deutliche Wendepunkt. Vorher hatten, vor allem in Sachsen, die zentris-

tischen Zeitungen radikale Kriegsfanfaren gegen den Parteivorstand und die preußische Koalitions-

politik geblasen. In Kiel selbst spielten sie die denkbar kläglichste Rolle. Statt, wie sie es den oppo-

sitionellen SPD-Arbeitern versprochen hatten, eine Wendung nac h li nk s vorzunehmen, vollzog der 

Kieler Parteitag mit hörbarem Ruck eine neuerliche Rech t s s chwen kung, die sich vor allem in 

dem theoretischen Referat Hilferdings ausdrückte. Hilferding verzapfte seine neu e St aa t s t heo r i e, 

die pseudowissenschaftliche Fundierung der hemmungslosen Koalitionspolitik um jeden Preis, der 

Politik der Staatserhaltung und der Interessengemeinschaft mit der Bourgeoisie und mit dem neu-

deutschen Imperialismus. 

Die Linksreformisten konnten dieser Plattform des Sozialverrats ke i ne e i gen e Po l i t i k entgegen-

stellen. Sie begnügten sich, soweit sie in Kiel überhaupt noch trotz der strengen Fuchtel des Partei-

vorsitzenden Wels aufzutreten wagten, mit einer typischen „Meckeropposition“. Noch jämmerlicher 

funktionierte die linksreformistische Presse. Ein „linkes“ SPD-Organ, die „Dresdener Volkszeitung“, 

erniedrigte sich so weit, den Leipzigern und Chemnitzern Vorwürfe zu machen, weil sie übe r haup t  

in Kiel den Mund aufgetan hätten. Und der gesamte linkssozialdemokratische Blätterwald tischte den 

SPD-Arbeitern übereinstimmend den Kieler Triumph des SPD-Rechtskurses als einen S i eg  de r  

„l i nke n“ Idee n, wenn auch unter der Obhut des Parteivorstandes, auf. Daß dieser platte Schwindel 

verfing, war eben nur möglich, weil in dieser Periode innerhalb der Arbeiterschaft der SPD eine ge-

wisse Stagnation eintrat, ermöglicht durch die maslowistisch-trotzkistische Behinderung der kommu-

nistischen Bewegung. 

Aber der damalige Vorgang war typisch für diese Periode. Auf der Grundlage einer besonderen Stufe 

der relativen Stabilisierung des Kapitalismus mußte die Sozialdemokratie einen gewis sen  Sp i e l -

r au m, sowohl gegenüber den Kommunisten als auch gegenüber der Bourgeoisie, gewinnen. Die 

Konzentration der kapitalistischen Macht in den Händen des Trustkapitals, deren politischer Aus-

druck der Bürgerblock war, e r l aub t e  der SPD, sich etwas freizügiger, scheinbar „unabhäng ige r“ 

gegenüber der Bourgeoisie aufzuführen, ohne daß dadurch unmittelbar auch nur der leiseste Schim-

mer einer Ge f äh r dung  der kapitalistischen Klassenherrschaft eintreten konnte. Der Ausdruck die-

ser Manövrierfähigkeit gegenüber der Bourgeoisie war die parlamentarische Sche inoppos i t i on  

der Sozialdemokratie gegen die Bürgerblockregierung im vergangenen Jahr. So lendenlahm und prin-

zipienlos diese Opposition betrieben wurde – selbst wenn es nur parlamentarische Komplikationen 

gab, kapitulierte die SPD regelmäßig vor den Wünschen Hindenburgs und der Marx-Regierung! –, 

die linksreformistischen Führer gaben diese Politik ihren Anhängern gegenüber trotzdem als die lang-

ersehnte „s e l b s t änd i ge  soz i a l i s t i s che  Po l i t i k“ aus. 

Während sich die SPD praktisch und theoretisch immer weiter nac h  r ech t s entwickelte, dabei aber 

zugleich, auf Grund der besonderen Situation und des Spielraums zum Manövrieren, ihrer bürgerli-

chen Politik ein „l i nke s“ Män t e l chen  umhängte, ve r l o ren  d i e  z en t r i s t i s chen  Füh r e r  ih-

rerseits den Sp i e l r aum  zur  En t f a l t ung  i h r e r  Kr ä f t e. Die Politik, die der Parteivorstand und 

die Gesamtpartei betrieben, war ja – bei Lichte besehen – wirklich „ihre“ Politik: r ech t e [232] Hand-

lungen, verbrämt mit l i nke n Phrasen. Die Differenz bestand darin, daß nicht Paul Levi, Max Sey-

dewitz, Böchel, Liebmann oder Zweiling, sondern Hermann Müller und Wels, Hilferding und Rudolf 

Breitscheid das Rezept anwendeten. Die linken Helden verloren den Boden unter den Füßen und 

kap i t u l i e r t en  voll und ganz, ketteten sich noch fester als je zuvor an den Parteivorstand und die 

Politik der Gesamtpartei. Ihnen blieben ke i ne  e i genen  Nuancen  mehr, sie hatten keine Oppo-

s i t i ons s t e l l ung mehr; denn um eine solche einzunehmen, hätten sie in dieser Situation eine wirk-

lich g r undsä t z l i ch  ande r e  P r ax i s  vorschlagen müssen, hätten also den eigenen Zentrismus 

über Bord werfen müssen. Aber man kann von Fröschen nicht verlangen, daß sie zu fliegen beginnen! 
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Die Sozialdemokratie bot in dieser Periode unstreitbar das Bild einer gewissen Konso l i d i e run g. 

Tatsächlich hatte der Druck der SPD-Arbeiter auf ihre Partei nachgelassen, eine gewisse Besänf t i -

gun g der Widerstandstendenzen gegen die sozialdemokratische Politik war eingetreten. Heute, wo 

diese Periode been de t ist, muß man aussprechen, daß es sicherlich auch in unseren Reihen Stim-

mungen gegeben hat, den Grad der Konsolidierung der SPD zu übe r schä t ze n. Solche Stimmungen 

waren zweifellos die ideologische Grundlage, auf der sich die Tendenzen zu einer Ände r ung  de r  

Po l i t i k  de r  Pa r t e i  gegenübe r  de r  SPD, einem Abrücken von den Beschlüssen des Es sene r  

Pa r t e i t ag s, herausbildeten, Tendenzen, die darauf abzielten, mit der Formulierung des Essener Par-

teitags, daß innerhalb der SPD die Zen t r i s t en  de r  ge fäh r l i chs t e  Fe i nd  der Arbeiterklasse 

sind, zu brechen und eine Annähe r ung  a n  d i e  „l i nk e“ SPD im Sinne des Brandlerismus anzu-

streben. Solche abweichenden Stimmungen führten umgekehrt dazu, daß in der Einschätzung der 

Lage des Linksreformismus innerhalb der SPD gelegentlich irrige Auffassungen auftauchten. So, als 

die Linken eine „theoretische“ Zeitschrift, „Der Klassenkampf“, begründeten. Während sich gerade 

darin die Ohnm ach t und die schwierige Position der Zentristen in der vorhandenen Situation wi-

derspiegelte, ihr krampfhafter Versuch vor der Parteimitgliedschaft t r o t z der vollständigen Kapitu-

lation doch eine „unterscheidende“ Schattierung zwischen sich und dem Parteivorstand vorzutäu-

schen, gab es Genossen, die hierin eine S t ä r k e der „linken“ SPD erblicken wollten. Sie begingen 

den umgekehrten Fehler einer Übe r s chä t zun g de r  Konso l i d i e r ung  der SPD. Die beiden Ar-

ten, die Lage nicht vollständig klar und unverwischt zu bewerten, entsprangen einer f a l s chen  Auf -

f a s sung  über den Zentrismus. Dem Irrtum nämlich, im Zentrismus eine besondere e i gene  R i ch -

t ung  neben  dem  Menschewi sm u s, eine Art Zwi schend i ng  zwischen uns und der Sozialde-

mokratie, zu sehen, statt eine bestimmte Funktion von Te i l e n de s Menschewi sm u s, deren Auf-

treten an die Vorbedingungen ganz spezieller Situationen des Klassenkampfs und der allgemeinen 

Lage der Arbeiterbewegung gebunden ist. Diese Feststellung über gewisse Schwankungen und irrige 

Auffassungen erscheinen auch nach t r äg l i c h notwendig, wenn sich auch daraus keine gröbere Ab-

weichung, geschweige denn ein Meinungskampf entwickelt hat, der die allgemeine r i ch t i ge  E in -

s chä t zun g de r  SPD du r ch  d i e  Pa r t e i  hätte beeinträchtigen können. 

Wie äußern sich nun die neuen  Er sche i nunge n, auf die wir oben bereits hingewiesen haben? Der 

dialektische Prozeß, dem die Sozialdemokratie gerade auf Grund ihrer begrenzten und äußeren Kon-

solidierung im vergangenen Jahr nach dem Kieler Parteitag unterworfen war, zeitigt heute, nachdem 

durch die Liquidierung des Trotzkismus die Stoßkraft der kommunistischen Bewegung ihren Einfluß 

auf die sozialdemokratischen Arbeiter und das Gesamtproletariat wieder verstärkt ausübt, eine Wi e -

de r keh r  a l l e r  Gegensä t ze  und  Wi de r sp r üche  zwi schen  de r  Masse  de r  P r o l e t a r i e r  

und  de r  bü r ge r l i chen  Füh r ung  i nne r ha l b  de r  SPD au f  e ine r  höhe ren  S t u f e  de r  

En t wi ck lung! 

[233] Wieder ist es der entscheidendste positive Faktor der Revolution, die Existenz des proletari-

schen Sowj e t s t a a t s  und die Auswirkung seiner Politik, der den Anstoß zu dem neuen Differenzie-

rungsprozeß innerhalb der Sozialdemokratie gibt. Das Auf t r e t en  de r  Sowj e t de l ega t i on  ge -

genübe r  dem  Abr üs t ungs schwi nde l  des Völkerbundes weckt innerhalb der sozialdemokrati-

schen Arbeiter einen starken Widerhall. Eine neue breite Welle der Sympathie für Sowjetrußland 

setzt ein und schwemmt die oberflächlichen Wirkungen der trotzkistischen Giftmischerei in den Ar-

beitermassen fort. Diese Stimmungen der wiederbelebten steigenden Sympathien für die russische 

Revolution stehen naturgemäß in einem krassen, klaffenden W i de r sp ruch  zur Politik der Sozial-

demokratischen Partei. Dieser Widerspruch ist heute noch  k l a f f ende r  als etwa 1925, weil seit 

damals die Entwicklung der SPD und ihrer Politik nach  r ech t s  neue entscheidende Fortschritte 

gemacht hat. Die SPD-Führerschaft schickt sich in dieser Situation an, die Früchte jener Periode ein-

zuheimsen, in der es ihr gegeben war, zu manövrieren, „Opposition“ zu mimen. Kurz vor Toresschluß 

muß sie zum Beweis ihrer Regierungsfähigkeit, um den Anschluß an die bürgerlichen Parteien nicht 

zu versäumen, wieder das Hauptgewicht ihrer Politik auf die Praxis der Liebesdienste für die Bour-

geoisie verlegen, statt auf die Verbrämung dieser Praxis gegenüber ihren Arbeiteranhängern. Es ist 

unausbleiblich, daß die Gegensätze zwischen Masse und Führung im sozialdemokratischen Lager 

durch diese Situation e rneu t  ve r schä r f t  werden. 
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Die Geschichte hatte den sozialdemokratischen Führern so etwas wie einen „Erholungsurlaub“ von 

den Sorgen dieses Gegensatzes mit ihren Anhängern bewilligt. Aber zwangsläufig vollzog es sich, 

daß du r ch  diesen Erholungsurlaub die SPD-Führer noch  hem m ungs l o se r  ins Schlepptau des 

Imperialismus und der Bourgeoisie und damit in Widerspruch zum proletarischen Instinkt der sozi-

aldemokratischen Arbeiter gerieten. Der Urlaub ist beendet, die sozialdemokratischen Arbeiter er-

scheinen wieder auf der geschichtlichen Bühne, und die SPD-Führer sind heu t e  e r s t  r e ch t  in Nö-

ten, mit ihnen und ihrem proletarischen Instinkt fertig zu werden. 

In dieser Situation regt sich von neuem der Zentrismus, kündet sich eine „neue  Morgen r ö t e  de s  

L i nks r e fo r m i sm u s“ i nne r ha l b  de r  deu t s chen  Soz i a l dem okr a t i e  an. Die linke SPD-

Presse treibt plötzlich wieder Opposition gegen den Parteivorstand, gegen den „Vorwärts“, gegen den 

„Sozialdemokratischen Pressedienst“. Die linke SPD-Presse „anerkennt“ plötzlich Litwinows Wir-

ken in Genf, gesteht ein, daß das Auftreten der Sowjetdelegation auf der Abrüstungsschwindelkon-

ferenz die Imperialisten, den Völkerbund, die Briand, Chamberlain und Stresemann, die Friedensen-

gel von Locarno, als Träger der Rüstungspolitik und der drohenden neuen Kriegsgefahr entlarvt hat. 

Die linke SPD-Presse mimt Opposition auch gegen die Stresemann-Provokation, den Abbruch der 

Beziehungen anläßlich der Verhaftung der konterrevolutionären deutschen Ingenieure. Sie beschei-

nigt der offiziellen Schreibweise der SPD, daß sie „eine Wiederkehr der Stimmung des August 1914“ 

sei und fragt, wohin das deutsche Proletariat geraten soll, wenn es in noch ernsteren Momenten – also 

im Kriegsfall – „von ebenso kurzsichtigen Leuten angeleitet wird“. 

All das ist zu einem gewissen Teil W a h l mach e. Aber daß man sie anwendet, daß die Zentristen 

wieder aktiv in Erscheinung treten, zeigt mindestens die ersten Ansätze einer neuen  He r ausb i l -

dung  de r  p r o l e t a r i s chen  Oppos i t i on  i nne r ha l b  de r  SPD, auf die der Zentrismus regel-

mäßig mit scheinradikalen Formulierungen zu erwidern pflegt, um sie dadurch gefahrlos abzufangen. 

Der führende Kopf des Zentrismus in der Gegenwart, O t t o Baue r, hat diese Rolle der heutigen 

sogenannten „Linken“ vor einiger Zeit in der theoretischen Zeitschrift des Austromarxismus, „De r 

Kam p f“, klar umrissen, als er darlegte, die „Linken“ von heute mußten die gleiche Rolle spielen wie 

Kau t sk y vor dem Kriege. Der nämlich habe durch seinen Kampf gegen den Revisionismus und 

seine Verteidigung des Marxismus (Otto Bauer ist selbstverständlich [234] mit dieser Art „Kampf“ 

und „Verteidigung“ vollauf zufriedengestellt) erst die a l l gem e i ne  P r ax i s  de r  Soz i a l demo-

k r a t i e  (mit anderen Worten: den pa r l am en ta r i s chen  Kr e t i n i sm u s, der zum 4. August 1914 

führte) e r mög l i ch t. 

Genau so wollen noch den Worten ihres Meisters Otto Bauer die Zen t r i s t e n unserer Tage die Po -

l i t i k  de r  H i l f e r d i ng  und  W e l s, die Politik der Phoebus-Verschleierung und Notprogramm-

Durchpeitschung, die P o l i t i k  de r  Gr oßen  K oa l i t i on  und  de s  So z i a l i m per i a l i sm us  „e r -

m ög l i che n“, indem sie durch ihren Scheinradikalismus die SPD-Arbeiter bei der Stange halten und 

sie letzten Endes in die Gefolgschaft der Politik des Klassenverrats zu treiben versuchen. 

Hier gilt es für uns einzusetzen. Wiederum besteht für die Partei die eiserne Notwendigkeit, mit aller 

Macht die Formulierung des Essener Parteitags und unsere Stellung zum Linksreformismus und seine 

Bekämpfung in die Praxis umzusetzen. Diese Notwendigkeit ist heute fast noch aktueller als vor Mo-

naten, gerade we i l  sich ein neuer Differenzierungsprozeß innerhalb der SPD ankündigt und damit 

der Linksreformismus wieder verschärft zu einer brennenden Gefahr für die Fortentwicklung der pro-

letarischen Revolution in Deutschland wird! 

* 

Die Außenpolitik der Deutschen Bank  
Von L e o n i d  

I. 

Derjenige, der es heute unternehmen würde, der These vom neudeutschen Imperialismus eine kon-

kretere Fassung zu geben, wird im Verlauf seiner praktischen Untersuchungen eine besonders be-

zeichnende Feststellung treffen müssen: die Führung des deutschen Imperialismus liegt nicht mehr 
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in den Händen der Deutschen Bank, sie geht immer mehr in die des Chemie-Trusts über. Nicht mehr 

die finanzkapitalistische Expansion Berlin-Bagdad, sondern die internationale Macht der deutschen 

Monopolisten der synthetischen Produktionsmittel charakterisiert heute in erster Linie das Wesen des 

deutschen Imperialismus. Und wenn die Politik der Deutschen Bank in ihrer letzten Konsequenz zur 

Vernichtung der alten deutschen Weltmacht durch den konkurrierenden Imperialismus der Angel-

sachsen geführt hat, so ist der Wiedereintritt Deutschlands in die Reihen der Großmächte in den letz-

ten drei Jahren in der Hauptsache der Basierung der deutschen Außenpolitik auf die neue produkti-

onstechnische und militärische Macht der Chemie zu verdanken. 

Welche Rolle spielen die einzelnen großkapitalistischen Organisationen in dem System des Imperia-

lismus bestimmter Staaten und Staatengruppen? – Sie sind – und sie werden es immer mehr – die 

eigentlichen Träger, die bestimmenden und teilweise die ausführenden Organe jedes nationalen 

Staatsimperialismus. Die Konzentration des Kapitals brachte es mit sich, daß dessen einzelne Riesen-

organisationen sich auf ihren Gebieten zu Subjekten des nationalen Gesamtimperialismus schlechthin 

konstituiert haben. Ebenso wie ein Trust im Inlande einen bestimmten Industriezweig beherrscht, 

ebenso diktatorisch bestimmt er auch die auswärtigen Interessen des bürgerlichen Staates auf diesem 

Gebiete – sei es die Jagd nach Rohstoffen, sei es den Kampf um die Absatzmärkte. Die konkrete 

internationale Strategie dieser Kapitalmächte genau zu kennen, ist daher ebenso wichtig wie die rein 

statistischen Berechnungen der expansionsdrängenden Überschußenergien des nationalen Gesamtka-

pitalismus (die wachsende Exportquote bei der erweiterten Reproduktion, die Kapitalexportzahlen 

usw.). Es kommt noch etwas anderes hinzu. Eine im rein nationalen Maßstab gehaltene Untersuchung 

über eine bestimmte imperialistische Großmacht ist heute überhaupt nicht immer angängig, da der 

Imperialismus sich immer [235] mehr international zu organisieren beginnt, und zwar gerade in Ver-

folg der Interessen einzelner Kapitalgruppen. Beispiel: Das deutsch-französische Stahlkartell als Or-

ganisator eines kontinentaleuropäischen Imperialismus. Mithin tritt zu dem alten Typ eines im natio-

nalstaatlichen Rahmen aggressiven Imperialismus eine neue, höhere Kategorie: die i n t e r na t i ona -

l e n  imperialistischen Kapitaleinheiten, die mehrere Nationalstaaten in ihren Dienst stellen. Beispiel: 

die Regierungen Englands und Amerikas als ausführende Organe des Finanzsyndikats von Wallstreet 

und City (Dawessystem usw.). Je höher sich aber solche internationalen Kapitaleinheiten entwickeln, 

desto mehr verstärkt sich die allgemeine Tendenz der kapitalistischen Staaten der Transformations-

periode: die imperialistische Spitze nicht mehr vorwiegend gegeneinander, sondern vor allem ge-

schlossen gegen den sozialistischen und den vor- und halbkapitalistischen Weltteil zu richten. Bei-

spiel: der Völkerbund als machtpolitische Zentralorganisation des internationales Kapitals gegen die 

Sowjetunion und die Kolonialländer. 

Die Rolle, die die Deutsche Bank vor dem Kriege spielte, als sie die Trägerin des gegen England 

gerichteten deutschen Imperialismus war, und die Rolle, die sie :heute spielt, wo sie die Hauptvertre-

terin des englischen Imperialismus in Deutschland geworden ist, – diese veränderte Rolle ist typisch 

für die vorhin angedeutete Entwicklung. 

II. 

Die kapitalistische Direktive, mit der das kaiserliche Deutschland in den Krieg ging, war: Schaffung 

eines mitteleuropäischen Wirtschaftsreichs, mit drei expansionserzeugenden Zentren – der Kohle vom 

Ruhrgebiet, dem Eisen von Lothringen und dem (kapitalexportierenden) Berliner Finanzkapital – und 

mit einem expansionsaufnehmenden „Raum“ – der vorkapitalistischen Bevölkerung des Orients. Die 

Deutsche Bank, die als die stärkste Zusammenballung des mobilen Kapitals in Deutschland die Orga-

nisation dieses Planes inne hatte, stellte an allen Endpunkten dieses Netzes ihre Verbindungen auf. Im 

Ruhrgebiet verständigte sie sich mit der Schwerindustrie, die schon lange nach neuen Märkten suchte. 

In Lothringen unterstützte sie Stumm und Thyssen in ihren Absichten auf das im französischen Gebiet 

liegende Eisenerz, ebenso wie sie hinter den Mannesmanns stand, als sie im Jahre 1911 wegen der 

Erzkonzessionen in Marokko beinahe einen Krieg mit Frankreich entfesselt hatten. Der Verständigung 

mit der Industrie ging eine Einflußnahme auf die Staatsmacht, die kaiserliche Regierung, parallel. Das 

Auswärtige Amt wurde zum Exekutivkomitee der Deutschen Bank. Karl Helfferich wurde Orientdi-

rektor der Deutschen Bank, nachdem er zuvor Vortragender Rat in der Kolonialabteilung des 
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Auswärtigen Amtes und praktischer Organisator der Bagdadbahn in Kleinasien gewesen war. Der 

Kaiser selbst, d. h. das „Marinekabinett“, wurde in das System einbezogen, indem der Chef dieses 

Kabinetts, Admiral von Müller, mit dem außenpolitischen Direktor der Deutschen Bank, Emil von 

Strauß, sich verschwägerte. Der führende Direktor, Arthur von Gwinner, der damals im Auslande als 

der „heimliche Kaiser von Deutschland“ galt, regierte im Herrenhaus wie in der Wilhelmstraße. Be-

kanntlich sind es gerade diese drei Männer – Helfferich, v. Müller und v. Gwinner – gewesen, die hinter 

den Kulissen den stärksten persönlichen Einfluß auf Wilhelm II. ausgeübt haben. In ähnlicher Weise 

organisierte die Deutsche Bank die Knotenpunkte auf dem Wege Berlin-Balkan-Türkei. Auch hier 

waren es einerseits die mächtigstes Kapitalinstitute, anderseits die politischen Führer der einheimi-

schen Bourgeoisie, die in den Kreis gezogen wurden. Man kombinierte die Erteilung der Konzession 

auf die Bagdadbahn und die Ölquellen von Mossul an die Deutsche Bank mit einer entsprechenden 

Bereicherung der Zivilliste des Sultans. Man verband die Kolonisierung der türkischen Wirtschaft und 

die Germanisierung der türkischen Armee mit den persönlich-geschäftlichen Beziehungen, die die 

Deutsche Bank zu dem Finanzminister und jungtürkischen Führer Djavid Bey (der mit seinem 

Freunde Helfferich viel zu dem Zustandekommen des deutsch-türkischen Bündnisses beitrug) oder 

dem [236] Kriegsminister Enver Bey unterhielt, In Bulgarien wurde wiederum die Coburgsche Dy-

nastie in privatgeschäftliche Beziehungen zu der Deutschen Bank gebracht (König Ferdinand ist heute 

noch ein Geschäftsfreund der Bank), ebenso wie die maßgebenden Cliquen der Radoslawow-Partei, 

die ihrerseits die Interessen der aufkommenden städtischen Bourgeoisie Bulgariens vertrat. 

Die „Anatolische Eisenbahngesellschaft“ (Bagdadbahn) hatte zwei Ausfallstore. Im Norden stieß sie 

auf die persisch-türkische Interessensphäre Rußlands. Im Süden kam sie an den Persischen Golf heran 

und bedrohte die Flanken Indiens. Die Folge war die Verständigung zwischen England und Rußland 

sowie England und Frankreich, die allgemeine Ausdehnung des deutsch-englischen Gegensatzes, 

Flottenrüstungen und – als letztes Glied der Kette – der 1. August 1914. 

III. 

Der Zusammenbruch der deutschen Weltmacht nach 1918 war für die Deutsche Bank auch ein privat-

kapitalistischer Zusammenbruch. Während andere Kapitalmächte in Deutschland gerade aus dem na-

tionalen Zusammenbruch und seiner Ausbeutung heraus geboren oder großgezogen wurden (Stinnes, 

Otto Wolff usw.), waren für die Deutsche Bank mit dem wilhelminischen Staat alle Machtmittel ihrer 

Kapitalpolitik vernichtet. Die schwache bürgerliche Republik bot keinen Ersatz. Der nach außen ent-

waffnete Staat drohte jeden Augenblick sich im Innern aufzulösen und führte in Intervallen einen Exis-

tenzkampf mit der proletarischen Revolution. Die Industrie aber, in deren Auftrag die Deutsche Bank 

seinerzeit ihr Werk begonnen hatte, emanzipierte sich vom Finanzkapital und führte nun eine Inflation 

herbei, die die Kapitalsubstanz der Banken angriff. Die Deutsche Bank blieb eine imperialistische 

Maschinerie ohne imperialistische Basis. Sie zog die Konsequenzen, indem sie nach einer neuen Basis 

suchte, dort wo sie zu finden war, außerhalb der nationalen Grenzen. Die Deutsche Bank gliederte sich 

in das System des siegreichen fremden Imperialismus ein – des britischen. Für sie war diese Evolution 

nur die Vollführung eines privatkapitalistischen Elementargesetzes: die im Konkurrenzkampfe be-

siegte Firma läßt sich von der siegreichen Konkurrenz „aufsaugen“ – fusionieren So folgte der natio-

nalen Kapitulation des bürgerlichen Deutschlands die „friedliche Eroberung“ der Deutschen Bank 

durch englische Finanz- und Erdölinteressen und durch die englische Admiralität, mithin gerade durch 

jene konkurrierenden Imperialisten, die die früheren Positionen der Deutschen Bank im Orient besetzt 

hatten. 1924 übernahm die Londoner Schroeder-Bank im Auftrage jener englischen Gruppen 40 Mil-

lionen Mark „Schutzaktien“ der Deutschen Bank (von insgesamt 150 Millionen Aktienkapital). Es 

folgte: die Auslieferung des Petroleumkonzerns der Deutschen Bank, der Deutschen Petroleum-A.-G., 

an den Erdöltrust der britischen Admiralität, die Anglo-Persian Oil Co. (der Olex-Vertrag); die Über-

tragung der kleinasiatischen Eisenbahninteressen der Deutschen Bank an englische Banken; die Bil-

dung eines deutsch-englischen Konsortiums für die türkischen Kupferminen (Arghana) usw. 

Die Deutsche Bank wechselte die „patronisierenden“ Nationen, blieb aber ihrem inneren kapitalisti-

schen Wesen, nämlich ihrer imperialistischen Funktion, treu. Die ganze Veränderung erschöpfte sich 

in der Verschiebung des Standorts des inspirierenden Gesamtkapitalismus (von der Ruhr und 
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Wilhelmstraße nach der City und Downing Street) und in einer Degradation des Ranges: die Deutsche 

Bank wurde aus dem Hauptorganisator des deutschen zum Subagenten des britischen Imperialismus. 

Dieser stellte ihr fortan sowohl die Mittel zum Kapitalexport (durch Aktienanleihe usw.) als auch die 

begleitenden Bajonette. 

IV. 

Wie mußte sich die Internationalisierung der Deutschen Bank auf die Außenpolitik der bürgerlichen 

Republik Deutschland auswirken? 

Die Männer in den englischen Öltrusts und der Admiralität wußten genau, was sie gewannen, als sie 

die Deutsche Bank zu ihrem Junior-[237]partner erhoben und ihr die Interessenvertretung in Deutsch-

land übertrugen. Wenn die auswärtige Macht des Deutschen Staates ruiniert war, so war die Macht 

der Deutschen Bank innerhalb dieses Staates nicht ruiniert. Das zeigte sich einige Monate nach dem 

Abschluß des Vertrages zwischen der Deutschen Bank und der Schroeder-Bank auf der ersten Lo-

carno-Konferenz. Diese Konferenz ist bekanntlich für das Umschwenken der deutschen Außenpolitik 

in das Fahrwasser Chamberlains grundlegend gewesen. Mitten in die vom „Locarnogeist“ triefende 

Atmosphäre platzte damals die Meldung des englischen Arbeiterblattes „Daily Herald“ hinein, Cham-

berlain habe Deutschland eine Unterbeteiligung an der englischen Mossul-Öl-Konzession angeboten 

unter der Bedingung, daß die deutsche Delegation nach ihrer Aufnahme in den Völkerbund den eng-

lischen Anspruch auf Mossul der Türkei gegenüber unterstütze (es mußte damals statutengemäß ein 

einstimmiger Spruch des Völkerbundes zugunsten Englands erfolgen). Die Mossulaktien lagen in 

Händen der Anglo-Persian Co – desselben staatskapitalistischen Konzerns, der kurz vorher das Pet-

roleumgeschäft mit der Deutschen Bank abgeschlossen hatte. 

Um alle diese Zusammenhänge zu verstehen, muß man die derzeitige interne Organisation des deut-

schen Auswärtigen Amtes kennen. Seit der Abschiebung des als „Russenfreund“ verschrienen Staats-

sekretärs Malzahn nach Amerika gelangte in der Wilhelmstraße die Stumm-Clique ans Ruder. Staats-

sekretär wurde der bisherige Dirigent der westeuropäischen Abteilung Karl von Schubert, dessen 

Bruder, der Generalleutnant Conrad von Schubert, ein Schwiegersohn des „Königs Stumm“, nach des-

sen Tode die Leitung dieses schwerindustriellen Konzerns übernommen hat. Aus der gleichen Clique 

stammte auch der ehemalige Staatssekretär von Kühlmann, der während des Krieges die deutsche Au-

ßenpolitik geleitet hat, ferner der frühere Unterstaatssekretär Wilhelm von Stumm, der Wirkl. Lega-

tionsrat Ferdinand von Stumm, u. a. Diese Gruppe erbte die Ämter im Auswärtigen Amt wie eine Dy-

nastie. Kühlmann sitzt noch heute im Stumm-Konzern (Homburger Eisenwerke usw.), während der 

jetzige Staatssekretär Schubert noch vor einigen Jahren in seine Eigenschaft als Ministerialdirektor da-

rin saß. Die Auswirkung dieser Zusammenhänge hat sich in schlagender Weise gerade in den letzten 

Wochen gezeigt. Während die deutsche Regierung ihre Berliner Wirtschaftsverhandlungen mit der 

Sowjetdelegation abbrach und in Genf zugleich die englische Offensive gegen Litwinows Abrüs-

tungsvorschläge eingeleitet wurde, fuhr Herr von Kühlmann in privatdiplomatischer Mission nach Lon-

don. Kühlmann, der von maßgebenden Personen der Foreign Office sowie von Churchill und Tyrell 

– die beide den extrem-sowjetfeindlichen Flügel des britischen Kabinetts bilden – empfangen wurde, 

soll laut „Daily Telegraph“ über den Abschluß einer „politischen und wirtschaftlichen Kooperation“ 

zwischen Deutschland und England verhandelt haben. Daß Kühlmann diese Verhandlungen ohne Auf-

trag seines engsten Mitarbeiters und Konzernkollegen, des Staatssekretärs von Schubert, betrieb, er-

scheint nach Lage der Dinge ausgeschlossen. Und daß die englischen Verbindungen der Deutschen 

Bank im Hintergrunde dieser Vorbereitungen stehen, bestätigte – gegen seinen Willen – kürzlich auch 

der Londoner Korrespondent der „Frankfurter Zeitung“, dem in seinem „dementierenden“ Bericht vom 

20. März das Wort von „den vielen geschäftlichen Beziehungen und Interessen, die Herrn von Kühl-

mann u. a. mit dem Stumm-Konzern und  de m  h i e s i gen  Bankhaus  Sch r oede r  verbinden“, 

entschlüpfte. Die Kette, die von der britischen Admiralität via Schroeder zu der Deutschen Bank und 

Kühlmann führt, schließt sich, und an ihrem Ende steht der deutsche Talleyrand – Stresemann. 

So blieb die traditionelle „Fühlungnahme“ zwischen der benachbarten Wilhelmstraße und Mauer-

straße (Sitz der Deutschen Bank) auch nach dem Kriege bestehen. Die Schwenkung der Deutschen 

Bank in die englische Linie machte die Staatsdiplomatie der deutschen Bourgeoisie mit. 
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[238] Diese Schwenkung wäre noch nicht gerechtfertigt, wenn die Deutsche Bank außer ihren Staats-

verbindungen sich heute nicht auch auf mächtige Gruppen des deutschen Industriekapitals stützen 

könnte. Indessen sind die innerkapitalistischen Machtmittel der Deutschen Bank, die zurzeit über 

mehr als zwei Milliarden Mark eigene und fremde Gelder verfügt, und hierin an der Spitze aller deut-

schen Großbanken steht, auch heute noch außerordentlich intensiv. 

Hier ein Extrakt ihrer Industrieinteressen. Im Ruhrgebiet arbeitet die Deutsche Bank namentlich mit 

Otto Wolff zusammen, einem der stärksten Großaktionäre des Stahltrusts. Das eigentliche Industrie-

reich der Deutschen Bank fängt aber erst außerhalb der montanindustriellen Domänen an. Schon in 

der Metallverarbeitung ist die Deutsche Bank unbeschränkte Herrin. Sie führt in der Maschinenin-

dustrie (Demag, Borsig, Deutsche Werke, Rheinmetall, Magdeburg-Buckau, Grevensbroich, Eßlin-

gen – gehören mehr oder minder zu dem Finanzkreis der Deutschen Bank), in der Autoindustrie, wo 

sie den Daimler-Benz-Werken nahesteht, in der Elektrotechnik, wo verwandtschaftliche und finanzi-

elle Beziehungen sie mit Siemens, dem Vorsitzenden des Reichswirtschaftsrats und der Reichsbahn 

verbinden, in der Feinmechanik (Zeiß-Ikon) und bei den Metallen (Hirsch, Kupfer- und Messing-

werke). Im Braunkohlenbergbau arbeitet die Bank mit Paul Silverberg zusammen. In der Kaliindust-

rie mit ihrem großen Einfluß auf die Agrarier ist die Deutsche Bank als die Finanzstütze des Winters-

hall-Konzerns maßgebend, der etwa die Hälfte der Gesamtproduktion kontrolliert. Zugleich domi-

niert die Bank in der großen Masse der sog. leichten (Konsummittel-) Industrien, deren Spitzenun-

ternehmungen fast durchweg in finanzkapitalistischer Hörigkeit zu ihr stehen. Textilindustrie: Deut-

sche Bank ist hier auf das engste mit der großen Elberfelder Frowein-Gruppe verbunden, welche 

ihrerseits mit dem Spinnereikonzern Stoehr und dem Kunstseidentrust Bemberg-Vereing. Glanzstoff 

zusammenhängt; enge Verflechtungen führen von der Deutschen Bank auch zu der Hammersen-

Gruppe und zu den Gebr. Simon. Tabakindustrie: Ein Direktor der Deutschen Bank ist Vorsitzender 

bei den führenden Gruppen Batschari und Jasmatzi, der Reemtsma-Konzern gehört zu dem gleichen 

Kreis. Zuckerindustrie: hier ist die Deutsche Bank mit der maßgebenden Rabbethge-Gruppe verbün-

det, ferner mit den Zuckerfabriken Fraustadt, Froebeln usw. Margarine-Industrie: Bündnis mit dem 

holländischen Trust „Margarine-Union“; Zündholzindustrie: Bündnis mit dem schwedischen Trust; 

Papierindustrie – Patronanz über den Aschaffenburg-Konzern; Großreederei: Personalunion mit dem 

Norddeutschen Lloyd, dessen Chef, Heineken, im Aufsichtsrat der Bank sitzt. 

Die heute wichtigste Industrieverbindung der Deutschen Bank geht aber zu dem Chemietrust; die 

Bank verwaltet weitaus den größten Aktienposten der I. G.-Farbenindustrie (etwa 120 Millionen 

Mark). Hier begegnet sich die alte imperialistische Großmacht mit der jungen. Inwiefern die Deutsche 

Bank bemüht war, den deutschen Chemietrust mit dem englischen Chemiekönig Alfred Mond zu-

sammenzukoppeln, weiß man nicht. Wenn der vorläufige Mißerfolg der deutsch-englischen Chemie-

verhandlungen zu einem allgemeinen Interessengegensatz führt, so wäre allein diese Tatsache im-

stande, die Erfolge der anglophilen Politik der Deutschen Bank zu sprengen und dem deutschen Ge-

samtkapitalismus doch noch einen anderen (kontinentaleuropäischen) Kurs zu geben. 

VI. 

Die konkrete imperialistische Macht einer privaten Kapitalgruppierung wird bestimmt: durch die 

Höhe des in ihr vertretenen mobilen Kapitals (Kapitalexport); durch die Größe und die Richtung ihrer 

industriellen Verankerung (Absatz- und Rohstoffinteressen); durch den Grad ihrer Beherrschung des 

Staatsapparats (machtpolitische Maschinerie); schließlich – im Zeitalter der „Demokratie“ – durch 

ihr Verhältnis zu den bürgerlichen politischen Parteien. 

[239] Die Strategie der Deutschen Bank in der letzten Beziehung ist außerordentlich fein durchdacht. 

Die Bank hat diejenige bürgerliche Partei in Ihren Interessenkreis gezogen, die das politische Kräfte-

verhältnis innerhalb der Gesamtbourgeoisie bestimmt: die Zentrumspartei*). Hierbei ist die Bank in 

der Weise vorgegangen, daß sie sich zunächst die entscheidenden Klassenkräfte der Partei sicherte: 

 
*) Das hindert die Bank nicht, zugleich den volksparteilichen Außenminister in ihren Einflußkreis zu ziehen. Das Finanz-

kapital sucht seine politischen Verbindungen nicht nach Weltanschauung, sondern dort, wo immer es sie braucht, um 

seine imperialistischen Aufgaben zu erfüllen. 
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durch eine Interessengemeinschaft mit dem katholischen Agrarkapital in Ost- und Süddeutschland 

und durch die Finanzverbindung mit der katholischen Großindustrie (Otto Wolff usw.). Daneben ging 

eine direkte „Patronisierung“ der Parteiführer. vor sich. Die ganze Blüte der oberschlesischen Feuda-

laristokratie ist in dem Aufsichtsrat der Deutschen Bank vertreten: so Fürst von Hatzfeldt-Herzog zu 

Trachenberg, Graf v. Kerssenbrock, Graf v. Ballestrem, Fürst von Pleß. In dem anderen katholischen 

Agrargebiet des Reichs, Bayern, ist die Deutsche Bank nicht allein mit den Großgrundbesitzern (Graf 

zu Ortenburg, Graf zu Toerring-Jettenbach, Ritter von Maffei usw.) mittels Personalunion verbunden, 

– auch die bayerische Bauernschaft ist in ihren politischen Kreis gezogen, indem der berühmte Bau-

ernführer der Bayerischen Volkspartei, der heimliche Herrscher in Bayern“ Dr. Georg Heim, in dem 

bayerischen Landesausschuß der Deutschen Bank sitzt. Der stellvertretende Vorsitzende dieses Lan-

desausschusses ist der Geheimrat Pschorr. Der eine repräsentiert die Schwarzröcke, der andere das 

Bier – so herrscht die Deutsche Bank über die Geister im bürgerlichen Bayern. Im katholischen 

Rheinland sitzt als Statthalter der Deutschen Bank der Kölner Oberbürgermeister, Dr. Adenauer, Prä-

sident des preußischen Staatsrats und ein ständiger Anwärter auf die Reichskanzlerschaft. Die Berli-

ner Zentrumsbürokraten werden in der Bank durch den Geheimrat Dr. Porsch vertreten. 

Ohne Zentrum ist im bürgerlichen Deutschland bekanntlich keine parlamentarische Regierung mög-

lich. Auch mit dem rechten Lager des Bürgerblocks ist die Deutsche Bank neuerdings in Fühlung 

gekommen, indem sie sich zur Durchführung der Sanierung des Filmtrusts Ufa mit Hugenberg, dem 

politischen Generalbevollmächtigten der Schwerindustrie, associierte. Das Ziel war, durch eine Kom-

bination der Presse und des Films eine gewaltige kapitalistische Propagandaorganisation ins Leben 

zu rufen. Mit der Verherrlichung des Imperialismus in der „öffentlichen Meinung“ zum Zwecke der 

Massenproduktion des künftigen Kanonenfutters endet die Kette. 

* 

Ibsen und Gorki  
Von P e t e r  

Zwei Jubiläen der Weltliteratur standen im vergangenen März auf der Tagesordnung. Am 20. März 

beging man des toten Henr i k  I bsen  hundertsten Geburtstag. Am 27. März vollendete Max i m  

Gor k i, der Lebende, sein sechzigstes Jahr. Ibsen wurde in Norwegen unter lärmendem Aufgebot der 

bürgerlichen Weltpresse von den offiziösen Spitzen de s se l ben  bürgerlichen Staates und der g l e i -

chen  bürgerlichen Gesellschaft mit dem Lorbeer des Nachrufs gekrönt, die den lebendigen Dichter 

und Zeitkritiker verfemt und zur Flucht aus seinem Vaterlande gezwungen hatte. Auch für Maxim 

Gorki rührten sich die geschäftigen Federn der Literaturschmoks unter dem Strich der bürgerlichen 

Journale. Aber die w i rk l i che  Fe ie r  seines Ehrentages rüstete ihm das proletarische Rußland, mit 

dessen Aufstieg, mit dessen Entstehung Gorki aufs engste verwachsen ist. Klaffender Unterschied: 

Dor t  die offiziöse Heuchelei der Bourgeoisie gegen ihren eigenen Ank l äge r  Ibsen; h i e r  die ehr-

liche Festesfreude, deren [240] Höhepunkt und Krönung im Sommer bei der Rückkehr Gorkis nach 

Sowjetrußland einsetzen wird, getragen von der zur Macht gelangten Arbeiterklasse und ihrer revo-

lutionären Partei, die dem unter dem Zarismus fast ein Jahrzehnt lang Verbannten seine Heimat erst 

vollends erschloß. 

Der Vergleich zwischen Ibsen und Gorki reizt nicht nur wegen des zufälligen ze i t l i chen  Zusam-

mentreffens ihrer beiden Jubiläen, auch nicht a l l e i n, weil hier zwei von den wenigen übe r r agen -

den  R i e sen  der Weltliteratur in Frage stehen, von denen der eine noch als Toter in unsere Gegen-

wart hineinragt, während sich der andere turmhoch über die heutige Generation der Literatur mit 

seinem Werk erhebt. Dieser Vergleich ist vor allem deshalb fruchtbar, weil sich in diesen beiden 

Dichtern zwe i  en t s che i dende  S t u f en  de r  ge se l l s cha f t l i chen  En t wi ck l ung  des letzten 

halben Jahrhunderts und ihres ideologisch-kulturellen Überbaues besonders charakteristisch wider-

spiegeln. 

* 

Die allgemeine gesellschaftliche Struktur Nor wegens  um die Mitte des vergangenen Jahrhunderts, 

als Ibsens entscheidende Entwicklung sich vollzog, bietet erhebliche Unterschiede und zugleich 
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mancherlei Vergleichspunkte zu der Lage Ruß lands  in den letzten Jahrzehnten vor der Jahrhun-

dertwende, als Gorki seine wichtigsten Eindrücke empfing. In dem Bauernlande Norwegen gab es 

damals die ersten unter der Mithilfe ausländischen Kapitals entstehenden Ansätze einer kapitalisti-

schen Entwicklung. Noch kein Vorherrschen einer normalen kapitalistischen Industrie, deren Profit 

sich aus der Ausbeutung des Industrieproletariats rekrutiert, sondern in stärkerem Maße alle Erschei-

nungen der „ur sp r üng l i chen  Akkum ul a t i o n“, Händlertum, Spekulation, Schiebertum und 

Korruption. Die krassesten Auswüchse der kapitalistischen Profitgier zertrümmerten alle überlebten 

Begriffe der bäuerlich-patriarchalischen „Ehrbarkeit“. In dieser Umwelt erwachsen, wurde Ibsen zum 

Ank l äge r  gegen alle Gemeinheiten und Verlogenheiten des frühkapitalistischen Systems. Mit der 

zornigen Heißglut eines wahrhaft tapferen und großzügigen Geistes durchleuchtete er in seinen ent-

scheidenden Gesellschaftsdramen die schmutzigen und verbrecherischen Winkel und Geheimnisse 

hinter der wohlansehnlichen und fortschrittlichen Fassade der entstehenden bürgerlichen Gesell-

schaft. Aber diese so leidenschaftliche und ehrliche Gesellschaftskritik stand trotz allem unter dem 

Zwang  zu r  Ha l bhe i t, zur Unvollkommenheit, weil die h i s t o r i s che  Bas i s, auf der sich Ibsens 

Ideologie entfaltete und in der er unlösbar wurzelte, dem Dichter und Ankläger unübe r sch re i t -

ba r e  Gr enzen  für sein Werk diktierte. 

Ibsens kleinbürgerliche Herkunft und seine Verankerung im Milieu einer selbstbewußten und frei-

heitsliebenden Bauerndemokratie hinderten ihn n i ch t  die gesellschaftliche Umwälzung zum moder-

nen Kapitalismus t r o t z  aller Zertrümmerung der alten Lebensformen und Ideale z u  be j ahe n. Er 

ging an Dreck, Gaunerei und Verbrechertum, mit dem sich der Kapitalismus Bahn brach, n i ch t  mit 

altväterlichen Vorurteilen, verklungenem Pathos und den biedermännischen Forderungen der „guten, 

alten Zeit“ heran, sondern mit vor wär t swe i s endem  Temperament und zukunf t sg l äub i gem  

Fana t i smu s. 

Aber das Erbe jenes emanzipierten und f r e i he i t l i chen  Baue r n t ums  hinderte ihn dennoch, d i e  

Kr a f t, die den Fortschritt der kapitalistischen Umwälzung fortführen und zugleich über die barbari-

schen Bedingungen des kapitalistischen Systems h i nausen t wi cke l n  sollte, auße r ha l b  seiner 

eigenen und der neuerwachsenen bürgerlichen Klasse zu suchen. W e i l  er einem kleinbürgerlichen 

Milieu entstammte, das sich bis in die kapitalistische Zeit hinein seine k r a f t vo l l e  Ur wüchs i g -

ke i t  verhältnismäßig ungebrochen bewahrt hatte, mußte es Ibsen fernliegen, die lebendige Kraft-

quelle der Zukunft in der p r o l e t a r i s chen  Kl as se  zu suchen, die sich im Norwegen seiner Man-

nesjahre noch in schwachen Ansätzen erst als gesellschaftliche Größe zu formieren begann. 

[241] So bleiben die Lösungen, die Ibsen als „Ausweg“ aus dem Morast der kapitalistischen Wirk-

lichkeit vorschlägt, ganz auf die u top i s che  Unzu l äng l i chke i t  e ine s  k l e i nbü r ge r l i chen  

I nd i v i dua l i sm u s beschränkt. Mag er nun in der „Nora“ als Ausweg aus dem unwürdigen Dasein 

der Frau, die nicht mehr Puppe und Spielzeug des Mannes sein will, ihre F l uc h t a u s de r Ehe, damit 

sie „sich selbst finden“ könne, proklamieren, mag er in den „Gespens t e r n“, die Tragik der Frau 

Alving darin sehen, daß sie s i ch  de r  Konven t ion  be ug t e  und an der Seite des verderbten Man-

nes ausharrte, – stets ist die Rebe l l i o n de s  Ind i v i duum s, da s  s i ch  s e l b s t  be f r e i en  so l l, 

s e i ne r  We i she i t  l e t z t e r  Sch l u ß. Von der revolutionären Befreiungstat der proletarischen 

K l a s s e, die – indem sie durch den Sozialismus ihre eigenen Ketten zerbricht – gleichzeitig ihre 

geschichtliche Mission im Dienste der menschlichen Gesellschaft vollzieht, we i ß Henr i k I bse n 

n i ch t s. 

Kein Wunder, daß der norwegische Dichter in seinen späten Werken mit der Unerbittlichkeit seines 

Wahrheitsfanatismus auch die Unzu l äng l i chke i t  de r  e i genen  I dea l e, der eigenen Lösungen 

aufspürte und zergliederte. Aber, grausam gegen s i ch  wie gegen andere, konnte er nur noch die e i -

gene  We l t  z e r s e t zen  und von der Kraft seiner Mannesjahre zur Müdigkeit der tragisch-mystischen 

Reflektionen in seinen Alterswerken hinabsteigen, nicht aber den Schritt übe r  s i ch  h inaus  tun. 

* 

Die r u s s i sche  Gese l l s cha f t, in der Maxim Gorki, kleinbürgerlicher Abstammung wie Ibsen, 

groß wurde, stand unter der Knu t e  de s  Za r i smu s. Rußland gleich Norwegen war ein Bauernland. 
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Um soviel Jahrzehnte, wie Gorki später als Ibsen aufwuchs, vollzog sich ein ähnlicher Prozeß f r üh -

ze i t i ge r  kap i t a l i s t i s che r  En twi ck l ung  im zaristischen Rußland spä t e r als in Norwegen. 

Auch hier wirkte das ausländische Kapital bahnbrechend mit seiner Umwälzung des Verkehrs- und 

Transportwesens durch Eisenbahnlinien und mit der Schaffung der ersten, unmittelbar fortgeschrit-

tenen und konzentrierten industriellen Unternehmungen. Auch hier ging die kapitalistische Entwick-

lung ebenso spä t wie hem m ungs l o s vonstatten und entfesselte gerade darum im Verein mit allen 

Formen der ursprünglichen Akkumulation, des Handels- und Wucherkapitals und der Spekulation, 

einen wahren Hexensabbat zügelloser Profitgier. 

Aber der ausschlaggebende Un t e r sch i ed  gegenüber der Entstehung des Kapitalismus auf dem Bo-

den der skandinavischen Bauerndemokratie war, daß es im zaristischen Ruß l and  aus der Vergan-

genheit her ke i ne  be f r e i t e n, s t a r ken  und  s e l b s t bewuß t en  k l e i nbü r ge r l i chen  ode r  

bäue r l i chen  Sch i ch t en  gab, auf die sich Maxim Gorki hätte stützen können wie Ibsen in Nor-

wegen. Ge r ade  de sha l b  aber, weil Gorki einen solchen Rückha l t  an Klassen der vergangenen 

vorkapitalistischen Gesellschaft – Zarismus und feudalistischer Großgrundbesitz kamen naturgemäß 

nicht in Frage – in Rußland n i ch t  em pf i n g, geriet er auch n i ch t  i n  d i e  Ge f ah r, der Ibsen un-

terlag: a n  so l che  S t ü t zen  geke t t e t  zu bleiben und nicht über sie und ihre Ideologie hinauswach-

sen zu können! 

Gorki, Sproß einer kleinbürgerlichen Familie, sank mit dem Ruin seiner Großeltern, bei denen er 

seine Kindheit zubrachte, in die un t e r s t e  Sch i ch t, in der sich die Grenzen zwischen Arbeitern und 

vagabundierenden Lumpenproletariern verwischen. Gorki durchwanderte in seinem eigenen Leben 

die ganze Schule des bittersten Elends. Gorki wuchs aus Lebensverhältnissen, die dazu angetan wa-

ren, ihn zu zerbrechen und untergehen zu lassen, zu jener Höhe  e i ne r  We l t ge l t un g, neben der 

die Gerhart Hauptmänner aller Länder, die Spitzen der bü r ge r l i chen  L i t e r a t u r, sich wie banale 

Zwerge ausnehmen. 

W o l l t e  Gorki in diesem zaristischen Rußland, dessen Bauernbefreiung voll und ganz dem Zeitalter 

des Kapitalismus und der proletarischen Revolution vo r beha l t en  blieb, einen Rückha l t  an der 

Kraft einer [242] starken und selbstbewußten Klasse finden, deren Blutwärme zum Schmiedefeuer 

wurde, an dem sich das Schwert seines Geistes stählen konnte, s o  m uß t e  e r  den  W e g  zu r  j un -

ge n, s t ü r mi sch  e r wachenden  Ar be i t e r k l a s se  suche n. Und Maxim Gorki fand diesen Weg! 

Die Jugend j ah r e  Gorkis fallen noch in jene Zeit, in der sich die entscheidenden politischen Ge-

gensätze zwischen dem feudalistischen Großgrundbesitz und zaristischen Absolutismus auf der einen 

und der l i be r a l e n vo r kap i t a l i s t i s chen  Bour geo i s i e  auf der anderen Seite abspielen. Die 

damalige Periode steht noch im Zeichen der revolutionären Bewegungen der bü r ge r l i chen  In -

t e l l i gen z, die den individualistischen Charakter kleiner Ver schwör e r z i r ke l haben. 

Gorkis Re i f e  als Künstler und Mensch fällt dagegen schon in jenes erste Jahrzehnt unseres Jahrhun-

derts, in dem mit der Entwicklung des Kapitalismus in Rußland auch eine m ar x i s t i s che  Mas -

senbewegung  de s  ru s s i s chen  P r o l e t a r i a t s  entstanden war. 

Dieser ge se l l s cha f t l i che  P r ozeß  drückt sich in überzeugender Klarheit in dem W e g  de r  i de -

o l og i s chen  Se l b s t ve r s t änd i gun g aus, den das Lebenswerk Maxim Gorkis aus jenen zwei bis 

drei Jahrzehnten wiedergibt. Es ist der Weg, der do r t  an f äng t, wo  I bsen  ende t; beim individu-

alistisch-anarchistischen Rebe l l en t u m. Ob dieses sich bei I b sen  in dem „Adelsmenschentum“ 

seiner Empörergestalten wider den Unrat der bürgerlichen Gesellschaft spiegelt, oder bei Gorki in 

dem eisernen Lebenstrotz und Selbstbehauptungswillen der Vagabunden und Lumpenproletarier sei-

ner Erzählungen, ersten Dramen und Romane – gleichviel: die ge i s t i ge  Ve r wand t s cha f t  der 

beiden Großen ist unverkennbar. Daran ändert n i ch t s  die Tatsache, daß auch die Gestalten dieser 

Werke Gorkis heute noch ihre ganze unversehrte Frische bewahrt haben, während die Figuren der 

Ibsendramen hier und da schon vergänglich erscheinen. 

Aber Maxim Gorki ließ die Bezirke des individualistischen Rebellentums, in denen seine Berüh-

rungspunkte mit der Welt Ibsens liegen, h i n t e r s i c h. Mit dem Aufstieg des russischen Proletariats 
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zur bewegenden geschichtlichen Kraft, die in zwei Revolutionen 1905 und 1917 sich selbst bestätigte, 

ve r s chm ol ze n Gor k i s  e i gene r  W e g  und das innere Wachstum seines Werkes zu einer fast 

ganz geschlossenen Einheit. 

Rückhaltloses Bekenntnis zur p r o l e t a r i s che n Kl a s se  als de r  Kraft, die den Ausweg findet und 

das Neue schafft, und klare Erkenntnis über den Be t r i eb  a l s  en t s che i dende  For m a t i on  de r  

m ode r ne n Gese l l s cha f t und Keimzelle der zukünftigen kollektiven, sozialistischen Gemein-

schaft – das sind die beiden en t s che i dende n Pos i t i one n, die Gorki sich am Ende seines Weges 

errungen hat. Jenes Weges, mit dem er sich von  I b sen  en t f e r n t e, über ihn hinauswuchs und ganz 

in die Gegenwar t  und Zukunf t  hineinschritt. 

Die Arbeiterklasse eh r t  Henrik Ibsen, das tapfere Kämpferherz und den bahnbrechenden realisti-

schen Gestalter. Sie l i eb t und f e i e r t Maxim Gorki, ihren Genos se n, den großen proletarischen 

Dichter, der n i ch t  zu f ä l l i g  Len i ns  F r eund  sein durfte! 

* 

Die chinesische Revolution und die nächsten Aufgaben der KPCh.  
Von A s i a t i c u s  

Die gegenwärtige Lage in China ist gekennzeichnet durch die erstarkte Macht des Imperialismus, 

durch das fortdauernde Wüten des konterrevolutionären Terrors gegen die Arbeiter- und Bauernbe-

wegung, besonders in Süd- und Mittelchina, durch die völlige Einordnung sowohl der Bourgeoisie 

als auch ihrer Kuomintang in die allgemeine konterrevolutionäre Front und [243] durch die unum-

schränkte Diktatur der Generalscliquen. Auf der andern Seite zeigt sich die wachsende Unzufrieden-

heit der armen und werktätigen Massen in Stadt und Land wie auch die wiedereintretende Radikali-

sierung unter den Massen des städtischen Kleinbürgertums. Die Niederschlagung des Kantoner Auf-

standes und der darauf folgende Massenterror in Wuhan und Schanghai hat nur eine vorübergehende 

Depression in der Arbeiterschaft dieser Städte hervorgerufen. Auf dem Lande nimmt der Kampf der 

Bauernschaft sowohl in Formen der Aufstände als auch der wachsenden Gärung und immer schärfe-

ren Zuspitzung der örtlichen Konflikte (Verweigerung der Pachtratenzahlung, der Steuern usw.) sei-

nen Fortgang. Auch in den Städten zeigt sich bereits eine Wiederbelebung der Streiks wie auch der 

Massenbewegungen gegen den Imperialismus. Die letzte Konferenz der Kuomintang (erste Februar-

woche 1928) hat in ihren Beschlüssen ganz deutlich gezeigt, daß die Kuomintang-Generale, die unter 

Führung von Tschiangkaischek die Konferenz beherrschten, die Lage für äußerst unsicher halten und 

weitere Versuche machen, j ede  Massenbewegung in ihrem Gebiet zu verhindern. Die Beschlüsse 

dieser Konferenz lauten unter anderem auf Auflösung nicht nur der Arbeitergewerkschaften und der 

Bauernverbände, sondern auch der Studentenorganisationen, der Frauenverbände, der Organisationen 

kleiner Kaufleute und auch der unteren Organisationen der Kuomintang. Ferner wurde mit der Be-

gründung, daß man die Kommunisten hindern wolle, Unruhen zu erzeugen, jede Volksbewegung 

gegen den Imperialismus verboten. Auch in den Reihen jener kleinbürgerlichen Schichten, die bis 

zuletzt noch hinter der Kuomintang standen, ist die Gärung gegen die Führung der Kuomintang im 

rapiden Wachsen. Alle ehemaligen linken und halblinken Kuomintangführer, die schon längst ihre 

revolutionären Anschauungen öffentlich widerrufen haben, wie Wang Tsching Wei, Kou Meng Ju 

usw., sind sowohl von der Führung als auch von der sonstigen Arbeit in der Kuomintang abgedrängt 

worden und mußten selbst aus Nanking flüchten. 

Die wirtschaftliche und politische Lage in Süd- und Mittelchina wird täglich verschärft durch die rück-

sichtslose Ausplünderung der Städte wie auch des Dorfes durch den Militarismus, durch seine Rüs-

tungen zu neuen Bürgerkriegen und durch seine grausamen Verfolgungen der revolutionären Bewe-

gung. Trotz der zeitweiligen Schwächung der Kommunistischen Partei infolge der Niederschlagung 

des Kantoner Aufstandes ist die Situation für die KPCh vom Standpunkt der Befestigung ihrer Position 

unter den Massen und der Führung der Massenkämpfe nach wie vor günstig. Sowohl in Süd- als auch 

in Mittelchina reift die Situation immer mehr für den revolutionären Umsturz des militaristischen Sys-

tems heran. Die Kommunistische Partei muß die Erfahrungen der bisherigen Kämpfe, insbesondere 

des Kantoner Aufstandes, verwerten, um in den kommenden Kämpfen die Massen des Proletariats 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 216 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

und der Bauernschaft sowie der kleinbürgerlichen Stadtarmut führen zu können. Sowohl in bezug auf 

die Feststellung des Grundcharakters der chinesischen Revolution wie auch in der Wahl der nächsten 

Kampfmittel haben sich in der letzten Zeit in den Resolutionen und auch in den praktischen Äuße-

rungen der Partei gefährliche Abweichungen gezeigt, die unbedingt richtiggestellt werden müssen. 

Das Februarplenum des Ekki hat in einer Resolution zum gegenwärtigen Stadium der chinesischen 

Revolution und den Aufgaben der Kommunistischen Partei Stellung genommen und erneut sowohl 

den wirklichen Charakter der chinesischen Revolution als auch die konkreten Aufgaben der Kommu-

nistischen Partei auf Grund der Erfahrungen der letzten Kämpfe festgestellt. In folgendem ist die 

Problemstellung, die zur Resolution des letzten Plenums geführt hat, auseinandergesetzt und auf 

Grund dieser Resolution aufgezeigt, wie der Kampf in der nach wie vor aku t  b l e i ben  den  r evo -

l u t i onä r en  S i t ua t i on  unter Vermeidung aller opportunistischen und „linken“ Fehler geführt wer-

den muß. 

I. Die nationale und bürgerlich-demokratische Revolution 

„Die chinesische nationale Bourgeoisie ist objektiv ein Faktor der Opposition gegenüber der imperi-

alistischen Vorherrschaft in der chine-[244]sischen Wirtschaft, die auch die wichtigste Ursache der 

Aufrechterhaltung der feudalen Verhältnisse im Dorfe ist. Infolge der organischen Verbindung der 

Bourgeoisie mit dem feudalen Hintergrund kann sie die Agrarrevolution nicht durchführen, auch 

nicht in ihrem eigenen Klasseninteresse, – dem der Schaffung von Bedingungen für einen entschei-

denden Kampf gegen den Imperialismus. 

Da dies der Fall ist, so wird die Bauernschaft in ihrem historischen Kampfe gegen den Feudalismus 

(und seine Verbündeten) geführt werden durch das Proletariat, das von seinem revolutionären Ver-

bündeten, dem städtischen Kleinbürgertum, unterstützt wird. 

(Aus der Resolution des 5. Kongresses der Kommunistischen Partei Chinas zur Agrarfrage [Mai 1927].) 

Seit dem 5. Parteitag der Kommunistischen Partei Chinas sind neun Monate verflossen, neun Monate 

der schwersten und konzentriertesten Erfahrungen für die chinesische Revolution und für ihre prole-

tarisch-revolutionäre Avantgarde, die Kommunistische Partei. In diesem Abschnitt vollzog sich die 

gründlichste Abkehr der chinesischen Bourgeoisie, der Kuomintang wie ihres Militarismus, von der 

nationalen Revolution. In diesem kurzen Zeitabschnitt zeigte die junge chinesische Bourgeoisie, 

selbst unterdrückt durch den Imperialismus, wie sie angesichts der akuten Gestalt der nationalen und 

sozialen Erhebung der armen und werktätigen Massen mit der größten Rücksichtslosigkeit und Bru-

talität alle Brücken zur nationalen und bürgerlich-revolutionären Umwälzung zerstörte. Es zeugt von 

ihrem Klassenbewußtsein, daß sie es vermocht hat, eine so gründliche Wendung zu vollziehen. Na-

türlich geschah das mit Hilfe der imperialistischen und feudalen Konterrevolution. Natürlich auch, 

daß diese schnelle Abkehr für sie mit ungeheuren Opfern für ihre historischen Interessen als Klasse 

verbunden ist, daß sie ihre eigenen Ansprüche für die Unabhängigkeit Chinas vom Imperialismus, 

für die Vereinigung Chinas und die Unterordnung des halbfeudalen Militarismus mit Füßen treten 

mußte. Die geschichtliche Erfahrung hat sie darüber belehrt, daß die nationale und bürgerlich-demo-

kratische Revolution in einem Lande wie China gegen die zusammengeballte Macht des internatio-

nalen Imperialismus und seine feudal-militaristischen Stützen nur dann siegreich sein kann, wenn die 

ungeheuren Massen der Armen und Besitzlosen zu ihrem Klassenbewußtsein erwachen und wenn 

diese Massen Grundlage und Führung der Revolution zugleich werden. Die Hegemonie des Proleta-

riats, die Agrarrevolution unter seiner Führung, der Kampf um die politische Niederringung des Im-

perialismus wie auch die Vernichtung seiner Eigentumsgrundlagen und die engste internationale Ver-

bindung mit den proletarisch-revolutionären Massen der ganzen Welt – all das stand vor ihr immer 

deutlicher und immer drohender in der stürmischen Entwicklung der letzten Jahre. Geschreckt von 

diesem Menetekel, floh sie zu ihren Feinden von gestern, bespuckte die Ideale ihrer einstigen revo-

lutionären Führer und wollte zunächst nichts anderes als Sicherung vor und Rache an den armen und 

werktätigen Massen der national-revolutionären Front. Was sollte ihr die nationale Freiheit des chi-

nesischen Volkes, wenn sie ihr gleichzeitig die Möglichkeit zu seiner unbeschränkten Ausbeutung – 

das erste und letzte Ziel ihres Kampfes – nehmen würde?! 
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Hat sich darum das Ziel der chinesischen Revolution der Gegenwart, mit ihren nationalen, agrarre-

volutionären und auch demokratischen Problemen der übergroßen Mehrheit des unterdrückten Chi-

nas, seiner Arbeiter, Bauern und der kleinbürgerlichen Stadtarmut, geändert? Hat die Enthüllung der 

Grundkräfte der chinesischen Revolution, die durch die grausame imperialistische Unterdrückung 

und das mörderische Herrschaftssystem des halbfeudalen Militarismus entfesselt worden sind, das 

historische Ziel der chinesischen Revolution umgestoßen? Diese Frage stellen, heißt sie verneinen. 

Die Sätze, die wir oben aus der Agrarresolution des 5. Kongresses der Kommunistischen Partei Chi-

nas zitierten, haben nach wie vor ihre Geltung. Der Verrat der Bourgeoisie an der nationalen Revo-

lution, [245] ihre Henkersgemeinschaft mit dem Imperialismus und dem halbfeudalen Militarismus 

hat nur geschichtlich unterstrichen, daß die Revolution, wie sie im gegenwärtigen historischen Ab-

schnitt in China auf der Tagesordnung steht, nur das Werk des Proletariats, der Bauernschaft und der 

kleinbürgerlichen Stadtarmut sein kann. 

Die jahrzehntelange Geschichte des Kampfes des chinesischen Volkes hegen den Imperialismus zeigt 

uns, wie der Kam pf  f ü r  na t i ona le  Be f r e i ung  untrennbar verbunden ist mit den Klassenkämp-

fen der werktätigen Massen. Auch die Mandschudynastie hat, allerdings mit ihren Mitteln und zu 

ihren Zwecken, sich gegen das Eindringen des Imperialismus in China zur Wehr gesetzt. Als eine 

halbfeudale despotische Macht kämpfte sie gegen die imperialistischen Mächte zunächst in Kriegen, 

dann, nachdem sie unterlegen war, mit allen Mitteln des zähen Widerstandes, die ihr noch zur Verfü-

gung standen. Ihr Kampf war kein national-revolutionärer; sie wollte ihre staatliche Unabhängigkeit 

aufrecht erhalten, um China weiter in den finsteren feudalen Mauern niederzuhalten. Als sie schon 

von der kriegerischen Macht des Imperialismus zur Kapitulation gezwungen war, führte sie den 

Kampf noch gegen alle modernen Einflüsse die allein schon durch die Berührung Chinas mit dem 

politischen und wirtschaftlichen System des Imperialismus die junge Handelsbourgeoisie erstarken 

ließen und sie, gegen den Willen des Imperialismus im Kampfe gegen das halbfeudale Kaisertum 

vorwärtstrieben. Der Kampf der Mandschudynastie gegen den Imperialismus war ein nationalistisch-

reaktionärer, und je schwächer ihre politische und staatliche Macht gegenüber den wachsenden 

Schichten der revolutionären Bourgeoisie und ihres Anhangs wurde, desto mehr begab sie sich selbst 

unter den Schutz des Imperialismus und wurde zu seinem gefügigen Werkzeug. 

Der Kampf gegen den Imperialismus, der dann in immer stärkerem Maße von der Bourgeoisie geführt 

wurde, wandte sich auch immer schärfer unmittelbar gegen die Mandschudynastie als das Werkzeug 

des Imperialismus. Nach dem Sturze der Mandschudynastie im Jahre 1911 und der Proklamierung 

der chinesischen Republik gelang es der ständigen Intervention des Imperialismus mit Hilfe seiner 

Machtpositionen in China, das despotische Herrschaftssystem der halbfeudalen, meist auch der alten 

kaiserlichen Generale in den Provinzen am Leben zu erhalten und es so weit auszubauen, daß es 

faktisch jede wirkliche Errungenschaft des bürgerlich-revolutionären Kampfes von 1911 liquidierte. 

Dieser Militarismus war von vornherein das Gnadenkind der imperialistischen Unterdrückung. Die 

Generale wurden zu ge füg i gen  Wer kzeugen  des Imperialismus, ohne daß die Bourgeoisie mit 

ihren schwachen Kräften sich damals ernsthaft dagegen zur Wehr setzen konnte. Die revolutionäre 

Bourgeoisie konnte erst den Kampf auf breitester nationaler Grundlage aufnehmen, nachdem ihre 

Führer, Sun  Ya t  Se n  und sein Anhang, sich zu der Einsicht durchgerungen hatten, daß die halb-

feudalen Mächte in China infolge ihrer starken imperialistischen Stützen nur gestürzt werden können 

mit der aktiven Unterstützung der armen und werktätigen Massen in Stadt und Land. Diese Erkennt-

nis beruhte auf dem Entstehen von modernen proletarischen Massen und einer derartigen Verschär-

fung der Unzufriedenheit der armen Bauernschichten, die sie zur Revolution trieb. 

Die letzten Jahre waren von diesem Kampfe der chinesischen Revolution erfüllt, und in seinem Ver-

laufe begriff auch die nationale Bourgeoisie, was das Erwachen des Proletariats zum Kampfe, seine 

Konstituierung als Klasse und seine selbständigen Verbindungen mit den Millionen der Bauernschaft 

und der kleinbürgerlichen Stadtarmut bedeutet. Das  hat sie gezwungen, die nationale Revolution wie 

die bürgerlich-revolutionäre Umwälzung gegen den halbfeudalen Militarismus zu verraten. Die nati-

onale Revolution gegen den Imperialismus ist darum nicht von der Tagesordnung des Existenzkamp-

fes der ungeheuren Mehrheit des chinesischen Volkes verschwunden. Umgekehrt – sie wurde erst 
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recht zum Lebensproblem der Massen. Was bedeutet denn die Tatsache, daß nun auch die Bourgeoi-

sie, [246] wie der halbfeudale Militarismus und seine politisch und wirtschaftlich rückständigen 

Mächte, gezwungen ist, beim Imperialismus Zuflucht zu suchen, dessen ganze Existenz in China ihr 

den Weg zur politischen und wirtschaftlichen Vorherrschaft versperrt? Was bedeutet es, wenn sowohl 

die national-revolutionären Losungen als auch die des Kampfes gegen die militaristische Despotie 

und für die Agrarrevolution nur i n  de r  F r on t  de r  Ar men  und  Bes i t z l o sen  gegen  d i e  aus -

beu t enden  Sch i ch te n erkämpft werden können? All das manifestiert die Reife der revolutionären 

Entwicklung in China wie auch die verschärfte Notwendigkeit der Lösung der nationalen und bür-

gerlich-demokratischen Probleme, und zwar auch im Kampfe gegen die Bourgeoisie! 

II. Um das „Hinüberwachsen“ in die sozialistische Revolution 

Ist es nun angesichts einer solchen Umschichtung der revolutionären Kräfte, die auch die Bourgeoisie 

zur Konterrevolution getrieben hat, noch angängig, die gegenwärtige Periode der chinesischen Revo-

lution als die der bü r ge r l i c h-dem okr a t i s chen  Revo l u t i on  zu bezeichnen? Heißt das nicht, 

daß in China bereits die sozialistische Revolution auf der Tagesordnung steht? Die Erfahrungen der 

russischen Revolution von 1905 und der Märzrevolution von 1917 haben diese Frage für jeden revo-

lutionären Marxisten bereits eindeutig entschieden. Die bisherigen Erfahrungen der chinesischen Re-

volution liefern nur die historische Bestätigung für jene von Lenin klassisch formulierten Lehren 

einer bürgerlich-revolutionären Umwälzung, durchgeführt von einer proletarischen Minderheit als 

Führer der ausgebeuteten und unterdrückten Massen, gegen den Widerstand auch  der Bourgeoisie. 

Die besondere Kompliziertheit der chinesischen Revolution als ein na t iona l e r  Befreiungskampf 

gegen den Imperialismus und die gewaltigen Unterschiede in der wirtschaftlichen wie in der sozialen 

Entwicklung Chinas auch gegenüber dem damaligen Rußland ändern nichts daran, daß es kein Über-

springen der bürgerlich-revolutionären Umwälzung geben kann. Im gegenwär t igen  China mit 

seinen wenigen großindustriellen Zentren an der Pe r i phe r i e  dieses Riesenlandes, mit seinem un-

geheuren Kontinent, wo Hunderte von Millionen der bäuerlichen Bevölkerung in halbfeudalem Joch 

schmachten, mit dem noch ungeheuer weitem Gebiet, wo weder von moderner Bourgeoisie noch vom 

Industrieproletariat die Rede sein kann, wo die ungeheure Masse der kleinbürgerlichen Stadtarmut 

zum verschwindenden Teil ein modernes Kleinbürgertum darstellt und in Wirklichkeit die große 

Masse der städtischen Armut erst an der Schwelle des kapitalistischen Zeitalters steht, erst vom Pro-

zeß der Industrialisierung erfaßt werden soll, – hier von sozialistischer Revolution zu reden, ist reiner 

Wahnsinn. Noch mehr als für die russische Revolution von 1905 steht hier vor dem Proletariat zu-

nächst die Aufgabe, durch die Verwirklichung der bürgerlich-revolutionären Aufgaben, die auf der 

Tagesordnung stehen, erst die geschichtlichen Voraussetzungen für die künftige sozialistische Revo-

lution zu schaffen. 

Das chinesische Proletariat ist vor allem konzentriert in jenen Städten, die gleichzeitig die wichtigsten 

wirtschaftlichen und politischen Machtpositionen des Imperialismus in China darstellen. Im Innern 

des Landes ist das Proletariat in dieser reiferen Gestalt noch nicht vorhanden. Dort überwiegt die 

handwerksmäßige Arbeit, und die industriellen Betriebe in diesen Gebieten gehören noch zum größ-

ten Teil unter jene geschichtlichen Kategorien der Entwicklung der Industrie, die Marx im „Kapital 

in den Abschnitten über Kooperation und Manufaktur schildert. Nichtsdestoweniger stellt dieses Pro-

letariat einen gewaltigen revolutionären Faktor dar, den  führenden Faktor des antiimperialistischen 

und antimilitaristischen Kampfes in China. Die halbfeudalen Verhältnisse im Dorfe, an deren Auf-

rechterhaltung die chinesische Bourgeoisie, die zum großen Teil noch Hande l s- und  Wucherka -

p i t a l  verkörpert, interessiert ist, die die Grundlage der imperialistischen Ausplünderung Chinas dar-

stellen, sind überreif für ihre historische Liquidierung. Sie konnten sich bisher nur deshalb so lange 

er-[247]halten, weil alle revolutionären Versuche des chinesischen Volkes im vergangenen wie im 

gegenwärtigen Jahrhundert durch die Intervention des Imperialismus zum Scheitern gebracht wurden. 

Das chinesische Proletariat, in dieser Interessengemeinschaft verbunden mit der kleinbürgerlichen 

Stadtarmut und den Hunderten Millionen der Bauern, ist die einzige historisch berufene Führung der 

bürgerlich-revolutionären Umwälzung, die jetzt in China auf der Tagesordnung steht. Der Sieg dieses 

revolutionären Blocks wird eine revolutionäre Staatsform errichten, die nicht die sozialistische 
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Diktatur des Proletariats, sondern die demokratische D i k t a t u r  de s  P r o l e t a r i a t s  und  de r  Bau -

e r nscha f t, unterstützt auch von der kleinbürgerlichen Stadtarmut, sein wird. Die Organe dieses re-

volutionären Kampfes werden die Räte dieser kämpfenden Massen sein. 

Heißt das etwa, daß die Revolution im Falle ihres Sieges bei der Verwirklichung der bürgerlich-

demokratischen Umwälzung stehen bleiben wird und kann? – Diese Fragestellung bekam Lenin in 

der Zeit um 1905 oft von T r o t zk i  zu hören. Dies ist eine durchaus unmarxistische Fragestellung, 

die Lenin verspottet hat als die Ängstlichkeit des wildgewordenen Kleinbürgers, der infolge des Feh-

lens einer eigenen Klassenbasis nach verbrieften Garantien schreit, die er infolge seiner kleinbürger-

lichen Einstellung im Fundament der Klasse und ihrer schöpferischen Kraft nicht sieht. Das  P r o -

l e t a r i a t  a l s  s i eg r e i che r  Füh r e r  e i ne r  D ik t a t u r  des  P r o l e t a r i a t s  und  de r  Baue r n -

scha f t  w i r d  s i che r l i ch  be i  de r  Ve r wi rk l i chung  de r  bü r ge r l i c h-demokr a t i s che n  

Um wäl zung  n i ch t  s t ehen  b l e ibe n. Freilich wird es nicht den Kampf gegen die befreite Bau-

ernschaft aufnehmen, sondern mit ihr gemeinsam die revolutionäre Macht sichern, die nationale Be-

freiung erkämpfen, den Weg der Industrialisierung in Stadt und Land beschreiten und Schritt für 

Schritt im Bündnis mit den proletarisch-revolutionären Kräften der ganzen Welt die historischen Vo-

raussetzungen für den Sozialismus aufbauen. 

Diese „linken“ Befürchtungen vom „Stehenbleiben“ haben inzwischen in der russischen Revolution 

ihre Antwort erhalten. Die chinesische Revolution wird sie auf dem Wege des Kampfes gegen den 

Imperialismus und die mit ihm verbündete Großbourgeoisie nicht erst im künftigen Stadium der so-

zialistischen Umwälzung, sondern schon in der gegenwärtigen Periode andeuten. D i e  En t e i gnung  

de r  i m pe r i a l i s t i s chen  Pos i t i onen  i n  de r  ch i nes i s chen  Wi r t scha f t  w i e  auch  d i e  

de r  mi t  i hm  ve r bundenen  Großbour geo i s i e  w i rd  be r e i t s  i m  Ve r l au f  de s  gegen -

wär t i gen  aku t  r evo l u t i onä r en  P r ozes se s  au f  d i e  Tageso r dnung  ge s t e l l t  we r den  

m üsse n. Diese Enteignung wird durch den Staat der revolutionär-demokratischen Diktatur als 

Maßnahme  zu r  S i che r ung  de r  na t i ona l en  Revo l u t i on  erfolgen müssen und wird die be-

geisterte Zustimmung der gesamten national-revolutionären Kampffront finden. 

Das bedeutet zwar für die Diktatur des Proletariats und der Bauernschaft, eine wichtige Vorausset-

zung zum kün f t i ge n Aufbau der Wirtschaft auf sozialistischer Grundlage zu gewinnen. Es hieße 

aber den Marxismus auf den Kopf stellen, wollte man diese revolutionären Maßnahmen als soz i a -

l i s t i s ch e Aufgaben der gegenwärtigen Etappe der Revolution auffassen. Wir wiederholen, was wir 

bereits an anderer Stelle geschrieben haben, daß diese Maßnahme geschichtlich zu vergleichen ist mit 

dem Beispiel der Enteignung des Klerus in der französischen Revolution. Denn die überwiegende 

Masse des chinesischen Volkes, für die die gegenwärtige Umwälzung die Frage de r  Ex i s t enz  i s t, 

i s t  noch  in f o l ge  de r  ha l b f euda l en  und  vo r kap i t a l i s t i s che n  ch i ne s i s chen  Rück -

s t änd i gke i t  s eh r  we i t  davon  en t f e r n t, P rob l em e  de r  soz i a l i s t i s chen  Wi r t s cha f t s -

o r dnung  zu  ahne n, ge schwe i ge  noch  s i e  i m  Be r e i ch  i h r e r  In t e r e s sen  z u  s ehe n. 

Alles Gerede von der „sozialistischen Umwälzung“, die gegenwärtig in China bereits auf der Tages-

ordnung stehe, von der „permanenten Revolution“, die darin gegenwärtig in China begonnen habe, 

sind trotzkistischer [248] Unsinn und werden nicht neu und richtiger, wenn sie von anderen erneut 

vertreten werden. Dieses Gerede zeugt nur von der pe rm anen t en  Konf us i o n, die noch in ihren 

Köpfen bezüglich der Grundbedingungen der chinesischen Revolution herrscht. Diese scheinradika-

len Phrasen sind deshalb besonderes gefährlich, weil sich hinter ihnen e i ne  f a l s che  und  s t a r r e  

E i n schä tzung  de r  K l a s senkr ä f t e  de r  ch ine s i s chen  Revo l u t ion  wi e  auch  i h r e r  t ak -

t i s chen  Auf gaben  verbirgt. Es gibt nur eine Garantie für das Hinüberwachsen und für die nicht-

kapitalistische Perspektive der chinesischen Revolution, und die ist i h r  vo l l e r  r e s t l o se r  S i eg  

a l s  bü r ge r l i c h-demokr a t i s che  Um wäl zun g, a l s  na t i ona l e  Revo l u t i on  au f  de r  Ba -

s i s  de r  Rä t e  de r  we rk t ä t i gen  M a s s e n  und  i h r e r  D i k t a t u r. Es ist müßig, darüber zu spe-

kulieren, wie, was und wann sie hinüberwachsen wird – die konkrete Aufgabe der chinesischen Re-

volution, ihr wahrer Charakter, ihre sozialen Triebkräfte wie die Bedingungen ihres Sieges und ihrer 

Entwicklung umfassen eine h i s t o r i s che  Pe r iod e, die dann abschließt, wenn die Elemente für die 

nächste Periode sich im Kampfe durchgesetzt haben. D i e  Bas i s  z u  scha f f e n, au f  de r  d i e se  
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E l em en t e  i n  F r e i he i t  ge se t z t  we r den  könne n, au f  de r  s i e  s i ch  f r e i  en t f a l t en  kön -

ne n, da s  i s t  d i e  konk r e t e  Aufgab e, d i e  auch  mi t  den  I n t e re s sen  des  P r o l e t a r i a t s , 

de r  Baue rnscha f t  und  de r  k l e i nbü r ge r l i chen  S tad t a rm u t  i den t i s ch  i s t. Wer mehr 

will, ist ein Schelm, der mehr geben will, als er hat, und die Erfahrung hat hinreichend gelehrt, daß 

eine revolutionäre Partei, die sich selbst über die Bedingungen ihres eigenen Sieges täuscht, nur Nie-

derlagen ernten kann. 

Die Kommunistische Internationale hat auf dem Februarplenum des Ekki in ihrer Resolution zur chi-

nesischen Frage diese Tatsachen erneut unterstrichen: 

„Die gegenwärtige Periode der chinesischen Revolution ist die Periode der b ü r g e r l i c h-d e m o k r a t i s c h e n  

R e v o l u t i o n, die weder vom w i r t s c h a f t l i c h e n  Standpunkt (Agrarrevolution und Vernichtung der Feu-

dalverhältnisse), noch vom Standpunkte des na t i ona l e n  Kampfes gegen den Imperialismus (Vereinigung 

Chinas und nationale Unabhängigkeit), noch vom Standpunkte der K l a s s e n n a t u r d e r M a c h t (Diktatur des 

Proletariats u n d  der Bauernschaft) aus ihren Abschluß gefunden hat. Die Charakteristik der gegenwärtigen 

Etappe der chinesischen Revolution als einer Revolution, die bereits in die sozialistische Revolution umge-

schlagen hat, ist falsch. Ebenso falsch ist ihre Charakteristik als eine ,permanente‘ Revolution (die Haltung 

des Vertreters des Ekki). Die Tendenz zur Überspringung der bürgerlich-demokratischen Etappe der Revolu-

tion bei gleichzeitiger Beurteilung der Revolution als einer ,permanenten‘ Revolution ist ein Fehler, analog 

dem, wie ihn Trotzki im Jahre 1905 begangen hat. Dieser Fehler ist um so schädlicher, als bei einer solchen 

Stellung der Frage auch die größte nationale Besonderheit der chinesischen Revolution als eine Revolution in 

einem Halbkoloniallande ausgeschaltet wird.“ 

III. Die nächsten Aufgaben der KPCh. 

Die Kommunistische Partei Chinas, die den revolutionären Kampf unter den schwierigsten Bedin-

gungen führen muß, hat gegenwärtig die Aufgabe, die chinesische Revolution, so wie sie gegenwärtig 

vor ihr steht, als Führerin der werktätigen Massen zu verwirklichen. Die KPCh ist eine der jüngsten 

kommunistischen Parteien der Internationale, hat aber in heldenmütigen Kämpfen reiche Erfahrungen 

für die Erfüllung ihrer geschichtlichen Aufgabe sammeln können. Sie hat jahrelang innerhalb der 

Kuomintang gegen die bürgerliche Führung gekämpft, mächtige proletarische Klassenorganisationen 

aufgebaut und Millionen der Bauernschaft organisiert. I h re  E r f ah r ungen  aus  de r  Ze i t  de r  

Käm pf e  inne r ha l b  de r  Kuomi n t ang  [249] haben  ih r  e r s t  e r l aub t, j ene  Bas i s  un te r  

den  Massen  de s  P r o l e t a r i a t s  und  de r  B aue r nscha f t  z u  s cha f f e n, d i e  s i e  gegenwär -

t i g  be f äh ig t, a l s  d i e  e i nz i ge  Füh r e r i n  de r  Revo l u t i on  vo r  den  Massen  au f zu t r e t e n. 

Die Partei wie ihre Führung hat in den schwierigsten Situationen manövrieren und sich Schritt für 

Schritt die taktischen und politischen Erfahrungen erkämpfen müssen. Die Krise infolge der schweren 

opportunistischen Fehler der Parteiführung, die die Partei in der Zeit des Übergangs der Kuomintang-

führung zur offenen Konterrevolution gemacht hat, hat sie verhältnismäßig rasch überwinden können, 

und zwar, weil es sich hierbei weniger um opportunistische Traditionen, abgesehen von Teilen der 

Führung, als um die praktische Unerfahrenheit der Partei infolge ihrer Jugend und infolge der unge-

heuren Kompliziertheit der revolutionären Probleme handelte. 

Im Verlaufe der letzten Monate hat die Kommunistische Partei im Zusammenhang mit den Auf-

standsbewegungen der Bauern und besonderes im heroischen Kantorier Aufstand, dessen Seele sie 

war, lernen können, wie sie die ande r e Gefahrenzone, die ihr jetzt droht, zu überwinden hat. Es ist 

nur zu erklärlich, daß der wilde Terror der chinesischen Konterrevolution, besonders aber der der 

Kuomintang, der auf die physische Vernichtung der revolutionären Vorhut direkt ausgeht, in der Par-

tei stärkere Stimmungen der revolutionären Ungeduld hervorgerufen hat. Besonders der Kantoner 

Aufstand zeigte, daß die Partei heldenhaft zu kämpfen versteht, aber gleichzeitig es noch lernen muß, 

die Taktik des bewaffneten Aufstandes entsprechend den Bedingungen für den Sieg der chinesischen 

Revolution anzuwenden. 

Angesichts der despotischen und räuberischen Herrschaft der Generale des Kuomintanggebiets und 

ihrer halbfeudalen Herrschaftsmethoden, der völligen Rechtlosigkeit der armen und werktätigen Be-

völkerung, der rücksichtslosen Unterdrückung ihrer wirtschaftlichen und politischen Kämpfe. der Auf-

lösung und Verfolgung aller Arbeiter- und Bauernorganisationen und der massenhaften Hinrichtungen 
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– angesichts dieses ganzen Systems, das klar zeigt, daß es sich hier um die Diktatur einer räuberischen 

und verhaßten Clique handelt, steht für die revolutionäre Bewegung der Kampf um ihren Sturz auf 

der Tagesordnung. Die revolutionäre Lage in Süd- und Mittelchina hat sich im Verlaufe des letzten 

Jahres nur insofern geändert, als die Entlarvung der Bourgeoisie und der Kuomintang immer gründ-

licher und restloser erfolgte. In diesem Gebiet ist die Situation für den revolutionären Umsturz auf 

breitester Massengrundlage mit Hilfe der Aufstände der Bauernschaft und der armen und werktätigen 

Masse der Städte herangereift. Das heißt nicht, daß man jederzeit und in beliebigen Orten Aufstände 

entfesseln kann. Es bedeutet lediglich, daß die Führung der täglichen Kämpfe der Arbeiter und Bau-

ern, besonders auch der Aufstände und Partisanenkämpfe der Bauern, in der Richtung eines Massen-

aufstandes für Süd- und Mittelchina zu erfolgen hat. 

Die Organisierung eines solchen Aufstandes erfordert die breiteste Aufklärung der Armen und Werk-

tätigen, die revolutionäre Arbeit in den Betrieben, auf dem Lande und in der Armee, die breiteste 

Massenmobilisierung unter lokal angepaßten Teillosungen, verbunden und zugespitzt in der Richtung 

des Sturzes der militaristischen Herrschaft, die Propagierung der Räteorgane als der führenden Or-

gane des Massenkampfes und Massenaufstandes und den Übergang zur Rätebildung in jenen ländli-

chen Distrikten, wo Aufstände bereits im Gange sind, usw. Die Führung der revolutionären Massen 

hat natürlich hierbei die Pflicht, sämtliche Vorgänge im Lager der Gegner aufs genaueste zu beachten, 

besonders die Bürgerkriege der verschiedenen Generalsgruppierungen in ihrem gegenwärtigen Zu-

stand und in ihrer voraussichtlichen Entwicklung in Erwägung zu ziehen. 

Die gesamte Arbeit der Partei muß darauf gerichtet sein, den revolutionären Aufstand durch Streiks 

und Massenbewegungen, die den örtlichen Bedürfnissen und Forderungen der Massen angepaßt sind, 

systematisch vorzubereiten. Mi t  ande r en  Wor t e n, de r  kom m ende  r ev o-[250]l u t i onä re  

Auf s t and  m uß  d i e  S t e i ge r ung  de r  gegenwär t i gen  wi r t s cha f t l i chen  und  po l i t i -

s chen  Käm pf e  de r  r evo l u t i onä r en  Massen  s e i n, d i e  aku t e  Aus l ö sung  de r  Unzu -

f r i edenhe i t, d i e  i n  de r  Bevö l ke r ung  he r r s ch t  und  d i e  engs t e  o r gan i sche  Ve r b in -

dung  zwi schen  den  r evo l u t i onä r en  Kr ä f t en  i n  S t ad t  und  Lan d, be i  g l e i chze i t i ge r  

Ze r se t zung  de r  r e ak t i onä r en  Ar m ee  und  de r  Gewi nnung  i h r e r  T r uppen t e i l e  fü r  

den  r evo lu t i onä r en  Kam p f. Nur ein solcher Aufstand kann siegreich sein. 

Die Partei muß gleichzeitig den schärfsten Kampf gegen den Putschismus wie auch gegen alle Be-

strebungen führen, den Massenkampf durch den Kampf kleinerer Gruppen wie auch durch individu-

ellen Terror zu zersetzen. Insbesondere darf gegenüber keiner Schicht der Werktätigen die Methode 

der Überzeugung durch die Methode des Terrors ersetzt werden! In einer Situation, die im allgemei-

nen für den Massenaufstand reif ist, sind solche putschistischen und terroristischen Abweichungen in 

den Reihen der Avantgarde besonderes gefährlich. Die KPCh wird auch diese Fehler in ihren Reihen 

überwinden und lernen, den Massenkampf zum Aufstand und zum Siege zu steigern. 

Das Februar-Plenum des Ekki hat in seiner einstimmig angenommenen Resolution der Kommunisti-

schen Partei Chinas den Weg der kommenden Kämpfe und ihre Aufgaben auf Grund der genauesten 

Prüfung der gegenwärtigen Lage in China und der Auswertung aller Erfahrungen des bisherigen Ver-

laufs der chinesischen Revolution, insbesondere der der letzten Monate, gezeigt. Gleichzeitig hat es 

die kommunistischen Sektionen in allen Ländern aufgefordert, durch breiteste Massenaufklärung 

über die schweren Kämpfe der chinesischen Arbeiter und Bauern. wie auch durch Massenaktionen 

gegen den Imperialismus die chinesische Revolution zu unterstützen. 

LITERATUR 

Aus dem Lager des Gegners 
„Die Gesellschaft“ und „Sozialistische Monatshefte“, Dezember-Januar 

I. 

Kommt das Heil aus Neuyork oder aus Paris? 

In ihrer Behandlung der außenpo l i t i s chen  Fragen spiegelt die „Gesellschaft“ die Orientierungs-

losigkeit der offiziellen SPD-Politik wider. So wie die deutsche Bourgeoisie eine vorsichtige Taktik 
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des Lavierens zwischen den verschiedenen imperialistischen Gruppierungen betreibt, so laviert auch 

die offizielle SPD zwischen den möglichen Orientierungen, der „paneuropäischen“ – was nur ein 

schönerer Name für die französische Hegemonie ist – und der – nennen wir es kurzweg – amerikani-

schen. Aber so klar ist diesen Leuten die Frage überhaupt nicht – vor ihnen schwebt, die nebulose 

Vorstellung eines als „sozialistisch zu bezeichnenden Überimperialismus – und die sucht jeder auf 

seine Weise – in der Luft. 

Momentan liegt diese Luft mehr jenseits der Atlantis. Im Dezemberheft schreibt G. Lü t kens  über 

„Der Imperialismus der Vereinigten Staaten“ einen längeren Artikel, der, freilich mit einer falschen 

Fragestellung, den Versuch macht, auf seine Weise den Dingen auf den Grund zu gehen. L. sucht 

krampfhaft nach spezifischen, den amerikanischen Imperialismus von jedem anderen unterscheiden-

den Merkmalen, statt zunächst einmal das gemeinsame hervorzuheben, und kommt so zu unmögli-

chen Konstruktionen. Richtig verweist er auf den – im Vergleich zu anderen Ländern – späten Beginn 

der imperialistischen Periode, die außenpolitisch mit dem spanisch-amerikanischen Krieg von 

1898/99 eingeleitet wurde, während erst 1913 durch des Federal-Reserve-Akt das Geld- und Kredit-

system den Bedürfnissen des modernen Finanzkapitals angepaßt wurde. Dafür, daß die Entwicklung 

relativ spät einsetzte, ging sie nun um so stürmischer vor sich; als wesentliche Expansionsrichtungen 

des amerikanischen Imperialismus bezeichnet L. des Fernen Osten, Kanada und Lateinamerika, lehnt 

es dagegen von vornherein ab, die amerikanischen Kapitalsanlagen in Europa als imperialistische 

Expansion zu bezeichnen – offenbar deshalb, weil für ihn Imperialismus notwendig mit äußerer po-

litischer Macht-[251]erweiterung verbunden sein muß. Aus dem gleichen Grunde schaltet er aber 

dann auch Kanada aus, da dieses „nach dem heutigen Stand der Dinge als Glied des British Empire 

für imperialistische Bestrebungen nicht in Betracht komme“, ebenso aber auch den Fernen Osten, da 

Amerika dort eine Politik der „offenen Tür“ treibt (nur in bezug auf die Philippinen und auf das 

Verhältnis zu Japan erkennt L. „latente imperialistische Kräfte“ an). Bei dieser Begriffsbestimmung 

des Imperialismus als einer sichtbaren Erweiterung der äußeren politischen Machtsphäre kann L. von 

einem amerikanischen Imperialismus natürlich nur in bezug auf Mittel- und Südamerika sprechen – 

und darauf baut er dann seine ganzen weiteren Untersuchungen auf. Träger des Imperialismus sind 

seiner Meinung nach nicht die Gesamtwirtschaft der Vereinigten Staaten, deren objektiven Bedürf-

nissen die Expansion entspränge, sondern nur einzelne Kapitalskonzerne, die in Mittel- und Südame-

rika Extraprofite suchen. Daher gibt es angeblich in den Vereinigten Staaten keine breiten imperia-

listisch gesinnten Schichten, keinen Rückhalt des Imperialismus in der „öffentlichen Meinung“ – die 

konkreten Expansionsmaßnahmen werden vielmehr unter Umgehung der parlamentarischen Organe 

von der – unmittelbar unter dem Einfluß der betreffenden Trustmagnaten stehenden – Regierung 

durchgeführt und tragen deshalb nicht den Charakter normaler Eingliederung der zu erobernden Ge-

biete in das amerikanische Reich, sondern den formell „privater“ Einflußnahme der Kapital exportie-

renden Gesellschaften auf die inneren Angelegenheiten des Anlagegebiets (wobei freilich hinter den 

Privatunternehmungen der Rückhalt der landungsbereiten amerikanischen Marinesoldaten steht). 

Man sieht, daß L. eben einfach e i ne  Form der imperialistischen Expansion als „Imperialismus“ an-

erkennt – so macht er es sich freilich leicht, die objektiven Grundlagen des amerikanischen Imperia-

lismus zu leugnen. Wenn die amerikanischen Ölmagnaten eine militärische Intervention in Mexiko 

forderten, so war das Imperialismus – aber wenn Morgan und die übrigen Vertreter des Finanzkapitals 

demgegenüber eine Politik der „friedlichen Durchdringung“ durchsetzten – also eine andere, für sie 

zweckmäßigere Form der Imperialistischen Expansion erzwangen, so war das ein Sieg der „antiim-

perialistischen öffentlichen Meinung“. 

So werden alle Gewaltakte des amerikanischen Imperialismus zur Privatangelegenheit einzelner Ka-

pitalsgruppen, stehen eher in Analogie zu den – auch „privaten“ Methoden frühkapitalistischer Ko-

lonialgesellschaften, die einfache Raubwirtschaft trieben, statt, wie die modernen Kolonialverwal-

tungen, die wirtschaftlichen Kräfte der Kolonie zu entwickeln. Auch für den amerikanischen Imperi-

alismus werde die Zeit kommen, wo er für die Gesamtwirtschaft notwendig, wo er aber auch die Form 

normaler moderner Kolonialpolitik annehmen wird. Die politischen Konsequenzen dieser Anschau-

ung sind klar: Wenn der amerikanische Imperialismus keine ökonomische Notwendigkeit, sondern 
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nur Eigenprodukt einiger Spekulanten ist, dann kann er auch durch eine Linkswahl unschädlich ge-

macht werden. Auf jeden Fall tut er Europa keinen Schaden, da er sich – definitionsgemäß – nur mit 

südamerikanischen Dingen beschäftigt. Und die alten Imperialismen sind viel anständiger, sie pressen 

die Kolonien nicht aus (oder nur nebenbei, was ebenfalls durch Linkswahlen beseitigt werden kann), 

sondern entwickeln sie, wie Lütkens sich ausdrückt, wirtschaftlich im Interesse der „Stabilität der 

Weltwirtschaft“. Einst wird auch der amerikanische Imperialismus so anständig werden, und dann 

wird man gegen ihn nichts einwenden dürfen, da die „Rationalisierung und Durchorganisierung der 

kolonialen Gebiete“ doch offenbar eine Voraussetzung jenes nebulösen Dinges ist, das man „Sozia-

lismus“ schimpft. 

Man sieht – das Gegenstück zu der These von der „zivilisatorischen Mission“ des modernen Imperia-

lismus und von der „Zufälligkeit“ seiner üblen Begleiterscheinungen ist der Glaube an die „Linksen-

twicklung“ innerhalb des Imperialismus als Heilbringerin. Ausführlich dargelegt wird dieser Glaube 

im ersten Teil von D. Decke r s  (im Januarheft erschienenen) Artikel über „Das Jahr der Wahlen“. 

Scharf wird gegen die Auffassung polemisiert, daß das Schwergewicht der geschichtlichen Entwick-

lung heute im Erwachen der kolonialen und halbkolonialen Völker liege: die großen imperialistischen 

Systeme seien in sich durchaus stabil, „das Schwergewicht der weltgeschichtlichen Entwicklung liegt 

nicht an der Peripherie, sondern innerhalb des kapitalistischen Systems“. Die Vorstellung Lenins. daß 

der Sozialismus „infolge des kriegerischen Zusammenstoßes zwischen dem gegenrevolutionären im-

perialistischen Westen und dem revolutionären nationalistischen Osten“ siegen werde, wird entschie-

den und unter Aufgebot von höchst schief angewandten Engels-Zitaten bestritten: 

„Wir bekennen uns vielmehr zu dem Satz von Engels: ,Wir haben an der Befreiung des westeuropäischen 

Proletariats mitzuarbeiten und diesem Ziele alles andre unterzuordnen‘, wo allerdings an Stelle ,des westeuro-

päischen Proletariats‘: ,des Proletariats in den kapitalistischen Ländern‘ stehen sollte.“ 

Einen solchen Gegensatz konstruieren kann man nur, wenn man die Interessen des Proletariats der 

kapitalistischen Länder für etwas mit dem Bestande des modernen Imperialismus unzertrennbar Ver-

knüpftes hält: natürlich wird der Aufbau des Sozialismus im internationalen Maßstabe von den kapi-

talistisch höchstentwickelten Ländern getragen werden – aber dieser Aufbau setzt die Machtergrei-

fung durch das Proletariat dieser Länder voraus, die nur möglich ist, wenn mit dem Sturz der koloni-

alen Unterdrückung auch die Möglichkeiten zur ökonomischen und ideologischen Korruption dieses 

Proletariats durch „seine“ – was in bezug auf England [252] niemand schärfer als Mar x  formuliert 

hat – Bourgeoisien fallen. Und da wir heute in internationalen Maßstabe nicht vom „Aufbau, sondern 

von der „Befreiung“ zu reden habe, so ist es Unsinn, einen Gegensatz zwischen der Befreiung des 

Proletariats der kapitalistischen Länder und der von „seiner“ Bourgeoisie unterdrückten Kolonialskla-

ven zu konstruieren: das kann man nur tun, wenn man das europäische und amerikanische Proletariat 

als Fraktion im Im pe r i a l i sm us  betrachtet, die diesem einen möglichst „fortschrittlichen“ Charak-

ter geben soll. Und Jas ist der Sinn von Deckers Ausführungen, darum sucht er ausführlich nachzu-

weisen, wie Deutschland wieder seinen Platz unter den führenden imperialistischen (das Wort ge-

braucht er allerdings nicht) Mächten einnehmen konnte – wesentlich dank der Tätigkeit der Refor-

misten, die, wie er mit großen Stolz bekennt, „durch Festigung des inneren Marktes (der deutschen 

Industrie) die Grundlagen für den wirtschaftlichen und damit für den politischen Aufstieg Deutsch-

lands geschaffen“ haben. 

Treibt „soziale Politik im Inneren, deutsche Bourgeois – dann schafft ihr selbst in Grundlagen der 

wirtschaftlichen und politischen Erstarkung Deutschlands. Und diese Erstarkung ist ihrerseits auch 

ein Schritt auf dem Wege zum internationalen Sozialismus: je größer die Rolle Deutschlands unter 

den imperialistischen Mächten, desto größer werden auch die Rückwirkungen deutscher „Linkswah-

len auf die innere Entwicklung anderer kapitalistischer Länder; indem die Sozialdemokratie um eine 

Linkspolitik in Deutschland kämpft, wirkt sie also e i ne r s e i t s  auf die Entwicklung der anderen ka-

pitalistischen Länder ein – ande r se i t s  trägt sie dazu bei, Deutschlands Kraft im Verhältnis zu die-

sen Ländern zu erhöhen und so das spezifische Gewicht dieser Einwirkung zu verstärken. Dienst am 

Imperialismus ist also zugleich auch Dienst am „Sozialismus – der eben eine besondere Art der Ori-

entierung des Imperialismus ist. 
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Diese Vorstellungen von einem durchrationalisierten Überimperialismus, aus dem dann auf dem 

Wege steigenden innerpolitischen Einflusses der reformistischen Parteien eine sozialistische Staaten-

ordnung werden soll, sind sicher eine in sich geschlossene Ideologie – aber sie sind keine Politik, 

kein Leitfaden dafür, wie sich die Sozialdemokratie in allen jenen Situationen zu entscheiden hat, wo 

der deutsche Imperialismus zwischen verschiedenen möglichen Bundesgenossen zu wählen hat. Die 

„Sozialistischen Monatshefte“ sind in dieser Hinsicht besser daran, da sie eben nicht wie die offizielle 

Sozialdemokratie die Gesamtpolitik des deutschen Imperialismus mit allen ihren inneren Widersprü-

chen vor der Arbeiterklasse vertreten müssen, sondern es sich leisten können, die Rolle einer Fraktion 

in der Bourgeoisie zu spielen und nur e i ne  der möglichen Orientierungen zu propagieren. Die Art, 

wie sie es tun, haben wir schon in unserer letzten Übersicht charakterisiert – wir können hier nur 

feststellen, daß von Nummer zu Nummer neue Rekorde auf dem Gebiete des Lakaiendienstes für den 

französischen Imperialismus geliefert werden. Nehmen wir zum Beispiel im Dezemberheft die au-

ßenpolitische Rundschau, wo Quessel über den französisch-jugoslawischen Vertrag schreibt: 

„Geschichte des französisch-jugoslawischen Freundschaftsvertrages, der ans 11. November abgeschlossen 

wurde, kann als Beweis dafür dienen, mit welcher Zurückhaltung und Besonnenheit Frankreich sein großes 

Ziel, dem europäischen Kontinent einen organisierten Frieden (!!) zu verschaffen, verfolgt ... 

Kein Zweifel, diese Form berechtigten Selbstschutzes ist minderen Wertes gegenüber dem Schutz einer ge-

ordneten Exekutive, wie sie das Genfer Protokoll dem Überfallenen bot. Aber man weiß, daß Großbritannien 

das Genfer Protokoll zu Falle gebracht hat und sich auch weiter jedem organisierten Frieden auf dem Kontinent 

zu widersetzen beabsichtigt, Die Freundschaftsverträge Frankreichs mit den kontinentalen Mächten stellen 

daher das höchste Maß des organisierten Friedens dar, das zurzeit zu erreichen war.“ 

Das ist genau das, was Herr Paul Boncour im Interesse s e ine s  Imperialismus verzapft und weswe-

gen ihn der Parteivorstand der SPD im Interesse „seines“ Imperialismus kritisiert. Und vom Stand-

punkt des Sozialpatriotismus, auf dessen Boden die deutschen und französischen Sozialdemokraten 

offizieller wie revisionistischer Färbung stehen, hat Paul Boncour doch das eine für sich, daß er 

F r anzose  ist, also mit seinen Phrasen s e i n  „Vaterland“ verteidigt – wohingegen die „Sozialisti-

schen Monatshefte“ in purer Uneigennützigkeit einem f r emden  Imperialismus dienen. 

Tatsächlich verstrickt sich der Revisionismus in ein ernstes Dilemma, wenn er vor der Aufgabe steht, 

vom Standpunkt seiner sozialpatriotischen und nationalistischen Ideologie aus die Anlehnung an den 

„Erbfeind“, an Frankreich zu propagieren. In drolliger Weise wirkt sich dies aus in Quessels im Ja-

nuarheft erschienenen Artikel: „Im zehnten Jahre des Friedens“. E i ne r se i t s  versucht man dem na-

tionalistischen Beimischen, der im Versailler Vertrag eine Schädigung „seines“ Landes sieht, nach-

zuweisen, daß an diesem Vertrage nur die bösen „Angelsachsen“ schuld seien – wohingegen das 

brave Frankreich eine Verständigung mit Deutschland erstrebte. Anderseits ist aber der Versailler 

Vertrag der Angelpunkt der französischen Politik, in deren Verteidigung Qu. seine Aufgabe erblickt: 

also kann dieser Vertrag gar nicht so schlecht sein. Die neue Karte von Europa entspreche jedenfalls 

den ethnischen Verhältnissen (also um es auf wilsonianisch auszudrücken, dem „Selbstbestimmungs-

recht der Völker“), und wenn sie eine größere Zahl von Kleinstaaten aufweise als die alte, so liege es 

an den europäischen Völkern selbst, durch eine Verständigung die wirtschaftlichen Wirkungen dieser 

Atomisierung zu beseitigen und [253] gleichzeitig durch Ausbau der französischen Hegemonie den 

Frieden zu sichern. „Alles Unrecht, das das angelsächsische Werk (nämlich der Versailler Friede, der 

plötzlich doch nicht ganz so „gerecht“ zu sein scheint) in sich schließt, kann durch kontinentalen 

Zusammenschluß friedlich überwunden werden.“ Damit schließt Qu. – und läßt uns in ernsten Zwei-

feln zurück. Ist der Versailler Vertrag von Gott oder vom Teufel? Wenn er vom Teufel (nämlich den 

Angelsachsen) ist, wie kann er gerecht sein (dem Selbstbestimmungsrecht der Völker entsprechen) – 

wenn er aber gerecht ist, wie kann er vom Teufel sein? Wir unsererseits haben nie bezweifelt, daß 

das französische Bündnissystem ein Gegengewicht gegen den b r i t i s chen  Imperialismus, also auch 

gegen britische „Versuche der Friedensstörung“ darstellt – nur behaupten wir, daß dieses System, 

mitsamt seinen deutschen „paneuropäischen“ Schreiberknechten ein Instrument des französischen 

Imperialismus darstellt, der um kein Haar besser und pazifistischer ist als der englische. 

Durch ihre Orientierung auf eine bes t i mm te  außenpolitische Einstellung werden nun aber die „So-

zialistischen Monatshefte“ dazu gebracht, sich gegenüber der offiziellen Lehre von der durch 
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„Linkswahlen“ ohne weiteres erzielbaren „Völkerverständigung“ skeptisch zu verhalten. Offen 

spricht dies L. Ques se l  in einem Artikel des Februarhefts „Deutschland und Frankreich vor und 

nach den Wahlen“ aus: die Schwierigkeiten einer deutsch-französischen Verständigung seien nicht 

begründet im Mangel an Linksmehrheiten (die, wie zahlenmäßig ausgeführt wird, auch heute in bei-

den Ländern vorhanden wären), sondern vielmehr in der ökonomischen Lage beider Länder, speziell 

in dem durch die „angelsächsischen Imperialismen“ und insbesondere Amerika ausgeübten ökono-

mischen Druck, der es jedem von ihnen unmöglich mache, in der Reparationsfrage Konzessionen zu 

machen. Also – und diese Konsequenz spricht Qu. offen aus –: nicht Linksmehrheiten sind das we-

sentliche, sondern eine richtige außenpolitische Orientierung dieser Linksmehrheilen auf gemeinsa-

mes Vorgehen „Kontinentaleuropas“ gegen die „Angelsachsen“. Ohne diese richtige Orientierung 

würden neue Linksmehrheiten außenpolitisch so wenig zur Verständigung führen wie die alten. In 

diesem Punkte ist Qu. also Realpolitiker (in der Außenagitation würde sich natürlich jeder Sozialde-

mokrat wohl hüten, so ketzerische Gedanken zu vertreten), sein und seiner Gruppe Utopismus liegt 

darin, daß sie nicht verstehen, daß die objektive Lage des deutschen Imperialismus zu einem Lavieren 

zwischen den Mächtegruppen zwingt, und daß es darum sinnlos ist, von einer einseitigen Orientie-

rung des deutschen Imperialismus auf Frankreich die Lösung aller Widersprüche in der Lage des 

neudeutschen Imperialismus zu erwarten.  R. Ge r be r. 

* 

Neue Bücher über den Ölimperialismus 

Krieg und Frieden – das ist heute eine Frage, die aufs engste mit der Ö l po l i t i k  de r  i m per i a l i s -

t i s chen  S t aa t en  zusammenhängt. Über Krieg und Frieden entscheidet die Wirtschaft. Und die 

Ölmagnaten haben vielleicht das entscheidendste Wort dabei zu sprechen. 

Überall da, wo Petroleum aus dem Boden quillt, überall da gibt es po l i t i s che  Br an dhe r d e. In 

Nor d-, Mi t t e l- und Südam er i k a, auf dem Ba l ka n, in Mesopo t ami en  (Mossul), in H i n te r -

i nd i e n, und nicht zuletzt um das Kasp i s che  und  Schwar ze  Mee r  herum ziehen sich Gürtel 

„ölhöffiger“ Erde. Und um diese Punkte der Welt geht seit Jahren ein erbitterter, nie zum Stillstand 

kommender Kampf, 

Um was geht es bei dem Kampf ums Petroleum? Um  d i e  V or he r r s cha f t  i n  de r  W e l t. Seit dem 

Weltkriege ist das Öl zum wichtigsten und entscheidendsten Betriebsstoff geworden. Sowohl in der 

Friedensindustrie als auch in der Kriegsindustrie ist das Öl unersetzlich Die gesamte Luftflotte, die 

Marine mit ihren U-Booten, die Tanks (Kampfwagen) und die mit Traktoren bewegten Geschütze, 

die Lastautomobile, sie alle hängen ab von dem Rohstoff Öl. Die Entscheidung über die Herrschaft 

über die Meere (seit Jahrhunderten Englands unbestrittener Besitz) hängt vom Öl ab. Darum das leb-

hafte Interesse der Staatsmänner aller Länder an der Ölindustrie. Es dürfte nicht zu viel gesagt sein, 

wenn wir den Öltrusts einen noch größeren und entscheidenderen Einfluß über Krieg und Frieden 

einräumen als den chemischen Trusts. 

Wir können den Imperialismus in Reinkultur studieren, wenn wir die Ölpolitik der führenden Staaten 

untersuchen. Und auch die proletarische Politik der Sowj e t un i o n wird ins volle Licht gerückt, 

wenn wir die dauernden Kämpfe um den Besitz der russischen Ölquellen betrachten. 

Ein bürgerliches Buch von 

Ka r l  Hof fm an n: „Ölpo l i t i k  und  ange l s ächs i s che r  I m pe r i a l i sm u s“ 

(Ring-Verlag, Berlin 1927), leuchtet recht gut in das Getriebe der imperialistischen Ölpolitik hinein. 

Das Buch entstand im Arbeitskreise des Politischen Kollegs in Berlin, dessen Leiter Professor Dr. 

Mar t i n  Spa hn  ist. 

Karl Hoffmann, der während des Weltkriegs einige annexionistische Bücher in der Art Rohrbachs 

herausgab, bejaht natürlich die [254] kapitalistische Wirtschaftsordnung und fühlt sich in ihr durchaus 

wohl. 

Das Buch „Ölpolitik wird aber durch arme eng l and f e i nd l i che  S t e l l ung  interessant. Hoffmann 

wettert – als nationaler Politiker – gegen den Ve r sa i l l e r  Ve r t r a g, der Deutschland beraubt und 
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bestohlen hat, und freut sich darüber, daß er den „Feinden“ (Amerika und England) einige Bosheiten 

sagen kann. Wie sehr er innerlich aber mit diesen seinen Feinden einverstanden ist, zeigt sich u. a. in 

der Behandlung des großen am er i kan i s chen  Pe t r o l eu m s kanda l s. Wie bekannt, nahm ein ho-

her Staatsbeamter Hunderttausende von Bestechungsgeldern und übergab dafür den Ölmagnaten 

Bohrungsrechte für ein Butterbrot. Hoffmann verteidigt sowohl die korrupten Staatsbeamten wie 

auch die Kapitalisten, das sich dieser aktiven Beamtenbestechung schuldig gemacht haben. Er sieht 

darin „Lappalien“, die längst kein öffentliches Interesse mehr beanspruchen könnten. 

Hoffmann gibt unumwunden zu, daß die „Öl i ndus t r i e  den  Cha r ak te r  e i ne r  Rüs t ungs i n -

dus t r i e“ hat. Was er in seinem Buche schildern will, ist der Kampf zwischen der Ölindustrie der 

beiden großen ange l sächs i s chen  I m per i e n, der amerikanischen S tanda r d  Oi l  Co. und der 

englisch-holländischen She l l -Gr upp e. 

Hoffmann behandelt recht gründlich die Frage eines „Pe t r o l eumf r i eden s“ Was er dazu zu sagen 

hat, ist recht beachtlich, selbst dan n, wenn man bedenkt, daß er die Sowjetunion fast ganz aus seinen 

Berechnungen fortläßt. 

Über einen We l t pe t ro l eumt r us t, den er als Theoretiker des deutschen Kapitalismus für ein Un-

glück hält, sagt er: „Solche ,Friedensschlüsse‘ im ölpolitischen Kampfe sind stets bloße Waffenstill-

stände oder Teilverständigungen zu berechneten Zwecken, deren gewünschte Wirkung einige Zeit 

dauern mag, während an anderen Stellen die Reibungen fortgehen und neue Konfliktsmomente auf-

brechen können. Und das Ringen hebt wieder an. Etliche Wochen nach dem ,Ölfrieden von Washing-

ton‘ hatte es den Spektakel der Konferenz von Genua gegeben.“ – Aus der kapitalistischen Termino-

logie in einfaches Deutsch übersetzt, heißt „Spektakel von Genua“ nichts anderes als: Ruchbarwerden 

des Öls in Genua. Und Hoffmann schreibt weiter: „Ein vollkommener Ölfriede hatte die unfaßbare 

Bedeutung, daß Großbritannien den ... Vorrang in der Beherrschung der Welt freiwillig preisgegeben 

und diesen Vorrang bei klaren Sinnen an Nordamerika abtreten möchte.“ (Seite 270.) 

Kein Zweifel: Hoffmann trifft damit ins Schwarze. Die imperialistischen Interessen stoßen hart auf 

hart gegeneinander. Eine Verständigung, eine Einigung – und damit eine po l i t i s c h-mi l i t ä r i s che  

Be f r i edung  de r  Wel t  i s t  ausgesch l o s se n. Aus der Natur der kapitalistischen Konkurrenz, die 

im Imperialismus nicht ausgeschaltet ist, sondern sich nur auf eine höhere Stufe erhebt, geht zwangs-

läufig der Kampf bis aufs äußerste, der jederzeit in einen neuen Weltkrieg umschlagen kann, hervor. 

So klar hier Hoffmann das Wesen des Imperialismus aufzeigt, so versagt er völlig, wenn er sich der 

Ölpolitik der Sowjetunion nähert. Er kann mit seinem kapitalistischen Verstande die russischen Ver-

hältnisse einfach nicht begreifen. Sein Wehklagen und Jammern über die Unbedeutendheit der deut-

schen Ölinteressen könnten heiter stimmen, wenn als nicht ein Stück deutscher Kolonialpropaganda 

wären. Eine Propaganda, die Deutschland in einem kommenden Kriege als eines der ersten Länder 

in den Kampf treiben wird –, und die Deutschland zum Preisfechter des internationalen Kapitals ge-

gen Sowjetrußland macht. 

Wird Karl Hoffmann dem Ölproblem letzten Endes auch nicht gerecht, so setzt gerade an dem Punkte, 

wo Hoffmann versagt, ein anderes Buch ein. 

Lou i s  F i sche r: 

„Öl i m per i a l i sm u s“ 

(Neue r  Deu t s che r  Ve r l a g) 

Fischer gibt mit folgenden Sätzen die Bedeutung des Gegenstandes seiner Untersuchungen an: 

„Den besten Beweis für die Bedeutung des russischen Öles liefern die Bemühungen der Großmächte 

und der großen Öltrusts, sich in seinen Besitz zu setzen. Wenn die Petroleumvorkommnisse in Mossul 

erst die militärischen Operationen während des Weltkriegs beeinflussen, dann eine ernste diplomati-

sche Krisis zwischen Großbritannien und den Vereinigten Staaten heraufbeschwören konnten, dann 

ist es nicht schwer, sich vorzustellen, wie weit Nationen und Ölmagnaten gehen werden, um die pet-

roleumreichen Ländereien in Rußland in ihren Besitz zu bringen – Ländereien, die soviel Öl bergen, 

wie man nur irgendwo unter einer nationalen Flagge beisammen findet.“ 
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Fischers Buch ist vom Anfang bis zum Ende eine Schilderung des g roßen  Kam pf es  um das  

r u s s i sche  Ö l. Und er hat auch dann, und gerade dann, recht, wenn man berücksichtigt, daß die 

Begehrlichkeit der großen Öltrusts nicht nach den erschlossenen Gebieten, sondern gerade nach den 

noch jungfräulichen Ölfeldern geht. Gerade die ungeheuren Mengen noch unerschlossener Ölfelder 

in der Sowjetunion reizen den Appetit der Ölmagnaten, 

Fischer schildert ausgezeichnet den Kr i e g  um Baku, die Konferenz von Genua und den „ölhaltigen“ 

Charakter aller Diskussionen, die dort geführt wurden. Und nicht weniger „ölhaltig“ waren die Dis-

kussionen, die im Haag  geführt wurden. Die Royal-Dutch-Shell-Gruppe, die den größten Teil des 

Vorkriegsbesitzes der kaspischen Ölquellen an sich gebracht hat, führt einen wilden Kampf gegen 

die Sowjetunion, die ihr [255] – durch die Enteignung – das Petroleum „gestohlen“ habe. 

Trotz dieses Kampfes gegen das sowjetrussische Öl versuchte die She l l-Gr upp e, K onzes s i onen  

in Rußland zubekommen. Aber die amerikanische Konkurrenz war schneller. Die S t anda r d  Oi l 

Co. sicherte sich eine Ölkonzession in Sachalin und trat für die Anerkennung Sowjetrußlands durch 

die Vereinigten Staaten ein. Damit war die Ö l b l ockad e, die über Sowjetrußland verhängt worden 

war, geb r oche n. 

Die Geschichte der Ölfelder von Baku schreiben, heißt ein Stück Geschichte der proletarischen Re-

volution schreiben. Gerade hier und gerade um dieses Objekt stießen die imperialistischen Absichten 

am heftigsten mit den proletarischen Interessen zusammen. Jetzt hat sich die Sowjetmacht konsoli-

diert. Jetzt nimmt die Ölproduktion einen gewaltigen Auf s t i e g. Doch ist noch lange nicht der Hö-

hepunkt der russischen Ölproduktion erreicht. Der proletarische Staat kann eine Ölpolitik auf weite 

Sicht treiben, kann die Stärke seiner Ölvorräte beim Aufbau des Sozialismus in die Waagschale wer-

fen. Während die Ölvorräte der Imperialisten immer knapper werden, entfaltet sich die Produktivität 

der russischen Ölquellen immer mehr. Wirtschaftlich gesehen, liegt hier einer der stärksten Punkte 

der Sowjetunion. 

All das aufgezeigt zu haben – an Hand eines reichen Materials – ist das Verdienst Fischers. Aber man 

kann an dem Buche nicht vorübergehen, ohne auch einige k r i t i s che  Be mer kungen  vorzubringen. 

Fischer schreibt auf Seite 12: „Trotzdem die Ingenieure alle Ecken und Winkel, jede Wüste und jedes 

Bergland auf sämtlichen Erdteilen absuchen, ist eine ,Ölhungersnot‘ gegen die Mitte des nächsten 

Jahrzehnts nicht ausgeschlossen.“ 

Wir bestreiten diese Wahrscheinlichkeit – ganz bestimmt aber für das nächste Jahrzehnt. Die Berech-

nungen des amerikanischen Ölforschungsinstituts, auf das sich, wie wir annehmen, Fischer stützt, 

sprechen ausdrücklich davon, daß in der Mitte des nächsten Jahrsehnts die amerikanischen Ölquellen 

erschöpft sein könnten. Aber nur bei der heutigen Bohrungsmethode. Eine i n t ens i ve r e  Boh-

r ungsm ethode  würde noch einmal Petroleum für etliche Jahre bringen. Bei der heutigen Anarchie 

in der Ausbeutung der Petroleumquellen läßt sich wahrscheinlich durch r a t i one l l e r e  Me t hoden  

noch recht viel Öl zu Tage fördern. Außerdem ist Amerika nicht auf den nordamerikanischen Konti-

nent angewiesen. Es treibt vielmehr seine Fühler mit ungeheurer Stoßkraft sowohl nach Süd- und  

Mi t t e l amer i ka  als auch nach Hin t e r i nd i e ns. 

Die Schlußfolgerungen Fischers über die Ölhungersnot sind darum sehr übertrieben, obwohl sie in 

einer richtigen Linie laufen. 

Trotz dieser Ungenauigkeiten in einzelnen wenigen Fragen ist das Fischersche Buch ,Ölimperialis-

mus“ ein Dokument imperialistischer Kriegswühlereien und proletarischer Friedenspolitik. 

Wir wollen noch ganz kurz auf ein Buch hinweisen, das nicht eigentlich ein wissenschaftliches Buch 

ist, sondern zur belletristischen Literatur gehört. Es ist 

Up t on  S i nc l a i r: „Pe t r o l eu m“ 

(Ma l i k-Ver l a g, Be r l i n). 

Es ist die Geschichte eines Petroleummagnaten, der aus kleinen Anfängen zu einem der „Big Inde-

pendents“ (der großen Unabhängigen) aufsteigt. Sein Sohn ist anfangs ein kleiner interessierter 
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Petroleumprinz, um dann später seiner Klasse und dem Petroleum abtrünnig zu werden und seine 

Sympathie der Arbeiterbewegung zuzuwenden. Das hat mit Petroleum – unserem Thema – nichts 

mehr zu tun; wir können darum davon absehen. Zumal die ganze persönliche Handlung unserer Mei-

nung nach – zum schwächsten Teil des Buches gehört. 

Ganz ausgezeichnet wird der Aufstieg einiger kleiner Ölkapitalisten geschildert. Und prachtvoll die 

Schilderungen des Petroleumfiebers der kleinen Farmer, auf deren Boden plötzlich Petroleum ent-

deckt wird. Realistisch wird uns die Entdeckung des Petroleums, das Anbohren, die Le i den  und  

Mühen  de r  Pe t r o l eu m-Ar be i t e r  vor Augen geführt. 

Und schließlich ist aus dem Kleinen ein Großer geworden. Er verhandelt mit den großen Trosts, ar-

beitet mit ihnen, besticht in ihrem Auftrage die am er i kan i sche  Reg i e r un g, setzt Beamte ab und 

ein – bis schließlich der Pe t r o l eum skanda l  ausbricht. Der Petroleumskandal, der dem Petrole-

umsmagnaten Roß den Hals bricht, nicht aber der Petroleumindustrie. Die erfreut sich weiter behörd-

licher Förderung – im alten Stile. 

In dem Aufdecken des Lebens um die Bohrtürme herum wie im Aufdecken der Zusammenhänge 

zwischen Großindustrie und Regierung leistet Upton Sinclair Ausgezeichnetes. Man spürt, die ein-

zelnen Gestalten sind nicht Sinclairs Phantasie entsprungen, sondern sie laufen so, wie er sie abkon-

terfeit, in der amerikanischen Wirklichkeit herum. Er zeigt sie, wie sie betrügen, intrigieren, beste-

chen und – auf Kosten der Arbeiter – große Herren weiden. Ein Stück kapitalistische Wirklichkeit, 

im Brennspiegel aufgefangen, – das ist Sinclairs „Petroleum“.  H. Löwe n. [256] 

* 

Angelica Balabanoff: 

Erziehung der Massen zum Marxismus 

E. Laubsche Verlagsbuchhandlung, Berlin W 30 

Selten ist wohl auf soviel Raum und mit soviel Anmaßung soviel wertloses Zeug zusammengeschrie-

ben worden wie in dieser Schrift. Es ist unmöglich, den Gedankengang der Verfasserin wiederzuge-

ben – sie hat keinen. Es ist ein endloses hohlen Geschwätz über alles Mögliche und Unmögliche, 

untermischt mit den obligaten Beschimpfungen des Bolschewismus, mit Bemerkungen über den Fa-

schismus von einer Oberflächlichkeit, daß man nur die Achseln zucken kann. 

Das gestellte Thema wäre für einen Marxisten wohl verlockend. Es lohnte sich, im Interesse einer 

systematischen Agitation und Propaganda einmal zu untersuchen, welche Teile des Marxschen Sys-

tems für die Agitation besonders geeignet, welche und in welcher Reihenfolge für die Propaganda 

verwertbar sind. 

Über die Methode der Vermittlung marxistischer Denkweise wäre viel zu sagen. 

In der Broschüre von Balabanoff ist darüber aber kein Wort enthalten. Wir erwähnen die Schrift hier 

nur deshalb, um festzustellen, wie tief die Verfasserin gesunken ist. Es ist auch interessant, zu ver-

merken, daß das Machwerk in Max Adlers Schriftenreihe „Neue Menschen“ erschienen ist. Es muß 

mit dem „äußerst linken“ Flügel der Zweiten Internationale wirklich traurig bestellt sein, wenn er auf 

s o l che  Geistesprodukte an gewiesen ist. F. W. 

* 

Dr. G. Gerschuni: 

Die Konzessionspolitik Sowjetrußlands 
Verlag: R. L. Prager, Berlin 1927. 133 Seiten, 

Der Verfasser ist ein alter Sozialrevolutionär. Die sozialrevolutionäre Ideologie hat dem Buch bis zu 

einem gewissen Grad ihren Stempel aufgedrückt, so, wenn der Verfasser in der Einleitung von dem 

„künstlichen“ Eindringen des Kapitalismus in das zaristische Rußland spricht. Im großen ganzen ist 

das Buch aber ohne politische Tendenz, eine sorgfältige Zusammenstellung der wichtigen Tatsachen. 

Die theoretischen Erörterungen treten hinter dem Tatsachenmaterial zurück. Als übersichtliche 
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Materialsammlung ist die Schrift zweifellos nicht nur für den Spezialisten, sondern auch für jeden 

Genossen wertvoll, der dieses interessante Gebiet der Wirtschaftspolitik der USSR kennen lernen will. 

Mehr als ein Drittel der Schrift ist dem Nachweis gewidmet, daß die Konzessionspolitik der Sowjet-

regierung viel älteren Datums als die Nep ist. 1918 wurde die Erteilung von Konzessionen an auslän-

dische Kapitalisten zwecks Deckung des Defizits der Handelsbilanz erwogen; 1919, auf dem Höhe-

punkt des Kriegskommunismus, sollte die Erschließung weiter unausgenützter Gebiete Nordrußlands 

vergeben werden. Im November 1920 bot die Regierung 73 Objekte der Konzessionierung an, wobei 

sie jene Grundsätze der Konzessionspolitik (Schutz des Konzessionärs vor Nationalisierung, Rückfall 

der Konzession nach einer Reihe von Jahren, Gültigkeit des Arbeitsrechts der USSR für die Konzes-

sionsarbeiter, usw.) formulierte, die auch späterhin für die Konzessionspolitik richtunggebend waren. 

Ausführlich behandelt G. die Konzessionspolitik nach Einführung der Nep, insbesondere die Ver-

handlungen in Genua und im Haag (1922). Er zeigt, wie die Verhandlungen über die Beteiligung des 

Auslandskapitals am Wiederaufbau der Sowjetunion nicht so sehr an der Frage der Anerkennung der 

Schulden durch die Sowjetregierung, als an dem Verlangen der Entente scheiterten, die Wirtschafts-

politik der USSR zu kontrollieren. Mit dem Jahre 1925 bricht die Darstellung ab. 

Ein zweiter, erheblich kürzerer Teil gibt statistisches Material über die bestehenden Konzessionen. 

Es ist bedauerlich, daß der Verfasser keine ins einzelne gehende Übersicht über die gegenwärtig vor-

handenen Konzessionsbetriebe gibt. Es würde dann jene Grundtatsache ins Auge springen, die bei G. 

nur in gelegentlichen Nebenbemerkungen zum Ausdruck kommt: daß nämlich 1921/22 die Sowjet-

regierung bereit war, unter dem Druck furchtbarer Not einen erheblichen Teil des Wiederaufbaues 

den Kapitalisten zu überlassen, daß aber die eigenen Kräfte der russischen werktätigen Massen den 

Wiederaufbau so über alles Erwarten gut vollbracht haben, daß heute die Konzessionen nur eine mi-

nimale Rolle im Wirtschaftsleben der USSR spielen.  F. W. 

* 

„Die Maschinenutopie“ 
Von Adolf Caspary, Verlag David, Berlin. 

Der Verfasser ist unbedingt originell. Kein „Erklärer“ und Kritiker von Marx hat jemals auf 100 

Seiten so viel Unsinn und Oberflächlichkeit produziert. Ein kindliches Geschwätz über „den Tausch-

verkehr“ als „einzige, wirklich ökonomische Ursache einer gegenwärtigen Güterverteilung“ usw. 

mündet in den „Gedankengang“, daß die Entwicklung der Technik, die Maschinenproduktion ledig-

lich durch den Bevölkerungszuwachs notwendig gemacht sei; also erspare die Maschine keine Ar-

beitskraft! „Der absolute Bevölkerungszuwachs“ aber sei „gleichbedeutend mit der Aufhebung der 

Heiratsschranken, d. h. mit der Zunahme der Heiraten ...“ Ei, ei, Herr Caspary, „Heiratsschranken“ 

und „Enthaltsamkeit“, gehört das so unbedingt zusammen? Es ist allein anerkennenswert, daß Herr 

Caspary nach seiner Marx-Kritik“ und der Entwicklung seiner „neuen“ Theorien wenigstens offen 

bei der Metaphysik endet. G. R. 

[257] 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 1. Mai 1928 ⁕ Heft 9 

Kampfmai 1928 

** Die Lage, die die deutsche Arbeiterschaft am 1. Mai 1928 vorfindet, wird durch folgende 

Tatsachen charakterisiert: 

verschärfte Offensive des Kapitals auf wirtschaftlichem Gebiet; 

politische, soziale, kulturelle Reaktion; 

Übergang der Bourgeoisherrschaft zu faschistischen Methoden (Verbot des RFB); 

Verstärkung der imperialistischen Aktivität; 

aggressivere Politik gegen die Sowjetunion. 

I. 

Die Offensive des Kapitals gegen die Arbeiterschaft hat im vergangenen Jahr an Umfang und Inten-

sität außerordentlich gewonnen. Es muß festgestellt werden, daß im allgemeinen diese Offensive den 

Kapitalisten sehr große Erfolge gebracht hat. Die Zeit vom 1. Mai 1927 bis 1. Mai 1928 war eine Zeit 

der Hochkonjunktur, die erst in den letzten Monaten Anzeichen des Abflauens aufweist. Den Kapi-

talisten ist es gelungen, während dieser Zeit den niedrigen Standard der Arbeiterlöhne aufrecht zu 

erhalten oder ihn sogar zu drücken. 

In der gleichen Zeit wurde die Intensität der Ausbeutung im Betrieb, das Arbeitstempo, beträchtlich 

gesteigert. Der Prozeß der Rationalisierung, der zu einem wesentlichen Teil nichts anderes ist als die 

Verstärkung der Antreibermethoden und die Beschleunigung des Arbeitstempos, entwickelte sich in 

breitestem Umfang. Das Ergebnis ist für die kapitalistische Wirtschaft sehr beträchtlich. Soweit ver-

gleichbare Produktionsziffern vorliegen, ergibt sich, daß die Produktion in den ersten drei Monaten des 

Jahres 1928 höher ist als in den entsprechenden Monaten des Jahres 1927, obwohl die Zahl der Arbeits-

kräfte gesunken ist und Hunderttausende von Arbeitern zu dem Heer der Erwerbslosen gestoßen sind. 

An keiner Stelle gelang der deutschen Arbeiterschaft seit dem Mai 1927 ein entscheidender Vorstoß 

zur Wiedergewinnung des Achtstundentags. Den wenigen Fällen, in denen eine Verkürzung der Ar-

beitszeit erzielt wurde, steht gegenüber, daß großen Teilen der Arbeiterschaft durch Pausenkürzung 

und Wegnahme anderer Vergünstigungen die Arbeitszeit tatsächlich verlängert wurde. 

Wie waren die Erfolge der Kapitalsoffensive möglich? Zwar ging parallel mit der Steigerung der 

Kapitalsoffensive ein Prozeß der Radikalisierung innerhalb der Arbeiterschaft. Aber dieser Prozeß 

war noch nicht stark genug entwickelt, um entscheidende Schichten der Arbeiterschaft der reformis-

tischen Führung zu entreißen. Tatsache ist, daß bei den großen Wirtschaftskonflikten die Massen 

zwar mit den kommunistischen Parolen sympathisierten, daß sie aber noch nicht die Kraft fanden, 

gegen die Reformisten für diese Parolen zu kämpfen. 

[258] Die Taktik der Reformisten war eine sehr geschickt durchgeführte Taktik des Verrats der Ar-

beiterinteressen an die Bourgeoisie. Die führenden Köpfe der Reformisten haben zu dieser Verräter-

taktik die „theoretische“ Begründung geliefert. Die reformistischen Theoretiker, an der Spitze Hilfer-

ding, bejahen die kapitalistische Wirtschaft als die Wirtschaftsform, die aus eigener Kraft die Wider-

sprüche in ihrer Entwicklung zu überwinden vermag und in einer aufwärtssteigenden Linie in immer 

stärkerer Weise sich der sozialistischen Wirtschaftsordnung annähert. Entsprechend dieser Einstel-

lung zur kapitalistischen Wirtschaft verteidigen die Reformisten die kapitalistische Stabilisierung auf 

Kosten der Arbeiterschaft. Das Handeln der Reformisten wird deshalb bestimmt von den Stabilisie-

rungsinteressen und imperialistischen Interessen der deutschen Bourgeoisie. Natürlich versuchen die 

Reformisten, diese Taktik zu verschleiern. In dem Maße, wie der Kampfwille der Arbeiter sich stei-

gert, öffnen sie einige Ventile durch Scheinkampfmaßnahmen. 

Die Reformisten haben ein vorzügliches Mittel, um diese Scheinkämpfe rechtzeitig zu liquidieren, 

das ist das Fallbeil der Schlichtungsordnung. Mit der Anerkennung der Schlichtungsordnung haben 

die Reformisten auf das Streikrecht der Gewerkschaften tatsächlich verzichtet. 
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Während den Kämpfen der Arbeiterschaft durch die Taktik der Reformisten das Genick gebrochen 

worden ist, haben die Kapitalisten auch im Zusammenhang mit dem Prozeß der Monopolbildung an 

Kampfkraft außerordentlich gewonnen. Dafür liegen zwei Beispiele größten Stiles vor: der Hütten-

arbeiterkonflikt und der Kampf in der mitteldeutschen Metallindustrie. Beim Konflikt in der Hütten-

industrie diktierte die Schwerindustrie, gestützt auf ihre Kampfvorbereitungen und auf ihre Verteidi-

ger im Lager der Arbeiterklasse, ihre Bedingungen, obwohl sogar Beschlüsse der Reichsregierung 

vorlagen. Im mitteldeutschen Metallarbeiterstreik zeigte sich eine umfassende kapitalistische 

Kampfsolidarität, die unbedingte Entschlossenheit, die Ansprüche der Arbeiterschaft auf wirkliche 

Reallohnerhöhung mit a l l e n  Mitteln abzuwehren. Sowohl beim Konflikt in der Hüttenindustrie als 

auch beim Konflikt in der mitteldeutschen Metallindustrie haben die Unternehmer ganz offen über 

die politische Bedeutung dieser Kämpfe gesprochen und ihre Pläne der politischen Unterdrückung 

der Arbeiterschaft entwickelt. 

Am 1. Mai steht wieder der alte Mai-Kampfruf: Her mit dem Achtstundentag! Schon hat die Sowjet-

union begonnen, trotz den Erfordernissen des Wiederaufbaues nach den ungeheuerlichen Verwüstun-

gen des imperialistischen Krieges und des Bürgerkriegs, trotz der halben Wirtschaftsblockade, trotz 

der Schwierigkeiten des sozialistischen Aufbaues in einem wirtschaftlich zurückgebliebenen Lande, 

den Siebenstundentag einzuführen. Viel leichter wäre es, in den wirtschaftlich hochentwickelten Län-

dern des Westens und Mitteleuropas zum Siebenstundentag überzugehen. Dauernd wächst die Zahl 

derjenigen Arbeiter, die auch in der Zeit der Hochkonjunktur, des wachsenden Produktionsumfangs 

in das Heer der Erwerbslosen geschleudert werden. Verbesserung der Produktionstechnik und -orga-

nisation, Steigerung des Arbeitstempos bis zur Grenze des Erträglichen haben die Losung des Acht-

stundentags schon lange überaltern lassen. 

Trotzdem steht auch an diesem 1. Mai die Pa r o l e  Ach t s tunde n t a g, aber nicht als eine leere Zu-

kunftsparole, sondern a l s  unm i t t e lba r e  Kampf pa r o l e. 

Es zeigt den ganzen niederträchtigen, verräterischen Charakter der Reformisten, daß sie alles tun, um 

die Arbeiter von diesem unmittelbaren Kampf um den Achtstundentag abzuhalten. Sie betrügen die 

Arbeiter mit der Vertröstung auf die Wahlen am 20. Mai, auf die kommende Regierung [259] der 

Großen Koalition mit dem Zentrum und der deutschen Volkspartei, der Partei der Trustbourgeoisie. 

Diese Regierung werde das Washingtoner Abkommen ratifizieren und so eine Ära des siegreichen 

Fortschreitens des Achtstundentags einleiten. 

Die Regierung der Großen Koalition, wenn sie kommt, wird noch nicht einmal dieses Washingtoner 

Abkommen ratifizieren, obwohl die Ratifizierung dieses Abkommens nicht die geringste praktische 

Bedeutung hätte. 

Es ist bodenlose Heuchelei, ganz bewußter Betrug, wenn die Reformisten behaupten, daß der Aus-

gang der Wahlen in irgendeiner Weise Bedeutung für die Verwirklichung des Achtstundentags haben 

könnte. Nur  i m  Kampf  können  s i ch  d i e  Ar be i t e r  den  Ach t s t unden t ag  zu r ücke r -

obe r n  und  s i ch  d i e  Ausgangs s t e l l ung  fü r  d i e  E robe r ung  de s  S i ebens t unden tags  

s cha f f e n. 

Wenn die Kommunisten am 1. Mai die Losung des Achtstundentags stellen, dann in dem Sinne der 

unmittelbaren Aufgabe der Mobilisierung der Massen zum Kampf auch gegen den Willen der Refor-

misten. 

II. 

Die gesamte politische Lage in Deutschland wird blitzartig erleuchtet durch den Verbotserlaß Keu-

dells gegen den RFB. Nichts wäre verkehrter als die Auffassung, daß diese Maßnahme des deutsch-

nationalen Innenministers ein parteipolitisches Manöver sei oder gar nur eine persönliche Angele-

genheit eines ganz rechts eingestellten Stahlhelmmannes. Freilich ist der Sozialdemokratischen Partei 

und den bürgerlichen Parteien der Ze i t punk t  der Maßnahme unbequem. Aber es ist kein Zweifel, 

daß das Verbot des RFB durchaus in der Linie der Gesamtpolitik der deutschen Bourgeoisie liegt, 

daß der Gesamtkomplex dieser Fragen innerhalb der Spitzen der bürgerlichen Parteien längst 
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vorbesprochen ist und daß auch Fühlungnahme zwischen Reich und Preußen bestand. Nicht nur die 

sozialdemokratischen Minister in Preußen, auch der Parteivorstand der SPD war bereit, einem Verbot 

des RFB zum mindesten keine Schwierigkeiten zu machen. Uns diesen Schurkenstreich „demokra-

tisch“ zu bemänteln, verlangten die SPD-Spitzen das gleichzeitige Verbot einiger unwichtiger 

rechtsputschistischer Organisationen, die außerdem die Möglichkeit haben, in eine andere faschisti-

sche Organisation oder sonstwie sich zu tarnen und fortzuexistieren. 

Das ganze Geschrei, das die SPD-Presse, die bürgerliche Presse bis zu Teilen der nationalliberalen 

Presse anstimmt, wird niemanden, der die Zusammenhänge kennt, täuschen. Der Zeitpunkt des Ver-

bots kann als parteipolitisches Manöver verstanden werden, nicht aber das Verbot selbst. Denn die 

Wirkung des Verbots auf die großen Massen der Arbeiterschaft. ist eine ungeheuer aufrüttelnde, auf-

rüttelnd nicht nur gegen die Bürgerblockparteien, sondern auch gegen den Reformismus. Da es dem 

größten Teil der deutschen Bourgeoisie noch bequem ist, ihre Diktatur über die werktätigen Massen 

in das Gewand der Demokratie zu kleiden, haben sie kein Interesse daran, in der Zeit des Wahlkamp-

fes die Arbeiterschaft aufzurütteln und dem Reformismus die Rattenfängerei zu erschweren. Das ist 

der Sinn der „Einheitsfront“ gegen Keudells Erlaß. 

Die Gründe für das Verbot liegen auf innen- wie auf außenpolitischem Gebiet. Die unter der Bürger-

blockregierung – unter der tätigen Mitwirkung der sozialdemokratischen Koalitionsregierungen in 

Preußen und in den anderen Ländern – mit Energie vorgetragene Offensive des Kapitals gegen die 

Arbeiterschaft, die Angestellten, unteren und mittleren Beamten, gegen die armen Bauern und den 

kleinen Mittelstand wird nach den Wahlen [260] fortgesetzt werden, gleichgültig, welche Regierung 

dann kommt. Die deutsche Bourgeoisie strebt nach höherer imperialistischer Geltung, sie muß danach 

streben, wenn sie existieren will. Die Überlegenheit der amerikanischen Bourgeoisie auf allen Gebie-

ten, die Überlegenheit der englischen Bourgeoisie auf manchen Gebieten (Kolonialreich, gewaltige 

Reserven aus Kapitalsanlagen und kolonialer Ausbeutung usw.), ebenso der französischen Bourgeoi-

sie, ferner die Belastung durch das Dawes-Abkommen, das ab September erst voll zur Geltung kom-

men wird, die weitgehende Verschuldung an das ausländische Kapital zwingen die deutsche Bour-

geoisie zu den größten Anstrengungen, um als selbständiger Faktor sich zu behaupten und um zu 

größerer Selbständigkeit sich durchzuschlagen. Das ist aber nur möglich bei fortwährender Verschär-

fung des Druckes auf die Arbeiterschaft und bei nur einem Minimum von Konzessionen an andere 

Schichten der werktätigen Bevölkerung. 

Die Führer der SPD und der Gewerkschaften sind grundsätzlich bereit, diese Politik der Bourgeoisie 

mitzumachen, mit allen Konsequenzen. Eine dieser Konsequenzen aber ist die: den als Folge der 

fortdauernden und sich verschärfenden Offensive des Kapitals notwendig sich ergebenden Radikali-

sierungsprozeß innerhalb der Arbeiterschaft durch Gewaltmaßnahmen gegen die führenden Organi-

sationen des revolutionären Proletariats zu hemmen und wo möglich unwirksam zu machen. 

Die Reformisten sind in den Gewerkschaften bereits zu entsprechenden Gewaltmethoden übergegan-

gen. Es ist kein Zweifel, daß zusammen mit den wachsenden Schwierigkeiten der deutschen Bour-

geoisie und der Radikalisierung der Arbeiterschaft diese Methoden der Spa l t ung  und  Ze r sch l a -

gung  de r  Gewer kscha f t en  von den Reformisten auch mit Hilfe des Staatsapparats verstärkt 

durchgeführt werden. 

D i e  ge sam t e  deu t sche  Bourgeo i s i e  zusam men  m i t  i h ren  soz i a l dem okr a t i s chen  

Agen t en  wi r d  den  W e g, au f  dem  Keude l l  e i nen  vo r ze i t i gen  und  ungenügend  vo r -

be r e i t e t en  Sch r i t t  gem ach t  ha t, gehe n, d i e  f o r ma l e  Dem okr a t i e  m i t  i m m er  s chä r -

f e r en  f a sch i s t i s chen  Me t hoden  zu r  N iede r ha l t ung  und  Un t e r d r ückung  de s  P r o -

l e t a r i a t s  zu  du r chse t ze n. 

III. 

Das führende deutschnationale Organ, die „Kreuz-Zeitung“, hat ganz offen zugegeben, daß das Ver-

bot des RFB eine notwendige Maßnahme ins Interesse der deutschen imperialistischen Außenpolitik 

sei. Der RFB sei ein Stützpunkt einer ausländischen Macht, der Sowjetunion, im Falle eines Kon-

flikts, d. h. eines Krieges. 
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Das ist offen gesprochen, für Herrn Stresemann wahrscheinlich zu offen. Denn den klügsten Teil der 

deutschen Bourgeoisie eilt es nicht, sich ohne Vorbehalte in die Antisowjetfront einzugliedern. Es steht 

die Frage des Preises: Revision des Dawes-Paktes, Räumung des Rheinlandes, direkter Zugang zu Ost-

preußen, vielleicht auch ein Fetzen Kolonialbesitz und vor allem Lockerung der Rüstungsfesseln. 

Um so eiliger hat es der englische Imperialismus. Er entfaltet in den letzten Monaten eine außeror-

dentliche Aktivität. Es gelang ihm, einige Positionen Frankreichs, vor allem Polen, aufzulockern, und 

er setzt gleichzeitig den verschlagenen Tyrell nach Paris, um eine wenigstens vorübergehende Ver-

ständigung mit dem französischen Imperialismus zu erzielen. Er weicht vor dem amerikanischen Im-

perialismus in der Frage der See-[261]rüstungen, der Kautschukpreise zurück und läßt den mächtigen 

Alfred Mond einen Finanzierungspakt mit amerikanischen Banken unter der Führung Morgans ab-

schließen. Zur gleichen Zeit spielt Lord Birkenhead ausgerechnet in Wannsee bei Berlin Golf, über 

dessen Bedeutung der wohlinformierte außenpolitische Berichterstatter der Labour-Zeitung, des 

„Daily Herald“, einiges zu sagen weiß. Nach diesem Bericht war der „Nebenzweck“ der sportlichen 

Betätigung des Lord Birkenhead der, der deutschen Regierung den Vorschlag zu unterbreiten, zu-

sammen mit den übrigen kapitalistischen Ländern noch  i n  d i e sem  Somm er  d i e  Wi r t s c ha f t s -

b l ockade  übe r  d i e  Sowj e t un ion  zu verhängen. 

Es ist uns nicht bekannt, wie weit diese Verhandlungen bereits gediehen sind. Sicher aber ist das eine, 

daß seit der Anwesenheit des Lord Birkenhead die Einstellung der gesamten bürgerlichen Presse 

Deutschlands gegenüber Sowjetrußland noch feindseliger geworden ist. 

D i e  i m pe r i a l i s t i s chen  Mäch te  un t e r  Füh r ung  Eng l ands  be r e i t en  e i nen  Sch l ag  ge -

gen  Sowj e t r uß l and  vo r. E i ne  Wi r t s cha f t sb l ockade  wi r d  den  Ar be i t e r s t aa t  n i ch t  

i n  d i e  Kn ie  zwi nge n. Desha l b  b l e i b t  f ü r  den  Im pe r i a l i sm us  ke i n  ande r e r  W e g  a l s  

de r  Kr i e g. 

Heute spricht die führende Zeitung einer Bourgeoispartei, die an der Außenpolitik Stresemanns be-

teiligt ist, schon ganz offen von der Beteiligung Deutschlands an diesem Krieg gegen Sowjetrußland. 

Zur Vorbereitung dieses Krieges gehört die vollständige Knebelung des Proletariats. Denn der einzige 

Arbeiterstaat der Welt hat in Deutschland einen Stützpunkt nicht nur im RFB, sondern noch mehr in der 

Kommunistischen Partei und schon bei der Mehrheit der deutschen Arbeiterschaft. Denn so viel Klas-

senbewußtsein und internationale Solidarität haben auch viele sozialdemokratische Arbeiter, daß sie die 

Notwendigkeit der Verteidigung der Sowjetunion gegen die Angriffe des Imperialismus verstehen. 

So gefahrdrohend wie heute war die Lage für die deutsche Arbeiterschaft nicht mehr seit dem ver-

hängnisvollen Jahr 1914. Die sozialdemokratischen Verräter versuchen den Arbeitern einzureden, 

daß durch einen „Wahlsieg“ ihre Lage gebessert werden könne. Noch sitzen demokratische Illusionen 

tief in der Arbeiterschaft, noch glauben Millionen von Arbeitern, daß einfach mit dem Stimmzettel, 

ohne Kampf die Gefahren abgewehrt werden können. 

Unsere Aufgabe bei dem Wahlkampf wird es sein, die ganz e Gefahr für die deutsche Arbeiterklasse 

aufzuzeigen. Wir werden unsere revolutionäre Pflicht nur dann erfüllen, wenn wir die politische Er-

regung der Wahlzeit restlos ausnützen zur Mobilisierung der Massen zum Kampf gegen die Offensive 

des Kapitals, gegen die drohende Kriegsgefahr, zur Verteidigung der Sowjetunion und gegen die 

drohende faschistische Unterdrückung als Folge der Innen- und Außenpolitik der deutschen Bour-

geoisie und ihrer reformistischen Agenten. 

* 

Der IV. Kongreß der RGI  
Von P a u l  M e r k e r  

Der IV. Kongreß der Roten Gewerkschaftsinternationale ist die wichtigste internationale Gewerk-

schaftstagung, die seit Jahren stattgefunden hat. Er vereinigte die Vertreter der revolutionären Ge-

werkschaftsbewegung aller fünf Erdteile zu gemeinsamer Arbeit. Die Gewerkschaftsorganisationen 

und [262] revolutionären Minderheiten aus mehr als fünfzig der wichtigsten Länder waren auf dem 

Kongreß vertreten. 
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Der krasse Unterschied zwischen dem IV. Kongreß der RGI und der Pariser Tagung der Amsterdamer 

Internationale trat in allen Fragen, die zur Behandlung standen, in Erscheinung. Auf dem RGI-Kon-

greß vollkommene Übereinstimmung in allen Grundfragen des revolutionären Klassenkampfes, ge-

meinsames Marschieren der Gewerkschafter aller Rassen und Nationen; auf dem Kongreß der Ams-

terdamer das Fehlen der Vertreter der Kolonial- und halbkolonialen Länder, die Widerspiegelung der 

zunehmenden imperialistischen Gegensätze zwischen den kapitalistischen Staaten in den Differenzen 

zwischen den reformistischen Gewerkschaftsführern der verschiedenen Länder. 

Der Kongreß stellte sich die Aufgabe, die Wege und Methoden des Kampfes um die elementaren 

Rechte der Arbeiter herauszuarbeiten. Darum stand im Vordergrund der Tagung: 

1. die Frage der Verschärfung des prinzipiellen Kampfes gegen den Reformismus, der durch seine 

verräterische, die Arbeiter verwirrende wirtschaftsdemokratische Propaganda und seine wirtschafts-

friedlichen Handlungen die Kämpfe der Arbeiter einschränkt und verhindert; 

2. die Fragen der Strategie, Methoden und Taktik zur Organisierung und Führung der Streikkämpfe 

und die Fragen der Zusammenfassung und Festigung der revolutionären Kräfte; 

3. der Kampf um die Einheit der Arbeitermassen auf dem Boden des Klassenkampfes, der Kampf um 

die Demokratie in den Gewerkschaften und gegen die Spaltungs- und Ausschlußmaßnahmen der Re-

formisten. 

Der Kongreß analysierte die Lage der kapitalistischen Wirtschaft im internationalen Maßstabe, die 

zunehmenden imperialistischen Gegensätze und die damit verbundenen neuen Erscheinungen in der 

Entwicklung des Reformismus. 

Der sich verschärfende Konkurrenzkampf zwischen den imperialistischen Ländern bindet die refor-

mistischen Führer, die auf dem Boden des kapitalistischen Staates stehen und in Übereinstimmung 

mit dem Beschluß des Pariser Kongresses der Amsterdamer Internationale die wirtschaftliche Ent-

wicklung ihres Landes, d. h. die imperialistische Entwicklung ihrer Bourgeoisie, fördern, immer mehr 

an die herrschende kapitalistische Klasse. 

In allen Ländern zeigt sich das Hineinwachsen der reformistischen Gewerkschaftsbürokratie in den 

Staatsapparat und die Festigung der arbeitsgemeinschaftlichen Beziehungen zu der Trustbourgeoisie. 

Das Zusammenarbeiten der reformistischen Führer mit dem Unternehmertum und den Organen des 

kapitalistischen Staates in den Schlichtungsinstanzen, Ligen und Instituten zur Erhaltung des Wirt-

schaftsfriedens usw. zeigt die Entwicklung. 

Immer offener und brutaler kämpfen deshalb die reformistischen Gewerkschaftsbürokraten, die sich 

in keiner wesentlichen Frage mehr von den Führern bürgerlicher (christlicher, Hirsch-Dunckerscher, 

nationaler) Gewerkschaftsverbände unterscheiden, gegen alle Elemente, die dem kapitalistischen 

Wirtschaftssystem feindlich gegenüberstehen und seine Entwicklung durch die Führung des revolu-

tionären Klassenkampfes gefährden. 

Darum verstärken die Reformisten ihre Maßnahmen zur Verhinderung wirksamer Kämpfe um Erhö-

hung der Löhne, Verkürzung der Arbeitszeit und andere Ziele der Arbeiterschaft. Darum beseitigen 

sie die Demokratie in den Gewerkschaftsverbänden und führen rücksichtslos Spaltungs- und Aus-

schlußmaßnahmen zur Zurückdrängung des revolutionären Einflusses in den Gewerkschaften durch. 

Darum steigern sie die Hetze gegen die russischen Gewerkschaften, die den Kampf nicht nur um 

ökonomische Forderungen der Arbeiter führten, sondern die kapitalistische Herrschaft stürzten und 

heute den Sozialismus aufbauen, und gegen die Sowjetunion. in der in Verbindung mit dem Aufbau 

der sozialistischen Wirtschaft und Rationalisierung der Industrie im Interesse der arbeitenden Massen 

die Löhne erhöht werden und der Siebenstundentag eingeführt wird. 

Angesichts der reaktionären Entwicklung der reformistischen Gewerkschaftsbürokratie und der fort-

schreitenden Linksentwicklung der Arbeiter [263] werden die reformistischen Führer ihre verbreche-

rische Spaltungspolitik in nächster Zeit in verstärktem Maße durchführen. 

Gegenüber dieser Entwicklung fordert der Kongreß die Anhänger der RGI auf, den Kampf gegen die 

reformistischen Agenten der Bourgeoisie in den Reihen der Arbeiterklasse prinzipiell ins Sinne der 
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marxistischen Grundsätze und organisatorisch zu verstärken und den Kampf um die Einheit der Ar-

beitermassen auf dem Boden des Klassenkampfes, um die Eroberung der Gewerkschaftsverbände zu 

führen. 

Der Kongreß betonte sehr stark, daß der Kampf um die Einheit der Arbeitermassen in erster Linie 

unmittelbar in den Betrieben zu führen ist. Durch ernste praktische gewerkschaftliche Arbeit der An-

hänger der RGI in den Betrieben und gewerkschaftlichen Organisationen, indem sie sich als die wirk-

lichen Führer, Helfer und Berater der Arbeitermassen in allen täglichen Kämpfen erweisen, werden 

sie immer mehr das Vertrauen der Arbeitermassen erringen. Die erfolgreiche Durchführung dieses 

Kampfes erfordert die Stärkung der Reihen der RGI. In den Ländern mit Organisationen, die der RGI 

angeschlossen sind, müssen diese Organisationen gestärkt werden bei gleichzeitigem Kampfe der 

Opposition in den reformistischen Verbänden. In Ländern, wo die Anhänger der RGI als revolutio-

näre Minderheit den reformistischen Verbänden angehören, ist der Kampf um die Eroberung der Ver-

bände und Beseitigung der reformistischen Führer mit doppelter Kraft zu führen. 

Der IV. Kongreß bestätigte erneut die Beschlüsse des III. Kongresses zur Herbeiführung der nationa-

len und internationalen Gewerkschaftseinheit. Er fordert die gemeinsame Einberufung eines Kon-

gresses aller auf dem Boden des Klassenkampfes stehenden Gewerkschaftsorganisationen, der die 

Bildung einer neuen einheitlichen Internationale durchführen soll. 

Die Internationalen Propaganda- und Aktionskomitees wer den dieselbe Linie zur Herbeiführung ein-

heitlicher Berufsinternationalen einhalten. Die Anhänger der RGI fordern die gemeinsame Einberu-

fung eines Kongresses aller zu ein und derselben Industriegruppe gehörenden Gewerkschaftsorgani-

sationen zur Bildung neuer einheitlicher Berufsinternationalen. 

Die Unterstützung des Kampfes um die internationale Gewerkschaftseinheit durch das finnisch-rus-

sische Komitee und die in den verschiedenen Ländern bestehenden Einheitskomitees und Einheits-

gruppen begrüßte der Kongreß und fordert die Anhänger der RGI auf, deren Arbeit energisch zu 

unterstützen. 

Durch die Tätigkeit der Anhänger der RGI muß viel mehr als bisher die RGI als die einzige Gewerk-

schaftsinternationale, die den unversöhnlichsten Kampf gegen das Kapital führt, unter den Massen in 

Erscheinung treten. 

Der Kongreß versuchte auf alle, auch die kleinsten Fragen der revolutionären Gewerkschaftsbewe-

gung eine konkrete Antwort zu geben. In besonderen Kommissionen wurden für zahlreiche Länder 

die Aufgaben festgelegt, die infolge der verschiedenen Verhältnisse, des verschiedenen Entwick-

lungsgrades der Gewerkschaftsbewegung ebenfalls verschieden sind. Der Kongreß beschloß ferner 

ein Aktionsprogramm, das die wichtigsten aktuellen ökonomischen Forderungen der Arbeitermassen 

enthält und um das es die Arbeitermassen zu sammeln gilt. 

Zur Herausarbeitung der Strategie und Taktik, zur Organisierung und Führung der Streikkämpfe war 

die rücksichtslose Feststellung der in der Vergangenheit zutage getretenen Fehler und Mängel die 

Vorbedingung. Die zahlreichen Erfahrungen, die in Deutschland in den letzten Bewegungen der Ar-

beiter gemacht wurden, erleichterten die Klärung vieler Fragen. Der Kongreß stellte in der Arbeit der 

Anhänger der RGI in Deutschland zur Vorbereitung und Durchführung der Wirtschaftskämpfe neben 

wichtigen Erfolgen eine Anzahl Fehler fest, die auch in anderen Ländern mehr oder weniger zutage 

getreten sind. Diese Fehler sind: 

1. die Unterschätzung der Kampfesfähigkeit und des Kampfeswillens der Massen; [264] 

2. ungenügendes Erkennen der großen politischen Bedeutung der Wirtschaftskämpfe in der Periode 

der relativen Stabilisierung; 

3. zu wenig Entschlossenheit bei dem Versuch, Streikkämpfe auch gegen die Sabotage der reformis-

tischen Gewerkschaftsführer zu organisieren. 

Die Ursachen dieser Fehler liegen in der nicht richtigen Einschätzung des Kräfteverhältnisses zwi-

schen der revolutionären Opposition und den Reformisten, in einer unrichtigen Anwendung der 
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Einheitsfronttaktik, die, anstatt die reformistischen Arbeiter für den revolutionären Klassenkampf zu 

gewinnen, sich deren Auffassung anpaßte und sie damit weiterhin an die Reformisten fesselte. 

Der Kongreß wandte sich scharf gegen die Losung: Kontrolle der kapitalistischen Monopole und der 

kapitalistischen Produktion überhaupt durch die Arbeiterklasse oder Arbeiterkontrolle der Produk-

tion, wie sie von dem Genossen Brand l e r  in seiner Rede neu proklamiert wurde. Die Losung ent-

springt derselben Ideologie der Anpassung an die reformistischen Auffassungen. 

Des weiteren stellte der Kongreß wichtige organisatorische Mängel der revolutionären Opposition 

fest. In erster Linie den geringen Einfluß in den Großbetrieben und in dem gewerkschaftlichen Funk-

tionärapparat, die ungenügende Zusammenfassung der Kräfte der Opposition in den Betrieben und 

Verbänden, den schlechten Kontakt zwischen den oppositionellen Gruppen und den übrigen revolu-

tionären Arbeitern, die mangelhaften Methoden bei der Vorbereitung und Durchführung von Wirt-

schaftskämpfen, die nicht genügende Fähigkeit, in den verschiedenen Situationen richtige, den Ver-

hältnissen entsprechende Losungen und organisatorische Anweisungen zu geben, außerdem die Un-

fähigkeit, die Wirtschaftskämpfe der Arbeiter richtig politisch auszunützen. 

Vor der revolutionären Opposition steht infolgedessen die Aufgabe, vor allem ihren Einfluß in den 

Großbetrieben und in dem unteren und mittleren Funktionärapparat der Gewerkschaftsverbände zu 

steigern. Das ist nur möglich durch die Steigerung der gewerkschaftlichen Arbeit der Anhänger der 

RGI und durch die Herbeiführung eines richtigen Verhältnisses zu den reformistischen Arbeitern. In 

gemeinsamer Arbeit zur Stärkung der Gewerkschaftsverbände durch die Bildung von Werbeaus-

schüssen, durch eine umfassende revolutionäre Agitation für die Notwendigkeit einer revolutionären 

Gewerkschaftspolitik muß der Kontakt zu den reformistischen Arbeitern geschaffen und sie für den 

Klassenkampf gewonnen werden. 

Zur Unterstützung dieser Arbeit sind die bestehenden Einheitsgruppen, an denen zahlreiche sozial-

demokratische Arbeiter beteiligt sind, heranzuziehen. Die Politik der Kommunisten in der Einheits-

bewegung muß sich zum Ziel setzen, die sozialdemokratischen Arbeiter zum gemeinsamen Vorgehen 

im Kampfe gegen den Reformismus und seine Ausschlußpolitik, im Kampfe für die Interessen der 

Arbeitermassen zu gewinnen. 

Viel stärker ist die Arbeit der revolutionären Opposition auf die Schaffung der Vorbedingungen zur 

Führung der Streikkämpfe trotz der Sabotage der reformistischen Führer durch die Anhänger der 

Opposition. Ihre Propaganda muß unter den Arbeitermassen Klärung schaffen, daß die reformisti-

schen Gewerkschaftsführer alles tun, um die Massenkämpfe der Arbeiter zu verhindern oder ihre 

Führung zum Zweck der Abwürgung zu übernehmen. Diese Tatsache erfordert, daß die Arbeitermas-

sen selbst unter Führung der Opposition und unter Ausnutzung der gewerkschaftlichen Organisation 

im Betrieb und örtlich, der Betriebsräte usw. ihre notwendigen Streikkämpfe organisieren. Die Er-

fahrung, daß die reformistischen Führer auch in solchen Fällen, wo sie den Ausbruch von Streik-

kämpfen zulassen mußten, die Ausbreitung der Bewegungen verhindern und sie mit einem schlechten 

Kompromiß abschließen, muß die Opposition veranlassen, den entschiedensten Kampf um die Bil-

dung und Zusammensetzung der Streikleitungen aus revolutionären Arbeitern zu führen. 

Die Durchführung dieser Linie erfordert ein prinzipiell klareres und entschiedeneres Auftreten der 

Anhänger der RGI gegenüber den reformistischen Führern. Darum ist in den Reihen der Anhänger 

der RGI vollkommene [265] Klarheit zu schaffen über ihre grundsätzliche Stellung zu den verschie-

denen aktuellen Problemen der Gewerkschaftsbewegung, insbesondere zum Tarif- und Schlichtungs-

wesen. 

Eine viel konsequentere Haltung der revolutionären Opposition ist auch gegenüber den Ausschluß- und 

Spaltungsmaßnahmen der Reformisten dring end erforderlich. Der Kongreß stellte mit voller Berech-

tigung in dieser Frage schwere Mängel und Fehler der Anhänger der RGI in Deutschland fest. Er ver-

warf die unter einem Teil der Opposition vertretene Anschauung, daß der konsequente Kampf gegen 

die Ausschlüsse die Spaltung der Gewerkschaftsbewegung provoziere. Er verwarf die Auffassung der 

„Einheit um jeden Preis“, die zum vollständigen Verzicht auf die revolutionäre Arbeit und den Kampf 
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gegen den Reformismus führt. Er wandte sich auch gegen die als Folge der zahlreichen Ausschlüsse 

revolutionärer Arbeiter teilweise zutage tretende Panikstimmung und stellte alle diese Erscheinungen 

als schwere opportunistische Abweichungen fest. Im Kampfe gegen die Ausschlüsse ist die größte Be-

weglichkeit der Anhänger der RGI erforderlich. Die wichtigste Aufgabe ist die Entfesselung einer 

breiten Massenbewegung gegen die Unterdrückung der Demokratie in den Verbänden und gegen die 

Spaltungsmaßnahmen. Dazu ist erforderlich, daß die Massen die ungeheure Schädigung ihrer Kamp-

feskraft durch die Handlungen der Reformisten erkennen. Das Interesse der Gewerkschaftsmitglieder 

an dem gewerkschaftlichen Leben gilt es zu steigern. Die zahlenmäßige Beteiligung der Mitglieder 

an der Verbandsarbeit, an den Wählen zu den leitenden Körperschaften muß vervielfacht werden. Die 

Tatsache, daß in Essen 85 Prozent der Mitglieder des Deutschen Metallarbeiterverbandes zur Teil-

nahme an der Neuwahl der Ortsverwaltung mobilisiert wurden, beweist, daß es durch eine richtige 

Politik und umfassende organisatorische Arbeit möglich ist, diese Aufgabe zu lösen. 

Der Schematismus in der Bekämpfung der Ausschlüsse und der sonstigen Vorstöße der Reformisten 

muß überwunden werden. Das Beispiel, das die Anhänger der RGI in der AEG, Brunnenstraße, Ber-

lin, anläßlich der Betriebsratswahl durch das Aufstellen einer eigenen Liste herbeiführten, war not-

wendig und förderte die Aufklärung unter den Massen über das arbeiterfeindliche Verhalten der Re-

formisten und demonstrierte unseren Einfluß unter den Massen. Von Fall zu Fall muß unter Beach-

tung aller Umstände die Taktik im Kampfe gegen die Spaltungs- und Unterdrückungsmaßnahmen 

der Reformisten festgelegt werden. 

Die richtige Anwendung und Durchführung der Kongreßbeschlüsse wird die revolutionäre Opposi-

tion unter den Massen vorwärts bringen. 

* 

Die Industrialisierung der Landwirtschaft und die Aufgaben der KPD  
Von E d w i n  H o e r n l e  

I. Der Prozeß der Industrialisierung und Rationalisierung 

Mehr noch als bisher wird bei der diesjährigen Wahlkampagne die KPD ihr Augenmerk auf das flache 

Land richten müssen. Nicht nur deshalb, weil der „Kampf um die Bauernschaft“ zwischen allen Par-

teien heftiger denn je entbrannt ist, sondern weil sich g r und l egende  Ve r ände rungen  i n  de r  

S t r uk t u r  de r  Landwi r t s cha f t  anbahnen, die bedeutsame soziale und politische Umschichtun-

gen in der arbeitenden Landbevölkerung zur Folge haben müssen. 

In der Parteipresse und auch an dieser Stelle ist schon wiederholt auf diese neuen Entwicklungsten-

denzen in der Landwirtschaft aufmerksam gemacht worden, leider nicht nachdrücklich und oft genug. 

Die landwirtschaftliche Bevölkerung in Deutschland umfaßt etwa ein Viertel der Gesamtbevölke-

rung, darunter rund drei Millionen reine Proletarier und etwa [266] fünf Millionen erwerbstätige 

Zwerg- und Kleinbauern (0,5 bis 5 ha) in rund zwei Millionen Betrieben, dazu noch etwa drei Milli-

onen Erwerbstätige in rund einer Million bäuerlichen Mittelbetrieben (5 bis 20 ha). Alle diese Schich-

ten kommen für die kommunistische Propaganda und Agitation in stärkerem oder geringerem Maße 

in Betracht, die Mehrzahl dieser Bevölkerung ist durch vorwiegende oder teilweise Lohna r be i t, 

durch Lebenshaltung und verwandtschaftliche Beziehungen mit dem Industrieproletariat verbunden. 

Rund die Hälfte des landwirtschaftlich genutzten Bodens in Deutschland gehört jedoch nicht diesen 

Millionenmassen, sondern einer verhältnismäßig dünnen Oberschicht von etwa 200.000 Großbauern, 

18.000 kapitalistischen Agrarunternehmern und einer Handvoll feudalen oder kirchlichen Groß-

grundherrschaften. Rund 900.000 bäuerliche Familienbetriebe (2 bis 20 ha) sind ganz oder teilweise 

auf Pachtland bei diesen Grundbesitzern angewiesen. Die Masse des großen Grundbesitzes wird je-

doch kapitalistisch im Großbetrieb mit Mitteln der modernen Technik und rationellen Betriebsfüh-

rung bewirtschaftet. Der Gesamtgeldwert der landwirtschaftlichen Produkte im Jahr wird auf 16 Mil-

liarden geschätzt! 

Der Lebensmittelmarkt des Arbeiters wird infolgedessen nicht von dem Bauern, sondern von den 

Großbetrieben beherrscht. Wie die Berechnungen der Kriegszwangswirtschaft einwandfrei erwiesen 
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haben, sind es die kap i t a l i s t i s chen  Gutsbetriebe, die die großen Industriezentren selbst in so stark 

bäuerlichen Gebieten wie Württemberg mit Massenprodukten, wie Getreide, Kartoffeln und Fleisch, 

versehen. Der kleine und mittlere Bauer wirtschaftet im wesentlichen für den eigenen Bedarf und den 

Bedarf jener Familienmitglieder, die in der Industrie vom Dorfe aus Lohnarbeiten. Es war von alters 

her nun das Bestreben der Agrarkapitalisten und Großbauern, ihre Monopolstellung auf dem Lebens-

mittelmarkt durch hohe Zollmauern zu befestigen, was ihnen seit 1925 auf dem Wege des Zollkom-

promisses mit dem industriellen Trustkapital erneut in hohem Maße gelungen ist. Die Bauernmassen 

werden für diesen Zweck bedenkenlos als Vorspann benutzt, obwohl selbst die bürgerliche Wissen-

schaft den sehr zweifelhaften Nutzen der Getreide-, Kartoffel- und Futtermittelzölle für den Bauern, 

zumal als Austausch für noch höhere I ndus t r i e zö l l e, zugeben muß. Die Landbunddemonstratio-

nen, die dem politischen Leben auf dem Lande in den Monaten Januar bis März ihr Gepräge gaben, 

dienten vornehmlich diesem Zwecke. Selbst einen Teil der Landarbeiter hat das Agrarkapital durch 

seine politische Demagogie diesen Zwecken dienstbar gemacht. 

Aber diese Tatsachen sind nicht das Neue, was die besondere Aufmerksamkeit der KPD erheischt. 

Das seit Ende 1924 sich anbahnende Neue ist die im Rahmen des Gesamtprozesses der kapitalisti-

schen Rationalisierung fortschreitende Rationalisierung und Industrialisierung der deutschen Land-

wirtschaft. Dies Problem wurde für den deutschen Kapitalismus aktuell in dem Augenblick, als nach 

der Stabilisierung der Mark sich herausstellte, daß die Landwirtschaft nach Ablauf der Inflation noch 

entblößter von flüssigem Kapital dastand als die Industrie, die Industrie aber infolge der verschärften 

Konkurrenz auf dem Weltmarkt mehr als je auf einen zahlungskräftigen Innenmarkt angewiesen war. 

Der moderne Gutsbetrieb, der nicht mit familieneigenen Arbeitskräften, sondern mit Lohnarbeitern, 

nicht so sehr mit Stalldünger als mit künstlichem Dünger wirtschaftet und der die intensive Wirt-

schaftsform der Vorkriegszeit nur wieder erreichen und halten konnte auf Grund fortgesetzter Bo-

denmeliorationen und Technisierung, mußte sofort und schnell große Kredite erhalten. Er erhielt sie 

teilweise auf Kosten der schwerüberlasteten Bauernschaft (Rentenbankkredite!), teilweise zu enor-

men Zinssätzen und kurzfristig vom Finanzkapital. Dadurch wurde die allgemeine Weltagrarkrise für 

die deutsche Landwirtschaft noch besonders verschärft. Die im „Notprogramm“ der Bürgerblockre-

gierung jetzt vorgesehene „Umschuldung“ ist der Versuch, an Stelle der hochverzinslichen Wechsel 

und Personalschulden (drei bis vier Milliarden) die stabilere Form mäßig verzinslicher Hypotheken 

zu setzen und dadurch auch [267] für das Finanzkapital die bisher in die Landwirtschaft hineinge-

pumpten Kapitalien sicherzustellen. 

Aber mit diesem Prozeß der „Umschuldung“, der sich im wesentlichen auf die kapitalistischen Guts- 

und Großbauernhöfe beschränkt, geht ein zweiter Prozeß parallel: die „Rentabelmachung“ der Land-

wirtschaft, d. h. ein P r ozeß  be sch l eun i g t e r  Ra t i ona l i s i e r ung  und  I ndus t r i a l i s i e r un g. 

Mit Zöllen allein können die deutschen Agrarkapitalisten den Vorsprung nicht ausgleichen, den die 

Landwirtschaft des Auslandes teils aus klimatischen Gründen, teils wegen ihrer fortgeschritteneren 

Technik und Organisation gegenüber dem deutschen Konkurrenten inne hat. Auch stößt der agrari-

sche Schutzzoll auf einer bestimmten Stufe auf den wachsenden Widerstand der Industriekapitalisten, 

ganz abgesehen von dem infolge des reformistischen Einflusses noch geringen Widerstand des Pro-

letariats. Die Hebung der landwirtschaftlichen Technik, der Organisation, der Absatzmethoden usw. 

wurde infolgedessen zu einer dringenden Tagesfrage. Die erfolgreich auf Kosten des Proletariats 

durchgeführte Rationalisierung der Industrie gab die Möglichkeit, jetzt auch nachdrücklich an die 

Rationalisierung und Industrialisierung der Landwirtschaft heranzugehen, was gleichzeitig ein Mittel 

zur Verlängerung der bereits langsam abflauenden Industriekonjunktur ist. So treffen sich sämtliche 

kapitalistischen Interessen in dem auch im „Notprogramm“ des Reichstags enthaltenen Bestreben, 

die landwirtschaftliche Kapitalakkumulation auf einer höheren technischen Basis zu beschleunigen. 

Man rechnet hierbei nicht nur auf die Verdrängung der Auslandskonkurrenz vom deutschen Lebens-

mittelmarkt – wozu auch währungs- und allgemein wirtschaftspolitische Gesichtspunkte hindrängen 

–, sondern darüber hinaus auf die Schaffung einer umfangreichen agrarischen Exportindustrie nach 

dem Beispiel Dänemarks und Hollands. Damit rücken die Fragen der „Standardisierung“ der Produk-

tion, der Umstellung auf „Veredlungswirtschaft“, der engeren Verbindung mit der verarbeitenden 

Industrie, der Organisation des Absatzes in den Vordergrund. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 239 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

Da es sich aber um eine kap i t a l i s t i s che  Rationalisierung und Industrialisierung handelt, so ist 

diese notgedrungene Verbesserung der technischen Basis und Organisation verbunden mit dem Be-

streben zur verschärften Ausbeutung der arbeitenden Massen, sowohl der Landarbeiter direkt in den 

Betrieben als auch in bezug auf Saatgut, Futtermittel, Zuchtvieh, Boden der von dem kapitalistischen 

Gutsbetrieb abhängigen bäuerlichen „Familienbetriebe“, wie natürlich auch der industriellen Prole-

tariermassen, denen diese „Rationalisierung und Industrialisierung der Landwirtschaft“ nicht etwa 

bessere und billigere Lebensmittel bringt, sondern im Gegenteil wachsende Teuerung. Es hängt we-

sentlich vom Stärkegrad des proletarischen Klassenkampfes ab, wie weit das verbündete Agrar- und 

Finanzkapital die Kosten des Prozesses der Rationalisierung auf die Schultern der werktätigen Mas-

sen abwälzen und den Prozeß selber zur Stärkung der monopolkapitalistischen Organisationen und 

damit zur verstärkten Ausbeutung und Auswucherung der Massen wird ausnutzen können. 

Die s t a a t skap i t a l i s t i s chen  Fo r m e n, in denen ein wesentlicher Teil dieses Prozesses in 

Deutschland vor sich geht (Erweiterung der Funktionen der Rentenbankkreditanstalt, Reorganisation 

und Kapitalserhöhung bei der „Preußenkasse“, Reichsgetreidehandelsgesellschaft, Reichstreuhand-

gesellschaft zur Finanzierung der „Umschuldung“, Reichsgesellschaft zur Organisation des Absatzes 

von Vieh und Fleisch), sind nicht, wie die SPD und die Demokraten dem Proletariat vortäuschen, 

eine Garantie gegen den kapitalistischen „Mißbrauch“ der neuen monopolartigen Gebilde, sondern 

ganz im Gegenteil die Garantie für ihre konsequente Verwertung im Dienste der großen Kapitals-

gruppen. 

II. Schlußfolgerungen 

Welche Schlußfolgerungen muß nun die KPD aus der Erkenntnis dieser Entwicklungstatsachen zie-

hen? [268] 

1. In bezug auf das Landproletariat 

Wir haben in Deutschland rund drei Millionen Landproletarier, darunter etwa 400.000 sogenannte De-

putatarbeiter und etwa eine halbe Million Gesinde. Der Prozeß der Rationalisierung und Industrialisie-

rung der Landwirtschaft verändert notwendigerweise ihre Arbeits- und Lebensverhältnisse grundle-

gend. D i e  Handa r be i t  w i r d  we i t gehend  du r ch  m echan i s che  Ar be i t  e r s e t z t  und mehr 

und mehr auf Ergänzungsarbeiten an der Maschine beschränkt (z. B. Mäh- und Garbenbindemaschinen, 

Dreschmaschinen Melkmaschinen, Höhenförderer, Feld- und Stallbahnen usw.). Die Maschine ersetzt 

auch tierische Arbeit; an die Stelle der Pferde- und Ochsengespanne treten Traktoren und Motorpflüge 

usw. Beide Prozesse stellen menschliche Arbeitskräfte frei, nu r  e i n  Te i l  de r  b i she r  ve r wen-

de t en  Kr ä f t e  f i nde t  a l s  Masch i nen f üh re r  Ve r wendun g. Die Zahl der gelernten ständigen 

Landarbeiter wird dadurch zugunsten der Masse der Handlanger, also der fluktuierenden Saisonarbei-

ter, verringert. Die fortschreitende Spezialisierung der Landwirtschaft wirkt in derselben Richtung. Der 

rationelle Agrarkapitalist verkauft nicht nur die Zugpferde im Herbst, um im Frühjahr neue anzuschaf-

fen, er entläßt auch den Arbeiter nach der Ernte und stellt neue im Frühjahr ein. 

Damit verschwinden auch die letzten Reste der patriarchalisch-feudalen Arbeitsverfassung auf den 

Guts- und Großbauernhöfen. An Stelle der persönlichen Bindungen zwischen „Bauer“ und „Gesinde“ 

tritt der nackte Arbeitsvertrag. Da es sich aber um eine Rationalisierung der Landwirtschaft i n  de r  

i m per i a l i s t i s c h-f a sch i s t i s chen  Pe r i ode  handelt, ist die wachsende Freizügigkeit und Aus-

wechselbarkeit der Landarbeiter nicht begleitet von rechtlichen und sozialpolitischen Verbesserungen 

etwa in der Form der Annäherung an die arbeitsrechtlichen Verhältnisse, Lohn- und Arbeitszeitbe-

dingungen und an die sozialpolitischen Einrichtungen des Industrieproletariats. Das moderne Ag-

rarkapital setzt vielmehr alle Hebel in Bewegung, um die a l t e  Ausnahm egese t zgebung  für 

Landarbeiter (Gesindeordnung bis 1918, Landarbeitsordnung seit 1919, Minderrechte in der Betriebs-

räte-, Arbeitszeit- und Arbeitslosengesetzgebung), die früher in den halbpatriarchalisch-feudalen 

Verhältnissen auf dem Lande verankert waren, auch jetzt unter den ganz neuen und rein kapitalisti-

schen Verhältnissen beizubehalten, ja zu verschärfen (Arbeitsdienstpflicht, Verbot der Arbeitsnieder-

legung in Saat- und Erntezeit). Es ist gleichzeitig ähnlich der Schwerindustrie bestrebt, die D i f f e -

r enz i e r ung  de r  Ar be i t e r s cha f t, die schon bisher in hohem Grade bestand (Gutsangestellte, 
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Gutshandwerker und Schweizer, Deputat- und Freiarbeiter, Schnitter), noch dadurch zu steigern, daß 

ein werktreuer Arbeiterstamm von relativ besser bezahlten ständigen Qualitätsarbeitern der fluktuie-

renden, schlechtentlohnten Handlangermasse gegenübergestellt wird. Diesen Bestrebungen dient 

auch die Landarbeitersiedlung, wie sie vom Landbund propagiert und mit den Mitteln der produktiven 

Erwerbslosenfürsorge durchgeführt wird. 

Von diesem Gesichtspunkte der Züchtung einer werktreuen Arbeiteraristokratie aus interessiert sich 

das agrarische Unternehmertum auch für die Berufsbildung der Landarbeit er, für die Einrichtung von 

Maschinistenkursen und für die „Landarbeitsforschung“. Mittel hierzu werden jährlich im Etat des 

Reichslandwirtschaftsministers angefordert. 

Auch aus politischen Gründen hat die Bourgeoisie alles Interesse an der künstlichen Aufrechterhal-

tung einer sozialen und kulturellen Kluft zwischen Land- und Industrieproletariat. Sie sucht mit allen 

Mitteln der Sondergesetzgebung, der politischen Demagogie, des persönlichen Einflusses der Unter-

nehmer und des wirtschaftlichen Terrors die Landarbeitermassen gegen das Industrieproletariat aus-

zuspielen. Für die Schaffung des „Reichslandarbeiterbundes“ als „Arbeitnehmergruppe des Landbun-

des“ haben die Agrarkapitalisten viel Geld ausgegeben. Der christliche „Zentralverband“ erhält Büros 

in den Räumen des Landbundes. Ein stattlicher Prozentsatz des Stahlhelms auf dem Lande besteht 

aus Landarbeitern. Die geringe gewerkschaftliche Organisation und Schulung der Gutsarbeiter, ihre 

tiefen [269] Löhne, ihre Rechtsnachteile – alles das muß hemmend auf den gewerkschaftlich-politi-

schen Kampf des Industrieproletariats zurückwirken. 

Die durch die technische Revolution in der Landwirtschaft beschleunigte Annähe rung  de r  Le -

ben s- und  Ar be i t sve r hä l t n i s se  de s  Landpr o l e t a r i a t s  a n  da s  I ndus t r i ep r o l e t a r i a t, 

die wachsende Auswechselbarkeit von Industrie- und Landproletariern, die steigende Verbindung der 

Agrarbetriebe mit industriellen Fabriken, wodurch der Typus  de s  gem i sch t  ag r a r i s c h-i n -

dus t r i e l l en  Be t r i ebs  und des abwechselnd in der Landwirtschaft und in der Fabrik arbeitenden 

Landproletariers entsteht, sind für die Perspektive der proletarischen Revolution von größter Bedeu-

tung. Die KPD muß alle Kräfte daransetzen, um die sich anbahnende Verschmelzung von Land- und 

Industrieproletariat nach Kräften zu fördern, um dem Industrieproletariat seine Aufgabe der Organi-

sierung und politischen Schulung des noch rückständigen in seiner Zerstreuung fast wehrlosen Land-

proletariats klarzumachen. 

Aber nicht m i t  den Agrarkapitalisten werden sich die revolutionierenden Tendenzen der Technik 

durchsetzen, sondern nur gegen  die Agrarunternehmer, nicht in den Formen der Tarifgemeinschaft, 

der positiven Mitarbeit an der kapitalistischen Rationalisierung der Landwirtschaft und der demokra-

tischen Gesetzgebung, sondern nur im heftigsten Kampfe gegen die Tarifgemeinschaft, gegen die 

kapitalistische Rationalisierung und gegen die bürgerliche Demokratie. Die demokratische Gesetz-

gebung ist es ja gerade, die auf Wunsch der Agrarkapitalisten die Sondergesetzgebung gegen die 

Landarbeiter verewigt, die Schlichter der demokratischen Republik sind es, die die Anpassung der 

Arbeitszeit und der Lohnverhältnisse der Landarbeiter an die der Industriearbeiter verhindern, die 

„Landarbeitersiedlung“ der Preußenkoalition bedeutet nicht, wie die SPD behauptet, eine Rücken-

stärkung der Landproleten gegen den Unternehmer, sondern nur Bindung an die Scholle also ver-

schärfte Abhängigkeit. 

Wenn der DLV in seiner jüngsten Denkschrift die Bauhilfsarbeiterlöhne zum Vergleich mit den Land-

arbeiterlöhnen in den verschiedenen Tarifgebieten heranzieht, so müssen wir Kommunisten das zum 

Ausgangspunkt nehmen für die Forderung: Heran  a n  d i e  Bauh i l f sa r be i t e r l öhn e! Die Einfüh-

rung industrieller Ausbeutungsmethoden in der Landwirtschaft ist für unsere Agitation der Ausgangs-

punkt für die Fo r de r ung  de s  Ach t s t unden t ags  auch  i n  de r  kap i t a l i s t i s chen  Land -

wi r t s cha f t. Die „Umschuldung“ der Betriebe mit öffentlichen Krediten und Garantien muß für uns 

der Ausgangspunkt sein für die Forderungen: g l e i che  Be t r i ebs rä t e rech t e  mit dem Indust-

rieproletariat, E r we i t e r ung  de r  Be t r i ebs rä t e rech t e  über das bestehende Recht hinaus, Zah -

l ung  von  Ta r i f l öhnen  nach den Tarifen des DLV, Beseitigung aller Werktarife, Einbeziehung 

der Landarbeiter in alle sozialpolitischen Einrichtungen des Industrieproletariats. Der agrarkapitalis-

tischen Forderung nach Beseitigung auch der letzten Schutzbestimmung für die Mieter der 
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Werkswohnungen und nach Hergabe immer neuer Baudarlehen setzen wir entgegen die Forderung 

der Kom muna l i s i e rung  de r  Landa r be i t e r wohnu nge n. Der zunehmenden Beschäftigung 

von jugendlichen Arbeitern, Frauen und Kindern müssen wir entgegensetzen die Forderung der Ab-

scha l t un g de s Hof gänge r wesen s, Ve r bo t  de r  F r auen- und  Ki nde r zwangsa r be i t, der 

Familienakkorde. 

Kurzum: Der Prozeß der beschleunigten Kapitalisierung der Landwirtschaft muß von den Kommu-

nisten ausgenützt werden, um die letzten Reste halbfeudaler Hörigkeit zu beseitigen, die rechtliche 

Gleichstellung der Land- und Industriearbeiter zu erkämpfen und die Landarbeiter zusammen mit den 

Industriearbeitern für die soz i a l i s t i s che  I ndus t r i a l i s i e r ung  der Landwirtschaft durch eine 

Arbeiter- und Bauernregierung zu mobilisieren, wobei wir den von den Agrarkapitalisten mißbrauch-

ten Begriff „Bauern“ leninistisch erklären müssen. [270] 

2. In bezug auf die Bauernschaft 

Für die werktätige Bauernschaft, deren Massenaufmarsch wesentlich zum Kompromiß zwischen Fi-

nanz- und Agrarkapital beitrug, bedeutet die kapitalistische Rationalisierung, wie sie jetzt durch das 

„Notprogramm des Bürgerblocks beschleunigt ins Werk gesetzt wird, nicht nur keine Verbesserung 

ihrer materiellen Lage, sondern im Gegenteil verschärften Druck des großen Bank- und Agrarkapi-

tals. Gerade die staatskapitalistischen Formen dieser Rationalisierung verschärfen die Diktatur des 

Großkapitals. 

Die Zentralisation der Genossenschaften entzieht diese vollends jeder Kontrolle und leitenden Be-

stimmung durch die Mitglieder und verwandelt sie in reine Organe der großkapitalistischen Beherr-

schung der bäuerlichen Produktion. De r  „fr e i e“ Baue r  w i r d  „Anges t e l l t e r  de r  Genos sen -

scha f t“. Das Schreckgespenst, mit dem die Großagrarier vor wenigen Jahren die Bauern vor den 

Bolschewiki graulich machten, wird bittere kapitalistische Wirklichkeit. Auch die Standardisierung, 

heute neben den Schutzzöllen dem Bauern als Rettung gepriesen, steigert im kapitalistischen Wirt-

schaftssystem nur die Überlegenheit des kapitalistischen Betriebs (Gutshof und Großbauernhof) ge-

genüber dem „Familienbetrieb“, der nicht imstande ist, große Massen einheitlicher Qualitätsware auf 

den Markt zu werfen. 

Innerhalb der Bauernwirtschaft wächst die Po la r i s i e r un g nach oben und nach unten. Während die 

stärkeren Mittelbetriebe den Anschluß an die kapitalistische Produktion und ihre Organisation ge-

winnen, an der Mechanisierung, Standardisierung, Spezialisierung und kaufmännischen Rationalisie-

rung teilnehmen, sinkt die Masse der schwächeren Mittelbetriebe und die Kleinbetriebe in eine immer 

hoffnungslosere Situation. Dabei wächst ununterbrochen die Zahl der Klein- und Kleinstbetriebe mit 

halbproletarischem Charakter, wenigstens in allen mit Industrie durchsetzten Gebieten. Die Zahl der 

im I ndus t r i ebe t r i eb  l ohna r be i t enden  Kle i nbaue r n ist im Wachsen, der Druck dieser pro-

letarisierten und noch klassenunbewußten, mit der kleinbürgerlichen Besitzerideologie behafteten 

kleinbäuerlichen Arbeitskonkurrenten auf das freigewerkschaftlich organisierte Industrieproletariat 

nimmt zu. Die Unternehmer nützen dies aus, um die lohnarbeitenden Bauern in den christlichen und 

gelben Gewerkschaften, im Stahlhelm, in Werksportvereinen usw. gegen das klassenbewußte Prole-

tariat zu kehren. 

Anderseits wirken alle Schwankungen der industriellen Konjunktur in verstärktem Maße auf die 

Kleinbauernschaft zurück, ihr Interesse an Lohn- und Arbeitszeitfragen, an Erwerbslosenfürsorge, 

Sozialversicherung, Arbeitsrecht usw. wächst. Die sozialen Schranken zwischen „Besitzer“ und Pro-

letarier werden verwischt. Die proletarische Ideologie und proletarische Organisationen dringen auf 

diesem Wege weit hinaus aufs flache Land. Für die revolutionäre Arbeiterpartei ist die Bese i t i -

gung  de r  t r ad i t i one l l en  Gegensä t z e  zwi schen  l ohna r be i t endem  Baue r n  und  r e i -

nem  I ndus t r i ep r o l e t a r i e r, wie sie im Betrieb von den reformistischen Gewerkschaftsführern 

aus eng zünftlerischer Einstellung heraus kultiviert werden, in der jetzigen Zeit eine Hauptaufgabe. 

Die skizzierte Entwicklung macht auch jeden kleinbürgerlich-reformistischen Versuch eines „Bau-

e r nschu tze s“ im Rahmen der kapitalistischen Rationalisierung und Industrialisierung der Land-

wirtschaft von vornherein aussichtslos. Der isolierte, individualistische bäuerliche „Familienbetrieb“, 
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wie ihn der junge Kapitalismus, sei es als Pacht-, sei es als Eigenbetrieb, ins Lehen rief, ist unrettbar 

dem Untergange geweiht. Alle Theorien Davids und der demokratischen Bodenreformer können die 

langsame Auflösung dieser überholten Wirtschaftsweise nicht aus der Welt disputieren. Recht haben 

sie nur insofern, als diese Auflösung nicht in genau denselben Formen wie in der Industrie und vor 

allem weder in demselben Tempo noch mit derselben Gleichmäßigkeit in den verschiedenen geogra-

phischen Gebieten vor sich geht. Die kapitalistische Rationalisierung [271] der Landwirtschaft kann 

sich in den Gebirgsgegenden Mittel- und Süddeutschlands nicht so durchsetzen wie in den breiten 

Ebenen und fruchtbaren Talniederungen. In industrienahen Gebieten verwandeln sich viele bäuerli-

che Familienbetriebe durch die besondere Gunst der Absatzverhältnisse und Bodenpreise in hochin-

tensive kapitalistische Kleinbetriebe. Vor allem wird die Masse der Kleinbetriebe nicht einfach vom 

Großbetrieb aufgesogen oder stillgelegt, ihre Enteignung geht indirekt und auf Umwegen vor sich, 

wie das bereits Friedrich Engels und Karl Marx vor mehr als zwei Menschenaltern im Prinzip nach-

gewiesen haben. 

Diese Erkenntnis ist für die KP deshalb von ungeheurer Bedeutung, weil sie eine s cha r f e  Abgr en -

zung  de r  kom m uni s t i s ch e n  Baue r npo l i t i k  von der opportunistischen Gelegenheitspolitik 

der verschiedensten oppositionellen Klein- und Mittelbauernverbände und vor allem von der soz i -

a l dem okra t i s chen  Baue r npo l i t i k  notwendig macht. Die sozialdemokratische Bauernpolitik 

befindet sich in einem unlösbaren, nichtdialektischen Widerspruch. Sie ist aus „staatspolitischen“ 

Gründen für die kapitalistische Rationalisierung und aus wahldemagogischen Gründen für den Schutz 

der bäuerlichen Kleinbetriebe. Sie macht im Prinzip also dasselbe, was jede kapitalistische Partei 

heute macht: Reale Geschenke an die Großagrarier und Scheinkonzessionen an die werktätigen Bau-

ern. Sie unterscheidet sich von den Deutschnationalen nur dadurch, daß sie die Geschenke an das 

Agrarkapital mit demokratischen Attrappen versieht, womit auch Zentrum und Demokraten einver-

standen sind (Überwachungsausschuß, verstärkter staatskapitalistischer Einschlag). Den Bauern muß 

sie infolgedessen vorflunkern, daß diese staatskapitalistische Rationalisierung – eine demokratische 

Regierung vorausgesetzt – ihre Situation verbessern werde. In Wirklichkeit lehnt die SPD zusammen 

mit allen bürgerlichen Parteien jede Forderung ab, die die staatlichen Mittel für den einzig möglichen 

„Bauernschutz“ verwenden will, für die allmähliche Überführung der individualistischen Bauernwirt-

schaft in die neuen  Fo r m en  genos senscha f t l i che r  und ko l l ek t ive r  P r oduk t i o n. Die Ta-

gesforderungen und parlamentarischen Anträge der KPD müssen sich deshalb gleichzeitig gegen die 

Demagogie der großagrarischen Parteien wie der SPD richten und den Kurs auf die sozialistische 

Industrialisierung und Rationalisierung auch der Bauernwirtschaft nach dem Vorbild Sowjetrußlands 

richten. Dies bedeutet Betonung der Unr e t t ba rke i t  de r  bäue r l i chen  Ex i s t enz  i nne r ha l b  

de r  kap i t a l i s t i s chen  Or dnun g, die Aufklärung der Bauernmassen über den Betrug des Land-

hundes wie der SPD, ke i ne  Abdäm pf ung  de r  r evo lu t i onä r en  Z i e l p r opaganda  auf dem 

Lande, sondern Aufzeigung der Halbheiten der oppositionellen Verbände und organische Verbindung 

der kleinbäuerlichen Tageslosungen mit den kommunistischen Endzielen. Die Agrarresolution des 

Essener Parteitags muß strikter als bisher zur Richtschnur unserer „Landagitation“ werden, die Partei 

muß schneller und zielklarer in die Bauernbewegungen eingreifen und um die Führung kämpfen. 

3. In bezug auf das Gesamtproletariat 

In der Partei darf keine Unklarheit darüber herrschen, daß die Rationalisierung und Industrialisierung 

der Landwirtschaft und die zunehmende Verschmelzung des Agrar- und Finanzkapitals eine gewa l -

t i ge  S t ä r kung  de r  Pos i t i onen  de r  Bour geo i s i e  gegenüber dem Proletariat bedeutet. Dieser 

Prozeß war schon ein wesentliches Moment bei der Bildung der b i she r i gen  Bür ge r b l ockr e -

g i e r un g. 

Das vom Reichstag angenommene „Notprogramm“ wird zusammen mit den agrarpolitischen Maß-

nahmen der Preußenregierung eine s t e i l e  Teue r ungs t endenz  au f  dem Lebensmi t t e l -

m a r k t  hervorrufen. Genau wie bei der Rationalisierung in der Industrie behaupten Bürgerliche und 

Sozialdemokraten gemeinsam das Gegenteil. Durch die „Umschuldung“ und die Wiederherstellung 

der „Rentabilität“ würde die Produktion vermehrt und eine eventuell vorübergehend eingetretene 

Teuerung bald wieder [272] ausgeglichen werden. Genau das Gegenteil wird der Fall sein. Schon 
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jetzt bewiesen die monatlichen, sicher gefärbten, Erntevorratsziffern des Deutschen Landwirtschafts-

rats eine zunehmende Tendenz zur Zurückhaltung der Vorräte. (Verkäuflicher Vorrat in erster Hand 

am 15.2.28: Weizen 30,6 Proz. gegen 16,9 Proz. im Vorjahr, Kartoffeln 14 Proz. gegen 10 Proz.) Die 

Preise für Roggen, Kartoffeln, Vieh und Milchprodukte haben, von Saisonschwankungen abgesehen, 

eine durchaus ansteigende Tendenz. Soweit eine „Befreiung von den Schwankungen des Weltmarkts“ 

eingetreten ist, wie beim Roggen, hat diese Stabilisierung durchweg den Charakter der Überschnei-

dung der Weltmarktspreise. Die gegenwärtige Baisse der Schweinepreise hat nach den Mitteilungen 

des Instituts für Konjunkturforschung einen durchaus vorübergehenden, normalen Charakter, der 

nichts an der im allgemeinen aufwärtssteigenden Grundtendenz ändert. Da die Angleichung der Ag-

rarpreise an die Industriepreise zugegebenermaßen – Minister Schiele verlangte im Reichstage Valo-

risation der Preise für Agrarprodukte auf 150 Proz. der Vorkriegspreise! – das Ziel der Rationalisie-

rung und der zukünftigen Handelspolitik sein soll, ist eine Senkung der Preise in absehbarer Zukunft 

nicht zu „befürchten“. Die Zinsverbilligung durch die Umschuldung wird die Teuerungstendenz nicht 

mildern, sondern stärken, und der Übergang zur agrarischen Exportindustrie mit Hilfe der „Organi-

sation des Absatzes“ durch Bildung von monopolistischen Gesellschaften wird eine auch nur saison-

weise Überschwemmung lokaler Märkte ausschalten. Schon  heu t e  müssen  d i e  Lohnpo l i t i k  

de r  Gewer kscha f t e n, d i e  soz i a l- und  wi r t s cha f t spo l i t i s chen  Fo r de r ungen  de s  

P r o l e t a r i a t s  von  d i e se r  Pe r spek t i ve  ge l e i t e t  wer de n. Darüber hinaus muß die Losung 

lauten: Keinen Pfennig Subvention für das Agrarkapital! Fort mit den Agrar- und Industriezöllen! 

Nieder mit der Ausnahmegesetzgebung gegen die Landarbeiter! Staatshilfe für die bäuerlichen 

Klein- und Mittelbetriebe! Direkter Warenverkehr zwischen landwirtschaftlichen Genossen-

schaften einerseits, Konsumvereinen und Gemeinden anderseits. 

Aber das ist nur eine Seite der Auswirkungen. Das Bündnis des Industrie- und Agrarkapitals, die 

wachsende Einordnung des Agrarkapitals in das Gesamtsystem des monopolistischen Kapitalismus 

bedeutet innerpolitisch einen verschärften reaktionären Kurs und außenpolitisch eine bedeu t ende  

S t ä r kung  de r  i m per i a l i s t i s chen  Tendenze n. Der alte Streit, ob Monarchie oder Republik, 

der jahrelang die ideologische Verkleidung der Gegensätze zwischen Agrar- und Industriekapital war, 

verliert jede praktische Bedeutung gegenüber so aktuellen Fragen wie „Revision des Dawes-Plans“, 

Rheinlandräumungen, Neuregelung der Ostgrenze, Erweiterung der Kriegsrüstungen, Kolonialman-

date. Die mit der Junkerschaft versippte hohe monarchistische Bürokratie verschmilzt mit der neuen 

republikanischen Bürokratie, worüber die Absetzung einiger allzu borniert reaktionärer Landräte 

durch die Preußenregierung nicht hinwegtäuschen darf. 

Überhaupt bedeutet eine eventuelle Ersetzung der Bürgerblockregierung im Reiche durch eine große 

oder kleine Koalition keine prinzipielle Änderung des Bürgerblockkurses und vor allem nicht der 

Machtverhältnisse zwischen Bourgeoisie und Proletariat. Einer Koalitionsregierung gegenüber wird 

die KPD um so mehr den Nachweis führen müssen, daß sie den Kurs auf die kapitalistische Rationa-

lisierung, auf die verschärfte Ausbeutung des Proletariats, auf den Imperialismus fortsetzt. Wie der 

Austritt der Deutschnationalen aus der Reichsregierung im Herbst 1925 nicht den Anfang einer neuen 

Ära, sondern nur die verdeckte Vorbereitung des neuen Bürgerblocks für den Januar 1927 bedeutete, 

so ist auch der gegenwärtige äußerliche Zerfall der Bürgerblockregierung nur die Vorbereitung für 

eine neue erweiterte und gekräftigte Stufe der Bürgerblockpolitik. In dieser neuen Phase der Bürger-

blockpolitik wird die „rationalisierte Landwirtschaft“, d.h. das auf einer höheren technischen Basis 

reorganisierte Agrarkapital, eine noch bedeutsamere Rolle als bisher spielen; der Kampf gegen sie 

wird schärfere Formen annehmen müssen. 

* 

[273] Was sich heute vor unseren Augen vollzieht, ist die Einbeziehung der deutschen Landwirtschaft 

in den gesamten Prozeß der kapitalistischen Rationalisierung, ihre Verwandlung in eine agrarische 

Industrie, ihre teilweise Verselbständigung gegenüber der bisherigen Gebundenheit an Bodenqualität, 

Jahreszeiten und Klima, ihre Umstellung auf Spezialisierung und Export und ihre Unterordnung unter 

das Diktat des großen Monopolkapitals. Das Junkerkapital wird mit dem großen Finanzkapital ver-

schmolzen, die Grenzen zwischen Industrie und Landwirtschaft werden verwischt und fließend. Die 
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Bauernwirtschaft verteidigt inzwischen noch krampfhaft ihre Existenz, und zwar um den Preis der 

„Ver e l endung  au f  de r  Scho l l e“. Der vom Finanzkapital geleitete Staatskapitalismus in der 

Landwirtschaft wird die Ausbeutung der Landarbeiter ungeheuer verschärfen, die Proletarisierung 

der Bauernschaft beschleunigen und damit auch die Ge f ah r  f a s ch i s t i s che r  Bewegunge n, aber 

auch die Mög l i chke i t  de r  Gewi nnung  d i e se r  Massen  f ü r  den  r evo l u t i onä r e n  Kam pf  

verstärken. Für die KPD bedeutet diese Entwicklung die dringende Mahnung, sich der drei Millionen 

Landarbeiter und der fünf Millionen erwachsener Mitglieder der bäuerlichen Klein- und Mittelbe-

triebe mit allen Kräften anzunehmen, sie in die proletarische Abwehrfront einzugliedern. 

* 

Die Widerlegung des Kantschen „Ding an sich“  

in Lenins „Materialismus und Empiriokritizismus“  
Von M. J a b l o n s k i  

Das Problem des Kantschen „Ding an sich“ oder, was damit gleichbedeutend ist, das Problem der 

„Grenzen unserer Erfahrungen“ bietet deshalb ein besonderes Interesse, weil sich an ihm nicht bloß 

die philosophischen Grundrichtungen reinlich voneinander scheiden lassen, sondern auch, weil die 

Stellungnahme zu ihm die verschiedenen philosophischen Me t hoden  deutlich charakterisiert. In 

Lenins Werken wird die Konfrontierung der verschiedenen Methoden in der Weise durchgeführt, daß 

die d i a l e k t i s c he  Methode einerseits der m e taphys i s che n, anderseits der r e l a t i v i s t i s c hen  

Methode gegenübergestellt wird. 

Die Kantsche Stellungnahme zum Problem des „Ding an sich“ ist echt metaphysisch: zwischen dem 

Dinge an sich und seiner „Erscheinung“ soll pr i nz i p i e l l  eine unüberbrückbare Kluft klaffen. (Siehe 

„Mater. und Empiriokrit.“, Seite 88 und 102.) 

Das „Prinzipielle“ in dieser Frage ergibt sich für Kant aus dem freilich nicht offen eingestandenen 

theologischen Vorurteil, daß dem beschränkten menschlichen Verstande die Einsicht in das Wesen 

der Dinge, in das Absolute abgesprochen werden müsse. Diese theologische Einstellung zu der 

menschlichen, d. h. aber sinnlichen Erkenntnis ist dem deutschen Idealismus überhaupt eigen. Die 

Versuche der Nachfolger Kants (Fichtes und Hegels), in der spekulativen, absoluten Philosophie die 

Borniertheit des menschlichen Verstandes zu überwinden, bewegen sich daher in der Richtung, den 

menschlichen Verstand von der Schranke de r  S inn l i chke i t  zu befreien und ihn in dem einen oder 

anderen Grade zum göttlichen Verstande („absolute Vernunft“) zu erheben. Aber die prinzipielle 

Einstellung des deutschen Idealismus zum „endlichen“ (menschlichen) Verstande bietet uns in die-

sem Zusammenhang kein Interesse. Wichtiger ist, daß die Auseinandersetzung mit Kants kritischer 

Philosophie bereits seitens des d i a l ek t i s chen  I dea l i smus  Hegels mit voller Schärfe eingeleitet 

und durchgeführt wird. Ja, wir werden bald sehen, daß der dialektische Idealismus, trotzdem seine 

weltanschauliche Einstellung von dem Kantianismus sich nicht unterscheidet, [274] dennoch in der 

methodologischen Polemik gegen ihn fast alles Entscheidende zur Frage des „Ding an sich“ vorge-

bracht hat. Darauf hat schon Engels nachdrücklich hingewiesen . (Siehe auch „Mater. und Empiriok-

rit.“, Seite 86.) 

Um jedoch das Problem des Verhältnisses von „Ding an sich“ und „Erscheinung“ (dem sogenannten 

„Dinge für uns“) vollständig zu klären, ist es unbedingt notwendig, die Fragestellung zu erweitern 

und sie zunächst ganz unabhängig von dem Erkenntnisproblem zu betrachten. Bloß die dialektische 

Auffassung des Verhältnisses vom Di nge  und  s e i nen  E i genscha f t en  überhaupt wird uns in-

stand setzen, die erkenntnistheoretische Frage unbehindert von metaphysischen und relativistischen 

Scheuklappen anzupacken. 

Für den Metaphysiker ist, wie gesagt, das „Ding an sich“ grundsätzlich, ,der Art nach“ verschieden 

von seiner Erscheinung, seinen erkennbaren Eigenschaften. Das bedeutet aber zugleich, daß er hinter 

den Eigenschaften des Dinges noch immer ihr unerforschliches „Wesen“, das irgendwo im Hinter-

grunde lauert, irgendeine „Hinterwelt“ zu sehen vermeint. Für den Relativisten ist das Ding höchstens 

eine Summe oder Kombination der Eigenschaften, die äußerlich miteinander verknüpft sind, keine 

innere (m a t e r i e l l e) Einheit haben und deshalb eines äußerlichen Erkenntnisagenten (Maklers, 
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Vermittlers) bedürfen, der sie subjektiv zu einem „Komplex“ vereinigt. (Das ist, wie Lenin nachweist, 

das „Ding“ aller Positivisten, angefangen mit Hume und beendet mit Mach, Fr. Adler usw.) Für den 

Dialektiker dagegen „äuße r t s i c h“, „geht“ das Ding in seinen Eigenschaften ,auf“, ohne daß es 

hierbei als spezifisches Ganzes zu existieren aufhört. Namentlich für den dialektischen Materialisten 

äußert sich das selbständig, individuell existierende Ding eigenartig in seinen Eigenschaften, die 

gleichzeitig sein Verhältnis zu den anderen Dingen bestimmen. 

Aber wie, wird man fragen, kann sich das Ding selbst in seinen Eigenschaften äußern? Unter keinen 

Umständen – antworten wir – ist diese „Äußerung“ möglich oder vorstellbar, sofern das Ding an sich 

als etwas Abstraktes, von jedem Kontakt und jedem Zusammenhange mit anderen Dingen Isoliertes 

angenommen wird, wenn wir es, mit anderen Worten, abstrakt, losgelöst von seiner e i gen t üml i -

chen  Bewegun g, betrachten. Darauf beziehen sich die leider noch wenig bekannten Worte von 

Engels in seiner „Dialektik und Naturwissenschaft“: „Nur in ihr (d. h. der Bewegung) zeigen sich die 

Eigenschaften der Dinge; von einem Körper, der sich nicht bewegt, ist nichts zu sagen.“ Und weiter: 

„... Von Körpern außer der Bewegung, außer dem Verhältnis zu den anderen Körpern ist nichts zu 

sagen.“ 

Aber noch vor Engels sind es Hegel und Feuerbach, die das Kantsche „Ding an sich“ als ein „Caput 

mortuum“ (einen Totenkopf), als einen leeren Schatten bezeichnen, d. h. als etwas, das bestimmt, 

konkret existieren soll, dem aber gerade diese bestimmte Konkretheit abgesprochen wird. Denn die 

bestimmte Konkretheit eines Dinges besteht für den Dialektiker und Materialisten gleicherweise in 

dessen innigem Zusammenhange mit andern Dingen. 

In seiner „Logik“ entwickelte uns Hegel schon die vollständige Dialektik des Verhältnisses von dem 

Ding und seinen Eigenschaften, indem er zeigt, daß das Ding in seinen Eigenschaften sich offenbart, 

diese „Offenbarung aber notwendig den Übergang vom Einzeldinge zu vielen Dingen, zu ihrer Wech-

selwirkung usw. enthält. Im Schlußergebnis stellt sich sogar für ihn (obwohl idealistisch „gebro-

chen“) diese Wechselwirkung der Dinge als der Begriff der Materie und ihrer Einheit (!) dar. Von 

dieser Hegelschen Beweisführung, die jede metaphysische (im Sinne der Methode) Auffassung des 

Erkenntnisproblems aufs Haupt schlägt, geht auch Plechanow in seiner Polemik gegen Bogdanow 

aus. (Siehe seinen Artikel „Materialismus militans“.) Er zitiert hierbei die erwähnte Stelle aus der 

Hegelschen Logik: „Ein Ding hat Eigenscha f t e n sie sind erstlich seine bestimmten Beziehungen 

auf anderes ... Aber zweitens ist das Ding in diesem [275] Gesetztsein a n  s i c h; es erhält sich in 

dieser Beziehung auf anderes. Ein Ding hat die Eigenschaft, dies oder jenes im anderen zu bewirken 

und in eigentümlicher Weise sich in seiner Beziehung zu äußern ...“ 

Feuerbach, der mit der Hegelschen Kritik des Kantschen „Ding an sich“ als eines leeren, jeder Be-

stimmung baren Schattens vollständig einverstanden war, hielt es aber für notwendig, darauf hinzu-

weisen, daß der Idealismus überhaupt, somit auch der Hegelsche Idealismus, die Kantsche Auffas-

sung des Dinges an sich auf die wirkliche materielle Natur überträgt. Er weist nach, daß der Spiritu-

alismus der Natur ihre innere Einheit und Bestimmbarkeit ab sp r i ch t  und sie in ein „Jenseits“, in 

die famose himmlische „Bestimmung des Menschen“ (Fichte!) verlegt. 

Feuerbach erklärt, daß, während für Kant das Ding an sich eine „Abstraktion von aller Realität“ ist 

für ihn selbst dieses Ding an sich, d.h. die wirkliche materielle Welt, eine „Abstraktion mit Realität“ 

bedeutet. (Siehe „Mater. und Empiriokrit.“, Seite 42.) Deutlicher ausgedrückt, besagt dies folgendes: 

auch wenn wir von uns selbst, von unserer Erkenntnis der Welt abstrahieren (absehen), bleibt die 

Welt dennoch real, s o  w i e  s i e  i s t, eine Wirklichkeit „an und für sich“. Sie bedarf für ihre Existenz 

keines Gottes, der „nur von außen stieße, die Welt am Finger laufen ließe“, weil sie selbst einen 

no t wend ige n, ge se t z m äß i gen  Zusam menhan g besitzt. Dieser innere Zusammenhang be-

steht aber, wie Engels uns klarmacht, in nichts anderem als darin, daß die Materie sich in ewiger 

Bewegung befindet und diese Bewegung die Wechselwirkung der Dinge und damit zugleich ihre 

Eigenschaften an ihnen selbst offenbart. 

Erst wenn wir uns aber das dialektische Verhältnis von dem Ding und seinen Eigenschaften über-

haupt klargemacht haben, sind wir auch imstande, das besondere Problem des Dinges und seiner 
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„Erscheinung“ für uns, d. h. unse r e r  E r kenn t n i s  der Dinge zu begreifen. Anders gesagt: das 

Problem „Ding an sich“ und „Ding für uns“ ist, methodologisch gesehen, bloß ein Teilproblem unse-

rer dialektischen Auffassung des eigenen materiellen Zusammenhanges der Dinge, ihrer Bewegung 

und ihrer Wechselbeziehung. Dies hervorgehoben zu haben, ist das Verdienst Lenins, der, wie ge-

zeigt, hierbei unmittelbar an Feuerbach und Engels anknüpft. 

„Das Ding an sich“, sagt Lenin, „unterscheidet sich von dem Dinge für uns, denn das letztere ist nur 

ein Teil oder eine Seite des ersteren, so wie der Mensch selbst nur ein Teil der in seinen Vorstellungen 

abgebildeten Natur ist.“ („Mater. und Empiriokrit.“, Seite 105.) Dieselbe Auffassung gelangt auch in 

dem von Lenin angeführten Zitat von Dietzgen zum Ausdruck, „daß die Welt an sich und die Welt, 

wie sie uns e r s che i n t, die Erscheinungen der Welt, nicht weiter verschieden sind wie das Ganze 

und seine Teile“. (Siehe ebenda Seite 107.) Für jeden, der die geschichtliche Entwicklung des Streites 

um das „Ding an sich“ kennt, ist es klar, daß Lenin und Dietzgen gerade deshalb die Formulierung 

„Seite“ und Teile des Ganzen“ für die Erklärung des Erkenntnisvorganges wählen, weil dadurch die 

dialektische Auffassung der Wechselwirkung der Dinge und ihres umfassenden universellen Zusam-

menhanges betont wird. 

Nur eine solche dialektische Betrachtungsweise gibt uns zugleich die Möglichkeit, den nichtigen Ein-

wand abzuwehren, daß wir nicht das Wesen der Dinge sondern höchstens ihre „Einwirkungen auf 

uns“ kennen lernen. Es sei nebenbei bemerkt, daß Kautsky in seiner kürzlich erschienenen „Materia-

listischen Geschichtsauffassung“ diesen methodologischen Fehler wiederholt daß „unser ganzes Er-

kennen . kein Erkennen der Dinge an sich, sondern nur ein Vergleichen ihrer Unterschiede und Über-

einstimmungen ist“ („Materialistische Geschichtsauffassung“, Bd. I, S. 57). Für jeden dialektischen 

Materialisten ist es eine ABC-Wahrheit, daß das Wesen der Dinge, abgesehen von ihrer individuellen 

Existenz, in nichts anderem als in ihren Wirkungen (Ein- und Wechselwirkungen) besteht und daß es 

deshalb kindisch ist, zu gleicher Zeit Kant zu bekämpfen und ihn rechtfertigen zu wollen. 

[276] Die Flause, daß wir bloß „Wirkungen auf uns“, „Erscheinungen“ usw. (ohne daß gesagt wird, 

was  wirkt oder erscheint), d. h. bloße „Eindrücke“, „Empfindungen“, aber nicht die „objektiven, an 

sich seienden“ Eigenschaften und Verhältnisse (Stoff- und Bewegungsformen) der Dinge erkennen 

können, wird bekanntlich mit besonderem Eifer von den Agnostikern vertreten. (S. „Mater. und Em-

piriokrit.“ S. 94.) Sie wollen daraus die Berechtigung ihres Standpunktes ableiten, daß wir erstens 

nichts Gewisses von den Dingen und zweitens nichts von ihrer Existenz an sich wissen können. 

Es liegt auf der Hand, daß die Agnostiker außerstande sind, das Problem des Dinges an sich dialektisch 

zu stellen. Das führt sie konsequent dazu, die Eigenschaften, Wechselbeziehungen usw. der Dinge 

ganz i n  das  Bewuß t se i n  z u  ve r l egen  und entweder in den offenen Solipsismus zu verfallen 

oder zu irgendeiner Theorie der Hieroglyphen zu greifen. In der neueren Zeit operieren manche Posi-

tivisten hierbei auch mit der Finte, daß wir deshalb die wirklichen objektiven Eigenschaften der Dinge 

nicht erkennen können, weil sie spezifisch durch unsere Sinnesorgane „gebrochen“ werden. (Der so-

genannte „physiologische Idealismus“, siehe „Mater. und Empiriokrit.“ Seite 309). Indem die Positi-

visten die objektive Wahrheit unserer Sinnesempfindungen leugnen, die Abbildertheorie für dogma-

tisch usw. erklären, geht ihr Hauptbestreben stets doch darauf, die Existenz der Dinge, unabhängig 

von unserem Bewußtsein, zu leugnen. Die Subjektivisierung der Dingeigenschaften verfolgt aus-

schließlich diese Absicht, man erklärt dann in der Regel, daß die Sinnesempfindungen keinen realen, 

gegenständlichen Qualitäten überhaupt entsprechen, daß sie die wirklichen Zusammenhänge der 

Dinge bloß symbolisieren und zu guter Letzt, daß die Annahme einer objektiven Welt ein Unsinn sei. 

Wie widerlegen die dialektischen Materialisten diese Einwände der Agnostiker? Deren Argumenta-

tion ist dreifach zu schlagen: erstens ist festzustellen, daß unsere Sinnesempfindungen überhaupt re-

alen, objektiven Dingbeschaffenheiten en t sp reche n; zweitens sind unsere zusammenhängenden 

Sinnesempfindungen, unsere Sinneswahr nehm ungen  als immer mehr übe re i ns t i mm end  mit 

der objektiven Welt, ihren realen Verhältnissen, ihrer notwendigen Gesetzmäßigkeit usw. usw. zu 

erweisen; und drittens sind die Empfindungen als Wahrzeichen der von uns unabhängigen Existenz 

der Außenwelt aufzuzeigen. Die Gesamtheit dieser Fingen schließt, wie wir gleich bemerken wollen, 
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für den dialektischen Materialisten no t wend i g den Übergang von der grauen Theorie zur lebendi-

gen Praxis ein. Das Kriterium der Praxis kann hierbei keinesfalls entbehrt werden. Anderseits wird 

aber dieses Moment der „revolutionär kritischen Praxis“ als Grundfaktor der marxistischen Erkennt-

nistheorie nur dann voll verstanden und bewertet werden, wenn wir es unmittelbar aus unserer Welt-

anschauung der materiellen Einheit des „großen Ganzen“, wie Holbach zu sagen liebte, ableiten; 

wenn wir die Praxis im Experiment und Industrie als den Schlüssel begreifen lernen, der den an sich 

gegebenen natürlichen Zusammenhang der Dinge „für uns“ öffnet; wenn wir die revolutionäre Praxis 

in der gesellschaftlichen Entwicklung ebensosehr als einen Hebel erkennen, der die an sich gegebenen 

Tendenzen des Prozesses in ihrem eigenen Zusammenhange zusammenfaßt und sprengt und so die 

Einheit von „Ding an sich“ und „Ding für uns“ produziert, namentlich aber in der proletarischen 

Revolution das Proletariat als Träger der Revolution, als die stete, umwälzende „Unruhe“ der kapita-

listischen Gesellschaft, wie Marx in der „Heiligen Familie“ sagt, aus der Klasse „an sich“ vo l l s t än -

d i g  zur „Klasse für sich“ erhebt, und in der proletarischen Diktatur ihre Synthese, die Klasse „an und 

für sich“ schafft, die allmählich sich selbst – mit der Aufhebung des Staates – aufhebt. 

Dies alles theoretisch und praktisch erwiesen zu haben, ist das Verdienst Lenins. Denn was in der 

Theorie ist, muß in der Praxis sich auswirken und was in der objektiven Bewegung der Geschichte, 

auch in ihren subjektiven Trägern. [277] 

* 

Feststellung der sozialen Gliederung der deutschen Bevölkerung  
Von E r i c h  K u n i k  

Im folgenden ist der Versuch unternommen, die gesellschaftliche Gliederung der Reichsbevölkerung 

nach dem bisher vorliegenden statistischen Material festzustellen. 

Es sind die Begriffe „Bourgeoisie“, „Mittelschichten“ und Proletariat verwandt. Unter „Bourgeoisie“ 

werden dabei die ökonomisch führenden Schichten der Kapitalistenklasse verstanden, unter „Mittel-

schichten“ diejenigen, die mehr Objekt der bürgerlichen Klassenpolitik sind. Die Grenzen sind nicht 

fest, und die Grenzbestimmung ist häufig abhängig von den Merkmalen, die das zur Verfügung ste-

hende Material bietet. In den Mittelschichten sind die Hauptgruppierungen nicht getrennt. (Obere 

Schicht überwiegend mit den kapitalistischen Interessen verknüpft, untere Schicht überwiegend mit 

den proletarischen Interessen verknüpft, dazwischen schwankende Schichten, teils mit proletarischen, 

teils mit kapitalistischen Klasseninteressen verknüpft oder von ihnen abhängig.) Hier sind die ständig 

fluktuierenden Grenzen schwer bestimmbar und schwankend, je nach der allgemeinen Lage, dem 

Konjunkturverlauf usw. Unter „Proletariat“ ist nicht nur das reine Proletariat verstanden, sondern 

auch diejenigen halbproletarischen Schichten, deren Aktivisierung für die proletarische Revolution 

aus ökonomischen Momenten für die proletarische Klassenpolitik als konkret erreichbares politisches 

Ziel steht. 

Es wurde versucht, die Grenzbestimmungen auf rein ökonomische Momente zu beschränken, was 

natürlich infolge der Abhängigkeit von dem zur Verfügung stehenden Material nicht restlos möglich 

blieb. 

Wo für einzelne Teile das Material ungenügende Merkmale zur begründeten Aufgliederung bot, 

wurde versucht, die nur durch Schätzungen aufzugliedernden Personenmengen auf die kleinsten Teile 

zu begrenzen und Hilfsargumente anzuführen. Wo trotzdem noch ein Rest subjektiver Urteile ver-

blieb, ist versucht, wenigstens die wichtigsten Untersuchungsverfahren, die zu diesen Urteilen führ-

ten, wiederzugeben, damit eine breite Kontrollmöglichkeit gewährt wird. Der Umfang zwang zu star-

ken Kürzungen. So mußten die meisten Variations- und Kontrollberechnungen fortgelassen werden. 

Die Wiedergabe ihrer Ergebnisse ist nur dort erfolgt, wo diese Ergebnisse selbst ein Urteil über ihren 

Wert auch ohne Kenntnis ihres Zustandekommens zulassen. 

Die verwandten Materialien sind im Text angegeben. In der Hauptsache sind es die Ergebnisse der 

Berufs- und Betriebszählungen vom Juni 1925. 
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Die amtliche Statistik weist aus: 

  männlich: weiblich: zusammen: 

I. 
Selbständige Erwerbstätige 4.445.362 1.093.135 5.538.497 

Selbständige mit Angehörigen 7.000.704 6.033.564 13.034.268 

II. 
Mithelfende 1.304.271 4.132.958 5.437.229 

Mithelfende mit Angehörigen 1.359.780 4.205.701 5.565.481 

III. 
Angestellte und Beamte 3.836.446 1.437.328 5.273.774 

Angestellte und Beamte mit Angehörigen 5.095.496 5.089.414 10.184.910 

IV. 
Arbeiter 10.929.927 3.503.824 14.433.751 

Arbeiter mit Angehörigen 14.585.022 11.988.784 26.573.806 

V. 
Hausangestellte 15.149 1.310.439 1.325.588 

Hausangestellte mit Angehörigen 40.940 1.348.346 1.389.286 

VI. Berufslose Selbständige mit Angehörigen 2.114.881 3.547.987 5.662.863 

Die einzelnen Gruppen müssen getrennt betrachtet werden. Die daraus gewonnenen Resultate sind 

am Schlusse wiederholt. 

Zu Gruppe I: Selbständige 

Die soziale Aufgliederung dieser Gruppe bildet die größten Schwierigkeiten. 

Als Merkmal hat die amtliche Statistik die „wirtschaftliche selbständige Leitung eines Betriebs“ an-

genommen. Der hauptberuflich als Zeitungs- oder Zigarettenhändler ohne Hilfskräfte tätige Kriegs-

beschädigte zählt demnach ebenso als selbständiger Betriebsinhaber wie der Beherrscher eines Groß-

betriebs. Ebenso fallen die Hausgewerbetreibenden (Heimarbeiter) unter diesen Begriff. 

Der Gesamtausweis gibt an: 
 männlich: weiblich: zusammen: 

Selbständige ohne Familienangehörige 4.445.362 1.093.135 5.538.497 

Selbständige mit Familienangehörigen 7.000.704 6.033.564 13.034.268 

[278] Davon entfallen auf: 
 Eigentümer Pächter Direktoren und  

leitende Beamte 

Hausgewerbetreibende 

A. Land- und Forstwirtschaft 2.074.649 115.183 13.008 21 

B. Industrie und Handwerk 1.430.031 16.615 64.219 274.247 

C. Handel, Verkehr 1.110.349 33.831 54.020 – 

D. Verwaltung freie Berufe 73.703 358 108.122 – 

E. Gesundheitswesen 155.565 964 10.666 17 

F. Ohne nähere Angabe 1698 11 255 965 

zusammen: 4.845.995 166.962 250.290 275.250 

Zunächst kann man mit voller Sicherheit feststellen, daß sich unter der Gruppe Hausgewer be -

t r e i bende  keine zur Bourgeoisie Gehörigen befinden. Dagegen ist die Aufgliederung in zu Mittel-

schichten und zum Proletariat Gehörige nicht ohne Schätzungsverfahren möglich Hier handelt es sich 

nur um handwerkliche Gewerbebetriebe und die große Masse der Heimarbeiter, von denen allerdings 

ein nicht feststellbarer Teil als Hauptberuf Arbeiter angegeben haben dürfte. Da kein anderer Aus-

weg, als der der Schätzung bleibt, wird die Schicht je zur Hälfte mit 137.625 den Mitteischichten und 

dem Proletariat zugeschrieben. 

Bei der Gruppe der Direktoren und der leitenden Beamten kann man in der Landwirtschaft 3000 zur 

Bourgeoisie und 10.000 zu den Mittelschichten gehörig bezeichnen. 

Von den leitenden Beamten in Industrie und Handwerk kann man alle 64.000 der Bourgeoisie zu-

schreiben (im Handwerk gibt es so gut wie keine). In den übrigen Gruppen läßt sich das nicht recht-

fertigen. Unter Handel und Verkehr fungieren die Gastwirtsbetriebe mit vielen ,leitenden Beamten“ 

und eine große Zahl von Handelsbetrieben, deren Inhaber selbst zu den Mittelschichten gerechnet 

werden müssen. Aus Gruppe C, D, E, F kann man höchstens 50.000 zur Bourgeoisie rechnen, der 

Rest muß den Mittelschichten zugeschrieben werden. 

Insgesamt ergibt die Gruppe also: 117.227 zur Bourgeoisie und 133.063 zu den Mittelschichten Ge-

hörige. 
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Bei den Pächtern können in der Land- und Forstwirtschaft, in der es insgesamt nur etwa 30.000 Groß-

betriebe gibt, höchstens einige hundert als zur Bourgeoisie gehörig gerechnet werden, in den übrigen 

Gruppen ebenfalls nur einige hundert, da die Pächter von Betrieben in der Hauptsache zu den Mittel-

schichten gehören. 

In der Gruppe C (Handel und Verkehr) sind es in der Hauptsache Gastwirtschaften, in der Gruppe B 

Handwerksbetriebe. 

Die Domänen- und Großgut-Pächter und die gelegentliche pachtweise Verwertung von industriellen 

Betrieben durch Groß- und Mittelbetriebe und ein Aufschlag für Randfälle können zusammen höchs-

tens die Zuschreibung von 6962 dieser Schicht zur Bourgeoisie rechtfertigen. Die verbleibenden 

160.000 kann man den Mittelschichten zuschreiben. 

Zur Aufgliederung der 2.074.649 Eigentümer in der Gruppe Land- und Forstwirtschaften muß die 

Betriebsstatistik zu Hilfe genommen werden. 

Größenklassen nach der landwirtschaftlich 

genutzten Fläche: 
Zahl der Betriebe  In Prozenten  

aller Betriebe 
a) 5 bis 50 ar  1.846.220  36,2 
b) 0,5 bis 2 ha  1.181.210  23,2 
c) 2 bis 5 ha  894.453  17,5 
d) 5 bis 10 ha  596.184  11,7 
e) 10 bis 20 ha  359.971  7,1 
f) 20 bis 50 ha  174.155  3,4 
g) 50 bis 100 ha  25.670  0,5 
h) 100 bis 200 ha  8902  0,2 
i) über 200 ha  9769  0,2 
  5.096.534  100,– 

Somit gibt es nur 207.649 Eigentümer, von denen noch ungefähr 2649 für Pächter abgezogen werden 

müssen, für diese fünf Millionen Betriebe. Die Eigentümer von 3.024.334 „Betrieben“ sind also in 

der Berufszählung mit einem anderen Hauptberuf ausgewiesen, was ziemlich genau mit den in den 

Positionen a und b ausgewiesenen 3.027.430 Zwergbetrieben übereinstimmt. 

Nun muß aber als sicher angenommen werden, daß auch in der Position c Eigentümer vorhanden sind 

(Gastwirte, Handwerker, Gewerbetreibende usw.), welche ihre Gewerbe als Hauptberuf angegeben 

haben. Da man die Deputatland bewirtschaftenden Landarbeiter und Angestellten und Beamten der 

Landwirtschaft ausnehmen muß, kann man nur die Selbständigen anderer Berufsgruppen in ihrer ag-

raren Nebenberufstätigkeit berücksichtigen und die Industriearbeiter. 

[279] Es sind ausgewiesen als nebenberuflich in der Landwirtschaft Tätige: 

Arbeiter in Industrie und Handwerk  950.000 

Arbeiter in Handel und Verkehr  127.000 

Arbeiter in Verwaltungen, Heer, Kirche usw.  20.000 

Sonstige  28.000 

  1.123.000 

Zieht man von den insgesamt 2.588.855 in der Landwirtschaft nebenberuflich Tätigen die von den 

Angehörigen der Gruppe Landwirtschaft s e l b s t  ausgeübten Fälle (555.000) ab, so verbleiben noch 

rund 2.034.000 Nebenberufsfälle, von denen die obigen rund 1.125.000 auf Arbeiter entfallen 

Die übrigen entfallen auf Selbständige mit 570.000, Angestellte und Beamte mit 270.000. Hier darf 

aber nicht außer acht gelassen werden, daß alle Schrebergärten und dergleichen von über 500 qm bei 

den Zwergbetrieben mitgezählt sind. 

Während von 3.000.000 landwirtschaftlichen Betrieben die Eigentümer einen anderen Hauptberuf als 

die Landwirtschaft angegeben haben, haben nur rund 2.000.000 Angehörige anderer Berufe die Land-

wirtschaft als Nebenberuf angegeben, wenn man die hauptberuflichen Landwirte, die auch gleichzei-

tig nebenberuflich in der Landwirtschaft tätig sind, nicht mitzählt. Die fehlende Million wird man auf 

die Schrebergärten usw. rechnen können, deren Bearbeitung von den Eigentümern nicht als Neben-

beruf angegeben worden ist. 
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1.125.000 Arbeiter sind Eigentümer oder Pächter von Zwergbetrieben. Da sie aber bei der Zählung 

als Hauptberuf „Arbeiter“ angegeben haben, sind sie in der Gruppe IV ausgewiesen und dürfen in der 

Gruppe Selbständige natürlich nicht berücksichtigt werden. 

Man kann annehmen, daß die Nebenberufstätigkeit in landwirtschaftlichen Betrieben diejenigen Be-

triebseigentümer der in c und den darüber liegenden Größenklassen, welche einen anderen als den 

landwirtschaftlichen als Hauptberuf angegeben haben, ziemlich ausgleicht. 

Mithin sind hier nur die Größenklassen a und b (also bis 2 ha) als erledigt zu betrachten, da ihre 

Eigentümer einen anderen Hauptberuf angegeben haben, also in anderen Gruppen ausgewiesen sind. 

Die verbleibenden 2.072.000 Eigentümer werden sicherlich noch einen gewissen Prozentsatz von 

Existenzen haben, welche man zum Proletariat rechnen muß. 

Es gibt für die ökonomische Trennung in Proletariat und Mittelschichten natürlich keine feste Norm. 

Das entscheidende Merkmal des Proletariats ist der Nichtbesitz von Produktionsmitteln, der Zwang 

zur Lohnarbeit. Aber der Lohnarbeiter in seinen höchstqualifizierten Spitzen befindet sich gegenüber 

einer großen Masse von im „freien Besitz“ ihrer Produktionsmittel befindlichen Kleinbauern ökono-

misch in einer weit besseren Situation. Wissen, Schulung, Handfertigkeit oder Kunstfertigkeit geben 

ihm den „Seltenheitswert“ (von der Organisation als politischem Moment ist hier nicht zu sprechen), 

der ihm ermöglicht, seine Arbeitskraft unter verhältnismäßig günstigen Bedingungen zu verkaufen. 

Auf der anderen Seite gerät der frei über seine Produktionsmittel verfügende Kleinbauer in großen 

Massen in einen Arbeitszwang, der ihn in die Lohnarbeit treibt, aus der Unzulänglichkeit der Produk-

tionsmittel (Bodengröße) oder durch von ihm selbst unabhängige Verhältnisse (Witterung, Viehseu-

chen, Krankheit). 

Die Schichten der Kleinbauern, die mit ihren Produktionsmitteln sich selbst und ihre Familie ohne 

Hinzufügung regelmäßiger vorübergehender Lohnarbeit nicht ernähren können, sind als Halbprole-

tarier hier dem Proletariat zuzurechnen. 

Die Betriebsgrößen von 8 bis 20 preußischen Morgen (Position c) sind nach Bodenqualität und -lage 

sehr verschieden, wenn man auch annehmen kann, daß der Prozentsatz an schlechten Boden- und 

Lageverhältnissen in diesen Größenklassen höher ist. Im allgemeinen kann man annehmen, daß vom 

Ertrag bis zu 15 Morgen nur in geringfügigen Ausnahmefällen eine Familie leben kann. In den Nor-

malfällen wird mit Betriebsgrößen von 8 bis 15 Morgen (ohne andere Einkommensarten) das Exis-

tenzminimum nicht zu erreichen sein. 50 Prozent der Größenklasse c sind demnach dem Proletariat 

zuzuschreiben. 

In der Position c befindet sich aber ein starker Prozentsatz von Betrieben, deren Eigentümer gleich-

zeitig andere Betriebe (Handwerk, Gastwirtsgewerbe, Handelsbetriebe) als Hauptberuf angegeben 

haben. Nach der Nebenberufsstatistik kann man ihre Zahl auf rund 513. 000 beziffern, die sich aber 

auf alle Größenpositionen verteilen, nicht auf c allein. In den einzelnen Positionen von c bis e dürften 

sie in der Proportion der Gesamtbetriebszahlen von rund 9 : 6 : 4 vertreten sein, also mit etwa 243.000 

in Position c. Sie sind als nicht zum Proletariat gehörig auszuscheiden, womit nur 651.453 Betriebe 

verbleiben, von denen 50 Prozent = 325.726 zum Proletariat und 50 Prozent = 325.726 plus 243.000 

= 568.726 zu den Mittelschichten, zu rechnen sind. 

Die Größenklassen d bis f gehören unstreitig zu den Mittelschichten mit der Zahl von 1.130.000. 

Zweifelhaft ist das Verhältnis in Betriebsgröße g. Die Besitzer der Güter von 200 bis 400 Morgen 

kann man schlecht in Bausch und Bogen als zur Bourgeoisie gehörend rechnen, wenn man das Prinzip 

der Aufgliederung nach den ökonomischen Verhältnissen, [280] das für diesen Teil der Untersuchung 

gewahrt werden soll, nicht durchbrechen will. Es ist aber anderseits auch nicht möglich, Zahlen über 

die Gliederung dieser Klasse nach Lage. 

Bodenqualität und Besitzverhältnissen zu finden. Bei der rückständigen Entwicklungsstufe, auf der 

sich die agrare Produktion in Deutschland befindet (die übrigens sehr uneinheitlich ist), und bei der 

Tatsache, daß auf absehbare Zeit hinaus noch relativer Kapitalmangel eine Angleichung der 
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Landwirtschaft an die theoretisch erreichbare kapitalistische Entwicklungsstufe hemmen wird, kann 

man ganz allgemein ein höheres Abhängigkeitsverhältnis bei den gegenwärtigen Verhältnissen an-

nehmen, die Grenze der Zugehörigkeit zu den Mittelschichten eher in den Betriebsgrößen herauf als 

herabsetzen. Wesentliches Charakteristikum ist ihre Abhängigkeit (klassen- und schichtenmäßig), die 

sie wieder klassen- und schichtenmäßig nicht als Subjekte, sondern als Objekte der bürgerlichen Klas-

senpolitik zählen läßt. Die Einbeziehung des Agrarkapitals in die finanzkapitalistische Sphäre ist sehr 

rückständig. Der Organisationsfaktor (Landbund, DNVP), der vielseitige Anlaß und Zwang für das 

Finanzkapital, diese Klasse im Kompromißwege an der Herrschaft zu beteiligen, alles das hindert 

nicht, daß nur die großen Latifundienbesitzer an der Klassenherrschaft dank ihrer ökonomischen 

Macht beteiligt sind, wovon ein großer Teil auch wiederum aus ihrer Verflechtung mit dem Industrie- 

und Bank-, dem Finanzkapital entspringt. Von dieser Betriebsgrößenklasse, die ideologisch zweifel-

los zu 99 Prozent zur Bourgeoisie gehört, kann man ökonomisch allerhöchstens 50 Prozent zur Bour-

geoisie rechnen, weil für diesen Teil der Betriebe Doppelbesitz (in anderen Kapitalsphären) ange-

nommen werden kann. Somit ergeben sich hier 12.835 zur Bourgeoisie und 12.835 zu den Mittel-

schichten Gehörige. (Siehe dazu Ergänzungsverfahren am Schlusse des Abschnitts „Selbständige“.) 

Die Größenklassen h und i gehören zur Bourgeoisie. 

In Industrie und Handwerk weist die Betriebsstatistik aus: 

a) A l l e i n b e t r i e b e  (ohne Gehilfen und ohne Motoren) 751.119 

b) K l e i n b e t r i e b e  (bis zu 5 Beschäftigten) 862.961 

c) M i t t e l b e t r i e b e  (6 bis 50 Beschäftigte) 205.911 

d) G r o ß b e t r i e b e  (51 bis 200 Beschäftigte) 25.492 

e) G r o ß b e t r i e b e  (201 bis x Beschäftigte) 7269 

zusammen: 1.852.752 

Die Berufsstatistik nennt: 

1.430.031 Eigentümer 

16.615 Pächter 

274.247 Hausgewerbetreibende 

zusammen: 1.720.893 Personen. 

Die Alleinbetriebe können, wie die Zahl ergibt, nicht mit den Hausgewerbetreibenden identisch sein. 

Die ohne Gehilfen, ohne Familienangehörige und ohne Motoren arbeitenden Handwerker und Ge-

werbetreibenden muß man mindestens zu 50 Prozent zum Proletariat rechnen. Wenn man für die 

Hälfte dieser Alleinbetriebe eine dauernde Existenzmöglichkeit und eine Entwicklung zur Ausbeu-

tung fremder Arbeitskräfte annimmt, erscheint das schon außerordentlich reichlich. So kann eine Zu-

schreibung von 50 Prozent der Inhaber dieser Betriebe zum Proletariat nur als Mindestzahl angenom-

men werden. 

Von dem auf Proletariat wie auf Mittelschichten entfallenden Teil dieser Gruppe müssen die schon 

aufgeteilten Hausgewerbetreibenden natürlich abgesetzt werden, so daß nur je 239.934 auf die Mit-

telschichten und auf das Proletariat zu rechnen sind. 

Bei den Betrieben bis zu fünf Beschäftigten setzt schon die Möglichkeit ein, daß mehrere Betriebe 

einem Eigentümer gehören. Dieser Faktor dürfte aber in Industrie und Handwerk zu gering sein, um 

zu Fehlschlüssen zu führen, die das Gesamtergebnis gefährden. Es ist ihm lediglich mit der Aufrun-

dung (12.261) Rechnung getragen. Die 850.000 Besitzet gehören zu den Mittelschichten. 

Es bleiben nun noch 100.143 Eigentümer zu verteilen. In den Gruppen c bis e sind die Besitzverhält-

nisse nicht annähernd mit den Betriebsverhältnissen übereinstimmend. Von Gruppe c sind noch die 

bereits aufgegliederten 16.615 Pächter abzusetzen, die in ihrer Masse sicherlich dahin gehören. 

Im übrigen ist also anzunehmen, daß in Gruppe a doch eine viel höhere Anzahl einen anderen Haupt-

beruf angegeben hat, oder in Gruppe b der Doppelbesitz doch schon einen 

weit größeren Umfang hat. Das erste würde unser Ergebnis beeinflussen. Es ist als unwahrscheinlich 

angenommen, we i l  d i e  Gewer bes t eue r  a l l gem e i n  davon  abhä l t, einen Betrieb zu melden, 

der nur nebenberuflich ausgeübt wird, ohne fremde oder angehörige Hilfskräfte. 
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Das zweite würde unser Ergebnis nicht beeinflussen, weil aus Gruppe c ohnehin noch ein erheblicher 

Prozentsatz als zu den Mittelschichten gehörig abgeschrieben werden müßte. 

Hier handelt es sich um die Ausscheidung der zur Bourgeoisie Gehörigen. Für sie ist die Betriebszahl 

gar kein Maßstab. 

[281] Aus der Konzernstatistik und der Statistik der Aktiengesellschaften lassen sich keinerlei 

brauchbare Anhaltspunkte gewinnen. Ebensowenig aus der Statistik der Berufsverbände. Die weni-

gen Anhaltspunkte aus der Steuerstatistik lassen sich nur auf die Gesamtbourgeoisie beziehen, nicht 

auf die Industrie allein. So bleibt für den Rest von 100.143 wieder nur die Schätzung, und hier sogar 

eine ganz subjektive, die nur durch die Überprüfungsverfahren am Schluß modifiziert wird. Aber die 

Möglichkeit des Irrtums ist auf eine sehr kleine, nicht einflußreiche Zahl eingeschränkt. Auf Zehn-

tausende kommt es nicht an, außer, wo auch nur die allergeringste Möglichkeit besteht, beweiskräf-

tige Zahlen zu finden. 

Es werden hier noch 50.143 zu den Mittelschichten und 50.000 zur Bourgeoisie gerechnet, wobei der 

Anteil der Gruppen d und e an Angehörigen der Bourgeoisie mitgedeckt verstanden wird. 

* 

In der Gr uppe  Hande l  und  Ve r keh r  sind ausgewiesen 1517821 Betriebe, davon: 

Handelsgewerbe 1.143.631 

Versicherungswesen 21.737 

Verkehrswesen 93.336 

Gast- und Schankwirtschaftsgewerbe 259.177 

Es gibt für diese 1.518.000 nur 1.144.000 Eigentümer (einschließlich der 34.000 Pächter, die aber 

schon aufgeteilt sind). 

Von den Betrieben sind 468.000 Alleinbetriebe, d. h. solche, in denen der Betriebsleiter allein, ohne 

Mithilfe von Angestellten und Familienangehörigen arbeitet. 63.000 weitere Betriebe scheiden aus, 

weil sie „ohne Personen“ sind, d. h., weil ihre allein arbeitenden Betriebsleiter bereits in einem ande-

ren Betrieb gezählt sind. 

Von den Alleinbetrieben entfallen die großen Gruppen auf die Kleinhändler (worunter es eine große 

Zahl Kriegsbeschädigte gibt) und auf die Filialbetriebe. Die Betriebsstatistik sagt nichts über die Ei-

gentumsverhältnisse aus. 

Die Kleinhändler und die Angehörigen des Schank- und Gastwirtsgewerbes, sofern sie wede r  Fa -

m i l i enangehö r i ge  noch  f r em de  Ar be i t sk rä f t e  be schä f t ige n, gehören in ihrer Masse 

zum Proletariat. Man kann im allerhöchsten Falle annehmen, daß 50 Prozent von ihnen die Möglich-

keit zur Ausbeutung fremder Arbeitskräfte offen steht, daß sie sich in die Mittelschichten hinein ent-

wickeln. Der Mindestsatz von Personen dieser Schicht, der dem Proletariat zuzurechnen ist, beträgt 

demnach 234.000, die Hälfte der gesamten Schicht. 

Dann gibt es 452.000 Betriebe, in denen der Betriebsleiter mit zwei Personen beschäftigt ist. Sie sind, 

weil hier Doppelbesitz noch keine irgendwie entscheidende Rolle spielt und selbst vielfacher Besitz 

solcher Kleinbetriebe noch nicht die Zuschreibung des Eigentümers zur Bourgeoisie rechtfertigen 

würde, sämtlich den Mittelschichten zuzuschreiben. 

Von der Gesamtzahl der Eigentümer bleiben nun noch 190.349 aufzugliedern. 

Der Aufteilungsschlüssel, wird ungefähr den Betriebsgrößenverhältnissen entsprechen. 

Es sind 407.840 mit 4 bis 5 Beschäftigten 

117.404 mit 6 bis 50 Beschäftigten 

8937 mit über 50 Beschäftigten. 

Auch hier ist die Grenze zwischen Mittelschichten und Bourgeoisie schwer zu bestimmen, da die Zahl 

der Beschäftigten in Handel und Verkehr nicht eine solche Rolle spielt wie in der Industrie. Die amt-

liche Statistik nennt ganz mechanisch die Betriebe von 6 bis 50 Beschäftigten „Mittelbetriebe“, 

ebenso, wie sie industrielle und handwerkliche Betriebe mit mehr als 50 Beschäftigten „Großbetriebe“ 
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nennt, obgleich die große Masse dieser Betriebe weit davon entfernt ist, ein Großbetrieb zu sein. Von 

den 117.404 „Mittelbetrieben“ kann man in dieser Gruppe 10 Prozent zu den Großbetrieben rechnen. 

Es ergibt sich dann für die personelle Aufteilung folgender Schlüssel: 

 407.480 Klein- und Mittelbetriebe = rund 96 Prozent 

 105.664 zu den Mittelschichten gehörig. 

 513.144.  

 11.740 Mittel- und Großbetriebe rund 4 Prozent 

 8937 zur Bourgeoisie gehörig. 

 20.677  

Der verbleibende Rest von 190.349 Eigentümern ergibt, zu diesem Schlüssel aufgeteilt: 

182.735 zu den Mittelschichten und 

7614 zur Bourgeoisie Gehörige. 

In den Gruppen D bis F gibt es für die Aufgliederung sehr wenig Anhaltspunkte. Hier sind Angehö-

rige des Proletariats unter den Eigentümern nicht zu vermuten. 

[282] Es handelt sich nur noch um insgesamt 230.966 Personen, aus der 5.538.497 umfassenden 

Gruppe der erwerbstätigen Selbständigen. Man kann aber annehmen, daß hier der Prozentsatz der zur 

Bourgeoisie gehörenden Personen ein wenig höher ist, besonders aus den Gruppen E und F. Der 

geschätzte Schlüssel ist deshalb auf 95 : 5 angenommen, woraus 219.418 den Mittelschichten und 

11.548 der Bourgeoisie zugeschrieben sind. 

Die Aufsummierung der im einzelnen gewonnenen Resultate zeigt folgende Tabelle: 

Gruppe L Selbständig. 

 Zur Bourgeoisie Zu den Mittelschichten Zum Proletariat 

Hausgewerbetreibende –  137.625  137.625 

Direktoren und leitende Beamte  117.227  133.063 – 

Pächter  6962  160.000 – 

E i g e n t ü m e r     

Landwirtschaftliche, Größe c –  568.726  325.126 

 " Größe d bis f –  1.130.000 – 

 " Größe g  12.835  12.835 – 

 " Größe h bis i  18.671 – – 

I n d u s t r i e  u n d  H a n d w e r k     

a) Alleinbetriebe –  239.934  239.934 

b) Kleinbetriebe –  850.000 – 

c) bis e)  50.000   50.143 – 

H a n d e l  u n d  V e r k e h r     

Alleinbetriebe –  234.000  23.400 

Betriebe mit 2 bis 3 Beschäftigten –  452.000 – 

Restaufteilung  7614  182.735 – 

Eigentümer (D bis F)   11.548  219.418 – 

zusammen  224.857  4.370.479  937.285 

in Prozenten: 4 % 79 % 17 % 

Diese Tabelle erfaßt rund 5,535 Millionen der 5,538 Millionen erwerbstätigen Selbständigen. (3003 

sind in Abrundungen verloren gegangen.) 

Mit dem gewonnenen Schlüssel von 4 : 79 : 17 ergeben sich: 

Gesamte Gruppe  

einschließlich Angehörige: 

Zur Bourgeoisie: Zu den Mittelschichten: Zum Proletariat: 

 13.034.268 521.371 10.297.071 

Die bisher angewandte Methode der Aufgliederung der Gruppe der Selbständigen lief auf die Gewin-

nung von M i ndes t z a h l e n  der zur Bourgeoisie und der zum Proletariat zu zählenden Selbständigen 

hinaus. 

Es muß nun in einem Ergänzungsverfahren versucht werden, die Höchstzahl der zur Bourgeoisie zu 

zählenden aufzufinden. 
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Die Hausgewerbetreibenden scheiden dafür aus. Unter den leitenden Beamten ist durch die übe r -

t r i ebene  hunde r t p rozen t i ge  Zuschreibung der leitenden Beamten aus der I ndus t r i e  (64.000) 

eine höhere Zahl nicht zu gewinnen. Hier ist zu bemerken, daß die unter der Gruppe „Selbständige“ 

ausgewiesenen leitenden Beamten t a t s äc h l i che  Betriebsleiter sind, also nicht die Beamten und 

Angestellten mit Te i l prokura enthalten. 

In der Hauptsache wird sich die Auffindung der Höchstzahlen auf den landwirtschaftlichen Selbstän-

digen der Größenklassen f und g stützen müssen. Es handelt sich um: 

f) 174.155 Betriebe von 20 bis 50 ha 

g) 12.835 Betriebe von 50 bis 100 ha, 

die in der Mindestschätzung bei den Mittelschichten gezählt sind. Die Klasse f enthält die Masse der 

Großbauern. Diese Schicht der Kapitalistenklasse ist in Deutschland unter der Hegemonie des Fi-

nanzkapitals ökonomisch nicht in der Lage, auf die allgemeinen Produktionsbedingungen einen Ein-

fluß auszuüben. Sie ist Objekt der Klassenpolitik der Bourgeoisie, nicht Subjekt. Ihre Beteiligung an 

der Klassenherrschaft hängt von den Bedürfnissen des Finanzkapitals ab. 

Es sind die beiden Größenklassen, die den stärksten Rückgang in der Zahl der Betriebe aufzuweisen 

haben: 

f) hat um 11,9 Prozent, absolut: 23.552 Betriebe, 

g) hat um 16,6 Prozent, absolut: 5100 Betriebe weniger als 1907. 

Da in der Landwirtschaft der Rückgang der Betriebszahl in gleicher Größenklasse natürlich keinen 

Konzentrationsvorgang ausdrückt, drückt sich darin die relative ökonomische Schwäche dieser Grö-

ßenklasse aus. 

[283] Aber beide Klassen verfügen über 19,8 Prozent der gesamten landwirtschaftlich genutzten Flä-

che und sind indirekt durch diese Größenmasse ein wirksamer Faktor auf dem Binnenmarkt. Man 

kann aus den beiden Klassen für die zur Bourgeoisie zu zählenden im höchsten Falle noch 30.000 

herausnehmen, da auch in ihnen der größere Teil wieder auf die Betriebsgrößen von 20, 25 und 30 ha 

entfällt. Für die Ergänzung sind also auszubuchen: 

I. Mittelschichten minus 30.000 

 Bourgeoisie plus 30.000. 

Bei Industrie und Handwerk ließe sich eine höher greifende Schätzung nur rechtfertigen für den ver-

bleibenden Rest von Eigentümern, weil die Betriebe bis zu fünf Beschäftigten keine Angehörigen der 

Bourgeoisie enthalten können. 

Wenn man von der Gruppe c (6 bis 50 Beschäftigte) nach den Relationen der Gruppe e zu d noch 

43.000 als zur Bourgeoisie gehörig abzieht und die Gruppen d (25.492) und c (7269) ganz dazu rech-

net, so würde sich aus den Betriebsgrößen als Verteilungsschlüssel für die 100.000 Eigentümer erge-

ben: 

205.911 minus 43.000 162.911 zu den Mittelschichten, 

43.000 plus 25.492 plus 7269 zur Bourgeoisie, 

also 153 : 76, also 33 : 66 Prozent. Da aber die Aufteilung schon mit 50 : 50 Prozent erfolgte, würde 

sich eine Minderung der zur Bourgeoisie zu zählenden ergeben. 

Aber in der Gruppe Handel und Verkehr läßt sich mit einigem Anspruch auf Möglichkeit annehmen, 

daß unter den Eigentümern der Betriebe mit 6 bis 50 Beschäftigten (417.404) statt 10 Prozent wie 

angenommen, bis zu 50 Prozent zur Bourgeoisie gehören können. Der Verteilungsschlüssel von 96 : 

4 würde damit auf 84 : 16 für die 190.349 noch in dieser Gruppe zu verteilenden selbständigen Ei-

gentümer ergeben, also 

Mittelschichten 159.893 

Bourgeoisie 30.455 

gleich 
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II. Mittelschichten minus 22.800 

 Bourgeoisie plus 22.800. 

Zum Schluß wäre als möglich anzunehmen, daß der mit 95 : 5 angenommene Schlüssel für die Ver-

teilung der selbständigen Eigentümer der Gruppen D, E und F auf höchstens 80 : 20 verändert werden 

kann, woraus sich 184.773 zu den Mittelschichten und 46.193 zur Bourgeoisie Gehörige ergeben. 

Somit sind zu verändern: 

III. Mittelschichten minus 34.600 

 Bourgeoisie plus 34.600. 

Zusammen beträgt die Veränderung: 

 Mittelschichten minus 87.400 

 Bourgeoisie plus 87.400. 

Das Endresultat aus Gruppe I würde also betragen: 

Zur Bourgeoisie gehörig:  224.900 bis  312.300  = 4 bis 6 Prozent 

Zu den Mittelschichten:  4.285.000 bis  4.372.000 = 77 bis 79 Prozent 

Die Gruppe I ist demnach aufzugliedern nach dem Mittel der beiden Resultate: 

Gesamte Gruppe 5 Prozent 78 Prozent 17 Prozent 

einschließlich der  

Angehörigen: 

zur Bourgeoisie  

gehörig: 

zu den Mittelschichten  

gehörig: 

zum Proletariat  

gehörig: 

13.034.268 651.713 10.166.729 2.215.826 

(Fortsetzung folgt.) [284] 

LITERATUR 

Aus dem Lager des Gegners 
„Die Gesellschaft“ und „Sozialistische Monatshefte“, Dezember-Februar 

II. 

Einheitsstaat – Arbeitsgemeinschaft Faschismus 

Die aktuelle Frage des Einheitsstaats spielt in beiden sozialdemokratischen Zeitschriften eine bedeu-

tende Rolle. Die „Gesellschaft“ bringt im Januarheft einen Artikel von Arnold Brecht, „Reich und 

Länder“, der von einer formal-staatsrechtlichen Darstellung des gegebenen Tatbestandes und der vor-

handenen Standpunkte ausgeht. Als kritischer Punkt der Lage erscheint Brecht die Finanzfrage. Von 

hier aus muß mit Notwendigkeit die Frage der Vereinfachung zu Ersparniszwecken ins Rollen kom-

men. Frei von allem ideologischen Beiwerk wird also die Frage der Rationalisierung des Staatsappa-

rats gestellt: als anzustrebendes Ziel erscheint die Teilung des Reiches in Länder mittlerer Größe 

(zwischen dem Umfang der preußischen Provinzen und dem von Bayern), die den Charakter van 

„Kommunalverbänden weitestgehender Selbstverwaltung mit beschränktem Aufsichtsrecht des Rei-

ches als Staat“ tragen sollen. An der Spitze der Landesverwaltung stehen den Landtagen nicht ver-

antwortliche Reichsbeamte. Brecht hält aber eine derart weitgehende Verfassungsänderung „aus 

Gründen politischer Rücksicht auf dissentierende Länder“, d. h. aus Angst vor dem reaktionären 

Kleinbürgertum Süddeutschlands, für ungangbar und erörtert verschiedene Zwischenlösungen Ein 

Aufgeben der kleineren Länder in Preußen hält er prinzipiell für wünschenswert, befürchtet aber da-

bei eine Verminderung des Gewichts der preußischen Stimmen im Reichsrat (da ja die Stimmenzahl 

des größten Lan des verfassungsgemäß nur zwei Fünftel der Gesamtstimmenzahl betragen darf); – 

mit dem wirklichen Problem der Bedeutung einer solchen realen, nicht verfassungsmäßigen Stärkung 

Preußens für den Charakter des kommenden Einheitsstaates setzt er ich überhaupt nicht auseinander. 

Daher erscheint ihm auch die in ihren Wirkungen gerade entgegengesetzte Lösung, das Aufgehen 

Preußens als unmittelbar der Reichsregierung unterstehendes „Reichsland“ ins Reich als mindestens 

ebenso erstrebenswert. 

Nun urteilt Brecht aber selbst über die Möglichkeit rascher Verwirklichung dieser Zwischenlösungen 

skeptisch und schlägt darum noch vorsichtigere Teillösungen vor, etwa in der Art, daß die den 
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Einheitsstaat fördernden Länder – vor allem Preußen, mit dem Reich eine Art „Personalunion“ ein-

geben, d. h., dieselben Personen, die an der Spitze der Reichsämter stehen, mit der Leitung ihrer 

Ministerien beauftragen – und dafür einen verstärkten Einfluß auf die Reichsregierung erhalten, die 

dann aber wieder über ihre Reichsratsstimmen frei verfügen kann. Praktisch käme dies auf eine Stär-

kung der Position der Reichsregierung gegenüber den anderen Ländern hinaus, zugleich auf ein Auf-

gehen der norddeutschen Länder ins Reich. Die Wirkungen der vorher besprochenen Zwischenlö-

sung, bei der Preußen (also das wirtschaftlich höchstentwickelte Gebiet) unter Preisgabe der eigenen 

Selbstverwaltung einer wesentlich auch von Bayern und Württemberg abhängigen Reichsregierung 

unterworfen würde, werden bei diesem Vorschlage B.s insofern vermieden, als Preußen usw. dabei 

gesteigerten Einfluß auf die Reichsregierung erhielten –, aber um so näher liegt hier die Möglichkeit 

einer Verstärkung des Gegensatzes Süddeutschlands zum „verpreußten“ Reich. 

Aus B.s Formulierungen geht außerdem klar hervor, daß es ihm durchaus nicht auf einen Schutz der 

wirtschaftlichen Interessen der unteren Beamten unter dem Gesichtspunkt der proletarischen Klas-

sensolidarität ankommt, sondern ausschließlich auf ein Kompromiß mit der heute in den Ländern 

herrschenden Oligarchie, das ihr die Zustimmung zum Einheitsstaat möglichst erleichtern soll Was 

er vorschlägt, ist ein Kompromiß mit den in den Ländern regierenden Cliquen, um deren Zustimmung 

zur Rationalisierung des Staatsapparats zu erhalten. Daß das Finanzkapital, das sich mit keiner reak-

tionären Gruppe gerne zerzankt, ein solches Kompromiß gut brauchen könnte, ist klar –, aber ebenso 

klar ist, daß der auf diesem Wege zusammengeschusterte „Einheitsstaat“ mit Herrn Bazille als „Lan-

despräsidenten“ von Württemberg, einigen forschen preußischen Landräten, die nach Thüringen ver-

setzt werden könnten, Herrn von Kahr als Richter im Reichsgericht – nichts mit der „nationalen Ein-

heit“ zu tun hat, von der man uns so schöne Lieder singt. 

In den „Sozialistischen Monatsheften“ finden wir eine ausgeprägtere Linie. Auch hier wird die Frage 

teilweise vom rein finanziellen Standpunkte aus aufgeworfen, vor allem in Ques se l s  Artikel im 

Dezemberheft „Wohin steuert die deutsche Finanzwirtschaft“. 

Aber es geschieht klarer, weil vom Boden einer offen bürgerlichen Ideologie aus und deshalb ohne 

die vielen Kompromisse Brechts. Der Staat ist zu teuer, er muß verbilligt werden –, und was die dem 

entgegenstehenden Widerstände betrifft, so appelliert Qu. ganz im Sinne der Stegerwaldschen Kam-

pagne an die Arbeiter und Angestellten, sie mögen nicht dulden, daß unnütze Beamte auf ihre Kosten 

ein parasitäres Leben führen So protestiert er auch offen gegen jede Besol-[285]dungserhöhung. Die 

finanzielle Not müsse, über alle „wohlerworbenen Rechte“ hinwegschreitend den Einheitsstaat er-

zwingen. – Man sieht hier eine gewisse Ar be i t s teilung: Quessel formuliert schärfer und präziser 

das objektive Bedürfnis der Bourgeoisie nach Rationalisierung ihres Staates – und entwickelt dabei 

zugleich jene Ideologie, mit der die Bourgeoisie proletarische Schichten zur Unterstützung ihrer Po-

litik zu gewinnen, gegen die unteren Beamten auszuspielen sucht – und die eben allen Grundsätzen 

der Klassensolidarität so offen ins Gesicht schlägt. daß nur Stegerwald und höchstens noch die „So-

zialistischen Monatshefte“ sie vertreten können. Die offizielle SPD kann dafür von Brecht unter dem 

Titel der Beamtenfreundschaft jene Kompromisse propagieren lassen, mit denen das Finanzkapital 

die Zustimmung der Länderoligarchie zum Einheitsstaat erkaufen will. 

Übrigens wird auch diese Ideologie von des „Sozialistischen Monatsheften“ in klarer und konziserer 

Weise ausgebildet: da sie offen eine nationalistische Ideologie vertreten und ;n Verbindung damit den 

Gedanken der Arbeitsgemeinschaft offen propagieren, können sie auch dem „freien deutschen Ge-

dankenflug“, von dem Brecht spricht und der bei ihm im Grunde auf bloße Rationalisierung der Ver-

waltung hinausläuft, einen konkreten Inhalt geben, den Schritt zum ausgesprochenen Faschismus tun. 

In dem Artikel des Dezemberhefts „Von der formalen zur substantiellen Demokratie“ stellt M. Co-

hen  offen die Forderung nach Ergänzung des Parlamentarismus, der formalen Demokratie, die „ges-

tern notwendig, heute nicht mehr ausreicht“, durch ein gleichberechtigtes „Wirtschaftsparlament“. 

Begründet wird dies im Geiste der uns allen bekannten Unternehmerideologie: 

„Auch wenn man der Meinung ist, daß politische Notwendigkeiten im Konfliktsfall vorzugehen haben und die 

Wirtschaft sich der politischen Zielsetzung unterordnen müsse, ist es absolut notwendig, daß die sich aus dem 
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Wirtschaftlichen ergebenen Gesichtspunkte in voller Klarheit ausgeschält werden, nicht aber, daß sie, um der 

politischen Forderungen willen, überhaupt nicht einseitig in Erscheinung treten.“ 

Der selige Stinnes könnte diesen Satz geschrieben haben. Und dann geht es bei Cohen durchaus im 

Geiste Mussolinis weiter: 

„Das Volk, das der Träger der Demokratie ist, kann heute nicht mehr bloß als die Summe der einzelnen Indi-

viduen gefaßt werden. Man muß in ihm den produktiven Körper sehen, dessen einzelne Organe sich zum 

Ganzen betätigen. Neben der mechanischen Gleichstellung der Einzelpersonen bedarf es daher einer organi-

schen Gliederung der Gesamtnation. Die Gedankenwelt des Liberalismus gipfelte in der – übrigens nie durch-

geführten – Forderung des Einkammersystems. Der Sozialismus (!) verlangt nach dem Zweikammersystem, 

in dem Geist und Wirtschaft sich gegenseitig durchdringen, so daß las Geistige nie ohne materielle Grundlage 

bleibt, die materielle Produktion auch geistig wird.“ 

Abgesehen davon, daß die Formulierungen über das Einkammersystem bedenklich an die in gewissen 

rechtsradikalen Putschprogrammen erinnern, ist die Schlußformulierung von einem einfach göttli-

chen Idealismus beseelt: der Parlamentarismus als Träger des „Geistigen“ als „Beseeler der Materie“. 

So dumm war Stinnes nicht –, er faßte bei seiner Gegenüberstellung stets die Wirtschaft als das hö -

he r e, die Politik als das ihrer Entwicklung dienende Mittel an und war im übrigen der Meinung, daß 

zur Befriedigung geistiger Bedürfnisse die Pfaff en verschiedener Art. nicht aber unsere werten M. 

d. R. und M. d. L. geschaffen seien. 

Herr Cohen hat also auf dem Wege zum Faschismus schon einige Schritte zurückgelegt. So ist es 

nicht erstaunlich, wenn er über das faschistische System in Italien schreibt: 

„Neben dem, was uns daran widerstehen mag, müssen wir doch anerkennen, daß es dem Staatswesen eine 

Substanz gibt, wenn es seine Verfassung und seinen Parlamentarismus auf berufsständischer Grundlage auf-

baut. In dem Korporativprinzip steckt das Zukunftselement, dem der Vergangenheitsgedanke der Liberalide-

ologie nicht gewachsen ist.“ 

Eia, eia, alala! Arbeiter und Unternehmer. vereinigt euch! –, denn C. bezeichnet natürlich ausdrück-

lich die Arbeitsgemeinschaft als Trägerin der „Wirtschaft“! 

Die Arbeitsgemeinschaft ist das Um und Auf der faschistischen Neubaupläne –, kein Wunder, daß 

Sch i ppe l  im Dezemberheft der „Sozialistischen Monatshefte“ „Das Wiedererwachen des Arbeits-

gemeinschaftsgedankens“ begrüßt. Die „Nichts-als-Klassenkämpfer“ (nämlich vor allem die sächsi-

sche „linke“ SPD), welche einst über Silverbergs berühmte Rede die Nase gerümpft hatten, werden 

verhöhnt. Diese Rede war keine Eigenbrötelei oder gar Heuchelei des Redners, sondern nur Ausdruck 

der geschichtlichen Tendenzen, die die Unternehmer auf den Weg der Arbeitsgemeinschaft, der Ab-

schwächung der Klassenkämpfe, drängen –, jeder Gewerkschafter, der dauernd mit Unternehmeror-

ganisationen zu tun habe, werde dies bestätigen! Das Hauptargument für Sch. ist aber natürlich die 

jüngste eng l i s che  Entwicklung und insbesondere das Bekenntnis von vor kurzem sehr wortradika-

ler Leute wie C i t r i ne  und Hi cks  zur Arbeitsgemeinschaft. 

In noch etwas höheren Tönen triumphiert Sch i ppe l  in einem Artikel des Februarhefts „Die Arbeits-

gemeinschaftsbewegung in England“ über die moralischen ,Eroberungen“, die seine Theorie in den 

Kreisen bisher scheinradikaler Gewerkschafter macht. In diesem wie im vorher erwähnten Artikel 

zieht er denn auch theoretisch die Konsequenzen der Praxis, indem er an Stelle des Sozialismus neue 

Ziele setzt –, die im übrigen seiner Meinung nach am besten weniger durch Staatsinitiative, als durch 

freie [286] Zusammenarbeit von Arbeiter- und Unternehmerorganisationen zu verwirklichen sind: 

„Eine neue, höhere Zukunftswirtschaftsordnung kann niemals aus bloßen tatenlosen Protesten der bisher Ent-

erbten gegen die bisherige Ordnung, aber ebensowenig aus bloßen diktatorischen Vollmachten der bisherigen 

Nutznießer der kapitalistischen Gesamtentwicklung entspringen. Sie bedarf heute bereits d e s  l e b e n d i g e n  

s c h ö p f e r i s c h e n  K o n t a k t s  b e i d e r  T e i l e: der Wirtschaftsdemokratie im allgemeinen, von der die ver-

schiedensten Arbeitsgemeinschaften zur Lösung mannigfaltigster wirtschaftlich-sozialer Aufgaben zunächst 

ganz untrennbare Bestandteile bilden.“ 

„Das Ziel, das wir erstreben“ ist also eine kapitalistische Planwirtschaft, in der die wichtigsten Ent-

scheidungen durch Zusammenwirken von Arbeiter- und Unternehmerverbänden, als nach dem 
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„Korporativprinzip“ gefällt werden. Der Staat, der dieser Wirtschaftsform entspricht, wird natürlich 

notwendig bestimmte Elemente des Faschismus enthalten. 

Das konkrete Bild dieses Staates gibt Ka l i sk i  im Januarheft mit einem Artikel „Der Neubau des 

Reiches“. Unter den heute gegebenen Verhältnissen, meint K., gehe der Weg zur Reichseinheit nicht 

durch die „Verpreußung“, sondern durch den Ausbau der Selbständigkeit der preußischen Provinzen 

bei gleichzeitigem Abbau der Selbständigkeit der Länder bis zu einem „natürlichen Regionalismus“. 

Im Reich, in Ländern und Gemeinden sollen überall zwei gleichberechtigte Kammern nebeneinander 

treten: eine des allgemeinen Stimmrechts (die aber zwecks „Entwicklung der Persönlichkeiten“ nicht 

durch Listenwahl. sondern in Einzelwahlkreisen gewählt werden soll), und eine „Wirtschaftskam-

mer“, die eine „Vereinigung der Gesamtheit der Träger alles Schaffens der Nation“ sein soll: „Arbei-

ter, Angestellte und Unternehmer sollen gleicher maßen die Verantwortung für die Führung der Ge-

werbe übernehmen.“ „Die Kräfte, die das Schicksal der Nation bestimmen, haben in vollem Lichte 

und unter der Kontrolle der Nation ihre Entscheidungen zu fällen.“ Dies könnte so verstanden werden, 

als ob K. eine stärkere politische Kontrolle der „Wirtschaft“, eine Art Staatskapitalismus mit weitge-

hender arbeitsgemeinschaftlicher Selbstverwaltung, anstrebte –, aber er dreht den Spieß auch um: 

neben der Selbstverwaltung aller Angelegenheiten ihres Gewerbes (einschließlich der Steuerverwal-

tung) sollen die Wirtschaftskörper auch das Wahlrecht zu den zweiten Kammern erhalten, die 

„gleichberechtigt mit dem Parlament des allgemeinen Wahlrechts in Gemeinde, Gemeindeverband, 

Land und Reich die Gesetze geben“. Es ist klar, daß ein derartiges wechselseitiges Durchdringen von 

politischer und wirtschaftlicher Organisation faktisch die Vorherrschaft der letzteren bedeuten würde, 

die ja schon unter dem System des Parlamentarismus de facto gegeben ist. 

Was sich in einem solchen System gegen den heutigen Zustand wirklich ändern würde, wäre nicht so 

sehr die „öffentliche“ Kontrolle dieser Hegemonie, sondern die neue Form, ja der die Arbeiterschaft 

„demokratisch“ dem Herrschaftssystem der Bourgeoisie eingegliedert wird – oder besser gesagt, die 

Form, in der ihr diese Eingliederung zum Bewußtsein kommt. In der normalen bürgerlichen Demo-

kratie äußert sich diese Eingliederung vor allem als – formale oder faktische – Koalition einer äußer-

lich selbständigen „Arbeiterpartei“ mit den Klassenparteien der Bourgeoisie: die arbeitsgemein-

schaftliche Zusammenarbeit der Gewerkschaften mit den Unternehmern erscheint als eine Art unver-

meidlicher Konzession, die gemacht werden muß, weil die Arbeiterschaft nicht allein den Staat be-

herrschen kann. Dagegen würde eine „korporative“ Gesellschaftsorganisation darauf hinauslaufen, 

daß der Arbeiterschaft ihre Eingliederung in den bürgerlichen Herrschaftsapparat unmittelbar als Zu-

sammenarbeit mit den Unternehmern des einzelnen Betriebs, bzw. der einzelnen Industriegruppe, zur 

Vertretung der besonderen Interessen „des Wirtschaftszweigs“ gegen die Angehörigen (Unternehmer 

wie Arbeiter) der anderen Industriegruppen zum Bewußtsein kommt und die „korporative“ Organi-

sation des Staates nur als Überbau über den einzelnen, auf „freie Initiative der Arbeiter und Unter-

nehmer des Berufs“ gegründeten Arbeitsgemeinschaften erscheint, In beiden Fällen ist im Unterbau 

(dem einzelnen Wirtschaftszweig) wie auch im staatlichen Überbau Kooperation der Klassen not-

wendig, und schon daraus ergibt sich die Tatsache. daß der Übe r gang  von  a r be i t s gem e i n -

scha f t l i che r  Koa l i t i onspo l i t i k  zum  ausgesp r ochens t en  Fasch i sm us  e i n  f l i eßen -

de r  ist: daß jede dieser beiden Formen Elemente der anderen notwendig erhält. Sie sind jedoch nicht 

identisch: die parlamentarische Demokratie erleichtert die Entwicklung des Klassenbewußtseins der 

Arbeiterschaft, zwingt sie alt Ganzes, Geschlossenes aufzutreten. Dagegen zersplittert ein faschisti-

sches „Korporativsystem“ das Bewußtsein und die Aktionen der Arbeiterschaft in ihre einzelnen 

Atome: eine derartige Ideologie, wie sie von den „Sozialistischen Monatsheften“ vertreten wird, liegt 

durchaus konsequent im Gesichtskreis einer Arbeiteraristokratie, die jede Spur von Klassenbewußt-

sein verloren hat und sich bloß als wirtschaftliche „Interessengruppe“ fühlt, deren Gegensätze zu 

anderen Gruppen den gleichen Charakter tragen, wie etwa die von Kohlen- und Eisenhändlern. 

Ebenso nützlich ist eine solche Ideologie vom Standpunkte einer imperialistischen Bourgeoisie, die 

eine breite Arbeiteraristokratie an sich ketten will und kann –, es ist kein Zufall, daß die „Sozialisti-

schen Monatshefte“ praktisch dasselbe Programm der „Reichserneuerung vertreten wie das Büro Lu-

t he r. Eine andere Frage ist, ob dieses Programm als nächste Orientierungslinie der deutschen 
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Gesamtbourgeoisie gelten kann: um eine solche Politik machen zu können, muß man nicht nur den 

Willen, sondern auch die Mittel haben, [287] eine Arbeiteraristokratie aufzuzüchten, d. h. ihre wirt-

schaftliche Lage so zu heben, daß sie und ihre Gewerkschaften die Grundlage für eine Niederknüp-

pelung der breiten Arbeitermassen bilden können. Solange der deutsche Imperialismus nicht wirt-

schaftlich genügend erstarkt ist, um wirklich einer Arbeiteraristokratie eine solide kleinbürgerliche 

Existenz gewähren zu können, würde er mit dem Zerschlagen des „bewährten“ Instruments der De-

mokratie, der praktischen Ausschaltung der reformistischen Partei und ihres geschickten Doppel-

spiels von Scheinopposition und offener Koalition sich nur – ohne zugleich vollwertigen Ersatz zu 

schaffen – des Mittels berauben, mit dem er heute sehr breite Arbeitermassen am Gängelbande führt. 

Breite kleinbürgerliche Schichten, vor allem der Arbeiteraristokratie, träumen – so wie manche vo-

rausschauende Ideologen der Bourgeoisie – von einer faschistischen Zukunft; die Übereinstimmung 

von „Büro Luther“ und „Sozialistischen Monatsheften“ drückt reale Entwicklungstendenzen aus –, 

aber bis auf weiteres können diese Tendenzen nicht real werden, bleibt auch die Sozialdemokratie im 

wesentlichen immer noch die Partei, die mit Hilfe der bürgerlichen Demokratie die Massen an die 

Bourgeoisie fesselt. 

Aber ebenso sicher ist das Interesse auch der offiziellen Sozialdemokratie für Am er i ka  und die dort 

„verwirklichten“ ideale der Arbeiteraristokratie ein Schritt auf dem Wege zum Faschismus, so wie 

auch ihr Interesse für die klassenverräterische amerikanische Gewerkschaftsbewegung. Im Dezem-

berheft der „Gesellschaft“ veröffentlicht Decker  unter dem Titel „Das amerikanische Programm 

der sozialen Demokratie“ eine Besprechung der Arbeit von W. E. Wal l i n g : „American Labour and 

American Democracy“ (die eine programmatische Kundgebung der führenden, unter dem ideologi-

schen Einfluß von Gompers stehenden Gewerkschaftskreise darstellt). W. lehnt ausdrücklich und ent-

schieden den Sozialismus als ein „europäisches Fremdprodukt“ ab, die amerikanische Arbeiterschaft 

lehne jede Klassenherrschaft, auch ihre eigene, ab und suche zu einem Zustande „sozialer Demokra-

tie“, wirtschaftlicher Gleichberechtigung mit anderen Wirtschaftsgruppen zu kommen. Daher stehe 

sie natürlich auf dem Boden der heutigen Wirtschafts- und Staatsordnung, die ke i n Kapitalismus sei 

(unter „Kapitalismus“ versteht W. eine „Autokratie des Besitzes“), obwohl sie Ansätze in dieser Rich-

tung aufweise. Angestrebt wird ein freiwilliger (also nicht vom Staate erzwungener) Zusammen-

schluß von Arbeitern und Unternehmern zu Korporationen, die die einzelnen Industriezweige auf 

dem Boden der Arbeitsgemeinschaft zentralisiert leiten, wobei die bisherigen Betriebseigentümer in 

eine Art Rentenbezieher verwandelt werden sollen. Alle Industriezweige sind in einem „Wirt-

schaftsparlament“ zusammenzufassen, das gleichberechtigt neben der politischen Leitung des Landes 

steht, die in die Wirtschaftsprozesse nur insofern eingreift, als sie durch Verstaatlichung des Kredit-

wesens und Festsetzung einer gesetzlichen Maximalprofitrate bestimmte Auswüchse der Privatwirt-

schaft unmöglich macht. 

Was hat nun Decke r  zu diesem typisch faschistischen Programm zu sagen? Seine ganze „Kritik“ 

läuft auf den Versuch hinaus, nachzuweisen, daß W. „eigentlich“ Sozialist sei und klarzumachen, „in 

welcher Beziehung die Wirtschaftsdemokratie zum Gesamtbegriff der sozialen Demokratie und zum 

Sozialismus steht“ –, d aß  näm l i ch  be i de  Beg r i f f e  i den t i s ch  s e i e n. Decker erklärt, daß W. 

faktisch das Bestreben eines Klassenkampfs im Sinne eines Kampfes der Arbeiterklasse gegen ihre 

Zurücksetzung in der Gesellschaft anerkenne – und mehr sage die deutsche Sozialdemokratie ja auch 

nicht, „wenn dabei unterstrichen wird, daß das Ziel dieses Kampfes nicht die Unterwerfung und Aus-

beutung anderer Klassen durch die Arbeiterschaft ist, so entspricht das vollständig der sozialistischen 

Auffassung“. „Diese setzt aber als Endergebnis des Klassenkampfs in der kapitalistischen Gesellschaft 

die Überwindung des Klassenkampfs durch Beseitigung der Klassen, was als Folge einer tiefgreifen-

den Änderung der gesellschaftlichen Struktur erscheint und die Überwindung des Kapitalismus be-

deutet.“ Und nun wird dem armen W. bewiesen, daß das, was er wolle, ja eigentlich einfach Sozialis-

mus unter Entschädigung der Besitzer sei (dabei erklärt W. ausdrücklich, daß „die amerikanische Ar-

beiterschaft“ nicht wie die Sozialisten „Produktion für den Konsum statt für den Profit“ fordere –, der 

letztere sei in bestimmten Grenzen durchaus nützlich und notwendig). Aber D. hält die Unterordnung 

unter das „gesellschaftliche Interesse“, das von der arbeitsgemeinschaftlichen Wirtschaftsverwaltung 
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vertreten wird, für „Sozialismus“. Kritik am m ate r i e l l e n  Inhalt von W.s Programm wird nur inso-

fern geübt, als dieser nach D.s Meinung die Möglichkeit eines Zustandekommens seiner Wirtschafts-

demokratie übe r-, die Bedeutung des Staates und also auch der reformistischen Arbeiterpartei, dabei 

un t e r schätze Wahrscheinlich bildet sich D. ein, mit seinen Argumentationen den „Sozialismus“ 

auch gegen jene Parteigenossen, die ihn durch „Wirtschaftsdemokratie“ ersetzen, verteidigt zu haben 

–, in Wahrheit hat er nichts weiter bewiesen, als daß sich seine Vorstellung von Sozialismus mit der 

„wirtschaftsdemokratischen“, faschistischen der Amerikaner deckt. Das ist nicht D.s persönliche 

Schuld, sondern die einfache Logik der arbeitsgemeinschaftlichen Politik des Reformismus, die sich 

auch in seinen abstraktesten Zielsetzungen irgendwie auswirken muß. Aber es ist doch für die heutige 

Lage in der Sozialdemokratie, die wieder nur die Lage der Gesamtbourgeoisie widerspiegelt, charak-

teristisch, daß D., so stark sich sein Wirtschaftsideal mit dem der „Sozialistischen Monatshefte“ deckt, 

politisch doch nicht die Konsequenzen zieht und den Bestand der „selbständigen“ – natürlich Koaliti-

ons-[288]politik betreibenden – Arbeiterpartei und die Bedeutung des Staates für die Verwirklichung 

der „Wirtschaftsdemokratie“ gegen die amerikanischen und damit auch indirekt gegen die deutschen 

Anhänger des Prinzips von der „Priorität der Wirtschaft“, von „Geist und Materie“ usw. verteidigt. 

Man soll die „formale Demokratie“ nicht totsagen, ehe sie es ist. 

Zu diesem Kapitel gehört auch – als Gegenstück zu den nicht mehr zweideutigen Formulierungen der 

„Sozialistischen Monatshefte“ – die Stellungnahme der offiziellen Sozialdemokratie zum italieni-

schen Faschismus. In Januarheft der „Gesellschaft“ schreibt Labr i o l a  über dieses Thema. Die bür-

gerlich-demokratischen Illusionen zeigen sich in seinem Unverständnis dafür, daß der m oderne  

italienische Faschismus (im Gegensatz zu seinen kleinbürgerlichen Anfangsstadien) die Herrschafts-

form des Großkapitals unter bestimmten spezifischen Bedingungen ist. So sagt L. an einer Stelle vom 

Faschismus: 

„Er ist weder bolschewistisch noch antibolschewistisch. Viele Maßnahmen, die der Faschismus trifft, haben 

den Charakter eines staatlichen und autoritativen Sozialismus.“ 

Später heißt es in total idealistischer Form: 

„Der Faschismus ist wesentlich eine freiwillige Miliz, die beseelt ist von einen metaphysischen Glauben an 

das Vaterland, das sie in einem einzigen Mann verkörpert sieht.“ 

L. stellt sich also den Faschismus ähnlich vor wie Cohe n; selbst wo er einen Terrorismus geißelt, 

bezeichnet er ihn als eines über den Klassen stehenden Staatsdespotismus –, aber er denkt gar nicht 

daran, darum das „Korporativprinzip“ als etwas Fortschrittliches gegenüber der „Liberalideologie“ 

zu bezeichnen. 

Und so wenig Hoffnung er auf die Wirksamkeit der Emigration setzt, so ist er doch überzeugt, daß 

der Faschismus an dem Widerspruch seines Wesens zur „modernen Gesellschaft“ zusammenbrechen 

wird: 

„Der Faschismus befindet sich folgendem Dilemma gegenüber: entweder er hält seinen starken Steuerzwang 

aufrecht und erregt so Mißstimmung bei den industriellen Klassen, besonders bei der Bürgerschaft – oder er 

entschließt sich, die Steuern herabzusetzen und könnte dann nicht mehr die hochtrabenden Pläne fortsetzen, 

müßte die eigene Gefolgschaft entlassen und jenen Teil seiner Anhänger verstimmen, die ihm wegen der Vor-

teile folgen, die sie aus seinem Dienst herausholen.“ 

In der Tat –, so notwendig die italienische Bourgeoisie den Faschismus brauchte und braucht, ist die 

Frage seiner dauernden Erhaltung in einem wirtschaftlich rückständigen und kaum über imperialisti-

sche Extraprofite verfügenden Lande, wo keine breite Arbeiteraristokratie korrumpiert werden kann, 

problematisch –, sie würde es genau so von vornherein in Deutschland sein. R. Ge r b e r. 

* 
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Die moderne Kartellorganisation der deutschen Stahlindustrie  

Von Dr. Walter Krüger 
182 Seiten, Preis 8 Mark. 

Die Organisation des Ruhrbergbaues,  

unter Berücksichtigung der Beziehungen zur Eisenindustrie 

Von Dipl.-Kfm. Dr. E r ns t  Lede rman n, Volkswirt RDV 

322 Seiten mit drei Figuren, Preis 12 Mark. Moderne Wirtschaftsgestaltungen, 

Heft 11 und 12 

Herausgegeben von Kurt Wiedenfeld, Berlin und Leipzig, 1927. 

Verlag: Walter de Gruyter & Co. 

Zwei Doktorarbeiten, die eine fleißige Zusammenfassung des Materials über die wirtschaftliche Or-

ganisationsbildung und -verflechtung im Ruhrbergbau und in der deutschen Stahlindustrie bringen. 

Der Wert dieser Schriften liegt also darin, daß hier die Tatsachen der Kartellierung und Vertrustung 

und der praktischen Kartell- und Syndikatspolitik, die sonst nur zerstreut zu finden und zusammen-

zustellen sind, einheitlich gegliedert und behandelt wurden. Der Gebrauchswert dieser Bücher würde 

allerdings bedeutend größer sein, wenn die Verfasser ihnen Stichwortregister beigegeben hätten. 

Soweit in den beiden Schriften eine kritische Stellung zu den vorliegenden Problemen eingenommen 

wird oder überhaupt Werturteile gefällt, bzw. wiedergegeben werden, wird die Oberflächlichkeit ge-

wöhnlicher Vulgärökonomie nicht verlassen. Allerdings muß die Vertiefung in die Praxis der Mono-

polpolitik der Eisen- und Kohlentrusts und -syndikate manchmal doch zu Feststellungen führen, die 

den enges Gesichtskreis der platten Vulgärökonomie verlassen. G. Re i m ann. 

* 

Druckfehlerberichtigung* 

In Heft 8 der „Internationale“ vom 15. April 1928 ist uns in der Buchbesprechung: Dr. G. Gerschuni: 

„Die Konzessionspolitik Sowjetrußlands“ von F. W., Seite 256, ein sinnentstellender Druckfehler 

unterlaufen. Es muß in dieser Besprechung Zeile 2 an Stelle „Die sozialdemokratische Ideologie“ 

heißen: „Die sozialrevolutionäre Ideologie“. 

[289] 

  

 
* Der Druckfehler wurde beseitigt. KWF 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 15. Mai 1928 ⁕ Heft 10 

Die SPD im Wahlkampf 

W. H. Bei Beginn des Wahlkampfs erließ der Parteivorstand der Deutschen Sozialdemokratie ein 

Rundsch r e i ben  a n  d i e  Or gan i s a t i ons l e i t ungen  der SPD, in dem ein für allemal die früher 

übliche Abhaltung der f r e i e n Aussp r ac he in sozialdemokratischen Wahlversammlungen verbo-

ten wurde. Warum dieser krasse Bruch mit allen Traditionen der deutschen Arbeiterbewegung? Die-

ser eine Charakterzug des sozialdemokratischen Wahlkampfs hat die gleichen Gründe. wie viele an-

dere: die Rech t s en twi ck l ung de r SPD hat von 1924 bis 1928 Fortschritte gemacht, und die 

Führer der deutschen Sozialdemokratie zeigen sehr deutlich, daß sie n i ch t  mehr gewillt sind, prole-

tarischen Stimmungen – auch nur in der Form – allzusehr Rechnung zu tragen, wenn das gegen die 

große Linie der SPD-Politik verstößt. 

Liest man heute die Wah l au f r u f e  der SPD in der Vergangenheit und mißt sie an dem diesjährigen 

Aufruf des Parteivorstandes, so zeigt sich durchschlagend, wie sehr sich die Wels, Hilferding und 

Hermann Müller auch in ihrer Ph raseo l o g ie  gemausert, wie viele „alte Manuskripte“ sie inzwi-

schen wieder einmal auf dem Altar des Vaterlandes verbrannt haben. Bei der Ma i wah l  vo r  v i e r  

J ah r en  gab es noch von den „alten Grundsätzen des Sozialismus“ zu lesen, die SPD bezeichnete 

sich als die Partei der Arbeiterklasse“, wollte das „Banner des Sozialismus“ entrollen. Das Kl as -

s enm äßi ge  der Anschauungswelt des Marxismus hatte sich – in der Ph r a se  – damals noch ver-

hältnismäßig erhalten. Heute ist das ande r s. 

Heu t e redet der Wahlaufruf der SPD nur noch von „gerechter Steuerpolitik“, von „Handelspolitik, 

die der deutschen Industrie neuen Absatz eröffnet“, und ähnlichem. Dam a l s noch Kritik an der 

Deutschen Volkspartei. Heu t e rühmt Wels begeistert das sozialdemokratische „Programm, das nicht 

zuletzt von  ve r nün f t i gen  po l i t i s chen  Gegne r n  ane r kann t  werden mußte und dessen 

Gr undzüge  d i e  S t r e sem annsche  Außenpo l i t i k  heute noch verfolgt“. Und Crispien sagte 

von der ehemals proletarischen Partei: 

„Die Sozialdemokratie ist die einzige Partei, die nicht ein besonderes Klasseninteresse anderen Volksgenossen 

aufdrängt.“ 

Das Wort Klassenkampf ist aus dem Wörterbuch dieser Wahlreden und Wahlaufrufe gestrichen. 

Während Wels jenen Stresemann, den die SPD im Wahlkampf 1924 noch „bekämpfte“, zum sozia-

listischen Außenminister ernennt, geht Crispien weiter. Er erzählt den aufhorchenden Arbeitern, daß 

überhaupt die Kap i t a l i s t en  neuerdings die sozialistische Politik für die Arbeiter betreiben, so daß 

man sie nur noch „zu fördern“ brauche, um ans [290] Endziel zu gelangen. Im Sportpalast, bei der 

ersten großen Wahlkundgebung der SPD verkündete er: 

„Wir stehen mitten in der gesellschaftlichen Revolution, alles ändert sich ständig in Staat und Wirtschaft. Der 

größte Revolutionär, das sind die modernen Großbetriebe, das internationale Kapital.“ 

Oder in seinem 1.-Ma i-Ar t i ke l  im „Vorwärts“ schrieb derselbe Crispien an der Spitze des Blattes: 

„Deutsche und französische K a p i t a l i s t e n  haben wirtschaftliche Bündnisse abgeschlossen; den deutsch-

französischen E i s e n p a k t, den deutsch-französischen K a l i p a k t, den deutsch-französischen C h e m i e p a k t. 

In dieser internationalen kapitalistischen Konzentration ruhen die W u r z e l n  d e r  d e u t s c h-f r a n z ö s i -

s c h e n  V e r s t ä n d i g u n g s p o l i t i k  ... Die Entwicklung, die wirtschaftlich und politisch die Länder in inter-

nationalen Organisationen vereinigt, w i r d  v o n  d e r  i n t e r n a t i o n a l e n  S o z i a l d e m o k r a t i e  g e f ö r d e r t  

u n d  b e s c h l e u n i g t. Denn sie liegt in der Richtung zu ihren Zielen.“ 

Die „internationale völkerbefreiende Sozialdemokratie“, die sich of f en  (!) rühmt, die Ziele des 

Trustkapitals „gefördert“ zu haben, – das ist in der Tat ein Novu m. 

In Kiel proklamierte Hilferding auf dem SPD-Parteitag des vorigen Jahres die neue „Staatstheorie“ 

des Reformismus. Heute kleidet der preußische SPD- und Innenminister Gr ze s i n sk i  die neue (?) 

Theorie in die praktische Formel: 

„Dieser Staat, den wir gezimmert haben, ist unser Staat!“ 
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Und doch geht die heutige Haltung der SPD sogar noch übe r  den  Rech t sku r s  von  Ki e l  h in -

a u s. Vor Kiel war noch die preußische schwarzrotgoldene Koalition umstritten. In Kiel wurde die 

SPD auf dieses preußische Evangelium vereidigt, und die „linken“ Ketzer mußten vor Braun und Se-

vering, den Helden des Parteitags, Buße tun. He u t e  aber lädt Braun in der letzten Landtagssitzung 

auch noch die Vo l kspa r t e i, die im Preußischen Landtag bisher nationale Opposition und O b-

s t r uk t i on  betrieb, ein, nach den Wahlen „mit von der Partie“ zu sein, „im Interesse des Vaterlandes“. 

Und es ereignet sich, daß der sozialdemokratische Innenminister, Herr Grzesinski, in seiner ersten 

Wahlkundgebung in Oberschlesien ein leidenschaftliches und ganz unverhülltes Bekenntnis zu den na-

tionalen Schand t a t en  des oberschlesischen Femekriegs des Jahres 1922 ablegte und dabei den vol-

len Beifall des „Vorwärts“ fand. Bis dann – als vorläufige Krönung dieser Entwicklung zu immer neuen 

Gipfeln der Schamlosigkeit – das I n t e r v i ew  des „Vor wär t s“-Redak teu r s  V i k to r  Sc h i f f  m i t  

Po i nca r é  erfolgte. Und nun mußten sich die sozialdemokratischen Arbeiter erzählen lassen, daß 

nicht nur Hindenburg ein braver „Republikaner“, ein wackerer Mehrer der Demokratie, sondern daß 

auch Poincaré, der Mann der Ruhrbesetzung, zu einem F r i edensenge l  geworden ist. Ganz unum-

wunden verkündet es ihnen Viktor Schiff im „Vorwärts“ und der gesamten übrigen SPD-Presse: 

„Ich glaube an eine Verständigungspolitik, vor allem unter Poincaré.“ 

Und ohne alle Umschweife proklamiert die SPD in diesem Zusammenhang mit einem Zynismus, wie 

ihn bisher nur Karl Kau t sky  als einzelner aufgebracht hat, die heilige Allianz gegen Sowjetrußland: 

[291] „Ein Punkt muß in diesem Zusammenhang hervorgehoben werden: Es wird notwendig sein, daß unsere 

zukünftige Politik jeden Verdacht hinsichtlich der wirklichen Art unserer Beziehungen zu Sowjetrußland zer-

streut. Wenn die Wilhelmstraße wüßte, welche sehr schädlichen Rückwirkungen die Haltung des Grafen Be-

rustorff auf der letzten Abrüstungstagung in Genf ausgelöst hat, dann würde sie sicherlich eine Taktik vermie-

den haben, die den Anschein erweckt hat, als befänden wir uns im Schlepptau von Litwinow.“ 

Graf Bernstorff hatte bekanntlich scheinbar f ü r  d i e  Abr üs t ungsvo r sch l äge  der Sowjetunion 

Stellung genommen. Auch in diesem Manöver erblickte die SPD einen Sündenfall. 

* 

Was hat dieser ganze Prozeß der sozialdemokratischen Entwicklung zu bedeuten? Auf dem Kieler 

SPD-Parteitag des Vorjahrs wurde, entsprechend der verstärkten Rechtsentwicklung der SPD, durch 

Hilferding die t heo r e t i s che  Gr und l age  für die hundertprozentige Koalitionspolitik geliefert, mit 

deren P r ax i s  die Sozialdemokratie nach dem 20. Mai die deutschen Arbeiter beglücken will. Aber 

der Un t e r sch i e d  zwischen der Politik von Kiel und dem heutigen Auftreten der Sozialdemokratie 

besteht darin, daß sich die SPD dam a l s  noch in der ihr von der Bourgeoisie aufgezwungenen Op-

pos i t i onss t e l l ung  befand und diese zunächst auszunutzen versuchte, um ihr Renommee bei der 

Arbeiterschaft aufzubessern, heute aber darangeht, die F r üch t e  de r  l angen  Abs t inenz  zu pflü-

cken, wieder in die Regierung zu schlüpfen. Während also bis vor einigen Monaten die sozialdemo-

kratische Politik noch gleichsam zwischen zwei Polen s chwank t e  – sachliche Hilfe für die Bour-

geoisie auf der einen, oppositionelle Komödie für die Arbeiter auf der andern Seite –,hat sich nunmehr 

das Gewicht völlig zugunsten der e inen  Aufgabe verschoben: die Bourgeoisie endgültig von der 

Reg i e r ungs f ä h i gke i t  der Soz ia l dem okra t i e  zu überzeugen! 

D i e se r Auf gab e widmet sich die SPD in ihrem jetzigen Wahlkampf mit krampfhaftestem Bemü-

hen. Einmal schon, im vergangenen Reichstag, hat sie es erlebt, im letzten Augenblick an der Koali-

tionsregierung, die sie sich so schön gedacht hatte, vo r be i zu r u t s c hen. Das war Ende 1926, als 

Scheidemanns Reichswehrrede von der Deutschen Volkspartei zum Anlaß genommen wurde, die 

SPD für koalitionsunwürdig zu erklären. Die bittere Erinnerung an jene Zeit steckt den sozialdemo-

kratischen Führern noch heute in den Gliedern. Ein linkes SPD-Blatt, die Chemnitzer „Volksstimme“, 

schilderte das am 10. April auf folgende amüsante Art: 

„Mancher führende Parlamentarier ist im letzten Jahr m i t  s c h l a p p e n  S c h u l t e r n  und m i t  s c h l a p p e n  

K n i e n  im Reichstag herumspaziert, und seine wehleidige Miene hat erzählt, daß der Bürgerblock bestimmt 

n i c h t  wäre, wenn, ja wenn der Beschluß der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion von Mitte Dezember 

1926, der von ihrem Vorsitzenden Müller, der damals durchaus nicht die Koalition verhindern wollte, 
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formuliert war, nicht mißverstanden worden wäre. Unter diesen ,Mißverständnissen‘ haben manche unserer 

Genossen im Reichstag schwer gelitten. Manchmal konnte es den Eindruck machen, daß sie n i c h t  s o  s e h r  

b e s o r g t waren um eine entschlossene kraftvolle A b w e h r  r e a k t i o n ä r e r  u n d  n a t i o n a l i s t i s c h e r  

V o r s t ö ß e, als vielmehr d a r u m, daß eine entschiedene Oppositionsstellung der Sozialdemokratischen Partei 

sie der ,realen und positiven Staatspolitik‘ allzusehr e n t w ö h n e n  werde. Die ,Politiker auf weite Sicht‘ waren 

in diesem Sinn durchaus nicht so selten, wie es sonst manch [292] mal scheint. Und mehr als gut war, hat bei 

den parlamentarischen Aktionen und Entscheidungen die R ü c k s i c h t  a u f  e i n e  w i e d e r  a n z u s t r e b e n d e  

K o a l i t i o n  mitgewirkt.“ 

Wenn das schon für die Zeit der sozialdemokratischen „Opposition“ aus dem eigenen Munde eines 

SPD-Organs eingestanden wird, wieviel mehr trifft es erst für die gegenwärtige Situation – unmittel-

bar vo r  Tor sch l uß  – zu. Mit Händen und Füßen strebt die Sozialdemokratie in die Arme jener 

Bürgerblock-Parteien mit denen sie die Große Koalition steigen lassen will. Ke i n  Opf e r  könnte 

den Wels und Hermann Müller, den Hilferding und Severing z u  g r oß  sein, um Gnade zu finden in 

den Augen der Stresemann und Scholz, der Marx, Stegerwald und v. Guerard. Das  Opfer aber, das 

sie bringen sollen, – der Verzicht auf die scheinsozialistische Ph r a se  – ist für das Gewissen dieser 

„Staatsmänner“ wahrlich ke i n  großes! 

Warum aber müssen sie ge r ade  d i e se s  Opfe r  bringen? Die Antwort auf diese Frage gibt die 

besondere S i t ua t i o n  de r  deu t s chen  Bour geo i s i e in der augenblicklichen Stufe der relativen 

Stabilisierung, geben die E r f o r de r n i s s e der deutschen Bourgeoisie. 

Es gab eine Zeit, wo die Sozialdemokratie, um ihre Dienste im Interesse des kapitalistischen Systems 

abzustatten, ge r ade  den „Sozialismus marschieren“ lassen mußte. Wo die „klassenkämpferische 

Phrase in ihrem Munde der be s t e D iens t für die Bourgeoisie war. Heute ist es anders. Die s t ab i -

l i s i e r t e  Bour ge o i s i e, der wieder erstarkende neudeutsche Imperialismus brauchen eine Sozial-

demokratie, beinahe wie in der Zeit des 4. August 1914. Und wir haben gesehen, daß die offizielle 

Führung des Wahlkampfs seitens der SPD sich in der Tat bemüht, an S t a a t sbe j ahun g und na t i -

ona l e r  Erz i ehung  zu leisten, was nur möglich ist. 

* 

Die Medaille hat eine Kehrseite. Der verschärfte Rechtskurs der SPD zeitigt – im Zusammenhang 

mit allen Erscheinungen zugespitzterer Klassenbeziehungen auf Grund der Kapitalsdiktatur und der 

kapitalistischen Rationalisierung der Wirtschaft – n eue n  Wide r s t an d, neue Aktivität, neue Link-

sentwicklung bei den soz i a l dem okr a t i s chen  Ar be i t e r m asse n. Es wäre falsch, den Grad die-

ser Radikalisierung zu überschätzen. Die SPD hat während der Periode ihrer Scheinopposition jenen 

gewissen Spielraum zum Manövrieren gegenüber Bourgeoisie und Arbeiterklasse weidlich ausge-

nutzt um die Reihen ihres Funktionärkörpers zu f e s t i ge n, zu säubern, zu „stabilisieren“. Darin liegt 

auch heute noch ein starkes Hemmnis für die Linksentwicklung der sozialdemokratischen Arbeiter. 

Und doch zeigt sich in den letzten Monaten unzweideutig, daß die a l l geme i ne  Linksbewegung auf 

Grund der inneren Widersprüche der relativen Stabilisierung de n  Punk t  überschreitet, bis zu dem 

sie vorübergehend vor allem eine Stärkung der sozialdemokratischen Positionen mit sich brachte. 

Heute beginnt die Linksbewegung sich schon innerhalb der Arbeiterklasse dahin auszuwirken, daß der 

Einfluß der Kommunisten in rascherem Tempo wächst, und vor allem darin, daß sich innerhalb der 

Sozialdemokratie jene neuen Stimmungen einer entstehenden Arbeiteropposition herauskristallisieren. 

Das alles sind einstweilen nur Ansä t z e. Aber man kann bereits mit Sicherheit darauf visieren, daß 

nach den Wahlen und nach dem Eintritt der SPD in die Große Koalition Tempo und Ausmaß dieser 

Entwicklung sich [293] ä n de r n  und damit gewaltige Aufgaben vor der KPD liegen werden. Heute 

schon nötigt uns dieser Prozeß, erhöhte Aufmerksamkeit den Zen t r i s t en  in der deutschen Sozial-

demokratie zuzuwenden, deren selbständiges Auftreten (als Palliativmittel) regelmäßig mit der wach-

senden Unzufriedenheit der sozialdemokratischen Arbeiterschaft Hand in Hand zu gehen pflegt. 

Es zeigt sich eine neue  Ände r ung  der Methode des Zentrismus, die sich in den allerletzten Wo-

chen vollzieht. B i s  zum  Beg i nn  de s  W a h lkam pf s  haben die Linken ihr Heil darin gesehen, 

möglichst ostentativ von der offiziellen SPD-Politik abzurücken, wobei sie oft einen schillernden 
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Radikalismus entwickelten. Vor  dem Wahlkampf gab es Angriffe auf die Politik des Parteivorstan-

des in linken Zeitungen, bei denen die Zentristen so offenherzig waren, wie etwa Fritz B i e l i g k, 

Redakteur der „Leipziger Volkszeitung“, in einem Leitartikel der „Chemnitzer Volksstimme“ vom 

10. April, wo er über die künftige Koalitionspolitik der SPD nach dem 20. Mai erklärte: 

„Dann werden wir wieder erleben, daß, ,um Schlimmeres zu verhüten‘, die sozialdemokratische Fraktion nicht 

nur auf das Durchdrücken von proletarischen Forderungen verzichtet, sondern auch den bürgerlichen Vorstö-

ßen nicht den erforderlichen Widerstand leistet.“ 

Oder ein linkes Blatt schrieb angesichts der Haltung des Sozialdemokratischen Pressedienstes zum 

Abbruch der deutsch-russischen Wirtschaftsverhandlungen, daß die Schreibweise der Parteivor-

standskorrespondenz geradezu den „Gei s t  von  1914“ atme. Das war vo r dem Wahlkampf. Nun 

aber ändert sich der Ton. 

Zum 1. Mai brachte die theoretische Zeitschrift der linken SPD, „Der  Kl a s senkamp f“, einen Leit-

artikel Pau l  Lev i s, in dem es heißt: 

„Wir denken nicht daran, zu verkennen, welche Mängel der sozialistischen Bewegung heute anhaften: die 

Wahlen in Frankreich sind eine Mahnung. Aber doch lastet gegenwärtig auf der internationalen Arbeiterbe-

wegung nur ein schwerer Stein. In Rußland, wo am 1. Mai die Diplomaten ihre Fräcke und die Generale die 

Paradeuniform anziehen, dort, wo der 1. Mai Staatsfeiertag ist, dort geschieht ihm der größte Schaden ... Wir 

glauben, daß es ein gutes Maigedenken sei, wenn wir der russischen Staatsfeinde gedenken ... Auch ihre Ketten 

werden fallen. Fallen an dem Tag, für den wir arbeiten.“ 

Dieses Bekenntnis einer schönen Seele reiht sich würdig an den Poincaré-Erguß des „Vorwärts-Re-

dakteurs Viktor Sch i f f, der gleichfalls nur e i ne  Forderung an die deutsche Außenpolitik hat: sie 

solle noch  i m per i a l i s t i s che r, noch  an t i bo l s chewi s t i s che r  werden! 

Und zugleich mit Paul Levi marschieren die übrigen „linken“ Helden auf. Sie verkünden im Chor, es 

sei eine abscheuliche Ver l eum dung  der SPD, daß diese nach den Wahlen die Koalitionspolitik mit 

der Bourgeoisie plane. 

Die hundertprozentigen Koalitionsbekenntnisse des Parteivorstandes legen die Zentristen mit der an-

mutigen Geste: „Verwirrende“ Formulierungen! ad acta. Als ob sie auf dem Monde lebten und nicht 

schon wenige Wochen zuvor, um sich das Vertrauen der Arbeiter zu gewinnen, s e lb s t  gegen die 

Koalitionspolitik ihrer Partei gewettert hätten, beteuern sie leidenschaftlich, daß die SPD n i ch t  a n  

Koa l i t i onspo l i t i k  denk e, keinen sogenannten „republikanischen Wahlkampf“ unter Schonung 

von Volkspartei, Zentrum und Demokraten führe, sondern die beste und i dea l s t e  K l a s sen -

kam pf pa r t e i  sei. 

[294] Dieses heuchlerischste und schäbigste aller zentristischen Manöver – und ihre Vergangenheit 

ist ja wahrhaft groß an Heuchelei und komödiantischer Verlogenheit! – ist das Gegens t ück  zur 

offenen Brutalität, mit der die entscheidenden Instanzen der SPD der P a r t e i vo r s t and  und seine 

Leute, den Wahlkampf führen. 

So bewahrheitet sich die kommunistische Voraussage: J e  zyn i s che r  der offene Menschewismus 

sich an die Bourgeoisie und den Imperialismus verkauft, um  s o  s chm äh l i che r  kapituliert der 

Zentrismus, um so jämmerlicher bemüht er sich, auf s e i n e Art das traurige Geschäft zu f ö r de r n! 

* 

Die Wahlen in Frankreich  
Von W. A l b y  

Der Artikel unseres französischen Mitarbeiters behandelt die allgemeine Einschätzung des französischen 

Wahlergebnisses auf Grund der gesamten politischen und sozialen Lage Frankreichs. Wir werden einen 

Artikel, der speziell die Taktik der KPF und den Ausfall des zweiten Wahlgangs behandelt, nachfolgen 

lassen. Die Redaktion. 

Die Parlamentswahlen vom 22. und 29. April haben eine Vermehrung der Zahl der Abgeordneten der 

Rechtsparteien, den alten Stand der Mandatszahl für die Sozialistische Partei, eine empfindliche 

Schwächung der Radikalen und eine Verringerung der kommunistischen Kammerfraktion von 27 auf 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 266 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

14 Abgeordnete gebracht. Eine oberflächliche Einschätzung dieser Resultate, die eine Stärkung der 

Rechten auf Kosten der Radikalen und der Kommunisten bei Aufrechterhaltung der Position der So-

zialisten erschließen würde, würde den wirklichen Sinn der französischen Wahlen. vollkommen ver-

fälschen. Sie bedeuten in Wirklichkeit einen ernsten Fortschritt des Kommunismus und eine teilweise 

Niederlage der Sozialdemokratie. 

Wir möchten bei aller Beachtung der anderen Verhältnisse das Beispiel der jüngsten Wahlen im fa-

schistischen Polen heranziehen, um vor voreiligen, nur auf dem Vergleich der Mandate beruhenden 

Schlußfolgerungen zu warnen. Die revolutionären Oppositionsparteien und insbesondere die KP Po-

lens, die unbestrittenerweise die Mehrheit der Arbeiterklasse erobert und einen wichtigen Fortschritt 

unter den werktätigen Massen erzielt haben, konnten infolge objektiver Ursachen den gewachsenen 

Einfluß nicht durch eine gesteigerte Mandatszahl ausdrücken. Die Zahl der Abgeordneten der revo-

lutionären Parteien hat im Gegenteil im polnischen Sejm abgenommen, die der Sozialisten beträcht-

lich zugenommen, trotz der katastrophalen Niederlage, die die Sozialverräter unter den Arbeitermas-

sen erlitten haben. 

Eine einfache Rechnung zeigt den ganzen Betrug des allgemeinen Wahlrechts bei den letzten Wahlen 

in Frankreich. Im ersten Wahlgang erhielt die KP 1.070.000 Stimmen, im Endresultat 14 Mandate, 

das macht einen Abgeordneten auf 800.00 kommunistische Wähler. Die Sozialisten erhielten im ers-

ten Wahlgang 1.600.000 Stimmen und haben in der neuen Kammer 101 Abgeordnete, das ist ein 

Abgeordneter auf 16.000 sozialistische Wähler. Ein reaktionärer poincaristischer Abgeordneter re-

präsentiert im Durchschnitt nicht mehr als 14.000 Stimmen. Das ist eine schlagende Illustration der 

Lüge der bürgerlichen Demokratie. Das Wahlgesetz mit seinem System der Stichwahl, das von der 

Kammer des Linkskartells angenommen wurde, hat die Ungerechtigkeit des von der Bourgeoisie mit 

ihren sozialdemokratischen Agenten sorgfältig propagierten Begriffs vom „souveränen Volk“, das 

einmal in vier Jahren seinen Willen ausdrückt, stark unterstrichen. 

Dieses neue Wahlgesetz, das von den Radikalen und Sozialisten eifrig votiert wurde, sollte eine Ver-

größerung der kommunistischen Fraktion verhindern. Es steht im vollen Widerspruch zum Proporti-

onalwahlrecht. Man [295] nennt das System der Stichwahlen in Einmännerwahlkreisen ein System 

des Sumpfes. Es reduziert den Kampf der Parteien, der Ideen, der Programme auf ein Minimum und 

gibt das Übergewicht persönlichen Fragen, lokalen Kombinationen und Korruptionen, es gestattet 

dem Staatsapparat und dem Unternehmertum, den stärksten Druck auf den Willen des „souveränen 

Volkes“ auszuüben. 

Das Manöver der Bourgeoisie und der Sozialdemokraten gegen die KPF hatte insofern Erfolg, als es 

die Zahl ihrer Abgeordneten fast auf die Hälfte verringerte. Die sozialistischen Führer, die für das 

Wahlsystem des Sumpfes gestimmt haben, haben wieder einmal ihr Programm verleugnet, das den 

Kampf für das Proportionalwahlrecht fordert. 

Wenn es in Frankreich ein Proportionalwahlrecht ähnlich dem deutschen gäbe, müßte die KP 65 Ab-

geordnete haben. Die Kandidaten des Arbeiter- und Bauernblocks sind im ersten Wahlgang in Dut-

zenden von Bezirken mit einem beträchtlichen Vorsprung vor allen anderen Kandidaten an die Spitze 

gekommen. Die bürgerlich-sozialistische Koalition verrichtete ihr Werk bei dem zweiten Wahlgang. 

Die Wahlen wurden vom Innenministerium mit der größten Sorgfalt vorbereitet. Noch niemals haben 

Korruption und Wahlbetrug eine so große Rolle gespielt. Alle Mittel wurden in den 425 von den 612 

Wahlbezirken, wo Stichwahlen stattfanden, angewandt, um dem Kommunismus eine Niederlage zu 

bereiten. Die Bourgeoisie hat eine gefügige Kammer erhalten. Poincaré kann auf eine feste Mehrheit 

von 330 Stimmen rechnen, bestehend aus der Gruppe Mann (131 Abgeordnete), den christlichen De-

mokraten (17 Abgeordnete), den Linksrepublikanern (106 Abgeordnete), den radikalen Unionisten 

(55 Abgeordnete), wozu man noch 15 Konservative und eine gewisse Zahl von republikanischen 

Sozialisten hinzufügen muß. 

Diese Kammer der verstärkten Nationalen Einheit zeigt eine sehr charakteristische soziale Zusammen-

setzung, die ihre Klassenbedeutung offenbart. Unter den 612 Deputierten sind 22 Arbeiter (auf 12 
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Millionen Arbeiter in Frankreich), 132 Advokaten, 42 Ärzte, 62 Industrielle, 26 Kaufleute, 2 Bankiers, 

46 Professoren und Lehrer, 67 Großgrundbesitzer, 7 Apotheker, 5 Tierärzte, 52 Journalisten usw. 

Wir haben diese allgemeinen Bemerkungen vorausgeschickt, um unseren deutschen Genossen die 

Orientierung in den Meldungen der Presse zu erleichtern. 

Im Zeichen der Nationalen Einheit 

Seit 1926 vollzieht sich das politische Leben Frankreichs im Zeichen der Nationalen Einheit. Die 

französische Großbourgeoisie hat in der Nationalen Einheit („Union Nationale“) die angemessene 

politische Form gefunden, um sich aus einer furchtbaren finanziellen und ökonomischen Krise völlig 

auf Kosten der werktätigen Massen herauszuziehen. Wie 1914 bis 1918 die „Union Sacrée“*) das 

politische Instrument war, mit dessen Hilfe die französische Bourgeoisie den imperialistischen Krieg 

bis zum Ende durchkämpfen konnte, so ist die Nationale Einheit seit 1926 das mächtige Instrument 

der imperialistischen Politik des französischen Finanzkapitals. 

Wenn die Hilfe der sozialistischen Führer für die Stabilisierung des bedrohten kapitalistischen Systems 

sich nicht, wie 1914, in dem Eintritt in ein bürgerliches Ministerium geäußert hat, so ist sie doch nicht 

minder wirksam gewesen. Seit der Bildung der Regierung Poincaré-Herriot erklärt der Führer der So-

zialistischen Partei, Leon B l um, daß seine Partei das Volk „die Erfahrung mit Poincaré machen las-

sen werde. Das war eine elegante Manier, die enge Zusammenarbeit der sozialistischen Führer mit der 

reaktionären Regierung des Großkapitals und dem Generalstab zu verschleiern. Renaude l  erklärte 

auf dem sozialistischen Parteitag Ende 1927, daß die sozialistische Parlamentsfraktion „oft m i t  i n -

ne r em  Wide r s t r eben  gegen  d i e  Reg i e rung  Po i nca r é  gestimmt habe, aber [296] immer 

mit der Gewißheit, ihr keinen Schaden anzutun. Anderseits hat Po i nca r é  seine Anerkennung für 

die hervorragenden Dienste der Sozialverräter in seinen Wahlreden in Bordeaux und Carcassone be-

zeugt, wo er unter heftigen Angriffen gegen die KP sagte, daß die sozialistischen Abgeordneten „ge-

genüber seiner Regierung eine l oya l e  Oppos i t i on  übten, ohne je sein Werk zu hindern 

Die Übernahme der Macht durch Poincaré vollzog sich unter besonderen Verhältnissen. Dieser Mann 

des Krieges, der Ruhrbesetzung, der Reaktion des Nationalen Blocks, verhaßt bei den Arbeitermas-

sen, mit Schande weggejagt nach dem Sieg des Linkskartells am 11. Mai 1924, besitzt gegenwärtig, 

nach zwei Jähren der Regierung der Nationalen Einheit, eine ungeheure Popularität und Autorität 

unter den kleinbürgerlichen Massen und selbst unter gewissen Schichten des Proletariats. Denn er gilt 

als der Mann, de r  den  F r anken  ge r e t t e t, der die finanzielle Katastrophe gebannt hat. 

Als nach zwei Jahren der Herrschaft des Linkskartells das Pfund Sterling auf 240 stand, da nahm die 

Finanzkatastrophe unmittelbar drohenden Charakter an. Kein Versprechen war von den Radikalen 

und den Sozialisten gehalten worden, die 1924 durch die kleinbürgerlichen Massen und breite, durch 

eine linke Phraseologie schamlos getäuschte Schichten des Proletariats an die Macht gebracht worden 

waren. Sie konnten kein Versprechen halten, weil sie auf die ganze Macht des französischen Finanz-

kapitals stießen. Der Krieg und die Nachkriegszeit haben die Volkswirtschaft von Grund auf umge-

staltet. Frankreich ist aus einem Rentnerland zu einem k l a s s i s chen  Indus t r i e s t a a t  geworden. 

Die Verwüstungen des Krieges und die Inflation, die unter der Herrschaft des Linkskartells ihren 

Gipfelpunkt erreichte, haben das K le i nbü r ge r t u m  r u i n i e r t, ihm seine ökonomische Bedeutung 

genommen und infolgedessen den Niedergang seiner politischen Rolle beschleunigt. Für die Arbei-

terklasse war das offenbar eine sehr harte Zeit. Die Großbourgeoisie hatte allen Vorteil davon. Sie 

hat ihren Produktionsapparat für billiges Geld ausgebaut, die Mittelschichten enteignet, den Wert der 

inneren Staatsschuld verringert, die Produktion und die Absatzmärkte erweitert. Die Regierungen der 

„Linken“ waren gezwungen, die Politik des Finanzkapitals zu machen. 

Die Großbourgeoisie entschloß sich, die Macht zu ergreifen in dem Augenblick, wo der ständige Fall 

des Franken sich in eine wirkliche Katastrophe umzuwandeln, wo die Entwertung des Geldes schwere 

ökonomische Krisen zu verursachen drohte, insbesondere als das Grundübel des französischen 

 
*) „Heilige Einheit“ war das Schlagwort, das dem „Burgfrieden“ bei uns entsprach. Die Redaktion. 
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Kapitalismus, das Mißverhältnis zwischen dem übermäßig angewachsenen Produktionsapparat und 

den sich verringernden Absatzmöglichkeiten, sich immer deutlicher bemerkbar machte, wo schließ-

lich soziale Krisen am Horizont auftauchten. Sie ergriff die Macht sehr geschickt, indem sie eine 

wahre Panik im Lande schuf und die öffentliche Meinung sorgfältig vorbereitete. 

Die Regierung der Nationalen Einheit, in die an der Seite Po inca r é s  der Führer des Linkskartells, 

He r r i o t, eintrat, begann ihr Werk der kapitalistischen Stabilisierung in einer Atmosphäre des Ver-

trauens, die sorgfältig von allen Kräften der Bourgeoisie, ihrem Herrschaftsapparat, ihrer korrupten 

Presse und ihren Agenten in der Arbeiterbewegung, den reformistischen Führern, erhalten wurde. 

Die Großbourgeoisie, im Besitze ihrer Regierung der Nationalen Einheit, arbeitete einen Gesamtplan 

der Stabilisierung ihrer Herrschaft, der Entwicklung aller Kräfte des französischen Imperialismus aus. 

Sie hat ihr Geld stabilisiert, die Staatsschulden geregelt, die Rationalisierung ihrer Industrie vorwärts 

getrieben, das Zollsystem revidiert, die Auswertung der Kolonien begonnen, die Armee reorganisiert 

und einen furchtbaren Gewaltapparat auf die Beine gestellt. 

Das Ende der Inflation hat die inneren Widersprüche des französischen Kapitalismus bloßgelegt. Die 

tatsächliche Stabilisierung des Franken hat [297] die ökonomische Krise ausgelöst, die ihren ersten 

Höhepunkt Anfang 1927 erreichte und seither einen schleppenden Charakter annahm. 

Erdrückende Steuern für die werktätigen Massen, die kapitalistische Rationalisierung, beruhend vor 

allem auf der Herabsetzung der Löhne, der Verlängerung des Arbeitstags, der Hetzarbeit, die ver-

stärkte Ausbeutung der Kolonien, die Teuerung usw. haben die Kosten der Währungsstabilisierung 

und der Wirtschaftskrise auf die Schultern der Arbeiter abgewälzt Trotzdem ist das Vertrauen zu 

Poincaré in den Mittelschichten ständig gewachsen. Die vorherrschende Tatsache für das Kleinbür-

gertum war die Revalorisation des Franken, seine Stabilisierung auf 25 Franken für den Dollar. 

Anderseits hat die Regierung der Nationalen Einheit ihre reaktionäre Politik im Hinblick auf den 

Termin der Neuwahl nicht völlig entfaltet Sie verstand sogar, durch Palliativmittel das Kleinbürger-

tum vorübergehend zu beruhigen und anzuziehen. So hat eine Reihe von vorübergehenden Maßregeln 

die Entwicklung der drohenden Agrarkrise aufgehalten. Ein demagogisches Gesetz konnte unter den 

vom Wohnungselend Betroffenen*), die im Pariser Bezirk Hunderttausende umfassen, Illusionen ver-

breiten Lohn- und Gehaltserhöhungen für die Beamten und Arbeiter im öffentlichen Dienste haben 

momentan diese wichtigen Wählerschichten beruhigt. 

Bedenkt man dazu das vollkommene Aufgehen der Radikalen Partei in die Nationale Einheit, 

wodurch ein großer Teil des Kleinbürgertums der politischen Führung beraubt wurde, die Rolle der 

Sozialverräter und schließlich die „technischen“ Wahlbedingungen, von denen wir am Anfang spra-

chen, so wird man begreifen, daß das Wahlergebnis vom 22. und 29. April ein Sieg für die Großbour-

geoisie werden mußte. 

Es ist ein Sieg in dem Sinne, daß sie eine zuverlässige Regierung, gestützt auf eine Kammer der 

Rechten, haben wird. Wir werden in der Folge sehen, daß ihr Klassenfeind, das Proletariat, geführt 

von seiner Vorhut, der Kommunistischen Partei, sich als stärker und klassenbewußter erwiesen hat, 

als man dachte. 

Die Rolle der Sozialdemokratie 

Die sozialdemokratischen Führer tragen die schwerste Schuld an der ökonomischen und politischen 

Stärkung der Bourgeoisie auf Kosten der werktätigen Massen. 

Auf dem wirtschaftlichen Gebiet sind die Führer der CGT zu wahren Agenten der Bourgeoisie in der 

Arbeiterbewegung geworden. Sie haben sich seit ihrem Pariser Kongreß 1927 ganz auf die Ver-

schmelzung der Gewerkschaftsbewegung mit dem Staatsapparat orientiert. Das P rog r a mm  de r  

 
*) Infolge der Übervölkerung und der Wohnungsnot in Paris, kaufen viele Arbeiter, Angestellte und Beamte in der Um-

gebung ein kleines Grundstück mit einem Häuschen. Sie werden von den großen Bodenwucherern schändlich ausgebeutet 

und leben in furchtbaren Verhältnissen. 
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r e f o r m i s t i s chen  Gewer kscha f t s zen t r a l e, der CGT, ist im wesentlichen ein P r og r am m  

de r  S t ab i l i s i e r ung  de s  Kap i t a l i sm u s. Es wurde von allen Bourgeoisparteien, bis zu den re-

aktionärsten, angenommen. Es entspricht völlig der arbeiterfeindlichen Politik der Regierung Poin-

carés. 

Dem Programm liegt das Prinzip der „Rückkehr zu einer normalen Wirtschaft“, d. h. zum Vorkriegs-

kapitalismus, zugrunde. Dahin soll die Stabilisierung der Währung und die Ra t i ona l i s i e r ung  de r  

P r oduk t i on  führen. Die Mittel dazu sind eine Zusam mena r be i t  zwi schen  Kap i t a l  und  

Ar be i t, d i e  Te i l nahm e  de r  Ar be i t e r  a n  de r  „wi r t scha f t l i chen  und  adm i n i s t r a t i ven  

Le i t un g“ durch die Vermittlung des Nationalen Wirtschaftsrats, der als Berater des Parlaments er-

richtet wird, und die „Ar be i t e r kon t r o l l e“. 

[298] Um dieses Programm des vollendeten Verrats am Klassenkampf zur Annahme zu bringen, ver-

bergen die reformistischen Führer vor den Arbeitermassen den faulen Untergrund ihrer Aktion mit 

demagogischen Formeln. Sie geben vor, daß die Rationalisierung hohe Löhne, eine Erweiterung des 

inneren Marktes durch das Wachsen des Massenkonsums, eine leichte Überwindung vorübergehen-

der Arbeitslosigkeit durch die weitere Entwicklung der Produktivkräfte bringen wird. Sie bemühen 

sich, ihre schlechte Ware durch demagogische Forderungen zu verschönern, wie absolute Einhaltung 

des Achtstundentags, gleicher Lohn für gleiche Arbeit, bezahlter Urlaub usw. 

In der Tat arbeiten die reformistischen Führer ganz eng mit dem Unternehmertum und der Regierung 

an der kapitalistischen Rationalisierung zusammen, die sich in Frankreich insbesondere durch stän-

dige Herabsetzung des Lohnes, Verlängerung der Arbeitszeit und Hetzarbeit vollzieht. Sie ersticken 

den Widerstand der Arbeiterklasse, zersplittern sie und verraten ihre Streikbewegungen. 

Auf diesem ständigen Verrat der wirtschaftlichen Interessen des Proletariats baut sich das konterre-

volutionäre Werk der Führer der Sozialistischen Partei auf. Sie haben „das Experiment Poincaré“ 

gewähren lassen und unterstützt, sie leisteten seiner Finanzpolitik keinen Widerstand und gaben selbst 

ihr Projekt einer Kapitalsteuer auf ihrem letzten Kongreß auf. 

In der Hauptfrage der Arbeiterbewegung, in der Frage des Krieges, haben sie sich auf dem Kongreß 

von Lyon 1927 entschieden für die „Vaterlandsverteidigung“ erklärt. Das haben sie ja auch mit Taten 

bewiesen. Pau l  Boncou r  hat die französische Bourgeoisie mit dem monströsen Militärgesetz aus-

gerüstet, er ist der beste Verteidiger des französischen Imperialismus im Völkerbund. Ein anderer 

Sozialistenführer, Rena ude l, hat an dem Ausbau der Militärgesetze in bezug auf die Reorganisation 

der bürgerlichen Armee mitgearbeitet. 

Im übrigen ist das eine konsequente Linie der sozialistischen Führer, die unter der Herrschaft des 

Linkskartells 1924 bis 1925 das bürgerliche Budget annahmen, einschließlich des Militäretats und 

der geheimen Fonds, der Kredite für die Kriege in Marokko und Syrien. 

In der Kolonialfrage nimmt die französische Sozialdemokratie die Plattform ihres eigenen Imperia-

lismus an, ebenso wie in der Frage der Autonomie für Elsaß-Lothringen, wo die sozialistischen Führer 

Pe i r o t e s, Gr um bac h, W e i l l  die treuen Stützen der chauvinistischen und arbeiterfeindlichen Po-

litik Poincarés sind. 

Sie haben sich zu Komplicen der Unterdrückung der revolutionären Organisationen gemacht. Sie 

haben gegen die von den Kommunisten aufgestellten Kandidaten der Amnestie ihre eigenen Kandi-

daten aufgestellt und haben beim zweiten Wahlgang die reaktionären Kandidaten unterstützt, um die 

eingekerkerten und verfolgten kommunistischen Kämpfer, wie Marty, Provost, Thorez und viele an-

dere, zu schlagen. 

Die Taktik der Kommunistischen Partei 

Die Sozialistische Partei verliert immer mehr ihren proletarischen Anhang, die Arbeitermassen folgen 

in immer größerer Zahl der KP, aber sie haben noch nicht das ganze Bewußtsein des Verrats der 

sozialistischen Führer. Bis zu einem gewissen Grade lag das an Fehlern der Kommunistischen Partei 

in ihrem Kampf gegen die Verfolgungen, in ihrer Taktik gegenüber der Sozialdemokratie, in der 
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Mobilisierung der Massen zum Kampf gegen die Nationale Einheit und ihre sozialistischen Stützen. 

Diese Fehler wurden verurteilt in dem „Offenen Brief“ des Zentralkomitees vom Oktober 1927, durch 

die Entscheidungen der Reichskonferenz vom Februar 1928 und durch die Resolution des 9. Plenums 

des EKKI zur französischen Frage. Eine entschiedene Richtigstellung der Linie der KPF wurde ein-

geleitet. 

Die alten demokratischen Traditionen erschwerten dem französischen Proletariat, ein klares Klassen-

bewußtsein zu gewinnen, die notwendige Scheidung zwischen den bürgerlichen „Linksparteien“, der 

Sozialistischen Partei und der Kommunistischen Partei zu machen. Man stimmte immer [299] für die 

„Roten“, gegen die „Weißen“, und das Linkskartell hat die Verwirrung in den Arbeitermassen über 

die Rolle der Radikalen nur vermehrt. Die KP fand sich oft an das Linkskartell gebunden und erschien 

als sein äußerst linker Flügel. 

Unter diesen Umständen war die politische Klärung nicht so leicht, und die KP vermochte die Ver-

rätereien der sozialistischen Führer nicht genügend auszunutzen, um die arbeitenden Massen von 

ihnen loszulösen und unter ihren Einfluß zu bringen. 

Die Wahltaktik, die auf der letzten Reichskonferenz der KPF angenommen wurde, bringt schlagend 

die durchgeführte Berichtigung der Linie zum Ausdruck. Sie stellt in der Wahlkampagne das Prole-

tariat allen bürgerlichen Parteien, eingeschlossen die „Linken“, entgegen. Im zweiten Wahlgang war 

jedes Zurücktreten zugunsten von Radikalen ausgeschlossen. Der sozialistische Kandidat konnte im 

zweiten Wahlgang unsere Stimmen nur unter der Bedingung bekommen, daß die sozialistischen Sek-

tionen, die er vertrat, von dem ersten Wahlgang unsere Vorschläge der Einheitsfront auf Grund der 

Tagesforderungen der Arbeiter und Bauern annahmen. Die Annahme unserer Einheitsfrontvorschläge 

schloß zugleich jede Vereinbarung mit den bürgerlichen Parteien aus. 

Diese Taktik, die der Grundlinie der Komintern, der Verstärkung unseres Kampfes gegen die Sozial-

demokratie, entsprach, war ein Ergebnis der ganzen Orientierung der KPF auf die Steigerung der 

Arbeiterkämpfe gegen den Kapitalismus unter der Führung der kommunistischen Vorhat. 

Die Wahlkampagne und ihre Ergebnisse 

Der Wahlkampf ging im Zeichen der nationalen Einheit vor sich; das bedeutete vor allem einen un-

versöhnlichen Kampf gegen den Kommunismus. Die antikommunistische Front reichte von den 

schlimmsten Reaktionären bis zu den „linken“ Sozialdemokraten. Am Tage nach dem ersten Wahl-

gang gestand B l um, daß „die Sozialistische Partei die Kräfte der Bourgeoisie unterschätzt habe“. 

Die sozialistischen Führer haben ihr ganzes Feuer gegen die KP und die russische Revolution kon-

zentriert und stützten so mit aller Kraft die wütende Kampagne der Bourgeoisie gegen den Kommu-

nismus. 

Das war wirklich ein Kampf, K l a s se  gegen  Kl a s s e. Auf der einen Seite alle Fraktionen der Bour-

geoisie, gruppiert in der Nationalen Einheit und unterstützt durch die sozialistischen Führer, auf der 

anderen Seite die KP an der Spitze der Arbeitermassen. Die Taktik der KP unterstrich nur den Klas-

sencharakter dieses Wahlkampfes. Sie zielte darauf ab, das Proletariat von der Bourgeoisie und den 

schwankenden kleinbürgerlichen Schichten loszulösen und es in einem seiner historischen Aufgabe 

bewußten Klassenblock zusammenzuschließen. 

Die KPF bemühte sich zugleich, bolschewistische Methoden in der Führung des Wahlkampfes anzu-

wenden. Die Betriebe sollten der Stützpunkt der kommunistischen Wahlkampagne sein. Die KPF 

setzte sich als Ziel die Mobilisierung der Arbeitermassen durch die Wahlkampagne an den Stätten 

der Arbeit selbst, zum Kampf gegen die nationale Einheit und ihre sozialistischen Stützen, für die 

Erweiterung der wirtschaftlichen Kämpfe des Proletariats. 

Im Monat März fanden in den Industriezentren des Landes Volksversammlungen statt, vorbereitet 

durch eine Reihe von Betriebsversammlungen, wo die Kandidaten des Arbeiter- und Bauernblocks 

von den Arbeitern bestätigt und Delegationen gewählt wurden, um die Forderungen des Betriebs auf 

der Volksversammlung darzulegen. Auf diese Weise wurde eine lebendige Verbindung von großer 
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Bedeutung zwi schen  de r  Ag i t a t i on  de r  KP  in den großen Volksversammlungen und  de n 

Käm pf en  de r  Ar be i t e r  i n  den  Be t r i eben  hergestellt. Die von der KP bestimmten Kandidaten 

erhielten so die Bestätigung der Arbeiter ihres Wahlkreises, und zugleich erreichte man, den Arbei-

tern die unlösliche Verbindung zwischen dem wirtschaftlichen und dem politischen Kampf des [300] 

Proletariats klar zu machen. Das war auch ein mächtiges Mittel, um die Be t r i ebsze l l e n  aktiv zu 

machen, sie zu verstärken, indem man ihnen konkrete und wichtige Aufgaben im Verlauf der Wahl-

kampagne stellte. Die Betriebszellen schufen zugleich e i n  Ne t z  von  Kom i tee s  de s  Ar be i t e r- 

und  Baue r nb l ocks  und zogen so die Sympathisierenden zu einer systematischen Arbeit für die 

KP heran. Diese Komitees bilden dann den Keim einer Einheitsfrontorganisation in den Betrieben 

und eine feste Basis für die Werbung von Parteimitgliedern. 

Die KPF brach mit den alten sozialdemokratischen Methoden der Wahlkampagne. Das gab zusam-

men mit ihrer Taktik und ihren Losungen dem Wahlkampf ganz die Bedeutung eines Kampfes Klasse 

gegen Klasse. 

Nahezu 1.100.000 Stimmen bekannten sich im ersten Wahlgang für die KP, das sind 200.000 S t im -

m e n m eh r als 1924. Es ist unbestreitbar, daß das K l a s senbewuß t se i n dieser kommunistischen 

Wähler in Anbetracht der Klarheit der Wahlkampagne v i e l  höhe r  stand. Millionen fremder, kolo-

nialer, weiblicher, jugendlicher Proletarier, Soldaten und Matrosen, die des Wahlrechts beraubt sind, 

sind gleichfalls der KP gefolgt. Sie hat mit 350.000 Stimmen im Pariser Bezirk d i e Mehr he i t de s 

Pa r i s e r  P r o l e t a r i a t s  für sich gewonnen. Sie verzeichnet beträchtliche Erfolge in den industriel-

len Zentren und einen übe r r a schende n S i eg  i n  E l s a ß-Lo t h r i n ge n. 

Die Verwirrung der sozialistischen Führer, die nur 1.600.000 Stimmen und 15 Mandate im ersten 

Wahlgang erlangten, erreichte ihren Gipfelpunkt. Angesichts der Intransigenz der KPF, die übe r a l l  

i h r e  Kand i da t en  au f r ech t  e r h i e l t, da die Einheitsfront nirgends zustande gekommen war, ent-

wickelten die sozialistischen Führer eine unerhörte Kampagne gegen den Kommunismus und die 

Sowjetunion und gingen in ihrer provokatorischen und konterrevolutionären Arbeit bis zu den äu-

ßersten Grenzen. Um ihre Parlamentssitze zu retten, suchten sie bei der radikalen und reaktionären 

Bourgeoisie Zuflucht. Sie versuchten unter den kommunistischen Truppen Verwirrung zu stiften, sie 

taten alles, um die Kandidaten der KP zu Fall zu bringen. 

Aus dem zweiten Wahlgang ging die Nationale Einheit beträchtlich gestärkt hervor. Die Radikalen 

erleiden beträchtliche Verluste, die Sozialisten behaupten mit Hilfe der Bourgeoisie mühsam ihre 

Mandatszahl. Ihr Führer Leo n  B l um  wird in Paris von dem kommunistischen Kandidaten Jacques 

Duc l o s‚ der für seine antimilitaristische Tätigkeit 30 Jahre Zuchthaus erhalten hatte, ge sch l agen. 

Im allgemeinen sind die Arbeiter der Taktik der KP gefolgt. Sie hat im zweiten Wahlgang mit mehr 

oder weniger kleinen Verlusten ihre Stimmenzahl behauptet mit Ausnahme der Bezirke, wo die Funk-

tionäre es an der notwendigen Aufklärungsarbeit fehlen ließen. 

* 

Die Wahlergebnisse bedeuten einen S i eg  de r  Bour geo i s i e, die mit verstärkter Kraft ihre Politik 

der kapitalistischen Rationalisierung, der Unterdrückung der Arbeiterschaft, der Ausplünderung der 

Kolonien und der Vorbereitung des Krieges gegen die Sowjetunion verfolgen wird. Aber sie bedeuten 

zugleich einen e r n s t en  Fo r t s ch r i t t  de r  KP  und  e i ne  t e i l we i s e  N i ede r l age  de r  Soz i -

a l dem okra t i e. 

Die Wirtschaftskrise und die Widersprüche des französischen Imperialismus werden die Klassen-

kämpfe verschärfen. Die Offensive der Unternehmer und der Regierung gegen die Lebensbedingun-

gen der Arbeiter entwickelt sich in raschem Tempo. Das Proletariat leistet bereits Widerstand und 

geht an mehreren Abschnitten der Klassenfront zum Gegenangriff über. 

Unter der Führung der KPF, die ihren Einfluß befestigt hat und ihre neue Linie konsequent durchfüh-

ren wird, werden die werktätigen Massen in Frankreich größeren Kämpfen entgegengehen bis zur 

entscheidenden Schlacht. [301] 
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Der Kampf für die Siebenstundenschicht  
Von W. U l b r i c h t  

Die Bewegung der Ruhr-Bergarbeiter für Siebenstundenschicht unter Tage, Achtstundenschicht über 

Tage und 1,50 Mark Lohnerhöhung zeigt besonders klar das Wesen der reformistischen Gewerk-

schaftspolitik. Eine Arbeitszeitverkürzung und Lohnerhöhung im Bergbau wirkt sich notwendiger-

weise auch auf andere Industrien aus und beeinflußt die Preispolitik auf dem Innenmarkt. Es kommt 

hinzu, daß auf dem Weltkohlenmarkt der schärfste Konkurrenzkampf tobt und somit ein Kampf um 

Verbesserung der Arbeitsbedingungen im deutschen Bergbau den Konkurrenzkampf der deutschen 

Industrie auf dem Weltmarkt, die Politik des neuen deutschen Imperialismus schädigt. 

D i e  Tak t ik  de s  Be rga r be i t e r-Ve r bandes  ze i g t, w iewe i t  d i e  Wi r t s cha f t spo l i t i k  de r  

soz i a l dem okr a t i s chen  Gewer kscha f t s f üh r e r  den  I n t e r e s sen  de s  deu t s chen  Im pe -

r i a l i sm us  en t sp r i ch t. Zu Beginn der Arbeitszeitbewegung machte die bürgerliche Presse die so-

zialdemokratischen Gewerkschaftsführer darauf aufmerksam, daß eine Verkürzung der Arbeitszeit 

den Konkurrenzkampf der deutschen Industrie auf dem Weltmarkt aufs schwerste schädigen würde. 

Sie erinnerte die Gewerkschaftsführer an ihre nationale Wirtschaftspolitik während des englischen 

Bergarbeiterkampfes, wo sie im Interesse der Konkurrenzfähigkeit der deutschen Kohle alle Kräfte 

einsetzten, die Solidaritätsaktion der deutschen Bergarbeiter zu verhindern. Jetzt sei es erst recht not-

wendig, einen Arbeitszeitkampf zu vermeiden, weil infolge der Verlängerung der Arbeitszeit und des 

Abbaues der Löhne in England die englische Kohle konkurrenzfähiger geworden sei. Die Überein-

stimmung zwischen der Wirtschaftspolitik der Kohlenbarone der Reichsregierung und der reformisti-

schen Führer kam darin zum Ausdruck, daß die Leitung des BAV das Überzeitabkommen nicht kün-

digen wollte. Of f en  t r a t e n  d i e  Füh r e r  des  Be r ga r be i t e r-Ve r bandes  gegen  den  Kampf  

f ü r  d i e  S i ebens t undensch i ch t  a u f. Erst unter dem Drucke der Bergarbeiter und des folgenden 

Beschlusses der Revierkonferenz waren sie gezwungen, das Überzeitabkommen zu kündigen. 

Theoretisch fand diese Politik ihren Ausdruck in der Begründung der Lohnforderungen. in der „Berg-

arbeiter-Zeitung“ und in den Reden der Führer des Bes ei er- Verbandes wurde auch nach dem Be-

schluß der Revierkonferenz über die Organisierung des Kampfes für die Siebenstundenschicht fast 

nichts gesagt. Die Theoretiker des Bergarbeiter-Verbandes beschränkten sich auf die Beg r ündung  

de r  Lohner höhung  und  f o r de r t e n  dabe i  d i e  Be r ücks i ch t i gung  de r  Le i s t ungs s t e i -

ge r ung  be i  Fe s t s e t zung  de r  Löhn e. Die ungeheure Leistungssteigerung, die Erhöhung der 

Unfallziffer im Bergbau, sollte also von den Bergarbeiters nicht mit dem Kampf für die Siebenstun-

denschicht beantwortet werden. D ur ch  en t sp r echend  höhe r e  Lohnf o r de rung  so l l  d i e  

Le i s t ungss t e i ge r ung  ausgeg l i chen  und  von  de r  Ar be i t s ze i t f o r de r ung  abge l enk t  

we r de n. Während also in früheren Jahren die Reformisten offen für die Verlängerung der Arbeitszeit 

eintraten und erklärten, daß die Arbeiter „im Interesse des Aufbaues der Wirtschaft“ Opfer bringen 

müssen, bemühen sie sich jetzt in geschickterer Weise, von der Arbeitszeitforderung abzulenken. 

Die Kohlenbarone erklärten von vornherein, daß unter keinen Umständen die Arbeitszeit verkürzt 

werden könne. Um dafür den Schein eines „unparteiischen“, „wissenschaftlichen“ Beweises zu ge-

winnen, vereinbarten sie mit der Reichsregierung die Einsetzung einer Untersuchungskommission 

(Schmalenbach-Kommission) durch den Reichswirtschaftsrat. Diese Untersuchungskommissionen 

gehören zu jenen staatlichen Einrichtungen, deren Aufgabe es ist, in „wirtschaftsdemokratischer“ 

Weise Sozialdemokraten für die Vertretung der Unternehmerinteressen einzuspannen. Dieser Unter-

suchungskommission gehörte auch der Sozialdemokrat Baade  an. Er er-[302]klärte sich zwar mit 

dem Untersuchungsergebnis der Schmalenbach-Kornmission nicht vollständig einverstanden, hat 

aber durch sein Sondergutachten ebenfalls „bewiesen“, daß die Forderung der Bergarbeiter auf Ein-

führung der Siebenstundenschicht für den kapitalistischen Bergbau „untragbar“ ist. Herr Baade rech-

nete 58 Pf. Gewinn pro Absatztonne aus. Das entspricht etwa einer Lohnerhöhung von 6 bis 7 Prozent. 

Da die Sozialdemokraten nur für die Lohnerhöhung im Rahmen der kapitalistischen Möglichkeiten 

sind, beweisen sie damit, daß sie die Lohnforderung von 1,50 Mark selbst nicht ernst nehmen und 

eine Kohlenpreiserhöhung für nötig halten. Mehr haben die Unternehmer von Herrn Baade nebst 

seinen sozialdemokratischen Freunden auch nicht verlangt. Die Beteiligung von Sozialdemokraten 
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an solchen Untersuchungskommission zeigt die grundsätzliche Übereinstimmung der sozialdemokra-

tischen und der kapitalistischen Wirtschaftspolitik. Der Sinn dieser Untersuchungen ist die Ableh-

nung aller Arbeiterforderungen, die geeignet sind, die Unternehmerprofite und die Kapitalsakkumu-

lationen zu hemmen und die damit die Weiterentwicklung des neuen deutschen Imperialismus hin-

dern. Es ist klar, daß die Unternehmer immer und in jeder Situation beweisen können, daß die Arbei-

terforderungen für die Wirtschaft untragbar sind. Gerade, weil die Arbeiterforderungen niemals in 

Einklang zu bringen sind mit den Interessen der Kapitalisten und des kapitalistischen Staates, eben 

deshalb müssen die Arbeiterforderungen gegen den Widerstand der Kapitalisten erkämpft werden. 

Niemals werden die Arbeiter ihre Forderungen durchsetzen können, wenn sie Rücksicht nehmen auf 

das Interesse der kapitalistischen Wirtschaft. Deshalb dürfen sich auch Gewerkschaftsvertreter an 

diesen „wissenschaftlichen“ staatlichen Untersuchungskommissionen nicht beteiligen. Die Gewerk-

schaften haben lediglich die Aufgabe, auf Grund der Lebenslage der Arbeiter die Notwendigkeit des 

Kampfes für die beschlossenen Forderungen zu beweisen und den Kampf so zu organisieren und zu 

führen, daß die Forderungen durchgesetzt und die Machtverhältnisse im Interesse des Proletariats 

geändert werden. 

Die revolutionäre Opposition in den Gewerkschaften forderte auf Grund dieser Lage die Organisie-

rung des Streikes zum 1. Mai in den Betrieben. in einer ausführlichen Entschließung unterbreitete die 

Opposition der Revierkonferenz die praktischen Vorschläge für die Organisierung des Kampfes: 

a) Breiteste Mobilisierung der Bergarbeiter und der gesamten Arbeiterschaft für die Forderungen: 

Siebenstundenschicht und 1,50 Mark Lohnerhöhung. Aufklärung über die Taktik des Gegners und 

die Rolle der Schlichtungsinstanzen im Kampfe der Kohlenbarone und ihres Staats-apparats gegen 

die Arbeiter; 

b) Organisierung der gewerkschaftlichen Werbung in den Betrieben und Ausbau des gewerkschaftli-

chen Funktionärkörpers; 

c) Organisierung des Streikes durch die Wahl von Streikleitungen in den Belegschaftsversammlungen 

und Zusammenberufung der Vertreter der Streikleitungen zu einer Revierkonferenz. 

In zahlreichen Belegschaftsversammlungen und öffentlichen Kundgebungen erklärten sich die Berg-

arbeiter für die Forderungen der Opposition. Diese Sympathie für die Vorschläge der Opposition fand 

aber noch keinen Ausdruck in konkreten organisatorischen Kampfvorbereitungen. D i e  Kr a f t  de r  

Oppos i t i on  r e i ch t e  noch  n i ch t  a u s, d i e  Ar be i t e r  zu r  Or gan i s i e r ung  de s  Kam pf es  

en t gegen  dem  Wi l l en  de r  soz i a l dem okr a t i s chen  Gewer kscha f t sbür ok r a t i e  z u  

b r i nge n. 

Der Sch i eds sp r uch  brachte keine Minute Verkürzung der Arbeitszeit unter Tage. Nur für einige 

kleine Arbeitergruppen über Tage wurde die Arbeitszeit verkürzt. Die Löhne wurden um acht Prozent 

erhöht. Die Arbeitszeitverkürzung für einige Arbeiter über Tage ist zweifellos ein Erfolg der Oppo-

sition, denn nur unter dem Drucke der Opposition war die Verbandsleitung gezwungen, das Über-

zeitabkommen zu kündigen. Wenn die Bergarbeiter den Kampf aufgenommen hätten, wäre zweifel-

los auch eine Ver-[303]kürzung der Arbeitszeit unter Tage durchgesetzt worden. Die Lohnerhöhung 

von acht Prozent mußte von dem Schlichter bewilligt werden, weil offensichtlich eine geringere 

Lohnerhöhung einen Kampf der Bergarbeiter, wenigstens in einer Anzahl Betriebe, zur Folge gehabt 

hätte. Der Schlichter und die Regierung waren sich über die Stimmung der Bergarbeiter im klaren. 

Sie wußten, daß nur auf dem Wege einer Lohnkonzession die Möglichkeit bestand, die Bergarbeiter 

am Kampf für die Siebenstundenschicht zu hindern. Diese Lohnerhöhung ist aber nicht nur vollstän-

dig ungenügend, sondern sie dient auch offensichtlich dem Zweck, die Spaltung der Arbeiter weiter 

zu fördern, denn die p rozen t ua l e  Festsetzung der Lohnerhöhung bedeutet, daß die höher entlohn-

ten Arbeitergruppen eine höhere Lohnzulage erhalten als die niedriger entlohnten. Die Lohnspanne 

wird größer. 

Die Revierkonferenz des Bergarbeiter-Verbandes lehnte am 15. April den Schiedsspruch ab, und die 

Führer des Bergarbeiter-Verbandes erklärten, daß die „letzten gewerkschaftlichen Mittel“ eingesetzt 
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werden müßten, wenn kein anderer Schiedsspruch gefällt würde. Der Schiedsspruch wurde nicht ge-

ändert, sondern verbindlich erklärt, und auf der Revierkonferenz vom 28. April befürwortete Huse-

mann nicht nur die Annahme dieses Schiedsspruchs, sondern versuchte den Bergarbeitern zu bewei-

sen, daß es der beste Schiedsspruch der letzten Zeit sei und daß es ein Glück für die Bergarbeiter sei, 

daß das Schlichtungssystem existiert. Die Bergarbeiter sollten also obendrein noch glücklich sein, 

daß ihnen der Schlichter die achtstündige Arbeitszeit unter Tage diktiert. Diese Stellungnahme der 

Verbandsleitung zeigt, daß die reformistischen Gewerkschaftsführer mit allen Mitteln den Kampf für 

die Siebenstundenschicht sabotieren, weil die E i n f üh r ung  de r  S i ebens t undensch i ch t  im  

Wi de r sp ruch  s t eh t  z u  den  I n t e r e s sen  de s  deu t s chen  I m pe r i a l i sm us  und  zu r  Koa -

l i t i onspo l i t i k  de r  Soz i a l demokr a t i e. Der zunehmende Widerstand der Bergarbeiter gegen 

diese sozialdemokratische Niederlagenstrategie hat zur Folge, daß insbesondere im Bergarbeiter-Ver-

band das Bestimmungsrecht der Mitglieder immer mehr ausgeschaltet wird und leitende oppositio-

nelle Gewerkschaftsfunktionäre ihrer Funktion enthoben oder aus der Gewerkschaft ausgeschlossen 

werden. Auf den Gewerkschaftskonferenzen diktiert Husemann unbeschränkt. Die oppositionellen 

Delegierten kommen nicht zu Wort. Nicht jeder anwesende Delegierte darf sich zu Wort melden, 

sondern die Geschäfts-Bezirks-Delegationen bestimmen den Redner. Diese Tatsachen zeigen, wie 

notwendig es ist, daß innerhalb des Bergarbeiter-Verbandes der Kampf für die Wiederherstellung der 

proletarischen Demokratie verstärkt durchgeführt wird. 

Die Bergarbeiter-Löhne sind um acht Prozent erhöht worden, aber zu gleicher Zeit wird der Kohlen-

preis pro Tonne um 1 Mark gesteigert. D i e  Un te r nehmer  wä l zen  a l so  n i ch t  nu r  so f o r t  d i e  

Lohne r höhung  au f  d i e  b r e i t en  M a s s e n  a b, sonde rn  s i e  e r höhen  den  Koh l enp r e i s  

we i t  meh r, a l s  de r  Lohne r höhung  en t sp r echen  wür d e. Sie machen bei diesem Schieds-

spruch ebenso ein Geschäft, wie die Hüttenindustriellen nach dem Schiedsspruch in der Nordwestli-

chen Gruppe. Diese Erfahrungen zeigen, wie verhängnisvoll es ist, die Lohnbewegungen als „reine 

Lohnfrage“ mit Hilfe der Schlichtungsinstanzen zu führen. Die Unternehmer werden in jedem Fall 

ihre Macht im Staatsapparat ausnutzen, um die Lohnerhöhung auf die breiten Massen der Werktätigen 

abzuwälzen. Nur dann, wenn der Kampf um Verbesserung der Arbeitsbedingungen als ein Teil des 

Kampfes gegen die Herrschaft der Bourgeoisie geführt wird, nur wenn auf diesem Wege die Macht 

des Gegners zunächst geschwächt und erschüttert wird, ist es möglich, die Forderungen der Arbeiter 

durchzusetzen und die Abwälzung der Lohnerhöhung und Arbeitszeitverkürzung auf die Arbeiter in 

weitgehendem Maße zu verhindern. 

Welche Lehren hat die Partei aus der Arbeitszeitbewegung zu ziehen? Zweifellos hat in dieser Bewe-

gung die Partei die Lehren aus der Hüttenarbeiterbewegung in weitgehendem Maße ausgewertet. Die 

Mobilisierung der Parteiorganisation, insbesondere der Zellen in den Bergbaubetrieben, wurde [304] 

systematisch durchgeführt. Mit Hilfe von Betriebszeitunten, Belegschaftsversammlungen und öffent-

lichen Kundgebungen führte die Partei rechtzeitig die Massenmobilisierung durch. Dabei begnügte 

sie sich nicht etwa wie früher mit der Annahme von Resolutionen, in denen die Forderungen der 

Arbeiter richtig formuliert waren, sondern die Partei zeigte von Anfang an den Bergarbeiters den 

W e g  de s  Ka m pf e s  für die Siebenstundenschicht Die Resolution der Zahlstelle Bottrop V und die 

Beschlüsse zahlreicher Versammlungen sowie die von der Opposition eingebrachte Resolution auf 

der Revierkonferenz am 15. April sagten klar, daß die Siebenstundenschicht nur erkämpft werden 

kann, wenn von  den  Be t r i eben  aus  de r  Kam pf  o rgan i s i e r t  wird und in den S t r e i k l e i -

t unge n  gewählt werden, die gleichzeitig den Kampf organisieren. 

Es muß festgestellt werden, daß die richtige Linie der Partei von den Parteiorganisationen noch man-

gelhaft durchgeführt wurde. Es zeigte sich ein starker Widerstand bei zahlreichen kommunistischen 

Betriebsräten und passive Resistenz bei kommunistischen Gewerkschaftsfunktionären. Die Mehrheit 

der Parteifunktionäre hat noch nicht erkannt, daß die Aufgabe der Partei nicht nur darin besteht, den 

Arbeitern den Weg des Kampfes für die Siebenstundenschicht und gegen die reformistische Politik 

p r opagand i s t i s c h  darzustellen, sondern daß die Partei alle Kraft einsetzen muß, um den Kamp f  

z u  o r gan i s i e r en  und  z u  füh r e n. Der Sinn der revolutionären Agitation der Partei ist die Mobi-

lisierung der Arbeitermassen zur Dur c h f üh r u ng  de s  Kam pf e s für die gestellten Forderungen. 
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Ag i t a t i on  ohne  den  Wi l l en  zu r  Ta t  bedeu t e t  Kompr om i t t i e r ung  de r  kom m uni s t i -

s chen  Po l i t i k. Die Arbeiter werden mit Recht sagen, die Kommunisten reden zwar etwas radikaler 

als die Sozialdemokraten, im Grunde genommen sind sie aber auch nicht besser. Das soll nicht heißen 

i so l i e r t e Führung von Kämpfen durch die Kommunisten. Aber jeder Genosse muß sich klar sein, daß 

d i e Ar be i t e r nu r  dann  un t e r  Füh r ung  de r  KPD Käm pf e  vo r be r e i t en  und  du r ch f üh -

r e n, wenn  d i e  r evo lu t i onä r e  Massenag i t a t i on  de r  KPD s o  eindeu t i g  und  übe r zeu -

gend  ge f üh r t  w i r d, daß  d i e  Arbe i t e r  d i e  Rich t i gke i t  unse r e r  Tak t i k  e rkennen  und  

übe r ze ug t  s i n d, daß  d i e  Partei e r n s t l i ch  und  z i e l bewuß t  den  Kam pf  f üh r en  wi r d. 

Es wäre falsch, die passive Resistenz zahlreicher Parteimitglieder durch Hinweis auf organisatorische 

Schwächen zu bemänteln. Es ist kein Zufall, daß der Kampfwille der Arbeiter in vielen Fällen größer 

ist als die Aktivität der kommunistischen Betriebsräte. Die Furcht vor der Organisierung des Kampfes 

findet ihren Ausdruck unter anderem in zahlreichen opportunistischen Manövern unserer Genossen. 

Der Brief des Betriebsrats einer Schachtanlage an den Schlichter Briesch ist ein Musterbeispiel der 

sozialdemokratischen Politik kommunistischer Betriebsfunktionäre. Dabei handelte es sich nicht um 

den Fehler einiger Betriebsfunktionäre, sondern es ist charakteristisch, daß eine größere Zahl leiten-

der Parteifunktionäre dieses Briefeschreiben als p r i nz i p i e l l  zulässig erklärten. Ebenso charakte-

ristisch ist, daß nach der Verbindlicherklärung des Schiedsspruchs kommunistische Funktionäre die 

Einleitung einer Kündigungsaktion vorschlagen wollten, eine Maßnahme, die lediglich abgelenkt 

hätte von den entscheidenden Fragen und in der Konsequenz eine Unterstützung der reformistischen 

Kündigungspolitik bedeutet. Bekanntlich erklären die Reformisten, daß nicht einmal der Ablauf eines 

Tarifvertrags die gesetzliche Möglichkeit zum Streike gebe, da erst das i nd i v i due l l e  Ar be i t s -

ve r hä l t n i s  durch Kündigung gelöst werden müsse 

Wie weit die opportunistische Verseuchung im Funktionärkörper der Partei fortgeschritten ist, das 

gebt auch aus Vorschlägen für die Ruhrrevierkonferenz hervor. Nachdem der Schiedsspruch verbind-

lich erklärt war und die reformistische Bürokratie offen erklärt hätte, daß sie gegen den Kampf für 

die Siebenstundenschicht ist, wollten Genossen eine Resolution vorlegen, in der mit keinem Wort 

gegen die wirtschaftsfriedliche Politik der reformisti-[305]schen Bürokratie und ihre offene Unter-

stützung der Bürgerblockpolitik Stellung genommen wird, und wo statt dessen gesagt wird: 

„Die Delegierten e r w a r t e n, d a ß  d e r  H a u p t v o r s t a n d  die Aufnahme des Streiks für die von ihm aufge-

stellten Forderungen am 1. Mai durchführt.“ 

Wahrlich, „noch am Grabe pflanzt er die Hoffnung auf“ – nämlich die Hoffnung, daß die Husemann 

u. Co. vielleicht doch noch den Kampf um die Siebenstundenschicht führen. In dieser Situation war 

es die Aufgabe der Opposition, klar und eindeutig die Lehre aus den bisherigen Arbeitszeitbewegun-

gen zu ziehen und den Arbeitern zu sagen, daß der Ka m pf  um  die S i ebens t undensch i ch t  von  

den  Be t r i eben  aus  o r gan i s i e r t  we r den  m uß  und  nu r  gegen  den  Wi l l en  de r  soz i a l -

dem okr a t i s chen  Bür ok r a t i e  de s  Be r ga r be i t e r-Ve r bandes  und  de r  Le i t ung  de s  

ch r i s t l i chen  Ve r bandes  du r chge f üh r t  we r den  kan n. 

Unsere Kraft hat in dieser Bewegung noch nicht ausgereicht, den Kampf für die Siebenstundenschicht 

gegen den vereinten Widerstand der sozialdemokratischen Bürokratie, der Kohlenbarone und ihres 

Staatsapparats durchzuführen. Die politische Arbeit unserer Zellen, ihre revolutionäre Massenarbeit, 

die systematische Erfassung der Sympathisierenden, war noch ungenügend. Die Opposition im Berg-

arbeiterverband ist schwach und arbeitet nicht genügend systematisch. Viele Arbeiter lehnen den 

Eintritt in den Bergarbeiterverband ab infolge der kapitalistischen Wirtschaftspolitik des Hauptvor-

standes. Es  i s t  no t wend i g, d i e  Be r ga r be i t e r  davon  z u  übe r zeuge n, daß  s i e  d i e  Op-

pos i t i on  im  Ver band  s t ä r ken  m üsse n, dam i t  i n  den  Be t r i eben  und  Zah l s t e l l en  de s  

Ve r bandes  s t a r ke  Kade r s  oppos i t i one l l e r  Ar be i t e r  o r gan i s i e r t  we r den  könne n, 

d i e  f äh i g  s i n d, den  Kam pf  f ü r  d i e  S i ebens t undensch i ch t  auch  gegen  den  Wi l l en  

de s  Haup tvo r s t andes  und  gegen  d i e  Sch l i ch t ungsd i k t a t u r  z u  f üh r e n. 

* 
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Die Politik der Danatbankt*)  
Von L e o n i d  

I. 

Vertritt die Deutsche Bank heute in erster Linie die Interessen des britischen Imperialismus in 

Deutschland, so repräsentiert die Darmstädter und Nationalbank, die Bank des Trustfinanziers Jakob 

Goldschmidt, den neudeutschen, „nationalen“ Imperialismus. Ist die Politik der Deutschen Bank ein 

Ausdruck der nach dem Kriege eingetretenen Internationalisierung des Kapitals und speziell des Vor-

dringens des angelsächsischen Kapitalismus nach Kontinentaleuropa, so ist der Aufstieg und die Po-

litik der Danatbank eine Begleiterscheinung des in den letzten Jahren begonnenen Wiederaufbaues 

und der Neuerstarkung des eigentlichen deutschen Kapitalismus. Die Danatbank als die finanzkapi-

talistische Zentrale eines der beiden produktionstechnischen Kraftzentren des deutschen Kapitals, der 

Schwerindustrie (neben der Chemie), die Danatbank als Organisatorin der neuen höchsten Kapital-

formen, des Vertrustungsprozesses, die Danatbank als – im Ergebnis – die treibende Kraft der neuen 

imperialistischen Tendenzen des deutschen [306] Staates und seiner Weltpolitik – in diesen drei. Sät-

zen ist zugleich ein Querschnitt der Nachkriegsentwicklung des deutschen Kapitalismus gegeben. 

Denn war die Macht der Deutschen Bank nach dem Kriege zugleich mit der Auflösung der alten 

deutschen Kapitalverfassung liquidiert und nur im Wege eines nationalen Farbenwechsels, eines ka-

pitalistischen Landesverrats restauriert, so begann der Aufstieg der Danatbank gerade auf den Ruinen 

des kaiserlichen Systems, mit dem Geburtsschrei des neuen, bürgerlich-demokratischen Deutsch-

lands, dessen Fahnenträger die Bank Jakob Goldschmidts von nun ab wurde. Die privatkapitalistische 

Verdrängung der Bank des Kaiserreichs, der Deutschen Bank, durch die Bank der Republik, die Da-

natbank, die in den folgenden Jahren vor sich ging, war nur eine Folge der politischen und ökonomi-

schen Reorganisation der deutschen Bourgeoisie als Klasse. 

II. 

In der Zeit, wo die Deutsche Bank die britische Hochfinanz und Admiralität zu ihren Testamentsvoll-

streckern auf der Linie Berlin–Bagdad ernannte, schloß sich die Danatbank jener Kapitalsgruppe an, 

die allein inmitten des Chaos der nationalen Niederlage siegreich hervorragte und gerade die äußere 

Niederlage zur Quelle eines neuen Eroberungszugs „nach innen“ machte –‚ dem Konzern Stinnes. 

Stinnes war dabei, durch planmäßige Anfachung der Inflation, systematische Entmündigung des 

Staatsapparats und Niederwerfung der Arbeiterklasse mittels des Faschismus und der Großen Koali-

tion die Reste der deutschen Nation zu enteignen und sich zu deren staatskapitalistischem Monopol-

besitzer zu konstituieren. Jakob Goldschmidt wurde der finanzkapitalistische Adjutant des industri-

ellen Marodeurs. „Goldschmidt dankt alles, was er hat, meinem Vater. Er lief ihm förmlich nach“ –‚ 

erklärte später der Sohn von Hugo Stinnes. Auf diese Weise gelang es der Danatbank als der einzigen 

unter den deutschen Großbanken, die Inflationsperiode mit ihrer Sprengung des mobilen Kapitals 

nicht allein ohne Einbuße, sondern mit beträchtlichem Machtgewinn hinter sich zu lassen. Indem 

Jakob Goldschmidt in der kritischen Zeit bewußt auf das Primat des Finanzkapitals gegenüber dem 

Industriekapital verzichtete und sich demütig in dessen Gefolge aufnehmen ließ, gelang es seiner 

Bank, sich einen festen Anteil an der Beute der Industrie zu sichern, während andere, isolierte Banken 

aus dem Produktions- und Zirkulationsprozeß hinausgedrängt und teilweise von der Industrie im 

Sturm erobert wurden. Aus einer subalternen Bank, die sie vor dem Kriege war, sprang die 

„Darmstädter“ auf die obersten Stufen der Hochfinanz. Doch ihre Zeit begann erst, als die Inflation 

beendet war und Goldschmidt mit dem wiedergefundenen Rüstzeug des mobilen Kapitals sich gegen 

seinen industriellen Herrn, den Stinnes-Konzern, wandte und ihn expropriierte. Er verschaffte dem 

Konzern die 200 Millionen Goldmark zur Begleichung seiner (auf weitere Inflation berechneten) 

Schulden, aber er nahm sich als Preis die Kontrolle über 90 Prozent des ganzen im Konzern angeleg-

ten Kapitals, P r oduk t ionsm i t t e l, deren wirklichem Wert gegenüber die vorgeschossene Summe 

des mobilen Kapitals verschwand. Es war ein typischer finanzkapitalistischer Akt. Aber er war es in 

 
*) Vgl. „Die Außenpolitik der Deutschen Bank“ im Heft 8 der „Internationale“. 
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einem solchen Ausmaße und er erfaßte Produktionsmittel von derartiger Schlüsselstellung, daß die 

Danatbank mit einem Schlage in Deutschland eine Position erreichte, für die der amerikanische Fi-

nanzkapitalist Morgan mehrere Jahrzehnte brauchte. 

III. 

Es begann nun (1924) die zweite Etappe des Machtaufstiegs der Dartatbank: Sie verwandte die unter 

ihre Kontrolle gekommenen maßgebenden Produktionsmittel verschiedener Wirtschaftszweige, um 

sie unter Einschluß anderer Großunternehmungen in industrielle T r us t s  zu vereinigen. 

[307] Das Kernstück des aufgelösten Stinnes-Konzerns, die Rhein-Elbe-Union (Gelsenkirchener 

Bergwerks-A.-G., Deutsch-Luxemburgische A.-G. und Bochumer Verein), wurde zur Keimzelle des 

neuen deutschen Stahltrusts, der Vereinigten Stahlwerk A.-G., zu dem auch die Gruppen Thyssen 

und Otto Wolff herangezogen wurden. Jakob Goldschmidt wurde der finanzielle Leiter des Trusts. 

Die Stinnesschen Schiffahrtsinteressen wurden mit zwei anderen Reedereien, Deutsch-Austral und 

Kosmos, zusammengekoppelt und das Ganze wiederum in die Hamburg-Amerika-Linie eingebracht. 

Goldschmidt kam so in die Leitung der Hapag hinein, während in dem anderen deutschen Reeder-

konzern, dem Norddeutschen Lloyd, schon vorher mehrere Danat-Vertreter saßen. Das Ergebnis war 

letzten Endes auch hier die Tendenz nur generellen Vertrustung (vgl. die neuesten Nachrichten über 

eine Interessengemeinschaft zwischen Hapag und Lloyd). In der Chemieindustrie wurden die Stinnes-

Riebeck-Werke an den 1. G. Farbentrust transferiert. In der Werftindustrie, in der Automobilindust-

rie, in der Maschinenindustrie – überall trat und tritt die Danatbank als Trustorganisator auf. Auch 

dort, wo bereits Trustgesellschaften gegründet sind, erscheint die Bank als Vermittlerin weiterer Ver-

bindungen. Im November 1926 trat Goldschmidt in den Aufsichtsrat der Klöckner-Werke ein. Im 

Januar 1927 wurde er von Krupp hineingewählt, nachdem der Konzern vorher von einer starken fi-

nanziellen Krisis betroffen war. Es folgten die gemeinsamen Gründungen des Stahltrusts und der 

anderen Ruhrkonzerne auf dem Gebiete der Ferngasversorgung, der Stickstoff- und der Kunstöler-

zeugung, der Konsortialaufkauf schwächerer Konzerne (Stumm, Rombach), die Bildung des mittel-

deutschen und des oberschlesischen Stahltrusts, die Kohlentransaktion zwischen Krupp und Stahl-

trust – kurz, eine generelle konzentrische Reorganisation des Industriekapitals unter einheitlicher 

Führung des deutschen Morgans Jakob Goldschmidt. In ihrem Geschäftsbericht für 1926 konnte die 

Danatbank feierlich die „neuartige Entwicklung des kapitalistischen Prinzips“, die „grundlegende 

wirtschaftliche Umwälzung“ verkünden, das Ergebnis „des großen, allgemein gültigen Gesetzes einer 

unaufhaltsam in Bewegung befindlichen Entwicklung“. Die Formeln muteten fast marxistisch an. 

Das Finanz- und Trustkapital proklamierte seine Diktatur. 

IV. 

Die Frage nach der konk r e t en  finanzkapitalistischen Macht der Danatbank, der Basis ihrer impe-

rialistischen Funktion, soll in diesem Zusammenhang in dreierlei Richtungen untersucht werden. 

1. der Mach t r ad i u s  – die Größe des von der Danatbank erfaßten Kapitals im Verhältnis zum deut-

schen Gesamtkapital; 

2. die Zusammensetzung der Macht – die innere, produktionstechnische und besitzkapitalistische Or-

ganisation des von der Danatbank erfaßten Kapitals; 

3. das Sys t em  der Beherrschung – das Verhältnis zwischen dem kontrollierenden eigenen mobilen 

Kapital und aufgesaugten fremden mobilen Kapital einerseits und dem kontrollierten Produktionska-

pital anderseits. 

Die erste Frage setzt die Kenntnis all der einzelnen Unternehmungen voraus, die in finanzkapitalisti-

scher Hörigkeit zu der Bank stehen. Wir nehmen an, daß als solche nicht alle Gesellschaften anzuse-

hen sind, die überhaupt mit der Bank in irgendeinem „Geschäftsverkehr“ stehen, sondern nur solche, 

die mit ihr durch die sogenannte Personalunion verbunden sind – durch den Austausch der Direktoren 

und Aufsichtsräte. In solchen Fällen kann mit Sicherheit auf einen hohen Grad finanzkapitalistischer 

Kontrolle geschlossen werden. Es ergibt sich folgendes: [308] 
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Die Gesamtausdehnung der finanzkapitalistischen Einflußsphäre der Danatbank 

(die mit der Danatbank durch Personalunion verbundenen Aktiengesellschaften*)) 

Wirtschaftszweig Zahl der Aktiengesellschaften Gesamtbetrag des Aktienkapitals 

in Millionen Mark 

Eisen und Stahl  28  1824,22 

Chemie  16  1139,42 

Elektroindustrie**)  20  734,08 

Kohle  18  528,58 

Metallindustrie   66  429,39 

Schiffahrt  13  354,38 

Nahrungs- und Genußmittel  31  246,40 

Versicherungswesen  32  182,53 

Banken***)  25  172,88 

Kali  6  170,43 

Kommunalbetriebe  5  168,24 

Textilindustrie  24  143,04 

Eisenbahnen und Verkehr  12  136,21 

Kolonialgesellschaften  6  132,37 

Automobilindustrie  6  98,24 

Gummiindustrie  6  61,19 

Bau-, Terrain- und Immob.-Ges.  16  57,02 

Petroleum- und Ölindustrie  8  56,80 

Verlag und Film  8  53,86 

Zementindustrie  4  53,75 

Schiffbau  5  45,83 

Glas und Porzellan  7  30,09 

Papier, Zellstoff, Holz  8  16,06 

Verschiedene  13  160,64 

  383  7008,25 

Rund 400 Aktiengesellschaften mit einem Aktienkapital von über sieben Milliarden Mark – das sind 

nur etwa 3,5 Prozent der Gesamtzahl der deutschen Aktiengesellschaften (insgesamt 11.000), jedoch 

etwa 44 Prozent des gesamten deutschen Aktienkapitals (insgesamt etwa 16 Milliarden). Schließt 

man Gesellschaften ein, die aus irgendeinem Grunde nicht mitgezählt oder deren Verbindungen ver-

schleiert sind, so kann rund gerechnet werden, daß die Hälfte des gesamten deutschen Aktienkapitals 

unter Kontrolle einer einzigen Großbank, der Danatbank, steht. 

Die Tatsache, daß diese Gesellschaften dabei der Zahl nach nicht einmal den fünfundzwanzigsten 

Teil der Gesamtmenge ausmachen, zeigt bereits an, daß es sich um die größten und kapitalkräftigsten 

Unternehmungen Deutschlands handeln muß. In jedem Produktionszweig sind nur die stärksten, die 

führenden Industriekapitalisten an das System der Danatbank angeschlossen. Während für das ge-

samte Deutsche Reich das Durchschnittskapital einer Aktiengesellschaft kaum anderthalb Millionen 

beträgt, steht der Durchschnittssatz einer Aktiengesellschaft aus der Danat-Sphäre auf fast 20 Milli-

onen und erreicht in einzelnen Branchen die Höhe bis zu 70 Millionen Mark. Die Organisation des 

Kapitalreichs der Danatbank beleuchtet näher die folgende Zusammenstellung. [309] 

Die innere Zusammensetzung der finanzkapitalistischen Einflußsphäre der Danatbank 

Von dem Gesamtaktienkapital (7 Milliarden Mark) der mit der Danatbank verbundenen Gesellschaf-

ten (rund 400) entfallen auf 

Schwer- und Metallindustrie†) 52 Proz. oder 3,66 Milliarden Mark 
do. und Chemie 69 " " 4,80 " " 

 
*) Die Zusammenstellung wird zum erstenmal veröffentlicht. Nicht einbegriffen sind ausländische Gesellschaften, ein-

schließlich Polnisch-Oberschlesien, Danzig und Saargebiet, ferner 15 bis 20 inländische Gesellschaften, über die keine 

Daten zu beschaffen waren. Außerhalb der Zusammenstellung blieben auch die nicht in Aktienform betriebenen Unter-

nehmen (G. m. b. H. und Gewerkschaften). 
**) Elektrotechnik und Krafterzeugung. 
***) Inklusive vier Treuhandgesellschaften und Liquidationskassen. 
†) Inklusive der bei der Elektroindustrie einbegriffenen Starkstromunternehmungen. 
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2 industrielle Spitzentrusts 27 Proz. oder 1,90 Milliarden Mark 

14 Großkonzerne*) 52 " " 3,66 " " 

davon 6 schwerind. Großkonzerne 23 " " 1,64 " " 

V. 

Die Zusammenstellung ergibt in doppelter Hinsicht die hohe Organisation des Danatkapitals. Dieses 

weist auf: 

1. Primat der P r oduk t ionsm i t t e l i ndus t r i e n, 

2. Primat des konzen t r i e r t en  Kapitals. 

In der Tat sind beide Gruppen identisch. Die Konsumindustrien weisen einen viel schwächeren Kon-

zentrationsgrad auf und bilden auch im Reiche der Danatbank eine entlegene Provinz. Die Metropole 

ist das Ruhrkapital. Sowohl für die Außenpolitik als auch für die Innenpolitik Deutschlands ist dieser 

Umstand von ausschlaggebender Bedeutung. Einerseits erklärt er die bestimmende Rolle der Danat-

bank für den neudeutschen Imperialismus und seine staatlichen Träger, konkret ausgedrückt: den 

unten geschilderten Einfluß Goldschmidts auf Stresemann; denn das „Schwergewicht“ des deutschen 

Imperialismus kann heute neben der Chemie nur von der Schwerindustrie ausgehen, deren Exekutive 

eben bei der Danatbank liegt. Anderseits erklärt sich dadurch auch die innenpolitische Stellung der 

Danatbank: sie steht dort, wo das konzentrierte Ruhrkapital steht: rechts, sie kämpft gegen diejenigen, 

gegen die das Ruhrkapital kämpft: gegen die Fertigindustrie, gegen die vielen schwachen verarbei-

tenden Kapitalisten. deren Profit im wachsenden Maße von dem Rohstoffkapital beschlagnahmt wird 

und die sich zu ihrer Verteidigung der linksbürgerlichen Parteien und ihrer manchesterlich-kleinka-

pitalistischen Ideologie bedienen. 

Es ist möglich, daß das neuere Übergreifen der Danatbank auf das Territorium der verarbeitenden 

Industrie gerade von diesem Gesichtspunkt bestimmt wird, von dem bewußt verfochtenen ökonomi-

schen – und dadurch auch machtpolitischen – Gegensatz der Schwerindustrie zu dem Verarbeitungs-

kapital. Zur gleichen Zeit, wo die Ruhrkonzerne durch Erhöhung der Rohstoffpreise und Drosselung 

der Einfuhr (internationale Kartelle!) ihren Abnehmern Schritt für Schritt die Luft zum Atmen, den 

Profit, nehmen, stößt die verbündete Danatbank auf finanzkapitalistischem Wege vor – durch Akti-

enaufkäufe und Vertrustungen in den einzelnen Branchen der Verarbeitung. Die Schwerindustrie, die 

sich vor zwei Jahren beim Abschluß des Burgfriedens mit der „Avi (Arbeitsgemeinschaft der verar-

beitenden Industrie) feierlich verpflichten mußte, keinerlei weitere Expansion in die Verarbeitung zu 

treiben, übertrug einfach diese Aufgabe auf die Danatbank. Der „Radius der Bank erweiterte sich, 

von dem kohle-eisernen Zentrum ausgehend, immer mehr zur Peripherie, in die Maschinen-, Loko-

motiven-, Waggon-, Automobilindustrie hinein. Die verarbeitende Industrie sieht sich von allen Sei-

ten e i ngekr e i s t: monopolisierter Rohstoff, monopolisierter Brennstoff, selbst auf die Hilfsstoffe 

erstreckt sich die Einflußsphäre der [310] Danatbank (etwa Gummi). Schließlich ist es der Bank ge-

lungen, auch den Transport, und zwar den für die exportierende Fertigindustrie maßgebenden See-

schiffahrts-Transport, zu einem Eckpfeiler ihrer Machtposition zu machen. Die Verbindung mit dem 

Norddeutschen Lloyd datiert noch aus der Zeit der Bremer „Nationalbank für Deutschland, die sich 

im Jahre 1922 mit der Darmstädter Bank zu der neuen „Darmstädter und Nationalbank“ fusionierte; 

der Generaldirektor des Lloyds, Stimming, und der Vizepräsident Hoffmann sitzen heute in der Da-

natbank, die wiederum beim Lloyd durch mehrere Vertreter repräsentiert ist. Bei der Hapag hat Gold-

schmidt erst kürzlich seinen Einzug gehalten. Außerhalb der Interessensphäre dieser beiden Reeder-

konzerne gibt es keine Handelsschiffahrt in Deutschland. Der Ring um die Verarbeitung ist fast ge-

schlossen. 

  

 
*) Aktiengesellschaften mit über 100 Millionen Mark Kapital, stellen nur 3 ½ Prozent der Gesamtzahl der erfaßten Ge-

sellschaften dar; es sind im einzelnen: Chemietrust, Stahltrust, Gelsenkirchener Bergwerks-A.-G.‚ Phönix-A.-G., Ham-

burg-Amerika-Linie, Krupp, AEG, Kraftkonzern RWE, Norddeutscher Lloyd, Kali-Industrie-A.-G.. Viag, Klöckner, Har-

pener Bergbau-A.-G, und Schantung-Eisenbahn-Gesellschaft. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 280 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

VI. 

Einer der wichtigsten Bestandteile für die Einkreisung der Fertigindustrie ist damit freilich noch nicht 

erwähnt – es ist das Finanzkapital selbst, das Reservoir des mobilen Kapitals und sein Kreditmonopol. 

Bei der Großindustrie haben die Großbanken gewaltige Kapitalien festliegen, die sich immer weiter 

vergrößern, da sie nun einmal an die Dynamik der erweiterten Reproduktion der Industrie gekettet 

sind. Um so rücksichtsloser sind sie gegenüber dem Kapitalbedarf der mittleren und kleineren Indust-

rie, und das erst recht, wenn die Sabotage hier durch kapitalpolitische Richtlinien geboten ist, wie es 

die Taktik der Danatbank ist. Geben sie aber einmal den Kredit, dann fordern sie auch den vollen 

Besitz, und so folgt der „Sanierung“ solcher Unternehmungen der Wechsel der Aktienmajorität, Ein-

gliederung in die Trustorganisation – mithin Kapitulation vor den „Einkreisern“. 

Wie hoch ist nun dieses mobile Kapital, das der Danatbank ihre Herrschaft erst ermöglicht, aus wel-

chen Quellen fließt es zusammen, und in welchem Verhältnis steht es zu der Masse des kontrollierten 

Produktionskapitals? 

Die Kapitalarmeen der Danatbank 

Basis – das eigene mobile Kapital der DB (Aktienkapital und Reserven) 100 Mill. Mark 

Kontrollmittel – das aufgesaugte fremde mobile Kapital (Depositen, Kreditoren) 1564 " " 

Kontrollobjekt – das assoziierte Produktionskapital (nominelles Aktienkapital) 6753 " " 

Je eine Mark des Eigenkapitals verfügt demnach über 14 Mark fremden Kapitals und kontrolliert 

damit (durch Finanzierung usw.) mehr als 60 Mark des angelegten industriellen Kapitals (wobei 60 

Mark ein nomineller Ausdruck und nicht der wahre Wert der Produktionsmittel ist). Wer stellt der 

Danatbank zu ihrer einen Mark die ausschlaggebenden 14 Mark zur Verfügung? – Die Tausende 

kleiner Sparer des Mittelstandes, die Industriekapitalisten selbst, die Behörden, die „Nation“. 

VII. 

Wir sind an den Quellen der Macht der Danatbank angelangt, und die Ökonomie geht wieder in Po-

litik über. Die Danatbank braucht zu ihrer allgemeinen und speziellen Existenz die Ersparnisse der 

Nation – also muß sie Politik betreiben, eine solche Politik, die ihr die Ersparnisse von allen Seiten 

und in höchstmöglichem Umfange zuführt. Der größte Empfänger von mobilem Kapital im Lande ist 

der Staat, der Steuereintreiber, der Besitzer der Eisenbahnen und der Post – also muß die Danatbank 

den Staat beherrschen, um von ihm die „Verwaltung“ seiner Barmittel zu erhalten. Die Reichsbank 

und die Landesfinanzämter bilden die durchgehenden Reser-[311]voirs dieser Barmittel – also muß 

der staatliche Finanzapparat „unsichtbar“ in das System der Danatbank einbezogen werden. Kurz 

nach der Inflation wurde beispielsweise bekannt, daß das Landesfinanzamt Groß-Berlin an Stelle der 

bis dahin bestandenen verschiedenen Privatbankverbindungen der einzelnen Finanzkassen ein Konto 

bei der Zentrale der Danatbank errichtet hat, die dadurch in Besitz „sehr erheblicher“ Barmittel kam. 

Das geschah in dem Augenblick, wo die Geldknappheit in Deutschland an dem Höhepunkt angelangt 

war. Fast zur gleichen Zeit wurde das Vorstandsmitglied der Danatbank Dr. Hjalmar Schach t  zum 

Präsidenten der Deutschen Reichsbank ernannt. Nicht genug. Der Präsident der Preußischen Staats-

bank, Adolf von Dombois, trat in den Aufsichtsrat der Danatbank ein. Es war gerade die Zeit, wo 

Goldschmidt seine ungeheure Mittel verbrauchende Generalexpansion in die Industrie begann. 

Man kann eine beliebige Anzahl paralleler Fälle anführen: der Direktor der Danatbank von Simson 

ist Zentralausschußmitglied der Reichsbank, der Aufsichtsrat Schrage stellvertretendes Zentralaus-

schußmitglied, was auch der Vizepräsident der Bank, Bömers, ist, der Aufsichtsrat Blunck ist Mit-

glied des Bezirksausschusses der Reichsbankhauptstelle Kiel usw. Und der Staat ist nicht der einzige, 

der die Danatbank finanziert – auch der deutsche Mittelstand, dessen soziale Existenz gerade von den 

hinter der Bank stehenden Großkapitalistenschichten erdrückt wird, tut es. Der Vizepräsident der 

Bank, Bömers, ist zugleich Vorsitzender der Sparkasse Bremen. Auf der einen Seite die Steuerzahler 

durch staatliche Gewalt, auf der andern Seite die Sparer durch „freiwillige“ Anlage – so hilft die 

Nation der Danatbank, ihr finanzkapitalistisches Reich aufzurichten. 

  



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 281 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

VIII. 

Doch nicht allein zu dem Zweck der Auspressung des mobilen Kapitals kümmert sich die Danatbank 

um den Staat. Sie braucht ihn als Urquelle ihrer Macht, sie braucht ihn aber auch als Werkzeug für 

ihren Endzweck – den Imperialismus. 

Ist die Reichsbank jene „durchgehende“ Stelle im Staat, die die Danatbank zu ihren finanziellen Zwe-

cken braucht, so sind das Auswärtige Amt und die Partei, die den Außenminister stellt, die Volkspar-

tei, die „durchgehenden“ Stellen für die im pe r i a l i s t i s che  Staatspolitik der Danatbank. 

Zwischen Jakob Goldschmidt, der Volkspartei und dem Auswärtigen Amt führen Fäden hin und her. 

Goldschmidt hat die Verwaltung der Geheimfonds des Auswärtigen Amtes, vertritt es beispielsweise 

bei der inoffiziellen Pressekorrumpierung im „staatspolitischen“ Interesse (so bei dem bekannten Auf-

kauf der „Deutschen Allgemeinen Zeitung“ durch das Auswärtige Amt aus der Stinnes-Masse). Gold-

schmidt finanziert das Leiborgan Stresemanns, die „Tägliche Rundschau“. Und Goldschmidts engster 

Bankkollege, der Auf s i ch t s r a t s vo r s i t z ende  de r  Dana t bank  P ro f. R i e s se r, ist zugleich 

Stresemanns engster Parteikollege und vo l k spa r t e i l i che r  V i zep r ä s iden t  de s  Re i chs t ag s. 

Der Mechanismus dieser privaten Verbindungen zwischen dem maßgebenden Finanzmann und dem 

maßgebenden „Staatsmann“ Deutschlands ist in seinem ganzen Aufbau nur dem Auge des „Einge-

weihten“ erkennbar. Charakteristisch ist, daß die organisatorischen Knotenpunkte dieser Verbindun-

gen nach einer Provinzstadt, Bremen, verlegt sind. Einige seien hier angeführt. Vor kurzem ist die 

„Täg l i che  Rundscha u“, ein rechtsstehendes Berliner Blatt, zu einem offiziösen Organ Strese-

manns gemacht worden, indem die dem Evangelischen Bund gehörigen Anteile der Zeitung von einer 

unbekannten Stelle angekauft wurden. Diese Stelle ist eine schlichte Treuhandgesellschaft zu Bremen 

mit dem Namen „Fi de s“ und mit einem lächerlichen Kapital von 50.000 RM. Aber den Vorsitz der 

„Fides hat Herr August Strube inne, Geschäftsinhaber der Danatbank; ein weiterer Geschäftsinhaber 

der Bank, der preußische Generalkonsul in Bremen, Friedrich Hincke, sitzt gleichfalls in der „Fides“, 

außerdem der Direktor der [312] Bank, Rechtsanwalt Walter Bernhard, und der Aufsichtsrat der 

Bank, Bömers, das volksparteiliche Mitglied des Bremer Senats. Nach dem Erwerb der „Täglichen 

Rundschau“ durch die „Fides“ hat die Danatbank dem Verlag einen Kredit in dreifacher Höhe seines 

Aktienkapitals gewährt. Auch für andere volksparteiliche Zeitungen ist die „Fides“ die Holdingzent-

rale. Das Bremer Organ der Partei, die „W e se r-Ze i t un g“, ist in eine A.-G. eingebracht, deren Vor-

sitzender der Bremer Filialdirektor der Danatbank, H. W. Müller, ist und zu deren Aufsichtsrat das 

Mitglied der „Fides“, Geheimrat Alimers, zählt. 

Weiter: die „Deu t sche  Al l geme i ne  Ze i tun g“. 76 Prozent ihrer Anteile gehörten der sozialde-

mokratischen preußischen Regierung, die es für staatsklug fand, die Aktien für 400.000 Mark an 

Jakob Goldschmidt, den Beauftragten Stresemanns, zu verkaufen. Daraufhin gewährte die Reichsre-

gierung der „DAZ“ unter Ausschluß der Öffentlichkeit eine Subvention, die zu einem Drittel aus dem 

Reptilienfonds der Reichskanzlei, zu zwei Dritteln aus denen des Auswärtigen Amtes bestritten 

wurde und die durch die Hände Goldschmidts ging. Als Vertreter des Reiches in dem Verlage der 

„DAZ“ wurde der Rechtsanwalt Bernhard von der Danatbank und der „Fides“ Treuhand-A.-G. be-

stellt. Als die Angelegenheit ruchbar wurde, „verkaufte“ Goldschmidt die „DAZ“ für anderthalb Mil-

lionen Mark an ein Konsortium, das aus ihm selbst, dem Stahltrustleiter Dr. Vögler und dem Hapag-

direktor Reichskanzler a. D. Cuno bestand. Die Zeitung blieb das Sprachrohr Stresemanns. 

IX. 

Alle diese Tatsachen bestätigen nur jene Erscheinung, die sich schon rein theoretisch aus einer Ge-

genüberstellung der ökonomischen und der politischen Entwicklungstendenzen in Deutschland erge-

ben muß: das politische Schwergewicht der Bourgeoisie, Stresemann, korrespondiert notwendig mit 

dem privatkapitalistischen Schwergewicht, der Danatbank, und ihrer industriellen Stütze, dem Stahl-

trust. Stresemann kann sich nur halten, wenn er die Politik der Danatbank macht, und er hält sich, 

weil er sie macht. 

Welche Politik ist das? Wir wissen, daß eine andere Finanzmacht in Deutschland, die Deutsche Bank, 

heute auf die Außenpolitik des bürgerlichen Staates im Sinne einer Eingliederung in das weltpolitische 
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System des britischen Imperialismus einwirkt. Widerspricht nun diese Tendenz derjenigen der Da-

natbank, d. h. der „rein deutschen“ Schwerindustrie? Besteht und entwickelt sich ein Gegensatz zwi-

schen der „nationalen“ Außenpolitik der Danatbank und der „internationalen“, angelsächsischen, der 

Deutschen Bank, ein Gegensatz, in dessen Kreuzfeuer Stresemann steht? 

Ein solcher Gegensatz besteht, wenn auch heute nur im Keime. Denn die natürliche imperialistische 

Aggressivität des Kohlen- und Eisenkapitals des Ruhrgebiets ist geblieben, wie sie vor dem Kriege 

war. Die Ruhrkohle mit dem lothringischen Erz als produktionstechnisches Fundament, das konti-

nentale Europa als politische Basis, die Angelsachsen, Birmingham und Pittsburgh, als die große 

Weltkonkurrenz – diese geschichtliche Aufgabe des deutschen Imperialismus steht auch heute vor 

ihm wie vor 1914. War damals die Erfüllung des ersten Teils dieses Programms – der Schaffung der 

kontinentalen Einheit gegen Angloamerika – im Wege einer militärischen Niederwerfung Frank-

reichs gedacht, so wird heute der gleiche Zweck durch eine friedliche paritätische Kartellierung mi t  

Frankreich erreicht. Ist es soweit, ist die kontinentale Basis für die Sammlung der imperialistischen 

Energie geschaffen, dann entsteht wieder die Frage nach dem Raum für die Entladung dieser Energie, 

nach den Absatzmärkten und den Rohstoffquellen, und es sind wieder die kolonialen und halbkapi-

talistischen Gebiete, die allein für die Austragung dieses Konkurrenzkampfes der beiden hochkapita-

listischen Kontinente, Europa und Angloamerika, in Frage kommen. So kann es geschehen, daß die 

Danatbank – und mit ihr Stresemann – über kurz oder lang gezwungen sein wird, im Namen der 

imperialistischen Republik jene Positionen zu beziehen, die die Deutsche Bank, die Bank des impe-

rialistischen Kaiserreichs, 1914 bezogen hatte und die sie 1918 preisgeben mußte. [313] 

* 

Versuch einer Feststellung der sozialen Gliederung der deutschen Bevölkerung  
Von E r i c h  K u n i k  

(Fortsetzung*)) 

Zu Gruppe II: Mithelfende Familienangehörige 

Der Gesamtausweis gibt an: 

Mithelfende männlich weiblich zusammen 
ohne Angehörige 1.304.271 4.132.958 5.437.229 
mit Angehörigen 1.359.780 4.205.701 5.565.481 

Von ihnen entfallen auf die einzelnen Wirtschaftsabteilungen: 

A. Land- und Forstwirtschaft  1.212.575  3.577.931  4.790.506 

B. Industrie und Handwerk  37.318  183.106  220.424 

C. Handel und Verkehr  52.522  361.583  414.105 

D. Verwaltungen, Schaustellungsgewerbe usw.  984  3113  4097 

E. Gesundheitswesen usw.  849  7147  7996 

F. ohne nähere Angabe  23  78  101 

  1.304.271  4.132.958  5.437.229 

Die große Masse der mithelfenden Familienangehörigen entfällt also auf die Landwirtschaft, wo sie in den Betriebsklas-

sengrößen 

a) unter 2 ha mit  1.308.000 Personen 

b) von 2 bis 5 ha mit  1.401.000 " 

c) von 5 bis 20 ha mit  2.162.000 " 

d) von 20 bis 50 ha mit  414.000 " 

e) über 50 ha mit  57.000 " 

zusammen mit  5.342.000 Personen 

in der Personalstatistik ausgewiesen sind. 

Von den mitarbeitenden Familienangehörigen der Personalstatistik sind 201.000 unter 14 Jahre alt, 

also abzusetzen. Es bleiben rund 350.000 zu viel übrig, also haben mindestens so viel einen anderen 

Beruf als Hauptberuf angegeben. Es wird sich dabei hauptsächlich um die Größenklassen unter 2 ha 

handeln, auf denen die Mithelfenden ihre Arbeitskraft nicht verwerten können, also zu anderweitiger 

Arbeit gedrängt werden. 

 
*) Siehe „Internationale“, Heft 9, S. 277 bis 283. 
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Hier ist aus der Personalstatistik wiederum nur der Aufgliederungsschlüssel zu gewinnen. Es müssen 

aber zum Unterschied von den ähnlichen Verhältnissen in der Gruppe der „Selbständigen“ hier die 

zum Proletariat gehörigen besonders berücksichtigt werden. Zunächst gehören dazu alle Personen aus 

der Position a und 50 Prozent aus der Position b. minus 350.000 = 1.658.000, wovon noch 58.000 für 

unter vierzehnjährig abzusetzen sind, womit 1.600.000 zum Proletariat Gehörige festgestellt sind. 

Zu den M i t t e l s c h i c h t e n  gehören: 

50 Prozent der Klasse b = 700.000  

100 Prozent der Klasse c = 2.162.000  

90 Prozent der Klasse d = 372.000  

zusammen: 3.234.000  

minus: 132.000 Kinder 

 3.102.000  

Zur B o u r g e o i s i e: 

10 Prozent der Klasse d = 41.000  

100 Prozent der Klasse e = 57.000  

zusammen: 98.000  

minus: 2000 Kinder 

 96.000  

Aus dem Verhältnis 1.600.000 : 3.102.000 : 96.000, zusammen 4.798.000 ergibt sich die Überflüs-

sigkeit einer besonderen Schlüsselberechnung für die zu verteilenden 4.790.506 Personen, weil die 

Zahlen fast übereinstimmen. Die gewonnenen Zahlen sind bei der Gruppenaufrechnung eingesetzt. 

[314] In Industrie und Handwerk sind die 220.424 so gut wie ausschließlich den handwerklichen 

Betrieben zugehörig. Zum Proletariat kann man hier natürlich niemand einsetzen, da aus dieser 

Gruppe bei den Selbständigen nur die Hälfte der Besitzer von Alleinbetrieben zum Proletariat ge-

rechnet wurden, die eben ke i ne  Angehörigen beschäftigen. Aus der Verteilung der Mithelfenden 

auf die einzelnen Gewerbe ergibt sich, daß in den Zweigen, in denen Großbetriebe vorhanden sind, 

höchstens 16.000 Mithelfende aufgeführt werden. Von ihnen kann man wieder nur höchstens 50 Proz. 

zur Bourgeoisie rechnen, weil auch in diesen Zweigen ein großer Teil der Mithelfenden in den Klein-

betrieben steckt. 

Es sind demnach 8000 zur Bourgeoisie und 212.000 zu den Mittelschichten Gehörige hier eingesetzt. 

Bei Handel und Verkehr sind in Bank-, Börsen-, Immobilienhandel, Vermittlung, Seeschiffahrt rund 

3000 Mithelfende beschäftigt. Im Waren- und Produktenhandel, in welchem auch noch zur Bourgeoi-

sie Gehörige enthalten sein können, 237.000. Der höchstzulässige Satz, den man zur Bourgeoisie für 

die ganze Gruppe rechnen kann, ist 10 Proz. der bisher aufgeführten Zweige, also 24.000. Der ganze 

Rest von 390.000 ist den Mittelschichten zugeschrieben. 

Aus der Gruppe D (Erziehung, Rechtsberatung, Künstler, Schriftsteller, Theater, Lichtspiel, Rund-

funk, Schaustellung) sind alle Mithelfenden den Mittelschichten zugerechnet. 

In Gruppe E (Gesundheitswesen) sind von allen 8000 Mithelfenden 5700 bei den Barbieren tätig. Aus 

den Apotheken, privaten Krankenhäusern und dergleichen kann man höchstens einige hundert zur 

Bourgeoisie zu zählende rechnen also keine beeinflussende Zahl. Die Gruppen E und F sind deshalb 

ganz den Mittelschichten zugeschrieben. 

Aufgliederung der Gruppe II: Mithelfende 

 zur Bourgeoisie  

gehörig 

zu den Mittelschichten  

gehörig 

zum Proletariat  

gehörig 

A. Landwirtschaft  96.000  3.100.000  1.600.000 

B. Industrie und Handwerk  8000  212.000 – 

C. Handel und Verkehr  24.000  390.000 – 

D. Verwaltung –  4000 – 

E. u. F. Gesundheitswesen usw. –  8000 – 

  128.000  3.714.000  1.600.000 

in Prozenten 2,35 Proz. 68,25 Proz. 29,40 Proz. 
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Die Zugehörigen zur Gruppe II ergeben nach diesem Schlüssel aufgeteilt 

zur Bourgeoisie gehörig 130.777 

zu den Mittelschichten gehörig 1.798.112 

zum Proletariat gehörig 636.110 
 5.564.999 

* 

Gruppe III: Angestellte und Beamte 

Insgesamt sind ausgewiesen: 

 

 männlich weiblich zusammen 

ohne Angehörige 3.836.446  1.437.328  5.273.774 

mit Angehörigen 5.095.496  5.089.414 10.184.910 

Davon in  überhaupt davon weiblich 

A. Landwirtschaft   1.437.328  5.273.774 

B. Industrie und Handwerk   1.452.293  335.532 

C. Handel und Verkehr    2.220.818  681.978 

D. Verwaltung, Heer, Kirche, freie Berufe   1.152.509  220.805 

E. Gesundheit, Wohlfahrt   226.092  153.463 

F. Häusliche Dienste, oder ohne Betriebsangabe oder feste Stellung   60.743  33.924 

 zusammen  5.274.232  1.437.655 

Die soziale Gliederung der Beamten 

Nach den (offenbar aus dem Reichsfinanzministerium vermittelten) Angaben der „Germania“ vom 4. November 1927 

gab es in Deutschland: 

 

 untere Beamte: mittlere Beamte: höhere Beamte: 

Reich  50.086  33.815  8821 

Länder  180000  46000  40000 

Gemeinden  220.000  244.000  40.000 

Reichsbahn  280.360  30.984  3425 

Reichspost  169.253  48.905  3007 

zusammen:  899.699  403.704  95.252 

in Prozenten 64 % 29 % 7 % 

[315] Von den 1.398.655 Beamten sind auszubuchen auf das Proletariat alle unteren, auf Mittel-

schichten alle mittleren und 50 Prozent der höheren, auf die Bourgeoisie 50 Prozent der höheren. 

Das prozentuale Verhältnis würde somit für die gesamte Beamtenschaft folgenden Verteilungsschlüs-

sel ergeben: 

64 Prozent zum Proletariat gehörige, 

32,5 Prozent zu den Mittelschichten gehörige, 

3,5 Prozent zur Bourgeoisie gehörige. 

In diesen Zahlen fehlen noch mehrere hunderttausend öffentlich-rechtliche Beamte aus Selbstverwal-

tungsapparaten, zum Beispiel Krankenkassen und dergleichen. Ihre Zahl ist nicht genau feststellbar. 

Nach Angaben anderer Quellen (Dr. Hendingersche Tabelle) ist die oben verwandte Zahl aller Be-

amten nach dem Stande von 1927 unvollständig und muß auf insgesamt 1.425.968 erhöht werden. 

Alle Einzelangaben differieren voneinander und enthalten für einzelne Gruppen von Beamten Schät-

zungszahlen. Da nach 1925 der Beamtenabbau noch ein wenig nachwirkte, kann man annehmen, daß 

die Zahl nicht entscheidend verändert wurde, weil die Ausdehnung anderer Beamtenapparate im Nor-

maltempo erfolgte. 

Die Vierteljahrshefte für Konjunkturforschung (1927, Heft 4, Seite 28) rechnen mit rund 1,4 Millio-

nen von der Angestelltenversicherung nicht erfaßten Angestellten und Beamten, wobei aber unklar 

bleibt, welcher Teil von Beamten nicht erfaßt ist. 
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‚Es können hier die 27.000 Beamten, welche die Hendingersche Tabelle mehr ausweist und rund 

173.000 Beamte aus nicht ausgewiesenen Apparaten, also rund 200.000 zum oben gewonnenen 

Schlüssel (64 Prozent untere, 29 Prozent mittlere, 7 Prozent höhere Beamte!, hinzugezogen werden. 

 untere: mittlere: höhere: 

also:  128000  58.000  14.000 

so daß insgesamt  1.027.699  451.704  109.252 

ausgewiesen sind. 

Sie sind (50 Prozent der höheren plus 100 Prozent der mittleren zu den Mittelschichten) also mit 

  

 1.027.699 dem Proletariat, 

  516.430 den Mittelschichten, 

  54.726 der Bourgeoisie zuzuschreiben. 

  1.598.855.  

Die soziale Gliederung der Angestellten 

Nach den „Vieteljahrsheften zur Konjunkturforschung“, 1927, Heft pag. 28, wurden ins Jahre 1927 

insgesamt rund 33 Millionen Monatsbeiträge zur Angestelltenversicherung geleistet, Rechnet man 

nach dem Vorschlag dieser Zeitschrift zwölf Monatsbeiträge auf einen Angestellten, so ergibt sich 

eine Zahl von 2.750.000 vollversicherten Angestellten. 

Nach demselben Heft entfielen von je 100 Vollversicherten der Angestelltenversicherung im Mo-

na t sdu r chschn i t t  des Jahres 1927 auf 

 % 

 Gehaltsklasse A (Einkommen bis zu 50 Mk.) 18,37 

 B (Einkommen von 50 bis 100 Mk.) 17,13 68,25 

 C (Einkommen von 100 bis 200 Mk.) 32,75 

 D (Einkommen von 200 bis 300 Mk.) 18,11 

 E (Einkommen von 300 bis 400 Mk.) 8,55 

 F (Einkommen von 400 bis 500 Mk.) 4,54 

 G und H (freiwillig Weiterversicherte, über 500 Mk.) 051 

Die Grenze der als proletarische anzusprechenden Einkommen liegt in Gehaltsklasse D auf etwa 250 

Mark Monatseinkommen. Wegen der Tatsache, daß die versicherten Einkommen um einen gewissen 

Prozentsatz zu niedrig angegeben werden und daß ein gewisser Prozentsatz von Anfängergehältern, 

die in höhere Klassen aufzurücken im Begriff sind, berücksichtigt werden muß, sind hier nur die 

Einkommen der Gruppen A bis C, also bis zu 200 Mark monatlich als proletarische angenommen, 

der Rest wird zu den Mittelschichten gerechnet. Die proletarischen Einkommen entfallen auf 68,25 

Prozent der Versicherten, also auf 1.876.875 Angestellte, und 31,75 Prozent oder 873.125 Angestellte 

sind den Mittelschichten zugeschrieben. 

Der allgemeine Verteilungsschlüssel bei den versicherten Angestellten ist demnach: 

Bour geo i s i e  0 Proz., Mi t t e l sch i ch t en  32 Proz., P r o l e t a r i a t  68 Proz. 

[316] Es sind demnach aufgegliedert: 

 1.598.855 Beamte und 

 2.750.000 Angestellte 

 zusammen: 4.348.855  

wie folgt: 

 zur Bourgeoisie gehörig: zu den Mittelschichten gehörig: zum Proletariat gehörig: 

Beamte  54.726  516.855  1.027.699 

Angestellte –  873.125  1.876.875 

zusammen:  54.726  1.389.980  2.904.574 

in Prozenten: 1 % 31 % 68 % 

Von den in der Gruppe III ausgewiesenen berufstätigen Angestellten und Beamten fehlen noch rund 

925.000. Es handelt sich hier zu einem Teil um die nicht versicherungspflichtigen Angestellten, die 
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auf die freiwillige Weiterversicherung beim Überschreiten der Gehaltsgrenze von 500 Mark verzich-

ten, ferner um diejenigen, die sich der Versicherungspflicht entziehen. 

Da die leitenden Angestellten in Gruppe I (Selbständige) enthalten sind, läßt sich eine besondere 

Berücksichtigung des bürgerlichen Anteils an dieser Schicht hier nicht mehr rechtfertigen. Dagegen 

liegt die Annahme nahe, daß in dem unaufgeklärten Rest der Anteil der zu den Mittelschichten gehö-

rigen etwas höher ist als bei der großen Masse, weil die proletarischen Elemente weniger Möglich-

keiten haben, sich der Versicherungspflicht zu entziehen, während bei den Mittelschichten etwas häu-

figer ein Verwandtschaftsverhältnis zum „Arbeitgeber das möglich macht. Daraus und aus den Nicht-

versicherungspflichtigen ist hier eine Erhöhung des Gesamtverteilungsschlüssels für die Gruppe der 

den Mittelschichten zuzuzählenden auf 32 Prozent hergeleitet. 

Somit würde die gesamte Gruppe der Angestellten und Beamten von 10.184.910 einschließlich ihrer 

Familienangehörigen zum Schlüssel von 1: 32 : 67 zu verteilen sein. 

Das ergibt 101 849 zur Bourgeoisie Gehörige, 

3.259.171 zu den Mittelschichten Gehörige, 

6.823.889 zum Proletariat Gehörige. 

Gruppe IV: Arbeiter 

Hier ist für unsere Zwecke eine weitere Untersuchung nicht nötig, da diese Gruppe natürlich zu 100 

Prozent zum Proletariat zu rechnen ist. 

Auf die wichtigsten Wirtschaftsabteilungen verteilen sich die Arbeiter wie folgt: 

 männlich: weiblich: zusammen: 

A. Land- und Forstwirtschaft  1.553.385   1.053.897  2.607.282 

B. Industrie und Handwerk  7.821.940  1.959.454  9.781.394 

C. Handel und Verkehr  1.174.544  265.831  1.440.375 

D. Verwaltungen usw.  120.636  42.954  163.590 

E. Gesundheitswesen usw.  98.335  89.153  187.488 

F. Lohnarbeit wechselnder Art  161.087  92.535  253.622 

 zusammen: 10.929.927  3.503.824 14.433.751 

mit Angehörigen: 14.585.022 11.988.784 26.573.806 

Die amtliche Statistik gibt an, daß 33.311 Arbeiter bei sich Hausangestellte beschäftigen. Da es sich 

hier hauptsächlich um Aufwartefrauen für Säuglinge und wartebedürftige Kinder handeln wird, wel-

che notwendig werden, wenn die Mutter zur Lohnarbeit durch drohendem Arbeitsverlust gezwungen 

ist, lassen sich daraus aber keine Schlüsse über die „Arbeiteraristokratie ziehen, 

Gruppe V: Hausangestellte 

Auch hier ist die gesamte Gruppe zum Proletariat zu schreiben, Die eingangs gegebene Gesamttabelle 

genügt für diese Gruppe. 

Gruppe VI: Beraube. Selbständige 

Der Gesamtausweis gibt an: 

Berufslose Selbständige mit Angehörigen, männlich: 2.114.881 

 weiblich: 3.547.987 

 zusammen: 5.662.868. 

[317] Davon entfallen auf: 
 ohne mit 

 Angehörigen: 

a) Von eigenem Vermögen, Renten und Pensionen Lebende  2.944.872  4.673.108 

b) Von Unterstützungen Lebende, Insassen von Armenhäusern  207.407  255.550 

c) Insassen von Irren- und Siechenhäusern  152.611  152.726 

d) Nicht in der Familie lebende Studierende und Schüler  330.032  330.161 

e) Insassen von Strafanstalten  88.421  88.428 

f) Ohne eigentlichen Beruf und ohne Berufsangabe  121.087  162.895 

  3.844.430  5.662.868 
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In der Position a sind vor allem die pensionierten Beamten enthalten. Nach den Angaben Dr. Hen-

dingers ist die Zahl der Ruhegehalts- und Wartegeldempfänger auf etwa 380.000 zu schätzen, und 

zwar: 
Reichsverwaltung etwa 35.000 

Reichsbahn etwa 110.000 

Reichspost (Haushalt 1927) 62.239 

Preußen 63.000 

Übrige Länder und Gemeinden 90.000 

 360.239 

Hier sind die Pensionsempfänger des Heeres und die Kriegsbeschädigten nicht enthalten. Die große 

Masse der Kriegsbeschädigten ist, ebenso wie ein schwer zu schätzender Teil der pensionierten Be-

amten dagegen in anderen Gruppen ausgewiesen, da sie berufstätig sind. Die Gesamtzahl der Pensi-

onäre kann in keinem Fall 600.000 überschreiten, einschließlich aller aus Privatbeamten- oder Ange-

stelltenverhältnissen ein pensionsähnliches Einkommen Beziehenden. 

Diese Gruppe wäre nach dem Schlüssel zu verteilen, der aus der Aufgliederung der Beamten in 

Gruppe III gewonnen ist. Aber hier ist zu berücksichtigen, daß der Altersaufbau verschieden ist. (Die 

unteren Beamten erreichen im Durchschnitt nicht das gleiche Lebensalter wie die höheren und mitt-

leren.) 

Der Schlüssel von 1: 32 : 67 muß deshalb für diese Gruppe auf mindestens 4 : 34 : 62 korrigiert 

werden. Demnach sind zur Gewinnung des Aufgliederungsschlüssels: 

I: 24.000 zur Bourgeoisie 

 204.000 zu den Mittelschichten 

 372.000 zum Proletariat gehörig einzusetzen. 

Die zweite größere Gruppe sind die Sozialrentner, von denen ausgewiesen sind: 

 280.000 Kleinrentner (in 1925) 

  (Hauptunterstützte) 

 10.000 Altersrentner (in 1925) 

 34.700 Krankenrentner (in 1925) 

 1.387.300 Invalidenrentner (in 1925) 

 189.800 Witwenrentner (in 1925) 

 1.901.800  

Die Zahl derjenigen von diesen 1,9 Millionen, die einen Beruf ausübt, ist nicht feststellbar. Nur für 

die Kriegsbeschädigten sind Angaben vorhanden, wonach bis zur Erwerbsbeschränkung von 70 Proz. 

bis auf einen kleinen Rest alle berufstätig sind. Man kann aber annehmen, daß von den hier ausge-

wiesenen, höchstens 10 Proz. in der Lage sind, einen Beruf auszuüben oder eine Mög l i chke i t  zur 

Ausübung finden. Damit wären 1.710.000 auszureihen, von denen 15 Proz. den Mittelschichten und 

85 Proz. dem Proletariat zuzurechnen sind, also: 

II: – zur Bourgeoisie 

 256.500 zu den Mittelschichten 

 1.453.500 zum Proletariat gehörig 

in den Aufgliederungsschlüssel einzusetzen. 

Es bleibt nun ein Rest von 634.872 Personen zu verteilen. In ihm sind die vom eigenem Vermögen 

Lebenden enthalten, von denen aber noch ein großer Prozentsatz zu den Mittelschichten zu rechnen 

ist (zum Beispiel die vom Vermieten von Zimmern lebenden Verarmten und dergleichen). Der wahr-

scheinlichste Verteilungsschlüssel für diesen Rest durfte 30 : 70 für Bourgeoisie und Mittelschichten 

liegen. 

[318] Somit wären: 

III: 190.462 zur Bourgeoisie 

 444.410 zu den Mittelschichten 

 – zum Proletariat 

für den Aufgliederungsschlüssel zu verwenden. 
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Dieser ergibt jetzt: 

   zur Bourgeoisie  

gehörig: 

zu den Mittelschichten 

gehörig 

zum Proletariat  

gehörig 

Aus Resultat I   24.000 204.000  372.000 

 " " II  – 256.500  1.453.500 

 " " III   190.462 444.410 – 

  zusammen  214.462 904.910  1.825.500 

  in Prozenten 7 % 31% 62 % 

Zu diesem Schlüssel ist die Position a mit ihren 4.673.108 Personen (einschließlich der Angehörigen) 

aufzugliedern. 

Die Position b gehört mit 100 Proz. zum Proletariat. Die Position c ist auszuschalten und für die 

Wahlberechnungen ebenso wie die Position e zu einer besonderen Gruppe, die bei den Nichtwählern 

zu berücksichtigen ist, zusammenzufassen. 

Die Position d kann man mit 40 : 60 zu Bourgeoisie und Proletariat rechnen, weil bei den Mittel-

schichten aus Sparsamkeitsgründen ein besonders hoher Prozentsatz die Schulen und Universitäten 

besuchenden Kinder am Wohnsitz behalten wird. Die Berücksichtigung des Proletariats lohnt wegen 

der Geringfügigkeit des Anteils nicht, 

Die Position f ist völlig unklar. Sie ist willkürlich mit je einem Drittel Bourgeoisie, Mittelschichten 

und Proletariat zugeschrieben. Ihr zahlenmäßiges Gewicht ist bedeutungslos. 

Aufgliederung Gruppe VI Berufslose Selbständige 

 zur Bourgeoisie zu den Mittelschichten zum Proletariat 

a) Von eigenem Vermögen, Renten, Pensionen Lebende 327.118 1.448.663 2.897.327 

b) Unterstützte, Insassen von Armenhäusern  – – 255.550 

d) Schüler, Studenten 132.064 198.097 – 

f) Ohne Beruf oder Berufsangabe 54.271 54.271 54.271 

 513.453 1.701.031 3.207.548 

 zusammen 5.421.632  

Dazu aus Position 

c) (Irren- und Siechenhäuser) 152.726 

e) (Strafanstalten) 88.428 

 241.154 

besonders auszubuchen zur Berücksichtigung bei den Nichtwählern. 

Gesamtaufgliederung 

   zur Bourgeoisie  

gehörig: 

zu den Mittelschichten 

gehörig 

zum Proletariat  

gehörig 

Aus Gruppe I   651.713  10.166.729  2.215.826 

 " " II   130.777  3.798.112  1.636.110 

 " " III   101.849  3.259.171  6.823.889 

 IV  – –  26.573.806 

 V  – –  1.389.286 

 VI   513.453  1.701.031  3.207.148 

  zusammen  1.397.792  18.925.043  41.846.065 

  in Prozenten 2,25% 30,44 % 67,31% 

Zusammen: B o u r g e o i s i e  plus M i t t e l s c h i c h t e n  plus P r o l e t a r i a t   62.168.900 

Dazu nicht Aufgeteilte aus Gruppe VI  241.154 

  62.410.054 

Zum Vergleich sei noch an die Berechnungen Woytinskis erinnert („Gesellschaft Februar 1928). Er 

rechnet zum Proletariat alle diejenigen, die vom Verkauf ihrer Arbeitskraft leben, auch die höheren 

Beamten, Also summiert er einfach die Summen der Gruppen III (Angestellten und Beamten), IV 

(Arbeiter) und V (Hausangestellte), und findet [319] so 69,5 Proz. der Gesamtbevölkerung zum Pro-

letariat gehörig. Von diesen scheidet er die nicht mehr aktiven Beamten, Angestellte, Arbeiter, also 
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die Renten- und Pensionsempfänger der Gruppe VI (Berufslose Selbständige) aus und findet einen 

Proletarisierungskoeffizienten von 66 Prozent. 

Dies Verfahren ist für die hier verfolgten Zwecke zu roh. Außerdem ist die Begriffsstimmung zu weit, 

weil ja mancherlei Leute mit Gehältern über 2000 Mark monatlich „vom Verkauf ihrer Arbeitskraft 

leben und zu eng, weil der Arbeiter und untere Beamte, der infolge Überalterung aus dem Arbeits-

prozeß ausscheidet, deshalb noch nicht aus dem Proletariat ausscheidet. 

LITERATUR 

Das Evangelium von St. Hugenberg 

Ludwig B e r n h a r d, Ord. Professor der Psychologie und Staatswissenschaften an der Universität Berlin: „Der Hugen-

berg-Konzern, Technik einer Großorganisation der Presse. Berlin 1928, Julius Springer. 

In den Tagen, wo der Hugenbergsche Trust der öffentlichen Meinung alle seine Getreuen mobilisiert, 

um bei den kommenden Wahlen den Sieg des Kapitalblocks sicherzustellen, in diesen Tagen stellt 

sich auch einer seiner Getreuesten, der Berliner Professor Ludwig Bernhard, ein und kämpft für sei-

nen Herrn. Mit der Waffe, die ihm gegeben ist, der Waffe der „reinen Wissenschaft“ und der idealis-

tischen Weltanschauung, schreibt er, der Apostel. des Evangelium des Hugenbergianismus, zeichnet 

er in Verzückung alle Leidensetappen seiner Lehre auf und verkündet schließlich Heil und Sieg. 

Der Paulus Hugenbergs ist beinahe so interessant wie sein Christus. Der Beitrag zur „Psychologie der 

Großorganisation der Presse“ ist zunächst einmal ein Beitrag zur Psychologie des Verfassers selbst, 

des Herrn Professors Bernhard, und des neuzeitlichen deutschen „akademischen Lehrkörpers“, der 

Erzieher der deutschen Jugend überhaupt. Bernhard gehört zu jener Sorte deutscher Professoren, die 

man im Gegensatz zu dem ehemals bekannten „weltfremden“ Typus des rein akademischen, „kanti-

anischen“ Professors, „industrialisiert“ Professoren nennen kann. Im Gegensatz zu ihren Vätern ste-

hen diese durchaus auf dem Boden der Tatsachen. Es sind „Gelehrte“, die sich nicht auf die Vertre-

tung der Grenznutzentheorie beschränken, sondern in Konsequenz ihrer praktischen Schlußfolgerun-

gen daraus aktiv bei den Kapitalkonzernen mitarbeiten, wo sie als eine Art wissenschaftlicher Be-

vollmächtigter fungieren. Mit der Folgerichtigkeit des Denkens und des Handelns ist jedoch die Sache 

nicht erklärt. Rein pekuniär machen sich derartige Privataufträge natürlich in unvergleichlich höhe-

rem Maße bezahlt als die Lehraufträge, und von der theoretischen Grenznutzenlehre bis zur prakti-

schen Würdigung eines anständigen „Leistungshonorar“ ist ja kein weiter Schritt. In der vulgären 

Sprache der Menge ausgedrückt – diese Individualisten verkaufen ihre Seele, nicht zu teuer und nicht 

zu billig, wobei man sich nicht etwa von faustischem Erkenntnisdrang leiten läßt – alles andere als 

das –‚ sondern vielmehr von schlicht prosaischen Gesichtspunkten. Man hat Frau und Kinder ... Es 

ist ein in Amerika, dem Lande des Professorfürsten Nicolas Murray Butler, längst eingebürgertes und 

bewährtes. System. In Deutschland gehören zu den Pionieren dieser neuen mächtig aufstrebenden 

Professoren-Species neben Ludwig Bernhard Männer wie die Professor Dunkmann (der vom „Arbeit-

geber“ zu allwöchentlicher Tötung des Marxismus pauschalsweise engagiert ist), Hermann Levy, 

Oswald Spengler (der im Verband Deutscher Eisen- und Stahlindustrieller untergegangen ist), u. a. m. 

Ludwig Bernhard sitzt also zu Füßen seines Meisters, zu dem er mit Liebe und Ehrfurcht aufschaut, 

und erzählt wirklich sehr Lesenswertes. Er erzählt die ganze Geschichte der Hugenbergschen Orga-

nisation, mit der Genesis der ersten Schöpfungen in der Vorkriegszeit beginnend und bis zur Vollen-

dung des heutigen Tages führend. Natürlich erzählt er nicht alles, sondern nur das Gute und Schöne. 

Er erzählt, wie zum erstenmal ein großer deutscher Verlag, August Scherl, für die Religion Hugen-

bergs erobert wurde, er erzählt sogar, wie man um die Kosten dieses Verfahrens an die „Regierungs-

stellen“ heranging, aber er erzählt nicht, daß dann auf dem Umweg über die Preußische Zentralge-

nossenschaftskasse tatsächlich ein Staatskredit von 7 Millionen Mark bewilligt wurde, daß diese Be-

willigung eine glatte Schiebung im Dunkeln war und allen Regeln widersprach, und daß dieser Kredit 

dem Vernehmen nach niemals zurückgezahlt wurde, auch dann nicht, als Hugenberg Millionen und 

aber Millionen der Schwerindustrie zur Verfügung standen. Bernhard erzählt, wie all die einzelnen 

Gesellschaften des Hugenbergkonzerns heißen und was sie alles für Grundsätze haben und von welch 

hohem Niveau diese Grundsätze sind, aber er erzählt nicht, daß von den 21 Mitgliedern der neuen 
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Holding-Zentrale der [320] Organisation, der „Deutschen Gewerbehaus-A.-G.“, 12 Direktoren der 

Ruhrkonzerne sind, darunter allein vier vom Stahltrust, und daß die übrigen – Fregattenkapitäne und 

Gelehrte à la Bernhard, der selbst bei Hugenberg sitzt –‚ von den ersteren auf Privatvertrag angestellt 

sind. Er erzählt nicht, welche Summen täglich und wöchentlich auf Bestechung der einzelnen bürger-

lichen Verleger und Redakteure verausgabt werden, er erzählt nicht, in welcher Weise alle einlaufen-

den politischen, wirtschaftlichen und sozialen Tagesneuigkeiten frisiert werden, bevor sie zum öf-

fentlichen Gebrauch kommen, er erzählt nicht/ wie man mittels der Hugenbergschen Methoden ganze 

politische Parteien en gros ankauft und wie man Wahlen macht –‚ der ehemalige deutsche Reichs-

kanzler Dr. Hans Luther könnte auch darüber erzählen, aber er erzählt auch nicht. 

Trotz alledem –‚ was bei Bernhard nach lauter Gutem und Schönem von dem Wahren übrig bleibt, 

ist interessant genug, wenn man nur die akademischen Sätze richtig zu lesen versteht, Interessant sind 

die Kapitel über die Berliner Zeitungsgeschichte, über das Mysterium des Scherl-Verlags, über den 

Gegensatz zwischen dem Industriekapital und dem Finanzkapital. Interessant ist das Werturteil des 

Hugenberg-Jüngers über die Hugenberg-Presse: „J e  höhe r  da s  N i veau  e i ne r  Ze i t un g, um  s o  

kleiner de r  Kr e i s  i h r e r  Lese r. Das Niveau mußte also auf den Geschmack der Masse eingestellt 

werden.“ Interessant ist – aus dem Munde Hugenbergs – die offene Anerkennung der Tatsache, daß 

der deutsche Kapitalismus in der Nachkriegszeit nicht durch ihn selbst gerettet wurde, sondern durch 

führende Sozialdemokraten, die im entscheidenden Augenblick, als das „Privateigentum an Produk-

tionsmitteln“ schon wankte, „genügend Einfluß hatten, um die breiten Massen ... über die kritischen 

Vorgänge hinwegzuleiten. An dieser Stelle meldet sich in der Seele Bernhards der gewissenhafte 

Professor, und so stellt er die Wahlverwandtschaft zwischen der Hugenberg-Organisation und der 

SPD fest. Interessant ist ferner die Behauptung Bernhards. daß die Furcht vor der „kommunistischen 

Propagandakunst“ (Potemkin usw.) es war, die Hugenberg in erster Linie zum Erwerb der Ufa bewog. 

Aber am interessantesten ist doch der Bericht, wie Hugenberg die deutschen Industriellen für sich 

bekehrte und die ganze politische Klassenkampfmethode des Kapitals reformierte. Hugenberg lehrte 

die Industriellen, die in einer Zeitung eine Ware wie jede andere, eine bloße Dividendenangelegenheit 

sahen, höchstens eine Reklamestelle, daß „eine Zeitung etwas anderes ist als ein Walzwerk oder eine 

Stickstoffabrik, an der Zeitung darf kein Geschäftsinteresse kleben (Rede Hugenbergs in den Grün-

dungssitzungen des Konzerns). Nicht das kleinliche finanzielle Geschäftsinteresse, das Interesse, an 

und durch das Blatt zu verdienen, soll an der Zeitung kleben, sondern ein höheres Interesse –‚ das 

bewußte po l i t i s c he  Staatsmachtstreben des Kapitals, dessen Instrument, mag es finanziell such ein 

Verlustgeschäft sein, die Zeitung sein soll. Hugenberg führte das Industriekapital von dem auf un-

mittelbaren und individuellen Profit berechneten politischen Spekulationsgeschäft auf eine höhere 

Stufe – zur Kapitalpolitik auf weite Sicht, zu der Politik der Gesamtklasse zwecks Erhaltung und 

Ausbau ihrer soz i a l e n  Herrschaft, zwecks Sicherung ihres Gesam t profits. Kurz, er machte aus 

der spekulativen Politik des Unternehmertums eine gesellschaftliche Politik. Und das machte er, in-

dem er den politischen Klassenkampf der deutschen Kapitalisten und die Sachmittel dieses Kampfes 

– Presse, Parteiorganisationen und Film – zentralisierte. Er, der über 10 Millionen Leser seiner Zei-

tungen gebietet, der weitere Millionen in den Propagandakreis seiner Kinotheater zieht, er ist auch 

der eigentliche Organisator des Bürgerblocks, weil die maßgebenden Führer der beiden bürgerlichen 

Spitzenparteien, der Deutschnationalen und der Volks-partei, in den Tiefen seines Privatkonzerns 

sitzen (siehe Hergt, Lejeune-Jung, Quaatz auf der einen Seite, Curtius, Cremer, Becker auf der ande-

ren Seite), weil die Geldmittel dieser beiden Parteien aus der einen Quelle fließen – des Stahltrusts, 

des Gott-Vaters, der sich auf den menschlichen Ebenen durch seinen Sohn – Christus Hugenberg – 

offenbart. 

Aber das alles besingt der Paulus Bernhard nicht. Apage satanas! – würde er demjenigen zudonnern, 

der ihn nach der Höhe des Honorars, welches er für sein Buch von Hugenberg erhalten hat, fragen 

würde. Leon i d. 

[321] 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 1. Juni 1928 ⁕ Heft 11 

Vormarsch! 

Lz. Nach dem Wahlsiege der Kommunisten in Polen und Frankreich hat nunmehr auch die Kommu-

nistische Partei Deutschlands den Beweis erbracht, daß bei einer richtigen revolutionären Massenpo-

litik auch in einer Zeit der relativen Stabilisierung des Kapitalismus der Einfluß der Kommunisten in 

den Arbeitermassen ständig anwächst. Der Zuwachs von mehr als einer halben Million Stimmen von 

2.679.000 im Dezember 1924 auf 3.233.000 bei den Wahlen vom 20. Mai erweist sich erst in seiner 

ganzen Bedeutung, wenn man die Stimmen nicht nur zählt, sondern auch wägt. Bei einem Zuwachs 

von etwa 20 Prozent im Reichsdurchschnitt haben wir ein prozentual weit stärkeres Wachstum in den 

wichtigsten und fortgeschrittensten Industriebezirken (Berlin, Sachsen, Hamburg, Westfalen-Nord, 

Düsseldorf-West, Düsseldorf-Ost, Frankfurt-Hessen), während relativ unbefriedigende Ergebnisse 

mit geringen Fortschritten im Vergleich zur SPD oder direkten Verlusten meist nur in Bezirken mit 

mehr kleinbürgerlichem Charakter zu verzeichnen sind wie in Bayern, Württemberg, Mecklenburg, 

Pommern, Ostpreußen. Allerdings sind die Ergebnisse auch nicht befriedigend in einzelnen industri-

ellen Bezirken, wie in Westfalen-Süd, Halle-Merseburg, Oberschlesien. 

Noch liegen nicht die endgültigen Ergebnisse vor, und es war noch nicht möglich, eine eingehende 

Analyse vorzunehmen, die bei diesen Wahlen besonders notwendig und interessant ist, weil sie eine 

unerwartet starke Differenzierung zwischen den verschiedenen Ländern und Bezirken ergeben haben. 

Aber trotz einzelner Rückschläge in industriellen Gebieten kann man doch bereits mit voller Zuver-

sicht als das entscheidende Ergebnis dieser Wahlen feststellen ein Fo r t sch r e i t en  unse r e s  E in -

f l u s ses  im  I ndus t r i ep r o l e t a r i a t  au f  Kos t en  des  E i n f l u s ses  de r  Re fo r m i s t e n, und  

zwar  i n s besonde r e  ge r ade  i n  den  wi ch t i g s t en  i ndus t r i e l l en  Zen t r e n. 

Vor allem der überraschende gewaltige Wahlsieg in Berlin kann in seiner politischen Bedeutung gar 

nicht hoch genug eingeschätzt werden, Wenn beispielsweise im Wahlkreis II (Berlin), der nur einen 

Teil von Groß-Berlin umfaßt, das Verhältnis der kommunistischen zu den sozialdemokratischen 

Stimmen sich seit Dezember 1924 gehoben hat von 218.000 KPD zu 368.000 SPD auf 347.000 KPD 

zu 398.000 SPD, so muß man feststellen, daß wir in Berlin im Begriff sind, die führende Partei der 

Arbeiterschaft zu werden, da die Sozialdemokraten gerade in Berlin bei den großen Verlusten der 

Mittelparteien großen Zulauf aus kleinbürgerlichen Kreisen gehabt haben müssen. Wir haben in die-

sem Wahlkreis 130.000 Stimmen gewonnen, die Sozialdemokraten aber nur 30.000, während die 

bürgerlichen Parteien insgesamt 111.000 Stimmen verloren. Da die Wahlbeteiligung nicht kleiner, 

sondern noch um 47.000 größer geworden ist und schätzungsweise etwa 90.000 zum erstenmal ab-

stimmende Jungwähler für diesen Bezirk in Betracht kommen, die sich, nach der Stärke der Partei-

gruppen berechnet, etwa gleichmäßig auf Kommunisten, Sozialdemokraten und Bürgerliche auftei-

len, so [322] kommt man zu dem Ergebnis, daß in diesem Wahlkreis allein die Sozialdemokraten 

80.000 bis 90.000 Wähler an uns verloren haben. 

Der „Vorwärts“ hat allerdings am Tage nach der Wahl entdeckt, daß die Kommunisten ihre Stimmen 

aus dem bürgerlichen Lager bekommen hätten. Das steht in einem merkwürdigen Widerspruch zu 

dem von den Reformisten während der Wahlkampagne ständig gegen uns erhobenen Vorwurf, daß 

wir unsere Agitation in erster Linie gegen die SPD und nicht gegen die bürgerlichen Parteien richten. 

In der Tat ist es vollkommen klar, daß bei einem Verlust von insgesamt 1.410.000 Wählern aus dem 

bürgerlichen Lager die SPD bei ihrem Stimmenzuwachs von 1.231.000 hauptsächlich Wähler der 

bürgerlichen Parteien gewonnen hat, während unser Stimmenzuwachs von mehr als einer halben Mil-

lion nicht anders zu erklären ist als dadurch, daß in allen jenen Bezirken, wo wir größere Fortschritte 

hatten, ein Einbruch ins Lager des Reformismus gelungen ist. 

Wenn wir diese unzweifelhafte Tatsache feststellen, so ist damit keineswegs gesagt, daß die SPD etwa 

nur oder vorwiegend kleinbürgerliche Elemente gewonnen hat. Denn die Wähler aus dem Lager der 

Deutschnationalen, des Zentrums, der Demokraten, die in Scharen zur Sozialdemokratie übergegangen 
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sind, sind zum großen Teil Arbeiter, untere Angestellte und Beamte, also durchaus proletarische 

Schichten. Aber charakteristisch für diese Wahlen, wie für die Linksschwenkung der Massen im allge-

meinen, ist, daß zurückgebliebene proletarische Schichten, deren Klassenbewußtsein erst zu erwachen 

beginnt, dem Reformismus zuströmen, während sich die politisch entwickeltetsten Schichten mit grö-

ßeren Erfahrungen in der Arbeiterbewegung vom Reformismus abzuwenden beginnen. 

Gerade in Berlin, wo die politische Linie des Parteivorstandes der SPD besonders kraß in Erscheinung 

tritt, wo die Fragen der Koalitionspolitik an den Erfahrungen mit der Preußen-Regierung, die Fragen 

der reformistischen Gewerkschaftspolitik auf Grund einer Reihe von Wirtschaftskämpfen in der 

Masse scharf gestellt werden konnten, bedeutet der Wahlausgang eine En t s che i dung  e i ne s  g ro -

ßen  Te i l s  f r ühe r  soz i a l demokr a t i s ch  bee i n f l uß t e r  Ar be i t e r  gegen  d i e  Koa l i t i -

onspo l i t i k, für den revolutionären Klassenkampf. 

Wenn in den sächsischen Bezirken, insbesondere in den Wahlkreisen Dresden und Leipzig die Kom-

munistische Partei verhältnismäßig viel stärker gewachsen ist als die SPD, obwohl die Sozialdemo-

kratie in Opposition zur sächsischen Regierung steht und auch während der Wahlkampagne die Ko-

alitionslinie des Parteivorstandes verleugnete, so beweist das, daß der Erfolg im Kampfe gegen den 

Reformismus nicht an die offene Regierungsbeteiligung der Sozialdemokratie gebunden ist, aller-

dings nur unter der Voraussetzung, daß die Kommunistische Partei auch dort, wo die Sozialdemokra-

tie in Opposition zu einer reaktionären Regierung steht, sich mit aller Klarheit und Schärfe von den 

Reformisten abgrenzt und es versteht, eine wirkliche Initiative im Kampfe gegen die Bourgeoisie zu 

entfalten. 

Die Mißerfolge in Thür i nge n, Wür t t em ber g  und Baye r n  sind zweifellos auf Schwächen im 

Kampfe gegen den Reformismus in solchen Ländern, wo dieser einen scheinbaren Kampf gegen die 

Reaktion führt, zurückzuführen. 

Für die Bourgeoisie bedeuten die schweren Verluste ihrer großen Parteien, die nur zum geringen Teil 

durch Gewinne der neuen Splitterparteien ausgeglichen sind, vor allem aber die Stärkung der Kom-

munistischen Partei, eine schwere Schlappe. Wenn die Deutschnationalen von 6,2 Millionen auf [323] 

3,7 Millionen, die Deutsche Volkspartei von 3 Millionen auf 2,7 Millionen, die Demokraten von 1,9 

auf 1,5 Millionen zurückgegangen sind, so bedeuten diese Verluste von 10 Prozent beim Zentrum bis 

zu 26 Prozent bei den Deutschnationalen, daß die Bourgeoisie immer mehr die Fähigkeit verliert, die 

werktätigen Massen durch ihre Parteiorganisationen zu fesseln, daß die Möglichkeit für sie, mit de-

mokratisch-parlamentarischen Methoden zu regieren, ganz und gar von der Unterstützung des Refor-

mismus abhängig wird. 

Was die Stärkung des Kommunismus für die Bourgeoisie bedeutet, das drückt die volksparteiliche 

„Tägliche Rundschau“ vom 21. Mai mit der bewegten Klage aus: 

„Mehr als 3,5 Millionen deutsche Arbeiter und Zuläufer sind unter der Parole ‚Schützt die Sowjetunion für 

fremde Interessen und für die Vernichtung des eigenen Staates an die Wahlurne getreten – ein betrübendes 

und erschreckendes Beispiel der Zeit und unserer politischen Verhältnisse und zugleich ein nachträglicher 

deutlicher Kommentar zu dem Versuche Keudells, die Rote Front zu verbieten ...“ 

In ähnlichem Sinne äußern sich demokratische und deutschnationale Blätter. Für die bürgerlichen 

Parteien ist der Weg zur Bekämpfung der drohenden Gefahr des Verlustes der unmi t t e l ba r en  Be-

einflussung der werktätigen Massen vorgezeichnet: Kom prom i t t i e r ung  de r  Soz i a l dem okr a -

t i e  und  gewa l t s am e  Un t e r d r ückung  de r  Kom m uni s t e n. 

Die bürgerlichen Blätter äußern die Hoffnung, daß dieser „nicht aktionsfähige“ Reichstag nicht lange 

beisammen bleiben wird. In der Tat liegt es für die bürgerlichen Parteien nahe, zunächst die Sozial-

demokratie zur Regierungsverantwortung an führender Stelle heranzuziehen, sie durch verschärfte 

sozial-reaktionäre Maßnahmen in Verbindung mit der allgemein zu erwartenden Verschlechterung 

der Wirtschaftslage bei den werktätigen Massen zu kompromittieren und dann zu versuchen, durch 

Neuwahlen in einem geeigneten Augenblick den Reformisten die verlorene Gefolgschaft wieder ab-

zunehmen. 
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Diese Rechnung kann aber nur dann für die Bourgeoisie stimmen, wenn die vom Reformismus ent-

täuschten Massen nicht zum Kommunismus abwandern. Um dies zu verhindern, wird die Bourgeoisie 

ihren Kurs gegen das revolutionäre Proletariat und seine Organisationen nicht abschwächen, sondern 

verstärken. 

Verschärfung der Kapitalsoffensive und der politischen Unterdrückung des revolutionären Proletari-

ats steht also im Zeichen der Großen Koalition in Aussicht. Mag es der SPD vielleicht noch gelingen, 

ihren Eintritt in die Regierung durch irgendwelche Gesten und scheinbare Erfolge einem Teil des 

Proletariats als einen Erfolg für die Arbeiterschaft hinzustellen, die Regierungstätigkeit der Refor-

misten wird unvermeidlich zu einer gewaltigen Ernüchterung bei den noch von demokratischen Illu-

sionen erfüllten Massen führen. 

Diesen Prozeß durch gesteigerte Aktivität im täglichen Kampfe der arbeitenden Massen zu beschleu-

nigen, das ist jetzt die entscheidende Aufgabe der Kommunistischen Partei. Der „Vorwärts“ gibt be-

reits zu verstehen, daß lediglich die Fraktionen in den Parlamenten, keineswegs die sozialdemokrati-

schen Arbeiter über die Frage der Auswertung des sozialdemokratischen Wahlerfolges zu entschei-

den haben. Wenn die Sozialdemokraten es nicht wagen, ihre Politik in der Masse ihrer eigenen An-

hänger zur Diskussion zu stellen, so werden wir es desto mehr tun. Wir werden nicht an die reformis-

tischen Führer, deren Kurs zur Koalitionspolitik offenkundig ist, appellieren, [324] sondern an die 

sozialdemokratischen Arbeiter, daß sie mit uns gemeinsam die Kampffront der Millionenmassen, die 

sich von der Bourgeoisie und ihrer Politik abgewandt haben, für die Durchsetzung der Tagesforde-

rungen der Werktätigen und für die Eroberung der politischen Macht organisieren. 

Die Partei wird in den Gebieten, wo sie Rückschläge erlitten hat, ihre Rüstung ausbessern, sie wird 

die gewaltigen stimmungsmäßigen Erfolge in den anderen Bezirken organisatorisch fest verankern, 

sie wird den Eindruck des Wahlerfolges durch eine mächtige außerparlamentarische Demonstration 

des Ro t en  F r on t käm pf e r bundes  z u  P f i ngs t en  unterstreichen und Schritt für Schritt inner-

halb der Linksbewegung den Reformismus zurückdrängen und zur einzigen Führerin der zum 

Kampfe gegen die Bourgeoisie sich sammelnden Massen werden. Auf dem Wege zu diesem Ziele 

war dieser Wahlerfolg ein bedeutsamer Schritt nach vorwärts. 

* 

Der Kriegsächtungspakt des Dollarimperialismus  
Von W a l t e r  S t o e c k e r  

Das deutsche Reichskabinett hat in einer Note an die Regierung der Vereinigten Staaten seine grund-

sätzliche Zustimmung zu dem von Amerika vorgeschlagenen Kriegsächtungspakt ausgesprochen. Da 

die Debatte über den amerikanischen Vorschlag sicher die außenpolitische Diskussion der nächsten 

Zeit beherrschen wird und die arbeitenden Massen von neuem eine Welle heuchlerischer pazifisti-

scher Friedensphrasen über sich ergehen lassen müssen, ist es angebracht, Sinn und Bedeutung des 

amerikanischen Schritts einer Betrachtung zu unterziehen. 

Die Vorgeschichte und der Inhalt des Paktes 

Im Sommer vergangenen Jahres versuchte der französische Imperialismus seine europäische Macht-

stellung weiter zu befestigen durch einen gegenseitigen Kriegsverzichtsvorschlag an die Vereinigten 

Staaten. Die französische Regierung setzte dabei die Politik fort, die 1918 mißlungen war, als sie 

England und Nordamerika zu Sicherheitsgaranten des von ihr im Versauter Diktat festgelegten euro-

päischen Machtverhältnisses bestimmen wollte. Ein überschlaues Manöver Briands, das aber in den 

monatelangen Diskussionen während des letzten Jahres völlig scheiterte und sich schließlich gegen 

den französischen Imperialismus wandte. Durch die gerissene Taktik der Dollarimperialisten geriet 

der schlaue Fuchs Briand in eine Falle, in der er nun festsitzt, zappelt und bisher vergeblich versucht, 

wieder herauszukommen. 

Die amerikanische Regierung lehnte einen einseitigen Kriegsächtungspakt zwischen Amerika und 

Frankreich der nur eine Machtstärkung des französischen Imperialismus bedeutet hätte, ab und schlug 

ihrerseits den führenden Mächten England, Frankreich, Deutschland, Italien und Japan einen 
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allgemeinen Kriegsächtungsplan vor, dessen Inhalt die beiden im folgenden wiedergegebenen Artikel 

zeigen: 

„Artikel 1: Die hohen Vertragsschließenden erklären feierlich im Namen ihrer Völker, daß sie die Inanspruch-

nahme des Krieges zur Lösung internationaler Streitigkeiten verurteilen und auf ihn als Werkzeug staatlicher 

Politik i n  i h r e n  B e z i e h u n g e n  z u e i n a n d e r  verzichten. 

Artikel 2: Die hohen Vertragsschießenden vereinbaren, daß die Regelung oder Lösung aller Streitigkeiten oder 

Konflikte, welcher Art oder welchen Ursprungs sie auch sein mögen, die z w i s c h e n  ihnen entstehen, nie 

anders als durch friedliche Mittel angestrebt werden soll.“ 

Dieser so pazifistisch klingende Vorschlag der Dollarkönige entspringt ernsten innen- und außenpo-

litischen Motiven und ist ein außerordentlich gefährliches imperialistisches Manöver, ein Schritt des 

Dollarimperialismus von [325] historischer Bedeutung. Die Parteien der Dollarrepublik stehen in ei-

nem heftigen Wahlkampf. Gegenüber der brutalen imperialistischen Politik der amerikanischen 

Bourgeoisie in Mittelamerika, dem Scheiternlassen der Seeabrüstungskonferenz und der Durchfüh-

rung eines riesigen Seeaufrüstungsprogramms hat sich in der amerikanischen Bevölkerung eine 

ernste Oppositionsstimmung ergeben, deren Führung die Demokratische Partei geschickt in die Hand 

genommen hat. Deshalb sah sich die herrschende republikanische Partei genötigt, ihre imperialisti-

sche Politik durch ein neues großzügiges pazifistisches Theater zu verhüllen. So entspringt der ame-

rikanische Vorschlag sehr stark innerpolitischen Motiven. 

Weit wichtiger aber ist die außenpolitische Bedeutung des amerikanischen Schrittes. Auch außenpo-

litisch hätte die Regierung der Vereinigten Staaten angesichts ihrer Ablehnung der Völkerbundspoli-

tik und ihrer sonstigen imperialistischen Maßnahmen alle Veranlassung, sich wieder einmal in die 

pazifistische Toga des Friedensapostels zu werfen. Aber der Kriegsächtungsvorschlag ist nicht nur, 

soweit dabei von Friedensabsichten die Rede ist, eine riesige Heuchelei, sondern darüber hinaus ein 

überaus ernstes imperialistisches Manöver. 

Der nordamerikanische Imperialismus ist heute schon wirtschaftlich, finanziell und militärisch so 

stark, daß er durch seine ungeheure wirtschaftliche und finanzielle Machtstellung fast allein in der 

Lage ist, seine imperialistische Politik durchzusetzen. Ist es ihm doch auf diese Weise gelungen, fast 

alle Staaten Mittel- und Südamerikas ohne größere kriegerische Aktionen in Kolonialgebiete des Dol-

lars zu verwandeln. Die „Kölnische Zeitung“ hat deshalb durchaus recht, wenn sie schreibt (5. Feb-

ruar 1928): 

„Die Amerikaner werden von Tag zu Tag immer reicher, und sie b r a u c h e n  n u r  d e r  E n t w i c k l u n g  i h r e n  

G a n g  z u  l a s s e n, u m  m i t  H i l f e  d e s  D o l l a r s  d i e  a b s o l u t e n  H e r r e n  d e r  W e l t  z u  w e r d e n. Neh-

men die übrigen Nationen den amerikanischen Vorschlag Kelloggs an, so haben die Amerikaner ihre Stellung 

für alle Zukunft auf die beste, bequemste und billigste Weise gesichert. Amerika braucht nur die Entwicklung 

seiner finanziellen, wirtschaftlichen, militärischen und politischen Macht mit Ruhe abzuwarten, um auch das 

englische Weltreich in amerikanische Abhängigkeit zu bringen.“ 

Die Annahme des Kelloggschen Vorschlags wäre aus diesen Gründen für Nordamerika keine Gefahr. 

Die Dollarimperialisten aber wissen nur zu gut, daß bei den imperialistischen Gegensätzen in Europa 

und zwischen Europa sind Amerika die Annahme ihres Vorschlags sehr unwahrscheinlich ist, wes-

halb sie sich diese verlogene Friedensgeste billig leisten konnten. 

Der Vorschlag des amerikanischen Imperialismus richtet sich im Grunde gegen Europa, gegen seinen 

ernstesten Gegner, den britischen Imperialismus, und den von diesem geführten Völkerbund. Die 

Gegensätze zwischen Nordamerika und England spitzen sich immer ernster zu. (Siehe den Kampf 

um Öl und Kautschuk, Scheitern der Seeabrüstungskonferenz, Gegensätze in der Ausbeutung Chinas, 

erbitterte Machtkämpfe zwischen dem amerikanischen und britischen Imperialismus in Süd- und Mit-

telamerika, Vordringen des amerikanischen Imperialismus in den Orient, steigende Zersetzung des 

britischen Kolonialreichs.) In Amerika spricht einer der führenden Admirale schon offen von dem 

bevorstehenden Kriege mit dem britischen Imperialismus. In England schreibt der Abgeordnete Ken-

worthy, der vor einiger Zeit von den Liberalen zur Labour Party übergetreten ist, ein Buch über den 

bevorstehenden Krieg zwischen Nordamerika und England. 
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Seit langem sah die amerikanische Regierung mit Unbehagen die Versuche der britischen Politik, 

eine europäische Mächtekonstellation (England, Frankreich, Deutschland und Italien) herbeizufüh-

ren, die sich einerseits gegen Sowjetrußland und die Kolonialvölker, anderseits aber auch gegen die 

wachsende Macht des amerikanischen Imperialismus wenden sollte. Für diese Politik nützte England 

geschickt den Völkerbund aus. Durch den Vorschlag Kelloggs aber ist es der amerikanischen Bour-

geoisie gelungen, die britischen [326] Pläne zu mindestens ernstlich zu stören; haben sich doch in 

Europa durch den Kelloggschen Vorschlag die Gegensätze wieder verschärft. Das aber war das Ziel 

der Dollarkönige. Sie wollen durch ihren Vorschlag ihre ökonomische Machtstellung in Europa auch 

zu einer Steigerung ihrer politischen Machtstellung ausdehnen und – das wäre die Folge der Annahme 

des Kelloggschen Paktes – sich zum Schiedsrichter nicht nur der finanziellen, sondern auch der poli-

tischen Machtfragen Europas aufwerfen, womit dem Völkerbund als dem Werkzeuge der britischen 

Politik ein ernstlicher Stoß versetzt würde. 

Wie wenig wirklich friedliche Absichten der amerikanische Imperialismus bei seinem Kriegsäch-

tungsvorschlage hat, zeigt nur zu deutlich die Tatsache, daß nach seinem Vorschlage nur die führen-

den Staaten untereinander auf die Kriegführung verzichten sollen, so daß also kriegerische Aktionen 

gegen kleinere Staaten, Kolonialvölker, wie auch gegen das proletarische Rußland nach wie vor „ge-

stattet“ sind. Wie wenig ernst es die Amerikaner mit ihrer Kriegsächtung meinen, zeigt auch die Rede 

Kelloggs, die er am 30. April vor der amerikanischen Vereinigung für Völkerrecht über den Paktvor-

schlag hielt. Er erklärte dort, die Briandschen Vorschläge seien zum Teil selbstverständlich. „Ein 

jedes Volk hat das Recht zur Selbstverteidigung. Will man aber dieses Recht juristisch definieren, so 

ergeben sich alsbald dieselben Schwierigkeiten wie bei dem Versuch der Definierung des Begriffs 

eines Angreifers.“ Deshalb könne man diese Frage nicht mit in den Pakt aufnehmen. Diese Erklärung 

Kelloggs ist deswegen besonders interessant, weil Coolidge im vergangenen Herbste öffentlich er-

klärte, die Vereinigten Staaten würden nie einer Schiedseinrichtung zustimmen, die das Recht habe, 

einen Staat als Angreifer zu erklären. Solche Lebensfragen der amerikanischen Union könnten nur 

von dem amerikanischen Senat entschieden werden. 

Bemerkenswert war ferner die Erklärung Kelloggs in seiner Rede, daß eine Verletzung des Antik-

riegspakts durch eine der unterzeichnenden Mächte automatisch alle übrigen Signatarmächte von ih-

ren Verpflichtungen aus diesem Vertrage befreien würde. Das aber ausdrücklich in dem Vertrage 

festzustellen, erübrige sich! 

Der amerikanische Imperialismus denkt gar nicht daran, sich bei der Durchführung seiner imperialis-

tischen Interessen und Pläne durch den „Kriegsächtungspakt“ irgendwie binden oder einschränken 

zu lassen. Dies zeigen mit aller Deutlichkeit die erst in den letzten Wochen abgeschlossenen oder 

erneuten Schiedsgerichtsverträge der Vereinigten Staaten mit Frankreich, England und Deutschland, 

in den alle wichtigen Fragen, die sogenannten „Lebens f r age n“, au sd r ück l i ch  von  de r  

Sch i edsge r i ch t sba r ke i t  au sgesch l o s sen  werden. 

So wie die Imperialisten es bisher noch immer verstanden haben, den Gegner als Angreifer zu be-

zeichnen, so wird man nach dem Zustandekommen des amerikanischen Paktes einfach den Gegner 

der Verletzung des Paktes bezichtigen, um ihm gegenüber freie Hand für kriegerische Aktionen zu 

haben. 

Diese wirklichen – keineswegs friedlichen – Absichten des amerikanischen Imperialismus kennzeich-

net übrigens auch ein Leitartikel der „Germania“ vom 14. Januar d. J. Die „Germania“ schrieb da-

mals: 

„Es ist kein Bravourstück, wenn ein Meisterringer ein Dutzend halbwüchsiger Jünglinge zum Zweikampf her-

ausfordert, und es ist für einen Staat kein Risiko, Weltfrieden und allgemeine Abrüstung zu propagieren, wenn 

er weiß, daß seine Vorschläge kein Echo finden.“ 

Der Artikel schildert dann die imperialistische Politik Amerikas und sagt weiter: 

„Jetzt ist Amerika wieder da und bringt den Weltfrieden in seiner Toga mit. Aber i n  e i n e r  a n  d e r e n  F a l t e  

t r ä g t  e s  d e n  K r i e g, d e n  S e e k r i e g  d e r  s t ä r k s t e n  F l o t t e  d e r  W e l t  g e g e n  e i n  e n t z w e i t e s  
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E u r o p a. Angreifer war noch stets derjenige, welcher einen Krieg verlor, so wird es wohl auch künftig bleiben. 

Der Friedenspakt, dessen Aussichtslosigkeit man im voraus durchschaut, bedeutet also [327] nur eine De-

monstration zur Entlarvung Frankreichs, zugleich zur moralischen Rehabilitierung Amerikas in den Augen der 

Welt. ‚Los extremes se touchent‘, und je lauter man vom Frieden redet, um so mehr kann man hoffen, d a s  

K n i r s c h e n  d e r  G e s c h ü t z r o h r e  zu ü b e r t ö n e n. Nordamerika befindet sich in jenem Zustand steigender 

Weltentfaltung, wie England vor 150 Jahren, Deutschland vor 15 Jahren. Niemand wird den Ast absägen, auf 

dem er sitzt, keine Nation sich bescheiden, wenn ein Tropenparadies und unermeßliche Mineralreichtümer 

nach Geld und Menschen rufen. ‚America rules the waves‘, und Europa sucht vergebens nach dem Mittel, um 

der nächsten Katastrophe wirksam vorzubeugen.“ 

So die „Germania vor einigen Monaten. Heute propagiert sie im Sinne des deutschen Imperialismus 

die Ausnutzung des amerikanischen Vorschlags. 

So bedeutet der Kelloggsche Vorschlag den Versuch der Neuyorker Börsen, das Schwergewicht der 

kapitalistischen Welt- und Machtpolitik von London bzw. Genf nach Neuyork und Washington zu 

verlegen. 

Die Ablehnung Englands 

Aus diesen Gründen heraus ist dem britischen Imperialismus der amerikanische Vorschlag außeror-

dentlich unangenehm. Chamberlain hat sich in seiner Rede am 27. April in London außerordentlich 

kühl über den amerikanischen Vorschlag ausgesprochen. Natürlich konnte er ihn nicht ohne weiteres 

ablehnen. Er erklärte, es müsse zunächst allen Beteiligten Gelegenheit gegeben werden, einander ihre 

„Bedenke n“ mitzuteilen. Unterhaltungen und Besprechungen würden notwendig sein, um die ver-

schiedenen er „Verpflichtungen, Befürchtungen und Interessen“ einander gegenübe r zus t e l l en . 

Deutlicher sprach sich der frühere Außenminister Lord Grey aus in einer Rede am 25. April vor dem 

Parlamentarischen Komitee für Völkerbundsfragen: „Wir zögern, eine Verpflichtung zu unterzeich-

nen, in Zukunft von Waffengewalt unter Bedingungen keinen Gebrauch zu machen, bei denen sich 

Waffengewalt vielleicht als Notwendigkeit herausstellen sollte. Auf Grund ihrer Völkerbunds- und 

Locarno-Verpflichtungen kann die britische Regierung eine schriftliche, aber auch moralische Ver-

pflichtung fühlen, zur Unterstützung des Locarno-Vertrags oder der Völkerbundssatzungen gegen 

eine Macht, die die Bestimmungen dieser Verträge verletzt, von ihrer Waffengewalt Gebrauch zu 

machen.“ So benutzen die britischen Imperialisten die Völkerbunds- und Locarno-Statuten, um sich 

offene Hand für ihre Kriegspolitik und auch für ihre Pläne gegen Amerika vorzubehalten. 

In ähnlichem Sinne sprach sich der größte Teil der britischen Presse aus, die fast einmütig auf die 

Völkerbunds- und Locarno-Verpflichtungen Englands hinwies, die eine bedingungslose Kriegsäch-

tung nicht zuließen. Die „Times schrieben: „Man kann doch nicht vergessen, daß sowohl der Völker-

bundspakt als auch Locarno die Möglichkeit des Krieges als Mittel zur Sicherung des Friedens zu-

lassen.“ Sie fragen weiter, ob die Ächtung des Krieges sich auch auf r e i n  de f ens i ve  (!) ode r  

po l i z e i l i che  Maßnahm en  i m  S i nne  de r  Z i v i l i s a t i on  (!) beziehen solle, ob sie Vö l ke r -

bunds sank t i onen  ein- oder ausschließen solle und inwieweit ein solcher Vertrag auch Amerika 

binden würde. 

Die britischen Imperialisten denken ebenso wenig wie die Amerikaner daran, auf das Mittel des Krie-

ges zur Durchführung ihrer imperialistischen Politik zu verzichten. Klug, wie sie immer noch waren, 

versuchen sie aber, die Hauptschuld für das Scheitern des amerikanischen Vorschlags auf Frankreich 

abzuschieben. 

Die vielen paktfreundlichen Reden, die in England in den letzten Wochen gehalten wurden, ändern 

nichts an der klaren Ab lehnung  des  Pak t ve r t r ags  du rch  den  b r i t i s chen  Im pe r i a l i sm u s. 

So ist auch die britische Antwortnote nur eine verschleierte Ablehnung, die den tiefen Gegensatz 

zwischen dem amerikanischen und dem britischen Imperialismus aufs neue aufzeigt. D i e  b r i t i -

s che  Reg ie r ung  s t e l l t  s i ch  vö l l i g  [328] au f  d i e  Se i t e  F r ank r e i chs  und erklärt: „Die 

britische Regierung würdigt durchaus die von der französischen Regierung angebrachten Bedenken. 

Die genaue Erfüllung der Vertragsverpflichtungen wird durch die na t i ona l e  Eh r e  d i e se s  Lan -

de s  verlangt. Dann macht die britische Regierung gegenüber dem Pakt folgende bedeutsame 
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Vorbehalte. 1. „Ver t e id i gungskr i eg e“ sind selbstverständlich nach wie vor „zulässig“! 2. Ver-

tragsverletzungen durch eine Macht en t b i nden  a l l e  üb r i gen  Mäch te  von  i h ren  Ve r p f l i ch -

t unge n. 3. Die Kr i egsve r p f l i ch t ungen  Eng l and s, d i e  s i ch  aus  dem  Vö l ke r bunds s t a -

t u t  und  dem  Loca r nopak t  e r gebe n, dü r fen  von  dem  neuen  Kr i egsäch t ungsges e t ze  

i n  ke i ne r  We i se  be rüh r t  we r de n. „Die britische Regierung kann  n i ch t  zustimmen, daß ir-

gend ein neuer Vertrag die bereits vorhandenen Verpflichtungen, auf denen der Friede Europas be-

ruht, s chwäch t  ode r  un t e r g räb t. Das öffentliche Interesse Englands ist in bezug auf die r ück -

ha l t l o se  E r f ü l l ung  dieser Verpflichtungen so g r o ß‚ daß die britische Regierung es gern sähe, 

wenn Artikel 4 des französischen Vertragsentwurfs in den Text des Vertrags aufgenommen würde.“ 

4. Vö l l i ge  Hand l ungs f r e i he i t  i n  dem  gewa l t i gen  b r i t i s chen  Ko l on i a l r e i c h. „Ich will 

daran erinnern, daß gewi s se  Geb i e t e  i n  de r  We l t  be s t ehe n, deren Integrität (Unverletzlich-

keit) für den Frieden und die Sicherheit des britischen Weltreichs von besonderem und l ebens -

wi ch t i gem  I n t e re s se  sind. Es muß klar betont werden, daß die britische Regierung den vorge-

schlagenen Pakt nu r  mi t  dem  ausd r ück l i chen  Vor beha l t  annehm en  kann, daß  e r  Eng -

l ands  Hand l ungs f r e i he i t  i n  d i enen  Geb ie t en  ke i ne swegs  bee i n t r äch t ig t.“ 5. Aus -

sch l uß  Sowj e t r uß l ands  und  de r  ha l bko l on i a l en  Lände r  von  de m  Pak t. „Eine Univer-

salität (Allgemeingültigkeit) des Vertrags würde schwer zu erreichen und vielleicht sogar unbequem 

sein, da  e s  S t aa t en  g i b t, de r en  Reg i e r ungen  n i ch t  a l l gem e i n  ane r kann t  s i nd  (Sow-

jetunion), und andere, die schwerlich in der Lage sind, die E r ha l t ung  von  Or dnung  und  S i -

che r he i t  i nne r ha l b  i h r e r  Geb i e t e  z u  ga r a n t i e r en  (China usw.)“ Für den eventuellen Bei-

tritt derartiger Staaten müßten be sonde r e  Bed i ngungen  (!) vereinbart werden. (Verteilung der 

„Einflußsphären“ usw.!) 

Alle diese Vorbehalte heben  den  Ke l l oggschen  Pak tvo r sch l ag  na t ü r l i ch  vö l l i g  a u f. 

Der Widerstand des französischen Imperialismus 

In welche Verlegenheit die imperialistischen Regierungen Europas durch den amerikanischen Vor-

schlag gekommen sind, zeigt insbesondere die Haltung Frankreichs. Auf Grund seiner Kriegsbünd-

nisse konnte der französische Imperialismus unmöglich den amerikanischen Vorschlag annehmen 

und legte ihm gegenüber deshalb einen neuen Kriegsächtungsvorschlag vor mit all den Hintertüren 

für Kriegsaktionen, die er für die Aufrechterhaltung seiner Machtstellung für notwendig hielt. Der 

französische Vorschlag enthält folgende Bestimmungen: 

„Artikel 1. 

Die hohen vertragschließenden Parteien erklären feierlich, o h n e  d a m i t  d i e  A u s ü b u n g  i h r e s  R e c h t e s  

a u f  r e c h t m ä ß i g e  V e r t e i d i g u n g  b e e i n t r ä c h t i g e n  z u  w o l l e n, so wie dieses in den bestehenden 

Verträgen festgelegt ist, besonders wenn solche Verträge die Verletzung gewisser darin enthaltener Bestim-

mungen einem f e i n d l i c h e n A k t gleichstellen, daß sie die Inanspruchnahme des Krieges verurteilen und auf 

ihn als Werkzeug der nationalen Politik verzichten, d. h. zur Ausführung einer persönlichen, spontanen und 

unabhängigen politischen Handlung, die sie aus eigenem Antriebe vornehmen würden, o h n e  s i c h  d a z u  

d u r c h  d i e  A n w e n d u n g  e i n e s  V e r-[329]t r a g s  w i e  d e r  V ö l k e r b u n d s a t z u n g  o d e r  i r g e n d e i -

n e s  a n d e r e n  b e i m  V ö l k e r b u n d  e i n g e t r a g e n e n  V e r t r a g s  v e r a n l a ß t z u s e h e n. Sie verpflichten 

sich demgemäß, zu keinem Angriff oder Einfall g e g e n e i n a n d e r zu schreiten. 

Artikel 3. 

Wenn eine der hohen vertragschließenden Parteien diesen Vertrag verletzen sollte, würden die anderen vertrag 

schließenden Mächte dieser gegenüber von Rechts wegen von ihren in dem Vertrage übernommenen Ver-

pflichtungen b e f r e i t  sein. 

Artikel 4. 

Die Bestimmungen dieses Vertrags b e e i n t r ä c h t i g e n  i n  k e i n e r  W e i s e  die Rechte und Pflichten, die 

sich für die vertragschließenden Mächte a u s  f r ü h e r e n  i n t e r n a t i o n a l e n  Ü b e r e i n k o m m e n , a n  d e -

n e n  s i e  b e t e i l i g t  s i n d, ergeben.“ 

Der Artikel 5 bestimmt weiter, daß der Vertrag e r s t  i n  Kra f t  t r e t en  so l l e, nachdem er a l l ge -

m e i n  angenommen sei! 
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Noch offener als England fordert der französische Imperialismus freie Hand zur Kriegführung, um 

seine militärische und politische Machtstellung in Mitteleuropa aufrechtzuerhalten, Seine nach Ver-

sailles geschaffene Bündnispolitik mit Polen, der Tschechoslowakei, Jugoslawien und Rumänien ver-

pflichtet Frankreich zur Kriegführung gegen Deutschland, gegen Rußland und gegen Italien. Der 

französische Imperialismus denkt nicht daran, diese Bündnispolitik, die Grundlage seiner Machtstel-

lung, aufzugeben. 

Die französische Regierung beruft sich bei ihrer Ablehnung des Kelloggschen Paktes vor allem auf 

den Vertrag von Versailles, den Völkerbundspakt und den Vertrag von Locarno. Der „Matin“ schrieb 

am 23. April: 

„Es wäre unzulässig, daß Frankreich als Angreifer bezeichnet würde, wenn es in die Lage käme, s e i n e  A l l i -

i e r t e n  z u  s c h ü t z e n  o d e r  d i e  N e u t r a l i t ä t  e i n e s  b e d r o h t e n  L a n d e n  z u  v e r t e i d i g e n. Die ame-

rikanische These, daß es genügend sei, wenn zunächst nur die sechs Großmächte den Anti-Kriegspakt unter-

zeichneten, ist für Frankreich unannehmbar. Was würde Belgien oder ein Verbündeter der Kleinen Entente sagen, 

wenn Frankreich im Widerspruch zu den abgeschlossenen Verträgen die amerikanische These akzeptiert?“ 

Auch die französische Linkspresse wendet sich unter Berufung auf die Völkerhundsstatuten gegen 

den amerikanischen Pakt. 

Die französische Regierung wird deshalb alles aufbieten, um die Annahme des Kelloggschen Paktes 

zu verhindern oder aber ihn so zu verwässern, daß er Frankreich freie Hand für seine imperialistische 

Politik läßt. 

Die Haltung des deutschen Imperialismus 

Die deutsche Regierung hat als einzige dem amerikanischen Vorschlag ihre grundsätzliche Zustim-

mung gegeben. Sie setzt damit ihre Politik, die Interessengegensätze der anderen Mächte für ihre eigene 

Machtsteigerung auszunutzen, fort. Der deutsche Imperialismus ist durch die Dawes-Politik gewiß am 

abhängigsten von Nordamerika. Aber die deutsche Regierung sieht in dem amerikanischen Vorschlag 

auch ein Mittel, die gegen den deutschen Imperialismus gerichtete französische Politik zu schwächen 

und einen Schritt weiter auf dem Wege einer selbständigen deutschen Außenpolitik zu unternehmen. 

Die „Kölnische Zeitung“ schreibt mit Recht: 

„Für Deutschland ist die Haltung von vornherein gegeben. Um so mehr hat es Anlaß, sich der Unbedingtheit 

des Kelloggschen Vorschlags anzuschließen, als das Kompromiß, das die französische These empfiehlt, un-

verkennbar s e i n e  S p i t z e  g e g e n  D e u t s c h l a n d  richtet. Der Grundgedanke des französischen Vorschlags 

zielt dahin, Frankreich die [330] Möglichkeit zur Anwendung kriegerischer Mittel, zu mindestens für solche 

Streitfälle offen zu halten, die sich aus der Erfüllung oder Nichterfüllung der Friedensverträge und überhaupt 

aus jedem Streben, diese Verträge abzuändern, ergeben könnten. Da das ganze französische Bündnissystem 

zu dem Zwecke geschaffen worden ist, den durch die Friedensverträge geschaffenen Zustand, d. h. also die 

Vorherrschaft Frankreichs, zu sichern, lag es nahe, auch die Verpflichtungen Frankreichs gegenüber seinen 

Bundesgenossen unter die Vorbehalte aufzunehmen. Die Annahme der französischen These würde den Kel-

loggschen Plan so vollkommen durchlöchern, daß er praktisch wertlos wäre.“ 

Natürlich wünscht auch der deutsche Imperialismus keine Kriegsächtung, da er auf eine neue Kriegs 

politik zur Wiedergewinnung seiner verlorenen Machtstellung hinarbeitet. Er stimmt aber dem ame-

rikanischen Vorschlage zu, weil er sich klar ist, daß der Vorschlag in der jetzigen Form scheitern 

wird. Er fängt geschickt den amerikanischen Ball auf, um seine eigene Stellung in Europa zu stärken 

und auf diese Weise gegenüber Frankreich seine Forderungen leichter durchsetzen zu können. Für 

die nächste Zeit kann dem deutschen Imperialismus ein stärkeres Eingreifen des amerikanischen Im-

perialismus in die europäischen Machtverhältnisse nur wünschenswert sein, da sich der amerikani-

sche Druck schon aus rein ökonomischen Gründen, der Sicherung seiner ungeheuren Dollaranleihen 

und -kredite in Deutschland, sicher für den deutschen Imperialismus auswirken wird. Daher auch die 

Eile der deutschen Regierung, dem amerikanischen Schritt zuzustimmen. Die Zustimmung zum Kel-

loggschen Pakt benutzt sie zu einem Schachzug gegen den französischen Imperialismus und dessen 

Kriegsbündnisse mit Polen, der Tschechoslowakei und Jugoslawien. Um ihrer eigenen imperialisti-

schen Ziele willen verhindert sie absichtlich eine Einheitsfront der europäischen Mächte gegen 
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Amerika, worüber die französische und britische Presse sich bereits entrüstet. Stresemann versteht 

die pazifistische Heuchelei schon so vortrefflich, daß er durch seine schnelle Zustimmung zum Kel-

loggschen Pakt sogar die französischen pazifistischen Meisterheuchler in eine gewisse moralische 

Isolierung gebracht hat. Im Gegensatz zu Briand erklärt die deutsche Regierung, der Völkerbunds- 

und der Locarno-Vertrag seien keine Hindernisse zum Abschluß des Kriegsächtungspakts. 

Stresemann benutzt die Note an Amerika zu einer erneuten Erhebung der Forderungen des deutschen 

Imperialismus. Die deutsche Regierung spricht in der Note die „bestimmte Erwartung“ aus, „daß das 

Zustandekommen eines Paktes von solcher Tragweite nicht verfehlen wird, alsbald seinen Einfluß 

auf die Gestaltung der internationalen Beziehungen geltend zu machen“. Von der Diplomatensprache 

in klares Deutsch übersetzt heißt das: Räumung der Rheinlande, Revision des Dawes-Pakts, neudeut-

sche Kolonialpolitik, Revision der Ostgrenzen, Anschluß Österreichs usw. Auch die Forderung des 

deutschen Imperialismus auf größere Freiheiten, auf seine militärische Neuaufrüstung wird erhoben, 

wenn die Note eine „Steigerung der Abrüstungspolitik bei Abschluß des Kelloggschen Paktes erwar-

tet. Interessant ist ferner, daß auch der deutsche Imperialismus gegen den amerikanischen Vorschlag 

einen wichtigen Vorbehalt macht: 

„Die deutsche Regierung geht davon aus, daß e i n  P a k t  n a c h  d e m  M u s t e r  d e r  R e g i e r u n g  d e r  V e r -

e i n i g t e n  S t a a t e n  d a s  s o u v e r ä n e  R e c h t  e i n e s  j e d e n  S t a a t e s  z u r  S e l b s t v e r t e i d i g u n g  

n i c h t  i n  Zweifel s t e l l e n  w ü r d e. Es versteht sich von selbst, daß, wenn ein Staat den Pakt bricht, die 

anderen Kontrahenten diesem Staate gegenüber ihre H a n d l u n g s f r e i h e i t  wiedergewinnen. D e r  v o n  d e r  

V e r l e t z u n g  d e s  P a k t e s  b e t r o f f e n e  S t a a t  i s t  d e s h a l b  n i c h t  g e h i n d e r t, s i c h  s e i n e r s e i t s  

g e g e n  d e n  F r i e d e n s b r e c h e r  z u r  W e h r  z u  s e t z e n.“ 

Wie der französische Imperialismus, verlangt also auch Stresemann Handlungsfreiheit bei sogenannten 

Verletzungen des Paktes, um sich „gegen den Friedensbrecher zur Wehr zu setzen“. Mit dieser Hintertür 

will sich der [331] deutsche Imperialismus auch bei dem Zustandekommen dieses Kriegsächtungspakts 

die Möglichkeit für kriegerische Aktionen offenhalten. So wie die imperialistischen Mächte bisher stets 

nur „Verteidigungskriege“ geführt haben, so werden sie es auch bei dem nächsten imperialistischen 

Konflikt verstehen, ihre „Vaterländer“ als angegriffen hinzustellen. Dieser Stresemannsche Vorbehalt 

zeigt allein genügend die völlige Wertlosigkeit des Ächtungspakts auch nur auf dem Papier; wird er 

doch dadurch schon genügend als Farce gekennzeichnet. Wie wenig ernst es der deutsche Imperialis-

mus mit dieser Kriegsächtungskomödie meint, zeigt folgende Äußerung der „Germania“: 

„Eines aber wird man kaum verwehren können: sich selbst zu verteidigen im Falle der Gefahr; und hier liegt 

der wunde Punkt der ganzen Friedensdiskussionen, der auch die Verhandlungen zwischen Briand und Kellogg 

bereits an den Rand des Scheiterns gebracht hat. Wer ist der Angreifer, das heißt, der Verbrecher? Und wer ist 

der Angegriffene? Auch salomonische Weisheit wird auf diese Frage keine befriedigende Antwort finden, und 

damit bleibt dem Kriege immer noch die Hintertüre offen.“ 

Die Stellung der Arbeiterklasse 

Die Arbeiterklasse hat alle Veranlassung, den Kelloggschen Vorschlag als einen neuen pazifistischen 

Schwindel der imperialistischen Mächte zu kennzeichnen, aber auch seinen oben geschilderten ge-

fährlichen imperialistischen Charakter aufzuzeigen. Die Annahme eines derartigen Paktes würde ohne 

Zweifel eine Verlegung der Machtverhältnisse nach Amerika und eine Befestigung der kapitalisti-

schen Mächte unter der Leitung des Dollarimperialismus gegenüber der Arbeiterklasse, den Kolonial-

völkern und Sowjetrußland bedeuten, während trotz der sogenannten Ächtung an dem Kriegswillen 

der imperialistischen Räuber und der Kriegsgefahr selbstverständlich nicht das geringste geändert 

wird. Wenn Kellogg seinen Vorschlag mit einer neuen Antisowjethetze verband, so zeigt dies klar, 

daß es den Börsenkönigen von Neuyork vor allem um eine Sammlung und Befestigung der kapitalis-

tischen Welt gegen das proletarische Sowjetrußland und gegen die rebellierenden Kolonialvölker 

geht. Mit ihrer Note an Kellogg stellt sich die deutsche Regierung bewußt an die Seite Amerikas gegen 

Sowjetrußland und die Nichtnennung des Berliner deutsch-russischen Neutralitätsvertrags in der 

deutschen Note an Kellogg ist bezeichnend. Es kommt hinzu, daß die „Tägliche Rundschau“, das Or-

gan Stresemanns, erklärte, daß gemeinsame Völkerbundsaktionen selbstverständlich nicht durch den 

Abschluß des Kelloggschen Paktes betroffen würden, wobei sich die deutsche Regierung bereits offen 
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für etwaige Völkerbundskreuzzüge gegen das proletarische Rußland ausspricht. Die „Iswestija“ sagt 

mit Recht, daß sich der sogenannte Kriegsächtungspakt vor allem gegen Sowjetrußland richtet. 

Wie alle imperialistischen Manöver, so wird auch dieser neue Schachzug der Imperialisten wieder 

von der sozialdemokratischen Führerschaft bedingungslos unterstützt. Die sozialdemokratische 

Presse, an der Spitze der „Vorwärts“, begrüßt den Paktvorschlag des Dollarimperialismus als einen 

neuen Schritt zum Frieden, und der sozialdemokratische Parteivorstand nimmt sogar schon die Spra-

che der Börsenkönige von Neuyork auf, wenn er im Wahlaufruf zu den Reichstagswahlen erklärt, 

„der Krieg muß geächtet werden“. Auch die Zustimmung Stresemanns und dessen Ausnutzung der 

Situation zugunsten einer neuen imperialistischen deutschen Außenpolitik wird von den Sozialdemo-

kraten begeistert unterstützt. Einige kritische Stimmen der „Wiener Arbeiterzeitung“ und der „Leipzi-

ger Volkszeitung ändern daran nichts. 

Nachdem die Abrüstungskomödien niemand mehr ernst nimmt und auch das Sicherheitsgerede schon 

lächerlich wirkt, gilt es jetzt, diesen neuen pazifistischen Betrug der Kriegsächtung als einen Schritt 

der Imperialisten zur besseren Durchführung ihrer Kriegsabsichten aufzuzeigen und immer wieder 

die tatsächlich steigende Kriegsgefahr scharf zu betonen. [332] 

* 

Der Bürgerkrieg in Nordchina und die japanische Intervention  
Von A s i a t i c u s  

Die jüngste Phase des nordchinesischen Bürgerkrieges hat schon bisher in stürmischer Folge ein-

schneidende Veränderungen sowohl in den politischen Machtverhältnissen des chinesischen Nordens 

als auch in der Politik jener Macht, die sich bisher hinter Tschangtsolin und seinen Untergeneralen 

verstecken konnte, hervorgerufen. Es ist notwendig, um das Verständnis für die raschen Veränderun-

gen in diesem Bürgerkrieg zu erleichtern, die zweifellos auch für die weitere Entwicklung der chine-

sischen Revolution von großer Tragweite sind, die inneren, mehr im verborgenen wirkenden Kräfte 

marxistisch zu analysieren. Wenn auch die im Vordergrunde stehenden militaristischen Gruppierun-

gen insgesamt zum Lager der chinesischen Konterrevolution gehören, so wäre es jedoch grundfalsch, 

zu verkennen, daß die sozialen Kräfte, die hinter ihnen stehen, stark differenziert sind und deshalb 

von der Avantgarde der chinesischen Revolution die Anwendung einer elastischen und dem jeweiligen 

konterrevolutionären Lager aufs strengste angepaßten Taktik zu ihrer Bekämpfung erfordern. Außer-

dem ist es notwendig, an Hand der jüngsten Entwicklung der Ereignisse in Nordchina zu überprüfen, 

inwieweit und mit welchen Mitteln die Erfahrungen der revolutionären Kämpfe der letzten Jahre in 

Süd- und Mittelchina auch für Nordchina und die Mandschurei nutzbar gemacht werden können. 

I. Die militärische Lage im Bürgerkrieg und die japanische Intervention 

Die Verbündeten Tschangtsolins, Suntschuanfang und Tschangtsungschang, sind schon nach den ers-

ten Kämpfen mit den Armeen Fengyuhsiangs und Tschiangkaischeks geschlagen und verjagt worden. 

Damit waren aber nur die Vorposten der Armee Tschangtsolins getroffen, die militärisch zu den 

schwächsten und demoralisiertesten Teilen des nördlichen Lagers gehörten. Aber auch die Haupt-

macht Tschangtsolins, d. h. die Armee unter seiner direkten Befehlsgewalt, stellte sich zunächst nicht 

zum Kampf, sondern trat nach einem ergebnislosen Versuch, einen Waffenstillstand zu erreichen, 

den Rückzug in die Mandschurei an. Der südliche Weg nach Peking, der solange im vergangenen 

Herbst von der vereinigten militärischen Front Fengyuhsiangs und des Schansi-Gouverneurs, Yen-

schisan, vergebens zu durchbrechen versucht wurde, war für sie jetzt ohne jeden Kampf freigemacht 

worden. Sie brauchten sich nicht den Weg zum Kampfe zu bahnen, sie konnten in Eilmärschen, jeder 

in einer getrennten Kolonne, den Wettlauf um Peking machen. Auch der nordöstliche Weg, von 

Schantung aus, wo die Armee Tschiangkaischeks auf Peking marschiert, ist von den Truppen 

Tschangtsolins kampflos geräumt worden. Hier ist aber, wie auch auf dem bisherigen Wege Tschi-

angkaischeks durch Schantung, das Gebiet der japanischen Intervention, die es sich zur Aufgabe zu 

machen scheint, Tschiang auf seinem Wege möglichst aufzuhalten, durch Zusammenstöße und Ent-

waffnungsaktionen zu schwächen und auf alle Fälle ihn nicht vo r  den anderen nach Peking kommen 

zu lassen. In den letzten Tagen hat sich Tschangtsolin vor Peking zwar zum Kampf gestellt, doch 
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handelte es sich hier offenbar um verzweifelte Versuche, den raschen Vormarsch der Südarmeen 

aufzuhalten und den angetretenen Rückzug zu decken. 

Der japanische Imperialismus hat sich inzwischen in Schantung militärisch festgesetzt, was nicht nur 

als Tatsache der Besetzung der Provinz von Wichtigkeit ist, sondern vor allem, weil dadurch die 

japanische Expeditionsarmee den Hafen Tsingtau, die Eisenbahnlinie Tsingtau-Tsinanfu, Tsinanfu 

selbst mit seiner großen Brücke über den Gelben Fluß sowie auch mit dem Verbindungspunkt von 

Nanking auf Tientsin, das heißt also, s ä m t-[333]l i che  Wege  nach  Pek i ng  von  d i e se r  Se i t e  

bereits militärisch beherrscht. Japan unternimmt gleichzeitig weitere Schritte, um auch den Hafen 

von Tientsin durch seine militärische Macht zu sichern, wodurch es vollends mit seiner militärischen 

Macht vor den Toren Pekings, sowohl auf dem Lande, als auch auf dem Seewege gedeckt, steht, und 

dort schon jetzt in den Verlauf des Bürgerkriegs „regulierend eingreift. 

Der japanische Wall um Tiezstsin, der gleichzeitig den Weg zum weiteren Vormarsch gegen 

Tschangtsolin in die Mandschurei versperrt; die Sicherung der ganzen Aufmarschlinie, von Süd- und 

Nordosten, durch Schantung bis zur See und durch Tientsin, mit einer japanischen Armee – all das 

ist erst der Anf ang  der japanischen Intervention. Die Frage der Besetzung Schantungs an sich, die 

Japan durch den Schantung-Vertrag auf der Washingtoner Konferenz von 1922 verwehrt ist, ist dem-

gegenüber von durchaus sekundärer Bedeutung. 

Bezeichnenderweise aber befaßt sich bisher die offizielle Stellungnahme Englands und Amerikas vor 

allem mit der Frage, ob die Besetzung von Schantung durch Japan den Washingtoner Vertrag von 

1922 angreife oder nur einen vorübergehenden „Schutz der japanischen Interessen“ im Kampfgebiet 

bedeute. Der englische Imperialismus versichert heuchlerisch, sowohl durch seine Regierungsvertre-

ter als auch durch seine offiziöse Presse, daß nur das letztere der Fall sei. Der amerikanische Imperi-

alismus hingegen will zunächst abwarten, während er seine Skepsis bezüglich der japanischen Ver-

sicherungen auf Respektierung des Vertrags von 1922 nicht verhehlt und durch verschiedene Manö-

ver zu verstehen gibt, daß er auf diesen Vertrag beharre. De r  e i ne  w i e  de r  ande r e  S t andpunk t  

l äß t  abe r  d i e  gegenwär t i ge  j apan i s che  I n t e r ven t i on  zunächs t gewähr e n, jongliert in 

verschiedenartigen diplomatischen Erklärungen für die Öffentlichkeit, während Japan handelt, 

Kampfpositionen bezieht, eine größere Kriegsmacht im Bürgerkriegsgebiet konzentriert und keine 

Anstalten macht, sich durch die amerikanischen Reservationen hemmen zu lassen. 

Japan verzeichnet umgekehrt mit Genugtuung die Zustimmung Englands und nützt sie, um auch dort 

vorzustoßen, wo Amerika bereits einen direkten Einspruch erhebt. Auf den japanischen Vorschlag, 

daß die japanischen Truppen im Auftrage aller Mächte, einschließlich Amerikas, die Armee Tschi-

angkaischeks nicht nach Tientsin hineinlassen und ihr durch eine 12-Kilometer-Zone faktisch den 

Weg auch nach Peking zunächst versperren sollen, antwortete Amerika ablehnend. Bezeichnender-

weise hatte der amerikanische Vertreter in Peking diesem Vorschlag zunächst zugestimmt und zog 

dann auf Weisung von Washington seine Zustimmung zurück. Japan aber beschloß sodann, dies trotz-

dem auf eigene Faust zu machen, obwohl auf Grund der Washingtoner Vereinbarungen solche Akti-

onen in der Zone Peking-Tientsin nur mit Zustimmung der anderen Mächte erfolgen dürfen. Der 

Besetzung Schantungs läßt Japan nun auch die Besetzung der Mandschurei folgen. Als Kuriosum sei 

nur angeführt, daß die japanische wie die englische Presse wie auf Verabredung den japanischen 

Feldzug mit der amerikanischen „Polizeiaktion“ in Nikaragua vergleicht und daraus folgert, daß auch 

in diesem Falle keine Intervention und kein Krieg, sondern eben nur eine Polizeiaktion vor sich geht. 

Aus alledem geht hervor, daß der japanische Feldzug auf weite Sicht erfolgt, sich Zug um Zug plan-

mäßig vollzieht und infolge der englischen Billigung und der amerikanischen Politik der ablehnenden 

Gesten, ohne Taten und auch zunächst ohne ernsthafte Bereitschaft zu solchen, seine Ziele ohne 

ernste Behinderung verfolgt. 

2. Die historische Bedeutung des Kampfes des Südens gegen den Norden 

Was geht hier nun vor? Wie ist diese so stürmische und sich geradezu überstürzende Entwicklung 

des Vormarsches der Südarmeen gegen Tschang-[334]isolin zu erklären? Warum kehrt Japan die 
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ganze Wucht seiner militärischen Aktion auf Tschiangkaischek, wo er doch bisher gerade der stärkste 

Befürworter der Orientierung auf Japan im Nankinger Lager gewesen ist? Warum geht England jetzt 

in einer Front mit Japan, während es 1922 gemeinsam mit Amerika Japan gezwungen hat, Schantung 

zu räumen? Und schließlich, was wird und kann Amerika unternehmen, um seine Interessen gegen-

über dem japanischen Interventionskrieg zu wahren? Es liegt auf der Hand, daß die Beantwortung 

dieser Fragen zurückgehen muß au f  j ene  Kr ä f t e  un t e r  de r  Obe r f l ä ch e, d i e  du r ch  i h re  

Wüh l a r be i t  da s  ganze  Reg i men t  de s  ha l b f euda l en  Mi l i t a r i sm us  i n  Nor dch i na  ge -

genwär t ig  w i e  e i n  Ka r t enhaus  zusamm ens i nken  l a s s en  und eine andere Abart des nicht 

minder reaktionären und konterrevolutionären Militarismus zum vorübergehenden Nutznießer dieses 

Zusammenbruchs werden lassen. 

Verfolgen wir die Entwicklung des chinesischen Bürgerkrieges seit dem Zusammenbruch der kaiser-

lichen Despotie 1911, so sehen wir in ihr den durchgehenden Zug des Of f ens i vkam pf es  de s  

Südens  gegen  den  N or de n. Die Überwindung des halbfeudalen Militarismus des Nordens in der 

Gestalt der Tschangtsolinschen Herrschaft war schon wiederholt so weit fortgeschritten, daß er nur 

noch mit Hilfe des Imperialismus gerettet werden konnte. Um eines der letzten Beispiele zu nehmen, 

erinnern wir an den Feldzug Fengyuhsiangs gegen Tschangtsolin in der ersten Hälfte von 1926, wo 

auch der größte Teil der Armee Tschangtsolins unter dem General Kuosunglin meuterte und statt 

gegen Feng auf Mukden marschierte. Damals war es die direkte Einmischung Japans, die Tschangtso-

lin gerettet hat. In der Immer mehr zusammenbrechenden Macht des nördlichen Militarismus wider-

spiegelte sich zweifellos seine schwindende Widerstandskraft gegenüber den stärkeren und moder-

neren Kräften des Südens. Seine Generalscliquen haben zwar die revolutionären Kräfte selbst unter-

drückt, aber gleichzeitig repräsentierten sie schon deshalb, weil sie ihre Kräfte aus dem mehr indust-

rialisierten Süden schöpfen konnten, gegenüber Tschangtsolin und seiner Clique eine fortschreitende 

Kraft Der Kampf des chinesischen Südens gegen den Norden hat geschichtlich dieselben Wurzeln 

wie die amerikanischen Freiheitskriege in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts zwischen dem 

industriellen Norden und dem agrarischen Süden, der erst nach der Niederringung des letzteren zur 

Vollendung der bürgerlichen Revolution und Zentralisierung des Landes in den Vereinigten Staaten 

von Nordamerika geführt hat. In China wurde dieser Kampf viel langwieriger und sehr oft auch von 

seinem eigentlichen Zielpunkt abgedrängt, we i l  d i e  r e ak t i onä r en  m i l i t a r i s t i s chen  Grup -

p i e r ungen  g l e i chze i t i g  d i e  Schach f igu r en  de s  R i ngens  de r  i m pe r i a l i s t i s chen  

Mäch t e  um  Ch i na  wa r e n. Das machte hier den Bürgerkrieg zu einem permanenten, konnte es 

aber auf die Dauer nicht verhindern, daß der halbfeudale Militarismus des Nordens immer morscher, 

zersetzter und verhaßter geworden ist. 

Zur Charakterisierung der gegenwärtigen Phase des nordchinesischen Bürgerkrieges gehört aber ne-

ben der Berücksichtigung dieser allgemeinen Tendenz noch ein weiteres Merkmal. In den letzten 

Jahren waren die Grundkräfte der chinesischen Revolution, hauptsächlich die Arbeiter und Bauern, 

nicht mehr nur das Objekt des Bürgerkrieges, sondern sind selbst gleichzeitig zum wich t i gen  Fak -

t o r  i m  Bür ge r k r i ege  geworden. Die revolutionäre Nordexpedition, die von Kanton aus Mitte 

1926, gestützt auf die Arbeiter und Bauern und die Schichten der bürgerlichen und kleinbürgerlichen 

Intelligenz, nach dem Norden stürmte, war bereits die E i n l e i t ung  jener Phase in den revolutionären 

Kämpfen Chinas, wo die Arbeiter und Bauern zum bewußten Kriegsfaktor geworden sind. D i e se 

Kraft war es, die in wenigen Monaten den Kuomintang-Militarismus mitsamt Tschiangkaischek von 

Kanton nach Nanking brachte, das heißt, die übergroße Hälfte Chinas mit einer Bevölkerung von 

zirka 300 Millionen [335] siegreich durcheilen konnte. Tschiangkaischek und seine Clique haben 

selbst die revolutionären Kräfte, die sie zur Macht gebracht haben, unterdrückt und damit wieder den 

Bürgerkrieg in seine früheren Phasen zurückgeworfen. Abe r  d i e se  r evo l u t i onä r e  He r kun f t  

Tsch i angka i s cheks  und  s e i ne r  Ve r bünde t en  i s t  e ine  emi nen t e  h i s t o r i s che  Ta t sa -

c h e, die auch gleichzeitig ankündigt, daß die sozialen Kräfte der chinesischen Revolution trotz Tschi-

angkaischek und seiner Henkersclique sich immer mehr ausbreiten, immer gründlicher die halbfeu-

dalen Festen des Militarismus zernagen und zerfressen und jetzt auch bis in jene Gebiete reichen, wo 

die stärksten Domänen der halbfeudalen und imperialistischen Reaktion ihre Diktatur ausüben 
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konnten. Die militaristischen Cliquen, die jetzt gegen den Norden kämpfen, sind in sich zerklüftet, 

zerrissen in rivalisierende Gruppen, die heute gemeinsam marschieren und morgen gegeneinander 

wieder kämpfen werden. Aber der mächtige soziale Strom, der von ihnen noch unterdrückt wird, sie 

aber schon zwingt, revolutionäre Losungen im Munde zu führen, ist das B l e i bend e, das Un be -

s i egba re  in diesem Ringen. 

Das ist es, was den Imperialismus zur Intervention zwingt, was ihn dort, wo er bisher mit Hilfe des 

halbfeudalen Militarismus zu herrschen versuchte, dazu treibt, seine offene unverhüllte Herrschaft zu 

etablieren. Das ist es, was den englischen Imperialismus zwingt, den japanischen Interventionskrieg 

als berechtigt zu erklären, um daraus abzuleiten, daß er dieselbe Taktik gegenüber einem Wiederauf-

leben der revolutionären Bewegung im Süden, die natürlich schon nicht mehr den verhüllten Charak-

ter zu tragen braucht, wie das noch im Norden der Fall ist, anwenden kann. Und das ist es auch, was 

dem amerikanischen Imperialismus, der jede Erweiterung des japanischen Interessengebiets in China 

mit äußerster Nervosität wegen der Bedrohung seines Kampfes um die Hegemonie im Pazifik ver-

folgt, die Hände bindet. 

3. Die neue Phase der revolutionären Entwicklung in Nordchina 

Tschiangkaischek und seine militärischen Verbündeten sind unter den Massen Süd- und Mittelchinas 

aufs äußerste verhaßt. Dort sind sie die Henker der revolutionären Bewegung, die wichtigsten Werk-

zeuge der imperialistischen Herrschaft. Indem sie sich aber jetzt als Nutznießer der morschen und 

faulen Grundlagen des halbfeudalen Militarismus des Nordens in neuen Gebieten festsetzen, übertra-

gen sie selbst durch die Errichtung neuer Herrschaftsverhältnisse in Nordchina die reiferen revoluti-

onären Erfahrungen des Südens, die sich bereits gegen sie wenden, in das neue Gebiet. Sie setzen 

sich mit neuen Phrasen, die aus der Zeit der revolutionären Kämpfe des Südens geschöpft sind, an 

die Stelle der alten Reaktion. Aber sie bilden selbst einen Teil der chinesischen Konterrevolution und 

erleichtern für die unterdrückten Massen Nordchinas die Entlarvung jener Illusionen, wonach der 

Militarismus unter der Fahne der Kuomintang ihnen die Befreiung bringen kann. Sie hassen die chi-

nesische Revolution, aber sie bedienen sich ihrer roten Fahne, die sie an Stelle der Tschangtsolinschen 

in Peking aufpflanzen. 

So besehen, ist die Entwicklung, die gegenwärtig in Nordchina vor sich geht, von r evo l u t i on ie r en -

de r  Bedeutung. Sie schweißt zusammen nicht die Generalsgruppierungen, die schon morgen im 

Kampfe gegeneinander stehen werden, sondern die Arbeiter, Bauern und die kleinbürgerliche Armut 

Süd- und  Nordchinas zum Kampfe gegen den Imperialismus und gegen seine Werkzeuge in Gestalt 

der neuen militärischen Cliquen. Das ist der soziale Untergrund für die so raschen Erfolge des mili-

tärischen Feldzuges in Nordchina. Das ist aber auch der Beweis für die Tatsache nicht des Sieges 

Tschiangkaischeks und seiner Clique über die chinesische Revolution, sondern umgekehrt ihrer Un-

besiegbarkeit und ihrer unzerstörbaren [336] Kraft, der die Zukunft gehört. Diese Revolution ist es, 

die schon jetzt solche Subjekte wie Tschiangkaischek und seine Clique zwingt, auch den Norden 

Chinas für die Revolution aufzurütteln, sich dort ihrer Symbole zu bedienen und selbst zum Ausdruck 

zu bringen, daß sie, wie Marx von den napoleonischen Feldzügen sagte, die Revolution, die sie has-

sen, im Leibe haben. 

Tschiangkaischek und seine Clique haben in dem letzten Jahre vor dem Imperialismus geradezu ge-

winselt, besonders vor dem japanischen und englischen. Der Imperialismus antwortet, indem er über 

den Kopf Tschiangkaischeks nach weiteren Sicherungen für seine Positionen ausholt. Wie werden 

diese Nutznießer des Tschangtsolinschen Zusammenbruchs darauf antworten? Indem sie alles tun 

werden, um dem Imperialismus zu verstehen zu geben, daß sie n i c h t  m i nde r  seine Werkzeuge 

sind. Sie werden die revolutionäre Bewegung in Nordchina, die Arbeiter in den japanischen und eng-

lischen Fabriken und Gruben, die Millionen der bäuerlichen Bevölkerung, die vom halbfeudalen 

Großgrundbesitz des Nordens versklavt sind, rücksichtslos zu unterdrücken versuchen. Das ist ihr 

„nationales“ und „soziales“ Programm. Und was wird die Folge sein? Die unmittelbarste, und zwar 

schon am Tage nach dem Siege, wird ihr eigener Zerfall in rivalisierende, einander bekämpfende 

Gruppen sein. Wo ist jene Macht, die d i e sen  militaristischen Henkern zur Verfügung steht, um ein 
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zentralisiertes, einheitlich verwaltetes China zustande zu bringen? Diese Macht kann in China nur 

jene politische Führung haben, die die hunderte Millionen Bauern durch ihre Befreiung hinter sich 

bringt. Die aufständischen Bauern-heere werden in Verbindung mit dem Proletariat und unter Füh-

rung seiner revolutionären Partei diesen Kampf um ein freies, zentralistisches, einheitlich regiertes 

China gegen Tschiangkaischek und seine Clique führen müssen – das wind die weitere Folge sein. 

Für den japanischen Imperialismus, in dessen unmittelbarster Interessen-sphäre sich der gegenwärtige 

Bürgerkrieg abspielt, war es ein taktisches Gebot, von vornherein zu zeigen, daß er mit seiner ganzen 

Kriegsmacht seine Interessen verteidigen will. Aus diesem Grunde bewahrt er Tschangtsolin vor einer 

vernichtenden Niederlage, indem er sich schützend vor ihn stellt, und ihn als Werkzeug für kommende 

Zeiten in Bereitschaft hält. Aus diesem Grunde manövriert er mit seiner bewaffneten Macht in Nord-

china, um nicht Tschiangkaischek, sondern seine Rivalen unter den „Verbündeten“, möglichst den 

schwächsten unter ihnen, Yenschisan, zum Herrn von Peking zu machen. Yenischisan war ein langjäh-

riger Verbündeter Tschangtsolins gegen Fengyushiang und kann es zur gegebenen Zeit wieder werden. 

4. Taktische Schlußfolgerungen für die Führung der chinesischen  

Revolution und für das internationale Proletariat 

Auch der jetzige nordchinesische Feldzug wird durch seine Entwicklung nur erneut bestätigen, daß 

nur die Arbeitet- und Bauern China die nationale und soziale Freiheit bringen können. Für Süd- und 

Mittelchina ist die Lage infolge der Erfahrungen der revolutionären Massen mit der militaristischen 

Despotie Tschiangkaischeks, Litisens usw. soweit geklärt und soweit auch im Bewußtsein der unter-

drückten Massen verankert, daß dort der unmittelbare Kampf um ihren Sturz auf der Tagesordnung 

steht. Diese Gebiete haben die Erfahrungen der revolutionären Kuomintang-Periode und des Verrats 

der Bourgeoisie bereits hinter sich. Für Nordchina steht aber die Entlarvung der revolutionären Phra-

sen der Kuomintang und ihres Militarismus für die breiten Massen der Bauern, Arbeiter und Hand-

werker noch zum großen Teil bevor. Die Führung der revolutionären Bewegung in China, die Kom-

munistische Partei, wird sich bei der Bestimmung ihrer Taktik von diesen Unterschieden leiten lassen 

müssen, um auch die revolutionären Massen Nordchinas für die chinesische Revolution zu gewinnen. 

Das heißt nicht, daß die revolutionäre Bewegung Nordchinas etwa erst dieselben Erfahrungen durch-

machen muß, wie sie die Massen Süd- und [337] Mittelchinas gemacht haben. Sie kann sich die 

Erfahrungen des Südens in gesteigertem Maße zunutze machen und kann ihren Leidensweg zweifel-

los wesentlich abkürzen. Ebenso wie auch das internationale Proletariat auf Grund der Lehren der 

letzten Jahre den neuen militaristischen Henker in Nordchina kein Wort glaubt und sie als das werten 

wird, was sie sind: die Werkzeuge der imperialistischen Herrschaft in China. Seine Solidarität gilt 

dem chinesischen Volke, den chinesischen Arbeitern und Bauern, die von Tschiangkaischek und sei-

ner Clique nicht minder unterdrückt werden wie von Tschaugtsolin. 

Die Tatsache schließlich, daß sich die gegenwärtigen Kämpfe in Nordchina auf einem Vulkan voll-

ziehen, der gewaltige Explosivkräfte in sich birgt, auf dem Boden der noch unterdrückten chinesi-

schen Revolution, erfordert vom gesamten Weltproletariat die äußerste Aufmerksamkeit und Bereit-

schaft zur Solidarität mit der chinesischen Revolution im Kampfe gegen den Imperialismus. Der 

Krieg, den der Imperialismus in China führt, ist ein Krieg gegen die chinesische Revolution und 

gleichzeitig auch ein Krieg um die imperialistischen Interessen, uns die Aufteilung der Kolonialge-

biete für das Plünderungswerk des Imperialismus. Dieser Krieg ist zweifellos die Ankündigung der 

kommenden imperialistischen Auseinandersetzungen und des kommenden Weltkrieges der imperia-

listischen Mächte untereinander. Die Antwort auf die letzten Ereignisse im Fernen Osten muß daher 

erst recht heißen: I n t e rna t i ona l e  E i nhe i t  de s  P r o l e t a r i a t s  und  de r  un t e rd r ück t en  Ko-

l on i a l vö lke r  zum  Sch u t ze  de r  r u s s i s chen  und  ch i ne s i schen  Revo l u t i o n! 

* 

Die deutsche Preisentwicklung im Konjunkturzyklus 1925/27  
Von G ü n t h e r  R e i m a n n  

Depression und Konjunkturanstieg im Frühjahr und Sommer 1925 – schroffer Konjunkturabstieg und 

schärfste Krise im Herbst und Winter 1925/26, – dann etwa ein Jahr lang Depression bei Teilkonjunkturen 
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(vor allem im Steinkohlenbergbau und in der Eisenindustrie als Folge des größeren Absatzes während 

des Stilliegens des englischen Bergbaues) – schließlich im Jahre 1927 allgemeine industrielle Hoch-

konjunktur; dieser Konjunkturwechsel hat sich innerhalb von kaum zweieinhalb Jahren abgespielt, 

ist aber dennoch äußerst schroff gewesen. 

In den letzten Jahrzehnten der Vorkriegszeit hat bekanntlich der Übergang von der Hochkonjunktur 

zur Krise bis zur neuen Hochkonjunktur etwa sechs bis acht Jahre gedauert; dabei sind die letzten 

Krisen der Vorkriegszeit keineswegs so einschneidend für das kapitalistische Wirtschaftsleben und 

mit so erheblichen Produktionseinschränkungen und Massenentlassungen verbunden gewesen wie 

die Winterkrise 1925/26. Es darf allerdings bei einem derartigen Vergleich nicht außer acht gelassen 

werden, daß der deutschen Winterkrise 1925/26 eine allgemeine Hochkonjunktur nicht vorausgegan-

gen ist. Dies hat aber die Wirkung der Krise keineswegs abgeschwächt. 

Die „Schere“ der Konjunktur- und Preisentwicklung 

Ist dieser neue, schnelle Konjunkturwechsel, der gemessen am Produktionsgrad und Beschäftigungs-

grad äußerst schroff gewesen ist, auch entsprechend in der Entwicklung der Warenpreise zum Ausdruck 

gekommen? Diese Frage ist nicht nur von Bedeutung für den Lebensstandard der Konsumentenmassen, 

sondern ganz besonders auch für den Charakter des vergangenen kurzwelligen Konjunkturzyklus. 

[338] Die Entwicklung der Großhandelspreise und erst recht der Kleinhandelspreise verläuft viel ru-

higer als die tatsächliche Konjunkturentwicklung, die in der Produktions- und Absatzmenge und in 

dem Beschäftigungsgrad zum Ausdruck kommt. Gewiß ist im vergangenen Jahre das Steigen der 

Großhandelspreise nicht so erheblich gewesen wie während der Hochkonjunkturen vor dem Kriege. 

Weitaus bedeutungsvoller ist es aber, daß auch in der Zeit der schärfsten Krise (1925/26) der allge-

meine Preisstand nur relativ unerheblich, im ganzen um 8,4 Prozent gesunken war. So steht heute der 

Index der Großhandelspreise wie auch der Kleinhandelspreise weit über dem Stande vor der großen 

Rationalisierungsoffensive, also Mitte 1925*). 

Die deutschen Warenpreise sind in den letzten Jahren gestiegen, zu einer Zeit, als die Weltmarktpreise 

sinkende Tendenz hatten. Wie ist das möglich gewesen? Das ist nicht nur eine Folge der Schutzzölle, 

die in Deutschland ja bereits 1925 neu festgesetzt und wirksam geworden sind. Es handelt sich hier 

vor allem um eine Folge der isolierten Konjunkturentwicklung innerhalb des kapitalistischen Euro-

pas. Zum ersten Male seit der Zeit des europäischen Frühkapitalismus und der internationalen Mono-

polherrschaft der englischen Industrie haben wir in den letzten Jahren keinen allgemeinen Auf-

schwung oder Niedergang der Wirtschaftskonjunktur im kapitalistischen Europa gehabt, sondern eine 

völlig differenzierte Konjunkturentwicklung. 

Im Gegensatz zur Vorkriegszeit hängt die Konjunkturentwicklung in dem deutschen Nachkriegska-

pitalismus zum Teil von dem Wohlwollen des Auslandskapitals, besonders des Dollarimperialismus, 

ab; trotzdem, zum Teil gerade als Folge hiervon, zeigt gleichzeitig die Konjunkturentwicklung in 

Deutschland gegenüber der Konjunkturentwicklung in dem übrigen kapitalistischen Europa, wie auch 

in USA, eine Sonderbewegung auf. Besonders war die Hochkonjunktur im Jahre 1927 eine isolierte 

Erscheinung im kapitalistischen Europa, wenn auch eine Reihe ökonomisch schwächerer Nachbar-

 
*) Nach der amtlichen Statistik, deren Zahlen zwar zum Teil nur geringen Wert haben, die aber doch auf die Dauer die 

Entwicklung widerspiegeln, waren bis März 1926 die Lebenshaltungskosten langsam gesunken, im ganzen um 4,6 Pro-

zent; der Großhandelsindex war bis Juni 1926 sogar um 8,4 Prozent gesunken. Es ist aber sodann bis Ende 1927 eine fast 

ununterbrochene, zwar nicht rapide, sondern nur „schleichende“ Verteuerung sowohl der Lebenshaltungskosten als auch 

der Großhandelspreise erfolgt. Lediglich in der Zeit vom Dezember 1926 bis April 1927 ist der Großhandelsindex ein 

wenig abgeglitten oder fast unverändert geblieben, während die Lebenshaltungskosten auch in diesen Monaten (mit Aus-

nahme vom März) weiter sich erhöht haben. 

Von Juni 1926 bis November 1927 ist der Großhandelsindex um 6,3 Prozent gestiegen. Im November 1927 ist der Le-

benshaltungsindex gegenüber dem Stande vom März des Vorjahrs um 8,9 Prozent höher gewesen (der Lebenshaltungs-

index ohne Berücksichtigung der Wohnungsmiete 3,6 Prozent). Im Dezember des, letzten Jahres ist der Großhandelsindex 

ein wenig gesunken, der Lebenshaltungsindex dagegen um 0,5 Punkte gestiegen. 

Der allgemeine Großhandelsindex hat für unsere Betrachtungen nur wenig Wert; denn die Preisentwicklung ist für die 

verschiedenen Warengruppen in Deutschland selber völlig verschieden gewesen. Das verdecken aber die allgemeinen 

Indexzahlen. 
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staaten (Tschechoslowakei, Ungarn) von dem Konjunkturaufstieg des deutschen Kapitalismus eben-

falls profitiert haben. 

Die Kluft zwischen Inlands- und Auslandspreisen 

Während in Deutschland im vergangenen Jahre auf Grund des vermehrten Inlandsabsatzes die preis-

steigernden Tendenzen sich durchsetzen konnten, hielten in England die Depressionserscheinungen 

fast unvermindert an. Das weiter unter der Absatznot leidende Industriekapital war bemüht, ange-

sichts der steigenden Preise in Deutschland, trotz der hohen Schutzzolle die Einfuhr nach Deutschland 

zu steigern (z. B. Millionen-Kredit für den Absatz englischer Textilmaschinen in Deutschland). Um-

gekehrt werden die deutschen Industriellen in verstärktem Maße durch überhohe Inlandspreise sich 

für die niedrigeren Ausfuhrpreise schadlos zu halten und die Extraprofite aus dem Inlandsabsatz zu 

steigern sich bemühen, damit auch bei weitgehender Dumping-Politik eine ausreichende Kapitalsak-

kumulation möglich wird. [339] 

Entwicklung des Großhandelsindex in Deutschland und im Ausland 

 Deutschland (Stat. Reichsamt) England („Economist“) U. S. A. (Bureau of Labour Stat.) 

VII. bis IX., 1925 + 1,1% – 0,6% 0,0% 

IX. 1925 bis VI. 1926 – 9,8% – 8,8% – 5,0% 

VI. bis XI. 1926 + 3,9% + 3,7% – 2,6% 

XI. 1926 bis IV. 1927 – 1,6% – 6,3% – 2,7% 

IV. bis XI. 1927 + 3,8% + 0,9%  

Bereits im Jahre 1926 war das Preisniveau in Deutschland mehr als in England und im Gegensatz zu 

sinkenden Preisen in den Vereinigten Staaten von Amerika gestiegen. Seit Frühjahr 1927 hat stich 

die Sonderentwicklung des deutschen Preisniveaus in verstärktem Maße fortgesetzt. In Deutschland 

steigende Warenpreise bei fast unverändertem Preisniveau in England und allerdings nicht erhebli-

chen Preissenkungen in USA. 

Auch die Lebenshaltungskosten sind in Deutschland gestiegen, in einer Zeit, als in den meisten übri-

gen kapitalistischen Ländern der Lebenshaltungsindex sich vermindert hatte. Diese Eigenbewegung 

der Lebenshaltungskosten in Deutschland ist noch beträchtlicher als die Eigenbewegung der Groß-

handelspreise. 

Entwicklung des Lebenshaltungsindex in Deutschland und im Auslande 

 Deutschland (Stat. Reichsamt) England U. S. A. (Bureau of Labour Stat.) 

VI. bis VIII. 1925 + 0,8% –1,4% 0,0% 

VIII. 1925 bis III. 1926 – 4,5% –1,4% + 2,3% 

III. 1926 bis VIII. 1927 + 8,4% –8,3% 1,2% 

VII. bis VIII. 1927 – 2,3% –3,0%  

VIII. bis XI. 1927 + 2,8% + 7,8%  

Die Kurve der Inlands- und Auslandspreise geht am beträchtlichsten bei den Warengruppen ausei-

nander, deren Preise durch monopolistische Zusammenschlüsse in Deutschland hochgehalten wer-

den. Dies geht anschaulich aus untenstehender Statistik hervor, die die deutsche Sonderentwicklung 

klar zum Ausdruck bringt. Allerdings ist aus ihr nur zum Teil zu ersehen, wie weit die deutschen 

Preise absolut über den Auslandspreisen stehen, weil bei Kohle, Stahl usw. die Qualität in den ver-

schiedenen Ländern zum Teil nicht unbeträchtliche Unterschiede aufweist. 

Deutsche Großhandelspreise in Prozenten von Auslandspreisen 

 Steinkohle Koks Zucker Baumwolle 

 Essen zu  Magdeburg Bremen zu 

 Newcastle Neuorleans 

(U. S.A.) 

Essen zu 

Durham 

London Neuyork Rotterdam Neuorleans 

15.6.14  112,5 – – 112,8  73,1  82,6 100,0 

3.1.27  84,2  84,5 100,2 176,8  221,6  92,8 112,1 

15.12.27  116,2  116,2 120,0 179,9  206,6  99,2 110,6 

9.1.28  116,2  116,2 120,0 180,3  213,8  103,4 113,4 

(Berechnet aus den Preisangaben in den monatlichen Wirtschaftsberichten der Disconto-Gesellschaft.) 
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Bereits vor dem Kriege sind die deutschen Warenpreise im Durchschnitt höher als die Auslandspreise 

gewesen. Ins vergangenen Jahre aber hat sich die Differenz zwischen Inlands- und Auslandspreisen 

über das Vorkriegsverhältnis hinaus erweitert. Am krassesten kommt dies bei der wichtigen Konsum-

ware Zucker zum Ausdruck, obwohl Deutschland auch heute noch eines der größten Zucker produ-

zierenden Länder ist. Allerdings wird seit 9.1.1925 eine besondere Zuckersteuer von 10,50 Mark je 

Doppel-[340]zentner erhoben, die bei monopolistischer Preisfestsetzung voll auf den letzten Konsu-

menten abgewälzt wird. Aber diese indirekte Steuer ändert nichts an der Tatsache der vielfach grö-

ßeren Kluft zwischen Inlands- und Auslandspreisen. 

Dagegen sind die deutschen Textilwarenpreise in viel stärkerem Maße den Auslandspreisen gefolgt, 

obwohl die deutsche Baumwollspekulation weitaus eifriger am Werke ist als in der Vorkriegszeit und 

erreicht hat, daß im Gegensatz zur Vorkriegszeit die Baumwollpreise in Bremen beträchtlich über 

den Baumwollpreisen in Rotterdam stehen. 

Entwicklung der Textilwarenpreise in Deutschland und England 

 Deutschland*) England**) 

Juli 25 bis Nov. 26  –24,3  –31,9 
Nov. 26 bis Sept. 27  + 20,1  + 20,8 
Sept. 27 bis Dez. 27  – 3,9  – 6,2 

Diejenigen Rohstoffe und Halbfertigwaren, die in Deutschland selber produziert werden und unter 

Kontrolle der deutschen Monopole stehen, sind während der Krisenzeit 1925-26 nur unerheblich ge-

sunken, dann aber im Gegensatz zu abnehmenden Auslandspreisen gestiegen. 

Deswegen kommt in dem allgemeinen Index der industriellen Rohstoffe und Halbfertigwaren die 

tatsächliche Preisbewegung nicht zum Ausdruck. Dieser Index ist von Juli 1925 bis Juni 1926 um 

14,8 Prozent gesunken. Die Baumwollpreise haben aber in dieser Zeit um 27,1 Prozent abgenommen, 

die Kohle- und Eisenpreise dagegen nur um 3,5 bis 1,8 Prozent. Umgekehrt sind von Anfang 1927 

bis Ende 1927 die Baumwollpreise um 54,6 Prozent gestiegen, die Kohle- und Eisenpreise aber fast 

unverändert geblieben. Hierbei ist natürlich stets zu berücksichtigen, daß die Kohle- und Eisenpreise 

in den wichtigsten übrigen Produktionsländern in dieser Zeit gesunken sind, während dagegen die 

Baumwolle international verteuert worden ist. 

Preisentwicklung von Rohstoffen und Halbfertigwaren 

[341] 

Baumwollpreise und Textilkonjunktur 

Die Entwicklung der Baumwollpreise hat einen ausschlaggebenden Einfluß auf die Konjunkturent-

wicklung in der deutschen Textilindustrie gehabt. Das Sinken der Preise für den wichtigsten Rohstoff 

 
*) Textilpreisindex des Statistischen Reichsamts. 
**) Textilpreisindex des „Economist“ 
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der Textilindustrie hatte im Winter 1926-27 im Gegensatz zu den vorher gesunkenen Textilpreisen 

wieder zu einer größeren Rentabilität in der Textilindustrie, zu einer Steigerung der Profitrate für das 

Textilkapital geführt. Die bald darauf beginnende Absatzbelebung, zum großen Teil als Folge der 

wachsenden Mehrbeschäftigung, war trotz der gesunkenen Rohstoffpreise zu neuer Steigerung der 

Textilpreise ausgenützt worden, so daß das Jahr 1927 ein sehr „gesundes“ Jahr für das deutsche Tex-

tilkapital geworden war. 

Auch die neue Steigerung der Baumwollpreise im Herbst vergangenen Jahres hat bisher der Textil-

konjunktur nicht einen weitgehenden Abbruch zufügen können. Obwohl an sich hierdurch die Pro-

fitrate zunächst für das Textilkapital wieder gesenkt wird, so haben doch die deutschen Textil-kapi-

talisten bisher an der Steigerung der Baumwollpreise mehr profitiert als verloren. Denn sie hatten, 

übrigens im Gegensatz zu den englischen Textil-industriellen, die durch Zurückhaltung der Einkäufe 

die von dem amerikanischen Baumwollkapital diktierten Preise drücken wollten, in den Monaten 

vorher zur Zeit des Tiefstandes der Baumwollpreise noch relativ große Baumwollmengen eingekauft 

bzw. in Verarbeitung*). 

Verbilligung der Produktionsmittel – Verteuerung der industriellen Konsumgüter 

Diese relative Parallelentwicklung zwischen Rohstoff- und Fertigwarenpreisen, wie sie für die Tex-

tilindustrie festzustellen ist, trifft für diejenigen Industriezweige, in denen vom Monopolkapital be-

herrschte Rohstoffe verarbeitet werden, nicht zu. So sind die industriellen Fertigwarenpreise, beson-

ders für Produktionsmittel, während der Krise und zum Teil auch noch während der späteren Depres-

sionszeit gesunken. Die Preise für die wichtigen Rohstoffe Kohle, Eisen, Stahl waren aber fast stabil 

geblieben. 

Preisindex**) für industrielle Produktionsmittel und Konsumgüter 

 

1925 Juli 100,0 100,0 

1925 Dezember 100,6 100,6 

1926 Dezember 86,5 99,8 

1927 November 88,0 113,0 

[342] Das auffällige Auseinandergehen der Preise von industriellen Produktionsmitteln und industri-

ellen Konsumgütern beruht zum Teil darauf, daß in die Gruppe der industriellen Konsumgüter die 

Textilwaren gehören, die bekanntlich eine besonders starke Verteuerung zu verzeichnen haben. Dann 

aber sind auch in der Produktionsmittelindustrie, wozu vor allem der Maschinenbau gehört, viel wei-

tergehendere technische und organisatorische Rationalisierungsmaßnahmen durchgeführt worden als 

beispielsweise in der Textilindustrie. Ferner werden auch zahlreiche industrielle Konsumgüter von 

Kartellen und Syndikaten verteuert (Porzellan, Glas, Papier), während es im Maschinenbau z. B. re-

lativ wenig Kartelle und Syndikate gibt. 

 
*) „Ist also eine Erhöhung im Preise des Rohstoffs begleitet von einer bedeutenden Masse auf dem Markt vorhandener 

fertiger Ware, auf welcher Stufe von Vollendung immer, 80 steigt der Wert dieser Ware, und es findet damit eine Erhö-

hung im Wert des vorhandenen Kapitals statt. Dasselbe gilt für die in der Hand der Produzenten befindlichen Vorräte an 

Rohstoff usw. Dieselbe Wertsteigerung kann den einzelnen Kapitalisten oder auch eine ganz besondere Produktions-

sphäre des Kapitals entschädigen oder mehr als entschädigen für den Fall der Profitrate, der aus der Preissteigerung des 

Rohstoffs folgt.“ Marx: „Kapital“, 3. Bd. I., S. 88/89. 
**) Statistisches Reichsamt. 
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Schließlich ist in der industriellen Konsumgüterindustrie die Zahl der Zwischenhändler und der Pro-

fitanteil des Handelskapitals viel größer als in der Produktionsmittelindustrie. Hier sind in viel stär-

kerem Maße die Handelskapitalisten noch unmittelbar abhängige Agenten des Industrie-kapitals, falls 

sie nicht völlig ausgeschaltet sind*). In der Textilindustrie z. B. sind die Großhandelspreise Ende 1927 

12,5 Prozent niedriger als Mitte 1925, die Textil-Kleinhandeispreise dagegen (Bekleidungskosten in 

dem amtlichen Lebenshaltungsindex 11,4 Prozent niedriger gewesen. Die Spanne zwischen Groß-

handels- und Kleinhandelspreisen ist demnach beträchtlich größer geworden**). 

Die Produktionsmittelpreise sind also gesunken bzw. nur geringfügig gestiegen, obwohl gerade die 

für sie wichtigsten Rohstoffe von Monopolen hochgehalten wurden. Hierbei ist aber auch zu berück-

sichtigen, daß vor der Winterkrise 1925-26 die Preise der Produktionsmittel gegenüber der Vorkriegs-

zeit stärker als die Kohle- und Eisenpreise gestiegen waren. Ferner sind eine Reihe anderer für die 

Produktionsmittelindustrie wichtiger Rohstoffe gegenwärtig niedriger als in der Vorkriegszeit. Dies 

ist z. B. bei den Metallpreisen (Aluminium, Zink, Zinn) der Fall. Ihre Preise werden zum großen Teil 

nicht von deutschen Monopolen (mit teilweiser Ausnahme für Aluminium, das aber bisher noch für 

die Konsumgüterherstellung wichtiger als für die Produktionsmittelerzeugung ist) bestimmt. 

Die Entwicklung der Agrarpreise 

An sich braucht eine Krise in der Industrie nicht gleichzeitig mit einer Krise für das Agrarkapital 

verbunden sein, und die Agrarpreise brauchen nicht der Entwicklung der Industriewarenpreise folgen. 

Außerdem werden die Agrarpreise zwar durch Schutzzölle verteuert, aber nicht von Privatmonopolen 

diktiert; sie unterliegen in viel stärkerem Maße Saisonschwankungen als irgendwelche Industriewa-

renpreise. 

Dennoch waren während der Winterkrise 1925-26 die Agrarpreise im Großhandel entgegen der sai-

sonmäßigen Entwicklung erheblich gesunken. Dies beruhte auf dem besonderen Charakter der Krise, 

die nicht nur eine Absatzkrise war, sondern auch in außergewöhnlichem Maße eine Kreditkrise bei 

sehr erheblicher kurzfristiger Verschuldung sowohl des Industriekapitals [343] wie auch des Agrarka-

pitals (trotz relativen Kapitalüberflusses in der Industrie: zahlreiche Betriebsstillegungen ...) Hier-

durch waren zahlreiche „Notverkäufe um jeden Preis erzwungen worden. 

Veränderung der Agrarpreise 
(in Prozent berechnet aus den amtlichen Agrar-Indexziffern) 

 

 
*) Gegenwärtig sind die deutschen Eisen- und Stahlsyndikate dabei, sich die letzten noch bisher „selbständigen westdeut-

schen Eisengroßhändler völlig untertan zu machen oder sie als Zwischenhändler auszuschalten. Während die Syndikate 

und Trusts ihre eigenen Handelsorganisationen bevorzugen und gegen die „freien“ Handelskapitalisten ausspielen, ver-

suchen die letzteren durch die Einfuhr ausländischen, vor allem belgischen Eisens und Stahls, für sich günstigere Bedin-

gungen, d. h. höhere Zwischengewinne bei der schließlich doch unvermeidlichen „Verständigung“ mit den Syndikaten 

bzw. den großen Trusts herauszuschlagen. 
**)  Preisspanne zwischen Wolle (Kammzug) und Gewebe (Tuch) 

(1,05 kg Kammzug und 10001260 m Tuch) 

 1925 1926 1927 

Januar 7,42 598 7.61 

März 7,71 6,66 8.07 

Mai 7,99 7,42 9,45 

Juli 8,54 7,62 10,81 

September 8,88 7,50 13,95 

(Aus „Wirtschaft und Statistik“, Heft 19, 1927, S. 828.) 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 310 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

 

 

Es ist eine zumeist völlig en t gegengese t z t e  En t wi ck l ung  zwischen  den  P r e i s en  fü r  

p f l anz l i che  Nahr ungsm i t t e l  und  f ü r  V iehe r zeugn i s s e  festzustellen. Wenn die eine Preis-

kurve sinkt, hat die andere die Tendenz zum Steigen. Dies beruht zum Teil auf regelmäßig wiederkeh-

renden saisonmäßigen Erscheinungen. Dann aber wirken in dem letzten deutschen Konjunkturzyklus 

besondere preiserhöhende Einwirkungen des Staates. Denn es zeigt sich, daß die Preise für pflanzliche 

Nahrungsmittel viel stärker gestiegen sind als die Preise für Vieherzeugnisse. Von Ende 1925 bis Ende 

1927 sind Preise für pflanzliche Nahrungsmittel um 24,8 Prozent gestiegen, die Preise für Vieherzeug-

nisse aber um 3,4 Prozent gesunken. Der gesamte Agrarindex ist um 3,8 Prozent höher geworden. 

Die pflanzlichen Nahrungsmittel sind aber die wichtigsten Produkte der Großagrarier (Kartoffeln und 

Getreide), während „Vieherzeugnisse“ die wichtigsten Produkte der Klein- und Mittelbauern sind, 

soweit diese ihre Erzeugnisse auf den Markt bringen. Die pflanzlichen Nahrungsmittel genießen den 

weitaus stärkeren Zollschutz. Unter den gesamten Agrarprodukten weisen die Kartoffeln gegenüber 

der Vorkriegszeit die größte Preissteigerung auf (um rund 200 Prozent). Dann aber hat die Bürger-

blockregierung durch die mit Steuergelder arbeitende Getreide-Handelsgesellschaft den Roggenwu-

cher organisiert. Ihre Tätigkeit kommt eindeutig in der Entwicklung der Roggenpreise zum Ausdruck. 

Von Ende 1925 bis Ende 1926 z. B. waren in Berlin die Roggenpreise um 55,2 Prozent gestiegen, in 

Chikago dagegen (dessen Preise maßgebend für den Weitmarktstand sind) um 10,9 Prozent gesunken. 

Bis Ende 1927 ist die Kluft [344] zwischen Inlands- und Auslandspreisen etwas geringer geworden: 

insgesamt (Ende 1925 bis Ende 1927) in Deutschland ein Steigen der Roggenpreise um 57,9 Prozent, 

in Chikago dagegen nur um 4,9 Prozent. Es hat jedoch nicht ein Abebben der Wuchertätigkeit in 

Deutschland im Vorjahre stattgefunden. Vielmehr zeichnet sich die Ernte von 1927 in Deutschland 

durch besonders schlechte Qualität aus. Trotzdem sind von Ende 1926 bis Ende 1927 die Berliner 

Roggenpreise nicht gesunken, sondern noch etwas gestiegen*). Auch die Kluft zwischen den Inlands- 

und Weltmarktpreisen für Weizen ist in den letzten Jahren größer geworden. Während die Weizen-

preise in Chikago von Ende 1925 bis Ende 1927 um 32,4 Prozent niedriger geworden sind, hat in 

Deutschland (Berliner Weizenpreise) nur ein Sinken um ganze 9,4 Prozent stattgefunden. 

Das Agrarkapital kann sich nicht, wie das Industriekapital, monopolistisch organisieren und zwecks 

Preiswuchers in Kartellen und Syndikaten zusammenschließen. Statt dessen werden durch staatliche 

Maßnahmen die wichtigsten Erzeugnisse der Großagrarier im Preise hochgehalten. 

 
*) Entwicklung der Roggen- und Weizenpreise in Berlin und Chikago: 

 Weizen Roggen 
 Berlin Chikago Berlin Chikago 
September 1925 100 100 100 100 

Dezember 1925 123,0 136,1 102,0 135,6 

Dezember 1926 131,2 96,6 158,4 120,7 

Dezember 1927 111,4 92,1 166,2 142,7 
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An sich hat das industrielle Trustkapital kein Interesse an hohen Agrarpreisen. Denn diese bedingen 

Lohnerhöhungen und bedeuten damit eine niedrigere Profitrate für das Industriekapital bei höherer 

Grundrente für das Agrarkapital. Umgekehrt würden niedrigere Agrarpreise zu neuen Lohnsenkun-

gen ausgenutzt werden. Außerdem würden hierdurch neue Rationalisierungsmaßnahmen in der Land-

wirtschaft zur Herabdrückung der Produktionskosten, stärkere Maschinisierung der Landarbeit, damit 

auch Erweiterung des Absatzfeldes für das Industriekapital innerhalb der Landwirtschaft erreicht 

werden. 

Die Preisdiktatur des Monopolkapitals 

Das Übergewicht des großindustriellen Kapitals über das Agrarkapital, das vor allem auch in der Preis-

gestaltung zum Ausdruck kommt**), beruht [345] neben dem größeren Umfang auf der besseren Or-

ganisation des Industriekapitals, der monopolistischen Vertrustung und Kartellierung. Das so zusam-

mengeschlossene Industriekapital hat aber auch gegenüber den Kapitalisten der übrigen Industrie-

zweige, in denen noch der unbeschränkte Konkurrenzkampf tobt, eine Vorzugsstellung, was ebenfalls 

in der Preisgestaltung und der hierdurch möglichen Realisierung von Sonderprofiten sich auswirkt. 

Als wichtigstes Schlußergebnis einer Betrachtung der Preisentwicklung in dem vergangenen deutschen 

Konjunkturzyklus muß nochmals festgestellt werden: Zum  e r s t en  Male  s i nd  währ end  e i ne r  

äuße r s t  s cha r f en  P roduk t i on s- und  Absa t zk r i s e  d i e  P r e i s e  z ah l r e i che r  w i ch t ige r  

I ndus t r i ewa r en  fast ga r  n i ch t  ge sunken  und  s ch l i eß l i c h, t r o t z  e r heb l i che r  Sen -

kung  de r  P r oduk t i onskos t e n, n i ch t  unwesen t l i ch  we i t e r  ve r t eue r t  wor de n. 

Diese Wucherpolitik der kapitalistischen Monopole wurde allerdings gerade durch die Rationalisie-

rung, insoweit sie eine allgemeine stärkere absolute Ausbeutung der menschlichen Arbeitskraft zur 

Folge gehabt hat, erleichtert. Denn die hierdurch erfolgte Steigerung der Profitrate bewirkt zwar an 

sich keine Veränderung der gesamten Wertmasse (bei Annahme einer gleich großen Produktions-

menge) und damit auch keine entsprechende Veränderung der gesamten Preissumme, wohl aber ein 

anderes Preisverhältnis zwischen den Waren, zu deren Produktion relativ viel konstantes Kapital be-

nötigt wurde, und den Waren, zu deren Produktion relativ viel variables Kapital benötigt wurde. Die 

Preise der ersteren Warengruppen würden an sich, also unter der Annahme eines freien, allgemein 

unbeschränkten Konkurrenzkampfes bei höherer Profitrate etwas steigen, die Preise der letzteren Wa-

rengruppen dagegen entsprechend fallen.***) 

 
**) Entwicklung der Preis-„Schere“ 

(Industrielle Konsumgüterpreise in Prozent der Agrarpreise) 

 
Auf Grund der hochgehaltenen und zum Teil noch gestiegenen Roggenpreise wie auch der relativ sehr hohen Kartoffel-

preise bei gleichzeitig sinkenden Preisen für industrielle Fertigwaren hatte sich die Preisschere im Verlauf des Jahres 

1926 fast völlig geschlossen. Aber im Jahre 1927 hat sich die Schere von neuem geöffnet. Denn gerade die Preise für 

industrielle Konsumgüter haben im Jahre 1927 nicht unerhebliche Sprünge nach oben gemacht, während der Agrarstoff-

index etwas gesunken ist. In den letzten Monaten 1927 ist die Differenz zwischen Agrar- und industriellen Konsumgü-

terpreisen bereits wieder bedeutend größer als jemals vorher in den letzten 2 ½ Jahren geworden. 
***) „Der Produktionspreis der Ware ist also gleich ihrem Kostpreis plus dem, entsprechend der allgemeinen Profitrate, 

prozentig ihm zugesetzten Profit, oder gleich ihrem Kostpreis plus ihrem Durchschnittsprofit.“ Marx: „Kapital“, 3. Bd., 

I., S. 136. [Fortsetzung der Fußnote auf der nächsten Seite] 
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Wenn dagegen in den bereits höher organisierten Industriezweigen (mit relativ viel konstantem Ka-

pital) durch neuen technischen Fortschritt der relative Anteil des konstanten Kapitals noch größer 

wird, tritt die entgegengesetzte Preisentwicklung ein. Denn der Fall der durchschnittlichen Profitrate 

würde für die höher organisierten Industriezweige einen stärkeren Preisfall (über die Wertverminde-

rung der ‚Produktionseinheit hinaus) als für die Waren der übrigen Industriezweige bedeuten. 

Die Industriezweige, in denen das Monopolkapital herrscht, gehören nun aber im Durchschnitt nicht 

nur zu den Kapitalsanlagen mit relativ viel fixem Kapital, sondern auch allgemein mit relativ viel 

konstantem Kapital [346] (chemische Industrie, Hüttenindustrie). Es ergibt sich also, daß diese Ka-

pitalsgruppen an sich bereits bei allgemeiner Lohnsenkung oder Arbeitszeitverlängerung bzw. Ar-

beitsintensivierung einen ihrer Kapitalsstärke entsprechend größeren Anteil an der zusätzlichen Pro-

fitallasse erhalten. Tatsächlich sind nun aber auch gerade in den Monopolindustrien durch neuen 

technischen Fortschritt erheblich die Produktionskosten gesunken der Anteil der menschlichen Ar-

beitskraft ist weiter herabgedrückt worden. Ein Sinken der entsprechenden Warenpreise ist aber von 

den Kartelle! und Syndikaten verhindert worden.*) 

Insoweit der monopolistische Preiswucher auf die letzten Konsumentenmassen abgewälzt wird (be-

sonders starke Verteuerung der industriellen Konsumwaren!), eignet sich das monopolistische 

 
„... daß ein allgemeiner Fall des Arbeitslohns zur Folge hat ein allgemeines Steigen des Mehrwerts, der Rate des Mehr-

werts, und bei sonst gleichbleibenden Umständen der Profitrate, wenn auch in anderer Proportion ausgedrückt, einen Fall 

für die Warenprodukte niederer, und Steigen der Produktionspreise für die Warenprodukte von Kapitalen höherer Zu-

sammensetzung. Gerade das umgekehrte Resultat, das sich herausstellte bei allgemeinem Steigen des Arbeitslohns. Marx: 

„Kapital, 3. Bd., 1., S. 182/183. 

Einige Zahlenbeispiele mögen das Vorstehende noch erläutern: Es bestehen je eine Kapitalsanlage von höherer und nie-

derer Zusammensetzung: 

I: 80 c + 20 v + 20 m Gesamtkapital = 200, Gesamtprofit = 100, Profitrate = 50% 

II: 20 c + 80 c + 80 m Produktionspreis bei I = 150 

 Produktionspreis bei II = 150 

Jetzt steigt die Mehrwertrate (infolge Zunahme des a b s o l u t e n  Mehrwerts) auf 300%.. Dann treten bei gleicher Pro-

duktionsmenge folgende Veränderungen ein: 

I: 80 c + 10 v + 30 m Gesamtkapital = 150, Gesamtprofit = 150, Profitrate = 100% 

II: 20 c + 40 v + 120 m Produktionspreis bei 1 180 (+ 20%) 

 Produktionspreis bei II 120 (– 20%) 

Wenn dagegen das variable Kapital als Folge technischen Fortschritts um 50% sich vermindert und die Mehrwertrate 

wiederum 100% beträgt (z. B. wenn der technische Fortschritt sich nur auf die Produktionsmittelindustrie erstreckt und 

nicht wesentlich sofort die Konsumgüterpreise beeinflußt), dann werden folgende Veränderungen eintreten: 

I: 80 c + 10 v + 10 m Gesamtkapital = 150, Gesamtprofit = 50, Profitrate = 33% 

II: 20 c + 40 v + 40 m Produktionspreis bei 1 = 120 (– 20%) 

 Produktionspreis bei II 80 (– 47%) 
 

*) Die Preise für Chemikalien sind äußerst charakteristisch, da das Chemiekapital besonders hoch organisiert und typisches 

Monopolkapital ist; es sind aber auch gerade hier in den letzten Jahren weitere erhebliche technische Fortschritte gemacht 

worden. Die betreffenden Preisangaben des Statistischen Reichsamts haben in ihrer absoluten Höhe nur geringen Wert, 

denn sie stammen von den Chemiemonopolen selber, die ihre tatsächlichen Verrechnungspreise innerhalb ihrer Konzern-

gesellschatten wie auch an zahlreiche Kunden der Öffentlichkeit vorenthalten. Dennoch charakterisieren die amtlichen 

Preisveröffentlichungen auch hier die Preisentwicklung der letzten Jahre. 

P r e i s e  f ü r  C h e m i k a l i e n  (1 9 1 3  = 1 0 0): 

1925 1926 1921 

Juli 127,4 Januar 126,1 Januar 125,1 

September 127,7 März 123,8 März 125,4 

November 127,5 Mai 121,8 Mai 124,1 

  Juli 121,5 Juli 123,3 

  September 121,8 September 123,7 

  November 123,6 November 123,9 

    Dezember 123,9 
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Trustkapital einen Teil der Einkommen des Mittelstandes, auch der Bauernschaft, an. Die durch diese 

Verteuerung eintretende Senkung der Reallöhne bedeutet eine gesteigerte Ausbeutung der menschli-

chen Arbeitskraft, eine Erhöhung der Profitrate, was allerdings unmittelbar lediglich dem betreffen-

den Monopolkapital zugute kommt. 

Wenn der monopolistische Preiswucher aber nicht voll auf die letzten Konsumenten abgewälzt werden 

kann wird die Profitrate des nicht monopolistisch organisierten Industriekapitals (vor allem Klein- und 

Mittelunternehmungen) und des Handelskapitals geschmälert. D i e se  Kap i t a l i s t en  we r den  

dann  ve r suche n, du r ch  um  s o  s t ä r ke r e  Ausbeu t ung  de r  Ar be i t e r s cha f t  i h ren  P r o -

f i t  w i ede r  z u  e r höhe n. J e  s t ä r ke r  abe r  d i e  abso l u t e  Ausbeu t ung  de r  Ar be i t e r -

s cha f t  i s t, um  s o  höhe r  i s t  auch  d i e  P ro f i t r a t e, um  s o  we i t e r en  Sp i e l r aum  haben  

d i e  kap i t a l i s t i s chen  Monopo le  f ü r  i h r en  P r e i swuche r  und  d i e  Re a l i s i e r ung  vo n  

übe r du r chschn i t t l i ch  hohen  P r o f i t e n. De r  Dr uck  gegen  d i e  Ar be i t e r s cha f t  i n  den  

Be t r i eben  wi r d  s o  a l s  Fo l ge  de s  m onopo l i s t i s chen  P r e i swuche r s  v i e l f a ch  zuneh-

m e n. Das  m onopo l i s t i s che  T rus t ka p i t a l  ha t  h i e rbe i  e i n  übe r  d i e  a l l gem e i ne  kap i -

t a l i s t i s che  K l a s s en s o l i da r i t ä t  h i naus gehendes  unm i t t e lba r e s  I n t e r e s s e, n i ch t  

nu r  i n  s e ine n  e i genen  Wer ken, sonde r n  i n  s ämt l i chen  I ndus t r i e zwe igen  d i e  Ar -

be i t e r s cha f t  n i ede r z uha l t e n, d i e  abso l u t e  Ausbeu t ung  de r  mensch l i chen  Ar -

be i t sk r a f t  z u  s t e i ge r n. [347] 

* 

Versuch einer Feststellung des Anteiles der politischen Parteien  

an den proletarischen Wahlstimmen  
Von Erich K u n i k  

Aus den in den vorangehenden Artikeln (Internationale Nr. 9 und 10) gewonnenen vorläufigen Re-

sultaten ergibt sich eine Teilung der deutschen Bevölkerung in 67,3 Prozent proletarischer und 32,7 

Prozent nichtproletarischer Elemente. 

Zum Proletariat wurden aus den Gruppen der Selbständigen und der Mithelfenden e i nsch l i eß l i ch  

i h r e r  Fami l i enangehö r i gen  gerechnet rund: 

 0,3 Millionen Hausgewerbetreibende 

 2,4 " Kleinbauern 

 1,2  " Kleingewerbetreibende Kleinhandwerker und Kleinhändler 

 2,5 " Beamte 

 4,2 " Angestellte 

 26,6 " Arbeiter 

 1,4 " Hausangestellte 

 3,2 " Invaliden- und Altersrentner 

 41,8 Millionen  

Es soll nun versucht werden, zunächst aus den bei der Dezemberwahl 1924 abgegebenen Stimmen 

den Gehalt an proletarischen Wählern bei den einzelnen Parteien festzustellen. 

Dabei sind in bezug auf die Zahl der Wahlberechtigten und in bezug auf die Nicht-wähler einige 

Vorbemerkungen notwendig. 

Die Wahlberechtigten 

Da die amtliche Behandlung der Stimmlisten, also die Feststellung der tatsächlich Wahlberechtigten 

außerordentlich mangelhaft ist, stimmen die amtlichen Zahlenangaben nicht mit den tatsächlich 

Wahlberechtigten überein. Exakte Einwohnerzahlen gibt es nur für die Zähljahre. Die Differenzen 

sind erheblich. Für Dezember 1924 lassen sich folgende Feststellungen machen: 

Es betrug die Zahl der: Bevölkerung Wahlberechtigten 

 nach der amtlichen Wahlstatistik vom Dezember 1924: 59.198.000 38.987.300 

 nach der Zählung vom Juni 1925: 62.410.619 39.794.575 

Das exakte Ergebnis vom Juni 1925 kann für die Dezemberwahlen von 1924 zugrundegelegt werden, 

wenn man die Hälfte der 700.000 betragenden normalen Jahreszunahme, also 350.000 Wahlberechtigte 
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weniger annimmt. Ferner sind nach den Angaben des Statistischen Reichsamtes abzuziehen ‚ ‚Nicht-

wahlberechtigte“ und an der „Ausübung des Wahlrechts Behinderte“: 

Ausländer etwa 850.000 

Reichswehrangehörige 100.000. 

Dazu kommen noch die 241.154 „berufslosen Selbständigen“ aus den Siechen-, Irren- und Strafan-

stalten. Zusammen sind also 1.541.154 von den Wahlberechtigten nach der Zählung vom Juni 1925 

abzuziehen, so daß 38.253.421 Wahlberechtigte übrig bleiben, das sind 734.000 weniger als die amt-

liche Wahlstatistik angibt. 

Von ihnen haben 30.290.100 gültige 

 und 414.900 ungültige  

zusammen 30.705.000 Stimmen abgegeben. 

Bei dem heutigen Stand des Wahlverfahrens kann man die ungültigen Stimmen den Nichtwählern 

zuschreiben. Sie bringen eine ähnliche politische Indifferenz zum Ausdruck. 

Allerdings scheint die freiwillige bewußte Ungültigmachung von Stimmen zugenommen zu haben. 

Die Höhe der ungültigen Stimmen belief sich nämlich auf: 

 1919: 1920: 1924, Mai: 1924, Dezember: 

in 1000: 124,5 267,5 427,6 414,9 

in Prozent der Wahlberechtigten: 0,34 0,74 1,11 1,06 

[348] Von 1871 bis 1912 betrug sie stets etwa 0,3 Prozent, niemals über 0,37 Prozent. Mit der Aus-

dehnung des Wahlrechts auf die Frauen und die 20- bis 25jährigen kann diese Zunahme nicht im 

Zusammenhang stehen, wie die Ergebnisse von 1919 und 1920 zeigen. Es handelt sich hier offenbar 

um bewußte Beantwortung von Wahlbeeinflussungsversuchen. die zur absichtlichen Ungültigma-

chung von Stimmzetteln treiben und wahrscheinlich auch um Wahlmogeleien auf dem flachen Lande. 

Dort ist häufig das Wahlgeheimnis aufgehoben. Die abhängigen Wähler, die zur Wahlbeteiligung 

gepreßt werden, aber die Deutschnationalen (Landbund) nicht wählen wollen, machen ihre Stimmzet-

tel ebenso absichtlich ungültig wie die Wähler, die „fertig gemachte“ Stimmzettel aufgepreßt erhalten 

und unter der Spitzelkontrolle des deutschnationalen Landbundes oder Stahlhelms einen anderen 

Stimmzettel nicht mehr erreichen können. Für diesen Faktor lassen sich Zahlen natürlich nicht finden. 

Im großen und ganzen kann die Zahl der ungültigen Stimmen ohne Bedenken den Nichtwählern zu-

gebucht werden. 

Es sind für den Dezember dann 7.963.000 Nichtwähler zu rechnen. Nach dem in Teil I gewonnenen 

Schlüssel mechanisch aufgeteilt, ergeben sich in 1000: 

  Wahlberechtigte Wähler Nichtwähler 

Proletarische: 25.744 20.385 5359 

Nichtproletarische: 12.509  9905 2604 

zusammen: 38.253 30.290 7963 

Diese mechanische Aufteilung muß wegen der Verschiedenartigkeit des Altersaufbaues der einzelnen 

Klassen korrigiert werden. 

Proletariat und Mittelschichten sind im Durchschnitt weit kinderreicher als die Bourgeoisie. Mit zu-

nehmendem Einkommen ist eine abnehmende Kinderzahl festzustellen. 

Entscheidend aber ist die viel geringere Lebensdauer in einer ganzen Reihe proletarischer Kategorien. 

Für die .Ausgleichung der aus den verschiedenartigen Kinderzahlen sich ergebenden Differenz ist der 

Reichsdurchschnittsprozentsatz der Wahlberechtigten, der 63,8 Prozent beträgt, für die zur Bourgeoi-

sie zu zählenden Wahlberechtigten um mindestens 3 Prozent zu erhöhen. Daraus ergibt sich eine Zahl 

von 920.000 Wahlberechtigten aus der Bourgeoisie. Etwa 30.000 sind bei den proletarischen Wahl-

berechtigten weniger anzunehmen, als der Reichsdurchschnitt ergeben würde. Es handelt sich also 

um keine einflußreiche Zahl. 

Ein bedeutend wirksamerer Faktor ist das kürzere Lebensalter des Proletariats. Es vermindert den 

prozentualen Gehalt an Wahlberechtigten viel stärker als der größere Kinderreichtum. Die dadurch 
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bewirkte Verminderung der Zahl der proletarischen Wahlberechtigten muß sich als eine entspre-

chende Erhöhung der Zahl der nichtproletarischen Wahlberechtigten auswirken. 

Die zahlenmäßige Feststellung dieses Faktors ist sehr schwierig. In der Hauptsache handelt es sich 

um die Wirkungen des Gebärzwangs, der elenden Wohnverhältnisse und der Arbeitsbedingungen. 

Exaktes Material ist darüber außerordentlich spärlich vorhanden. Im bürgerlichen Klassenstaat ist auf 

amtliche Quellen in all diesen Fragen gar kein Verlaß. Man ist deshalb auf Schätzungen angewiesen, 

und zwar im Interesse der Beweiskraft der Argumente auf vorsichtige Mi ndes t schätzungen. 

Über die eigentlichen Berufskrankheiten in der chemischen Industrie, der Textilindustrie usw. und 

über die Unfälle im Bergbau und im Baugewerbe sind Zahlen von einigermaßen ausreichender Zuver-

lässigkeit vorhanden. Aber das sind verhältnismäßig nur Kleinigkeiten. Die Häufigkeit der Geburten, 

die Wohn- und Arbeitsverhältnisse wirken um ein vielfaches stärker. Die Tuberkulose ist praktisch 

überhaupt nicht isolierbar. Große Gruppen des Proletariats sind vom 40. bis 45. Lebensjahr an physisch 

verbraucht, ihr Durchschnittslebensalter ist um ein Jahrzehnt und mehr geringer als im Reichsdurch-

schnitt. Vom 40. Lebensjahr ab beginnt dieser Faktor stark zu wirken. In einzelnen Branchen wirkt er 

noch früher. Natürlich wird nicht die ganze Masse der hier zum Proletariat gerechneten Bevölkerung 

davon betroffen, aber mindestens die 11,8 Millionen des über 21 Jahre alten reinen Proletariats. 

Für diese muß als Ausfall in den übe r  40 Jahren liegenden Altersklassen zum wenigsten 10 Prozent 

angenommen werden. In den einzelnen Altersklassen erhöht sich der tatsächliche Ausfall an Wahl-

berechtigten. Die einzelnen Berechnungen können hier wegen des Raumes, den sie beanspruchen 

würden, nicht wiedergegeben werden. Bezogen auf die Gesamtzahl der zum Proletariat gerechneten 

Wahlberechtigten sind es nicht ganz 5 Prozent, wobei noch einmal angemerkt sei, daß diese geringst-

mögliche Zahl nur deshalb angewandt wurde, um die Argumentation vor Einwänden zu sichern. 

Um die Überprüfung des verwandten Resultats zu ermöglichen, ist in folgender Tabelle angegeben, 

wie hoch der Ausfall aus der kürzeren Lebensdauer für die Gesamtzahl der proletarischen Wahlbe-

rechtigten eingesetzt ist: [349] 

Am 16.6.1925 

befanden sich 

im Alter von Jahren: 

Personen 

in 1000 

davon  

proletarische 

durch kürzere Lebens-

dauer ausgeschieden 

  (67,3 %) in Prozent in 1000 

 40 bis 45  3908  2630  2,8  74 

 45 bis 45  4847  2589  5,0  146 

 50 bis 55  3233  2176  8,5  184 

 55 bis 60  2727  1835  11,5  208 

 60 bis 65  2166  1458  14,0  206 

 65 bis 70  1617   1088  17,0  184 

 70 bis 75  1058  712  19,7  140 

 75 bis 80  584  393  13,6  53 

 über 80 336 nicht berücksichtigt.  1195 

Insgesamt sind also einschließlich der 30.000 aus dem höheren Gehalt an Minderjährigen reduzierten 

1.225. 000 proletarische Wahlberechtigte weniger eingesetzt. 

Die oben vorgenommene mechanische Aufteilung nach den Reichsdurchschnittsziffern ist somit kor-

rigiert in: 

 Wahlberechtigte Wähler Nichtwähler 

Proletarische: 24.519 19.160 5359 

Nichtproletarische: 13.734 11.130 2604 

zusammen: 38.253 30.290 7963 

Eine weitere Korrektur ist aus der Untersuchung der 

Nichtwähler 

herzuleiten. 

Die mechanische Aufteilung nach dem Schlüssel für Proletariat, Mittelschichten und Bourgeoisie ist 

natürlich nicht möglich. 
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Von den Wahlberechtigten nach der Zählung von 1925 waren 18.760.000 männlich und 21.026.000 

weiblich. Es gab also rund 2.557.000 weibliche Wahlberechtigte mehr als männliche. 

Nach den wenigen Einzeluntersuchungen über das Verhältnis zwischen Männer- und Frauenstimmen 

kann man annehmen, daß die zahlenmäßige Mehrheit der Frauenstimmen durch die geringere Wahl-

beteiligung ausgeglichen wird. Schauff („Die deutschen Katholiken und die Zentrumspartei“, Köln, 

1928) kommt auf Grund genauerer Untersuchungen der nach Geschlechtern getrennten Wahlergeb-

nisse zu diesem Urteil. Das würde, auf das Reich bezogen, bedeuten, daß 2.577.000 weibliche Nicht-

wähler vorhanden sind. 

Zunächst mechanisch nach unserem Schlüssel verteilt, also: B = 59.000, M = 777.000, P = 1.721.000. 

In der Bourgeoisie sind politische Strömungen oder Stimmungen, die auf eine Stimmenthaltung hin-

auslaufen, nicht wirksam gewesen. In den Mittelschichten waren sie seit 1924 nicht zu beobachten. 

Landbund, Reichsbanner, Stahlhelm und alle faschistischen Organisationen führten eine starke Mas-

senmobilisation durch. Die Völkischen hatten überall Kandidaten. Bei ihnen und den Wehrverbänden 

ist erst später eine Stimmung gegen die Wahlbeteiligung als Reaktion gegen die relative Stabilisie-

rung aufgetreten. 

Dagegen ist im Proletariat durch die Organisationen syndikalistischer und anarchistischer Tendenz 

eine breitere Massenstimmung gegen die Wahlbeteiligung vorhanden. Dieser bewußte Nichtwähler-

stamm ist schwer zu schätzen, weil über die Stärke der in Frage kommenden Organisationen keine 

Daten vorhanden sind. Einschließlich aller Ausstrahlungen auf Angehörige und „Enttäuschte“ und 

Indifferente kann man aber höchstens 200.000 proletarische Nichtwähler daraus annehmen. 

Für die weitere Einschätzung der Wahlenthaltung gibt es aus der Reichsstatistik keine Anhaltspunkte. 

Alle Schätzungen sind schwer zu belegen. Es ist zum Beispiel nach Schauffs Berechnungen, die in-

folge ihrer Gründlichkeit als im wesentlichen zutreffend angenommen werden können, das Verhältnis 

zwischen weiblichen und männlichen Wählern bei den einzelnen Parteien: 

 männliche weibliche 

 Wähler 

Zentrum: 41 % 59 % 

DNVP: 44% 56% 

DVP: 49% 51% 

DDP: 53% 47% 

SPD: 57% 43% 

KPD: 63% 37% 

[350] Das Zentrum hat demnach den höchsten Prozentsatz weiblicher Wähler, Gleichzeitig aber ha-

ben die überwiegend katholischen Gebiete den höchsten Prozentsatz von Nichtwählern. 

Die Annahme, daß der Prozentsatz der Nichtwähler in den überwiegend ländlichen Gebieten höher 

sei als in den überwiegend städtischen-industriellen, ist in ihrer Allgemeinheit nicht haltbar. Das zei-

gen folgende Gegenüberstellungen: 

Im Dezember 1924 betrug der Prozentsatz der Wählenden im Reichsdurchschnitt 78,8 Prozent. Da-

gegen betrug er in 
Bayern  79,4 % 

P r e u ß e n   78,6 % 

Potsdam  80,1 % 

B e r l i n   78,0 % 

Regierungsbezirk Liegnitz 82,1 % 

" O p p e l n  69,9 % 

" Minden 84,4 % 

" D ü s s e l d o r f  76,1 % 

" Kassel 82,6 % 

" K ö l n  66,3 %  

Die ganz ländlichen Wahlkreise haben also oft eine über-durchschnittliche Wahlbeteiligung. Erwähnt 

seien noch: 
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Allenstein-Westpreußen 81,5 % 

Frankfurt a. d. O. 82,4 % 

Stralsund 82,0 % 

Köslin 82,5 % 

Schneidemühl 83,9 % 

(mehr als Sachsen, das 83,3 % aufweist!) 

Die Wahlbeteiligung scheint hauptsächlich außer von der allgemeinen politischen Situation in ziem-

lich starkem Maße von der Wahlarbeit abzuhängen. Hier sind noch detaillierte Untersuchungen einer 

größeren Menge von Wahlergebnissen einzelner Stimmbezirke erforderlich, die im Augenblick noch 

nicht gegeben werden können. Das allgemeine Bild aus einer Reihe von Großstädten rechtfertigt aber 

die Annahme, daß die Wahlenthaltung in den proletarischen Schichten weit höher ist. 

Für die aufzugliedernden Nichtwähler ist hier angenommen, daß mindestens 5,13 Prozent mehr von 

ihnen auf das Proletariat entfallen. 

Zusammen sind 5768 proletarische und 2195 nichtproletarische Nichtwähler eingesetzt, also 409.000 

Nichtwähler beim Proletariat mehr angenommen, bei den nichtproletarischen Wahlberechtigten mit-

hin 409.000 weniger, so daß die Differenz 819.000 beträgt. 

Es ergibt sich nun folgendes Bild: 

 Wahlberechtigte Wähler Nichtwähler 

Proletarische: 24.519 18.751 5768 

Nichtproletarische: 13.734 11.539 2195 

zusammen: 38.253 30.290 7963 

Zur Abschätzung der auf die einzelnen Parteien entfallenden abgegebenen Stimmen bietet die Eintei-

lung der Parteien in die drei Gruppen die zweckmäßigste Methode. In der ersten Gruppe sind SPD 

(einschließlich USPD) und KPD zusammengefaßt. In der zweiten Gruppe die übrigen Parteien ohne 

die beiden größten, die DNVP und das Zentrum, die als dritte, gewissermaßen als die in ihrer sozialen 

Zusammensetzung unbekannteste Gruppe übrig bleibt. 

Die Gesamtzahl von 18.751.000 proletarischen Wählern ist 62 Prozent der tatsächlich abgegebenen 

gültigen Stimmen (30.290.000), die der nichtproletarischen 38 Prozent. 

Es gilt also aufzufinden, wie sich die 18.751.000 Stimmen auf die einzelnen politischen Parteien 

verteilen. 

In der ersten Gruppe ist zunächst bei der SPD anzunehmen, daß sie bestimmt nicht weniger als 10 

Prozent nichtproletarische Stimmen erhalten hat und wahrscheinlich auch nicht mehr als 20 Prozent. 

Würde man das letzte annehmen, so würde daraus sich eine unwahrscheinliche Erhöhung der prole-

tarischen Stimmen der bürgerlichen Parteien ergeben, speziell der DNVP und des Zentrums, und zwar 

in einem solchen Grade, daß der Gehalt an proletarischen Stimmen bei beiden Parteien über 60 Pro-

zent der auf sie überhaupt entfallenden Stimmen ausmachen würde. 

Bei der KPD ist angenommen, daß die nichtproletarischen Stimmen, die sie erhalten hat, nicht unter 

1 Prozent und nicht über 5 Prozent ausmachen. Diese Annahme bezieht sich auf die Dezemberwahl 

1924, in der gegenüber der Maiwahl ein Rückgang von rund [351] 1,2 Millionen Stimmen für uns zu 

verzeichnen war. Erhöht man die obere Grenze, so beträgt die Differenz erst bei 9 Prozent 100.000 

Stimmen, eine das Gesamtresultat kaum beeinflussende Zahl. 

Danach würde die Gruppe I enthalten: 

Partei Erhaltene  

Stimmen: 

Proletarische Nichtproletarische 

  mindestens höchst mindestens höchst 

KPD:  2709 2574 2682  27  135 

SPD:  7980 6384 7182  798  1596 

Gruppe I:  10.689 8958 9864  825  1731 

In der zweiten Gruppe handelt es sich um die Völkischen (Vk.), die Deutsche Volks-partei (DVP), 

die Wirtschaftliche Vereinigung (Vgg.), die DDP und die Splitterparteien (Sp.). 
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Hier sind für die einzelnen Parteien folgende Zahlen eingesetzt: 

Partei: Mindestgehalt an 

P-Stimmen erhaltenen 

Höchstgehalt in Prozent 

der Stimmen: 

Vk. 40% 60% 

DVP 10% 30% 

Vgg.  10% 20% 

DDP 20% 30% 

Sp. 10% 40% 

Dazu sind folgende Anhaltspunkte für die Schätzung zu erwähnen: 

Bei der DDP sind die im Gewerkschaftsring organisierten Arbeiter, Angestellten und Beamten ein-

zuschätzen. Nach dem Stand von 1925 (Jahrbuch der Berufsverbände) betrugen die Mitgliederzahlen: 

bei den Arbeiterverbänden rund 158 000 

bei den Angestelltenverbänden rund 304 000 

bei den Beamtenverbänden rund 94 000 

zusammen: 556 000. 

Bei den Arbeiterverbänden kann man die Anzahl der unter Zwanzigjährigen als durchschnittlich an-

nehmen. Danach sind 12,5 Prozent auszuscheiden, so daß 138.000 Wahlberechtigte verbleiben. Der 

Prozentsatz der Nichtwähler dürfte aber hier höchstens halb so groß sein wie der Reichsdurchschnitts-

satz, da es sich um o r gan i s i e r t e  Arbeiter handelt. Es sind deshalb 10 Prozent Nichtwähler ange-

nommen, so daß rund 124 000 P-Stimmen für DDP verbleiben. Im großen und ganzen kann man 

unterstellen, daß die H-D-Arbeiter DDP wählen. 

Bei den Angestellten, die zahlenmäßig viel mehr ausmachen, ist aller Wahrscheinlichkeit nach der 

Prozentsatz der unter 20 Jahre alten höher. Man kann ihn mit mindestens 15 statt 12,5 Prozent anneh-

men, so daß 258 000 Wahlberechtigte verbleiben, Nach allen Organisationsberichten ist die Masse 

der mehr proletarischen Angestellten etwas stärker in den Afa-Organisationen als in den anderen 

vertreten. Ein größerer Prozentsatz der hier verbleibenden 258.000 wird demnach in Gehaltsklassen 

über 200 Mark monatlich sich befinden, besonders, da die unter 20 Jahre alten nicht mehr in ihnen 

enthalten sind. Sie sind nach der sozialen Aufgliederung in Teil I zu den Mittelschichten gezählt, 

beeinflussen also hier den Gehalt an P-Wählern nach unten. Als P-Wähler sind deshalb nach Abzug 

von 10 Prozent für Nichtwähler und Einbeziehung der 94.000 Beamten hier nur 50 Prozent angenom-

men, also 158.000. Sie dürften mit geringfügigen Ausnahmen DDP gewählt haben. 

Zusammen ergibt das 282.000 P-Wähler für DDP. Das ist natürlich die untere Grenze, weil für DDP 

noch ein Teil P-Wähler aus Nichtorganisierten und Familienangehörigen der Organisationen ange-

nommen werden muß. 

Nach der im folgenden angenommenen Doppelschätzung von mindestens 20 Prozent bis höchstens 

30 Prozent aller DDP-Stimmen aus P ergibt die untere 384.000, also 102.000 mehr, die obere 576.000, 

also 294.000 mehr. Da die Grenzschätzungen natürlich mit dem Ziel der Gewinnung von Mittelzahlen 

zum Zwecke der Verminderung des Gewichts etwaiger Fehl-schätzungen angestellt werden, sei zum 

Vergleich die Mittelzahl hier vorweg angegeben Sie beträgt 467.000, also 185.000 mehr, als aus den 

Gewerkschaftsorganisationen feststellbar. 

Für die DVP sind Anhaltspunkte nicht zu finden. Es sei bei ihr wiederum an die Gehaltsgrenze von 

200 Mark monatlich für die zu P gerechneten Angestellten erinnert. 

Bei den Splitterparteien ist eine hohe Spanne angenommen, um die Möglichkeit einzuschließen, daß 

ein größerer Teil von P-Wählern auf „neue“ Parteibildungen hereinfällt. Bei Vgg. (Wirtschaftspartei 

und Bayerischer Bauernbund) als ausgesprochene Mittelschichtenparteien kann nur ein Teil der zum 

Proletariat gerechneten Zwergbauern und ein geringer Zuschlag eingesetzt werden, für handwerkli-

che P-Wähler (Gesellen) und Hausangestellte, die [352] sich aus den in diesen Sphären stellenweise 

noch immer etwas patriarchalischen Verhältnissen haben für Vgg. gewinnen lassen. Sp. und Vgg. 

fallen zahlenmäßig wenig ins Gewicht. 
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Bei Vk. erklären sich die Schätzungen wohl selbst. Von den gelben Verbänden aus (1925 rund 

247.000 Mitglieder) lassen sich bei den unklaren Beziehungen, die 1924 bestanden, Schlusse auf den 

P-Gehalt von Vk. nicht ziehen. Der größte gelbe Verband (Reichslandarbeiterverband) ist eine Land-

bund-, also DNVP-Organisation, und eine ganze Reihe der kleinen gelben Verbände sind von der 

DNVP oder DVP beeinflußt. 

Bei der Einsetzung von Schätzungszahlen für Gruppe II wurde als untere Grenze die vermutete Min-

destzahl angenommen, als obere Grenze dagegen eine etwas höhere Zahl, damit auch größere Fehl-

schätzungen ausgeglichen werden. 

Für Gruppe II ergibt sich daraus folgendes Verhältnis: 

  Erhaltene 

Stimmen: 

Proletarische Nichtproletarische 

   1. mindestens 2. höchstens 1. mindestens 2. höchstens 

 Vk.:  1066  426  640  426  640 

 DVP:  3049  305  915  2134  2744 

 Vgg.:  1005  101  201  804  904 

 DDP:  1920  384  576  1344  1536 

 Sp.:  602  60  240  362  542 

 Gruppe II:  7642  1276  2572  5070  6366 

 Gruppe I:  10689  8958  9864  825  1731 

Zusammen I. und II. Gruppe:  10.331  10.234  12.436  5895  8097 

Da 18 751 proletarische Stimmen zu verteilen sind, bleiben im ersten Fall (niedrigster Anteil prole-

tarischer Stimmen in den beiden Gruppen I und II) für die Gruppe III 8517 proletarische Stimmen, 

im zweiten Fall 6315. Von den nichtproletarischen Stimmen entsprechend im ersten Fall 3442 und 

im zweiten Fall 5644. 

Im e r s t e n  Fa l l  würde die Verteilung so aussehen: 

Partei Erhaltene Stimmen davon 

  proletarische nichtproletarische 

Gruppe I und II:  18.331  10.234  8097 

DNVP:  6705 
 8517  3442 

Zentrum:  5253 

  30.289  18.751  11.539 

Im zwe i t en  Fa l l: 

Partei Erhaltene Stimmen davon 

  proletarische nichtproletarische 

Gruppe I und II:  18.331  10.234  5895 

DNVP:  6705 
 8517  5644 

Zentrum:  5253 

  30.289  18.751  11.539 

Die bloße mechanische Aufteilung nach dem Verhältnis der erhaltenen Stimmen (56 : 44 Prozent) 

zwischen DNVP und Zentrum würde im ersten Fall für die DNVP 1928 und für Zentrum 1514 nicht-

proletarische Wähler ergeben, also ganz unwahrscheinlich niedrige Zahlen. 

Im zweiten Fall würden es für DNVP 3161 und für Zentrum 2483 nichtproletarische. mithin also 

proletarische Wähler für DNVP 3544 und für Zentrum 2770. 

Ein noch höherer Gehalt an proletarischen Wählern als in der hier eingesetzten Höchst-schätzung ist 

bei den einzelnen Parteien nicht mehr anzunehmen. Die Höchstzahlen erscheinen im Gegenteil eher 

zu reichlich genommen, woraus sich ergibt, daß für Gruppe III nur die Mi ndes t zah l en  a n  p r o -

l e t a r i s chen  S t i mm en  gewonnen  s i n d, daß also der Anteil dieser Parteien nur höher, niemals 

kleiner sein kann. 

Die Spannen bei der Einschätzung der einzelnen Parteien haben nicht allein die Funktion, die Argu-

mentation vor Einwänden zu sichern, sondern im gewissen Grade auch die der Abschwächung von 

Fehlschätzungen. Das wahrscheinlichste Ergebnis dürfte das Mittel aus den eingesetzten Spannen sein 
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oder um dieses Mittel herum streuen. Es seien zum Schluß in Tabellen die für die einzelnen Parteien 

gewonnenen Resultate nach der bisher berechneten zweiten Annahme (Höchstgehalt an proletarischen 

Stimmen in den Gruppen I und II, also 99 Prozent für KPD, 90 Prozent für SPD, 60 Prozent für Vk., 

40 Prozent für Sp., 30 Prozent für DVP, 30 Prozent für DDP und 20 Prozent für Vgg.) wiedergegeben 

und danach die Ergebnisse aus dem Mittel der Mindest- und Höchstannahmen. [353] 

TABELLE I 

(Höchstdenkbarer Gehalt an proletarischen Stimmen in den Gruppen I und II) 

Partei: Erhaltene Stimmen d a v o n  in Prozent 

der erhaltenen Stimmen 

  proletarische nichtproletarische proletarische nichtproletarische 

KPD:  2709  2682  27 99  1 

SPD:  7980  7182  798 90  10 

Vk.:  1066  640  426 60  40 

DNVP:  6705  3544  3161 53  47 

Zentrum:  5252  2770  2 83 53  47 

Sp.:  602  240  362 40  60 

DDP:  1920  576  1344 30  70 

DVP:  3049  915  2134 30  70 

Vgg.:  1005  201  804 20  80 

  30.289  18750  11539   

Die innere Verteilung zwischen DNVP und Zentrum ist von der Unterstellung aus vorgenommen, daß 

beide Parteien ungefähr im gleichen Verhältnis nichtproletarische Wähler enthalten. Erhebliche Dif-

ferenzen sind nicht zu vermuten. Im Dezember 1924 hat die DNVP aus dem Aufwertungsschwindel 

große Teile des Kleinbürgertum. gewonnen. Im ganzen wird damals sicherlich ihr Einfluß auf das 

städtische Kleinbürgertum und die nichtkatholische Bauernschaft das mittelständlerisch-bäuerliche 

Übergewicht des Zentrums im Westen und Süden ausgeglichen haben. Differenzen wären natürlich 

von Einfluß auf die Verteilung der proletarischen Stimmen zwischen diesen beiden Parteien, Die letzte 

Reichstagswahl wird das Material zu einer speziellen Untersuchung dieser Einflußradien bieten. 

TABELLE II 

Die Stimmenverteilung nach dem Mittel aus den angewandten Höchst- und Mindestschätzungen: 

Partei: Erhaltene Stimmen d a v o n  in Prozent 

der erhaltenen Stimmen 

  proletarische nichtproletarische proletarische nichtproletarische 

KPD:  2709  2682  27  97,5  2,5 

SPD:  7980  7182  798  85  15 

Vk.:  1066  640  426  62  38 

DNVP:  6705  3544  3161  62  38 

Zentrum:  5252  2770  2 83  50  50 

Sp.:  602  240  362  25  75 

DDP:  1920  576  1344  25  75 

DVP:  3049  915  2134  20  80 

Vgg.:  1005  201  804  15  85 

  30.289  18750  11539   

Die proletarischen Stimmen der DNVP haben also bei der Dezemberwahl zwischen 4,1 und 3,5 Mil-

lionen gelegen, die des Zentrums zwischen 3,3 und 2,8 Millionen. Es muß dabei immer wieder an die 

Tatsache erinnert werden, daß hier die halbproletarischen Schichten mit einbezogen sind, soweit sie 

durch ihre ökonomischen Existenzbedingungen vom Standpunkt der proletarischen Klassenstrategie 

für die Revolution aktivierbar erscheinen, also materiell unmittelbar für die proletarische Revolution 

mobilisiert werden können, 

Von diesem Teil hatte im Dezember 1924 die KPD 14,1 Prozent, die SPD 30,9 Prozent gesammelt, 

beide zusammen also 45 Prozent, während die DNVP 22,1 Prozent, das Zentrum 17,3 Prozent (diese 

beiden großen, in den christlich-nationalen Gewerkschaften zusammenarbeitenden Parteien zusam-

men 39,4 Prozent!) und die übrigen bürgerlichen Parteien zusammen 15,6 Prozent gesammelt hatten, 

Die SPD hat von den nichtproletarischen Schichten 10 Prozent, die KPD etwa ein halbes Prozent. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 321 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

Aus einem anderen Untersuchungsverfahren, in dem zwischen Proletariat (P), Mittelschichten (M) 

und Bourgeoisie (B) auf der Basis der im ersten Teil gegebenen Gliederung zu scheiden versucht 

wurde, sei endlich noch das mittlere (wahrscheinlichste) Ergebnis wiedergegeben, dem allerdings um 

ein Geringes abweichende Zahlen zugrunde liegen: 

  P M B 

Wahlberechtigte  38.253  24.444  12.889  920 

Nichtwähler  7963  5805  2099  59 

Wähler  30.290  18.639  10.790  861 

[354] 

Partei: Erhaltene 

Stimmen 

davon 

P 

davon 

M 

davon 

B 

Prozent der erhaltenen Stimmen Prozent aller  

P-Stimmen 

KPD  2709  2641  68 –  97,5  2,5 –  14,2 

SPD  7980  6783  1197 –  85  15 –  36,4 

DNVP  6705  4193  2345  167  62,5  35  2,5  22,5 

Zentrum  5253  3217  1926  110  61,2  36,7  2,1  17,5 

Vk  1066  533  533 –  50  50 –  2,9 

Sp  602  151  452 –  25  75 –  0,8 

DDP  1920  467  1403  50  24,4  73  2,6  2,5 

DVP  3049  504  2015  530  16,5  66,1  17,4  2,7 

Vgg  1005  150  851  4  14,9  84,7  0,4  0,8 

  30.289  18.639  10.790  861     

Die Einzeluntersuchungen müssen nach den Neuwahlen nachgeholt werden. Sie sind besonders not-

wendig zur Feststellung der politischen Stellung des Industrieproletariats, des Kerns der deutschen 

Arbeiterklasse, dem die Hegemonie im proletarischen Befreiungskampfe zufällt. Die eingangs dieses 

Abschnitts aufgezählten, um diesen Kern herum gelagerten Schichten können nur unter seiner politi-

schen Führung mobilisiert werden. Er muß unsere Partei sein, das ist das erste Ziel. Die politische Stel-

lung dieses Kerns aber ist nur mit Einzelmaterial (Stimmbezirke, Städte und Betriebs- und Verbands-

wahlen) feststellbar. Deshalb blieb nur der Weg, zur Vorbereitung dieser wichtigen Untersuchung aus 

den Wahlen von 1928 zunächst den breiten Rahmen zu ziehen. Es darf aus den Ergebnissen also nicht 

der Schluß gezogen werden, es sei dieser Kern im Ringen mit anderen Parteien als der SPD zu gewin-

nen: denn er ist es, der zu etwa 30 Prozent uns im Dezember 1924 folgte, zu etwa 70 Prozent aber 

noch der SPD. Nur ganz unbedeutende Teile von ihm haben sich ins bürgerliche Lager verirrt. Ihn gilt 

es zunächst zu gewinnen und mit ihm die anderen – denn das deutsche Industrieproletariat und die 

Kommunistische Partei sind ohne einander ohnmächtig, sie sind im Grunde das gleiche, müssen es sein 

und werden es sein. In diesem Wahlkampf kämpfen wir um diesen Kern des deutschen Proletariats. 

ZUR PROGRAMMDISKUSSION 

Die Fragen des Programms  
Von J. L e n z  

Der V. Weltkongreß hat den Programmentwurf des Genossen Bucharin*) „als Grundlage für die Dis-

kussion in den Sektionen“ angenommen und den VI. Weltkongreß mit der Ausarbeitung des endgül-

tigen Programms beauftragt. Dem VI. Kongreß, der im Juli d. J. tagen wird, soll nun ein von Bucharin 

wesentlich umgearbeiteter Entwurf vorgelegt werden. 

In der Tat hat sich in den vier Jahren, die seit der Annahme jenes Entwurfs vergangen sind, so vieles 

geändert, daß eine gründliche Umarbeitung des vorliegenden Entwurfs notwendig geworden ist. Ge-

wiß kann uns die Entwicklung der letzten Jahre nicht zur Überprüfung irgendeines der Grundsätze 

des Kommunismus, die von Marx und Lenin entwickelt, in den Beschlüssen der Weltkongresse for-

muliert wurden, und die einem Programm der Kommunistischen Internationale zugrunde liegen müs-

sen, veranlassen; die Grundsätze des Kommunismus sind durch die Ereignisse der letzten Jahre nicht 

kritisiert, sondern vollauf bestätigt worden. 

 
*) Abgedruckt in „Thesen und Resolutionen des V. Weltkongresses der KI, Hoym-Verlag 1924, S. 50 ff., „Inprekorr“ Nr. 

136, vom 18. Oktober 1924. 
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Aber ein Programm, das den Weg des Proletariats für eine ganze Epoche vorzeichnet, kann sich nicht 

mit der Darstellung der allgemeinen Prinzipien des Kommunismus begnügen, sondern es muß diese 

Prinzipien in einer konk r e t en  Ana l yse  de r  Epoch e, in der wir leben, zur Geltung bringen, um 

die Perspektive der Entwicklung und die Aufgaben, die sich daraus er-[355]geben, möglichst genau 

vorzeichnen zu können. Die neuen Erscheinungen, die wir in den letzten Jahren in den wichtigsten 

kapitalistischen Ländern beobachten konnten und die uns veranlaßten, von einer Periode der r e l a -

t i ven  S t ab i l i s i e r ung  de s  Kap i t a l i sm us  zu sprechen, vermögen in keiner Weise die allge-

meine Einschätzung unserer Epoche als der Epoche  de s  n i ede r gehenden  I mpe r i a l i smus  

und  de r  We l t r evo l u t i o n zu erschüttern, aber sie zwingen uns, genauer zu untersuchen, worin 

die spez i f i s chen  Mom en t e  bestehen, die den Nachk r i egs i m pe r i a l i sm us  als einen beson-

deren Abschnitt in der Epoche des Imperialismus kennzeichnen, 

In dem Entwurf von 1924 ist „die Periode des Zerfalls der kapitalistischen Produktionsbeziehungen“, 

die durch den Weltkrieg eingeleitet wurde, durch eine Reihe von Merkmalen gekennzeichnet, von 

denen nur ein Teil sich als dauernd erwiesen hat, während andere bereits durch die relative Stabili-

sierung überwunden sind, (sinkendes gesellschaftliches Gesamteinkommen, Zerrüttung des Weltver-

kehrs, valutarische Störungen und dergleichen). 

Die Exekutive-Tagungen, die seither stattgefunden haben, vor allem die 7. Erweiterte Exekutive (De-

zember 1926), haben wertvolles Material zur Frage des Charakters der gegenwärtigen Periode gelie-

fert*). Aber es fehlt noch eine einheitliche, systematische Zusammenfassung der wesen t l i chen  

Merkmale der Niedergangsepoche. Zur Lösung dieser Aufgabe ist eine internationale, kollektive, 

marxistische Arbeit notwendig, um die internationalen Erfahrungen, vor allem die der deutschen Ra-

tionalisierung, der Zersetzung des englischen Imperialismus und auch der Stagnationserscheinungen, 

die der amerikanische Imperialismus trotz seines gewaltigen Aufschwungs zeigt, systematisch aus-

zuwerten. 

Gewiß genügt die bloße Tatsache des zehnjährigen Bestehens eines proletarischen Staates und des 

gewaltigen Aufschwungs der kolonialen Revolutionen vollkommen zur Begründung unserer Auffas-

sung, daß wir in der Epoche der Weltrevolution leben. Wir brauchen nicht mehr als den Hinweis auf 

diese weltgeschichtlichen Tatsachen, um das reformistische Geschwätz von der „ausgebliebenen 

Weltrevolution“ zu widerlegen. Aber für die Taktik der Kommunistischen Parteien in den imperia-

listischen Ländern und insbesondere für ihren Kampf gegen den Reformismus, der die Illusion von 

einer neuen, höheren Phase des „organisierten Kapitalismus“ verbreitet, ist es notwendig, den Schein 

des allgemeinen Aufschwungs, der durch den technischen und organisatorischen Fortschritt des Ka-

pitalismus vorgetäuscht wird, zu zerstören und den r eak t i onä r en  Charakter des Kapitalismus in 

seiner gegenwärtigen Phase, die Rolle der kapitalistischen Eigentumsverhältnisse, des kapitalisti-

schen Monopols als Fesse l  de r  P roduk t i vk rä f t e  konkret nachzuweisen. 

Wenn danach eine gründliche Analyse des Nachkriegsimperialismus einen wesentlichen Bestandteil 

des Programms ausmachen muß, so soll das keineswegs bedeuten, daß die Darstellung der allgemei-

nen Grundgesetze des Kapitalismus und des Imperialismus fehlen dürfte. Die besonderen Erschei-

nungen der gegenwärtigen Epoche werden nur aus jenen allgemeinen Gesetzen verständlich, wie auch 

historisch die gegenwärtige Etappe des niedergehenden Imperialismus ein notwendiges Produkt der 

vorangehenden Phasen ist, des Kapitalismus der freien Konkurrenz und des Imperialismus der Vor-

kriegszeit, der sich in den wichtigsten Ländern noch auf der aufsteigenden Linie bewegte. 

Die relative Stabilisierung der ökonomischen Grundlagen des Kapitalismus führte auch zu einer ge-

wissen Festigung seiner politischen Herrschaft. Diese ermöglichte auch den Parteien eine gewisse 

Konsolidierung, die den bürgerlichen Einfluß innerhalb der Arbeiterbewegung verkörpern, den Par-

teien des Re f o r mi smus . Der Kampf gegen den Reformismus steht für den ganzen kommenden 

Abschnitt der Geschichte bis zum Siege der proletarischen Revolution in allen kapitalistischen Län-

dern als Hauptaufgabe vor [356] den Kommunistischen Parteien. Eine genauere Darstellung der 

 
*) Siehe Bucharins Bericht an die 7. Erw. Exekutive, „Inprekorr“ 6. Jahrgang, Nr. 147, S. 2575 ff. 
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historischen Rolle des Reformismus, eine eingehende Kritik seiner leitenden Gedanken darf darum 

in unserem Programm nicht- fehlen. 

Der Entwurf von 1924 begnügt sich mit der Angabe der Wurzel des Sozialimperialismus in der Ar-

beiteraristokratie und mit der Darstellung seiner konterrevolutionären Rolle anhand der wichtigsten 

Beispiele aus seiner Praxis. Zweifellos müssen wir bei einer Darstellung des Reformismus von seiner 

sozialen Wurzel und seiner konterrevolutionären Praxis ausgehen und nicht von einer Kritik seiner 

Theorie. Denn es liegt im W e s e n  de s  Oppor t un i smu s, daß  f ü r  i hn  d i e  Theo r i e  n i ch t  d i e  

R i ch t s chnu r, d i e  Gr und l age  ist, sondern nur ein Mittel zur nachträglichen Rechtfertigung einer 

Praxis, die nicht allgemeinen Prinzipien, sondern Opportunitätserwägungen des Augenblicks ent-

springt und durch die Anpassung an die jeweiligen Bedürfnisse der Bourgeoisie bestimmt ist. Doch 

haben sich im Laufe der Jahre gewisse Gr undzüge  de r  r e f o r mi s t i s chen  I deo l og i e  heraus-

gebildet, die zur Begründung der Koalitions- und Arbeitsgemeinschaftspolitik dienen. Diese müssen 

kurz dargestellt und kritisiert werden, ähnlich wie im „Kommunistischen Manifest“ der reaktionäre 

und der konservative Sozialismus abgehandelt werden. 

Bei der Darstellung des Reformismus muß man die Entwicklungstendenzen hervorheben, die in der 

letzten Zeit besonders deutlich in Erscheinung getreten sind, aber gewiß nicht bloß aktuellen, sondern 

dauernden Charakter haben, die Entwicklungstendenzen in der Richtung zum Soz i a l f a sch i sm u s. 

Eine solche Entwicklung ist unvermeidlich, wenn – wie wir erwarten müssen – der Reformismus 

immer mehr seine Basis in den Arbeitermassen verliert, immer enger mit der imperialistischen Bour-

geoisie und ihrem Staate verschmilzt und immer mehr Gewaltmethoden notwendig hat, um seine 

Herrschaft in den Arbeiterorganisationen zu behaupten. 

Legen wir diese Entwicklung des Reformismus dem Sozialfaschismus zugrunde, dann wird es uns 

auch gelingen, die beiden Formen der Konterrevolution, Re f o r mi sm us  und Fasch i sm u s, deren 

sich die Bourgeoisie zur Niederhaltung des Proletariats bedient, in ihrem gegenseitigen Verhältnis 

richtig zu bestimmen. Ohne den Unterschied, der in ihren Methoden des Massenbetrugs und in ihrer 

sozialen Wurzel besteht, zu vergessen, müssen wir die Übe r e i n s t i mmung  zwi schen  Re f o r -

m i sm us  und  Fasch i sm us  i n  dem  wesen t l i chen  Z ie l  de r  K l as senve r söhnung  hervor-

heben und uns davor hüten, einen Gegensatz zu konstruieren, der zu dem verhängnisvollen Irrtum führt, 

daß sich die Bourgeoisie entweder reformistischer oder faschistischer Methoden bedienen müsse. Ge-

rade der Schein eines solchen Gegensatzes bei faktischem Zusammenwirken ist eines der gefährlichsten 

Mittel der Bourgeoisie zur Verwirrung des Proletariats in revolutionären Situationen. Dafür hat uns das 

Jahr 1923 ein warnendes Beispiel geliefert. Schon zur Vermeidung ernster taktischer Fehler müssen 

also Reformismus und Faschismus und ihr gegenseitiges Verhältnis klargestellt werden. 

Die besondere Rolle, die der Zen t r i sm u s spielt, wurde in dem Entwurf von 1924 richtig charakte-

risiert. Seitdem hat sich der Zentrismus auf dem Linzer Parteitag der SPÖ ein Programm gegeben, 

das für diese Richtung im internationalen Maßstab maßgebend ist. Der Zentrismus, der niemals eine 

selbständige Richtung innerhalb der Arbeiterbewegung gewesen ist, dessen organisatorische Selb-

ständigkeit, da ihr eine prinzipielle Grundlage fehlte, nur episodischen Charakter hatte, verschmilzt 

immer enger mit dem offenen Reformismus. Das darf aber nicht zu dem Fehlschluß führen, daß der 

Zentrismus seine politische Bedeutung verliert. Je mehr sich die arbeitenden Massen bei der unver-

meidlichen Zuspitzung der Klassengegensätze dem Kommunismus zuwenden, desto mehr wird der 

Reformismus wiederum seinen „linken“ Flügel vorschieben, um die Massen zurückzuhalten. Darum 

ist eine besondere Darstellung der zentristischen Theorie, wie sie im Programm der Austromarxisten 

niedergelegt ist, und ihre Kritik in unserem Programm durchaus am Platze. 

[357] In den gleichen Zusammenhang gehört die Kritik des T r o t zk i smu s. Die Kennzeichnung des 

Trotzkismus als eine Abart des Menschewismus ist keine polemische Übertreibung, sondern die Fest-

stellung der tatsächlichen Übereinstimmung des Trotzkismus mit dem Zentrismus in einer Reihe 

grundlegender Fragen (Rolle der Partei, Verhältnis von Proletariat und Bauernschaft, Rolle der pro-

letarischen Diktatur in einem Lande, Leugnung des Gesetzes der ungleichmäßigen Entwicklung im 

Imperialismus und daher Schlußfolgerungen im Sinne der Theorie des Ultraimperialismus). Wenn 
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man zweifeln kann, ob eine besondere Behandlung des Trotzkismus in unserem Programm erfolgen 

soll, so nur aus dem Grunde, weil aller Wahrscheinlichkeit nach die Rolle des Trotzkismus in der 

internationalen Arbeiterbewegung im wesentlichen bereits ausgespielt ist. 

Im übrigen ist die Widerlegung des Trotzkismus ebenso wie die des Reformismus im allgemeinen in 

einer positiven Darlegung unserer Grundanschauungen schon eingeschlossen und insbesondere in der 

Darstellung unserer Auffassung der Übe r gangspe r i ode  de r  p r o l e t a r i s chen  Di k t a t u r‚ der 

Rolle und der Aufgaben des siegreichen Proletariats. Hier müssen die Erfahrungen des Kampfes und 

des Aufbaues in der Sowjetunion in international gültiger Form niedergelegt werden. Es gilt, zu un-

tersuchen, welches die a l l gem e inen  Gr un dzüge  de r  neuen  ökonom i schen  Po l i t i k  als 

der e i nz i g  r i ch t i gen  Wi r t s cha f t spo l i t i k  de s  s i eg r e i chen  P r o l e t a r i a t s  sind, in welchen 

Formen sich die Verbindung von Industrie und Landwirtschaft, die Kollektivisierung der Landwirt-

schaft vollzieht Gerade für die letzte Frage wird das internationale Proletariat außerordentlich viel 

aus der Entwicklung der Sowjetunion in der letzten Zeit lernen können. Die allgemeine Frage, wie 

der sozialistische Wirtschaftsaufbau in den fortgeschritteneren Ländern durch die Ausnützung der 

durch den Monopolkapitalismus geschaffenen Organisationsformen nach dem Siege des Proletariats 

erleichtert und beschleunigt werden kann, hat mehr spekulativen Charakter, weil uns auf diesem Ge-

biete alle Erfahrungen fehlen. 

Bei der Betrachtung der Periode des Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus müssen in enger 

Verbindung mit dem Problem des ökonomischen Aufbaues in einem von kapitalistischen Ländern 

umgebenen proletarischen Lande d i e  s i ch  aus  den  Wechse l bez i ehungen  zwi schen  p r o -

l e t a r i s chen  und  kap i t a l i s t i s chen  S t aa t en  e r gebenden  P r ob l em e  klargestellt werden. 

Die Auseinandersetzungen mit dem Trotzkismus machen es notwendig, sowohl den unversöhnlichen 

Gegensatz als auch die absolute Zulässigkeit und Zweckmäßigkeit eines zeitweiligen friedlichen Zu-

sammenlebens kapitalistischer und proletarischer Staaten bei Ausnützung der imperialistischen Ge-

gensätze durch das Proletariat hervorzuheben. 

Die Fragen der Tak t i k  sind in dem Entwurf von 1924 nur sehr kurz und andeutungsweise behandelt. 

Die Abhängigkeit der Taktik von der konkreten Situation macht es zwar unmöglich, im allgemeinen 

Programm konkrete Vorschriften für die Taktik, die Formulierung bestimmter taktischer Lösungen 

oder Maßnahmen festzulegen, wohl aber ist es möglich und notwendig, d i e  a l l gem e i nen  

Gr undsä t z e, d i e  f ü r  unse r e  Tak t i k  m aßgeben d s i nd, im Programm zu formulieren. In allen 

kapitalistischen Ländern ist die Arbeiterbewegung gespalten, überall beeinflussen die Reformisten 

noch einen wesentlichen Teil des Proletariats, überall ist die Gewinnung der Mehrheit der Arbeiter-

klasse für die Revolution unsere entscheidende Aufgabe, und ebenso allgemein gilt der Grundsatz, 

daß die Massen nicht allein durch die Agitation und Propaganda, sondern nur durch ihre eigenen 

Erfahrungen für die Revolution gewonnen werden können. Das sind die allgemeinen Voraussetzun-

gen, die die E i nhe i t s f r on t t ak t i k in allen kapitalistischen Ländern und für eine ganze Periode 

unseres Kampfes zu einer vorherrschenden Form unserer Taktik machen. 

Für die Frage der S t r a t eg i e wird es vor allem darauf ankommen, die Erfahrungen der kolonialen 

Revolutionen, insbesondere der ch ine s i s ch e n Revo l u t io n, auszuwerten. 

[358] Damit glauben wir den Umkreis der Fragen angedeutet zu haben, deren Lösung wir von dem 

Programm der Kommunistischen Internationale erwarten. im Auftrage der Parteiführung hat eine 

Kommission von einigen Genossen die Diskussion dieser Probleme begonnen. Die folgenden Artikel 

sind aus diesen Diskussionen hervorgegangen, nicht als ein abschließendes Ergebnis, das den Aus-

druck einer kollektiven Meinung darstellt, sondern als der Standpunkt, den die Genossen, die die 

Artikel zeichnen, auf Grund der Aussprache formuliert haben. Da das Programm das Ergebnis einer 

kollektiven theoretischen Arbeit eines möglichst breiten Kreises von Parteigenossen sein soll, schien 

es zweckmäßig, zunächst diese Artikel, die die Probleme mehr stellen als lösen, unseren Lesern zu 

unterbreiten. 

* 
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Zum Aufbau des Programms  
Von H e r m a n n  D u n c k e r  

Die Kommunistische Internationale steht vor der endgültigen Schaffung ihres Programms Die Voll-

bringung dieses Werkes ist für die Kommunistische Partei Deutschlands von besonderer Bedeutung, 

verfügt doch diese zweitgrößte Partei der Internationale zurzeit noch nicht über ein eigentliches Par-

teiprogramm. Durch die ersten Jahre des Bestehens einer kommunistischen Bewegung in Deutsch-

land hatte jene prachtvolle Kampfsehrift Rosa Luxemburgs, „Was will der Spartakusbund?“ (vom 

Dezember 1918), einen Ersatz geboten. Aber schließlich war dieser von unbändiger Kampfesleiden-

schaft und Siegeszuversicht erfüllte Aufruf doch mehr ein Manifest, verbunden mit einem Aktions-

programm. So konnte es denn wohl einige Zeit als Programm gelten; je mehr wir aber von der Höhe 

der revolutionären Brandungswoge von 1918 wieder in das Wellental der relativen Stabilisierung 

hinabsanken, vermochte diese Schrift den aktuellen Bedürfnissen nicht mehr zu genügen. So ist es 

kein Zufall – wenn auch nicht erfreulich! –‚daß diese Broschüre der jüngeren Generation in der Partei 

fast unbekannt geworden und im Buchhandel vergriffen ist. 

Zurzeit liegt nun der vom V. Kongreß 1924 als „Diskussionsgrundlage“ angenommene Ent w ur f  

vor. Er umfaßt in der deutschen Ausgabe der „Thesen und Resolutionen des V. Kongresses sage und 

schreibe dreißig Seiten! Schon diese Ausdehnung muß uns veranlassen, einmal eingehend zu prüfen, 

wie ein Programm gestaltet sein muß. 

Fragen wir bei unseren Altmeistern Marx und Engels selbst an. Beide haben mehrfach Programme 

entworfen und Programme kritisiert. Enge l s  hat in seiner berühmten Programmkritik 1891*) eine 

sehr beherzigenswerte Anweisung für die Aufstellung eines Programms gegeben. Engels kritisierte 

damals den Entwurf zum Parteiprogramm, den der Parteivorstand der SPD für den Erfurter Parteitag 

vorbereitet hatte (abgedruckt „Neue Zeit“, 9. Band, 22. Hälfte, S. 506). Auf dem Parteitag wurde 

schließlich ein Programmentwurf von Kautsky angenommen, der die ausdrückliche Billigung von 

Engels und Bebel erhalten hatte (siehe den Brief von Engels an Sorge vom 24. Oktober 1891). 

Engels schreibt nun zu dem Entwurf des Parteivorstandes, der ungefähr drei Druckseiten in der 

„Neuen Zeit“ umfaßte: 

„Im allgemeinen leiden die Erwägungsgründe an dem Versuch, zwei unvereinbare Dinge zu vereinigen: so-

wohl Programm als auch Kommentar zum Programm zu sein. Man fürchtet, nicht deutlich genug zu sein, wenn 

man kurz und schlagend ist, setzt deshalb Erläuterungen hinein, die die Sache breit und schleppend machen. 

Nach meiner Ansicht hat das Programm so kurz und präzis als möglich zu sein, selbst [359] wenn auch einmal 

ein Fremdwort oder ein nicht auf den ersten Blick in seiner ganzen Tragweite zu erfassender Satz vorkommt, 

schadet das nichts. Der mündliche -Vortrag in den Versammlungen, die schriftliche Erklärung in der Presse 

tut da alles Nötige, und der kurze prägnante Satz befestigt sich dann, einmal verstanden, im Gedächtnis, wird 

Schlagwort, und das passiert der breiteren Auseinandersetzung nie. Man opfere der Rücksicht auf Popularität 

nicht zu viel, man unterschätze nicht die geistige Begabung und Bildungsstufe unserer Arbeiter. Sie haben 

weit schwerere Dinge verstanden, als das kürzeste, knappste Programm ihnen bieten kann.“ 

Wir glauben, daß heute das geistige Fassungsvermögen des deutschen Proletariats nicht geringer ist 

als 1891. Wohl aber ist sicher, daß die Struktur der kapitalistischen Gesellschaft im Zeitalter des 

Nachkriegsimperialismus komplizierter geworden ist, als es der Kapitalismus zu Marx und Engels 

Lebzeiten war. Das muß natürlich ein Programm tun einige Absätze verlängern, denn die Wesens-

zeichnung des Kapitalismus „überhaupt“ darf um keinen Preis vernachlässigt werden oder gar zu-

rücktreten hinter der Aufzeigung der modernsten wirtschaftlichen Entwicklung. Aber es ist doch da-

ran festzuhalten: Programm und Programmerläuterung sind zweierlei. Beides ist wichtig, jedoch ein 

Programm muß gewissermaßen auf den Umschlagseiten der Parteibroschüren oder des Mitgliedsbu-

ches Platz finden können. Es muß einprägsam sein in seinen Kernsätzen, vor allem im theoretischen 

Teil. 

 
*) Sie wird jetzt als Elementarbuch des Kommunismus Nr. 12 zusammen mit den Marxschen Randglossen zum Gothaer 

Programm 1875 und einer Reihe wichtiger Briefstellen von Marx und Engels neu erscheinen. (Internationaler Arbeiter-

Verlag, Berlin.) 
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Marx hat zwei Programme geschrieben, die uns zeigen, wie „kurz und präzis die Formulierung sein 

kann: die E r wägungsg r ünde  de r  S t a t u t en  de r  I n t e rna t i ona l en  Ar be i t e r a s soz i a t ion  

1864 und die Erwägungsgründe („Considérants“) des f r anzös i s chen  P r og r amm s  von 1880*). 

Man beachte, daß dagegen das Kommunistische Manifest von 1848 und die Inauguraladresse von 

1864 eben nicht im eigentlichen Wortsinne als Programm bezeichnet wurden. Dem Gothaer Pro-

gramm von 1875, das Marx einer so vernichtenden Kritik unterzogen hat, wird von ihm nicht etwa 

seine Kürze zum Vorwurf gemacht, sondern nur der verwaschene Inhalt. Und das Frankfurter Pro-

gramm, dessen endgültige Formulierung Engels begutachtet hatte, scheint uns als Programm gerade 

das Maximum an Ausdehnung zu besitzen. Dem gegenüber hat der Programmentwurf Bucharins 

schon „Manifest“-Ausdehnung, und es steht sehr zu befürchten, daß die Überarbeitung dieses Ent-

wurfs noch mehr hinzufügen als abstreichen wird. Damit verliert natürlich ein Programm jede Mög-

lichkeit, sich in kurzen, prägnanten Sätzen im Gedächtnis zu befestigen und Schlagwort zu werden, 

wie es Engels von einem guten Programm erwartet. 

Jedes Parteiprogramm muß in seinem wesentlichen Teil „Pr i nz i p i enp r og r am m“ sein. Überein-

künfte für Aktionen lassen sich nach Marx Meinung leichter und rascher entwerfen, während Prinzi-

pienprogramme „vor  a l l e r  We l t  Mar ks t e ine  e r r i ch t e n, a n  denen  d i e  Höhe  de r  Pa r t e i -

bewegung  z u  m essen  i s t“. So äußerte sich Marx in dem Begleitbrief an Bracke zur Kritik des 

Gothaer Programmentwurfs vom 5. Mai 1875. Und Engels schrieb aus dem gleichen Anlaß an Bebel 

unter dem 28. März 1875: 

„Ein neues Programm ist doch immer eine öffentlich aufgepflanzte Fahne, und die Außenwelt beurteilt danach 

die Partei.“ 

Marx hat denn auch 1875 gerügt, daß man sich unter den damaligen Parteiverhältnissen nicht darauf 

beschränkt habe, ein Aktionsprogramm für gemeinsame Politik der Lassalleaner und Eisenacher ge-

macht zu haben. Das bitte ohne Prinzipienverleugnung durchgeführt werden können. Und die Auf-

zählung der sozialpolitischen Gegenwartsforderungen am Schlusse des Gothaer Programmentwurfs 

nennt Marx einen „Anhang, der keinen charak-[360]teristischen Bestandteil des Programms bildet“. 

Der Nachdruck liegt hier auf dem Wort „charakteristisch“. Die Arbeiterschutzforderungen gehören 

ja auch unter die politischen Forderungen. An sich sollte nach der Meinung von Marx und Engels ein 

Programm im wesentlichen aus den zwei Hauptteilen bestehen: 1. Erwägungsgründe, 2. politische 

Forderungen. 

Die Form des sozialistischen Programms hat sich entwickelt einerseits aus den „Glaubensbekennt-

nissen“, wie sie in der älteren Zeit in der kommunistischen Bewegung üblich gewesen waren. Solche 

„Glaubensbekenntnisse“ wurden gern in Katechismusform abgefaßt. Engels Grundsätze des Kom-

munismus geben dafür ein treffliches Beispiel. Anderseits ist die Programmform erwachsen aus den 

„Erwägungsgründen“, wie sie z. B. zur Einleitung der Statuten der Internationalen Arbeiterassozia-

tion von Marx aufgestellt worden sind. Diese Form zwingt zur Kürze, scharfen, logischen Folgerich-

tigkeit und Gedrungenheit des Stiles. Es ist aber nicht zu leugnen, daß solche Aufzählung mit dem 

gleichlautenden Eingang „in Erwägung, daß ...“ doch etwas schematisch wirkt, und so ist es verständ-

lich, wenn die Programme der deutschen Arbeiterbewegung, die doch zu Engels Lebzeiten erschienen 

sind (zuletzt das Hainfelder Programm von 1888 und das Erfurter Programm von 1891), die Erwä-

gungsgründe stilistisch etwas freier umschrieben haben. Aber immer blieb doch das Ziel eine mög-

lichst kurze und markige Ausdrucksform. In seiner Kritik des Erfurter Programmentwurfs betonte 

Engels nachdrücklich: „was  i n  e i nem  Pr og ram m  über f l ü s s i g  i s t, da s  s chwäch t  a b“. 

Eine Aufzählung der Grundsätze (Prinzipien), auf denen sich die sozialistisch-kommunistische Ziel-

forderung erhebt, wird immer die kapitalistische Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung, deren Um-

sturz erstrebt wird, als Ganze s in ihren Haupterscheinungen bloßzulegen haben. Sie muß die Ent-

wicklungen aufdecken, die sich in ihr vollziehen und aus der sich sowohl die Unmöglichkeit einer 

Aussöhnung mit dem Kapitalismus wie die Notwendigkeit der proletarischen revolutionären 

 
*) Abgedruckt im Anhang von Marx: „Lohnarbeit und Kapital“ (Elementarbücher des Kommunismus, Internationaler 

Arbeiter-Verlag, Berlin.) 
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Machteroberung ergibt. Es ist klar, daß solche Kennzeichnung die ökonomischen Erscheinungen 

nicht aus der Froschperspektive, d. h. nicht aus dem Augenmaß des letzten Tages betrachten darf. Ein 

Programm wird nicht für den Augenblick geboren. Es kann nicht gewechselt werden wie die Früh-

jahrs- und Herbstmode. Es muß für absehbare Zeit die Richtschnur der Partei sein. Daraus folgt, daß 

bei aller wünschenswerten Aktualität doch das Programm die wirtschaftlichen und politischen Ereig-

nisse von so hoher Warte aus ansehen muß, daß sie in ihren größeren Zusammenhängen gewertet 

werden. Man hat sich hier und da gewöhnt, sowohl den Imperialismus als ein dem Kapitalismus ge-

genüber völlig neu geartetes Gebilde hinzustellen, wie man auch in der „Rationalisierung“ eine ganz 

neue wirtschaftliche Erscheinung vor sich zu haben glaubte. Hier gerade liegt die Aufgabe eines Pro-

gramms, die Augen des Parteigenossen immer wieder auf das Grundsätzliche und Wesentliche im 

Fluß der kapitalistischen Entwicklung hinzulenken. Ein Programm soll „in Kontinenten denken“ und 

hat keinen Minutenzeiger. Das ABC der marxistischen Kapitalkritik hat sich nicht verändert, wenn 

sich auch der ökonomische Anschauungsstoff seit dem Tode von Marx und Engels gewaltig vermehrt 

und differenziert hat Das Programm hat aber gerade das theoretische und politische ABC zu geben. 

So muß es notgedrungen die Spezialisierung und Detaillierung vermeiden, auch auf die Gefahr hin, 

daß es marxistisch „altmodisch“ erscheint. Das Programm sollte bis zur Eroberung der politischen 

Macht durch das Proletariat keiner Umänderung und Verbesserung mehr bedürfen! Unter solchen 

Gesichtspunkten muß der theoretische Teil entworfen werden. 

Was nun den zweiten Teil, die po l i t i s chen  Fo r de r unge n, anbelangt, so hat dieser Teil in den 

Programmschriften der deutschen Arbeiterbewegung einen merkwürdigen Wandel durchgemacht. 

Das Kommunistische Manifest proklamierte am Abschluß seines zweiten Teiles (S. 44) zehn Über-

gangsmaßregeln. Aber es sind Maßregeln nac h  Eroberung der politischen Macht, Maßregeln also 

zum Aufbau des Sozialismus. Das älteste sozial-[361]demokratische Programm in der deutschen Ar-

beiterbewegung, das Eisenacher Programm von 1869, formulierte dagegen als Teil III acht Forderun-

gen, die als die nächsten Forderungen in der Agitation der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei gel-

tend zu machen sind“. Es waren das nichts weiter als rein demokratische Forderungen zur Bereini-

gung des bürgerlichen Staates von allen feudalistischen und absolutistischen Restbeständen. Das Go-

thaer Programm 1875 proklamierte jedoch diese im wesentlichen unverändert gebliebenen Forderun-

gen überhaupt als „Grundlagen des Staates“, schien also darüber hinaus keine weiteren politischen 

Forderungen zu kennen. Demgegenüber bezeichnete das Erfurter Programm seine zehn politischen 

Forderungen wieder als Forderungen „zunächst“, während das Heidelberger Programm schließlich in 

seinem breit aus gebauten politischen Aktionsprogramm die alten „nächsten“ Forderungen als politi-

sche Endzielforderungen ausgibt. Für das Kommunistische Manifest, das die proletarische Revolu-

tion vor Augen hatte, war es klar, daß es Forderungen aufstellte, die nach der revolutionären 

Machteroberung vor dem siegreichen Proletariat stehen. Nach der Niederschlagung der Revolution 

1848 kam in Deutschland die Zeit der politischen Reaktion. Jetzt handelte es sich erst darum, die 

vorenthaltenen bürgerlichen Grundrechte wieder zu fixieren und dafür einzutreten. So geschah es im 

Eisenacher Programm. Das Gothaer Programm hat dann tun der Einigung mit den Lassalleanern wil-

len auch hier die marxistische Staatslehre preisgegeben und machte überhaupt keine Scheidung mehr 

zwischen proletarischem und bürgerlichem Staat. Und genau 50 Jahre später ist die SPD wieder auf 

dem gleichen Standpunkt angelangt und verkündet im Heidelberger Programm 1925: bürgerliche und 

proletarische Demokratie sind eins. 

Uns Kommunisten hat die Entwicklung der russischen Revolution, d. h. der Leninismus, da ganz neue 

Fingerzeige gegeben. Es handelt sich jetzt nicht mehr um den Ausbau  der bürgerlichen Demokratie, 

sondern um den Auf bau  des proletarischen Sowjetstaats und die sich daraus ergebenden politischen 

Zielforderungen, die freilich die proletarische Revolution voraussetzen. Hier liegen unleugbar ge-

wisse Formulierungsschwierigkeiten. Die politischen Forderungen z. B. des Erfurter Programms faß-

ten zusammen, was damals (1891) politisch in der Luft lag, wenn auch die bürgerlichen Demokraten 

diese Dinge schon damals nicht mehr so geradezu auszusprechen wagten wie die Sozialdemokraten. 

Aber es lag doch auch in ihrer Linie – wenigstens auf dem Papier. Für das kommunistische Aktions-

programm sind dagegen die Ziele der proletarischen Demokratie darzustellen. Wie diese auch 
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formuliert werden, immer sollte jene goldene Regel für die Aufstellung politischer Übergangsforde-

rungen beherzigt werden, die Marx im Kommunistischen Manifest für die ökonomischen Übergangs-

maßregeln gegeben hat: Fixierung von Maßregeln, die „unzu r e i chend  und  u nha l t ba r  e r -

s che i ne n, d i e  abe r  im  Lau f  de r  Bewegung  übe r  s i ch  se l b s t  h i naus t r e i be n und als 

Mittel zur Umwälzung der ganzen Produktionsweise unvermeidlich sind“. 

Wenn Marx anläßlich seiner Kritik des Gothaer Programmentwurfs das Wort geprägt hat: „Jeder 

Schritt wirklicher Bewegung ist wichtiger als ein Dutzend Programme“, so wäre ihm das Wort 

Lenins: „Ohne revolutionäre Theorie keine revolutionäre Bewegung“, doch auch aus der Seele ge-

sprochen! Für den Marxismus bilden ja Theorie und Praxis grundsätzlich eine Einheit. Für die Kom-

munistische Internationale ist aber im gegenwärtigen Augenblick die Schaffung eines Programms ein 

Schritt wirklicher Bewegung! [362] 

* 

Programmatische Bemerkungen zum Nachkriegs-Imperialismus  
Von E. L u d w i g  

I. 

Die erste zu beantwortende Frage ist die, ob überhaupt der Nachkriegs-Imperialismus sich so sehr 

vom Imperialismus vor dem Kriege unterscheidet, daß eine programmatische Darstellung seiner ei-

genartigen Entwicklungsformen im Rahmen der allgemeinen Entwicklung des Imperialismus sich 

rechtfertigt. Wird diese Frage bejaht, so ergibt sich sofort die zweite Frage, worin die besonderen 

Kennzeichen des Nachkriegs-Imperialismus bestehen. 

Man geht, um die Antwort auf diese Frage zu geben, zweckmäßig von der gegenwärtigen Phase des 

Imperialismus aus. Sie kennzeichnet sich als die „Etappe der relativen Stabilisierung“. Schon durch 

diese Bezeichnung soll sie von anderen Etappen der imperialistischen Entwicklung abgehoben wer-

den. Einmal von der des Vorkriegs-Imperialismus, die bei allgemein noch gefestigten ökonomischen, 

politischen und sozialen Verhältnissen unstreitig noch nicht als eine nur vorübergehende, teilweise, 

also relative Stabilisierung der grundsätzlich unstabil gewordenen ökonomischen, politischen und 

sozialen Beziehungen des Kapitalismus charakterisiert werden kann. Zum andern bedeutet sie inner-

halb der Epoche des Nachkriegs-Imperialismus, wenn ihre Besonderheit als gegeben einmal unter-

stellt wird, eine eigentümliche Phase. Sie charakterisiert sich in allen imperialistischen Ländern, wenn 

auch in verschiedenen Formen, als Überwindung der unmittelbaren politischen und sozialen Folge-

erscheinungen des Krieges, wofür die Festigung der Währung, der Wiederaufbau und die Entfaltung 

des Produktionsapparats, die Stärkung der bürgerlichen Staatsgewalt die bekanntesten Beispiele sind. 

So gliedert sich die Etappe der relativen Stabilisierung von jener Zeit der Nachkriegskrisen ab, auf 

die der Prozeß der Stabilisierung und Konsolidierung hinterher noch manches neue Schlaglicht wirft. 

Zugleich scheinen in diesem Prozeß der Konsolidierung des Imperialismus die Verhältnisse des Vor-

kriegs-Imperialismus ganz oder annähernd wieder hergestellt zu sein, wofür die schnelle Entwicklung 

des deutschen Kapitalismus zu einem neuen Imperialismus das Hauptargument herzugeben scheint. 

Doch gerade diese Rückkehr der verschiedenen imperialistischen Länder zu anscheinend der Vor-

kriegszeit ähnlichen Beziehungen stellt nur wieder die Frage nach der Übereinstimmung oder der 

Verschiedenheit der beiden. 

Uni diese Gegenüberstellung herauszuarbeiten, rechtfertigt es sich, in den Mittelpunkt der program-

matischen Bemerkungen über den Nachkriegs-Imperialismus die Etappe der relativen Stabilisierung, 

nach ihren ökonomischen, sozialen und politischen Merkmalen charakterisiert, zu stellen. Nicht nur 

wegen des mehr äußerlichen Umstandes, daß sie die gegenwärtige Phase der kapitalistisch-imperia-

listischen Entwicklung ist, an die jedes Programm anzuknüpfen hat, sondern auch deshalb, weil sie 

die den entfalteten Nachkriegs-Imperialismus kennzeichnende Phase ist, in der die Änderung gegen 

den Vorkriegs-Imperialismus, wenn sie vorhanden, nach der Überwindung der nur auf den Krieg 

allein zurückführenden Krise und Störungen deutlich hervortritt. 
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II. 

Um die Besonderheit der Etappe der relativen Stabilisierung in der hier hervorgehobenen Abgrenzung 

zu umreißen, genügt es nicht, zu erklären, daß die kapitalistische Wirtschaftsordnung eine anarchi-

sche sei, was sich gerade jetzt unter den Bedingungen zeige, unter denen die relative Stabilisierung 

sich vollziehe. Ebenso wenig genügt die Erklärung, daß die Stabilisierung im Nachkriegs-Imperialis-

mus darum eine vorübergehende, eine relative sei, weil sich die ökonomischen und sozialen Wider-

sprüche in dieser [363] Zeit immer mehr zuspitzen. Beides trifft auf alle Epochen des Kapitalismus 

zu. Es charakterisiert daher nicht die Etappe der relativen Stabilisierung in ihrer Eigenart, sondern 

läßt diese in allgemeinen Redensarten verschwinden. 

Umgekehrt wäre es ebenso falsch, einzelne, schon in der Vergangenheit liegende ökonomische Er-

scheinungen des Nachkriegs-Imperialismus zu a l l gem ei nen  Merkmalen der Etappe der relativen 

Stabilisierung zu erheben; wie etwa den Währungsfall, den Produktionsrückgang, die allgemeine 

Verarmung Europas. Sie wirken, namentlich auf die soziale Gliederung, noch heute fort. Doch würde 

man diese besonderen Formen der Nachkriegs-Krise zu den Merkmalen der Epoche der relativen 

Stabilisierung erheben, so würde man ihren Unterschied von den Nachkriegs-Krisen von vornherein 

verwischen. 

Das heißt jedoch nicht, daß die Epoche der relativen Stabilisierung, obwohl sie die imperialistischen 

Verhältnisse wieder herstellt und zum Teil weiter entwickelt, nun einfach mit dem Vorkriegs-Impe-

rialismus gleichzusetzen wäre. Das würde darauf hinauslaufen, daß der Krieg von 1914 als ein immer 

mehr zurücktretendes Merkmal für die Charakterisierung der gegenwärtigen Phase des Nachkriegs-

Imperialismus beiseite zu setzen wäre. Der Krieg ist jedoch nicht nur wichtig in seiner allgemeinen 

geschichtlichen Bedeutung als der erste imperialistische Weltkrieg, sondern er bleibt auch wichtig in 

seiner noch aktuellen ökonomischen, politischen und sozialen Fortwirkung. 

So ist die imperialistische Konsolidierung Deutschlands mit dem Dawespakt, der Anleihepolitik, der 

Rationalisierung, kurz, den Grundlagen der relativen Stabilisierung, ohne die Kriegswirkungen nicht 

zu begreifen. So ist die politische und ökonomische Übermacht der Vereinigten Staaten, weiter das 

Problem des englischen Imperialismus, die Marktfrage, wie sie sich für alle imperialistischen Mächte 

stellt, ohne die noch fortdauernden ökonomischen Wirkungen des Krieges ebenfalls nicht zu begreifen. 

Allgemein ist zu sagen: der Krieg, hervorgegangen aus den ökonomischen und sozialen Widersprü-

chen des Vorkriegs-Imperialismus als Versuch einer Überwindung dieser Widersprüche mit imperi-

alistischen Mitteln, hat diese Widersprüche verschärft reproduziert. 

Er hat die Merkmale des Imperialismus bis zum äußersten entwickelt: die Monopole, den Kapitalex-

port, die Ungleichmäßigkeit des kapitalistischen Wachstums, die Klassenzuspitzung. 

Zusam m enge f aß t  kommt es darauf an, die allgemeinen ökonomischen Merkmale dieser Etappe 

der relativen Stabilisierung im Rahmen des Vorkriegs-Imperialismus zugleich in ihrer besonderen 

Abgrenzung von den allgemeinen Entwicklungsmerkmalen des Kapitalismus im ganzen sowie in ih-

rem Unterschied von der ganzen Epoche des Imperialismus als der jüngsten Etappe des Kapitalismus 

zu präzisieren. 

III. 

Programmatisch ist die Epoche des Nachkriegs-Imperialismus allgemein als die Epoche  de r  so -

z i a l en  Revo l u t i on  zu bezeichnen. 

Das ist für den Zeitraum, der sich unmittelbar an das Kriegsende anschließt, für die Zeit des offenen 

Angriffs der Arbeiterklasse auf den bürgerlichen Staat, für die Zeit der tiefen Erschütterung der bür-

gerlichen Herrschaftsverhältnisse durch die Inflation mit ihren Nachwirkungen klar. Es ist auch klar, 

soweit es sich um das Vorhandensein der Sowjetunion, der ersten dauernden Existenz einer proleta-

rischen Staatsmacht im kapitalistischen Milieu handelt. 

Es gilt aber auch für die Etappe der relativen Stabilisierung. Auch für sie trifft die Begriffsbestim-

mung zu, die Mar x  von der Epoche der sozialen Revolution gibt: daß die Produktionsverhältnisse 
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der kapitalistischen Gesellschaft zur Fessel für die Entfaltung der gesellschaftlichen Produktivkräfte 

geworden sind. Gerade in den durch die imperialistische Konsolidierung entwickelten und weiter 

entfalteten kapitalistischen Widersprüchen erweist sich diese Behauptung. 

[364] Diese Kennzeichnung des ganzen Nachkriegs-Imperialismus und insbesondere auch die der 

Etappe seiner Stabilisierung grenzt sich damit von vornherein von der Auffassung Kau t skys  ab, 

der in seinem Buch „Die materialistische Geschichtsauffassung“ die Anwendung der Marxschen Be-

griffsbestimmung und Lehre von der sozialen Revolution auf das Zeitalter des „organisierten Kapi-

talismus grundsätzlich leugnet. 

Ist der Imperialismus im ganzen als die jüngste Etappe des Kapitalismus anzusehen, bedeutet die hier 

umrissene Hervorhebung auch der Etappe der relativen Stabilisierung im Rahmen des Nachkriegs-

Imperialismus als einer Entwicklungsphase in der aktuellen Epoche der sozialen Revolution, daß alle 

die zur sozialen Revolution hindrängenden, von Len i n  aufgeführten ökonomischen, politischen und 

sozialen Entwicklungsformen des Imperialismus aus Tendenz- und Teilerscheinungen zur a l l ge -

m e i nen  Wi r k l i chke i t  de s  Kap i t a l i sm us  geworden sind. 

Die Merkmale des Imperialismus als des Kap i t a l i sm us  des  Übe r gangs  breiten sich mehr und 

mehr über die ganze Oberfläche der kapitalistischen Gesellschaft aus, Das Wachstum der Keime der 

sozialistischen Ordnung im Schoße der alten, sich zersetzenden kapitalistischen Gesellschaft wird 

immer deutlicher – bei gleichzeitig immer schärferer Zuspitzung aller ökonomischen, politischen und 

sozialen Widersprüche auf der Grundlage der kapitalistischen Produktionsverhältnisse. 

Das Monopo l  erscheint als Vergesellschaftung der Produktionsmittel, aber zugleich als die höchste 

Entwicklungsform und Zuspitzung des Privateigentums an den Produktionsmitteln, die sich in den 

Händen einer immer dünner werdenden Schicht von Kapitalisten zusammenballen. Das kapitalisti-

sche Privateigentum in der Form der monopolistischen Konzentration der Produktionsmittel ist Vo-

raussetzung und Mittel zur Beherrschung des gesellschaftlichen Reichtums geworden, während es 

zugleich mehr und mehr zur Fessel in der Entfaltung der gesellschaftlichen Produktivkräfte wird. 

Die m odernen  Ar be i t sm e t hode n, als deren Typ in der Ära des entfalteten monopolistischen 

Kapitalismus die Fließarbeit auftritt, bedeuten die zunehmende Vergesellschaftung des Arbeitspro-

zesses, zugleich aber die höchstentwickelte Form und die schärfste Ausbeutung der Produzenten des 

gesellschaftlichen Reichtums durch das Monopolkapital, die gründlichste und sorgfältigste Organi-

sierung und Kontrolle der menschlichen Arbeit bei brutalstem sozialen Rückschritt. 

IV. 

Das konk r e t e  Mer km a l  der Epoche der sozialen Revolution während der Phase der relativen 

Stabilisierung bildet da s  Mar k t p r ob l e m. 

Die Produktivkräfte der Gesellschaft entfalten sich im sich konsolidierenden Nachkriegs-Imperialis-

mus dauernd schneller, als der kapitalistische Markt sich erweitert. Das äußert sich nicht nur wie im 

klassischen Kapitalismus in der Zeit der Krise. Sondern dieser Widerspruch beherrscht auch während 

der Zeit der Konjunkturen die ganze Wirtschaftsgestaltung. Aus ihm erklärt sich vor allem die Ve r -

kü r zung  de r  Kon j unk t u r phase n, verglichen mit der Vorkriegszeit. 

Die Etappe der relativen Stabilisierung ist die Zeit der Wiederherstellung und zugleich der fortschrei-

tenden Vergrößerung in einem Teil der imperialistischen Länder, deren Produktionsmittel durch den 

Krieg teilweise vernichtet waren. Deu t s ch l a nd ist hier der Typ. Sie ist die Zeit der immer weiteren 

Ausdehnung des durch den Krieg gefestigten und fortentwickelten Imperialismus in einem andern 

Teil der imperialistischen Länder, für die die Ver e i n i g t en  S t aa t en  als Typ gelten können. 

Die Entfaltung der gesellschaftlichen Produktivkräfte in den imperialistischen Ländern wird nicht durch 

eine sich vergrößernde Nachfrage als dem Primären hervorgerufen (Ablehnung der Ta r no w-Theorie 

vom inneren Markt). Sondern sie ist umgekehrt durch die relative Verengerung des im-[365]perialisti-

schen Marktes bedingt, die selbst wieder die Folge der Veränderung des ökonomischen und sozialen 

Weltbildes durch den Krieg, die Nachkriegskrise und die Etappe der relativen Stabilisierung ist. Sie ist 
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ein Mittel der kapitalistischen Konkurrenz, um für die einzelnen imperialistischen Mächte die Markt-

schranken zu überwinden. 

Die allgemeinen Entwicklungsbedingungen des Imperialismus haben zu diesem, den Nachkriegsim-

perialismus charakterisierenden aktuellen Grundwiderspruch, dem Marktproblem, geführt. 

Hierher gehört die Monopo l i s i e r ung  der aufgeteilten Ausbeutungsgebiete der Erde durch das 

Monopolkapital der verschiedenen Imperialismen mit dem Ziel, für sich die Konkurrenzfähigkeit auf 

dem Weltmarkt zu steigern. Gerade die durch den Abschluß des Weltkriegs bestätigte Vollendung in 

der Aufteilung der Erde unter die imperialistischen Mächte stellt im Zusammenhang mit der Errich-

tung der Sowjetunion den Nachkriegsimperialismus vor neue Probleme. Diese Frage wie auch die, 

ob und mit welchem Unterschied vom Vorkriegsweltmarkt ein Weltmarkt im entfalteten Monopolka-

pitalismus der Nachkriegszeit überhaupt wieder hergestellt ist, wird unten noch besonders behandelt. 

Hierher gehört weiter die I nd us t r i a l i s i e r ung  der bisher nicht kapitalistischen Gebiete, der Zu-

sammenhang dieser Industrialisierung mit dem Kap i t a l expo r t; die Frage seiner Wandlung in der 

Nachkriegszeit soll gleichfalls gesondert behandelt werden. Hier kommt es nur auf die Aufzählung 

einiger der wichtigsten Entwicklungsmomente für das Marktproblem an. 

V. 

Zur Überwindung der aus dem Marktproblem sich ergebenden allgemeinen ökonomischen Wider-

sprüche greift das Monopolkapital zur Hauptwaffe aller kapitalistischen Konkurrenz, eben zur Wei-

terentwicklung der gesellschaftlichen Produktivkräfte. Aber das geschieht nicht mehr auf der Grund-

lage der freien Konkurrenz, auch nicht mehr bloß, wie im Vorkriegsimperialismus, auf der Grundlage 

der Monopolisierung einzelner, wenn auch der wichtigsten Industriezweige einzelner imperialisti-

scher Länder, sondern auf der Grundlage de s  a l l s e i t i g  en t f a l t e t en  Monopo lkap i t a l i sm us  

i n  a l l en  im pe r i a l i s t i s chen  Lände r n. 

Je mehr jedoch das einzelne Monopolkapital, um die Marktschranken fü r s i c h zu überwinden, in 

Konkurrenz mit anderen einzelnen Monopol-kapitalien und dem Gesamtkapitalismus anderer impe-

rialistischer Mächte die Produktivkräfte entfaltet, treibt es sie nur noch schneller über die nicht so 

schnell folgende Markterweiterung hinaus. Die Entfaltung der gesellschaftlichen Produktivkräfte zur 

Lösung des Marktproblems führt nicht zur Lösung der dadurch erzeugten Widersprüche, sondern zu 

ihrer verschärften Reproduktion. 

A l l e  ansche i nend  fo r t s ch r i t t l i chen  Tendenzen  de r  kap i t a l i s t i s chen  En t wi ck lung  

i m  ausgehenden  I mpe r i a l i smus  ve r kehr en  s i ch  so  i n  i h r  Gegen t e i l. 

Die Entfaltung der Produktivkräfte der Gesellschaft, vor allem auch durch den technischen Fort-

schritt, führt zur fortwährenden Vernichtung von Kapital. 

Sie wird zur Ursache der Stillegung nicht nur verschlissener, sondern auch modernster Produktions-

mittel. (Beispiel: Bau neuer Koksöfen im Ruhrgebiet für 300 Millionen Mark im Jahre 1927, nur zum 

Zweck des Quotenkampfs im Kohlensyndikat. Es steht schon heute fest, daß ein großer Teil dieser 

modernsten Koksöfen überhaupt nicht in Betrieb genommen wird.) 

Die Senkung der Produktionskosten, der Sinn der Konkurrenz, durch Entfaltung der Produktivkräfte, 

verwandelt sich unter der Herrschaft des Monopolkapitals in brutalen Preiswucher, verbunden mit 

der tollsten Schleuderkonkurrenz. 

Die organisatorisch-technische Umstellung des Arbeitsprozesses führt, statt zur Arbeitserleichterung, 

zur Arbeitserschwerung. Sie wird ein Mittel [366] des Lohndrucks und der Überarbeit sowohl durch 

die Verdichtung der Poren des gegebenen Arbeitstags wie durch die Verlängerung der Arbeitszeit. 

Sie führt zum sozialen Rückschritt und zur Beschränkung des innern Marktes, da sie keine Hebung 

des Massenverbrauchs mit sich bringt. 

Die Entfaltung der Produktivkräfte der Gesellschaft wird so unter der Herrschaft der kapitalistischen 

Produktionsverhältnisse im entfalteten Monopolkapitalismus der Etappe der relativen Stabilisierung 

mehr und mehr zu einem Grund ihrer Beschränkung. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 332 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

Entfaltung der Produktivkräfte und Stagnation schließen einander nicht aus, sondern ergänzen einan-

der. Sie führen zugleich mit der brutalsten Rationalisierung zur sinnlosen Verschwendung und zur 

Fortentwicklung des parasitären Charakters des Imperialismus. 

VI. 

Die Zusammenfassung und Zuspitzung dieser ganzen in sich verschärfenden Widersprüchen bewe-

genden Entwicklung ist das Monopo l, das aus den immer größer werdenden Schwierigkeiten gebo-

ren ist, die sich der Verwertung des Kapitals entgegenstellen. Das Monopol stellt den letzten großen 

Versuch des Kapitalismus dar, über diesen Widerspruch zwischen den Produktions- und Verwer-

tungsbedingungen des Kapitals hinwegzukommen, Es versucht, die kapitalistische Anarchie durch 

„Planwirtschaft“ zu bändigen, ohne die Ausbeutungsverhältnisse aufzuheben; im Gegenteil, um sie 

zu erhalten und zu festigen. 

Doch indem es sich tatsächlich darauf beschränken muß, die Produktion dem Markt anzupassen, dies 

aber im Konkurrenzkampf nur so tun kann, daß es die Produktivkräfte über die Marktschranken. hin-

aus erweitert, muß es mit seiner P l anwi r t s cha f t, die es zur Überwindung jener Widersprüche er-

strebt, auf dem Weltmarkt scheitern. Den Inlandsmarkt kann es bestenfalls diktatorisch durch die 

schärfste politische und soziale Unterdrückung der werktätigen Massen mit Hilfe der Staatsgewalt 

„organisieren“, d. h. ausplündern, und so seine unumschränkte Beherrschung des Inlandsmarkts zur 

Grundlage seiner Schleuderkonkurrenz auf dem Weltmarkt machen. Je unumschränkter, konkurrenz-

loser jedoch das Monopolkapital über den Inlandsmarkt herrscht, um so hemmungsloser setzt sich 

auf dem Weltmarkt die Konkurrenz der Monopole durch und verhindert jede a l l gem eine  Planwirt-

schaft auf kapitalistischer Grundlage. 

Die Ungleichmäßigkeit des Wachstums der imperialistischen Monopole, eine notwendige Folge der 

kapitalistischen Konkurrenz, die aus dem Verwertungsbedürfnis des Kapitals nach den allgemeinen 

Gesetzen seiner Produktion und Reproduktion erwächst, macht jede Planwirtschaft im Kapitalismus 

unmöglich. 

Die kapitalistische Planwirtschaft, das utopische Ziel des Monopolkapitals, bleibt in den Schranken 

des Widerspruchs stecken, der das Monopol selbst gezeugt hat. Sie sucht ihn zu organisieren, indem 

sie die durch die Konkurrenz entfesselten Produktivkräfte entsprechend den Marktschranken drosselt. 

Sie steht damit von vornherein im grundsätzlichen Gegensatz zur soz i a l i s t i s c hen  Planwirtschaft, 

die diese Widersprüche aufgehoben hat. Die kapitalistische Planwirtschaft muß in diesem Gegensatz 

zur sozialistischen stehen, eben weil auf der Grundlage des Privateigentums an den Produktionsmit-

teln, auf der Grundlage der kapitalistischen Produktionsverhältnisse der Ausgangspunkt, das Ziel und 

die Schranken der kapitalistischen Planwirtschaft die Verwertung des Kapitals, d. h. die zahlungsfä-

hige Nachfrage und nicht der wirkliche gesellschaftliche Bedarf ist. Diesen zum Maß der Produktion 

zu machen, ist erst nach der Aufhebung der kapitalistischen Produktionsverhältnisse, des Privatei-

gentums an den Produktionsmitteln, möglich. 

Die kapitalistische Planwirtschaft des Monopols will den Markt organisieren, indem sie die Produk-

tivkräfte ihm anpaßt, sie einschränkt. Sie muß aber gleichzeitig im Konkurrenzkampf die Produktiv-

kräfte weiter entfalten, [367] um einen Markt, den sie organisieren kann, monopolistisch zu beherr-

schen. Die sozialistische Planwirtschaft entfaltet die Produktivkräfte der Gesellschaft, um die wach-

senden gesellschaftlichen Bedürfnisse zu befriedigen. 

Weil alle kapitalistische Planwirtschaft scheitern muß, so muß sie den Grundwiderspruch der Epoche 

des Nachkriegs-Imperialismus, der gerade in der Etappe der relativen Stabilisierung, der Konsolidie-

rung des Imperialismus immer schärfer hervortritt und den sie durch das Monopol überwinden will, 

nur auf höherer Stufe reproduzieren. Das Monopol selbst entwickelt sich mit dieser Reproduktion des 

Widerspruchs von den loseren Formen des Kartells, in denen es vor allem im Vorkriegs-Imperialismus 

auftrat, bis zur straffen Organisation der T r us t s, der charakteristischen Erscheinungsweise des Mo-

nopols der Nachkriegszeit. Es ergreift mehr und mehr alle Produktionszweige der kapitalistischen 

Wirtschaft, national und international. Es schreitet von der kapitalistischen Organisierung der 
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Produktion von Produktionsmitteln zur Beherrschung auch der Produktion und Distribution der Kon-

sumtionsmittel fort. Es unterjocht mehr und mehr die Existenzbedingungen aller Schichten der bür-

gerlichen Gesellschaft, sie fortwährend umwälzend. Es bildet sich zu s t a a t skap i t a l i s t i s chen  

Fo r m en  fort, die in der mannigfaltigsten Weise in den verschiedenen imperialistischen Ländern 

auftreten. (Schluß folgt.) 

* 

Krisen und Kriege  
Von R u d o l f  G e r b e r  

I. 

Die theoretische Begriffsbestimmung der normalen, sich in regelmäßigen Zyklen wiederholenden 

Krisenerscheinungen der kapitalistischen Wirtschaft ist auch heute, im Zeitalter des Imperialismus, 

ein wesentlicher und grundlegender Bestandteil jeder Darstellung der Grundelemente des revolutio-

nären Marxismus. Vom Standpunkt der unmittelbaren revolutionären Auswirkungsmöglichkeiten ist 

jener gesetzmäßige Wechsel von Prosperität und Depression, jener „normalen“ Krisen – wie sie seit. 

Ausbildung des kapitalistischen Systems in England seit über 100 Jahren mit voller Regelmäßigkeit 

auftreten – heute nicht das ausschlaggebende. Wir stützen heute unsere revolutionäre Perspektive 

nicht bloß auf diese Regulierungserscheinungen der kapitalistischen Wirtschaftsmaschine, sondern 

auf die spezifischen Zersetzungserscheinungen des Kapitalismus in seiner letzten, imperialistischen 

Epoche, die immer schärfer zum Ausdruck kommen, während wir den „normalen“ Krisenverlauf seit 

1914 nur mehr in sehr beschränktem Maße und nur in ganz unregelmäßiger Form verfolgen können. 

Trotzdem – oder wenn man will, gerade deshalb – ist die richtige theoretische Darstellung der Kri-

senerscheinungen im „normalen“ Kapitalismus auch heute alles andere denn eine akademische Frage. 

Der Imperialismus ist die Periode der partiellen Überwindung der Widersprüche der kapitalistischen 

Konkurrenz durch die Monopole mit dem Ergebnis der Reproduktion dieser Widersprüche auf höhe-

rer Stufe: richtiges Verständnis der Formen, in denen die Widersprüche des „normalen Kapitalismus“ 

in den Krisen zutage traten, ist ein wesentliches Hilfsmittel für das Verständnis der höheren Formen, 

in denen diese Widersprüche im Imperialismus reproduziert werden. Darum ist die Frage der theore-

tischen Erklärung der Krisen des „normalen“ Kapitalismus im Programm der Komintern durchaus 

wesentlich für eine richtige Einfügung der imperialistischen Erscheinungen in das Gesamt-gebäude 

der marxistischen Theorie. 

[368] In dem vom V. Weltkongreß den Sektionen zur Diskussion gestellten Entwurf wird die Frage 

der Krisenerklärung ganz knapp behandelt. Die betreffende Stelle lautet wörtlich: 

„Das ... (der anarchische Charakter der kapitalistischen Wirtschaft) kommt ... zum Ausdruck ... andererseits in 

dem Mißverhältnis zwischen den verschiedenen Zweigen der Produktion und in dem Widerspruch zwischen 

der wachsenden Produktion und der beschränkten Konsumtion der proletarischen Massen, als deren Folge 

periodisch wiederkehrende Krisen auftreten, die von der Zerstörung von Produktivkräften und Massenarbeits-

losigkeit für das Proletariat begleitet sind.“ 

Die Krisen des „normalen Kapitalismus“ (die besondere Darstellung des Imperialismus beginnt erst 

an späterer Stelle) werden also erklärt e i ne r s e i t s  aus der Planlosigkeit der kapitalistischen Wirt-

schaft und der sich daraus ergebenden Disproportionalität zwischen den verschiedenen Produktions-

zweigen; ande r se i t s  aus der Tatsache, daß die Arbeiterklasse – als Ganze – immer weniger ver-

braucht, als sie erzeugt. Das eine wie das andere sind unbedingt Vor ausse t zungen  der Krisenent-

stehung – neben der allgemeinen Tatsache der Warenproduktion und Geldzirkulation. Wären Produ-

zenten und Verkäufer der Waren identisch, würden Kauf und Verkauf immer zusammenfallen (d. h. 

wäre es unmöglich, daß jemand Ware in Geld verwandelt, ohne mit dem Gelde sofort neue Ware zu 

kaufen), wäre die kapitalistische Wirtschaft (die unter diesen Voraussetzungen eben keine wäre) nach 

einem einheitlichen Wirtschaftsplane geleitet, so gäbe es keine Krisen. Aber mit der allgemeinen Fest-

stellung der Voraussetzungen für die Krisenentstehung, die im Kapitalismus gegeben sind, ist noch 

durchaus nicht gesagt, auf welche Weise die Krisen konkret entstehen und wie sich ihre regelmäßige 

Wiederkehr in gleichmäßigen, im Laufe des Jahrhunderts von 1818 bis 1913 sich regelmäßig (von elf 
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auf sieben Jahre) verkürzenden Perioden erklärt. Daß die Angabe der allgemeinen Voraussetzungen 

der Krisen diese selbst noch nicht erklärt, spricht Marx an mehreren Stellen seiner Darstellung im 

zweiten Band (2. Teil) der „Theorien über den Mehrwert“ aus, am klarsten u. a. auf Seite 289: 

„Die allgemeine Möglichkeit der Krisen ist die formelle Metamorphose des Kapitals selbst, das zeitliche und 

räumliche Auseinanderfallen von Kauf und Verkauf. Aber dieses ist nie die Ursache der Krise. Denn es ist 

nichts als die allgemeinste Form der Krise, also die Krise selbst in ihrem allgemeinsten Ausdruck. Man kann 

aber nicht sagen, daß die abstrakte Form der Krise die Ursache der Krise sei. Fragt man nach ihrer Ursache, 

so will man eben wissen, warum ihre abstrakte Form, die Form ihrer Möglichkeit, aus der Möglichkeit zur 

Wirklichkeit wurde.“ 

Betrachtet man nun aber Unterkonsumtion der Arbeiter und Disproportionalität der kapitalistischen 

Produktion nicht bloß als allgemeine Voraussetzungen, sondern auch als unmittelbare Ursachen des 

Krisenprozesses, so stößt man auf eine Reihe von Schwierigkeiten. Zunächst schon damit, daß man 

diese beiden Ursachen einander nebenordnet. Eine bestimmte Erscheinung kann eine ganze Reihe 

von Voraussetzungen haben – aber mit einer Mehrzahl von Ursachen ist es immer eine mißliche Sache: 

in der Theorie gilt durchaus nicht der alte Satz, daß „doppelt genäht, besser hält“. Findet man nämlich 

für den Krisenzyklus zwei verschiedene theoretische Erklärungen, so entsteht sofort das neue Problem, 

zu erklären, warum und wie die beiden selbständigen Ursachen im gleichen Moment ihre Wirkungen 

erzeugen und so einen einheitlichen Krisenzyklus hervorrufen – statt sich vielleicht gar gegenseitig 

aufzuheben. Besonders die Unterkonsumtionstheorie, die ja als populäre und scheinbar höchst revo-

lutionäre Krisenerklärung so alt ist wie die Arbeiterbewegung, und die heute in der Sozialdemokratie 

und auch in den Hirnen vieler Genossen ihre Rolle spielt, [369] wird, wie schon Marx nachwies, von 

dieser Schwierigkeit besonders getroffen. Man lese im zweiten Band des „Kapital“, S. 385 ff: 

„Es ist eine reine Tautologie, zu sagen, daß die Krisen aus „Mangel aus ... zahlungsfähigen Konsumenten 

hervorgehen. Andere Konsumenten als zahlende kennt das kapitalistische System nicht ... Daß Waren unver-

käuflich sind, heißt nichts, als daß sich keine zahlungsfähigen Käufer für sie fanden, also Konsumenten (sei es 

nun, daß die Waren in letzter Instanz zum Behuf produktiver oder individueller Konsumtion gekauft werden). 

Will man aber dieser Theorie einen Schein tieferer Berechtigung dadurch geben, daß man sagt, die Arbeiter-

klasse erhalte einen zu geringen Teil ihres eigenen Produktes, und dem Übelstand werde mithin abgeholfen, 

sobald sie einen größeren Anteil davon empfängt, ihr Arbeitslohn mithin folglich wächst (dies ist bekanntlich 

der Kern der Krisentheorien unserer heutigen Sozialdemokratie, ihrer Predigt an die Unternehmer, doch „im 

eigensten Interesse“ hohe Löhne zu zahlen usw. R. G.) so ist nur zu bemerken, daß die Krisen jedesmal gerade 

vorbereitet werden durch eine Periode, worin der Arbeitslohn allgemein steigt und die Arbeiterklasse realiter 

größeren Anteil an dem für Konsumtion bestimmten Teil des jährlichen Produktes erhält. Jene Periode müßte 

– von dem Gesichtspunkte dieser Ritter vom gesunden und einfachen (!) Menschenverstand – umgekehrt die 

Krise entfernen. Es scheint also, daß die kapitalistische Produktion vom guten oder bösen Willen unabhängige 

Bedingungen einschließt, die jene relative Prosperität der Arbeiterklasse nur momentan zulassen, und zwar 

immer nur als Sturmvogel einer Krise.“ 

Man sieht schon an diesem Zitat, daß Marx die Unterkonsumtionstheorie durchaus nicht nur als the-

oretischen Irrtum, sondern auch als politisch gefährliche Abweichung (weil sie Illusionen über mög-

liche Abschwächungen der Krisen durch Lohnerhöhungen erweckt) betrachtet hat – zum Überfluß 

hat Enge l s  in einer Fußnote noch besonders auf die Rodbertussche – den Lassalleanischen Anschau-

ungen durchaus nahestehende – Krisentheorie hingewiesen. Auch abgesehen von dem hier von Marx 

angeführten Argument – dem offenen Widerspruch zu den Tatsachen, in dem sich die Unterkonsumti-

onstheorie befindet – ist schon lange vorher durch die bürgerliche Ökonomie darauf hingewiesen 

worden, daß „Unterkonsumtion“ der Proletarier an sich keine Krisenursache sei: den Teil des Wert-

produktes, den der Arbeiter nicht erhält, erhält doch der Kapitalist und konsumiert ihn – auf lange 

Sicht gesehen – entweder in Gestalt von Artikeln des persönlichen Konsums oder von Rohstoffen, 

Maschinen usw. zur Produktionserweiterung. Wenn sich die kapitalistische Produktion entsprechend 

einstellt – d. h. weniger oder mehr Artikel des proletarischen und mehr oder weniger Artikel des 

kapitalistischen Bedarfs (Luxusartikel, Maschinen usw.) erzeugt, so ist nicht einzusehen, wie eine 

Änderung in der Verteilung des gesellschaftlichen Einkommens zur Krise führen sollte. Tritt die 

Krise ein, weil sich die kapitalistische Produktion den geänderten Absatzverhältnissen nicht anpaßte, 
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so lag das offenbar nicht an der „Unterkonsumtion“ der Arbeiter, sondern an der Disproportionalität 

der kapitalistischen Produktion, zu deren Ausbildung die Änderung in der Verteilung des gesell-

schaftlichen Produktes nur einen Anstoß gab. An sich ist es für den Absatz der Waren gleichgültig, 

ob sie „in letzter Instanz zum Behuf produktiver oder individueller Konsumtion gekauft werden“ – 

wenn nur die Verteilung der gesamten auf den Markt gelangenden Warenmasse auf die verschiedenen 

Naturalgestalten der sich aus den Produktionsverhältnissen ergebenden Verteilung des gesellschaft-

lichen Konsums, einschließlich des produktiven, entspricht. Es ist sehr charakteristisch, daß zum Bei-

spiel Kau t sky  in seinem Versuche der Krisenerklärung („Neue Zeit“, 29. Jahrgang., Band 1) nicht 

nur die Marxsche Argumentation gegen die Unterkonsumtionstheorie einfach ignoriert, sondern zu-

dem einen eigenartigen Brei von Unterkonsumtions- und Disproportionalitätstheorie anrührt [370] – 

bereichert durch das schon von Marx zur Genüge verspottete Argument des seligen Malthus, wonach 

die Kapitalisten, weil sie allein ihren Mehrwert nicht konsumieren können (wobei unter Konsum eben 

immer nur individueller Konsum verstanden wird), allerlei unproduktive Konsumenten (den Staats-

apparat, den Militarismus, die Kirche, den Adel) zu Hilfe nehmen, die ihnen – indem sie ihnen einen 

Teil des Mehrwerts wegfressen – den nötigen Absatzmarkt für ihre Produkte liefern sollen! 

Bleibt die Erklärung der Krisen aus der Disproportionalität der kapitalistischen Produktion. Dazu hat 

Marx sich im zweiten Band, 2. Teil, der „Theorien über den Mehrwert“ (S. 300 ff) ziemlich klar 

geäußert: 

„Es soll nicht geleugnet werden, daß in einzelnen Sphären überproduziert und d a r u m  in anderen zu wenig 

produziert werden kann, daß partielle Krisen also aus u n p r o p o r t i o n i e r t e r  P r o d u k t i o n  entspringen kön-

nen ... und eine allgemeine Form dieser unproportionierten Produktion mag Überproduktion von fixem oder 

andererseits Überproduktion vom zirkulierenden Kapital sein ...“ 

„Indes sprechen wir hier n i c h t  von der Krise, soweit sie auf unproportionierter Produktion, d. h. einem Miß-

verhältnis zwischen der Verteilung der gesellschaftlichen Arbeit unter die einzelnen Produktionssphären be-

ruht.“ 

Und Marx sucht sehr ausführlich, in eingehender Polemik mit Ricardo, der tatsächlich die Möglich-

keit von Krisen nur aus der Disproportionalität der Produktion erklärt hatte, nachzuweisen, daß Über-

produktion für „alle Waren, außer dem Geld“ (a. a. O., S. 292) möglich sei – oder um es anders 

auszudrücken, daß sich die Krisen selbst abgesehen von den Disproportionalitätserscheinungen er-

klären lassen. Für Marx schien dies vor allem darum notwendig, weil sich aus bloßer Disproportio-

nalität zwar das Vorkommen und die Unvermeidlichkeit der Krisen, nicht aber ihr periodisches Auf-

treten, der bekannte Zyklus von Konjunktur und Depression erklären ließen. 

Nun hat H i l f e r d i ng  in seinem Buche „Das Finanzkapital“ allerdings eine Erklärung der Krisenpe-

riodizität auf dem Boden der Disproportionalitätstheorie gegeben, d. h. Gründe nachgewiesen, aus 

denen heraus mit periodischer Regelmäßigkeit Disproportionalitäten auftreten müssen: je weiter die 

kapitalistische Entwicklung fortschreitet, desto größer wird innerhalb des konstanten (und damit in-

nerhalb des Gesamt-) Kapitals das spezifische Gewicht des fixen Kapitals, der Maschinen, Bauanla-

gen usw. Die Produktion des fixen Kapitals kann aber aus technischen Gründen nicht so schnell er-

weitert werden wie die des zirkulierenden (der Rohstoffe, der Lebensmittel für die Arbeiter usw.). 

Daher wird, wenn nach einer Krise die Preise aller Waren wieder zu steigen beginnen, die Produktion 

der Sachelemente des zirkulierenden Kapitals sich rascher der gestiegenen Nachfrage anpassen kön-

nen, als der des fixen: die Preise der Sachelemente des fixen Kapitals werden also länger und stärker 

steigen als die der anderen Waren, es wird durch die hohen Extraprofite mehr Kapital in die Maschi-

nenerzeugung usw. angelockt werden, dessen Neuanlage sich erst nach längerer Frist auf dem Ma-

schinenmarkt usw. auswirken kann. Und so wird nach einer längeren Frist des Steigens der Preise für 

die Sachelemente des fixen Kapitals plötzlich eine Reihe neuer Produzenten auf dem Markt erschei-

nen, deren Betriebe nur unter der Voraussetzung jener hohen Preise rentabel wären – aber unmöglich 

alle ihre Erzeugnisse zu den hohen Preisen absetzen können. Das Ergebnis ist eine zunächst partielle 

Krise in den der Erzeugung des fixen Kapitals dienenden Produktionszweigen, die von hier auf die 

Gesamtwirtschaft übergreift. Auf der anderen Seite kann die richtige Proportion der verschiedenen 

Teile der kapitalistischen Gesamtwirtschaft gestört werden, indem sich die Erzeugung bestimmter 
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(vor allem von der Landwirtschaft gelieferter) Rohstoffe nicht im gleichen Tempo steigern läßt, wie 

der Bedarf wächst: das Ergebnis ist zuerst sprung-[371]hafte Teuerung dieser Rohstoffe, die ihre 

Weiterverarbeitung unrentabel macht – und später Überproduktion infolge gestiegener Kapitalanlage. 

Diese beiden von Hilferding aufgezeigten Prozesse lassen sich – wie das oben angeführte Zitat zeigt 

– durchaus dem Rahmen des marxistischen Systems eingliedern; sie sind auch (da sie sich notwendig 

nach jedem Konjunkturwechsel wiederholen müssen) geeignet, eine gewisse Periodizität der Krisen 

zu erklären – aber sie reichen nicht zur Erklärung des gesamten, in 100 Jahren kapitalistischer Ent-

wicklung aufgesammelten Tatsachenmaterials aus. Wenn in den letzten Jahrzehnten vor dem Kriege, 

also zur Zeit, als Hilferding sein Buch schrieb, die Krisen im allgemeinen von den der Erzeugung des 

fixen Kapitals dienenden Produktionszweigen (der Maschinen-, Elektro- und Bauindustrie) ihren 

Ausgang nahmen und erst von da aus – nachdem durch Betriebsstillegungen in diesen Zweigen der 

Massenkonsum vermindert war – auf die übrigen Industrien übergriffen, so war dies durchaus nicht 

immer der Fall; solange in England die Textilindustrie die Hauptindustrie war, spielte sie auch bei 

der Auslösung der Krisen die Hauptrolle, und es liegt nahe, anzunehmen, daß heute die Maschinen-

industrie usw. nicht deswegen im Vordergrunde der Krisenentstehung steht, weil der Krisenmecha-

nismus an sich in einer Überproduktion von fixem Kapital seinen Ausgangspunkt finden muß, son-

dern einfach darum, weil jene Industrien eben heute die umfangreichsten Kapitalanlagezweige sind. 

Jedenfalls hat Marx unter Abstraktion von den Disproportionalitätsmöglichkeiten (bzw. unter Be-

handlung derselben als einer Nebenerscheinung) eine a l l gem e i ne  „Überproduktion von Kapital“ 

in allen seinen Arten zu erklären versucht und dies auch in einer Weise getan, die sich meines Erach-

tens mit zwingender Logik aus dem ganzen Geiste seines Systems ergibt und nicht kritisiert werden 

kann, wenn man nicht den Boden des Marxismus überhaupt verläßt (Hilferding hat eine solche Kritik 

auch gar nicht versucht). Auf Seite 267 des angegebenen Bandes der „Theorien über den Mehrwert“ 

ist diese Auffassung knapp dargestellt: 

„Da der Zirkulationsprozeß des Kapitals kein Tagesleben führt, sich vielmehr über längere Epochen erstreckt, 

bevor die Rückkehr des Kapitals zu sich stattfindet, da diese Epoche aber zusammenfällt mit der Epoche, worin 

sich die Marktpreise zu den Produktionspreisen ausgleichen; da während dieser Epoche große Umwälzungen 

und Änderungen im Markte vorgehen, da große Veränderungen in der Produktivität der Arbeit, daher auch im 

r e a l e n  W e r t e  der Waren vorgehen, so ist es sehr klar, daß vom Ausgangspunkt – dem vorausgesetzten 

Kapital – bis zu seiner Rückkehr nach einer dieser Epochen große Katastrophen stattfinden und Elemente der 

Krise sich anhäufen und entwickeln müssen, die mit der armseligen Phrase, daß Produkte gegen Produkte sich 

austauschen, in keiner Weise beseitigt werden. Das Vergleichen des Wertes in einer Epoche mit dem Werte 

derselben Waren in einer späteren Epoche, was Herr Bailey für eine scholastische Einbildung hält, bildet viel-

mehr das Grundprinzip des Zirkulationsprozesses des Kapitals.“ 

Die Krisen ergeben sich danach daraus, daß während der Periode, die bis zum Rückfluß der (wie Marx 

an anderer Stelle anführt, nach Abschluß einer Krise ziemlich gleichzeitig in den verschiedenen Pro-

duktionszweigen neuangelegten) Kapitalien vergeht, durch den mit der kapitalistischen Entwicklung 

verbundenen technischen Fortschritt der tatsächliche Wert aller Waren (und, wie Marx im dritten 

Bande des „Kapitals“ eingehend ausführt, infolge des relativen Wachstums des konstanten Kapitalteils 

auch die reale P r o f i t r a t e) sinkt – oder, um es konkret auszudrücken: daß die in Masse neuangeleg-

ten Fabriken ihre Produkte nicht zu solchen Preisen versilbern können. daß die Erneuerung der ver-

brauchten Produktionsmittel zu den vorausgesetzten Preisen und darüber hinaus die als [372] „ange-

messen“ erachtete, also den bisherigen Voraussetzungen entsprechende Profitrate möglich wird (wobei 

als Nebenerscheinungen notwendig auch Disproportionalitäten der verschiedenen Produktions-

zweige, unter anderem der von Hilferding geschilderten Art, auftreten, die in den überentwickelten 

Produktionszweigen die Überproduktion verschärfen). Das Resultat ist eben die Kr i s e, in der sich 

unter zeitweiser Stillegung und selbst Zerstörung von Produktivkräften Warenpreise und Profitrate ent-

sprechend den neuen Produktionsbedingungen regulieren, bis die profitable Wiederaufnahme der Pro-

duktion möglich wird. Erklärt wird so nicht nur die Unvermeidlichkeit der Krisen, sondern auch ihr 

zyklisches Auftreten, der Kreislauf von Konjunktur und Depression und auch – da die Technik immer 

rascher fortschreitet und demgemäß die zur Erneuerung des Produktionsapparats nötige Frist immer 

kürzer wird – die Tatsache des immer kürzer werdenden Abstandes von einer Krise bis zur nächsten. 
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Eine systematische Darstellung der Marxschen Krisentheorie zu gehen, überschreitet naturgemäß den 

Rahmen einer Arbeit wie der vorliegenden – sie liegt im übrigen, wenn auch unter (durch den Zu-

sammenhang gebotener) etwas einseitiger Betonung des Elements der sinkenden Profitrate, im fünf-

zehnten Kapitel des dritten Bandes des „Kapital“ – speziell auf S. 228 bis 242 – vor, der einzigen 

geschlossenen Darstellung des Krisenverlaufs, die Marx hinterlassen hat. Uns kommt es hier nur auf 

den Nachweis an, daß weder die Unterkonsumtions- noch eine einseitige Disproportionalitätstheorie 

dem Geiste des Marxismus entsprechen, und wir beschränken uns darum auf die Zitierung der be-

kannten Stelle („Kapital“, III, S. 231): 

„Die Krisen sind immer nur momentane, gewaltsame Lösungen der vorhandenen Widersprüche, gewaltsame 

Eruptionen, die das gestörte Gleichgewicht für den Augenblick wieder herstellen. 

Der Widerspruch, ganz allgemein ausgedrückt, besteht darin, daß die kapitalistische Produktionsweise eine 

Tendenz einschließt nach absoluter Entwicklung der Produktivkräfte, abgesehen vom Wert und dem in ihm 

eingeschlossenen Mehrwert, auch abgesehen von den gesellschaftlichen Verhältnissen, innerhalb deren die 

kapitalistische Produktion stattfindet; während sie andererseits die Erhaltung des existierenden Kapitalwerts 

und seine Verwertung im höchsten Maße (d. h. stets beschleunigten Anwachs dieses Wertes) zum Ziel hat. Ihr 

spezifischer Charakter ist auf den vorhandenen Kapitalwert als Mittel zur größtmöglichen Verwertung dieses 

Wertes gerichtet. Die Methoden, wodurch dies erreicht, schließen ein: Abnahme der Profitrate, Entwertung 

des vorhandenen Kapitals und Entwicklung der Produktivkräfte der Arbeit auf Kosten der schon produzierten 

Produktivkräfte.“ 

Demgemäß wäre die betreffende Stelle des Programmentwurfs (wenn man sie so kurz fassen will) 

etwa folgendermaßen zu formulieren: 

„... Andererseits der Widerspruch zwischen den Produktions- und Verwertungsbedingungen des Kapitals, der, 

verstärkt durch das mangelnde Gleichgewicht des Entwicklungstempos der verschiedenen Produktionszweige, 

zu periodisch wiederkehrenden Krisen führt, die von der Zerstörung von Produktivkräften und Massenarbeits-

losigkeit für das Proletariat begleitet sind.“ 

II. 

Daß die Frage der Krisentheorie nichts weniger als akademisch ist, sieht man in dem Augenblick, wo 

man konkret untersucht, welche Veränderungen im Krisencharakter im Zeitalter des Imperialismus 

möglich sind. Die primitive Hoffnung der Revisionisten, wonach durch Kartelle usw. eine „krisen-

freie“ Regulierung der kapitalistischen Produktion möglich sei (die heute in der Sozialdemokratie 

höchst verbreitet ist), hat Hilferding in seinen besseren Zeiten, als er das „Finanzkapital schrieb, selbst 

zurückgewiesen – natürlich vom Boden seiner Disproportionalitätstheorie aus (s. S. 358 ff). Daß ge-

wisse [373] Katastrophenerscheinungen der alten Krisen (Massenkonkurse größerer Betriebe, Bank-

katastrophen, Zusammenbruch des Kreditsystems) etwa seit der Jahrhundertwende eine geringere 

Rolle spielten, ist eine Tatsache: Hilferding erklärt sie richtig aus der Tatsache der kapitalistischen 

Konzentration, die eine geringere Zahl gegen Krisen widerstandsfähigerer Großbetriebe und Groß-

banken schuf, und vor allem aus der Zurückdrängung nichtkapitalistischer Betriebsformen in den 

kapitalistischen Ländern, die schon so groß ist, daß auch der in Krisenzeiten verengte Markt zu seiner 

Sättigung des Weiterlaufens der kapitalistischen Betriebe (wenn auch in eingeschränkter Weise) be-

darf. An Stelle der Stillegung tritt also die verminderte Beschäftigung – und dieses teilweise Weiter-

funktionieren der kapitalistischen Warenzirkulation schafft eine sichere Grundlage für einen gewis-

sen, wenn auch natürlich reduzierten, Bankkredit, der ausreicht, um den Großbetrieben ein Weiter-

funktionieren auch während der Krise möglich zu machen und die dringlichsten Zahlungsverpflich-

tungen zu decken. Diese Änderungen in den Krisenerscheinungen bedeuten aber natürlich keine Än-

derung im Wesen der Krisen selbst. Daß eine solche Änderung unmöglich sei, sucht Hilferding nach-

zuweisen, indem er darauf verweist, daß sich kein Kartell den aus der Preisbewegung resultierenden 

Tendenzen zur Produktionserweiterung entziehen könne, ohne gesprengt zu werden bzw. Außenseiter 

zu finden. Selbst abgesehen davon (und dies ist heute wichtig, da inzwischen die Syndikate eine sol-

che Stärke erreicht haben, daß ihre Sprengung sehr schwer ist) würde eine planmäßige Produktions-

einschränkung in bestimmten, kartellierten Produktionszweigen nur die Wirkung haben, zwischen 

diesen und den andern, nichtkartellierten und sich deshalb in der Konjunktur sprunghaft erweiternden 
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Produktionszweigen neue Disproportionalität zu schaffen. In der Krise selbst würden die Kartelle, 

wenn es ihnen gelingt, sich zu halten, die Produktion einzuschränken und die Preise hochzuhalten, 

nur die Produktionskosten der nichtkartellierten Industrien verteuern, für diese die Krise verschärfen 

und so ihren eigenen Markt immer weiter einengen, bis sie selbst gezwungen wären, mit ihren Preisen 

herunterzugehen, um nicht durch allzu große Betriebseinschränkung ihre Produktion mit abnormen 

Generalunkosten zu belasten und so ihren Profit zu vermindern. 

Hilferdings Argumentation trägt den Stempel ihrer Entstehungszeit an sich: nämlich einer Periode, in 

der einzelne Produktionszweige schon stark kartelliert waren, in andern sich die Kartellierung durch-

zusetzen begann, während in der Mehrzahl der Produktionszweige noch die freie Konkurrenz 

herrschte. Auch unter dieser Voraussetzung steht aber diese Theorie in Widerspruch zu Hilferdings 

Krisentheorie: da er nämlich die periodische Disproportionalität der Produktionszweige aus einer 

Überentwicklung der der Erzeugung des fixen Kapitals dienenden Industrien einerseits, der Rohstoff-

erzeugung anderseits ableitete, da aber ge rad e d i e se  P roduk t i onszwe i ge  der Kartellierung 

und Syndizierung technisch am leichtesten zugänglich sind und auch die ersten erfolgreichen Kartelle 

aufweisen, so ergibt sich allerdings aus der Kartellbildung, wenn sie sich zunächst in diesen Produk-

tionszweigen durchsetzt und eine gewisse Produktionsbeschränkung bewirkt, eine Abschwächung 

der für Hilferding ausschlaggebenden Krisenursache. Ganz abgesehen von diesem naheliegenden 

Einwand verliert aber der Hilferdingsche Gedankengang überhaupt in einer Periode der allgemeinen 

Kartellierung und der fortschreitenden Verwandlung der Kartelle in festere Organisationsformen 

(Syndikate und Trusts) an Gewicht: wir können uns zwar nicht, wie Hilferding (a. a. O. S. 372) ein 

Generalkartell, wohl aber einen solchen Zustand der Wirtschaft in allen kapitalistischen Hauptländern 

vorstellen, bei dem die wichtigeren Produktionszweige in sich vertrustet sind, jeder Trust seine eigene 

Produktion unter dem Gesichtspunkt der allgemeinen Marktentwicklung reguliert und die von Hil-

ferding als wesentliche Krisenursache bezeichneten Disproportionalitätserscheinungen zwischen den 

verschiedenen Produktionszweigen reduziert werden. 

[374] Vom Standpunkte der Disproportionalitätstheorie müssen mit der imperialistischen Entwick-

lung nicht nur die Krisenerscheinungen sich ändern, sondern auch die Krisenursachen absterben (wir 

sprechen hier nur von den „normalen, zyklischen Krisen). Dies gilt aber n i c h t  vom Standpunkte der 

marxistischen Krisentheorie, wie sie oben eingehend dargelegt wurde. Mögen alle Produktionszweige 

in den kapitalistischen Hauptländern vertrustet sein, möge keiner dieser Trusts sich durch Unregel-

mäßigkeiten der Preisentwicklung zu Kapitals-anlagen am falschen Orte verleiten lassen: die Kon-

kurrenz zwischen den großen Trusts der verschiedenen Länder bleibt bestehen und damit das Bestre-

ben jedes von ihnen, die Produktivkräfte auf das Höchstmaß zu steigern. Steigerung der Produktiv-

kräfte bedeutet aber Steigerung der Produktionskapazität der Werke als notwendiges Mittel des Kon-

kurrenzkampfs der Trusts, also Senkung der Warenwerte und auch der Profitrate – selbst dann, wenn 

diese höchst proportionell in allen Zweigen vor sich geht. Der einzige Unterschied zu den Bedingun-

gen, unter denen Marx seine Theorie ableitete, liegt darin, daß in der vertrusteten Wirtschaft die ge-

steigerte Produktionskapazität der Werke sich nicht in einer Überfüllung des Inlandsmarkts mit Wa-

ren und in einem kritischen Preissturz auswirken muß: das Trustkapital hat die Möglichkeit, den Ab-

satz auf dem Innenmarkt einzuschränken und durch seine Zollpolitik die Auslandskonkurrenz auf 

dem Innenmarkte fernzuhalten (dies übrigens auch nur bis zu einem gewissen Grade). Aber die ge-

wachsene Produktionskapazität (und sie m uß  infolge der Konkurrenz zwischen den Trusts dauernd 

wachsen) muß ausgenützt werden, wenn der Trust nicht durch relativ zu hohe Generalunkosten Scha-

den erleiden soll: er wird also den „überschüssigen“ Teil seiner Produktion in Gebiete exportieren, 

wo er konkurrenzfähig ist; normalerweise nicht ins Herz des Feindes, in das Mutterland der großen 

Konkurrenztrusts, die sich durch entsprechende Zollmauern verbarrikadiert haben, sondern in impe-

rialistisch weniger entwickelte Gebiete, in die Peripherie der kapitalistischen Produktion – wo er sei-

nerseits natürlich auf die Konkurrenz der andern Trusts stößt. Er wird weiterhin versuchen, seine 

Konkurrenzfähigkeit an diesen Punkten durch Kap i t a l expo r t, durch Neuanlage jener zu akkumu-

lierenden Mehrwertteile, die im Inlande angelegt, dessen Markt „überfüllen“ würden, zu stärken – 

mit einem Worte: jene Kräfte, die sich im Zeitalter der „freien Konkurrenz in den periodischen Krisen 
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alten Typus entluden, werden im Zeitalter des Imperialismus, je weiter die Vertrustung fortschreitet, 

zunächst eine Verstärkung der imperialistischen Expansion bewirken. 

Das bedeutet durchaus nicht etwa ein Absterben der Krisen mit fortschreitender Vertrustung. Jeder 

Imperialismus stößt bei seiner Expansion auf die Konkurrenz des lieben Nachbarn: ob und wie weit 

er diese Konkurrenz zurückdrangen kann, hängt von seiner wirtschaftlichen und politischen Macht 

ab. Reicht diese nicht aus, den eigenen Markt parallel zur wachsenden Produktionskapazität zu er-

weitern, so werden Betriebseinschränkungen unvermeidlich sein – vor allem im gegen Auslandskon-

kurrenz geschützten Mutterlande, während die im Auslande angelegten Kapitalien möglichst voll 

ausgenützt werden müssen, wenn man nicht gegenüber der Konkurrenz noch mehr ins Hintertreffen 

geraten will. Die im Mutterlande wachsende Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit wird sich natürlich auf 

den Absatz der dortigen Konsumtionsmittelindustrien auswirken, und diese zu Betriebseinschränkun-

gen zwingen – selbst dann, wenn auch sie soweit syndiziert sind, daß Preisstürze vermieden werden 

können. Ist das letztere nicht der Fall, so werden wir im nicht vertrusteten Sektor der Produktion 

Krisenerscheinungen des alten Typus, und infolgedessen dann auch Disproportionalitätserscheinun-

gen haben. Aber selbst völlige Vertrustung vorausgesetzt, werden wir richtige Krisen, d. h. allge-

meine Betriebs- und Absatzeinschränkungen, Massenarbeitslosigkeit, Lohndruck usw. haben – wenn 

auch bei gleichbleibendem Preisniveau und gleichmäßiger Verteilung der Betriebseinschränkung auf 

alle Betriebe (bzw. planmäßiger Bestimmung der stillzulegenden Betriebe durch den Trust). 

Nach dem Gesagten wird es aber auch klar, warum seit dem Ende des ersten imperialistischen Krieges 

wir kaum mehr jene internationale Paralleli-[375]tät der Krisen feststellen können, die wir in der 

Vorkriegszeit sahen: Ob ein Trust Produktion und Absatz einschränken muß, hängt wesentlich von 

den äußeren Erfolgen seines Imperialismus über die Konkurrenz ab; des einen Glück ist des andern 

Schaden; das Entwicklungstempo der Produktivkräfte in den verschiedenen Ländern ist verschieden, 

und so wird der jeweils nach außen vordringende Imperialismus auch bei sich „zu Hause“ Konjunk-

tur, der jeweils zurückgedrängte Depression haben. Bei einem gewissen Kräftegleichgewicht werden, 

da im internationalen Maßstabe der Widerspruch zwischen wachsenden Produktivkräften und Ver-

wertungsbedingungen sich naturgemäß verschärft, a l l e  Imperialismen Depression haben, d. h. die 

notwendige Stilllegung von Produktivkräften wird im internationalen Maßstabe mehr minder gleich-

mäßig verteilt werden müssen, wir haben dann – auch abgesehen von den unmittelbaren Folgen der 

technischen Rationalisierung – in allen, auch den imperialistisch führenden Ländern, eine (wegen der 

Regelung des Absatzes durch die Trusts) wachsende Arbeitslosenarmee, und der Wechsel von Kon-

junktur und Depression besteht eigentlich nur in Tempounterschieden dieses Wachstums in den ver-

schiedenen Ländern, d. h. in internationalen Ungleichmäßigkeiten der Konjunktur, der typischen 

Nachkriegserscheinung. Auch jetzt sind internationale Krisenerscheinungen möglich – aber weniger 

auf dem Wege der Rückwirkung der Marktverengerung in einem Lande auf alle seine Lieferanten als 

auf dem der internationalen Kreditbeziehungen – und auf dem Umwege über die Peripherie. Dadurch 

gewinnen die internationalen Krisenzusammenhänge einen ausgesprochen polaren Charakter – wie 

die internationalen Abhängigkeiten des Finanzkapitals: eine Krise in Deutschland wirkt auf die ame-

rikanische Konjunktur nur durch stärkeren Schleuderexport Deutschlands auf den umstrittenen Märk-

ten – eine amerikanische Krise wirkt aber auf die deutsche (und ebenso die französische, englische 

usw.) Konjunktur nicht nur durch stärkere Konkurrenz, sondern auch durch unmittelbares Ein-

schrumpfen des deutschen, vom amerikanischen abhängigen Kapitalmarkts und damit Verminderung 

der Möglichkeit, durch Entwicklung der deutschen Produktivkräfte mit der amerikanischen Konkur-

renz Schritt zu halten. Wir verstehen unter diesen Umständen, warum eine Verfolgung des bis 1914 

so regelmäßigen Krisenzyklus seit dem Kriege zur Unmöglichkeit wird. 

Endlich haben wir – auch höchste imperialistische Monopolbildung vorausgesetzt – noch an der Pe-

ripherie des kapitalistischen Systems, in den sich industrialisierenden und naturgemäß noch nicht 

vertrusteten Agrar- und Kolonialländern, auch weiterhin Krisen des alten Typus, mit allen seinen 

Erscheinungsformen (es ist charakteristisch, daß der relativ schwache japanische Imperialismus trotz 

ausgesprochener Vertrustungserscheinungen bei seinen Wirtschaftskrisen noch die typischen Er-

scheinungen des Vorkriegskapitalismus – Bankbrüche, Massenkonkurse usw. – aufweist). Verschärft 
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werden die Krisen der kapitalistischen Peripherie durch den chronischen Druck, der auf den Welt-

markt strebenden Überproduktion der großen Imperialismen – und da dieser Druck, wie die ganze 

imperialistische Entwicklung, ein ungleichmäßiger ist und jedenfalls keinen regulären Zyklus auf-

weist, ist die Ausbildung eines normalen Krisenzyklus – etwa in China – sehr unwahrscheinlich; wir 

haben auch in der kapitalistischen Peripherie mit sich immer wiederholenden, aber nicht an einen 

genauen Zyklus gebundenen Krisen (natürlich mit gewissen Rückwirkungen auf die imperialistischen 

Hauptländer) zu rechnen. 

III. 

Wir wirkt sich die Änderung im Krisencharakter politisch aus? Der Marxismus hat die periodischen 

Krisen seiner Zeit als die unmittelbaren Hebel der Revolution betrachtet: je schärfer und häufiger die 

Krisen, desto tiefer griff das Klassenbewußtsein der Massen, desto schärfer wurden die Klassenge-

gensätze – und einst, das war wohl die allgemeine Vorstellung, würden in einer großen Krisenperiode 

die Massen auf die Barrikaden treten und den [376] Sozialismus erkämpfen – so wie sie, in unmittel-

barster Parallelität zum Krisenzyklus (man denke an die englische Parlamentsreform und an das Jahr 

1848) die bürgerliche Revolution erkämpft hatten. Schon vor dem Kriege war man auch in den revo-

lutionären Kreisen der internationalen Sozialdemokratie in dieser Frage kritischer; die periodischen 

Krisen wirkten sich im allgemeinen in einem stärkeren Anwachsen der sozialdemokratischen Stim-

men-zahlen, aber kaum in einer Zuspitzung der revolutionären Kampfkraft aus; der größte Auf-

schwung der revolutionären Massenstimmung in Deutschland zwischen Sozialistengesetz und Welt-

krieg erfolgte im unmittelbaren Anschluß an die russische Revolution (die auf den verlorenen Krieg 

mit Japan folgte), in einer Zeit ausgesprochenster Hochkonjunktur. Im Rahmen eines aufsteigenden 

Imperialismus konnten auch schmerzhafte Regulierungserscheinungen keine akut revolutionären Si-

tuationen schaffen – besonders dann nicht, wenn sie von den breiten Massen selbst auf Grund langer 

Erfahrung als vorübergehende Erscheinungen empfunden werden, die früher oder später einer neuen 

Konjunktur Platz machen müssen. Solange die Aufteilung der Erde noch nicht vollendet, die Mög-

lichkeit einer dem Entwicklungstempo der Produktivkräfte entsprechenden Expansion für alle großen 

Imperialismen gegeben war; solange die massenverelendende Tendenz des Kapitalismus sich in ers-

ter Linie auf die proletarisierten Massen bisher nichtkapitalistischer Gebiete auswirkte, die Arbeiter-

schaft der kapitalistischen Hauptländer dagegen – auf Kosten der kolonialen Proletarier – ihren Re-

allohn, absolut betrachtet, erhöhen konnte, so lange war auch eine aktiv revolutionäre Einstellung der 

Massen dieser Arbeiterschaft unmöglich. Bloß relative Verelendung, d. h. langsameres Wachsen der 

eigenen Lebenshaltung als der der Kapitalisten, kann die Einsicht von dem Vorhandensein der Klas-

sengegensätze verbreitern, und zeitweise (und als zeitweise empfundene) Rückschläge in dieser Ent-

wicklung können die Verbreitung dieser Einsicht beschleunigen – aber nicht mehr. 

Es fragt sich, ob heute, in einer Periode, wo auch in allen imperialistischen Ländern eine absolute 

Verelendung der Arbeitermassen festzustellen ist, d. h. wo der reale Arbeitslohn (unter Berücksich-

tigung des vom Einzelarbeiter gelieferten Quantums Arbeitskraft, der Dauer seiner Arbeitsfähigkeit 

usw.) s i nk t, die politische Bedeutung der Krisen anders einzuschätzen ist. Zweifellos gilt das in 

dem  Sinne, daß das durch die Krisen geförderte Klassenbewußtsein ein anderes ist als vor dem 

Kriege. Der verwirrende Schein der Konjunkturperiode, wo der dauernd wachsenden Ausbeutung der 

Arbeitskraft eine, wenn auch langsamere, Steigerung der Reallöhne (natürlich nur der im Betriebe 

stehenden Arbeiterschaft, die sich heute nirgends und niemals mit dem Gesamtproletariat deckt) ge-

genübersteht, fällt in Depressionszeiten weg, und es zeigen sich die Tatsachen, nämlich die chroni-

sche Verelendung, die nicht mehr als momentane Erscheinung empfunden wird. Heute stärken wirt-

schaftliche Depressionsperioden nicht den Reformismus, sondern die prinzipiell bejahende Einstel-

lung breiter Arbeitermassen zur Revolution. 

Trotzdem können wir auch heute nicht zu einer ähnlichen Einschätzung der ökonomischen Krisen 

zurückkehren, wie sie Marx und Engels hatten. Eine siegreiche revolutionäre Erhebung setzt nicht 

nur tiefgreifende Erbitterung im Proletariat und bei breiten Mittelschichten voraus, sondern auch eine 

weitgehende Zersetzung innerhalb der Bourgeoisie und ihres Herrschaftsapparats. Die ersten großen 

kapitalistischen Krisen (die denn auch regelmäßig der von den breiten Massen durchgeführten 
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bürgerlichen Revolution einen gewaltigen Anstoß gaben) erfüllten beide Voraussetzungen: die erste 

durch Massenarbeitslosigkeit, Lohndruck, Verelendung des Kleinbürgertums, die zweite durch die 

tiefen Risse, die infolge der Bankrotte, der Bank- und Kreditkrisen, der völligen Stillegung der meis-

ten kapitalistischen Betriebe selbst innerhalb der herrschenden Klassen entstanden. Wie wir sahen, 

wird die erste dieser Funktionen auch im Zeitalter des voll entwickelten Imperialismus von den Kri-

sen ausgefüllt (verschärft durch die größere wirtschaftliche Macht der großen Konzerne, verglichen 

mit dem Einzelunternehmer, auch gegenüber der Arbeiterschaft). Für den Arbeiter, der aufs Pflaster 

fliegt, be-[377]deutet es das gleiche Elend, ob ein Teil der Betriebe ganz oder alle teilweise stillgelegt 

werden (obzwar der letztere, heute normalere Fall sich innerhalb der Betriebe in größerer Passivität 

und Angst der Zurückgebliebenen gegenüber dem Ausbeuter auswirkt) und ob die Preise des bisher 

von ihm erzeugten Produkts fallen oder nicht, während anderseits wieder der heute normale Hoch-

stand der Lebensmittelpreise auch während der Krise natürlich deren Druck auf die Arbeiter und 

damit deren revolutionäre Stimmung steigert. Aber vom Standpunkte der Bourgeoisie aus bedeutet 

der heutige Krisentypus geringere Zersetzung ihrer Reihen und ihres Herrschaftsapparats, als etwa 

eine Folge von Bankbrüchen und Kreditkatastrophen. Sie akkumuliert eben langsamer als in der Kon-

junktur und hat mit der Auslandskonkurrenz schwerer zu kämpfen, kann dafür den Löhnen einen 

guten Stoß nach unten geben. 

Aber wir können eben heute die Krisenerscheinungen überhaupt nicht mehr als einseitig ökonomische 

betrachten. Wir sahen früher, daß unter der Voraussetzung eines voll entwickelten Imperialismus, 

allgemeiner Vorherrschaft des Monopolkapitals jene Kräfte, die sich im Zeitalter der „freien Konkur-

renz in den Krisen entluden, zur imperialistischen Expansion, zur Forcierung des Waren- und Kapi-

talexports drängen: die eigentliche Wirtschaftsdepression ist sogar eine Art Sekundärerscheinung als 

Resultat der völligen oder teilweisen Mißerfolge jener Expansion. Aber diese Expansion selbst drängt 

in eine Kette imperialistischer Konflikte hinein, mit dem Ergebnis der Reproduktion der Gegensätze 

auf höherer Stufe – bis zur kriegerischen Austragung. Und die aus den besprochenen Gründen ver-

stärkte Krisenentwicklung in den sich industrialisierenden Kolonialländern gibt deren nationaler Frei-

heitsbewegung periodische Anstöße, stellt in immer häufigerer Wiederholung die Frage der nationa-

len Unabhängigkeit und des Schutzes vor der Konkurrenz der großen Imperialismen auf die Tages-

ordnung. Die Unstimmigkeiten, die auf diesem Wege innerhalb der Bourgeoisie der Kolonialländer 

entstehen, schaffen Voraussetzungen für erfolgreiche nationalrevolutionäre Freiheitskämpfe der brei-

ten Volksmassen, die wieder die Gegensätze zwischen den imperialistischen Mächten und zwischen 

diesen und der Sowjetunion verschärfen. Die Kräfte, die sich früher in Stillegung von Produktivkräf-

ten entluden, treiben heute immer wieder zu imperialistischen und nationalrevolutionären Kriegen 

(und kriegsähnlichen Aktionen vom Typus der Ruhrbesetzung oder anderseits des Ausländerboykotts 

in China). Eine derartig regelmäßige Periodizität wie bei den Krisen der Vorkriegszeit ist bei allen 

diesen Konflikten wegen der besprochenen Ungleichmäßigkeit der Entwicklung natürlich nicht fest-

zustellen (selbst dann nicht, wenn wir über eine längere Beobachtungsperiode verfügten, als es der 

Fall ist), wohl aber können wir auf Grund der Kenntnis der zu diesen Zusammenstößen treibenden 

Gesetze sagen, daß sie sich immer wieder und, im großen gesehen, in immer kürzeren Abständen 

voneinander wiederholen müssen. In diesen kriegerischen und kriegsartigen Zusammenstößen, ja 

schon bei deren Vorbereitung wie auch anderseits in ihren wirtschaftlichen Nachwirkungen zersetzt 

sich der Herrschaftsapparat der Bourgeoisie tiefer und gründlicher, als es bei irgendeiner Wirtschafts-

krise denkbar gewesen wäre, und diese Zersetzung schafft den Boden, auf dem die in ihrer wirtschaft-

lichen Lage immer weiter verelendeten Massen den bürgerlichen Staat und in weiterer Folge das 

Kapital samt seinen Widersprüchen beseitigen können. [378] 

LITERATUR 

Von Marx durch Darwin zur Bourgeoisie 

Karl Kautsky: „Die materialistische Geschichtsauffassung“ ‚1. Bd.: „Natur und Gesellschaft, 868 S., 

II. Bd.: „Der Staat und die Entwicklung der Gesellschaft (1927. Verlag: I. H. W. Dietz Nachflg.). 

Die sozialdemokratischen Zeitungen und Zeitschriften begrüßen dieses Buch nicht nur als das Le-

benswerk Karl Kautskys, sondern als d i e  Darstellung der materialistischen Geschichtsauffassung, 
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die bis jetzt gefehlt hat. In den Besprechungen, die in der „Leipziger Volkszeitung ‚ in der „Gesell-

schaft“, im „Klassenkampf“ usw. erschienen sind, finden wir nur Worte der Anerkennung und Zu-

stimmung, Rechte und linke Sozialdemokraten erblicken in der Kautskyschen Darstellung die bedeu-

tendste Erscheinung der neueren sozialistischen Literatur. 

Der revolutionäre Marxismus hat an einer gründlichen Auseinandersetzung mit dem Kautskyschen 

Werk kein geringes Interesse. Das Buch selbst und die Aufnahme, die ihm bereitet wird, sind glei-

cherweise charakteristisch für die Entartung der Sozialdemokratie, für den endgültigen Sieg des Re-

visionismus über den Marxismus innerhalb der sozialdemokratischen Ideologie. 

Es kann sich im folgenden nicht darum handeln, eine ausführliche Darstellung der Gedankengänge 

Kautskys zu geben. Wenn wir aber die Eigenart dieses Werkes erfassen wollen, so genügt es auch 

nicht, die Abschnitte und die Stellen zu behandeln, in denen Kautsky die marxistische Lehre von der 

proletarischen Diktatur bekämpft. Es kommt uns vielmehr darauf an, das Kautskysche Werk als Gan-

zes, seine soziale Bedeutung, seine geschichtliche Stellung und spezielle Rolle innerhalb der Gedan-

kenwelt des Reformismus aufzuzeigen. 

Das Buch ist kein einheitliches geistiges Produkt. Es ist ein sonderbares Gemisch von vormarxisti-

schen Gesichtspunkten, die in das 18. Jahrhundert zurückführen, von breiten Auszügen aus der po-

pulären naturwissenschaftlichen Literatur des 19. Jahrhunderts und von politisch-ökonomischen Aus-

führungen, in denen der Marxismus liquidiert und an seine Stelle die konterrevolutionäre Ideologie 

der heutigen Sozialdemokratie gesetzt wird. 

Was verbindet dieses Sammelsurium zu einer Einheit? Dies gilt es zu untersuchen. 

Philosophisches 

Kautsky beginnt seine Darstellung des Marxismus mit der Behandlung der philosophischen Prob-

leme. Er hält sich selbst für einen materialistischen Denker, in Wirklichkeit ist er aber ein dilettanti-

scher Eklektiker. Während für Marx und Engels der dialektische Materialismus die Grundlage für 

den historischen Materialismus bedeutet, erklärt Kautsky: 

„Insofern kann man wohl sagen, daß die materialistische Geschichtsauffassung nicht an eine materialistische 

Philosophie gebunden ist. Sie ist vereinbar mit jeder Weltanschauung, die sich der Methode des dialektischen 

Materialismus bedient o d e r  w e n i g s t e n s  m i t  i h r  n i c h t  i n  u n v e r e i n b a r e m  W i d e r s p r u c h  s t e h t.“ 

(Bd. I, S. 28.) 

Es ist natürlich kein Zufall, daß der Austromarxist Alfred Braunthal diese Auffassung Kautskys mit 

besonderer Genugtuung begrüßt. Eine solche Auffassung sei geeignet, den historischen Materialis-

mus vom „Ballast der materialistischen Philosophie zu befreien“. („Die Gesellschaft“, Nr. 3, 1928.) 

Hinter dem Eklektizismus verbirgt sich der Skeptizismus. Die philosophischen Äußerungen Kautskys 

sind von großer Bedeutung, weil sie den Schlüssel zum Verständnis der gesamten geistigen Haltung 

der Sozialdemokratie bieten. So formuliert Kautsky in charakteristischer Weise: 

„... Das wäre die Erreichung absoluter Wahrheit. An die Erreichung dieses Zieles ist nicht zu denken. Ja, man 

kann nicht einmal sagen, daß wir ihm durch den wissenschaftlichen Fortschritt näher kommen, denn in der 

Unendlichkeit gibt es keine Annäherung an ein Ende.“ (Bd. I, S. 27.) 

Man vergleiche diesen Agnostizismus Kautskys mit dem Standpunkt Lenins, der in der unendlichen 

Annäherung an die Wahrheit gerade die Gewähr dafür erblickt, daß die Erkenntnis nicht nur Relati-

ves, sondern Absolutes zu erfassen vermag. Zwei Weltanschauungen stehen einander gegenüber und 

damit im Zusammenhang zwei Wege der politischen Praxis. 

Aber Kautsky geht weiter. Ebenso wie er den historischen Materialismus vom Ballast der materialis-

tischen Philosophie „befreit“ hat, ebenso „befreit“ er auch die Sozialdemokratie von der Notwendig-

keit der Anerkennung des historischen Materialismus. Kautsky erklärt im Vorwort, daß die Sozialde-

mokratische Partei die Anerkennung der materialistischen Geschichtsauffassung nicht als Vorbedin-

gung zur Parteizugehörigkeit stellen darf. Die Partei muß jedem offen stehen, der den Kampf gegen 

die Unterdrückung und Ausbeutung mitkämpfen will, „ob er theoretisch dieses Wollen materialistisch, 
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kantianisch, christlich oder sonstwie begründen will“. (Vorwort Bd. I, S. XV.) Die materialistische 

Geschichtsauffassung hat nach Kautsky immerhin den Vorzug, in diesem Kampf die „fruchtbarste, 

erfolgreichste Methode“ zu bieten. 

Mit dem von Marx und Engels begründeten wi s senscha f t l i chen  Sozialismus hat diese Auffas-

sung natürlich nichts mehr zu tun. [379] Die Prinzipienlosigkeit der Sozialdemokratie erhält bei Kaut-

sky ihre theoretische Weihe. Das Wörtchen „oder sonstwie“ ist ja gleichbedeutend damit, daß jede 

bürgerliche Theorie, jede reaktionäre Ideologie mit der Zugehörigkeit zur Sozialdemokratie vereinbar 

ist. Der Befreiungskampf des Proletariats verwandelt sich aber in eine leere Phrase, wenn nicht zur 

Bedingung dieses Kampfes gestellt wird, daß er auf dem Boden des proletarischen Klassenbewußt-

seins, d. h. des Marxismus, geführt werden soll. 

Kautsky erklärt selbst, daß er in seinem Werk nicht die Darstellung der Lehren von Marx und Engels 

zu bieten beabsichtigt: 

„Was ich im folgenden gebe, das ist eine Begründung meiner e i g e n e n  Geschichtsauffassung, die ebenso den 

Leitfaden wie in der vorliegenden Form das Ergebnis meiner Lebensarbeit im Dienste des Marxismus eier-

stellt. (Bd. I, S. 17.) 

Worin besteht aber Kautskys eigene Geschichtsauffassung? Kautsky kam von Darwin zu Marx. Die 

sozialdemokratische Kritik behauptet, daß Kautsky eine Syn the se  von Marx und Darwin gegeben 

habe. (Siehe O. Jenssen: Biologie und Politik, „Klassenkampf“ Nr. 7, 1928.) In Wirklichkeit liefern 

die 2000 Seiten Kautskys den Beweis dafür, daß er von Marx zu Darwin zurückgegangen ist. Oder 

noch genauer gesagt, daß er nicht bei Darwin, sondern einem soziologischen Darwinismus gelandet 

ist. In seinem Werk nehmen die Ausführungen über die Schimpansen einen viel größeren Raum ein 

als die spezifischen Kategorien des Kapitalismus. Mit einer kindischen Freude stellt Kautsky immer 

wieder fest, wie klug die Affen sind; kein Buch wird in diesem Werk Kautskys so häufig zitiert wie 

die a f f enpsycho l og i s che  Untersuchung Walter Köhlers. Der Grundgedanke, von dem Kautsky 

ausgeht, ist freilich verständlich: Es kommt ihm darauf an, die Einheitlichkeit von Natur und Gesell-

schaft festzustellen. Aber Kautsky will diese Einheitlichkeit sichern, indem er die Unterschiede nicht 

auseinanderhält. Er glaubt, die Hauptaufgabe wäre noch immer, den kirchlich-übernatürlichen Aber-

glauben zu bekämpfen und zu beweisen, daß der Mensch ein her sei und die menschliche Gesellschaft 

nicht übernatürlicher Herkunft sei. Kautsky läßt dabei die wertvollsten Errungenschaften des Marxis-

mus fallen, verwischt die Unterschiede zwischen menschlicher und tierischer Gesellschaft, mensch-

lichem und tierischem Bewußtsein, spricht wörtlich davon, daß die Tiere „denken“ und landet bei der 

platten, volkstümlich darwinistischen Weisheit, die ungefähr darin besteht, daß der Mensch ein hö-

herer Affe ist. Hunderte von Seiten werden mit Schilderungen aus Brehms Tierleben und allerhand 

kuriosen Beobachtungen aus dem Leben der primitiven Völker aufgefüllt. Von einem wirklich wis-

senschaftlichen Niveau ist aber keine Rede. Dies soll ausdrücklich festgestellt werden, damit die Ar-

beiterleser, die Kautskys Werk durcharbeiten wollen, nicht etwa glauben, daß sie wenigstens auf die-

sem Gebiet die Ergebnisse der modernen Wissenschaft von Kautsky übermittelt erhalten. Mit seinen 

biologischen, psychologischen und ethnographischen Kenntnissen bleibt Kautsky meistens dreißig, 

vierzig Jahre hinter der Zeit zurück. Der unbefangene Freidenker wird zu einem moralisierenden 

deutschen Oberlehrer, wenn er etwa auf dem Gebiete der Sexualpsychologie auf neue, ihm unge-

wohnte Auffassungen stößt. So findet er die Lehren Freuds besonders anstößig. Er zitiert Freuds Aus-

führungen, wonach die Kinder die Genitalien der von ihnen geliebten Personen zu sehen und bei ihren 

Exkretionsverrichtungen anwesend zu sein wünschen und fügt entrüstet hinzu: „Wer von uns war 

wohl je als Kind neugierig, die Genitalien der Eltern zu sehen und die Eltern auf dem Abort zu be-

lauschen? Es müssen saubere Exemplare sein, an denen Freud seine Studien macht.“ (Bd. I, S. 219.) 

Und weiter heißt es: „Wenn man Freud liest, könnte man glauben, der ganze Mensch sei nur ein 

Anhängsel seiner Geschlechtsteile.“ Man kann vom marxistischen Standpunkte aus Freud und vor 

allem alle soziologischen Anwendungen der Freudschen Lehren schärfstens kritisieren, Kautskys 

Standpunkt ist aber von demjenigen des gewöhnlichen Muckertums gar nicht verschieden. 

Seine Weisheit besteht in solchen Feststellungen, wie daß die Pflanzenfresser im allgemeinen fried-

lich und gütig, die Fleischfresser dagegen blutrünstig sind. Gelegentlich besinnt sich Kautsky auf die 
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Wahrheit, daß es nicht angeht, aus Beobachtung von Hühnern und Rindern Schlüsse auf die mensch-

liche Gesellschaft zu ziehen. (Bd. I, S. 267.) Aber warum dann Hunderte von Seiten über Schimpan-

sen, Biber, Ameisen, Büffel und den ganzen zoologischen Garten in einem Werk über die materialis-

tische Geschichtsauffassung? Sollte dies nur die Schwatzhaftigkeit des greisen Verfassers zur Ursa-

che haben? Wir werden die tieferen po l i t i s chen  Gründe kennen lernen, die diesen Rückschritt vom 

Marxismus zu volkstümlich darwinistischen Auffassungen erklären. Hier sei nur noch festgestellt, 

daß Kautsky außer Walter Köhlers affenpsychologischen Untersuchungen die moderne Tierpsycho-

logie und -physiologie überhaupt nicht kennt. Von den großen epochemachenden Ergebnissen der 

russischen Forscher Pawl ow, Bech t e r ew  ist bei Kautsky kein Wort zu finden, während doch ge-

rade diese Forschungen auf dem Gebiete der Reflexologie und der Wahrnehmungsreaktionen geeig-

net sind, in die unerforschten Probleme der Tierpsychologie hineinzuleuchten und eine materialisti-

sche Auffassung des tierischen Bewußtseinslebens zu begründen. Man kann also nicht einmal von 

einem besonderen Fleiß bei der Zusammentragung des Materials reden. Es gehört nicht viel dazu, aus 

einem Dutzend von Büchern Hunderte von Zitaten zusammenzutragen. Wenn die sozialdemokrati-

sche Kritik den ersten Band als eine Synthese von Marx und Darwin ansieht, kennzeichnet sie damit 

nur ihre eigene Kritiklosigkeit nicht nur gegenüber [380] dem Marxismus, sondern auch gegenüber 

dem Darwinismus bzw. gegenüber der modernen Naturwissenschaft. 

Vom Schimpansen zum Schrebergarten 

Nehmen wir Abschied von den Schimpansen, Gorillas und Paviane, vom Affenmenschen, von den-

kenden Tieren und blutrünstigen Urmenschen. Die Darstellung der menschlichen Urgesellschaft kön-

nen wir im Rahmen dieser Besprechung unberücksichtigt lassen. Sie unterscheidet sich von der vor-

hergehenden Entwicklung bei Kautsky nur dadurch, daß an Stelle von Darwin, Brehms bierleben und 

Walter Köhler die bekannten Werke von Engels, Morgan und Cunow treten. Die neuesten ethnogra-

phischen und urgesellschaftlichen Forschungen werden nur sehr unvollständig berücksichtigt. 

Der II. Band behandelt die Entwicklung des Staates und der Klassengesellschaft. Es gibt Sätze, die 

oft den Geist eines ganzen Werkes, ja den Geist einer ganzen politischen Richtung, eine ganze Ideo-

logie in gedrängter Form zum Ausdruck bringen. Eine solche Stelle ist auch die folgende, die anläß-

lich der Frage der Arbeitsteilung die Weltanschauung des heutigen Reformismus mit glücklicher Prä-

zision zum Ausdruck bringt: 

„Wieviel frischer und freudiger wären die Arbeiter in der Fabrik oder im Bergwerk, wenn sie dort nur vier 

Stunden zu arbeiten hätten und jeder von ihnen die anderen vier Stunden hindurch, die er der Gesellschaft 

schuldet, je nach seinen Neigungen und Fähigkeiten in einer ganz anderen Beschäftigung tätig wäre, etwa in 

der Landwirtschaft, als Bauarbeiter, als Chauffeur oder in einer Kunst oder einer Wissenschaft? 

A n s ä t z e  d a z u  s i n d  g e m a c h t. V i e l e  A r b e i t e r  s i n d  z. B. n a c h  A b s o l v i e r u n g  i h r e r  L o h n a r -

b e i t  i n  S c h r e b e r g ä r t e n  t ä t i g.“ 

Der Schrebergarten als Erfüllung der marxistischen Forderung der wechselnden Arbeit – dieser herr-

liche Einfall Kautskys charakterisiert das demokratisch-kleinbürgerliche Weltbild der heutigen Sozi-

aldemokratie besser als Dutzende von langen Aufsätzen. Der Wert einer solchen Äußerung wird nicht 

im mindesten abgeschwächt, wenn Kautsky bemängelt, daß die Zeit im Schrebergarten nicht in die 

Arbeitszeit eingerechnet wird. Nicht auf die Zeit, auf den Schrebergarten kommt es an! 

Zur Sache selbst. Die Darstellung der Staatsauffassung von Marx ist eine freche und plumpe Verfäl-

schung der wirklichen Ansichten von Marx und Engels über den Staat. Nach Kautsky fiel es Marx 

und Engels gar nicht ein, die Aufhebung des Staates als Ziel und die Diktatur des Proletariats als Weg 

aufzuzeigen. Was ihnen vorschwebte, was sie unter diesen Ausdrücken verstanden haben, war die 

Schaffung der demokratischen Republik. 

Freilich kann keine noch so freche Entstellung der Lehren von Marx und Engels diese soweit umfäl-

schen, daß aus den Werken von Marx und Engels die heutige staatsbejahende Theorie der Sozialde-

mokratie, die Bejahung des bürgerlich-demokratischen Staates herausgelesen werden kann. Kautskys 

Ziel ist aber, der politischen Praxis der staatsbejahenden Sozialdemokratie eine theoretische Grundlage 

zu geben. Zu diesem Zwecke genügt es nicht, bestimmte Äußerungen von Marx und Engels zu 
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verschweigen, andere aus dem Gesamtzusammenhang herausgerissen oder auch mit gefälschtem 

Wortlaut wiederzugeben. Kurz, es genügt nicht, mit jenen Methoden weiterzuarbeiten, die Kautsky 

in seinen früheren Werken angewendet hat. Der mehr oder minder versteckte Opportunismus Kaut-

skys schlägt in offenen Revisionismus um. Der Grundgedanke ist: Alles, was Marx und Engels über 

den Staat gesagt haben, galt für den dam a l i gen  Staat. Heute gilt die Charakteristik des Staates, die 

Marx und Engels gegeben haben, nicht mehr. Kautsky macht sich die Liquidierung der Staatstheorie 

des Marxismus erstaunlich leicht: „Über die Gestaltung des Klassenkampfs unter den Bedingungen 

einer vollkommen ausgebildeten Demokratie können wir uns bei Marx keine Belehrung holen.“ (Bd. 

II, S. 412.) Wir haben aber in einer Reihe von Ländern heute eine hochentwickelte Demokratie, folg-

lich kann uns Marx bei der Führung des Klassenkampfs in diesen Ländern keinen Weg weisen. 

Die breite Entwicklungsgeschichte des Staates, die Kautsky im II. Bande gibt, steht im Dienste dieses 

Grundgedankens. Sie wird durch leichte, flüssige, allgemeinverständliche Darstellung gekennzeich-

net, erhebt sich aber nicht über das Niveau einer Kompilation. In der Darstellung der geschichtlichen 

Entwicklung kann man bei Kautsky drei Stufen unterscheiden. Auf der ersten Stufe kann man von 

einer gewissen Sachlichkeit reden, so namentlich, wenn es sich um die Vorgänge der antiken Ge-

schichte handelt. Auf der zweiten Stufe bewegt sich die Darstellung, wenn Vorgänge aus der Zeit des 

Kapitalismus den Stoff bilden, wo ein bestimmtes sachliches Interesse für die historisch-materialisti-

sche Erfassung der Zusammenhänge dem Zweck, die Politik der Sozialdemokratie zu begründen ge-

genübersteht. Die dritte Stufe wird durch wilde, gehässige, wütende Beschimpfungen der russischen 

proletarischen Revolution, durch unerhört verlogene Behauptungen gekennzeichnet. Ein Beispiel da-

für unter vielen anderen: 

„Wenn Lenin 1917 die Parole herausgeben konnte, r a u b t  d a s  G e r a u b t e, u n d  s i e  b e f o l g t  w u r d e, so 

bezeugt das, wie sehr die Städte Rußlands voll orientalischen Wesens sind.“ 

Eine Revision des Marxismus kann natürlich nicht auf halbem Wege stehen bleiben. Schließlich la-

boriert Kautsky an den Marx-Engelsschen Sätzen über den Staat solange, bis er zum Ergebnis kommt, 

daß man von einem Absterben des Staates überhaupt nicht reden sollte, vielmehr aber vom „Funkti-

onswechsel des Staates“. Damit aber jede Möglichkeit einer revolutionären Deutung dieser der mo-

dernen bürgerlichen Soziologie entnommenen Ausdrucksweise ausgeschlossen werde, beeilt sich 

Kautsky zu erklären, daß der Funktionswechsel eigentlich nur ein harmloser Natur-[381]vorgang ist, 

und daß er eigentlich schon bei der Umwandlung der Raupe zum Schmetterling zutage tritt. 

Mit dem demokratischen Staat beginnt für Kautsky eine neue Epoche der Weltgeschichte. Die Epoche 

des demokratischen Aufstiegs, der geradlinigen Entwicklung zum Sozialismus Kautskyscher Prä-

gung, die Epoche des Schrebergartens. 

In den Fußtapfen der bürgerlichen Wissenschaft:  

Eine neue Widerlegung der marxistischen Ökonomie 

Zu den wichtigsten Abschnitten des ganzen II. Bandes gehören die Kapitel, in denen sich Kautsky 

mit dem heutigen Zustand des Kapitalismus befaßt. Hier werden die ökonomischen Lehren des Mar-

xismus mit einer Offenheit preisgegeben, die selbst in der reformistischen Literatur selten zu finden 

ist. Kautsky geht vom Weltkriege aus und stellt fest, daß der Kapitalismus „die Feuerprobe des Krie-

ges überstanden hat“, er steht heute, „ökonomisch betrachtet, gefestigten da als nur je“. Und weiter: 

„Er (der Kapitalismus) hat seine Lebensfähigkeit und Anpassungsfähigkeit an die mannigfachsten, selbst ver-

zweifeltsten Situationen in der Praxis aufs eindringlichste bezeugt, u n d  e s  g i b t  k e i n e  A r g u m e n t e  d e r  

ö k o n o m i s c h e n  T h e o r i e, d i e  s e i n e  L e b e n s k r a f t  i n  F r a g e  s t e l l e n  k ö n n t e n.“ Bd. II, S. 559.) 

Dieser Gedanke erscheint Kautsky so wichtig, daß er ihn in allen möglichen Variationen wiederholt. 

Dabei schiebt er den Kommunisten den Gedanken unter, daß sie auf einen mechanischen Zusammen-

bruch des Kapitalismus warten. 

Wie bringt es nun Kautsky fertig, statt die ewige Unerschütterlichkeit des Kapitalismus zu prokla-

mieren, noch vom kommenden Sieg des Sozialismus weiterzureden? Auch hier finden wir eine er-

staunlich einfache Erklärung: 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 346 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

„D i e  K a p i t a l i s t e n  w e r d e n  i m m e r  s t ä r k e r  i n  d e r  Ö k o n o m i e, d i e  P r o l e t a r i e r  i n  d e r  P o l i -

t i k.“ (Bd. II, S. 578.) 

Erstaunlich ist die Fähigkeit Kautskys, die Grundsätze des historischen Materialismus, zu denen er 

sich ein halbes Jahrhundert hindurch bekannt hat, in ihr Gegenteil umzuwandeln. Wenn die Kapita-

listen in der Ökonomie immer stärker werden, die Proletarier aber in der Politik, so kann daraus nur 

eins folgen: die Entwicklung des politischen Überbaues hat mit der Entwicklung des ökonomischen 

Unterhaues nichts zu tun. 

Die marxistischen Ausdr ücke  werden, um die Verwirrung zu steigern, stets beibehalten. Aber wel-

chen Sinn behalten noch diese Ausdrücke bei Kautsky? Man müßte geradezu ein Wörterbuch zusam-

menstellen, um die Verfälschung, die Entstellung der ganzen marxistischen Terminologie Schritt für 

Schritt nachzuweisen. 

So spricht Kautsky unter anderem auch vom Weiterbestehen, ja von der Verschärfung der K l a s sen -

gegensä t z e, aber haben bei ihm keinen anderen Sinn, als daß das Proletariat sich zur „Demokratie“ 

und zur „Humanität“ entwickelt. 

Es gelingt dem Proletariat bei seinem Vorwärtsschreiten, „nach und nach auch den bürgerlichen Klas-

sen mildere Sitten oder wenigstens bessere Manieren im Verkehr mit den Arbeitern beizubringen“. 

(Bd. II, S. 566.) 

Eine Mischung von sträflichen Unwissenheit und von konterrevolutionärer liquidatonischer Aufhe-

bung des Klassenkampfs: das ist das Wesen der Kautskyschen Analyse der Klassen-beziehungen. 

Nehmen wir als Beispiel seine Darstellung des Fa sch i sm us. Der Faschismus war in Italien mög-

lich, sei aber in Deutschland nicht zu befürchten. Warum nicht? In Deutschland müßten sie, die Fa-

schisten, mindestens eine Million stark sein. „In einem industriellen Lande ist eine solche Zahl von 

Lumpen in den besten Jahren für kapitalistische Zwecke nicht aufzutreiben.“ (Bd. II, S. 478.) Schließ-

lich erwartet Kautsky das Ende des Faschismus in Italien nicht von der revolutionären Aktion des 

Proletariats, sondern vom Kapitalismus selbst. Er hat bei der ganzen Erklärung nur vergessen, uns 

begreiflich zu machen, warum die italienischen reformistischen Führer d’Arragona und andere diesen 

„bewaffneten Banditismus“ als das fortschrittlichste und beste Staatensystem der Gegenwart ange-

priesen haben. – – 

Auf dieser Grundlage schreitet Kautsky zur entscheidenden Liquidierung der Reste seiner marxisti-

schen Überzeugung. Je mehr der Kapitalismus wirtschaftlich erstarkt, um so bessere Aussichten hat 

der Sozialismus. Kautsky ist ein Fanatiker der kapitalistischen Hochkonjunktur. Er schildert in be-

geisterten Worten den Segen der wachsenden Bereicherung der Kapitalistenklasse für die – Arbeiter-

schaft. Je größer die Einnahmen der Kapitalisten. um so mehr kann man ihnen in Form von Steuern 

abnehmen, für Arbeiterschutz, Wohnungsbau im Staatsbudget bewilligen. 

Daß eine solche Einschätzung des Kapitalismus mit den Grundlagen des Marxismus unvereinbar ist, 

weiß Kautsky sehr gut. Deshalb geht er zu einer Kritik der entscheidenden theoretischen Sätze über, 

in denen Marx seine Auffassung über den Kapitalismus formuliert. Er bekämpft den Grundgedanken, 

daß der Kapitalismus eine widerspruchsvolle Produktionsweise ist, er bekämpft die Formulierungen 

von Marx, wonach die Produktionsverhältnisse des Kapitalismus zu Fesseln der Produktivkräfte wer-

den. Alle diese Sätze von Marx müssen nach Kautskys Auffassung „eingeschränkt“ und „modifiziert“ 

werden. Diese Einschränkungen und Modifizierungen aber erfolgen in einer Weise, daß vom revolu-

tionären Sinn des Marxismus nichts mehr übrig bleibt. Kautsky hält es nicht mehr für nötig, den 

orthodoxen Marxisten zu mimen. Er sagt: „Zeitweise Revisionen des Marxismus sind unvermeid-

lich.“ (Bd. II, S. 650.) 

Und gleichsam, um den Kreis zu vollenden, kommt Kautsky nach diesem hohen Lied auf [382]die 

kapitalistische Produktion, nach der Liquidierung seiner einstigen marxistischen Auffassung zu dem 

Ausgangspunkt des gesamten Werkes zurück. Er habe versucht, die materialistische Geschichtsauffas-

sung zu erweitern: „Dabei trachtete ich, das Gebiet der materialistischen Geschichtsauffassung so 

weit auszudehnen, daß es sich mit dem der Biologie berührte.“ (Bd. II, S. 630.) In Wirklichkeit hat 
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Kautsky nicht das Gebiet der materialistischen Geschichtsauffassung bis zur Biologie erweitert, son-

dern das Gebiet der Biologie so erweitert, daß seine biologische Auffassung in die Darstellung der 

gesellschaftlich-geschichtlichen Vorgänge hineingetragen wurde. Kautsky faßt die Grenzen des 

schöpferischen bewußten Handelns der Menschen viel enger als Marx und Engels. Es stellt als gemein-

sames Grundgesetz für die tierische, pflanzliche und menschliche Entwicklung d i e  Anpas sung  

a n  d i e  Um we l t  auf. Dieses Gesetz betrachtet er als Grundgesetz der Dialektik. Kautsky begreift 

aber nicht, daß die Menschen durch Beherrschung der Natur und durch Beseitigung des Kapitalismus, 

durch planmäßige Organisierung der Produktion und des Bedarfs in der sozialistischen Gesellschaft 

eine Freiheit erlangen können, die innerhalb der Gesellschaft nicht bloß Anpas sung  an die Umwelt, 

sondern restlose Behe r r s chung  der gesellschaftlichen Entwicklung bedeutet. Kautsky leugnet den 

weltgeschichtlichen unüberbrückbaren Gegensatz zwischen Kapitalismus und Sozialismus, er greift die 

berühmte Formulierung von Engels an, wonach der Sozialismus den Sprung der Menschheit au s  dem 

Re i che  de r  No t we nd i gke i t  i n  da s  Re i ch  de r  F r e ihe i t  bedeu t e t: 

„Aber ich kann Engels nicht ganz folgen, wenn er daraus schließt, damit erlangten die Menschen zum ersten 

Male in der Geschichte die Herrschaft über ihre Lebensbedingungen. Soweit sie Herrschaft über die Natur ist, 

hat sie der industrielle Kapitalismus bereits in hohem Grade verwirklicht, soweit sie dagegen Beherrschung 

der Anwendung der Produktionsmittel durch den Menschen (als Produzent und Konsument) planmäßig, ohne 

Krisen darstellt, so bestand eine solche bereits in der Urzeit vor dem Aufkommen der Warenproduktion.“ (Bd. 

II, S. 633.) 

So wird der philosophische Skeptiker Kautsky Skeptiker auch in bezug auf die Kraft der Menschheit, 

ihre Geschichte planmäßig zu organisieren. Sein Gedankengang ist der folgende: Es war immer so, 

daß die von den Menschen geschaffenen Einrichtungen sich von den Menschen losgelöst haben, und 

es wird auch immer so bleiben. Der fundamentale Gegensatz zwischen Kapitalismus und Sozialismus 

wird verschmiert und verkleistert. Nun verstehen wir erst, warum die Umwandlung der gesellschaft-

lich-geschichtlichen marxistischen Methode in die vulgär-darwinistische Betrachtungsweise bei 

Kautsky kein Zufall war. Die Schimpansenphilosophie des ersten Bandes hängt mit der Kapitulation 

vor der bürgerlichen Ökonomie und Politik im zweiten Band innig zusammen. 

Im letzten Abschnitt seines Werkes, der den pompösen Titel „Der Sinn der Geschichte“ trägt, ver-

sucht Kautsky eine Art Geschichtsphilosophie zu bieten. Die Auseinandersetzungen mit der bürger-

lichen Literatur sind durch eine bloß zufällige gelegentliche Kenntnis bestimmter Werke, anderseits 

aber durch eine oft geradezu devote Hochachtung vor den bekannten Vertretern der bürgerlichen 

Ideologie, vor Oppenheimer, Max Weber, Sombart, gekennzeichnet. Das Niveau der eigenen Be-

trachtungen Kautskys ist mit marxistischem Maßstabe gemessen erschreckend tief. Handelt es sich z. 

B. um das Problem der Persönlichkeit, so bekommen wir die tiefsinnige Argumentation zu hören, daß 

nicht alle Individuen gleich begabt sind, und daß man schon bei den Schimpansen große Unterschiede 

der Begabung festgestellt hat. Handelt es sich um das Problem des Fortschritts und der Vervollkomm-

nung, so belehrt uns Kautsky, daß es zwecklos ist, darüber zu diskutieren, ob ein Pferd vollkommener 

ist oder ein Krokodil. Er hat recht, aber wer diskutiert darüber? 

Mit einer unerträglichen behaglichen Breite werden derartige seichte Reflexionen die im Wesen nach 

die Relativität des historischen Geschehens beweisen sollen, aneinandergereiht. Im trüben schlammi-

gen Fluß der Kautskyschen Gedankengänge kann man wirklich nicht mehr erkennen, daß er einst 

durch die kristallklare Quelle des Marxismus gespeist war. 

Gewiß: Kautskys Werk ist nur zum Teil ein Ausdruck der Ideologie der heutigen Sozialdemokratie. 

Man würde sich die Bekämpfung des Reformismus zu leicht machen, wenn man z. B. Kautskys pri-

mitiven Biologismus als die offizielle Lehre der Sozialdemokratie auffassen würde. Gewiß: Die Aus-

tromarxisten wenden bei der Entstellung des Marxismus viel feinere, subtilere Methoden an als Kaut-

sky. Gewiß: Die „linken“ Sozialdemokraten hüten sich vor der vom blinden Haß erfüllten Sprache 

Kautskys gegen die Diktatur des Proletariats in der Sowjetunion. Aber in seinen wesentlichen politi-

schen und ökonomischen Tendenzen ist das Werk Kautskys doch ein treues Spiegelbild der philoso-

phischen, kulturellen, sozialwissenschaftlichen und politischen Verbürgerlichung der Sozialdemo-

kratie. Gerade deshalb genügt es auch nicht, den Charakter dieses Werkes nur allgemein aufzuzeigen. 
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Schritt für Schritt muß der Weg Kautskys vom Marxismus zur Bourgeoisie verfolgt werden, von den 

scheinbar harmlosen philosophischen Abweichungen vom dialektischen Materialismus bis zur Pro-

klamierung der Ewigkeit des Kapitalismus. Diese Abrechnung muß bei aller schonungslosen und 

vernichtenden Schärfe der Kritik in einer Form gehalten werden, die es dem theoretisch interessierten 

sozialdemokratischen Arbeiter ermöglicht, den ideologischen Entartungsprozeß der Sozialdemokra-

tie zu begreifen. Diese Aufgabe weist aber über den Rahmen dieser Besprechung hinaus und müßte 

in einer Broschüre gelöst werden. A. Fried. [383] 

* 

Dr. Hans Apolant: „Die wirtschaftsfeindliche Arbeitnehmerbewegung Deutschlands“ 

Verlag von Julius Springer, Berlin 1928. 164 Seiten, 4,50 Mark. 

Schon im Jahre 1926 erschien unter dem gleichen Titel im Verlage von G. Fischer (Jena) eine Arbeit 

von Dr. K. Vor wer ck  die sich von der vorliegenden durch eine andere Beurteilung unterscheidet. 

Vorwerck ist ein Verteidiger der Gelben. Er tritt allen noch so zahmen Kritikern der Gelben entgegen, 

den Kulemann, Alfred Weber, Imbusch. Die Unternehmer, „die den Gedanken der Werksgemein-

schaft in seiner ganzen Tiefe und Reinheit erfaßt haben“, sowie auch die vaterländischen und Werk-

vereine müssen „als Führer und Bahnbrecher“ vorangehen, wenn nämlich Deutschland seinen „Platz 

an der Sonne wieder einnehmen“ will. Apol an t  aber kommt zu dem Schluß, daß die Gelben eigent-

lich doch gar nicht notwendig seien, denn – doch greifen wir nicht vor. 

Bei der Einleitung, die eine Definition der gelben Bewegung geben will, erkennt der Verfasser einen 

Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit zwar an, doch sei er nicht unüberbrückbar. Gleich hinterher 

aber sagt er dann, daß die Gelben „auf dem Standpunkt der Interessenharmonie von Kapital und Ar-

beit stehen“; daß Unternehmer und Arbeiter „keine schroffen Gegensätze darstellen“. Wir sehen also 

schon hier, daß Apolant mit den Gelben auf dem gleichen grundsätzlichen Boden steht. Seine Vor-

geschichte der gelben Bewegung geht von dem Franzosen Le Play aus, der die Lehre aufstellte, daß 

die Fabrik eine große Wahlfamilie sein müsse, mit der Autorität eines freiwillig respektierten Haup-

tes. Uns scheint diese Idee nicht gerade sehr originell zu sein; denn was unsere patriarchalischen 

Unternehmer wie Krupp, Stumm und andere aus ihren Fabriken zu machen bemüht waren, ist auch 

nichts anderes als eine Art patriarchalischer Absolutismus. Diese Scharfmacher à la Stumm sind sehr 

wohl als die Vorkämpfer der gelben Werkvereine zu betrachten –‚ auch wenn Herr Apolant es nicht 

wahr haben will. 

Bekannt ist es, daß der Name „Gelbe“ zuerst in Frankreich entstanden ist. Gelbes Papier, das die von 

Streikenden eingeworfenen Fensterscheiben einer Stube, in der Streikbrecher sich aufhielten, ersetzen 

sollte, und Ginster, dessen gelbe Blüten sich die Streikbrecher in ihre Knopflöcher steckten, gaben 

der Bewegung den Namen. Unabhängig davon soll nach Apolant der Name Gelbe in Deutschland 

entstanden sein. In Hamburg bezeichneten organisierte Arbeiter Streikbrecher als pestverdächtig. Da 

nun pestverdächtige Schiffe eine gelbe Flagge zeigen müssen, sei daraus der Name entstanden. 

Jedenfalls haben die gelben Werkvereine zuerst in Frankreich Verbreitung gefunden, wo sie sich, 

entsprechend ihrer antisozialistischen Entstehungsgeschichte, gegen die Abschaffung des Privatei-

gentums erklärten: „Wir fordern, wir Arbeitenden, das Recht auf Eigentum.“ Wenn von 5000 Arbei-

tern eines Großbetriebs nur 500 eine Aktie von 500 Mark besitzen, „wird sich vieles ändern ... Ver-

allgemeinern wir dieses System. Das wird das Ende der sozialistischen Demagogie sein.“ 

In Deutschland setzt nach Apolant die Bewegung der Gelben erst 1905 ein. Dem widerspricht auch 

nicht, wie der Verfasser meint, die Bemerkung von A. Braun (die „Gewerkschaften“, S. 414), daß die 

ersten Vorläufer dieser Bewegung lange vor dieser Zeit in Augsburg zu beobachten sind. Am 21. Juni 

1905 gab die Maschinenfabrik Augsburg-Nürnberg A.-G. durch Anschlag bekannt, daß sie unorga-

nisierte, arbeitswillige Leute zur Instandhaltung der Werke, die eben sämtliche Arbeiter ausgesperrt 

hatte, beschäftigen werde. Diese Arbeitswilligen wurden dann von der Firma zu einem gelben Werk-

verein zusammengefaßt. Wie dieser erste, so wurden auch die späteren von anderen Werken gegründe-

ten gelben Vereine von den Unternehmern unterstützt. Das Vermögen des Arbeitervereins vom Werk 
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Augsburg betrug z. B. 1907 124.470 Mark; davon rührten nicht weniger als 106 000 Mark aus Spenden 

der Unternehmer und Direktoren. Interessant ist das Urteil eines Gerichts, das eine Firma, die ihrem 

Werkverein 25.000 Mark geschenkt hatte und nun 1250 Mark Schenkungssteuer zahlen sollte, mit ihrer 

Beschwerde abwies, und zwar mit der Begründung, „daß die Firma die Schenkung ihres eigenen Vor-

teils wegen gemacht habe, um sich einen abhängigen Arbeiterstamm heranzubilden ...“ 

Ein anderer Zweig der gelben Vereine ist viel älter, als es die sogenannten Werkvereine sind. Es sind 

das die reichstreuen oder vaterländischen Arbeitervereine. Solche Vereine gab es z. B. seit 1891 in 

Waldenburg und in der Grafschaft Mansfeld unter den Bergarbeitern. Sie hatten es zunächst mehr mit 

der „Liebe zu Kaiser und Reich“ zu tun, entwickelten sich später aber zu ausgesprochen gelben Or-

ganisationen. Seit 1907 standen sie unter dem Einfluß des Reichsverbandes zur Bekämpfung der So-

zialdemokratie. Auf der Pfingsttagung dieser Vereine 1907 kam der Bund Vaterländischer Arbeiter-

vereine zustande. In seinen Richtlinien hieß es: Der Bund hält „die leichtfertigen Arbeitseinstellungen 

für ebenso zwecklos wie das gesamte Wirtschaftsleben schädigend“. Er wolle darauf hinwirken, „daß 

der grassierenden Streiklust Abbruch getan wird“. Wenn Unternehmer die Vaterländischen Vereine 

unterstützen, so dürfe man nichts Arges dabei denken. Der Bund erblicke darin einen erfreulichen 

„Ausgleich zwischen den beiden wichtigen Faktoren unseres Volkswohlstandes“. Man wird zugeben, 

daß das alles den Ausführungen des Theoretikers [384] unserer Freien Gewerkschaften, Zwi n g‚ in 

seiner „Soziologie der Gewerkschaften“ sehr ähnlich klingt. 

1910 schließen sich die Werkvereine zu einem Bund Deutscher Werkvereine zusammen. Beide gel-

ben Spitzenorganisationen bilden von jetzt ab den „Hauptausschuß nationaler Arbeiterverbände“ mit 

dem Sitz in Magdeburg. 

Es kam in der Folge noch oft zu Namensänderungen und Spaltungen. Im Kriege stagniert die Bewe-

gung und geht in der ersten Zeit der Revolution rapid zurück. In den letzten Jahren erleben sie wieder 

einen neuen Aufschwung. Sie führen nun einen Kampf um die Zulassung zu den Tarifgemeinschaf-

ten, wie sie vor ein paar Jahren noch kämpften um die Eingliederung in die Zentralarbeitsgemein-

schaft. Damals schrieb das Blatt der Gelben, „Die Arbeiterbewegung“: „Es wäre ein Unding, dauernd 

eine Bewegung ausschließen zu wollen, d i e  d i e  i n  de r  Ar be i t sgem einscha f t  f e s t ge l eg t en  

Z i e l e  von  j ehe r  und  un t e r  den  hä r t e s t en  Käm pf en  a l s  i h r  P rog r amm  ve r f o l g t  ha t.“ 

Ein für die Arbeiterschaft sehr lehrreicher Streit: die Gelben wollen in die Arbeitsgemeinschaft mit 

der Begründung, daß sie ja zuerst deren Ziele verfochten hätten! 

Der interessanteste Teil des Buches ist aber der, wo der Verfasser sich um den Nachweis bemüht, 

„daß ein Sozialdemokrat ein genau so guter und ehrlicher Patriot sein kann wie irgendein anderer“, 

und daß die Gelben den Reformisten zu Unrecht mangelndes Nationalgefühl vorwerfen. „Der wirt-

schaftsfriedliche Gedanke ist kein Primat der gelben Arbeiterbewegung“; also ist die gelbe Bewegung 

gar nicht notwendig – unsere Freien Gewerkschaften wollen ja auch den Wirtschaftsfrieden: das ist 

der Sinn der Schlußausführungen des Buches von Apolant. 

Was aber sagt unsere Rosa Luxemburg über eine solche Arbeiterbewegung? Hören wie sie: 

„Aber unendlich tiefer steht eine ‚Arbeitervertretung‘, die aus der Maulwurfsperspektive ihrer platten 

und platt aufgefaßten Tagesinteressen sich dem großen Befreiungszug ihrer eigenen Klasse entge-

genwirft und sich zu Nutznießern des Verrats an der eigenen historischen Aufgabe konstituieren 

will.“ (Der Sklaventag in Frankfurt, „Neue Zeit“ vom 7. November 1903, wieder abgedruckt in Band 

IV ihrer Werke, S. 239.)  H. Fa r wi g. 

* 

Samuel Gompers 

Arbeiterschaft und Volksgemeinschaft in den Vereinigten Staaten von Amerika. Von Dr. Hermann 

Lufft. 1926, Verlag: Reimar Hobbing. Berlin SW 61, 213 S. 

Dr. Lufft gibt nur einen Auszug aus der Autobiographie des Vaters der Gewerkschaften der amerika-

nischen Arbeiteraristokratie, um selber eine recht lange „Einführung zu dem Gompersschen Werk“ 
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schreiben zu können. Diese ist ein völlig oberflächliches Geschwätz, das lediglich die „Sozialpolitik“ 

der Vereinigung Deutscher Arbeitgeberverbände unterstützen soll. 

Trotzdem treten aus der einseitigen und oberflächlichen Behandlung der Lehren und des Lebens des 

amerikanischen Gewerkschaftsführers die charakteristischen Züge des mit den Unternehmern paktie-

renden „national“ und imperialistisch eingestellten Gewerkschaftsführers klar hervor. Samuel Gom-

pers war der Sohn einer aus England ausgewanderten jüdischen Familie von Industriellen, Kaufleu-

ten. Bankiers und Handwerkern, er selber war in seiner Jugend qualifizierter Tabakarbeiter mit star-

kem Hang zu kleinbürgerlichem Familienleben, ohne jegliches gründliches Wissen; er schöpfte seine 

„Theorien“ aus den Phrasen der amerikanischen Unternehmerwelt. 

Von besonderem Interesse ist es, feststellen zu können, daß die „neuen“ Theorien der deutschen re-

formistischen Gewerkschaftsführer bereits von S. Gompers aufgestellt worden sind: für kapitalisti-

sche „Rationalisierung der Betriebsführung“, „Aufrechterhaltung der Aufnahmefähigkeit des Mark-

tes ... durch Steigerung der Reallöhne“, gegen organisierte Massenstreiks („... Der Streik kostet Geld, 

und das Geld kommt zunächst aus der Gewerkschaftskasse ... Der Generalstreik hat überhaupt kein 

wirtschaftliches Ziel, sondern wesentlich ein politisches.“). nn. 

[385] 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 15. Juni 1928 ⁕ Heft 12 

Der Wahlerfolg der Kommunistischen Partei 

E. S. Die Wahlen am 20. Mai bieten zum ersten Male Gelegenheit zu einer umf assenden  Über-

prüfung, in welcher Weise unsere These über die Linksentwicklung und Revolutionierung der werk-

tätigen Massen bestätigt wird. Die Linksentwicklung hatte sich bei Teilwahlen und besonders bei 

einzelnen politischen Aktionen deutlich gezeigt (Fürstenenteignung, Wiener Aufstand, Sacco-Van-

zetti-Bewegung, 10 Jahre russische Revolution). Die letzten Wirtschaftskämpfe haben bewiesen, daß 

die Kampfbereitschaft und Stoßkraft der Arbeiterschaft im ständigen Wachsen ist. Die Wahlergeb-

nisse nun bieten eine Fülle Material, in welcher besonderen Weise, uneinheitlich und zum Teil wi-

derspruchsvoll, die Linksentwicklung vor sich geht. 

Am Wahlergebnis sticht zunächst am stärksten der beträchtliche Verlust der großen bürgerlichen Par-

teien hervor. Die Einbuße von über 3 Millionen Stimmen (1,7 Mill. DNVP, 0,38 Mill. DVP, 0,65 

Mill. Zentrum und Bayrische Volkspartei, 0,45 Mill. Demokraten) übertraf bei weitem die Befürch-

tungen der Bourgeoisie. Insbesondere ist die große Abwanderung von katholischen Arbeitern vom 

Zentrum von höchster Wichtigkeit für die weitere Entwicklung. Konnte die Bourgeoisie sich bei den 

Wahlen 1924-25 über die Abwanderung aus bürgerlichen Parteien (die damals viel geringer war!) 

damit trösten, daß zugleich Stimmenverluste bei der KPD zu verzeichnen waren, konnte sie damals 

in diesem Sinne von „Stabilisierungswahlen“ sprechen, glaubten gar einige sozialdemokratische Grö-

ßen, der KPD als „Inflationserscheinung“ den baldigen Grabgesang widmen zu können – so erregt 

neben dem SPD-Gewinn heute der große Stimmenzuwachs der KPD (550.000 Stimmen) teilweise 

direkt Bestürzung. Der Stimmenzuwachs der SPD (1,2 Mill. Stimmen) kann das Reservoir für eine 

große Verbreiterung und Vertiefung des kommunistischen Einflusses werden*). Der Stimmengewinn 

der SPD ist doch zweifellos auch als Ausdruck der Linksentwicklung, des wachsendem Klassenbe-

wußtseins bisher bürgerlich gesinnter Arbeiter und anderer Werktätiger zu werten – also nicht nur 

auf das Konto der Oppositionsstellung schlechthin gegen den Bürgerblock zu buchen. Denn die De-

mokraten, die ebenfalls in Opposition standen – sie haben als offene bürgerliche Partei verloren. Im 

Bewußtsein der Millionenanhänger ist die SPD eine proletarische, eine sozialistische Partei, von der 

sie grundsätzlich andere Politik als von .den bürgerlichen Parteien erwarten, wobei sie sich noch im-

mer stark in Illusionen über Demokratie und bürgerliche Republik, über Parlamentarismus und Re-

gierungspolitik wiegen. Das Problem der Linksentwicklung liegt gerade darin, wie die Klärung und 

Festigung des proletarischen Klassenbewußtseins und [386] Klassenwillens vorwiegend unter den 

sozialdemokratisch gesinnten Arbeitern durch die KPD gefördert wird; die Ergebnisse der Wahlen 

müssen vorwiegend nach diesem Gesichtspunkt beurteilt werden, inwieweit wir unter den entschei-

denden Schichten des Proletariats an Boden gewonnen oder verloren haben. Allerdings können nicht 

alle Erscheinungen der Linksentwicklung hier erörtert werden. Die Veränderungen bei den Splitter-

parteien und die sehr bedeutsame Entwicklung im Zentrumslager bleiben zunächst außerhalb der Be-

trachtung. Wir beschäftigen uns vorwiegend mit dem Zahlen- und Einflußverhältnis zwischen KPD 

und SPD, um daraus auf die weiteren Entwicklungsmöglichkeiten zu schließen. Es ist lächerlich, 

wenn der „Vorwärts“ – wie schon am Tage nach der Wahl – auch weiterhin (so am 3. Juni) die „The-

orie“ verficht, daß der Zuwachs an kommunistischen Stimmen „ein Übergangsstadium bisher bür-

gerlicher Wähler auf dem Wege zur Sozialdemokratie“ sei. Die Wahlergebnisse im einzelnen bewei-

sen gerade das Gegenteil. Die KPD macht Fortschritte im Industrieproletariat und ringt in entschei-

denden Gebieten (Berlin, Mitteldeutschland, Rheinland, Westfalen, Hamburg) mit der SPD unmittel-

bar um die Führung des Proletariats. (Dabei soll ausdrücklich betont werden, daß unser ideologischer 

Einfluß wesentlich stärker ist als der organisatorische – um diese Positionen in Betrieben und 

 
*) Es ist mir unverständlich, wie in der „Roten Fahne“ vom 2. Juni die Feststellung gemacht werden konnte, der Stimmen-

verlust der bürgerlichen Parteien werde w e t t g e m a c h t  durch den Zuwachs der SPD! Es könnte nur die Rede davon 

sein, daß die Bourgeoisie ihre Wahlniederlage durch Ausnutzung des reformistischen Stimmenzuwachses in der Festle-

gung der SPD durch die Koalitionspolitik wettzumachen sucht. 
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Gewerkschaften ist der Kampf am hartnäckigsten!) Diese Tatsache müssen auch einzelne Reformis-

ten anerkennen. 

Im ersten Juniheft des „Klassenkampf“ bedauert Düwell, daß man sich in gewissen Parteikreisen der 

Illusion hingegeben hat, die KPD sei erledigt und bei den Wahlen zeige sich, daß die KPD gerade in 

den Industriegebieten am stärksten gewonnen habe, die SPD dagegen in Landgebieten. Der „linke“ 

Zweiling, Chefredakteur der „Volkszeitung“ (Plauen), hat nach einem Bericht dieser Zeitung (vom 

4. Juni) im einer Parteiversammlung erklärt: 

„Der Wahlsieg der Sozialdemokratischen Partei ist e i n  S i e g  d e s  f l a c h e n  L a n d e s  und im Vergleich zur 

KPD fast eine N i e d e r l a g e  d e r  S t ä d t e  zu nennen.“ 

Er fährt dann fort: „Wir haben zu verhindern, daß die Kommunisten sich in den Städten festsetzen 

und wir uns der Gefahr aussetzen, den Ansch l uß  a n  d a s  I n d u s t r i e p r o l e t a r i a t  zu verlieren und 

die Entwicklung in der Richtung einer Kleinbürgerpartei zu nehmen.“ 

Diese interessanten Eingeständnisse werden durch die Wahlzahlen vollständig bestätigt. Die größten 

Gewinne erzielte die SPD in Südhannover: 115.000 Stimmen, Bayern und Württemberg: 135.000 

Stimmen, in den Agrarbezirken Ostpreußen, Frankfurt a. d. 0., Pommern, Mecklenburg: 174.000. In 

Berlin konnte sie ihre Stimmenzahl nur um 36.000 erhöhen, die KPD dagegen um 134.000; in den 

sächsischen Bezirken erreichte sie 63.000 Stimmen mehr die KPD 88.000. Dagegen eroberte die KPD 

mehr als 80 Prozent ihrer neuen Anhänger (490.000 von 550.000) in den 13 wichtigsten Industriebe-

zirken. In diesen Bezirken gewann die KPD (bei einem Reichsdurchschnitt von 19 Prozent) – wenn 

man dem außerordentlichen Gewinn in Berlin nicht einrechnet –26 Prozent, mit Einrechnung von 

Berlin sogar 36 Prozent neue Stimmen. In den Industriegebieten insgesamt hat die Partei sogar die 

Ergebnisse der Maiwahlen 1924 um 100.000 überschritten! Die Qualität des Stimmengewinns der 

Partei wird weiter dadurch illustriert, daß 210.000 von den 550.000 neuem Stimmen allein in 40 

großen Industriestädten gewonnen wurden. Bei Untersuchung der einzelnen Ortsergebnisse tritt diese 

Tatsache noch stärker in Erscheinung. So ist die KPD in den ausschlaggebenden Arbeitervierteln 

Berlins der SPD an Stimmenzahl gleichgekommen oder hat sie überflügelt. [387] Wir stellen im fol-

genden die Ergebnisse der stärksten Arbeiterviertel und der am stärksten kleinbürgerlichen Bezirke 

nebeneinander. 

 Arbeiterschaft in % 

der Bevölkerung 

Wahlstimmen (in Tausenden) für KPD-Stimmen 

  SPD KPD KPD-Stimmen in % 

der SPD-Stimmen 

Wedding 57  76  90  116  116 

Weißensee  53,3  11  11  100 

Spandau  53,1  29  12  42 

Friedrichshain  52,1  69  70  101 

Steglitz  23,3  25  12  47 

Westen  20  15  8  53 

Zehlendorf  19,2  9  2  20 

Wilmersdorf  16  25  9  35 

Selbstverständlich ist diese Entwicklung nicht überall gleichmäßig festzustellen. Es zeigen sich viel-

mehr bedeutsame Abweichungen von der General-linie innerhalb dieser Entwicklung. In den Gebie-

ten, wo wir stärkeren Einfluß als die SPD hatten, ist die SPD bei den letzten Wahlen stärker gewach-

sen als die KPD: 

 Stimmenzuwachs 

  SPD KPD 

Halle-Merseburg 35.007  11.670 

Düsseldorf-Ost 47.720  28.269 

Oppeln 33.854  5642 

Wir haben überall die Führung behauptet, aber der Abstand zur SPD ist kleiner geworden. Der Zu-

wachs der SPD ist nicht nur auf kleinbürgerliche Elemente zurückzuführen, zweifellos ist es der SPD 

doch gelungen, (vor allem Merseburg und Oppeln) in höherem Maße als wir die von den bürgerlichen 
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Parteien abwandernden Arbeiter zu erfassen. In Westfalen-Süd (Dortmund) haben wir sogar 17.000 

Stimmen (zum Teil durch Zersetzungsarbeit der Trotzkistenpartei) verloren, während die SPD 42.000 

Stimmen gewann. Die Ungleichmäßigkeit der Entwicklung tritt wieder in anderer Weise in Sachsen 

in Erscheinung. Dort hat die SPD zwar gegenüber den letzten Reichstagswahlen weniger gewonnen 

als die KPD, aber gegenüber den Landtagswahlen 1926 sieht das Ergebnis bedeutend anders aus: 

 Stimmengewinn (in Tausenden) 

 seit 1926  seit 1924 

  SPD KPD  SPD KPD 

Dresden 101  22  28 41 

Leipzig  66  15  20 30 

Chemnitz  73  3  14 16 

  240  40  62 87 

Die SPD hat also den großen Stimmenverlust, den sie infolge der Spaltung 1926 erlitt, wettzumachen 

gewußt. Uns fehlen die Vergleiche, inwieweit allgemein 1926 die Position für die SPD ungünstiger 

lag als gegenwärtig. Ungleichartigkeit der Entwicklung innerhalb der Industriegebiete wird übertrof-

fen durch die Ungleichartigkeit im Reichsmaßstabe. Bei der Qualität des Stimmenzuwachses der Par-

tei – als Partei des Industrieproletariats! – ist es verständlich, daß wir in mehr kleinbürgerlichen Ge-

bieten zurückgeblieben sind. Aber bei der ernsten Arbeit, ein enges Kampfbündnis mit Kleinbauern 

und dem kleinen Mittelstand zu schaffen – bleiben die Ergebnisse vielfach hinter den Erwartungen 

zurück und zeigen, daß eine gründliche Überprüfung unserer Organisationstätigkeit und der einzelnen 

politischen Aktionen und Maßnahmen notwendig ist. In Magdeburg-Anhalt, [388] noch bedeutend 

stärker in Hessen-Darmstadt und Hessen-Nassau, hat die Partei Fortschritte erzielt; in den letztge-

nannten Kreisen hat die SPD sogar verloren. 

  SPD KPD 

Hessen-Darmstadt – 30.000  + 183.000 

Hessen-Nassau – 10.000  + 28.000 

Aber wie sehen demgegenüber die Ergebnisse in anderen Gebieten aus? 

 SPD KPD 

Oberbayern  + 56.700  – 20.900 

Niederbayern  + 13.900  – 11.600 

Franken  + 23.600  – 11.200 

Württemberg  + 31.000  – 13.000 

Thüringen  + 48.000  – 11.700 

Mecklenburg  + 28.000  – 2400 

Südhannover-Braunschw. + 115.000  –1.0600 

Dabei zeigt sich nicht etwa, daß die Verluste durchweg auf dem Lande eingetreten sind. In Bayern 

haben wir in verschiedenen Landgebieten recht gut abgeschnitten, ebenso in Thüringen. Die Haupt-

verluste in Thüringen entfallen gerade auf die Städte. Gewiß hat in den genannten Ländern die SPD 

eine besonders günstige Position. Während sie in Hessen und Anhalt durch Koalitionspolitik belastet 

ist, stand sie hier in der Landespolitik dauernd oder doch bis in die letzte Zeit (Braunschweig, Meck-

lenburg) in Opposition. Auch die verhältnismäßig geringe Stärke unserer Parteiorganisation kann für 

die Erklärung des Teilrückganges und des geringeren Einflusses bei dem Gesamtvormarsch der Partei 

nicht als ein entscheidender Grund angegeben werden. Bestimmte Mängel in der Landespolitik (ne-

ben Schwäche in der Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit)) spielen eine große Rolle. Wie in Mecklen-

burg und Braunschweig gegenüber den neugebildeten sozialdemokratischen Regierungen (bzw. Ko-

alitionsregierungen) die grundsätzliche Kampfstellung nicht immer klar in Erscheinung trat, ist in den 

übrigen Ländern der Kampf gegen die dort amtierenden reaktionären Regierungen sicherlich nicht 

immer mit der notwendigen Geschicklichkeit und Festigkeit in der Bekämpfung der Scheinopposition 

der SPD verbunden worden. Zuviel konnte sich die SPD als die Opposition gegen die Held, Bazille 

usw. aufspielen. 

Im ganzen kann gesagt werden, daß die Verschiedenartigkeit der Entwicklung der Linksschwenkung 

zu einem guten Teil auf dem Auftreten der Partei basiert, das gerade in der Zeit der anscheinenden 
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Stabilisierung von größerer Bedeutung als je zuvor ist und daß jede Schwäche im Auftreten der Partei 

– das beweisen u. a. auch viele örtliche Ergebnisse –‚ jeder Versuch, das Gesicht der Partei zu ver-

hüllen, mit einem Rückgang der Partei verbunden ist. Grundsatzfestigkeit, verbunden mit energischer 

Vertretung der Tagesforderungen der Werktätigen das allein vermag die Massen von der Richtigkeit 

unserer Kampfziele und Kampfmethoden zu überzeugen. 

Wichtig für die Einschätzung des Wahlergebnisses ist auch die Einwirkung der sogenannten Linken 

Kommunisten, deren Liste 80.000 Stimmen erhielt. Es wäre verfehlt, lediglich die 80 000 Stimmen 

als Verlust der Partei durch die Renegatenpartei, deren Charakter im Wahlkampf (Suhl) offen zutage 

trat, zu buchen. Die jahrelange Diskreditierung der KPD, der Komintern und der Sowjetunion durch 

die Maslow, Ruth Fischer, Urbahns und Co. hat die Werbekraft der Partei empfindlich geschwächt, 

gehemmt. Auch in der Wahlbewegung selbst sind durch das Auftreten der Maslow-[389]Uhrbahns-

Partei sicherlich Tausende, die dann auch nicht für die Renegaten stimmten, von der Annäherung an 

die Partei zurückgestoßen worden. Dieser Störungsarbeit ist das schlechte Wahlergebnis für die Partei 

in Dortmund, Suhl, ebenso (durch die Webergruppe) in der Pfalz, zum Teil in Baden, unmittelbar zu 

„danken“. 

Im Kreis Schleusingen (mit Suhl) erhielten 

 1924 1928 

KPD  10.587  4089 

SPD  5388  10.116 

In Zella-Mehlis verloren wir 700 Stimmen, 98 erhielten die Trotzkisten, 500 Stimmen gewann die 

SPD! 

In Speyer gingen unsere Stimmen von 1970 auf 838 zurück. Die Trotzkisten erhielten nur 272. in der 

gesamten Pfalz verloren wir 5800 Stimmen (16 Prozent)! 

Die Zutreiberrolle der Verräter- und Renegatenpartei für die SPD ist nicht nur im Falle Suhl, sondern 

überall offenkundig zutage getreten. Um so bedeutsamer ist der Gesamterfolg und besonders der ge-

waltige Fortschritt der Partei in Berlin einzuschätzen. Mit Beendigung der Wahl hat die Trotzki-Or-

ganisation ihre Rolle ausgespielt; die Hauptstütze ihrer Arbeit – die der Partei gestohlenen Parla-

mentsmandate – ist erledigt. Hunderte von ihren Anhängern haben erkannt, in welch schändlicher 

Weise sie mißbraucht wurden. Die Organisation wird neben ähnlichen Splittern, KAP, AAU usw., 

ein bedeutungsloses Schattendasein führen. Ungehindert durch die Störungen von dieser Sorte, kann 

die Partei nun mehr große Möglichkeiten, die im Wahlergebnis zum Ausdruck gekommen sind, zur 

gewaltigen Verstärkung ihres Masseneinflusses ausnutzen. 

Bevor die Aufgaben erörtert werden, die sich auf Grund des Wahlerfolges für uns ergeben, noch eine 

kurze Abschweifung. 

Bei Beurteilung des Wahlergebnisses vom 20. Mai wird von manchen Genossen der Vergleich zu 

den Maiwahlen 1924 gezogen. Selbstverständlich ist es nützlich festzustellen, daß die Partei in sieben 

Wahlkreisen (drei Berliner Kreise, Hamburg, Leipzig, Dresden, Westfalen-Nord) das Ergebnis der 

Maiwahlen 1924 überschritten hat. Aber zur gene r e l l e n  Wer t ung  des jetzigen Ergebnisses ist 

der Vergleich zu Mai 1924 ungeeignet, irreführend und deswegen unzulässig. Die Maiwahlen 1924 

standen noch völlig unter den Nachwirkungen des Jahres 1923 mit dem großen Ansteigen einer re-

volutionären Gärung und Bewegung und dem unmittelbaren Eindruck des ungeheuerlichen Verrats 

der SPD bei Niederwerfung der Arbeiterschaft, vom Reichswehreinmarsch in Sachsen und Thüringen 

und dem Verbot der KPD bis zu den schändlichen Notverordnungen und der fast generellen Aufhe-

bung des Achtstundentags. Gegenwärtig aber befinden wir uns in einer gänzlich anderen Situation, 

ebenso wie schon die Situation im Dezember 1924 anderen Charakter trug als die vom Mai. Warum 

man diese Tatsache nicht berücksichtigt, muß man zu einer schiefen Darstellung kommen. 

Nachdem die „Stabilisierung“ gefestigt erschien und die Aussichten auf ein neues rasches Empor-

schnellen der revolutionären Welle verschwanden, nachdem es der KPD unmittelbar nach 1923 nicht 

möglich gewesen war, den stimmungsmäßig sehr starken Zuwachs des kommunistischen Einflusses 
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politisch und organisatorisch zu festigen (auf die Ursachen kann im Rahmen dieser Erörterungen 

nicht eingegangen werden), ging die Stimmenzahl der Partei sehr stark nach unten; der Tiefstand 

wurde 1925 erreicht. Durch die [390] seit dem Offenen Brief eingeleitete Politik – die gerade auf die 

sich anbahnende Linksentwicklung in den Massen von Anfang an orientiert wurde –‚ begann der 

Einfluß der Partei in Betrieben, Gewerkschaften, Genossenschaften und Massenorganisationen 

Schritt für Schritt zu steigen. Wenn wir die politische und organisatorische Befestigung des kommu-

nistischen Einflusses Maiwahlen 1928 mit Maiwahlen 1924 vergleichen (aber eben in verschieden-

artigen Situationen), so kann kein Zweifel sein, daß die Partei in ihrer Aktionsfähigkeit, in ihrer Ver-

bundenheit mit den Massen, in ihrem Kampf um die Eroberung der Führung der entscheidenden 

Schichten des Proletariats große Fortschritte gemacht hat. Dabei muß zugleich mit Nachdruck noch 

einmal unterstrichen werden, daß entsprechend der Stimmenzahl unsere Positionen auch heute weit 

besser sein und wir in Wirtschaftskämpfen weit mehr Einfluß haben müßten. 

Wir müssen es ablehnen, Konstruktionen zu machen, die den Wahlerfolg verkleinern und zu politisch 

falschen Schlüssen verleiten können. Wir müssen nüchtern sehen, was ist, – allerdings auch ohne 

Überschätzung, mit schärfster Selbstkritik. Und da ergibt sich das eine zwingend: die Linksentwick-

lung ist von uns im großen und ganzen richtig eingeschätzt und beeinflußt worden. Der bisherige 

Kurs der Partei – selbstverständlich unter beständiger Ausmerzung der Fehler und Mängel – wird 

gerade in der nächsten Zeit auf Grund der Koalitionspolitik der SPD, der wachsenden Gärung und 

Enttäuschung gerade der sozialdemokratischen Anhänger große Erfolge bringen, die auch internati-

onal (Verteidigung der Sowjetunion!) von größtem Wert sind. 

SPD-Führung und Bourgeoisie sehen die Gefahr der weiteren Radikalisierung und sind entschlossen, 

ihr mit allen Mitteln entgegenzutreten. Da ihnen das Mittel – die Massenforderungen auch nur eini-

germaßen zu befriedigen – fehlt, mußten sie zu schärferen Unterdrückungsmaßnahmen gegen die 

Partei und ihre Agitation und Propaganda und zu noch stärkerer ideologischer Bindung der Massen 

Zuflucht nehmen. Die SPD-Führung kommandiert: „Reichsbanner, links um! Die Kommunisten sind 

der Hauptfeind der Republik!“ Die Gewerkschaftsführer verschärfen die Ausschlußoffensive gegen 

Kommunisten und stellen die Gewerkschaften offen in den Dienst der SPD-Regierungspolitik! Die Po-

lizeiminister, Polizeipräsidenten verbieten Arbeiterdemonstrationen (Berlin, 8. Juni), geben dem 

Stahlhelm frei (Hamburg, 3. Juni), lassen auf Arbeiter, Arbeiterfrauen, Arbeiterkinder schießen! So 

erfüllen die reformistischen Führer ihrerseits die Verpflichtung, die sie mit Einnahme der Ministerpos-

ten zugleich übernahmen, nämlich jeder ernsten Bewegung zur Durchsetzung von Massenforderun-

gen mit allen Mitteln der „Überzeugung“ (Hetze gegen uns, Beseitigung der Demokratie in Gewerk-

schaften, Massenorganisationen!) und der Gewalt (Polizeiterror) entgegenzutreten. Die Koalitionspoli-

tik als größte, verderblichste Spaltungspolitik verfügt dabei über einen gewaltigen Apparat von mitt-

leren und unteren Funktionären in Betrieben, Gewerkschaften, Genossenschaften, Krankenkassen, 

Kommunen, die sich in ihren entscheidenden Teilen für die Durchführung dieser Politik einsetzen. So 

versucht die SPD den Millionenprotest gegen den Bürgerblock, gegen die Politik des Trust-kapitals 

faktisch in eine Weiterführung und Verschärfung dieses Kurses umzumünzen. Andere Minister, an-

dere Firma, – aber derselbe Laden, dasselbe politische Geschäft, In einer der wichtigsten, entschei-

dendsten Fragen steht die SPD sogar als Einpeitscher in der Regierung: Systematische Verschärfung 

der Beziehungen zur Sowjetunion und damit ungeheure Verschärfung der Kriegspolitik! Die Gift-

gasaffäre in Hamburg, der Schachty-Prozeß [391] wurden gerade von der SPD zu schamlosen Angrif-

fen auf die Sowjetunion und zur Verteidigung des deutschen Imperialismus als Anlaß genommen. 

Der Kampf gegen die Koalitionspolitik erfordert unsere höchste Aktivität, in ihm wird sich erweisen, 

ob wir den großen Wahlerfolg wirklich revolutionär auszunutzen verstehen. Daß wir große Anstren-

gungen machen müssen, das beweist die eine Tatsache, daß die SPD-Führung den Eintritt in die 

Große Koalition zunächst ohne größere Widerstände in der SPD durchsetzen konnte. Die „linken“ 

Führer, die vor den Wahlen als Gegner der Koalition aufzutreten vorgaben, haben nach den Wahlen 

entweder offen vor dem Parteivorstand kapituliert (Saupe, Leipzig), oder sie haben mit allerlei Win-

kelzügen (Minimalforderungen Parteitagseinberufung) einen raschen Rückzug angetreten und begnü-

gen sich mit leeren Redensarten über die Unzweckmäßigkeit der Koalition. Bedeutet diese Haltung 
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der „Linken“, daß die SPD-Arbeiter ebenso widerstandslos die Koalitionspolitik billigen und mitma-

chen? Keineswegs. Gewiß ist der Widerstand nicht organisiert und regt sich noch schwach. Vorüber-

gehend werden viele Arbeiter noch eine abwartende Haltung einnehmen! 

Je weniger die Koalition zu bieten vermag, je rascher sie unter dem Zwang der ökonomischen und 

politischen Entwicklung selbst beweisen muß, daß sie den Bürgerblockkurs fortsetzt – um so größe-

ren Erfolg in der Gewinnung der SPD-Arbeiter können wir erzielen, vorausgesetzt, daß wir nicht 

ebenfalls abwarten, sondern verstehen, unsere im Wahlkampf durchgeführte Offensive gegen die Ko-

alitionspolitik noch zu steigern. Insbesondere müssen wir an den Punkten verbessern, wo die Wahl-

ergebnisse unsere Schwäche aufgedeckt haben. Eine gründliche revolutionäre Propaganda und Mo-

bilisierungsarbeit gegen die Koalition, für den revolutionären Weg zur Macht – ohne gesteigerte 

Schulungsarbeit ist sie nicht zu leisten. Organisatorische Erfassung und politische Festigung des Ein-

flusses unter den hunderttausenden Arbeitern der Industriegebiete erfordert gewaltige Verbesserung 

unserer Arbeit in Betrieb, Gewerkschaft, Massenorganisation unter den proletarischen Frauen, unter 

der proletarischen Jugend, unter den Zentrumsarbeitern! Die Herstellung des Kampfbündnisses mit 

Kleinbauern, kleinem Mittelstand verlangt Konkretisierung der Arbeitsmethoden, der Forderungen 

in bezug auf diese Schichten. Der Wahlerfolg zeigt die Möglichkeiten, er zeigt die Aufgabe. Das 

Ergebnis aber, das wir erreichen müssen, ist: durch eine geschickte, energische Einheitsfrontpolitik, 

dem Kampf gegen die Koalitionspolitik ein wirklich positives Gepräge zu geben. Eine Einheitsfront-

politik, die sich neben der Amnestieforderung zuerst auf die Durchsetzung der Forderungen um Lohn 

und Brot, gegen die d i e  Sch l i ch t ungsd i k t a tu r, gegen das Schlichtungssystem konzentriert – als 

Ausga ngspunk t und Anknüpfungspunkt für die revolutionäre Erziehung der Massen und revolu-

tionäre Durchkreuzung der reformistischen, sozialimperialistischen Politik der Unterstützung des 

neuen deutschen Imperialismus. Hunger, Terror, Krieg gegen die Sowjetunion – diese drei Gebiete 

der Kapitalsoffensive sind Kampfgebiete, auf denen wir den Reformismus schlagen und die noch 

widerspruchsvolle, uneinheitliche Linksentwicklung der Massen zur klaren, revolutionären Einsicht 

und Kampfbereitschaft steigern müssen. Die Partei kann diesen Weg mit um so größerem Erfolg und 

in so rascherem Aufstieg beschreiten, je geschlossener ihre eigenen Reihen sind, je entschiedener die 

Leninsche Politik, die Durchführung der Grundsätze der Komintern in der täglichen Praxis gegen alle 

Abweichungen, gegen jeden Versuch der Durchkreuzung herausgearbeitet und gesichert wird. [392] 

* 

Einige taktische Lehren der sächsischen Metallarbeiterbewegung  
Von W. U l b r i c h t  

Die Metallindustrie ist die wichtigste Industrie in Sachsen. Der Kampf der sächsischen Metallarbeiter 

für die 44½-Stunden-Woche und 15 Pfennig Lohnerhöhung war ein Maßs t ab  de s  E i n f l u s ses  

und  de r  Ak t i onsk ra f t  unse r e r  s ächs i schen  Pa r t e i o r gan i s a t i o n. 

Sachsen ist in mehrere Tarifgebiete eingeteilt. Im Leipziger Tarifgebiet, wo die Spitzenlöhne 8 Pf. 

höher sind als im übrigen Sachsen, wurden 15 Pf. Lohnerhöhung und 14 Tage Ferien gefordert. Der 

Bezirk Ostsachsen und der größere Teil von Erzgebirge-Vogtland gehört zum Bereich des großen 

Sachsentarifs, wo der Manteltarif und der Lohntarif gekündigt waren. Bei Aufstellung der Forderun-

gen hatte die Opposition alle Kräfte mobilisiert, um eine höhere Lohnforderung als 90 Pf. zu errei-

chen. Es gelang nur, den Antrag auf Kampf um die 44½-Stunden-Woche (die Reformisten schlugen 

46 Stunden vor) und auf Beseitigung der Prozenttabelle für die Akkordarbeiter durchzusetzen. Wäh-

rend die reformistische Bürokratie die formelle Beschlußfassung über die Höhe der Forderungen in 

Mitglieder- und Funktionärversammlungen vornehmen ließ, wurde mit allen Mitteln die Diskussion 

über die Taktik zur Durchsetzung der Forderungen unterbunden. 

Die Bewegung wurde in einer Situation der Abschwächung der Wirtschaftskonjunktur und des ver-

schärften Kampfes der Fertigindustrie um den Weltmarkt geführt, Die Unternehmer lehnten katego-

risch die Metallarbeiterforderungen ab und wandten sich dabei besonders scharf gegen  d i e  Ve r -

kü r zung  de r  Ar be i t s ze i t. Die Reformisten versuchten die Bewegung zur sozialdemokratischen 

Wahlagitation auszunutzen. Durch eine Teilbewegung, verbunden mit radikalem Gerede, versuchten 
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sie, den wirtschaftsfriedlichen Charakter ihrer Politik zu verschleiern, Dementsprechend wurde vom 

Verbandsvorstand die Herausziehung von nur 20.000 Arbeitern aus den Betrieben angeordnet. Das 

bedeutete z. B. den Streik von 6000 Arbeitern in Chemnitz. Angesichts dieser unwirksamen zersplit-

terten Kampfführung bestand die Aufgabe der Opposition in der Ver b r e i t e r un g de s Kam pf e s 

von  den  Be t r i eben  aus  und in der schärfsten Stellungnahme gegen die Verhandlungstaktik der 

reformistischen Bürokratie. Es genügte nicht, zu fordern: „Kam pf  a u f  de r  ganzen  L i n i e, son-

dern es galt, entgegen den Anweisungen der Verbandsleitung den Streik auf der ganzen Linie du rch  

zu  f üh r e n. Hierbei zeigte sich eine Unterschätzung der Kampfstimmung der Arbeiter durch viele 

leitende Funktionäre der Betriebszellen. Viele Betriebszellen, insbesondere dort, wo wir verhältnis-

mäßig starken Einfluß haben, entwickelten nicht die notwendige Initiative zur Durchführung des 

Streiks. S t a t t  a l l e  Kr ä f t e  zu r  Mob i l i s i e r ung  de r  Arbe i t e r  e i nzuse t ze n, r i ch t e t en  s i e  

i h r en  B l i ck  zu r  Gewer kscha f t s l e i t ung  und  e r wa r t e t en  von  do r t  D i r ek t i ve n. Die 

Reformisten hatten die Parole ausgegeben: „Gewehr bei Fuß stehen“, d. h. Beschränkung der Bewe-

gung. Unter keinen Umständen durfte sich die Opposition nach einer solchen Direktive richten. In 

Chemnitz gelang es durch Belegschaftsbeschlüsse, 13.000 Arbeiter zum Streik zu veranlassen. Das 

bedeutete schon eine wesentliche Dur chk r euzung  de r  r e f o r mi s t i s chen  Tak t i k. 

Trotz der außerordentlichen Bedeutung der Metallarbeiterbewegung wurde die Bewegung in den meis-

ten Orten als Angelegenheit der Metallarbeiter betrachtet. Die Mob i l i s i e r ung  de r  Gesam t pa r -

t e i  wurde nur ungenügend oder überhaupt nicht durchgeführt. In Leipzig, wo der Kampf später als im 

Gebiet des großen Sachsentarifs begann, war die Parteiorganisation anfangs auf „Abwar t e n“ einge-

stellt. Auch die Bedeu t ung  de r  Massendemons t r a t i onen  wurde in vielen Fällen unterschätzt. 

[393] Die reformistische Bürokratie versuchte mit allen Mitteln, eine Verbreiterung der Bewegung 

zu verhindern, weil sie die Teilbewegung nur infolge des starken Widerstandes der Industriellen ein-

zuleiten gezwungen war und lediglich einen „Druck auf die Schlichtungsinstanzen“ ausüben wollte. 

Die „Dresdener Volkszeitung“ schrieb z. B. kurz vor der Aussperrung: 

„So ernst die Situation ist, muß doch erwartet werden, daß sich noch ein A u s w e g  findet. Vor allem sollten 

die Metallindustriellen sich der R i e s e n v e r a n t w o r t u n g  bewußt sein, die sie durch eine Riesen-aussper-

rung auf sich nehmen.“ 

Mit solchem Schmus glaubten die Reformisten die Industriellen zur Bewilligung einiger Konzessio-

nen veranlassen zu können. Es ist selbstverständlich, daß die Bürokratie angesichts einer solchen 

Taktik mit allen Mitteln eine Diskussion über die Streiktaktik in den Betrieben und Gewerkschafts-

versammlungen zu verhindern suchte. Das geschah mit folgender Begründung: 

„Wir haben uns im e n g s t e n  K r e i s  e i n e n  P l a n  zurechtgelegt und werden im Einverständnis mit dem 

Hauptvorstand handeln. Dazu ist erforderlich, daß der L e i t u n g  d a s  v o l l s t e  V e r t r a u e n  d e r  g e s a m t e n  

F u n k t i o n ä r e, d e r  g e s a m t e n  M i t g l i e d s c h a f t  e n t g e g e n g e b r a c h t  w i r d. W e n n  d e r  K a m p f  

a b g e s c h l o s s e n  i s t, d a n n  w e r d e n  w i r  r e i n e n  W e i n  e i n s c h e n k e n über unsere Taktik, die wir ein-

geschlagen haben. W a s w i r m a c h e n w o l l e n, w i e  w i r  e s  m a c h e n  w o l l e n, l ä ß t  s i c h  aus taktischen 

Gründen n i c h t  s a g e n.“ 

(Föller in der Dresdener Generalversammlung des DMV.) 

Selbstverständlich wäre es vom reformistischen Standpunkt aus unklug gewesen, den Arbeitern zu 

sagen, wie die Bewegung beschränkt und abgewürgt werden sollte. 

Die Unternehmer beantworteten den Teilstreik mit der Ausspe r r ung  des größten Teiles der säch-

sischen Metallarbeiter. 

Inzwischen wurden die Schlichtungsverhandlungen unter Vorsitz des sächsischen Landesschlichters 

eingeleitet und ein Schiedsspruch gefällt, der einmütig von den Metallarbeitern abgelehnt wurde. In 

dieser Situation hat die Partei nicht genügend die Forderung vertreten: „Ni c h t be t e i l i gung  a n  

den  Sch l i ch t ungsve r hand l unge n“. Indem wir in den Belegschaftsversammlungen keine Be-

schlüsse durchsetzten, die den Vertretern der Gewerkschaften die Beteiligung an den Schlichtungs-

verhandlungen untersagten, schwächten wir unseren prinzipiellen Kampf gegen das Schlichtungssys-

tem. Wir mußten den Arbeitern auseinandersetzen, daß es galt, durch Verschärfung des Kampfes, 
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durch Stillegung aller Metallbetriebe die Unternehmer zur Bewilligung der Forderungen, d. h. also 

auch zu direkten Verhandlungen mit den Vertretern der Gewerkschaftsorganisationen zu zwingen. 

Die reformistische Bürokratie setzte alle Hebel in Bewegung, um die Voraussetzungen für die Unter-

ordnung unter einen verbindlich erklärten Schiedsspruch zu schaffen. Diesem Zweck dienten fol-

gende Maßnahmen: 

a) Ve r h i nde r ung  j ede r  Ausb re i t ung  de r  Bewegun g. (Es standen ungefähr 150.000 Metall-

arbeiter im Kampf, etwa 90.000 arbeiteten weiter.) 

b) Absch luß  von  S onde r t a r i f en  für einzelne Gebiete, wie z. B. Schwarzenberg, Annaberg, 

Döbeln, und Abschluß von Sonderabkommen für einzelne Betriebe. 

c) Kam pf  gegen  d i e  Un t e r s t ü t zungsan t r äge  de r  Kom m uni s t en  i n  den  Gem e i nde -

pa r l am en t e n. in Leipzig, Wurzen, Riesa usw. stimmten alle Parteien, von den Sozialdemokraten 

bis zu den Deutschnationalen, gegen die kommunistischen Anträge. 

d) Ve r l eum dungskam pagne  gegen  d i e  IAH, die eine Unterstützungsaktion für die besonders 

notleidenden Streikenden eingeleitet [394] hatte. (Die SPD-Presse und die Gewerkschaftsführer er-

klärten, daß die von der IAH gesammelten Gelder dem Wahlfunds der KPD zufließen.) 

e) Ve r wi r r ung  e i nes  Te i l e s  de r  Met a l l a r be i t e r  du r ch  i l l u s i onä r e  Be r i ch t e  übe r  

d i e  Ve r hand l ungen  m i t  dem  Sch l i ch t e r  und  dem  Ar be i t smi n i s t e r; zugleich radikale 

Agitation gegen das Schlichtungswesen, um den Anschein zu erwecken, als ob die Gewerkschafts-

leitung bereit wäre, auch gegen einen verbindlich erklärten Schiedsspruch zu kämpfen. 

So schufen die Reformisten die Voraussetzungen für das Abwürgen der Bewegung mit Hilfe der 

Schlichtungsinstanzen, erklärten aber gleichzeitig, daß es notwendig sei, auch gegen einen verbind-

lich erklärten Schiedsspruch weiterzukämpfen. 

Vor den demonstrierenden Leipziger Metallarbeitern hielt der Bevollmächtigte des DMV Leipzig, 

Schäfer, eine radikale Rede, in der er ausführte: 

„Die heutigen Wirtschaftskämpfe sind nur T e i l k ä m p f e d e s p r o l e t a r i s c h e n  B e f r e i u n g s k a m p f e s. 

In diesem Kampfe geht es nicht nur um einige Pfennige Lohnerhöhung, sondern es gilt zugleich, den K a m p f  

g e g e n  d a s  g e s a m t e  S c h l i c h t u n g s w e s e n zu führen.“ 

Ähnlich schrieb die „Leipziger Volkszeitung“. Während die Leipziger und Chemnitzer Reformisten 

entsprechend der Massenstimmung der Arbeiter gegen das Schlichtungswesen radikal redeten, traten 

die Dresdener Reformisten konsequent für das Schlichtungswesen ein und gestanden offen, daß der 

ADGB für das Schlichtungswesen ist und es selbst mit eingeführt hat. 

Zweifellos war die Mehrheit der sächsischen Metallarbeiter gegen das Schlichtungswesen eingestellt 

und rechnete nicht auf einen günstigen Schiedsspruch. Sehr  v i e l e  Me t a l l a r be i t e r  g l aub ten  

abe r, daß  d i e  Gewer kscha f t s l e i t unge n, d. h. d i e  r e f o rm i s t i s che  Bürok r a t i e, den  

Kam pf  auch  gegen  e i nen  ve rb i nd l i ch  e r k l ä r t en  Sch i eds sp r uc h, de r  n i ch t  d i e  Ar -

be i t e r f o rde r ungen  e r f ü l l t e, we i t e r f ühr en  wür den. In dieser Situation galt es, den Kampf 

gegen die sozialdemokratische Niederlagenstrategie zu verschärfen und die Weiterführung des 

Kampfes von den Betrieben aus zu organisieren! In den Versammlungen mußte also der Gewerk-

schaftsleitung das Mißtrauen ausgesprochen werden wegen ihrer Beteiligung an den Schlichtungs-

verhandlungen und ihrer Mithilfe am Zustandekommen der Schiedssprüche. Zugleich galt es, Stel-

lung zu nehmen gegen die Sonderabkommen für einzelne Gebiete und Betriebe und für die Durch-

führung des Kampfes in allen Metallbetrieben. Im Zusammenhang mit der prinzipiellen Kritik an der 

sozialdemokratischen Gewerkschaftstaktik mußte positiv beantragt werden: „Wei t e r füh r ung  de s  

S t r e i ke s  auch  gegen  e i nen  ve rb i nd l i ch  e r k l ä r t en  Sch i eds sp ruc h“. Konnte man in die-

ser Situation eine solche Forderung an die reformistischen Gewerkschaftsleitungen richten? Nein. 

Das wäre falsch gewesen und hätte nur die vorhandenen Illusionen unter den Arbeitern genährt, die 

glaubten, daß die reformistischen Führer den Kampf trotz der Verbindlichkeitserklärung weiterführen 

würden. Die Mitglieder mußten die Weiterführung des Kampfes beschließen, denn sie haben zu 
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entscheiden. Sie müssen selbst die notwendigen Maßnahmen für Durchführung der Beschlüsse tref-

fen trotz und gegen die Sabotage der Gewerkschaftsleitungen. 

Als in den Funktionär- und Zellenversammlungen der Partei die Verschärfung des Kampfes gegen 

die reformistische Politik und für Weiterführung des Kampfes trotz Verbindlichkeitserklärung und 

gegen den Willen der Gewerkschaftsbürokratie als Ak t i onsau f gab e gestellt wurde, zeigten sich 

große Schwankungen innerhalb der Parteiorganisation. Genossen erklärten: 

[395] „Wir müssen die I n s t a n z e n  i n  B e w e g u n g  b r i n g e n.“ „Die Fortsetzung des Kampfes ist n u r  

d u r c h  d i e  O r g a n i s a t i o n s l e i t u n g e n möglich.“ „Es ist richtig, daß die Arbeiter gegen das Schlichtungs-

wesen sind, aber wir sind o r g a n i s a t o r i s c h n o c h n i c h t i ms t a n d e, weiterzukämpfen.“ „Der Kampf gegen 

einen verbindlich erklärten Schiedsspruch ist bei uns n i c h t du r c h f ü h r b a r. Die Ursachen liegen in der u n -

g e n ü g e n d e n  g e w e r k s c h a f t l i c h e n Sc h u l u n g.“ „Der Kampf gegen das Schlichtungswesen muß von 

der Arbeiterschaft i m g a n z e n R e i c h geführt werden, wir als Metallarbeiter können diesen Kampf nicht 

führen. „Wir können den Kampf gegen den Schiedsspruch nicht gegen der Verbandsvorstand weiterführen, 

sonst werden wir aus dem Verband ausgeschlossen.“ 

Ich könnte noch eine größere Anzahl Äußerungen anführen, die beweisen, wie sich die relative Sta-

bilisierung des Kapitalismus und der Druck der Gewerkschaftsbürokratie in den Köpfen zahlreicher 

Parteimitglieder auswirkt. Das Charakteristische ist, daß ein Teil der Parteimitgliedschaft die Partei 

als eine Ag i t a t i ons organisation betrachtet und sich dagegen wendet, daß die Massenmobilisierung 

zum  Zwecke  de r  Or gan i s i e rung  und  Füh r ung  de r  Ar be i t e r käm pfe  zur Verwirkli-

chung unserer Forderungen geschieht. In einer Situation, wo die breiten Massen der Metallarbeiter 

ihre Forderungen durchsetzen wollten und gegen das Schlichtungswesen eingestellt waren, wollten 

sich größere Teile der Parteifunktionäre und -mitglieder mit einer allgemeinen Agitation gegen die 

reformistische Politik begnügen und faktisch darauf verzichten, d i e St e l l ungnahm e de r  Ar be i -

t e r  gegen  da s  Sch l i ch t ungswesen  zu r  r evo l u t i onä r e n Ta t um zuwande l n, d. h. unter 

Führung der revolutionären Gewerkschaftsopposition auch gegen einen verbindlich erklärten 

Schiedsspruch für die Arbeiterforderungen weiterzukämpfen. Wir wollen nicht verhehlen, daß diese 

Schwankungen begünstigt wurden durch die ungenügend e Mob i l i s i e r ung  de r  Gesam t pa r -

t e i  und  de r  Gesam ta r be i t e r scha f t. Wenn die Partei den Stimmungen dieser Parteifunktionäre 

nachgegeben hätte, so hätten die Metallarbeiter mit Recht gefragt, wo denn der Unterschied zwischen 

den „linken“ Sozialdemokraten und den Kommunisten sei. Wir wären nicht imstande gewesen, den 

bürgerlichen Charakter der „linken“ Politik der sächsischen Sozialdemokraten den Arbeitern zu be-

weisen. 

Angesichts der Stellung der Metallarbeiter gegen die Schiedssprüche und gegen das Schlichtungswe-

sen versuchte die reformistische Bürokratie, durch Ermattungsstrategie die Metallarbeiterfront von 

innen heraus zu schwächen und so eine Weiterführung des Kampfes gegen die Verbindlichkeitser-

klärung zu verhindern. Brandes erklärte dem Arbeitsminister, daß der Schiedsspruch nicht verbind-

lich erklärt werden dürfe, da der Kampf erst kurze Zeit dauere (das sagte er nach drei Wochen Streik) 

und der Arbeitsminister durch Verbindlichkeitserklärung das Streikrecht nicht beeinträchtigen dürfe. 

Einerseits trafen die Reformisten Sonderabkommen für einzelne Gebiete und Betriebe, bekämpften 

die Unterstützung der Unorganisierten und versuchten dadurch, indirekt das Streikbrechertum zu för-

dern, und anderseits waren sie für Weiterstreiken, weil eine Verbindlichkeitserklärung des Schieds-

spruchs die Weiterführung des Kampfes durch die Arbeiter selbst gegen die Verbindlichkeitserklä-

rung zur Folge gehabt hätte. Es kommt hinzu, daß die reformistische Bürokratie systematisch die 

Lohnfragen in den Vordergrund rückte und die Fragen des Manteltarifs, die Ar be i t s ze i t- und Fe-

rienfrage aus der Bewegung auszuschalten versuchte. Eines Tages erschien eine kleine Notiz in der 

Presse, daß der Schiedsspruch für den Manteltarif verbindlich erklärt worden sei. Das heißt, die 

51stündige Arbeitszeit bleibt bestehen, die Ferienzeit wird nicht verlängert. Die reformistischen Ge-

werkschaftsführer haben also in der sächsischen Metallindustrie in derselben Weise die Arbeitszeit-

bewegung abgedreht und die Beibehaltung der langen Arbeitszeit sanktioniert wie in anderen Indust-

rien und Bezirken. Uns scheint, daß [396] auch die Gewerkschaftsopposition die Arbeitszeitfrage in 

der Zeit nach den Schlichtungsverhandlungen vernachlässigt hat. 
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Nachdem die sächsischen Metallarbeiter den ersten Schiedsspruch einmütig abgelehnt hatten, wurde 

ein zweiter Schiedsspruch gefällt, der keine Verbesserungen, sondern nur die Änderung einiger For-

mulierungen brachte. Die Verbandsleitung empfahl die Ablehnung des Schiedsspruchs. Der Empö-

rung der Metallarbeiter wurde durch die Urabstimmung über Annahme oder Ablehnung des Schieds-

spruchs ein Auspuff geschaffen. Die Reformisten erklärten ausdrücklich, daß die Ablehnung des 

Schiedsspruchs noch nicht Weiterkämpfen gegen einen verbindlich erklärten Schiedsspruch bedeute. 

Anderer Meinung waren die Arbeiter. Mit Recht sagten sie, daß d i e  Ab lehnung  de s  Sch i eds -

sp r uchs  du r ch  95 P rozen t  de r  Me t a l l a r be i t e r  nu r  e i nen  S i nn  haben  könn e, wenn  

de r  Kam pf  auch  t r o t z  Ve r b i nd l i che r k l ä r ung  we i t e r ge f üh r t  we r d e. Nach der Meinung 

der reformistischen Führer hatte die Urabstimmung nur den Zweck, die Meinung der Metallarbeiter 

kennen zu lernen, damit das Abstimmungsergebnis bei den Abschlußverhandlungen vor dem Arbeits-

minister als „Druckmittel“ benutzt werden könnte. Zugleich verbreiteten die Reformisten das Ge-

rücht, auf Grund des Ergebnisses der Urabstimmung würde der Arbeitsminister den Schiedsspruch 

noch verbessern, und danach sei die Arbeitsaufnahme möglich. Der Schiedsspruch wurde verbindlich 

erklärt und danach in Funktionär- und Mitgliederversammlungen zur Abwürgung der Bewegung Stel-

lung genommen. D i e  Ve r bandsb ü r ok r a t i e  ve r h i nde r t e  j ede  Abs t i mmung  übe r  un -

se r e  An t räge  au f  We i t e r f ührung  de s  Kam pf es  t ro t z  Ve r b ind l i c he r k l ä r un g. Trotz-

dem gelang es in einigen Betrieben, solche Beschlüsse herbeizuführen. Viele parteilose und auch 

sozialdemokratische Arbeiter waren empört über den Verrat der reformistischen Führer, die einige 

Tage vorher noch erklärt hatten, sie wollten auch gegen einen verbindlich erklärten Schiedsspruch 

kämpfen und jetzt trotz Ablehnung des Schiedsspruchs durch 95 Prozent der Metallarbeiter die Be-

fehle des Arbeitsministers der Bürgerblockregierung durchführten. Die Kraft der revolutionären Ge-

werkschaftsopposition reichte aber noch nicht aus, die Empörung der Arbeiter in die Tat umzusetzen, 

das heißt gegen die gemeinsame Front der Industriellen, der reformistischen Bürokratie und des 

Staatsapparats weiterzustreiken. Nachdem  wi r  wäh r end  de r  Bewegung  n i ch t  i m s t ande  

gewesen  wa r e n, d i e  E r m a t t ungs s t r a t eg i e  de r  Re f o r m i s t en  z u  du r chkr euze n, wa -

r en  d i e  Ar be i t e r  de r  en t s che i denden  Be t r i ebe  nach  f ünf  Wochen  S t r e i k  n i ch t  

m ehr  be r e i t, gegen  e i nen  ve r b i nd l i ch  e rk l ä r t en  Sch i eds sp ruch  we i t e r zukäm pfe n. 

Diese Gesamtsituation wirkte sich naturgemäß auch auf die Betriebe und Gewerkschaftsorganisatio-

nen aus, in denen die Opposition die Mehrheit der Arbeiter hinter sich hat. In Limbach sowie in 

verschiedenen Betrieben von Chemnitz, Dresden und Leipzig haben verschiedene unserer Funktionäre 

nach der Verbindlicherklärung geschwankt und dadurch die bei einem Teil der Arbeiter vorhandene 

Stimmung auf Kampfabbruch begünstigt. Unter diesen Verhältnissen mußte auch dort, wo wir ent-

scheidenden Einfluß in Betrieben und in der Organisation haben, der Kampf abgebrochen werden, da 

eine geschlossene Weiterführung des Kampfes in diesen Betrieben und Orten nicht mehr möglich war. 

Der Beschluß der Limbacher Streikversammlung auf Abbruch des Kampfes war deshalb notwendig. 

Nach Abschluß der Bewegung haben die Chemnitzer „linken“ Sozialdemokraten den Arbeitern ver-

kündet, daß die Gewerkschaften sich nach den bestehenden Gesetzen richten und den verbindlich 

erklärten Schiedsspruch anerkennen müssen, d. h. da jeder erfolgreiche Kampf gegen die Herrschaft 

der Bourgeoisie gegen die Gesetze verstößt, sollen die Arbeiter auf siegreiche Kämpfe verzichten und 

ihren Blick erwartungsvoll auf Diskussionen in den Parlamenten richten. Die „Chemnitzer Volks-

stimme“ vom Freitag, dem 11. Mai, schrieb unter der Überschrift „Der Verrat der Kommunisten“: 

[397] „Wir meinen aber auch, daß in einem Augenblick des Kampfes unter der Arbeiterschaft selbst B u r g -

f r i e d e n  herrschen müsse und daß in einem solchen Falle M e i n u n g s v e r s c h i e d e n h e i t e n  i m  S c h o ß e  

der Organisation ausgetragen werden müssen und nicht in die Öffentlichkeit gezerrt werden dürfen. ... Wer, so 

fragen wirr soll noch Lust verspüren, in eine Gewerkschaft zu treten, wenn diese – nach dem Urteil der Kom-

munisten – mit dem Unternehmertum im Bunde steht?“ 

In der Organisation wird die Opposition mundtot gemacht, Diskussionen werden verhindert, Abstim-

mungen über die Resolutionen der Opposition werden nicht zugelassen, oppositionelle Arbeiter wer-

den aus der Gewerkschaft hinausgeworfen, weil sie mit der sozialdemokratischen Arbeitsgemein-

schafts- und Koalitionspolitik nicht einverstanden sind, und das nennt die „Volksstimme“ „Austragung 
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der Meinungsverschiedenheiten im Rahmen der Organisation“. Während die reformistische Gewerk-

schaftsbürokratie die Arbeiterforderungen in den Schlichtungsverhandlungen und beim Arbeitsmi-

nister preisgibt, sollen die Arbeiter „Burgfrieden“ mit der Gewerkschaftsbürokratie schließen. Der 

Aufsatz der „Volksstimme“ dient dem Zweck, durch Burgfriedensgerede und Unterdrückung der Op-

position die Zusammenarbeit der reformistischen Bürokratie mit den staatlichen Unterdrückungs-

instanzen zu unterstützen. Nichts hat das Ansehen der Gewerkschaften bei den Arbeitern und auch 

beim Gegner mehr diskreditiert als die sozialdemokratische Rationalisierungs- und Schlichtungspo-

litik. Die zunehmende Opposition gegen diese Politik soll jetzt mit den Methoden der sozialdemo-

kratischen Polizeipräsidenten und der deutschen Klassenjustiz innerhalb der Gewerkschaften unter-

drückt werden. 

Die sächsische Metallarbeiterbewegung lehrt, daß d i e  „l i nk e Soz i a ldem okr a t en  d i e  w i ch -

t i g s t en  S tü t zen  de r  soz i a l dem okr a t i s chen  Ar be i t sgem e i nscha f t s- und  Koa l i t i -

ons po l i t i k sind. Nur dadurch, daß die Partei während der sächsischen Metallarbeiterbewegung 

prinzipiell den Kampf gegen den Reformismus der verschiedenen Schattierungen verschärfte und 

sich nicht auf die Agitation beschränkte, sondern den Kampf organisierte und damit die Sozialdemo-

kraten zur konkreten Stellungnahme zwang, war es möglich, die Manöver der „linken“ Sozialdemo-

kraten zu entlarven. Das kommt auch im Reichstagswahlergebnis in Sachsen zum Ausdruck. 

Die Gesamtpartei muß aus den Erfahrungen der sächsischen Bewegung die Lehre ziehen, daß die 

Organisierung der Arbeiterkämpfe Aufgabe der ge sa mt en  Parteiorganisation ist und nicht nur der 

Parteimitglieder eines bestimmten Berufs. In der gegenwärtigen Situation der Aktivisierung der Ar-

beiterbewegung, der allmählichen Linksentwicklung der Arbeiter, der Verschärfung des Klassen-

kampfes in Deutschland muß die Partei die Arbeiter in den einzelnen Industrien und im Reichsmaß-

stab zum Kampf für Siebenstundenschicht, Achtstundentag, 45-Stunden-Woche, Lohnerhöhung, ge-

gen Schlichtungssystem, Mietwucher, Steuerdruck usw. in Bewegung bringen, das heißt, von  den  

Be t r i eben  aus  den  Kam pf  o rgan i s i e r e n. Im Zusammenhang mit Streikbewegungen in ein-

zelnen Industrien gilt es, entsprechend den konkreten Kampfmöglichkeiten Solidaritätsaktionen im 

ganzen Reiche für die Arbeitszeitforderungen, gegen das Schlichtungssystem, für die Amnestie der 

proletarischen politischen Gefangenen usw. durchzuführen. In Verbindung mit dem Auftreten der 

kommunistischen Fraktion im Reichstag müssen Massendemonstrationen, Demonstrationsstreiks 

usw. für die genannten Forderungen organisiert werden. Die Parteileitungen müssen dafür sorgen, 

daß jedes Zellenmitglied sich der ungeheuren politischen Bedeutung der gegenwärtigen Wirtschafts-

kämpfe bewußt ist und daß wirklich die gesamte Kraft der Partei eingesetzt wird zur Organisierung 

und Führung dieser Kämpfe und ihrer Steigerung zum politischen Kampf gegen Trustherrschaft und 

Koalitionsregierung. [398] 

* 

Über Prinzipien der leninistischen Taktik  
Von M. J a b l o n s k y. 

I. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß das Problem der leninistischen Taktik bisher nur einen ganz gerin-

gen Platz in unseren theoretischen Untersuchungen über den Leninismus einnimmt. Wohlverstanden, 

es handelt sich um eine Gesam t auf f a s sung  der leninistischen Taktik, um die Herausarbeitung 

ihrer Grundzüge, auf die es bei der Fragestellung ankommt. Denn nur eine solche allgemein theore-

tische Feststellung der P r i nz i p i en  der leninistischen Taktik wird auch ihre p r ak t i s che  Ve r a l l -

gem e i ne run g, die i n t e r na t i ona l e  Ve r we r t ung  der Erfahrungen der russischen Revolution, 

auf welchen die leninistische Taktik vornehmlich fußt, in höchstem Maße fördern. Daher muß auch 

immer stärker das theoretische Bewußtsein und Interesse unserer Partei auf das Studium desjenigen 

Kapitels des Leninismus eingestellt werden, in dem die Vereinigung von Theorie und Praxis unmit-

telbar in Erscheinung tritt. Dieses Kapitel ist aber das der Taktik des proletarischen Kampfes und der 

proletarischen Revolution, oder noch umfassender gesehen, d i e Po l i t i k  a l s  Wi s senscha f t  vom 

marxistischen Standpunkte betrieben. Das Erscheinen des Bandes der Werke Lenins, der die Reden 
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und Schriften über die Revolution von 1917 enthält, in deutscher Sprache*), dem hoffentlich bald 

auch seine Schriften über die Revolution von 1905 folgen werden, gibt den breitesten Parteikreisen 

die Gelegenheit, die Prinzipien der leninistischen Taktik in umfassender Weise kennen zu lernen. 

* 

Indessen kann vielleicht eine solche Fragestellung nach den P r i nz i p i en  der revolutionären Taktik 

von vornherein bestimmten Einwänden begegnen. Wir haben hier selbstverständlich nicht die refor-

mistischen Einwände im Auge, die aus der für den Reformismus naturnotwendigen Einstellung sich 

ergeben, die Theorie von der Praxis zu trennen. Bekanntlich verneint der Reformismus jede Wissen-

schaft der Politik und zieht zwischen ihr, d. h. der Praxis der Arbeiterbewegung und der Taktik der 

Partei einerseits und der marxistischen Theorie anderseits, einen dicken Strich (s. Hilferdings Vor-

wort zum „Finanzkapital“). Es ist klar, daß diese Auffassung mit dem Marxismus nichts gemein hat 

und daß gerade der Marxismus-Leninismus in der w i s senscha f t l i chen  Beg r ündung  der revo-

lutionären Politik des Proletariats seinen höchsten Ausdruck findet. Lenin spricht sich darüber in fol-

genden klassischen Worten aus: 

„Der Marxismus verlangt von uns die genaueste, objektiv nachprüfbare Analyse des Wechselverhältnisses der 

Klassen in den konkreten Besonderheiten jedes geschichtlichen Augenblicks. Wir Bolschewiki waren stets 

bestrebt, dieser vom Standpunkt jeder wissenschaftlichen Begründung der Politik ganz unerläßlichen Forde-

rung gerecht zu werden.“ 

Wenn auch im wissenschaftlichen Lager des Kommunismus die Richtigkeit dieser Sätze allgemein 

anerkannt wird, so findet man doch auch hier die Meinung, es sei verfehlt, nach Prinzipien, nach 

a l l gem e i ngü l t i ge n Rege l n unserer Taktik zu fragen. Man argumentiert hierbei vielfach in fol-

gender Weise: „Die marxistisch-leninistische Taktik ist dadurch ausgezeichnet, daß sie die verschie-

denen Etappen des proletarischen Kampfes und die Aufgaben der Kommunistischen Parteien in ihnen 

nicht abstrakt beurteilt, sondern in ihrer spezifischen Eigenart zu erfassen sucht. Diese Taktik muß 

demnach ihrem Wesen nach höchst konkret, jeder ein-[399]zelnen historischen Situation angepaßt 

sein, aber das schließt die Herausarbeitung allgemeiner Richtlinien für unsere Taktik aus. Wer solche 

Richtlinien oder Prinzipien sucht, der verläßt von vornherein den Boden der höchst komplizierten 

Wirklichkeit und begibt sich in die luftige Region abstrakter Formeln.“ 

Solchen Einwänden darf eine gewisse Berechtigung nicht abgesprochen werden. Sicherlich ist die 

Warnung vor leeren Abstraktionen und „übergeschichtlichen“ Parallelen, die dieselbe Taktik in ver-

schiedenen historischen Etappen und Situationen zur Anwendung bringen sollen, bei der Bestimmung 

unserer Taktik ganz besonders am Platze. Lenin selbst wendet sich, namentlich in seinen „Briefen 

über die Taktik“ (S. 130) gegen das „Auswendiglernen und einfache Wiederholen von Formeln“, die 

der Konkretheit der Situation und der konkreten Bestimmung der parteitaktischen Aufgaben in keiner 

Weise gerecht werden, mit besonderer Schärfe. 

Aber wer aus den angeführten Gründen heraus es ablehnt, nach den Prinzipien unserer Taktik zu 

fragen, verkennt gerade das charakteristische Moment, die Gr und l age  des proletarischen Klassen-

kampfes, die notwendig seine Taktik in den verschiedenen historischen Entwicklungsetappen, sei es 

der bürgerlichen oder der proletarischen Revolution, bestimmt. Es ist das Proletariat als Sub j ek t, 

als aktive Kraft der Geschichte, woraus sich besondere Eigentümlichkeiten seines Befreiungskampfes 

auf jeder Etappe ergeben. Das Proletariat steht nicht bloß passiv dem geschichtlichen Prozesse ge-

genüber, sondern drückt ihm seinen charakteristischen Stempel auf, indem es aktiv in die Entwick-

lungsbedingungen eingreift, ihre Verhältnisse umgestaltet und die Tendenz des gesamten Prozesses 

in seinem eigenen Sinne herausarbeitet. Das hat unbedingt zur Folge, daß das Proletariat in der Ent-

wicklung der kapitalistischen Gesellschaft von vornherein d i e  i hm  a l l e i n  e i gen t üm l i chen  

Kam p f- und  Ak t i ons f o r men  zum Ausdruck bringt, ja schon in der bürgerlichen Revolution, na-

mentlich in den Revolutionen des 19. und 20. Jahrhunderts, zu allen anderen Klassen der bürgerlichen 

 
*) W. I. Lenin, Sämtliche Werke, Band XX (1. Halbband), „Die Revolution von 1917“. Verlag: Literatur und Politik, 

Berlin 1928. Die Seitenzahlen bei den folgenden Zitaten beziehen sich auf diesen Band. 
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Gesellschaft ein selbständiges Verhältnis gewinnt und daher auch seine eigenen Kampfmethoden und 

Kampforgane schafft, die sich g r undsä t z l i ch  von den Kampforganen und Kampfmethoden aller 

anderen Klassen unterscheiden. Es ist namentlich der „ökonomische“ Platz des Proletariats in dem 

gesamten Produktionssystem des Kapitalismus und seine soziale und politische Rolle als die „bis ans 

Ende revolutionäre Klasse“ (Lenin) der modernen Gesellschaft, als Hegemon aller Ausgebeuteten 

und Unterdrückten, es sind diese drei Momente insbesondere, die prinzipiell die Taktik des Proleta-

riats und seiner Partei im Verhältnis zu allen anderen Klassen (Großbourgeoisie und Kleinbürgertum) 

und zum bürgerlichen Staate beeinflussen. 

* 

Freilich, die Prinzipien der Leninschen Taktik können erst verstanden werden, wenn sie abgeleitet 

werden aus seiner Grundmethode, die Tatsachen des geschichtlichen Prozesses in ihrem Zusammen-

hange zu analysieren, daraus die bestimmten Aktions- und Organisationsmethoden der verschiedenen 

Klassen abzuleiten und auf diese Weise das Wechselverhältnis der verschiedenen Klassen und ihrer 

Parteien zueinander zu bestimmen. Wir wollen daher an dieser Stelle kurz die drei wesentlichen 

Merkmale, auf die sich die Leninsche Analyse einer bestimmten taktischen Situation gründet, her-

vorheben. 

E r s t e n s: Diese Analyse ist, wie es sich übrigens aus dem Wesen der Methode des dialektischen 

Materialismus von selbst ergibt, durch und durch dynami sc h; sie verfolgt die Erscheinungen nicht 

bloß in ihrer einfachen, allmählichen Entwicklung, um sie nach t r äg l i c h zu registrieren und in abs-

trakten Formeln zusammenzufassen, sondern sie verfolgt vor allem die Aufgabe, das Gesetz der Ver-

änderung einer bestimmten h i s t o r i s che n Si tua t i o n festzustellen. Daher richtet die Leninsche 

Analyse ihre besondere Aufmerksamkeit auf die Wend epunk t e de r [400] En t wick l ung, auf das 

Umschlagen der einen Etappe des Prozesses in die andere, wo die wirksamen ökonomischen und 

sozialen Kräfte in einer neuen, eigenartigen Konstellation auftreten und fast von selbst einen objek-

tiven Vergleich mit der vorhergehenden Gruppierung der Klassenkräfte usw. usw. ergeben. Die ver-

schiedenen Klassen, Strömungen und Parteien, werden gerade an solchen Übe r gängen  und Wen-

depu nk t en  in das grellste Schlaglicht der geschichtlichen Kritik gerückt, sie kritisieren sich selbst, 

sei es an den alten Aufgaben, die sie nicht bewältigt, oder an den neuen, die die neue taktische Situ-

ation vor sie stellt. Die Entwicklung vom Februar bis Oktober 1917 mit ihren fast blitzartig wech-

selnden Situationen gibt uns die Möglichkeit, diesen Wesenszug der Leninschen Analyse der Taktik 

besonders kennen zu lernen. Es sei hier namentlich auf den Übergang von der ersten Etappe der Re-

volution zur zweiten verwiesen, der uns glänzende Proben dafür liefert, wie Lenin den Vergleich 

zwischen einer vorhergehenden Etappe der Entwicklung und der nachfolgenden nicht „subjektiv“, 

sondern objektiv, aus der Art und Weise, wie die Klassen und ihre Parteien einander gegenübertreten, 

anstellt (S. 15 u. f.). 

* 

Zwe i t ens  Bei der Analyse der verschiedenen Kräfte, die einen Prozeß in der Entwicklung von einer 

taktischen Situation zur anderen vorwärtstreiben, kommt es Lenin darauf an, dasjenige Kettenglied 

herauszufinden, das über alle anderen Kräfte „übergreift“ und sie zu einem Knoten schürzt. In der 

Entwicklung von Februar bis Oktober 1917 ist es der Faktor de s  i m per i a l i s t i s chen  Kr i ege s, 

der die Rolle des „Regisseurs“ (S. 16) übernimmt, um gleichsam alle entgegengesetzten Klassen-

kräfte der Gesellschaft nach seiner Weise spielen zu lassen. Es ist einerseits der imperialistische Krieg 

als „Regisseur“, der den ganzen geschichtlichen Prozeß in ungeheurem Maße besch leun i g t‚ indem 

er die Klassengegensätze immer mehr verschärft und auf die Spitze treibt, anderseits führt er die 

Gesamtentwicklung an ihre notwendige Gr enze  heran, wo ein Sprung, eine jähe Wendung erfolgen 

muß, die eine ganz neue und eigenartige Gestaltung der Klassenkräfte und ihres Wechselverhältnisses 

zueinander erfordert. 

„Der imperialistische Krieg mußte mit objektiver Unvermeidlichkeit den Klassenkampf außeror-

dentlich beschleunigen und unerhört zuspitzen, mußte in den Bürgerkrieg zwischen den feindlichen 

Klassen umschlagen.“ (S. 16, 17, 21). 
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Neben dem imperialistischen Kriege müssen selbstverständlich der Prozeß der Revolution selbst (z. 

B. 1905 und 1917) wie auch die Diktatur des Proletariats als solche „Beschleuniger“ und „Regis-

seure“ der gesellschaftlichen Entwicklung aufgefaßt werden. („Revolutionen sind Lokomotiven der 

Geschichte“ – Marx). 

Dr i t t en s: Die Methode Lenins bei der Herausarbeitung einer taktischen Linie zielt vor allem darauf 

hin, die besondere E i gena r t  einer bestimmten Situation herauszuarbeiten, die sie über sich selbst 

hinaustreibt. Seine Analyse richtet sich hierbei vor allem darauf, nachzuweisen, daß in bestimmten 

Etappen des Klassenkampfes die en tgegengese t z t en  Krä f t e  von  ve r s ch iedene r  Se i t e  her 

den Entwicklungsprozeß in derselben Richtung beschleunigen, indem sie ihre Gegensätze auf die 

Spitze treiben und die Spannung unvermeidlich zu einer Explosion fortführen müssen. Die „Eigenart“ 

eines Prozesses, der zu einem neuen Wendepunkte hintreibt, beruht nach Lenin vor allem darauf, daß 

die polar gegensätzlichen Kräfte in einer widerspruchsvollen Synthese des heftigsten Kampfes ge-

geneinander, mag dieser Kampf zunächst latent oder ganz offen sein, zusammengekoppelt werden. 

Diese eigenartige Zusammenkoppelung der entgegengesetzten Kräfte findet in jeder revolutionären 

Entwicklung ihren prägnantesten, klas-[401]sischen Ausdruck in dem sogenannten Zustand des 

Gleichgewichts: „Die Waagschalen schwanken hin und her“ (Lenin). Der Zustand des Gleichge-

wichts der Klassenkräfte wird von Lenin in erster Reihe als objektive Feststellung der neuen Grup-

pierung der in der Revolution miteinander ringenden Klassen in ihrem Ver hä l t n i s  zum  bes t e -

henden  S taa t  gewertet: während die Klassen der Reaktion immer mehr an Boden und ach verlieren 

und ihre Staatsorgane zusammenschrumpfen, sind die revolutionären Klassen noch nicht fähig oder 

noch nicht genügend bereit und organisiert, ihr vollständig den Garaus zu machen und ihre eigene 

Staatsmacht zu begründen. Die bürgerlichen Ideologen und Geschichtsforscher nennen einen solchen 

Zustand, der der revolutionären Entscheidung unmittelbar vorangeht, – „Anarchie“! 

In zweiter Linie verdient der Gleichgewichtszustand der Klassenkräfte in der Revolution deshalb eine 

besondere Beachtung, weil in ihm die Tendenz der Weiterentwicklung fast unmittelbar durchsichtig 

wird, die Tendenz der notwendigen Scheidung und Sprengung der eben noch in dem Gleichgewichts-

zustande „verbundenen“ Klassen, die Tendenz des notwendigen Hinaustreibens der Revolution über 

die gegebene Etappe hinaus. Daher liegt in dem Gleichgewicht, in der Statik dieser eigenartigen his-

torischen Situation, die in jeder Revolution auftritt, das Gesetz des Übergangs, der Dynamik verbor-

gen. Und dieser Übergang ist stets von epochem achende r  Bedeutung, da an ihm die Wendung 

zur Vergangenheit oder zur Zukunft, zur Weiterführung der Revolution oder zur Restauration eintritt. 

Eine besondere Form des Gleichgewichts der Klassenkräfte machte sich beim Übergang von der bür-

gerlichen zur proletarischen Revolution von 1917 in der von Lenin meisterhaft analysierten „Doppel-

herrschaft“ geltend. Diese eigenartige Form der Doppelherrschaft wurde durch die ei en Momente 

gekennzeichnet, daß im Augenblick des unerwartet raschen Triumphes der bürgerlichen Revolution 

über den Absolutismus die offizielle Regierung der Bourgeoisie keine Gewaltherrschaft über die 

Massen ausübte, diese Massen aber, die den Sturz des Zarismus aus ganz verschiedenen Motiven und 

Interessen als die Bourgeoisie herbeigeführt hatten, ihr noch Vertrauen entgegenbrachten. Es war eine 

besondere, in der Revolutionsgeschichte nur höchst seltene Art und Weise der Zusammenkoppelung 

der Klassenkräfte, die in dieser Form der Doppelherrschaft zum Ausdruck kam. Aber hiermit war 

auch schon das Gesetz der notwendigen Weiterentwicklung, der Sprengung der eigenartigen „Ein-

heit“ gegeben: „Es unterliegt nicht dem geringsten Zweifel, daß eine solche ‚Verflechtung auf die 

Dauer nicht bestehen kann. Zwei Staatsgewalten können in einem Staate nicht bestehen. Eine von 

ihnen muß abtreten. (S. 149 u. f.) 

II. 

Nach dieser summarischen Übersicht über die Hauptmerkmale der Leninschen Analyse der Taktik 

wollen wir einige taktische Prinzipien des Leninismus anführen, wie sie sich aus Lenins Darstellung 

der Ereignisse und Erfahrungen der russischen Revolution von 1905 und 1917 ergeben. Wir wollen 

jedoch bemerken, daß diese Aufzählung weder vollständig noch von einem sys t ema t i schen  Ge-

sichtspunkte aus aufgestellt ist. 
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1. Verhältnis des revolutionären Proletariats zur Bourgeoisie. 

Der Standpunkt der Leninschen Taktik ist hier in jedem Falle unve r söhn l i c h. Schon am Vorabend 

der Revolution von 1905 bekämpft er die Auffassungen der Menschewiki, als ob man die Liberalen 

durch bestimmte Abmachungen, Verträge usw. binden oder zum „Zusammengehen“ zwi ngen  

könne. Diese Unversöhnlichkeit des Standpunktes des Proletariats in der Taktik gegenüber seinem 

eigentlichen Klassenfeinde, der Bourgeoisie, ergibt sich für Lenin aus der marxistischen Analyse der 

wirklichen Motive und der notwendigen Bedingungen des Klassenkampfes der [402] bürgerlichen 

Gesellschaft. Eine Klasse kann niemals auf ihre wirklichen Interessen verzichten; weder durch gutes 

Zureden, noch durch Abmachungen, Petitionen usw. kann die Bourgeoisie von ihrem Ziel abgebracht 

werden, und darin liegt gerade der reformistische Verrat an der Arbeitersache, die Todsünde  j ede r  

Koa l i t i onspo l i t i k  m i t  de r  Bour g e o i s i e‚ daß sie anstatt die wirklichen Bedingungen des 

Klassenkampfes zu entwickeln, die Arbeiterklasse mit Illusionen darüber abspeist, daß die Kapitalis-

ten irgendwie wirklich ihre Klasseninteressen preisgeben oder auf ihre Macht gutwillig verzichten 

würden. „Die Kapitallisten können ebensowenig auf die Wahrnehmung ihrer Interessen verzichten, 

als ein Mensch sich selbst an seinen Haaren hochziehen kann“ (S. 55, siehe auch S. 35, 39.) 

Da diese Bestimmung des fundamentalen Verhältnisses des Proletariats zu der Bourgeoisie in den 

i m per i a l i s t i s chen  Ländern das A und O der leninistischen Taktik bildet und in das allgemeine 

Bewußtsein der Kommunistischen Parteien übergegangen ist, bedarf dieser Punkt keiner weiteren 

Auseinandersetzung. Hervorzuheben ist nur, daß diese Leninsche Grundauffassung den Hauptbe-

standteil seiner Kritik aller „Verfassungsillusionen“ und aller sogenannten Forderungen von Kon-

trolle über die bürgerliche Regierung, von „Produktionskontrolle“ usw. bildet. Weiterhin ergibt sich 

aus dieser Unversöhnlichkeit des Proletariats gegenüber dem bürgerlichen Staate die Notwendigkeit, 

in der proletarischen Kampftaktik die legalen und illegalen Kampfmethoden s t e t s  z u  kom bin i e -

r e n. Namentlich in den obengeschilderten Zuständen des Gleichgewichts der Klassenkräfte ist diese 

Unversöhnlichkeit des proletarischen Kampfes gegenüber der Bourgeoisie, ihren Parteien und ihrem 

Staate von höchster Bedeutung. (S. 322 und 324) 

2. Das Verhältnis des revolutionären Proletariats zum Kleinbürgertum und  

namentlich zu den werktätigen Bauern 

Bei der Bestimmung dieses Verhältnisses kommen die Prinzipien der Leninschen Taktik ganz beson-

ders prägnant zum Ausdruck, denn es umfaßt so wichtige Bestandteile des Leninismus, wie die Lehre 

von der Hegemonie des Proletariats und der „Volksrevolution“. Die Massen aller Werktätigen müs-

sen vom Proletariat zu Verbündeten gemacht werden, soll die Revolution wirklich siegreich durch-

geführt werden. Aber zur Realisierung dieses Zieles müssen die Bedingungen der Gewinnung des 

werktätigen Kleinbürgertums (namentlich der werktätigen Bauern) vom marxistischen Standpunkte 

aus klar festgestellt und durch die spezifischen Kampfmethoden, Kampf- und Organisationsformen 

des Proletariats und seiner Kommunistischen Partei erfüllt werden. 

Die politische Stellung des Kleinbürgertums in der Revolution, in der bürgerlichen und in der prole-

tarischen, ist infolge seiner sozialen Lage, einerseits als werktätige Schicht, anderseits als Schicht von 

Kleineigentümern, eine schwankende: es schwankt bald auf die Seite der Bourgeoisie, mit der es die 

Grundlage des Privateigentums gemein hat, bald auf die Seite des Proletariats. Sofern die Klassenin-

teressen des Kleinbürgertums durch seinen Charakter als werktätige Schicht bestimmt sind, muß das 

Proletariat eine revolutionäre Zusammenarbeit, ein enges praktisches Zusammengehen in der Taktik 

mit diesem Lager der sogenannten „revolutionären Demokratie“ erstreben. Lenin betont dabei aber 

besonders, daß es ganz und gar nicht auf j u r i s t i s che  Abmachungen  mit den Ideologen oder den 

Vertretern der kleinbürgerlichen Parteien ankommt, die ja stets die Ideologie der herrschenden Bour-

geoisie auf das Kleinbürgertum übertragen, sondern auf die praktische Gewinnung der werktätigen 

Massen für die proletarische Taktik, anknüpfend an ihre wirklichen Interessen, die jedoch in ver-

schiedenen historischen Entwicklungsetappen ganz verschieden sind (z. B. in der bürgerlichen Revo-

lution ganz anders bestimmt sind als in der proletarischen Revolution, woraus sich auch bestimmte 

Klassendifferenzierungen innerhalb des Kleinbürgertums und der [403] Mittel- und Kleinbauern 
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ergeben). Sofern die Interessen des Kleinbürgertums durch seinen sozialen Charakter als Kleineigen-

tümer bestimmt werden, muß die proletarische Taktik in ihrer allgemeinen Linie sich grundsätzlich 

und klar der kleinbürgerlichen Linie entgegenstellen und insbesondere in allen Fragen der Ideologie, 

worin das Kleinbürgertum am meisten durch den Einfluß der Großbourgeoisie infiziert ist, ihren in-

ternationalen Charakter tragen. (S. 151.) In der Frage der Stellung zur Vaterlandsverteidigung wird 

dieser fundamentale Unterschied besonders klar. 

„Wir gehen vom Unterschiede der Klasseninteressen aus. Die Bauern, die Landarbeiter sind, müssen gegen 

den imperialistischen Krieg sein, die Bauern, die Besitzer sind, sind für das Oboronzentum“ (d. h. für die 

Vaterlandsverteidigung). (S. 239.) 

3. Organisierung der revolutionären Einheitsfront des Proletariats durch  

die Kommunistische Partei 

Das Prinzip der gesamten Arbeit der Kommunistischen Partei innerhalb des Proletariats ist die For-

derung der Sammlung und Organisierung des Proletariats auf seiner eigenen Grundlage der Revolu-

tion gegen die kapitalistische Gesellschaft und den bürgerlichen Staat überhaupt. Daraus ergibt sich, 

daß die Taktik der Einheitsfront, die die Partei zur Gewinnung der Mehrheit der Klasse für die eigene 

Politik anwenden muß, nicht auf irgendwelcher Zwangsübung oder Gewaltanwendung beruhen darf, 

sondern auf der Erringung des Ve r t r au e ns  des gesamten Proletariats durch unermüdliche, tagtäg-

liche Arbeit um die Lebensforderungen des Proletariats auf allen Etappen des Klassenkampfes und 

durch die Or gan i s i e rung  seines Kampfes um das Endziel. Daher fällt auch das Prinzip der Schaf-

fung der revolutionären Einheitsfront des Proletariats zusammen mit der wirklichen Erringung der 

Hegem on i e  der Kommunistischen Partei innerhalb des Proletariats, wobei hervorzuheben ist, daß 

diese Hegemonie nicht wie eine reife Frucht eines schönen Tages in den Schoß der Partei fällt, son-

dern jeden Tag au f s  neue  errungen und be wahr h e i t e t‚ sowie organisatorisch verankert werden 

muß. Die Schaffung der proletarischen Einheitsfront hat aber einerseits die Existenz einer festge-

schlossenen, als Avan tga r d e in allen taktischen Situationen den Kampf um die Tagesforderungen 

und das Endziel vorausbestimmenden Kommunistischen Partei, anderseits Befreiung des Proletariats 

von dem kleinbürgerlichen Einfluß durch schärfsten Kampf gegen alle sozialverräterischen Parteien 

zur Voraussetzung: 

„Also kritische Arbeit, K l a r m a c h e n der Fehler der bürgerlichen Parteien, Vorbereitung und Zusammen-

schweißung der Elemente der bewußt proletarischen Kommunistischen Partei, Befreiung des Proletariats aus 

der ‚allgemeinen kleinbürgerlichen Psychose.“ (S. 152.) 

4. Der Kampf der Partei des Proletariats gegen kleinbürgerliche  

Schwankungen in bestimmten taktischen Situationen 

a) In Zeiten des Niedergangs der revolutionären Welle, der Zersetzung der revolutionären Kräfte, da 

die Reaktion siegreich zu stets stärkeren Schlägen gegen das Proletariat ausholt und das Kleinbürger-

tum panikartig auf die Seite der Bourgeoisie hinüberschwenkt, ebenso in Zeiten der allgemein chau-

vinistischen Psychose muß die proletarische Linie der Taktik sich deutlich und radikal von dem „Ma-

növrieren“ der Kleinbourgeoisie abgrenzen, ja sogar vorübergehend von den kleinbürgerlichen Mas-

sen isolieren. Hier heißt die Parole: „Gegen den Strom!“. Hier darf die Partei sich nicht fürchten, in 

Isolierung zu bleiben, soll der prinzipielle Standpunkt der Zukunft der Bewegung über ihre Gegen-

wart triumphieren: 

„Ist es in einem solchen Augenblick nicht für Internationalisten mehr geziemend, der ‚Massenpsy-

chose zu widerstehen, als bei den Massen bleiben zu wollen, d. h. mit dem Strom zu schwimmen ... 

ist es nicht [404] unsere Pflicht, dem ‚Massentaumel zu widerstehen, auch wenn wir eine gewisse 

Zeitlang in der Minderheit bleiben?“ (S. 144. Siehe auch „Über die Revolution von 1905“, Sammel-

band S. 202/206.) 

b) In Zeiten des reißenden Aufschwungs der revolutionären Bewegung, da immer größere, von der 

Politik bis dahin unberührte Schichten in den Klassenkampf mit einbezogen werden und das Pendel 

der Entwicklung bald nach der einen, bald nach der anderen Seite ausschlägt, muß der Gefahr des 
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Übe r sp r ingens  von  E t appen  durch die Taktik der proletarischen Partei besonders gewehrt wer-

den. Zu dieser ultralinken Taktik des Überspringens neigen besonders die kleinbürgerliche Intelligenz 

und ihre ideologischen Strömungen des Blanquismus und Trotzkismus hin. Die proletarische Linie 

grenzt sich dadurch von der kleinbürgerlichen, ultralinken Linie ab, daß sie ihre Politik auf die be -

wuß t e  Be we gung  der Massen aufbaut und daher eine geduldige, hartnäckige Aufklärungsarbeit 

unter ihnen durchführt, eine Aufklärungsarbeit, die sich den praktischen Bedürfnissen der Massen 

anpaßt, zugleich aber ihre revolutionäre Aktivität durch die Eroberung und Leitung der durch die 

Massen selbst geschaffenen Kampforgane in höchstem Maße zu steigern sucht. Bei diesem Zusam-

menschluß zwischen der Kommunistischen Partei als der Avantgarde und den Massen ist aber das 

Prinzip der proletarischen Taktik, einerseits nicht auf das Provokationsspiel der Reaktion hineinzu-

fallen, die durch vorzeitige Aktion die proletarische Linie zum Scheitern bringen will („Festhalten 

des Kurses“), anderseits durch unmittelbaren, stets gesteigerten, revolutionären Druck auf die herr-

schende Klasse, deren Schwankungen zu beschleunigen und dadurch die schwankenden kleinbürger-

lichen Massen auf die eigene Seite zu bringen. (S. 136, 236, 323.) 

5. Grundregeln der Durchführung der proletarischen Taktik 

Aus der spezifischen revolutionären Klasseneigenschaft des Proletariats ergibt sich sein allgemeines 

Verhältnis zum Kleinbürgertum, das von Lenin in die drastische Formel gebracht wurde: „Wer den 

Schwankenden stützen will, muß selbst zuerst aufhören zu schwanken.“ Daraus ergeben sich be-

stimmte prinzipielle Bedingungen für die Durchführung der proletarischen Taktik. Die Grundregel 

hierfür hat Lenin schon in der Diskussion des ersten Entwurfs zum Programm von 1903 in die klas-

sischen Worte geprägt: „Zue r s t  t r e nne n, dann  ve r e ine n!“, das heißt, das Proletariat muß 

zwecks der klaren Herausarbeitung und Durchführung seiner eigenen Taktik, seiner festen und kon-

sequenten Politik der bis ans Ende revolutionären Klasse, sich zunächst ideologisch und organisato-

risch von allen kleinbürgerlichen Stellungnahmen loslösen und seine eigene Klassenstellung bezie-

hen. Das kann jedoch bloß auf Grundlage einer selbständigen Organisation unter Führung der Kom-

munistischen Partei geschehen. Es ist wichtig, hierbei hervorzuheben, daß bei Lenin das Prinzip der 

Durchführung einer wirklich proletarischen Taktik vor allem auf der Forderung der Or gan i s i e -

r un g, des selbständigen Zusammenschlusses des Proletariats beruht. Darin kommt die spezifische 

Rolle der Kommunistischen Partei als der bewußten Trägerin der proletarischen Taktik in allen ihren 

Etappen und als des Zentrums der revolutionären Durchorganisierung der gesamten Arbeiterklasse 

prägnant zum Ausdruck. Denn nur eine solche Durchorganisierung des Proletariats durch die Partei 

wird ihm die Möglichkeit geben, wirklich die Rolle des Hegemons aller ausgebeuteten Werktätigen 

zu spielen und die Volksrevolution zum Siege zu führen. Die Forderung nach einer ideologisch und 

organisatorisch reinlichen Scheidung des Proletariats als Klasse ist die notwendige Voraussetzung 

dafür, daß es die werktätigen Massen für sich selbst als be wuß t e  Verbündete gewinnt. Denn anders 

ist nicht einmal e i ne  r evo l u t i onä r e  E i nhe i t s f r on t  i nne r ha l b  de s  P r o l e t a r i a t s  als des 

Vortrupps aller Ausgebeuteten, geschweige denn die revolutionäre Einheitsfront aller Werktätigen 

möglich. In diesem Sinne formulierte Lenin schon vor 1905 in einer fast programmatischen Weise 

das Prinzip der Durchführung der [405] Hegemonie „Zuerst arbeiten wir unseren eigenen proleta-

risch-revolutionären Standpunkt heraus, dann werden und müssen wir alle auffordern, sich uns auch 

anzuschließen.“ Das ist auch die Forderung, die er als die Hauptlosung, als die Tagesparole des Über-

gangs von der bürgerlichen zur proletarischen Revolution 1917 aufstellt: „Arbeiter, ihr habt im Bür-

gerkrieg gegen den Zarismus Wunder an proletarischem Heldenmute vollbracht. Ihr müßt Wunder 

vollbringen bei der Organisierung des Proletariats und des gesamten Volkes, um euren Sieg in der 

zweiten Etappe des Bürgerkriegs vorzubereiten.“ (S. 24 sowie S. 41, 50, 243.) 

6. Organisierung und Auswahl der Kampfformen in der leninistischen Taktik 

In den spezifischen Kampfformen und Aktionsmethoden des Proletariats drückt sich, wie erwähnt, 

seine historische Rolle der bis ans Ende revolutionären Klasse aus, die die kapitalistische Ausbeu-

tungsweise, somit jede Ausbeutung und den Staat überhaupt überwindet. Die leninistische Taktik 

knüpft unmittelbar an die vom Proletariat selbst geschaffenen Formen an, an die von der schöpferi-

schen Kraft des revolutionären Volkes „entdeckten“ Kampforgane und Aktionsmethoden, weil darin 
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die Bedingungen und Entwicklungstendenzen des proletarischen Kampfes und des Revolutionspro-

zesses durch die Massen selbst gleichsam als ge ronnene  E r f ah r ungen  in eine bestimmte orga-

nisatorische Form gebracht werden. Aber freilich bleibt die leninistische Taktik nicht bei der Sponta-

neität der Selbstbewegung der Massen stehen, wiewohl sie sich auf die von ihnen geschaffenen Be-

wegungsformen unmittelbar stützt, um sie bewußt und planmäßig zusammenzufassen und die darin 

angesammelte Kraft und Erfahrung der Massen selbst auf das gegebene taktische Ziel hinzulenken. 

Es ist bekannt, daß Lenin oft und nachdrücklich von der schöpferischen Kraft des Volkes bei der 

Hervorbringung der bestimmten Kampfformen und -organe gesprochen hat, was ihm seitens 

Plechanow sogar den Vorwurf des Mystizismus eingebracht hat. Es ist bekannt, mit welcher Gründ-

lichkeit er die verschiedenen Formen des ökonomischen Streikes, des politischen Streikes, des Auf-

standes usw. studiert und miteinander verglichen hat. Aber nicht genügend bekannt ist, daß er gerade 

das Wesen der bolschewistischen Taktik zum Unterschied von der menschewistischen darin erblickt, 

daß die erstere bestimmte Kampfformen und Aktionsmethoden für eine bestimmte Etappe auf e in  

f e s t ges t e l l t e s  Z i e l  h i n l enk t  und  o r gan i s i e r t. Gerade in der entsprechenden Wahl der 

Kampfformen und ihrer Kombinierung für das bestimmte taktische Ziel kommt es zum Ausdruck, ob 

die Partei den  Cha r ak t e r  und  Inha l t  der betreffenden historischen Etappe und der in ihr not-

wendigen Aktion erkannt hat oder nicht. Fehler sind bei Bestimmen des Moments der Kampagne 

zulässig, niemals aber bezüglich ihres Inhalts, weil sonst ganz verkehrte Kampfformen und Aktions-

methoden vorgeschlagen werden, die das Vertrauen der Massen zu der Partei als der Avantgarde 

vollständig zu untergraben imstande sind. 

7. Prinzipielle Bedeutung der Räteform im Kampfe um die Macht 

Die leninistische Taktik im Kampfe um die Macht kann selbstverständlich hier weder in ihren einzel-

nen Teilen und Zielsetzungen, beispielsweise in der Lehre vom Aufstande usw., noch in einer allge-

meinen Weise erörtert werden. Als das wichtigste Prinzip der leninistischen Taktik in der Or gan i -

s i e r ung  des Kampfes um die Macht muß jedoch seine Behandlung der Räteform als der Fo rm  des  

Auf s t andes  in der proletarischen Revolution, die unmittelbar in die S t aa t so r gane  de r  p r o l e -

t a r i s chen  Di k t a t u r  übergeht, festgestellt werden. Fast alle taktischen Analysen Lenins in der 

„entscheidenden Frage der Revolution“ – aber die Hauptfrage der Revolution ist die Frage der Macht 

– drehen sich um den Punkt, welche Kampforgane des Proletariats berufen [406] sind, Aufstandsor-

gane für die Zertrümmerung des bürgerlichen Staates und Staatsorgane für die Aufrichtung der pro-

letarischen Herrschaft zu werden. Der allgemeine Gesichtspunkt, von dem Lenin hierbei ausgeht, wie 

schon früher Marx und Lassalle, das ist die Auffassung, daß das Proletariat in dem Kampfe um die 

Staatsmacht, beim Versuche, an Stelle der alten Ordnung seine von Grund aus neue Ordnung zu set-

zen, nur solche Kampforgane schaffen, solche Kampfmittel anwenden kann, die p r inz i p i e l l  dem 

Kampfziel entsprechen. 

Lenin weist auf Grund der Erfahrungen der Revolution von 1905 und 1917 die Arbeiter- und Solda-

tenräte als die Aktionsform der proletarischen Revolution nach, die die Aufgabe der Zerstörung des 

Alten mit der Aufgabe des Aufbaues des Neuen unmittelbar vereinigt. Daraus ergibt sich die prinzi-

pielle Bedeutung der proletarischen Taktik in der Organisierung und Eroberung der Arbeiter- und 

Soldatenräte für den Sturz des Kapitalismus. Diese Kampfform der proletarischen Revolution, wie 

übrigens jeder wirklichen Volksrevolution, in der die breitesten Massen eine über ihnen stehende 

Staatsgewalt zu vernichten suchen, hat deshalb eine allgemein gültige Bedeutung, weil in ihr die Be-

dingungen der radikalen Durchführung der Revolution unmittelbar gegeben sind. Diese Bedingungen 

sind: die bewaffnete Macht muß unmittelbar in den Händen des Volkes liegen, sie darf nicht über 

ihm stehen. Sie muß polizeiliche Funktionen ausüben, sie muß in der allgemeinen Bewaffnung der 

werktätigen Massen den Grad der Organisiertheit erreichen, daß sie unmittelbar als Einrichtung der 

Staatsmacht auftreten kann. Mit einem Worte: Sie muß als Aufstandsorgan unmittelbar ihrem sozia-

len Wesen nach in Machtorgane übergehen, die mit dem Volke verwachsen sind. 

In diesem Zusammenhange der Organisierung des siegreichen proletarischen Aufstandes kommt die 

besondere Eigenart der leninistischen Taktik dadurch in prinzipieller Weise zum Ausdruck, daß sie 
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fast ganz mit der Aufgabe der Or gan i s i e r ung  der Massen, ihrer ideologisch bewußten und orga-

nisatorisch straffen Zusammenfassung für den letzten Ansturm gegen den bürgerlichen Staat zusam-

menfällt: „Wir müssen es verstehen, unsere Taktik und unsere nächsten Aufgaben den Besonde r -

he i t en  jeder gegebenen  Situation anzupas sen  ... Auf der Tagesordnung steht eine organisato-

rische Aufgabe, die aber keinesfalls schablonenhaft im Sinne einer Tätigkeit nur in schablonenhaften 

Organisationen verstanden werden kann, sondern im Sinne der Heranziehung von gewaltigen Massen 

der unterdrückten Klassen in noch nie gewesenem Umfange zur Organisation und zur Erfüllung mi-

litärischer, allgemein staatlicher und volkswirtschaftlicher Aufgaben durch eben diese Organisation.“ 

(S. 50, 51, siehe auch S. 44, 47 u. a. m.) 

8. Die internationale Aktionsgrundlage der leninistischen Taktik 

Ein weiteres Prinzip der leninistischen Taktik, das keiner weiteren Ausführung bedarf, ist ihr inter-

nationaler Charakter. Die leninistische Taktik ist stets darauf gerichtet, die Kampflage und die 

Kampfaufgaben des Proletariats vom internationalen Gesichtspunkte aus zu analysieren und festzu-

stellen. Das ergibt sich nicht nur aus den allgemeinen Bedingungen der Epoche des Imperialismus 

und der sozialen Weltrevolution, sondern auch daraus, daß der Leninismus bei der Aufstellung seiner 

taktischen Aufgaben mit der revolutionären Ergebenheit und Solidarität des Proletariats aller Länder 

rechnet. Ein Musterbeispiel dafür ist die Aktionsparole der Verbrüderung, die Lenin ebenfalls als eine 

prinzipiell proletarische Aktionsmethode im Kampfe gegen den Imperialismus gegenüber allen Zwei-

feln und Verhöhnungen seitens der Zentristen verfochten hat. Wie die leninistische Taktik ihrem 

grundsätzlichen Wesen nach internationalistisch ist, weil sie alle taktischen Fragen des Proletariats 

vom wissenschaftlichen Standpunkt der revolutionären Entwicklung beurteilt, so gelten [407] auch 

alle ihre Feststellungen und Ergebnisse für den internationalen Kampf des Proletariats. 

Zum Schlusse wollen wir nochmals betonen, daß wir im vorhergehenden einen freilich höchst unge-

nügenden Versuch machen wollten, die Taktik des Leninismus in prinzipieller Weise einem ausge-

breiteteren, gründlicheren Studium zu unterziehen. 

* 

Die französische Sozialdemokratie und die Kammerwahlen  
Von W. A l b y * )  

In diesem zweiten Aufsatz über die Kammerwahlen soll eingehender die Bedeutung des zweiten 

Wahlgangs, die Rolle der Sozialdemokratie und die Durchführung der Taktik der KPF: „Klasse gegen 

Klasse“, behandelt werden, Dabei wird es möglich sein, die tiefgehenden Veränderungen des Klas-

sen-kampfes und der Taktik der französischen Sektion der KPF sowie die konterrevolutionäre Rolle 

der französischen Sozialistischen Partei zu beleuchten. Das ist um so notwendiger, als ja die deutsche 

Sozialdemokratie und mit ihr die ganze Zweite Internationale durch Entstellung der letzten Ereignisse 

in Frankreich ihren Angriff auf den Kommunismus zu verschärfen suchen. 

Die französische sozialistische Partei, der linke Flügel der Bourgeoisie 

Die sozialistischen Führer Frankreichs gaben ihrer Bourgeoisie zahllose Beweise ihrer Zuverlässig-

keit für die Aufrechterhaltung der kapitalistischen Klassenherrschaft. 

Die demokratisch-pazifistische Ära von 1924 begünstigte außerordentlich die Entwicklung der Sozi-

alistischen Partei. Demagogisch verfocht sie alle pazifistischen und demokratischen Illusionen, die in 

den kleinbürgerlichen Massen, zum Teil auch in proletarischen Schichten, aufkamen. Die Niederlage 

des Nationalblocks trug sie am 11. Mai 1924 mit den Radikalen zur Macht. Das war der letzte Vorstoß 

der kleinbürgerlichen Massen gegen die Herrschaft des Großkapitals. Sozialisten und Radikale hatten 

ungefähr das gleiche Reformprogramm, dessen revolutionärste Forderung die übrigens rein demago-

gische Formel der „Kapitalsabgabe“ war. Die Formel des Nationalblocks, „die Boches müssen be-

zahlen“, wurde ersetzt durch die Linksblockformel: „die Reichen müssen bezahlen“. 

 
*) Siehe „Internationale, Heft 10, Seite 294. Wir mußten an dem Artikel des Genossen A l b y  aus Raumgründen einige 

Kürzungen vornehmen. 
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Die Sozialistische Partei, die in der Wahl von 1924 auf gemeinsamen Listen mit den Radikalen kan-

didiert hatte, vertiefte durch ihre bedingungslose Unterstützung der Linkskartellregierungen die Ver-

wirrung in den werktätigen Massen, sie verwischte die Klassengegensätze und entfachte die 

schlimmsten, gefährlichsten Illusionen über den Segen des bürgerlich-demokratischen Regimes. Der 

Sieg des Linksblocks war der Gipfelpunkt einer durch fünfzig Jahre währenden Massenverdummung 

durch „demokratische“ Traditionen. 

Zu dieser Zeit sagte die Kommunistische Partei: Nationalblock oder Linksblock, ungleiche Kappen, 

aber gleiche Brüder! Das war nur die Wahrheit. Der enorme Fortschritt der Industrialisierung Frank-

reichs, die Konzentration des Kapitals gab dem Finanzkapital überragende Macht. Das Zurückbleiben 

der politischen Entwicklung hinter der ökonomischen ermöglichte den Wahlsieg des Linkskartells, 

der eine Politik nach den Interessen des Kleinbürgertums machen sollte Aber zwei Jahre genügten, 

um die phrasenhafte Politik der kleinbürgerlichen Parteien zum Bankrott vor der Politik des [408] 

Großkapitals zu führen. Zunächst hatte von 1924 bis 1926 ein Teil der Groß-bourgeoisie, vor allem 

die Handelsbanken und die Fertigindustrie, ein Interesse daran, die „Links“regierung am Ruder zu 

halten. In Wirklichkeit diktierte das Finanzkapital unbeugsam gegen alle Behinderung durch die 

Linkskonstellation des Parlaments. 

Im letzten Aufsatz erklärten wir, wie sich das Finanzkapital schließlich offen auch der Regierung 

bemächtigte. Die Radikale Partei trat in die „Union nationale“, in die nationale Einheitsfront ein. Die 

Sozialistische Partei hinderte sie nicht im geringsten daran! Wie die Sozialistenführer aber gleichzei-

tig mit aller Kraft an der Stabilisierung des kapitalistischen Regimes arbeiteten, haben wir bereits 

dargelegt. 

Was heute vor allem zu unterstreichen ist, das ist die systematische Bündnispolitik der Sozialistischen 

Partei mit den bürgerlichen Parteien, der vollkommene Verzicht auf den Klassenkampf, die Politik 

der Verwischung der Klassengegensätze, dies alles, um eine amorphe Masse zu schaffen, die der 

kapitalistischen Herrschaft treu ergeben bleibt, indem sie sich vom Scheinkampf zwischen „Weißen“ 

und „Roten“, zwischen „linker“ und „rechter“ Bourgeoisie ablenken läßt. Selbst die Kommunistische 

Partei erschien zeitweilig als der äußerste Linke Flügel des Linkskartells, und nicht als die einzige 

Partei des Proletariats, seine Avantgarde, die es zur Revolution führt! 

Seit die „Union nationale“ mit ihrem imperialistischen Programm zur Macht gekommen ist, belebt 

eine Losung alle Fraktionen der Bourgeoisie: „Der Feind ist der Kommunismus!“ 

Tatsächlich ist ja auch der Kommunismus die einzige Kraft, die das Proletariat gegen die Politik der 

Rationalisierung, der kolonialen Unterdrückung, der Unterdrückung der Arbeiterklasse und der Vor-

bereitung des Krieges gegen die Sowjetunion führt. Im Maße, in dem der Klassenkampf sich zuspitzt, 

erscheint dagegen die Sozialistische Partei immer mehr und mehr als linker Flügel der Bourgeoisie, 

während die KPF trotz der Fehler, die sie begangen hat, zur einzigen Partei des Proletariats geworden 

ist. 

Die Fäulnis des parlamentarischen Regimes 

Unserer Analyse der Kammerwahlen fügen wir einige charakteristische Tatsachen an, die ein besse-

res Bild über die wahre Bedeutung der Abstimmungen vom 22. und 29. April geben werden. 

Ein bürgerlicher Journalist, Herr G. Lachape l le‚ hat das Gesamtbild des Wahlergebnisses nach 

dem Arondissement-Wahlsystem dem Gesamtbild gegenübergestellt, das das Proportional-Wahlsys-

tem ergeben hätte. 

Parteien Stimmen im 

1. Wahlgang 

Zahl der Abgeord-

neten nach dem 

gegenwärtig.  

System 

Zahl der Abge-

ordneten nach 

dem Proportion-

System 

Konservative  328.135  15  24 

Gruppe Mann  1.008.224  142  74 

Linksrepublikaner  1.225.942  103  90 

Radikale  551.609  53  40 
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Parteien Stimmen im 

1. Wahlgang 

Zahl der Abgeord-

neten nach dem 

gegenwärtig.  

System 

Zahl der Abge-

ordneten nach 

dem Proportion-

System 

Radikalsozialisten  1.617.472  126  119 

Republikan Sozialisten  323.832  31  24 

Sozialisten  1.717.212  104  126 

Kommunisten  1.060.334  14  77 

Verschiedene  223.332  5  16 

Zusammen  8.056.112   

Der lehrreichste Vergleich dieser Tabelle läßt sich zwischen der reaktionären Parlamentsfraktion und 

der der Kommunisten ziehen: 

Gruppe Mann 1.008.244 Stimmen 142 Mandate 

Kommunisten 1.060.344 Stimmen 14 Mandate 

[409] Und der Bourgeois Lachapelle ruft aus: „Ein Wahlsystem, das solche Ungerechtigkeiten auf-

weist, kann man wahrhaftig nicht verteidigen!“ 

Wir haben bereits gezeigt, wie die Wahlen vorbereitet wurden. Untersuchen wir einmal etwas genauer 

die Rolle der Sozialdemokratie. Der sozialistische Abgeordnete Ferdinand Bou i s so n, der Präsident 

der abgetretenen Kammer, schrieb am 3. Juni 1926 im „Petit Provençal“: 

„Wenn das Arrondissement-Wahlrecht abgelehnt wird, dann werden wir 1928 Kammerwahlen nach 

dem gegenwärtigen System haben, das uns 1924 den Linksblock brachte. Nun, 1928, das ist eine 

einfache Tatsachenfeststellung, werden die Sozialisten in den großen Arbeiterzentren mit den Kom-

munisten die Einheitsfront bilden müssen, so wie sie 1924 durch die Gewalt der Tatsachen gezwun-

gen waren ein Kartell mit den Radikalen einzugehen. Die einzige Möglichkeit für diejenigen, die 

keine Einheitsfront mit den Kommunisten wollen, bietet das Arrondissement-Wahlsystem. Ich gehe 

noch weiter: Das  Ar r ond i s s emen t-Wahl sys t em  i s t  da s  e i nz i g e, da s  d i e  Anzah l  de r  

Kom m uni s t i s chen  Depu t i e r t en  i n  de r  Kam m er  au f  a ch t  b i s  z ehn  he run t e r d r ücken  

kan n. In Paris und in der Seine und Oise wird es gewählte Kommunisten geben, in der Provinz 

keinen einzigen. Die Kommunisten wissen das sehr gut, und darum bereiten sie sich vor, in der Kam-

mer das Arrondissement-Wahlsystem mit dem Mut der Verzweiflung zu bekämpfen. Nachdem diese 

Tatsachen vorliegen, fragt man sich, was für ein Teufel die entschlossenen Antikommunisten reitet, 

die dennoch hartnäckig das Arrondissement-Wahlsystem angreifen, da s e i nz i g e‚ wa s d i e  Kom -

m un i s t i s che  Pa r t e i  i n  F r ank re i ch  ze r t rüm m er n  kan n.“ 

Dieses zynische Geständnis eines der verantwortlichsten Sozialistenführer kennzeichnet die Zusam-

menarbeit des sozialistischen Generalstabs mit der Bourgeoisie, deren Losung ist: „Der Feind ist der 

Kommunismus!“ 

Aus Angst, sich völlig vor den Arbeitern zu demaskieren, nahmen dann die Sozialistenführer auf 

ihrem Weihnachtskongreß einen Beschluß auf eine elastische Taktik an, „die der Reaktion den Weg 

versperren sollte“. Die ganze Diskussion des Kongresses, die sich heftigst gegen die Kommunistische 

Partei kehrte, und seine Entscheidungen mit der Wahlplattform wandten sich ausschließlich gegen 

die Kommunisten, während gleichzeitig diese Sozialisten sich doch Hoffnungen auf die kommunis-

tischen Stimmen im zweiten Wahlgang machten. 

Gleich zum ersten Wahlgang schlossen die sozialistischen Föderationen in den meisten französischen 

Bezirken ein Abkommen, wonach sie sich im zweiten Wahlgang zurückziehen sollten. 

In einigen Wahlbezirken kandidierten sie überhaupt nicht, machten aber für die linksbürgerlichen 

Kandidaten Propaganda. Bezeichnend dafür ist ein Beschluß der sozialistischen Föderation von Lan-

des: „Trotz ihres lebhaften Wunsches, ihre Grundsätze zu vertreten, wolle sie nicht die ausscheiden-

den Abgeordneten (Radikalsozialisten!) gefährden und werde deshalb keine Kandidaten aufstellen“. 

Während des Wahlkampfes endlich hat die Sozialistische Partei derart das Feuer auf die Kommunis-

ten konzentriert, daß ihr Führer Leon B l um  am Tage nach den Wahlen feststellen mußte, „seine 

Partei habe, die Kräfte der Reaktion unterschätzt“. 
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So hat die Sozialistische Partei glänzend ihren Einzug in die nationale Einheitsfront gehalten. Sie 

verschmolz sich zielbewußt mit den „links“bürgerliche Parteien und setzte den Kampf gegen die 

„Reaktion“ an Stelle des Klassenkampfes. 

Die Bourgeoisie hat diese Verdienste anerkannt. Die Sozialisten Ferdinand Boisson, Tasso in Mar-

seille, Paul Boncour, Constans und Cie. waren Sammelkandidaten der Bourgeoisie in deren Wahl-

kreisen gegen die Kommunisten schon im ersten Wahlgang. Zahlreiche andere sozialistische Kandi-

[410]daten, wie Frott, Chastanet, Tilloyet und Konsorten, waren vom ersten Wahlgang ab die Kandi-

daten der Radikalen Partei. 

Im zweiten Wahlgang aber ist die Verbindung der Sozialistenführer mit der Bourgeoisie erst recht 

zum Vorschein gekommen. Überall traten sozialistische und radikale Kandidaten voreinander zurück. 

Eine Hetzkampagne gegen die Kommunisten begann mit der blödsinnigen Anklage: „Die Kommu-

nisten helfen der Reaktion“. Niemand anders als der Chef der französischen Faschisten, Henry de 

Kerilles, entlarvte höchst selbst dieses ungeheuerliche Manöver, als er im „Echo de Paris“ seinen 

reaktionären Truppen die Losung gab: „Stimmt gegen den Röteren, für den weniger Roten!“ 

Die klare Haltung der Kommunistischen Partei, die ihre Taktik „Klasse gegen Klasse“ unbeugsam 

aufrecht erhielt, löste einen unbeschreiblichen Schrecken bei den Sozialverrätern aus. Die acht Tage 

zwischen dem ersten und zweiten Wahlgang strotzte das sozialistische Zentralorgan, der „Populaire“, 

von Beschimpfungen und unerhörten Verleumdungen der Kommunisten. Die Sozialistenführer ver-

suchten einerseits, das Klassenbewußtsein von über einer Million Arbeiter, die für die KPF gestimmt 

hatten, zu verwirren, anderseits ihre schmutzigen Geschäfte und die zahllosen Verrätereien, die sie 

begangen haben, zu vertuschen. Zwei dieser Gemeinheiten verdienen festgehalten zu werden. 

Der sozialistische Kandidat von Paris, Le  T r uque r, der weit hinter den Kommunisten in dem Wahl-

kreis zurückblieb, wo er 1925 zum Stadtrat gewählt worden war, übermittelte der Presse eine phan-

tastische Erzählung von einer Zusammenkunft des französischen Kommunisten Renaud Jean, Mit-

glied des Polbüros, und Litwinow, wo dieser gegen die von „Moskau kommandierte Wahltaktik ge-

meutert habe“. Dieses Manöver, das die reaktionäre Propaganda für den Abbruch der Beziehungen 

mit der Sowjetunion unterstützte, sollte gleichzeitig die tiefe Wirkung der von Litwinow im Namen 

der Arbeiter- und Bauernregierung in Genf vorgetragenen Abrüstungsvorschläge bei den Arbeiter-

massen zerstören. 

Die zweite sensationelle Wahllüge der Sozialisten bei der zweiten Abstimmung betraf das Zusammen-

gehen von Kommunisten und Klerikalen in Elsaß-Lothringen. Der „Populaire“ schwindelte von gegen-

seitigen Kandidatenverzichten der Kommunisten und der Klerikalen. In Wirklichkeit haben die Kom-

munisten in Elsaß-Lothringen alle ihre Kandidaten aufrechterhalten, ausgenommen einen einzigen, der 

vor dem Autonomistenführer Dahlet, einem Freidenker, zurücktrat, der sich fest auf einen Kampf gegen 

den französischen Imperialismus verpflichtet hatte. Dagegen waren die Sozialistenführer Peirotes, 

Weill, Grumbach usw. tatsächlich die Kandidaten Poincarés und der elsaß-lothringischen Klerikalen. 

Die Fälle der sozialistischen Kandidaten Delépine und Rouquier zeigen die vollständige Korruption 

der Sozialisten. Delépine war gegen den Kommunisten Menetrier, der zu fünf Jahren Gefängnis we-

gen „Spionage“ verurteilt ist, in Puteaux aufgestellt. Dieser Delépine ist der junge Mann eines Herrn 

M. Billet, des Präsidenten des „Verbandes wirtschaftlicher Interessen“, einer Wahlkorruptionsgrün-

dung. Dieser Verband sammelte Fonds, um die Wahl zahlreicher Individuen zu sichern, die sich ver-

pflichteten, die Politik der Großkapitalisten und Bankiers zu machen, die dafür ihre Wähl bezahlten. 

Im Organ dieser „Wirtschaftlichen Verteidigung“ erschien am Vorabend der Wahlen neben Aufsät-

zen der patentiertesten Reaktionäre das Programm des Sozialisten Delépine: „Kampf gegen die kom-

munistische Propaganda, Streikverbot in öffentlichen Betrieben, Zusammenarbeit der Klassen durch 

Verhinderung des Klassenkampfes, Achtung vor dem Privateigentum, Widerstand gegen zersetzende 

Losungen wie die der Kapitals-besteuerung, Unterdrückung, Einschränkung oder Verbesserung der 

Staatsmonopole“ usw. Delépine blieb von seiner Partei unbeanstandet. 

Nicht weniger aufschlußreich ist die Wahl des Sozialisten Rouquier. In Clichy ergab der erste Wahl-

gang 10.067 Stimmen für den kommunistischen Bürgermeister Auffray, 6520 Stimmen für den 
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Sozialisten Rouquier, 5256 [411] Stimmen für den republikanischen Sozialisten Lajarrige und für den 

Unabhängigen Wilm 5037 Stimmen. Im zweiten Wahlgang traten die Reaktionäre L. und W. zuguns-

ten des Sozialisten Rouquier zurück. Die gesamte Bourgeoisie erkor den Sozialisten zu ihrem Kan-

didaten gegen den Kommunisten. Der Preis für dieses Geschäft ist dem folgenden Communique zu 

entnehmen, das Lajarrige ausgab: „M. Louis Lajarrige tritt zugunsten des Herrn Rouquier zurück. 

Auf die Forderung des Komitees unserer Partei wird Herr Rouquier, Bürgermeister von Levallois, 

der Kandidat der Sozialistischen Partei, der sich schriftlich verpflichtet hat, öffentlich und in Flug-

schriften als der Kandidat der republikanischen antikommunistischen Konzentration aufzutreten, un-

sere Stimmen erhalten, die dem Kommunismus den Weg versperren sollen. Herr Rouquier hat sich 

gleichfalls verpflichtet, nach der Wahl einer republikanischen Vertreterliste seine Unterstützung zu 

geben, die die Bürgermeisterei von Clichy den kommunistischen Händen entwinden wird. Unter die-

sen Bedingungen hat Herr Lajarrige, zu dessen Gunsten der Unabhängige M. Albert Wilm bereits 

zurückgetreten ist, sofort seine Kandidatur zurückgezogen und fordert seine Freunde auf, für Louis 

Rouquier zu stimmen, der im zweiten Wahlgang der einzige antikommunistische Kandidat geblieben 

ist, gegen M. Auffray, den Bürgermeister von Clichy.“ 

Nach der Veröffentlichung dieses schamlosen Geschäftes hat sich die Sozialistische Föderation damit 

begnügt, Rouquier die Kandidatenbestätigung zu entziehen, aber sie hat ihn nicht ausgeschlossen. 

Rouquier wurde gewählt, er erhielt 14.134 Stimmen gegen 11.881 Stimmen für Auffray. Etwa 5000 

„Sozialisten“ enthielten sich entweder der Stimme oder stimmten für den Verräter, wodurch er den 

Kommunisten besiegte. 

So bedeutete die sozialistische Taktik, „die Reaktion schlagen“, in Wirklichkeit, den Kommunismus in 

der Einheitsfront mit der Bourgeoisie bekämpfen. Überall haben die sozialistischen Führer das Men-

schenmögliche geleistet, um die kommunistischen Kandidaten selbst zugunsten der allerreaktionärs-

ten Bourgeoisievertreter zu besiegen. Sie schreckten dabei nicht vor den schäbigsten Kampfmitteln 

auch gegen die Amnestiekandidaten zurück. In d’Argenteuil kandidierte André Marty; obgleich sich 

die sozialistische Föderation offiziell der Abstimmung enthielt, machte doch der sozialistische Kan-

didat Guillemoteau, der zurückgetreten war, eine öffentliche Kampagne zugunsten des Reaktionärs, 

des Grafen von Fels, der unseren verhafteten und zu vielen Jahren Gefängnis verurteilten Genossen 

schlug. Der „Linkssozialist“ Graziani kandidierte im 14. Pariser Wahlkreis im zweiten Wahlgang gegen 

Henry Barbe, den Sekretär des Kommunistischen Jugendverbandes, der im Gefängnis sitzt und an der 

Spitze der Stimmen marschierte, und begünstigte so die Wahl des Faschisten Dumat. Man könnte diese 

Beispiele in mehr als zwanzig Wahlkreisen vermehren. Wenn es sich im zweiten Wahlgang darum 

handelte, zwischen einem Kommunisten oder einem Reaktionär zu entscheiden, dann zogen die Sozi-

alisten höchst selten ihre Kandidaten überhaupt zurück. Die Mehrheit der sozialistischen Wähler 

kleinbürgerlicher Herkunft, aufgeputscht durch die sozialistischen Führer, entschieden sich für den re-

aktionären Kandidaten, während die Arbeiterstimmen, und nur sie, dem Kommunisten zufielen. 

Die kommunistische Taktik „Klasse gegen Klasse“ 

Die Kommunistische Partei beschloß, diesmal mit den alten Traditionen der bürgerlichen Demokra-

tie, die die Klassengegensätze verwischen, zu brechen. Nach dem Zusammenbruch des Linksblocks, 

nach zwei Jahren Bürgerblock war es an der Zeit, das Proletariat in einem unabhängigen Klassenblock 

zusammenzufassen, der sich dem von den Sozialisten unterstützten Bürgerblock entgegenstellte. Die 

Unternehmeroffensive und der Vorstoß der Regierung gegen die Lebensbedingungen der Arbeiter, 

die fieberhaften Kriegsrüstungen des französischen Imperialismus forderten von der Kommunisti-

schen Partei nicht nur den Bruch mit den bürgerlichen „Links“-[412]parteien, sondern vor allem auch 

mit der Sozialdemokratie, dem wirksamsten Werkzeug der Bourgeoisie, um die Arbeiterklasse zu 

verwirren und zu unterwerfen. 

Die Wahltaktik der Kommunistischen Partei verfolgte diese Linie: Keine Unterstützung der Radikalen, 

Aufrechterhaltung der kommunistischen Kandidaten auch vor den Sozialisten, wenn sie sich nicht 

schon vor dem ersten Wahlgang auf ein Programm von proletarischen Mindestforderungen und für 

die Einheitsfront verpflichteten, das jedes Zusammengehen mit den bürgerlichen Parteien ausschloß. 
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Die Kommunistische Partei hat eine Riesenarbeit für die Verwirklichung der Einheitsfront von unten 

geleistet. Die Sozialisten wiesen überall unser Einheitsfrontangebot zurück. Sie unternahmen alle nur 

denkbaren Manöver, um die Klassendisziplin von mehr als einer Million kommunistischer Wähler zu 

brechen. Sie erlitten überall dort eine Niederlage, wo die kommunistischen Organisationen ihre 

Pflicht getan haben. Die kommunistische Taktik ist vollständig gerechtfertigt. Unsere Taktik der Auf-

rechterhaltung unserer Kandidaten beim zweiten Wahlgang gegen den Sozialisten und den Reaktionär 

zugleich hat eine Rolle in 265 Wahlkreisen gespielt, wo wir beim ersten Wahlgang 425.750 Stimmen 

und beim zweiten 231.794 Stimmen, das sind 56 Prozent, erhielten. Diese allgemeinen Ziffern spie-

geln aber nicht die wirkliche Bedeutung der Abstimmung im zweiten Wahlgang wieder, denn in zahl-

reichen Wahlkreisen wurde unsere Taktik schlecht durchgeführt, ja, sogar sabotiert. In 81 Wahlkrei-

sen, wo unsere Taktik richtig angewandt wurde, sind die Resultate im zweiten Wahlgang überzeugend. 

 Stimmen im 1.  Verluste im 2. % der Verluste 

 Wahlgang  

Seine (Paris)  241.486  8260  3,4 

Seine et Oise  56.986  739  1,3 

Nord  84.750  16.019  17,0 

Rhône  24.140  3936  16,0 

Haute Vienne  17.988  4233  23,7 

Seine Inférieure  24.137  2117  8,7 

Ardennes  9857  3588  36,0 

Gard  17.810  1521  8,3 

Haut Rhin  15.542  2363  15,6 

In den anderen Departements waren die Ergebnisse weniger gut, aber sie rechtfertigen ebenfalls un-

sere Taktik, denn sie entsprechen der Nicht-anwendung der Beschlüsse unserer Partei oder ihrer di-

rekten Sabotage. Das ZK, das nach den Wahlen tagte, hat strenge Maßnahmen gegen die Genossen, 

die die Parteidisziplin gebrochen haben, getroffen. 

Dank des zugespitzten Klassencharakters, den die Wahlkampagne angenommen hat, erschien die 

Kommunistische Partei Frankreichs klar als die einzige Arbeiterpartei. Gleichzeitig haben hundert-

tausende Arbeiter brutal mit der Sozialdemokratie gebrochen und haben sich klassenbewußt und mit 

nie dagewesener Klarheit auf die kommunistische Plattform gestellt. Die Wahlen, die der KPF einen 

Stimmenzuwachs von 200.000 brachten, in denen sie mit einer Taktik, einer fünfzigjährigen Tradition 

brach, bedeuten einen großen Sieg für den Kommunismus und eine neue wichtige Etappe in der Ent-

wicklung der revolutionären Bewegung Frankreichs. Die Sozialdemokratie ist die Besiegte dieses 

Abschnitts des Klassenkampfes. 

Die Sozialistenführer geben sich keinem Zweifel über ihre Niederlage hin. Sie können nicht leugnen, 

daß die Arbeiterklasse der KP folgt und sich von ihnen abkehrt. Man sieht bereits eine noch weitere 

Rechtsentwicklung in der Spitze der Sozialdemokratie, die den revolutionären Marxismus vollkom-

men leugnet und ihn durch ein „demokratisches“ Programm ersetzen will. Mit der Orientierung auf 

die kleinbürgerlichen Massen, die die Radikale Partei verlassen, mit der Unterstreichung ihrer Regie-

rungsbereitschalt in den bürgerlichen Ministerien und dem Kampf bis aufs Messer gegen den 

Kommu-[413]nismus. Diese Politik wird in der kommenden Periode befolgt werden, wenn man sie 

auch durch zentristische Redensarten und durch eine „linke“ Phraseologie maskieren will. Der Haß 

gegen den Kommunismus hat bei den Sozialistenführern gigantische Formen angenommen. Sie ha-

ben ihn auf eine überaus bezeichnende Art in dem Artikel von Leon B l um  ausgesprochen, der am 

Tage nach den Wahlen im „Populaire“ schrieb: „Unsere Partei ist geradezu ergriffen von der Über-

zeugung, daß man jetzt Schluß machen muß, daß gerade die Einheit der Arbeiterklasse als unbedingte 

Voraussetzung die Zerstörung der Kaders der Kommunistischen Partei hat.“ Die französische Sozi-

aldemokratie, die mehr und mehr mit dem Staatsapparat verwächst, träumt bereits von den blutigen 

Aktionen der Noske, Scheidemann u. Co. 

Der Klassenkampf in Frankreich spitzt sich zu. Nur die Kommunistische Partei kämpft an der Spitze 

der Arbeitermassen gegen die Bourgeoisie und ihre Verbündeten, die Sozialistenführer. 

* 
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Versuch einer Feststellung des Anteiles der  

politischen Parteien an den proletarischen Wahlstimmen  
Von E r i c h  K u n i k  

(Fortsetzung) 

Das Industrieproletariat – Die neuen Wahlziffern 

Die bisher verfolgte Methode erbrachte den allgemeinen Rahmen, in dem bei dem vorhandenen Zah-

lenmaterial die soziale Stellung der einzelnen Wählerschichten festgestellt werden kann. Es ist nun 

noch notwendig, die Untersuchung auf den enge r en  Ke r n  de s  deu t schen  P r o le t a r i a t s  aus-

zudehnen. Es handelt sich also um den Teil der deutschen Arbeiterklasse, dem die Geschichte die 

Aufgabe zuweist, den proletarischen Befreiungskampf leitend durchzuführen, während bisher die Ge-

samtheit aller derjenigen zu erfassen versucht wurde, deren materielle Interessen mit den Zielen der 

proletarischen Revolution übereinstimmen. 

In der Hauptsache wird dieser Kern natürlich repräsentiert durch das deutsche Industrieproletariat, 

das ohne seine Familienangehörigen rund 9,8 Millionen beträgt, von denen rund 2 Millionen weiblich 

sind. 

Es sind das im einzelnen: 

  Arbeiterzahl davon 

 Industriezweig in 1000 männlich weiblich 

1. Metallindustrie  2710  2440  270 

2. Baugewerbe  1335  1325  10 

3. Textilindustrie  950  390  560 

4. Bekleidungsgewerbe  850  355  495 

5. Nahrungsmittelgewerbe  800  580  220 

6. Bergbau  785  775  10 

7. Holzgewerbe  700  645  55 

8. Industrie der Steine und Erden  600  520  80 

9. Papierindustrie  430  285  145 

10. Chemische Industrie  245  190  55 

11. Wasser, Gas, Elektrizität  130  127  3 

12. Lederindustrie  120  105  15 

13. Musikinstrumentenindustrie  75  50  25 

14. Kautschukindustrie  55  35  20 

 Zusammen:  9800  7800  2000 

[414] Dazu kommen noch die Handarbeiter aus Handel und Verkehr, Verwaltung, Gesundheitswesen 

und die Landarbeiter. Bei diesen Kategorien sind, wenn man den reinen, zur Hegemonie prädestinier-

ten Kern des deutschen Proletariats herausschälen will, noch gewisse Einschränkungen notwendig, 

weil es sich hier nicht mehr allein um ökonomische Momente handelt, nicht allein um die materielle 

Lage, sondern daneben um die Stellung Im Produktionsprozeß und gewisse sich daraus ergebende 

ideologische Momente. 

In Handel und Verkehr sind rund 1,5 Millionen Handarbeiter beschäftigt, davon etwa 270.000 weib-

liche. Darunter befinden sich eine Reihe von Branchen, wie zum Beispiel Immobilienhandel, Ver-

mittlung, Verwaltung und Beratung, Hausier- und Straßenhandel, und das Gast- und Schankwirt-

schaftsgewerbe, die wegen der Rolle der einzelnen Branchen im Produktionsprozeß oder wegen der 

mit dem Gewerbe verbundenen ideologischen Rückwirkungen besser aus dem eigentlichen Kern des 

Proletariats herausgelassen werden. Anderseits sind in ihnen so wichtige und entscheidende Gruppen 

wie See-, Küsten- und Binnenschiffahrt (65.000), Reichsbahn- und Postarbeiter (460.000) und ähnli-

che. Insgesamt werden die oben erwähnten Branchen und einige weitere kleine und bedeutungslose 

mit zusammen 300.000 herausgelassen, so daß für Handel und Verkehr übrig bleiben 1,3 Millionen, 

davon nur 0,1. Million weibliche (weil der größte Teil der weiblichen dieser Gruppe mit dem Gast- 

und Schankwirtschaftsgewerbe herausgelassen ist). 

In der Gruppe Verwaltung, Heerwesen, Kirche und freie Berufe sind rund 165.000 Arbeiter beschäf-

tigt, von denen die in Heer und Marine, den kirchlichen Institutionen und ins Schaustellungsgewerbe 
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nicht zu dem Kern des deutschen Proletariats gerechnet werden können. Es bleiben somit nur 120.000 

aus dieser Gruppe. 

In der Gruppe Gesundheitswesen usw. läßt sich von den rund 190.000 Arbeitern kaum ein Abzug 

rechtfertigen. 

Bei den Arbeitern in Land- und Forstwirtschaft scheint es dagegen notwendig, alle Knechte und 

Mägde herauszulassen und nur die Landarbeiter der Großbetriebe mitzuzählen Ihre Zahl (in Betrieben 

über 20 Hektar) beträgt rund 540.000 männliche und 240.000 weibliche, zusammen 780.000 Arbeiter, 

wobei natürlich nur die ständigen Arbeitskräfte gezählt sind, da die nicht ständigen bei der Zählung 

ja zumeist in andere Kategorien rubriziert worden sind, also hier doppelt gezählt werden würden. Bei 

den Knechten und Mägden handelt es sich in der großen Masse um Betriebe bäuerlichen Charakters, 

mit meist noch sehr patriarchalischen Verhältnissen. 

Die in „häuslichen Diensten rubrizierten sind ganz fortgelassen. Ebenso alle Angestellten und Beam-

ten, obgleich die in den industriellen Riesenbetrieben geballten unteren Angestellten, besonders die 

technischen, ebenso wie ein Teil der unteren Beamten unter den heutigen Verhältnissen eigentlich 

zum Kern des deutschen Proletariats gehören müßten. Doch würde eine solche Klassifizierung die 

Basis der Berechnungen unnötig strittig machen. Alle aus dem Produktionsprozeß endgültig Ausge-

schiedenen (Arbeits-, Kriegsinvaliden, Altersrentner usw.) sind natürlich fortgelassen. 

Zum Schluß ist noch die Kategorie „Lohnarbeit wechselnder Art“ und „ohne bestimmte Betriebszu-

gehörigkeit“ mit 255.000 (davon 90.000 weibliche) zu berücksichtigen. Ein großer Teil davon wird 

zur Zeit der Zählung erwerbslose Arbeiter darstellen. Stich. haltige Argumente gegen die Einbezie-

hung dieser Schicht sind nicht zu finden. Es ist falsch, in ihr einen besonders hohen Prozentsatz lum-

penproletarischer Elemente anzunehmen, die in der Regel einen sehr honetten Beruf anzugeben pfle-

gen. Sie sind mit 200.000 eingerechnet. 

Zusammen ergibt das: 

Handarbeiter insgesamt davon weibliche 

Aus Industrie  9.800.000  2.000.000 

Handel und Verkehr  1.300.000  100.000 

Verwaltung usw.  120.000  40.000 

Gesundheitswesen  190.000  90.000 

Land - Forstwirtschaft  780.000  240.000 

Lohnarbeit wechselnder Art  200.000  40.000 

 Zusammen 12.390.000  2.510.000 

Das sind Zahlen, die für 1925 gelten, also ungefähr für die Dezemberwahl. Für Mai 1928 muß der 

Zuwachs von 3  250.000 ( zirka ein Drittel des Jahreszuwachses der Gesamtbevölkerung) hinzuge-

rechnet werden. Die Gestellung der Zahl der Wahlberechtigten ist mangels eines anderen Berech-

nungsschlüssels nur durch die Einschließung der Familienangehörigen möglich, denn die obige Zahl 

gibt nur die Berufstätigen (einschließlich der Lehrlinge), also die über 14 Jahre alten Personen an. 

[415] Es ergeben sich folgende Zahlen in Millionen: 

 Dezember 1924  Mai 1928 

Alle proletarischen Schichten 41,8 44,0 

davon Wahlberechtigte 24,5 26,0 

davon proletarische Kernschichten 12,4 13,1 

desgleichen mit Angehörigen 22,9 24,3 

desgleichen Wahlberechtigte 13,4 14,2 

proletarische Randschichten mit Angehörigen 18,9 19,7 

desgleichen Wahlberechtigte 11,1 11,6 

In bezug auf die Wahlbeteiligung sind für 1928 nur aus der genaueren Untersuchung, die längere Zeit 

beansprucht, Abweichungen vom Durchschnitt feststellbar. Zunächst muß die durchschnittliche Be-

teiligung angenommen werden. 
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 Dezember 1924  Mai 1928 

 (in Tausenden) 

I. Wähler aller proletarischen Schichten  18.750  19.300 

Ia. davon Kernschichten  10.250  10.560 

Ib. davon Randschichten  8 500  8740 

Nichtwähler: I.  5750  6700 

 " Ia.  3150  3640 

 " Ib.  2600  3060 

Es ist selbstverständlich, daß aus den proletarischen und halbproletarischen Rand-schichten das 

Hauptkontingent der proletarischen Wähler der bürgerlichen Parteien stammt. 

Nach den bisherigen Berechnungen waren 1924 mindestens 2,5 Prozent der kommunistischen und 15 

Prozent der sozialdemokratischen Stimmen aus den Mittelschichten gewonnen, die in diesem Teil 

ganz unberücksichtigt bleiben. Bei dem Versuch der Auffindung der wahrscheinlichsten Verteilung 

der hier getrennten Schichten kann man als allgemeingültig und unbestreitbar unterstellen, daß nicht 

weniger als 10 Prozent der kommunistischen und 20 Prozent der sozialdemokratischen Stimmen aus 

den hier als proletarischen Randschichten bezeichneten Wählern stammen. (Um zu erinnern: aus etwa 

0,3 Millionen Hausgewerbetreibenden, 2,4 Millionen Zwerg- und Kleinbauern, 1,2 Millionen kleins-

ten Handwerkern und Händlern, 6,7 Millionen untersten Angestellten und Beamten, einem Rest von 

3,7 Millionen Handarbeitern und 3,2 Millionen Invaliden und Altersrentnern – woraus sich wohl 

deutlich genug ergibt, daß die Prozentsätze in keinem Fall niedriger sein könne n‚ sondern nur hö-

her.) Wäre das so, so würde daraus sich folgendes ergeben: 

An Stimmen erhielten in 1000 (1924): 

aus proletarischen Kernschichten  aus proletarischen Randschichten 

in 1000 in % ihrer Stimmen P a r t e i  in 1000 in % ihrer Stimmen 

7,557 
2,370 87,5 KPD 10 270 

 
5,187 95 SPD 20 1596 

 2693  alle Bürgerlichen  6634  

3150  Nichtwähler  2600 

13.400  Zusammen  11.100 

Das ist bereits ein außerordentlich schlimmes Ergebnis. Mit jeder weiteren Vermehrung des Anteils 

der KPD und der SPD aus den Stimmen der proletarischen Randschichten verschlimmert es sich 

weiter. Es besagt, daß ein sehr erheblicher Teil des Kerns des deutschen Proletariats bei dieser Wahl 

noch offene Ausbeuterparteien politisch unterstützte. 

Die prozentuale Verteilung sieht so aus: 

  KPD SPD Nichtwähler Bürgerliche 

a) der 13,4 Mill. (Kern) 17,69% 38,70% 23,51% 20,10% 

b) der 11,1 Mill. (Rand) 2,43% 14,38% 23,42% 59,77% 

Eine Ve r bes se r ung  dieses Verhältnisses könnte nur aus folgenden Annahmen hergeleitet werden: 

1. Daß ein noch höherer Prozentsatz an den Nichtwählern auf die proletarischen Schichten entfällt 

und in ihnen wieder besonders auf den Kern. Bei der schon ziemlich starken Berücksichtigung der 

geringeren Wahlbeteiligung in Verbindung mit der Einschaltung der Faktoren, die die Zahl der pro-

letarischen Wahlberechtigten zugunsten der nichtproletarischen verringern (1.225.000 proletarische 

Wahlberechtigte sind weniger, ebensoviel nichtproletarische mehr eingesetzt), ist aus dieser An-

nahme aber keine irgend bedeutsame Verschiebung mehr möglich. 

[416] 2. Daß die KPD weniger als 2,5 Prozent ihrer Stimmen, also weniger als 68.000 Stimmen, von 

nichtproletarischen Wählern erhalten habe, was so gut wie ausgeschlossen ist, wenn man sich der im 

ersten Teil geschilderten Zusammensetzung der Mittelschichten erinnert. Selbst wenn man aber gar 

keine nichtproletarischen Wähler für uns annehmen würde, so würde das wieder wegen der Gering-

fügigkeit der Zahl nichts verbessern. 

Oder daß die KPD weniger als 10 Prozent (270.000) ihrer Stimmen von Wählern der proletarischen 

Randschichten erhalten habe, was ebenso unmöglich ist. Sie wird tatsächlich einen höheren 
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Prozentsatz haben, was das oben gewonnene Bild entsprechend weiter verschlechtern würde, weil sie 

dann entsprechend weniger Stimmen aus dem proletarischen Kern erhalten hätte. 

3. Daß die SPD weniger als 15 Prozent (= 1,2 Millionen) Stimmen von nichtproletarischen Wählern 

erhalten und weniger als 20 Prozent (= 1,6 Millionen) aus den proletarischen Randschichten. Wenn 

man sich erinnert, daß nach der Aufgliederung im ersten Teil sämtliche Angestellte der Partei, der 

Gewerkschaften, der Genossenschaften, die Angestellten der Krankenkassen, die Kommunalbeamten 

usw. zu den Mittelschichten gerechnet wurden, so bringen allein schon die sozialdemokratischen An-

gestellten mit ihren wahlberechtigten Angehörigen einen beträchtlichen Teil dieser Stimmenzahl auf. 

Wenn man nicht annehmen will, daß diese sozialdemokratische Bürokratie andere Parteien als die 

SPD wählt, kann man unmöglich diesen Anteil noch verringern. Jede Erhöhung hat zur Folge, daß 

der Anteil der offenen Ausbeuterparteien an den Stimmen des Kerns der deutschen Arbeiterschaft 

entsprechend weiter wächst. 

Ebenso ist es mit den 1,6 Millionen Stimmen, die für die SPD aus den proletarischen Randschichten 

zugeschrieben sind. Es können nur mehr, aber nicht weniger gewesen sein. 

Aus 4 Millionen (wahlberechtigten!) proletarischen (unter 200 Mark monatlich verdienenden) Ange-

stellten und Beamten allein ist schon mindestens die Hälfte dieser 1,6 Millionen Stimmen anzuneh-

men. 

Es bleibt also für Dezember 1924 die Tatsache, daß die Ausbeuterparteien mindestens ein Fünftel der 

Stimmen des Kerns des deutschen Proletariats und 60 Prozent der übrigen proletarischen Schichten 

für sich gewinnen konnten, wahrscheinlich bei beiden Teilen noch erheblich mehr. 

Überträgt man die für 1924 gewonnenen prozentualen Mindestschlüssel mechanisch auf die Neuwah-

len (was natürlich vollständig unzulänglich ist und nur als Notbehelf geschieht, weil immerhin die 

allgemeine Bewegungstendenz sich damit zeigt), so ergeben sich folgende Zahlen: 

(Linke Kommunisten, ASP und Christlichsoziale als neue Gruppe sind unter „Splitter“ einbezogen) 

Stimmen aus prolet. Kernschichten  Stimmen aus prolet. Randschichten 

 Ia 

in 1000 
In %  

der Partei-

stimmen 

P a r t e i  in % Ib 

in 1000 
 

Dez. 1924 Mai 1928   Dez. 1924 Mai 1928 

2370  2853 87.5 KPD 10  270  326 

5187  5957 65.0 SPD 20  1596  1833 

–  80 – Splitter – –  73 

2693  1695 – Bürgerliche –  6634  6547 

8150  3635 – Nichtwähler –  2600  3021 

13.400  14.200 – Zusamm. –  11.100  11.800 

Für 1928 ist vorläufig durchschnittliche Wahlbeteiligung unterstellt. Ungültige Stimmen sind den 

Nichtwählern zugeschrieben. Die Gruppe „Splitter“ enthält Linke Kommunisten (80.000), ASP 

(65.000), Christlichsoziale (110.000), die wegen des höheren Gehalts nichtproletarischer Wähler in 

ASP und Christlichsozialen mit 60 Prozent, also 153.000 Stimmen, davon 80.000 in Ia und 73.000 in 

Ib eingesetzt sind. 

Die prozentuale Verteilung sieht so aus: 

Ia KPD SPD Splitter Nichtwähler Bürgerliche 

Dez. 1924  17,69 33,70 – 23.51 20,10 

Mai 1928  20,10 41,95 0,57 25,60 11,94 

Ib      

Dez. 1924  2,43 14,38 – 23,42 59,77 

Mai 1928  2,78 15,53 0,63 25,60 55,48 

Daraus zeigt sich nur die Bewegungstendenz. 

Das Ergebnis der Untersuchungen über die Stimmverteilung bei den Neuwahlen wird daran noch eine 

Reihe von Korrekturen anbringen. Besonders wichtig sind die Verschiebungen, die sich zwischen 

unseren Wählerschichten und denen der SPD vollzogen haben. 
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[417] Die Berechnungen Dr. Blanko über die Wahlen von 1903 („Archiv für Sozialwissenschaft und 

Sozialpolitik, 1905, S. 509 ff.), die in der Parteiliteratur oft behandelt worden sind*), ergaben bereits 

für diese Wahl, wenigstens in bezug auf die darin behandelten Städte, den Nachweis, daß etwa 40 

Prozent der sozialdemokratischen Wahlstimmen aus nichtproletarischen Wählern stammten. 

Für 1912 kann man als absolut sicher annehmen, daß nicht mehr als 60 Prozent der Stimmen aus dem 

Proletariat entstammten. 

Nun betrugen die Stimmen der Sozialdemokratie 1912 im Vergleich mit den Stimmen von SPD, USP 

und KPD zusammen in der Nachkriegszeit: 

 1912 1919 1920 1924 

Mai 

1924 

Dez. 

1928 

In Prozent der Wahlberechtigten 29,4 37,6 32,6 25,9 27,5 30,1 

in Prozent der gültigen abgegebenen Stimmen 34,8 45,5 41,6 33,9 35,2 40,4 

An uns hat die Sozialdemokratie 36 Prozent ihrer Wähler abgegeben, so gut wie vollständig proleta-

rische Wähler. Selbst wenn man also unterstellt, daß Krieg, Inflation und das beschleunigte Tempo 

des Konzentrations- und Industrialisierungsprozesses, also die rapide Vermehrung des Proletariats, 

ein weiteres Steigen des nichtproletarischen Wählerteils der SPD über das Verhältnis von 1912 hinaus 

ausgeschaltet habe, weil ganz einfach diese Schichten proletarisiert worden seien, so genügt die ein-

fache Tatsache unserer Stimmenzahl für den Nachweis, daß die SPD weit mehr als 40 Prozent ihrer 

Stimmen nicht aus dem Kern des deutschen Proletariats erhalten haben kann. 

Nun kann man die damals angewandten Begriffe nicht auf 1928 übertragen, weil das bei dem Stand 

der kapitalistischen Konzentration nicht mehr den konkreten sozialen Verhältnissen entsprechen 

würde. Bezogen auf die hier detailliert in ihren Inhalt beschriebenen Begriffe würde dies Verhältnis 

noch erheblich schlechter für die SPD sein, wahrscheinlich nur 55 Prozent. 

In keinem Fall kann der Anteil der SPD an den proletarischen Kernschichten im Dezember 1924 

höher als 60 Prozent gewesen sein. Ebenso reicht auch der für uns angenommene Mindestprozentsatz 

an den proletarischen Randschichten nicht aus, um annähernd unseren Stimmbestand aus diesen 

Schichten zu erfassen. Aber die Korrekturen im Wege der Schätzung vorzunehmen, ist zwecklos, 

solange noch die Erforschung und Verarbeitung des Zahlenmaterials Möglichkeiten bietet, Argu-

mente zu erbringen. Sie müssen also noch verschoben werden. 

Zur Untersuchung der Reichstagswahlen vom Mai 1928 

1. Die absoluten Stimmziffern 

Der Reichswahlleiter gibt die Zahl der Wahlberechtigten auf 41.295.102 an. Dazu gilt das in Heft 11 

Gesagte. Bei der Behandlung der absoluten Stimmen muß aus Zweckmäßigkeitsgründen die amtliche 

Ziffer verwandt werden, besonders mit Rücksicht auf die Vergleichbarkeit. 

 1924 1928 Zunahme 

1. Wahlberechtigte  88.987  41.295  2308 

2. Wähler gültige Stimmen)  30.290  30.724  434 

 Wähler in Prozent  77,75 %  74,4 %  

3. Nichtwähler (und ungültig)  8697  10.571  1874 

 Nichtwähler in Prozent  22,3 %  25,6 %  

 davon ungültige Stimmen  415   421  

Zu den amtlichen Abstimmungszahlen sind einige Bemerkungen nötig, ebenso zur Gruppierung der 

Parteien: 

1. Unter Völkischen (Vk.) sind die Nationalsozialisten, der Völkische Block und die Deutschsozialen 

zusammengezählt. 

2. Zu den Deutschnationalen gehören: die DNVP, der Landbund, die Liste Sächs. Landvolk und die 

Christlich-nationale Bauernpartei, von deren Liste aber 195.000 Welfenstimmen abzuziehen und in 

 
*) Siehe S i n o w j e w : „Der Krieg und die Krise des Sozialismus“, S. 483 ff. 
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den Splitterparteien unterzubringen sind, so daß nur 561.000 Stimmen der Christlich-nationalen Bau-

ernpartei verbleiben. 

3. Zum Zentrum sind die Stimmen der Bayrischen Volkspartei wieder zugerechnet. 

4. Von den DDP-Stimmen sind 24.000 ab- und der Volksrechtspartei, also ebenfalls den Splitterpar-

teien, zugeschrieben, weil sie für diese Partei abgegeben wurden. 

5. Die Wirtschaftspartei erhielt 1924 (Dezember) zusammen mit dem Bayrischen Bauernbund 

1.005.000 Stimmen. Bei dem Vergleich sind von ihnen 800.000 der Wirtschaftspartei und 205.000 

dem Bayrischen Bauernbund zugeschrieben, die sich heute Deutsche Bauernpartei nennt und unter 

den Splitterparteien verbleibt. [418] 

6. Die Splitterparteien (Sp.) sind um 3 Neuerscheinungen bereichert, welche bei der Gewinn- und 

Verlustrechnung eine Rolle spielen: die „Linken Kommunisten“, die ASP und die Christlich-soziale 

Reichspartei. Diese drei „Parteien“ sind deshalb besonders aufgeführt. 

7. Bei der SPD sind die USP-Stimmen wieder mitgerechnet. 

Erhaltene Stimmen  In Prozent 

 in 1000:   der Wahlberechtigten der abgegebenen Stimmen 

Mai Dez. Mai Partei Mai Dez. Mai Mai Dez Mai 

1924 1924 1928  1924 1924 1928 1924 1924 1923 

 3693  2709  3260 K P D   9,6  7,0  7,9  12,6  8,9  10,6 

 6244  7980  9165 S P D   16,3  20,5  22,2  21,3  26,3  29,9 

– –  80 L i n k e  K. – –  –   0,2 

– –  65 A S P  – –  0,6 – –  0,2 

–  42  111 C h r i s t i  S o z.  –  – – –  0,4 – 

 6272  6703  5268 D N V P  16,3  17,2  12,8  21,1  22,1  17,1 

 4861  5253  4654 Z e n t r u m  12,7  13,5  11,3  16,6  17,3  16,2 

 2251  1066  1122 V ö l k i s c h e  6,9  2,7  2,7  7,7  8,5  3,7 

 1655  1920  1478 D D P  4.3  4,9  3,6  5,7  6,3  4,8 

 1117  766  1424 S p  2,8  2,0  3,4  3,8  2,7  4,7 

 2694  3049  2673 D V P  7,0  7,8  6,5  9,2  10,1  8,7 

ca. 494  ca. 800  1396 W i r t s c h. 1,4  2,1  3,4  1,7  2,6  4,5 

 9293  8697  10.571 N i c h t w ä h l e r  23,7  22,8  25,6 – – – 

   K + S + Lk. K. 25,9  27,3  30,2  33,9  35,2  40,7 

   Alle übrigen: 50,4  50,2  44,1  66,1  64,8  59,3 

Um die tatsächliche Stimmbewegung festzustellen, ist es zweckmäßig, sie zunächst von dem, aus 

beweisbaren Tatsachen aufklärbaren Ballast zu befreien. Da sind zunächst seit 1924 an über 20 Jahre 

alten, also wah l be r ech t i g t en  Pe r sone n, 1,8 Mi l l i onen  ge s t o r be n. In ihnen ist ein höherer 

Prozentsatz älterer Personen. Aber nach der Erhebung des statistischen Reichsamts ist gerade die 

Wahlbeteiligung der Personen in den unteren Altersklassen und zwar bis zu 35 Jahren unterdurch-

schnittlich, in den Altersklassen bis zu 55 Jahren überdurchschnittlich. In der Altersklasse von 55-60 

Jahren ist sie noch genau wie der Reichsdurchschnitt. Daraus kann also nicht eine höhere Wahlabsti-

nenz der gestorbenen Wähler hergeleitet werden, vielmehr muß angenommen werden, daß sich diese 

1,8 Millionen politisch verhalten hätten wie der übrige Teil der deutschen Bevölkerung. Demnach 

sind nach dem ungefähren Mittel aus den Prozentsätzen, welche die Parteien an der Gesamtheit der 

Wahlberechtigten bei den beiden letzten Wahlen erhielten, diese 1,8 Millionen aus den Stimmbestän-

den von 1924 herauszubringen. 

Das geschieht in der nachfolgenden Tabelle. Ferner sind aufzuklären die Neuwähler. Nach der Be-

völkerungsstatistik sind 4,5 Millionen seit der letzten Wahl über 20 Jahre alt geworden. Rechnet man 

die Toten ab, so müßte das zirka 2,7 Millionen Mehrwähler ergeben. Der Wahlleiter findet nur 2,3 in 

den Listen (in denen sich 1924 zirka 0,7 Millionen Tote herumtrieben, wie in der vorigen Nummer 

gezeigt wurde.) Auf die Listen ist keinerlei Verlaß, aber trotzdem muß man sich an die amtlichen 

Zahlen halten. Es ist auch anzunehmen, daß in den fehlenden 400.000 Mehrwählern noch eine Reihe 

nicht Wahlberechtigter stecken (Ausländer, Reichswehr, Strafgefangene usw.), aber das können keine 

100.000 in dieser Altersklasse sein. Die Differenz ist nicht aufklärbar. Man ist also gezwungen, nur 
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4,1 Millionen Neuwähler einzusetzen. Die Jungwähler wählen unterdurchschnittlich. Da aber die ge-

samte Wahlbeteiligung so stark gesunken ist, braucht man diese zirka 3,8 Prozent, die die Altersklasse 

von 20-25 Jahren über den Reichsdurchschnitt an Nichtwählern stellt, nicht zu berücksichtigen, be-

sonders, da sie hauptsächlich auf die männlichen (5 Prozent) fällt, während die weiblichen nur 0,8 

Prozent unter dem Durchschnitt bleiben. Nun haben aber gerade die bürgerlichen Parteien verloren, 

die die weiblichen Wähler mehr mobilisieren, so daß auch daraus die Schlußfolgerung unterstützt 

wird, nach welcher die Hauptverluste aus Altwählern stammen. Im allgemeinen wird diese Wähler-

schicht sich politisch ähnlich der Gesamtwählerschaft verhalten haben. Die gebräuchliche Annahme, 

daß die Jungwähler mehr den radikalen Parteien zuneigen, ist wegen des Zusammenhangs bei der 

Untersuchung des Verhaltens der Nichtwähler später berücksichtigt. 

Zunächst sind die 4,1 Millionen Neuwähler nach dem prozentualen Anteil der Parteien an den Wahl-

berechtigten aufgeteilt. Aus diesen Verlusten an verstorbenen Wählern und Gewinnen an Neuwählern 

ergibt sich der den Parteien zustehende Gewinn genau nach dem tatsächlichen politischen Verhalten 

des Durchschnitts der Gesamtwählerschaft. Um ihn verringert sich der von den einzelnen Parteien 

errungene Stimmgewinn oder vergrößert sich der von den einzelnen Parteien erlittene Verlust. 

Hinzu kommen dann noch bei den einzelnen Parteien die offenbaren Verluste an neue Splitter, wie 

bei uns an die Linken Kommunisten usw. Diese Verluste müssen durch einen entsprechend erhöhten 

tatsächlichen Gewinn ausgeglichen werden. Ferner müssen bei den Gewinnparteien die Verluste in 

den Einzelwahlkreisen noch hinzugerechnet werden, und bei [419] den Verlustparteien vergrößern 

die Gewinne in Einzelwahlkreisen entsprechend den tatsächlichen Verlust. 

So bleiben am Schluß reale Gewinn- oder Verlustziffern, von denen ihre Herkunft festzustellen ist. 

Das sind die Fragen des Verlustes an oder Gewinnes aus Nichtwählern, wobei die besondere Gruppe 

der Neuwähler in ihrem Verhalten einzuschätzen ist. Schließlich bleiben übrig die Gewinne aus oder 

Verluste an andere Parteien, die mit den Hilfsmitteln der Analyse einzelner Wahlresultate annähernd 

in ihrer Herkunft bestimmt werden können. 

 Nicht-

wähler 

KPD SPD DNVP Z Vk DDP Sp DVP Wi 

1. Anteil an den 1,8 

Millionen Verstorbe-

nen  

– 450 – 140 – 400 – 280 – 205 – 50 – 65 – 70 – 117 – 60 

2. Durch Neugründun-

gen bekannte Verluste 

Linke Kommunisten, 

ASP., Christlichsoziale 

Reichspartei) – – 80 – 65 – – 111 – – – – – 

3. Gewinne der Ver-

lust-, Verluste der Ge-

winnparteien in den 

Einzelwahlkreisen: – – 98 – 40 438 + 8 – 110 + 8 – + 65 – 87 

Zus.: –450 –315 –505 –268 –318 –160 –68 –70 –182 – 97 

4. Stimmgewinn-Ver-

lust 1928 gegen Dez. 

1924 + 1874 + 551 + 1185 –1487 – 569 + 56 – 442 +616 –271 + 696 

5. leibt aufzuklärender 

Gewinn-Verlust + 1224 + 866 + 1690 – 1174 – 281 + 216 – 374 + 686 – 189 + 698 

6. Anteil an 4,1 Mill. 

Neuwählern nach dem 

Prozentsatz, den die 

Parteien an Wahlbe-

rechtigten erhielten + 1075 + 324 + 910 + 524 + 468 + 111 + 148 + 139 – 277 + 130 

7. Geschätzte Abwei-

chung von 6. siehe 

dazu Anmerkung a + 50 + 65 + 90 – 50 – 50 + 45 – 30 – 25 – 50 – 45 

Bleibt aufzuklären: + 2249 + 477 + 690 – 1648 – 694 + 60 – 492 + 572 – 406 + 599 
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Anm er kunge n: a) Hier ist geschätzt: Mehranteil an Jungwählern als Spalte 6 bei KPD 20 Prozent, 

SPD 10 Prozent, Vk. 40 Prozent; Minderanteil bei DN 10 Prozent, Z 10 Prozent, DDP 20 Prozent, 

Sp. 20 Prozent, DV 20 Prozent, Wi. 30 Prozent; alles in runden Zahlen. Es fehlen somit 50.000 Jung-

wählerstimmen = 5 Prozent unterdurchschnittliche Wahlbeteiligung. 

Es sind nun eine Reihe von verschiedenen Methoden nötig, um Art und Stärke des Wechsels der 

Wähler festzustellen. Die übrigbleibenden (unaufgeklärten) Gewinne oder Verluste sind dann zu ver-

stehen als Gewinne aus oder Verluste an die Nichtwähler und müssen in der Aufrechnung der tat-

sächlichen Zunahme der Nichtwähler entsprechen. 

Der Gewinn der Partei 

Zunächst ist ein Hinweis darauf nötig, daß die Partei aus der Schicht der Nichtwähler keine Stimmen 

gewonnen haben kann. Im Gegenteil: die 80.000 Stimmen der Linken drücken bei weitem nicht die 

Verluste aus, welche die Partei aus den Spaltungsmanövern der Ultralinken erlitt. In rein gefühlsmä-

ßig revolutionären Arbeitern wird in der Periode der Stabilisierung durch derartige Verwirrungen die 

Wahlabstinenz naturgemäß sehr verstärkt. Man kann sie auf etwa ebensoviel schätzen, wie sich in 

der Stimmenzahl ausdrückt, also etwa 80.000 Verlust an Nichtwähler. Das wird sich am Schlusse der 

Untersuchung genauer zeigen. 

Die große Masse der Stimmen ist demnach aus anderen Parteien gewonnen. 

Ganz auszuschließen ist die Annahme, die Partei habe sie aus der Wirtschaftspartei oder aus den 

Splitterparteien gewonnen, was sich aus dem politischen Charakter dieser Parteien von selbst erklärt. 

Aus den Wählerkreisen der DVP können nennenswerte Gewinne ebenfalls schwerlich angenommen 

werden. Anders steht es mit dem Zentrum. Die KPD hat einen ziemlich starken Teil ihrer Kraft darauf 

verwandt, die Arbeiter über den reaktionären, ausbeuterischen Charakter dieser Partei aufzuklären. 

Zentrumsverluste in kommunistischen Gewinnkreisen: 

 Zentrum Christlich-Soziale 

Westfalen-Nord und -Süd – 104 428 

Düsseldorf-Ost – 28 415 

Düsseldorf-West – 37 – 

Köln-Aachen – 73 + 18 

Es bleiben also 177.000 Zentrumsstimmen, Von ihnen sind sicher noch einige Zehntausend in Abzug 

zu bringen, die nach rechts abgewandert sind. Das ist zunächst der Anhang der Freiherren von Loe 

und von Lüninck, die zu den Deutschnationalen abgewandert [420] sein dürften, Gerade im Bereich 

dieser Gruppe hat die DNVP trotz ihres allgemeinen und sehr starken Rückgangs Gewinne, und zwar 

als Partei, nicht unter dem Deckmantel von Auffangorganisationen. 

Ein anderer Teil wird zu der Wirtschaftspartei abgewandert sein, die sehr starke relative Gewinne in 

diesen Wahlkreisen hat. Es kann also nur mit etwa 150.000 Zentrumsstimmen dieser 5 Wahlkreise 

gerechnet werden, die teils von uns direkt gewonnen sind, teils erst einen Umweg über die SPD ein-

schlugen. 

Die Gewinne. von KPD und SPD betragen: 

Wahlkreis 17 18 20 22 23 zusammen 

SPD + 56 + 43 + 39 + 47 + 16 + 221 

KPD + 48 – 18 + 9 + 28 + 28 + 93 

Daraus ist der Schluß zu ziehen, der später bei der detaillierten Untersuchung der einzelnen Stimm-

gebiete noch überprüft werden wird, daß etwa ein Drittel der Zentrumsverluste von uns und zwei 

Drittel von der SPD gewonnen wurde. Nun sind die realen Zentrumsverluste natürlich erheblich hö-

her, als der bloße Stimmenrückgang ausdrückt. In diesen Wahlkreisen erhielt das Zentrum etwa 30 

Prozent aller Stimmen, es hätte demnach 30 Prozent des auf ihn entfallenden Anteils an den Mehr-

wählern dort erhalten müssen, rund 80.000. Somit beträgt der reale Gewinn der KPD ein Drittel von 

230.000 = rund 70.000, der der SPD etwa 160.000 in diesen Bezirken. 
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Zweifellos hat die Politik der Partei gegenüber den Zentrumsarbeitern in ganz entscheidend stärkerem 

Maße zur Entlarvung der ausbeuterischen Zentrumspolitik beigetragen als die der SPD, die im Ge-

genteil in ihrer weimarianischen Reichsbanner- und Arbeitsgemeinschaftspolitik die Tatbestände ver-

wischte. Aber das steht nicht im Widerspruch mit diesem Ergebnis. Die Wirkungen sind niemals 

direkt und gradlinig. Die große Masse der aus dem Zentrum herausgeholten Wähler sah in der 

Schlichtungsmethode zunächst mehr eine Funktion der Bürgerblockpolitik. Die Scheinopposition der 

SPD vermag sie nicht so leicht zu durchschauen. Sie versucht es also erst einmal dort. Sie wird ent-

täuscht werden, und von unserer weiteren Arbeit wird es abhängen, wie weit sie vor dem Zurückfluten 

ins Ausbeuterlager bewahrt und der proletarischen Front zugeführt werden kann. 

Die zweite große Partei, die noch viele Arbeiter im Garn hält, ist die DNVP. Bereits 1927 zeigte De-

cker in der „Gesellschaft, daß gerade in den großstädtisch-industriellen Wahlkreisen diese Partei 

starke Gewinne hatte, während die Stimmenzahlen von KPD und SPD zusammen unter dem Niveau 

lagen, das die Sozialdemokratie im Jahre 1912 erreicht hatte. Auf der anderen Seite hatten diese Par-

teien in den mehr großstadtarmen und ländlichen Wahlkreisen ihren Anteil gegenüber 1912 gesteigert. 

Georg Decker zeigte das in einer Tabelle, von der der typische Teil folgendes Bild zeigt: 

Wahlkreis Stimmanteil von KPD und SPD im Dez. 

1928 gegenüber 1912 in Prozent 

Berlin  – 24,1 

Potsdam II  – 20,6 

Hamburg  – 14,7 

Chemnitz  – 11,5 

Düsseldorf-Ost  – 7,8 

Potsdam I  – 7,2 

Dresden  – 7,2 

Leipzig  – 7,0 

Thüringen  – 6,2 

Dann folgen Verluste von 4 bis 0,2 Prozent in den gemischten Wahlkreisen, während in den betont 

agrarischen die Gewinne sind. Ausnahmen machen nur die katholischen Wahlkreise (Westfalen und 

Düsseldorf-West) und außerdem Merseburg. 

Die starken Verlustbezirke vom Dezember 1924 sind gerade unsere Gewinnbezirke von 1928. 

Nach den oben zitierten Berechnungen Dr. Blanks, die im wesentlichen auch Bebel als zutreffend 

anerkannte, wenn er auch die Höhe des errechneten Prozentsatzes bezweifelte, stammten in den groß-

städtisch-industriellen Wahlkreisen im Jahre 1903 etwa 31-40 Prozent der für die Sozialdemokratie 

abgegebenen Stimmen von nichtproletarischen Wählern. Für 1912 sind sie auf mindestens 40 Prozent 

anzunehmen. Das sind selbstverständlich die nach dem Verrat und der Niederschlagung der Revolu-

tion zu den Deutschnationalen übergelaufenen proletarischen und nichtproletarischen Kleinbürger-

massen, die 1928 zurückgeflutet sind, enttäuscht von der DNVP, vom „Bürgerblock. 

Es ist sicher, daß der Anteil an diesen Massen für uns verhältnismäßig gering ist. Die reinen Verluste 

der DNVP geben keine Anhaltspunkte, weil die Verschiebungen zwischen den bürgerlichen Parteien 

darin nicht ausgeglichen sind. Eher kann man die absoluten Ver-[421]luste aller bürgerlichen Parteien 

zusammen, die in den aus Decker zitierten Wahlkreisen knapp 450 000 ausmachen, den Gewinnen 

von KPD und SPD gegenüberstellen. 

Die absoluten Verluste und Gewinne in den Wahlkreisen betrugen gegen Dezember 1924 in 1000: 

W a h l k r e i s e  Alle bürgerlichen Parteien zusam-

men einschließl. ASP 

Linke Komm. 

KPD 

SPD 

davon 

  SPD KPD Lk. K. 

Berlin   – 114  + 169  + 31  + 135  4 

Potsdam II  – 54  + 124  + 54  + 67  5 

Hamburg   – 17  + 76  + 51  + 26  7 

Düsseldorf-Ost  – 16  + 75  + 43  + 29  3 

Potsdam I  – 39  + 68  + 27  + 14 – 

Dresden   – 49  + 123  + 62  + 56  4 
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W a h l k r e i s e  Alle bürgerlichen Parteien zusam-

men einschließl. ASP 

Linke Komm. 

KPD 

SPD 

davon 

  SPD KPD Lk. K. 

Leipzig  – 82  + 46  + 19  + 30 – 

Thüringen  – 67  + 44  + 51  + 11  4 

  – 438  + 725  + 315  + 373  20 

(Die leichten Differenzen stammen aus den Ausrundungen) 

Außer in Leipzig und Thüringen sind die Gewinne von KPD und SPD höher als die Verluste der 

übrigen Parteien zusammen. 

Um aber die eventuellen Gewinne der Partei aus deutschnationalen Wählern abzuschätzen, müssen 

die Ergebnisse in den besonders starken Wahlkreisen der DNVP untersucht werden. In der folgenden 

Tabelle sind die 10 stärksten zusammengestellt und dabei die Verluste aller bürgerlichen Parteien 

zusammen angegeben. 

In den 10 deutschnationalen Hochburgen, in denen im Dezember 1924 die DNVP über 25 Prozent 

der Stimmen erhielt, zeigen sich folgende Verhältnisse: 

W a h l k r e i s  DNVP erhielt im  

Dez. 1924  

in % aller  

Stimmen 

Alle bürgerlichen 

Parteien verloren 
SPD 

gewann 

in 

1000 

KPD 

gewann 

in 

1000 

SPD 

mehr 

als KPD 

 
1928 

in 1000 

DNVP 

allein verlor 

in 1000 

Pommern 49,1 – 62 – 70 + 39 + 2 + 37 

Ostpreußen 39,2 – 75 – 89 + 58 + 14 + 44 

Frankfurt a. d. Oder 38,2 – 68 – 59 + 37 + 12 +  25 

Schleswig-Holstein 35,0 – 24 – 69 + 43 + 10 + 83 

Potsdam I  31,3 – 49 – 59 + 62 + 56 + 6 

Merseburg 29,7 – 52 – 59 + 15 + 12 + 23 

Breslau 28,8 – 69 – 51 + 60 + 15 + 45 

Württemberg 28,7 – 65 – 70 + 31 – 13 + 44 

Potsdam II 27,8 – 54 – 41 + 54 + 87 – 13 

Mecklenburg 26,6 – 35 – 17 + 31 – 2 + 33 

Hier zeigt sich ganz deutlich, daß die Masse der deutschnationalen Wähler der SPD zugeflossen ist, 

auch wenn man von einem sehr erheblichen Prozentsatz annimmt, daß er in die Nichtwähler ver-

schwunden ist. Der Anteil der Partei an den verlorenen deutsch-nationalen Wählern kann nur sehr 

geringfügig sein, da besonders die noch im Stadium unentwickelten Klassenbewußtseins sich befind-

lichen schwankenden Massen nur in sehr zu-gespitzten („Endkampfsituationen“), zu einem so weiten 

Schritt zu bringen sind.. Aus DNVP und den übrigen bürgerlichen Parteien (DDP und Völkischen) 

kann höchstens ein Fünftel der Gewinne der KPD stammen, also etwa 95.000, Die Wahlkreisstatistik 

reicht für die Beweisführung natürlich alleine bei weitem nicht aus. Sie wird durch die Einzelunter-

suchungen ergänzt werden. Das allgemeine Bild ergibt etwa 70.000 Stimmen aus dem Zentrum, etwa 

95.000 Stimmen aus DNVP und den übrigen bürgerlichen Parteien, zusammen 165.000 Gewinnstim-

men. Die fehlenden 312.000 können nur aus der SPD stammen, ebenso diejenigen Stimmen, welche 

die Partei infolge der ultralinken Manöver, (aus denen die Partei auch an die SPD direkt Stimmen 

verlor, wie Suhl zeigt), an die Nichtwähler verloren hat. Das sind zusammen rund 400.000 Stimmen. 

Die erste Überprüfung ergibt also unter der Annahme, daß die Partei ebensoviel Stimmen an die 

Nichtwähler verlor, wie die „Linken Kommunisten“ gewonnen haben, folgende Verteilung der 

622.000 gewonnenen Stimmen: 

I. Mehranteil an Neuwählern (Jungwählern) zirka  65.000 

Aus Zentrum "  70.000 

Aus DNVP "  95.000 

Aus SPD "  390.000 

  Zusammen   620.000 

Die Richtigkeit dieses Ergebnisses wird noch im einzelnen nachzuprüfen sein. [422] 

* 
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ZUR PROGRAMMDISKUSSION 

Programmatische Bemerkungen zum Nachkriegsimperialismus  

Von E. Ludwig  

(Fortsetzung) 

VII. 

Die Entwicklung des Monopols vom Kar t e l l  zum Tr us t  zu s t aa t ska p i t a l i s t i s chen  Bildun-

gen, während es gleichzeitig von den entscheidenden Industriezweigen aus alle Gebiete des Kapitals 

durchdringt, läßt einerseits den Nachkriegsimperialismus als die Fortentwicklung des Vorkriegsim-

perialismus erscheinen, hebt aber anderseits, eben durch diese Fortentwicklung, jenen von diesem ab. 

Ebenso zeigen die anderen a l l gem e i nen  Merkmale des Imperialismus in der Nachkriegszeit 

Wandlungen, die es als zulässig erscheinen lassen, den Nachkriegsimperialismus in dem oben ge-

kennzeichneten Sinne vom Vorkriegsimperialismus abzugrenzen. 

Von diesen Merkmalen sollen hier kurz die wichtigsten, der Kapitalexport, die Verfilzung des Bank- 

und Industriekapitals, die Monopolisierung der Ausbeutungsgebiete der Erde und die Konkurrenz um 

sie und schließlich die Ungleichmäßigkeit des Wachstums der imperialistischen Entwicklung in ihren 

Änderungen zur Vorkriegszeit betrachtet werden. Dabei wird sich zeigen, daß, wie beim Monopol, 

dessen ökonomisch-politische Äußerungen sie lediglich sind. die Wandlungen aus denselben Wider-

sprüchen geboren sind die auch das Monopol fortentwickelt haben, und daß, wie beim Monopol nie 

diese Widersprüche, statt sie aufzuheben, nur immer schärfer zuspitzen. 

1. Der Kapitalexport 

Der Kap i t a l expo r t, der Schrittmacher des Warenexports im Zeitalter des Imperialismus, das Mit-

tel zur Einsackung von Extraprofit aus den der Ausbeutung der imperialistischen Mächte unterwor-

fenen Gebieten, wird von um so größerer Wichtigkeit für die Verwertung des Kapitals, je mehr, zu-

gleich mit der wachsenden Entfaltung der Produktivkräfte der imperialistischen Mächte, der Markt 

sich verengert. Der Drang nach An l age märkten für Kapital (Kapitalexport) wird um so gebieteri-

scher, je schwieriger der Absa t z markt wird. 

Doch der Kapitalexport der den Markt für die Waren des exportierenden Landes erweitern soll, führt 

zu seiner Verengerung. Diese widerspruchsvolle Entwicklung ist, mitbedingt durch den Kapitalex-

port, aus einer mehr und mehr sich offenbarenden Tendenz des Vorkriegsimperialismus im Nach-

kriegsimperialismus aktuelle Wirklichkeit geworden. Gerade die Etappe der relativen Stabilisierung 

hat zur Herausbildung dieser zur Wirklichkeit gewordenen Widersprüche wesentlich beigetragen. 

Der Drang zur Ausdehnung der Grenzen des durch die Industrialisierung der Kolonien (Vorkriegs-

kapitalexport, Kriegsbedarf) verengerten Marktes hat im Verhältnis zwischen den Vereinigten Staa-

ten von Amerika und den alten imperialistischen Staaten Europas einen für den Nachkriegsimperia-

lismus charakteristischen Wandel im Kapitalexport eintreten lassen. 

Er besteht nicht so sehr darin, daß das Verhältnis von Kapitalexport und -import zwischen USA und 

Europa sich gegen die Vorkriegszeit gerade in sein Gegenteil gewendet hat, daß die USA, statt vom 

europäischen Imperialismus Kapital zu importieren in seine Gebiete Kapital exportieren. 

[423] Der beze i chnende  ökonom i sc he  Unterschied, der mit jenem ersten zusammenhängt, ist 

der: daß der europäische Imperialismus, obwohl er selbst Kapital importiert, zwar nicht aufgehört 

hat, Kapital zu exportieren. Doch dieser Kapitalexport ist insbesondere bei dem für die Entwicklungs-

momente des Nachkriegsimperialismus am meisten bezeichnenden Lande, Deutschland, aus einem 

eigenen ein geborgter geworden. Mehreres ist hierzu noch anzumerken. 

Gebor g t e r  Kap i t a l expo r t  war schon dem Vorkriegsimperialismus nicht fremd. Ein Teil des 

amerikanischen Kapitalexports vor dem Kriege be r uh t e  au f  eu r opä i s chem  Kap i t a l im por t. 

Doch dieser war, verglichen mit dem geborgten Kapitalexport nach dem Kriege, von sekundärer Be-

deutung für die Entfaltung des amerikanischen Imperialismus. Für den Kapitalexport z. B. des 
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deutschen Nachkriegsimperialismus dagegen ist, wie für sein Währung, für die Entfaltung zum neuen 

Imperialismus überhaupt, die Stütze des amerikanischen Dollars von primärer Bedeutung geworden*). 

Weiter zeigt sich, gleichfalls im Unterschied zur Vorkriegszeit, in der der Träger .des geborgten Ka-

pitalexports ein noch aufstrebender Imperialismus gewesen ist, der mit seiner Hilfe zu seiner vollen 

Höhe sich entwickelt, daß jetzt der geborgte Kapitalexport z. B. Deutschlands von einem bereits vor 

dem Kriege zu seiner Höhe gelangten, aber dann durch den Krieg zurückgeworfenen Imperialismus 

ausgeht, der mit seiner Hilfe einen neue n  Imperialismus entwickeln will. 

Geborgter Kapitalexport, gegründet auf Kapitalimport, von dem er eine Ableitung ist, geht Hand in 

Hand mit gebo r g t e r  Akkum ul a t i o n. Sie ist, so viel der auch hier das bezeichnende Beispiel 

liefernde deutsche Nachkriegsimperialismus auch schon aus eigener Kraft „eigene“ Rationalisie-

rungsprofite akkumulieren konnte, für den Prozeß seiner Konsolidierung von grundlegender Bedeu-

tung. Die Auslandsanleihen, der Kapitalimport, wurden im Verlauf der deutschen Akkumulations-

konjunktur, dem bisher erreichten Höhepunkt der Etappe der relativen Stabilisierung in Deutschland, 

zum Dreh- und Angelpunkt dieser Konjunktur (vgl. E. Ludwig a. a. O.). Zugleich mit deutschem 

akkumulierte am er i kan i s che s  Kapital in Deutschland. 

Geborgte Akkumulation in Konkurrenz mit „eigener“, die in Deutschland mancherlei Gegensätzlich-

keiten der verschiedenen Kapitalistenschichten mit sich gebracht haben, und geborgter Kapitalexport, 

was beides nichts anderes als die Konsolidierung des erschütterten deutschen Imperialismus mit frem-

dem Kapital heißt, führte zugleich mit dem steigenden Anteil des amerikanischen Kapitals am deut-

schen Mehrwert und seinen Folgen, namentlich für die Rationalisierung, zu wachsende r  Kon-

ku r r enz  zwischen dem deutschen und dem amerikanischen Kapital auf dem Weltmarkt. Die Ver-

flauung der amerikanischen Konjunktur hat den Drang der amerikanischen Waren auf den Weltmarkt 

verstärkt, wo sie auf deutsche Waren stoßen, deren Schleuderkonkurrenz erst durch den Dollar mög-

lich wurde. Einerseits kann das amerikanische Kapital auf den Kapitalexport, eben als Schrittmacher 

des Warenexports, nicht verzichten, anderseits hemmt es mit ihm auf die Dauer den Warenexport. 

Diese gegensätzliche Entwicklung, geboren aus Kapitalexport und -import zwischen den imperialis-

tischen Ländern, tritt als bezeichnende Neuerscheinung des Nachkriegsimperialismus zu den aus dem 

Kapitalexport sich ergebenden Widersprüchen zwischen „Mutterland“ und „Kolonie“, wie sie aus der 

allgemeinen Entwicklung des Imperialismus bekannt sind, und verschärft damit Konkurrenz und 

Konflikte auf dem Weltmarkt und um ihn. 

Doch auch tun die alten Kapitalanlagegebiete geht der Kampf, sich zuspitzend, weiter. Mit Eng land  

und J apa n  ringen die Vereinigten Staaten in Ostasien. Südamerika und Kanada, einst vorwiegend 

englische [424] und zum Teil deutsche Kapitalmärkte, sind heute Domänen der USA, auf die jedoch 

England, in brutalen sozialen Kämpfen die Konsolidierung seines Imperialismus versuchend, erneut 

seine Ansprüche anmeldet. 

F r ank r e i ch  schließlich wandelt seinen Kapitalexport mehr und mehr aus dem eines Rentnerstaats 

in den einer auch industriell-finanzkapitalistisch-imperialistischen Macht. Sowj e t r uß l and  als Ka-

pitalausfuhrgebiet im imperialistischen Sinne scheidet aus und beschränkt so die Anlagemärkte für 

Kapital. 

Der Nachkriegsimperialismus hat den Kampf um die Anlagesphären für das Kapital nicht gemildert. 

Im Gegenteil, zu den alten Formen des Kapitalexports haben sich neue gesellt, aus denen die Veren-

gerung sowohl der Anlagemärkte wie der Absatzmärkte für das Kapital mit ökonomischer Notwen-

digkeit folgen muß. 

2. Das Finanzkapital 

Monopol und Kapitalexport sind ökonomische Zwangsgesetze des Imperialismus in allen seinen Ent-

wicklungsformen. Im Nachk r i egs i m per i a l i sm us  vollzieht sich die relative Stabilisierung der 

ökonomischen und sozialen Macht der Bourgeoisie der verschiedenen imperialistischen Staaten, 

 
*) Vgl. dazu: E. Ludwig: „Entwicklungstendenzen des deutschen Kapitalismus“, Internationale 1927, Heft 14 bis 17. 
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wenn auch unter verschiedenartigen politischen Formen, auf der Grundlage der stürmischer denn je 

fortschreitenden Monopolisierung, des forcierten Kapitalexports. 

Die Führung in diesem Prozeß hat sich, entschiedener und entscheidender als vor dem Kriege, das 

Ba n kkap i t a l, selbst nun überall in großen Monopolen zusammengeballt, bemächtigt. F i nanzka -

p i t a l i s t i s ch  mit dem Industriekapital verfilzt, finanziert es die sich ausbreitenden Monopole, be-

stimmt es Richtung und Umfang des Kapitalexports. 

Charakteristisch für das Finanzkapital der Etappe der relativen Stabilisierung ist nicht diese kaum 

noch bestrittene Vormacht des Bankkapitals über das Industriekapital – sie war auch vor dem Kriege, 

wenn auch nicht so eindeutig vorhanden –; sondern die fast unumschränkte Vormacht einer finanz-

kapitalistisch-imperialistischen Macht über alle anderen: die der Ve r e i n i g t en  S taa t e n. 

Eng l a nd  vor dem Kriege, so sehr es die erste finanzielle Macht der Welt gewann, war doch nur als 

erste unter gleichen. Ja, seine Bankmonopole, eine der Voraussetzungen finanzkapitalistischer Kapi-

talzusammenballung, die „Dicken Fünf“, hat es erst im Kriege und nach ihm unter dem Zwang des 

Marktproblems entwickelt. Neben ihm standen, finanzkapitalistisch schon damals z. T. besser gerüs-

tet, Amerika und auch Deutschland. 

Hatte England vor 1914 die Stabilisierung einer Währung nur hin und wieder, zufällig zum Geschäft 

in einem Lande machen können (z. B. Argentinien), so wurde die Währungsstabilisierung der er-

schütterten Währungen aller Länder Europas, ja fast der ganzen Erde, zum großen alltäglichen Ge-

schäft des amerikanischen Finanzkapitals nach dem Kriege. Das englische Pfund, der französische 

Franken, die deutsche Mark, der polnische Zloty, die italienische Lira finden ihre letzte Stütze heute 

im Dollar Neuyorks. 

Die Medici im frühkapitalistischen Florenz der Renaissance waren Kaufleute und Herrscher zugleich. 

Mor ga n  begnügt sich als schlichter amerikanischer Bürger, die größte Staatsanleihe der Welt, die 

Dawe s-An l e i he  in seine Tasche zu vermitteln. 

Amerikanisches Finanzkapital akkumuliert in Deutschland. Es wuchert in Frankreich. 

Unter seiner Oberhoheit beansprucht das Finanzkapital aller imperialistischen Mächte die Diktatur 

über die Produktivkräfte der ganzen Welt. 

Dieser Anspruch äußert sich in zwei für das Finanzkapital des Nachkriegsimperialismus bezeichnen-

den Tatsachen. 

Einmal in der theoretischen Forderung amerikanischer, englischer und deutscher Ökonomen, durch 

Zinspolitik zur Konjunkturbeherrschung, zur kon j u nk t u r l o se n  Wirtschaft zu kommen. Diese 

Theorie ist nur die ideologische Verkleidung der zur Verwirklichung drängenden [425] finanzkapi-

talistischen Praxis, durch Produktions- und Zinsregulierung den Anteil des Bankkapitals am Mehr-

wert zuungunsten des Industriekapitals zu erhalten und zu erhöhen. 

Sodann in der internationalen Zusammenarbeit der Notenbanken. Sie soll die Konkurrenz der impe-

rialistischen Mächte um den Goldvorrat der Welt – eine Folge und ein Ausdruck der finanzkapitalis-

tischen Vorherrschaft der USA wie des Marktproblems – ausgleichen. Sie gleicht sie aus, indem sie 

praktisch die amerikanische Oberhoheit anerkennt, zugleich aber auch den Wandel der Notenbanken 

der imperialistischen Mächte aus den zentralen Anstalten des Geldumlaufs – was sie vorwiegend vor 

dem Kriege gewesen – zu Agenten der a l l gem ei ne n  finanzkapitalistischen Interessen der Mono-

pole gegen die übrigen Kapitalistenschichten und die breite Bevölkerung deutlich macht. 

Doch die durch den Pakt des Notenbankpräsidenten fixierte Oberherrschaft des amerikanischen Fi-

nanzkapitals heißt nicht die endgültige Ausschaltung der finanzkapitalistischen Konkurrenz. Weder 

ist die Zahl der finanzkapitalistischen Konkurrenten um die Beherrschung der Erde kleiner geworden 

als vor dem Kriege. Im Gegenteil: neben Italien, das schon vor 1914 zu imperialistischen Abenteuern 

auszuziehen begann und seine imperialistischen Appetite immer unverhüllter bekundet, suchen die 

durch den Krieg entstandenen Staaten zu finanzkapitalistischer Betätigung zu kommen, entwickelt 

vor allem der neue deu t s che  Imperialismus alle Energien eines sich konsolidierenden, fest 
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organisierten Finanzkapitals, geht sogar England von den rückständigen Formen seiner Kapitalsver-

fassung zu modernen finanzkapitalistischen Monopolen über und rollt als älteste kapitalistische 

Macht dem Zwang zu finanzkapitalistischen Monopolen den schuldigen Tribut. 

Die widerspruchsvolle Bewegung ist hier die gleiche wie beim Kapitalexport. Derselbe Dollar, der 

zum Wucherprofit des amerikanischen Finanzkapitals, seine Oberhoheit in der ganzen Welt verkün-

dend, den europäischen Kapitalismus relativ stabilisiert hat, zieht zugleich die finanzkapitalistischen 

Konkurrenten gegen es auf. 

3. Die Aufteilung der Erde und die Wiederherstellung des Weltmarkts 

Die Verteilung der Erde, die der imperialistische Kapitalismus vollendete, ist durch die Friedens-

schlüsse, die den Weltkrieg beendeten, zugunsten der „Siegermächte“ besiegelt worden. Der Wel t -

m a r k t  ist, so scheint es, nach den Erschütterungen der Kriegs- und der Überwindung der Nach-

kriegskrisen mit der relativen Stabilisierung des Kapitalismus wieder hergestellt worden. 

Doch die ökonomische Gestaltung des Weltmarkts ist eine andere als vor dem Kriege. Dieselbe rela-

tive Stabilisierung, die den „internationalen Handelsverkehr der Völker“ wieder aufleben ließ, berei-

tet nur neue unersättliche Gelüste auf neue Aufteilung der Erde unter den Ausbeutermächten vor. 

Der We l t ha n de l  scheint, statistisch gemessen, 1926 den Umfang von 1913 erreicht zu haben. Al-

lein die Grenzen, die die Waren im internationalen Handel heute zu überschreiten haben, sind länger 

und zahlreicher als vor dem Kriege. So wird ein großer Teil des früher als Binnenhandel gezählten 

Warenaustausches Außenhandel und vergrößert dieses statistische Wachstum ohne ein tatsächliches 

Wachsen seines Umfangs. Sein Steigen 1927 beruht fast ausschließlich auf der deutschen Inlands-

konjunktur mit ihren Auslandsanleihen. So bestätigt die Statistik nur die Ve r e nge rung  des Welt-

markts, der nach den Zahlen derselben Statistik 1913 gleichgekommen sein soll. 

Ha n de l sve r t r äge  zwischen den einzelnen imperialistischen Mächten scheinen fast über die ganze 

Erde hin die Bahnen eines friedlichen Handelsverkehrs zu ziehen. Doch diese Handelsverträge, ent-

weder auf die leere Formel der gegenseitigen Meistbegünstigung beschränkt oder mit einem ver-

zwickten kleinlichem System gegenseitiger Zollvergünstigungen erfüllt, [426] laufen trotz aller in-

ternationaler Resolutionen, die Zollfreiheit fordern, auf eine Gegenseitigkeitsversicherung der impe-

rialistischen Mächte zur Aufrechterhaltung der Hochschutzzölle und auf die Rechtfertigung der tau-

sendfachen Zollschikanen hinaus, mit denen sie Lücken in der Zollmauer auszustopfen pflegen. 

I n t e r na t iona l e  Ka r t e l l e  und  Tr us t s, zahlreicher und umfassender als vor dem Kriege, scheinen 

die Landesgrenzen zu verwischen. Doch anders als vor 1914 ziehen sie sie, zusammen mit dem Zoll-

schranken, noch schärfer als damals. Der Grundsatz aller internationalen Monopole ist heute, bei gleich-

zeitiger Verteilung der Absatzgebiete auf dem Weltmarkt unter die Monopolteilhaber, die konkurrenz-

lose Überlassung des Inlandsmarkts an das dem internationalen Monopol angeschlossene „nationale“ 

Monopol, ist die durch das internationale Kartell noch über die Zollschranke hinaus gesicherte Ga -

r an t i e  de r  Monopo l i s i e r ung  de s  I n l a ndsm ar k t s. Das Streben nach Au t a r k i e, nach öko-

nomischer Selbstgenügsamkeit, ein unter der Herrschaft der kapitalistischen Wirtschaftsweise utopisti-

sches Streben, wie es im und unmittelbar nach dem Kriege hervortrat, wird so zwar durch die interna-

tionale Kartellierung, die Wiederherstellung des Weltmarkts auf der Grundlage der Hochschutzzölle 

und der internationalen Monopole ad absurdum geführt. Aber beide gliedern schärfer als zuvor den 

Inlandsmarkt vom Weltmarkt ab. Die Entwicklung eigener Industrien in den neuen Staaten sowie das 

ökonomische Gerüstetsein des eigenen Landes für neue imperialistische Kriege, und schließlich das 

Ziel, zum mindesten das eigene Land zum Auswucherungsgebiet zu besitzen, führen zu dieser schrof-

fen Trennung von Inlands- und Weltmarkt und beschränken diesen noch mehr. Die Wiederherstellung 

des Weltmarkts unter dem Schein friedlicher Verständigung verhüllt kaum noch den immer erbitterter 

werdenden Kampf, den die Monopole der imperialistischem Mächte gerade auch mit dem Mitteln der 

friedlichen Verständigung, mit Handelsverträgen und internationalen Monopolen um ihn führen. 

So wird die Wiederherstellung des kapitalistischen Weltmarkts, die nur seine Beschränkung im Ver-

gleich mit den wachsenden Produktivkräften der Gesellschaft offenbart, in der Etappe der relativen 
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Stabilisierung zu einer Vor s t u fe  e ine r  neuen  Auf t e i l ung  der Erde unter die imperialistischen 

Mächte durch einen neuen Krieg, wenn ihn die proletarische Revolution nicht zuschanden schlägt. 

Zäher als vor dem Kriege halten die imperialistischen Mächte an dem Rechte der Ausbeutung ihrer 

unterworfenen Herrschaftsgebiete fest. Mit allen Methoden der ökonomischen Gewalt, mit Korrup-

tion, mit Kapitalexport und Zollkrieg, mit schnell angedrohter und angewandter politischer Gewalt 

suchen sie, trotz zugestandener oder respektierter staatlicher Selbständigkeit der zum Kapitalismus 

fortschreitenden Länder, ihre ökonomische Abhängigkeit um so gründlicher zu fesseln, versuchen 

sie, ihren Machtbereich auszudehnen. Wie im Nachkriegsimperialismus das imperialistische England 

zum Monopol und Zollschutz fortgeschritten ist, so haben die Vereinigten Staaten die in ihrem Im-

perialismus noch vorhandenen Lücken durch blutige Kolonial- und Unterdrückungsfeldzüge in den 

ihrer imperialistischen Ausbeutung unterworfenen Gebieten Mittelamerikas ausgefüllt. 

De r  Kam pf  um d i e  Rohs t o f fque l l en  des Imperialismus, ob Gummi, Petroleum oder Baum-

wolle, bricht trotz aller internationalen Verständigung unter dem Druck der Weltmarktkonkurrenz 

immer wieder auf und kündigt gleichfalls neue Aufteilungsappetite an. 

So groß – rein räumlich gesehen – die dem Kapitalismus noch nicht erschlossenen Gebiete der Erde 

sind: die vollendete Aufteilung der Erde selbst schon, der stürmische Drang nach Verwertung des 

wachsenden Kapitals zwingt zu neuer Aufteilung, zur Vergrößerung und Monopolisierung der Auf 

teilungsgebiete der einzelnen imperialistischen Mächtegruppierungen gegeneinander. 

Wenn sich so in allen diesen Erscheinungen des Nachkriegsimperialismus Tendenzen der ganzen 

kapitalistischen Epoche fortsetzen und zur all-[427]gemeinen Wirklichkeit werden: e i ne  Erschei-

nung in diesem Kampfe um die Ausbeutungsgebiete kennzeichnet den Wandel des Nachkriegsimpe-

rialismus gegen den Vorkriegsimperialismus und zeigt so die sozialen Grenzen auf, auf die jener 

infolge seiner wachsenden ökonom i s chen  Widersprüche zu stoßen beginnt. Das ist die nationale 

Bewegung, die Rebellion der Kolonialvölker. 

Die Ansätze, die zur nationalen Revolution der Unterdrückten im Vorkriegsimperialismus gelegent-

lich und lückenhaft auftraten, sind mit der verschärften Ausbeutung der unterdrückten Völker zu einer 

r ege lm äß i gen  Erscheinung geworden, die zu den bezeichnenden Merkmalen des Nachkriegsim-

perialismus als der Epoche der ak t ue l l en  soz i a l en  Revo l u t i on  gehört. Von Marokko über In-

nerafrika, über Syrien, über Indien schließt sich bis nach Ch i na  der Kreis. Am äußeren Rande der 

imperialistischen Weit empören sich, je brutaler sie gegen sie vorstoßen muß, wie einst im weltbe-

herrschenden Rom der Kaiserzeit die eindringenden Barbaren, die unterjochten Völker gegen die 

Weltherrschaft des Imperialismus. Aber – anders als im Rom der Cäsaren – unter dem Druck der 

steigenden Unterdrückung wächst im Innern der imperialistischem Mächte die Kraft, die im Bunde 

mit den aufstehenden Kolonialsklaven sie zu stürzen berufen ist: das Proletariat. 

4. Ungleichmäßigkeit des Wachstums 

Monopole, Kapitalexport, Finanzkapital, die Herstellung des Marktes, die Aufteilung der Erde, alle 

diese a l l gem e i nen  ökonomischen Merkmale der imperialistischen Epoche, die unter den Entwick-

lungsbedingungen des Nachkriegsimperialismus be sonde r e  Erscheinungsformen annehmen, ha-

ben mehr und mehr alle imperialistischen Länder ergriffen. 

Es scheint zunächst so, als habe auf diese Herausbildung aller Merkmale des Imperialismus der Nach-

kriegszeit insbesondere die Etappe der relativen Stabilisierung ausgleichend, n i ve l l i e r end  ge-

wirkt. Der entschiedene Übergang Englands zum monopolistischen Kapitalismus bei gleichzeitiger 

grundsätzlicher Preisgabe des Freihandels, die Entwicklung Frankreichs zum g r oß indus t r i e l l e n  

Kapitalismus, die Herausbildung modernster Industriezweige mit höchster organischer Zusammen-

setzung des Kapitals in den bisher kapitalistisch zurückgebliebenen Ländern: all das scheint die Ten-

denz des Ausgleichs, der gegenseitigen ökonomischen Anpassung der verschiedenen imperialisti-

schen Mächte aufzuzeigen. 

Allein diese allseitige Entfaltung der Merkmale des Imperialismus auch in den Ländern, in denen 

bisher z. B. das Monopol noch nicht zur beherrschenden Form der kapitalistischen Existenzweise 
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geworden war, bedeutet in Wahrheit die Zerstörung solcher Anpassungsillusionen gerade durch die 

Entwicklungsbedingungen der relativen Stabilisierung, die zu jener Entfaltung und zum Schein der 

Nivellierung geführt haben. Sie bestätigen die kom m u n i s t i s che  Theorie von der ökonomischen 

Notwendigkeit des Imperialismus als einer Etappe des Kapitalismus, indem sie ihn in seiner Form 

des Nachkriegsimperialismus ausdrücklich auch als die jüngste Etappe des Kapitalismus erweisen. 

Das  Gese t z  de r  Ung l e i chmäß i gke i t  de r  kap i t a l i s t i s c h-im pe r i a l i s t i s chen  En t -

wi ck l ung  herrscht schroffer als in der Vorkriegszeit im Nachkriegsimperialismus, beherrscht vor 

allem die Etappe der relativen Stabilisierung, weil in ihr die Verwertungsbedingungen des Kapitals 

seinen Existenzbedingungen immer schärfer sich entgegenstellen Wenn Eng l a nd in finanzkapita-

listischen Monopolen nach dem Muster des deutschen Imperialismus die Rückständigkeit seiner ka-

pitalistischen Verfassung überwinden, wenn De u t s ch la nd  durch Rationalisierung den technisch-

organisatorischen Vorsprung des a mer i k a n i s chen  Kapitals ausgleichen will, so geschieht das un-

ter dem Druck der Konkurrenz um die Meiner werdenden Kapitalanlage- und Warenabsatzgebiete 

der Welt. Es geschieht nicht zur gegenseitigen Anpassung aneinander, sondern zur Gewinnung des 

Vorrangs, des Vorsprungs gegen die andern. So hat die deutsche Rationalisierung die Produktivkräfte 

des deutschen Imperialismus [428] im letzten Jahre stürmischer entwickelt, als die amerikanischen 

Produktivkräfte gewachsen sind. So gewinnen englische Monopole bei der größeren finanziellen und 

politischen Macht des britischen Imperialismus vielfach auch ein Übergewicht über die festgefügten 

deutschen Monopole und reißen (z. B. in der Kunstseide) die Führung an sich. 

Wachsende  Ana r ch i e, geboren aus dem Gesetz der steigenden Ungleichmäßigkeit der Entwick-

lung, in dem sich nur die Konkurrenz unter den Bedingungen des Nachkriegsimperialismus aus-

drückt, also wiederum der Grundwiderspruch dieser Etappe der kapitalistischen Entwicklung, Entfal-

tung der Produktivkräfte, um den Markt zu erweitern, aber nur immer weitere Verengerung des Mark-

tes, herbeigeführt durch die Existenzbedingungen des Imperialismus selbst: das ist die Realität der 

scheinbaren Anpassung der imperialistischen Mächte aneinander. 

Nach dem gleichen Gesetz vollzieht sich innerhalb der einzelnen imperialistischen Mächte die Ent-

wicklung der verschiedenen Kapitalsgruppen durchaus ungleichmäßig. S i e  we r den  ke i ne swegs  

i m  g le i chen  Gr ade  von  de r  En t wi ck l ung  vo r wär t s  ge t r i ebe n. 

So hat die Rationalisierung, die keineswegs in jedem imperialistischen Staate ökonomisch und sozial 

dasselbe bedeutet, den deu t s chen  Kapitalismus durchaus nicht in allen seinen Produktionssphären 

gleichmäßig ergriffen. Die Buntheit der Formen der Rationalisierung, die von der rohesten Form des 

Raubbaues an der Arbeitskraft, der Arbeitszeitverlängerung, bis zum raffiniertesten technischen Fort-

schritt geht, drückt nur die Verschiedenheit der Verwertungsbedingungen der verschiedenen Kapi-

talsschichten aus, eben weil ja die Verwertungsmöglichkeit des Kapitals allein sein Dasein bestimmt. 

Die Verschiedenheit der Formen muß wachsen, je schwieriger die Verwertungsbedingungen zu ver-

wirklichen sind. 

Die Spa l t ung  weiter des eng l i s chen  Gesamtkapitals in „alte, nicht oder nur langsam fortschrei-

tende Industrien und die „neuen“ Industrien mit höchst organisiertem Kapital ist wohl das charakte-

ristischste Beispiel von der Ungleichmäßigkeit der Entwicklung innerhalb eines imperialistischen 

Landes. Sie ist zugleich eine der Erscheinungsformen, unter denen bei gleichzeitiger teilweiser Ent-

faltung der Produktivkräfte in bestimmten Kapitalssphären die Zersetzung des englischen Gesamtka-

pitals sich vollzieht. Schließlich erweist sich das Monopol, indem es auch die alten Industrien zu 

ergreifen beginnt, wiederum nur als eine der Methoden des um seine Verwertung besorgten Kapitals, 

den gesellschaftlichen Fortschritt selbst da aufzuhalten, wo die kapitalistische Rationalisierung zur 

Steigerung der Produktivkräfte zwingt. Es wird, ähnlich wie es in Deutschland die Schmalenbach-

Gutachten für das Kohlenkapital gezeigt haben, zum Schutzwall „alter“ Kapitalanlagen vor „morali-

schem Verschleiß“, vor Kapitalvernichtung*), wie sie unter der Herrschaft der freien Konkurrenz als 

Folge der technisch-organischen Höherentwicklung der Kapitalien sich ergeben würde. 

 
*) S. A. Bessonow: „Die Frage des technischen Fortschritts im modernen Kapitalismus“, „Unter dem Banner des Marxis-

mus“, Heft 415, Seite 133 bis 135. 
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Das Gesetz der wachsenden Ungleichmäßigkeit der Entwicklung, so sehr es nur ein Ergebnis der sich 

in der Zeit der relativen Stabilisierung wieder schneller entfaltenden Produktivkräfte zu sein scheint, 

hebt ihre Fesselung durch die kapitalistischen Produktionsverhältnisse nicht auf. Im Gegenteil: es 

treibt diesen Grundwiderspruch, den die Entwicklung des Nachkriegsimperialismus immer schroffer 

entfaltet, zu immer schärferen Zuspitzungen. 

5. Der Staatskapitalismus 

Ist das Monopol der Versuch des imperialistischen Kapitalismus, den stets auf höherer Stufenleiter 

reproduzierten Widerspruch zwischen den Produktions- und Verwertungsbedingungen im Rahmen 

des Kapitalismus zu überwinden – entwickelt es sich auf diesem Wege unter den Marktschwierigkei-

ten des Nachkriegsimperialismus vom Kartell zum Trust ab seiner charakteristischen Form, so ist der 

S t a a t skap i t a l i sm u s der [429] Ausdruck der ökonom i schen  Funktion des Staates im Zeitalter 

des en t f a l t e t en  Monopolkapitalismus, also gerade des Nachkriegsimperialismus, der sich relativ 

stabilisiert hat, und damit zugleich nur der Ausdruck jenes trotz aller kapitalistischen Lösungsversu-

che, ja durch sie noch wach-‚enden Widerspruchs. 

Der Staat der Klassengesellschaft hat ebenso wie po l i t i s che  Aufgaben zur Niederhaltung und Un-

terdrückung der Beherrschten auch ökonomische Funktionen im Dienste der herrschenden Klassen. 

Nicht also die ökonomische Funktion des Staates ist neu – Marx hat das ökonomische Eingreifen der 

politischen Gewalt bei der Geburt der kapitalistischen Wirtschaftsweise in dem Kapitel über die ur-

sprüngliche Akkumulation ausführlich dargestellt (Kapital I [Volksausgabe] Seite 682). Jetzt am Aus-

gang der kapitalistischen Entwicklung ist es wieder die Staatsgewalt, die dem in Monopolen zusam-

mengefaßten Kapital in seinen Schwierigkeiten zu Hilfe eilen soll. Aber nicht um die neue Gesell-

schaft aus dem Schoße der alten entbinden zu helfen, sondern um die absterbende alte vor der Geburt 

der neuen zu bewahren*). 

Es handelt sich beim Staatskapitalismus nicht um allgemeine gesellschaftliche Regelungen, wie sie 

eine Gesellschaftsordnung auch dann bedarf, wenn sie noch so anarchisch abläuft, wie z. B. die Wä-

gung des Goldes und die Prägung des Geldes, das im Warenaustausch entstanden ist. Sondern es 

handelt sich um das planmäßige Eingreifen der Staatsgewalt – ökonomisch und auch politisch – im 

Zeitalter des Monopolkapitals in den ökonomischen Ablauf. 

Es handelt sich beim Staatskapitalismus auch nicht um ein „Zusammenwachsen“ von kapitalisti-

schem Staat und kapitalistischen Monopolen in dem Sinne, daß der Staat in ihnen verschwände, von 

ihnen aufgesogen würde, oder daß er der kapitalistischen Monopole sich bemächtigte, sie „verstaat-

lichte“. Vielmehr bleiben beide in Ihrer Selbständigkeit gegeneinander erhalten. Sie ist die Voraus-

setzung für die eigentliche Form der Verknüpfung von Staat und kapitalistischen Monopolen im 

Staatskapitalismus. 

Die Mannigfaltigkeit und Verschiedenheit in der Art dieser Verknüpfung, die vielfältigen Stufen des 

Staatskapitalismus je nach der Verschiedenartigkeit der politischen und ökonomischen Entwicklung 

des eigenen Staates, hat Lap i nsk i  in seinem Aufsatz: „Das Geschick des Nachkriegsstaates“ 

(„Kommunistische Internationale“ 1928, Heft 17, S. 912 ff.) ausführlich behandelt. 

Das Allgemeine, das aus der Buntheit der konkreten Erscheinungsformen des Staatskapitalismus sich 

ergibt, ist das: 

Wenn auch gegenüber dem Kriege, als der bürgerliche Staat im Gesamtinteresse des kriegführenden 

Kapitals die ökonomische Kontrolle in einem bisher unbekannten Maße an sich genommen hatte, 

der Staatskapitalismus abgeschwächt ist, so ist doch Wachsen der ökonomischen Funktionen des 

Staates im entfalteten Monopolkapitalismus bei gleichzeitig immer größer werdender Versippung 

der Staats- und Monopolbürokratie überall festzustellen. Der Staat greift umfassender als früher in 

 
*) „Alle (Methoden der ursprünglichen Akkumulation) benutzen die Staatsmacht, die konzentrierte und organisierte Ge-

walt der Gesellschaft, um den Verwandlungsprozeß der feudalen in die kapitalistische Produktionsweise treibhausmäßig 

zu fördern und die Übergänge abzukürzen. Die Gewalt ist der Geburtshelfer jeder alten Gesellschaft, die mit einer neuen 

schwanger geht. Sie selbst ist eine ökonomische Potenz.“ („Kapital“ I., Volksausgabe, Seite 680.) 
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das ökonomische und soziale Geschehen ein. Er bemächtigt sich vielfach solcher Tätigkeiten, die 

bisher der Privatinitiative vorbehalten zu sein schienen. Er schmitzt Steuern auf und versucht plan-

mäßig die „Wirtschaft“ zu fördern. Er regelt zwangsweise den Arbeitsvertrag. 

Aber alle diese Regelungen der „Wirtschaft“ durch die öffentliche Gewalt geschehen im allgemeinen 

Interesse des Monopolkapitals. Die Steueraufschatzung dient seiner Akkumulation, für die sie Mittel 

aus den Taschen der Werktätigen dem zur Kapitalserweiterung bestimmten Mehrwertteil hinzufügt. 

Die Industrie- und Banktätigkeit des Staates, auch wenn sie [430] besondere kapitalistische Interessen 

verletzt, dient gleichfalls nur den Interessen des Monopolkapitals, dem es durch seine Banken billigen 

Kredit, durch seine Elektrizitätswerke billige Betriebsmittel verschafft. 

Und wenn sich vielfach Stimmen aus dem Lager der Kapitalisten gegen den Staatskapitalismus erhe-

ben; nichts ist für den Zwang des Monopolkapitals zum Staatskapitalismus bezeichnender als der 

Schrei nach S t a a t skon t r o l l e‚ nach Staatskapitalismus, in dem die Wirtschaftsenquete der l i be -

r a l e n  Partei Englands ausklingt, der klassischen Partei des Manchestertums im klassischen Lande 

des Manchestertums. 

Der Staatskapitalismus ist ein Schritt zur gesellschaftlichen Regelung der Produktion, wie auch das 

Monopol schon eine Vergesellschaftung der Produktionsmittel ist. Aber wie das Monopol Vergesell-

schaftung auf privatkapitalistischer Grundlage ist, die höchste Vollendung und Zuspitzung des Pri-

vateigentums an den Produktionsmitteln, so geschieht die vom Staatskapitalismus versuchte gesell-

schaftliche Regelung der Produktion auf der Grundlage des bü r ge r l i chen  Klassenstaats und be-

deutet die Mobilisierung aller Kräfte der öffentlichen Gewalt für die ökonomischen, sozialen und 

politischen Interessen des Monopolkapitals. 

Gesellschaftliche Regelung der Produktion im Klassenstaat ist aber genau so ein Widerspruch wie 

Vergesellschaftung der Produktionsmittel im privatkapitalistischen Monopol. Beide sind gleicher-

weise das Produkt der wachsenden Schwierigkeiten des Kapitalismus, die sie nur weiter steigern. 

Beide treiben über sich hinaus – über den Rahmen der kapitalistischen Gesellschaftsordnung, dessen 

Sprengung allein die Aufhebung jenes Widerspruchs bringen kann: die Vergesellschaftung der Pro-

duktionsmittel durch das private Monopol zur Aufhebung des Privateigentums überhaupt an den Pro-

duktionsmitteln; die versuchte Regulierung der Produktion im Staatskapitalismus zur Aufhebung des 

kapitalistischen Staates durch die proletarische Diktatur, durch die soz i a l i s t i s che  Ordnung. 

(Schluß folgt.) 

* 

Die Kritik des Reformismus im neuen Programmentwurf  
Von J. L e n z  

In dem von der Programmkommission des Ekki umgearbeiteten und erweiterten neuen Entwurf*) fin-

det auch die Frage des Reformismus eine ausführlichere und gründlichere Behandlung. Wir begrüßen 

das als eine wesentliche Verbesserung gegenüber dem Entwurf des V. Kongresses, doch scheint uns, 

daß bei der nachträglichen Einfügung der Kritik des Reformismus an verschiedenen Stellen es an der 

notwendigen Systematik fehlt. Vom Reformismus ist – abgesehen von gelegentlichen Erwähnungen 

– an fünf verschiedenen Stellen des Programms die Rede. In der Einführung zweimal, in der ersten 

Spalte, 5. und 6. Absatz, wird von der Korruption der Arbeiteraristokratie und dem Verrat der Sozi-

aldemokratie 1914 und nachher gesprochen, um die Notwendigkeit der Gründung der Kommunisti-

schen Internationale zu erklären, in der dritten Spalte, 1. und 3. Absatz, wird die Entlarvung des Re-

formismus und seiner Lehren als Aufgabe der Kommunistischen Internationale proklamiert. 

Im ersten Abschnitt, „Das Weltsystem des Kapitalismus ...“ (Seite 2, Spalte 1, 5. Absatz), wird die 

Spaltung des Sozialismus durch den Imperialismus eingehender dargestellt und die Tendenz des Ein-

schrumpfens der Oberschichten der Arbeiterklasse und ihres Einflusses nachgewiesen. 

 
*) Abgedruckt als Sonderbeilage in der ‚Roten Fahne“ vom 3. Juni und in Nr. 53 der „Inprekorr“ vom 2. Juni. Wir beziehen 

uns in folgendem auf den in der „R. F.“ veröffentlichten Text, denken uns die Seiten fortlaufend von 1 bis 6 und die 

Spalten auf jeder Seite von 1 bis 3 nummeriert. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 393 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

[431] Die ausführlichste und gründlichste Kritik des Reformismus enthält der zweite Absatz, „Die 

allgemeine Krise des Kapitalismus ...‚ (Seite 2, Spalte 2, 3. und 4. Absatz, Spalte 3, 1. bis 5. Absatz). 

Schließlich gibt der letzte Abschnitt, „Strategie und Taktik ...“‚ eine Kritik des „konstruktiven“ und 

des „Gildensozialismus“ (Seite 6, Spalte 1, 4. bis 6. Absatz). 

Die Form konkreter Abänderungsvorschläge wird davon abhängen, wie man sich zur Form des Ge-

samtentwurfs stellt. 

Genosse Duncker hat in seinem Diskussionsartikel*) mit Recht hervorgehoben, daß ein Programm so 

knapp und so prägnant wie möglich sein muß. Eine knappere Fassung des vorliegenden Entwurfs ist 

möglich und angebracht. Die Abänderungsanträge sollten unter dem Gesichtspunkt der Vermeidung 

überflüssiger Wiederholungen, der Fortlassung alles nicht unbedingt Notwendigen und der Ergän-

zung nur des absolut Unentbehrlichen abgefaßt werden. Was die größte aktuelle Bedeutung hat, aber in 

einigen Jahren nur eine Einzelheit neben tausenden nicht weniger bedeutsamen sein wird, sollte nicht 

erwähnt werden. Das gilt für einen großen Teil der Hinweise auf einzelne Ereignisse und Personen. 

Wenn wir unter diesem Gesichtspunkt den Entwurf überprüfen, scheinen uns folgende Abänderungen 

empfehlenswert**): 

Zu  I: Zur Begründung der Notwendigkeit der Schaffung einer neuen proletarischen Internationale 

genügt der Hinweis auf den Verrat von 1914. Die Frage der ökonomischen Wurzeln des Sozialimpe-

rialismus wird später behandelt und braucht hier nicht erwähnt zu werden***). 

Zu  I I: Der Satz im letzten Absatz der Einführung: „Sie entlarvt schonungslos ... Wirtschaftsfrieden 

u. a.“, kann gestrichen werden, da die allgemeine Aufgabe des Kampfes gegen den Opportunismus 

bereits in diesem Zusammenhange genannt ist, die Darstellung und Kritik der einzelnen reformisti-

schen Theorien min minderer Stelle folgt. 

Zu  I V: Dieser Absatz, der eine zusammenfassende Darstellung und Kritik des Reformismus enthält, 

sollte in einigen Punkten umgearbeitet werden. Sein Kernstück ist eine historische Darstellung der 

wichtigsten verräterischen Taten der sozialdemokratischen Parteien seit 1914. Das ist eine Liste, die 

man ins Unendliche verlängern könnte und die Tag für Tag durch neue „Heldentaten“ der reformis-

tischen Führer ergänzt wird. Es wäre richtiger, aus dem sozialen Wesen der sozialdemokratischen 

Parteien als bürgerliche Arbeiterparteien die Grundlinie ihrer Praxis in den wichtigsten Fragen abzu-

leiten und die sich so ergebenden allgemeinen Sätze höchstens durch einzelne historisch besonders 

bedeutsame Beispiele zu erläutern. Es gibt viele tausende sozialdemokratische Arbeiter, die die ganze 

Geschichte des sozialdemokratischen Verrats mehr oder weniger kennen und verurteilen, ihrer Partei 

aber trotzdem die Treue wahren, weil sie noch auf eine Änderung dieser Praxis hoffen. Im Programm 

muß daher das Hauptgewicht nicht darauf gelegt werden, daß die sozialdemokratischen Parteien 1914 

bis 1918 den Krieg unterstützten, sondern darauf, daß sie j ede n  imperialistischen Krieg ihrem We-

sen nach unterstützen müssen, nicht darauf, daß sie in allen bisherigen Revolutionen als Konterrevo-

lutionäre gehandelt haben, sondern daß sie in j ede r  Revolution eine führende Rolle innerhalb der 

Konterrevolution spielen müssen. 

Es ist auch nicht gut, „einerseits die Führer der sozialdemokratischen†) und reformistischen Gewerk-

schaften, anderseits die kapitalistischen Kampfverbände faschistischer Art“ als stärkste konterrevo-

lutionäre Kräfte nebeneinander zu stellen. Das legt das Mißverständnis nahe, als ob nicht die [432] 

reformistischen Organisationen als solche, sondern nur ihre Führer eine konterrevolutionäre Rolle 

spielten, bei den Faschisten hingegen Führer und Anhang in gleicher Weise konterrevolutionär wären. 

 
*) „Internationale“ Heft 11, 5. 358 ff. 
**) Wir bezeichnen die oben angeführten 5 Stellen fortlaufend mit den römischen Ziffern I bis V. In der „Inprekorr“ sind 

die zitierten Abschnitte an folgenden Stellen zu finden: 1. S. 956, 1. Spalte, 2. Absatz; II. 5. 956, 2. Spalte, 2. und 4. 

Absatz; III. S. 958; 1. Spalte, 2. und 3. Absatz; IV. 5. 959, 1. Spalte, 5. und 6. Absatz und 2. Spalte; V. 3. 968, 6. Abschnitt, 

1. Spalte, letzter Absatz, und 2. Spalte, 1. bis 4. Absatz. 
***) Hier ist vom „wiederholten Verrat der zu bürgerlichen Arbeiterparteien herabgesunkenen Sozialdemokratischen Par-

teien“ die Rede. Es müßte heißen: „permanenter Verrat“. 
†) Hier ist wohl das Wort „Parteien“ nur durch einen Irrtum im Text ausgefallen. 
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Beides ist falsch. Nicht nur bei der Sozialdemokratie, sondern auch bei den Faschisten besteht die 

Masse der Anhänger aus Menschen, die ihrer Klassenlage nach und zum großen Teil auch in ihrem 

subjektiven Willen Gegner des Kapitalismus sind. Aber in beiden Fällen wirken diese Organisationen 

als Ganzes gerade durch die Massen, die in Ihnen organisiert sind, konterrevolutionär, natürlich nur 

so lange, wie sie in der Hand ihrer konterrevolutionären Führer sind. 

Wenn wir die Rolle der Sozialdemokratie verständlich machen wollen, müssen wir zweierlei erklä-

ren: erstens warum sie notwendigerweise in jeder lebenswichtigen Frage die Klasseninteressen der 

Bourgeoisie vertritt, also eine bü rge r l i che  Arbeiterpartei ist, zweitens warum sie trotzdem die 

Masse der Arbeiter, und zwar gerade die Masse der gewerkschaftlich organisierten, also bereits zu 

einem gewissen Grad zum Klassenbewußtsein erwachten Arbeiter immer noch beeinflußt, ihnen als 

Arbeiterpartei erscheint, kurz, warum sie eine bürgerliche Arbe i t e r p artei ist, 

Der bü r ge r l i che  Charakter der Sozialdemokratie ist zu erklären aus ihrer sozialen Grundlage, die 

sie zur Vertretung der an den Extraprofiten des Imperialismus interessierten Arbeiteraristokratie und 

der mit dem bürgerlichen Staat versippten Arbeiterbürokratie macht. Dadurch wird die Sozialdemo-

kratie zur spezifischen Vertretung der trade-unionistischen, das ist der bürgerlichen Arbeiterpolitik*), 

d. h. der Politik jener Oberschicht der Arbeiterklasse, die eine Besserung ihrer Lage innerhalb des 

bürgerlichen Staates ohne revolutionären Kampf durch den rein gewerkschaftlichen und parlamenta-

rischen Kampf für möglich hält und anstrebt. 

Die reformistische Gewer kscha f t spo l i t i k, die wichtigste Grundlage des reformistischen Ein-

flusses in der Arbeiterklasse, wird in dem Entwurf unzureichend charakterisiert mit den Worten: „Die 

Sozialdemokratie ... simuliert die Leitung des wirtschaftlichen Kampfes, um das Vertrauen eines Tei-

les der Arbeiterklasse zu gewinnen, um die bleibenden Interessen der Arbeiterklasse, insbesondere 

zur Zeit der entscheidenden Klassenkämpfe, um so schmählicher zu verraten.“ 

Abgesehen von dem mangelhaften sprachlichen Ausdruck, der gewiß auf die Übersetzung zurückzu-

führen ist, wird der zugrunde liegende richtige Gedanke nicht präzis formuliert. Denn nicht darin liegt 

der reformistische Verrat, daß die Reformisten Wirtschaftskämpfe zu führen vorgehen, während sie 

sie in Wirklichkeit überhaupt nicht führen, sondern darin, daß sie die Kämpfe in ihrem reformisti-

schen Sinne führen, d. h. mit grundsätzlicher Vermeidung jedes ernsten Konfliktes mit der Bourgeoi-

sie und dem bürgerlichen Staat, mit systematischer Vernachlässigung der Interessen der untersten 

Schichten des Proletariats, der zahlreichsten und am schlechtesten bezahlten Arbeiterkategorien, im 

zünftlerischen Geist der Bevorzugung der Oberschichten des Proletariats, und daß sie dadurch die 

Arbeiterbewegung spalten und zersplittern. Diese opportunistische Gewerkschaftspolitik bedeutet die 

Preisgabe der grundlegenden Forderungen der Arbeiterklasse (Überwindung des Kapitalismus, Acht-

stundentag, Streikrecht) zugunsten geringfügiger, vorübergehender Vorteile für eine kleine Ober-

schicht der Arbeiterklasse. Auf Grund dieser Politik wurden die Gewerkschaften aus Klassen-

kampforganisationen zu Stützen der kapitalistischen Wirtschaft und des bürgerlichen Staates, aber 

diese Politik ermöglichte anderseits doch die Gewinnung der bestorganisierten, qualifizierten Kate-

gorie durch die kleinen, vorübergehenden Erfolge der reformistischen Taktik. 

Bei der Gewinnung der Massen für den Reformismus spielt neben diesen Methoden des gewerk-

schaftlichen Kampfes die pa r l am en t a r i s che  Sche i noppos i t i on  eine große Rolle. Sie wird 

daher mit Recht im Entwurf in diesem Zusammenhang angeführt: „Die Sozialdemokratie, die [433] 

unter der Arbeiterklasse die Interessen der Bourgeoisie vertritt und voll und ganz auf dem Boden der 

Klassengemeinschaft steht, wird periodisch zu einer oppositionellen Partei.“ 

Die bloße Anführung dieser Tatsache genügt nicht. Man muß die Ursachen anführen, von denen es 

abhängt, ob die Sozialdemokratie ihre verräterische Rolle als Regierungs- oder als Oppositionspartei 

spielt. Die Sozialdemokratie ist im allgemeinen nur dann in Opposition, wenn die Bourgeoisie ihre 

Mitwirkung in der Regierung zur Niederhaltung der Arbeiterschaft nicht nötig hat; sobald bei einer 

 
*) Vgl. L e n i n: „Die trade-unionistische Politik der Arbeiterklasse ist wesentlich die bürgerliche Politik der Arbeiter-

klasse.“ In „Was tun?“ (Sammelband S. 53). 
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Verschärfung des Klassenkampfes, bei einer Verringerung des Einflusses der bürgerlichen Parteien, 

bei einer Radikalisierung des Proletariats es der Bourgeoisie zweckmäßig erscheint, Sozialdemokra-

ten zur Spaltung und Niederhaltung des Proletariats vorzuschicken, gehen sie in die Regierung. Und 

wenn sie nicht freiwillig, sondern durch die Konsolidierung der Macht der Bourgeoisie gezwungen 

in Opposition stehen, so ist der Zweck dieser Opposition nicht der Sturz der bürgerlichen Gesell-

schaftsordnung, sondern die Ermöglichung einer neuen Regierungsbeteiligung. 

Wenn man die Reg i e r ungs t e i l nahm e  de r  Re f o r mi s t en  so ansieht, dann versteht man, warum 

sie gerade dann erfolgt, wenn die bürgerliche Klassenherrschaft, der bürgerliche Staat bedroht sind. 

Klassische Zeiten der Koalitionspolitik sind gerade Zeiten des imperialistischen Krieges und der dro-

henden proletarischen Revolution. Man kann daher in bewußter Antithese zu einem berüchtigten 

Ausspruch Ka u t skys  und anknüpfend an den bekannten Satz von Enge l s  allgemein formulieren: 

„Sozialdemokratische Regierungen und Koalitionen wurden zu einer Form der Herrschaft der Bour-

geoisie in der Zeit der Niederschlagung der proletarischen Revolution. Die Sozialdemokratie über-

nahm und übernimmt in jeder revolutionären Krise die Sammlung der Konterrevolution um die Fahne 

der „reinen Demokratie.“ 

Mit dieser Rolle der Sozialdemokratie hängt die Entwicklung des Reformismus zum Soz i a l f a -

s ch i sm us  und das Zusammenspiel des Reformismus mit allen Formen der weißen Konterrevolution 

zusammen. Im Entwurf heißt es darüber: 

„Die Bourgeoisie weiß sich der jeweiligen politischen Konjunktur anzupassen, indem sie sich sowohl faschis-

tischer Methoden als auch der Methode der Koalition mit der Sozialdemokratie bedient, wobei letztere nicht 

selten eine offen faschistische Rolle spielt (Noske in Deutschland, die PPS in Polen usw.). Diese beiden, für 

den ‚normalen Kapitalismus ungewöhnlichen Methoden, die das Bestehen einer allgemeinen kapitalistischen 

Krise anzeigen, hemmen zugleich den Vormarsch der Revolution.“ 

Die Darstellung von Faschismus und Reformismus als zwei einander ergänzende aber keineswegs 

ausschließende Methoden der Bourgeoisie ist absolut richtig*). Aber die Anführung historischer Bei-

spiele mit den Worten „nicht selten, bringt die Gesetzmäßigkeit dieser Erscheinung nicht genügend 

rum Ausdruck. Je mehr die Sozialdemokratie ihre Basis in der Arbeiterklasse verliert, je mehr sich 

ihr soziales Fundament in der Richtung zum [434] Kleinbürgertum und der Arbeiteraristokratie ver-

schiebt, je mehr sie mit dem bürgerlichen Staat verschmilzt, je schwerer sie ihre Herrschaft in den 

Arbeiterorganisationen und ihre Posten im bürgerlichen Staat gegen das von den Kommunisten ge-

führte revolutionäre Proletariat behaupten kann, desto mehr ist sie gezwungen, ihre Positionen mit 

Gewaltmethoden gegen die Arbeiterschaft zu verteidigen, desto mehr bedient sie sich dazu des Un-

terdrückungsapparats des bürgerlichen Staates, desto enger verbündet sie sich mit allen konterrevo-

lutionären Kräften, desto schamloser nutzt sie die rückständigsten bürgerlichen Ideologien aus, um 

ihre Praxis der Zusammenarbeit mit der Bourgeoisie zu rechtfertigen. 

Bei der Darstellung der i n t e r na t i ona l en  Po l i t i k  des Reformismus sollte man ihre allgemeinen 

Richtlinien: Unterstützung der imperialistischen Kriegspolitik, der kolonialen Ausbeutung und Inter-

ventionshetze gegen die Sowjetunion und überhaupt gegen jede proletarische Revolution gleichfalls 

nicht nur durch historische Beispiele erläutern, sondern sachlich begründen: die Verteidigung der 

imperialistischen Machtstellung und der kolonialen Ausbeutung aus der Tatsache, daß dies die 

 
*) Ein Beispiel der absolut falschen Stellung der Frage in unserer Parteipresse bietet der Leitartikel der „Roten Fahne“ 

vom 29. April d. J., wo es heißt: „N i c h t  E h r h a r d t  – s o n d e r n  G r o e n e r, n i c h t  H i t l e r  – s o n d e r n  L e i p a r t  ist 

die Losung des deutschen Finanzkapitals, sowohl für den Bürgerkrieg als auch für den imperialistischen Krieg ... Denkt 

die Bourgeoisie daran, ihre beste Waffe gegen die Arbeiterklasse, die Demokratie, aus den Händen zu geben? Ist etwa 

der ‚faschistische‘ Terror ein Gegenpol der bürgerlichen Demokratie? Dies bejahen, hieße den Erfahrungen der deutschen 

Arbeiter ins Gesicht schlagen.“ Das ist eine heillose Konfusion. Gerade deshalb, weil Faschismus und bürgerliche De-

mokratie nicht einander ausschließende Gegenpole sind, sondern zwei verschiedene Herrschaftsformen der Bourgeoisie, 

die ineinander übergehen, darf man die Frage nicht so stellen: das Finanzkapital braucht den Reformismus, nicht den 

Faschismus. S o w o h l  G r o e n e r  a l s  a u c h  E h r h a r d t, s o w o h l  L e i p a r t  a l s  a u c h  H i t l e r, das ist vielmehr die 

Losung des Finanzkapitals, wenn es auch unbestritten ist, daß in der gegenwärtigen Entwicklungsphase in Deutschland 

der Reformismus eine bedeutend größere Rolle spielt als der Faschismus. Eine solche falsche Gegenüberstellung bedeutet 

aber, daß man den Reformismus als Schutz gegen den Faschismus erscheinen läßt. 
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Existenzgrundlagen sowohl des imperialistischen Staates als auch der Arbeiteraristokratie sind, die 

konterrevolutionäre Hetze gegen die proletarische Macht aus Gründen der Selbstverteidigung der re-

formistischen Parteien, gegen deren Politik es kein wirksameres Argument gibt als die Erfolge der 

proletarischen Revolution. 

In Übereinstimmung mit der Auffassung Len i ns*), wie sie auch in unseren Essener Parteitagsbe-

schlüssen niedergelegt ist, bezeichnet der Entwurf die „linke“ Sozialdemokratie als „d i e  s chäd -

l i chs t e  F rak t i on  de r  Soz i a l dem okr a t i s chen  Pa r t e i e n“. Dies wird einerseits damit be-

gründet, daß sie „zur Durchführung besonders raffinierter Betrugsmanöver gegenüber der Arbeiter-

schaft geeignet“ ist, anderseits damit, daß sie sich „gerade in den kritischesten Augenblicken“ gegen 

die Arbeiter wendet. Diese Formulierung könnte den Irrtum erwecken, als ob die „linke“ Sozialde-

mokratie im allgemeinen auf der Seite der Arbeiter stände und nur in den kritischesten Augenblicken 

versagte; es ist darum notwendig, die Punkte hervorzuheben, durch die gerade die „linke“ Sozialde-

mokratie s t änd i g  die gefährlichste Rolle in der Arbeiterbewegung spielt. Wir schlagen etwa fol-

gende Formulierung vor: 

„Die ‚linke‘ Sozialdemokratie kritisiert ständig mit radikalen Phrasen den Reformismus, verteidigt 

aber die organisatorische Einheit mit den Sozialimperialisten, sie lehnt die revolutionäre Gewalt und 

die proletarische Diktatur als Staatsform des Übergangs zum Sozialismus ab und betreibt eine beson-

ders raffinierte und tückische Propaganda zur Diskreditierung des Arbeiterstaates; sie unterscheidet 

sich in ihrer Praxis in keiner wesentlichen Frage von den rechten Reformisten: da sie aber durch ihre 

linke Phraseologie es besonders versteht, die radikal gesinnten Teile der Arbeiterschaft im Lager des 

Sozialimperialismus festzuhalten, ist sie das gefährlichste Hindernis für die Entwicklung der Massen 

zum Kommunismus, die schädlichste Fraktion der sozialdemokratischen Parteien.“ 

Die knappe Zusammenfassung der t heo r e t i s chen  Grundanschauungen der Sozialdemokratie ist 

eine wertvolle Ergänzung gegenüber dem Entwurf des V. Kongresses. Ich schlage dazu noch die 

Erwähnung folgender Punkte vor: 

1. Die Theorie der „Wirtschaftsdemokratie“, insbesondere in der Darstellung Hilferdings, der die 

Koalitionspolitik in Verbindung mit dem Staatskapitalismus als Übergang zum Sozialismus anpreist. 

2. Die Darstellung des Monopolkapitalismus als „organisierte Wirtschaft“, in der „das sozialistische 

Prinzip der Planmäßigkeit“ gesiegt hat. 

3. Die Verleugnung des dialektischen Materialismus besonders in der reformistischen Auffassung des 

Kapitalismus. Hier erscheint der Kapitalis-[435]mus nicht als eine Gesellschaftsordnung, die durch 

ihre eigenen Widersprüche zum Untergang verurteilt ist und in sich selbst die Kräfte erzeugt, die sie 

zerstören, sondern als eine in ihren Grundlagen ewige, sich aus eigener Kraft ständig vervollkomm-

nende Gesellschaftsordnung. Damit in Zusammenhang steht die Verherrlichung der bürgerlichen De-

mokratie als „reine Demokratie“ die in dem Entwurf wohl auch etwas zu kurz gekommen ist. 

4. Entsprechend der Bedeutung der „linken“ Sozialdemokratie müßte man auch ihre maßgebendste 

Theorie, die des Aus t rom ar x i smu s, kurz darstellen und kritisieren. Dazu würden meines Erach-

tens folgende Sätze genügen: 

„Die austromarxistische Theorie predigt die ‚Kooperation der Klassen In der Zeit des Gleichgewichts 

der Klassenkräfte, das bedeutet gerade für die Zeit des Heranreifens der revolutionären Krise die 

Rechtfertigung der Koalition zur Niederwerfung der proletarischen Revolution unter der Maske der 

Abwehr des Faschismus und der Sicherung der Demokratie. Diese sozialpazifistische Theorie will 

dem Proletariat Gewaltanwendung nur zur Verteidigung der bürgerlichen Demokratie gestatten, 

wodurch nur die Gewalt der Bourgeoisie gegen die proletarische Revolution unterstützt und ‚theore-

tisch begründet wird.“ 

 
*) Siehe „Der Imperialismus und die Spaltung im Sozialismus“, Sammelband S. 399/400: „Den offenen Sozialchauvinis-

ten leisten die Massen nicht mehr Gefolgschaft ... Die verhüllte Verteidigung der Sozialchauvinisten durch die Kautskya-

ner ist am allergefährlichsten.“ 
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Zu  V: Die gesonderte Darstellung des „konstruktiven Sozialismus“ und des „Gildensozialismus“ in 

dem Abschnitt über Taktik scheint mir nicht am Platze. Wenn die Bedeutung dieser Theorien für die 

englische Arbeiterbewegung ihre besondere Erwähnung rechtfertigt, so könnte sie nebenher bei der 

allgemeinen Darstellung der Theorien des Reformismus geschehen. 

In einem besonderen Abschnitt sollte die Perspektive der Entwicklung des Reformismus und das Ziel 

unseres Kampfes gegen ihn aufgewiesen werden. Hier müßte man feststellen, daß der reformistische 

Einfluß innerhalb der Arbeiterbewegung nicht verschwinden kann, solange die bürgerliche Gesell-

schaft besteht, daß aber anderseits die Überwindung dieses Einflusses in den entscheidenden Schich-

ten des Proletariats die notwendige Voraussetzung für den Sieg der proletarischen Revolution ist, die 

völlige und endgültige Vernichtung des Reformismus aber erst in der Epoche der proletarischen Dik-

tatur erfolgen kann. 

Eine gründliche, systematische Behandlung der Fragen des Reformismus im Programm wird eine 

wertvolle Hilfe für unsere Genossen in Betrieb und Gewerkschaft sein, für die doch den größten Teil 

ihrer politischen Tätigkeit der Kampf gegen den Reformismus ausmacht. 

* 

Einige Bemerkungen zur Beurteilung des Faschismus  
Von A. F r i e d  

Gelingt es der Großbourgeoisie, ihre Diktatur über die arbeitenden Massen nicht mehr unter Auf-

rechterhaltung der bürgerlichen Demokratie bzw. des Parlamentarismus auszuüben, so greift sie zu 

den verschiedenen Formen der auf die unmittelbare Gewalt gegründeten Diktatur. Eine dieser Formen 

ist der Faschismus. Der Faschismus ist im Unterschiede zur ausgesprochenen Militärdiktatur eine 

Massenbewegung, an der kleinbürgerliche und auch proletarische Schichten teilnehmen und an deren 

Führung kleinbürgerliche Elemente mitbeteiligt sind. Zum spezifischen Wesen des Faschismus ge-

hören sein Charakter als Kampfinstrument im Interesse der Großbourgeoisie sowie die Ausnützung 

einer Massenbewegung des in Zersetzung begriffenen Kleinbürgertums und rückständiger Schichten 

des Proletariats für die Ziele der Großbourgeoisie. 

Der Faschismus ist auch nicht identisch mit dem weißen Terror überhaupt, mit der Form der außer-

parlamentarischen Diktatur der Großbourgeoisie, die diese mit Hilfe ihrer eigenen staatlichen Gewal-

tinstrumente allein [436] ausübt. Die Grenzen zwischen Faschismus und Militärdiktatur sind aber in 

den Ländern, wo der weiße Terror herrscht, fließend. Der Faschismus ist, wenn auch nicht die einzige, 

so doch die klassische Form der außerlegalen, auf unmittelbare Gewalt gegründeten Diktatur der 

Großbourgeoisie im Zeitalter des Nachkriegsimperialismus. 

Entstehung und Ausbreitung der faschistischen Bewegung werden durch folgende Momente bedingt: 

a) der Widerstand des Proletariats gegen die kapitalistische Unterdrückung hat einen Grad erreicht, 

bei dem die demokratisch-parlamentarischen Formen der Niederhaltung der Arbeiterschaft nicht 

mehr genügen; 

b) die Bourgeoisie ist infolge der Krise der kapitalistischen Wirtschaft nicht mehr in der Lage, dem 

Reformismus solche Konzessionen zu gewähren, daß es diesem gelingt, die Mehrheit der Arbeiter-

klasse auf seine Seite zu bringen und die Revolutionierung der Arbeiterschaft aufzuhalten; 

c) breite kleinbürgerliche Schichten werden durch Krieg und Wirtschaftskrise materiell und gesell-

schaftlich deklassiert und sind bereit, gegen die herrschenden legalen Formen der Staatsmacht, in 

denen sie die Quelle ihrer Verelendung sehen, zu kämpfen. 

Alle diese Momente sind Erscheinungsformen der Krise der bürgerlichen Gesellschaftsordnung in 

der Zeit des Nachkriegsimperialismus. Infolge der ungleichmäßigen Entwicklung des Kapitalismus 

treten sie in den verschiedenen kapitalistischen Ländern früher oder später in stärkerem oder gerin-

gerem Ausmaße auf. Der Faschismus ist aber in allen seinen Etappen eine der Herrschaftsformen des 

imperialistischen Finanzkapitals, teils im eigenen Lande, teils des ausländischen Finanzkapitals in 

abhängigen oder halbkolonialen Ländern. (Randstaaten, Balkanländer, Polen.) 
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Da die angeführten Momente Dauererscheinungen der imperialistischen Etappe seit dem Weltkriege 

sind, wird der Faschismus in der Zukunft nicht mehr von der Bildfläche verschwinden, sondern neben 

dem Reformismus daue r nd  als eine der Unterdrückungsmethoden der Bourgeoisie angewendet 

werden. Inwieweit der Faschismus zur he r r s c henden  Unterdrückungsform wird, das hängt ab 

a) von der ökonomischen und sozialen Struktur der bestimmten Länder, 

b) von der gesamten Zuspitzung der Klassengegensätze und der imperialistischen Gegensätze im 

Weltmaßstabe. 

Diese Trennung der zwei Bedingungsreihen ist übrigens nur formaler Natur. Der Faschismus ist ein 

Ausdruck für die ökonomischen und sozialen Widersprüche in dem betreffenden Lande, in dem er 

sich entwickelt. Aber diese Widersprüche sind ihrerseits nicht nur durch die innere Struktur des Lan-

des, sondern durch den imperialistischen Konkurrenzkampf bedingt und werden durch die internati-

onalen Gegensätze auf dem Weltmarkt verschärft. So ist der polnische Faschismus nicht nur ein Pro-

dukt der ökonomischen Widersprüche zwischen dem stark entwickelten industriellen Produktionsap-

parat und der geschwächten Aufnahmefähigkeit des polnischen Marktes, sondern auch ein Produkt 

des Umstandes, daß die großen imperialistischen Mächte die polnische Industrie nicht nur vom Welt-

markte ausschließen, sondern ihre Entwicklung auch in Polen selbst drosseln, um das Land in eine 

Rohstoffe liefernde Halbkolonie zu verwandeln. Ähnlich liegen die Dinge in Italien. Bei wachsender 

Zuspitzung der Klassengegensätze und der Kriegsgefahr wird die weitere Entwicklung des Imperia-

lismus auch die Versuche, in großen Industriestaaten eine faschistische oder halbfaschistische Dikta-

tur zu errichten, in die Nähe rücken. 

Nichts ist daher törichter als die Argumentation Kau t sky s, mit der er die Unmöglichkeit des Fa-

schismus in Deutschland beweisen will: „Sollen die Faschisten eine politische Wirkung ausüben, so 

müssen sie in großer Zahl auftreten – in Italien mit etwa 39 Millionen Einwohnern etwa ein halbe 

Million. In Deutschland müßten sie, um dieses Verhältnis zu erreichen, fast eine Million stark sein. 

I n  e i nem  industriellen Lande ist eine so [437] große Zahl von Lumpen in den besten Jahren nicht 

aufzutreiben.“ („Die materialistische Geschichtsauffassung“, Bd. II, S. 477.) Eine wahrhaft „materi-

alistische Beweisführung! 

Die Machtergreifung des Faschismus in verschiedenen Ländern und der Rückgang der faschistischen 

Bewegung in anderen während der letzten Jahre führten zu einer Reihe von besonderen Erscheinungs-

formen, die die Zusammenhänge zwischen Faschismus und Imperialismus auf der einen, Faschismus 

und Reformismus auf der anderen Seite näher erkennen lassen. Dabei zeigt die Entwicklung des Fa-

schismus zwei Haupttypen, die Italien und Deutschland veranschaulichen. In Italien Sieg und Befes-

tigung des Faschismus, Ausbildung des faschistischen Staates, in Deutschland starker Rückgang der 

faschistischen Bewegung in der Zeit der relativen Stabilisierung, jedoch keine Liquidierung dersel-

ben, sondern Weiterbestehen einer bestimmten sozialökonomischen Basis für ihre Verstärkung und 

Neubelebung. Wir wollen an der Hand einer Gegenüberstellung dieser zwei Typen einige charakte-

ristische Züge des Faschismus festhalten. 

De r  f a s ch i s t i s che  S t aa t  ist eine Form des bürgerlichen Staates im Zeitalter des Imperialismus. 

Der sogenannte Korporativstaat ist ein Klassenstaat, in dem die Macht die Kapitalistenklasse ausübt. 

Im Unterschied zur bürgerlichen Demokratie und zum Parlamentarismus wind im faschistischen Staat 

der Terror als Rechtsquelle o f f e n  anerkannt. Da, bedeutet jedoch keine Beseitigung der bürgerlichen 

„Legalität“. Im faschistischen Staat sind Regierungsverordnungen rechtsverbindliche Normen, Ge-

setze. Der Begriff der Legalität wird nur von dem Begriff einer gewählten legislativen Körperschaft 

(Parlament) losgelöst. 

Auch das Recht bleibt ebenso wie im bisherigen bürgerlichen Staat eine Normierung der Klassenun-

terdrückung. Der Faschismus feiert die Rechtsfähigkeit der Berufsgruppen als Organe des öffentli-

chen und des Privatrechts. Auch hier liegt nichts Neues vor: der Tarifvertrag enthält dasselbe Prinzip, 

faschistisches Recht und Tarifvertrag verhalten sich zueinander wie Korporativstaat und Wirtschafts-

demokratie. 
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Fasch i smus  und  S t aa t skap i t a l i sm u s. Die wirtschaftliche Entwicklung Italiens zeigt einen 

besonderen Typus der staatskapitalistischen Tendenzen. Die Redensarten von der Macht des Staates 

über den Kapitalismus sind natürlich leere Phrasen. Es handelt sich nicht um einen Sieg des Staates 

über das Finanzkapital, sondern um die besonderen Bedürfnisse des italienischen Imperialismus. Dies 

äußert sich darin, daß die staatskapitalistischen Tendenzen nicht in einer Verstaatlichung der Trusts, 

Syndikate, Banken usw. bestehen, sondern in einer starken Gesamtkontrolle der Ein- und Ausfuhr, 

der Zirkulation (Valuta) und bestimmter Industriezweige. Der starke Mangel Italiens au Rohstoffen, 

die damit verbundenen ständigen Disproportionen zwischen Einfuhr und Ausfuhr, Erschütterungen 

der Valuta, der Kapitalmangel, die Einstellung bestimmter Industriezweige auf die Kriegsproduktion 

sind. Momente, die eine straffe staatliche Kontrolle verschiedener Wirtschaftszweige im Interesse der 

Gesamtkapitalistenklasse nötig machen. Diese Kontrolle ist der Inhalt der staatskapitalistischen Ten-

denzen in Italien. Es ist also eine Illusion, daß diese Kontrolle dem Kapitalismus vom Faschismus 

„aufgezwungen“ wird. 

Umgekehrt erweist sich die faschistische Regierungsform als geeignet für die Interessenvertretung des 

italienischen Imperialismus. Der Faschismus Ist nicht die typische politische Ausdrucksform für die 

ökonomischen Tendenzen des Staatskapitalismus, überhaupt, wohl aber die Ausdrucksform, e i ne  

be sonde r s  gee i gne t e  He r r s cha f t s f o rm  f ü r  d i e  Zwecke  de s  i t a l i en i schen  I m pe r i -

a l i sm us  und  ande r e r  i m pe r i a l i s t i s che r  Geb i l de  m i t  ähn l i che r  S t r uk t u r. Die Dauer 

der faschistischen Herrschaft in Italien wird deshalb voraussichtlich eine längere sein, als Jahre hin-

durch allgemein angenommen wurde. Eine Rückkehr vom Faschismus zur bürgerlichen Demokratie, 

die die II. Internationale noch heute als Perspektive stellt, ist so gut wie ausgeschlossen. [438] Nur die 

proletarische Revolution kann die imperialistische Bourgeoisie und damit den Faschismus stürzen. 

De r  Fa sch i sm us  i nne r ha l b  de r  dem okr a t i s chen  Repub l i k. Die Entwicklung dies Fa-

schismus in Deutschland wird durch den Umstand bestimmt, daß die zur Entstehung und Ausbreitung 

des Faschismus führenden Bedingungen in Deutschland vorhanden waren (revolutionärer Wider-

stand. des Proletariats, Zersetzung des Kleinbürgertums, Krise des Kapitalismus), daß aber die rela-

tive Stabilisierung des Kapitalismus die Unterdrückungsmethoden der bürgerlichen Demokratie auch 

stabilisiert hat. Auch diese Stabilisierung ist nur eine relative. Die Vorteile der bürgerlichen Demo-

kratie für die Bourgeoisie bestehen in der besseren Maskierung der Diktatur. Indessen sind die Mög-

lichkeiten, den Widerstand der Arbeiterschaft gegen die wachsende Ausbeutung mit den Methoden 

der bürgerlichen Demokratie und mit Hilfe des Reformismus unter Ausschaltung der außerparlamen-

tarischen Diktatur zu brechen, begrenzt. Sie finden ihre Grenze einerseits in der Radikalisierung der 

Arbeiterklasse, anderseits i n  dem besch r änk ten  Gr ade  de r  Konzes s i one n, d i e  da s  deu t -

s che  F i nanzkap i t a l  un t e r  den  Bed i ngungen  de s  i m pe r i a l i s t i s chen  Konk ur r enz -

kam pf s  und  s e i ne r  be sonde ren  Lage  de r  Ar be i t e r s cha f t  ökonom i sch  gewähr en  

kan n. Die Notwendigkeit, die Arbeitskraft zwecks Beschleunigung und Vermehrung der Akkumu-

lation in einem wachsenden Grade auszubeuten, der Ausfall kolonialer Extraprofite und andere Mo-

mente stärken die Tendenzen der Großbourgeoisie, faschistische Methoden zur Niederhaltung der 

Arbeiterbewegung anzuwenden. 

Die gegenwärtige Etappe der Entwicklung in Deutschland wird zweifellos dadurch charakterisiert, 

daß die Großbourgeoisie sich in e r s t e r Linie des Reformismus bedienen will, um die Unterdrü-

ckungsmaschinerie der demokratischen Republik „normal“ funktionieren zu lassen. Gleichzeitig wer-

den aber bestimmte faschistische Tendenzen in das Gesamt sys t em der bürgerlichen Diktatur ein-

gefügt. 

In diesem Zusammenhange entwickelt sich ein neuer Typus der Beziehungen zwischen Fasch i s -

m us  und  Re f o r mi sm us, dem für die ganze Entwicklung der imperialistischen Unterdrückungs-

methoden in der nächsten Zukunft eine wachsende Bedeutung zukommt. 

Die Resolution des V. Weltkongresses über den Faschismus stellte fest, daß die Bourgeoisie sich zur 

Aufrechterhaltung ihrer Herrschaft bald der Sozialdemokratie, bald des Faschismus bedient. Diese 

auch heute vollkommen richtige These wird aber in grotesker Weise mißverstanden, wenn man 
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glaubt, daß die Bourgeoisie sich nur abwechselnd ‚ und nicht auch g l e i chze i t i g  des Reformismus 

und des Faschismus, reformistischer und  faschistischer Unterdrückungsmethoden bedienen kann. 

Das charakteristische Merkmal der neuesten Entwicklung ist gerade diese gleichzeitige Verwendung, 

die mit einer wachsenden gegenseitigen ideologischen Annäherung von Faschismus und Reformis-

mus verbunden ist. 

Diese weitgehende Gemeinsamkeit der faschistischen und der reformistischen Ideologie e i nge -

hend  nachzuweisen, ist eine wichtige Aufgabe und bedarf einer eingehenden Analyse. Wie sich in 

der reformistischen „Wirtschaftsdemokratie die Grundzüge des faschistischen Staates wiederfinden 

lassen, wie Faschismus und Reformismus den gleichen grundsätzlichen Standpunkt zum Kl as sen -

kam pf  einnehmen („Ausgleichung“, „Überbrückung“, „Regulierung“ der Klassengegensätze durch 

den Staat), ist bekannt. Je offener der Reformismus sich zum Imperialismus bekennt, um so geringer 

werden auch die Unterschiede in den Fragen des Pazifismus und Nationalismus. In Deutschland ist 

der „Pazifismus“ der gemeinsame Nenner für Hi l f e r d i ngs  „realistischen Pazifismus“, Gr oene r s  

„vernünftigen Pazifismus“ und für den „bewaffneten Pazifismus“ des Stahlhelmmanns Treviranus. 

Augenblicklich sehen wir, wie sich der internationale Reformismus mit dem Faschismus verbrüdert. 

(Lobreden von Albert Thomas auf das faschi-[439]stische Italien.) Wie sich die Reformisten faschis-

tischer Methoden zur Spaltung der Arbeiterschaft und zur Terrorisierung der revolutionären Arbeiter-

schalt bedienen. (Polen, Reichsbannerrollkommandos bei den Wahlen in Deutschland.) In einer Re-

gierung der Großen Koalition werden die Vertreter des deutschen Faschismus mit der SPD gemein-

sam sitzen. Der Fraktionsvorsitzende der Deutschen Volkspartei Scholz trat in den Wahlen als Stahl-

helmkandidat auf. Auf den Listen der Deutschen Volkspartei wurden acht Stahlhelmkandidaten in 

den Reichstag gewählt. 

All diese direkten und indirekten, persönlichen und organisatorischen Beziehungen zwischen Fa-

schismus und Reformismus, die Relativisierung der Gegensätze zwischen Faschismus und bürgerli-

cher Demokratie, die faschistische Rolle der Sozialdemokratie in bestimmten Ländern und Situatio-

nen werden verständlich, wenn wir sie in das Gesamtsystem der Klassenbeziehungen der Gegenwart 

eingliedern. Die in ihrem ganzen Wesen widerspruchsvolle Entwicklung des Imperialismus führt 

heute nicht nur im internationalen Maßstabe dazu, daß die Bourgeoisie sich als Weltbourgeoisie 

gleichzeitig des Faschismus und des Reformismus bedient. Eine ähnliche Entwicklung findet auch 

im nationalen Maßstabe statt. Die Bourgeoisie ist bestrebt, einen neuen Typus ihrer Herrschaftsform, 

die Durchsetzung der bürgerlichen Demokratie mit faschistischen Methoden, auszuarbeiten, die die 

Herstellung der oben aufgezeigten Beziehungen zur Notwendigkeit macht. 

Diese Tendenz bildet e ine  Se i t e  jenes tiefgehenden Umbildungsprozesses, dem der heutige „de-

mokratische“ Staat in seiner Gesamtheit unterworfen ist. In einem äußerst lehrreichen Aufsatz bringt 

Genosse Lapinski diesen Prozeß in Zusammenhang mit der staatskapitalistischen Entwicklung („Das 

Geschick des Nachkriegsstaates, die Umbildung des bürgerlichen Staates, die Entartung der bürger-

lichen Demokratie“. Die „Kommunistische Internationale“, 1928, Heft 17). Da die Veröffentlichung 

noch nicht abgeschlossen ist, können wir zu den Ausführungen des Genossen Lapinski noch nicht 

abschließend Stellung nehmen. Jedenfalls sind auch seine Analysen geeignet, die Illusionen zu zer-

stören, wonach es dem Kapitalismus gelingen könnte, die bürgerliche Demokratie mit Hilfe des Re-

formismus dauerhaft und dem Wesen nach unverändert aufrechtzuerhalten. 

* 

Um die Grundprobleme der chinesischen Revolution  
Von A s i a t i c u s  

Die revolutionäre Bewegung in den kolonialen und halbkolonialen Ländern ist für die Beschleuni-

gung der Niedergangsepoche des Kapitalismus ein außerordentlich wichtiger Faktor. Sie ist neben 

der russischen Revolution und der proletarisch-revolutionären Bewegung in den kapitalistischen Län-

dern der stärkste Ausdruck der gegenwärtigen weltrevolutionären Epoche. Für die Zweite Internatio-

nale und ihre Parteien, die selbst einen wichtigen Anteil an der imperialistischen Unterdrückungs- 
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und Interventionspolitik in den kolonialen und halbkolonialen Ländern haben, ist die Beschäftigung 

mit diesem Problem naturgemäß bestimmt von den Interessen des Imperialismus. Sie erfüllen ihre 

verräterische Aufgabe nicht nur, indem sie die Bedeutung dieses Kampfes möglichst herabsetzen, 

sondern auch, indem sie versuchen, den Arbeitern der imperialistischen Mutterländer diese Frage 

überhaupt zu unterschlagen. Ihre Versuche, zur Beeinflussung der kolonialrevolutionären Kämpfe in 

den Massenbewegungen dieser Länder Fuß zu fassen, sind im allgemeinen von sehr geringen Erfol-

gen begleitet und dort, wo die kolonialrevolutionäre Bewegung sich bereits im akuten Stadium be-

findet, fast aussichtslos. Die Phrasen vom friedenbringenden Völkerbund, von Koalitionspolitik mit 

den kapitalistisch-imperialistischen Parteien der Mutterländer [440] und von der Befreiungsrolle der 

reformistischen „Arbeiterregierungen“ haben in den kolonialen und halbkolonialen Ländern keinen 

Boden. Die Ursache hierfür hat Marx noch 1853 in einem seiner Artikel über Indien in folgendem 

klassischen Satz ausgedrückt: 

„Die tiefe Heuchelei und eingeborene Barbarei der bürgerlichen Kultur liegt offen vor unseren Augen, sowie 

wir uns von ihrer Heimat, wo sie sich respektabler Manieren befleißigt, den Kolonien zuwenden, in denen sie 

in ihrer ganzen Nacktheit auftritt.“ 

Dort, wo die Kriegsschiffe und Expeditionsarmeen das Wort führen, wo der Imperialismus alle seine 

Brutalität und Raubgier offen zur Schau tragen muß, sind die sozial-reformistischen Phrasen von den 

unterdrückten Massen als eine der verschiedenen Verwirrungsmanöver des Imperialismus rasch 

durchschaut. 

Für die Kommunistische Internationale war seit ihrem Bestehen die Frage der Unterstützung der Be-

freiungskämpfe der kolonialen Völker und der Führung der jungen Arbeiterklasse in den Kolonien 

eine der aktuellsten Aufgaben. Die Autorität der Kommunistischen Internationale in den kolonialen 

Unterdrückungsgebieten ist schon jetzt fest begründet. Nur in der Kommunistischen Internationale, 

werden die Erfahrungen jeder Phase der revolutionären Kämpfe in den Kolonien, jeder Boykottbe-

wegung, jedes Streiks und jedes Aufstandes überprüft und für die weitere Entwicklung des Kampfes 

auf Grund der Lehren vor Marx und Lenin verwertet. 

In der Geschichte der kolonial-revolutionären Bewegung der letzten Jahre war es bisher die chinesi-

sche Revolution, die die spezifischen Probleme des Befreiungskampfes der kolonialen Völker am 

schärfsten und am gründlichsten stellte. Besonders die akutrevolutionäre Etappe seit 1925 hat eine 

Reihe von Fragen konkretisiert, die die Altmeister des wissenschaftlichen Sozialismus nur in großen 

Umrissen vorausahnen konnten. Es ist die Aufgabe der KI und insbesondere auch des bevorstehenden 

Weltkongresses, die Lehren dieser Kämpfe genau festzulegen. 

1. Die revolutionäre Bewegung in den Kolonien und der Kampf gegen den Feudalismus 

In dem von der Programm-Kommission des Ekki vorgelegten „Entwurf des Programms der Kommu-

nistischen Internationale“ ist folgende Charakteristik der revolutionären Bewegung in den kolonialen 

und halbkolonialen Ländern gegeben: 

„Die kolonialen und halbkolonialen Länder (Indien, China usw.) mit bestimmten Ansätzen, zuweilen sogar 

mit erheblicher Entwicklung, allein für einen selbständigen sozialistischen Aufbau nichtsdestoweniger unge-

nügenden Entwicklungsstufe der Industrie: V o r h e r r s c h e n  m i t t e l a l t e r l i c h-f e u d a l e r  V e r h ä l t n i s s e  

s o w o h l  i n  d e r  W i r t s c h a f t  a l s  a u c h  i m  p o l i t i s c h e n  Ü b e r b a u; schließlich Konzentration der aus-

schlaggebenden Industrie-, Handels- und Bankunternehmungen, der Haupttransportmittel usw. in der Hand 

ausländischer kapitalistischer Gruppen. Eine entscheidende Bedeutung gewinnen hier d e r  K a m p f  g e g e n  

d e n  F e u d a l i s m u s  u n d  e i n e  k o n s e q u e n t  d u r c h g e f ü h r t e  A g r a r r e v o l u t i o n  d e r  B a u e r n  e i -

n e r s e i t s, der Kampf gegen den ausländischen Imperialismus um die nationale Unabhängigkeit anderseits. 

Der Übergang zur proletarischen Diktatur ist hier erst n a c h  e i n e r  R e i h e  v o n  V o r b e r e i t u n g s s t u f e n  

möglich: erst als das Resultat der P e r i o d e  d e s  H i n ü b e r w a c h s e n s  d e r  b ü r g e r l i c h-d e m o k r a t i -

s c h e n  R e v o l u t i o n  i n  d i e  s o z i a l i s t i s c h e  R e v o l u t i o n, und der erfolgreiche sozialistische Aufbau 

ist nur möglich unter der Bedingung einer direkten Unterstützung seitens der Länder der proletarischen Dikta-

tur.“ (Von uns unterstrichen; der Verf.) 

[441] Die vorstehende Fassung stützt sich insbesondere auf die Erfahrungen der letzten Jahre und 

enthält auch die richtige Feststellung der konkreten Aufgaben der chinesischen Revolution. Es ist zur 
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Unterstreichung dieser Definition besonders notwendig, auch jene konfuse und falsche „Analyse“ der 

trotzkistischen Opposition erneut zu zerpflücken und ihre gefährlichen Konsequenzen für die füh-

rende Rolle des Proletariats in dieser Revolution mit aller Schärfe aufzuzeigen. Das ist um so mehr 

notwendig, weil es auch innerhalb der KI noch verschiedene Ableger dieser Anschauungen gibt. Aus 

diesem Grunde wäre es ratsam, eine kurze Kritik dieser „Analysen auch in das Programm der KI 

aufzunehmen. 

Es ist bekannt, daß die trotzkistische Richtung, in dieser Frage besonders auch durch Radek vertreten, 

wiederholt die Feststellung feudaler Überreste in der chinesischen Wirtschaft und vor allem der Not-

wendigkeit des Kampfes gegen den feudalen Überbau der ökonomischen Grundlage Chinas angegrif-

fen hatte. Wir haben es wiederholt von jener Seite gehört, daß es in China keinen Feudalismus gäbe 

und daß daher auch von einem Kampfe gegen den Feudalismus keine Rede sein könne. Nebenbei 

bemerkt, war es gar nicht die KI, die den Kampf gegen den chinesischen Feudalismus „erfunden“ 

hat. All diesen Kritikern sei zunächst gesagt, daß die bürgerlich-revolutionäre Bewegung in China 

und Indien schon seit Jahrzehnten, noch lange also vor dem Bestehen der KI, in ihren Kämpfen gegen 

den politischen Überbau in diesen Ländern einen Kampf gegen den Feudalismus sah bzw. einen 

Kampf gegen den Imperialismus, der sich auf die feudalen Elemente der Wirtschaft und auf die feu-

dalen Oberschichten bei der Niederhaltung der kolonialen Völker direkt gestützt hat. 

In der letzten Wirtschaftsübersicht des Genossen Varga für das erste Vierteljahr 1928 werden im 

Abschnitt über „Die Grundprobleme der chinesischen Revolution“*) eine ganze Reihe von diesen 

falschen und verwirrenden Ansichten zu diesem Problem einfach übernommen und als „wissen-

schaftliche Feststellungen“ serviert. Dabei handelt es sich um nichts weniger als wissenschaftliche 

Feststellungen. Das Material zur Charakteristik der ökonomischen und sozialen Verhältnisse in 

China, das in dieser Wirtschaftsübersicht enthalten ist, ist sehr wertvoll, aber die Einleitung enthält 

statt marxistischer Definition scholastische Spitzfindigkeiten. Wir lesen dort zunächst: 

„Wir glauben, daß für das Verständnis der chinesischen Agrarfrage die Anwendung des Ausdrucks F e u d a -

l i s m u s  zur Charakterisierung der chinesischen Verhältnisse m e h r  v o n  S c h a d e n  a l s  v o n  N u t z e n  war. 

Die Anwendung dieses Ausdrucks, der gewisse Tatsachen der chinesischen Wirklichkeit richtig charakteri-

siert, verführt viele Leute dazu, einfach alle Elemente des e u r o p ä i s c h e n  Feudalismus als in China gegeben 

vorauszusetzen, was der Wirklichkeit keinesfalls entspricht und manche Verwirrung gestiftet hat. 

Wir können die soziale Struktur Chinas nur insofern als Feudalismus bezeichnen, als wir diesen Ausdruck als 

g l e i c h b e d e u t e n d  m i t  ‚v o r k a p i t a l i s t i s c h‘ anwenden.“ 

Hierzu heißt es noch in der Fußnote: 

„Marx und Engels sprachen im Zusammenhang gewöhnlich von einer ‚a s i a t i s c h e n  P r o d u k t i o n s -

w e i s e‘, nicht von einem Feudalismus.“ 

An einer anderen Stelle heißt es in einer Fußnote wiederum: 

„Es ist überhaupt zweifelhaft, ob es einen e c h t e n  Feudalismus in China überhaupt jemals gegeben hat oder 

nicht. Eben deshalb ist auch die Anwendung des Ausdrucks ‚feudalen Überreste nicht ganz richtig; es wäre 

vielleicht richtiger, einfach von ‚Elementen feudalen Charakters‘ zu sprechen.“ (Alle Unterstreichungen vom 

Verfasser.) 

[442] Genosse Varga macht hier Marx verantwortlich für seine Scholastik, indem er Marx Bezeich-

nung von der „asiatischen Produktionsweise“ dem Feudalismus gegenübersteht und noch dazu die 

Frage ganz verballhornt, indem er Kategorien wie „europäischer Feudalismus“, „echter“ Feudalismus 

heranzieht und schließlich feudalistisch mit „vorkapitalistisch“ gleichsetzt. 

2. Die Bedeutung der Marxschen Definition von der „asiatischen Produktionsweise“ 

Es ist richtig, daß Marx wiederholt von der „asiatischen Produktionsweise“ gesprochen hat und zwar 

in verschiedenen Zusammenhängen. Schon im Vorwort zur „Kritik der politischen Ökonomie“ 

schrieb er: 

 
*) „Internationale Pressekorrespondenz“, Nr. 48, vom 22. Mai 1928. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 403 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

„In großen Umrissen können asiatische, antike, feudale und modern-bürgerliche Produktionsweisen als pro-

gressive Epochen der ökonomischen Gesellschaftsformation bezeichnet werden.“ 

Hier haben wir es erstens zu tun mit einer Feststellung der gesch i ch t l i chen  Reihenfolge der öko-

nomischen Gesellschaftsformationen. Unter asiatische Produktionsweise ist hier zweifellos jene Epo-

che zu verstehen, die noch der antiken vorausging. Marx hatte hier vor Augen die Produktionsweisen 

und Produktionsverhältnisse mitsamt ihrem politischen Überbau, wie sie in den altertümlichen persi-

schen, ägyptischen und indischen Despotien bestanden und dann der Auflösung verfielen. Das waren 

jene Gesellschaftsformen, aus deren Elementen sich dann die spätere antike und feudale herausbilde-

ten. Es ist bekannt, daß der Wechsel dieser Epochen damals gleichzeitig verbunden war mit einer 

Verlegung des Schwerpunkts der politischen und ideologischen Herrschaftsverhältnisse in andere 

Gebiete: von den Ländern des indischen Ozeans und des östlichen Mittelmeers nach dem westlichen 

Mittelmeer und nach Europa. Die Auflösung und der Zerfall der Reiche mit asiatischer Produktions-

weise wurde nicht sofort und auch nicht äußerlich sichtbar abgelöst von einem Wiederaufbau auf 

Grundlage jener Produktionsweisen, wie sie der antiken und feudalen eigentümlich waren. Hier gilt 

der Satz von Marx aus dem „Kapital“, wo es heißt: 

„Es handelt sich hier nur um große allgemeine Charakterzüge; denn abstrakt strenge Grenzlinien scheiden 

ebensowenig die Epochen der Gesellschafts- wie die der Erdgeschichte.“ 

Was Marx nun unter den Charakterzügen der „asiatischen Produktionsweise“ verstand, schildert er 

u. a. im „Kapital“ bei der Analyse der Kooperation*): 

„Die Kooperation im Arbeitsprozeß, wie wir sie in den Kultur-anfängen der Menschheit, bei Jägervölkern oder 

etwa in der Agrikultur indischer Gemeinwesen vorherrschend finden, beruht einerseits auf dem G e m e i n e i -

g e n t u m  a n  d e n  P r o d u k t i o n s b e d i n g u n g e n, anderseits darauf, daß das einzelne Individuum sich von 

der Nabelschnur des Stammes oder des Gemeinwesens noch ebensowenig losgerissen hat wie das Bienen-

Individuum vom Bienenstock.“ 

In demselben Abschnitt sagt Marx in einer Fußnote auch, in welcher Beziehung diese Produktions-

weise zur antiken und feudalen steht, und führt uns damit schon in die Epoche der feudalen Produk-

tionsweise wie auch ihrer Auflösung im heutigen China ein: 

„Die kleine Bauernwirtschaft und der unabhängige Handwerksbetrieb, die beide teils d i e  B a s i s  d e r  f e u -

d a l e n  P r o d u k t i o n s w e i s e  sind, teils nach deren Auflösung neben dem kapitalistischen Betrieb erschei-

nen, bilden zugleich d i e  ö k o n o m i s c h e  G r u n d l a g e  d e r  k l a s s i s c h e n  G e m e i n w e s e n  zu ihrer bes-

ten Zeit, nachdem sich das ursprünglich o r i e n t a l i s c h e  G e m e i n e i g e n t u m  aufgelöst und bevor sich die 

Sklaverei der Produktion ernsthaft bemächtigt hat.“ 

[443] In diesem Absatz ist geradezu eine klassische Antwort für alle jene enthalten, die einen Kampf 

gegen den Feudalismus nur dort sehen können, wo noch die Leibeigenschaft besteht. 

China ist das Land der kleinen Bauernwirtschaften und des unabhängigen Handwerksbetriebs. Aber 

in China besteht keine Leibeigenschaft. Auch diese bestand in China, wobei es überhaupt nicht von 

grundsätzlicher Bedeutung ist, ob sie in den Formen des „europäischen“ Feudalismus, um schon bei 

dem Ausdruck des Genossen Varga zu bleiben, bestanden hat. Es gibt noch heute Gebiete in China, 

wo verschiedene, ganz krasse Formen der Leibeigenschaft und auch der Sklaverei bestehen Aller-

dings nicht in den entwickeltsten Provinzen an der Küste, sondern weit im Innern des Landes. Ge-

nosse Varga sagt auch in seiner Wirtschaftsübersicht, daß er lediglich die Zustände im eigentlichen 

China zum Gegenstand seiner Untersuchung macht und die Gebiete, wie Tibet, Mongolei und Mand-

schurei, ausschaltet. Auch diese Unterscheidung ist in dieser Form falsch, denn z. B. die Mandschurei 

unterscheidet sich heute in ihrer wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Struktur nicht wesentlich von 

Nordchina. Etwas anderes ist es, wenn man die Unterscheidung beschränkt auf die fernabgelegenen 

Gebiete wie Tibet und die Mongolei. Aber auch hier ist das lediglich der Unterschied einer rückstän-

digeren zu einer fortgeschritteneren Epoche. Das Letztere trifft nicht nur für China allein, sondern für 

Asien überhaupt zu. 

 
*) „Kapital“ I., Seite 281 bis 282. 
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Was zu untersuchen wäre, ist die besondere Originalität in der chinesischen Entwicklung, daß wie-

derholte Agrarrevolten zwar zur Beseitigung der Leibeigenschaft und zur weitgehendsten Parzellie-

rung des Landes geführt haben, ohne aber die Wege zur freien kapitalistischen Entwicklung genügend 

zu öffnen und ohne auch die politischen Herrschaftsformen der spätfeudalen Epoche, die jetzt noch 

in ganz China bestehen, zu beseitigen. 

Das Zeitalter der modernen kapitalistischen Entwicklung setzte in China erst mit dem Eindringen des 

Imperialismus ein. Damit setzte eine stürmische Umwälzung der Produktionsweise ein. Die Produk-

tionsverhältnisse, die Formen der Ausbeutung der Bauernschaft, die immer morscher werdenden feu-

dalen Herrschaftsverhältnisse wurden in den Strudel einer raschen revolutionären Umwälzung hin-

eingerissen. In verschiedenen Bewegungen und mit verschiedenen Methoden kämpften nun die Mas-

sen der Bauernschaft wie auch die neu erstandenen Klassen der industriellen Bourgeoisie und das 

moderne Proletariat gegen das absolutistische Regime der Mandschus und dann auch gegen die des-

potischen Generalscliquen Dieser Kampf mündete auf einer bestimmten Stufe der Entwicklung in 

einen gemeinsamen Kampf, gerichtet gegen den Imperialismus und seine halbfeudalen Verbündeten 

und führte schließlich mit der Entwicklung des Proletariats zur Klasse und zum Hauptführer der Re-

volution zur Differenzierung dieser Kampffront und dem Abgang der Bourgeoisie in das Lager der 

Konterrevolution. D i e sen  Kam pf  gegen  den  Feuda l i sm u s, d. h. gegen  d i e  l e t z t en  Res t e  

de r  f euda l en  Epoch e, d i e  s i ch  s owoh l  i n  de r  Wi r t s cha f t  a l s  auch  i n  den  po l i t i -

s chen  Mach t ve r hä l t n i s s en  e rha l t en  habe n, i s t  e ine r  de r  en t s che i denden  Fak t o r en  

de r  g r oßen  r evo l u t ionä r en  Bewegun g, d i e  Ch i na  gegenwär t ig  e r f aß t  ha t. Die Kom-

bination dieser letzten Reste mit der Macht des Imperialismus macht sic zu einer um so drückenderen 

und unerträglichen Fessel für die weitere soziale Entwicklung Chinas. Angesichts dieser historischen 

Situation zu erklären, daß die Anwendung des Ausdrucks „Feudalismus“ zur Charakterisierung der 

chinesischen Verhältnisse mehr von Schaden als von Nutzen war, ist geradezu grotesk. 

3. Die Auflösungsepoche des Feudalismus und die Leibeigenschaft 

Marx schreibt im III. Bande des „Kapitals“*): 

„Die Hindernisse, die die innere Festigkeit und Gliederung vorkapitalistischer, nationaler Produktionsweisen 

der auflösenden Wirkung des [444] Handels entgegensetzt, zeigt sich. schlagend im Verkehr der Engländer 

mit Indien und China. Die breite Basis der Produktionsweise ist hier gebildet durch die E i n h e i t  k l e i n e r  

A g r i k u l t u r  u n d  h ä u s l i c h e r  I n d u s t r i e, wobei noch in Indien die Form der auf Gemeindeeigentum an 

Boden beruhenden Dorfgemeinden hinzukommt, die übrigens auch in China die ursprüngliche Form War. In 

Indien wandten die Engländer zugleich ihre unmittelbare politische und ökonomische Macht, als Herrscher 

und Grundrentner, an, um diese kleinen ökonomischen Gemeinwesen zu sprengen. ... Selbst hier gelingt ihnen 

dies Auflösungswerk nur sehr allmählich. Noch weniger in China, wo die unmittelbare politische Macht nicht 

zu Hilfe kommt.“ 

Wir zitierten oben jenen Marxschen Satz, in dem er feststellt, daß die kleine Bauernwirtschaft und 

der unabhängige Handwerksbetrieb die Basis der feudalen Produktionsweise bilden und daß sie auch 

die ökonomische Grundlage der klassischen Gemeinwesen zu ihrer besten Zeit gebildet haben. Das 

en t s che i dende  Merkmal für die verschiedenen Entwicklungsepochen der Gesellschaft ist nach 

dem Marxismus die Produktionsweise und das Grundverhältnis der Klassen als ihre Folge und nicht 

die augenblickliche Form der Ausbeutung. „Die Pr oduk t i onswe i se  des materiellen Lebens be-

dingt den sozialen, politischen und geistigen Lebensprozeß überhaupt.“ (Marx.) Auch die sozialen 

Verhältnisse sind nur die Folge, der Überbau der ökonomischen Grundlage, der Produktionsweise. 

Die Leibeigenschaft ist zwar ein sehr wichtiges charakteristisches Merkmal der feudalen Epoche. 

I h r e  f o r me l l e  Abscha f f ung  j edoch  i s t  ke i ne s f a l l s  de r  Bewe i s  f ü r  d i e  r e s t l o se  

Übe r wi ndung  d i e se r  Epoch e. Die Epoche des Feudalismus hat wie jede andere ihre verschie-

denen Entwicklungs- und Niedergangsperioden. Die Abschaffung der Leibeigenschaft an sich bedeu-

tet noch keinesfalls, daß auch die feudale Ausbeutung und ihr politischer Herrschaftsüberbau damit 

gleichzeitig verschwunden sind. Vielmehr ist das eine wie das andere da s W e r k de r Revo l u t i on‚ 

 
*) „Kapital“ III., Seite 318. 
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nachdem die wirtschaftliche und soziale Entwicklung das gesamte System zum Sturz reifgemacht 

haben. Was bedeutet das, wenn die „europäische“ Form des Feudalismus, die Leibeigenschaft, in 

China schon längst beseitigt ist? Die Einheit kleiner Agrikultur und häuslicher Industrie mit den letz-

ten Resten des Gemeindeeigentums am Boden war mit der Beseitigung der Leibeigenschaft auch 

weiterhin die ökonomische Grundlage, die Bauernschaft ist die Grundquelle der Ausbeutung, die po-

litische Macht ist in den Händen der alten Klassen der Grundbesitzer und des Adels geblieben, die 

ihre Spitze in der kaiserlichen Monarchie und dem militärischen Despotismus behielt. Gleichzeitig 

aber entwickelte sich das Handels- und Wucherkapital, das dem Bauern nur noch eine neue Last 

auferlegte. Diese ganze Entwicklung erklärt nicht, daß  der Feudalismus beseitigt ist, sondern daß er 

sich immer und immer wieder, nach einer jeden neuen Agrarrevolution und politischen Umwälzung, 

r ep r oduz ie r t e, und zwar in einer immer grausameren, die Produktion und das Land zerstörenden 

Form. Das Eingreifen des Imperialismus bei gleichzeitiger Entwicklung der modernsten kapitalisti-

schen Industrieformen in den Städten, ohne genügende Entwicklungsfreiheit für die eingeborene 

Bourgeoisie, brachte es mit sich, daß die halbfeudalen Herrschaftsformen sich noch entarteter, noch 

grausamer jeglichem Fortschritt und jeglicher Entwicklung der gesellschaftlichen Verhältnisse in den 

Weg stellten. Zu dieser Kategorie gehören z. B. jetzt viele der sogenannten „bürgerlichen“ Gene-

ralscliquen. Ist der Kampf gegen diese sozialen Übel und gegen die militaristischen Henker darum 

nicht doch ein Kampf gegen den Feudalismus? Diese Frage stellen, heißt sie bejahen. 

Übrigens ist Genosse Varga auch bei seiner Definition vom „europäischen“ Feudalismus durchaus 

im Unrecht. Es ist richtig, daß die französische Revolution die Leibeigenschaft samt der herrschenden 

feudalen und königlichen Clique vertilgte. Aber die englische bürgerliche Revolution [445] hatte eine 

andere Lage vorgefunden und war trotzdem nicht minder eine Revolution gegen den Feudalismus. 

Marx schreibt im „Kapital“*): 

„In England war die Leibeigenschaft im letzten Teil des XIV. Jahrhunderts tatsächlich verschwunden. D i e  

u n g e h e u r e  M e h r z a h l  d e r  B e v ö l k e r u n g  b e s t a n d  d a m a l s  u n d  n o c h  m e h r  i m  X V. J a h r h u n -

d e r t  a u s  f r e i e n, s e l b s t w i r t s c h a f t e n d e n  B a u e r n‚ durch welches feudale Aushängeschild ihr Eigen-

tum immer versteckt sein mochte. Auf den größeren herrschaftlichen Gütern war der früher selbst leibeigene 

Bailiff (Vogt) durch d e n  f r e i e n  P ä c h t e r  verdrängt. Die Lohnarbeiter der Agrikultur bestanden teils aus 

Bauern, die ihre Mußezeit durch Arbeit bei den großen Grundeigentümern verwerteten, teils aus einer selb-

ständigen, relativ und absolut wenig zahlreichen Klasse eigentlicher Lohnarbeiter. Auch letztere waren tat-

sächlich zugleich selbstwirtschaftende Bauern, indem sie außer ihrem Lohn Ackerland zum Belauf von 4 oder 

mehr Acres nebst Cottages angewiesen erhielten. Sie genossen zudem mit den eigentlichen Bauern die Nutz-

nießung des Gemeindelandes, worauf ihr Vieh weidete und das ihnen zugleich die Mittel der Feuerung, Holz, 

Torf usw. bot.“ 

Die bürgerliche Revolution in England hatte sich also im wesentlichen auf die Entwurzelung des 

politischen Überbaues aus der feudalen Zeit zu beschränken. 

Was Marx mit dem Ausdruck „asiatische Produktionsweise“ ausdrücken wollte, war nichts anderes 

als eben die besonderen Formen der Entwicklung des Feudalismus in Ländern wie Indien, China, 

Japan usw. Im „Kapital“ macht Marx keine solche Gegenüberstellung, sondern er führt das „asiati-

sche“ Japan als Musterbeispiel des Feudalismus an**): 

„Japan, mit seiner r e i n  f e u d a l e n  O r g a n i s a t i o n  d e s  G r u n d e i g e n t u m s  u n d  s e i n e r  e n t w i c k e l -

t e n  K l e i n b a u e r n w i r t s c h a f t, liefert ein viel treueres Bild d e s  e u r o p ä i s c h e n  M i t t e l a l t e r s  als un-

sere sämtlichen, meist von bürgerlichen Vorurteilen diktierten Geschichtsbücher.“ 

Wir betonen, daß Japan in Asien ke ine  Ausnahme bildet. Es dürfte außerdem bekannt sein, daß auch 

im heutigen imperialistischen Japan mit seiner großen industriellen Entwicklung es noch sehr starke 

Überreste des Feudalismus gibt und daher auch eine akute Agrarfrage. 

Zusammenfassend stellen wir fest, daß der Kampf gegen den Feudalismus, d. h. gegen seine letzten 

Überreste, e i ne  de r  Gr undau f gaben  des gegenwärtigen revolutionären Kampfes in China ist, 

 
*) „Kapital“ I., Seite 648. 
**) „Kapital“ I., Seite 649. 
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daß dieser Kampf in engster Verbindung mit dem Kampf gegen den Imperialismus das  W e s e n  der 

chinesischen Revolution der Gegenwart ausmacht, wie es auch in dem oben zitierten Absatz aus dem 

Programm-Entwurf der Kommunistischen Internationale richtig festgestellt ist. Jede andere Darstel-

lung ist vom Standpunkt des Marxismus unzulässig und absurd. 

4. Die konkreten Aufgaben der chinesischen Revolution 

Im Programm-Entwurf des Ekki wird hervorgehoben, daß die eigentümlichen Bedingungen des re-

volutionären Kampfes in den kolonialen und halbkolonialen Ländern den kommunistischen Parteien 

dieser Länder eine Reihe von Sonderaufgaben stellen, deren Lösung die Vor s t u fe  zur Bewältigung 

der allgemeinen Aufgaben der proletarischen Diktatur bildet. Als die wichtigsten Aufgaben werden 

die folgenden aufgezählt: 

1. Sturz der Feudalherrschaft, der feudalen Bürokratie und des ausländischen Imperialismus; 

2. Errichtung der demokratischen Diktatur des Proletariats und der Bauernschaft; [446] 

3. Völlige nationale Unabhängigkeit und staatliche Einigung; 

4. Nationalisierung der den Imperialisten gehörenden Großunternehmen der Industrie, des Trans-

ports, der Banken usw.; 

5. Enteignung des Großgrundbesitzes, der Kirchen- und Klosterländereien, Nationalisierung des ge-

samten Grund und Bodens; 

6. Einführung des Achtstundentags; 

7. Organisierung von Arbeiter- und Bauernsowjets. 

Alle diese Aufgaben ergeben sich bereits aus dem von uns eingangs zitierten Absatz aus dem Pro-

gramm-Entwurf, wonach der Kampf gegen den Feudalismus und eine konsequent durchgeführte Ag-

rarrevolution der Bauern einerseits, der Kampf gegen den ausländischen Imperialismus um die nati-

onale Unabhängigkeit anderseits, entscheidende Bedeutung in der revolutionären Bewegung der ko-

lonialen und halbkolonialen Länder haben. 

All diese Aufgaben sind die einer bü r ge r l i c h-dem okr a t i s chen  Umwäl zung  und gleichzeitig. 

e i ne r  na t iona l en  Revo l u t i on  gegen  den  I m per i a l i sm u s. Das sind noch keine proleta-

risch-revolutionären Aufgaben, sondern Vor s t u f en  des Kampfes um die Diktatur des Proletariats. 

Die Lösung dieser Aufgaben steht in China gegenwärtig auf der Tagesordnung. Wenn wir von einer 

aku t-r evo lu t i onä r en  Lage  in China sprechen, so kann es sich zunächst nur darum handeln, daß 

die revolutionäre Situation für die Lösung d i e se r Aufgaben schon gegenwärtig reif ist und daß das 

auch der I nha l t des gegenwärtigen Kampfes der chinesischen Revolution ist. 

Genosse Varga schreibt in seiner Wirtschaftsübersicht u. a.: 

„Die Bezeichnung der gegenwärtigen Wirtschaftsstruktur Chinas einfach als Feudalismus ist auch aus poli-

tisch-strategischen Gründen nicht glücklich. Sie ist geeignet, zu opportunistischen Fehlern zu verleiten: zu der 

Voraussetzung, daß nach Analogie der europäischen Entwicklung dem Feudalismus ein bürgerliches Regime 

von längerer oder kürzerer Dauer folgen muß.“ 

Wir halten umgekehrt als das wichtigste Erfordernis zur Vermeidung von opportunistischen Fehlern, 

und zwar jeglicher Art, daß man in der chinesischen Revolution das sieht, was sie in Wirklichkeit ist, 

und zwar e ine  soz i a l e  Revo l u t i on  gegen  den  Feuda l i sm us  und  gegen  d i e  im pe r i a -

l i s t i s che  He r r s cha f t  i n  Ch i n a. 

Es ist die historische Eigentümlichkeit der chinesischen Revolution, daß sie eine bürgerlich-demo-

kratische Umwälzung darstellt, die im Kampfe gegen den Feudalismus und gegen den Imperialismus 

schon jetzt auch die Bourgeoisie in das Lager der Konterrevolution getrieben hat. Die chinesische 

Bourgeoisie verkörpert zum großen Teil noch Handels- und Wucherkapital, dessen wichtigstes Aus-

beutungsobjekt ebenfalls die Bauernschaft ist. Soweit sie Industriekapital vertritt, ist sie zwar objektiv 

ein Oppositionsfaktor gegen die Vorherrschaft des Imperialismus in China, ist aber infolge der 
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Entwicklung des revolutionären Kampfes, die das Proletariat an die Spitze der kämpfenden Massen 

gestellt hat, unfähig, eine revolutionäre Rolle zu spielen. Es gab eine Zeit, wo sie das tun konnte – 

der ideologische und politische Ausdruck dieser Zeit war der Sun-Yat-Senismus und die revolutio-

näre Bewegung der Kuomintang –‚ diese Zeit gehört jetzt jedoch unwiderruflich der Vergangenheit 

an. Es ist lediglich das Proletariat, das bereits jetzt die Führung von Millionen kämpfender Arbeiter, 

Handwerker und Bauern innehat und daß sich auch die endgültige Hegemonie im Lager aller unter-

drückten und ausgebeuteten Schichten Chinas erringen wird. 

Es ist die akut-revolutionäre Situation in China, die auch die Gewinnung breiter Schichten der klein-

bürgerlichen Armut in den Städten durch das revolutionäre Proletariat sehr aussichtsreich macht. Es 

ist nur zu erklärlich, daß der Zerfall der Kuomintang und der Bankrott dieser Bewegung als revoluti-

onärer Faktor im Lager dieser kleinbürgerlichen Armut große Enttäuschungen und Depressionsstim-

mungen hervorgerufen haben. Nichtsdestoweniger können und müssen diese Schichten durch das 

revolutionäre Prole-[447]tariat in die allgemeine national-revolutionäre Kampf front einbezogen wer-

den. Die Kommunistische Partei hat die Pflicht, alles zu tun, um die revolutionäre Front möglichst 

ZU verbreitern, um alle Schichten, die ein Interesse haben an dem gründlichen Umsturz der gegen-

wärtigen halbfeudalen und imperialistischen Verhältnisse in China, in die aktive Kampffront einzu-

reihen. Jede Einstellung und jede Taktik, die aus einer falsch verstandenen Angst vor dem Opportu-

nismus dies unterlassen würde, wäre die schlimmste opportunistische Gefahr, weil sie das Proletariat 

von den revolutionären Massen der Bauernschaft, der Handwerkerschichten und der sonstigen klein-

bürgerlichen Armut isolieren und damit zur Niederlage verurteilen würde. Die Erfahrungen des letz-

ten Jahres haben gezeigt, daß wir nicht scheinradikale Theorien, die mit der Wirklichkeit sehr wenig 

gemeinsam haben, sondern eine wirkliche Massenpolitik auf breitester Grundlage, elastisch und ma-

növrierfähig in jeder Situation, notwendig haben. 

5. Um den künftigen Weg der chinesischen Revolution 

Wir leben in einer Epoche des Niedergangs des Kapitalismus, in der Epoche der proletarischen Re-

volution in Rußland, einer mächtigen revolutionären Bewegung in den Kolonien, einer akut-revolu-

tionären Situation in China, einer steigenden Radikalisierung der werktätigen Massen in den imperi-

alistischen Ländern. Angesichts dieser Situation müssen wir erst recht auch der chinesischen Revo-

lution nur diese Aufgaben stellen, die sie auf Grund der historischen Möglichkeiten und der interna-

tionalen Lage auch tatsächlich vor sich hat. Im Kampf um die Lösung der oben gestellten Aufgaben 

wird sie auch die Kräfte sammeln und schulen, um über die Vorstufen hinaus auch den Weg zur 

Diktatur des Proletariats zu beschreiten. 

Es ist richtig, wenn Genosse Varga sagt, daß die bürgerlich-demokratische Umwälzung in China nicht 

zu der Analogie verleiten lassen darf, daß wie in Europa auch dort ein bürgerliches Regime von län-

gerer oder kürzerer Dauer folgen muß. Die gegenwärtige Rolle der chinesischen Bourgeoisie, ihre 

Verflechtung mit den Interessen der übrigen Konterrevolution, dem Imperialismus und dem halb-

feudalen Militarismus, die ungeheure Kraft der bäuerlichen Massenkämpfe, die Verbindung mit dem 

Klassenbewußtsein und dem Heroismus des Proletariats – all das ermächtigt uns zu der Annahme, 

daß die chinesische Revolution zur Errichtung der Diktatur der Arbeiter und Bauern und ihrer Ent-

wicklung in die Diktatur des Proletariats führen wird. Aber darüber kann und wird nur der Kampf 

entscheiden. Und in diesem Kampfe werden wir nur dann siegreich sein können, wenn wir sowohl die 

unmittelbaren als auch die weiteren Zielpunkte des Kampfes klar und ohne Illusionen vor uns sehen. 

Als die Opposition um Trotzki auch in den Fragen der chinesischen Revolution den Weg der sektie-

rerischen und scheinradikalen Theorien beschritt, deren Auswirkung nur Putschismus oder vollstän-

dige Isolierung des Proletariats – beides hat dieselben Wurzeln und kann auch durchaus gleichzeitig, 

wie wir wissen, in Erscheinung treten – sein kann, da haben wir sie rücksichtslos bekämpft. Gegen 

diese Anschauungen muß nach wie vor ein unversöhnlicher Kampf geführt werden. Im Kampfe ge -

gen  den  O ppor t un i sm us  und das Sektierertum müssen wir die Taktik der proletarischen Avant-

garde der chinesischen Revolution entwickeln, sie in den Tageskämpfen der Massen Chinas erproben 

und die Revolution zum Siege führen. [448] 
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LITERATUR 

Upton Sinclair: 

„Die goldene Kette“ oder“ Die Sage von der Freiheit der Kunst“ 

Malik-Verlag. 422 Seiten. Preis kartoniert 2,80 Mark, geb. 4,80 Mark. 

Das Buch von S. ist ein Versuch, die Rolle der Kunst in der menschlichen Gesellschaft vom Stand-

punkt des Klassenkampfes darzustellen. An einer Reihe repräsentativer Vertreter der Literatur und 

der Kunst wird gegen den bürgerlichen Schwindel von der „reinen Kunst“ die These bewiesen, daß 

j ede  Kuns t  g l e i chze i t i g  P r opaganda  ist. Wof ü r der Künstler Propaganda macht, das hängt 

von seiner Klassenlage ab. „Der Künstler ist ein soziales Produkt; seine Psychologie und die seines 

Werkes wird von den zu seinen Zeiten herrschenden wirtschaftlichen Kräften bestimmt. Der aner-

kannte Künstler jeder Periode ist ein Mensch, der mit den herrschenden Klassen dieser Periode sym-

pathisiert und deren Interessen und Idealen seine Stimme leiht.“ Richtig kennzeichnet Sinclair die 

entgegengesetzten Ursachen, die einerseits die große Masse der Künstler zu Propagandisten der herr-

schenden Klassen macht, die anderseits gerade die größten, insbesondere in revolutionären Zeiten, 

ins Lager der unterdrückten Klassen führt. Die Muße und die materiellen Mittel, die zur Schaffung 

eines großen Kunstwerks notwendig sind, kann der Künstler in der Regel nur als Diener der Besit-

zenden bekommen. Anderseits gehört zum großen Kunstwerk „eine wirklich bedeutsame, lebens-

wichtige Propaganda“. „Ewige Faktoren“ – sagt S. – „sind einzig die ewigen Bestrebungen der 

Menschheit nach Gerechtigkeit, Brüderlichkeit und Weisheit. Nur insofern die Künste ihnen dienen, 

haben sie Aussicht auf Unsterblichkeit.“ Das ist die Ursache, warum die größten Künstler die fort-

schrittlichen Ideen revolutionärer Klassen zum Ausdruck bringen. 

5. weist diese vom Standpunkt des Marxismus selbstverständlichen Thesen an dem Leben und Werk 

der bedeutendsten Gestalten der Weltliteratur nach. Wolke man das mit dem Anspruch auf Vollstän-

digkeit machen, so müßte man eine marxistische Weltgeschichte zugrunde legen. In dem von 5. ge-

wählten Rahmen konnte man nur den historischen Hintergrund skizzieren und auf Grund einer Le-

bensgeschichte der großen Männer den Charakter ihrer Schöpfungen erklären. Man kann über die 

Darstellung in manchen Fällen (z. B. bei Nietzsche oder Tolstoj) verschiedener Meinung sein, aber 

sie ist immer anregend und aufschlußreich. Naturgemäß steht für den amerikanischen 

Schriftsteller die Literatur der angelsächsischen Völker im Vordergrund. Ein ähnliches Werk, das die 

deutsche Literatur nach dem unerreichten Vorbild von Mehrings „Lessing-Legende“ darstellte, wäre 

eine außerordentlich wichtige und dankbare Aufgabe. 

Ein wesentlicher Mangel des Sinclairschen Buches kann jedoch nicht verschwiegen werden. Ist jede 

Kunst Propaganda, so ist doch nicht jede Propaganda Kunst. Eine marxistische Kunsttheorie kann 

den Problemen der Ästhetik, der Frage, unter welchen Bedingungen wirkt die Propaganda als Kunst-

werk, nicht ausweichen. Sinclairs Antwort ist absolut unbefriedigend. „Große Kunstwerke werden 

geschaffen, wenn eine wirklich bedeutsame, lebenswichtige Propaganda mit aller in der jeweiligen 

Kunstform möglichen technischen Vollkommenheit betrieben wird.“ Hier wird neben dem Inhalt nur 

die t echn i s che  Beherrschung der Kunstform als Bedingung des großen Kunstwerks angesehen. 

Dies ist offenbar eine äußerliche Betrachtung des Verhältnisses von Inhalt und Form und zeigt, daß 

Sinclair die wesentliche Bestimmtheit der Form durch den Inhalt nicht sieht. Vom Standpunkt einer 

marxistischen Kunstgeschichte ist es nicht nur notwendig, den wechselnden I nha l t  der Kunst aus 

den Klassenverhältnissen abzuleiten, sondern ebensosehr den Wechsel der Kunstformen zu erklären. 

Nur auf Grund einer solchen Betrachtung wäre das Problem zu lösen, das Marx in der „Einleitung 

zur Kritik der politischen Ökonomie mit den Worten stellt: „Aber die Schwierigkeit liegt nicht darin, 

zu verstehen, daß griechische Kunst und Epos an gewisse gesellschaftliche Entwicklungsformen ge-

knüpft sind. Die Schwierigkeit ist, daß sie für uns noch Kunstgenuß gewähren und in gewisser Be-

ziehung als Norm und unerreichbare Muster gelten.“ 

Die Untersuchung solcher Fragen hätte auch praktisch Bedeutung, da wir immer noch solche Versu-

che „proletarischer Kunst erleben, bei denen der gute Wille und die richtige Überzeugung das Fehlen 

künstlerischen Könnens ersetzen sollen. Wenn wir das Fehlen solcher Betrachtungen bei Sinclair 
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feststellen, so soll – das sei nochmals betont – damit der Wert und die Bedeutung des anregenden 

Buches keineswegs herab  gesetzt sein. T. K. 

[449] 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 1. Juli 1928 ⁕ Heft 13 

Die geschlagenen „Sieger“ 

Lz. „Die Sieger des 20. Mai“, so nannten sich stolz die Sozialdemokraten, und mit Siegermiene ver-

kündeten sie, daß sie nun „die Führung“ übernehmen würden- Fünf Wochen Koalitionsschacher ha-

ben eine eindringliche Lehre gegeben, was „die Führung“ dieser Stimmzettelsieger wert ist. Neun 

Millionen Stimmen für die Sozialdemokratie, 152 sozialdemokratische Abgeordnete, was bedeuten 

sie für die Macht der Arbeiterklasse? N i ch t s  und  wen i ge r  a l s  n i ch t s. Und was werden sozial-

demokratische Minister für die Durchsetzung der Arbeiterforderungen, der Wahlversprechungen der 

SPD bedeuten? Ni ch t s  und  wen ige r  a l s  n i ch t s. Diese Erkenntnis wird, noch ehe die Regierung 

„unter sozialdemokratischer Führung“ zustande gekommen ist, bereits sinnfällig vor den Massen de-

monstriert. 

Als Hermann M ü l l e r  im Auftrage seiner 152-Männer-Fraktion und des „republikanischen“ Reichs-

präsidenten Hi ndenbur g  die Verhandlungen um die Große Koalition begann, da lehnte es die so-

zialdemokratische Führung ausdrücklich ab, die Regierungsteilnahme an irgendwelche Forderungen 

und Bedingungen zu knüpfen. Diese schöne Bescheidenheit sollte die Partner zur gleichen Tugend 

veranlassen. Die „Sieger“ hofften, durch Vermeidung jeder sachlichen Vereinbarung mit dem „Er-

folg“ einer raschen Regierungsbildung zu glänzen und so ihre Befähigung zur „Führung“, nämlich 

zur Führung der Geschäfte der Bourgeoisie, zu demonstrieren. 

Aber Hermann Müller denkt, und die Deutsche Volkspartei lenkt. Diese zielbewußte Vertretung des 

deutschen Finanzkapitals begnügte sich nicht mit der Gewißheit, in der Koalition jederzeit die Inte-

ressen ihrer Auftraggeber durchsetzen zu können. Der SPD, die mit dem Verzicht auf alle Forderun-

gen deutlich genug das Bewußtsein ihrer eigenen Machtlosigkeit verriet, ging es nur um den Sche in  

de r  Mach t. Aber gerade weil die SPD ihren Wählern wenigstens durch einen Scheinerfolg impo-

nieren wollte, verweigerten ihr die im Wahlkampf geschlagenen Bourgeoisparteien selbst diesen bil-

ligen Schein. So sehr ist sich die Bourgeoisie der Verläßlichkeit der sozialdemokratischen Führer als 

Stützen ihrer Klassenherrschaft gewiß, so wenig glaubt sie an die Möglichkeit eines ernsten Wider-

standes von dieser Seite, daß sie ohne Furcht und Sorge bewußt Provokation auf Provokation gegen-

über den Unterhändlern der SPD beging mit dem klaren Ziel, vor aller Welt das wahre Verhältnis zu 

demonstrieren: die bürgerlichen Parteien kommandieren, die Sozialdemokratie hat zu gehorchen. 

Darum wurden wegen ganz bedeutungsloser Prestigefragen die Verhandlungen zweimal zum Schei-

tern gebracht. Die SPD hatte bereits durch den Mund ihres „Staatsmannes“ Br aun  die Bereitschaft 

zur Aufnahme der Volkspartei in die Preußenregierung öffentlich kundgetan; daß in der Außen-, 

Wirtschafts-, Sozial- und Wehrpolitik nichts geändert werden soll, bekannte die SPD schon dadurch, 

daß sie selbst das Ve rb l e i ben  de r  Bür ge r-[450]b l ockm i n i s t e r  S t r e seman n, Cur t iu s, 

B r auns  und Gr oene r in ihren Ämtern vorschlug. Die Deutsche Volkspartei hatte also bereits aus-

reichende Sicherheit in allen wichtigen Fragen. Wenn sie mit ihren Forderungen nach sofortiger Re-

gierungsumbildung in Preußen, nach sofortiger, durch die Regierungserklärung zu verkündender 

Fortführung des Baues der Panzerkreuzer und mit der Ablehnung des Verfassungstages als Staatsfei-

ertag die Verhandlungen sprengte, so ist die Absicht offenkundig, die SPD öffentlich zu demütigen, 

ihr nicht einmal einen Scheinerfolg zu erlauben. 

Warum mußte die „Millionenpartei“ so de- und wehmütig alle Ohrfeigen einstecken? Warum mußte 

der „Führer M ü l l e r  immer wieder bei Stresemann und Hindenburg um schön Wetter betteln? Des-

halb, weil die 9-Millionen-Partei mit ihren 152 Abgeordneten geg e nübe r  de r  Bour geo i s i e  d i e  

ohnm äch t i g s t e  a l l e r  Pa r t e i en  ist. Die Macht der bürgerlichen Parteien beruht auf der wirt-

schaftlichen Macht der Bourgeoisie, die hinter ihnen steht, und auf der materiellen Gewalt der staat-

lichen und außerstaatlichen Organisationen, die sie beherrscht. Die Macht einer proletarischen Partei 

beruht auf der revolutionären Kampfbereitschaft ihrer Anhänger, die der Bourgeoisie abtrotzt, was 

sie freiwillig nie gewährt. Die bürgerliche Arbeiterpartei mit ihrem Millionenanhang, mit ihrem ge-

waltigen Einfluß in der Arbeiterbewegung, kann sich gegenüber den bürgerlichen Parteien auf keines 
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dieser Machtmittel stützen. Wer sollte sich vor dem Massenanhang einer Partei fürchten, die selbst 

die größte Furcht vor jeder Massenbewegung hat? Die Sozialdemokratie weiß zu gut, daß jede ernste 

Bewegung der noch unter ihrem Einfluß stehenden Massen sich gegen ihre Politik der Versöhnung 

mit der Bourgeoisie wenden, ins Bett des revolutionären Klassenkampfes münden, und darum unter 

die Führung der klassenbewußten Vorhut, der Kommunisten, gelangen muß. Darum kann sie ihren 

Masseneinfluß nur zur Verhinderung proletarischer Massenbewegungen einsetzen, nicht aber zur Or-

ganisierung eines ernsten Druckes auf die Bourgeoisie in irgendeiner Frage. 

Die linkssozialdemokratische Presse hat sich darauf besonnen, daß eine Arbeiterpartei gerade in der 

Opposition eine gewaltige Macht darstellen kann. So hat beispielsweise in der Vorkriegszeit die So-

zialdemokratie als Oppositionspartei das ganze Werk der sozialen Gesetzgebung durchgesetzt, das 

nach Bismarcks eigenem Geständnis der Furcht vor der Sozialdemokratie entsprang. Aber merkwür-

dig! Die Bourgeoisie, die vor dem Kriege die Opposition von 4 Millionen sozialdemokratischer Wäh-

ler fürchtete, sie hat heute nicht die geringste Furcht davor, die 9 Millionen der Sozialdemokratie in 

die Opposition zu drängen. Nur  e i ne  Oppos i t i o n, d i e  f ü r  d i e  Bour geo i s i e  d i e  Ge fah r  

de r  Revo lu t i on  ve rkö r pe r t, i s t  e i n e  Ma c h t‚ die von der Bourgeoisie Zugeständnisse er-

zwingt. Eine parlamentarische Opposition, deren einziges Ziel die Koalition ist, hat für die bürgerli-

chen Parteien keine Schrecken. Die „linken“ Reformisten tun ihr Möglichstes, um die prinzipielle 

Bedeutung der Koalitionsfrage und die wirkliche Sachlage bei dem Regierungsschacher vor der Ar-

beiterschaft zu verwirren. Sie wiederholen unermüdlich ihren Vorschlag, die Koalitionsverhandlun-

gen mit einem Aktionsprogramm sozialdemokratischer Forderungen zu führen. Sie wissen wohl 

selbst, daß Arbeiterforderungen von den bürgerlichen Parteien in der gegenwärtigen Situation nicht 

angenommen und noch weniger in einer Koalitionsregierung durchgesetzt werden können. Sie möch-

ten gern, daß ihre Partei weiter parlamentarische Opposition spielen und dadurch radikale Arbeiter 

irreführen könnte, aber sie denken so wenig wie die Rechten daran, die Massen zum Klassenkampf 

für jenes „Aktionsprogramm“ [451] zu mobilisieren, das sie im Munde führen. Daher ziehen sie aus 

der Tatsache, daß sich ihre Partei mit den Bourgeois-Parteien offen verbündet, den Schluß, daß nun 

erst recht d i e  E i nhe i t  ihrer Partei, d. h. die Unterordnung der sozialdemokratischen Arbeiter unter 

das Kommando der Koalitionsgenossen verteidigt werden muß. Kein Zweifel, daß diese „Linken“ 

auch in den Arbeiterorganisationen und in den Massen den Spaltungskurs gegen die Kommunisten 

mit aller Kraft unterstützen werden. 

Wenn trotz aller Krisen, Zwischenfälle und dem wiederholten Scheitern der Koalitionsverhandlungen 

doch alle Wahrscheinlichkeit für das Zustandekommen irgendeiner Form der Koalition mit der SPD 

spricht, so liegt der Grund dafür gewiß nicht in der „Führung“ und der Macht der jetzt schon geschla-

genen Stimmzettelsieger. Maßgebend dafür ist lediglich die Furcht vor den 3 Millionen, die sich heute 

schon um die Fahne der proletarischen Revolution scharen, und die noch größere Furcht davor, daß 

neue Millionen aus den werktätigen Massen zu diesen Kerntruppen des Proletariats stoßen werden. 

Wenn die Bourgeoisie die Gefahr, daß die SPD ihre 9-Millionen-Massen gegen den Kapitalismus 

einsetzen könnte, mit Recht für nichtig einschätzt, so schätzt sie um so höher den Wert der Sozialde-

mokratie als Bundesgenossin bei der Verhinderung der Sammlung und Aufrüttelung der proletari-

schen Massen. Zugleich verbinden die bürgerlichen Parteien mit dieser Ausnutzung des lähmenden 

Einflusses der Reformisten die Hoffnung, durch die Kompromittierung der SPD, die in erster Linie 

die Verantwortung für die Fortsetzung der Bürgerblockpolitik tragen wird, einen Teil ihres verlorenen 

Anhangs zurückzugewinnen. Gerade deshalb erscheint auch die Form eines „Kabinetts der Persön-

lichkeiten“, an dessen Spitze ein Sozialdemokrat steht, während sich die bürgerlichen Fraktionen, 

sobald es ihnen paßt, der Verantwortung entziehen können. zweckmäßig. 

Bourgeoisie und Sozialdemokratie sind sich in gleicher Weise der Gefahr bewußt, die darin liegt, daß 

ihre Politik die werktätigen Massen weiter nach links ins Lager des Kommunismus treibt. Darum 

verstärken die Reformisten im Zeichen der großen Koalition ihren Spa l t ungsku r s  i n  den  Ar -

be i t e r o r gan i s a t i one n. Sportorganisationen und Gewerkschaften sind gerade jetzt einer heftigen 

Spaltungsoffensive der reformistischen Führung ausgesetzt, mit dem ausgesprochenen Zweck, die 

Kommunisten mundtot zu machen. oder hinauszuwerfen. 
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Während die Reformisten sich so bemühen, den Keil der Spaltung tiefer in die Arbeiterbewegung 

hineinzutreiben, antwortet die Bourgeoisie auf die Linksentwicklung mit verstärkten Bemühungen zur 

Konz e n t r a t i on  im  bü r ge r l i ch e n  Lag e r. Bei der bankrotten Demokratischen Partei diskutiert 

man über die Frage der Verschmelzung mit der Deutschen Volks-partei oder die Schaffung einer neuen 

liberal-republikanischen Partei. Auf den Tagungen maßgebender Wirtschaftsverbände, des Vereins 

zur Wahrung der wirtschaftlichen Interessen des Rheinlandes und des Hansabundes, erheben die Ver-

treter des Trustkapitals in einer völlig geschlossenen Einheitsfront, die von den Deutschnationalen bis 

zu den Demokraten reicht, ihre scharfmacherischen Forderungen in der Richtung des Abbaues der 

Sozialpolitik und der Abwehr aller „sozialistischen Experimente“. In Württemberg und in anderen 

Ländern trägt das Zentrum trotz des Wahlausgangs gar keine Bedenken, die Koalition mit den 

Deutschnationalen fortzusetzen. Diese Einheit im Lager der Bourgeoisie unter der unbestrittenen He-

gemonie des Finanzkapitals läßt die Versuche sozialdemokratischer Theoretiker, die Koalitionspolitik 

als ein taktisch notwendiges Bündnis mit der „linken“ [452] gegen die „rechte“ Bourgeoisie unter 

Berufung auf Marx und Engels*) zu rechtfertigen, als besonders lächerlich erscheinen. 

Die Auf gabe  de r  Kom m uni s t en  gegenüber der sich in der Koalitionsregierung fester zusam-

menschließenden bürgerlich-sozialdemokratischen Einheitsfront ist klar. An der Preisgabe aller ihrer 

eigenen Forderungen, an der Kapitulation der Sozialdemokratie vor dem Diktat der Bourgeois-Par-

teien gilt es, d i e  Mach t l o s i gke i t  de s  S t imm ze t t e l s, den Betrug des bürgerlichen Parlamenta-

rismus, die Unmöglichkeit des demokratischen Weges zur Macht und die Notwendigkeit des revolu-

tionären Machtkampfes den werktätigen Massen klarzumachen. Vor allem aber müssen wir durch die 

Organisation des Kampfes für die Tagesforderungen der Werktätigen die Führung der Linksbewe-

gung an uns reißen, die Massen gegen die Koalitionsregierung in Bewegung setzen und entgegen den 

Spaltungsmanövern der Reformisten die Millionenfront zusammenschließen, die die entscheidenden 

Klassenschlachten in Deutschland schlagen wird. 

* 

Zum VI. Weltkongreß  
Von E r n s t  S c h n e l l e r  

Der 6. Weltkongreß tritt in einer Situation zusammen, die sich in wesentlichen Punkten von dem 

Entwicklungsstadium mir Zeit des 5. und noch mehr der früheren Weltkongresse unterscheidet. 

Der 5. Weltkongreß im Sommer 1924 – unmittelbar nach den schweren Niederlagen des Proletariats 

in Deutschland und auf dem Balkan, nach dem Abebben der revolutionären Flutwelle des Jahres 1923 

– hat gewiß schon in den Grundzügen die jetzige Phase der Entwicklung charakterisiert und hat auf 

Grund dieser Analyse und Perspektive eine Reibe wichtiger politischer Entscheidungen für die Tä-

tigkeit der Komintern gefällt, über deren Bedeutung und Auswirkung noch zu sprechen sein wird. 

In der Phase der relativen Stabilisierung des Kapitalismus sind jedoch eine ganze Reihe Tatsachen 

und Probleme aufgetaucht, die zur Zeit des 5. Weltkongreß nicht vorauszusehen waren: 

Stabilisierung der Währung in allen entscheidenden Ländern; Durchführung der Rationalisierung in 

den wichtigsten Industrieländern mit all den drückenden Folgen für die werktätigen Massen; Aufbau 

des neuen deutschen Imperialismus; Verstärkung der Kriegspolitik der imperialistischen Mächte und 

gesteigerte Einkreisungspolitik gegen die Sowjetunion; großer Aufstieg der revolutionären Bewe-

gung in den Kolonien, besonders die Entwicklung der chinesischen Revolution mit ihrer welthistori-

schen Auswirkung und nicht zuletzt der große Aufschwung des Aufbaues der sozialistischen Wirt-

schaft in der Sowjetunion. 

 
*) „Vorwärts“ vom 24. Juni 1928. Bekanntlich hat M a r x  das Lassalleanische Schlagwort von der „e i n e n  r e a k t i o n ä -

r e n  M a s s e“ zurückgewiesen mit dem Hinweis auf „die Mittelstände, die revolutionär werden im Hinblick auf ihren 

bevorstehenden Übergang ins Proletariat“. Hier ist also von dem Klassenbündnis des Proletariats mit anderen werktätigen 

Klassen gegen die Bourgeoisie die Rede, aber nicht von verschiedenen Flügeln der Bourgeoisie. Das zeitweilige Zusam-

mengehen mit der Bourgeoisie empfiehlt Marx bekanntlich nur für den Fall, wo die Bourgeoisie gegen den Feudalismus 

revolutionär auftritt. Daß das gegenwärtig in Deutschland der Fall ist, werden nicht einmal die Leser des „Vorwärts“ 

glauben. 
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In der Arbeiterbewegung und in steigendem Maße auch im Kleinbauerntum, im verarmten kleinen 

städtischen Mittelstand wirkt sich die relative Stabilisierung in einer immer stärkeren L i nksbewe-

gung  aus, die zwar in sich widerspruchsvoll und nicht einheitlich ist, aber unverkennbar immer kla-

rer die Tendenz zum Kommunismus annimmt. Diese Tat-[453]sache ist bei allen letzten Parlaments-

wahlen sehr stark in Erscheinung getreten. Bourgeoisie und reformistische Bürokratie sind schwer 

beunruhigt, daß in den Hauptstädten (Warschau, Paris, Berlin) und in den entscheidenden Industrie-

gebieten die kommunistische Bewegung die größten Fortschritte macht und zum Teil die Reformisten 

innerhalb der Arbeiterschaft geschlagen hat. 

Die Linksbewegung vollzieht sich unter ganz eigentümlichen Formen, die einer besonders eingehen-

den Untersuchung bedürfen. Zugleich verlangt der Prozeß der immer stärkeren antikapitalistischen 

Orientierung, wenn er bewußt unter kommunistische Führung kommen soll, von den kommunisti-

schen Parteien ein Höchstmaß von Beweglichkeit und Manövrierfähigkeit. Diese Manövrierfähigkeit, 

die an höchste Grundsatzfestigkeit gebunden sein muß, hat sich gerade bei uns in Deutschland als 

wichtigste Voraussetzung des weiteren Vormarsches erwiesen, in ihr kommt die Führerrolle der Par-

tei gerade gegenwärtig ausschlaggebend zum Ausdruck. Die a l l ge me i ne  richtige politische Linie 

der Partei reicht nicht aus. Die Erscheinungen der Linksentwicklung und der Massenaktivität sind so 

vielfältig und zugleich infolge der komplizierten Situation so verschiedenartig, daß z. B. nicht durch 

e i ne  große zentrale Aktion die Massen gepackt und vorwärts geführt werden können. Auch der ge-

genwärtig wichtigste Kampf gegen das Schlichtungswesen und seine Auswirkungen ist über die Vor-

bereitung im kleinen noch nicht hinausgediehen. in der Zeit der Um- und Neugruppierung der Klas-

senfronten müssen wir stärker als je alle Erscheinungen und Betätigungen des gesellschaftlichen Le-

bens in unserer Massenmobilisierung zu berücksichtigen verstehen – ohne daß unsere politische Ar-

beit zerflattert, im Gegenteil: allseitig gilt es aus den Tagesforderungen die Notwendigkeit der Durch-

setzung der Endziele zu entwickeln. Kein Schema, keine mechanische Übertragung von Losungen, 

Erfahrungen, sondern größte Beweglichkeit, kein Aufgehen in den „kleinen“ Fragen des Tages, son-

dern sie so vertiefen, daß ihre Beziehung zu der großen Weltauseinandersetzung Imperialismus – 

Sozialismus handgreiflich klar wird. So wie unse r  Kampf gegen Koalitionspolitik und imperialisti-

sche Kriegspolitik im Ringen um viele Tagesforderungen erst nach und nach zu größeren Aktionen 

heranreift, so stehen die Probleme ähnlich für andere Sektionen. 

Dabei muß als ein entscheidender Faktor die Rolle des Re f o r m i sm us  besonders beachtet werden. 

Die Tatsache darf nicht unterschätzt werden, daß zunächst der unmittelbare Nutznießer der Linksent-

wicklung in hohem Maße der Re f o r m i sm us  ist, der gemäß seiner historischen Rolle die Linksent-

wicklung selbst zu hemmen sucht, ihr entgegenwirkt und je länger, um so offener die völlige Verbür-

gerlichung der Arbeiterbewegung betreibt. Es ist von einem besonderen Interesse, daß fast zu gleicher 

Zeit mit dem 6. Weltkongreß die Vertreter der II. Internationale in Brüssel tagen und einen Teil der 

Probleme behandeln, die auf unserem Kongreß stehen, nämlich Kolonialproblem und Kriegsfrage. Die 

vorliegenden Entwürfe der II, Internationale zu diesen Fragen zeigen klar und deutlich, daß die letzten 

kümmerlichen, unzulänglichen Beschlüsse der II. Internationale bzw. des IGB in bezug auf Kampf-

maßnahmen gegen den Imperialismus liquidiert werden, um mit vollen Segeln in die Politik vorbe-

haltloser Unterstützung der Imperialisten hineinzusteuern, und um auch ideologisch die Verbürgerli-

chung der von den Ministern a. D. und Ministeranwärtern beherrschten Organisationen sicherzustel-

len, Daß diese Politik durch eine ungeheuer verschärfte Hetze gegen die Kommunisten „ergänzt“ wird, 

zeigt unmittelbar die Konsequenz für die Arbeiterbewegung: Vertiefung der Spaltung! 

Gerade durch diese Paralleltagung wird die große Verantwortung der Komintern und die hohe Bedeu-

tung des 6. Weltkongresses besonders hervorgehoben, Für die gesamte Arbeiterschaft bietet in der 

Situation der stärkeren Formierung der Klassenfronten das Nebeneinander dieser Tagungen wertvolles 

Anschauungsmaterial, wo Maßnahmen zur Unterstützung [454] der Imperialisten und wo die ent-

scheidenden Schritte zur Vernichtung des Imperialismus unternommen werden. Von diesem Gesichts-

punkt aus gewinnt auch die Beschlußfassung über das Programm der Komintern für das Gesamtpro-

letariat noch eine besondere Note. Die II. Internationale kennt kein Programm, sie ist außerstande, 

zusammenfassend einheitliche Aktionen des Weltproletariats vorzubereiten oder durchzuführen. Die 
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Parteien der Komintern fügen sich mit ihrer gesamten Tätigkeit in das Weltprogramm des Kommu-

nismus ein. 

Sowohl die Analyse der neuen Erscheinungen der kapitalistischen Stabilisierung wie die Untersu-

chung der Entwicklungstendenzen im Lager des Reformismus und das Problem der Linksentwick-

lung der Massen stellen die Komintern vor bedeutsame Aufgaben und Entscheidungen. Wir sind 

überzeugt, daß der Kongreß auf Grund der Erfahrungen und der ernsten Zusammenarbeit der mehr 

als 50 Sektionen die Komintern auf dem Wege zur Erfüllung ihrer Aufgaben einen großen Schritt 

vorwärts bringen wird. 

Zu diesem Optimismus gibt uns die Erfahrung der letzten Jahre alle Veranlassung. Seit dem 5. Welt-

kongreß im Sommer 1924 hat die Komintern viele Kämpfe geführt und reiche Erfahrungen gesam-

melt. Sie sind zwar schon auf den vier Plenartagungen der Exekutive erörtert und geklärt worden, 

aber ihre Zusammenfassung und Auswertung auf dem bevorstehenden Weltkongreß erst wird in vol-

lem Ausmaße sichtbar machen, wie gewaltig die Komintern als revolutionäre Führerin des Weltpro-

letariats und Generalstab der Weltrevolution gewachsen ist. 

Auf dem 5. Weltkongreß wurde die erste ausführliche Resolution gegen den T r o t zk i sm us  ange-

nommen. Der Trotzkismus ist seitdem – allerdings unter härtestem Kampf – vernichtend geschlagen 

worden. Gerade in diesem Kampf hat sich die Komintern gefestigt und hat – trotz zeit-weiser Rück-

schläge – ihr Ansehen in der Arbeiterschaft gewaltig gesteigert. 

Auf dem 5. Kongreß wurde das Problem der NEP (Neue Ökonomische Politik), so wie es in der 

UdSSR steht, vor der gesamten Komintern als de r  Weg zur Durchführung des Sozialismus aufge-

worfen. Die Erfahrungen aus der rastlosen gigantischen Arbeit der KPSU und der Arbeiter und Bauern 

der Sowjetunion im Aufbau der sozialistischen Wirtschaft haben die Richtigkeit der Ausführungen 

des Genossen B u c h a r i n  auf dem 5. Weltkongreß in vollem Umfange vor der Komintern und den 

breitesten Arbeitermassen bestätigt. So zeigte sich im Kampf gegen den Trotzkismus, im Aufbau des 

Sozialismus dem Weltproletariat der Gegensatz: Sozialistischer Aufbau in der SU – kapitalistische 

„Stabilisierung“ in Westeuropa, sinnfällig als das Problem der Weltrevolution in neuer Gestalt; die 

internationale Solidarität des Proletariats für die Verteidigung der Sowjetunion und des sozialisti-

schen Aufbaues im Kampf gegen die eigene Bourgeoisie ergab sich daraus als unmittelbare Aufgabe. 

Die bedeutendsten Erfahrungen neben dem siegreichen sozialistischen Aufbau bietet die Tätigkeit 

der Komintern in der ch i ne s i schen  Revo l u t i o n. Die Führung der harten heroischen Kämpfe der 

chinesischen Revolution, die Herausbildung einer festen, wenn auch noch kleinen Kommunistischen 

Partei in China, das Anwachsen der revolutionären Bewegung in Indien und anderen Kolonien, be-

weisen: hier wächst die weltrevolutionäre Bewegung unter Führung der Komintern zur Durchführung 

der größten historischen Entscheidung, zur Sicherstellung des Sieges der Weltrevolution gigantisch 

an. Welchen gewaltigen Weg hat die chinesische Revolution in drei Jahren seit Ende Mai 1925 zu-

rückgelegt! 

In der Gewer kscha f t s f r age  gab es noch auf dem 5. Weltkongreß harte Auseinandersetzungen 

über die Prinzipien der Gewerkschaftsarbeit. Der 4. Kongreß der RGI hat schon gezeigt, daß in den 

Grundfragen keinerlei Zweifel und Meinungsverschiedenheiten bestehen: die revolutionäre Gewerk-

schaftsarbeit als die wichtigste Massenarbeit geht in ihrer Generallinie in allen Teilen der Welt einig 

und geschlossen vorwärts; es wird emsig an der Herausarbeitung und Verfeinerung der zweckmä-

ßigsten Methoden in der täglichen Praxis gearbeitet. Wie war das Problem der [455] Gewerkschafts-

einheit 1924 umstritten, wie wurde es besonders auch von einem großen Teil der deutschen Sektion 

mißverstanden! Die Zweifel und die geringe Festigkeit in der Gewerkschaftsfrage hatte gerade uns in 

Deutschland in eine ziemlich weitgehende Isolierung von den Massen gebracht. Die entscheidende 

Aktion, bei der das Problem der internationalen Solidarität als unmittelbare Kampfaufgabe vor der 

deutschen Arbeiterschaft stand, der englische Generalstreik und Bergarbeiterkampf – konnte von uns 

weder genügend unterstützt, noch für die Verstärkung unseres Einflusses ausgenützt werden. Seitdem 

ist die Partei bedeutend, wenn auch bei weitem nicht genügend, gewachsen. 
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In weit höherem Maße noch zeigt sich die Auswirkung der richtigen Politik der Komintern in der 

Herausbildung der englischen Bruderpartei, die heute in der englischen Politik einen ungleich ge-

wichtigeren Faktor als 1924 in der Ära Macdonald darstellt und die zweifellos bei entsprechender 

Durchführung des gemeinsam mit der Komintern festgelegten Kurses des verschärften Kampfes ge-

gen die Sozialimperialisten der Labour Party und des Generalrats noch rascher als die Sektionen auf 

dem Kontinent an Einfluß gewinnen wird. 

Die Wahlen in Polen, Frankreich und Deutschland sind sichtbare Gradmesser des Anwachsens des 

kommunistischen Einflusses. Weder die demokratisch-pazifistischen Illusionen in der Zeit der Macdo-

nald-Herriot mit Dawes-Plan, Genfer Protokoll und Locarno-Pakt, noch das Wüten faschistischen Ter-

rors in Italien, auf dem Balkan, in Polen haben die kommunistische Bewegung aus dem Kurs bringen 

und im siegreichen, wenn auch noch langsamen Vordringen auf die Dauer hemmen können. 

Diese Auseinandersetzungen mit Faschismus und Reformismus sind härter, wechselvoller, opferrei-

cher, als vielfach noch zur Zeit des 5. Kongresses angenommen wurde, aber sie stählen auch die 

Parteien, bereichern ihre Erfahrungen, schließen die Reihen enger zusammen, bereiten sie vor zu 

größeren‚ zu entscheidenden Aktionen. 

Worin bestehen die Fortschritte seit dem 5. Kongreß? In der Festigung der Grundsätze der Komintern 

innerhalb aller Sektionen, in der organisatorischen Stärkung der Parteien, in der Festigung ihrer Po-

sitionen unter den Massen in Gewerkschaften, Betrieben, im Ansteigen des Einflusses in den aus-

schlaggebenden Hauptstädten und Industriegebieten, in der großen Bereicherung der taktischen Er-

fahrungen und der Manövrierfähigkeit, in der Herausarbeitung revolutionärer Methoden der Massen-

agitation, Massenmobilisation, Massenführung, Einleitung der revolutionären Bewegung in Koloni-

algebieten, besonders in China, Sicherstellung und gewaltige Förderung des sozialistischen Aufbaues 

in der Sowjetunion. 

Neben diesen Fortschritten sind eine ganze Anzahl Fehler und Mängel. 

In den vier Punkten der Tagesordnung (neben dem Tätigkeitsbericht): 

Programm, Kriegsgefahr, sozialistischer Aufbau, Kolonialfrage – werden wir als deutsche Sektion be-

sonders große Mängel feststellen müssen. In diesen ‚Fragen gerade hat sich nicht nur ein großer Man-

gel der Agitation, sondern noch stärker der Mangel aktiver Anwendung der Einheitsfronttaktik gezeigt. 

Nehmen wir einige Tatsachen der letzten Zeit: Mobilisation der Arbeiterschaft im Arbeitszeitkampf, 

unter Ausnützung der Siebenstundentag-Kampagne in dci Sowjetunion, gegen die Manöver der Bour-

geoisie und SPD anläßlich des Schachty-Prozesses (Ausnutzung der Kölner Konferenz). Hier hat die 

Partei keine ausreichende Massenarbeit zu leisten vermocht. Diese Mängel stehen in unmittelbarem 

Zusammenhang mit einer bestimmten politischen und organisatorischen Schwerfälligkeit in der recht-

zeitigen Erfassung der Situation und der gegebenen Mobilisationsmöglichkeiten zweifellos spielt auch 

eine gewisse Unterschätzung der Massenaktivität und Kampfbereitschaft eine große Rolle – und da-

hinter verbirgt sich eine Unsicherheit in bezug auf die Perspektive der Entwicklung. 

Im ganzen bestehen die Hauptmängel in der noch immer nicht ausreichenden Manövrierfähigkeit und 

unzulänglichen Ausnützung der Kampfmöglichkeiten, in der mangelhaften theoretischen Schulung, 

in der un-[456]genügenden Arbeit auf dem Lande, unter den werktätigen Frauen, und die völlig un-

zulängliche Unterstützung der Arbeit des im Aufstieg begriffenen KJVD bei der Arbeit unter der 

proletarischen Jugend. 

Die Mängel zeigen sich in nicht ausreichender Konkretisierung der allgemeinen politischen Linie 

entsprechend der besonderen Situation, in zu zögerndem Reagieren auf rasche Wechsel in der Situa-

tion, in mangelhafter Einheitsfrontpolitik, in mangelnder Initiative und Energie bei der Bekämpfung 

des Reformismus, in teilweisem Zurückweichen vor dem Druck der reformistischen Bürokratie und 

der Bourgeoisie. 

Inwieweit in anderen Sektionen ähnliche Mängel bestehen, kann hier nicht erörtert werden. Aber 

gerade weil die Komintern seit 1924 bedeutend gewachsen ist, wird sie mit besonderer Schärfe und 
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Schonungslosigkeit die Mängel, Schwächen und Fehler herausstellen, um den Weg zu größerem Auf-

stieg freizulegen. Die Selbstkritik-Kampagne, die gegenwärtig in der Sowjetunion durchgeführt wird, 

gibt ein Musterbeispiel, wie durch Selbstkritik und Selbstkontrolle neue Masseninitiative und Akti-

vität geweckt werden. 

Der Weltkongreß wird mit der Feststellung der ungenügenden Würdigung der Probleme und Aufga-

ben, die vor den Sektionen standen und stehen. zugleich die Auswirkungen der Unterlassungssünden 

und die Mittel und Wege zur Verbesserung der Arbeit der Partei aufzeigen. Dabei steht im Mittel-

punkt die Verschärfung des Kampfes gegen den Reformismus als wichtigste Vorbedingung für die 

Gewinnung der Führung der Massen. Der Reformismus, der bis 1923 die Rolle der Rettung der Bour-

geoisie spielte, ist jetzt ein ausschlaggebender Faktor für die Steigerung der imperialistischen Politik 

der Großmächte im allgemeinen und für die Vorbereitung und Durchführung der imperialistischen 

Raub- und Kriegspolitik in Kolonialgebieten und gegen die Sowjetunion im besonderen. 

Der unerbittliche Kampf gegen den Reformismus erfordert besondere Aufmerksamkeit für die Durch-

kreuzung und den Versuch der Verhinderung der imperialistischen Kriegspolitik der Großmächte. 

Insbesondere auch die Rolle der „linken“ Fraktion im Reformismus mit ihrem verwirrenden Schein-

radikalismus muß in ihrer großen Gefährlichkeit gerade jetzt erkannt und völlig entlarvt werden, da 

die reformistischen Führer zu aktiven Hauptträgern der imperialistischen Mobilisation gegen die 

Sowjetunion und gegen die kommunistische Bewegung geworden sind. Für Deutschland bedeutet der 

Eintritt der SPD in die Regierung eine Verstärkung der Westorientierung und noch größere Bereit-

willigkeit zum verschärften Vorgehen gegen die Sowjetmacht. 

Dieser Außenpolitik entsprechend stützt der deutsche Kapitalismus, wie in allen übrigen kapitalisti-

schen Ländern, das Aufblühen eines neuen Militarismus, die Militarisierung der Wirtschaft und die 

Vorbereitung aller militärorganisatorischen und militärtechnischen Kriegsmaßnahmen, er verhindert 

Arbeitskämpfe, da sie dem imperialistischen Konkurrenzkampf schaden, und führt einen beharrli-

chen, schamlosen Kampf für die Ausmerzung revolutionärer Opposition in den Massenorganisatio-

nen, vor allem in den Gewerkschaften, um den Burgfrieden mit der Bourgeoisie zu sichern und um 

die Gewerkschaften ungehemmt in den Dienst der kapitalistischen Staatspolitik stellen zu können. 

Die wirklich erfolgreiche Mobilisation gegen die imperialistische Kriegs-politik ist untrennbar mit 

entscheidenden Auseinandersetzungen mit dem Reformismus verbunden; gerade in ihr vollzieht sich 

der endgültige Kampf um die Eroberung der Führung der entscheidenden Mehrheit der Arbeiter-

klasse. 

Von größter politischer Bedeutung in der Arbeit des Kongresses ist der Abschluß des P r og r amm s. 

Alle früheren Kongresse haben Bausteine für das Programm geschaffen; in der fast 10jährigen Er-

probung der Komintern ist die Theorie aus der Praxis gewachsen und durch sie kontrolliert worden. 

Die Schaffung des Programms bedeutet in diesem Sinne viel mehr als eine bloße Zusammenfassung 

früherer Beschlüsse – durch die Einfügung in ein System, wie es das Programm darstellt, bringt es 

sie in neue Beziehungen zueinander und damit zu einer vertieften, konzentrierten und vielseitigen 

[457] Klärung. Für die gesamte Komintern bedeutet die Schaffung des Programms eine Grundlage 

für eine große Hebung des Niveaus der Parteien und eine weitere internationale Vereinheitlichung 

ihrer Aktionen. Aber das Programm gilt ja als wichtigstes nicht nur für den innerparteilichen Ge-

brauch, sondern muß auch als Werbemittel für das Proletariat und die werktätigen Massen aufgefaßt 

werden. Gerade beim gegenwärtigen Stand der Linksentwicklung wird das Programm ein wichtiges 

Mittel zur weiteren Hebung der Werbekraft des Kommunismus. 

Auf Grund der Erfahrungen der letzten Jahre wird so der Kongreß gerade der deutschen Sektion für 

die Konkretisierung der Politik, für den aktiven Kampf um die Gewinnung der Massen ein großes 

Stück vorwärts helfen. 

Die Partei wird mit dieser Hilfe um so größere Erfolge erzielen, je einheitlicher die Partei die Be-

schlüsse in ihren eigenen Reihen zu verarbeiten und unter den Massen durchzuführen versteht. Auch 

für den innerparteilichen Kurs und für das gesamte Organisationsleben verlangt der Kongreß einen 

Ruck vorwärts: 
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Rückhaltlose Selbstkritik, sachlich scharfe, aber kameradschaftliche Bekämpfung der opportunisti-

schen Abweichungen und Auffassungen; 

Förderung der Kollektivität der Zusammenarbeit und der Konzentration der Kräfte; 

Systematische Herausbildung neuer Funktionäre, Erweiterung des Funktionärstammes, besonders un-

ter Arbeiterinnen, proletarischer Jugend, auf dem Lande; 

Überwindung eines schädlichen Schematismus und Überzentralismus, Entfaltung der Initiative und 

Selbsttätigkeit der unteren Parteiorganisationen und Ausbau der Leitungen zu selbständig arbeitenden 

Körperschaften; 

Verbesserung der Arbeit in den Gewerkschaften und anderen Massenorganisationen; 

Ernste Überprüfung der Arbeitsmethoden für die Arbeit auf dem Lande. Eine gewaltige Arbeit wird 

der Kongreß leisten, gewaltigere Anstrengungen erfordert die Übersetzung der Beschlüsse des Kon-

gresses in die Praxis der Partei. Auf diesem Wege aber kommt die Partei einen großen Schritt vor-

wärts in der revolutionären Gewinnung der Massen, in der Überwindung des Reformismus, in der 

Verteidigung der Sowjetunion, in der Organisierung der Revolution. 

* 

Zur Analyse des Wahlergebnisses.  
Von E. K u n i k  

Der Gewinn der SPD 

a) Allgemeine Stimmenbewegung 

Der nominelle Gewinn der SPD gegenüber Dezember 1924 beträgt 1185 000 Stimmen (die DSP-

Stimmen sind bei beiden Wahlen eingerechnet). 

Zu diesem Gewinn sind hinzuzuzählen (i. 1000): 

1. Als Anteil an den Verstorbenen ein Verlust von  400 

2. Verlust an ASP  65 

3. Verluste in Wahlkreisen  40 

4. Verlust an KPD  400 

  Zusammen  900 

Mithin ist ein Gewinn von etwa 2100 aufzuklären. 

Aus den Neuwählern beträgt der Normalanteil  910 

und etwa 10 Prozent Mehranteil  90 

  Zusammen  1000 

so daß rund 1,1 Millionen aus anderen Parteien gewonnen sein müssen. 

[458] Der Anteil der SPD an den von uns in den Wahlkreisen verlorenen 95.000 Stimmen wird etwa 

die Hälfte dieser Verluste ausmachen rund 50.000, ferner sind etwa 160.000 Zentrumsstimmen in den 

in voriger Nummer aufgezählten Wahlkreisen auf die SPD zu rechnen. Nun hat das Zentrum aber 

auch in weiteren Wahlkreisen verloren, nämlich in den vier bayrischen in Württemberg, Baden und 

Koblenz. Diese Wahlkreise wurden nicht berücksichtigt, weil sie bei der Untersuchung unserer Ge-

winne aus dem Zentrum keine Rolle spielen, da wir in diesen Wahlkreisen keine oder unwesentliche 

Gewinne hatten. Anders steht das in bezug auf die SPD. Koblenz, Pfalz und Baden können wegen 

der Geringfügigkeit des Stimmengewinns der SPD außer Betracht bleiben. 

 Zentrum Verlust in Tausend SPD Gewinn in Tausend 

Oberbayern  – 83  + 55 

Niederbayern  – 29  + 15 

Franken  – 22  + 20 

Württemberg  – 38  + 31 

  – 172  +121 

In diesen Bezirken sind etwa ein Drittel der SPD-Gewinne als aus dem Zentrum stammend zu rechnen. 

Zu den 160.000 in den rheinisch-westfälischen Bezirken von der SPD gewonnenen Zentrumsstimmen 
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sind also rund 40.000 hinzuzurechnen. Zusammen 200.000. Es fehlen 750.000 bis 850.000- SPD-

Stimmen, die aus den übrigen Parteien stammen. Die Splitterparteien und die Wirtschaftspartei kön-

nen unberücksichtigt bleiben. Der Rest-gewinn der SPD ist nur aus DNVP-, DVP- und DDP - Wäh-

lern erklärbar. 

Allein bei der DDP sind 500.000 Verluststimmen aufzuklären, die sich auf Wirtschaftspartei, Split-

ter-, Volkspartei und SPD verteilen. Die Volkspartei kann nennenswerte Gewinne aus der DDP nicht 

gehabt haben, weil sie selbst allzuhohe Verluste hat (400.000). Bei Splitter- und Wirtschaftspartei 

sind schon eher nennenswerte DDP-Verluste zu vermuten. Selbst wenn man aber annimmt, daß die 

Hälfte der DDP - Verluste dort aufgefangen wurde (250.000) und 50.000 frühere DDP-Wähler nach 

rechts gingen, bleiben noch 200.000, die im großen und ganzen der SPD zugefallen sein werden. Mit 

einem nennenswerten Verschwinden demokratischer Wähler in den Nichtwählerstamm (über das all-

gemeine Verhältnis hinaus) ist nicht zu rechnen. In den Städten ist der Wählertypus der DDP im 

Verhältnis zu dem anderer bürgerlicher Parteien politisch bewußter, und auf dem Lande (außer im 

Süden) ist er immerhin Träger einer gewissen allgemeinen Opposition. Zudem ist auf dem flachen 

Lande eine ganz offenbare, stellenweise ziemlich starke Abwanderung demokratischer Wähler zur 

Deutschen Bauernpartei erfolgt, die von demokratisch-sozialdemokratischen Bauernorganisationen 

unterstützt wurde. (Die Bauernpartei ist hier unter Sp. gezählt.) 

Von der Volkspartei kann die SPD nur eine kleinere Menge kleinbürgerlicher Wähler bezogen haben; 

hauptsächlich Beamte und Angestellte. Diese Zahl ist schwer zu schätzen, da der Vergleich der Ver-

luste der DVP mit den Gewinnen der SPD ein ganz uneinheitliches Bild zeigt. Nimmt man die Zahl 

mit 50.000 an, so ergibt sich folgende Verteilung der 1,1 Millionen Gewinne der SPD aus anderen 

Parteien: 

Aus KPD  50 

Aus Zentrum  200 

Aus DDP  200 

Aus DVP  50 

Aus DNVP  600 

  1100 

Diese Zahlen stimmen ungefähr mit den Stimmenbewegungen in den einzelnen Wahlkreisen überein. 

Strittig und aus der Wahlkreisstatistik schwer belegbar sind mir die 50.000 aus DVP angenommenen 

Stimmen. Es ist besser, zunächst diese Frage zu umgehen und 650.000 aus DNVP und DVP gewon-

nene Stimmen anzunehmen, bis die speziellen Untersuchungen der Bewegungen in den Städten und 

Landkreisen eine exaktere Argumentation gestatten. 

Diese Zahlen besagen zunächst allgemein, daß die Gewinne der SPD keineswegs nur aus kleinbür-

gerlichen Schichten stammen, und auch nicht nur aus proletarischen Randschichten. Sowohl aus KPD 

wie aus Zentrum und DNVP hat die SPD zweifellos auch aus dem Industrieproletariat gewonnen. 

b) Die Grundlagen der Wählerbewegungen 

Diese Bewegungen sind keineswegs unklar-chaotisch, wie es auf den ersten Blick scheinen könnte, 

sondern drücken sehr deutlich die akuten politischen Strömungen aus. 

Soweit Wählermassen von den offenen Ausbeuterparteien zur SPD abwandern, ist das ein Ausdruck 

der allgemeinen Linksbewegung, sowohl des Proletariats, das 1924 noch zu [459] großen Teilen bei 

diesen Parteien stand, als auch der Kleinbourgeoisie. Das sind natürlich zwei verschiedene Typen der 

Linksbewegung, da die Mittelschichten bei der SPD nicht das gleiche suchen, wie die Arbeiter, und 

gleichzeitig sind es einander ähnliche, ineinander überfließende Bewegungen, da beide glauben, bei 

der SPD Schutz gegen das Trustkapital, die Finanzoligarchie zu finden, die sie mit Recht hinter dem 

verschwommenen Begriff „Bürgerblock vermuten. Sie vermögen natürlich nicht zu erkennen, daß 

die Große Koalition wiederum diese selbe Trust- und Finanzoligarchie enthält und daß die reformis-

tischen Methoden keinen Schutz schaffen können – denn wenn sie das erkennen könnten, würde ihr 

Übergang zur SPD natürlich keine Linksbewegung ausdrücken. 
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Soweit Wählermassen von der SPD zur KPD übergegangen sind, ist es der offenbare Ausdruck der 

proletarisch-revolutionären Linksbewegung, da die Partei mit geringfügigen Ausnahmen ihren poli-

tischen Willen im Wahlkampf offen und deutlich zum Ausdruck gebracht hat. Wo die Politik der Partei 

mit der größten Klarheit zum Ausdruck kam wie in Berlin, ist diese Bewegung am stärksten. In Berlin 

sind alle Apparate und Organe der Partei unter dem unmittelbaren, mitwirkenden Einfluß des zentralen 

Apparats. In den Betrieben und auf den Straßen, in der Presse, in den drei Parlamenten, überall kam 

die Politik der Partei unmittelbar und ohne jede Modifikation zum Ausdruck und zu ganz allgemeiner 

Kenntnis der Wählermassen, so daß die Tatsache des ganz überdurchschnittlichen Stimmengewinns 

und der relativ bedeutenden Überlegenheit des Zuwachses gegenüber der SPD ein unbestreitbarer Be-

weis für den politischen Charakter des Übergangs der Wählermassen von der SPD zu uns ist. 

Auf der anderen Seite zeigen sich in dem Wahlergebnis auch gewisse leichte Gegen-tendenzen gegen 

die Linksentwicklung. Sie zeigt sich in der Tatsache des Übergangs kleinerer Teile unserer Wähler 

zur SPD sowie des in einigen Bezirken im Verhältnis zur KPD überwiegenden Wachsens der SPD. 

Wie die Linksentwicklung die Relativität der Stabilisierung ausdrückt, drücken diese Gegentenden-

zen die Wirkungen der Stabilisierung aus. Gleichzeitig ist es aber auch umgekehrt gerade die Stabi-

lisierung, die teilweise die Arbeitermassen aktiviert und die Zerstörung von Illusionen fördert. (Pros-

perität und hohe Profite bei verschärfter Ausbeutung und relativ niedrigen Löhnen, großen Erwerbs-

losenziffer usw.). Man darf dabei nicht völlig von bestimmter. Mängeln und Fehlern der Partei abse-

hen, die sich in den schlechten Wahlresultaten ausdrucken, denn auch sie stammen nicht einzig und 

allein aus subjektiven, sondern auch aus objektiven Momenten, die gewissermaßen den Nährboden 

für Fehler und Schwächen schaffen. Bestimmte konjunkturelle Verhältnisse, leichte und vorüberge-

hende Ansätze zur Bildung einer „Arbeiteraristokratie im Wege der Lohndifferenzierung und ähnli-

ches spielen ebenfalls eine Rolle dabei, sie geben den Boden für Schwankungen, „Ruhebedürfnisse 

und Illusionen ab, die sich vereinzelt sogar in der Stellung zum Schlichtungswesen ausdrücken. Es 

ist zwar erkennbar, daß trotz einer ausgesprochenen Konjunkturperiode das Lohnniveau mit refor-

mistischen Methoden nicht gehoben werden konnte, aber auf der Basis der in den Tarifen erreichten 

Lohnhöhe konnte durch betriebliche Aktivität in vielen Branchen das Tarifniveau überschritten wer-

den, stellenweise‚ erheblich. Daraus erwächst die Illusion, daß auch eine nützliche Funktion des 

Schlichtungswesens wirkt, die etwa darin bestehe, daß in ihm eine gewisse Mindestgrundlage ge-

schaffen wird, die wenigstens nicht unterschritten werden könne. Die Krisenperiode mit ihren ewi-

gen, auch betrieblichen, Unterschreitungen, Entlassungen, Antreibereien und Schikanen ist verges-

sen, der Blick branchen- und betriebsmäßig beschränkt, der Klassenstandpunkt ersoffen. 

Besonders häufig drückt sich das aus in der Leichtigkeit, mit der die reformistische Bürokratie Ar-

beitszeitfragen hinter Lohnfragen verschieben kann, usw. ist. Viel stärker noch als sich das innerhalb 

der Partei äußert, äußert es sich außerhalb und begünstigt in bestimmten Kategorien die Entwicklung 

reformistischer Illusionen. Das sind Gegentendenzen gegenüber der Linksentwicklung. (Was poli-

tisch und parteipolitisch zu sagen ist, brachte der Leitartikel in der vorigen Nummer bereits zum 

Ausdruck.) 

Als dritte Bewegung zeigte sich das Ende dessen, was man als unmittelbarsten Ausdruck der relativen 

Stabilisierung bezeichnen könnte: Gärung, Durcheinander, Chaos – „ultralinks“. Dieser Wirbel, der 

ungeduldige, stimmungsmäßig revolutionäre Arbeiter herumschleuderte und den Einflüssen radika-

listischer Phrasen zugänglich machte, ist im Zerfall, warf einen Teil nach rechts zurück, einen Teil 

zu uns zurück, hielt immerhin noch 80.000 Arbeiter im Bann und nahm wahrscheinlich ebensovielen 

vorübergehend die Besinnung, machte sie zurückhaltend, passiv. Aber im großen und ganzen zeigt 

sich das beginnende Anströmen, Anschwellen der Linksentwicklung sowohl innerhalb des revoluti-

onären Kerns als in den Randschichten als auch bis tief in die Mittelschichten hinein. Denn auch dort, 

im äußeren Flügel, spielt sich, zwar nur reflexmäßig, politisch viel unbewußter die gleiche Wirkung 

der relativen Stabilisierung ab: Die Abwanderung von DNVP, DVP und Zentrum zur Wirtschaftspar-

tei und zu den Splitterparteien ist vom Standpunkt des subjektiven Willens der Wähler natürlich 

ebenso eine Linksbewegung wie die Abwanderung von der DNVP zum Völkischen Block und vom 

Zentrum zur DNVP eine Rechtsbewegung ist. 
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Auf dieser allgemeinen ökonomischen Grundlage betrachtet, fand die Wahl statt, kurz nach dem 

Scheitelpunkt der Hochwelle, die die Konjunktur brachte. 

[460] Diese allgemeine Bewegung wird auch bestätigt durch Landes- und Kommunalwahlen zwi-

schen den beiden Reichstagswahlen, auf die später noch im einzelnen eingegangen werden soll. Ganz 

typisch sind die Bewegungen in Sachsen. Dort fanden am 31. Oktober 1926 Landeswahlen statt, also 

etwa in der Mitte zwischen den beiden Reichstagswahlen und grade beim Übergang zur Vollkonjunk-

tur. Dabei zeigt sich folgendes Bild: 

 Dezember 1924 1926 1928 

SPD:  948  758  1013 

ASP: –  92  35 

zusammen:  948  850  1048 

KPD:  285  342  382 

In der Periode der Krise, in der die illusionierenden Wirkungen reformistischer Methoden überkom-

pensiert waren, also von 1924 bis 1926, verlor die SPD 100.000 Stimmen, und wir gewannen rund 

60.000, während wir in der zweiten Periode nur 40.000 gewannen, die SPD aber 200.000. Die ASP 

muß man bei dieser Betrachtung natürlich einbeziehen. Ähnlich verhalten sich diese Bewegungen 

überall. Dabei muß man sich auch der Tatsache erinnern, daß unter den zahlreichen Widersprüchen 

der relativen Stabilisierung auch rein regionale vorhanden sind wegen der industriellen Standardsver-

hältnisse. In einer allgemeinen Hochkonjunktur werden sie verwischt. Es ist aber ganz allgemein 

typisch für die Bewegungen, daß die SPD in der Periode der Vollkonjunktur im Verhältnis zu uns 

größere Fortschritte macht, worin unsere Schwächen besonders zum Ausdruck kommen. 

c. Das Bewegungsverhältnis bei KPD und SPD 

Da dieser Wahlkampf keine unmittelbar wirksamen großen politischen Streitfragen deutlich aufwarf, 

sondern sich vor dem Absinken der Konjunkturwelle, noch im Saison-scheitel und gewissermaßen 

unter „normalen“ Verhältnissen abspielte, wie das auch in der geringfügigen Wahlbeteiligung zum 

Ausdruck kommt (die geringste Wahlbeteiligung seit dem Jahre 1898 – also seit 30 Jahren!), so wirk-

ten ländliche, bezirkliche und lokale Verhältnisse stärker als sonst, ebenso natürlich Schwächen, Feh-

ler und Mängel. 

Ganz allgemein zeigt sich aber, trotz einzelner Widersprüche, daß der Vormarsch der KPD in den 

betont industriellen, großstädtischen Gebieten stattfand, während die SPD mehr in den agraren-klein-

städtischen Gebieten vormarschierte. 

In der folgenden Tabelle sind diese Bewegungen in den neun betont industriell-großstädtischen und 

den acht betont agrar-kleinstädtischen Wahlkreisen gezeigt. Dabei sind die Zunahmen in Prozent in 

den abgegebenen gültigen Stimmen ausgedrückt, weil die Angabe der prozentualen Zunahme oder 

Abnahme einzelner Parteien gegenüber der Stimmenzahl der Vorwahlen durch die Verzerrungen 

mehr vertuscht als offenbart. 

In Prozenten der abgegebenen Stimmen: 

(In SPD stets USP-Stimmen mitenthalten) 

 KPD Zu- Zu- SPD 

W a h l k r e i s  Dez. 24 Mai 28 Abnahme Abnahme Mai 28 Dez. 24 

Berlin 1 9,1  29,6  + 10,5 + 1,7 34,2 32,5 

Potsdam II  11,5  17,4  + 5,9 + 4,0 20,7 26,7 

Leipzig  12,5  16,0  + 1,5 + 1,6 3?‚3 35,7 

Westfalen Nord  6,4  8,9  + 2,5 + 2,5 24,4 21.9 

Hamburg  14,3  16,7  + 2,4 + 4,9 37,1 32,2 

Düsseldorf West  12,4  14,7  + 7,3 + 3,3 17,2 13.9 

Düsseldorf Ost  20,9  22,4  + 1,5 + 3,6 19,0 15.4 

Merseburg  22,6  24,4  + 1,8 + 5,4 24,1 18,7 

Chemnitz  14,8  16,2  + 1,4 + 1,0 33,5 32,5 

Westfalen Süd  12,1  11,9  – 0,2 + 5,1 29,8 24,7 
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 KPD Zu- Zu- SPD 

W a h l k r e i s  Dez. 24 Mai 28 Abnahme Abnahme Mai 28 Dez. 24 

Mecklenburg  6,0  5,5  – 0,5 + 7,4 41,6 34,2 

Ostpreußen  8,1 9,5  + 1,4 + 6,0 26,8 20,8 

Pommern  5,8  6,1  + 0,3 + 5,6 30,2 24,6 

Frankfurt-O.  4,4  6,0  + 1,6 + 5,4 33,3 27,9 

Oberbayern  6,0  4,3  – 1,7 + 5,0 22,8 17,8 

Hannover Ost  4;5  5;8  + 1,3 + 4,8 32,9 28,1 

Niederbayern  4,8   2,1  – 2,7 + 2,6 15,3 12,7 

Koblenz  4,3  4,8  + 0,5 + 1,2 12,4 11,2 

Berlin  19,1  29,6  + 10,5 + 1,7 34,2 32,5 

In den industriellen Wahlkreisen ist in zwei (Merseburg und Düsseldorf-Ost) unser Übergewicht ge-

genüber der SPD behauptet, in Berlin, Potsdam II, Leipzig und Chemnitz ist unsere Zunahme stärker 

als die der SPD, während die SPD grade in den agraren Wahlkreisen ihre stärksten Gewinne hat. 

Die SPD hat im Dezember 1924 von den gültigen Stimmen 26 Prozent erhalten, 1928 dagegen 29,8 

Prozent, also 3,8 Prozent mehr, die KPD 8,9 und 10,6 Prozent, also 1,7 Prozent mehr. 

[461] Ins folgenden sind diejenigen Wahlkreise zusammengestellt, in denen die Gewinne der KPD 

über 2 Prozent und die der SPD über 5 Prozent lagen, also über dem Durchschnitt. Danach sind die 

Wahlkreise aufgezählt, in denen die Parteien Verluste oder ganz unter durchschnittliche Gewinne 

hatten (KPD unter 1 Prozent, SPD 2,5 Prozent und darunter). 

W a h l k r e i s  KPD SPD W a h l k r e i s  

Reichsdurchschnitt. + 1,7 + 3,8  

Berlin* +10,5 +10,0 Süd-Hannover 

Potsdam II + 5,9 + 7,4 Mecklenburg ** 

Potsdam I + 5,0 + 6,0 Ostpreußen 

Dresden + 3,6 + 5,7 Oppeln 

Leipzig + 3,5 + 5,6 Pommern** 

Hessen-Darmstadt + 3,3 + 5,4 Frankfurt Oder** 

Westfalen Nord + 2,5 + 5,4 Merseburg* 

Hessen-Nassau + 2,5 + 5,2 Thüringen 

Hamburg* + 2,4 + 5,1 Schleswig-Holstein 

Niederbayern – 2,7 – 3,4 Hessen-Darmstadt 

Oberbayern – 1,7 + 0,8 Hessen-Nassau 

Pfalz – 1,1 + 1,0 Chemnitz* 

Württemberg – 0,9 + 1,2 Koblenz** 

Thüringen – 0,7 +1,6 Leipzig* 

Franken – 0,6 + 1,7 Berlin* 

Mecklenburg** – 0,5 + 1,9 Dresden 

Westfalen Süd – 0,3 + 2,3 Pfalz 

Pommern* + 0,3 + 2,5 Westfalen Nord* 

Oppeln + 0,3 + 2,5 Franken 

Koblenz** + 0,5   

Weser-Ems + 0,5   

Baden + 0,9   

(* industrielle, ** agrare Wahlbezirke) 

Unter den relativ starken Gewinnbezirken sind bei uns 5 industrielle, 0 agrare, bei der SPD 4 agrare, 

1 industrieller, unter den relativ schwächsten Zunahme- bzw. Abnahmebezirken sind bei uns 4 agrare, 

1 industrieller und bei der SPD 4 industrielle und 1 agrarer. Die übrigen sind gemischte Wahlkreise. 

Das Bewegungsverhältnis ist grade umgekehrt und zeigt eine starke relative Überlegenheit gegenüber 

der SPD. Bei Westfalen-Süd ist dabei noch zu erinnern an die Umgruppierung (Gelsenkirchen) und 

die im Laufe des Stillegungsprozesses (seit 1925) erfolgte Abwanderung des Bergbaues aus dem 

südlichen Randrevier, wodurch der industrielle Gehalt dieses Wahlkreises geschwächt wurde. Trotz-

dem bleibt er aber noch bei weitem industrieller als Westfalen-Nord. Eine genaue Berechnung der 

Verschiebungen ist erst nach der Veröffentlichung der amtlichen Wahlziffern möglich. 

* 
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Für die allgemeine Bewegung der Wählermassen der SPD ist noch typisch die Zusammensetzung der 

sozialdemokratischen Spitzenbezirke. 

Die fünf stärksten Bezirke waren 

im Dezember 1924: im Mai 1928: 

1. Magdeburg mit 39,2 % 1. Südhannover mit   45,7 % 

2. Dresden mit 37,3 % 2. Magdeburg mit 43,0 % 

3. L e i p z i g  mit 35,7 % 3. M e c k l e n b u r g  mit 41,6% 

4. Südhannover mit 35,7 % 4. Dresden mit 39,2 % 

5. H e s s e n-D a r m s t a d t  mit 35,6 % 5. L i e g n i t z  mit 37,8 % 

Der einzige industrielle Wahlkreis (Leipzig) ist aus der Spitze verschwunden, verdrängt durch Meck-

lenburg, einen betont agraren Wahlkreis, und Hessen-Darmstadt wurde durch Liegnitz ersetzt, einen 

gemischten Wahlkreis ohne jede Großstadt. 

Dehnt man das auf die zehn stärksten Wahlkreise der SPD aus, so hat sie von vier industriellen Wahl-

kreisen im Jahre 1924 (Leipzig, Berlin, Chemnitz und Hamburg) im Jahre 1928 nur zwei (Leipzig 

und Hamburg) in der Spitze behalten, während unter den zehn schwächsten Wahlkreisen Oppeln, 

Düsseldorf-Ost und -West, Köln und Merseburg 1924 wie 1928 vertreten sind. [462] 

* 

ZUR PROGRAMMDISKUSSION 

Programmatische Bemerkungen zum Nachkriegs-Imperialismus  
Von E. L u d w i g  

(Schluß) 

IX. 

Es bleibt noch übrig, über 

d i e  Ra t i ona l i s i e r ung  

zu sprechen. Sie erscheint als das eigentlich cha r ak t e r i s t i s che  Merkm a l  der Etappe der relati-

ven Stabilisierung im Nachkriegsimperialismus, das ihn von dem Vorkriegsimperialismus vor allem 

abhebt, in ihr kulminieren alle ökonomischen Zwiespältigkeiten, wie die sozialen Umwälzungen und 

Zuspitzungen der Nachkriegsentwicklung. Doch ist sie in ihrer Besonderheit erst auf Grund der im 

vorigen aufgezeigten übrigen Entwicklungsmomente des Nachkriegsimperialismus zu verstehen. Sie 

gehören sowohl zu den Voraussetzungen als auch zu den Ergebnissen der Rationalisierung. 

Ihrem Begr i f f  nach ist die kapitalistische Rationalisierung die Or gan i s i e r ung  de s  sy s t ema-

t i s chen  Raubbaues  a n  de r  Arbe i t sk r a f t  i m  en t f a l t e t en  Monopo l kap i t a l i sm u s. 

In dieser ihrer Bestimmung ist sie nicht auf Deutschland beschränkt, wenn auch die für die relative 

Stabilisierung des europäischen Nachkriegsimperialismus typische Entwicklung des deutschen Ka-

pitalismus ihr den Namen gegeben hat. 

Am er i ka  und Eng l and  neben Deutschland haben charakteristische Formen der Rationalisierung 

entwickelt, wenn diese Formen auch nicht die gleichen, sondern entsprechend der Verschiedenartig-

keit der monopolistischen Entwicklung sowie Englands, Deutschlands und Amerikas Bedingungen 

durch[aus] verschiedenartig sind. 

Wesentlich für die Rationalisierung in ihrer Besonderheit sind bei aller Buntheit ihrer Erscheinungs-

formen die angeführten beiden Begriffselemente: 

1. die Organisierung des systematischen Raubbaues an der Arbeitskraft, 

2. die Durchführung dieser Organisierung des Raubbaues an der Arbeitskraft durch das entfaltete 

Monopolkapital. 

So lassen sich trotz aller Verschiedenheiten die Methoden der Rationalisierung auf zwei Nenner brin-

gen: 
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1. die Um for m ung  de s  Ar be i t sp r oze s ses  durch jene Organisationen des systematischen 

Raubbaues an der Arbeitskraft; 

2. die Um for m ung  in der S t r uk tu r  des Kapitals durch die mittels der Rationalisierung selbst be-

wirkte Änderung in der Wertzusammensetzung des Kapitals, die Umschichtung der Kapitalien und die 

Beschleunigung ihrer Zusammenballung in den finanzkapitalistischen Monopolen. Die Rationalisie-

rung, die den Monopolkapitalismus zur Voraussetzung hat, führt selbst zur weiteren Monopolisierung. 

Die e r s t e Gr upp e der Rationalisierungsmethoden umfaßt das Zusammenprallen von Kapital und 

Arbeit da, wo beide sich täglich unmittelbar gegenüberstehen, in der Fabr i k. Die Rationalisierung 

als der organisierte Angriff des Kapitals auf die Arbeitskraft ergreift den Prozeß der Bildung von 

Wert und Mehrwert, der P r oduk t io n des Kapitals an der Stätte seiner Entstehung, fern vom Lärm 

des Marktes, hinter den festverschlossenen Toren der Betriebe. 

[463] Die zwe i t e  Gr uppe  der Rationalisierungsmethoden, die Umformung in der Struktur des Ka-

pitals, umfaßt das Zusammenprallen der Kapitalien im Konkurrenzkampf gegeneinander wie gegen 

die noch nicht kapitalistisch produzierenden Schichten (Handwerker, Kleinbauern), sowohl auf dem 

inländischen Markt als auch auf dem Weltmarkt. Die Rationalisierung als Umformung in der Struktur 

des Kapitalismus umfaßt den Prozeß der Rea l i s i e r ung  des von der rationalisierten Arbeitskraft 

geheckten Wertes und Mehrwerts, die Z i r ku la t i o n  und Rep r oduk t i on  des Kapitals. 

Beide Arten der Rationalisierung sind keine Erfindungen des Nachkriegsimperialismus. Es ist keine 

neue Erscheinung im Kapitalismus, daß er durch ständig raffinierter ausgedachte Arbeitsmethoden die 

I n t ens i t ä t  der Arbeit bis zur Erschöpfung ganzer Arbeitergenerationen zu steigern versucht. Es ist 

keine neue Erscheinung im Kapitalismus, daß er durch ve r be s se r t e  Masch i ne n, an die er die 

Produzenten des Reichtums der Gesellschaft, die Arbeiter, immer fester kettet, die P roduk t i v i t ä t  

der Arbeit ständig erhöhen will. Schon das unverbrüchliche Gesetz der Konkurrenz zwingt den Kapi-

talismus dazu, ständig Mehrleistung aus der Arbeiterschaft herauszupressen – bei ebenso ständigem 

Wachstum des Proletariats wie seinem ebenso ständig wachsenden überflüssigwerden in der Fabrik. 

Bei dauernd vermehrtem Reichtum der Gesellschaft, bei dauernder Entfaltung ihrer Produktivkräfte 

den Anteil der Arbeiterklasse am gesellschaftlichen Gesamtprodukt unter der Peitsche der Konkurrenz 

herabzudrücken, ist die Methode des Kapitalismus von Anbeginn an. Doch heute sind es nicht mehr 

die Bedingungen der freien Konkurrenz, sondern die des en t f a l t e t en  Monopo lkap i t a l i sm us , 

die jene Methoden regieren und ihr dadurch den besonderen Charakter der Rationalisierung auf prägen. 

Neu  ist beim Rationalisierungprozeß das: daß die fortwährende Umwälzung der Produktion, die un-

unterbrochene Erschütterung aller gesellschaftlichen Zustände, auch wenn sie heute noch, wie zur 

Zeit des Kommunistischen Manifestes, die Existenzbedingung der Bourgeoisie sind, in ak t ue l l e  

Bed i ngungen  ihres Un t e r gangs  umschlagen. Die Rationalisierung wälzt zwar die Produktion 

um; sie schafft neue Kampfmittel der Konkurrenz in neuen Monopolen; sie führt zu neuen imperia-

listischen Konflikte; aber sie bringt trotz aller Erschütterungen, trotz aller relativen Stabilisierung, 

mit der sie ihren Niedergang aufzuhalten scheint, dennoch keinen neuen Aufstieg für das Kapital. 

Sie ist selbst nur der Ausdruck des Grundwiderspruchs, in dem der Nachkriegsimperialismus sich 

heute bewegt: der Rebellion der Verwertungsbedingungen des Kapitals gegen seine Produktionsbe-

dingungen. 

X. 

Um zu existieren, muß das Kapital seinen Wert und Mehrwert steigern: es muß in der Fab r i k  ratio-

nalisieren. Um im Konkurrenzkampf mit verringerten Produktionskosten zu siegen, muß es den 

Raubbau an der Arbeiterschaft organisieren und systematisieren. Es muß die soz i a l e n  Sch r an -

ke n, auf die es dabei stößt, den Widerstand der Arbeiterklasse, immer gründlicher niederzuwerfen 

versuchen. 

Um zu existieren, muß das Kapital den von seiner Arbeiterklasse erzeugt Wert und Mehrwert reali-

sieren. Dazu muß es mehr und mehr auf den Weltmarkt hinausschreiten. Es organisiert sich in Trusts 
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und Kartellen. Es baut kunstvoll Monopole auf, um die ökonomischen Schranken des Marktes, die 

sich seiner Verwertung entgegenstellen, zu überwinden. Doch der Weltmarkt ist durch die Entwick-

lung des Nachkriegsimperialismus selbst weiter verengert. So wird, trotz aller Bemühungen der 

Trusts, ihre Waffe des uneingeschränkten Monopols im Weltmarktskampf um die Realisierung der 

durch die Rationalisierung selbst gesteigerten Produktenmenge stumpf. So werden die finanzkapita-

listischen Monopole aus Instrumenten zur Erobe-[464]rung neuer Märkte und zur Überwindung der 

Marktschranken zu Mitteln des Finanzkapitals, die Produktion den Schranken des Marktes anzupas-

sen, s i e  e inzusch r änke n. 

Um konkurrenzfähig zu bleiben, muß einerseits das Kapital durch die Rationalisierung in der Fabrik, 

durch die Steigerung der Intensität und Produktivität der Arbeit seine Produktionsmöglichkeiten er-

höhen. Um den in der rationalisierten Fabrik erzeugten größeren Mehrwert wachsenden Profit zu 

realisieren, muß anderseits, damit durch die Warenüberschwemmung die Krise nicht noch gründli-

cher und schneller ausbreche, die gewachsene Produktionsmöglichkeit, die allein billigere Produkti-

onskosten und zugleich gesteigerten Mehrwert bei verbesserten Konkurrenzbedingungen garantiert, 

durch Einschränkung dem verengerten Markt angepaßt werden. 

Der kapitalistische Versuch der Ausgleichung dieser Widersprüche, die Notwendigkeit, um konkur-

renzfähig zu bleiben, die Produktivkräfte vor allem durch Steigerung der Intensität der Arbeit und 

weiter auch durch technischen Fortschritt zu entwickeln, zugleich die weitere Notwendigkeit, den 

Profit aus der erhöhten Produktionsmöglichkeit bei verengertem Markt zu erhalten und zu steigern, 

was nur durch die Einschränkung der eben erst entfalteten Produktivkräfte möglich ist, – dieser kapi-

talistische Versuch der Überwindung des aktuellen Widerspruchs zwischen Produktions- und Ver-

wertungsbedingungen des Kapitals n i m mt  i n  de r  Ra t i ona l i s i e r ung  be sonde r e  Fo r m en  a n. 

Er zeigt den Rationalisierungsprozeß als eines der kapitalistischen Mittel zur Aufhebung jenes Wi-

derspruchs mit dem Erfolg, daß er sie in seinem Fortschreiten noch verschärft reproduziert. 

XI. 

Der Versuch der „Vernünftigmachung“ des Kapitalismus offenbart und steigert sehr seine Unver-

nunft. Während im aufsteigenden Kapitalismus die ve r be s se r t e  Maschinerie (der technische Fort-

schritt) im Konkurrenzkampf ständig die rückständige aus dem Produktionsprozeß warf, ergänzt das 

im Rationalisierungsprozeß sich relativ stabilisierende Kapital diesen moralischen Verschleiß der 

veralteten Maschinen (Reinigungskrise) durch die Stillegung auch der mode r ns t en  Maschinen. 

Die Kr i s e  im Zeitalter der freien Konkurrenz entwertet und vernichtet regellos Kapital, das im Kon-

kurrenzkampf den Atem verloren hat. Die Rationalisierung unter der Herrschaft der Monopole setzt 

eben geschaffenes Kapital höchster organischer Zusammensetzung systematisch außer Betrieb. 

Höchste Sparsamkeit im Betrieb (auf Kosten der Werktätigen), höchste Anspannung der Produktivität 

der Arbeit und zugleich größte Verschwendung im Gesamtkapital durch Stillegung auch der eben 

verbesserten Maschinerie: darin zeigt sich das Sinnloswerden der Rationalisierung, die aktuelle Re-

bellion der Verwertungsbedingungen gegen die Produktionsbedingungen des Kapitals. 

Es ergibt sich, daß die P r e i s s enkung  als Erfolg der Rationalisierung, wie ihn die Reformisten 

prophezeien, nicht vom guten oder bösen Willen des rationalisierten Kapitals abhängt. Machte im 

Zeitalter seines Aufstiegs das Kapital den mit der Verbesserung der Maschinerie verbundenen Fall 

seiner Profitrate durch Steigerung der Masse des Profits wett, so verschließt sich dem Kapitalismus 

heute mehr und mehr dieser Ausweg. Steigerung der Profitmasse heißt Vergrößerung der Waren-

menge. Realisierung größerer Profitmassen fordert also wachsende Erweiterung der Märkte. Schon 

vor dem Kriege, als die Verengerung der Märkte einsetzte, als der Kampf um die Neuverteilung der 

Ausbeutungsgebiete der Erde sich verschärfte, bis er im Weltkriege aufflammte, hat der monopoli-

sierte Kapitalismus mit der Produktionseinschränkung zum Zwecke der Preissicherung und Preiser-

höhung begonnen. Heute, wo das Kapital im Konkurrenzkampf um den Weltmarkt zur Rationalisie-

rung und damit zur Steigerung seiner Produktionskapazität in einem höheren Grade als vor dem Kriege 

gezwungen ist, macht der verengerte Markt die P r oduk t i onse i n sch r änkun g, d i e  P r e i s-

[465]s i che r ung  und  P r e i s e r höhung  zum Gese t z  fü r  d i e  Rea l i s i e r ung  s t e i gende r  



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 425 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

P r o f i t e, die für das Kapital die einzige Raison d’être ist. Da für die der wachsenden Produktionska-

pazität entsprechend wachsende Menge von Waren in steigendem Maße der Absatz fehlen muß, der 

allein den aus der Rationalisierung sich ergebenden Fall der Profitrate aufhalten kann, so tritt an die 

Stelle der Steigerung des Absatzes durch die Ausdehnung des Marktes mehr und mehr, zugleich mit 

der Produktionskontingentierung, die P r e i skon t i ngen t i e rung  durch die Trusts und Kartelle, die 

Anpassung zugleich der Produktion und der Preise an die Marktschranken, P r o f i t s t e i ge r ung  

du r ch  d i e  P r e i s s i che r un g. So ergibt sich auch von der Profit- und Preisseite her, die für das 

Kapital die maßgebende ist, wiederum der Grundwiderspruch bei der Rationalisierung: je enger der 

Markt, um so stärker der Zwang zur Preiserhaltung, zur Preiserhöhung, um so stärker der Zwang zur 

Kartellierung und Monopolisierung des Kapitalismus. 

Die Monopole, die Bürgertum und Sozialdemokraten als die Kronzeugen der Konsolidierung des 

Nachkriegsimperialismus zitieren, wuchern nur als Ergebnis der ökonomischen Widersprüche, auf 

die der Nachkriegsimperialismus stößt und die er durch die Rationalisierung, als der Praxis der rela-

tiven Stabilisierung, vergeblich zu überwinden sucht. Umgekehrt setzt sich in den Produktionszwei-

gen, die die Monopolisierung noch nicht ergriffen hat, im Gebiet der freien Konkurrenz des Kleinka-

pitals, der vorkapitalistisch produzierenden Schichten der Handwerker und arbeitenden Bauern, unter 

dem Druck des Monopolkapitals das a l t e  Gese t z de s P r e i s f a l l s durch. 

Der Konkurs ersetzt hier die Preis- und Produktionskontingentierung die das Monopolkapital für sich 

durchführt, nachdem es durch seinen Preiswucher sich einen wachsenden Teil des in jedem Produk-

tionsgebiet erzeugten Mehrwerts angeeignet hat. 

Monopol, Reinigungskrise, technischer Fortschritt und Organisation des Produktionsprozesses, sie 

alle sollen dem Umschlag, der Verwertung des Kapitals dienen. Das Kapital durch seine immer plan-

mäßiger durchgeführte Rationalisierung erhöht seinen Profit, doch es steigert ihn eben durch jene 

Methoden, die nicht mehr den Markt entsprechend erweitern, wie die Entwicklung des internationalen 

Außenhandels zeigt, sondern die Produktivität sich den Marktschranken anpassen läßt, wodurch es 

die ökonomischen Widersprüche, aus denen diese angebliche Planmäßigkeit herausführen soll, nur 

noch mehr zuspitzt. 

XII. 

Das rationalisierende Kapital, das in seinem Umschlag durch die Entwicklung der relativen Stabili-

sierung selbst immer wieder auf seine ökonom isc he n  Schranken stößt, kehrt zu seinem Ausgangs-

ort zurück, wo die Quelle seiner Macht entspringt: in die Fabrik. Kann es den seinen Arbeitssklaven 

mit aller Brutalität und Raffiniertheit abgepreßten Mehrwert mir durch Produktionseinschränkung 

und Preissicherung in wachsenden Profit verwandeln, nachdem es durch die Rationalisierung im Be-

trieb, die Organisierung des Raubbaues an der Arbeitskraft, den „Preis der Arbeit“ bereits auf ein 

Mindestmaß, unter den Wert der Arbeitskraft, herabgedrückt hat, so zwingen gerade jene ökonomi-

schen Schranken des Marktes es immer erneut dazu, die soz i a l en  Sch ranken  immer gründlicher 

niederzuwerfen, gegen allen Widerstand der Arbeiterklasse die Rationalisierung der Arbeitskraft im-

mer rücksichtsloser durchzuführen. Je mehr die technisch-organisatorische Rationalisierung die öko-

nomischen Widersprüche zwischen den Produktions- und Verwertungsbedingungen des Kapitals auf-

reißt, um so hemmungsloser muß es, um gegen die Marktschranken anzugehen, in immer erneuten 

Angriffen auf die Arbeiterklasse, auf alle Werktätigen sich konzentrieren. 

So ist diejenige Form der Rationalisierung, die als daue r nd  s i ch  ve r schä r f ende  Un t e r neh-

m er o f f ens i ve  gegen die Arbeiter-[466]klasse erscheint, zugleich Voraussetzung und Ergebnis der 

technischen Ratio-nationalisierung. Ohne Organisation des systematischen Raubbaues an der Ar-

beitskraft kein technischer Fortschritt im Nachkriegsimperialismus, keine „Ausnutzung der Abbau-

hämmer und des Fließbandes, ohne Fordisierung keine Ausnutzung der Arbeitskraft. Im absteigenden 

Kapitalismus, wie er in den Widersprüchen der relativen Stabilisierung sich offenbart, wird entschie-

dener, systematischer als je früher, die Maschine zum Herrn über den Arbeiter gesetzt. Jede neue 

Maschine, jede neue Arbeitsweise ist nur dann noch ein technischer Fortschritt für das Kapital, wenn 

es die vorhandenen Arbeitskräfte besser, konsequenter, gründlicher ausscheffelt. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 426 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

Wachsende Intensivierung der Arbeit (die soz i a l e  Seite der Rationalisierung) ist so mit dem Wach-

sen der Produktivität der Arbeit (t e chn i s che  Seite der Rationalisierung) untrennbar verknüpft. 

Aber wie die wachsende Produktivität der Arbeit sich in steigender Produktionskapazität äußert, der 

aus keinem sich erweiternden Absatzmarkt entspringt, so auch die wachsende Intensität der Arbeit. 

Sie vergrößert die Produktionskapazität noch mehr und verstärkt damit rückwirkend wiederum den 

Druck der Kapitalisten auf die Arbeiterklasse, um die Intensität der Arbeit immer mehr zu erhöhen. 

Die Anpassung des Kapitals an die Marktschranken durch die Rationalisierung der Produktion, der 

Preise und des Absatzes erheischt eine immer schrankenlosere Steigerung der Intensität der Arbeit. 

Die organisierte Steigerung der Intensität der Arbeit, die Rationalisierung an der Produktionsstätte, 

des Wertes und Mehrwerts in der Fabrik, wird so zum Kern- und  Dr ehpunk t  de r  Ra t i ona l i -

s i e r ung  wi e  de r  ganzen  r e l a t i ven  S t ab i l i s i e r un g. 

XIII. 

Die N i ede r wer f ung  und Ni ede r ha l t ung  der Arbeiterklasse ist Voraussetzung und Ergebnis, 

ist Existenzbedingung der relativen Stabilisierung und Konsolidierung des europäischen Kapitals, 

wie umgekehrt der gesammelte Widerstand der Werktätigen gegen die kapitalistische Rationalisie-

rung das Ende der relativen Stabilisierung bedeutet. 

Wie bei der technisch-organisatorischen Rationalisierung die „Vernünftigmachung“ der Wirtschaft 

gegenüber der Anarchie der freien Konkurrenz in der Organisation der Produktionseinschränkung 

und des Preiswuchers besteht, so besteht die „Vernünftigmachung“ der Arbeit im Betrieb in der Sys-

tematisierung aller früher mehr oder weniger planlos angewendeten Ausbeutungsmethoden, für die 

das Kapital, fortschrittsfreudig und kultur-pflegend, eigene Lehrstühle der Arbeitspsychologie, der 

Ar be i t s- und  Be t r i ebswi s senscha f t  auf den Universitäten errichten läßt. Dieselben finanzka-

pitalistischen Monopole, die die Produktion im Konkurrenzkampf ihrer zusammengefaßten Milliar-

den regulieren, rationalisieren auch das Mehrwert-Hecken im Betrieb durch die zusammengeballte 

Gewalt ihrer konzentrierten Unternehmerdiktatur und der ihr gehorchenden Staatsgewalt. Der Erfolg 

freilich aller dieser technischen und sozialen „Planmäßigkeit ist nur die Vergrößerung der gesell-

schaftlichen Planlosigkeit, die Zuspitzung aller ökonomischen und sozialen Konflikte. 

Alle Systematisierung des Raubbaues an der Arbeitskraft verhüllt nicht die Tatsache, daß die soz i -

a l e Seite der Rationalisierung Raubbau ist und bleibt, genau so, wie alle technisch-organisatorische 

Rationalisierung die Tatsache nicht verhüllt, daß sie Zur maßlosen Verschwendung, zum schamlosen 

Parasitentum als Kennzeichen des neuen wie des alten Monopolkapitalismus führt. Raubbau an der 

Arbeitskraft trotz allem Rationalisierungsgeschwätz, Raubbau in seiner brutalsten Form bleibt immer 

noch die einfachste und darum am häufigsten angewandte Methode des absoluten Mehrwerts durch 

die Verlängerung des Arbeitstags, auch unter dem Vorwand anscheinend höher bezahlter Überstun-

den. Das englische wie das deutsche Kapital verstehen sich gleichermaßen gut auf diese einfachste 

[467] Methode. Raubbau ist und bleibt die weitere Etappe der Rationalisierung, möge sie als Akkord-

schinderei, offener oder versteckter Lohnraub oder als Fordsystem erscheinen. 

XIV. 

Zunehmende P r o l e t a r i s i e r ung  und soz i a l e  Um sch i ch t ung  i nne r ha l b  de s  P r o l e t a r i a t s  

mit der Tendenz der noch gründlicheren Herabdrückung seiner Lebenshaltung sind die Folgen der 

Rationalisierung. Unter dem Preiswucher des Monopolkapitals, unter dem Zins-wucher der Banken 

werden noch schneller als vor dem Kriege weite Kreise der Mi t t e l sch i ch t en  in das Proletariat 

hinabgestoßen. 

Die Ar be i t e r a r i s t ok ra t i e  in ihrer alten Form hört für das imperialistische Europa mit dem all-

mählichen Wegfall der imperialistischen Extraprofite, wie ihn der Vorkriegsimperialismus noch 

kannte, zu existieren auf. Doch gehört es zur Rationalisierung, daß das Kapital, um sich eine willfäh-

rige korrupte Arbeiterschicht zu schaffen, darangeht, auf der Basis der gesenkten Lebenshaltung mit-

tels ausgeklügelter Lohnd i f f e r enz i e r unge n, durch Lohndruck auf die Frauen, Jugendliche, Un-

gelernte und Unorganisierte eine Art neue r  Arbeiteraristokratie auf anderer sozialer Grundlage als 

im Vorkriegsimperialismus herauszubilden. 
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Hand in Hand damit, unmittelbar aus der Rationalisierung des Arbeitsprozesses folgend, vollziehen 

sich weitere tiefgreifende Umschichtungen. Unge l e r n t e  Arbeit am laufenden Band und an der Bü-

romaschine verdrängt die gelernte Arbeit des Mechanikers und des Bankbeamten. Frauenarbeit am 

Wandertisch ersetzt die des besserbezahlten Mannes. Zersplitterung, Schwächung der Widerstands-

kraft der Arbeiterklasse ist die Folge, solange keine organisierende Kraft des Proletariats da ist, die 

sie zum aktiven Widerstand, zur solidarischen Abwehr zusammenfaßt. 

Zum Lohndruck in diesen vielfachen Formen kommen, ihn ergänzend, die Arbeitslosigkeit und Kurz-

arbeit als unmittelbares und unvermeidliches Ergebnis der Widersprüche der Rationalisierung. Zum 

e r s t en  Mal e  in der Geschichte eines noch aufsteigenden Imperialismus ist in den Ve r e i n i g t en  

S t aa t en  von Am er i ka  die Tatsache zu verzeichnen, daß die Zahl der Arbeitslosen, die durch die 

Rationalisierung aus den Betrieben geworfen wird, größer ist als die Zahl der durch die Ausdehnung 

der Produktion Arbeit Findenden. Die Ve r g r öße r un g de r i ndus t r i e l l en  Rese r vea r mee  wird 

durch die Ausdehnung des Kapitals nicht mehr wettgemacht. Die ökonomischen Schranken des Ka-

pitals, die Rebellion seiner Verwertungsbedingungen gegen diese Produktionsbedingungen, werden 

in der Entwicklung der amerikanischen Arbeitslosigkeit deutlich. Doch auch in Deutschland war 

1925, bevor die Rationalisierung begann, bei einer schwächeren Konjunktur die Arbeitslosigkeit mit 

etwa 350.000 Unterstützten nur halb so groß wie in der Zeit der Hochkonjunktur des e n t f a l t e t e n 

deutschen Monopolkapitals im Jahre 1927, das schon seine Rationalisierung durchgeführt hatte. Ob 

noch aufsteigender oder schon absteigender Imperialismus – die gleichen sozialen Folgen der Grund-

widersprüche des Nachkriegsimperialismus zeigen sich sowohl im deutschen wie Im amerikanischen 

Imperialismus. 

Sie zeigen, daß sich die Widersinnigkeiten und Widersprüche der Rationalisierung nicht weiter ver-

hüllen lassen, daß ihre von den Kommunisten vorhergesagte Kr i s e  eingetreten ist.*) 

Das Nebeneinander von Überarbeit und Kurzarbeit, Fließbandterror und Arbeitslosigkeit, das stoß-

weise Hineinreißen der Arbeiter in die Hölle der rationalisierten Fabrik und ihres Hinaustreibens aus 

ihr unter tiefgehender Sozialer Umschichtung: die soz i a l en  Zuckungen  sind die Begleitmusik 

zur relativen Stabilisierung, ihr Ende kündend. Die r e l a t i ve  Verelendung der Arbeiterklasse, gleich 

der Arbeitslosigkeit aus den allge-[468]meinen Gesetzen des Kapitals folgend, ist in der Entwicklung 

des Nachkriegsimperialismus unter den Methoden der Rationalisierung zur abso l u t e n  geworden. 

Unaufhaltsam geht der Prozeß der Pauperisierung der Werktätigen weiter, der mit der schrankenlosen 

Steigerung der Intensität der Arbeit in der Fabrik beginnt und mit der Arbeitslosigkeit auf der Straße 

endet. Der Lohn, auch wenn er wirklich dem Index folgt, reicht längst nicht mehr aus, die durch stei-

gende Intensität der Arbeit vergrößerten Ausgaben an Muskel- und Nervenkraft wieder herzustellen. 

T r us t s  und S t aa t sgewa l t  stehen im Dienst dieses Prozesses. Den Anteil der Werktätigen am 

Reichtum dieser Gesellschaft, den das Kapital durch die Rationalisierung ständig senkt, beschneidet 

es weiter durch die Preispolitik und die Finanzpolitik des Staates. 

Nicht nur in Deu t s ch lan d, auch in Eng l and  senkt die Staatsmacht die Steuern zugunsten der 

Besitzenden und erhöht sie zuungunsten der breiten Massen. Es ist die zynisch zugegebene Funktion 

der Finanzpolitik der imperialistischen Staaten, aus dem Lohn der Arbeiterklasse, dem Einkommen 

der Werktätigen, durch Zölle und Steuern die Millionen herauszupumpen, derer das Kapital bedarf, 

um durch offene und versteckte Staatsunterstützungen seine Rationalisierung und Akkumulation 

durchzuführen. 

Die Kluft zwischen Kapital und Arbeit wird immer .größer. Die Existenzbedingungen des Kapitals 

werden immer unverträglicher mit den Existenzbedingungen des werktätigen Volkes. Die Trusts und 

finanzkapitalistischen Monopole, die Träger der Rationalisierung als der Praxis. der relativen Stabi-

lisierung, diese höchste Form der Vergesellschaftung .der Produktionsmittel auf kapitalistischer 

Grundlage, werden zur höchsten unerträglichen Zuspitzung des Privateigentums gegen die werktäti-

gen Massen. Das Monopolkapital, das die Wirtschaft zu organisieren vorgibt, schmiedet durch die 

 
*) Vgl. dazu V a r g a: „Wirtschaft und Wirtschaftspolitik im 1. Vierteljahr 1928“, „Inprekorr.“ 1928, Nr. 48. 
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Rationalisierung die Fesseln noch fester, durch die die kapitalistischen Produktionsverhältnisse die 

Produktivkräfte der Gesellschaft mehr und mehr einschnüren. 

„Mit der beständig abnehmenden Zahl der Kapitalmagnaten ... wächst die Masse des Elends, des 

Druckes, der Knechtschaft, der Entartung, aber auch der Empörung der stets anschwellenden und 

durch den Mechanismus des kapitalistischen Produktionsprozesses selbst geschulten und vereinten 

Arbeiterklasse. Das Kapitalmonopol wird zur Fessel der Produktionsweise, .die mit und unter ihm 

aufgeblüht ist. Die Zentralisation der Produktionsmittel und Vergesellschaftung der Arbeit erreichen 

einen Punkt, wo sie unverträglich werden mit der kapitalistischen Hülle. Sie wird gesprengt. Die 

Stunde des privatkapitalistischen Eigentums schlägt. Die Expropriateure werden expropriiert.“ („Ka-

pital“ I, Seite 728.) 

An der sozialen Schranke, die die vereinte Arbeiterklasse mit ihren Leibern aufrichtet, scheitert die 

relative Stabilisierung. 

Das Proletariat unter Führung der Kommunistischen Partei ist d i e  Kraft, die diese Fesseln des Mo-

nopolkapitals, .die zugleich Sklavenketten der Arbeiterklasse sind, durch Beseitigung der kapitalisti-

schen Wirtschaft sprengt, die die gebundenen Produktivkräfte der Gesellschaft aus den Ketten der 

kapitalistischen Produktionsverhältnisse durch die E r obe r ung  de r  S t aa t smach t  und  d i e  V e r -

wi r k l i chung  de r  soz i a l i s t i s chen  Gese l l s cha f t so rdnung  befreit. [469] 

* 

Zur Boden- und Bauernfrage im Programmentwurf  
Von E d w i n  H o e r n l e  

Die große Mehrheit der werktätigen Bevölkerung der Erde besteht aus Bauern; die große Mehrheit 

der Bauern besteht aus landlosen oder landarmen Bearbeitern des Bodens. Die Gewinnung dieser 

gewaltigen Massen für den aktiven Kampf gegen den Kapitalismus, die Neutralisierung der Mittel-

bauern im Entscheidungskampf zwischen Proletariat und Bourgeoisie, ist eine der Vorbedingungen 

für den Sieg der proletarischen Revolution sowohl im Weltmaßstabe wie innerhalb der großen Mehr-

zahl der einzelnen Länder. 

„Die naturwüchsige Produktivität der agricolen Arbeit“, sagte Karl Marx, „ist die Basis aller Mehr-

arbeit“. Insofern ist die Landwirtschaft die Grundlage der menschlichen Wirtschaft überhaupt, denn 

sie liefert die zur Erhaltung des menschlichen Lebens notwendigen Unterhaltsmittel und darüber hin-

aus eine Reihe der wichtigsten Rohstoffe der Industrie. Der Aufbau des Sozialismus ist also ohne 

Beherrschung der landwirtschaftlichen Produktion durch das siegreiche Proletariat und ohne gewal-

tige Steigerung und Verbesserung der im Kapitalismus zurückgebliebenen landwirtschaftlichen Pro-

duktion unmöglich. 

Aus diesen beiden Tatsachen ergibt sich die zentrale Bedeutung, die der Boden- und Bauernfrage im 

Programm der revolutionären Weltpartei des Proletariats zukommt. 

I. Grundeigentum und Grundrente im Kapitalismus 

Entscheidend für jede Agrarpolitik ist die Stellung zur Bode n f r ag e. Der Boden ist für die Landwirt-

schaft nicht nur wie für die Industrie Standort, sondern natürliche Arbeitsbedingung. Im Kapitalismus 

jedoch ist der Boden nicht „das gemeinschaftliche ewige Eigentum, die unveräußerliche Existenz- und 

Produktionsbedingung der Kette sich ablösender Menschengeschlechter“ (Marx), sondern das Privat-

eigentum einer kleinen Schicht von Grundeigentümern. Auch das Bauerneigentum, einst „eine Bedin-

gung für das Eigentum des Arbeiters an dem Produkt seiner eigenen Arbeit“, wird im Kapitalismus 

mehr und mehr zum Scheineigentum, zu einer Kette, die den Bauern an den wirklichen Eigentümer, 

die Hypothekenbank und den Wucherer bindet, und zu einem „Talisman“, mit dem die Bourgeoisie 

die Bauernschaft hinter sich herzieht und gegen das Industrieproletariat auf-hetzt. Karl Marx hat das 

ausführlich im dritten Band des „Kapital“ und in den „Klassenkämpfen in Frankreich“ dargelegt. 

Das Bodeneigentum unterscheidet sich aber dadurch von jedem anderen Privateigentum, daß der Bo-

den nicht vermehrbar ist. Infolgedessen haben die Privateigentümer an Grund und Boden eine 
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Monopo l stellung, auf Grund derer sie die Macht besitzen, den Boden ausschließlich zu benutzen, 

oder aber der Bebauung durch andere zu entziehen, bzw. den Bewirtschaftern des Bodens einen be-

sonderen Tribut, eine „Brandschatzung aufzuerlegen. Der Boden an sich hat keinen Warenwert, aber 

die kapitalisierte Grundrente ergibt den Bodenpreis, den der Bauer oder kapitalistische Agrarunter-

nehmer an den Grundherren für den Boden zahlt. „Die Aneignung der Rente ist die ökonomische 

Form, worin sich das Grundeigentum realisiert“. (Marx.) 

Dieses Monopol der Grundeigentümer ist „eine historische Voraussetzung und bleibt fortwährende 

Grundlage der kapitalistischen Produktionsweise“. Natürlich haben die kapitalistischen Bebauer des 

Bodens (Gutsbesitzer oder Gutspächter) das Bestreben, die von ihnen an den Grundherren (Verpäch-

ter, Landgesellschaft, Bodenkreditbank) zu liefernde Grundrente, sei es auf den Gutsarbeiter, sei es 

auf die Konsumentenmassen, abzuwälzen. jedenfalls sich nicht vom Kapitalprofit abziehen zu lassen. 

So führt das kapitalistische Bodenmonopol zwangsweise zur verschärften Ausbeutung der Landar-

beiter (vgl. [470] Marx, dritter Band, 6. Abschnitt, 37. Kapitel) und zur Politik künstlicher Preiserhö-

hungen, vor allem durch Schutzzölle und besondere Valorisationsmaßnahmen. Da aber die Grund-

rente im System des Kapitalismus die fortwährende Tendenz zum Steigen hat, die Macht der Grund-

herren, „einen wachsenden Teil dieser ohne sein Zutun geschaffenen Werte sich anzueignen“, fort-

während zunimmt und ein „wachsender Teil des Mehrwerts sich in Grundrente verwandelt“, so wach-

sen auch fortwährend die Tendenzen des Agrarkapitals und der Grundherrenkaste, durch verschärfte 

Ausbeutung des Landproletariats und Auswucherung der werktätigen Konsumentenmassen sich 

schadlos zu halten. Mit der zunehmenden Verflechtung des großen Grundeigentums mit dem Finanz-

kapital nimmt die politische Macht der Grundherrenklasse zur Durchsetzung ihrer wirtschaftspoliti-

schen Forderungen ständig zu. Die Vernichtung des Bodenmonopols der großen Grundeigentümer 

ist daher Voraussetzung für jede wirkliche „Bodenreform“. 

Da die Sozialdemokratie es vermeidet, an die radikale Enteignung und Nationalisierung des Grund 

und Bodens auch nur mit Worten heranzugehen, so bleiben alle ihre Forderungen auf Verbesserung 

der Lage der Landarbeiter, Herabsetzung der Lebensmittelzölle, Bekämpfung der Teuerung demago-

gischer Quacksalbereien. 

Bei dem kleinbäuerlichen Grundeigentümer steht die Sache freilich anders. Sein Grundeigentum führt 

nicht zur verschärften Ausbeutung und Auswucherung der Arbeitermassen. Für ihn ist der Boden 

„unentbehrliches Beschäftigungsfeld seiner Arbeit und seines Kapitals“ (Marx), seine Landwirtschaft 

dient in der Hauptsache dem Unterhalt seiner Person und seiner Familie. Die Schranke, bei der der 

kleine Bauer aufhört, den Boden zu bearbeiten, ist weder das Fehlen des Kapitalprofits noch der 

Rente. „Als absolute Schranke für ihn als kleinen Kapitalisten erscheint nichts als der Arbeitslohn, 

den er sich selbst zahlt, nach Abzug der eigentlichen Kosten. So lange der Preis des Produkts ihm 

diesen deckt, wird er sein Land bebauen, und dies oft bis zu einem physischen Minimum des Arbeits-

lohns“ (Marx). 

Gerade diesen Prozeß sehen wir zurzeit in Deutschland, wo der kleine Bauer unter dem Drucke der 

kapitalistischen Rationalisierung, der Wucherzinsen, Steuern und der Preisschere mehr und mehr ver-

elendet, aber trotzdem nicht von der Scholle weicht. Marx weist mit Recht darauf hin, daß in Ländern 

mit vorherrschendem Parzelleneigentum der Getreidepreis niedriger steht als in den Ländern mit ka-

pitalistischer Produktionsweise. Die Ursache hierfür ist: „ein Teil der Mehrarbeit der Bauern, die 

unter den ungünstigsten Bedingungen arbeiten, wird der Gesellschaft umsonst geschenkt“. Die bür-

gerliche Siedlungspolitik fußt auf dieser Tatsache, sie will die unbezahlte bäuerliche Mehrarbeit noch 

vergrößern, zum alten Bauernelend noch neues hinzuschaffen. Die „Bauernhilfe“ der bürgerlichen 

Demokraten und Sozialdemokraten will durch unzulängliche kleine Reformen die „Armut der Pro-

duzenten“ nicht beseitigen, sondern verewigen. Kommunistische Bauernpolitik hat nicht die Verewi-

gung des bäuerlichen Kleineigentums und damit der bäuerlichen Armut zum Ziel, sondern seine 

schrittweise Überwindung mit Hilfe der sozialisierten Industrie. 

Auf einer gewissen Entwicklungshöhe des Kapitalismus, so lehrt uns Karl M a r x, wird das Privatei-

gentum an Grund und Boden, selbst vom Standpunkt der kapitalistischen Produktionsweise aus, 
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„überflüssig und schädlich“. Es ist nach Marx „ein spezifisch historisches Ergebnis der kapitalisti-

schen Produktionsweise, daß der Grundeigentümer vom Lenker und Beherrscher des Produktions-

prozesses und des ganzen gesellschaftlichen Lebensprozesses herabgedrückt wird zum bloßen Ver-

pächter von Boden, Wucherer in Boden und bloßem Einkassierer der Rente.“ Das Privateigentum an 

Boden, sagt Marx, gerät immer mehr in Widerspruch mit einer rationellen Agrikultur mit der „nor-

malen gesellschaftlichen Benutzung des Bodens“. Das Kapital, das der Bauer oder auch der größere 

Gutsbesitzer auslegt, um Land zu kaufen oder zu pachten, ist der Kultur entzogen. 

„Der Bodenpreis bildet hier ein überwiegendes Element der individuellen falschen Produktionskosten oder des 

Kostenpreises der Produkte für den [471] Einzelproduzenten.“ An einer anderen Stelle sagt Karl Marx: „Die 

Ausgabe von Geldkapital für Ankauf des Bodens ist also keine Anlage von agricolem Kapital. Sie ist pro tanto 

eine Verminderung des Kapitals, über das die Kleinbauern in ihrer Produktionssphäre selbst verfügen können. 

Sie verhindert pro tanto den Umfang ihrer Produktionsmittel und verengert daher die ökonomische Basis der 

Reproduktion. Sie unterwirft den Kleinbauer dem Wucher ...“ 

Wenn im heutigen Deutschland großagrarische Führer, Genossenschaften und Professoren sich bitter 

darüber beklagen, daß die notwendige Akkumulation durch die wachsende Verschuldung, insbeson-

dere der größeren und intensiv bewirtschafteten Güter gehemmt werde, so ist das ein Beweis für die 

Richtigkeit der Marxschen Voraussage. Das private Grundeigentum verhindert die Rentabilität der 

Betriebe. Jedes durch Schutzzölle und andere Maßnahmen bewirkte Steigen der Preise der Agrarpro-

dukte kommt nicht dem eigentlichen Bebauer des Bodens, nicht einmal dem kapitalistischen Agrar-

unternehmer zugute, sondern wird von den Grundeigentümern (Verkäufern und Verpächtern von Bo-

den) durch Emporschrauben der Boden- und Pachtpreise entweder sofort oder nach wenigen Jahren 

abgefangen. Infolgedessen wird die für die kapitalistische Produktionsweise charakteristische 

„Schere“ zwischen dem Entwicklungstempo der Industrie und dem Entwicklungstempo der Land-

wirtschaft nicht geringer, sondern größer. Eine wirklich rationelle Agrikultur unter Anwendung aller 

Erfindungen und Entdeckungen der modernen Technik, Chemie und Biologie ist auf dem Boden des 

kapitalistischen Grundeigentums nicht möglich. 

II. Dir proletarische Nationalisierung des Grund und Bodens 

Die proletarische Nationalisierung des Grund und Bodens ist also sowohl im Interesse der agrarischen 

Produktion, der Ernährung der Arbeitermassen, wie auch im Interesse der ausgebeuteten Landarbeiter 

und kleinen Bauern unbed i ng t  no t wend i g. Sie ist eine der Hauptaufgaben der proletarischen 

Diktatur und muß an der Spitze jedes kommunistischen Agrarprogramms stehen. Im P r og r am -

m en t wur f  der KI der dem VI. Weltkongreß vorliegt, kommt diese Tatsache n i ch t  k l a r  genug  

zum  Ausd r uc k. Unter Ziffer II der Hauptaufgaben des siegreichen Proletariats wird nur gespro-

chen von der „Enteignung und proletarischen Nationalisierung des gesamten Großgrundbesitzes in 

Stadt und Land“. In der Erläuterung hinter Ziffer VI wird dann allerdings hinzugefügt: 

„Die volle Beseitigung des privaten Eigentums an Land und die Nationalisierung des gesamten Grund und 

Bodens können in den entwickelten kapitalistischen Staaten, wo das Prinzip des Privateigentums in den breiten 

Schichten der Bauernschaft tiefe Wurzeln geschlagen hat, nicht auf einmal durchgeführt werden. In diesen 

Ländern kann die Nationalisierung des gesamten Grund und Bodens nur allmählich, nach einer Reihe Über-

gangsmaßnahmen vorgenommen werden.“ 

Aber man darf doch nicht die Hauptaufgabe in die Erläuterung und die nur für bestimmte Länder 

vielleicht notwendigen „Übergangsmaßnahmen“ unter die Hauptaufgaben stellen. Das widerspricht 

dem Wesen eines Programms, das doch gerade die Kernpunkte für eine längere Periode und im Welt-

maßstabe mit voller Klarheit herausschälen muß. Auf die volle Nationalisierung des Grund und Bo-

dens kann keine proletarische Diktatur verzichten; eine andere Frage ist es, ob diese Vollnationalisie-

rung des Bodens auf einmal, durch revolutionäres Dekret, oder etappenweise durch eine Reihe fort-

schreitender Teilmaßnahmen vollzogen wird. In Deutschland z. B., wo die kapitalistischen Großbe-

triebe und der feudale Großgrundbesitz zusammen über ein Drittel des gesamten land- und forstwirt-

schaftlich genutzten Bodens umfassen, wird zunächst vielleicht die entschädigungslose Enteignung 

des Großgrundbesitzes, ein Verbot des Grundstück- und Güterhandels und die Verstaatlichung des 

gesamten Hypothekenwesens aus-[472]reichen, um dem proletarischen Staat das Kommando über die 
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landwirtschaftliche Produktion für die ersten Jahre zu sichern und auch um den Boden-hunger der 

Kleinbauernmassen aus dem staatlichen Bodenfonds zu befriedigen. Man soll deshalb die Möglichkeit 

solcher Teilmaßnahmen in den kapitalistisch entwickelten Ländern gewiß im Programm offenlassen, 

sie aber nicht an Stelle der Nationalisierung des Grund und Bodens, als Hauptaufgabe, aufzählen. 

Was die Kleinbauernmassen der kapitalistischen Länder selbst betrifft, so würde es, sogar in Deutsch-

land, nicht besonders schwer fallen, sie von der Notwendigkeit und Nützlichkeit einer generellen 

Nationalisierung des Bodens durch den Staat der Arbeiter- und Bauernräte zu überzeugen. Hört der 

Grund und Boden auf, individuelles Privateigentum zu sein, so kann er ja auch nicht mehr besteuert, 

gepfändet und zwangsenteignet werden. Der ge se t z l i ch  ga r an t i e r t e  Ansp r uch  au f  dau -

e r nde  Nu tzung  de s  Bodens  i s t  f ü r  den  bäue r l i chen  Fami l i enbe t r i eb  von weit größe-

rem Vorteil als der juristische Anspruch auf Privateigentum. 

Der kleine Bauer in den kapitalistischen Ländern wirtschaftet heute in der ständigen Gefahr, seinen 

Boden notgedrungen verkaufen oder durch Zwangsenteignung verlieren zu müssen. Wird ihm der 

Boden zur dauernden Nutzung unentgeltlich zur Verfügung gestellt, so kann er sein kleines Kapital 

bzw. die Mitgift seiner Frau restlos zur Beschaffung des notwendigen Inventars und zur Verbesserung 

der Produktionsmethoden verwenden. Die Neuregelung des ländlichen Kreditwesens durch den pro-

letarischen Staat, bei der weniger die sachlichen „Sicherheiten“ als die persönlichen Garantien, z. B. 

die Tüchtigkeit des Betriebsleiters und seiner Familie, eine Rolle spielen, und bei der gerade der 

kleine Bauer durch geringeren Zinsfuß Vorzugsbehandlung genießt, macht den Bauern unabhängig 

von dem sogenannten „Bodenwert“. Das heute in Bauernkreisen lebhaft diskutierte Problem des „An-

erbenrechts“ wird damit leicht gelöst. 

Ganz abgesehen von dem allen, besteht aber noch ein Grund, um zu wünschen, daß die allgemeine 

Nationalisierung des Grund und Bodens im Programm der KI nicht gleichsam versteckt in den Erläu-

terungen – die ja streng genommen in ein Programm gar nicht hineingehören – aufgeführt wird, son-

dern offen als eine der Hauptaufgaben der proletarischen Diktatur erscheint. Unsere Gegner werden 

dem Bauern gegenüber die Kommunisten der Unaufrichtigkeit zeihen und das bäuerliche Mißtrauen 

gegen uns verstärken. Wir müssen dem werktätigen Bauern zeigen, daß alle unsere Maßnahmen, auch 

die Nationalisierung des Grund und Bodens, ihm Nutzen und nicht Schaden bringen Dies entspricht 

auch dem Auftreten Len i ns  auf dem Allrussischen Rat der Bauerndelegierten am 22. Mai 1927. 

Lenin erklärte dort einleitend: „Der  ge samt e  Gr und  und  Boden  m uß  E i gen t um  des  gan -

z e n  Vo l kes  s e i n.“ Und Lenin unterstrich diese These mehrmals. 

Mag sein, daß ein Teil der stärkeren Mittelbauern durch eine solche offene Erklärung zunächst von 

uns abgestoßen wird. Aber die entscheidende Schicht der werktätigen Landbevölkerung in den kapi-

talistisch entwickelten Ländern ist eben nicht die Mittelbauernschaft, sondern das Landproletariat und 

die Masse der Klein- und Zwergbauern. Im Verlauf der relativen Stabilisierung des Kapitalismus, der 

fortschreitenden kapitalistischen Rationalisierung auch in der Landwirtschaft, der Verschmelzung des 

Finanz- und Agrarkapitals, der Verwandlung der landwirtschaftlichen Genossenschaften in monopo-

listische Machtorgane des Großkapitals, wird die ökonomische und soziale Differenzierung innerhalb 

der Bauernschaft noch weitere Fortschritte machen. Wir werden die sich immer mehr und mehr her-

ausbildende Großbauernaristokratie auch durch Konzessionen nicht gewinnen, denn ihre Interessen 

sind Ausbeuterinteressen, zumal das Verbot des Kaufs und Verkaufs von Land, wozu natürlich auch 

das Verbot der privaten Verpachtung von Boden durch Grundeigentümer treten muß, von ihnen ohne 

weiteres schon als „Enteignung“ empfunden wird. [473] 

III. Die Bauernbefreiung durch das siegreiche Proletariat 

Der Programmentwurf umgeht die Gr oßbaue r n f r ag e, und doch ist diese in den kapitalistisch ent-

wickelten Ländern eine Hauptfrage, da die Großbauern und mittleren Farmer hier eine ausschlagge-

bende Schicht sind, und den Kleinbauern und halbproletarischen Pächtern ohne scharfe Maßnahmen 

auch gegen diese Ausbeuterschicht nicht geholfen werden kann. Eine t e i l we i se  En t e i gnung  des 

Bodens und evtl. des Produktionsapparats der Großbauern, wird in allen jenen Gebieten unumgäng-

lich sein, wo eigentlicher Großgrundbesitz nicht vorkommt. 
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Warum die Ve r s t aa t l i chung  des  l andwi r t s cha f t l i chen  Hypo t hekenwesen s als Voraus-

setzung zur Senkung des Zinsfußes für die bäuerlichen Darlehnsnehmer im Entwurf nicht genannt 

wird, ist schwer zu erklären. Gewiß ist das zum großen Teil enthalten in der Nationalisierung der 

Privatbanken. Aber gerade die klein- und mittelbäuerlichen Hypotheken sind in großem Maße nicht 

Bankhypotheken, sondern Privathypotheken. „Bekämpfung des Wuchers“ und „Annullierung der 

Schulden ausgebeuteter Schichten“ besagt zu wenig und zu viel. Die große Bedeutung der Hypothe-

karbelastung als eine der kapitalistischen Methoden, den Bauern zu unbezahlter Mehrarbeit zu zwin-

gen, ist von Marx in den „Klassenkämpfen in Frankreich“ in klassischer Anschaulichkeit geschildert. 

Freilich behauptet die bürgerliche Wissenschaft heute (Prof. Beckmann, Bonn, auf der Herbsttagung 

der DLG in Magdeburg 1927), daß der Kleinbesitz unter 12 ha am wenigsten verschuldet, teilweise 

ganz schuldenfrei sei. Aber diese von der bürgerlichen Wissenschaft herausgerechnete relativ niedere 

Verschuldung des bäuerlichen Kleinbesitzes ist das Resultat eines ganz gemeinen Betrugsmanövers. 

Der bäuerliche Besitz wird von den Kreditinstituten und Steuerkommissionen bedeutend höher ein-

geschätzt, als der Großbesitz, mit der famosen Begründung, daß in der „Arbeitsrente“ des mitarbei-

tenden Besitzers bzw. in den „Ersparten Arbeitslöhnen“ ein „gewisser Sicherheitsfaktor für die Leis-

tung des Zinsendienstes mitenthalten“ sei. (Erst neulich wieder auf der Tagung öffentlich-rechtlicher 

Kreditanstalten in Danzig am 19. Juni 1928 im Referat von Dr. Eckelmann.) 

Karl Mar x  hat nicht nur für das Frankreich 1850, sondern generell recht, wenn er schrieb: „Die 

einzelnen Kapitalisten exploitieren die einzelnen Bauern durch die Hypotheken und den Wucher, die 

Kapitalistenklasse exploitiert die Bauernklasse durch die Staatssteuer.“ Und seinem Vorwort zum 

„Deutschen Bauernkrieg“ stellt Friedrich Enge l s  als eine der Hauptaufgaben einer „vom Volk ab-

hängigen Regierung“ auf: die Umwand l ung  s äm t l i che r  Hypo thekenschu l den  i n  e i ne  

Schu l d  a n  den  S t aa t, wodurch eine Erniedrigung des Zinsfußes erreicht wird. 

Die proletarische Revolution muß dem werktätigen Bauern als die große „Lastenabschüttelung“ vor 

Augen treten. Nur so können wir ihn gewinnen, bzw. neutralisieren, „Der französische Bauer, wenn 

er sich den Teufel an die Wand malt, malt ihn unter der Gestalt des Steuerexekutors“, schrieb Karl 

Marx 1850. Dies gilt auch für den deutschen Bauern vom Jahre 1928 und ebenso für den amerikani-

schen Kleinfarmer. Deshalb gehört auch die proletarische Regelung der Steuerfrage in ein Programm 

der KI. Die Steuerfreiheit der Ackernahrung, die Beseitigung der vielerlei im bürgerlichen Staate den 

Bauern bedrückenden Steuern auf Boden, Inventar und Produkte, die Einführung einer Einheitssteuer 

für die nichtbuchführenden Steuerpflichtigen sind Maßnahmen, die ganz generell in allen Ländern 

der proletarischen Diktatur teilweise sofort, teilweise im Laufe der Jahre durchgeführt werden müs-

sen. Man vergleiche die ausschlaggebende Bedeutung, die Karl Marx der Weinsteuer in Frankreich 

für die Revolutionierung der Bauernmassen beimaß. 

IV. Die Einbeziehung der Landwirtschaft in den sozialistischen Aufbau 

Unter den Hauptaufgaben nennt der Programmentwurf auch die „Schaffung eines landwirtschaftlichen 

Meliorationskredits“. Diese Formulierung [474] scheint mir zu eng. Es handelt sich hier um einen 

ganzen großen Komplex von Maßnahmen zur Verbesserung der landwirtschaftlichen Produktion. 

Diese Maßnahmen werden bestehen in großzügigen Bodenmeliorationen, Flußregulierungen, Urbar-

machung von Ödland und Mooren, Belieferung der Bauern mit billigen und einwandfreien Maschinen, 

Düngemitteln, Futterstoffen, mit Saatgut und Zuchtvieh, ferner Bereitstellung besonderer Kredite und 

Zuschüsse für die Verbesserung des bäuerlichen Inventars, Reparatur der Gebäude und die Einführung 

neuer Produktionsmethoden, für den Ausbau der bäuerlichen Berufsschulung und Wirtschaftsbera-

tung, für die Anlage von Musterbetrieben und Versuchsanstalten, für alle diese und ähnliche Maßnah-

men muß im Programm ein gemeinsamer Sammelbegriff gefunden werden, etwa: Be r e i t s t e l l ung  

e i ne s  Fonds  f ü r  g r oßzüg i ge  Bode n- und  Wi r t s cha f t sve r bes se r unge n. 

Auch die Formel: „Förderung und Finanzierung landwirtschaftlicher Genossenschaften, Gemein-

schaften und Kommunen“ besagt gleichzeitig zu viel und zu wenig. Im Kapitalismus sind die land-

wirtschaftlichen Genossenschaften Organe des verbündeten Finanz- und Agrarkapitals. Schon heute 

fühlen sich breite Bauernschichten mehr als die Opfer denn als die Nutznießer der Genossenschaften. 
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Mit der fortschreitenden Rationalisierung und Standardisierung der landwirtschaftlichen Produktion, 

d. h. mit der wachsenden Verstärkung des kapitalistischen Charakters der Landwirtschaft, wird auch 

der Bauer mehr und mehr zu einem durch Lieferverträge und Zinsknechtschaft gebundenen Fronar-

beiter der in den Genossenschaften organisierten Agrarkapitalisten. Unser Programm muß klar sagen, 

daß die landwirtschaftlichen Genossenschaften durch die proletarische Diktatur in Or gane  de s  

Bündn i s s e s  de r  Arbe i t e r  und  a r be i t enden  Baue r n  und  de s  soz i a l i s t i s chen  Auf -

baues  de r  Landwi r t s cha f t  mit Hilfe der sozialisierten Industrie verwandelt werden. An Stelle 

von „Gemeinschaften und Kommunen“, Begriffe, die der Bauernschaft außerhalb Rußlands fremd 

sind, wäre es wohl besser, „Wirtschaftsgenossenschaften“ zu setzen. 

Dem Bodenhunger der halbproletarischen Schichten auf dem Lande, wie er besonders in den kapitalis-

tischen Ländern im Gefolge der Nachkriegskrise sich besonders scharf herausgebildet hat, muß die 

proletarische Diktatur freigebig und großzügig entgegenkommen. Die Formulierung des Entwurfs unter 

d) macht einen ziemlich engherzigen Eindruck. Vor allem fehlt das Wort „unen t ge l t l i c h“‚ wie auch 

oben bei der Enteignung des Großgrundbesitzes das Wort „en t s chäd i gungs l o s“ fehlt. Gegenüber 

den bürgerlichen Agrarreformen und den sozialdemokratischen Agrarprogrammen ist die Betonung der 

en t s chäd igungs l o se n Enteignung und der u nen t ge l t l i che n Übergabe des Bodens an die Bau-

ern besonders wichtig. Natürlich kommt in kapitalistischen Ländern nur die Übergabe eines Teiles des 

Bodens in Betracht, da intensive und rationalisierte Großbetriebe möglichst erhalten bleiben müssen. 

Jedoch ist es unklug, wenn im Punkt 2 der Erläuterungen als erstes erklärt wird: „Die Nationalisierung 

der Produktion erstrecke sich in der Regel nicht auf Klein- und Mittelbetriebe, ‚weil das zur Macht 

gelangte Proletariat ... nicht über die ausreichende Anzahl organisatorischer Kräfte verfügen wird.“ 

Dieses Argument darf höchstens als sekundäres Argument benutzt werden. Das Hauptargument ist 

doch die Tatsache, daß der Klein- und Mittelbetrieb ke i n  kapitalistischer Betrieb ist und technisch 

gar nicht sozialisiert werden kann, da er Lohnarbeit nicht oder nur ausnahmsweise ausbeutet. Dies 

wird im Entwurf als zweiter Punkt angeführt. Man muß dieses Argument an die Spitze stellen! Schon 

deshalb, weil das Industrieproletariat in den kapitalistischen Ländern tatsächlich noch nicht streng 

unterscheidet zwischen dem zur Ausnutzung der e i gene n Arbeitskraft dienenden Eigentum des ein-

fachen Warenproduzenten und dem Eigentum der kapitalistischen Ausbeuter. Das Programm muß 

ausdrücklich betonen, daß die kleinen Warenproduzenten, die nicht Ausbeuter sind, nur allmählich, 

nicht mit den Mitteln des gesetzlichen Zwanges und der Enteignung, sondern m i t de n [475] Mi t -

t e l n  de r  E r z i ehung  und  de s  Be i sp i e l s, wie uns das Le n i n lehrte, in den sozialistischen Auf-

bau einbezogen werden sollen. Das Bedürfnis der halbproletarischen Kleinbauernmassen nach Boden 

muß ebenfalls maßgebend sein für den Umfang der aufzuteilenden Ländereien. Falsch ist es, in die-

sem Zusammenhang von Mittelbauern zu reden. 

Die Mittelbauern brauchen keine Landzuteilung. Nach Lenins Definition auf dem 2. Weltkongreß 

verstehen wir doch unter Mittelbauern gerade jene Schichten, deren Land zur Erhaltung ihrer Exis-

tenz, in guten Jahren sogar zur Akkumulation von etwas Kapital ausreicht. 

* 

Im allgemeinen wäre zur Frage der Agrarpolitik im Entwurf noch zu sagen: Das eigentümliche Aus-

einanderklaffen der industriellen und landwirtschaftlichen Entwicklung im Kapitalismus müßte bei 

der Aufzählung der fundamentalen Widersprüche des kapitalistischen Systems mitaufgeführt sein. 

Das scheinbare Abweichen des Entwicklungsprozesses in der Landwirtschaft von dem allgemeinen 

Entwicklungsgesetz der Konzentration, die wachsende Verschmelzung von Finanz- und Agrarkapi-

tal, die eigentümlichen staatskapitalistischen Formen des Einzugs des Kapitalismus in die Landwirt-

schaft – diese Erscheinungen müßten im ersten Hauptabschnitt stärker betont werden Auch die Tat-

sache, daß das bäuerliche Parzelleneigenturn und die mit ihm zusammenhängende individualistische 

Betriebsweise unrettbar dem Untergang verfallen sind, daß die Rettung der Bauerschaft nur durch 

den Übergang zur kollektivistischen Wirtschaft mit Hilfe der sozialisierten Industrie möglich ist, muß 

klarer herausgearbeitet werden. Karl Mar x  hat das mit außerordentlicher Schärfe ausgeführt, als er 

schrieb: „Das Parzelleneigentum schließt seiner Natur nach aus: Entwicklung der gesellschaftlichen 
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Produktivkräfte der Arbeit, gesellschaftliche Formen der Arbeit, gesellschaftliche Konzentration, 

Viehzucht auf großem Maßstabe progressive Anwendung der Wissenschaft.“ 

Für die kapitalistischen Länder stärker unterstrichen werden muß die Aufgabe der Revolutionierung, 

Schulung und Befreiung des Landpr o l e t a r i a t s  als der für die proletarische Revolution auf dem 

Lande en t sch e i denden  Schicht. Wir erinnern an die Ausführungen Friedrich Enge l s  in den Vor-

bemerkungen zum Bauernkrieg und an die Formulierungen der Agrarthesen des 2. Weltkongresses. 

Im Hauptabschnitt IV wäre es wertvoll, die verschiedenen Stufen des Bündnisses der Arbeiter und 

Bauern aufzuzählen: a) Das Bündnis zum Sturze der Bourgeoisie bis zur Übernahme der Macht durch 

das Proletariat, b) das militärische Bündnis zur Verteidigung der Sowjetmacht, auch bei einem Zu-

stand des „Kriegskommunismus, c) das wirtschaftlich-kulturelle Bündnis zum Aufbau des Sozialis-

mus. Als Ziel des Bündnisses darf nicht nur die Eroberung und Behauptung der Macht durch das 

Proletariat betont werden, sondern auch die Befreiung der Bauern aus der kapitalistischen Ausbeu-

tung entsprechend dem Satze von Karl Mar x: 

„Nur der Fall des Kapitals kann den Bauern steigen machen, nur eine antikapitalistische, eine prole-

tarische Regierung kann sein ökonomisches Elend, seine gesellschaftliche Degradation brechen.“ 

(„Klassenkämpfe in Frankreich“) [476] 

* 

Zum neuen Programmentwurf  
Von H e r m a n n  D u n c k e r  

Der vorliegende Entwurf vermag leider nicht restlos zu befriedigen. Uns scheint, als ob gegenüber 

dem Entwurf von 1924 der jetzige an Straffheit des gedanklichen Aufbaues und an klarer Disposition 

eingebüßt hat. Vor allem: er ist zu breit, bringt Wiederholungen und verwechselt vielfach das Pro-

gramm mit einem Kommentar zum Programm. 

Wir wollen im folgenden zunächst eine Reihe von Einzelheiten hervorholen, die unseres Erachtens 

einer besseren Formulierung bedürfen. 

Die E i n l e i t un g ist gegenüber der früheren Einleitung um das Doppelte gewachsen. Aber das führte 

zu überflüssigen Wiederholungen. Um mit Kleinem anzufangen – und  i n  e inem  Pr og r amm  

m uß  j edes  Wor t  au f  d i e  Go l dwa a ge  ge l eg t  we r den!–: was soll die Nebeneinanderstellung 

von „Ausbeutung, Unterdrückung und  Knech t ung  des Proletariats“ (im 4. Absatz)? Unterdrü-

ckung und Knechtung sind Synonyme. Dann hätte man schon besser neben der wirtschaftlichen Aus-

beutung und politischen Unterdrückung die kulturelle Verkümmerung des Proletariats aufgezählt. 

Wie im ersten Entwurf wird auch jetzt wieder Marx als Gr ünde r des  Kom m uni s t enbundes  

hingestellt (Absatz 10). Das ist historisch nicht ganz richtig. Auf dem Kongreß im Sommer 1847, der 

den Bund der Gerechten in den Kommunistenbund umtaufte, war Marx selbst nicht einmal zugegen. 

Wenn im letzten Absatz von einer Anwendung der „revolutionären Met hod e des dialektischen Ma-

terialismus“ gesprochen wird, so ist hier der Ausdruck „Methode“ zu eng. Der dialektische Materia-

lismus ist eine umfassende Weltanschauung und nicht nur eine Methode. Im Marxismus gehören 

Methode und Resultat zueinander wie Praxis und Theorie. Unklar ist, wie in der „Erfassung breitester 

Massen durch die revolutionäre proletarische Bewegung“ als von einem „neue n P r i nz i p“ der Kom-

munistischen Internationale geredet werden kann (Absatz 8). Revolutionäre Massen-parteien wollte 

doch auch schon die II. Internationale aufstellen. Ebenso erscheint mir die Stilisierung im Absatz 9 

verfehlt. Was soll hier die Hineinstellung des Wortes „gleichzeitig“!? Die revolutionäre proletarische 

Bewegung ist ja doch identisch mit dem Kampf um die proletarische Weltdiktatur. Der ganze Absatz 

5 gehört eigentlich nicht in die Einleitung, sondern zum Absatz 14 des ersten Abschnitts. Irreführend 

könnte auch die letzte Zeile dieses Absatzes 5 erscheinen: daß „nu r  im erbitterten Kampf gegen die 

Sozialdemokratie“ das Proletariat seine historische Mission erfüllen kann*). Das klassenbewußte 

 
*) Ähnlich wird im 6. Abschnitt, Absatz 7, die Sozialdemokratie als der „H a u p t f e i n d  der proletarischen Revolution“ 

bezeichnet. 
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Proletariat hat schließlich doch auch noch gegen die übrigen bürgerlichen Parteien zu kämpfen! 

Ebenso erscheint uns die Fassung im Absatz 1 – sie wiederholt sich im Absatz 17 des ersten Ab-

schnitts –‚ daß die gegenwärtige Krise des Kapitalismus beweise, daß „die m a t e r i e l l en  Vor aus -

s e t zungen  f ü r  den  Soz i a l i smus  bereits herangereift sind“, nicht ganz glücklich. Diese materi-

ellen Voraussetzungen waren bereits vor der letzten Krise herangereift. Man lese darüber Engels 

„Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur Wissenschaft“, und die Darlegungen dort stammen 

bereits aus dem Jahre 1878. 

Der erste Abschnitt des Programms behandelt das „We l t sys t e m de s Kap i t a l i sm u s, seine Ent-

wicklung und seinen unvermeidlichen Untergang“. Wir können in der Formulierung „Weltsystem des 

Kapitalismus“ keine glückliche Bereicherung des marxistischen Sprachschatzes sehen. Es gibt ein 

Weltsystem des Ptolomäus oder des Kopernikus, – aber das hat bekanntlich mit dem Kapitalismus 

nichts zu tun. Völlig unzulänglich erscheint uns der Absatz 1. Diese acht Zeilen genügen keinesfalls 

zur Kennzeichnung des Wesens des Kapitalismus. Das Programm wendet sich doch an den allerbrei-

testen Leserkreis und darf so gut wie nichts voraussetzen. [477] Da war die theoretisch auch nicht 

ganz glückliche Fassung des ersten Entwurfs immerhin besser. Was soll nun gar die Nebeneinander-

stellung: „Das Ausbeutungsverhältnis und  d i e  ökonom i sc he  He r r scha f t  der Bourgeoisie“? Ist 

das nicht völlig dasselbe?! Im Absatz 3 ist die Formulierung des „anarchischen Gange s“ der kapi-

talistischen Produktion eine nicht sehr glückliche Wendung. Das ganze Produktionssystem des Ka-

pitalismus ist anarchisch. Von dem speziellen „Gang der Produktion“ kann man das nicht ohne wei-

teres behaupten. 

Auf die Krisentheorie, wie sie in den folgenden Zeilen des Absatzes dargestellt wird, will ich hier 

nicht weiter eingehen. Das bedarf einer besonderen Untersuchung, die vom Genossen Gerber bereits 

begonnen worden ist. Seinem Vorschlag, die betreffende Stelle des Programmentwurfs (er hatte noch 

den früheren Entwurf im Auge) zu ändern, pflichten wir bei. (Siehe „Internationale“, Heft 11 vom 1. 

Juni, S. 372.) Absatz 4 spricht von der Änderung der „inneren Struktur der kapitalistischen Gesell-

schaft“. Wir glauben, das ist zu weit gegriffen. Gerade die innere Struktur hat sich nicht wesentlich 

geändert, sie hat sich nur entfaltet. Man vergleiche die Zeichnung des Kommunistischen Manifests 

von 1848 mit der kapitalistischen Gesellschaft von heute! Im zweiten Teil des ersten Abschnitts (von 

Absatz 7 an) wird dann der Imperialismus eingehender dargestellt. Gewiß tritt der Monopolkapitalis-

mus dem Kapitalismus der freien Konkurrenz gegenüber, aber so allgemein kann man doch nicht von 

der „Ver wand l ung“ der freien Konkurrenz in das Monopol sprechen. Im Absatz 13 wird ja dann 

ganz richtig gezeigt, wie auch im Monopolkapitalismus die Konkurrenz auf größerer Basis nur um 

so bedeutsamer wird. Irreführend scheint es mir zu sein, wenn im Absatz 18 von einem „Zerfall der 

e i nhe i t l i che n Weltwirtschaft“ im Imperialismus gesprochen wird. Wo schuf der Kapitalismus 

eine „einheitliche“ Weltwirtschaft?! Das ist doch erst das Ziel des Weltkommunismus. 

Im zweiten Abschnitt hat die Darstellung des Faschismus mit Recht gegenüber dem früheren Entwurf 

eine breitere Form erhalten. Aber wenn es da (Absatz 13) ganz allgemein heißt, daß „sich die Bour-

geoisie i m s t e i gende n Maße  genö t i g t  s i eh t, das parlamentarische System durch faschistische 

Herrschaftsmethoden zu ersetzen“, so ist das zu einseitig gesehen. Wir erinnern an die bekannte For-

mulierung von Engels, wonach die demokratische Republik der Boden ist, auf dem die Entscheidungs-

schlacht zwischen Kapital und Arbeit ausgefochten werden wird. Ebenso ist die Formulierung, daß 

sich der Faschismus in Zeiten, „d i e f ü r d i e Bour geo i s i e be sonde r s k r i t i s c h s i n d, als eine 

antikapitalistische Kraft gebärde“, ziemlich dunkel. Sicher ist doch die proletarische Revolution eine 

für die Bourgeoisie besonders kritische Zeit, dürften wir da auf die antikapitalistische Kraft des Fa-

schismus rechnen?! Das hat man natürlich nicht sagen wollen. Der ganze zweite Abschnitt ist eigent-

lich ein Teil des ersten Abschnitts und sollte daher auch äußerlich mit ihm eng verbunden erscheinen. 

Bei der Ausmalung des kommunistischen Endziels (Abschnitt 3, Absatz 4) waren wir etwas verwun-

dert, zu hören, daß alsdann die Arbeit „aus einem Mittel zur Lebenshaltung zum dr i ngends t e n 

Lebensbedürfnis wird“. So weit hatte sich der frühere Entwurf nicht verstiegen, und es erscheint uns 

auch allzu sehr aus dem Gesichtswinkel europäischer Betriebsamkeit gesehen. Marx formulierte im 

„Kapital“ (3. Band, 2. Hälfte, S. 355): „Das Reich der Freiheit beginnt erst da, wo das Arbeiten, das 
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durch Not und äußere Zweckmäßigkeit bestimmt ist, aufhört“. Das ist eindeutig und klar. Wir leben 

nicht, um zu arbeiten, sondern arbeiten, um zu leben. Ebenso will uns das gänzliche Aufhören auch 

des „Privateigentums an den Konsum t i onsm i t t e l n“ (Absatz 9) nicht in den Kopf. Die Güter des 

individuellen konsumtiven Verzehrs müssen doch schließlich im Privateigentum des Verbrauchers 

endigen. Wenn man dann – und mit Recht! – Sozialismus und Kommunismus gegeneinander ab-

grenzt, müssen beide un-[478]bedingt schärfer umrissen werden. Sonst bleibt diese Unterscheidung 

für den Leser völlig mißverständlich. 

Der Abschnitt 4 ist meines Erachtens – abgesehen von seiner Länge! – am besten gelungen. Das 

Marx-Zitat zu Beginn (Absatz 1) sollte als solches gekennzeichnet werden. Dasselbe gilt dann auch 

später für den Schlußabsatz im Abschnitt 6. Wir würden auch vorschlagen, im Absatz 4 das Wort von 

der „Hegemonie“ der Arbeiterklasse, wie es durch Lenin populär geworden ist und wie es auch der 

erste Entwurf noch enthielt, nicht durch „Führun g“ zu ersetzen. Es wäre schon gut, wenn dieses 

Schlagwort von der Hegemonie sich unter den Massen einbürgerte. 

Ungerechtfertigt erscheint die Abtrennung des Abschnitts 5 vom Abschnitt 4. Es ergeben sich da 

andauernd Wiederholungen, sowohl in der Kennzeichnung der Volkswirtschaft der Sowjetunion als 

auch bei der Betonung der Aufgaben gegenüber den kolonialrevolutionären Bewegungen. 

Solche Wiederholungen machen sich noch unangenehmer bemerkbar im Schlußabschnitt (Abschnitt 

6). Dort decken sich die Absätze 24 bis 28 in ihren wesentlichen Teilen mit den entsprechenden 

Schlußabsätzen des vierten Abschnitts. Die Aufzählung der „anderen Richtungen innerhalb der Ar-

beiterklasse, die der neue Entwurf gegenüber dem früheren (im Absatz 1 bis 11) durchgeführt hat, 

gehört nicht in ein Programm, ebensowenig wie die Geschichtserzählung im Anfang des zweiten 

Abschnitts (Absatz 2). 

Alles in allem genommen: so wenig im Grunde gegen die theoretische Hauptlinie des Programms zu 

sagen ist, so sehr muß für eine Überarbeitung und energische Verkürzung der Gesamtdarstellung 

plädiert werden. Die ist möglich und wird der Durchschlagskraft des Programms sehr zustatten kom-

men. 

LITERATUR 

Alfons Goldschmidt: 

„Deutschland Heute“ 

Ernst-Rowohlt-Verlag. 122 5. Geb. 5,50 Mk. 

Das ist ein mutiges Buch. Kein wissenschaftliches Nachschlagewerk, kein offiziöses Kompendium, 

wie das des Locarno-Franzosen Mortane, auch kein Buch, das den Anspruch erhebt, etwa dem exak-

ten historischen Materialismus folgend, eine wissenschaftliche Abhandlung über das Zeitalter der 

kapitalistischen Rationalisierung, des Schlichtungswesens und der Herzöge von Afghanistan darzu-

stellen. Goldschmidt hat einen sozialpsychologischen, durchaus antibourgeoisen, witzigen, halbfeuil-

letonistischen Baedeker für Deutschland geschrieben, vor allem für die Deutschen selber. Welche 

Physiognomie hat Deutschland beute? Goldschmidt spintisiert nicht nach billiger Manier über die 

deutsche Seele. Er sieht sich sogleich nach der Grundlage alles Physiognomischen und Seelischen 

um, nach der Ökonomie, ihren Objekten und Subjekten. Wohin ist Deutschlands geographisches und 

sein wirtschaftliches Antlitz gewendet? Das sind Goldschmidts Vorfragen. Er stellt in seiner Antwort 

seine Betrachtungen von Anfang an unter die Maxime, daß Deutschland „die mechanisierteste euro-

päische Maschinenvorhalle des Ostens“, daß es mit dem erwachenden Osten auf Tod und Leben ver-

bunden sei. Das Buch beginnt mit dem deutschen Arbeiter und mit ihm schließt es. Das ist ein Zeichen 

dafür, daß Goldschmidt weiß, wo heute der Funken der Geschichte ruht. Goldschmidt stellt alles in 

Vergleich mit der einzig lebenden Kraft, die in Deutschland wirkt, mit dem Proletariat. Das gibt dem 

sonst in wenig flackernden, dann und wann gewollt heißenden und witzigen, aber immer geistvollen 

Buch sein wertvolles Fundament. Es ist ein mutiges Buch. Weil es den Deutschland von heute schal-

lend Bis Gesicht schlägt. Es demaskiert, verhöhnt, registriert und katalogisiert mit einer erstaunlichen 

und nicht zuletzt auch sprachschöpferischen Kraft. Goldschmidt nimmt sich fürwahr kein Blatt vor 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 437 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

den Mund. Man bekommt beinahe Herzklopfen, wenn man da alles fein säuberlich vorerzählt be-

kommt, wie abscheulich dieses bürgerliche, dieses Justemilieu-Deutschland ist, von der Frisur über 

die Bärte und die Sprache bis zur Häuserfassade und hinein in die Schlafzimmer. [479] Goldschmidt 

kennt sein Land; es sollte sein Buch lesen! 

Der schwächere Teil ist der über Produktion und Wirtschaft. Er kann sich weder an Stichhaltigkeit 

noch auch an Darstellungswucht mit der Schilderung des deutschen Menschen der Hindenburg-Re-

publik messen. Goldschmidt geht hier seine, leicht vulgär werdenden, nach Simplifizierung haschen-

den Wege. Das ist nicht ungefährlich. Trotzdem sei es anerkannt, daß er auch hier eine scharfe Klinge 

gegen das Kapital führt, mit dem Bestreben, den Weg der Arbeiterklasse als den Weg der deutschen 

Zukunft zu beleuchten. Das Schlußkapitel ist, wie bereits erwähnt, dem Proletariat gewidmet. Gold-

schmidt ist parteimäßig nicht gebunden und 

seine Analysen unterscheiden sich vom Leninismus nicht nur durch eine tüchtige Portion Individua-

lismus. Dem ehrlichen Abscheu vor Bonzentum, Bürokratismus, Kleinbürgerei, Parvenütum und al-

len übrigen Varianten reformistischer Dekadenz, die er treffend geißelt, wird nur eine allgemeine und 

verschwommene Umschreibung des für die proletarische Sache Notwendigen gegenübergestellt. Mit 

einem nochmaligen Bekenntnis zur russischen Revolution und mit einem Appell, den Blick nach dem 

Osten zu richten, schließt Goldschmidt seine Streitschrift gegen das Deutschland von heute. Sie ist 

lesenswert, anregend und reizt gleichermaßen zu Beifall und Widerspruch. Aber das  Zeugnis kann 

man Goldschmidt ausstellen: Sein Buch ist ein Gewinn. O. H. 

* 

Jungsozialistische Schriftenreihe 

O. J ens se n: „Der Kampf um die Staatsmacht. Was lehrt uns Linz? Doppelheft). – D r. K l aus  

Zwe i l i n g: „Aufstieg und Niedergang der kapitalistischen Gesellschaft. – D r. A l f r ed  Br aun t ha l: 

„Die Entwicklungstendenzen der kapitalistischen Wirtschaft.“ – E r ns t  Re i nha r d: „Abrüstung ... 

zum neuen Krieg“. – S i eg f r i ed  Mar k: „Reformismus und Radikalismus in der deutschen Sozial-

demokratie“. – Erschienen in der „Jungsoz i a l i s t i s chen  Sch r i f t en r e i h e“. Herausgegeben von 

der Reichsleitung der Jungsozialisten. – E. Laubsche Verlagsbuchhandlung, Berlin 1927. Preis des 

Heftes 85 Pfennig. 

Diese Schriftenreihe, die nach dem Siege der „Linken“ bei den Jungsozialisten von ihrer Reichslei-

tung, mit Unterstützung von Max Adler, Engelbert Graf und Anna Siemsen, herausgegeben wird, gibt 

eine Art Querschnitt durch die „Gedankenwelt“ des gegenwärtigen Zentrismus, wenn man ein Chaos 

widersprechender und oberflächlicher Gedanken eine „Welt“ nennen kann. Wer in diesen Heften et-

was Neues zu finden hofft, sieht sich enttäuscht. Keiner der Autoren geht über die bekannten Sophis-

men des Austromarxismus hinaus. 

Die z e n t r a l e  Frage in den Auseinandersetzungen zwischen Reformismus und Kommunismus, die 

Frage des S t aa t e s  wird nur in der Schrift von J ens sen  behandelt. Diese besteht in wesentlichen 

aus Auszügen aus den Debatten des Linzer Parteitags der SPÖ und dem Abschnitt des Linzer Pro-

gramms, der die austromarxistische Theorie von der Eroberung der Staatsmacht formuliert. Jenssen 

geht nicht nur nicht über dieses austromarxistische Programm hinaus, er hält es nicht einmal für not-

wendig, Hilferdings offene Revision der marxistischen Staatstheorie vom Standpunkt des Austromar-

xismus aus zu kritisieren, obwohl er Hilferdings Referat auf dem Kieler Parteitag erwähnt. Aus eige-

nen Mitteln steuert er zum Problem der Demokratie originelle Entdeckungen bei, wie die, daß „die 

Demokratisierung der Reichswehr noch erkämpft werden“ müsse oder, daß die Demokratie als 

„Selbstverwaltung der Massen“ nicht „Abwesenheit der Bürokratie“, sondern „ein Zusammenwirken 

des Beamtentums mit den Organisationen der Massen“ bedeute (S. 19). Dies wird mit einem gelehrten 

Ausdruck „funktionelle Demokratie“ genannt, läuft aber auf nichts anderes hinaus als auf die beliebte 

„Wirtschaftsdemokratie“. Zur Frage der proletarischen Diktatur steuert unser Denker den tiefsinnigen 

Satz bei: 

„Wir neigen dazu (II, den Begriff der Diktatur des Proletariats, wie ihn Marx 1875 auslegte, heute nicht für 

anwendbar zu halten.“ 
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Außer dieser seiner „Neigung ‚ hat Jenssen keine Argumente. Zu den aktuellen Fragen in Deutschland 

meint Jenssen, nachdem er sich von der „absoluten Koalitionsgegnerschaft“ abgegrenzt hat, die vo-

raussichtliche Entwicklung der nächsten Zeit sei einer fruchtbaren Koalitionspolitik nicht günstig, 

wobei er als ein Haupthindernis die Existenz einer proletarischen Partei neben der in der Koalition 

befindlichen Arbeiterpartei anführt. Also keine prinzipielle Gegnerschaft gegen die Koalitionspolitik, 

sondern nur die Besorgnis, durch sie zu viele Arbeiter an die KPD zu verlieren. 

Sehr merkwürdig spiegelt sich die Weltgeschichte in dem Kopfe Zwe i l ing s, der sich als Redakteur 

und Kursuslehrer in der SPD in Zwickau und Plauen beschäftigt.. Wir wollen hier nicht alle seine 

Geschichtsklitterungen darstellen und kritisieren, sondern nur einige besonders originelle „Entde-

ckungen“ erwähnen. Der St a a t  entsteht nach Zweiling weder aus der Klassenscheidung auf der 

Grundlage des Privateigentums, noch [480] aus der Sklaverei, noch aus der Unterwerfung eines Stam-

mes durch einen anderen, sondern nur zum  Schu t z  de s  Ve rkeh r s! Dieser aber soll sich zwischen 

den Familien entwickelt haben, in die die Gens zerfallen sei. Mit dem Untergang der Gens würden 

danach nicht Klassen entstehen, deren unüberbrückbarer Gegensatz den Staat hervorbringt, sondern 

ein Warenverkehr zwischen Familien, unter denen „keinerlei produktionsorganisatorische Verbin-

dung“ bestanden habe. Dann würden die Aufgaben der Gesellschaft zwischen Familie und Staat ge-

teilt! Diese originelle, von Zweiling entdeckte Form der Gesellschaft nennt er aus irgendwelchem 

Grunde die feudale“ und rechnet zu ihr alle Gesellschaftsformen vom Untergange der Gens bis zur 

Entstehung des Kapitalismus. 

Nicht besser wird es, wenn unser Geschichtsforscher sich aus fernen Ländern und Zeiten in unsere 

Gegenwart begibt. Da erfahren wir beispielsweise von drei Formen des Kapitalexportes: 1. „Ausfuhr 

derjenigen Waren, die der heimische Markt nicht zu fassen vermag“. Warum das Kapi t a l export ist, 

ist Zweilings Geheimnis. „Kolonialgebiete, die diese Möglichkeit bieten, nennen wir Absa t z -

m är k t e!“ Danach gibt es also außerhalb der Kolonialgebiete keine Absatzmärkte. 2. Erschließung 

neuer Rohstoffquellen. Dies soll „echter Kapitalexport“ sein und solche Kolonialgebiete sollen Roh-

stoffgebiete heißen. Es bleibt dunkel, warum Kapitalanlagen in industriellen. Ländern nicht „echter 

Kapitalexport sind und warum Rohstoffgebiete nur in kolonialen Ländern vorkommen sollen. 3. An-

siedlung des Bevölkerungsüberschusses. Warum dieser Menschenexport „Kapitalexport“ sein soll, 

bleibt gänzlich unverständlich. Auf Grund solchen dilettantischen Geschwätzes wird dann der Impe-

rialismus als „Drang zu kapitalistischer Kolonisierung, der von starken militärischen Rüstungen be-

gleitet ist“ (S. 28) definiert. Mit Hilfe solcher Definitionen kommt Zweiling zu dem Ergebnis, daß 

der Ausdehnungsdrang des zaristischen Rußlands nicht imperialistischer, sondern „echt feudalisti-

scher Natur“ (S. 30) gewesen sei und schließlich gar, daß Sowjetrußland „sich zur Zeit in einer ei-

genartigen Übergangsperiode von der feudalistischen zur kapitalistischen Gesellschaft“ (!) befinde. 

(S. 40). Bei einer so flachen Auffassung des Imperialismus fehlt naturgemäß jedes Verständnis für 

die Bedeutung und die Rolle des Sozialimperialismus. Und so kann der Sozialdemokrat Zweiling mit 

gespielter Naivität, als ob er nichts von der Rolle der sozialpatriotischen Führer wüßte, „objektiv“ 

feststellen, daß es „den deutschen Kapitalisten durch geschickte Verschleierung der tatsächlichen 

Kriegsursachen und Ziele gelungen war, auch den größten Teil des deutschen Proletariats, ja sogar 

seine Klassenkampforganisationen in ihren Dienst zu stellen.“ (S. 30). Natürlich ist daran nur der 

„Unverstand der Proletarier“ schuld, „die da meinten, an der Seite ‚ihrer Kapitalisten sich Vorteile 

vor den anderen auf Kosten von Menschen geringerer, gesellschaftlicher Entwicklung erkämpfen zu 

können. Nachdem sie – (immer „die Proletarier“, Lz.) – skrupellos, schwach oder unverständig genug 

waren, durch Meere von Blut diesem Ziele zustreben zu wollen, stehen sie am Ende – soweit sie den 

Wahnsinn des Krieges überlebten – hungernd und frierend vor verschlossenen Fabriktoren!“ (S. 33). 

Ganz so, verehrter Herr Zweiling, liegen die Dinge doch nicht! Die schwachen und unverständigen 

Proletarier stehen genau so wie die starken und klassenbewußten hungernd und frierend vor den 

Fakriktoren, oder ausgebeutet und geschunden in den Fabriken, aber diejenigen, die skrupellos ihr 

Geschäft mit den Imperialisten auf Kosten des Meeres von Blut gemacht haben, die Führer Ihrer 

Partei, die hungern und frieren nicht, die sitzen satt und warm in den Regierungsposten des imperia-

listischen Staates! Wer das verschweigt und aus dieser Tatsache keine Folgerungen zieht, sondern 
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den skrupellosen sozialimperialistischen Führern hilft, die Arbeiter für ihre Politik auszunützen, der 

gebraucht leere Phrasen, wenn er, wie dieser Zweiling als „das schlimmste Übel, das heute an den 

proletarischen Organisationen frißt“, das Bedürfnis bezeichnet, „durch schlaues Paktieren mit der 

Bourgeoisie irgendeine kleine ‚Errungenschaft für das ‚eigene Proletariat einzuheimsen (S. 44), und 

als wichtigste Tagesaufgabe die „Sammlung der Proletarier aller Staatskreise“, Gemeint ist hier wohl 

das alte „Ideal des Zentrismus, die Vereinigung aller „Arbeiterparteien“ von den skrupellosesten So-

zialimperialisten bis zu den Bolschewisten, Als Krönung des ganzen Ignorantengeschwätzes wird 

zum Schluß noch das Ziel des Sozialismus als eine Gesellschaft charakterisiert, „in der die Produkti-

onsmittel und der an ihnen erzeugte Mehrwert (!) nicht privates, sondern gesellschaftliches Eigentum 

sind.“ Wie muß es in den Köpfen der Arbeiter aussehen, auf die solche „Theoretiker“ als Kursuslehrer 

losgelassen werden! Lenz. (Fortsetzung folgt) 

[481] 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕Berlin, den 15. Juli 1928 ⁕ Heft 14 

Die Sozialdemokratie an der Spitze der Koalitionsregierung des deutschen Imperialismus 

Lz. Die Regierung He rm ann  Muller ha t  ihr Amt mit dem Regierungsprogramm angetreten das 

man nach ihrer Entstehung und ihrem politischen Charakter erwarten mußte. Dem Führer der deutsch-

nationalen Opposition, dem Grafen Wes t a r p, fiel es schwer, einen Angriffspunkt zu finden gegen 

ein Regierungsprogramm, das in allen Punkten mit dem des Bürgerblocks übereinstimmte. Selbst in 

der Frage der Vertretung der Interessen des Großgrundbesitzes, der eigentlichen Domäne der 

Deutschnationalen, konnte Westarp dem sozialdemokratischen Kanzler nur den Vorwurf machen, 

daß er die Agrarpolitik der bisherigen Regierung übernehme. Zuvor hörten wir von den Sozialdemo-

kraten den Vorwurf, daß der Bürgerblock ihnen ihre „sozialistische“ Außenpolitik gestohlen habe. 

Aus diesem Streit um das Urheberrecht ergibt sich nun die Folgerung, daß es im Wesen dieselbe 

Politik ist, die alle Parteien des deutschen Imperialismus, von den Deutsch-nationalen bis zu den 

Sozialdemokraten, vertreten. Der Stahlhelmmann und Vorsitzende der volksparteilichen Fraktion, 

Sc h o l z, hatte Recht, als er den Deutschnationalen sagte, daß ihre Partei „ihrer ganzen Struktur nach 

mindestens ebenso geeignet wäre, wie beispielsweise die Deutsche Volks-partei mit der Sozialdemo-

kratischen Partei eine Koalition oder ein ähnliches Verhältnis einzugehen“. 

Dem sozialdemokratischen Koalitionskanzler war von seinen Koalitionspartnern nicht nur der Inhalt, 

sondern auch die Form der Regierungserklärung so streng vorgeschrieben worden, daß er nicht ein-

mal den Schein einer besonderen Vertretung der Arbeiterinteressen wahren konnte. Die Regierungs-

erklärung erging sich des langen und breiten über die „schwere Notlage“ von Handwerk, Handel und 

Gewerbe und fand für die „Wiederherstellung der Rentabilität der Landwirtschaft“ (u. a. durch „Aus-

schaltung übermäßiger Schwankungen der Vieh-, Getreide- und Kartoffelpreise“, d. h. durch die 

staatliche Förderung des Lebensmittelwuchers) so warme Worte, daß der Volksparteiler Scholz ohne 

Widerspruch feststellen konnte, „daß diese Regierungserklärung in bezug auf die Landwirtschaft stär-

ker, eindringlicher und umfangreicher war als die irgendeiner der Regierungen, die wir in letzter Zeit 

erlebt haben, selbst Erklärungen, hinter denen die Deutschnationalen standen“. Dagegen findet man 

in der ganzen Erklärung kein Wort über die durch die kapitalistische Rationalisierung ungeheuer ge-

steigerte Ausbeutung der Arbeiter in den Betrieben, kein Wort über die furchtbare Not der dauernden 

Massenerwerbslosigkeit. 

Selbst die Blätter der „linken“ Sozialdemokraten, deren oppositioneller Heidenmut gerade dazu aus-

reichte, sich, und das auch nur zum Teil, von der Abstimmung über die Regierungserklärung zu drü-

cken, müssen zugeben, [482] daß überall dort, wo von Arbeiterforderungen die Rede ist, die Regie-

rung sich mit dem Versprechen begnügt, „zu prüfen“, während alle Forderungen der Bourgeoisie 

klare und bestimmte Zusagen erhalten. 

E i ne  Reg ie r ung  de r  T r us t s, e ine  Reg i e rung  de s  deu t s chen  I m pe r i a l i sm u s, so nann-

ten wir diese Koalitionsregierung, als noch um ihr Zustandekommen geschachert wurde. Schon die 

Regierungserklärung hat diese Voraussage mit aller Deutlichkeit bestätigt. 

„Die Entwaffnung Deutschlands ist bis zum letzten Ende durchgeführt“, das sagt ein Vertreter jener 

Partei, deren Wahlredner die Ablehnung des Wehretats als eine Tat gegen die deutschen Rüstungen 

rühmt. Scharf formuliert Hermann Müller jenen Satz, mit dem die Vertreter des deutschen Imperia-

lismus seit jeher den Kampf für die ungehemmte Aufrüstung führen: 

„Die Welt muß sich darüber klar werden, daß es auf die Dauer ein unmöglicher Zustand ist, daß ein 

großes Land wie Deutschland einseitig abgerüstet sich inmitten von Ländern befindet, die bis an die 

Zähne bewaffnet sind.“ 

Und wie in Erinnerung an jene „große Zeit“, in der die Sozialdemokraten beglückt das Wort Wilhelms 

aufnahmen: „I c h  kenne  ke i ne  Pa r t e i en  meh r“‚ verkündet der Kanzler der Großen Koalition 

die „r e i n  va t e r l änd i s c he  und  übe r pa r t e i l i che  E i ns t e l l un g“ der Reichswehr und das Ziel, 
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„daß die Fragen der Wehrmacht nicht mehr unter Parteigesichtspunkten behandelt werden, daß j e de r 

Deu t s c h e s t o l z  au f  unse r e  Wehr m ach t ist“. Der Panzerkreuzer wird gebaut, der Wehretat 

wird nicht herab-, sondern heraufgesetzt, die offenen und geheimen Kriegsrüstungen gehen weiter, 

und das einzig Neue an diesem imperialistischen Rüstungsprogramm ist, daß die Sozialdemokratie in 

der Linie, die Gr oene r bereits in der Zeit des Bürgerblocks entwickelte, die Aufgabe übernimmt, 

mit Hilfe von etwas „republikanischem“ Firnis um Vertrauen für die Reichswehr „in allen Bevölke-

rungsschichten“ zu werben. 

Die Frage des Verhältnisses zur Sowj e t un i o n umging der sonst mit Worten nicht sparsame Mü l -

l e r mit einem vielsagenden Schwe i ge n. Gewiß kann die SPD in der Frage der außenpolitischen 

Orientierung so wenig wie in irgendeiner anderen eine selbständige, von den Interessen der imperia-

listischen Bourgeoisie unabhängige Linie durchführen. Aber gerade hier kommt ihr Parteiinteresse 

an der Verschärfung des antibolschewistischen Kurses der allgemeinen Entwicklungsrichtung der 

Außenpolitik so sehr entgegen, daß man die Gefahr, die darin liegt, nicht unterschätzen darf. 

In der Regierungserklärung des sozialdemokratischen Kanzlers durfte natürlich auch nicht die Ver-

beugung vor dem wahren Herrn aller Regierungen und aller bürgerlichen Parteien in Deutschland 

fehlen, die Verbeugung vor dem Monopo l kap i t a l. Hermann Müller blieb es vorbehalten, in der 

Zeit des auf die Spitze getriebenen monopolistischen Preiswuchers, der schärfsten Kapitalsoffensive 

der Trustmagnaten, die in den Monopolgebilden wirkenden, „der Allgemeinheit nützlichen und die 

Leistung steigernden Kräfte“ zu rühmen und ihnen staatliche Förderung zu versprechen. Hat es an 

dieser auch bisher nicht gefehlt, so übernimmt die Sozialdemokratie als Propagandazentrale der Bour-

geoisie innerhalb der Arbeiterschaft die besondere Aufgabe, ein „besseres Verständnis“ für die Maß-

nahmen der Trusts und Kartelle „bei der Allgemeinheit“ zu erwirken. Dies ist der offen eingestandene 

Zweck der versprochenen „Erweiterung der Kartell- und Monopolgesetzgebung“ wie überhaupt aller 

jener arbeitsgemeinschaftlichen Methoden der „Wirtschaftsdemokratie“, der „gleichberechtigten 

Mitwirkung der Arbeitnehmer in Wirtschaft und [483] Sozialpolitik“, die Müller in Übereinstimmung 

mit seinen Parteigenossen vom ADGB besonders anpreist. 

In diesem Zusammenhang wird der Sinn der wirtschaftsdemokratischen Losungen besonders klar. 

Die Arbeiter, denen man auf dem Gebiete der Arbeits- und Lebensbedingungen gar nichts bietet, 

sollen mit dem Schein der Macht in Staat und Wirtschaft abgespeist werden. 

Dieses Regierungsprogramm ist selbst vom Standpunkt der üblichen sozialdemokratischen Forderun-

gen so mager, daß auch der „Vorwärts“ sich bemüht, die Erwartungen abzudämpfen. Er fabelt nur 

etwas von der „Tat“ der Abschaffung der Todesstrafe – obwohl es sich hier auch nur um eine Ankün-

digung handelt – und um eine Maßnahme, die, wenn sie überhaupt verwirklicht wird, bei der nächsten 

Verschärfung des Klassenkampfes praktisch wieder rückgängig gemacht werden wird. Aber im all-

gemeinen sagt selbst dieses unentwegteste Organ der Koalitionspolitik: „Gegenüber Ankündigungen 

sind wir skeptisch“. 

Aber trotz dieser „Skepsis, die von den sozialdemokratischen Organen mehr oder minder entschieden 

ausgesprochen wird, müssen d i e  Füh r e r  de r  Soz i a l dem okr a t i e  d i e  vo l l e  Ve r an t wor -

t ung  f ü r  d i e se  Koa l i t i ons reg i e r ung  übe r nehme n. Gerade zu diesem Zwecke haben die 

bourgeoisen Koalitionspartner die offizielle Koalition scheitern lassen und die Form der „Regierung 

der Persönlichkeiten“ gewählt, damit die Sozialdemokratie, die den Kanzler und die wichtigsten Mi-

nister stellt, vor den Massen mit der ganze n Verantwortung belastet erscheint, während alle anderen 

an der Regierung faktisch beteiligten Fraktionen möglichste Distanz vor dieser Regierung zu wahren 

suchen. Br e i t s che i d erklärte im Namen der SPD ausdrücklich: „Daß die Mitglieder des Kabinetts 

nicht an ihre Fraktionen gebunden seien, ist eine künstliche Konstruktion. Die Kabinettsmitglieder 

können ihre Funktionen nur verrichten, solange sie das Vertrauen ihrer Fraktionen besitzen. Die Bin-

dung besteht also, wenn auch mehr oder weniger unausgesprochen. Fü r  uns  Soz i a ld em okr a t e n  

g i l t  d i e  B i ndung  unbed i ng t.“ 

Diesem klaren Bekenntnis der SPD zu ihrer „Führung“ steht ein entgegengesetztes Verhalten der 

anderen Koalitionspartner gegenüber, das die „Deutsche Allgemeine Zeitung“ vom 6. Juli ganz 
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richtig mit folgenden Worten darstellt: „Mit Ausnahme der Sozialdemokratie, die auf Grund des 

Wahl-ausfalls ihre Verantwortlichkeit für das neue Regime nicht gut verwischen kann und sich hinter 

eine weitgehende Programmlosigkeit zu retten sucht, sind alle durch Persönlichkeiten im Kabinett 

vertretenen Fraktionen bestrebt gewesen, m ög l i chs t  wen i g  Ve r an t wor t ung  für das Kom-

mende zu übernehmen.“ 

Gegenüber diesen allgemeinen Versuchen, sich der Verantwortung zu entziehen, ist es die Aufgabe 

der Kommunisten, d i e vo l l e Ve ran t wor t un g de r  SPD wi e  auch  a l l e r  ande r en  bürge r -

l i chen  Pa r t e i e n‚ einschließlich der „oppositionellen“ Deutschnationalen, für alle Taten und Un-

terlassungen dieser Regierung ständig vor den werktätigen Massen festzustellen. 

Genosse Tha l he im e r entwickelte den Gedanken*), daß diese Regierung zwar eine Große Koalition 

sei, aber eine solche, welche weniger an die parlamentarischen Parteien als an die außerparlamenta-

rischen Machtorganisationen der Bourgeoisie gebunden sei. Diese Regierungsbildung zeige, [484] 

„wie das bürgerliche Klasseninteresse sich nicht nur durch die bürgerlichen Parteien, sondern auch 

über ihre Köpfe hinweg durchsetzt“. Das Proletariat aber habe kein Interesse an einer Entwicklung, 

„die die politischen Parteien der Bourgeoisie und des Kleinbürgertums sowie das bürgerliche Parla-

ment herabdrückt zugunsten einer Verstärkung der außerparlamentarischen Macht der Bourgeoisie“. 

Uns scheint, daß hier die Rolle der bürgerlichen Parteien und insbesondere der Sozialdemokratie bei 

den unzweifelhaft vorhandenen Tendenzen zum Abbau der bürgerlichen Demokratie, zu ihrer Ent-

wicklung in faschistischer Richtung verhängnisvoll verkannt wird. Es heißt, den bürgerlichen Parteien 

die Verantwortung für die Politik in dieser Richtung abnehmen, wenn man sie als von außerparla-

mentarischen Mächten der Bourgeoisie vergewaltigte arme Sünder hinstellt, während in Wirklichkeit 

das Finanzkapital ständig und ohne Schwierigkeiten seine Interessen durch seine Vertrauensmänner 

in allen bürgerlichen Parteien durchsetzt. Wenn z. B. S t r e sem an n, der Vorsitzende der Deutschen 

Volkspartei, gegen den Fraktionsvorsitzenden derselben Partei, Scho l z, einen rascheren Abschluß 

des Regierungsschachers herbeiführt, heißt das, daß das Trustkapital unmittelbar und gegen den Wil-

len der Deutschen Volkspartei diese Regierung eingesetzt hat? Aus so merkwürdigen Auffassungen 

würde sich die Schlußfolgerung ergeben, daß wir unseren politischen Kampf in erster Linie gegen die 

außerparlamentarischen Organisationen des Trustkapitals führen müßten, statt gegen die Sozialde-

mokratie und die anderen bürgerlichen Parteien, die die Politik des Trustkapitals in den Massen ver-

treten. Daher auch die absurde Formulierung in dem kritisierten Artikel: „Die bürgerlichen und die 

kleinbürgerlichen Parteien und ihr Schicksal können an sich die Arbeiterklasse kalt lassen“! Also das 

Schicksal unserer Todfeinde, deren Vernichtung unsere Hauptaufgabe ist, das soll uns „kalt lassen“! 

In der gegenwärtigen Situation, wo die Sozialdemokratie die Verantwortung für die imperialistische 

und reaktionäre Politik der Regierung offen übernimmt und daher gezwungen ist, diese Politik der 

Bourgeoisie mit gesteigerter Kraft in den Massenorganisationen der Arbeiterschaft zu vertreten, ist 

es unsere wichtigste Aufgabe, den Arbeitermassen klar zu machen, daß zwischen dem Proletariat und 

der kapitalistischen Klasse der Reformismus steht und daß die Durchbrechung dieses Schutzwalls des 

Kapitals die entscheidende Voraussetzung für einen erfolgreichen Kampf gegen die Bourgeoisie ist. 

Der Reformismus, der sich auf alle passiven, kampfscheuen Stimmungen in der Arbeiterschaft stützt, 

will seine eigene Machtlosigkeit gegenüber der Bourgeoisie mit einer Theo r i e  de r  Mach t l os i g -

ke i t  de r  Ar be i t e r k l a s se  rechtfertigen. Der „Vorwärts“ vom 29. Juni spricht es rundweg aus, daß 

die Arbeiterschaft durch den Kampf überhaupt nichts erreichen kann: 

„Allgemeiner gesprochen, steht ja die Sache so, daß bei dem gegebenen Kräfteverhältnis ohne ein Verhandeln 

und Sichverständigen praktische Erfolge für die Arbeiterbewegung überhaupt nicht zu erzielen sind. Das gilt 

für gewerkschaftliche ebenso wie für politische Kämpfe, sie finden ihren Austrag schließlich am Verhand-

lungstisch.“ 

Daß die Sozialdemokraten als Regierungspartner der Bourgeoisie und dazu als Minderheit im Kabi-

nett und im Parlament nichts für die Arbeiterschaft herausholen können, sondern durchführen, was 

 
*) In einen Artikel „Was bedeutet das Kabinett der Persönlichkeiten?“, der am 29. Juni in der „Sächsischen Arbeiterzei-

tung“ und in einigen thüringischen Parteizeitungen erschienen ist. 
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die bürgerliche Mehrheit beschließt, das soll also durch die Behauptung entschuldigt werden, daß 

[485] es außer dieser Methode des Verhandelns mit dem Klassenfeind überhaupt keine Methode zur 

Durchsetzung von Arbeiterforderungen gibt. 

Diese Argumentation stößt uns auf den Punkt, wo gegenwärtig die Hauptschwäche der deutschen 

Arbeiterbewegung, die Hauptaufgabe der Kommunistischen Partei liegt. Gewiß, kein Arbeiter wird 

mit einer Regierung zufrieden sein, die zur Besserung der Lage der Arbeiterschaft nicht das Geringste 

tun wird, unter deren Herrschaft im Gegenteil durch die Abschwächung der Konjunktur und die Ver-

schärfung der Kapitalsoffensive die Massen von einer weiteren Verschlechterung ihrer Lage bedroht 

sind. Die Enttäuschung an der reformistischen Politik wird unvermeidlich größeren Umfang anneh-

men. Diese Enttäuschung ist auch heute schon groß, ohne daß sie sich in revolutionäre Kampfenergie 

umgesetzt hätte. Aus dieser Enttäuschung wird nur dann eine Stärkung der revolutionären Kraft der 

Massen, ein Wachsen des Kommunismus hervorgehen, wenn die sich vom Reformismus abwenden-

den Arbeiter die Überzeugung gewinnen, daß das, was mit den Methoden des Reformismus nicht zu 

erreichen ist, durch den revolutionären Klassenkampf durchgesetzt werden kann. Diese Überzeugung 

von der Richtigkeit unserer Kampfmethoden und unserer Kampfziele werden wir in den Massen kei-

nesfalls allein durch Agitation und Propaganda, durch die Entlarvung der Sozialdemokratie, veran-

kern, dazu müssen die Kommunisten mehr leisten: d i e  Or gan i s i e r ung  und  Füh r ung  de s  

Kam pf es  de r  Ar be i t e r k l a s s e. 

* 

Der Kampf gegen das Schlichtungswesen  
Von P a u l  M e r k e r  

Das Schlichtungswesen ist eines der Machtmittel der herrschenden Bourgeoisie zur Hinderung der 

Arbeiter an dem wirksamen Kampf um ihre ökonomischen Forderungen, der in der Zeit der Truste 

und Monopole nur Erfolge haben kann, wenn die Arbeitermassen gut organisiert und auf breitester 

Front ihre Streikkämpfe führen. Massenkämpfe zur Durchsetzung ökonomischer Forderungen richten 

sich in der imperialistischen Phase der kapitalistischen Wirtschaftsentwicklung unmittelbar gegen die 

herrschende Bourgeoisie und haben große politische Wirkungen. Die Bourgeoisie kann sich der an-

stürmenden Arbeiter nur erwehren, indem sie die staatlichen Machtorgane gegen die Arbeiter ein-

setzt. Das Schlichtungswesen ist dabei eines der gefährlichsten Werkzeuge der Bourgeoisie. Seine 

Anwendung ist nur mit Unterstützung der reformistischen Gewerkschaftsführer möglich. Im Gegen-

satz zum Einsatz der Polizei und Klassenjustiz gegen kämpfende Arbeiter, der die Illusionen der Ar-

beiter-massen über den „demokratischen Charakter“ des bürgerlichen Staates zerschlägt, ist das 

Schlichtungswesen geeignet, solche Illusionen zu fördern, die darüber hinaus von der reformistischen 

Bürokratie systematisch gehütet und gefestigt werden. Das  Sch l i ch t ungswesen  d i en t  de r  

„Bef r i edun g“ des  Wi r t s cha f t s l eben s, e s  i s t  de r  Eckp f e i l e r  f ü r  d i e  i l l u s i onä r e  

„Wi r t s cha f t sdem okr a t i e“, f ü r  d i e  d i e  Ref o r mi s t en  den  „Kamp f“ f üh re n. 

Die Erfahrungen aus der Praxis der Schlichtungsorgane ergeben, daß sich deren Tätigkeit allein zum 

Schaden der Arbeitermassen auswirkt. Diese Tatsache mußten in Übereinstimmung sowohl die re-

formistischen Gewerkschaftsführer, als auch die Führer der Unternehmerorganisationen und das 

Reichsarbeitsministerium zugeben. 

[486] Im Jahrbuch des ADGB, Jahrgang 1924, erklärte der Bundesvorstand, „daß die Gewerkschaften 

in der Mehrzahl der Fälle die Verbindlichkeitserklärung von Schiedssprüchen beantragten. D i e  

s chwachen  Ar be i t e r s ch i ch t en  s e i en  ode r  g l aub t en  s i ch  v i e l f ach  au f  d i e  Ve r b ind -

l i chke i t s e r k l ä r ung  angewi e se n, abe r  de r  I nha l t  de r  Zwangs t a r i f e  s e i  ge r ade  f ü r  

s i e  wen i g  be f r i ed i gen d, denn oft werde die Verbindlichkeitserklärung gerade den schwachen 

Arbeitergruppen versagt. Fü r  s t a rke  Gewerkscha f t e n, die sich selbst helfen können, sei aber 

die Verbindlichkeitserklärung eher e ine  Hem mun g, als e ine  Fö r de run g.“ 

Der Reichsarbeitsminister Brauns mußte gegenüber dem volksparteilichen Abgeordneten Pfeffer zu-

geben, „daß insbesondere gar kein Zweifel darüber bestehe, daß die Löhne, die in freier Vereinbarung 

festgelegt werden, durchgehend höher liegen, als die Zwangstarife des Reichsarbeitsministeriums.“ 
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Auch die Unternehmer selbst brachten in der „Deutschen Allgemeinen Zeitung“ vom 6. Juli 1928 

zum Ausdruck, „daß sie sogar der Meinung sind, daß bisweilen insbesondere in der Übergangszeit 

unserer langsam sich erholenden Wirtschaft, manche Löhne noch einen stärkeren Auftrieb und man-

che Arbeitszeiten eine weniger günstige Regelung erfahren hätten, als es durch die Eingriffe des Staa-

tes möglich war.“ Die Statistiken über die Schiedssprüche und Verbindlichkeitserklärungen sprechen 

dieselbe deutliche Sprache. Im Bunde mit den reformistischen Führern hinderten die Schlichtungs-

instanzen starke, kampfesfähige Arbeitergruppen, ihre volle Macht für die Regelung der Arbeitsbe-

dingungen einzusetzen. Dies führte trotz sehr günstiger Konjunktur, gesteigerter Arbeitsleistung und 

guter Kampfesbedingungen zum Stillstand oder zur Verminderung der Reallöhne und verhinderte die 

Verkürzung der Arbeitszeit Die Unternehmer verdoppelten dagegen ihre Angriffe auf die Lebenslage 

der Arbeiter. Die Drohungen mit der Stillegung ganzer Industriezweige und mit der Aussperrung 

vieler hunderttausende Arbeiter beweisen, daß die sogenannte Befriedung des Wirtschaftslebens 

durch die Schlichtungsinstanzen das Machtbewußtsein der Unternehmer im Kampfe gegen die Ar-

beitermassen nur gestärkt hat. 

Schwache, nicht genügend kampfesfähige Arbeitergruppen haben keinen Nutzen durch die Tätigkeit 

der Schlichtungsinstanzen erzielt. Es ist eine Illusion zu glauben, daß die Schlichtungsinstanzen die 

mangelnde Kampfeskraft solcher Arbeitergruppen ersetzen. Die Schiedssprüche für solche Gruppen 

entsprachen fast niemals der tatsächlich vorhandenen Kampfeskraft der Arbeiter. Trotzdem wurde in 

der übergroßen Mehrzahl der Fälle durch die Verweigerung der Verbindlichkeitserklärung verhindert, 

daß selbst solche Schiedssprüche die Geltung als allgemein verbindliche Tarifverträge erhielten. Ein-

zelne Ausnahmen bestätigen nur die Regel und spielen bei der Beurteilung des Systems keine Rolle. 

Im Gegensatz zu den Reformisten, die das Schlichtungswesen als einen sozialen Fortschritt hinstel-

len, es vorbehaltlos unterstützen und systematisch an seinem Ausbau arbeiten, im Gegensatz auch zu 

den „linken“ Sozialdemokraten, die die Ausnutzung des Schlichtungswesens propagieren, lehnen die 

Kommunisten das staatliche Schlichtungswesen prinzipiell ab. Diese prinzipielle Ablehnung ergibt 

sich aus unserer marxistisch-leninistischen Stellung zum bürgerlichen Staat, aus unserer grundsätzli-

chen Auffassung, daß die Lage der proletarischen Massen nicht gemeinschaftlich mit, sondern nur 

im schärfsten Kampf gegen die Bourgeoisie und endgültig nur nach dem Sturz der kapitalistischen 

Ausbeuterwirtschaft gebessert werden kann. 

Die prinzipielle Ablehnung des Schlichtungswesens erfordert jedoch seine Bekämpfung bis zur Zer-

schlagung und Beseitigung. Unterbleibt dieser Kampf, so gerät die Praxis mit unseren Grundsätzen 

in einen Widerspruch, der zur Schädigung der Arbeiterinteressen führen muß. 

In der Zeit der aufsteigenden Entwicklung der deutschen kapitalistischen Wirtschaft wandten sich die 

Unternehmer gegen die Einführung [487] staatlicher Schlichtungsinstanzen. Die reformistischen Ge-

werkschaftsführer, die schon damals als den Zweck des Gewerkschaftskampfes den Abschluß von 

Tarifverträgen zur Regelung der Lohn- und Arbeitsverhältnisse betrachteten und deren Tätigkeit nicht 

den Kampf gegen die Lohnsklaverei überhaupt, sondern den Ausgleich der Klassengegensätze, die 

Befriedung der Wirtschaftskämpfe zum Ziele hatte, forderten das Schlichtungswesen als logische 

Weiterentwicklung ihrer reformistischen Ziele, die wir in umfassender Form in ihrem jetzt so „aktu-

ellen“ illusionären Projekt der demokratischen Leitung der Wirtschaft sehen. Die Bourgeoisie benö-

tigte vor dem Kriege das Schlichtungswesen im allgemeinen noch nicht, trotzdem in kritischen Situ-

ationen, d. h. in Zeiten großer Wirtschaftskämpfe sich auch zur damaligen Zeit im Lager des Unter-

nehmertums zahlreiche Stimmen für die Einführung der allgemeinen staatlichen Schlichtung ausspra-

chen. Die Klassengegensätze hatten vor dem Kriege noch nicht eine solche Schärfe erreicht, wie es 

jetzt der Fall ist. Die Konzentration des Kapitals und die damit verbundene Zusammenballung der 

Arbeitermassen in den Riesenbetrieben der Truste und Monopole war noch nicht so fortgeschritten. 

Die gewerkschaftlichen Organisationen umfaßten kaum die Hälfte der Mitglieder, die ihnen heute 

angehören. Die Kampfesmethoden der Arbeiter waren primitiver. Die Streikkämpfe waren weniger 

breit und intensiv als in den Jahren 1918-1924. Die Unternehmer konnten sich angesichts des gerin-

geren Druckes der Arbeitermassen bei der Möglichkeit kleinerer Konzessionen, die vielfach für die 

Entwicklung der kapitalistischen Wirtschaft nicht nur erträglich, sondern förderlich waren, gegenüber 
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ihren Lohnsklaven nicht nur behaupten, sondern gleichzeitig ihren Profit sichern und steigern, ohne 

die unmittelbare Hilfe der staatlichen Organe zur Abwehr der Arbeitermassen in Anspruch nehmen 

und die obligatorische Schlichtung einführen zu müssen. 

In der jetzigen Periode ist die Lage eine andere. Die fortgeschrittene Rationalisierung und die damit 

verbundene Steigerung der Produktionsmöglichkeiten, mit der die Entwicklung der Absatzmöglich-

keiten nicht Schritt halten konnte, hat zu einer Verschärfung des Konkurrenzkampfes zwischen den 

imperialistischen Mächten geführt. Untrennbar davon ist die gleichzeitige Verschärfung der Unter-

drückungsmaßnahmen gegenüber den Arbeitermassen. Aber es haben sich auch die objektiven Vor-

bedingungen für den Kampf der Arbeitermassen gebessert. Ihr Klassenbewußtsein ist gestiegen, ihre 

gewerkschaftlichen Organisationen verfügen über einen maßgebenden Einfluß unter den Arbeitern. 

Allein die reformistische Politik der Verbandsleitungen ist das Hemmnis für entscheidende Kämpfe 

zur Durchsetzung der Arbeiterforderungen gegen die herrschende Bourgeoisie. 

Die kapitalistische Klasse kann angesichts dieser Lage die Arbeitermassen nur niederhalten, ihren 

Profit nur sichern, indem sie unter Einsatz ihrer staatlichen Machtmittel und durch gemeinsames Ar-

beiten mit der reformistischen Bürokratie der Gewerkschaftsverbände die Kämpfe der Arbeiter ver-

hindert. Das ist die Ursache, warum die Unternehmer nach dem Kriege das Schlichtungswesen für 

notwendig erachten. J e  g r öße r  d i e  Ak t i v i t ä t  de r  Arbe i t e r m assen  i s t, j e  ene r g i sche r  

s i e  i h r e  Käm pf e  um Er höhung  de r  Löhne  und  Ve r kü r zung  de r  Ar be i t s ze i t  o r ga -

n i s i e r en  und  f üh r en, de s t o  r ücks i ch t s l o se r  we rden  d i e  Sch l i ch t ungs i n s t a nze n  

e i ngese t z t  und  de s to  en t s ch iedene r  we r den  i m  Zwangsve r f ah ren  den  Ar be i t e r n  

d i e  Ar be i t sbed i ngungen  d i k t i e r t. 

Aus diesen Tatsachen ergeben sich bestimmte Notwendigkeiten für den Kampf gegen das Schlich-

tungswesen. D i e Ha l t un g de r r evo l u t i onä re n Oppos i t i on  zum  Sch l i ch t ungswesen  i s t  

d i e  de s  en t s ch iedens t en  Kampf es  un t e r  Ausnu t zung  a l l e r  Mög l i chke i t en  z u  se i -

ne r  D i sk red i t i e r un g, Ze r sch lagung  und  Bese i t i gun g. Dieser Kampf ist in der jetzigen 

Periode ein [488]ein politischer Kampf von entscheidender Bedeutung. Jeder Erfolg in diesem 

Kampfe ist ein unmittelbarer Schlag gegen den kapitalistischen Staat, gegen die Machtpositionen der 

Bourgeoisie und verschärft die Gegensätze zwischen den Klassen. 

Zahlreiche Unklarheiten über die Methoden des Kampfes gegen das Schlichtungswesen machen es 

notwendig, die Frage aufzuwerfen: Wie muß dieser Kampf geführt werden? Einige Genossen sagen: 

Der Kampf gegen das Schlichtungswesen ist ein politischer Kampf. Wir müssen im Parlament An-

träge gegen das Schlichtungswesen stellen und der ADGB muß eine Massenbewegung dagegen or-

ganisieren. Wir glauben, daß diese „Kampfesmethode“ unzulänglich ist. Ein wirksamer Kampf gegen 

das Schlichtungswesen kann nur geführt werden durch seine unmittelbare Sabotage in allen nur ir-

gendwie geeigneten Situationen. 

Gerade in diesem Kampf muß man sich daran erinnern, daß Lenin stets die Notwendigkeit betonte, 

jede Handlung im revolutionären Kampfe und die Form der Anwendung unserer revolutionären 

Grundsätze von der konkreten Situation abhängig zu machen. 

Da r um  müssen  w i r: 

1. gegen  da s  Sch l i ch t ungswesen  e i ne  ene r g i s che  a l l gem eine  P r opaganda  z u  se i -

ne r  D i sk red i t i e r ung  un t e r  den  Ar be i t e r m assen  füh r en . Dazu muß auch die Vorbereitung 

des ADGB-Kongresses und der Verbandstage restlos ausgenutzt werden. Wir fordern von den Ge-

werkschaftsverbänden und von dem Kongreß den Kampf für die Beseitigung des Schlichtungswe-

sens, kein Anrufen der und kein Erscheinen vor den Schlichtungsinstanzen, die Zurückziehung aller 

Gewerkschaftsvertreter aus ihnen, Ausschluß aus den Verbänden derjenigen, die sich weigern, dieser 

Aufforderung nachzukommen. Weiter fordern wir die Ablehnung jeder tariflichen Vereinbarung von 

Schlichtungsstellen zur Festsetzung der Arbeitsbedingungen. 

Die revolutionäre Propaganda gegen das Schlichtungswesen ist zurzeit von ganz besonderer Bedeu-

tung, wo der bekannte sozialdemokratische Schlichter Wisse l  das Amt als Reichsarbeitsminister 
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mit vollster Billigung der schwer-kapitalistischen Vertreter übernommen hat. Er und die Sozialde-

mokratische Partei tragen vor den Massen die unmittelbare Verantwortung für ihre arbeiterfeindliche 

Tätigkeit, die in der nächsten Zeit noch deutlicher zutage treten wird. Die Reformierungsbestrebun-

gen und die Versuche, d i e  t a r i f l i chen  Sc h l i ch t ungs i ns t anzen  viel mehr in den Vordergrund 

zu stellen, sind Maßnahmen zu r  Ve r h i nde r ung  e i ne r  s chne l l en  En t l a r vung  de r  kon te r -

r evo l u t i onä r en  und  a r be i t e r f e i nd l i chen  Ro l l e  de r  Koa l i t i ons r eg i e r un g. 

2. Unter Verwendung aller geeigneten Mittel dah i nwi r ke n, da ß d i e Ar be i t e r  i h r e  S t r e i k -

käm pf e  ohne  Rücks i ch t  au f  ge f ä l l t e  und  ve r b i nd l i ch  e r k l ä r t e  Sch ieds sp r üche  

ode r  endgü l t i ge  En t s che i dungen  t a r i f l i che r  Sch l i ch t ungs i n s t anze n f üh r e n. Die 

Einwände, daß im Falle eines Kampfes der Arbeiter trotz eines verbindlich erklärten Schiedsspruchs 

die Gewerkschaft regreßpflichtig gemacht werde, müssen mit dem Hinweis bekämpft werden, daß 

trotz aller gesetzlichen Bestimmungen die Gewerkschaften nur dann haftpflichtig sein werden, wenn 

sich ihre Führung den Gesetzen des bürgerlichen Staates unterordnet, anstatt ohne Rücksicht auf diese 

Gesetze die Forderungen der Arbeiter durch den Massenkampf durchzusetzen. 

Der Kampf gegen die Bourgeoisie kann sich nicht beschränken auf Auseinandersetzungen innerhalb 

der bürgerlichen Klassengesetzgebung. Die Arbeitermassen können nur erfolgreich kämpfen bei 

rücksichtsloser Ablehnung jeder Unterordnung unter die arbeiterfeindlichen bürgerlichen Gesetze, zu 

denen in erster Linie die Schlichtungsordnung gehört. Nur die rücksichtslose Durchbrechung der 

Schlichtungsgesetze, die Sabotage der Schlichtungsinstanzen und ihrer Entscheidungen macht das 

Schlichtungswesen für die kapitalistische Regierung und das Unternehmertum wertlos. Allein auf 

diesem [489] Wege werden die Arbeitermassen ihre Fesseln sprengen. In Fällen, wo die Arbeiter 

unter dem Druck schlechter Kampfesbedingungen (nach wochen-langen Kämpfen usw.) auch trotz 

unserer Gegenwirkung die Annahme eines Schiedsspruches beschließen, der von den Unternehmern 

abgelehnt wird, ist die Zustimmung mit dem gleichzeitigen Antrag auf Verbindlichkeitserklärung des 

Schiedsspruches zu verbinden. In der Mehrzahl der Fälle wird sich dann zeigen, daß der Schlichter 

oder der Reichsarbeitsminister im Interesse der Unternehmer die Verbindlichkeitserklärung ablehnt. 

Auch die Herbeiführung einer solchen Entscheidung kann unter Umständen der Entlarvung des Sys-

tems dienen. 

3. Gegen  d i e  Anr u fung  de r  Sch l i ch t ungs i n s t anzen  du r ch  d i e  Gewer kscha f t s f üh -

r e r  den  s chä r f s t en  Kam pf  f üh r e n. Wo sich die Leitung der Gewerkschaftsorganisationen in 

den Händen der revolutionären Opposition befindet, wird sie aus eigener Initiative die Schlichtungs-

instanzen zur Erledigung von Differenzen und Kämpfen zwischen den Arbeitern und Unternehmern 

nicht anrufen. Gegenüber Beschlüssen von Arbeiterversammlungen, die das Anrufen der Schlich-

tungsinstanzen fordern, ist eine breite Aufklärungskampagne in den Betrieben zu führen. Das Heran-

treten an die Schlichtungsinstanzen kann auch in diesen Fällen nur die Diskreditierung des Systems 

bezwecken. 

Wo in den Verbandsstatuten die Anrufung der Schlichtungsinstanzen vor Einleitung eines Streiks 

festgelegt ist, führt die revolutionäre Opposition den entschiedensten Kampf gegen diese die Arbeiter 

schädigenden statutarischen Bestimmungen und hat alles zu unternehmen, um ihre Beseitigung zu 

erzwingen. Auf keinen Fall darf es eine allgemeine Unterwerfung unter diese Bestimmungen geben. 

Durch eine entschiedene Agitation unter den Mitgliedermassen muß darauf hingewirkt werden, daß 

die Verwaltungen der Gewerkschaftsverbände nicht die Schlichtungsinstanzen anrufen, sondern diese 

systematisch sabotieren. 

4. Wenn  d i e  Sc h l i ch t ungs i n s t anzen  aus  e i gene r  In i t i a t i ve  i n  e i ne  Bewegung  e i n -

g r e i f en  oder das Eingreifen von den Unternehmern veranlaßt wird, kämpft die revolutionäre Op-

position dafür, daß die Vertreter der Arbeiter sich weigern, vor den Schlichtungsinstanzen zu erschei-

nen. Sie wird alles tun, um die an den Bewegungen beteiligten Arbeiter zu veranlassen, daß sie durch 

Beschlüsse den reformistischen Führern verbieten, dem Ruf der Schlichtungsinstanzen Folge zu leis-

ten. Auch in den Fällen, wo die Anhänger der Opposition gezwungen sind (durch Beschlüsse der 

Verbandsmitglieder, durch statutarische Bestimmungen usw.), sich an den Verhandlungen vor den 
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Schlichtungsinstanzen zu beteiligen, ist das Ziel ihrer Tätigkeit die Entlarvung und Diskreditierung 

des Systems. Darum dürfen sich die Anhänger der Opposition nicht an Kuhhandeleien beteiligen, 

sondern sie halten vor den Schlichtungsinstanzen an den Forderungen der Arbeiter fest, verwenden 

ihre ganze Kraft zur Mobilisierung der Arbeiter, organisieren die Teilnahme der an der Bewegung 

beteiligten Arbeiter an den Verhandlungen der Schlichtungsinstanzen als Zuhörer, organisieren, wenn 

es die Umstände ermöglichen, Demonstrationen vor dem Tagungsort usw. und sprengen rücksichtslos 

die Verhandlungen, wenn es die Kampfnotwendigkeiten der Arbeiter erfordern. 

5. Wer den  Anhänge r  de r  r evo l u t i onä ren  Oppos i t i on  von  den  Mi t g l i ede r n  i h re r  

Or gan i s a t i on  a l s  Be i s i t z e r  fü r  d i e  Sch l i ch t ungsaus schüsse  i n  Vor sch l ag  ge -

b r ach t, so daß ihre Berufung durch die Landeszentralbehörde auf drei Jahre erfolgt, so übernehmen 

sie diese Funktion mit dem Ziele, die arbeiterfeindliche Tätigkeit der Schlichtungsausschüsse mit 

aller Kraft, unter Ausnutzung aller Möglichkeiten zu sabotieren und das Schlichtungswesen zu dis-

kreditieren. Stellen die kämpfenden Arbeitermassen an ihre Gewerkschaftsleitung die Forderung: 

Kein Anrufen der Schlichtungsinstanzen, kein Erscheinen vor den Schlichtungsinstanzen, wenn diese 

aus eigener Initiative oder auf Veranlassung der Unternehmer eingreifen, kein Unterwerfen unter den 

Schieds-[490]sprach, Kampf trotz Verbindlichkeitserklärung, so weigert sich jeder Anhänger der re-

volutionären Opposition, als Beisitzer im Schlichtungsausschuß, dem Organ des Klassengegners, tä-

tig zu sein. 

Nach der Schlichtungsverordnung werden vom Reichsarbeitsminister für die e i nze l nen  W i r t -

s cha f t sgeb i e t e  oder für besonders wichtige Fälle, die sich über das ganze Reich erstrecken, 

Sc h l i ch t e r bz w. Son de r sch l i ch t e r be s t im m t. Der Schlichter greift in eine Gesamtstreitigkeit 

auf Anruf nu r  dann  e in, wenn  nach  s e i ne r  Auf f a s sun g oder nach der Ansicht des Reichsar-

beitsministers d i e s e St r e i t i gke i t  be sonde r s w i ch t i ge r  s che i n t. Er greift von Amts wegen 

ein, wenn es das „öffentliche Interesse erfordert, das nach der Verordnung dann vorliegt, „wenn  de r  

Ar be i t skam pf  d i e  Gesamt wi r t s cha f t  e i ne s  Or t e s, Bez i r k s  ode r  Landes  ode r  unbe -

t e i l i g t e  S t aa t sbü r ge r  i n  e r n s t e  Mi t l e i denscha f t  z i eh t“. Der Schlichter ist infolgedessen 

die Instanz, deren Aufgabe es ist, die entscheidenden Massenbewegungen der Arbeiterschaft zu ver-

hindern oder abzuwürgen. Der Schlichter wählt sich die Beisitzer für die einzelnen Verhandlungen 

aus. Er bestimmt also als der Vertreter der kapitalistischen Regierung in der Zeit des offenen Kriegs-

zustandes zwischen Arbeiter und Unternehmer diejenigen Arbeitervertreter, die gemeinsam mit ihm 

den Kampf im Interesse der herrschenden Klasse beenden sollen. Die Anhänger der revolutionären 

Opposition lehnen infolgedessen eine Berufung als Beisitzer in die Schlichterkammer in solchen Fäl-

len ab. Sie verwenden die Ablehnung zur Förderung der Agitation unter den Massen gegen die An-

rufung des Schlichters, gegen das Erscheinen vor dem Schlichter und gegen die Unterwerfung unter 

die Entscheidungen der Schlichterkammer. 

Die revolutionäre Opposition konzentriert sich in ihrer gesamten Tätigkeit darauf, die Massen zur 

Durchsetzung ihrer Forderungen zu mobilisieren, unter dem Druck der Massen, unter Anwendung 

aller möglichen Kampfesmethoden die Unternehmer ultimativ zur Aufnahme unmittelbarer Verhand-

lungen mit den Vertretern der Arbeiter oder zur Annahme der Forderungen zu zwingen. Sie kämpft 

mit aller Entschiedenheit für die völlige Ausschaltung der Schlichtungsinstanzen bei den Auseinan-

dersetzungen zwischen den Arbeitermassen und den Beherrschern der Produktionsmittel und damit 

für die Beseitigung des Schlichtungswesens. 

Eine Anzahl Genossen vertreten die Auffassung, daß d i e  S t e l l ung  de r  Kom muni s t en  zum  

bü r ge r l i chen  Pa r l am en t, zur bürgerlichen Klassenjustiz und zu dem Schlichtungswesen die 

gleiche ist. Natürlich ist es richtig, daß es in der grundsätzlichen Ablehnung und Bekämpfung der 

gesamten Einrichtungen des bürgerlichen Staates keinen Unterschied gibt. D i e  Me t hoden  zu r  

Bekäm pfung  de r  e inze l nen  E i n r i ch t ungen  de s  kap i t a l i s t i s chen  S t aa t e s, d i e  s äm t -

l i ch  de r  Fe s t i gung  de s  Kap i t a l i sm u s, de r  N i ede rha l t ung  de r  we r k t ä t i gen  Massen  

d i ene n, s ind  j edoch  ve r s ch i eden  en t sp r echend  de r  ve r s ch iedenen  Ro l l e, d i e  ve r -

s ch i edene  E i n r i ch t ungen  i m  Kam pf e  gegen  da s  P r o l e t a r i a t  sp i e l e n. 
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Es ist vollkommen richtig, daß das bürgerliche Parlament ebenso der Festigung der Macht der Bour-

geoisie und der Niederhaltung der Massen dient wie das Schlichtungswesen. Der Parlamentarismus 

bietet aber gleichzeitig die Möglichkeit zur revolutionären Mobilisierung der Massen. Diese Mög-

lichkeit besteht im Wahlkampf, durch das Auftreten der kommunistischen Abgeordneten im Parla-

ment usw. 

Die revolutionäre Beteiligung der Kommunisten am bürgerlichen Parlament führt gerade zur besseren 

und schnelleren Diskreditierung des parlamentarischen Systems und zur Zerstörung der demokrati-

schen Illusionen. Die Beteiligung am bürgerlichen Parlament durch die Kommunisten ist eine Me-

thode des Kampfes gegen die herrschende Bourgeoisie. Das Parlament hat nicht wie das Schlich-

tungswesen den Charakter einer arbeitsgemeinschaftlichen Einrichtung. 

[491] De r  Kam pf  gegen  d i e  bü r ge r l i che  K l a s sen j u s t i z  kann im allgemeinen nur der 

Kampf der ganzen proletarischen Klasse sein. Den Organen der Klassenjustiz stehen in der Regel 

einzelne Individuen gegenüber, die ohne starken Massendruck diesem gefährlichen Klasseninstru-

ment der Bourgeoisie rettungslos ausgeliefert sind. 

D i e  Be t e i l i gung  de r  Anhänge r  de r  r evo l u t i onä ren  Oppos i t i on  a l s  Be i s i t z e r  a n  

den  Ar be i t sge r i ch t en  i s t  mi t  de r  Tä t i gke i t  i n  den  Sch l i ch t ungs i n s t anzen  eben -

f a l l s  n i ch t  z u  ve r g l e i che n. Die Arbeitsgerichte erledigen ihre Arbeit im allgemeinen auf der 

Grundlage fester gesetzlicher oder tariflicher Bestimmungen. Revolutionäre Beisitzer in einem sol-

chen Gericht können durch entschiedenes Auftreten vielfach ein Umbiegen dieser Bestimmungen 

zugunsten der Unternehmer verhindern. Jedoch wäre es absolut falsch, zu glauben, daß die Arbeits-

gerichte den Kampf der Arbeiter unmittelbar im Betrieb auch um die Durchsetzung von Forderungen 

einzelner Arbeiter oder um die Abwehr von skrupellosen Unterdrückungsmaßnahmen gegen den ein-

zelnen ersetzen. Gerade die energische Führung solcher Kämpfe in den Betrieben wird die Arbeits-

gerichte, wie Beispiele (Versuche, revolutionäre Betriebsräte ihrer Funktionen zu entheben und sie 

aus dem Betriebe zu drängen) beweisen, in ihren Entscheidungen beeinflussen. 

D i e  Sch l i ch t ungs i ns t anzen  b i e t en  ke i ne  Mög l i chke i t  zu r  Ausnü t zung  f ü r  d i e  r e -

vo l u t i onä r e  Mob i l i s i e r ung  de r  Massen  i n  m a t e r i e l l e r  H i ns i ch t. In der Regel werden 

sie tätig, wenn schon eine Massenmobilisation bis zu einem gewissen Grade vorhanden ist. Ihr An-

rufen oder die Mitarbeit in den Schlichtungsinstanzen, das Erscheinen vor ihnen und die Unterwer-

fung unter ihre Entscheidungen führen in der Regel gerade zur Eindämmung der Aktivität der Massen 

und zur Verhinderung ihrer Kämpfe. Die Schlichtungsinstanzen haben für ihre Tätigkeit keine Grund-

lage in festen gesetzlichen oder tariflichen Bestimmungen, die ein gewisser Ausdruck der Machtver-

hältnisse zwischen Kapital und Arbeit im Staate sind. Je größer die Aktivität der Arbeiter, je umfang-

reicher die Kämpfe der Arbeiter, desto entschiedener das Auftreten der Schlichtungsinstanzen. Die 

Praxis der zwangsweisen Verbindlichkeitserklärung von Schiedssprüchen zeigt, daß die Verbindlich-

keitserklärungen vor allem erfolgen zur Verhinderung und Abwürgung der größten und bedeutungs-

vollsten Arbeiterkämpfe. Da r um  s t eh t  gegenübe r  dem Sch l i ch tungswesen  n i ch t  d i e  

F r age  „Ausnü t zung  i m  I n t e r e s se  de r  Arbe i t e r“, – e i ne  so l che  Ausnü tzung  g i b t  e s  

n i ch t  –, s onde r n  d i e  F r age  „Sabo t age  des  Sys t em s  m i t  a l l en  i h r e n Konseque nz en“. 

Die Anhänger der revolutionären Opposition müssen begreifen, daß die erste Frage in jeder Bewe-

gung sein muß: Wie können wir das Eingreifen der Schlichtungsinstanzen verhindern. Wie können 

wir ihre Entscheidungen sabotieren? Nur unter außerordentlichen Umständen, die sich aus bestimm-

ten Zwangslagen ergeben – die wir geschildert haben – und dann ebenfalls nur, um das Schlichtungs-

wesen vor den Arbeitermassen als Klasseninstrument der Bourgeoisie zu diskreditieren, ist ein An-

rufen, ein Verhandeln oder ein Fungieren als Beisitzer der Schlichtungsinstanzen. für die revolutio-

näre Opposition möglich. Das  e r s t e r e  i s t  d i e  Rege l, da s  zwe i t e  e i ne  Ausnahm e  i n  nu r  

e i nze l ne n, ganz  be sonde r s ge l age r t e n Fä l l e n. 

Der Kampf der revolutionären Opposition gegen das Schlichtungswesen, der unter den Arbeitermas-

sen einen guten Widerhall gefunden hat, beginnt sich auszuwirken. Die Unternehmer und die refor-

mistischen Führer sprechen bereits von der „Reformierung“ des Schlichtungswesens, um auf diesem 
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Wege die Arbeiter erneut zu betrügen. Die „Deutsche Allgemeine Zeitung“ bringt am 6. Juli aus 

führenden Unternehmerkreisen stammende Vorschläge zur Änderung des Schlichtungswesens, die 

im allgemeinen mit denen der Gewerkschaftsführer übereinstimmen. In dem Artikel heißt es, daß 

infolge ungehem mt e r  Ag i t a t i on  da s  b i she r i ge  Sch l i ch t ungswesen  [492] unha l tba r  

d i sk r ed i t i e r t  wor den  i s t, und  daß  d i e  Ge f ah r  d r oh e, daß  s i ch  d i e  Ar be i t e r  übe r  

ve r b i nd l i c h e r k l ä r t e Sch i edssp r üche  h i nwegse t ze n. Darum soll das jetzige System einer 

„vernünftigeren Form weichen, oder es muß mit einem Zusammenbruch enden. Nach den Vorschlä-

gen der Unternehmer sollen die staatlichen Schlichtungsinstanzen nur in Ausnahmefällen in An-

spruch genommen werden. Dafür sollen überall tariflich vereinbarte Schlichtungsstellen den Haupt-

teil der Tätigkeit der jetzigen staatlichen Schlichtungsinstanzen übernehmen. Auch sollen solche Ta-

rifverträge angestrebt werden, in denen sich die Parteien verpflichten, Entscheidungen der staatlichen 

Schlichtungsinstanzen ohne weiteres als bindend anzuerkennen. 

Die Positionen der staatlichen Schlichter will man ausbauen. Sie sollen auf Lebenszeit mit Pensions-

berechtigung angestellt und gut bezahlt werden. Die Verbindlichkeitserklärung soll in Zukunft durch 

eine Reichsschiedsstelle erfolgen, die mit einem richterlichen unabhängigen Vorsitzenden versehen 

und mit je zwei Vertretern der streitenden Parteien und „neutralen Sachverständigen“ besetzt ist. Der 

Antrag auf Verbindlichkeitserklärung kann nur auf Antrag einer Partei oder der beiden beteiligten 

Ministerien (Reichsarbeits- und Reichsfinanzministerium) erfolgen. Die Verbindlichkeit selbst muß 

von einer Zweidrittelmehrheit beschlossen werden. 

Hinzu kommt, daß zum Schutze der Beisitzer die Abstimmungen geheim sein sollen. Die Schlich-

tungsverhandlungen sollen in Zukunft vier Wochen vor Ablauf des Tarifvertrags beginnen. Der alte 

Tarif soll so lange bestehen bleiben, bis eine Entscheidung gefällt ist. Die Kosten für das staatliche 

Schlichtungswesen sollen zur Hälfte die Unternehmer und die Gewerkschaften tragen. 

Man muß sagen, die sogenannte Reform des Schlichtungswesens ist ein netter Schwindel. Sie verfolgt 

gleichzeitig den Zweck, die schwindenden Illusionen der Arbeitermassen über das Schlichtungswe-

sen wieder zu festigen und die Schlichtungsfessel angesichts der kommenden großen Auseinander-

setzungen zu verstärken. Die Entwicklung beweist die dringende Notwendigkeit, den Kampf gegen 

das Schlichtungswesen, der gleichzeitig einen Kampf gegen den Reformismus bedeutet, um ein Viel-

faches zu verschärfen. 

* 

Einiges über die Antikriegsarbeit der kommunistischen Parteien  
Zur Vorbereitung des VI. Weltkongresses  

Von L. A l f r e d  

Erfolge und positive Beispiele 

Nach dem VIII. Plenum des EKKI, auf dem die Kriegsfrage gründlich behandelt wurde und das des-

halb als eine der wichtigsten Etappen der Antikriegsarbeit der Komintern anzusehen ist, sind einige 

gelungene Kampagnen gegen den Krieg und den Militarismus durchgeführt worden. Erfolgreich war 

die spontane Bewegung der Reservisten in F r ank r e i ch  im Sommer 1927. Die Parole der Partei 

„Umwandlung der imperialistischen Reserveübungen in antimilitaristische Reserveübungen“ wurde 

in die Wirklichkeit umgesetzt. Die Reserveübungen, die einen Bestandteil der neuen Militärgesetze 

bilden sollten, haben ein vollständiges Fiasko erlitten, weil die Reserveübungen sich zu einer wuch-

tigen antimilitaristischen Demonstration gestalteten. In diesem Jahre hat die französische Regierung 

die Reserveübungen unter dem Vorwand des „schlechten Wetters“ ausfallen lassen, was wohl als ein 

unmittelbarer Erfolg der Reservistendemonstrationen anzusehen ist. Allerdings muß man zugeben, 

daß die Kampagne von der französischen Partei organisatorisch sehr schwach vorbereitet und nicht 

genügend erfaßt wurde. 

[493] Auch der amerikanischen Partei ist es gelungen, bei dem Abtransport der amerikanischen Trup-

pen nach Nicaragua und China Demonstrationen zu entfalten. Obwohl diese Demonstrationen in be-

zug auf die Teilnehmerzahl nicht besonders gewaltig gewesen sind und zu keinem unmittelbaren 
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Resultat (z. B. Verhinderung der Transporte) geführt haben, so sind sie doch ein Zeichen für die 

gesteigerte Aktivität der amerikanischen Partei. 

Die s chwed i sche  Partei hatte schon vor dem VIII. Plenum eine großzügige „Flottenkampagne“ 

eingeleitet, die nach dem VIII. Plenum weiterging. Als Anlaß zu dieser Kampagne, die sehr erfolgreich 

wurde und zu der stark wachsenden Popularität der Partei erheblich beitrug, dienten die gesteigerten 

Kriegsvorbereitungen der schwedischen Bourgeoisie, die in einem neuen Flottenprogramm zum Aus-

druck kamen. Nach diesem Programm, bei dessen Ausarbeitung Vertreter der Sozialdemokratischen 

Partei Schwedens aktiv teilnahmen, soll die schwedische Flotte im Einverständnis mit England we-

sentlich verstärkt werden. Von der KP Schwedens wurde dieses Programm als Vorbereitung des Krie-

ges gegen die Sowjetunion bezeichnet und besonders die Rolle der schwedischen Sozialdemokratie 

dabei hervorgehoben. Als eigenartiges und besonders erfolgreiches Mittel dieser Antikriegskampagne 

zeigte sich die Revue „Panzerkreuzer Per Albin“, die nach dem ehemaligen Kriegsminister der sozi-

aldemokratischen Regierung Per Albin Hansson, der sich bei einer aktiven Mitarbeit an den Kriegs-

vorbereitungen der schwedischen Bourgeoisie besonders hervorgetan hatte, benannt wurde. 

In den ba l t i s chen  Lände r n  haben unsere Parteien energisch die Annahme des sowjetrussischen 

Vorschlags zum Garantiepakt vertreten. Die f i nn i s che  Partei hat in sachlicher und überzeugender 

Weise die Rolle der im Dezember v. J. gestürzten sozialdemokratischen Regierung als Handlanger 

des englischen Imperialismus entlarvt. Die l i t au i s che  Partei hat am Ende des Jahres 1927 und an-

fangs 1928, als Pilsudski sich anschickte, Litauen zu besetzen, entschlossen die Massen zum Kampf 

gegen den polnischen Imperialismus und zur Niederwerfung der faschistischen Diktatur in Litauen 

aufgerufen. 

Obwohl man neben den obenerwähnten Erfolgen und positiven Beispielen noch einige andere anfüh-

ren könnte, muß man sich doch sehr davor hüten, ihre Bedeutung zu übertreiben. Unter den großen 

Massen der Arbeiter und Bauern sind noch viele Unklarheiten und Illusionen vorhanden. So z. B. hat 

in Deutschland eine in mehreren Großbetrieben vorgenommene Rundfrage ergeben, daß ein gewalti-

ger Teil der Arbeiter bis in die Reihen der Kommunisten für die Kriegsdienstverweigerung im Falle 

eines Krieges ist, wie sie von den sozialdemokratischen „Kriegsdienstverweigerern“ vertreten wird. 

Ein weiterer Teil wiederum glaubt an keinen Krieg und ist vollkommen gleichgültig. Die Zahl derje-

nigen, die die Notwendigkeit einer revolutionären Bekämpfung des Krieges einsehen, ist verhältnis-

mäßig gering. 

Einige Mängel 

Der größte Mangel unserer Antikriegsarbeit ist in vielen Fällen eine abstrakte und allzu schematische 

Stellung zur Kriegsfrage. Dieser Mangel kommt vor allem in der Unfähigkeit, praktische Erscheinun-

gen und konkrete Formen der Kriegsvorbereitungen richtig zu schätzen, zu konkreten Fragen des 

Krieges und der Militärpolitik Stellung zu nehmen, zum Ausdruck. Bald werden Behauptungen in 

Bausch und Bogen über die Kriegsvorbereitungen der kapitalistischen Länder gegen die Sowjetunion 

aufgestellt, ohne diese Behauptungen an Hand von konkreten Tatsachen nachzuweisen, was bei den 

Massen nicht überzeugend wirkt und von ihnen als Übertreibung, Nervosität, „Sichüberschreien“ und 

falscher Alarm empfunden werden muß und die Glaubwürdigkeit unserer Antikriegspropaganda er-

schüttert, bald werden konsequente Maßnahmen zur Vorbereitung des Krieges nicht rechtzeitig er-

kannt oder ganz übersehen und ohne Aufmerksamkeit gelassen, bald wird auf den „antimilitaristi-

schen“ Schwindel der Sozialdemokratie, der sehr oft [494] unter den Massen lebhaften Beifall findet, 

gar nicht oder allzu spät reagiert, bald werden konkrete militärpolitische Probleme über praktische 

Fragen mit allgemeinen, doktrinären Phrasen umgangen und die Stellungnahme zu praktischen Fra-

gen durch Wiederholung von abstrakten Propagandalosungen ersetzt. 

Beispiele von ungenügend konkreter und deshalb nicht überzeugender „Entlarvung“ der Kriegsvor-

bereitungen hat es viel gegeben. Es kann keineswegs behauptet werden, daß die Kriegsgefahr über-

trieben wird; im Gegenteil, die unnachgewiesenen Behauptungen, die oft als das „Sichüberschreien“ 

wirken, gehen Hand in Hand mit der Un t e r s chä t zung  de r  Kr i egsge f ah r, mit der Verkennung 

von konkreten Tatsachen und Formen der Kriegsvorbereitungen. 
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Die f r anzös i s c he n  Genossen haben zugegeben, daß sie die Tatsache der Abberufung Rakowskis 

nicht sofort richtig einschätzten und erst später erkannten, daß dies ein entschlossener Schritt der 

Einschwenkung Frankreichs in die gemeinsame Antisowjetfront und dementsprechend eine Etappe 

der Kriegsvorbereitungen gegen die Sowjetunion darstellte. Unter Parteimitgliedern waren solche Il-

lusionen vorhanden, daß die französische Regierung England in seiner Einkreisung der Sowjetunion 

nicht folgen könnte. 

Ebenso wird in den Thesen eines Plenums des ZK der KP J ugos l av i ens  zugegeben, daß die 

Kriegsgefahr „nicht einmal dann genügend in acht genommen wurde, als sie sich direkt verschärft 

hatte“ (d. h. während des italienisch-jugoslavischen Konflikts). 

Von den l e t t i s c he n  Genossen wird es als ein Mangel der Partei zugegeben, daß diese auf die ersten 

Verhandlungen Lettlands mit England und auf die Unterzeichnung eines vorherigen Vertrags über 

Zo l l u n i on  m i t  Es t l and  gar nicht reagierte und es nicht rechtzeitig einsah, daß diese Zollunion 

mit Estland, das unter dem unbegrenzten Einfluß Englands steht, einen Schritt zur Bildung eines 

sowjetfeindlichen Blockes der baltischen Länder darstellt. 

Es wäre eine Übertreibung, alle diese erwähnten, von den Parteien zugegebenen und später korrigier-

ten Fehler als Resultate eines leichtsinnigen Verhaltens der Kriegsgefahr gegenüber zu bezeichnen. 

Die oben angeführten Beispiele sind aber eine gute Illustration dessen, wie groß und real die Gefahr 

ist, ausgesprochene Maßnahmen zur Vorbereitung des Krieges unbemerkt vorübergehen zu lassen 

und wie notwendig es ist, s t änd i g  auf der Hut zu sein, s t änd i g  die konkreten Formen und Erschei-

nungen der Kriegsgefahr zu verfolgen, um verhängnisvolle Unterlassungen zu vermeiden. 

Indessen kann man eine solche Erscheinung beobachten, daß nach dem VIII. Plenum in vielen Sek-

tionen eine intensive Antikriegsarbeit begann, die aber später nachließ, als ob man zu der Erkenntnis 

gekommen wäre, daß man die Kriegsgefahr am Anfang übertrieben hätte. 

Oberflächlich und ausgesprochen oppo r t un i s t i s ch  ist eine solche Auffassung, daß die Antikriegs- 

und antimilitaristische Arbeit nur Aufgabe eines speziellen Ressorts und nicht die der Gesamtpartei 

und ihrer leitenden Organe sei. Diese Auffassung ist kaum in den offiziellen Parteidokumenten zu 

finden, aber sie ist hie und da vorhanden. Sie kommt z. B. in solchen Äußerungen zum Ausdruck, 

daß man auf die elementarsten Fragen der kommunistischen Antikriegstaktik nicht eingehen könne, 

weil man „kein Fachmann ist. 

Etwas über Losungen 

Die Losung der „Miliz der Werktätigen“ ist seit dem VIII. Plenum fast gar nicht zur Anwendung 

gekommen. Selbst in den theoretischen Organen hat diese Frage wenig Beachtung gefunden. Einer 

von den wenigen Fällen, wo von dieser Parole die Rede gewesen ist, war die Antwort des Polbüros 

der KPD auf das Aktionsprogramm des Genossen Brandler. Auch hier wurde die Frage nur vorüber-

gehend angeschnitten, ohne auf den Zusammen-[495]hang dieser Parole mit den Teilforderungen und 

mit den praktischen Problemen der Zersetzung der bürgerlichen Armee und der Bewaffnung des Pro-

letariats einzugehen. Und gerade in diesem Punkt ist die Klärung dieser Parole dringend notwendig. 

Der Umstand, daß von der Parole der „Miliz der Werktätigen“ so wenig Gebrauch gemacht worden 

ist, ist unseres Erachtens zum großen Teil darauf zurückzuführen, daß diese Seite der Frage ungenü-

gend geklärt ist. 

Nach einer unbestätigter Information soll eine von den kommunistischen Parteien im Parlament einen 

Antrag mit der Forderung der „Arbeiter- und Bauernarmee“ gestellt haben. Wenn die Forderung der 

„Arbeiter- und Bauernarmee“ ihrem sachlichen Inhalt nach mit der „Miliz der Werktätigen“ oder 

vielmehr mit der der „Roten Armee“ identisch anzusehen ist, so dürfte es ein Mißverständnis sein, so 

etwas von einem bürgerlichen Parlament zu verlangen. 

Die Losung der „Volksmiliz“ ist in einigen Fällen zur praktischen Anwendung gekommen. Ihre An-

wendung ist in den uns bekannten Fällen ohne Zweifel richtig, was den sachlichen Inhalt dieser Lo-

sungen betrifft. Aber es ist in der Praxis nicht unwichtig, zwischen dem sachlichen politischen Inhalt 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 452 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

der Losung und ihrem Ausdruck zu unterscheiden. Es ist nicht ohne besondere Prüfung klar, ob die 

Losung der „Volksmiliz“ überall in d i e se r  Ausd r uckswe i se  als praktische Losung konkret ge-

nug ist, d. h., ob die Anwendung des Ausdrucks „Volksmiliz“ von den Massen als ihre eigene Forde-

rung erkannt werden kann, oder ob sie nicht durch eine andere sachlich gleichbedeutende, den spezi-

fischen Verhältnissen angepaßte örtliche Losung ersetzt werden soll. 

In vielen Ländern (Belgien, Polen, Finnland, Lettland usw.) haben unsere Parteien die Forderung auf 

Herabsetzung der Dienstzeit auf sechs Monate aufgestellt. Es sind Befürchtungen aufgetaucht, daß 

die He r abse t zung  de r  D i ens t ze i t, die im Zusammenhang mit den neuen Militärreformen in 

vielen Fällen von den kapitalistischen Regierungen selbst geplant oder durchgeführt wurden, eine 

Verstärkung des Militarismus bedeuten würde. Diese Befürchtungen sind aber nicht begründet. Rich-

tig ist, daß die neuen Militärreformen in ihrer Gesamt he i t  zur Stärkung des Militarismus führen, 

aber die Herabsetzung der Dienstzeit a n  s i c h  ist immer ein Moment der Schwächung des militäri-

schen Systems des betreffenden kapitalistischen Landes. Tatsache ist, daß die Militärspezialisten 

überall der Herabsetzung der Dienstzeit Widerstand leisten. 

Nur wenn es sich um ein solches Söldnerheer wie die deutsche Reichswehr handelt, wo die Dienstzeit 

nach den Bestimmungen des Versailler Friedens ganze zwölf Jahre dauert, würde die Herabsetzung 

z. B. auf sechs Jahre die Möglichkeit der Verdoppelung der gründlich ausgebildeten, politisch zuver-

lässigen militärischen Kaders mit sich bringen und deshalb indirekt eine Verstärkung des militäri-

schen Systems bedeuten. Aber auch in diesem Falle bedeutet das Moment der Herabsetzung der 

Dienstzeit an sich, allein genommen, keineswegs die Verstärkung des militärischen Systems, weil in 

den zwölf Jahren der Soldat noch viel gründlicher und vielseitiger in dem Soldatenhandwerk ausge-

bildet, noch viel vollständiger den arbeitenden Massen entfremdet wind als in sechs Jahren. 

Die Herabsetzung der Dienstzeit in den Ländern der allgemeinen Wehrpflicht an sich ist nicht als 

Mittel zur Verstärkung des Militarismus, sondern als eine Konzession anzusehen, worauf die kapita-

listischen Regierungen sich einlassen, weil der Nachteil der Herabsetzung der Dienstzeit durch andere 

große Vorteile der neuen Militärreform ersetzt werden, wie Militarisierung der Schulen und der ge-

sellschaftlichen Organisationen und vor allem die Schaffung eines starken Kaders von politisch zu-

verlässigen und fachmännisch hochqualifizierten Berufssoldaten, Unterstützung und Verstaatlichung 

der faschistischer Verbände usw. Deshalb sind neben der Forderung der Herabsetzung der Dienstzeit 

alle diese reaktionären Maßnahmen, die wirklich zur Verstärkung des Militarismus führen, entschie-

den zu bekämpfen. 

[496] Die Losung des Boykotts der amerikanischen Ausbildungslager ist von der Zentrale des KJV 

selbst als ein Fehler korrigiert worden, weil ein solcher Boykott den Verzicht auf die Zersetzung 

dieser Organisation und somit eine Stärkung des Imperialismus bedeutet hätte. 

Über die Konzentrierung der Kräfte auf wichtige Abschnitte 

Die „Kriegsthesen“ des VIII. Plenums haben als eine konkrete Aufgabe zur Bekämpfung des Krieges 

die „Konzentrierung der Aufmerksamkeit der kommunistischen Parteien auf die Tätigkeit in den Ge-

werkschaften, besonders unter den Metallarbeitern, Bergarbeitern, Transportarbeitern und den Arbei-

tern der chemischen Industrie“ gestellt. 

Je konkreter man an die praktischen Formen der Bekämpfung des Krieges herangeht, desto klarer 

zeigt es sich, welche Bedeutung diese Forderung hat. Aber die praktische Arbeit zur Bekämpfung des 

Krieges macht eine noch weitergehende Konkretisierung in derselben Richtung notwendig. Es kommt 

darauf an, unsere Aufmerksamkeit auf bestimmte Betriebe und bestimmte geographische Punkte zu 

verlegen. 

Wie wichtig es ist, in bestimmten geographischen Punkten Organe der Partei zu haben, zeigen viele 

Beispiele aus den Erfahrungen der anti-militaristischen Arbeit. Diese Arbeit ist in der französischen 

Flotte verhältnismäßig viel schwächer als in der Armee, was ganz richtig darauf zurückgeführt wird, 

daß die französische Partei i n  den  be t r e f f enden  Ha f ens t äd ten  sehr schwach ist. 
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In einer Information über die antimilitaristische Arbeit des amerikanischen Jugendverbandes heißt 

es, daß die Kampagne bei der Entsendung der Truppen nach China an der Westküste Amerikas wenig 

erfolgreich war, da der Verband in San Diego, der Marinebasis, keine Mitglieder hatte. 

Es ist an der Zeit, daß die führenden Organe der Parteien sich nicht nur um die zahlenmäßige Stärkung 

der Parteien und ihres Einflusses kümmern, sondern sich viel mehr als bisher von den t e r r i t o r i a l e n 

Ges i ch t spunk t e n leiten lassen. Diese Gesichtspunkte spielen eine wichtige Rolle nicht nur im 

Kampf gegen den Krieg, sondern in jedem revolutionären Kampf. 

Über die Arbeit unter den Soldaten und Matrosen 

Die kommunistischen Parteien arbeiten überall, wo es Werktätige gibt, in Arbeitervierteln, in Betrie-

ben und Dörfern. Sie haben keinen Grund, in bezug auf die Kasernen und die Kriegsschiffe, wo Ar-

beiter und Bauern im Waffenrock unter äußerst schwierigen Verhältnissen leben, der Willkür der 

Offiziere und allerlei Schikanen ausgesetzt sind, eine Ausnahme zu machen. Er wäre eigentümlich 

und unverzeihlich, wenn eine Partei des revolutionären Klassenkampfs die unter solchen Verhältnis-

sen lebenden Arbeiter im Stich lassen würde, ohne Aufklärung, Führung und Unterstützung. Deshalb 

ist diese Arbeit überall zu führen, auch dort, wo sie von den Feinden der Arbeiter und Soldaten „ver-

boten“ ist. Sogar einige linke Sozialdemokraten, wie z. B. Paul Levi, sprechen über die Notwendig-

keit der „Aufklärung der Heeresangehörigen“, obwohl sie in dieser Hinsicht in der Praxis nichts tun. 

Aus den obenerwähnten Gründen ist die Arbeit unter den Soldaten und Matrosen eine ständige Auf-

gabe der Parteien. Eine besondere Bedeutung erhält diese Arbeit vom Standpunkte der Bekämpfung 

des Krieges und des Militarismus. 

Indessen ist diese Arbeit verhältnismäßig schwach in einigen vom Standpunkte der Kriegsgefahr und 

Kriegsvorbereitungen wichtigen Ländern. In einigen Ländern trägt diese Arbeit immer noch einen 

episodischen Charakter und beschränkt sich im besten Fall auf die Arbeit unter den Rekruten vor der 

Einrückung in die Kaserne, ohne Entfaltung von systematischer Arbeit und Schaffung von organisa-

torischen Stützpunkten innerhalb des Heeres. In anderen Ländern wiederum trägt die Arbeit nicht den 

Charakter einer [497] Massenarbeit, sondern beschränkt sich auf einen kleinen Kreis von Leuten in-

nerhalb der Armee und stützt sich nicht auf eine breite antimilitaristische Tätigkeit unter der werktä-

tigen Jugend. 

Es macht sich hie und da noch ein Unverständnis oder ungenügendes Interesse unter den Parteige-

nossen selbst dieser Arbeit gegenüber bemerkbar. Solche Ausdrücke in bezug auf antimilitaristische 

Arbeit wie „Kriminalpolitik“, Militärspionage“, „Verschwörerromantik“ usw. sprechen dafür, daß 

eine gründliche Aufklärung der Bedeutung und des Charakters dieser Arbeit unter den führenden 

Kaders vieler Parteien selbst notwendig ist. 

* 

Die Maiwahlen auf dem Lande und ihre Lehren  
Von E. H o e r n l e  

I. Der Wahlausfall und die KPD 

Die starken Wahlerfolge der Partei in den wichtigsten Industriezentren und gerade dort, wo starke 

Lohnkämpfe in letzter Zeit geführt wurden (Berlin, Sachsen, Frankfurt a. M., am Rhein), beweisen, 

daß die KPD es gelernt hat, ihre Hauptarbeit auf die entscheidenden Schichten des Proletariats zu 

konzentrieren. Hier ist das Tempo unseres Wachstums durchschnittlich größer als das Tempo des 

Wachstums der SPD. 

Gleichzeitig hat jedoch die Partei in neun Wahlkreisen zum Teil nicht unerhebliche Verluste erlitten. 

In sieben Wahlkreisen hat sie im Vergleich zum Vormarsch der SPD und anderer kleinbürgerlicher 

Parteien trotz einiger Fortschritte ungünstig abgeschnitten. 

Die Partei muß diesen starken Ungleichmäßigkeiten im Wachstum des kommunistischen Einflusses 

auf die werktätigen Massen, dieser „Sche r e“ zwi schen  i h r en  schwachen  und  s t a rke n  
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Bez i r ken  erhöhte Aufmerksamkeit widmen, sonst entsteht die Gefahr, daß sich breite zusammen-

hängende Aufmarsch- und Rekrutierungsgebiete der Konterrevolution herausbilden, die dem prole-

tarischen Vormarsch heute schon schwere Hindernisse bereiten und im entscheidenden Augenblick 

die revolutionären Zentren einkreisen, voneinander abschneiden, ja sogar aushungern und erdrücken 

können. 

Die rückständigen Gebiete werden immer mehr und mehr, entsprechend der fortschreitenden Radi-

kalisierung der Proletariermassen in den Industriezentren, zur vornehmsten Stütze der bürgerlichen 

Reaktion, des Reformismus sowie des Faschismus. Sie sind schon heute das Hauptrekrutierungsge-

biet sowohl für den Stahlhelm wie für das Reichsbanner. Bayern ist seit Jahren Organisationsbasis 

faschistisch-monarchistischer Umtriebe. Auch in den Wirtschaftskämpfen des Proletariats, in der Ab-

wehr der Rationalisierungsoffensive macht sich der Druck der rückständigen Massen, vor allem au s 

dem  Os t en  Deu t s ch l and s, deutlich bemerkbar. Die großen Wählermassen der SPD, des Zent-

rums, der Deutschnationalen sind in diesen 16 Bezirken konzentriert. Allein in Süd hannove r-

Br aunsch we i g  zum Beispiel gebietet die SPD über ein Heer von fast einer halben Million Wählen 

Ähnliche Hochburgen hat das Zentrum im Westen, die Bayrische Volkspartei in Bayern. Es sind das 

zum großen Teil Arbeiterwähler! 

Die Partei muß die Gefahren, die von diesen schwachen Bezirken aus der proletarischen Revolution 

drohen, klar sehen, um so mehr, da die rückläufige Bewegung unserer Stimmenzahl in nicht weniger 

als neun Wahlkreisen zeigt, daß der Gegner uns bereits in die Defensive gedrängt hat. 

Es genügt nicht, einfach zu sagen: diese Gebiete sind vorwiegend kleinbäuerlich und kleinbürgerlich, 

daher der unbefriedigende Ausfall der Wahlen. Diese Gebiete waren schon 1924 mindestens ebenso 

vorwiegend bäuerlich und kleinbürgerlich wie heute, trotzdem hat die Partei damals, und zwar [498] 

noch im Dezember, eine bedeutend größere Stimmenzahl als jetzt auf ihre Liste vereinigt. 

Bei genauerer Betrachtung aber stimmt die Behauptung überhaupt nicht so allgemein. Die ostelbi-

schen Landgebiete zum Beispiel sind vo r wi egend  p r o l e t a r i s c h. Thüringen und Niedersachsen, 

Württemberg und sogar Bayern können auch nicht schlechthin als vo r wiegend  kleinbürgerlich und 

bäuerlich bezeichnet werden, sie besitzen ansehnliche industrielle Zentren wie Nürnberg-Fürth, Mün-

chen, Augsburg, Stuttgart, Eßlingen, Hannover, Braunschweig usw. Wir dürfen uns nicht über die 

unangenehme Tatsache hinwegtäuschen, daß der Rückgang der Partei in Bayern, Württemberg, Han-

nover und Thüringen keineswegs aufs flache Land und die Kleinstädte beschränkt ist, sondern sich 

auc h i n den i ndus t r i e l l e n Gr oßs t äd te n mit revolutionärer Tradition – wir nennen nur Mün-

chen, Stuttgart und Hannover – stark bemerkbar gemacht hat. 

Der starke kleinbürgerlich-bäuerliche Einschlag in den werktätigen Bevölkerung dieser Gebiete und 

der vorwiegend agrarische Charakter der preußischen Ostprovinzen kann uns höchstens eine Erklä-

rung geben für die Tatsache, daß die KPD hier schwächer ist als in den ausgesprochenen Industrie-

gebieten, und daß das Tempo ihres Wachstums hier langsamer sein muß als etwa in Sachsen oder in 

Berlin. Nicht erklären kann der kleinbürgerlich-bäuerliche Charakter dieser Bezirke das S t agn i e re n 

de r Pa r t e i, noch weniger ihren Rückgan g. Ein Blick auf die überraschenden Erfolge der schwer 

verfolgten Kommunistischen Partei Po l e n s lehrt uns doch, was eine kommunistische Partei in einem 

vorwiegenden Agrarlande mit stark bäuerlich-kleinbürgerlicher Struktur unter den schwierigsten 

Verhältnissen zu leisten imstande ist. W a s i n War scha u und  Lodz  m ög l i ch  wa r, so l l t e  doch  

i n  Münche n, Nür nbe r g, S t u t tga r t  auch  m ög l i ch  se i n. Mit dem Hinweis auf die Periode der 

relativen Stabilisierung ist auch nichts erklärt, denn die relative Stabilisierung des Kapitalismus nützt 

im günstigsten Falle noch den Mittel-bauern, während sie die Ausbeutung der Landarbeiter und 

Kleinbauern verschärft, diese also links treibt, d. h. uns näher bringt. 

Durch eine sorgfältige Analyse der Wahlergebnisse, die hier für die besonders schwachen Bezirke 

unter Hervorhebung der Gesichtspunkte unserer Landarbeit vorgenommen werden soll, wird die Partei 

instandgesetzt, vorhandene Fehler und Mängel ihrer bisherigen Arbeit zu erkennen und auszumerzen. 

Hierbei handelt es sich um drei Hauptfragen: 1. War die Politik der Partei in diesen Bezirken richtig? 

2. Hat der Operationsplan der Partei die Schwierigkeiten und Besonderheiten dieser Bezirke genügend 
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berücksichtigt? 3. Sind die richtigen Arbeitsmethoden angewandt worden? Vor Beantwortung dieser 

drei Fragen ist es zunächst notwendig, die genannten 16 Bezirke etwas näher zu betrachten. 

II. Die Gefahrenzonen 

Ein kurzer Blick auf die Karte der Wahlkreise und ein Vergleich mit den Wahlergebnissen zeigt uns 

das Vorhandensein von drei großen, in sich zusammenhängenden Gebieten, in denen die Partei au-

ßerordentlich schwach verankert ist und zum Teil empfindliche Niederlagen erlitten hat. Diese Ge-

fahrenzonen sind 1. Süddeutschland, 2. Ostelbien und 3. ein breiter Landstrich, der vom Wahlkreis 

Weser-Ems über Niedersachsen bis zum Wahlkreis Koblenz-Trier führt und in einem Halbbogen das 

rheinisch-westfälische Industriegebiet umschließt. 

Besonders stark fällt ins Auge die Schwäche der Partei in Süddeu t s ch l a n d. Hier ist nicht allein 

die „Bayerische Vendée“ mit den Wahlkreisen Oberbayern und Schwaben, Niederbayern, Franken. 

in denen die Partei stark verloren hat und heute auf 4,4, 2,2 bzw. 2,8 Prozent der abgegebenen gültigen 

Stimmen reduziert ist. Hier ist auch Württemberg, in dem die Partei nun noch über 7,5 Prozent der 

Wählerschaft gebietet, ferner Baden mit 7,1 Prozent kommunistischer Stimmen und die Rheinpfalz 

mit [499] 7,5 Prozent. Insgesamt handelt es sich hierbei um rund 9,5 Millionen Wahlberechtigte, was 

einer Gesamtbevölkerung von mindestens 10 Millionen politisch denk- und handlungsfähiger Men-

schen gleichkommt. 

In allen diesen Gebieten ist ein großer Prozentsatz der Bevölkerung proletarisch. Die objektiven Vo-

raussetzungen für eine gesunde Parteientwicklung sind überall gegeben. Sogar hervorragende, wenn 

auch nicht sehr umfangreiche, Industriezentren sind in allen Ländern vorhanden. Auf dem flachen 

Lande wohnen, zumal in Baden und Württemberg sowie in der Pfalz, Hunderttausende von Klein- 

und Zwergbauern, die zum größten Teil Schulter an Schulter mit den Proletariern in den Betrieben 

fronen oder sonstwie auf Lohnarbeit angewiesen sind. Und doch hat die Partei hier zweifellos prole-

tarische Wähler an die SPD verloren. Noch weniger als an die Proletarier hat sie es verstanden, an die 

halbproletarischen Schichten der Kleinbauernschaft und Kleingewerbetreibenden heranzukommen. 

Den zweiten großen Gefahrenherd für die proletarische Revolution bilden die o s t e l b i s chen  Ag-

r a r d i s t r i k t e. Ihre Weiträumigkeit, geringe industrielle Entwicklung und dünne Besiedelung hat die 

Partei von jeher daran gehindert, hier kräftig Wurzel zu fassen. Und doch sind auch hier die objektiven 

Bedingungen für ein günstiges Wachstum der Partei durchaus gegeben. In diesen Agrarbezirken woh-

nen m i ndes t ens  2 Mi l l i onen  e r wachsene  Landa r be i t e r  und  Landa r be i t e r i nne n. In 

den wenigen industriellen Zentren wie Königsberg, Stettin, Breslau, Waldenburger Gebiet usw. wohnen 

ebenfalls hunderttausende Industrieproleten. Die Bedeutung dieser Bezirke für die proletarische Revo-

lution in Deutschland wird dadurch erhöht, daß es sich hier um die E r näh r ungsbas i s  der großen 

ausschlaggebenden Industriebezirke Berlin, Mitteldeutschland, Sachsen und Ruhrgebiet handelt. 

Trotz dieser Tatsachen hat die Partei es bis heute nicht verstanden, an die hier entscheidende proleta-

rische Schicht, an die Landarbeiter, heranzukommen. Sie hat in den Städten Einfluß gewonnen, aber 

in den Agrargebieten fast durchweg Stimmen verloren. Vor allem Pommern zeigt dieses Bild! Der 

Prozentsatz der abgegebenen kommunistischen Stimmen ist mit 9,5 in Ostpreußen am höchsten und 

mit 4,3 in Niederschlesien am niedrigsten. Die SPD hat hier überall – und gerade auf dem flachen 

Lande – bedeutende Erfolge gezeitigt. Sie hat es fertig gebracht, mit Hilfe des Deutschen Landarbei-

terverbandes und ihrer Provinzzeitungen sowie unter Ausnützung des ihr zum Teil zur Verfügung 

stehenden behördlichen Apparats, größere Landarbeitermassen zu gewinnen. Es besteht kein Zweifel, 

daß die reformistischen Gewerkschaftsführer es verstanden haben, durch eine gerissene Ta k t i k, d i e  

Sche i ne r fo l ge  vo r t äusch t e, einen Teil ihres verlorenen Kredits bei dem politisch ungeschulten 

Landproletariat wiederherzustellen. 

In der d r i t t en  Ge f ah renzon e, die sich wie eine trennende Barriere zwischen den Industriezentren 

des Westens und Mitteldeutschlands schiebt, ist die Landbevölkerung in ihrer Mehrheit klein-, mittel- 

und zum Teil großbäuerlich. Das Landproletariat ist nur gebietsweise von größerer Bedeutung. Diese 

Zone ist aber ganz anders als im Osten von wichtigen Industriezentren durchsetzt, wie Bremen, 
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Hannover, Braunschweig, Kassel, Darmstadt, Frankfurt a. M., Hanau, Offenbach usw. Wir müssen 

feststellen, daß die Partei es nicht verstanden hat, sich dieser Br ückenköpf e  zu bemächtigen. Im 

Gegenteil, der für die Partei schwächste Wahlkreis in ganz Norddeutschland ist ausgerechnet 

Südhannove r-Br aunschwe i g , wo nur 3,5 Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen kommu-

nistisch waren, und die Partei 23 Prozent ihrer früheren Wählerschaft eingebüßt hat. Die Partei ist 

hier sogar schwächer als in Niederschlesien. 

Der Wahlkreis Westfalen-Nord muß mit seinen 8,9 Prozent kommunistischer Wähler ebenfalls in 

diese Gefahrenzone gerechnet werden. Der scheinbare starke Zuwachs kommunistischer Stimmen ist 

hier in der Haupt-[500]sache eine Folge veränderter Wahlkreiseinteilung, nicht des wirklich gestie-

genen Einflusses in den Massen. Der frühere Prozentsatz dieses Bezirks war 6,4. 

Dasselbe gilt für den Unterbezirk Hagen-Siegen des Wahlkreises Westfalen-Süd. Hier bleiben im 

Gegensatz zu den Ziffern der übrigen Teile dieses Wahlkreises die Stimmen der Partei hinter den 

Dezemberwahlen von 1924 zurück. Dies ist offenbar eine Folge der mangelhaften Bearbeitung des 

etwas abseitigen Unterbezirks. 

Besonders ernste Beachtung verdient der Stimmenrückgang der Partei in Thü r i nge n, das man trotz-

dem nicht zu den Gefahrenzonen rechnen kann. Der Anteil der kommunistischen Stimmen am Ge-

samtergebnis ging hier von 13,1 Prozent auf 12,7 Prozent zurück. Dieser Rückgang in Thüringen 

kann erst recht nicht mit dem starken kleinbürgerlich-bäuerlichen Einschlag in der dortigen Bevölke-

rung erklärt werden. Thüringen ist industriell ziemlich stark entwickelt, wenn es sich auch hier meis-

tens um Klein- und Mittelindustrie, zum Teil um Heimindustrie handelt. Die Partei hat in Thüringen 

einen alten Stamm von Ortsgruppen und Funktionären. Ganze Gebiete, wie der Suhler Bezirk, die 

Umgegend von Gotha und dergleichen, haben eine alte kommunistische Mehrheit. Auch die ultralin-

ken Angriffe auf die Partei und die Parteispaltung im Suhler Unterbezirk können allein nicht schuld 

sein. Die Stärke der ultralinken Bewegung gerade hier hat tiefere Wurzeln. Unsere Verluste sind hier 

um so schwerwiegender, als die SPD rund 50.000 Stimmen gewonnen, also zweifellos der KPD Wäh-

ler abgenommen hat. 

III. Mängel, Erfahrungen, Lehren 

Worin bestehen nun die Ursachen unserer Verluste und unserer allgemeinen Schwäche in den ge-

nannten Bezirken? War etwa die Politik der Partei falsch? In ihrer Gesamtlinie war sie zweifellos 

richtig, ebenso zweifellos aber wurden in der Dur ch f üh r ung  dieser richtigen Linie eine Anzahl 

größerer und kleinerer Fehler gemacht, die es jetzt zu korrigieren gilt. 

In der süddeutschen Gefahrenzone fallen zwei Hauptfehler auf: ungenügende Fähigkeit der Partei, 

der verschärften Verfolgung und teilweisen Illegalität gegenüber entsprechende Arbeitsmethoden 

und taktische Manöver durchzuführen. Dies gilt vor allem für Baye r n. Der zweite Fehler war unge-

nügende revolutionäre Klarheit und Abgrenzung von der SPD zumal in der Gewerkschafts- und Be-

triebsarbeit und in der Kommunalpolitik. Dies gilt in besonderem Maße von Württemberg. 

Die starken Verluste der Partei in Bayern dürfen von der Gesamtpartei so wenig wie die bayerische 

Reaktion als eine spezifisch bayerische Angelegenheit betrachtet werden. Der Erfolg der bayerischen 

Terrorpolitik gegenüber der KPD kann der deutschen Gesamtbourgeoisie als Ermunterung dienen, 

bayerische Unterdrückungsmethoden nun auch im ganzen Reiche gegen die revolutionäre Vorhut 

anzuwenden. Das Reichsgericht hat in seinen Urteilsbegründungen bereits die juristische Handhabe 

dazu gegeben. 

Wie war aber der Erfolg der bayerischen Terrorpolitik überhaupt möglich? Er war nur deshalb mög-

lich, weil die KPD sich Jahre hindurch von dieser Terrorpolitik tatsächlich terrorisieren ließ. Wir 

haben es nicht verstanden, den Unterdrückungsmethoden der bayerischen Regierung die entsprechen-

den Abwehrmethoden des bayerischen Proletariats entgegenzustellen, vor allem haben wir es nicht 

verstanden, unsere gesamte Politik in Bayern auf den Sturz der Held-Regierung zuzuspitzen und alle 

Formen und Möglichkeiten der Einheitsfronttaktik auszunutzen. So kam es, daß die KPD in Bayern 

faktisch von den Massen getrennt, isoliert wurde. Die Linksbewegung im Proletariat, die natürlich 
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auch in Bayern vorhanden ist, kam ausschließlich der SPD zugute, die Linksbewegung in den Bau-

ernmassen aber dem Bayerischen Bauern- und Mittelstandsbund. Gerade in Bayern sind die Fragen 

unserer Bündnistaktik gegenüber den Bauernmassen und den Organisationen der Bauern von zentra-

ler Bedeutung. Ohne einen Teil der [501] Bauernschaft für uns zu gewinnen, ohne größere Massen 

der Bauernschaft wenigstens vorübergehend zu einer gemeinsamen Aktion mit dem Proletariat her-

anzuziehen, werden wir den Terror der bayerischen Bourgeoisie unmöglich brechen können. 

Auch in Württemberg sind unsere Verluste zum großen Teil das Resultat politischer Fehler und Män-

gel. Auf die starken reformistischen Strömungen im Stabe unserer leitenden Gewerkschafts- und Be-

triebsfunktionäre sowie auf die mangelhafte Parlamentsarbeit hat das Zentralkomitee bereits hinge-

wiesen. Natürlich haben die jahrelangen Parteikonflikte, die in dem kleinbürgerlichen Milieu oft ge-

nug in persönliche Zänkerei ausarteten, ebenfalls die Werbekraft der Partei gelähmt und einen Teil 

der früher aktiven Parteiarbeiter müde gemacht. Auf einen Punkt aber muß noch besonders hinge-

wiesen werden: auf die großen Wi de r s t ände  inne r ha l b  de r  Pa r t e im i t g l i edscha f t  gegen  

d i e  Be t r i ebsze l l ena r be i t. Die Arbeit der Betriebszellen ist in Württemberg infolge der eigenar-

tigen Struktur der dortigen Industrie besonders schwierig. Die Belegschaft der Daimler-Werke zum 

Beispiel rekrutiert sich, abgesehen von Stuttgart, aus rund 40 bis 50 Landgemeinden Nur durch eine 

enge, dauernde Ve r b indung  de r  Be t r i ebsze l l ena r be i t  mi t  de r  Ar be i t  au f  de m  Dor fe  

werden wir hier diese Widerstände überwinden können. Der kleine Bauer, der neben dem Proletarier 

im Betriebe Lohnarbeit verrichtet, und der Arbeiter, der auf dem Dorfe wohnt, sind hier die gegebe-

nen Verbindungsleute für die Partei nach dem Dorfe. 

Unsere Schwäche in den o s t e l b i sche n Bezirken, unser Nichtherankommen an die Landarbeiter-

massen ist keineswegs nur die Folge des Mangels an personellen und finanziellen Kräften oder man-

gelhafter Arbeitsorganisation, sondern auch einer nicht genügenden politischen Bewertung der Rolle 

und Bedeutung des Landproletariats in der proletarischen Revolution Das Landpr o l e t a r i a t  ist ne-

ben den Berg- und Hüttenarbeitern, Metallarbeitern, Chemiearbeitern und Verkehrsarbeitern die 

w i ch t i g s t e  Gr uppe  i m  deu t s chen  P r o l e t a r i a t. Die Arbeit unter den Gutsproletariern ist 

noch mehr als die Bauernarbeit im Süden in unseren östlichen Bezirken eine zentrale politische Auf-

gabe der Gesamtpartei. Unter keinen Umständen darf sie, wie das immer noch üblich ist, als eine 

„Angelegenheit der Abteilung Land“ betrachtet werden. Sie ist auch nicht nur eine Frage der „Lan-

dagitation, sie ist zu 90 Prozent Ge wer kscha f t s a r be i t. Insofern haben die Gewerkschaftsabtei-

lungen bei den Bezirksleitungen die Führung in dieser Arbeit zu übernehmen 

Im Westen ist eine richtige „Ant i zen t r um sa rbe i t“ besonders auf dem flachen Lande von größter 

Bedeutung Unsere Antizentrumsarbeit kann und darf sich nicht auf die Arbeit in den christlichen 

Gewerkschaften beschränken, obwohl hier gewiß das erste und wichtigste Betätigungsfeld liegt. Wir 

erinnern nur an die Tatsache, daß z. B. die katholischen Jugendvereine allein im Rheinland rund 

500.000 Mitglieder, die Rheinischen Bauernvereine etwa 200.000 Mitglieder zählen. Auch die Win-

zervereine des Rhein- und Moselgebiets sind durchweg in den Händen des Zentrums. Im Wahlkreis 

Koblenz-Trier haben die vom Zentrum enttäuschten Winzer in ansehnlicher Zahl deutschnational ge-

wählt. Hier kann also nicht von einer Linksbewegung, sondern muß teilweise von einer Rechtsbewe-

gung gesprochen werden. Aber dieselben Kleinwinzer hätten ohne Zweifel der Kommunistischen 

Partei ihre Stimme gegeben, wenn sie mehr von ihr gehört und gesehen hätten, und wenn wir es 

verstanden hätten, das ihnen eingepflanzte Mißtrauen gegen die Arbeiterpartei zu überwinden. 

Auf die politischen Fehler unserer Partei in Thü r ingen  und Ni ede r sachsen  hat das ZK seit den 

Wahlen wiederholt hingewiesen. Es sei hier ergänzend bemerkt, daß in den Wahlresultaten auf dem 

flachen Lande sich die Tatsache spiegelt, daß die Landarbeit in diesen Bezirken noch vo r wi egend  

r e s so r t mäß i g, nicht als Aufgabe der Gesamtpartei betrieben wurde. Dies gilt auch für E r zge -

b i r g e-Vog t l an d, wo die Arbeit [502] unter den kleinen Bauern und Landarbeitern fast ausschließ-

lich die Ressortarbeit einiger weniger Genossen war. Wie wenig in Thüringen die Masse der Partei-

mitglieder und Sympathisierenden auf die Methoden und Besonderheiten der Dorfarbeit eingestellt 

war, zeigt das Beispiel eines Ausmarsches der Roten Jungfront von We im ar  in feldmarschmäßiger 

Ausrüstung mit Holzgewehren! Das war nicht nur eine Kinderei, sondern ein politischer Fehler: 
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Erschwerung unseres Zuganges zu den arbeitenden Massen auf dem Dorfe, die noch überwiegend 

pazifistisch eingestellt sind. 

Das noch mangelhafte Verständnis der Partei für die P r ob lem e  de r  Bündn i s t ak t i k  zeigt sich 

auch in der ungenügenden Heranziehung sympathisierender oder kommunistischer Bauern vom 

Pfluge zu den Aktionen, Kampagnen, Festen der Arbeiterschaft und zu der parlamentarischen Arbeit 

der kommunistischen Fraktionen. Schon bei den Landtagswahlen in Sachsen und Thüringen 1926 hat 

die Partei versäumt, zuverlässige kommunistische Bauern vom Pfluge an aussichtsreicher Stelle auf 

ihre Listen zu stellen. Bei den Reichs- und Landtagswahlen im Mai 1928 wurde dieser Fehler nicht 

verbessert, sondern wiederholt. Dies ist um so schwerwiegender, da in der Zwischenzeit die Bestre-

bungen innerhalb der Bauernschaft, sich eine eigene berufsständische parlamentarische Vertretung 

zu schaffen, gewachsen sind. 

Die Aufstellung bäuerlicher Kandidaten auf der kommunistischen Liste ist für uns keine Frage banaler 

Wahldemagogie, sondern ein ernsthaftes Entgegenkommen an die werktätigen Bauernmassen, die sich 

unter dem Drucke der kapitalistischen Rationalisierung allmählich von der großagrarischen Führung 

loslösen. Diese Bauernmassen sind noch voll Mißtrauen gegen die Arbeiterklasse und gegen die Kom-

munistische Partei. Als kleiner Warenproduzent und Besitzer hat der kleine Bauer eine starke berufs-

ständische Einstellung. Die Tatsache, daß ihn die bürgerlichen Parteien einschließlich der SPD ohne 

Ausnahme verraten und verkauft haben, sieht er noch nicht in deren kapitalistischen Charakter. Er 

glaubt, ihr Verrat an seinen Interessen sei nur deshalb möglich gewesen, weil zu wenig berufstätige 

Landwirte in den Parlamenten waren. Der Gedanke der „Baue r npa r t e i“ lebt heute in Hunderttau-

senden bäuerlicher Wähler, und die Bourgeoisie ist klug genug, die Parole der Bauernpartei aufzugrei-

fen. Sie hat bei den diesjährigen Wahlen eine ganze Anzahl sogenannter „Bauernparteien“ präsentiert: 

die Christlich-nationale Bauernpartei, die Deutsche Bauernpartei, die Partei des Sächsischen Landvol-

kes und dergleichen. Aber alle diese bü r ge r l i chen  Bauernparteien sind nur Attrappen oder, besser 

gesagt, Filialen der Deutschnationalen, des Zentrums, der Volkspartei oder der Demokraten. Sie die-

nen als Auffangapparate, um den Linksabmarsch der kleinen und mittleren Bauern und das werdende 

Bündnis mit der Arbeiterklasse aufzuhalten Auch die Deutsche Bauernpartei, auf die die SPD so große 

Hoffnungen setzte, hat sich durch ihre Verhandlung mit der Christlich-nationalen Partei des Landbun-

des schon als kapitalistische Organisation entlarvt. Die KPD muß lernen, ebenso elastisch zu sein wie 

ihre Gegner und den werktätigen Bauernmassen den Zugang zur Partei des Proletariats zu erleichtern. 

Die zweite Frage, die wir oben aufgeworfen haben, lautete: „Hat der Oper a t i on sp l a n  der Partei 

die besonderen Schwierigkeiten der gefährdeten Bezirke genügend berücksichtigt?“ Nehmen wir 

Ostelbien. Es ist ganz klar, daß ein Parteibezirk wie Pommern oder Niederschlesien, der auf so großer 

Fläche so wenige und schwache Ortsgruppen und Stützpunkte besitzt, unmöglich imstande ist, aus 

eigenen Mitteln an die Landarbeitermassen heranzukommen, in die Lohnbewegungen und sonstigen 

Wirtschaftskämpfe auf dem Lande einzugreifen. Es gibt hier wie auch in Mecklenburg, in der Grenz-

mark oder in Ostpreußen Hunderte von Gutsbezirken, Dörfern und Kleinstädten, in die die KPD jah-

relang nicht kommt und sogar jetzt vor der Wahl entweder gar nicht oder nur zu einer Flugblattver-

teilung hingekommen ist. Die Landarbeiter und kleinen Bauern sagen hier mit gewissem Recht: „Die 

ganzen Jahre hindurch habt ihr euch um uns nicht gekümmert, jetzt vor den Wahlen sieht man euch. 

Ihr seid nicht besser [503] als die anderen Parteien.“ Es kommt hinzu, daß in so schwachen und 

weiträumigen Bezirken von einer ständigen Kontrolle, Leitung und Schulung der einzelnen Ortsgrup-

pen und ihrer Funktionäre durch die BL kaum geredet werden kann. Dasselbe gilt für Süd- und Nord-

bayern. Die Partei muß diese Gebiete als No t geb i e t e  betrachten, denen für absehbare Zeit eine 

feste und dauernde Unterstützung gewährt werden muß, sowohl in finanzieller Hinsicht als auch 

durch Stellung besonderer Landsek r e t ä r e, Instrukteure und geschulter Landreferenten. Die Schaf-

fung be so nde r e r  Landze i t ungen  für die politisch noch unaufgeklärte Dorfbevölkerung ist um 

so dringender, da die SPD mit ihren Wochenzeitungen für das flache Land, die zugleich Publikati-

onsorgane des Deutschen Landarbeiterverbandes sind, einen wachsenden Einfluß ausübt. 

Die dritte Frage nach unseren Ar be i t sme t hoden  ist nicht weniger wichtig als die beiden ersten. 

Im großen ganzen sind die Arbeitsmethoden, die die KPD in den letzten Jahren für die Arbeit auf 
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dem Dorfe ausgearbeitet hat, durchaus zweckmäßig; sie müssen nur allgemeiner und besser ange-

wendet werden. Die Wahlresultate zeigen, daß überall dort, wo die Partei nicht nur gelegentlich Dorf-

versammlungen und Rote Landsonntage organisierte, sondern durch be sonde r e  Landkom m is -

s i o n e n  den Boden beackerte und sich der täglichen Sorgen und Nöte der Dorfbevölkerung annahm, 

die Landarbeiter und kleinen Bauern bereit waren, der KPD ihre Stimme zu geben. Der Bolschewis-

tenschreck zieht nicht mehr in diesen Gebieten. Besonders lehrreich sind die Erfolge der Partei in den 

Landkreisen rings um Berlin, aber auch im Kreise Bernburg in Mitteldeutschland, im Kreise Jülich 

usw. Die Berliner Organisation hat das Pa t enscha f t s sys t em  seit mehreren Jahren in steigendem 

Maße zur Durchführung gebracht. Dieses Patenschaftssystem hat sich glänzend bewährt. Die Zu-

nahme der kommunistischen Stimmen auf den Dörfern und Gütern beträgt hier oft 200, 400, ja 1000 

und mehr Prozent. 

Auf der anderen Seite sehen wir, daß Rote Landsonntage, wenn sie mit noch so vielen Autos und 

Flugblättern unternommen werden, fast nicht erreichen, wo die ständige Vorarbeit im Kleinen fehlt. 

Die Parteipresse hat einige Fortschritte gemacht in dem Versuch, auch den Landarbeitern und kleinen 

Bauern verständliche und interessante Kost zu bieten. Aber auch hier fehlt noch viel. Die periodische 

Herausgabe von Landnummern in erhöhter Auflage für die Propaganda auf dem Dorfe, von ständigen 

Landarbeiter- oder Bauernbeilagen, die Behandlung agrarpolitischer Fragen und Fragen der Landar-

beiterbewegung im politischen Teil der Presse, die Heranziehung von Dorfkorrespondenten, die Ver-

wendung einer einfachen, anschaulichen Sprache – das sind alles Agitationsmittel, um unsere Presse 

zu einer Zeitung zu machen, die nicht nur vom Proletariat, sondern auch von der werktätigen Bau-

ernschaft gelesen wird. 

Sehr schlecht ist noch unsere Ar be i t  i n  den  bäue r l i chen  Masseno rgan i s a t i one n. Hier sind 

wir über die ersten Anfänge noch nirgends hinausgekommen. Die Wahlkampagne hat eine große 

Anzahl neuer Verbindungen gebracht. Diese müssen sorgfältig registriert und ausgewertet werden. 

Die Partei muß es lernen, nicht nur in den kleinen, mit der Arbeiterschaft bereits sympathisierenden 

Organisationen, wie dem Bund schaffender Landwirte und dem Reichsbauernbund, sondern in sämt-

lichen Massenverbänden, auch im Landbund, die fortgeschrittensten bäuerlichen Elemente zu sam-

meln und zu schulen. Dies gilt insbesondere auch für die landwirtschaftlichen Genossenschaften, de-

ren Bedeutung im Zusammenhang. mit der fortschreitenden Rationalisierung der Landwirtschaft und 

der Standardproduktion zunimmt. Diese Arbeit wird eine der Hauptaufgaben der nächsten Zeit auf 

dem Gebiete kommunistischer Bauernpolitik sein müssen. Notwendig zur erfolgreichen Durchfüh-

rung dieser Aufgabe ist natürlich auch die Herausgabe eines ausführlichen komm uni s t i s chen  

Agr a r-[504]p r og r amm s. Der Beschluß des Essener Parteitags muß sofort nach dem VI. Weltkon-

greß in die Praxis umgesetzt werden. 

Die Gemeindewahlen in Preußen, die im Herbst stattfinden und bei denen zum ersten Male große 

Massen von Landarbeitern ein Gemeindewahlrecht ausüben, werden den Beweis erbringen, ob die 

Partei aus den Fehlern und Erfahrungen der Maiwahlen die richtigen Schlüsse gezogen hat. 

* 

Bürgerliche Betriebswirtschaft und Marxismus  
Von G. R e i m a n n  

Nach einer auf den Erfolgen der kapitalistischen Rationalisierung aufgebauten Konjunktur zeigt es 

sich, daß nicht nur die Arbeiter, sondern auch die Kapitalisten und ihre „wissenschaftlichen“ Berater 

von den Ergebnissen der kapitalistischen Rationalisierung nicht befriedigt sind. 

Das erscheint recht merkwürdig und widerspruchsvoll. Ist es doch dem Industriekapital gelungen, die 

Ausbeutung der Arbeiterschaft und die Produktionsleistungen je Arbeiter ganz außerordentlich zu 

steigern. Die Gewinne und Dividenden der deutschen Aktiengesellschaften sind in den letzten Jahren 

sprunghaft gestiegen. Trotzdem sind die deutschen Großindustriellen nicht im geringsten zufrieden-

gestellt. Das gilt ganz besonders für die Industriezweige, in denen das mächtigste und geschlossenste 

Trustkapital herrscht und wo auch zuerst und am weitgehendsten auf Kosten der Arbeiterschaft 
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rationalisiert wurde: Nämlich in der Ruhr-Industrie insbesondere im Bergbau und der Hüttenindust-

rie. 

Gerade hier soll eine „Notlage“ des Trustkapitals eingetreten sein, so daß die Kohlen- und Eisenpreise 

um 4 bis 10 Prozent erhöht werden mußten. Eine relativ noch keineswegs so erhebliche Verminde-

rung des Inlandabsatzes soll bereits für die Ruhr-Industriellen die Kohlen- und Eisenindustrie unren-

tabel gemacht haben. Die 30- bis 50prozentige Steigerung der Produktionsleistungen je Arbeiter in 

den letzten drei Jahren soll also gar nichts genützt haben. Im Gegenteil, die Produktionskosten der 

Unternehmer sollen eher gestiegen als gesunken sein. Dies wurde auch in dem amtlichen Gutachten 

der Untersuchungskommission über die Rentabilitätsverhältnisse im Steinkohlenbergbau behauptet*). 

An der Spitze jener Kommission stand der erste deutsche bürgerliche Betriebswirtschafter, Professor 

Sc h m a l enbac h, im Nebenberuf der betriebswirtschaftliche Berater des Thyssen-Konzerns. 

Schmalenbach hatte für den Thyssen-Konzern die Buchhaltung und Selbstkosten- bzw. Kalkulations-

berechnung organisiert. Er hat in seinem Gutachten die „Notlage“ des Steinkohlenkapitals bestätigt 

und die Kohlenpreiserhöhung befürwortet und damit indirekt auch der Eisenpreiserhöhung den Weg 

gebahnt. 

Kapitalmangel und Rationalisierungsverluste 

Die wesentlichste Ursache für den ständig starken Kapitalbedarf der Großindustriellen ist der unge-

heuer schnelle Verschleiß des fixen Kapitals**). [505] Das fixe Kapital, das sicherlich den größten 

Teil des konstanten Kapitals in den wichtigsten Industriezweigen ausmacht, entwertet sich heute viel 

schneller als in der Vorkriegszeit. Und zwar tritt dies aus zweierlei Ursachen ein: 

Die intensivere und vielseitigere Benutzung der Maschinen- usw. -Anlagen, die gerade durch die 

Rationalisierungsmaßnahmen erreicht wurde, bewirkt eine beschleunigte materielle Abnutzung des 

fixen Kapitals. Da sich hierdurch mehr als entsprechend auch die Produktionsmenge vergrößert, ver-

teilt sich die Abnutzung des fixen Kapitals auf eine um so größere Warenmenge, so daß je Waren-

einheit der Verbrauch des fixen Kapitals eher ab- als zunimmt***). Es wäre dann also eine Senkung 

der Produktionskosten je Wareneinheit eingetreten, nicht aber ihre Steigerung. 

Von grundsätzlich anderer Bedeutung ist aber der stärkere moralische Verschleiß des fixen Kapitals. 

Die beschleunigte Einführung neuer technischer Verbesserungen und Methoden infolge des ver-

schärften Konkurrenzkampfs, die nur teilweise Ausnützung der Produktionskapazität, weil das Kon-

kurrenzkapital einen größeren Teil des Absatzfelds erobert hat und so dem schwächeren Konkurrenz-

gegner auch einen größeren Teil der Absatz- und Produktionseinschränkungen aufzwingt, all dies 

vermindert ebenfalls den Wert des fixen Kapitals. Es ist dies der moralische Verschleiß. Er ist nicht 

Folge von mehr Produktion, sondern gerade umgekehrt die Folge von weniger Produktion und 

 
*) „Das Gutachten kommt demnach zu dem Gesamtergebnis, daß nach der Selbstkosteisuntersuchung für den November 

1927 die untersuchten Betriebe nicht mit Gewinn, sondern mit einem Verlust für die Tonne absatzfähiger Produktion in 

Höhe von 0,27 Mark gearbeitet haben ...“ (Aus dem Schmalenbach-Gutachten für den Ruhrbergbau, vgl. „Deutsche Berg-

werkszeitung“ vom 20. April 1928.) 

Auch das sozialdemokratische Kommissionsmitglied Dr. Baade errechnete lediglich einen Gewinn von 0,58 Mark je 

Tonne geförderte Kohle, so daß auch hiernach größere Lohnerhöhungen trotz der gesteigerten Ausbeutung die Rentabi-

lität des Kohlenkapitals aufgehoben hätten. 
**) „Vielfach sind die Rationalisierungsmaßnahmen sogar mit Verlusten verbunden gewesen, da im Vergleich zur Erhö-

hung des Lohnanteils die Steigerung der Leistung nicht ausgereicht hat, die Verzinsung und Tilgung des für Arbeitsma-

schinen, für die Betriebskonzentration usw. angelegten Kapitals sowie die erheblichen Betriebsmehrkosten wieder einzu-

bringen ... Fast überall haben gerade die Betriebe mit starker Mechanisierung sehr [505] hohe Selbstkosten ... Interessant 

ist in dieser Hinsicht z. B. die Beobachtung, daß die Zahl der Schrämm-Maschinen in verhältnismäßig kurzer Zeit sich 

stark vermindert hat ... Auf die Tonne Kokserzeugung entfällt ein Investitionskapital von über 25 Mark.“ („Rationalisie-

rungsergebnis im Ruhrbergbau“ in der „Deutschen Bergwerkszeitung“ vom 1. April 1928.) 
***) „Es ist also selbstverständlich oder ein tautologischer Satz, daß der zunehmenden Produktivität der Arbeit vermittels 

der Maschinerie ein zunehmender Wert der Maschinerie relativ zur Masse der angewandten Arbeit ... entspricht. 

Der Wert der Ware in bezug auf die Maschinerie wird bestimmt durch den Verschleiß, der in sie eingeht; also bloß durch 

den Wert der Maschinerie, soweit er selbst in den Verwertungsprozeß eingeht, d. h. soweit er sich im Arbeitsprozeß 

konsumiert.“ (Marx: „Theorien über den Mehrwert“, 3. Band, S. 429.) 
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Absatz. Der moralische Verschleiß bedeutet eine Wartvernichtung, keineswegs aber eine Wertüber-

tragung wie beim materiellen Verschleiß des fixen Kapitals*). 

Die bürgerlichen Betriebswirtschafter machen eine derartige Unterscheidung zwischen moralischem 

und materiellem Verschleiß des fixen Kapitals nicht. Sie zählen den moralischen Verschleiß ebenso 

wie die materielle Abnutzung zu den (Re-) Produktionskosten. Noch weiter geht der Professor 

Schm a l enbac h. Er hat in seinem Kohlengutachten geschrieben: 

„Die Abschreibung ist ein Betrag, ... um auf diese Weise die durch Verschleiß oder Überalterung im Laufe der 

Zeit verminderten Anlagewerte in ordnungsgemäßer Weise zu ersetzen ... Die Kommission hält es für richtig, 

die Abschreibungen so hoch anzusetzen, daß sie auch die Wiederanschaffung solchen Anlagegegenstandes, 

der kostspieliger ist als sein heutiger Zeitwert, ermöglichen.“ 

Von dem bürgerlichen Betriebswirtschafter werden nur die Kosten, die unabhängig von der Produk-

tionsmenge stets gleich groß bleiben („fix“) und die abhängig von der Produktionsmenge sich ent-

sprechend verändern („proportionell“) unterschieden. Fixe Kosten sind also z. B. die Ausgaben für 

den Verwaltungs- und Verkaufsapparat, für Beleuchtung usw., zum Teil auch für Gebäude; propor-

tionelle Kosten dagegen die Ausgaben für Löhne, Rohstoffe, zum Teil auch für Maschinen und Ap-

parate. Professor Schmalenbach glaubt nun hierbei ein „neues“ Entwicklungsgesetz entdeckt zu ha-

ben, nämlich das Gesetz von dem ständigen relativen Steigen der fixen Kosten. [506] Um das plau-

sibel zu machen, hat er auf der Wiener Tagung der bürgerlichen Betriebswirtsehafter im Mai dieses 

Jahres sehr plastisch beschrieben, wie gerade die modernste Entwicklung des monopolistischen In-

dustriekapitals ein besonders starkes Anwachsen des fixen Kapitals herbeiführt, was auch in den In-

dustriebilanzen zum Ausdruck kommt: 

„Wenn man eine Statistik der Industriebilanzen aufstellt und zusieht, wie etwa von zehn zu zehn Jahren die 

Anlagenwerte und Umlaufswerte sich verändern, so sieht man sofort, daß die Anlagenwerte immer mehr stei-

gen, mehr als alle anderen Bilanzposten außer den Kapitalkonten.“ 

Es ist immerhin anerkennenswert, daß der bürgerliche Betriebswirtschafter die Marxschen Feststel-

lungen von dem relativen Anwachsen des fixen Kapitals bestätigt und gerade den Monopolkapitalis-

mus als den „Vollstrecker des marxistischen Testaments“ preist. 

„Fixe“ Kosten und „fixes“ Kapital 

Leider ist aber dem gewieftesten bürgerlichen Betriebswirtschafter insofern ein grundlegender Irrtum 

unterlaufen, als er die „fixen“ Kosten der bürgerlichen Betriebswirtschaftslehre lediglich von dem 

„fixen“ Kapital nach Marxschem Begriff ableitet, bzw. den Unterschied zwischen diesen Begriffen 

verwischt. Die Unterscheidung zwischen fixem und zirkulierendem Kapital hat aber tatsächlich gar 

nichts mit jener Unterscheidung zwischen „fixen“ und „proportionellen“ Kosten zu tun. Denn das fixe 

Kapital kann sowohl in „fixer“ (nicht mit der Produktionsmenge wachsender Art als auch in „propor-

tioneller“ (entsprechend der Produktionsmenge wachsender) Art sich materiell abnutzen. Ersteres wird 

z. B. bis zu einem gewissen Grade für ein Fabrikgebäude zutreffen; denn es entwertet sich fast unab-

hängig von seiner vollen oder nur teilweisen Ausnutzung. Aber die mehr oder minder starke Bean-

spruchung einer Maschinenanlage wird häufig entscheidend ihrem mehr oder minder schnellen ma-

teriellen Verschleiß beeinflussen. Dagegen werden die Zirkulationskosten, also z. B. die Ausgaben für 

den Verkaufs- und Propagandaapparat viel weniger von der Produktions- und Verkaufsmenge abhän-

gen; sie werden bei Verdoppelung der Produktion und des Absatzes oft nur wenig anwachsen. Diese 

Ausgaben sind aber durch die jüngste Kapitalskonzentration und monopolistischen Zusammenschlüs-

sen des Industriekapitals in Kartellen und Syndikaten weitgehend herabgedrückt worden. Gerade des-

wegen haben die Großindustriellen die Richtigkeit des Schmalenbachschen Gesetzes vom Steigen der 

 
*) „Der Verschleiß (abgesehen vom moralischen) ist der Wertteil, den das fixe Kapital allmählich durch seine Vernutzung 

an das Produkt abgibt, in dem Durchschnittsmaß, worin es seinen Gebrauchswert verliert.“ (Marx: „Kapital“, 2. Band, S. 

141.) 

„Insofern der Reproduktionsprozeß stockt und der Arbeitsprozeß beschränkt oder stellenweise ganz stillgelegt wird, wird 

wirkliches Kapital vernichtet. Die Maschinerie, die nicht gebraucht wird, ist nicht Kapital.“ (Marx: „Theorien über den 

Mehrwert“, 2. Band, II. Teil, S. 267.) 
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„fixen“ Kosten bestritten*). Sie haben damit natürlich nicht im geringsten die Marxsche Feststellung 

des relativen Wachsens des fixen Industriekapitals innerhalb des konstanten Kapitals berührt. 

Die Kalkulationsmethoden des Monopolkapitals 

Dennoch steckt in dem „Gesetz vom tendenziellen Wachsen der fixen Kosten“ insofern etwas Rich-

tiges, als dies für die Betriebsrechnungen des Monopolkapitals in der Praxis tatsächlich zutrifft. Pro-

fessor Schmalenbach hat sich deswegen trotz seiner kritisch offenen Worte auf der Wiener Tagung 

der bürgerlichen Betriebswirtschafter nicht nur als guter Kenne r  sondern auch als ein treuer Vertei-

diger des Monopolkapitals erwiesen. Denn aus zweierlei Gründen wachsen gerade bei den Selbstkos-

tenberechnungen des Monopolkapitals, die zur Berechnung und Verteidigung der Wucherpreise auf-

gestellt werden, die „fixen“ Kosten sprunghaft an: 1. wegen der Einwirkung des moralischen Ver-

schleißes des fixen Kapitals – Zunahme der unabhängig von der Produktionsmenge notwendigen Ab-

schreibungen, 2. wegen der Dumpingpolitik. 

[507] Schmalenbach hat in seiner letzten Wiener Rede die Dumpingpolitik des Steinkohlenkapitals 

kritisiert. Er hat sie sehr anschaulich geschildert: 

„Wenn Sie einmal die Preispolitik der Kohlensyndikate und syndikatähnlichen Gebilde ansehen, so bemerken 

Sie zu Ihrem großen Erstaunen, daß es offenbar zu den größten Nachteilen eines Landes gehört, Kohlen zu 

besitzen. Es muß wirklich so sein; denn die Kohlenindustriellen der Kohlenländer liefern ihre Kohlen zu einem 

Preise in die nicht Kohlen besitzenden Länder, die weit unter den Selbstkosten liegen. Die Kohlen liefernden 

Länder bringen damit nur zum Ausdruck, daß es ihnen die größte Unannehmlichkeit bedeutet, Kohlen zu ha-

ben, und sie bemühen sich, so schnell wie möglich dieses Überflusses entledigt zu werden. Sie lassen sich 

dieses Bemühen sogar noch viel Geld kosten.“ 

Also keine Verschleuderung der inländischen Produktion auf dem Weltmarkt, sondern lieber Be-

schränkung der Produktion, neue Stillegungen und Arbeiterentlassungen und als Voraussetzung 

hierzu internationale Kartellierung und Beschränkung des Konkurrenzkampfs. Schmalenbach hat 

hiermit den reformistischen Gewerkschaftsführern aus der Seele gesprochen und den vollen Beifall 

des „Vorwärts“ gefunden. Das deutsche Kohlenkapital hat auch tatsächlich bereits seine Ausfuhr ein-

gestellt, neue Stillegungen und Arbeiterentlassungen vorgenommen. Zum Teil soll dies in der nächs-

ten Zeit noch fortgesetzt werden. Rätselhafter Weise oder vielmehr aus Demagogie „protestieren“ die 

Sozialdemokraten gegen diese von ihnen selber geforderten Maßnahmen. 

Da aber die Großindustriellen in der allgemeinen Kritik von Schmalenbach einen Angriff auf die 

Dumpingpolitik an sich zu sehen glaubten, haben sie hierauf dem betriebswirtschaftlichen Professor 

mit den Argumenten der bürgerlichen Betriebswirtschaftslehre selber geantwortet: 

„Die ziemlich allgemein (von den bürgerlichen Betriebswirtschaftern) ... vertretene Ansicht, daß bei mangeln-

der Beschäftigung und der Gefahr völliger Betriebsstillegung Produkte zu einem Preise abgegeben werden 

sollen, der mindestens die proportionalen Bestandteile im Gesamtaufwand deckt. Der fixe Bestandteil an Auf-

wand entstehe auch für den stillgelegten Betrieb (!). Er sei ‚als Verlust a priori‘ anzusehen und es könnten aus 

diesem Grunde Aufträge zu einem Preise, der dem proportionalen Bestandteil entspricht, hereingenommen 

werden ... und insofern ‚als relativ gewinnbringend‘ angesehen werden.“ 

Der Erlös aus dem Inlandsabsatz soll also so hoch sein, daß neben den proportionellen Kosten und 

einem Gewinn die gesamten fixen Ausgaben gedeckt werden. Dann braucht für die übrige zusätzliche 

Produktion nur ein Preis erzielt zu werden, der die proportionellen Kosten als „Selbstkosten“ nebst 

einem Zuschlag als Gewinn einbringt. Diese Preisberechnung gilt vor allem für den unter dem Druck 

der Konkurrenz stehenden Auslandsmarkt. 

Für die einzelne Wareneinheit werden also völlig verschiedene „Produktionskosten“ und Werte be-

rechnet. Dies ist wohl eine Parallele zu der subjektiven Werttheorie, die den Wert von dem Preis 

 
*) „Alles in allem dürfte im Steinkohlenbergwerk eine Verschiebung von proportionalen zu den fixen Kosten in den Jahr-

zehnten des technischen Fortschritts kaum eingetreten sein.“ („Schmalenbach und der Ruhrbergbau“ von Bergrat Herbig, 

„Deutsche Bergwerkszeitung“ vom 7. Juni 1928.) 
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abhängig macht, den „der letzte Käufer“ noch zu zahlen bereit ist*). Was hat dies aber noch mit „wis-

senschaftlicher“ Betriebsführung zu tun? Denn die Höhe der Produktionskosten je Wareneinheit wird 

nicht mehr von der Höhe der Geldausgaben oder der tatsächlichen Kosten, sondern von einer völlig 

willkürlichen Berechnung abhängig gemacht. 

Tatsächlich handelt es sich aber nur darum, daß das monopolistische Industriekapital die Ersparnisse 

bei den Produktionskosten je Wareneinheit [508] durch mehr Massenproduktion zum Teil dazu be-

nützt, auf dem Weltmarkt zu um so niedrigeren Preisen zu exportieren, so den Auslandskonkurrenten 

aus dem Absatzfeld zu schlagen. 

Die Verringerung der Produktionskosten je Wareneinheit bedeutet, daß bei unverändert hohen Prei-

sen die Profitrate und Profitmasse gestiegen sind**). Das trifft auf den Warenabsatz im Inlande zu, wo 

dank der monopolistischen Herrschaft und der Ausschaltung der Auslandskonkurrenz trotz jener Sen-

kung der Produktionskosten die Warenpreise nicht herabgesetzt, zum Teil sogar noch erhöht worden 

sind. Die bürgerlichen Betriebswirtschafter bringen das in ihrer „Kalkulation“ zum Ausdruck, indem 

sie völlig willkürlich mit den „fixen“ Kosten nur einen Teil der Warenproduktion belasten. Es lassen 

sich dann aber überhaupt keine allgemeinen Produktionskosten mehr feststellen. Man kann dann nach 

persönlichem Belieben die „Selbstkosten“ berechnen***), je nachdem, ob die Produktionsmenge, die 

unter Ausschaltung der Konkurrenz abgesetzt werden kann, größer oder kleiner ist, ob das monopo-

listische Herrschaftsfeld enger oder weiter gefaßt wird. 

Die „fixen“ Kosten bei den Selbstkostenberechnungen der Industriellen sind auch wegen des schnel-

leren Verschleißes des fixen Kapitals, die höhere Abschreibungssätze notwendig machen, gestiegen. 

Insoweit allgemeine Produktionseinschränkungen organisiert werden und in den einzelnen Werken 

 
*) Der „Vorwärts“ (vom 1. Juni 1928) schreibt zu jenen „Lehren“ der bürgerlichen Betriebswirtschafter: „Wie alle Fun-

damentalkritik (!!)‚ geht auch die Kritik Schmalenbachs von einer fundamental einfachen Erkenntnis, der Haupterkennt-

nis der modernen Betriebslehre aus: von der Verschiebung der Produktionskosten im Betrieb reif der wachsenden Größe 

des Betriebs ...“ – O, armer Marx, der du nach Ansicht der deutschen Sozialdemokratie sogar durch die bürgerlichen 

Betriebswirtschafter schon längst verdrängt sein sollst! 
**) Obwohl z, B. der Kleinverbrauchspreis für Elektrizitätsstrom nicht gesunken ist, hat ‚man ins Jahre 1913 für die Er-

zeugung einer Kilowattstunde 1,25 kg Kohle im Durchschnitt gebraucht, im Jahre 1924/25 0,8 kg und heute im moderns-

ten Verfahren 0,55 kg“. (Direktor Werner vom Werner-Siemens-Schuckert-Werk auf der Jahresversammlung des Vereins 

Deutscher Eisen- und Stahlindustrieller in einem Vortrag über „Fragen aus der neuzeitlichen Elektrizitätswirtschaft“.) 
***) Zwei ganz krasse Beispiele: 

Die Gesamtproduktion beträgt 100.000 t. Die Produktionskosten belaufen sich auf insgesamt 10.000.000 Mark, davon 

sind je die Hälfte „fixe“ und „proportionelle“ Selbstkosten. 

Dann ergibt sich folgende Rechnung: 

a) 75 Prozent 75.000 t Inlandsabsatz und 25 Prozent = 25.000 t Auslandsabsatz. 

Die 75.000 t kosten: 5.000.000 Mark fixe Kosten 

 3.750.000 Mark proportionelle Kosten 

 8.750.000 Mark Gesamtkosten für 75.000 t oder je t 116,66 

Mark „Selbstkosten“ 

Die 25.000 t kosten: 1.250.000 Mark proportionelle Kosten oder je t 50,00 Mark 

„Selbstkosten“. 

 

b) 50 Prozent – 50.000 t Inlandsabsatz   und 50 Prozent = 50.000 t Auslandsabsatz. 

Die 50 000 t (Inlandsabsatz) kosten: 5.000.000 Mark fixe Kosten 

 2.500.000 Mark proportionelle Kosten 

 7.500.000 Mark Gesamtkosten für 50.000 t oder je t 150,00 

Mark „Selbstkosten“ (40 Prozent mehr). 

Die 50 000 t (Auslandsabsatz) kosten: 2.500.000 Mark proportionelle Kosten oder je t 50,00 Mark 

„Selbstkosten“. 

Je größer der Anteil des Auslandsabsatzes, desto größer wird dann auch die Differenz zwischen Inlands- und Auslands-

preisen werden. 

Grade deswegen wird von dem Kohle verbrauchenden Industriekapital gegenwärtig z. 13. eine Beschränkung der Dum-

pingausfuhr gefordert, „Das Problem, das hier (bei der Eisenausfuhr) entsteht, entspricht ungefähr dem, das erst jetzt im 

Kohlenbergbau eingehend diskutiert und grundsätzlich dahin entschieden worden ist, daß eine Ausweitung des Verlust-

absatzes in das bestrittene Gebiet auf Kosten der inländischen Verbraucher und der inländischen Konjunkturentwicklung 

nicht angängig ist,“ („Berliner Tageblatt“ vom 9. Mai 1928 in „Wieder höhere Eisenpreise“ von H. Meyer.) 
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nur ein Teil der Produktionskapazität ausgenützt wird, erhöht sich tatsächlich der Verschleiß je Wa-

reneinheit, verteuert sich die Produktion als entgegengesetzte Erscheinung zu der Verbilligung bei 

Massenproduktion. 

Der verschärfte Konkurrenzkampf zwingt zu Betriebstillegungen und vorzeitigem Ersatz von noch 

unverbrauchten Maschinen und Industrieanlagen durch noch modernere, bevor das ältere fixe Kapital 

tatsächlich auch nur zum größeren Teil verbraucht worden ist*). Das ist an sich keine [509] neue Er-

scheinung. Aber dieser moralische Verschleiß ist heute viel stärker und anhaltender als je in der Vor-

kriegszeit. Viel schneller als vordem müssen bestehende Betriebsanlagen ersetzt werden. Das kapita-

listische Unternehmen rechnet infolgedessen mit höheren Entwertungs- und Abschreibungssätzen. 

Dabei ist ihm der Unterschied zwischen moralischem und materiellem Verschleiß gleichgültig. Es 

interessiert nur die gesamte Wertverminderung seines Anlagekapitals, bzw. der wahrscheinliche Zeit-

punkt, an dem seine Erneuerung notwendig wird. Insoweit ist für die Industriellen der moralische Ver-

schleiß nur ein „Unkosten“-Faktor, wie die Ausgaben für Löhne, Rohstoffe usw. (Fortsetzung folgt.) 

LITERATUR 

Jungsozialistische Schriftenreihe 
(Fortsetzung) 

Charakteristisch für die Scheu der sozialdemokratischen Theoretiker vor einer ernsten Auseinander-

setzung mit dem Leninismus, ist die Broschüre von Br aun tha l. Obwohl es sich hier hauptsächlich 

uns die Frage der Einschätzung der Epoche des Imperialismus handelt, setzt sich Braunthal nicht mit 

dem Theoretiker des Imperialismus, mit Len i n  auseinander, sondern mit Fritz S t e rnbe r g  der aus 

der Akkumulationstheorie Rosa Luxemburgs und einzelnen Ingredienzen der leninistischen Theorie 

ein ungenießbares Gebräu zusammengebraut hat. 

Braunthal baut seine Auseinandersetzung auf einem angeblichen Gegensatz in der Theorie von Marx 

auf, den kein Marxist bisher entdeckt hat, einem Gegensatz zwischen der Verelendungstheorie, die 

Braunthal auch als „Zusammenbruchstheorie“ bezeichnet und der „Konzentrationstheorie“. Wo soll 

da ein Gegensatz sein? 

„Hier wird die wachsende Spannung zwischen Kapital und Arbeit nicht aus der Verelendung des Proletariats 

und der Verschärfung der Krisen erklärlich, sondern (!) aus der zunehmenden Polarisierung der gesellschaft-

lichen Mächte ... Ein Ausbau dieser Gedankengänge muß folgerichtig zu einer Theorie führen, die die Ent-

wicklung zum Sozialismus nicht von Zusammenbruch und Verelendung, sondern im Gegenteil von einer 

wachsenden Polarisierung der beiden Klassen und der Wirtschaft erwartet.“ (S. 7). 

Im I. Band des „Kapital“, in dem berühmten Abschnitt über die „geschichtliche Tendenz der kapita-

listischen Akkumulation“ (Volksausgabe S. 690–691) ist der notwendige Zusammenhang zwischen 

diesen beiden von Braunthal als Gegensatz aufgefaßten Momenten der kapitalistischen Akkumulation 

klar und deutlich formuliert: 

„Mit der beständig abnehmenden Zahl der Kapitalsmagnaten, welche alle Vorteile dieses Umwandlungspro-

zesses usurpieren und monopolisieren, wächst die Masse des Elends, des Drucks, der Knechtschaft, der Ent-

artung der Ausbeutung, aber auch die Empörung der stets anschwellenden und durch den Mechanismus des 

kapitalistischen Produktionsprozesses selbst geschulten, vereinten und organisierten Arbeiterklasse ... Die 

Zentralisation der Produktionsmittel und die Vergesellschaftung der Arbeit erreicht einen Punkt‚ wo sie un-

verträglich werden mit der kapitalistischen Hülle. Sie wird gesprengt. Die Stunde des privatkapitalistischen 

Eigentums schlägt. Die Expropriateure werden expropriiert.“ 

In diesen Sätzen ist alles enthalten, was zur Widerlegung der unsinnigen Antithese, von der Braunthal 

ausgeht, notwendig ist. Die „Polarisierung“ der Klassen, weit entfernt davon, zur Verelendung im 

Widerspruch zu stehen, bedeutet nichts anderes, als daß der ganze Reichtum der Gesellschaft sich auf 

dem einen Pol in der Hand einer immer kleiner werdenden Schicht von Kapitalmagnaten sammelt, 

 
*) „Anderseits zwingt der Konkurrenzkampf, namentlich bei entscheidenden Umwälzungen, die alten Arbeitsmittel vor 

ihrem natürlichen Lebensende durch die neuen zu ersetzen.“ (Marx: „Kapital“, 2. Band, S. 141, vgl. auch „Theorien über 

der Mehrwert“, 2. Band, II. Teil, S. 126 u. s. f.) 
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während sich auf dem anderen Pol, bei der wachsenden Masse des Proletariats, Armut und Elend 

häuft. Die Verelendung schließt aber keineswegs die wachsende Macht des Proletariats aus, die sich 

u. a. auch in dem Anwachsen der Gewerkschaftsorganisationen zeigt. Aber Marx sah in den Gewerk-

schaften nicht ein Mittel, die Verelendung innerhalb des Kapitalismus zu verhindern, sondern sie 

durch die Überwindung des Kapitalismus endgültig aufzuheben. Die Konzentration des Kapitals be-

deutet auf der anderen Seite Konzentration des Proletariats in den Großbetrieben und daher Wachsen 

der gesellschaftlichen Kraft, die den Untergang des Kapitalismus herbeiführt. Die Konzentration der 

Produktion ermöglicht die Überwindung des Kapitalismus anderseits in dem Sinne, daß sie dem Pro-

letariat nach der Expropriation der Expropriateure die organisatorischen Voraussetzungen für die ge-

sellschaftliche Leitung der Produktion an die Hand gibt. 

Gegen die Ve r e l endungs t heo r i e  wendet Braunthal ein, daß der Reallohn bei sinkendem Wert 

der Arbeitskraft durch dauernden Fortschritt in der Rationalisierung [510] der Produktion dauernd 

steigen kann, während der Mehrwert parallel damit oder sogar noch stärker wächst. (S. 26). Das ist 

die bekannte Theorie von dem parallelen Interesse der Arbeiter und Unternehmer am technischen 

Fortschritt, mit dem die Gewerkschaftsführer ihre Unterstützung der kapitalistischen Rationalisierung 

begründen. Bei dieser „Theorie“ ist alles vergessen, was Marx im „Kapital“ über die Entwicklung 

des Kapitalismus vorausgesagt hat und was seither tausendfach durch die Erfahrung bestätigt wurde. 

Erstens kommt es den Kapitalisten nicht auf den Mehrwert, für sich betrachtet, an, sondern auf die 

Profitrate. Wenn durch den technischen Fortschritt die Mehrwertrate wächst, aber infolge der höheren 

organischen Zusammensetzung des Kapitals die Profitrate sinkt, dann wird der Unternehmer durch 

sein Interesse an der Erhaltung seiner Profitrate zu verschärftem Druck auf die Lohn- und Arbeitsbe-

dingungen veranlaßt, aber keineswegs zu einer Interessenharmonie mit der Arbeiterschaft. Zweitens 

kann man die Entwicklung der Lebenslage des Arbeiters n i ch t  an dem abso l u t en  Rea l l ohn  

messen, sondern der richtige Maßstab ist der r e l a t i ve  Lohn‚ der Anteil des Arbeiters am Produkt. 

Denn wie Marx schon in der Schrift „Lohnarbeit und Kapital“ nachgewiesen hat, geht in die Bestim-

mung des Wertes der Arbeitskraft ein soz i a l e s  Momen t  ein, der allgemeine Stand der gesell-

schaftlichen Entwicklung, der Entwicklung der Produktion, wovon die Bedürfnisse der Menschen 

abhängen. Mit der Entwicklung der Produktion wachsen notwendig die menschlichen Bedürfnisse, 

auch die des Lohnarbeiters; bei konstantem oder wenig steigendem Reallohn, aber sinkendem relati-

vem Lohn, kann der Arbeiter in immer geringerem Maße seine Lebensbedürfnisse befriedigen. Das 

bedeutet nicht nur in der Theorie, sondern für das Empfinden des Arbeiters eine Verelendung, 

Schließlich vergißt Braunthal das gerade durch die letzte Entwicklung des Kapitalismus vollauf be-

stätigte Gesetz, daß mit dem wachsenden Reichtum der kapitalistischen Gesellschaft die industrielle 

Reservearmee wächst, was Marx als „das absolute, allgemeine Gesetz der kapitalistischen Akkumu-

lation“ bezeichnet („Kapital“ I, Volksausgabe S. 581). Dieses dauernde Überangebot an Arbeitskraft 

führt nach den Gesetzen der Warenwirtschaft notwendig dazu, daß der Preis der Arbeitskraft, der 

Arbeitslohn, s t änd i g  un t e r  dem  Wer t  de r  Ar be i t sk ra f t  liegt. B. meint, das könnte „nur eine 

vorübergehende Tendenz“ sein, „denn sonst hätte ja der Begriff des Wertes der Arbeitskraft über-

haupt keinen Sinn“. (S. 25.) Dieses Argument steht auf derselben Höhe wie das alte abgedroschene 

von dem „Widerspruch“ zwischen dem Wertgesetz und der Bestimmung der Preise durch die Durch-

schnittsprofitrate. Der Wert ist eben keineswegs der Durchschnittspreis, sondern das Moment, das für 

die Bestimmung der Preise in der Warenwirtschaft grundlegend ist. Die Abweichungen der Preise 

vom Wert sind im Wesen des kapitalistischen Systems begründet, zu dessen Verständnis das Wert-

gesetz der Schlüssel ist. Es ist übrigens grotesk, wie sich die Reformisten um die Widerlegung der 

Verelendungstheorie bemühen in einer Zeit, wo die abso lu t e  Ve r e l endung  nicht nur eine Ten-

denz, sondern eine a l l gem e i ne  Ta t s ache  ist. 

Der Sternbergschen Theorie des Imperialismus stellt B, die Hilferdingsche entgegen und folgert aus 

ihr, daß der I m pe r i a l i sm us  „f ü r de n Bes t an d de r kap i t a l i s t i s chen  Wi r t s cha f t  n i ch t  

l ebensno twend i g“ sei. Der Absatz nach vorkapitalistischen Gebieten stehe an Bedeutung weit 

zurück hinter dem Absatz zwischen den kapitalistischen Ländern und hinter dem Absatz, der durch 

Ausweitung des Innenmarkts entstehe, Dabei sind die spezifischen Schwierigkeiten, die für den 
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Absatz innerhalb der kapitalistischen Länder durch den Monopolkapitalismus entstehen, ebenso ig-

noriert, wie die Bedeutung des Kapitalexports gegenüber dem einfachen Warenexport. Zudem liegt 

hier die falsche Auffassung des Imperialismus als Eindringen des Kapitalismus in vorkapitalistische 

Gebiete zugrunde. Der Appetit auf vorkapitalistische Gebiete wird von B. nach Hilferding aus dem 

Streben nach Erhöhung der Profitrate erklärt, der Imperialismus wäre danach „eine willkommene 

Gelegenheit für die Kapitalisten, ihre Profite gewaltig zu erhöhen – und sie werden eine solche Ge-

legenheit nie ungenutzt vorübergehen lassen, wenn es auch noch so viel Blut und Opfer für die ande-

ren, Grausamkeit und Unterdrückung kostet“ (S. 28.) Aber trotzdem soll der Imperialismus nicht 

„lebensnotwendig“ sein! „Würde er verschwinden, so müßte daran allein der Kapitalismus nicht zu-

sammenbrechen; es würde sich lediglich die Profitrate etwas senken.“ 

Verstehen wir unter dem Imperialismus die monopolistische Phase des Kapitalismus, so ist diese 

Fragestellung sinnlos. Verstehen wir darunter nur die Expansion nach vorkapitalistischen Gebieten, 

die an die Existenz solcher Gebiete geknüpft ist, dann ist allerdings die sich aus der Luxemburgschen 

Theorie ergebende Schlußfolgerung, daß mit dem Verschwinden dieser Gebiete der Kapitalismus 

automatisch zusammenbrechen müßte, unrichtig. Aber hinter dem harmlosen Satz „es würde sich 

lediglich die Profitrate etwas senken“, steckt die ungeheure Verschärfung der imperialistischen und 

der Klassengegensätze, die mit der fortschreitenden Aufteilung der Welt unter die imperialistischen 

Mächte zu jener Epoche von Kriegen und Revolutionen führt, als die wir den Imperialismus ansehen, 

Während wir aus der Leninschen Theorie des Imperialismus die Aktualität der proletarischen Welt-

revolution ableiten, folgert B. aus seiner Theorie, daß die Arbeiterschaft darauf hoffen und es darauf 

anlegen könne, „durch energischen Kampf gegen den Imperialismus und intensive antiimperialisti-

sche Propaganda in weitesten Bevölkerungskreisen dem  Impe r i a l i smus  [511] s chon  v i e l  f r ü -

he r  e i n  Ende  z u  be r e i t e n, a l s  de r  Kap i t a l i sm us  a l s  so l che r  t odes r e i f  i s t“. Das heißt, 

man braucht diese „Theorie“ des Imperialismus, um die Koalition mit dem „nichtimperialistischen“ 

Flügel der Bourgeoisie zur „Beendigung des Imperialismus“ zu begründen. 

Was B. als „Konzentrationstheorie“ der „Zusammenbruchstheorie“ entgegenstellt und gegen revisi-

onistische Kritik verteidigt, unterscheidet sich von der Marxschen Theorie dadurch, daß er wohl das 

Moment der sich entwickelnden Organisation einerseits der kapitalistischen Wirtschaft, anderseits 

des Proletariats als Klasse richtig hervorhebt, aber damit einen parallelen, ständigen „Aufstieg der 

kapitalistischen Wirtschaft und der Arbeiterschaft verbindet. Wie er auf der einen Seite die Verelen-

dungstheorie revidiert, so verkennt er auf der anderen das Moment der S t agna t i o n, der Hemmung 

der Entwicklung der Produktivkräfte, das für den Kapitalismus im allgemeinen, insbesondere aber 

für den Imperialismus wesentlich ist. Daher finden wir in einer Schrift über „die Entwicklungsten-

denzen der kapitalistischen Wirtschaft n i ch t s  übe r  d i e  No t wend i gke i t  de r  Kr i s en  und  

Kr i eg e, und schließlich wird die entscheidende Frage, ob der Übergang zum Sozialismus durch die 

proletarische Revolution oder durch friedliches „Hineinwachsen“ erfolgt, offen gelassen. Wohl lehnt 

B. die Hilferdingsche Theorie, nach der die organisierte kapitalistische Wirtschaft bereits der Sozia-

lismus ist, ab, er spricht von der Notwendigkeit der Eroberung der Macht, der Verwandlung des ka-

pitalistischen Eigentums in gesellschaftliches, aber da er mit der „Zusammenbruchstheorie“ zugleich 

die wachsende Verschärfung der Klassengegensätze leugnet, läßt er zum mindesten die Möglichkeit 

des friedlichen Hineinwachsens in den Sozialismus offen. Das Ausweichen vor den entscheidenden 

Fragen war immer ein besonderes Merkmal des Zentrismus. 

Eine Art zusammenfassender Darstellung der wichtigsten Streitfragen innerhalb der Arbeiterbewe-

gung versucht der Breslauer Universitätsprofessor S i eg f r i ed  Mar c k. Seine professorale „Objekti-

vität“ hindert ihn jedoch, irgendeine Frage klar zu stellen und zu beantworten. Von seinen zentristi-

schen Kollegen unterscheidet er sich zu seinem Vorteil dadurch, daß er den Leninismus wenigstens 

nicht ignoriert, sondern sogar die proletarische Jugend auf die Notwendigkeit hinweist, sich mit sei-

nen Gedankengängen bekanntzumachen Er sagt sogar, man könne nicht Linkssozialist sein, ohne den 

Kommunismus als sozialistische Prinzipienlehre in sich aufzunehmen, „womit die Ablehnung der 

Taktik der Kommunistischen Partei Hand in Hand gehen kann“. (S. 6.) Kommunistische Prinzipien 

mit reformistischer Praxis, das ist offenbar die „dialektische Einheit“, wie sie der Herr Professor 
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versteht. Die Leugnung  de r  Unve r söhn l i chke i t  von  Re f o r mi sm us  und  Rad i ka l i smus  

ist die Grundtendenz seiner Ausführungen. Daß die reformistische und die Kommunistische Partei 

Ausdruck zweier Klassen sind, erklärt er für eine „Übertreibung im Kampfe“. Aber hier handelt es 

sich gar nicht um eine polemische Redensart, sondern um eine der wesentlichsten Erkenntnisse des 

Leninismus. Von ihr hängt die entscheidende Frage ab, ob die Spaltung der Arbeiterbewegung im 

Zeitalter des Imperialismus notwendig oder nur die bedauerliche Folge solcher „Übertreibungen im 

Kampfe“ ist. M., der der proletarischen Jugend rät, den Leninismus zu studieren, führt nicht ein ein-

ziges von jenen Argumenten an, mit denen Lenin den bürgerlichen Charakter der opportunistischen 

Politik und die Notwendigkeit der Spaltung bewies, während er sonst in kurzen Strichen die Grund-

gedanken des Leninismus zu skizzieren versucht (S. 10, 11) und sogar Lenins Lehre von der Partei 

und der Hegemonie des Proletariats im allgemeinen richtig wiedergibt. 

Bei seiner Darstellung der Richtungskämpfe während des Krieges ist seine Sympathie offenkundig 

nicht bei den Sozialpazifisten, sondern beim linksradikalen Flügel. Er stellt gegenüber den Sozialpa-

zifisten, für die „die pazifistische Einstellung so im Mittelpunkt steht, daß die Fragen des proletari-

schen Sozialismus dahinter zurücktreten“, fest, daß d i e  E r e ign i s s e  de r  Z i m m erwa l de r  L in -

ken  r ech t  gegeben  habe n, wenn  s i e  be ton t e, daß  i nne r ha l b  de s  Kap i t a l i sm us  e i n  

dem okr a t i s che r  F r i ede  unm ög l i ch  i s t. (S. 29.) Aber diese Zustimmung zu einem Grundge-

danken des Kommunismus verliert jeden praktischen Wert, weil M. die positive Ergänzung zu der 

negativen Erkenntnis, die Notwendigkeit und Möglichkeit, den imperialistischen Krieg jetzt schon 

durch die proletarische Revolution zu beenden, ablehnt. In der Einschätzung unserer Zeit als Epoche 

der Weltrevolution sieht er „dieselbe Tempoüberschätzung in bezug auf den nahen Zusammenbruch 

der kapitalistischen Wirtschaft, die wir aus manchen Äußerungen von Marx und Engels kennen“. Wie 

Kau t sk y, S t am pfe r  und – T r o t zk i  folgert er daraus, daß „das Ausbleiben einer allgemeinen 

Weltrevolution“ und die dadurch bedingte Nep-Politik in Rußland die Durchführung der linksradika-

len Parolen unmöglich gemacht haben. Wäre das richtig, so bliebe dem Proletariat nichts übrig als 

hoffnungsloser Pessimismus. Denn die Beendigung imperialistischer Kriege durch Verständigung der 

Imperialisten erklärt M. mit Recht für unmöglich, ihre Beendigung durch die proletarische Revolution 

dagegen für eine Voreiligkeit. Er läßt die Frage allerdings offen, ob in Rußland nicht doch vielleicht 

die Revolution erlaubt war, für den Westen erklärt er aber kategorisch, daß man die „kapitalistische 

Reife abwarten müsse, wenn nicht „die Strategie der proletarischen Revolution bei der Übertragung 

von unentwickelten Ländern auf höher entwickelte sich im Putschismus totlaufen soll“. (S. 31.) 

[512] Eine solche „Objektivität“, die den Leninismus für Rußland anerkennt, aber für den Westen 

zum „Putschismus“ stempelt, bringt es auch fertig, die Bewunderung für den Leninismus mit der 

Verehrung für den Sozialpazifismus der Marke Otto Bauers zu vereinen, der „sehr viel Wertvolles 

zur Problematik der Gewalt“ beigetragen habe. So bedauert M. bei der Darstellung der deutschen 

Revolution zugleich, daß sie nicht den Weg der österreichischen und daß sie nicht den Weg der rus-

sischen gegangen ist! (S. 34, 35.) Das traurige Ergebnis dieser Betrachtungen ist, daß der reformisti-

sche Flügel in Opportunismus versumpft, der „linke“ durch den „Putschismus“ verfallen ist, während 

die zentristische Politik der Unabhängigen „zugunsten des Entente-Kapitalismus und nicht der Welt-

revolution“ wirkte und die Unabhängigen „wider Willen in dem Interesse eines sich später durch den 

Anschluß nach Westen wiederaufbauenden deutschen Kapitalismus“ handelten. (S. 37.) Keiner hatte 

recht, und so wurden alle von der Gegenrevolution geschlagen, infolgedessen müßten sich nach M. 

alle Richtungen zu einer gemeinsamen Abwehrfront vereinigen. Dabei ist M. naiv genug, vorauszu-

setzen, daß mit dem Sieg der Gegenrevolution die Zeit der Koalitionspolitik zu Ende sei. 

„Zum mindesten wird eine gem e i nsam e  Abwehr f r on t  gegen die legale Konterrevolution, gegen 

Imperialismus und Faschismus immer mehr zur Notwendigkeit. Ohne daß im Rahmen eines prole-

tarischen Blocks die Selbständigkeit der sich zum Teil heute noch heftig befehdenden Gruppen so-

bald aufgegeben wird oder aufgegeben zu werden brauchte, könnten sich heute die durch Krieg und 

Revolution so ganz auseinandergebrachten Richtungen des Radikalismus und Reformismus wieder 

zu derjenigen Einheit zusammenfinden die relativ vor dem Kriege vorhanden war und die im Wesen 

der echten marxistischen Dialektik liegt. Im Geiste Bebe l s  und Ros a  Luxem bur gs  mit dem 
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Übergewicht des echten marxistischen Radikalismus, der aber von Anarchismus und Revolutionsro-

mantik frei ist, müßte die Einheit eines solchen proletarischen Blockes verankert sein.“ 

Bei dieser Erneuerung des alten Zieles der so jämmerlich zugrunde gegangenen 2½-Internationale, 

der E i nhe i t  von  Noske  b i s  Len i n‚ ist die Berufung auf die Dialektik nicht am Platze. Die Dia-

lektik kennt nicht die Wiederherstellung der durch die Entwicklung gesprengten Einheit auf der alten 

Stufe, sondern nur die Wiederherstellung der Einheit auf einer höheren. Die äußerliche Einheit der 

Vertreter des revolutionären Klassenkampfes mit den reformistischen Agenten der Bourgeoisie, an 

der die II. Internationale gescheitert ist, ist endgü l t i g  zerstört, der Versuch sie wiederherzustellen, 

mit dem die englischen Unabhängigen wie auch die Richtung Otto Bauers kokettieren, ist ebenso 

reaktionär wie aussichtslos. Die Zukunft gehört der Einheit der Arbeiterklasse auf der Grundlage des 

unversöhnlichen Klassenkampfes, einer Einheit, die nur im schärfsten Kampf gegen den Reformis-

mus geschaffen werden kann. 

Für eine gemeinsame Abwehrfront gegen Konterrevolution und Faschismus sind die Kommunisten 

jederzeit eingetreten, aber kann man eine gemeinsame Abwehrfront gegen den Imperialismus mit 

„Sozialisten“ schließen, die an der Spitze der imperialistischen Kriegshetze gegen den Arbeiterstaat 

stehen? M. versichert allerdings, daß „nur extrem reformistische oder durch persönliche Erfahrungen 

verbitterte Kreise der II. Internationale“ Sowjetrußland feindlich gegenüberstehen, während das Pro-

letariat „überall instinktiv die ungeheure Bedeutung dieses Zentrums der Ideologie des Arbeiter-

staats“ fühlt und weiß, „daß de r  S tu r z  d i e se s  Sys t ems  d i e  Or g ien  we i ß e r  W e l t r eak t i on  

en t f e s se ln  wür d e“. (S. 53, 54.) 

So gipfelt schließlich der Radikalismus unseres Breslauer Professors in einem Bekenn t n i s  zum  

L i nze r  P rog r amm  de s Aus t r om a r x i sm u s, das er als ein „einheitliches sozialdemokratisches 

Programm der sozialen Revolution“ (!) anpreist. 

Mit der „dialektischen Einheit“ von Reform und Revolution im Zeichen dieses Programms hat das 

internationale Proletariat bereits genügende Erfahrungen gemacht. Der 15. Juli 1927 in Wien ist nicht 

vergessen. Gerade Rosa Luxemburg, auf die sich unsere Zentristen mit Vorliebe berufen, nannte die 

Einheit von Reformismus und Kommunismus eine Einheit von Feuer und Wasser. Die deutsche Ar-

beiterschaft hat aus der Vergangenheit bereits so viel gelernt, daß sie die Versuche der Zentristen, 

unter der Losung der „Einheit“ das revolutionäre Feuer mit ihrem reformistischen Wasser auszulö-

schen, mit der gebührenden Verachtung zurückweisen wird. J. Len z. 

[513] 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 1. August 1928 ⁕ Heft 15 

Kriegsproblem und Linksbewegung 

Die Wiederkehr der Jahrestage des Weltkriegsbeginns ermahnt zur Prüfung der bisherigen Erfolge 

unseres Kampfes gegen die imperialistische Kriegsgefahr, zur Prüfung der Entwicklung nicht nur der 

Kriegsgefahr selbst, sondern auch der E r kenn tn i s  der Kriegsgefahr. 

Ist das Verständnis der breiten werktätigen Massen für die imperialistische Kriegsgefahr im Wachsen 

begriffen? Oder nehmen die pazifistischen Illusionen in den Reihen des Proletariats zu? Eine solche 

Fragestellung genügt nicht, um der Mannigfaltigkeit und der Kompliziertheit der Entwickelung ge-

recht zu werden. Gerade eine erschöpfende Analyse der uneinheitlichen, zum Teil widerspruchsvol-

len und unübersichtlichen Entwickelung, die im Bewußtsein der werktätigen Massen vor sich geht. 

ist aber das, was uns fehlt und in einem bestimmten Grade die volle Ausnützung der propagandisti-

schen Möglichkeiten hemmt. 

Der Widerspruch in der Entwickelung spiegelt zunächst eine allgemeine Erscheinung der L i nksbe -

wegung  in der Arbeiterklasse wider. Während wir eine wachsende Anzahl von Werktätigen durch 

unseren Kampf gegen die imperialistische Kriegsgefahr und unsere Losung „Schutz der Sowjet-

union“ beeinflußt haben, ist zur gleichen Zeit auch der Einfluß des Reformismus und damit des sozi-

alimperialistischen Pazifismus gestiegen. Trotzdem entspricht die Entwickelung auf diesem Gebiete 

nicht eindeutig dem allgemeinen Verlauf der Linksbewegung der Arbeiterklasse. Wenn der Refor-

mismus von der Linksbewegung profitieren konnte, so verdankt er diesen seinen bisherigen Einfluß 

in erster Linie, wenigstens in Deutschland, dem Umstand, daß es ihm gelungen ist, die Massen durch 

demokratische Illusionen der Machtausübung und Machtausnützung zu halten. In viel geringerem 

Grade gelang es der Sozialdemokratie, die werktätigen Massen von den bisher erreichten „Garantien“ 

des Friedens zu überzeugen, in noch geringerem Maße gelang es den Sozialimperialisten, die Arbei-

terschaft für eine positive imperialistische Ideologie zu gewinnen. Das bedeutet keinesfalls, dass die 

Tätigkeit der Sozialimperialisten nicht ungeheure Gefahren in sich bergen würde. Die spezifische und 

konkrete Form dieser Gefahren muß aber genauer bestimmt werden. 

Was den Erfolg unseres Kampfes gegen die imperialistische Kriegsgefahr betrifft, ist Folgendes fest-

zustellen: die Arbeit hat seit dem letzten Jahre zu einer unaufhaltsamen Verbreiterung und zu einer 

Vertiefung unseres ideologischen Einflusses geführt. Das wird auch die diesjährige Antikriegswoche 

im Vergleich zu der vorjährigen unzweifelhaft beweisen. Das haben der Wahlkampf, das Pfingsttref-

fen des RFB, die im Zeichen [514] des Kampfes gegen Imperialismus und Kriegsgefahr standen, in 

der massiven Sprache der Millionenzahlen von Wählern und Demonstranten gezeigt. Die Verbindung 

mit den politischen und wirtschaftlichen Problemen Deutschlands ist unvergleichlich konkreter ge-

worden als im Sommer 1927, wo unsere Antikriegskampagne durch die englischen Kriegsprovokati-

onen, durch die imperialistische Intervention in China, also in erster Linie durch weltpolitische Mo-

mente belebt wurde, aber im Bewußtsein der breiten Massen nicht als eine Frage des deu t s chen  

I m pe r i a l i s m us  erlebt wurde. Durch die Konkretisierung der Probleme gelang es, die spezifische 

Gestalt des neudeutschen Imperialismus besser aufzuzeigen, den Zusammenhang zwischen Imperia-

lismus, Wirtschaftspolitik des Trustkapitals, Koalitionspolitik zu beleuchten. 

Trotzdem ist es zu unterstreichen, daß die Erfolge unseres Kampfes gegen die imperialistische 

Kriegsgefahr hinter dem Tempo des Wachsens der objektiven Kriegsgefahr zurückgeblieben sind. Es 

wäre auch fälsch und zu bequem, diese Tatsache einfach durch die pazifistischen Betrugsmanöver 

der Sozialimperialisten zu erklären. Man muß vielmehr erstens die großen Mängel unserer eigenen 

Massenpropaganda, zweitens aber auch die Ursachen klar erkennen, die außer dem Einfluß des Re-

formismus der durchdringenden Kraft unserer Loungen Schranken entgegensetzen. 

Die Mängel der Arbeit sind: isolierte und abstrakte Formen des Kampfes gegen die Kriegsgefahr. 

Einige Uebertreibungen z. B. im Jahre 1927 in bezug auf den augenblicklichen Charakter der Kriegs-

gefahr. Schematische Wiederholung bestimmter Losungen. Keine genügende Verknüpfung mit dem 
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lebendigen Fluß der täglichen Ereignisse, Gebrauch einer nur innerhalb der Partei verstandenen Spra-

che in der Massenagitation usw. 

Andererseits gilt es auch, die objektiven Hindernisse klar zu sehen. Eine noch so anschauliche und 

volkstümliche Propaganda könnte an der Tatsache auch nichts ändern, daß die Massenpsychologie 

auf handgre i f l i che  m ass i ve  Ta t s achen  eingestellt ist und das breite Massen den Krieg erst 

sehen werden, wenn er einmal da ist. Was hier vorliegt, ist ein ideologischer Tatbestand, der durch 

den Ausdruck „pazifistische Illusionen“ nur sehr schematisch, z. T. sogar direkt falsch ausgedrückt 

wird. Außer den pazifistischen Illusionen wirken zwei äußerst wichtige, aber in unserer Propaganda 

lange nicht genug erkannte Umstände mit. Erstens die Unfähigkeit, sich von den Schrecken und Greu-

eln eines kommenden Weltkrieges klare Begriffe zu bilden. Zweitens ein ideologischer Prozeß, den 

wir statt pazifistischer Illusionen vielmehr als „antipazifistische Desillusionen“ bezeichnen können. 

Das heißt, ein großer Teil der Arbeiter ist zwar antipazifistisch und antiimperialistisch eingestellt. Sie 

durchschauen den pazifistischen Schwindel. Aber sie glauben noch nicht an die Möglichkeit der Be-

kämpfung des imperialistischen Krieges. Sie haben keine Illusionen über den Frieden, aber sie haben 

Desillusionen über den Kampf, sie erkennen nicht den Sinn dieses Kampfes, sie sehen einen Wider-

spruch zwischen unserer Losung vom Kampf gegen die imperialistische Kriegsgefahr und unserer 

Perspektive von der Unvermeidlichkeit neuer Weltkriege und stehen fatalistisch einem Herannahen 

des neuen Völkergemetzels gegenüber. 

Erst wenn wir erkennen, daß solche ideologischen Entwicklungsfaktoren den vollen Erfolg unserer 

Agitation und Propaganda hemmen, können sie als hemmende Faktoren auch bekämpft und beseitigt 

werden. 

[515] Diese Vervollständigung des Bildes bedeutet natürlich nicht eine Verkennung der zentralen und 

vorherrschenden Rolle, die die Sozialimperialisten als aktive Faktoren der Verschärfung der imperi-

alistischen Kriegsgefahr spielen. Ist doch der oben geschilderte Zustand der Desillusionen, d. h. der 

Enttäuschung und des Unglaubens auch die Folge der Enttäuschungen über die Politik der Sozialde-

mokratie! Deshalb gilt es in unserer Arbeit in erster Linie das Feuer auf die Bekämpfung des Einflus-

ses der Sozialimperialisten zu konzentrieren. Aber diese Konzentration erfordert, daß wir die neuen 

Momente in der Entwickelung und Tätigkeit des Sozialimperialismus frühzeitig erfassen. Und diese 

neuen Momente bestehen nicht nur darin, daß sie nach wie vor versuchen, durch pazifistische Illusi-

onen, durch Hetze gegen die Sowjetunion die imperialistische Front zu stärken. Diese neuen Mo-

mente bestehen auch nicht darin, daß die pazifistischen Illusionen in den Reihen der Arbeiterschaft 

als solche im Wachsen begriffen wären, (dazu sprechen das wachsende Wettrüsten, das Auffliegen 

der Abrüstungskonferenzen eine allzu deutliche Sprache). Die neuen Momente bestehen darin, daß 

die Sozialimperialisten bei gleichzeitiger Stärkung der Kriegsfront in erster Linie die Schwächung  

de r  An t i k r i egs f r on t, der antiimperialistischen Front betreiben. Das ist der Sinn der sozialfaschis-

tischen Methoden der Reformisten: der Spaltungskurs in den Gewerkschaften, in der Arbeitersport-

bewegung. Die sozialfaschistischen Methoden im Reichsbanner bedeuten für den Kampf gegen den 

imperialistischen Krieg eine ungeheure Gefahr: die Gefahr der Isolierung der aktivsten Schichten von 

den unter reformistischem Einfluß stehenden oder schwankenden Schichten der Arbeiterschaft. Des-

halb ist die Verteidigung der Einheit der Arbeiterklasse auf dem Boden des Klassenkampfes heute 

gleichbedeutend mit Kampf gegen imperialistischen Krieg, deshalb ist der Spaltungskurs ein ent-

scheidender Bestandteil der imperialistischen Kriegspolitik, die der Reformismus im Dienste des 

Trustkapitals fordert und durchführt. 

Die Aufgaben, die der Kommunistischen Partei bevorstehen, werden durch die Entwickelung des neu-

deutschen Imperialismus, durch die Rolle der Sozialdemokratie und durch den bis jetzt erreichten Grad 

der Linksbewegung der Arbeiterschaft eindeutig bestimmt. Die Verbindung der ständigen, systemati-

schen Aufklärungsarbeit über die Kriegsgefahr mit dem Tageska m pf  der Arbeiterschaft für Lohn 

und Arbeitszeit, gegen Teuerung, Zölle, Preiswucher, ihre gegenseitige Durchdringung wird in den 

nächsten Zeiten im Vordergrunde der Arbeit stehen und sich zu einem und dem se l ben  Ka m pf e  

gegen die Koalitionspolitik, für die einheitliche rote Klassenfront gestalten. Kriegsgefahr, imperialis-

tischer Krieg sind für die breiten Massen der Werktätigen noch zu sehr Agitationsparolen und keine 
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Ta t s ache n. Es gilt ihnen zu zeigen, daß sie wirkliche Tatsachen sind, daß die einfachsten Tatsachen 

des Alltagslebens mit der imperialistischen Gesamtpolitik des Trustkapitals verbunden sind. Es ist gar 

nicht nötig, die Phan t as i e  der Massen zum Kampf gegen Kriegsgefahr und Imperialismus zu erwe-

cken: es genügt, ihnen die Wi r k l i chke i t  zu zeigen, wie sie ist, und ihren Wirklichkeitssinn zu we-

cken: allerdings nicht für die verstümmelte, verschleierte, auf den Kopf gestellte, mystifizierte Wirk-

lichkeit, die ihnen die Kapitalistenklasse und der Kapitalismus als System selbst zeigen, sondern für 

die allseitige, konkrete, lebendige gesellschaftliche K l a s senwi r k l i chke i t  der Gegenwart. [516] 

* 

Die Folgen der kapitalistischen Rationalisierung  
für Gesundheitszustand und Erwerbsfähigkeit der Arbeiter  

Von W i l h e l m  S w i e n t y  

In seiner Denkschrift, die der Reichsminister des Innern v. Keudell am 24. Januar 1928 dem, Reichs-

tage überreichte („Die gesundheitlichen Verhältnisse des deutschen Volkes im Jahre 1926“, Reichs-

tagsdrucke Nr. 3897), erklärt der Verfasser zum Schluß in einer Zusammenfassung, daß der Gesund-

heitszustand des deutschen Volkes „im allgemeinen befriedigend“ sei. Auch „der Ernährungszustand 

der Bevölkerung kann wieder als im allgemeinen befriedigend bezeichnet werden“. 

Diese optimistischen Betrachtungen werden auch von dem größten Teil der bürgerlichen Presse, mit 

Einschluß der sozialdemokratischen Zeitungen, angestellt. Geflissentlich werden alle die Veröffentli-

chungen und Hinweise unterdrückt, in denen über den tatsächlichen Gesundheitszustand der arbeiten-

den Bevölkerung, über Ernährungs- und Wohnungsverhältnisse, wie über die gesundheitliche Lage der 

Arbeiter in den rationalisierten Betrieben der Wahrheit entsprechende Mitteilungen gemacht werden. 

In der oben angeführten Denkschrift, in der erklärt wird, daß die Ernährungsverhältnisse befriedigend 

gewesen seien, muß allerdings zugegeben werden, daß vor allem der Milch- und Fettverbrauch ge-

genüber 1913 erheblich gesunken ist. Auch der Brotverbrauch erreicht nicht die Höhe der Vorkriegs-

zeit. Darüber heißt es in der Denkschrift: „Die Erklärung hierfür ist in einer Aenderung der Ernäh-

rungsart zu suchen, die in weiten Kreisen der Bevölkerung Platz gegriffen hat und außer einer Herab-

setzung der Gesamtnahrungszufuhr in einer Bevorzugung der Fette ihren Ausdruck findet.“ Einige 

Abschnitte weiter wird aber über den sinkenden Fettverbrauch gesprochen und mitgeteilt, daß zwar 

ein vermehrtes Angebot an Fetten geherrscht habe, die Kaufkraft der Bevölkerung aber nicht ausge-

reicht habe, um den notwendigen Fettbedarf zu decken, Der Milchverbrauch, der in den meisten euro-

päischen Ländern ¾ Liter pro Kopf der Bevölkerung im Tage beträgt, macht in Deutschland täglich 

nur etwa ⅓ bis ¼ Liter pro Kopf und Tag aus. In den meisten deutschen Großstädten ist er sogar noch 

bedeutend geringer. Nach den Mitteilungen des Berliner Gesundheitsamtes beträgt er täglich auf den 

Kopf der Bevölkerung etwa ¼ Liter, dabei sind zeitweilig im vergangenen Jahre täglich 300.000 Liter 

Milch unverkäuflich gewesen! In den Industriegebieten des Erzgebirges liegt der tägliche Milchver-

brauch noch unter ⅒ Liter pro Tag. Erheblich zurückgegangen ist weiterhin der Verbrauch an Eiern 

und Fischen. Der Fleischverbrauch hat im Jahre 1927 den Friedensverbrauch erreicht. Nach anderen 

Feststellungen, z. B. denen von Dr. R. Kuczynski, ist der Verbrauch an lebenswichtigen Nahrungsmit-

teln in Deutschland noch in bedeutend stärkerem Maße gesunken, als der Reichsinnenminister angibt. 

Dem Sinken des Nahrungsmittelverbrauches gegenüber ist es notwendig, die Steigerung der Leistung 

pro Kopf de Arbeiters festzustellen, die eine Erhöhung der Nahrungsmittelzufuhr zur Reproduktion 

der Arbeitskraft notwendig machen würde. Demnach betrug die Arbeitsleistung (nach den Veröffent-

lichungen der Reichskredit-A. G.) pro Tag und Kopf des Arbeiters: [517] 

Jahr Bergbau 

(im Ruhrgebiet) 

Reichsbahn 

(geleistete Arbeits-km) 

Eisenhüttenindustrie 

(Rohstahl) 

1913 100,0 – – 

1924 103,4 – – 

1925 113,8 100,0 100,0 

1926 128,8 109,6 120,0 

1927 132,4*) 118,5 139,01) 

*) Vorläufige Zahlen. 
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Diese Zahlen zeigen also eine erhebliche Zunahme der Tagesleistung des Arbeiters, sowohl verglichen 

mit 1913 als auch mit dem Jahre 1925. Zu ähnlichen Ergebnissen kommt man bei dem Vergleich der 

Arbeitsleistung in der deutschen Maschinenindustrie, die vom ersten Vierteljahr 1925 = 100 auf 145 

im dritten Vierteljahr 1927, also um 45 Prozent innerhalb von nicht ganz drei Jahren, gestiegen ist! 

Diese Feststellungen, daß bei einem Steigen der Arbeitsleistung in den rationalisierten Betrieben ein 

zum Teil recht erhebliches Absinken des Verbrauchs lebensnotwendiger Nahrungsmittel eingetreten 

ist, mußten vorausgeschickt werden, um die Tatsache der zunehmenden Verschlechterung des Ge-

sundheitszustandes der Gesamtbevölkerung, vor allem aber, soweit Zahlen darüber vorliegen, des 

Proletariats zu erklären. 

Aus „Wirtschaft und Statistik“ Heft 3 des Jahrgangs 1928 geht hervor, daß in den deutschen Groß-

städten die Sterblichkeit von 10,3 im Jahre 1926 auf 10,7 im Jahre 1927 (auf 1000 Einwohner be-

rechnet) zugenommen hat, während die Geburtenhäufigkeit in der gleichen Zeit von 14,1 auf 13,5 

abgenommen hat. Der Geburtenüberschuß betrug also in den deutschen Großstädten im Jahre 1927 

nur noch 2,8 auf 1000 Einwohner. Dieser Geburtenüberschuß ist besonders deshalb außerordentlich 

gering, weil die Sterblichkeit sich bei den über ein Jahr alten Personen in den Jahren nach dem Kriege 

stark erhöht hat. 

In Berlin starben täglich 133 Personen, während nur 117 geboren wurden. Für ganz Preußen ist die 

Geburtenzahl auf 18,7 je 1000 Einwohner im Jahre 1927 (gegen 20,3 im Jahre 1926) gesunken. Gleich-

falls gesunken, und zwar von 8,0 auf 6,0, ist der Geburtenüberschuß, der noch 1913 14,5 betrug! 

Die Todesursachen weisen für alle die Krankheiten, die für die Rationalisierung typisch und durch 

sie hervorgerufen sind, ein starkes Anschwellen auf. Die unmittelbarste Todesursache im Gefolge der 

Rationalisierung ist der tödliche Unfall. Im Jahre 1926 waren die Betriebsunfälle auf rund 1 Million 

angestiegen; für 1927 lautet die vorläufige Zahl IX Million. Die tödlichen Unfälle sind nach den 

Berichten der Berufsgenossenschaften ebenfalls stark gestiegen. Sie betrugen in allen gewerblichen 

Berufsgenossenschaften (ohne die landwirtschaftlichen) im Jahresdurchschnitt 1911 bis 1915 0,64 

auf 1000 Versicherte, im Jahre 1927 0,63 auf 1000 Versicherte (vorläufige Zahl). Beim Vergleich 

dieser Zahlen ist zu berücksichtigen, daß im Betrieb versichert jeder Arbeiter ist, wenn er auch nur 

einen Tag im Betriebe gearbeitet hat. Während von 1000 Versicherten vor dem Kriege etwa 920 

Vollarbeiter waren, sind heute von 1000 Versicherten nur noch 750 Vollarbeiter. Das Bild ändert sich 

sofort, wenn man die täglichen Unfälle nicht auf je 1000 Versicherte, sondern auf je 1000 Mann 

Belegschaft bezieht. Im preußischen Bergbau betrug die Zahl der tödlichen Unfälle: [518] 

Jahr auf 1000 Mann 

Belegschaft 

auf 1000 Mann  

Belegschaft unter Tage 

1911 2,01 – 

1921 2,01 2,34 

1922 2,05 2,26 

1923 –*) 2,00 

1924 2,21 2,55 

1925 2,83 3,23 

1926 2,68 3,52 

1927 2,90 3,80**) 
*) Nicht angegeben. 
**) Vorläufige Zahl. Es haben noch nicht alle Bergämter ihre Aufstellungen gemacht. 

Bei dieser richtigen Berechnung zeigt sich sofort das starke Anschwellen der tödlich verlaufenen 

Unfälle, besonders auch seit 1924, dem Jahre der verschärften Rationalisierung im Bergbau. Auf 1000 

Ve r s i che r t e  berechnet, sank aber die Zahl der tödlichen Unfälle von 2,00 im Jahre 1911 auf 1,96 

im Jahre 1926! 

Ueber die Ursachen, die zur Zunahme der Unfälle führen, macht der Steiger Halbfell, Mitglied des 

Reichskohlenrates, in der „Deutschen Technikerzeitung“ Mitteilungen., aus denen hervorgeht, daß ein 

Anschwellen der Unfälle besonders in der Morgen- und Mittagschicht zu beobachten sei, und zwar 

besonders in der Schichtmitte. Das ist darauf zurückzuführen, daß zu dieser Zeit die Unglücksfälle 

durch Stein- und Kohlenfall besonders häufig sind, weil die Bergarbeiter erst um die Schichtmitte 
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herum einen Raum zum Abbau der Kohlen fertiggestellt haben. Da der Lohn nach der geförderten 

Kohlenmenge ausgezahlt wird, so ist es verständlich, daß zu dieser Zeit, wo ja der eigentliche Ver-

dienst der Bergarbeiter erst beginnt, die Unfälle sich so stark häufen. Bei der schlechten Entlohnung 

ist es den Arbeitern eben nicht möglich, ausreichende Versteifungen in dem abgebauten Raum vor-

zunehmen, weil die Zeit dafür ja nicht bezahlt wird. 

Im „Deutschen“ vom 15. Juli 1927 heißt es: 

„Die Ursachen für die steigenden Unfallziffern sind im allgemeinen bekannt. In der letzten Zeit wird über eine 

starke Zunahme der Unfälle durch Stein- und Kohlenfall geklagt; man führt diese Zunahme vornehmlich auf 

die im Bergbau unter Tage erfolgte Rationalisierung zurück.“ 

Aus den Berichten der Untersuchungskommission, die der Preußische Landtag eingesetzt hat, geht 

übereinstimmend hervor, daß in den weitaus meisten Betrieben sämtlicher Berufszweige die Unfall-

bestimmungen und Arbeitsschutzeinrichtungen nicht oder nur mangelhaft durchgeführt waren. 

Die wichtigste Folge der Rationalisierung für die Arbeiterschaft ist der außerordentlich rasche Ver-

brauch der Arbeitskraft und das frühzeitige Eintreten der Arbeitsunfähigkeit. Die Ursachen hierfür 

liegen in dem Antreibersystem, der verlängerten Arbeitszeit, der Leistungssteigerung ohne Erhöhung 

des völlig unzureichenden Lohnes. Alle diese Faktoren zusammen haben im System der kapitalisti-

schen. Rationalisierung den schnellen Verbrauch der Arbeitskraft zur Folge. 

Aus diesem Grunde senkt sich auch die Altersgrenze der Arbeitslosen immer mehr. Nach den Veröf-

fentlichungen des Reichsarbeitsanzeigers wurden im Januar 1928 1,6 Millionen. Arbeitslose erfaßt, 

von denen 424.680 im Alter von über 40 Jahren stehen, während die Krisenunterstützung fast aus-

schließlich Arbeitslose über 45 Jahre erfaßt. Von den Berliner Arbeitslosen sind mehr als ein Drittel 

45 Jahre alt. Die jugendlichen Personen machen von der Gesamtzahl 15 Prozent aus, während die 

über 45 Jahre alten 30 Prozent ausmachen. Schon aus diesen Zahlen ergibt sich, daß die [519] Alters-

grenze der Arbeiter, die keine Beschäftigung mehr bekommen können, ungefähr beim 45. Lebensjahr 

liegt, während sie vor dem Kriege ungefähr beim 58. Lebensjahr lag. Die kapitalistische Rationali-

sierung verbraucht also die Arbeitskraft in viel höherem Maße, als dies vor dem Einsetzen der Rati-

onalisierung der Fall war. 

In der Denkschrift des Reichsarbeitsministeriums „über den Arbeitsmarkt der Angestellten“, die An-

fang dieses Jahres vorgelegt wurde, heißt es: 

„Die Stellungslosigkeit der Angestellten in den Altersklassen über 40 Jahre ist also größer, als der Altersglie-

derung der Angestellten im allgemeinen entspricht.“ 

Im Kommentar dazu wird gesagt, daß die Unternehmer den Standpunkt vertreten, daß der Angestellte 

mit 40 Jahren. nicht mehr voll leistungsfähig sei. Fast dieselben Worte gebrauchte der preußische 

Wohlfahrtsminister Hirtsiefer hinsichtlich der Altersgrenze und Leistungsfähigkeit der Arbeiter. Aus 

den Veröffentlichungen des ADGB geht hervor, daß es 90 Prozent der über 45 Jahre alten Arbeiter 

während ihrer Erwerbslosigkeit nicht gelang, eine Stellung zu erhalten, sie infolgedessen der Krisen-

unterstützung zugeführt werden mußten. 

Der frühe und rasche Verbrauch der Arbeitskraft dokumentiert sich auch in der Verlängerung der mit 

völliger Arbeitsunfähigkeit verbundenen Krankheitszeit, wie sie von den Krankenkassen ausgewie-

sen wird. Danach betrug die durchschnittliche Krankheitsdauer im Jahre 1925 bei allen reichsgesetz-

lichen Krankenkassen noch 24,6 Tage auf den Kopf des Versicherten und stieg auf 26,1 Tag im Jahre 

1926. Für 1927 liegen erst Teilresultate vor, aus denen hervorgeht, daß die Krankheitsdauer weiter-

hin, und zwar auf etwa 28,5 Tage pro Kopf des Versicherten gestiegen ist. Ministerialdirektor Grieser, 

Abteilungsleiter im Reichsarbeitsministerium, teilt in Nr. 91 des „Berliner Tageblatts“ vom 23. Feb-

ruar 1928 mit, daß „nach der Erfahrung jeder zweite Arbeiter einmal un d  in der Industrie jeder dritte 

Arbeiter sogar zweimal im Jahre krank und für 3 bis 4 Wochen am Verdienen gehindert wird. Auf 10 

Arbeitsfähige kommen beinahe 2 Renten aus der Invalidenversicherung. im Bergbau gehen aus 1000 

Versicherten jährlich 12 bis 15 berufsunfähige Bergleute hervor. Diese Massenerscheinung ist die 

Folge der Rationalisierung und Mechanisierung.“ 
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Aus der Kranken- und Ruhestandsstatistik der Deutschen Reichspost geht hervor, daß die unteren 

Beamten eine viel höhere Sterblichkeit und ein viel stärkeres Ansteigen derselben gegenüber 1913 

aufweisen als die oberen Beamten. Von den unteren Beamten erkrankten innerhalb eines Jahres 43,5 

Prozent länger als drei Tage, von den weiblichen Beamten 48,5 Prozent und von den höheren Beam-

ten nur 27,2 Prozent länger als drei Tage. Die hauptsächlichsten Todesursachen waren bei den unteren 

und weiblichen Beamten die Tuberkulose, bei den Beamten der höheren Besoldungsgruppe Herz-, 

Arterien- und Hämorrhoiden-Krankheit. Auch aus dieser Statistik zeigt sich also die Auswirkung der 

Rationalisierung für die Beamten der Post bei den unteren Gehaltsgruppen, während die höheren, 

gutbesoldeten Beamten davon völlig verschont blieben. 

In der „Klinischen Wochenschrift“ Nr. 33 gibt Prof. Dr. A. Seitz, Leipzig, einen Bericht über die 

Krankheitstage einzelner Berufsgruppen im Buchdruckgewerbe. Aus dieser Aufstellung ist ersicht-

lich, daß auf jeden Setzerlehrling im Jahre 1925 14,8, auf jeden Druckerlehrling 16,2, auf jede ju-

gendliche Anlegerin 25,5, auf jeden jugendlichen Hilfsarbeiter 36,1 Krankheitstage entfielen. Die 

Zahl der Bleivergiftungen an Jugendlichen betrug 38 Prozent sämtlicher Bleivergiftungen in Deutsch-

land überhaupt. Sir William Graham, Staatssekretär im Britischen Schatzamt, gibt in einem Artikel 

„Hebung des europäischen Lebensstandards“ (abgedruckt „Berliner Börsen-Zeitung“ Nr. 71 vom 11. 

Februar 1928) die Ursachen hier-[520]für an: „in Deutschland ist zweifellos ein wesentliches Absin-

ken, der Lebenshaltung der Vorkriegszeit gegenüber festzustellen. Deutschland hat auch große 

Schwierigkeiten zu überwinden, bevor eine Besserung des Lebensstandards eintreten kann.“ 

Dieses Sinken des Lebensstandards im Verein mit den unheilvollen Auswirkungen der Rationalisie-

rung hat außer den oben angeführten Tatsachen weiterhin eine auch ziffernmäßig belegbare Ver-

schlechterung des Gesundheitszustandes des Proletariats und eine Zunahme der Todesfälle an typi-

schen Proletarierkrankheiten zur Folge. Die Gesamtsterblichkeit in den deutschen Großstädten ist im 

Jahre 1927 auf 10,7 für je 1000 Einwohner (gegen 10,3 im Jahre 1926) gestiegen. Unter den Sterbe-

fällen sind besonders wichtig diejenigen, bei denen Tuberkulose als Todesursache vorlag. Sie sind 

von 0,99 im Jahre 1926 auf 0,96 im Jahre 1921 in den deutschen Großstädten gesunken. Das bedeutet 

zwar ein Sinken der Tuberkulosesterblichkeit, das daraus erklärlich ist, daß in den Kriegs- und Infla-

tionsjahren eine große Uebersterblichkeit an Tuberkulose stattfand (d. h. also, daß zahllose Personen 

starben, bei denen man unter normalen Lebensbedingungen ein längeres Leben hätte erwarten kön-

nen), so daß gegenwärtig eine ganze Anzahl von Lungenkranken, die unter normalen Bedingungen 

erst jetzt sterben müßten, fehlen. Die Erkrankungen an Tuberkulose aber sind erheblich gestiegen, 

und dieser Anstieg hat einer ganzen Reihe von Sozialhygienikern Veranlassung gegeben, darauf hin-

zuweisen, daß in den nächsten Jahren die Sterblichkeit an Tuberkulose eine noch nie gesehene Höhe 

erreichen wird. 

Das Deutsche Zentralkomitee zur Bekämpfung der Tuberkulose gibt die Zahl der offen Tuberkulösen 

für Deutschland mit 234.000 an. Auf 10.000 Einwohner kommen also ungefähr 40 offen Tuberkulöse. 

Von allen Tuberkelbazillen auswerfenden, also im höchsten Maße ansteckungsfähigen Kranken, ha-

ben rund 40.000 oder fast 20 Prozent kein eigenes Bett, müssen also mit gesunden Personen in einem 

Bett zusammen schlafen! 

Im industriereichen Sachsen kommen auf 10.000 Einwohner je zwölf Todesfälle an Tuberkulose. Am 

größten ist die Sterblichkeit an Tuberkulose in den Altersklassen von 15 bis 35 Jahren, wo sie mehr 

als 30 Prozent aller Todesfälle überhaupt beträgt. Die Untersuchungen der schulentlassenen Volks-

schüler, die durch die Schulärzte in den Großstädten vorgenommen wurden, ergaben übereinstim-

mend eine starke körperliche Minderwertigkeit in durchschnittlich 80 Prozent der Untersuchten. So-

gar der Reichsinnenminister v. Keudell muß in seinem Bericht erklären, daß „aus einer Reihe von 

Verwaltungsbezirken über den Ernährungsmangel besonders bei den Kindern geklagt“ wird. Der 

Wohlfahrtsminister Hirtsieler gab im Preußischen Landtag bekannt, daß der Ernährungs- und allge-

meine Gesundheitszustand der Klein- und Schulkinder außerordentlich ungünstig sei: „Kinder im 

Alter von 12, 13 oder 14 Jahren machen bei körperlichen Untersuchungen den Eindruck von neun-

jährigen.“ Die Untersuchung der schulentlassenen Volksschüler durch die Berliner Schulärzte ergab, 

daß durchschnittlich von den Knaben 46 Prozent, von den Mädchen 38 Prozent zur Ausübung bzw. 
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Erlernung eines Berufes nicht fähig seien. Bei einem Teeabend gab der Minister Hirtsiefer am 28. 

Februar 1928 bekannt, daß der deutsche Lehrling heute durchschnittlich um 4 Zentimeter kleiner ist 

und 8 Zentimeter weniger Brustumfang hat, als vor dem Kriege. 

Bei so ungünstigen Gesundheitsverhältnissen des Arbeiternachwuchses ist es zu verstehen, daß die 

Krankheiten, vor allem unter den jugendlichen Proletariern, sich immer weiter ausdehnen. Zwei be-

kannte wissenschaftliche Forscher, Hamburger und Maierhofer, haben in ihren langjährigen Unter-

suchungen über die Häufigkeit der Tuberkulose folgendes festgestellt: 

„Es ergibt sich aus der Literatur und aus eigenen Untersuchungen, daß die Bevölkerung bereits mit 20 bis 25 

Jahren durchweg tuberkulose-[521]infiziert ist, und daß in Großstädten bei den unteren Volksschichten sich 

diese vollständige Durchseuchung bereits im Pubertätsalter vollzogen hat.“ 

Diese hohe Erkrankungsziffer wird aus den katastrophalen Wohnungsverhältnissen erklärlich. Nach 

einer Enquete des Verbandes Berliner Krankenkassen wohnten von fast 1000 offen Tuberkulösen 

über 90 Prozent in unzulänglichen Wohnräumen. 70 Prozent wohnten mit ihren Familien zusammen 

in nur einer Stube, in 50 Prozent der Fälle waren es mehr als 5 Personen; 25 Prozent der Erkrankten 

wohnten in licht- und luftlosen Räumen, hauptsächlich in Kellern. Geheimrat Krohne vom Preußi-

schen Wohlfahrtsministerium erklärte, daß die Zunahme der Sterblichkeit in Preußen von 11,6 auf 

1000 Einwohner im Jahre 1926 auf 12,8 im Jahre 1927 durch die schlechten Wohnungsverhältnisse, 

die niedrigen Löhne und die enormen Preissteigerungen hervorgerufen sei. 

Die Zunahme der Tuberkulose-Erkrankungen, die auch vom Bayerischen Wohlfahrtsministerium aus-

drücklich festgestellt wird, wird nur noch übertroffen durch die Zunahme der Krebskrankheit, die ja 

schon nach verhältnismäßig kurzer Zeit zum Tode zu führen pflegt. Man kann infolgedessen von be-

hördlicher Seite nicht gut, wie bei der Tuberkulose, mit dem Schlagwort der Abnahme der Erkran-

kung manövrieren. Die Sterblichkeit an Krebs betrug im Jahre 1925 noch 11,3 auf 10.000 Lebende 

und stieg im. Jahre 1926 auf 13,0. Trotzdem heißt es in .der vom Reichsinnenminister von Keudell 

verantwortlich gezeichneten Denkschrift: „Eine tatsächliche Vermehrung dieser Leiden dürfte, wenn 

sie überhaupt besteht, nur in geringem Grade anzunehmen sein.“ Festgestellt muß vor allem werden, 

daß der Krebs, ähnlich wie die Tuberkulose, eine Proletarierkrankheit ist. Im Zusammenhang mit dem 

Anwachsen der Lungenkrebstodesfälle um das 24fache gegenüber dem Jahre 1912 schreiben die For-

scher Ferenczy und Matotzy: „Möglicherweise spielt der Beruf ursächlich eine Rolle; jedenfalls waren 

drei Viertel aller Fälle Arbeiter.“ Auch Geheimrat Dührssen hat festgestellt, daß der Gebärmutter-

krebs bei Arbeiterfrauen fünfmal häufiger ist als bei Frauen der gutsituierten Bevölkerungsschicht. 

Außer diesen typischen Proletarierkrankheiten sind aber im rationalisierten Deutschland auch eine 

Reihe anderer Krankheiten in den letzten Jahren außerordentlich angestiegen. So berichtet beispiels-

weise das Preußische Wohlfahrtsministerium von einer erschreckenden Zunahme des Kropfes unter 

den Schulkindern. Dazu ist festzustellen, daß die Kropfkrankheit vor dem Kriege in Deutschland fast 

ganz unbekannt war. Auch die Herzkrankheiten nehmen einen immer größeren Raum ein. Es starben 

in Deutschland im Jahre 1926 1,28, im Jahre 1927 1,38 Menschen auf 1000 Einwohner an Herzkrank-

heiten. Der Herztod macht gegenwärtig durchschnittlich etwa 18 Prozent aller Todesfälle überhaupt 

aus. Die Ursache für diese Zunahme der Herzkrankheiten ist in der Rationalisierung und den dadurch 

bedingten erhöhten Anforderungen an den Körper, besonders das Kreislaufsystem, der Arbeiter zu 

suchen. Ganz das gleiche gilt auch für die Nervenkrankheiten, die im Jahre 1927 eine Steigerung von 

80 Prozent gegenüber dem Vorjahre und eine Steigerung von 340 Prozent gegenüber 1913 aufzuwei-

sen haben. Zum Schluß sei noch erwähnt die Zunahme der Erkrankungen und Todesfälle an Fleisch-

vergiftung. in den Jahren 1923 bis 1927 wurden 10.000 Erkrankungsfälle mit über 100 Todesfällen 

gezählt. Die Ursache hierfür ist in dem Genuß minderwertigen Fleisches zu suchen. 

Der Selbstmord hat im Gegensatz zu den beruhigenden Aeußerungen in der bürgerlichen Presse nach 

den nunmehr vorliegenden amtlichen Berichten eine starke Steigerung erfahren. Die Todesfälle an 

Selbstmord betrugen in Gemeinden von 15.000 und mehr Einwohnern im Jahre 1925 2,6, im Jahre 

1926 2,8, im Jahre 1927 3,0 auf 10.000 Lebende. Die Erklärung hierfür findet sich im Bericht der 

Diskonto-Gesellschaft vom [522] 17. Juli 1927, in dem es heißt, daß sich der augenblickliche Zustand 

(hinsichtlich der Arbeitslosigkeit) nicht allzu sehr vom Normalzustand unterscheide. Es gebe in 
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Deutschland einen gewissen Dauerbestand von Reservearbeitskräften deren restlose Einbeziehung in 

den Produktionsprozeß nur vorübergehend und nur unter Ausnahmebedingungen möglich sei. Auf 

der anderen Seite enthalte die heutige Ziffer zweifellos einen Prozentsatz von physisch nur beschränkt 

Arbeitsfähigen! Die Rationalisierung im kapitalistischen Staate ist also für die Zunahme der Selbst-

mordfälle verantwortlich zu machen ‚da es den ausgebeuteten, kranken Arbeitern im Alter von 40 bis 

45 Jahren nicht mehr möglich ist, Arbeit zu finden. 

Die kapitalistische Rationalisierung hat für die Arbeiter in Deutschland eine Zunahme der Unfälle, 

eine Verschlechterung des Gesundheitszustandes, eine Verminderung der Arbeitsfähigkeit und eine 

Herabsetzung der Altersgrenze der Arbeitsfähigen zur Folge. Hilferdings Behauptung auf dem Kieler 

Parteitag, daß die Arbeiterschaft infolge des sozialdemokratischen Einflusses im Staate im Jahre der 

Rationalisierungskrise ihr Realeinkommen behaupten konnte, ist ein frecher Schwindel. Die Zu-

stände, zu denen die Entwicklung des Kapitalismus in Deutschland geführt hat, bedeuten direkt den 

Ru i n  de r  Vo l ksgesundhe i t. Der Kampf gegen dieses System ist im wahren Sinne des Wortes 

ein Ex i s t enzka m pf  des arbeitenden Volkes, ein Kampf gegen seine phys i s che  Ve r n i ch tun g. 

* 

Bürgerliche Betriebswirtschaft und Marxismus  
Von G ü n t h e r  R e i m a n n. 

(Schluß.) 

Die Kapitalsakkumulation im Rationalisierungszyklus 

Für die Arbeiterschaft aber ist jene Unterscheidung zwischen materiellem und moralischem Ver-

schleiß des fixen Kapitals sehr aufschlußreich zur Erkenntnis des Charakters und der Voraussetzun-

gen der relativen Stabilisierung des Kapitals. 

Denn der Stillegung eines Betriebes oder einer Maschine, bzw. ihrer Entwertung stehen keine neuen 

Werte gegenüber, die die verloren gegangenen Werte in sich aufgesogen haben (wie z. B. bei der 

materiellen Abnutzung einer Maschine während der Produktion). Die neuen Werte aber, die jene 

Verluste ausgleichen, müssen erst von den Arbeitern produziert worden sein. Sie stammen aus ihrer 

Ausbeutung, sind akkumulierte Profite. 

Wenn also z. B. der Stahlverein eine Reihe von Walzwerken stillgelegt hat, gleichzeitig aber neue 

moderne Walzenstraßen „aus eigenen Mitteln“ erbauen ließ, so bedeutet dies, daß jene Entwertungs-

verluste durch neue Profite ausgeglichen worden sind. Trotzdem wird aber der Stahlverein für diesen 

Vorgang keine Gewinnerzielung in seiner Bilanz oder „Buchführung“ feststellen. Er hat vielmehr die 

„Abschreibung“ der alten Betriebsanlagen zu den Produktionskosten gezählt, so daß sein Gewinn 

durch diese „Unkosten“-Steigerung entsprechend vermindert worden ist. Er hält sich sogar zu derar-

tiger Rechenführung für vollberechtigt; denn ihn interessiert ja letztlich nur der Reingewinn, den er 

nach Ausgleich aller Unkosten und Verluste im Jahresergebnis erzielt hat. 

Insoweit noch freier Konkurrenzkampf herrscht, wird das technisch fortschrittlichere Unternehmen 

seinem Konkurrenzgegner Preise aufzwingen, [523] die neben den „üblichen“ Profiten keinen vollen 

Ersatz des entwerteten oder vernichteten Kapitals möglich machen*). 

 
*) In der deutschen Automobilindustrie besteht gegenwärtig noch kein Einzelunternehmen mit monopolistischer Stellung. 

Deswegen „ist die Zahl der Krisenopfer sehr groß. Neben der großen Anzahl, die zur bedingungslosen Liquidation, sei es 

auf dem Wege des Konkurses, sei es auf dem Wege des Vergleichs, gezwungen waren, stehen diejenigen, die nach er-

heblichen Abschreibungen ihre Fabrikation wieder aufnehmen konnten, und diejenigen, über deren Zukunft noch nicht 

endgültig geurteilt ist“. („Das Krisenjahr der deutschen Automobilindustrie“ in der „Deutschen Bergwerkszeitung“ vom 

28. Oktober 1927.) 

„... ob nicht vielmehr Ueberkapitalisierung ein typischer Zug der gesamten Fusionsära sei ... Der typische Verlauf war 

doch (früher) der, daß nach einem rigorosen Preiskampf aller gegen alle die schwachen Betriebe zusammenbrachen. Sie 

wurden vom Konkursverwalter verschrottet oder von den Stärkeren ‚für ein Butterbrot‘ angegliedert ... Es wäre niemals 

einem Unternehmer eingefallen, etwa seine Buchwerte zu erhöhen, weil die Anlagen des Konkurrenten stillgelegt wurden. 

Heute geht man merkwürdigerweise diesen Weg ...“ („Lehren der Fusionsära“ in der „Frankfurter Zeitung“ vom 27. 

November 1927.) 
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Anders dagegen bei den monopolistisch zusammengeschlossenen Industrieunternehmungen. Gerade 

jener stärkere moralische Kapitalverschleiß schweißt sie um so enger zusammen, weil sie nur so die 

hohen Profite durch Inlands-Wucherpreise erzielen können, die als Ausgleich für jene Verluste und 

zum Ausbau ihrer Machtstellung notwendig sind*). 

Der Industriekapitalist rechnet also bereits in seiner Selbstkostenkalkulation Verluste mit Gewinnen 

auf. Gerade bei den Aktiengesellschaften scheint dies vom kapitalistischen Standpunkt aus vollbe-

rechtigt zu sein. Das nominelle Kapital der Aktiengesellschaft steht ja mit dem in ihrem Besitz be-

findlichen Produktionskapital in keinem unmittelbaren Zusammenhang. Das Aktienkapital soll viel-

mehr nur die kapitalisierte Dividende sein. Die den Aktionären gezahlte Dividende soll nicht der 

Profitrate des Unternehmungskapitals entsprechen, sondern lediglich dem Zinssatz für Leihkapital**). 

Für Dividendenauszahlungen kommen aber nur diejenigen Gewinnbeträge in Frage, die nach Aus-

gleich von Verlusten noch übrig bleiben. Wenn normalerweise die Gewinne zu den entsprechenden 

Dividendenauszahlungen nicht ausreichen, müßte das Aktienkapital herabgesetzt werden. 

Die meisten Rationalisierungszusammenschlüsse des Industriekapitals, besonders bei dem Stahlver-

ein, haben nun zahlreiche Betriebsstillegungen zur Folge gehabt. Trotzdem ist bei keinem jener Trusts 

das Aktienkapital oder wenigstens das Anlagekapital auf der Aktivseite der Bilanzen entsprechend 

vermindert worden. Im Gegenteil, bei den meisten neuen Trustgründungen übersteigen das Aktien- 

und Anlagekapital in den Bilanzen die entsprechenden Bilanzzahlen all der Gesellschaften zusam-

mengenommen, die sich in dem neuen Trust zusammengefunden haben***). 

Das fixe Kapital in Deutschland ist während der letzten Jahre trotz der massenhaften Vernichtung 

von fixem Kapital während der letzten Wirtschaftskrise und der dauernd beschleunigten Entwertung 

infolge des ver-[524]schärften Konkurrenzkampfs relativ und absolut gewachsen. Das trifft beson-

ders für die wichtigsten Industriezweige zu (Chemische Industrie, Hüttenindustrie, Bergbau, Elekt-

roindustrie, aber auch wichtige Zweige der Maschinenfabrikation). 

Dein gesteigerten Inlandabsatz, der während der letzten Jahre die Grundlage für die industrielle Hoch-

konjunktur abgab, lag eine weitgehende Erneuerung und Vermehrung des fixen Kapitals in den meis-

ten Industriezweigen zugrunde. 

Die massenhafte gleichzeitige Vernichtung und Erneuerung von fixem Kapital ist die Ursache für die 

Periodizität der Krisen†). In früheren Hochkonjunkturen der Vorkriegszeit fand vor allem nur extensive 

 
*) In der „Deutschen Bergwerkszeitung“ vom 28. April 1928 wird z. B. festgestellt: „Ab 1. April sind bereits eine ganze 

Reihe alter Kokereien, an deren Stelle neue Anlagen getreten sind, in Abgang gekommen, und ab 1. Oktober werden 

weitere Abgänge kommen. Es ist damit zu rechnen, daß, nachdem dieser Modernisierungsprozeß beendet ist, eine effek-

tive Mehrleistung von vielleicht vier Millionen Tonnen möglich sein wird.“ 
**) „Daher ist der Preis der Aktie abhängig nicht vom Wert (respektive Preis) des wirklich fungierenden industriellen 

Kapitals; denn die Aktie ist nicht Anweisung auf einen Teil des tatsächlich im Unternehmen fungierenden Kapitals, son-

dern Anweisung auf einen Teil des Ertrags und daher abhängig erstens von der Größe des Profits ... und zweitens von 

dem herrschenden Zinsfuß.“ (Hilferding: „Finanzkapital“, S. 116.) 
***) „In den vergangenen 1½ Jahren wurden zusammen 110 Millionen Mark (von dem „Anlagen“-Konto in der Bilanz des 

Stahlvereins) abgeschrieben, womit aber immer noch nicht der Buchwert wieder erreicht wurde, den die Anlagen vorher 

bei den Gründergesellschaften erreicht hatten und der bekanntlich in der Summe um rund 170 Millionen Mark unter dem 

Buchwert beim Stahlverein lag.“ („Frankfurter Zeitung“ vom 4. März 1928.) 

„Auch bei der jüngsten Fusion, der Zusammenfassung dreier Waggonfabriken n der Vereinigung Westdeutscher Wag-

gonfabriken A.-G. beurteilen Fachkreise das Kapital als ziemlich hoch ... Auf Weyer entfällt z. B. ein Kapital von 2,82 

Millionen Mark, während diese Gesellschaft selbst nach der Sanierung nur ein Kapital von 1,75 Millionen Mark hat.“ 

(„Frankfurter Zeitung“ vom 27. November 1927.) 

Zahlreiche andere ähnliche Beispiele lassen sich mit Leichtigkeit nachweisen. 
†) „In demselben Maße also, worin sich mit der Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise der Wertumfang und 

die Lebensdauer des angewandten fixen Kapitals entwickelt, entwickelt sich das Leben der Industrie und des industriellen 

Kapitals in jeder besonderen Anlage zu einem vieljährigen, sage im Durchschnitt zehnjährigen ...“ (Marx: „Kapital“, 2. 

Band, S. 156.) 

Auch Genosse G e r b e r  weist in seinem Artikel „Krisen und Kriege“ („Intern.“, H. 11 d. J.) auf diese Erklärung der 

Krisenperiodizität hin. Er stellt aber irrtümlicherweise Hilferding als Autoren dieser Erklärung hin. H. hat jedoch in sei-

nem „Finanzkapital“ zu dieser Frage nichts wesentlich Neues gesagt. 
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Kapitalsakkumulation statt, während intensive Kapitalsakkumulation und massenhafte Erneuerung 

des fixen Kapitals erst in der späteren Periode der Depression und des langsamen Konjunkturaufstiegs 

einsetzte. Die vergangene Hochkonjunktur 1926-27 war jedoch auch durch starke intensive Kapi-

talsakkumulation gekennzeichnet. Dies geschah in einem derartigen Umfange, daß hierzu die „aus 

eigenen Mitteln“ akkumulierten Profite nicht ausreichten, sondern noch die Unterstützung des Aus-

landskapitals nötig war. 

Insoweit die Erneuerung des fixen Kapitals die Dauer des Krisenzyklus bestimmt, muß die kürzere 

Lebenszeit des fixen Kapitals auch eine Verkürzung des Krisenzyklus zur Folge haben. Die Konjunk-

turentwicklung wird auch hierdurch viel schwankender. Gleichzeitig wächst aber dann eine Tendenz 

zur Verringerung in der Höhe der Wellenberge der Konjunktur, denn der schnellere Verschleiß und 

die massenhafte Erneuerung des fixen Kapitals setzt sich auch in der Zeit des stärkeren, Konjunktur-

aufstiegs fort. Selbstverständlich gibt es noch eine Reihe von anderen Erscheinungen, die bei einge-

henderer Analyse der Konjunkturentwicklung unter der relativen Stabilisierung des Kapitalismus 

noch zu berücksichtigen sind. Vor allem versteht es das monopolistische Trustkapital in zunehmen-

dem Maße, einen erheblichen Teil der Krisenlasten auf die übrigen Volksschichten, besonders auf 

die Arbeiterschaft, abzuwälzen. 

Daß muß um so drückender empfunden werden, weil die schnellere Entwertung und Erneuerung des 

fixen Kapitals eine beschleunigte Kapitalsakkumulation, damit auch eine gesteigerte Ausbeutung der 

Arbeiterschaft notwendig macht. Keineswegs wächst aber entsprechend den neu akkumulierten Pro-

fiten die Gesamtmasse des Kapitals. Wenn trotz der massenhaften Kapitalsvernichtung dennoch im 

letzten Konjunkturzyklus das Gesamtkapital zugenommen hat, so ist das nur durch die Rationalisie-

rungserfolge und die gesteigerte Ausbeutung der Arbeiterschaft in Verbindung mit gerade hierdurch 

angelocktem und benötigtem Auslandskapital möglich gewesen. 

Der „Glaube“ des Professors Schmalenbach – ein Aufruf zu fortwährender Rationalisierung 

Der beschleunigte Umschlag des fixen Kapitals ist somit nicht nur eine Folge von besserer Organisa-

tion, sondern auch eine Folge von massenhafterer Kapitalsverschwendung in der Zeit der größten 

Kapitalsnot. 

„Während gerade in der Zeit des verschärften Konkurrenzkampfes das selbständige Einzelunterneh-

men durch Massenproduktion und neue Erweiterungen seine fixen Kosten je Wareneinheit herabzu-

drücken versucht, [525] rationalisieren sich diese Industriezweige in eine übergroße Kapazität hinein, 

die von der Nachfrage nie oder nur selten erreicht wird, Und immer sind es die fixen Kosten, die den 

Anlaß geben. Ist ein Geschäftszweig soweit gekommen, so ist es zur Gründung eines Kartells oder 

Syndikats nicht mehr weit. Und so drängen die fixen Kosten einen Industriezweig aus der freien 

Wirtschaft heraus und in die gebundene Wirtschaft hinein.“ (Schmalenbach.) Die organisierten Pro-

duktionsbeschränkungen lassen aber die „fixen“ Kosten wiederum anwachsen. 

Der bürgerliche Betriebswirtschaftler mußte aber auch feststellen, daß jene monopolistische Organi-

sation den Widerspruch zwischen Produktionskapazität und Absatz nicht vermindert. Denn das kar-

tellierte oder syndizierte Unternehmen sucht durch Neubauten und Vergrößerung seiner Produktions-

kapazität den Anspruch auf Erhöhung seiner Quote zu erlangen. Der Konkurrenzkampf und die Ka-

pitalverschwendung wird im Rahmen der Kartelle und Syndikate fortgesetzt. 

„Das Gewöhnliche ist, daß jemand, der eine höhere Kapazität nachweisen kann, dafür früher oder 

später, gleichviel, ob eine Kapazitätsvermehrung am Platze ist oder nicht, eine höhere Beteiligungs-

quote erhält.“ (Schmalenbach.) 

Damit wächst auch der parasitäre Charakter dieses Kapitalismus. Ohne jede Anstrengung ist jedem 

monopolistisch zusammengeschlossenen Unternehmer sein Profit gesichert. Denn „sollte es sich 

doch irgendwie ereignen, daß ein besonders leistungsfähiges Werk beschäftigter ist als ein weniger 

leistungsfähiges Mitglied des Syndikats, so wird so bald wie möglich entweder ein Naturalausgleich 

oder ein Geldausgleich herbeigeführt.“ (Schmalenbach.) Die anderen parasitären Erscheinungen, die 

ständig zunehmen, sind nach den Worten desselben Professor Schmalenbach: 
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„... Uebertriebener Bürokratismus, übermäßige Schwerfälligkeit, übermäßige Kostspieligkeit der Verwaltung 

und übergroße Gehälter und Tantiemen der leitenden Personen ...“ 

Die „zwangsläufige“ Organisation des Industriekapitals in Kartellen und Syndikaten fördert also nach 

dem Zeugnis des Professor Schmalenbach von neuem den Gegensatz zwischen kapitalistischen Ab-

satzmöglichkeiten und der Produktionskapazität, die regellose, nicht genügend verwertbare Kapitalsak-

kumulation bei Kapitalmangel den. Zwang zu neuen Produktionseinschränkungen und deswegen 

abermals Anwachsen der „fixen“ Kosten, die Kapitalverschwendung infolge unzweckmäßiger büro-

kratischer Organisation und den reaktionären und parasitären Charakter dieses Monopolkapitalismus. 

Trotzdem „glaubt“ der Professor Schmalenbach, daß all jene Erscheinungen „nur Jugendkrankheiten“ 

seien. Er meint, daß „die kaufmännische Betriebslehre in viel höherem Grade, als es bisher geschehen 

ist, die Störungsversuche der neuen Wirtschaft zu beobachten“ hat. 

Der betriebswirtschaftliche Professor meint wahrscheinlich, daß eine „Vorwärtsentwicklung“ von ei-

nem Kartell oder Syndikat zu einem auch finanziell einheitlichen, planmäßig wirtschaftenden Trust, 

der den gesamten Industriezweig beherrscht, jene Mängel des Konkurrenzkampf aufheben könnte. 

Dieser „Glaube“ an eine hundertprozentige kapitalistische Planwirtschaft wird aber durch die erwei-

terte Reproduktion der Widersprüche im Monopolkapitalismus widerlegt. 

Praktisch bedeutet jene Stellung von Schmalenbach die Befürwortung einer weiteren Machtausdeh-

nung der monopolistischen Riesentrusts, eines weiteren Aufsaugens der kleineren, „unabhängigen“ 

Unternehmungen durch sie und ihre noch weitergehende Förderung durch den kapitalistischen Staat. 

Die besondere politische Bedeutung der Schmalenbach-Rede liegt darin, daß hier zum ersten Male 

von prominenter bürgerlicher Seite so offen ausgesprochen wird: Die Rationalisierungsmaßnahmen 

der letzten [526] Jahre sind nur ein schwacher Anfang der kapitalistischen „Gesundung“. Sie haben 

neue Schwierigkeiten für den Kapitalismus erzeugt. Die Rationalisierung muß fortgesetzt, die mono-

polistische Trustherrschaft weiter ausgebaut werden! 

Durch die Verwirklichung dieses Programms werden aber die sozialen Widersprüche und Klassen-

gegensätze nicht aufgehoben, sondern noch verstärkt. Der „Wunder“-Glaube der bürgerlichen Be-

triebswirtschaft an die Mission des Monopolkapitalismus drückt dabei auch das Fiasko der bürgerli-

chen Wissenschaft aus, die ausruft: „Vorwärts“ zu erweiterter und verstärkter Monopolherrschaft, 

und die Altersschwächen des Monopolkapitalismus als – „Jugendkrankheiten“ verklärt. 

* 

Zur Frage der Lohndifferenzierung  
Männer- und Frauenlöhne  

Von M a r i a  S e y r i n g  

In den erbitterten Wirtschaftskämpfen des vergangenen Jahres spielte neben der Höhe  auch die 

Fo r m  des Lohnes eine immer entscheidendere Rolle. Abschaffung des Prämiensystems und der Leis-

tungszuschläge, Abschaffung der willkürlichen Akkordberechnungen, Verminderung der Lohnklas-

sen, Verringerung der Spanne zwischen Männer- und Frauenlohn – das sind nur einige der in letzter 

Zeit immer wieder auftauchenden Losungen. Losungen, die unmittelbar hervorwachsen aus der be-

sonderen Lohngestaltung der Rationalisierungsära. 

Ist doch die immer weitergehende Differenzierung der Löhne zwischen Betrieb und Betrieb, zwischen 

Branche und Branche, ja innerhalb jedes Betriebes und jeder Branche – diese Lohndifferenzierung, 

die längst die Tarifverträge zu einem Fetzen Papier gemacht hat – eine der sozialpolitisch wichtigsten 

Wirkungen der Rationalisierung überhaupt. 

Wie bei zusammenarbeitenden Maschinen die Leistungseinheit aller Teile genau auskalkuliert wird, 

so werden auch die Bewegungen der menschlichen Maschinen nicht nur genau abgemessen, sondern 

auch nach Leistungseinheiten differenziert und – bezahlt. Bei aller Normung durch die Teilarbeit (die 

den qualifizierten Arbeiter immer mehr zurückdrängt) wird die Masse der Lohnempfänger in lauter 

Einzelteilchen zergliedert, deren jedes seinen besonderen Preis (Lohn) erhält. So wird ein immer 
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feineres Einfügen des einzelnen Arbeiters in den kapitalistischen Wirtschaftsmechanismus erreicht. 

Immer mehr verwischt sich in seinem Bewußtsein die Grenze zwischen Arbeit und Mehrarbeit, wie 

es schon Marx bei der Zergliederung des Stücklohnes schildert. 

Die r e f o rm i s t i s chen  Gewer kscha f t s f üh r e r  setzen dieser Entwicklung keinen wirklichen 

Widerstand entgegen, – können  ihn ihr nicht entgegensetzen, weil sie die kapitalistische Organisie-

rung der Produktion und der Produktivkräfte schon als Sozialisierung ausgeben. Sie können es auch 

praktisch deswegen nicht, weil sie die Interessen der Arbeiteraristokratie, deren ideologisches Spie-

gelbild der Reformismus ist, vertreten. 

So ist der Kampf gegen die Lohndifferenzierung, der bei allen kommenden Wirtschaftskämpfen, bei 

jedem Tarifabschluß der nächsten Zeit eine Rolle spielen wird, ein Kampf um wi r k l i ch  ko l l ek -

t i ve  Lohnr ege l un g, ein Kampf der Zusammenschweißung der Arbeiterklasse gegen die von den 

Reformisten stillschweigend geduldeten und sogar gestützten Spaltungstendenzen der Unternehmer. 

An dem Beispiel der Spanne zwischen Männer- und Frauenlohn wollen wir die Bedeutung und Funk-

tion der Lohndifferenzierung entwickeln und den Weg unseres Kampfes gegen sie aufzeigen. [527] 

Die Spanne zwischen Männer- und Frauenlohn 

Sie ist zwar nicht, wie die neuesten Kalkulations- und Individualisierungsmethoden, ein Ergebnis der 

Rationalisierung, sondern eine der ältesten Lohndifferenzierungen überhaupt. Sie gewinnt aber im 

Zusammenhang mit oben geschilderten Tatsachen, im Zusammenhang mit dem wachsenden Druck 

der Unternehmer auf die Frauenlöhne, mit der sprunghaft steigenden Frauenarbeit ein besonderes 

Gepräge und Gewicht. 

Aus den Untersuchungen des Deutschen Reichsarbeitsamtes über die Löhne, die die Arbeitslosen vor 

ihrer Entlassung erhielten und die sich auf über 1½ Millionen Arbeiter erstreckte, entnehmen wir 

folgende Tatsachen. 

Es erhielten Löhne: 

Im Betrag v. d. Arbeitern v. d. Arbeiterinnen 

 6–12 ℳ  2%  10% 

 12–20 ℳ  7%  42% 

 20–30 ℳ  23%  38% 

 30–40 ℳ  32%  6% 

 40–50 ℳ  22% – 

 50–60 ℳ  9%  2,6% 

90 Prozent aller Arbeiterinnen verdienen also nicht über 30 Mark in der Woche, 52 Prozent von ihnen 

sogar unter 20 Mark. 

In diesen einfachen Zahlen spiegelt sich klar und unzweideutig die wirkliche „Gleichberechtigung“ 

der Frau, die ihr durch die Weimarer Verfassung gewährleistet wurde – ein Abbild der Gleichberech-

tigung der Arbeiterklasse überhaupt in der demokratischen Republik. 

In diesen einfachen Zahlen spiegelt sich aber mehr als dies Verhältnis allein: es verbirgt sich in ihr 

eine Unzahl der verschiedensten Lohnspannen, eine Unzahl der verschiedensten Ursachen und Ten-

denzen. 

1. Die Lohnspanne auf Grund der Verwendung weiblicher Arbeitskräfte  

zu schlechtest entlohnter Arbeit 

Trotz der außerordentlich starken Abwanderung auch der Frauen vom Lande in die Stadt, aus dem 

Hausangestelltenberuf in die Fabrik sind noch immer 43,6 Prozent aller erwerbstätigen Frauen in der 

Landwirtschaft, 10,3 Prozent als Hausangestellte beschäftigt (im Reich ohne Preußen). (Siehe Wirt-

sch. u. Stat., 2. Märzheft 1927.) Das heißt also, über die Hälfte der erwerbstätigen Frauen arbeitet 

immer noch in den schlechtest entlohnten, niedersten Berufszweigen, während von den Männern nur 

24,9 Prozent in der Landwirtschaft z. B. beschäftigt werden. (Wirtsch. u. Stat., Okt. 1926.) Weiter 

gehört der weitaus erheblichste Teil der Frauen zu der großen Kategorie der Ungelernten. 
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Nach der Berufszählung von 1925 sind (Reichsarbeitsblatt, Jahrgang 1927, Nr. 19) „von den 3,2 Mil-

lionen Trägern qualifizierter Berufe 2,6 Millionen gleich 81 Prozent Männer und nur 600.000 gleich 

19 Prozent Frauen. Bei den Männern ist der Anteil der qualifizierten Berufe wesentlich größer (46 

Prozent) als bei den Frauen (28 Prozent)“. 

Der Gesamtbruttoverdienst der Arbeiterinnen würde also, selbst wenn keine Differenz in der Entloh-

nung von Männern und Frauen bestände, niedriger sein als der des Arbeiters. 

2. Die Lohnspanne in verschiedenen Industriezweigen  
(Frauenlöhne in Prozenten der Männerlöhne 1927) 

M e t a l l  (Hilfsarb.) T e x t i l  (Facharb.) K a r t o n n a g e n  S c h u h  

65% 79,1% 663% 75% 

T a b a k  G r a p h. H i l f s a r b. (Anlegerinnen) 

68% 73,5% 

[528] Die hier gegebene Uebersicht gibt insofern kein ganz zutreffendes Bild, als es sich in diesem 

Fall um Tariflöhne handelt, von denen besonders in letzter Zeit der wirklich gezahlte Lohn stark 

abweicht. 

In der Me ta l l i ndus t r i e  z. B. ist die Lohnspanne weit größer (in der Berliner Elektroindustrie ver-

dienen die Arbeiterinnen zu einem sehr hohen Prozentsatz die Hälfte des Lohnes ihrer männlichen 

Kollegen), in der Z i ga r r en i ndus t r i e  wiederum ist die Lohnspanne so gut wie überhaupt nicht 

vorhanden, da die Zeitlohnarbeiter (bei denen allein eine Lohndifferenz besteht) eine ganz verschwin-

dende Anzahl der Arbeiterschaft ausmachen. 

Diese Tatsachen unterstreichen aber nur das, was sich auch aus der Tabelle oben auch ohnedies ergibt: 

Die Lohnspanne ist in ausgesprochenen F r auen industrien am geringsten, in ausgesprochenen 

Männe r industrien am größten. 

Heißt das, daß die Arbeiterin sich in den von ihr beherrschten Industriezweigen bereits durchgesetzt, 

sich den ihr zustehenden Lohn bereits erobert hat? Nein. Oder doch nur zum geringsten Teil. Es heißt 

vielmehr, daß in ausgesprochenen Frauenindustrien sich der Männerlohn immer mehr angleicht an 

den der Frauen, daß infolgedessen die Männer, wo irgend die Möglichkeit dazu besteht, in besser 

zahlende Industrien abwandern, wodurch dann der Frauenlohn immer mehr zum beherrschenden zum 

ausschlaggebenden wird. 

3. „Gleiche Arbeit“ 

Die Tatsache der ungleichen Entlohnung der Geschlechter ist eine so bekannte, daß es unnötig 

scheint, sie im einzelnen zu erörtern. Dennoch zeigen sich bei dem Versuch, den Kampf um den 

gleichen Lohn wirklich zu organisieren, gewisse Schwierigkeiten und Hemmungen, deren Ursache 

es zu untersuchen gilt, um sie zu überwinden. 

a) Wi r k l i ch  g l e i che  Ar be i t  

findet sich zwar in vielen Betrieben und Industriezweigen, aber nicht als Massen-, sondern mehr als 

Einzelerscheinung. 

So bearbeiten die Ke r nm acher i nnen  und Wi ck l e r i nnen  in vielen Metallbetrieben genau die 

gleichen Stücke wie die Männer. In der W ol l so r t i e r e r e i (Textilindustrie) machen Männer und 

Frauen genau die gleiche Arbeit, ebenso in der Z i ga r r en indus t r i e, beim Rollen und Wickelma-

chen. Der Lohnunterschied bei den oben erwähnten Metallarbeiterinnen beträgt etwa 45 bis 50 Pro-

zent, bei den Wollsortiererinnen etwa 15 Prozent, bei den Zigarrenarbeiterinnen ist der Akkordlohn 

der gleiche wie der der Männer. 

Zumeist handelt es sich aber nicht um diese völlig gleiche Arbeit sondern um 

b) ähn l i che  Ar be i t  de r s e l ben  Ka t ego r i e  

Sie unterscheidet sich entweder durch Muskelleistung, durch größere Kompliziertheit der Arbeit oder 

bessere Beherrschung der Maschine. 
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In der Meta l l i ndus t r i e  z. B. sind die Wickler meist an größeren Ankern beschäftigt als die Wick-

lerinnen, die Montierer an schwereren Teilen als die Montiererinnen (der Unterschied liegt in der 

Muskelleistung). Die Schleifer sind in der AEG. z. B. in der Feinschleiferei, die Schleiferinnen in der 

Grobschleiferei beschäftigt. (Die Feinschleiferei ist komplizierter.) 

In der Tex t i l i ndus t r i e  sind die Weber im allgemeinen an breiten, die Weberinnen an schmalen 

Stühlen beschäftigt. (An größeren Stühlen ist größere Muskelleistung und auch erhöhte Aufmerk-

samkeit erforderlich.) Plüsch- und Gobelinweberei (schwere Stücke) ist meist den Männern vorbe-

halten, die Frauen bearbeiten leichtere Stoffe (insbesondere Baumwolle). An Jacquardstühlen (sehr 

komplizierte Arbeit) sind meist Männer, an den Stühlen mit glatten Mustern mehr Frauen beschäftigt. 

Häufig aber handelt es sich nicht einmal um so ähnliche Arbeit, sondern [529] um ganz andersartige, 

die aber dieselben Anforderungen an den Grad der Ausbildung oder die Fachkenntnisse stellt. 

c) Ar be i t  ve r s ch iedene r  Ka t ego r i e n, abe r  g l e i che r  Qua l i t ä t s s t u f e  

Sie ist in der Art der Arbeit nicht ohne weiteres vergleichbar. 

In der Tex t i l i ndus t r i e  z. B. besorgen die Frauen fast ausschließlich die Spulerei, männliche Spu-

ler gibt es im allgemeinen nicht. Die Kartenschlägerei wird nur von Männern ausgeführt. Frauen 

werden an dieser Arbeit nicht beschäftigt. 

In der Schuh i ndus t r i e sind die Zwicker fast ausnahmslos Männer, die Stepperinnen fast aus-

nahmslos Frauen. – Männliche Stepper sind so gut wie unbekannt. 

In der Me ta l l i ndus t r i e  werden in der Ju s t i e r e re i  (Elektroindustrie – eine Arbeit, die außeror-

dentlich feines Fingergefühl erfordert) fast nur Frauen, an Sch l os se ra rbe i t e n, beim Bau  g r ö -

ße r e r  Moto r e n, bei s e l b s t änd ige r en  Arbeiten aller Art nur Männer beschäftigt. 

In allen Fällen handelt es sich um ange l e r n t e Arbeiten, die als Facharbeit gelten (das heißt auch 

bei der Arbeitsvermittlung als solche respektiert werden). Im übrigen aber gibt es wenig oder gar 

keine Vergleichsmomente für sie. 

So ist in der Tat die Arbeit der Frauen in den meisten Industriezweigen weitgehend verschieden von 

der der Männer. Und vielfach wird diese Verschiedenheit (auch von den Arbeitern selbst) zum Anlaß 

genommen, die Lohndifferenz als „gerecht“ oder „notwendig“ zu begründen. Selbst oppositionelle 

Verbandsfunktionäre erklären, daß Männer mehr Lohn brauchen, weil sie infolge ihrer „schwereren“ 

Arbeit besser ernährt werden müssen. (Bei einer Lohnspanne bis zu 50 Prozent!) Nach dieser Argu-

mentation (Lohnhöhe muß der Quantität an Muskelleistung entsprechen) müßten Erd- und Landar-

beiter die höchsten Löhne beziehen, 

Das Charakteristische aber am Frauenlohn ist es, daß eben nicht der Stepper (in der Schuhindustrie) 

oder der Wickler von k l e i ne n Ankern (in der Metallindustrie) einen anderen Lohn erhält als der 

Zwicker oder der Wickler von dickem Draht – sondern eben die Wi ck le r i n einen anderen als der 

Wickler, die S t eppe r i n einen anderen als der Zwicker. Nicht nach der Ar t der Arbeit (oder doch 

nur zum geringsten Teil) ist hier der Lohn differenziert – sondern nach dem Gesch le c h t. 

Mit aller wünschenswerten Deutlichkeit kommt diese Tatsache auch in der übergroßen Mehrzahl der 

Tarifverträge zum Ausdruck. Fast alle machen entweder in den verschiedenen Lohngruppen noch die 

Differenzierung „männlich, weiblich“, oder sie führen eine besondere Lohnkategorie: „Arbeiterin-

nen“ auf. 

Erst im Mai 1928 wurde beim Tarifabschluß in der Brandenburger und Niederlausitzer Metallindust-

rie als neue Lohnklasse eingeführt: „Angelernte Arbeiterinnen“. 

4. Die besondere Art der Frauenlöhne. 

Nicht nur die geringe Höhe des Frauenlohnes ist für ihn charakteristisch – die Ar t  seiner Gliederung 

ist es nicht minder. In zahllosen Tarifverträgen finden wir eine sehr viel geringere Differenzierung 

der Arbeiterinnen nach der Art ihrer Arbeit, dafür aber eine um so größere Differenzierung nach 
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ihrem Alter: der Tarifvertrag für die Berliner E i s enm öbe l i ndus t r i e z. B. weist für männliche 

Arbeiter vier Lohnklassen (von 56 bis 98 Pfennige), für Arbeiterinnen eine einzige Lohnklasse (44 

Pfennige) auf. (Jahresbericht des DMV., Berlin, 1926.) Ebenso unterscheidet der Tarifvertrag für die 

Berliner Em a i l l i e r we r k e vier Gruppen männlicher, dagegen nur zwei Gruppen weiblicher Arbei-

ter. (Monatsbericht des DMV, [530] Berlin, Mai, 1925.) Der Tarifvertrag für Möbe l s ch l oßbe -

t r i ebe  enthält sechs Gruppen für männliche Beschäftigte, eine einzige für Frauen. 

Anders beim Alter: Im Tarif der Berliner Militärgürtler von 1926 gibt es für die männlichen Jugend-

lichen nur bis zum 18. Jahre eine Staffelung nach dem Alter, für die Frauen gibt es noch eine beson-

dere Altersklasse von 18 bis 21 Jahren. 

Im Tarifvertrag für die sächsische Metallindustrie 1926 heißt es unter § 18: „Gelernte haben vier 

Altersstufen, Angelernte fünf Altersstufen, Ungelernte und Arbeiterinnen sieben Altersstufen.“ 

Auch in der Tex t i l i ndus t r i e  ist in einzelnen Tarifverträgen die Altersgliederung bei den Frauen 

eine größere. Bei der Erneuerung eines Tarifvertrages für die Oberbrucher Glanzstoffabriken wurden 

erst kürzlich zwei neue Altersklassen für die Arbeiterinnen von 18 bis 19 Jahren eingerichtet (Christ-

liche Textilarbeiterzeitung 1928, Nr. 48, Seite 261), worauf die Arbeiterinnen wegen der damit ver-

bundenen Lohnkürzung mit Streik reagierten. 

Diese Tatsachen unterstreichen nur den bisher geschilderten Zustand: Ganz abgesehen von ihrer be-

sonderen Tätigkeit und deren Anforderungen wird die Frau summarisch als Geschlechtswesen anders 

gewertet. Gleichzeitig nützt man, wie ihr Geschlecht, so auch das Alter stärker aus als beim Mann, 

um den Lohn für die jüngeren Arbeiterinnengruppen noch mehr zu drücken. 

Auch eine Reihe von Lohnzu l agen  werden je nach dem Geschlecht verschieden verteilt: In einem 

Dresdener Metallbetrieb erhalten die Arbeiterinnen für dieselbe schmutzige Arbeit, für die die Män-

ner 15 Prozent Schmutzzulage bekommen, nur 5 Prozent zugelegt. In einem Berliner Metallbetrieb 

ist den Schleifern eine Waschzeit von 15 Minuten, den Schleiferinnen (die genau so schmutzig wer-

den) eine Waschzeit von nur fünf Minuten zugebilligt worden. Vor allem aber wird den Frauen nur 

ein Bruchteil der den Männern zugestandenen Soz i a l z u l age  gegeben – selbst dann, wenn aus-

drücklich eine gleiche Zahl von Versorgungsberechtigten zugrunde gelegt wird. 

Nach dem Tarif für die Z i ga r r en indus t r i e  erhalten verheiratete Männer, ohne Rücksicht auf das 

Alter, 14 Prozent mehr Lohn als unverheiratete; verheiratete oder verheiratet gewesene Frauen dage-

gen, „die ihre Familien ernähren müssen“, fünf Prozent Zulage. 

Im Lohntarif für die bad i s che  Tex t i l i ndus t r i e  von 1927/28 (nach dem im übrigen die Akkord-

löhne für Männer und Frauen in allen Kategorien gleich sind) erhalten die Männer neun Pfennig, die 

Frauen fünf Pfennig Sozialzulage die Stunde. 

Selbst Lohnzuschläge für Akkordarbeiter, die vorübergehend in Stundenlohn arbeiten müssen, sonstige 

Ausfälle haben oder besonders schwierige Arbeit machen, sind nicht immer prozentual nach den Löh-

nen gestaffelt, sondern benachteiligen die Frauen noch besonders. So gibt es im Kollektivabkommen 

für die Großstadt-Metallindustrie Bayerns vom 1. Juli 1927 folgende Klassen von Lohnzuschlägen: 

 A B C Kl. I Kl. II 

für Arbeiter 10% 15% 25% bis 10% bis 10% 

für Arbeiterinnen 7% 10% 15% bis 7% – 

Die Frauen erhalten also nicht nur, wie aus demselben Tarif zu berechnen, 35 Prozent weniger Lohn 

als die Männer, sondern von diesem ge r i nge ren  Lohn auch noch einmal prozentual geringeren 

Anteil als Lohnzuschlag aller Art. Sie werden also doppelt benachteiligt. 

5. Schmerzensgeld für deplazierte Männer 

Freilich, es gibt eine Reihe von Arbeiten, die im Laufe der Zeit so sehr zu einer Domäne der Arbei-

terin wurden, daß ein Lohn, der für die Männer [531] annehmbar erscheint, für sie tariflich überhaupt 

nicht mehr festgelegt wird. Verirrt sich doch nun einmal ein Mann in diese Gefilde, so wird ihm 

wenigstens – ein Schmerzensgeld zugebilligt. 
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So heißt es im Tarifvertrag für die Gl ühs t r umpf i ndus t r i e  (Monatsbericht des DMV., 1927, 5. 

7): „Löhne der Glühkörperarbeiterinnen 27 bis 46 Pfennig (je nach Alter). Höchstverdienst mit Zula-

gen 55 Pfennig. Zulage für Akkord- und Heimarbeiterinnen 10 Prozent. Zu l age  f ü r  m änn l i che  

Beschä f t ig t e  f ün f  P f enn i ge  p r o  S t und e.“ 

Nach dem Lohnabkommen für die Tex t i l i ndus t r i e  im Müns t e r l a nd von 1927 ist der Akkord-

richtsatz für Weber und Weberinnen gleich. Männliche Weber erhalten aber eine „Alterszulage“ von 

sechs Prozent. (Textilarbeiter, Nr. 46, 1927.) 

Im Ta r i f ve r t r ag  (Tex t i l) von  Re i chenbach  in Schlesien, der für Weber und Weberinnen ein-

heitliche Akkordsätze vorsieht, heißt es: „Die Weberarbeit an zwei schmalen Stühlen bis 145 cm 

Blattbreite gilt als Frauenarbeit; Männer, die diese Arbeit verrichten, erhalten einen besonderen, nicht 

akkordfähigen Zuschlag von 3,6 Pfennig die Stunde.“ (Mitgeteilt von Wirtsch. u. Stat., 1928, Nr. 5, 

S. 163.) 

Im übrigen wird das angestammte Herrenrecht des männlichen Geschlechts auch insofern ausgenutzt, 

als es als Selbstverständlichkeit erscheint, wenn die männlichen Kollegen im Betrieb die besser be-

zahlte Arbeit leisten. Bei der Besichtigung einer Schuhfabrik z. B. berichtete der Betriebsleiter, daß 

die Männer seit der Kriegszeit aus der Vorrichterei (Zurechtlegen und Aufeinanderlegen der Vorder-

teile) abgewandert seien, „weil bei den anderen Abteilungen mehr zu verdienen ist“. (Technisch hat 

sich in dieser Abteilung seit der Vorkriegszeit nichts geändert.) Zigarrenarbeiterinnen erzählen, daß 

trotz völlig gleicher Akkordsätze die Männer im allgemeinen mehr verdienen als die Frauen, und 

zwar deshalb, weil sie in der Hauptsache als „Roller“ (in Baden „Zigarrenmacher“ genannt) beschäf-

tigt werden, und das Wickelmachen und Abrippen (schlechter bezahlte Arbeit) den Frauen überlas-

sen. Bei dem immer wachsenden Anteil der Frauenarbeit in der Zigarrenindustrie wird übrigens auch 

das Rollen zum sehr großen Teil von Frauen ausgeführt, und dann verdienen – bei gleicher Arbeitszeit 

– die Frauen durchschnittlich mehr als die Männer, wodurch erwiesen ist, daß die Männer nicht wegen 

ihrer angeborenen Geschicklichkeit diese kompliziertere Arbeit machen. 

Wenn uns schließlich auf die Frage, warum an Jacquardstühlen (eine schwierige, aber auch gut be-

zahlte Arbeit) keine Frauen beschäftigt werden, geantwortet wird: weil man dabei auf Leitern klettern 

müsse, was für Frauen anstößig sei – so ist in dieser Begründung die Ausrede allzu deutlich. 

Der Wert der weiblichen Arbeitskraft 

Wohl erklärt sich, wie wir oben bereits nachgewiesen, die Spanne zwischen den Männer- und Frau-

enlöhnen zu einem Teil daraus, daß Frauenarbeit meist in den niedersten und schlechtest entlohnten 

Berufen verwandt wird, zu einem anderen Teil aus ihrer geringeren Qualifizierung Zu einem sehr 

großen Teil aber weder aus dem einen noch aus dem anderen, sondern allein aus der Tatsache ihrer 

Geschlechtszugehörigkeit. Und auch die ersten beiden Ursachen sind, wie wir sehen werden, nur ein 

Ausdruck für eben diese Tatsache. 

Die Ware Arbeitskraft hat, wie wir wissen, je nach ihrer Qualifikation, je nach den Kosten ihrer Re-

produktion ihren besonderen Wert. 

Der Preis der Arbeitskraft (der Lohn), mitbestimmt durch Angebot und Nachfrage, durch Krise und 

Konjunktur, durch politische Ereignisse und historische Bedingtheiten, schwankt um diesen Wert. 

Ist nun der Wert der weiblichen Arbeitskraft ein geringerer als der der männlichen, oder steht ihr 

Preis ständig unter ihrem Wert? Beides. Der Wert der weiblichen Arbeitskraft ist in der Tat im Durch-

schnitt geringer. [532] Geringer nicht aus „biologischen Ursachen“, aber aus den sozialen ihrer grö-

ßeren politischen und kulturellen Rückständigkeit, ihrer schlechteren Ausbildung, der geringeren 

Kosten ihrer Aufzucht. (In der Tat kostet den Arbeiterfamilien ein Mädchen weniger als ein Junge. 

Von früh auf muß sie im Haushalt mithelfen, kleinere Geschwister versorgen, und oft genug de s -

ha l b  so früh wie möglich mitverdienen, damit der Bruder etwas erlernen kann.) Dazu kommt die 

größere Bedürfnislosigkeit der Frau – ist doch die Frau sozusagen „von Natur“ dazu befähigt, sich 

ihr Essen selber zu kochen, Kleidung und Haushalt selbst in Ordnung zu halten. 
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Vor allem aber ist in den gesellschaftlich bestimmten Wert der männlichen Arbeitskraft d i e  Mög-

l i chke i t  de r  E r näh rung  e i ne r  Fam i l i e  e i nbeg r i f f e n, während der Wert der weiblichen 

Arbeitskraft bisher höchstens den Individualbedarf umfaßte. Höchstens: weil die Frauenarbeit viel-

fach den Charakter des Zuschußverdienstes trägt, sowohl bei den Mädchen, die noch zu Hause woh-

nen und zum Familienbedarf beisteuern, als auch bei den verheirateten Frauen, die den Lohn des 

Mannes ergänzen helfen. 

So ist der gesellschaftliche Wert der weiblichen Arbeitskraft in der Tat ein anderer – aber weder ein 

gott-, noch ein naturgewollter, sondern ein von der Klassengesellschaft erzeugter und bestimmter. 

Wie dieser Wert im Zusammenhang mit den Wandlungen des modernen Kapitalismus sich heute 

gleichfalls zu wandeln beginnt, daß wird das nächste Kapitel zeigen. 

Der Preis nun für diese weibliche Arbeitskraft – der Frauenlohn, steht aber vielfach noch un t e r  

seinem Wert. 

Gebunden an den Haushalt, an die Kinder, ist die Frau sehr viel weniger freizügig als der Mann. Sie 

ist gezwungen, möglichst die nächste Arbeitsstätte aufzusuchen, oder gar Heimarbeit anzunehmen, 

auch zu den schlechtesten Bedingungen. Während z. B. die männlichen Arbeiter der badischen Dörfer 

und Städtchen immer mehr in die Eisenindustrie auch entfernterer Städte abwandern, müssen die 

Frauen, ihrer Familien wegen, in dieser Elendsindustrie bleiben. Sehr viel schlechter gewerkschaft-

lich organisiert als ihr männlicher Kollege ist die Arbeiterin viel weniger imstande als er, die Bezah-

lung ihrer Arbeitskraft nach ihrem Wert zu erzwingen*). 

So drückt der für sie beschränkte Arbeitsmarkt, die schlechte oder ganz fehlende (Heimarbeiterin-

nen!) Organisierung des Arbeitsangebots auf den Preis ihrer Arbeit, auf ihren Lohn. Aber auch hier 

zeigen sich die ersten Anfänge einer Wandlung. 

Entwicklungstendenzen des Frauenlohnes 

Krieg, Revolution und Geldentwertung wirkten, wenn auch aus verschiedenen, zum Teil sogar ent-

gegengesetzten Ursachen, zunächst in der Richtung einer Ve r r i nge rung  der Lohnspanne: der 

Kr i eg  verringerte die Spanne unter dem Druck eines ungeheuren Arbeitermangels und der Notwen-

digkeit, alle, auch die Schwerstarbeit von Frauen verrichten zu lassen. Gleich nach dem Kriege er-

folgte dann auch in vielen Industrien ein rapider Absturz der Frauenlöhne. Die Revo l u t i on  aber 

mit ihrer Proklamierung der Gleichberechtigung der Geschlechter wirkte dieser Tendenz entgegen 

und so blieb auch damals, bei dem massenhaften Ueberangebot von [533] Frauen auf dem Arbeits-

markt die Lohnspanne geringer als vor dem Kriege. Die I n f l a t i on  wiederum mit ihrer rapiden Loh-

nentwertung verringerte die Spanne in vielen Branchen- und Industriezweigen bis fast auf Null, – 

aber nicht durch Erhöhung der Frauenlöhne, sondern durch Absinken des allgemeinen Lohnniveaus 

bis zu einem solchen Tiefstand, der eine Staffelung nicht mehr möglich machte. Erst seit der S t ab i -

l i s i e r ung  setzte eine deutlich sichtbare und allgemeine Erweiterung der Lohnspanne ein. Blieben 

auch bei dem ungeheuren Tiefstand der Löhne 1924 die Löhne der Ungelernten und der Frauen noch 

verhältnismäßig hoch, so vergrößerte sich doch im Laufe des Jahres 1924/25 die Lohnspanne zuse-

hends. So in der Metallindustrie um 10 Prozent, in der Kartonnagenindustrie um 20 Prozent. in eini-

gen sächsisch-thüringischen Webereien drückten die Unternehmer die Frauenlöhne sogar um 30 Pro-

zent. Der Unternehmerverband von Annaberg betont in einem seiner Rundschreiben vom Frühjahr 

1926: „In der Lohnfrage fordern wir eine Reduzierung der zu hohen weiblichen Löhne.“ 

Uneinheitlich und widerspruchsvoll, wie vieles in der Periode der relativen Stabilisierung, war in den 

letzten beiden Jahren die Bewegung der Lohnspanne. 

 
*) Bei Erhebungen einzelner Verbände hat sich gezeigt, daß die Spanne zwischen Männer- und Frauenlohn dort am größ-

ten ist, wo die Frauen am schlechtesten organisiert sind, und dort am geringsten, wo sie gut organisiert sind. So berichtet 

der „Textilarbeiter“ 1927 Nr. 14, Seite 69: „So beträgt beispielsweise der Lohnanteil der Frauen vom Spitzenlohn der 

Männer in Thüringen 85 Prozent, in der Lausitz 80 Prozent, im Münsterland 82 Prozent, in Krefeld 86 Prozent, in Biele-

feld 80 Prozent, dagegen in den westsächsischen Tarifbezirken, wo die Frauen nur sehr schwach organisiert sind, nur 60 

bis 70 Prozent.“ 
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Aus den Angaben des Statistischen Jahrbuches für das Deutsche Reich 1927 läßt sich die Spanne 

zwischen Männer- und Frauenlohn in der Textilindustrie wie folgt berechnen: 

Frauenlöhne (Facharbeiterinnen) in Prozenten der Männerlöhne (Textilindustrie): 

1913 1924 1926 1927 

72% 80,7% 79,3% 79% 

(Auf der Grundlage des Stundenlohnes berechnet.) 

71,6% 80% 79% 78,2% 

(Auf der Grundlage des Wochenlohnes berechnet.) 

Es zeigt sich also eine starke Verringerung der Lohnspanne von 1913 auf 1924 (8 Prozent), eine nicht 

unerhebliche Erweiterung der Lohnspanne von 

1924 auf 1926 (0,87 Prozent) und eine, wenn auch ganz geringfügige Erweiterung der Lohnspanne 

von April 1926 bis April 1927 (0,3 Prozent). Nach dem „Reichsarbeitsblatt“ vom 1. März 1928 be-

trägt der Anteil des Frauenlohnes am Männerlohn im Februar 1928 aber bereits wieder 79,2 Prozent 

(auf der Grundlage des Stundenlohnes) bzw. 79,1 Prozent (auf der Grundlage des Wochenlohnes 

berechnet). Die Akkordrichtsätze für männliche Facharbeiter stiegen danach im Jahre 1927 um 11,2 

Prozent, für weibliche Facharbeiter um 13,4 Prozent. 

Ganz ähnlich die Bewegung in der Ka r t onnagen i ndus t r i e. 

Facharbeiterinnenlöhne (in Prozenten der Facharbeiterlöhne) in der Kartonnagenindustrie 

(berechnet aus den Angaben des „Statistischen Jahrbuches 1927) 

1913 1924 1926 1927 1928 

58,1% 65,4% 66,8% 65,8% 66,2% 

(bei den Stundenlöhnen) 

57,0% 65,2% 66,8% 65,6% 66,3% 

(bei den Wochenlöhnen) 

Auch die letzten Lohnbewegungen schlossen zum größten Teil wieder mit einer Ve r r i nge r ung  der 

Lohnspanne ab. Bei dem Cr e f e l de r  Tex t i l a r be i t e r s t r e i k  wurde für die Weberinnen der glei-

che Lohn erreicht wie für die männlichen Kollegen Während im allgemeinen die Lohnerhöhungen 

10 Prozent betrugen, erhielten die Weberinnen 15 bis 23,5 Prozent Zulage. (Die im Zeitlohn beschäf-

tigten Frauen erhielten 5 Prozent [534] mehr als die Männer.) In der s ächs i s chen  Tex t i l i ndus t -

r i e  verringerte sich die Lohnspanne zugunsten der Frauen um 3 Prozent, in der Laus i t z um 2 Pro-

zent (d. h. Weberinnen erhalten statt 80, 82 Prozent des Männerlahnes). In der So l inge r  und Kö-

n i g sbe r ge r  Me t a l l i ndus t r i e  erreichten die Arbeiterinnen 5 Prozent mehr Lohnzulage als die 

Männer, ebenso in einigen Betrieben der Be r l i ne r  Me ta l l i ndus t r i e  (z. B. in den deutschen Te-

lephonwerken). 

Auf der anderen Seite brachte der letzte Schiedsspruch für die Nor dos t deu t s ch e Tex t i l i ndus t -

r i e  (April 1928) Lohnzulagen von 11 Pf. für die Arbeiter, 6 Pf. für die Arbeiterinnen (also nur 54,5 

Prozent der Zulage der Männer), für die männlichen Akkordarbeiter 13 Pf., für die weiblichen 9 Pf. 

(d. h. 69,2 Prozent der Zulage für Männer). De r Tex t i l a r be i t e r ve r ban d nahm  d i e sen  

Sch i eds sp r uch  a n! („Der Abend“, 27. April 1928.) 

Das beständige Schwanken dieser Spanne zeigt besonders deutlich folgende Notiz: 

„Die Stundenverdienste der Arbeiter in den Berliner S i e m e n s-S c h u c k e r t-W e r k e n  sind im Durchschnitt 

der letzten drei Kalenderjahre bei den Männern um 10 Prozent, bei den Frauen um 12 Prozent jährlich gestie-

gen. Das Jahr 1927 allein ergab eine Steigerung von 12 Prozent bei den Männern und 10 Prozent bei den 

Frauen.“ (Aus dem Geschäftsbericht des Siemens-Konzerns. „Deutsche Bergwerkszeitung“, 5. Februar 1928.) 

Wie alle Lohnberechnungen der Unternehmer stellen zweifellos auch diese aus den Siemenswerken 

eine grobe Irreführung der Arbeiterschaft dar, doch wird nach Mitteilungen aus diesem Betrieb das 

Ve r hä l t n i s der Löhne sich etwa in dem angegebenen Sinne verändert haben. 

Abgesehen von kleinen Schwankungen ist also seit der Vorkriegszeit eine starke und verhältnismäßig 

stabile Annäherung der Frauen- an die Männerlöhne erfolgt. Auch die Löhne der Unge l e r n t e n sind 
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im Verhältnis zu denen der Gelernten seit der Vorkriegszeit gestiegen, ebenso die Löhne der Arbeiter 

in der Konsum m i t t e l i ndus t r i e gegenüber denen der P r oduk t i onsm i t t e l i ndus t r i e  Aber 

die Bewegung des Frauenlohnes folgt anderen Gesetzen als die der eben erwähnten Gruppen. So stellt 

die Weltwirtschaftliche Korrespondenz vom 22. Juli 1926 fest: 

„Die Reallöhne der Frauen stiegen im höheren Maße als die der männlichen Arbeiter und dieses Verhältnis ist, 

im Gegensatz zu den Reallöhnen der ungelernten Arbeiter mit einigen Ausnahmen auch noch im letzten Jahr 

bestehen geblieben.“ 

Wie stark die Steigerung der Frauenlöhne im Jahre 1927 gegenüber 1913 in e i nze l ne n Br anche n 

ist, zeigt eine Statistik des Textilarbeiterverbandes („Der Textilarbeiter“ Nr. 13, Seite 66): 

 Durchschn.-Std.-Lohn  

Beruf Ende 1927 1913 Steigerung in Proz. 

Stickerinnen 44,3 21,0  113,1 

Sticker 73,8 44,4  67,1 

Baumwollweberinnen 45,9 23,3  98,6 

Baumwollweber 52,6 32,5  74,8 

Tuchweberinnen 43,8 24,5  79,7 

Tuchweber 56,8 36,9  55,7 

Seidenweberinnen 50,3 28,0  79,3 

Seidenweber 58,9 40,2  47,8 

Dieselbe Erscheinung zeigt sich auch international. Das I n t e r na t i ona l e  Ar be i t s amt  teilt mit, 

daß gegenüber der Vorkriegs-[535]zeit in Schwede n der Lohn der Männer im Durchschnitt eine 

Steigerung von 29 Prozent, der der Frauen eine solche von 39 Prozent erfuhr. In Dänem ar k ist diese 

Steigerung bei allen Arbeitern 26 Prozent, bei den Frauen 36 Prozent. In Nor wege n stiegen die 

Reallöhne der Männer seit 1913 um 35 Prozent, die der Frauen um 47 Prozent. In Süda f r i k a die 

der Frauen um 22 Prozent, die der Männer um 11 Prozent. In Aus t r a l i e n die der Männer um 18 

Prozent, die der Frauen um 26 Prozent. (So anfechtbar diese Angaben in bezug auf die wirkliche 

Erhöhung der Reallöhne auch sein mögen – das prozentuale Verhältnis zwischen Männer- und Frau-

enlohn wird durch diese Fehlerquellen nicht berührt.) 

Woher die Ve r r i nge rung  d i e se r  Lohnspanne  heute, wo sonst überall, auch international, die 

Lohn d i f f e r enz i e r un g stärkste Fortschritte macht? 

Die soziale Umwälzung der letzten 20 Jahre im Gefolge der ökonomischen Wandlungen spiegelt sich 

in dieser „Umwertung der Werte“: 

Das sprunghafte Wachsen der Frauenarbeit macht die Erwerbsarbeit der Frauen immer mehr zur 

Nor m‚ nimmt ihr immer mehr den Charakter der Füllarbeit, des Zuverdienens, den Charakter des 

Zufälligen und Vorübergehenden. Und so breit sich auch immer noch der Strom der arbeitenden rauen 

der ungelernten Hilfsarbeit zuwendet – ganz besonders rasch wächst doch auch gerade in letzter Zeit 

die Zahl der gelernten und angelernten Frauen. Sehr charakteristisch für diese Entwicklung ist das 

Ergebnis einer Umfrage bei schulentlassenen Mädchen im Wupperthaler Textilgebiet, bei der sich 

herausstellte, daß „28 Prozent der Mädchen einen Ber u f  mi t  f e s t e r  Leh r e  wünscht, wie dann 

überhaupt, da die Aussichten auf Verheiratung sehr gering sind, die Bestrebungen dahin gehen, einen 

m änn l i chen  Be r u f, der seine Angehörigen versorgt, zu ergreifen“. (Wozu die befragten Mädchen 

die Textilindustrie n i ch t  rechneten!) „Kölnische Zeitung“ vom 10. August 1927. 

Wie das Kapital märchenhafte Profite aus den Lohnsklaven zurückgebliebener Kolonialländer her-

ausschlägt, gleichzeitig aber mit der Zivilisation dieser Länder auch zwangsläufig die Bedürfnisse 

der elendesten Kulis wecken und steigern, den Wert ihrer Arbeitskraft erhöhen und gleichzeitig auch 

ihr Klassenbewußtsein entwickeln muß, – so muß es auch mit ihrer immer weiteren Einbeziehung in 

den Produktionsprozeß die Lebensbe dü r f n i s s e  der Arbeiterinnen ständig steigern, den Wert ih-

rer Arbeitskraft auch mit immer weiteren Ansprüchen an qualitative Leistungen erhöhen, ihr K la s -

s enbewuß t se i n  entwickeln und sie so selbst dazu erziehen, die Bezahlung ihrer Arbeitskraft nach 

ihrem Werte zu erzwingen. 
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Freilich, das alles vollzieht sich nicht nach sozialdemokratischem Rezept „von selbst“, durch den 

„wirtschaftlichen Fortschritt“, in schönstem Frieden und lieblichster Harmonie, sondern im Gegenteil 

unter den bittersten Kämpfen, unter den grausamsten und unmenschlichsten Qualen. Die sich über-

stürzenden Ehescheidungen, die sich häufenden Kindsmorde, die wachsenden Sittlichkeitsverbre-

chen, die steigende Kinderverwahrlosung sind nur ein schwacher und zufällig an der Oberfläche er-

scheinender Ausdruck für das Meer von Qual, das der fortschreitende Zerfall der Familie durch die 

Fabrikarbeit der Ehefrau und Mutter, das der im Kapitalismus unlösliche Konflikt zwischen Haushalt, 

Kindererziehung und Erwerbsarbeit mit sich bringt. Und war in den Anfängen des Kapitalismus das 

Massensterben der Kinder die Quittung für die Fabrikarbeit der Mütter, so ist diese Quittung heute, 

im Stadium des „organisierten Kapitalismus“ die or gan i s i e r t e  Massen f l uch t  de r  p r o l e t a r i -

s chen  F r au  vo r  dem Ki nd e. 

Zwar wandert auch aus dem proletarischen Haushalt eine Tätigkeit nach dem anderen (Kleider- und 

Wäschenäherei, Strumpfstrickerei usw.) aus in die Industrie, – aber weder das, noch die von bürger-

licher Seite mit soviel Reklame angepriesene „Rationalisierung (Technifizierung) des Haushaltes“ 

hält auch nur annähernd Schritt mit dem ungeheuren Verbrauch von Frauenkraft durch die Industrie. 

[536] Wie sich die Arbeiterklasse als ganzes die Bezahlung ihrer Arbeitskraft nach ihrem Wert nur 

im erbittertsten Kampfe erzwingt, so nähert sich auch der Frauenlohn nur unter tausendfältigen Ka-

tastrophen, unter Kämpfen und Niederlagen dem Wert der weiblichen Arbeitskraft an. Der Schritt, 

den die Geschichte in den 15 Jahren seit Kriegsbeginn getan und der seinen Niederschlag in der klei-

nen, unscheinbaren Zahl der Verringerung der Spanne zwischen Männer- und Frauenlohn gefunden 

hat, wird nicht zurückgetan werden. 

Verringerung der Lohnspanne und fortschreitende Lohndifferenzierung 

Verringerung der Lohnspanne nicht nur zwischen Frauen- und Männerlohn, sondern auch zwischen 

dem Lohn der Gelernten und Ungelernten, der Arbeiter in der Produktions- und Konsumtionsmittel-

industrie auf der einen Seite – stärkere Lohndifferenzierung auf der anderen Seite – liegt hier nicht 

ein Widerspruch? Nein. Denn es handelt sich um zwei ganz verschiedene Bewegungen: Einmal um 

den Wandel des Wertes der weiblichen Arbeitskraft (ein Prozeß, der sich langsam und stetig vollzog, 

bis Krieg, Revolution und Rationalisierung einen gewaltigen Sprung verursachten), dann aber um 

den Wandel der Lohnfo r m‚ der besonders im Gefolge der Rationalisierung auftritt. 

Beide Bewegungen überkreuzen einander und vergrößern damit die sozialen Spannungen. 

Der Frauenlohn ist nicht nur das (mehr oder weniger verzerrte) Abbild des Wertes der weiblichen 

Arbeitskraft – er ist gleichzeitig der Ausdruck für eine bestimmte Lohnform. Fü r  e i ne  Lohnf o r m, 

d i e  s i ch  bez i eh t  au f  d i e  soz i a l e  Lage  de r  Lohnem pf änge r. 

Wir finden in vielen Tarifverträgen nur 3 Lohnkategorien, Männer, Frauen und Altersklassen. Dane-

ben sehen manche Tarife noch Sozialzulagen vor, die das Bild dieser besonderen Lohnform noch 

vervollständigen. 

In anderen. Tarifverträgen wiederum ist der Lohn vor allem nach Qua l i f i ka t i onsg r uppen  

(Handwerker, Gelernte, Angelernte, Ungelernte), in einem 3. Typus von Tarifverträgen mehr oder 

weniger vollständig nach bestimmten Arten von Le i s t unge n gegliedert. 

Dieser letzte Typus entspricht schon am meisten der Entlohnung nach Leistung. Aber trotz der viel-

fach noch bestehenden Tarifverträge des 1. und 2.. Typus, setzt sich auch in ihrem Geltungsbereich 

immer offenkundiger das Le i s t ungsp r i nz i p durch. Heute schon erhält der angelernte Facharbei-

ter, wenn er eine gewisse Zeit in seinem Fach tätig ist und dasselbe leistet wie der Gelernte, laut Tarif 

auch den gleichen Lohn wie. dieser: 

„Angelernte Arbeiter, welche in derselben Zeit und in der gleichen Güte die gleichen Arbeiten wie der Fach-

arbeiter leisten, werden, solange sie diese Voraussetzungen erfüllen, als Facharbeiter entlohnt.“ (Kollektivab-

kommen der Großstadtmetallind. Bayerns 1927, § 13.) 

In diesen wenigen Zahlen zeigt sich klassisch der Wandel in der Funktion des angelernten Arbeiters. 

So scheint auch das Prinzip des Gesch l ech t s lohnes  mehr und mehr dem des Le i s t ungs l ohne s 
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zu weichen. Unsere alte Kampfparole: Gleicher Lohn für gleiche Arbeit! scheint also die Formel des 

rationalisierenden Kapitals selbst geworden zu sein, deren Verwirklichung wir ihm getrost überlassen 

können. 

Doch nein. So schnell schießen die Preußen nicht. In geheimen Rundschreiben und Anweisungen der 

Unternehmerverbände wurde gleich bei Beginn der Rationalisierungsoffensive darauf hingewiesen, 

daß zuerst und vor allem die Hilfsarbeiter- und die Arbeiterinnenlöhne abgebaut werden müßten, da 

sie bei weitem zu hoch seien (s. o.). Aber auch in [537] jüngster Zeit begegnen wir denselben Bestre-

bungen. Bei den letzten Verhandlungen um den Reichstarif der Schuhmacher verlangten die Unter-

nehmer unter § 6 des Reichstarifvertrages: „Weibliche Arbeitnehmer, auch über 21 Jahre alte, sollen 

als Mindestzeitlohn, anstatt bisher 75 Prozent, nur noch 70 Prozent des Männerlohnes erhalten.“ 

(„Der Schuhmacher“, 1928, Nr. 9.) – Also eine Erweiterung der Lohnspanne für die erwachsenen 

Arbeiterinnen um 5 Prozent. 

Und wie das nicht anders zu erwarten war, stellten sich sowohl der amtliche Schlichtungsapparat wie 

das Reichsarbeitsministerium auch hier auf die Seite des Unternehmertums. 

Ende Februar 1927 erklärte das Reichsarbeitsministerium einen Schiedsspruch für die He r r enkon-

f ek t i on  insoweit er eine geringe Lohnerhöhung brachte, für verbindlich. N i c h t  f ü r  ve r b i nd l i ch  

dagegen wurde de r  Teil des Schiedsspruches erklärt, der sich auf eine be sonde r e  E rhöhung  de r  

F r auen l öhne  bezog. Selbst das wenige also, was der Schiedsspruch den Arbeiterinnen zubilligen 

wollte, wurde vom Reichsarbeitsministerium abgelehnt. 

Sogar das F r auenb la t t  de r  ch r i s t l i chen  Gewer kscha f t en  vom April 1928 muß feststel-

len: 

„Daß auch der amtliche Schlichtungsausschuß den Arbeitgeberwünschen Rechnung trägt, ist eine sehr bedau-

erliche Tatsache. In der Bleistift- und Pinselindustrie (70 Prozent Arbeiterinnen) betrug bisher der Spitzenlohn 

der Arbeiterinnen 70 Prozent des Männerlohnes. Der Arbeitgeberverband verlangte eine Herabsetzung auf 60 

Prozent ... Da eine Einigung nicht möglich war, wurde der Schlichtungsausschuß Nürnberg angerufen, der 

einen Schiedsspruch fällte, welcher vorsah, den Männerlohn von 82 Pfennig auf 88 Pfennig zu erhöhen, den 

Anteil des Frauenlohnes aber von 70 auf 66⅔ Prozent herabzusetzen. In der Auswirkung bedeutet das einen 

Abbau der Arbeiterinnenlöhne.“ 

Bei allem, durch die Rationalisierung bedingten Wandel der Lohnform verteidigt also das Kapital mit 

der ihm von je innewohnenden reaktionären Kraft auch die a l t en  Formen der Lohndifferenzierung 

mit Zähnen und Klauen, ja, es versucht sie zu erweitern. Auf  den  a l t en  Gesch l ech t s l oh n  

p f r op f t  e s  den  neuen  Le i s t ungs l ohn  mit seinen Prämien und erreicht damit zweierlei: eine 

möglichst niedrige Basis des Leistungslohnes und eine Verwischung des Geschlechtsunterschiedes 

durch anscheinende Leistungsunterschiede. (Schluß folgt.) 

LITERATUR 

Zur Geschichte des Massenstreiks  
(Rosa Luxemburg, Werke Band IV) 

Wie sehr recht Lenin mit seiner Mahnung an die deutschen Kommunisten hatte, Rosa Luxemburgs 

Schriften herauszugeben, wird durch die Veröffentlichung des IV. Bandes der Gesammelten Werke 

der Begründerin der KPD erneut bewiesen: niemand von den deutschen Sozialisten hat die Probleme 

der deutschen Arbeiterbewegung in der Vorkriegszeit so klar gesehen und so revolutionär gestellt wie 

Rosa Luxemburg. Band IV der Gesammelten Werke enthält Arbeiten und Reden zu dem Thema „Ge-

werkschaftskampf und Massenstreik“*). Aber diese Arbeiten stehen, wie Paul Frölich mit Recht in 

der Einleitung bemerkt, in engstem Zusammenhang mit allen andern Werken Rosa Luxemburgs, mit 

ihrem gesamten Wirken, das der Bekämpfung des Reformismus und der Vorbereitung der Revolution 

gewidmet war. 

 
*) Eingeleitet und bearbeitet von Paul Frölich (Vereinigung Internationaler Verlagsanstalten, Berlin 1928. 704 Seiten, 

broschiert 8,50 M., geb. 12 M.). 
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Rosa Luxemburg verfolgte mit großer Aufmerksamkeit alle wichtigen Vorgänge der [538] internati-

onalen Arbeiterbewegung. Ein: Sammlung ihrer Werke ist daher eine Art Kommentar zu den Ereig-

nissen der Arbeiterbewegung ihrer Zeit, so wie Rosa Luxemburgs Wirken selbst Geschichte der Ar-

beiterbewegung „bildete. Ihre gesammelten Werke können daher – zumal mit den vorzüglichen Ein-

leitungen und Ergänzungen Paul Frölichs – als ein Ersatz der fehlenden Geschichte der deutschen 

Arbeiterbewegung seit 1890 dienen, da ja Mehrings Geschichte der deutschen Sozialdemokratie mit 

dem Sozialistengesetz abschließt. 

Will man Rosa Luxemburg richtig verstehen und beurteilen, so muß man sich den Stand der Arbeiter-

bewegung jener Zeit aus der ihre Vorschläge erwuchsen, möglichst genau vergegenwärtigen. Erst 

dann wird man ihre Kritik und ihre eigenen Vorschläge, die sich von dem reformistischen Niveau 

strahlend abheben, einschätzen können. Eine Kritik von Rosa Luxemburg hat nur dann einen Wert, 

wenn man die Bedingtheit ihres Wirkens von dem Zustande der Arbeiterbewegung des Landes, in 

dem sie tätig war, berücksichtigt. Zugleich wird man allerdings die Frage aufwerfen müssen, ob nicht 

in andern Ländern ein höheres Niveau der Bewegung erreicht worden ist und wieweit R. L. sich die 

Erfahrungen dieser Länder zu eigen gemacht hat. Und erst ganz zuletzt ist auch die Frage zu berück-

sichtigen, welche Fortschritte die Bewegung seit der Zeit der Entstehung von R. L.s Werken gemacht 

hat und wie vom heutigen Stande der Revolution aus die Vorschläge R. L.s zu bewerten sind. 

Rosa Luxemburgs Verdienst besteht nicht nur darin, besser als die Reformisten ihrer Zeit die zukünf-

tige Entwicklung vorausgesehen zu haben, sondern auch darin, die Zeit, in der sie lebte, richtiger 

verstanden zu haben. Die Reformisten, die auch heute die revolutionären Marxisten als Phantasten 

und Utopisten zu belächeln versuchen, merken gar nicht, welche Illusionisten sie selber sind, wenn 

sie vor der Zuspitzung der Klassengegensätze und der Unvermeidlichkeit einer bewaffneten Ausei-

nandersetzung die Augen .erschließen. Das führt u. a. dazu, daß man aus den Schriften der Reformis-

ten ein absolut verzerrtes Bild der Wirklichkeit erhält, während sich aus den Werken Rosa Luxem-

burgs ziemlich genau die realen Verhältnisse ihrer Zeit rekonstruieren lassen. Der Band IV der Werke 

bietet dafür den besten Beweis. 

Der Abschnitt I „Soz ia l e  Zus t ände  und  Gewer kscha f t e n“ gibt eine Reihe von Einzelbildern 

vom Aufstand in den sizilianischen Schwefelgruben im Jahre 1894 bis zu dem Tod der Berliner Asy-

listen im Jahre 1912. Diese Zeitungsaufsätze sind geradezu Musterbeispiele für unsere Redakteure, 

wie man soziale Verhältnisse und Ereignisse gewissenhaft, klar, im historischen Zusammenhang und 

grundsätzlich-revolutionär behandeln kann. In allen diesen Schilderungen weiß R. L. das Typische, 

Wesentliche in und aus dem Zufälligen des Ereignisses herauszuheben. Dieses Verständnis beweist 

sie am glänzendsten bei der Erörterung der großen Gewerkschaftskämpfe in allen Ländern, den poli-

tischen Massenstreiks in Belgien (1891, 1893, 1902, 1913) und der russischen Revolution 1905/06. 

Aus der genauen Analyse dieser großen Kämpfe zog R. L. ihre taktischen Schlüsse, die sie immer 

wieder an neuen Bewegungen prüfte, um dann mit zunehmender Schärfe ihre eigene Auffassung über 

das Verhältnis von Partei und Gewerkschaften zu entwickeln und für Deutschland die Anwendung 

des Massenstreiks zu fordern. Diesen Prozeß der Entwicklung läßt die Gruppierung der Aufsätze R. 

L.s durch Paul Frölich gut erkennen. 

Der Abschnitt II „Partei und Gewerkschaften“ enthält in der Hauptsache Aufsätze, die vor 1905 ent-

standen sind. Sie behandeln konkrete Ereignisse der Gewerkschaftsbewegung (englische Gewerk-

schaftskongresse 1893 und 1894, den englischen Bergarbeiterstreik 1893), Probleme der deutschen 

Gewerkschaftstaktik (1901 bis 1903) und schließlich die Frage des Verhältnisses von Partei und Ge-

werkschaften (1902 und 1905). In welcher Richtung die Analyse geht, zeigt bereits deutlich der Auf-

satz über „Arbeiterbewegung und Sozialdemokratie“ (1902), worin gegenüber den Bestrebungen der 

Gewerkschaftsführer, die Aufgaben der Sozialdemokratie zu verengern, auf die umfassenden Ziele 

der Partei hingewiesen wird: 

„Es ist überhaupt im letzten Jahrzehnt, nicht ohne die Einwirkung der aufstrebenden Gewerkschafts-

bewegung, eine Art von Mißbrauch geworden, immer einseitig den Industriearbeiter herauszukehren, 

von der ‚Hebung der Arbeiterschaft‘ zu sprechen und darüber das alte Kampfwort von der ‚Befreiung 
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der Arbeiterklasse‘ ganz zu vergessen. Unsere geistigen Vorkämpfer haben nicht soviel von der ‚Ar-

beiterschaft‘ geredet, um so mehr vom Proletariat ... Der Begriff des Proletariats gibt zugleich in 

diesem einen Wort die ganze Gesellschaftsanschauung des Sozialismus wieder, der die Sozialdemo-

kratie in den Parlamenten nicht schlechthin ‚Arbeiterpolitik‘‚ sondern nur solche Arbeiterpolitik ma-

chen läßt, die sich in der Richtung des Klassenkampfcharakters der Partei bewegt.“ (S. 220.) 

Die revolutionären Aufgaben hervorzuheben, benutzt R. L. jeden Anlaß. Deshalb tritt sie z. B. Jahr 

für Jahr mit Eifer für eine entsprechende Durchführung der Maifeier ein, und man kann sich vorstel-

len, mit welchem Zorn sie die Bemühungen der Partei- und Gewerkschaftsbürokratie behandelte, die 

Frage der Maifeier auf die der Unterstützung für Gemaßregelte herabzudrücken. (Abschnitt III „Di e  

Ma i f e i e r“.) 

Die großen parlamentarischen Erfolge der deutschen Sozialdemokratie erweckten in der 2. Internati-

onale die Vorstellung, daß die Taktik dieser Sektion die einzig richtige und maßgebende für die ganze 

Internationale sei. Das Ausweichen vor jedem ernsten, geschweige denn vor einem revolutionären 

Konflikt mit der Staatsmacht, die Einstellung der gesamten Partei in Politik und Organisationsform 

auf die Wahlen – das alles wurde wegen der parlamentarischen Erfolge von den meisten sozialdemo-

kratischen Parteien bewundert und nachgeahmt und machte gerade in der deutschen Sozialdemokratie 

den Blick blind für jede andere, auch nur in Einzelheiten abweichende Taktik, Rosa Luxemburg hin-

gegen, die jeden, auch sozialdemokratischen „Nationalismus“ haßte, verfolgte auf Grund ihrer inter-

nationalistischen Einstellung aufs genaueste die Kampfmethoden der Arbeiterbewegung in allen Län-

dern und bemühte sich, deren Lehren den deutschen Arbeitern klarzumachen. 

Abschnitt IV „Di e  be lg i s chen  Massens t r e i k s“ zeigt, wie eingehend die Tatsache, daß die bel-

gischen Arbeiter immer wieder (1891, 1893, 1902, 1913) aus politischen Gründen zum Mittel des 

Streiks griffen, von R. L. analysiert wurde. Ursachen [539] und Umfang der Streiks, die Maßnahmen 

bei Durchführung und Abbruch, die Stimmung der Arbeiterschaft, die Haltung der Arbeiterorganisa-

tionen und ihrer Führung, der bürgerlichen Parteien, die Abwehrmaßnahmen der Regierung und des 

Bürgertums – das alles findet bei R. L. sorgfältige Beachtung und Bewertung. 

Belgien hatte ein Pluralwahlrecht, das die Arbeiter wiederholt mit Hilfe von Massenstreiks durch ein 

allgemeines Wahlrecht zu ersetzen suchten. Da auch die Liberalen ein freieres Wahlrecht forderten, 

schloß die Leitung der belgischen Sozialdemokratie im Jahre 1902 mit ihnen ein Bündnis ab, uns die 

Kräfte im Kampfe gegen die Reaktion zu „stärken“, In Wirklichkeit band die Koalition die Sozialde-

mokratie nur in der Entfaltung ihrer Kräfte und veranlaßte sie sogar, wichtige sozialdemokratische 

Forderungen wie das Frauenstimmrecht ganz preiszugeben. Die Liberalen wollten nicht das Frauen-

stimmrecht, weil seine Einführung den Klerikalen zugute gekommen wäre. So ergab sich damals die 

– in der neuen deutschen Geschichte gelegentlich sich wiederholende – Tatsache, daß die Sozialde-

mokratie zusammen mit den Liberalen eine fortschrittliche Forderung ablehnte, während die Kleri-

kalen (oder Deutschnationalen) aus demagogischen Gründen für sie eintraten. Eine solche verräteri-

sche Taktik – die heute damit verbrämt wird, daß man über ein kommunistisch-deutschnationales 

Bündnis schwätzt – ist stets die Folge davon, daß die Sozialdemokratie einen augenblicklichen Wahl- 

oder parlamentarischen Erfolg höher schätzt als die bei grundsätzlicher Taktik eintretende Aufrütte-

lung der Massen, die auf lange Sicht stets der beste Erfolg ist. 

An dem belgischen Beispiel erläuterte Rosa Luxemburg in aller Schärfe die ganze Fragwürdigkeit 

der reformistischen Koalitionspolitik. Was sie am 4. April 1902 in der damals radikalen „Leipziger 

Volkszeitung“ schrieb, kann als geradezu klassische Abfuhr auch der heutigen sozialdemokratischen 

Regierungsweisheit gelten: 

„Allein die Auffassung ist bis jetzt für die Sozialdemokratie aller Länder neu, wonach ihr Programm 

eine Art Menu darstellt, dessen einzelne Gerichte nur nach der Reihe verspeist werden ... Zwischen 

der zeitweiligen geringeren Betonung eines Programmpunktes und seiner ausdrücklichen, wenn auch 

zeitweiligen Aufopferung als Kaufpreis für eine andere Programmforderung liegt die ganze Strecke, 

die des grundsätzlichen Kampf der Sozialdemokratie von den politischen Manipulationen der bürger-

lichen Parteien trennt ...“ (S. 316.) 
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„Hier haben wir u. a. einen Beleg dafür, welcher Art jener „Mut“ ist, den uns die „praktischen Poli-

tiker“ gelegentlich empfehlen. Es ist dies offenbar nur der Mut, opportunistische Experimente mit der 

Preisgabe der sozialdemokratischen Prinzipien zu machen. Wenn es sich aber um eine kühne  An-

wendung  unserer Programmforderungen handelte, so zeigen dieselben „praktischen Politiker“ nicht 

die geringste Lust, durch Mut zu imponieren, und suchen vielmehr nach Vorwänden, um den betref-

fenden Programmpunkt „vorläufig“ und unter „großem Schmerz“ im Stich zu lassen.“ 

Das Bündnis mit den Liberalen wirkte sich nicht nur als Preisgabe wichtiger sozialdemokratischer 

Forderungen, sondern schließlich auch als Preisgabe des ganzen Streiks aus. Die sozialdemokratische 

Führung schreckte vor den Konsequenzen des Generalstreiks zurück und benutzte das Bündnis mit 

den Liberalen, um im Augenblick, wo die liberale Bourgeoisie den Kampf um das Wahlrecht aus 

Furcht vor den Kampfmitteln der Arbeiterschaft einstellte, vor der Regierung und den Klerikalen zu 

kapitulieren. Die sozialdemokratische Führung wurde von den gegen die Regierung erbitterten Mas-

sen zum Streik gezwungen, ließ die Massen aber sofort im Stich, als die Liberalen ihren Scheinkampf 

aufgaben. Nachdem sie viel von der Anwendung „äußerster Mittel“ geschwätzt hatte, zog sie sich, 

mit Herrn Vandervelde an der Spitze, gleich den Liberalen auf den rein parlamentarischen 

„Kampf“boden zurück, was zur völligen Niederlage führte. Die Massen wurden durch die Manöver 

der sozialdemokratischen Führung, die mit den Liberalen verhandelte, nur verwirrt und verloren zur 

Partei das Vertrauen. Bei den Maiwahlen 1902, kurz nach dem Generalstreik, gewannen die Klerika-

len 50.000 Stimmen, während die Sozialdemokraten 3000 verloren. Rosa Luxemburg hatte schon am 

26. April 1902 in der „Neuen Zeit“ warnend auf die weiteren Konsequenzen hingewiesen: 

„Wir stehen nicht an, zu sagen: Die Zukunft des allgemeinen Wahlrechts in Belgien wie der Arbei-

terbewegung überhaupt hängt davon ab, ob sich unsere Genossen von den erstickenden Umarmungen 

des Liberalismus zu befreien verstehen. Aber auch für das internationale Proletariat ist das jüngste 

Experiment der belgischen Sozialisten ernster Lehren voll ... Gerade die soeben in Belgien erlebte 

Enttäuschung sollte allerorts als eine Warnung dienen vor einer Politik, die in einem Lande nach dem 

anderen zu schweren Niederlagen und schließlich zur Lockerung jener Disziplin und jenes unbe-

grenzten Vertrauens der Arbeitermassen zu uns Sozialisten führen würde, ohne die wir nichts sind, 

die wir aber durch parlamentarische Illusionen und opportunistische Experimente eines Tages doch 

noch verlieren können.“ (S. 342/343.) 

Rosa Luxemburg folgert weiter mit Recht aus den Vorgängen in Belgien, daß jede Bewegung, die 

sich von vornherein auf die von den Kapitalisten zur Unterdrückung der Arbeiterschaft geschaffene 

„Legalität“ (Gesetzlichkeit) beschränkt, zur Niederlage verurteilt ist. Franz Mehring hatte in seiner 

glänzenden polemischen Art am 14. April 1902 in der „Neuen Zeit“ den Berliner „Vorwärts“ und den 

Brüsseler „Peuple“ schon ad absurdum geführt. Rosa Luxemburg entwickelt dann in der gleichen 

„Neuen Zeit“ vom 14. Mai programmatisch das Verhältnis von Gesetzlichkeit und Gewalt und kommt 

dabei zu folgenden Schlüssen: 

„Die Gewalt hat nicht nur mit dem Aufkommen der bürgerlichen ‚Gesetzmäßigkeit‘, des Parlamen-

tarismus, nicht aufgehört, eine geschichtliche Rolle zu spielen, sondern sie ist heute genau so gut wie 

in allen früheren Epochen die Basis der bestehenden politischen Ordnung. Der ganze kapitalistische 

Staat beruht auf der Gewalt, und seine mi l i t ä r i s che  Or gan i s a t i on  ist an sich ein genügender, 

faustdicker Beweis dafür, den zu übersehen ein wahres Kunststück des opportunistischen Doktrina-

rismus ist.“ (S. 361.) 

„Mit einem Worte: was sich uns als bürgerliche Gesetzmäßigkeit präsentiert, ist nichts anderes als die 

von vornherein zur [540] verpflichtenden Norm erhobene Gewalt der herrschenden Klasse. Ist diese 

Festlegung der einzelnen Gewaltakte zur obligatorischen Norm einmal geschehen, dann mag die Sache 

sich im bürgerlichen Juristenhirn und nicht minder im sozialistischen Opportunistenhirn auf den Kopf 

gestellt bespiegeln: die ‚gesetzliche Ordnung‘ als eine selbständige Schöpfung der „Gerechtigkeit“ 

und die Zwangsgewalt des Staates bloß als eine Konsequenz, eine ‚Sanktion‘ der Gesetze ...“ 

„Daran ist nun das Phantastische der ganzen Theorie des sozialistischen Legalismus zu messen. Wäh-

rend die herrschenden Klassen in vollem Umfang, in ihrem ganzen Tun und Lassen sich auf die 
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Gewalt stützen, soll das Proletariat allein im Kampfe gegen diese Klassen auf den Gebrauch der Ge-

walt von vornherein und ein für allemal verzichten. Und zwar welches fürchterliche Schwert soll ihm 

als Waffe zur Niederzwingung der herrschenden Gewalt dienen? Dieselbe Gesetzlichkeit, in der sich 

die Gewalt der Bourgeoisie zu einer herrschenden, zur gesellschaftlichen Norm stempelt.“ (S. 362.) 

„Und noch eins beweist die belgische Niederlage! Sie beweist wieder einmal, daß, wenn die sozialis-

tischen Legalisten die bürgerliche Demokratie als die berufene historische Form zur allmählichen 

Verwirklichung des Sozialismus betrachten, sie nicht mit einer konkreten Demokratie, einem kon-

kreten Parlamentarismus operieren, wie sie hienieden auf Erden ihr tristes und schwankes Dasein 

führen, sondern mit einer eingebildeten, abstrakten Demokratie, die über allen Klassen stehend, in 

ewigem Fortschritt und stetem Wachstum ihrer Macht begriffen ist.“ (S. 364.) 

Natürlich beriefen sich in Deutschland alle Reformisten auf den Ausgang des belgischen Streiks 

1902, um die „Untauglichkeit“ und „Ueberlebtheit“ der Massenstreiks und den Uebergang zur „wohl-

durchdachten Methode der Organisation und Aufklärung der deutschen Sozialdemokratie“ zu prokla-

mieren. Rosa Luxemburg wendet sich zugleich gegen die reformistische Ablehnung wie gegen die 

anarchistische Schematisierung, indem sie dazu schreibt: 

„Desgleichen ist die Konstruierung eines Gegensatzes zwischen der politischen Alltagsarbeit und na-

mentlich dem Parlamentarismus einerseits und d i e s e r  (politischen. E. M.) Kategorie des General-

streiks andererseits ein Hieb in die Luft. Denn, weit entfernt, die parlamentarische und sonstige Klein-

arbeit e r s e t zen  zu wollen, reiht sich der politische Generalstreik bloß den anderen Agitations- und 

Kampfmitteln als ein Glied der Kette an.“ (S. 357.) 

Als dann 1913 in Belgien nach „deutschem“ Muster ein politischer Generalstreik organisiert wurde, 

der trotz monatelanger Vorbereitung keinen Erfolg brachte, untersuchte R. L. auch diesen Streik wie-

derum aufs gewissenhafteste – allerdings nicht mehr in der ihr vom Parteivorstand und von Kautsky 

gesperrten „Neuen Zeit“, sondern in der „Bremer Bürgerzeitung“ und in der „Leipziger Volkszei-

tung“. Nach einem für die Sozialdemokratie ungünstigen Ausgang der Wahlen im Juni 1912 drängte 

die belgische Arbeiterschaft auf Streik, den die Führer aber bremsten. Erst im April 1913 ließen sie 

den Streik zu, dessen Sinn R. L. folgendermaßen charakterisiert: 

„Die Vorbereitung zum Massenstreik von langer Hand erschien diesmal als ein Mittel, die Arbeiter-

massen zu beschwichtigen, ihre Kampfbegeisterung zu zähmen, sie von der Bühne vorläufig abtreten 

zu lassen ... 

Der Hauptgedanke der belgischen Genossen bei der Vorbereitung des Aprilstreiks war, ihm jeden 

‚stürmischen‘ Charakter zu nehmen, ihn von der revolutionären Situation gänzlich zu trennen, ihm 

den methodischen und streng umzirkelten Charakter eines gewöhnlichen Gewerkschaftsstreiks zu 

geben.“ (S. 379.) 

Diese Betrachtungen beruhen bereits auf dem Studium der russischen Revolution von 1905/06. Rosa 

Luxemburg war die einzige in Deutschland, die die Erfahrungen der russischen Revolution zu systema-

tisieren und auf die europäischen, besonders deutschen Verhältnisse anzuwenden suchte (vgl. Abschn. 

V der Gesammelten Werke, Bd. IV: „Di e  Massens t r e i kde ba t t e  190 5/06“). Ihre bekannte Schrift 

„Massens t r e i k, Pa r t e i  und  Gewer kscha f t e n“ (1906) ist die Hauptfrucht dieser Studien. 

Es liegt mir fern, hier eine eingehende Betrachtung der Schrift, die nur in Verbindung mit einer Ana-

lyse der revolutionären Ereignisse von 1905/06 möglich wäre, zu geben. Ich muß mich darauf be-

schränken, einige der wichtigsten Folgerungen R. L.s zu beleuchten. Wie schon der Titel der Schrift 

zeigt, sieht R. L. an den russischen Ereignissen als das Typische den Massenstreik an: 

„Der Massenstreik, wie ihn uns die russische Revolution zeigt, ist nicht ein pfiffiges Mittel, ausge-

klügelt zum Zwecke einer kräftigeren Wirkung des proletarischen Kampfes, sondern er ist die Be -

wegungswe i se  de r  p r o l e t a r i s chen  M as s e, d i e  E r sche i nungs f o r m  des  p r o l e t a r i -

s chen  Kam pf es  i n  de r  Revo lu t i o n“ (von R. L. selbst gesperrt). (S. 438.) 

So charakteristisch die Streikwellen in Rußland auch waren, und weiter, so notwendig die Propa-

ganda der Massenstreiks für die reformistisch zersetzte deutsche Sozialdemokratie auch war, diese 
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Behauptung R. L.s ist offenbar unrichtig. Schon in der Revolution 1905/06 stand die Frage des be -

wa f f ne t en  Auf s t ande s‚ und deshalb wies Len i n  gerade auf diesen Punkt, besonders nach den 

Erfahrungen des Moskauer Aufstandes, immer wieder mit dem größten Nachdruck hin. R. L.s Aeuße-

rungen sind nicht etwa durch Rücksichten auf die legale Erörterung des Problems diktiert. In der Rede 

auf dem Gründungskongreß der KPD (Spartakusbund) im Dezember 1918 finden sich ähnliche Ge-

dankengänge. R. L. hat auch in ihrer Schrift von 1906 die Frage des bewaffneten Aufstandes keines-

wegs übersehen; sie schreibt dort u. a.: 

„In den früheren bürgerlichen Revolutionen ... war die kurze Barrikadenschlacht die passende Form 

des revolutionären Kampfes. Heute, wo die Arbeiterklasse sich selbst im Laufe des revolutionären 

Kampfes aufklären, selbst sammeln und selbst anführen muß, und wo die Revolution ihrerseits ebenso 

gegen die alte Staatsgewalt wie gegen die kapitalistische Ausbeutung gerichtet ist, erscheint der Mas-

senstreik als das natürliche Mittel, die breitesten proletarischen Schichten in der Aktion selbst zu 

rekrutieren, zu revolutionieren und zu organisieren, ebenso wie es gleichzeitig ein Mittel ist, die alte 

Staatsgewalt zu unterminieren und zu stürzen und die kapitalistische Ausbeutung einzudämmen ... 

Die frühere Hauptform der bürgerlichen Revolutionen, die Barrikadenschlacht, die offene [541] Be-

gegnung mit der bewaffneten Macht des Staates, ist in der heutigen Revolution nur ein äußerster 

Punkt, nur ein Moment in dem ganzen Prozeß des proletarischen Massenkampfes.“ (S. 458/459.) 

Bei R. L. wird die richtige Beobachtung der Zunahme von Streikbewegungen in einer Form darge-

stellt, die die Aufgabe der Vor be re i t ung  des bewaf f ne t en  Aufstandes durch die Pa r t e i  und 

selbst die Aufgabe der Or gan i s i e r ung  der Streiks verkleinert und zurücktreten läßt. Man verglei-

che nur die Sätze Rosa Luxemburgs mit Len i ns  bekannten Aufsätzen und Briefen aus den Jahren 

1905 und 1906. In Briefen an Luise Kautsky hat R. L., damals selbst in Rußland, ausdrücklich gegen 

Lenins Beurteilung der russischen Revolution polemisiert. Leider weist Paul Frölich in seiner Einlei-

tung auf diese Meinungsverschiedenheiten mit Lenin, die also nicht aus einer nachträglich erreichten 

höheren Entwicklungsstufe der russischen Revolution entstanden sind, nicht hin. 

Aus dieser Unterschätzung des bewaffneten Aufstandes, der Vorbereitung und Organisation der re-

volutionären Kämpfe und der Rolle der Partei entstand bei R. L. auch eine Ueberschätzung des Ele-

ments des „Spon t anen“ in der Revolution: 

„Gerade während der Revolution ist es für irgendein leitendes Organ der proletarischen Bewegung 

äußerst schwer, vorauszusehen und zu berechnen, welcher Anlaß und welche Momente zu Explosio-

nen führen können und welche nicht. Auch hier besteht die Initiative und Leitung nicht in dem Kom-

mandieren aus freien Stücken, sondern in der möglichst engen Fühlung mit den Stimmungen der 

Masse. Das Element des Spontanen spielt, wie wir gesehen, in allen russischen Massenstreiks ohne 

Ausnahme eine große Rolle, sei es als treibendes oder als hemmendes Element ... Die Revolution ist, 

auch wenn in ihr das Proletariat mit der Sozialdemokratie an der Spitze die führende Rolle spielt, 

nicht ein Manöver des Proletariats im freien Felde, sondern es ist ein Kampf mitten im unaufhörlichen 

Krachen, Zerbröckeln, Verschieben aller sozialen Fundamente. Kurz, in den Massenstreiks in Ruß-

land spielt das Element des Spontanen eine so vorherrschende Rolle, nicht weil das russische Prole-

tariat ‚ungeschult‘ ist, sondern weil sich Revolutionen nicht schulmeistern lassen.“ (S. 444.) 

In der Ruth-Fischer-Zeit hat man in ganz unzulässiger, die Auffassungen Rosas übertreibender und 

die Geschichte der Partei fälschender Weise gegen die sogenannte „Spon t ane i t ä t s-Theor i e  

Rosa  Luxem bur g s“ gewettert. Paul Frölich hat ganz recht, wenn er R. L. gegenüber diesen blöden 

Angriffen in Schutz nimmt und feststellt: 

„Ihre Aufgabe bis zum Ausbruch des Krieges war, der Arbeiterklasse die Perspektive der nahenden 

Revolution zu geben, sie mit dem Bewußtsein ihrer Aufgaben zu erfüllen, den Reformismus auf 

Schritt und Tritt zu bekämpfen und eine Politik zu führen, die das Werden revolutionärer Situationen 

beschleunigte. Das hat sie getan, und in der wes t eu r opä i schen  (von mir gesperrt. E. M.) Arbei-

terbewegung gab es keinen, der ihr in der Erkenntnis der Dinge und der Notwendigkeiten oder gar in 

Willen und Tatkraft überlegen gewesen wäre.“ (S. 79 bis 80.) 
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Aber das kann uns nicht hindern, die Tatsache festzustellen, daß – was auch Frölich tut – die Kommu-

nistische Partei heute die Aufgaben einer revolutionären Partei bestimmter faßt, als es R. L. getan hat, 

und daß – was Frölich nicht tut – die russischen Bolschewiki dank Lenin schon damals weiter waren 

als R. L., trotz ihrer genauen Kenntnis und unmittelbaren Teilnahme an der russischen Revolution. 

Man tut R. L. kein – historisches und politisches – Unrecht, wenn man dies feststellt. Ja, man weist 

ihr erst dann den richtigen Platz in der Geschichte der Arbeiterbewegung an, wenn man auf diese 

Differenzen mit Lenin hinweist. 

Die Frage der Spontaneitätstheorie wird auch nicht dadurch erledigt, wenn man, wie Genosse Wa l -

che r‚ in seiner Besprechung des Bandes IV („Inprekorr“ Nr. 8 vom 24. Januar 1928, Seite 162) die 

besondere Auffassung R. L.s darauf reduziert, daß „der politische Massenstreik als politisches 

Kampfmittel abhängig ist von einer entsprechenden Zuspitzung des Klassenkampfes, und dabei eine 

Aeußerung Lenins über die Revolution von 1905 zitiert. Das  ist für jede marxistische Auffassung 

selbstverständlich, und h i e r i n  besteht und bestand keine Differenz zwischen Rosa Luxemburg und 

Lenin. Will man aber R. L.s Auffassung über die Spontaneität ganz und richtig verstehen, dann muß 

man auf R. L.s Polemik gegen Lenin in der Organisationsfrage („Neue Zeit“ 1902) hinweisen, und 

das tut leider weder Frölich noch Walcher. Dieser Aufsatz von R. L. enthüllt die Quellen der Fehler 

R. L.s auch in der Beurteilung der russischen Revolution von 1905 und  1917 Paul Frölichs Vertei-

digung von R. L. gegenüber ultralinken Angriffen wäre noch überzeugender, wenn er selbst von jeder 

Uebertreibung in der Verteidigung Abstand genommen hätte. 

Nach diesen notwendigen Feststellungen ist es nicht weniger wichtig, darauf hinzuweisen, daß Rosa 

Luxemburg keineswegs etwa – wie übelwollende Kritik behauptete – die Rolle der Partei und die 

Notwendigkeit der Organisation völlig vergessen hätte. Kurz nach der Hervorhebung des Spontanen 

schreibt sie z. B.: 

„Statt sich mit der technischen Seite, mit dem Mechanismus der Massenstreiks, fremden Kopf zu 

zerbrechen, ist die Sozialdemokratie berufen, die po l i t i s che  Leitung auch mitten in der Revoluti-

onsperiode zu übernehmen. Die Parole, die Richtung dem Kampf zu geben, die Tak t i k des politi-

schen Kampfes so einzurichten, daß in jeder Phase und in jedem Moment des Kampfes die ganze 

Summe der vorhandenen und bereits ausgelösten, betätigten Macht des Proletariats realisiert wird 

und in der Kampfstellung der Partei zum Ausdruck kommt, daß die Taktik der Sozialdemokratie nie 

un t e r dem Niveau des tatsächlichen Kräfteverhältnisses steht, sondern vielmehr diesem Verhältnis 

voraneilt, das ist die wichtigste Aufgabe der ‚Leitung‘ in der Periode der Massenstreiks. Und diese 

Leitung schlägt von selbst gewissermaßen in technische Leitung um. Eine konsequente, entschlos-

sene, vorwärts strebende Taktik der Sozialdemokratie ruft in der Masse das Gefühl der Sicherheit, 

des Selbstvertrauens und der Kampflust hervor; eine schwankende, schwächliche, auf der Unterschät-

zung des Proletariats basierte Taktik wirkt auf die Masse lähmend und verwirrend.“ (S. 445/446.) 

Auch gebraucht sie schon wiederholt den Ausdruck „Verlust“, gegen den der sich selbst als Pächter 

„luxemburgischen“ Geistes [542] rühmende Pau l  Lev i  wiederholt als eine bolschewistische Erfin-

dung seinen tauben Witz versuchte. Neben Ausdrücken über die „industrielle Vorhut des Proletari-

ats“, die „organisierten Vordertruppen des deutschen Industrieproletariats“ heißt es einmal klar: 

„Die Sozialdemokratie ist die aufgeklärteste, klassenbewußteste Vorhut des Proletariats. Sie kann 

und darf nicht mit verschränkten Armen fatalistisch auf den Eintritt der „revolutionären Situation“ 

warten, darauf warten, daß jene spontane Volksbewegung vom Himmel fällt. Im Gegenteil, sie muß, 

wie immer, der Entwicklung der Dinge vo r ane i l e n, sie be sch l eun i gen  suchen.“ (Von R. L. 

selbst gesperrt. S. 457.) 

In der Propaganda dieser Vorbereitungsarbeit, die die Sozialdemokratie für die Revolution leisten 

mußte, liegt der Hauptwert der Schrift. Sie wies zum ersten Mal konkret auf die revolutionären Auf-

gaben in Deutschland hin und zeichnete auch richtig den Charakter der kommenden Kämpfe auf: 

„Und deshalb kann es sich bei einer Periode offener politischer Volkskämpfe in Deutschland als letz-

tes, geschichtlich notwendiges Ziel nur noch um die D i k t a tu r  de s  P r o l e t a r i a t s  handeln.“ (Von 

R. L. selbst unterstrichen. S. 463.) 
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Weil die Gewerkschaftsführer der Revolutionierung der Arbeiterbewegung den schroffsten Wider-

stand entgegensetzten und die sozialdemokratische Taktik im reformistischen Sinne beeinflußten, 

wies R. L. schließlich in ihrer Schrift auf das Primat der Partei gegenüber den Gewerkschaften hin 

und entwarf ein Bild von dem richtigen Verhältnis zwischen beiden Organisationen, wie es jetzt in 

Rußland verwirklicht ist: 

„Im Bewußtsein der Million Gewerkschaftsmitglieder sind Partei und Gewerkschaften tatsächlich 

e i n s‚ sie sind nämlich der soz i a ldem okr a t i s che  Emanzipationskampf des Proletariats in ver-

schiedenen Formen, Und daraus ergibt sich auch von selbst die Notwendigkeit zur Beseitigung jener 

Entfremdung und jener Reibungen, die sich zwischen der Sozialdemokratie und den Gewerkschaften 

ergeben haben, ihr gegenseitiges Verhältnis dem Bewußtsein der proletarischen Masse anzupassen 

d. h. d i e  Gewer kscha f t en  de r  Soz i a l dem okr a t i e  w i ede r  anzug l i ede r n. (Von R. L. ge-

sperrt.) ... Es handelt sich dabei selbstverständlich nicht etwa um die Auflösung des jetzigen gewerk-

schaftlichen Aufbaus der Partei, sondern es handelt sich um die Herstellung jenes natürlichen Ver-

hältnisses zwischen der Leitung der Sozialdemokratie und der Gewerkschaften, zwischen Parteitagen 

und Gewerkschaftskongressen, die dem tatsächlichen Verhältnis zwischen der Arbeiterbewegung im 

ganzen und ihrer gewerkschaftlichen Teilerscheinung entspricht.“ (S. 478/79.) 

Die scheinbare Kampfstellung R. L.s gegen die Gewerkschaften ergab sich aus der notwendigen Pole-

mik gegen die Gewerkschaftsführer, die mit allen Mitteln die Radikalisierung der Arbeiter zu hindern 

suchten und dabei die Anwendung des Streiks, auch des politischen, als eine Art Monopol der Gewerk-

schaften betrachteten. Es mag einer besonderen Untersuchung vorbehalten bleiben, ob R. L. in dieser 

Polemik, wenigstens in der Formulierung ihrer Gedanken, immer den zweckmäßigsten Ausdruck ge-

funden hat. (Ich denke dabei nicht an einzelne scharfe Worte, die die Gewerkschaftsführer so aufregten, 

sondern an R. L.s theoretische Entwicklung des Verhältnisses zwischen Partei und Gewerkschaften.) 

Aber wiederum muß unterstrichen werden, daß R. L. in allen wesentlichen Punkten gegenüber den 

Reformisten in Partei und Gewerkschaften vollkommen im Recht war. Das bewies sie mit ihren Vor-

schlägen zum Wahlrechtskampf (Abschnitt VI, „Wahl rech t skam pf  und  Massens t r e i k“). In 

allen Aufsitzen weht der revolutionäre Geist, der über die bürokratischen, spießbürgerlichen, refor-

mistischen Bedenken gegen die Anwendung des Massenstreiks im preußischen Wahlrechtskampf er-

bittert ist und der nicht müde wird. die revolutionären Aufgaben der Sozialdemokratie klarzulegen. 

Nach den Straßendemonstrationen vom März 1910 schrieb R. L.: 

„Dieses erste Experiment dürfte ein Fingerzeig und eine Warnung für unsere Partei sein, daß die Mas-

senkundgebungen ihre eigene Logik und Psychologie haben, mit denen zu rechnen ein dringendes 

Gebot für Politiker ist, die sie meistern wollen. Die Aeußerungen des Massenwillens im politischen 

Kampfe lassen sich nämlich nicht künstlich auf die Dauer auf einer und derselben Höhe erhalten, in 

eine und dieselbe Form einkapseln. Sie müssen sich steigern, sich zuspitzen, neue, wirksamere Formen 

annehmen. Die einmal entfachte Massenaktion muß vorwärtskommen. Und  ge b r i c h t  e s  de r  l e i -

t enden  Pa r t e i  i m  gegebenen  Mom en t  an  En t s ch lo s senhe i t, de r  Masse  d i e  nö t ig e  

Pa r o l e  z u  gebe n, dann  bem äch t i g t  s i ch  i h r e r  unve r m e i d l i ch  e i ne  gewi s s e  En t t äu -

s chun g, de r  E l an  ve r s chwi nde t  und  d i e  Ak t i on  b r i ch t  i n  s i ch  zusamme n.“ (S. 510.) 

Wiederum wie gegen die heutige SPD geschrieben, lesen sich die Sätze, die den Gedanken der 

Machteroberung aus der Schrift von 1906 weiter entwickeln, in dem Artikel „Märzenstürme“ (vom 

18. März 1912): 

„Nicht in luftigen Träumen von einer politisch ausschlaggebenden Stellung im heutigen Staate, dank 

irgendeiner plötzlichen Wendung der Umstände, kann die Arbeiterklasse ihre Sache verfechten, son-

dern lediglich in ständiger revolutionärer Opposition gegen diesen Staat. Und wenn die Pariser Kom-

mune durch die leuchtende Spur ihres kurzen Daseins wie ihres heldenhaften Untergangs für immer 

ein Beispiel geblieben ist, w i e  e i ne  r evo l u t ionä r e  Vo lksm asse  n i ch t  vo r  de r  E r g r e i -

f ung  de r  Mach t  zu rücksch r ecken  da r f, auch  wenn  d i e  S t unde  de r  Gesch i ch t e  i h r e r  

Mach t  wede r  Daue r  noch  S i e g  beschieden hat, so ist sie zugleich ein überragendes Denkmal 

der unversöhnlichen Todfeindschaft zwischen der bürgerlichen Gesellschaft und dem Proletariat, das 
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nur ständig eingedenk seines tiefen Gegensatzes zur gesamten Bourgeoisie, nur im entschlossenen 

Kampfe gegen die gesamte Bourgeoisie seine geschichtliche Mission zu erfüllen vermag.“ (S. 622.) 

Vor solcher Auffassung schreckte auch der größte Teil der bisherigen „Radikalen“ in der deutschen 

Sozialdemokratie zurück. Ja – Kautsky, der frühere Führer im Kampfe gegen die Revisionisten, 

wurde jetzt der Schildhalter der Reformisten in der Maske eines neutralen, ausgleichenden Vermitt-

lers, wurde der Führer des parteivorstands-offiziösen [543] Zentrums. Der innerparteiliche Kampf 

um die Taktik bei der Wahlrechtsbewegung wurde das Scheidewasser zwischen dem Parteizentrum 

und der „Linken“. Das ist vielleicht das größte Verdienst Rosa Luxemburgs, daß sie zusammen mit 

Mehrin g, Liebknecht, Marchlewski (Karski) und Clara Zetkin die reformistischen Heucheleien ent-

larvte und damit den Boden vorbereitete für eine linke 

Fraktion innerhalb der Sozialdemokratie und schließlich für eine selbständige revolutionäre Partei, 

die als KPD noch von ihr selbst begründet wurde. 

Zum Studium der Geschichte der KPD gehört daher auch dieser IV. Band der Gesammelten Werke Rosa 

Luxemburgs, der sich vornehmlich mit der Geschichte des Massenstreiks beschäftigt. E rns t  Meye r. 

* 

„Die Gesellschaft“ und „Sozialistische Monatshefte“ März bis Mai 1928 

I. 

Die Periode, mit der wir uns diesmal zu beschäftigen haben, ist die Zeit, in der sich die SPD auf die 

Wahlen und ihren mutmaßlichen Ausgang vorzubereiten hatte – und es ist für die allgemeine Orien-

tierungslosigkeit der Partei in hohem Maße charakteristisch, daß sie auch jetzt keinen wesentlichen 

Schritt auf dem Wege zu einer klaren außenpolitischen Linie zurückgelegt hat. 

Die „Sozialistischen Monatshefte“ vertreten natürlich wie immer ihre „paneuropäische“ – d. h. fran-

zösische Orientierung. Im Märzheft gab Kl e i ne i b s t  unter dem Titel „Sicherheit“ ein Plädoyer für 

die französische Forderung nach regionalen „Sicherheitsverträgen“ (also internationaler Garantierung 

der französischen Militärbündnisse). Im Aprilheft geht Ques se l  in einem Artikel „Amerika als Käu-

fer der deutschen Reparationsschuld“ noch einen Schritt weiter und polemisiert ziemlich offen gegen 

die – zumindest damals feststehende – Achse der Stresemannschen Reparationspolitik, nämlich gegen 

den Versuch, mit Hilfe des amerikanischen Finanzkapitals durch Druck auf Frankreich eine „Kom-

merzialisierung der Reparationsschuld“, d. h. eine Festsetzung der deutschen Gesamtschuld bei 

gleichzeitiger Beseitigung des Transferschutzes und Verkauf der Obligationen an Privatkapitalisten, 

zu erreichen. Ausführlich wird nachgewiesen, daß alle in dieser Richtung gehenden amerikanischen 

Projekte nichts anderes bedeuten als eine Befestigung der heutigen deutschen Zahlungspflicht unter 

einseitiger Beseitigung der Vorteile, die Deutschland unter dem Dawes-System der direkten Repara-

tionen genieße. Das Ergebnis ist natürlich ein Appell zur „direkten Verständigung mit den kontinen-

talen Gläubigerstaaten, vor allem mit Frankreich“ – eine Verständigung, die keinen anderen Sinn 

haben kann als den des Versuches, gemeinsam mit ihnen Amerika zur Reduktion seiner Forderungen 

zu zwingen – statt sich, wie heute, dem amerikanischen Imperialismus als gehorsames Exekutivorgan 

anzubieten. – Im Maiheft bespricht dann Cohen  „Die Außenpolitik zwischen den Wahlen“. Das 

Ganze ist e in  Hymnus auf Poincaré, „den Retter der französischen Währung“, und auf die französi-

schen Wahlen, die weder „links noch rechts“ waren, – sondern nur die „Bekundung des Willens zur 

wirtschaftlichen Gesundung des eigenen Volkes und damit des ganzen Kontinents“. Cohen hat noch 

eine Freude: eine Taube ist aus den offiziellen Zentralorganen der Partei aufgestiegen und hat sich 

dem „paneuropäischen“ Gestade genähert; der Auslandsredakteur Sc h i f f  hat im „Vorwärts“ den 

bekannten Hymnus auf Poincaré vom Stapel gelassen. Aber Cohen kann es sich nicht verkneifen, 

dem von der angelsächsischen Ketzerei bekehrten Schiff alle seine alten Sünden unter die Nase zu 

reiben und mit Stolz zu verkünden, daß nicht der Friedensengel Poincaré, sondern die deutsche Politik 

am Ruhrkriege schuld gewesen sei. Auf diese Weise bekommt die offizielle Unterstützung Cunos 

durch die SPD einen Nasenstüber – natürlich nicht darum, weil sie sozialpatriotisch war (das ist C. 
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selbstverständlich auch), sondern deshalb, weil sie das Heil der „eigenen Nation“ im Bunde mit dem 

englischen statt mit dem französischen Imperialismus suchte. 

Die offizielle Partei kann diesen Kurs der „Selbstverleugnung“ natürlich nicht einschlagen – sie be-

käme es dabei mit Herrn Stresemann zu tun, der bei allen schönen Phrasen über europäische Verstän-

digung sehr genau weiß, daß man von Poincaré immer gerade so viel Zugeständnisse herausholen 

kann, als man ihm durch Drohung mit einem „angelsächsischen“ Bündnis abpreßt. Das offen auszu-

sprechen, ist natürlich nicht Sache der „Gesellschaft“ – aber immerhin bringt sie einige Artikel, die 

dem – gerade in letzter Zeit in der Räumungsfrage sperrigen – Poincaré gegenüber mit England bzw. 

dessen Bundesgenossen kokettieren. Den Vogel schießt zweifellos Labr io l a  ab, der im Aprilheft 1 

für die Außenpolitik des faschistischen Italien (vor dessen Segnungen er immerhin emigriert ist) eine 

Lanze bricht. Denn sein Artikel über „Das adriatische Problem“ bedeutet nichts anderes als eine 

grundsätzliche Rechtfertigung der imperialistischen Expansion Italiens auf der Balkanhalbinsel. Die 

alten Argumente der „Sicherheit“, der „strategischen Grenzen“ usw. werden herangezogen, um die 

Festsetzung Italiens an der ostadriatischen Küste, also die nationale Unterdrückung von hunderttau-

senden Südslawen, zu rechtfertigen. Labriola spricht z. B. von der Möglichkeit, daß, wenn der Krieg 

ohne den russischen Zusammenbruch mit einem Siege der Entente geendigt hätte, 

„man zu einem Austausch zwischen Fiume und den italienischen Aspirationen in Dalmatien gekom-

men wäre, mit einer militärischen Neutralisierung der adriatischen Küste einschließlich Valonas: 

e i ne  so l che  Lösung  hä t t e  n i ch t s  Im per i a l i s t i s ches  a n  s i ch  gehab t“. 

[544] Imperialisten sind – um es kurz zu sagen – im Grunde „die anderen“, nämlich Jugoslawien, das 

durch seine Schachzüge in Albanien Italien zur „Verteidigung“, d. h. zur Einbeziehung Albaniens in 

seine Einflußsphäre zwang, damit es nicht „umsonst gesiegt habe“ (diesen Ausdruck gebraucht der 

„Sozialist“ Labriola!!), und an Stelle der österreichischen eine südslawische Gefahr trete. Also ist 

Mussolini eigentlich bei allem im Recht? Nun, eine Kritik hat L. vorzubringen: die „italienische De-

mokratie“ (als deren Vertreter Gi o l i t t i, Graf S f o r za  und andere aufgeführt werden) habe die ju-

goslawische Minderheit anständig behandelt, weil sie sich darüber klar war, daß der Warenexport 

Italiens freundschaftliche Beziehungen zu den Balkanvölkern voraussetze – wohingegen der Faschis-

mus dem Hirngespinst eines italienischen Kolonialreiches nachjage und dabei das nächstliegende Ziel 

vergesse, dem italienischen Balkanhandel Wunden schlage. Nach guter, alter menschewistischer Sitte 

erscheint also der ganze Imperialismus als eine politische Dummheit eines Flügels der Bourgeoisie, 

die nur durch den Sieg der „Demokratie“ (worunter L. im Grunde das Handelskapital und die verar-

beitende Industrie versteht) liquidiert werden kann. 

Origineller als Labriolas Artikel ist Frederick A. Vo i g t s  im Maiheft der „Gesellschaft“ erschienener 

Artikel über „die auswärtige Politik Englands“, Der englische Imperialismus wird hier in einer ähn-

lichen Sprache belobhudelt. wie wir sie in bezug auf den französischen aus den „Sozialistischen Mo-

natsheften“ gewöhnt sind; seine ganze Politik entspringt dem Bedürfnis, sich vor den Gefahren seiner 

insularen Lage zu schützen und die bösen Nachbarn abzuwehren: daher die Abneigung Englands 

gegen den Gedanken eines möglichen Sanktionskrieges des Völkerbundes und seine Vorliebe für eine 

grundsätzliche Aechtung des Krieges“. Schon gar nicht aber könne die Rede davon sein, daß Groß-

britannien sich von Sowjetrußland bedroht fühle und darum eine imperialistische Einkreisung vorbe-

reite. V. erklärt das alles für einen „Mythos“: 

„Die englische Regierung hat, trotzdem sie eine konservative Regierung ist, kein Interesse an dem Sturz der 

russischen Regierung. Wäre Sir Austen Chamberlain ein Zyniker (was er nicht ist), so müßte er sogar lebhaft 

an der Erhaltung einer Regierung interessiert sein, die Rußland im Auslande zur Ohnmacht verurteilt und jedes 

große Wagnis der russischen Außenpolitik zur Katastrophe geführt hat, vornehmlich wenn es sich gegen das 

britische Imperium richtete. Und wenn er ein extremer Reaktionär wäre (Was er auch nicht ist), könnte er 

versucht sein, ein System im geheimen zu unterstützen, das jenen echt radikalen Strömungen, die für die Wie-

derbelebung des internationalen. Sozialismus so zu wünschen sind, schwere Hemmungen in den Weg legt.“ 

Abgesehen von der höchst „marxistischen“ Anwendung der Psychologie Sir Austen Chamberlains 

auf die Behandlung politischer Probleme, ist unser guter V. doch ein klein wenig inkonsequent: 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 499 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

Angenommen nämlich, daß vom Standpunkte des Fortschrittes („jener echt radikalen Strömungen“) 

der Sturz der Sowjetmacht erwünscht und Herr Chamberlain ke i n  Reaktionär, also wohl ein Fort-

schrittler ist, müßte er allerdings – aus „echt radikalen“ Gründen – den Sturm der Sowjetmacht an-

streben, wie es Herr V. ja tut. 

Ausführlich diesen Unsinn zu kritisieren, lohnt nicht, – es genügt für uns die Feststellung, daß er von 

der „Gesellschaft“ abgedruckt wurde. Dies bedeutet, daß man – aus „echt radikalen“ Gründen, den 

Sturz der Sowjetmacht anstrebt und daher das Bedürfnis hat, die auf dieses löbliche Ziel gerichtete 

Tätigkeit des britischen Imperialismus zu verschleiern. 

Daß man im übrigen schon aus eigenstem Interesse die Antisowjethetze möglichst gründlich betreibt, 

ist selbstverständlich. Ins Aprilheft schreibt die sattsam bekannte Judith Gr ün f e l d  wieder einmal 

über „Die Wirtschaftsschwierigkeiten in Rußland“, Die die Getreidekampagne sabotierenden Kula-

ken erscheinen hier natürlich als „die Landbevölkerung“ und als die wahren Vertreter des russischen 

Demokratie, – der verstärkte Angriff der russischen Staatsgewalt gegen sie erscheint als „Untergra-

bung der Produktivkräfte des Landes“. Steigerung der Getreidepreise, Verbilligung der Industriepro-

dukte durch Liquidierung des protektionistischen Außenhandelsmonopols und der unter seinem 

Schutze sich entwickelnden Schwerindustrie werden als der natürliche Ausweg aus allen Schwierig-

keiten empfohlen. Die schlimmste aller Sünden der Sowjetmacht besteht aber darin, daß sie im Inte-

resse der Industrialisierung den Verbrauchern Opfer auferlegt und 

„schon im Hinblick auf diese Stellung der Verbraucher klingt es wie eine Verhöhnung des Sozialismus, wenn 

man ausgerechnet die Sowjetwirtschaft vor der übrigen Welt als sozialistische Wirtschaft hinstellt ...“ 

Sozialismus ist also „Dienst am Kunden“ – konkret gesprochen, am Kulaken –‚ und solange der Ku-

lak „politisch mundtot ist“, soll die internationale Sozialdemokratie seine Leiden in alle Welt hinaus-

schreien – natürlich mit dem Ziele, ihm Befreiung vom Roten Terror zu bringen. Aber einiges müssen 

sie auch selbst dazu tun, – und ihre speziellen Hoffnungen setzt die „völkerbefreiende“ Sozialdemo-

kratie genau so wie Pilsudski und Chamberlain auf die Ukraine und die südkaukasischen Gebiete. In 

einem – im übrigen vorsichtig gehaltenen – Artikel des Maiheftes über „Das Nationalitätenproblem 

in der Sowjetunion“ sucht Wer ner  nachzuweisen, wie die russische Nationalitätenpolitik auf die 

Schranken der Diktatur stößt, weil keine Nation sich „ohne nationale Bourgeoisie und nationale.. 

Proletariat“ entwickeln könne, deren Entwicklung (vor allem die der ersteren!) eben durch die Sow-

jetdiktatur verhindert werde und weil die kulturelle Autonomie ohne politische Selbständigkeit eine 

Halbheit sei. Also – freie Bahn für die Entwicklung der nationalen Bourgeoisie durch Herstellung der 

.nationalen Unabhängigkeit“ auf dem Wege der „nationalen Demokratie“. 

Und als Geburtshelfer stehen Chamberlain und die „sozialistische Arbeiterinternationale“ auf alle 

Fälle bereit ... Ge r be r. 

[545] 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 15. August 1928 ⁕ Heft 16 

Moskau – Brüssel – Kelloggpakt 

(Fd.) Die Verhandlungen auf dem VI. Kongreß der Kommunistischen Internationale, der Brüsseler 

Kongreß der II. Internationale und der Kampf an der diplomatischen Front um den Kellogg-Pakt 

haben zu fast gleicher Zeit die Stellungnahme der drei Potenzen des Klassenkampfes zum Kriegs-

problem zum Ausdruck gebracht: des revolutionären Proletariats, des Imperialismus und des mit ihm 

verbündeten Reformismus. Es ist kein Zufall, wenn die Fragen des Krieges und der mit ihm verbun-

denen Probleme im Brennpunkt des Interesses stehen. In der zwingenden Notwendigkeit, mit der die 

imperialistischen und reformistischen Kreise wider Willen zur Behandlung des Kriegsproblems ge-

stoßen werden, kündigt sich jene Unve r m e i d l i chke i t  des herannahenden imperialistischen Krie-

ges an, deren klare Feststellung durch die Komintern die bekannten bürgerlich-sozialdemokratischen 

Wutausbrüche zur Folge hatte. 

Der VI. Weltkongreß der Kommunistischen Internationale hat getreu den besten Traditionen von 

Marx, Engels, Lenin seine Aufgabe darin erblickt, die Tendenzen der geschichtlichen Entwicklung 

und den Zusammenhang zwischen diesen Tendenzen und den geschichtlichen Aufgaben des Proleta-

riats zu erkennen. Kr i eg  und  Revo l u t i o n; diesen besonderen Zusammenhang galt es innerhalb 

der allseitig erfaßten Gesamtwirklichkeit des Nachkriegsimperialismus und ihrer heutigen dritten Pe-

riode herauszuarbeiten. 

Die Feststellung des Kongresses, daß die Kriege unvermeidlich von Revolutionen begleitet sein wer-

den, hat zu einem geradezu klassischen Betrugsmanöver der Sozialdemokratie geführt, das der Sache 

nach schon in unserer Presse gebührend beantwortet wurde, dessen me t hod i s che  Form aber nicht 

weniger interessant ist. Der Betrug bestand nicht nur im Verschweigen dessen, daß nach unserer Auf-

fassung unmittelbar revolutionäre Situationen auch ohne Krieg durchaus möglich sind. Das für die 

reformistische Denkweise charakteristische Merkmal der „Interpretation“ die die SPD den Feststel-

lungen Bucharins gab, bestand vielmehr darin, daß die revolutionär-marxistische E r kenn t n i s  d e r  

En t wi ck lungsgese t ze  in unseren angeblichen Wunsch nach einer solchen Entwicklung, in un-

serer Hoffnung auf den Krieg („Es lebe der Krieg!“) umgefälscht wurde. 

Was hier vorliegt, ist politisch zweifellos ein infames Betrugsmanöver. Aber es steckt auch die völlige 

Unfähigkeit zum dialektischen Denken dahinter. Als vulgäre Empiriker, die nur bis an den oberfläch-

lichen Schein [546] der Wirklichkeit herankommen, sind die Reformisten überhaupt unfähig, den 

Sinn des Begriffs der Unve r m e i d l i chke i t  e i ne r  En t wi ck l ung‚ noch weniger unsere prakti-

sche Einstellung dazu zu begreifen. Den Krieg vo r auszusehe n, heißt für sie deshalb soviel wie 

ihn he r au fzubeschwör e n. Im Altertum ließ ein Pharao die Wahrsager, die seine Ermordung oder 

Entthronung prophezeiten, köpfen, da er eine solche Prophezeiung nicht anders als den Wunsch  

nach seiner Ermordung deuten konnte. Auf demselben Niveau steht dieser Kommentar der SPD-

Presse zur Stellungnahme des Weltkongresses. Die Vereinigung der w i s senscha f t l i chen  P r og -

nose  m i t  de r  P r ax i s  ist für den Reformismus, nicht nur für seine eigene Politik untragbar, sondern 

auch überhaupt undenkbar geworden. 

So zeigte sich auch in dieser Frage, wie schon bei der Beurteilung des Programmentwurfes der Kom-

munistischen Internationale, die völlige Unfähigkeit der Bourgeoisie und des von der bürgerlichen 

Ideologie beherrschten Reformismus, überhaupt die P r ob lem s t e l l ungen  zu begreifen, von denen 

die kommunistische Theorie und Praxis ausgehen. 

Dieses Unverständnis von seiten des Klassenfeindes ist weder eine überraschende noch eine uner-

freuliche Tatsache. Um so mehr kommt es aber darauf an, daß die soz i a l dem okra t i s chen  Ar -

be i t e r  die Beurteilung der Kriegsgefahr und die Linie des VI. Weltkongresses ohne Entstellungen 

und Fälschungen kennen lernen, daß der Weltkongreß auf diese Weise nicht nur eine klare Perspek-

tive für die Kommunisten gibt, sondern auch zu einem mächtigen Faktor der revolutionären Beein-

flussung der Linksbewegung der Arbeiterschaft wird. 
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Die Voraussetzungen dazu sind durchaus gegeben. Zu ihnen gehört insbesondere auch der Verlauf 

des Br üs se l e r  Kongre s se s  der II. Internationale. Die Gegenüberstellung der beiden Kongresse 

ist die denkbar günstigste Gelegenheit zur großen ideologischen Gene r a l ab r echnung  m i t  dem  

Re f o r mi sm u s. 

* 

Die schmachvollen Dokumente des Brüsseler Kongresses, die Kolonialresolution und die Abrüs-

tungsresolution sowie die Wirtschaftsresolution bilden zusammen ein Ganzes: das P r og r amm  des  

Soz i a l i mpe r i a l i smu s‚ das die Ideologie und die Praxis der sozialdemokratischen Parteien bis 

zum nächsten imperialistischen Kriege und während desselben bestimmen wird. Eine gründliche Auf-

klärung der Arbeiterschaft über den Inhalt dieser Dokumente, die zweifellos eine der wichtigsten 

Aufgaben unserer propagandistischen Arbeit in der nächsten Zeit sein wird, ist an dieser Stelle nicht 

möglich. Hier sei nur auf den Zusammenhang nicht nur zwischen dem Geist der Brüsseler Kon-

greßdokumente und dem Krieg, sondern auch auf den zwischen dem Krieg und dem Ver l a u f des 

Brüsseler Kongresses selbst hingewiesen. Statt des erwarteten friedlichen Dahinplätscherns von Be-

grüßungsreden und Referaten, statt der erwarteten Einstimmigkeit folgte ein Skandal auf den anderen. 

Auf der einen Seite dokumentierte der Protest der Kolonialvertreter gegen die Schandbeschlüsse der 

Kommission und des Plenums vor der ganzen Welt mit restloser Klarheit, daß die II. Internationale 

bloß eine Vereinigung der Sozialdemokratischen Parteien der imperialistischen Staaten ist. Auf der 

anderen Seite prallten die na t i ona len  Gegensä t ze  der Reformisten mit einer Heftigkeit aufei-

nander, die nur als Reflex der herannahenden Kriege unter [547] den imperialistischen Mächten selbst 

erklärlich ist. Die Einheitsfront, die durch die antibolschewistischen Tendenzen der Delegationen zu-

sammengeschweißt wurde, fiel bei der leisesten Berührung besonderer Interessen der nationalen 

Bourgeoisien krachend auseinander. Einzelne Episoden, wie das Auftreten der französischen Frau-

endelegation für die Lex Boncour, für die Militarisierung der Frauen, illustrieren nur in besonders 

anschaulicher Weise die Generallinie des Kongresses, die restlos durch die Interessen der imperialis-

tischen Bourgeoisie vorgezeichnet wurde. 

Außer den durch national-imperialistische Gegensätze bedingten Konflikten ist die Kap i t u l a t i on  

de s  Zen t r i sm us  vor  dem  Re fo r m i sm us  das charakteristische Merkmal des Brüsseler Kon-

gresses gewesen. Was sich auf dem Kieler Parteitag in Deutschland, auf dem Linzer Parteitag in 

Oesterreich im nationalen Rahmen vollzog, wurde in Brüssel im internationalen Maßstabe wiederholt 

und vollendet. Das offene Einschwenken Otto Bauers in die internationale Front der Reformisten 

wurde u. a. anläßlich der Behandlung der Abrüstungsresolution besonders klar. 

So hat dieser Kongreß durch seinen (auch durch die „linke“ SPD-Presse nicht geleugneten) jämmer-

lichen äußeren Verlauf und durch seinen inneren Inhalt gleichermaßen das Todesurteil der Geschichte 

über den Reformismus bestätigt. Und es ist kein Zufall, daß die internationalen Widersprüche des 

Reformismus seinen Verwesungsprozeß noch viel klarer und eindeutiger erkennen lassen als seine 

innere Entartung in den einzelnen sozialdemokratischen Parteien, die in einer Reihe von Ländern in 

der Entwicklung derselben zu sozialfaschistischen Parteien zum Ausdruck kommt. Die internationale 

Krise des Reformismus, die eine Krise des reformistischen Internationalismus ist, steht im funktio-

nellen Zusammenhang mit der vom VI. Weltkongreß erkannten Tatsache, daß die Krise des Kapita-

lismus heute in der unerhörten Zuspitzung seiner internationalen Widersprüche am schärfsten zum 

Ausdruck kommt, daß ihre Ursache in den Beziehungen zwischen den kapitalistischen Staaten und 

ihren Beziehungen zur Sowjetunion besteht. 

Den neuen besonderen Krisenformen des Kapitalismus entspricht die aktuelle Krisenform des Refor-

mismus. Hier werden auch die Grenzen einer weiteren Festigung des Reformismus, die in e i nze l -

nen  Lände r n  für eine gewisse Zeit noch nicht ausgeschlossen ist, klar. 

Deshalb ist auch das Kr i egsp r ob le m  mit seinen allseitigen Zusammenhängen (Wehrpolitik, Pan-

zerkreuzer, aber auch Zusammenhang £wischen Kriegsvorbereitung und Rationalisierung, Streikver-

bot usw.) jener Punkt, an dem auch der Durchbruch der inneren Front des Reformismus wohl am 

frühesten erfolgen kann. 
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* 

Der Ke l l ogg-Pak t  ist seinem Inhalt nach eines der vielen Manöver der imperialistischen Mächte, 

ihre Kriegspläne und Rüstungen durch pazifistische Gesten zu maskieren. Er ist ein Pakt gegen die 

Sowjetunion, einer der vielen Schachzüge der imperialistischen Gruppen, sich im Kampf um die He -

gem on i e zunächst eine bessere Position zu sichern, um dann zum entscheidenden Stoß auszuholen. 

Wenn wir aber bei dem Kelloggpakt nicht die gemeinsamen Elemente aufzeigen wollen, die er mit 

allen anderen ähnlichen Manövern hat, sondern die besonderen, die neuen Momente, so kommt es 

auf folgendes an: die Geschichte des Kellogg-Paktes [548] im Zusammenhange mit der gesamten 

internationalen Lage zeigt, daß die Möglichkeiten die Kriegspläne durch pazifistische Scheinaktionen 

zu maskieren, immer geringer werden. Die dünne pazifistische Haut schrumpft immer mehr zusam-

men, läßt immer deutlicher die nackte Wirklichkeit des Imperialismus erkennen. 

Gerhard Seger behauptet im Organ der „linken“ SPD, im „Klassenkampf“, es sei immerhin ein Fort-

schritt, daß der Kellogg-Pakt den Krieg überhaupt, wenn auch nur in Phrasen, „ächtet“, d. h. moralisch 

verurteilt, anstatt ihn, wie es früher üblich war, zu verherrlichen. Das erinnert an den witzigen Spruch 

des alten französischen Moralisten La Rochefoucauld, daß die Heuchelei als ein Fortschritt anzusehen 

sei, denn „die Heuchelei ist die Ehre, die das Laster der Tugend erweist. Was aber bei dem klugen 

Höfling Ludwigs des xiv. bissige Ironie war, wird bei den modernen Sozialdemokraten zur plumpen 

Demagogie. Der Kellogg-Pakt ist als moralische Verbeugung vor dem Frieden kein „Fortschritt“, 

weil die kapitalistische Gesellschaft im allgemeinen klug genug war, von altersher den Frieden zu 

preisen und die offene Verherrlichung des Krieges für die Kriegszeit selbst zu reservieren. Im Ver-

gleich mit den letzten pazifistischen Manövern müßte man in der Sprache der Sozialdemokratie eher 

von einem „Rückschritt“ reden, indem die Abrüstungskonferenzen wenigstens eine greifbare Realität 

– die Abrüstung – vorschwindelten, während der Kellogg-Pakt sich darauf beschränken muß, eine 

moralische Ueberzeugung vorzuschwindeln. 

Die Antwort des britischen Imperialismus auf den Kellogg-Pakt, das englisch-französische Rüstungs-

abkommen, zeigt übrigens klar, daß die „Aechtung“ des Krieges wirklich eine Achtung des Krieges 

meint. Wenn die Sozialdemokratie gar in ihrer linken Schattierung die widerwärtige kapitalistische 

Heuchelei des Kellogg-Paktes als einen moralischen Fortschritt zu kennzeichnen wagt, so ist dies 

nichts anderes als eine völlige Anpassung an die Ideologie der Bourgeoisie, ein Zeichen für die mo-

ralische Verlumpung der Sozialdemokratie selbst. 

Es ist das große Verdienst der Note Tsch i t s che r i n s, den wahren Charakter des Kellogg-Paktes 

entlarvt zu haben. Die Wut der imperialistischen Friedensengel über die Forderung der Sowjetregie-

rung, zu den Verhandlungen über den Kellogg-Pakt herangezogen werden, ist der beste Kommentar 

zum Text des Paktes und dürfte mehr noch als dieser selbst die breiten Massen über die Kriegspläne, 

die sich hinter dem Pakt verbergen, aufklären. 

* 

So zeigt sich sowohl die geistige Ueberlegenheit des VI. Weltkongresses der Kl. über den Brüsseler 

Kongreß der II. Internationale als auch die Ueberlegenheit der proletarischen Außenpolitik gegenüber 

der kapitalistischen Diplomatie. Die Imperialisten organisieren den Krieg. Aber Imperialisten und 

Reformisten werden von dem Kommunismus bei der Austragung der programmatischen Gegensätze 

immer mehr in die Defensive gedrängt. Diese Defensive ist nur der Ausdruck für unseren unaufhalt-

samen Vormarsch im Kampfe um die Eroberung der werktätigen Massen, für den Vormarsch der 

proletarischen Revolution. [549] 

* 
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Die Beschlüsse der II. Internationale gegen die unterdrückten Völker  
Von W i l l i  M ü n z e n b e r g  

Sekretär der antiimperialistischen Liga 

I. 

In den ersten Jahren nach dem Kriege hat sich die II. Internationale und haben sich ihre Parteien um 

das koloniale Problem überhaupt nicht gekümmert. Die Führer der II. Internationale hatten alle Hände 

voll zu tun, um in den bürgerlichen Koalitionsregierungen das Proletariat in den kapitalistischen und 

die unterdrückten Völker den kolonialen und halbkolonialen Ländern zu „regieren“. 

Der internationale Kongreß der II. Internationale im Sommer 1926 in Marseille vertagte die Diskus-

sion und Entscheidung über die Kolonialfrage bis 1928. Jetzt soll sie auf dem bevorstehenden inter-

nationalen Kongreß in Brüssel Anfang August gestellt werden. 

Kurz nach dem Kongreß in Marseille trat bei der Führergruppe der II. Internationale und einzelner 

ihrer Parteien eine Aenderung der Taktik zu den Kolonialfragen ein. Einerseits wurde dieses taktische 

Manöver verursacht durch die, besonders Ende des Jahres 1926 und im Jahre 1927, breite revolutio-

näre Bewegung in den Kolonien und in imperialistisch unterdrückten Ländern (China, Marokko usw.) 

und andererseits unter dem Drucke des ersten Kongresses der antiimperialistischen Liga, der im Feb-

ruar 1927 in Brüssel tagte. 

Die Führer der II. Internationale sind entschlossen und mit Leib und Seele bereit, gegen jede ernst-

hafte revolutionäre Bewegung in den kolonialen und halbkolonialen Ländern aufzutreten und für die 

Verteidigung der Vorrechte der Bourgeoisie ihrer kapitalistischen Mutterländer mitzukämpfen. Diese 

ihre Stellung wird bedingt durch ihre grundsätzliche Stellung zum bürgerlichen Staat überhaupt und 

kann sich nur vorübergehend und nur aus taktischen Erwägungen zum Zwecke der Verschleierung 

ihrer wirklichen Politik ändern. Die deutsche Sozialdemokratie war noch in den ersten Novemberta-

gen 1918 entschlossen, das Kaisertum in Deutschland zu halten. Erst als der Massendruck der auf-

marschierenden, Arbeiterbataillone in Berlin, Hamburg usw. so groß war, daß für die deutsche Sozi-

aldemokratie die Gefahr bestand, mit dem Kaisertum zu fallen, mindestens von der Führung in der 

Bewegung abgedrückt zu werden, entschloß sie sich, das Kaisertum fallen zu lassen, um die Führung 

in der deutschen Arbeiterbewegung für sich zu retten. Der kaiserliche Staatssekretär Philipp Sche i -

dem ann  rief am 9. November nach dem Aufstand in Kiel, Hamburg usw. als der Sturz der Monar-

chie schon sicher war, die deutsche Republik aus. 

Wenn im Jahre 1927 die Führer der englischen Labour Party und andere sozialdemokratische Parteien 

scheinbar mit der revolutionären Bewegung der einzelnen unterdrückten Völker sympathisierten, be-

sonders mit China, dann nur aus dem Grunde, weil sie fürchteten bei einem Sieg der Revolution von 

der siegreichen Bewegung abgeschnitten zu werden. Nie war die Sympathie der „linken“ Sozialisten 

für China so groß, als zur Zeit des siegreichen Vormarsches der Kantonarmee von Kanton nach 

Schanghai. Die Sympathie flutete merklich ab und verschwand völlig, als die revolutionäre Bewe-

gung in China zum Stillstand kam und die mit sozialdemokratischer Duldung nach China gesandten 

imperialistischen Heere im Verein mit den verräterischen und gekauften weißen chinesischen Gene-

räle die chinesische Arbeiter- und Bauernbewegung im Blute unterdrückten. 

[550] Die Führer der II. Internationale, die MacDonald, Vandervelde und Konsorten haben als kö-

nigliche Ministerpräsidenten und königliche Außenminister mit den gleichen brutalen und blutigen 

Mitteln imperialistische Politik in den Kolonien betrieben als die Chamberlein, Briand und Keloggs. 

Wenn die II. Internationale sich heute mit der Bewegung in den Kolonien beschäftigt, dann nur zu 

dem Zwecke, diese Millionenbewegung für ihren politischen Schacher in den bürgerlichen Koaliti-

onsregierungen auszunutzen. Und dieser Grund hat jetzt die Leitung der II. Internationale mitbe-

stimmt, die Kolonialfrage auf die Tagesordnung des bevorstehenden internationalen Kongresses der 

II. Internationale in Brüssel zu stellen. Die II. Internationale will die revolutionäre Bewegung in den 

Kolonien von der kommunistischen Bewegung fernhalten, deshalb markiert sie Sympathie für die 

unterdrückten Völker und gleichzeitig, um gegenüber dem einheimischen Bürgertum sich als Retter 

vor der revolutionären Gefahr in den Kolonien aufzuspielen und sich dafür mit Ministerposten 
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bezahlen zu lassen. Dazu kommt der Druck des antiimperialistischen Kongresses in Brüssel auf die 

Massen der sozialdemokratischen Arbeiter. In den Tagen der Vorbereitung des Brüsseler Kongresses 

und während des Kongresses selbst haben die Führungen verschiedener sozialdemokratischer Par-

teien mit ihrer Stellungnahme zu dem Kongresse geschwankt. Die Leitung der Sozialdemokratischen 

Partei in der Schweiz sandte dem Kongreß ein Begrüßungsschreiben; von England war der heutige 

Vorsitzende der Labour Party, Lansbu r y, im Kongreßvorstand; von Belgien der sozialdemokrati-

sche Deputierte Mar t eaux  usw. usw. Die „Wiener Arbeiter-Zeitung“ und das Zentralorgan der bel-

gischen Sozialdemokratischen Partei „Le Peuple“ würdigten in eingehender Weise die historischen 

Verdienste des Kongresses. Als aber unter dem Einfluß des Brüsseler Kongresses in den einzelnen 

halbkolonialen und kolonialen Ländern die Organisierung ernsthafter antiimperialistischer Organisa-

tionen begann, die eine wirkliche revolutionäre Bewegung zu unterstützen sich anschickten, änderte 

sich rasch die Einstellung der sozialdemokratischen Parteien zu der antiimperialistischen Liga. 

Das Büro der II. Internationale unter der Führung von Friedrich Ad l e r  ergriff die Initiative zu einer 

großen Kampagne gegen die antiimperialistische Liga, die als ein Manöver der Kommunistischen 

Internationale in den kolonialen und halbkolonialen Gebieten denunziert werden sollte. In ihrer Sit-

zung im Herbst 1927 beschloß die Exekutive der II. Internationale, alle sozialdemokratischen Parteien 

aufzufordern, keinerlei Verbindung mit der antiimperialistischen Liga zu unterhalten. 

Unter dem Drucke der II. Internationale und der Sozialdemokratischen Partei Hollands verließ im 

Frühjahr 1928 eine Gruppe sonst oppositionell-gesinnter holländischer Sozialdemokraten die Arbei-

ten der antiimperialistischen Liga in Holland. Gleichzeitig versucht das Büro der II. Internationale 

alle sozialdemokratischen Parteien in diese Kampfstellung gegen die antiimperialistische Liga zu 

führen. 

Aus dem Verlaufe und durch die Größe des Kongresses in Brüssel haben die Führer der II. Internati-

onale gelernt, wie breit heute schon die revolutionäre Bewegung in den halbkolonialen und kolonialen 

Gebieten ist und beeilen sich, den unterdrückten Völkern ihre scheinbare Hilfsbereitschaft zu de-

monstrieren. 

Diese Aufgabe wurde von dem Büro der II. Internationale der Kolonialkommission der Sozialisti-

schen Arbeiter-Internationale zugewiesen, die am 2. und 3. Juni 1928 in Brüssel tagte und eine um-

fangreiche Resolution über die Stellung der II. Internationale für den bevorstehenden internationalen 

Kongreß vorbereitete und annahm. 

II. 

Schon ein oberflächliches Studium der angenommenen Resolution zeigt, daß sich die Verfasser der 

Kolonialthesen der II. Internationale bei der [551] Diskussion und Abfassung nicht als Sozialisten 

und Marxisten, die zu sein sie heute immer noch vorgeben, fühlten, sondern sich fühlten als verant-

wortliche Staatsmänner ihrer Regierungen der kapitalistischen Länder und als verantwortliche Mit-

arbeiter und Delegierte des Völkerbundes in Genf. Ihr Verantwortungsgefühl gegenüber dem Genfer 

Völkerbund und ihre geistige Abhängigkeit von dieser Aktiengesellschaft kapitalistischen Staaten 

Europas ist so stark, daß sie selbst beim Aufbau und in der Gliederung ihrer Resolution sich sehr stark 

an die Abschnitte der Völkerbundssatzungen über die Mandats- und Kolonialfragen anlehnten. 

D i e  Ko l on i a l kom mi s s i on  de r  Soz i a l i s t i s chen  Arbe i t e r-I n t e r na t i ona l e, d i e  i n  i h -

r em  Pr ogram m  heu te  noch  vo r g i b t, da s  kom m uni s t i s che  Man i f e s t  von  Mar x  und  

Enge l s  z u  ve r t r e t en  und  den  Soz i a l i smus  f ü r  a l l e  Un t e r d rück t en  de r  E r de  anzu -

s t r ebe n, übe r n im m t  i m  P r i nz ip  d i e  s chm achvo l l e  G l i ede rung  de r  ko l on i a l en  und  

ha l bko l o n i a l en  i n  von  dem  Vö l ke r bund  wi l l kü r l i ch  f e s tge s t e l l t en  Ku l t u r g rup -

pen  de r  un t e r d r ück t en  und  im pe r i a l i s t i s ch  behe r r s ch t en  Lände r. 

Die jedem proletarischen Klassenkampf und sozialistischer Weltanschauung hohnsprechende Reso-

lution der Kolonialkommission der II. Internationale gliedert die imperialistisch beherrschten und 

unterdrückten Völker in eine Gruppe, die nach Meinung der II. Internationale kulturell genügend 

hoch entwickelt ist, um die volle Unabhängigkeit zu fordern, wozu u. a. China gerechnet wird, in eine 
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Gruppe, die nach Meinung der II. Internationale auf einem geringeren Kultur- und Wirtschaftsniveau 

sich befinden wie Indien und Java, und in eine dritte Gruppe, zu der besonders die afrikanischen 

Kolonialgebiete gerechnet werden, für die die II. Internationale lediglich „keine uneingeschränkte 

Macht der Verwaltung durch die weiße Rasse“ zugelassen sehen will. Mit anderen Worten, die II. 

Internationale unterscheidet die unterdrückten Völker in Viertelwilde, Halbwilde und Ganzwilde. 

Diese ungeheuerliche Teilung der unterdrückten Völker in diese drei Gruppen durch die II. Interna-

tionale wird dadurch nicht erträglicher, daß die II. Internationale versucht, diese Gruppierung mit 

pseudomarxistische Formeln zu verschleiern. 

In der Resolution wird erklärt, daß in denjenigen Ländern, wo die alten Kulturvölker begonnen haben, 

die Entwicklung eines selbständigen Nationallebens anzustreben, heute die Fremdherrschaft beseitigt 

werden kann und fährt dann fort: „... Kolonialvölker, die vor der fremden Eroberung auf einer sehr 

primitiven Entwicklungsstufe gestanden sind und diese auch unter der Fremdherrschaft noch nicht 

wesentlich überschritten haben. Die sofortige Beseitigung der Fremdherrschaft würde hier daher noch 

nicht den Fortschritt zu einer nationalen Kultur, sondern nur der Verfall in primitive Barbarei bedeu-

ten.“ Das soll marxistisch sein, ist aber weiter nichts als das schlimmste konterrevolutionäre Ge-

schwätz mit den verderblichsten Folgen für die Entwicklung eines wirklich revolutionären Freiheits-

kanipfes in den Kolonien. Was will die „sozialistische“ Kolonialkommission mit dem Satz sagen, 

doch weiter nichts, „geduldet euch, liebe schwarze Freunde, in der Knechtschaft, bis der Kapitalismus 

in eurem Lande so stark entwickelt ist, daß er allein zum Sozialismus führt und euch wie eine Banane 

vom Bau umfällt.“ Di e  Ko l on i a lkom m i ss ion  un t e r sch l äg t  dabe i  nu r  d i e  h i s t o r i schen  

Ta t s ache n, daß  f a s t  i n  ke i nem  Lande  d i e  En t wi ck l ung  de r  kap i t a l i s t i s chen  Wi r t -

s cha f t  Hand  i n  Hand  m i t  e i ne r  Hebung  de r  w i r t s cha f t l i chen  und  ku l tu r e l l en  Lage  

de r  behe r r s ch t en  Vö l ke r  g i n g, sonde r n  f a s t  i mm er  nu r  au f  Kos t en  d i e se r  Vö l ke r. 

Japan und China machen schön deshalb eine Ausnahme, weil sie niemals auf das Niveau Kolonie 

gepreßt werden [552] konnten, sondern als formal selbständige Staaten bis heute bestehen. Aber 

selbst China zeigt das Unsinnige und Konterrevolutionäre der Brüsseler Thesen. Gerade in den Teilen 

Chinas, die von den imperialistischen Staaten besetzt, auf 99 Jahre gepachtet wurden, verschlimmerte 

sich die Lage der Einheimischen, verdrängten weiße Arbeiter die Chinesen von jeder qualifizierten 

Arbeit und drückten sie zu Kulis herab. 

Ja, noch mehr. Die wirtschaftliche Entwicklung einzelner Länder aus primitiven wirtschaftlichen Ver-

hältnissen zu dem kapitalistischen System hat den Eingeborenen nicht nur keine Verbesserung ihrer 

Lage gebracht, sondern eine gewaltige Verschlechterung, die bei den amerikanischen Eingeborenen 

zu ihrer völligen Ausrottung geführt hat. Die letzten Reste der amerikanischen Indianerstämme wer-

den besonders viel Verständnis für die weisen Ratschläge der sozialistischen Kolonialkommission ha-

ben. Die letzten Mohikaner warten heute noch darauf, daß sie durch die Entwicklung die wirtschaft-

liche und gesellschaftliche Erhöhung erfahren, die sie nach Meinung der II. Internationale haben müs-

sen, um die Beseitigung der Fremdherrschaft fordern zu dürfen. In wenigen Jahrzehnten wird der 

letzte Indianer zu seinen Vätern. und ewigen Jagdgründen abberufen sein, dann kann die II. Internati-

onale ihre Heilsarmeelehren den Negern predigen, die von dem Imperialismus als nächste Rasse auf 

den Aussterbeetat gesetzt werden. Und gerade diese Tatsache macht die Thesen der „sozialistischen“ 

Kolonialkommission zu einem verbrecherischen Dokument gegen den kolonialen Freiheitskampf. 

Der Imperialismus in Java, Madagaskar, Marokko, im Rif, an der afrikanischen Goldküste, in Südafrika 

und in allen anderen von ihm beherrschten Kolonien denkt gar nicht daran, die von ihm unterdrückten 

Völker in die Lage zu setzen, die Erben der von ihm auf Kosten der Eingeborenen geschaffenen Wirt-

schaft zu werden. Im Gegenteil, alle imperialistischen Kommissare, Missionare und Schnapshändler 

kennen kein höheres Ziel, als die Eingeborenen von jeder Schulung und Bildung fernzuhalten, auch 

fernzuhalten von jeder qualifizierten Arbeit und sie lediglich zu der schwersten schwarzen Kuliarbeit 

zu verwenden. Selbst in den Vereinigten Staaten wird heute noch versucht, die Neger von den Schulen, 

Hochschulen usw. fernzuhalten, noch vielmehr natürlich in den Kolonien. In wichtigen Kolonialge-

bieten ist die Politik der Imperialisten auf die Verdrängung der schwarzen Eingeborenen und auf ihre 

Vernichtung gerichtet. Der tapfere Vertreter seiner Rasse und der leidenschaftlichste Redner während 
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des Brüsseler Kongresses, Senghore, hat sein Auftreten anläßlich des Brüsseler Kongresses mit Ge-

fängnis und dem Tode gebüßt. 

Gerade die Ereignisse der letzten Jahre in Südafrika haben gezeigt, wie hoffnungslos die Lage der 

Schwarzen ist, wenn sie dem Rate der II. Internationale folgen und warten, bis sie durch die histori-

sche Entwicklung soweit reifen, daß sie nicht mehr in „Barbarei verfallen“, wenn die fremden Unter-

drücker mit der Nilpferdpeitsche abziehen. Wenn sie allein darauf warten, wird keiner mehr von ihnen 

Gefahr laufen, in die Barbarei zurückzufallen, weil es dann eben keine Schwarzen mehr geben wird. 

Erst im Jahre 1927 kam in Südafrika der „Cokour par act“ heraus, wonach den Schwarzen in Südaf-

rika verboten wurde, qualifizierte Arbeit zu verrichten. Sogar diejenigen, die Chauffeur waren oder 

an Maschinen arbeiteten, durften das in Zukunft nicht mehr tun. Durch diesen Akt wurden den 

Schwarzen ihr Bodenbesitz und Acker beträchtlich beschnitten. Die qualifizierte Arbeit wird den 

weißen Arbeitern übertragen und die Neger zu der primitivsten, rein körperlichen Sklavenarbeit, in 

den Bergwerken usw., gepreßt. Wenn die heute unterdrückten Neger nach dem Rezept der II. Inter-

nationale verfahren, so werden sie in den für die Industrie wichtigsten Gebieten Afrikas in wenigen 

Jahrzehnten zu den Raritäten gehören, wie heute die Indianer in den nordamerikanischen Gebieten. 

[553] Die Führer der II. Internationale hielten während des Krieges die Kolonialsoldaten wohl für 

reif und kulturell genügend entwickelt, um für die Vergrößerung europäischer Banken und Gesell-

schaften im Weltkrieg zu sterben, und der französische „Sozialist“ und Munitionsminister Thomas 

konnte nicht warm und brüderlich genug die schwarzen Legionen begrüßen, aber die Kolonialkom-

mission der gleichen II. Internationale hält die Beseitigung der Fremdherrschaft für das größte Ver-

brechen des Jahrhunderts. 

Die Forderung nach Abschaffung der Fremdherrschaft abhängig zu machen von der angeblichen 

Höhe der Kulturstufe (übrigens welcher Kultur?), ist gleichbedeutend mit dem Verzicht auf jede 

ernsthafte Unterstützung eines kolonialen Freiheitskampfes und kommt einer widerspruchslosen 

Auslieferung an die Kolonialgesellschaften gleich. Die Herren werden sich bei der Kolonialkommis-

sion bedanken, sie brauchen nur weiter wie bisher die Eingeborenen von jeder Schulung und Bildung 

fernhalten, und die II. Internationale wird ihnen immer bescheinigen, daß eine „sofortige Beseitigung 

der Fremdherrschaft“ ein Liebesdienst zur Widerherstellung der Barbarei sei. Als ob es eine schlim-

mere Barbarei geben könnte als die heute in den Gruben von Südafrika, auf den Gummiplantagen am 

Kongo usw. herrschende. 

Die Resolution der Kolonialkommission der II. Internationale ist ein Dokument, mit dem die sozial-

demokratischen Führer gegenüber den bürgerlichen Koalitionskollegen demonstrieren wollen. „Nur 

keine Angst, so gut wie wir euch zu Hause gegen die Kommunisten unterstützen, so gut helfen wir 

euch in den Kolonien auch gegen die freiheitslüsternen Sklaven.“ 

Die Kolonialthesen der II. Internationale sind eines der schändlichsten Dokumente der daran gewiß 

nicht armen II. Internationale dieser europäischen G. m. b. H. abgebauter Exzellenzen und Minister. 

III. 

Die entscheidende Frage in jeder Stellungnahme gegenüber dem Kolonialproblem ist die Forderung 

aller unterdrückten Völker nach voller Unabhängigkeit. Hier scheiden sich die Geister. Es ist eine 

logische Folge der Stellungnahme der II. Internationale in allen anderen Fragen, daß sie in dieser 

Frage ebenfalls im imperialistischen Sinne gegen die Forderung der unterdrückten Völker Stellung 

nimmt. Die Kolonialkommission der II. Internationale kommt auch hier von der Gruppierung und 

Einteilung nicht los. Wie sonst teilen die Führer der II. Internationale auch hier die unterdrückten 

Völker in verschiedene Gruppen ein und zwar in eine Gruppe, die nach ihrer hochwohllöblichen 

Meinung heute schon volle Gleichberechtigung und Unabhängigkeit verdienen, in eine Gruppe. der 

man höchstens eine gewisse Selbstregierung zubilligen darf und in solche, die überhaupt darauf noch 

verzichten müssen. Volle Unabhängigkeit wird in der Resolution der Kolonialkommission der II. 

Internationale nur zugebilligt: China, Aegypten, Syrien und dem. Irak. Die Kolonialkommission der 

II. Internationale hat wohlweislich eine Definition des Begriffes „unabhängiger Staat“ vermieden. 
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Aus dem ganzen Machwerk ergibt sich aber klar, daß die II. Internationale damit lediglich die for-

male, sozusagen diplomatisch anerkannte Unabhängigkeit meint. Die II. Internationale macht sich 

also ihren angeblichen Kampf für die unterdrückten Völker leicht. Sie fordert staatliche Unabhängig-

keit nur für solche Länder, die in diesem. Sinne heute schon unabhängig sind. China, das seine staat-

liche Souveränität nie verloren hatte und nur einzelne Gebiete von imperialistischen Heeren besetzt 

sah, Aegypten, das in allen englischen Drohnoten der letzten Zeit immer als souveräner, unabhängiger 

Staat bezeichnet wurde, und ebenso hatten auch Syrien und der Irak eine Anerkennung der formalen 

Unabhängigkeit in den letzten Monaten bereits erhalten. 

Die II. Internationale fordert also für all diese Länder nicht mehr als bereits ihre imperialistischen 

Auftraggeber diesen Staaten zugebilligt [554] hatten. Was heute für China gefordert werden muß von 

einer Arbeiter-Internationale, die es wirklich ernst mit einer Unterstützung der kolonialen Freiheits-

kämpfe meint, ist nicht die Anerkennung der formalen Unabhängigkeit Chinas, sondern ein ernster 

revolutionärer Kampf mit der Forderung der Zurücknahme aller imperialistischen Heere aus China, 

die Erkämpfung von Garantien, daß keine Einmischung mehr durch die Imperialisten auf die inneren 

Auseinandersetzungen Chinas erfolgt, eine Unterbindung der ein eigenes Nationalleben und eine Na-

tionalwirtschaft Chinas hemmenden imperialistischen Wirtschaftspolitik, Zurückziehung der imperi-

alistischen Kriegsschiffe aus den wichtigsten Häfen und Flüssen Chinas. Gefordert und gekämpft 

werden muß heute für das Aufhören aller Versuche, durch den Kauf weißer Generäle und chinesischer 

Söldnerheere die Arbeiter Chinas zu unterdrücken und niederzuhalten. Keine Unterstützung der wei-

ßen Generäle gegen die klassenkämpferische Arbeiter- und Bauernbewegung! Das sind die aktuellen 

Kampfesforderungen für China, das sind die Fragen, die heute klar zur Entscheidung stehen, aber auf 

die einzugehen, die II. Internationale in ihren Kolonialthesen sich wohlweislich gehütet hat. 

Die imperialistischen Machthaber bezweifeln ja nicht, daß China formal ein unabhängiger Staat ist, 

unterhalten sie doch sogar ein diplomatisches Korps dort, aber sie versuchen mit allen Gewaltmitteln, 

wenn auch unter Berücksichtigung der veränderten Situation und besonders mit Rücksicht auf Sow-

jetrußland, die von der alten guten Zeit noch übriggebliebenen Verträge gegen wertvollere, zeitge-

mäßere, aber gleichverbrecherische und für China gefährliche Konzessionen auszutauschen. Die Im-

perialisten sind gern bereit, dem Wunsch der II. Internationale nachzukommen. und erneut die Unab-

hängigkeit anzuerkennen, leitet doch ab und zu ein Vertreter Chinas die Verhandlungen im Völker-

bund. Was sie aber nicht aufgeben wollen, das ist die wirtschaftliche Ausbeutung der chinesischen 

Volksmassen. Die englischen, amerikanischen und japanischen Imperialisten wollen durch Anleihen, 

durch fremde Zollverwaltung, durch indirekte und direkte Kontrolle und andere zur Sicherung der 

Anleihen dienenden Maßnahmen die wirtschaftliche Ausbeutung der breiten Massen der chinesischen 

Arbeiter und Bauern auf einer neuen Ausbeutungsstufe neu organisieren. 

Die Forderung nach der formalen Unabhängigkeit von Aegypten, Syrien und dem Irak wird von der 

II. Internationale verspätet aufgestellt. Die Unabhängigkeit vom Irak hat England erst vor wenigen 

Monaten anerkannt und einen Freundschaftsvertrag abgeschlossen. Das Verbrecherische ist, daß die-

ser „Freundschaftsvertrag“ Irak auf Tod und Leben an England ausliefert, was freilich die Führer der 

II. Internationale nicht sehen dürfen, wogegen zu kämpfen sie nicht vorschlagen und wofür sie auch 

keinen Ausweg wissen. 

In China, Aegypten, Syrien und dem Irak handelt es sich wahrlich nicht darum, formal staatliche 

Unabhängigkeit zu fordern, sondern die Zurückziehung aller fremden Truppen, Kommissare und Po-

lizei. Es ist klar, daß eine wirkliche Freiheit dieser Völker nur möglich ist, wenn innerhalb der natio-

nalen Freiheitsbewegung dieser Länder die Arbeiterbewegung sich frei entwickeln kann und nicht 

mehr wie heute mit Hilfe der ausländischen Soldaten blutig unterdrückt wird. 

Die Erklärung der Kolonialkommission der II. Internationale, sofort die volle Unabhängigkeit für 

China, Aegypten, Syrien und dem Irak zu fordern, ist nur eine hohle Phrase. In Wirklichkeit sind die 

Führer der II. Internationale absolut mit den imperialistischen Gruppen einverstanden, daß diese Län-

der, die formal wohl heute schon eine staatliche Unabhängigkeit besitzen, zu Vasallenstaaten herab-

gedrückt werden. 
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Eine Erlösung von diesen Fesseln ist nur durch ein volles freies Nationalleben der unterdrückten 

Völker auf der Höhe der Sowjets möglich und eine Sicherung nur durch eine Vereinigung freier so-

zialistischer Republiken. [555] 

IV. 

Die reaktionären Kräfte, die die Resolution der Kolonialkommission der II. Internationale in Wirk-

lichkeit diktierten, werden am schärfsten enthüllt durch die Stellungnahme der Kolonialkommission 

zu der indischen Frage. Es heißt da: „... sie unterstützt die Bestrebungen des indischen Volkes nach 

Selbstregierung für Indien und verlangt nach vollständiger Unabhängigkeit Aegyptens.“ 

Es wird also hier ein Unterschied gemacht zwischen China, Aegypten, Syrien, die, wie wir bereits 

oben anführten, formal staatlich unabhängig sein sollen, und Indien, für das die Unabhängigkeit nicht 

gefordert wird, sondern nur eine Selbstregierung. Wie diese Selbstregierung aussehen soll, in wel-

chem Verhältnis sie zu dem englischen Imperium stehen soll und über alle konkreten und aktuellen 

Fragen, Stellung zu der Simon-Kommission usw., darüber schweigt des Sängers Höflichkeit. 

Die Stellung der II. Internationale gegenüber Indien ist klar. Sie ist nicht gewillt, die Forderung des 

indischen Volkes nach Unabhängigkeit zu unterstützen, geschweige denn dafür zu kämpfen. Die Ab-

lehnung eines entschiedenen Kampfes für die Unabhängigkeit und volle Freiheit aller unterdrückten 

Völker und Rassen wird in der Resolution der Kolonialkommission der II. Internationale mit der 

pseudomarxistischen Phrase abgelehnt, daß eine sofortige Aufhebung der Fremdherrschaft bei den 

unterdrückten Völkern „einen Rückfall in primitive Barbarei“ zur Folge hat. 

Wie falsch diese Behauptung im allgemeinen ist, haben wir bereits in der Einleitung dieses Artikels 

dargestellt. Ganz besonders kraß springt die Verlogenheit und Widersinnigkeit dieses Satzes bei In-

dien ins Auge. Niemand, selbst kein Mitglied der verbonzten Kolonialkommission der II. Internatio-

nale, wird den traurigen Mut haben, zu behaupten, daß Indien, falls ihm heute die volle Unabhängig-

keit gewährt wird, wieder in primitive Barbarei zurückfällt. Gerade In Indien haben die letzten Jahre 

ein starkes eigenes National-, Kapital- und Wirtschaftsleben entwickelt. Führende englische Volks-

wirtschaftler bezeichnen Indien als das w i r t s cha f t l i ch  en twi cke l t s t e  Land der kolonialen und 

halbkolonialen Sphäre. Dazu kommen noch die starken, von der ganzen Welt anerkannten kulturellen 

Kräfte des indischen Volkes. Die Gründung einer Arbeiter- und Bauernpartei in Indien, die Schaffung 

einer starken antiimperialistischen Bewegung zeigen heute schon die Kräfte, die in den Kreisen der 

indischen Arbeiter und Bauern vorhanden sind, um in einem unabhängigen Indien auch die klassen-

kämpferische Arbeiterbewegung zu schaffen. Der Satz der Verweigerung der vollen Unabhängigkeit 

Indiens ist nur zu erklären durch den starken energischen Druck der englischen Labour-Party-Vertre-

ter in der Kolonialkommission, die durch ihre Bindung mit der englischen Bourgeoisie verpflichtet 

sind, diese im Kampf gegen die indische Freiheitsbewegung zu unterstützen. Die Gruppe MacDonald 

hat sich leidenschaftlich gegen die Boykottbewegung des indischen Volkes gewehrt und sich offen 

mit der königlichen Simon-Kommission solidarisiert. 

Das  Be i sp i e l  von  I nd i en  i s t  ge r adezu  e i n  k l a s s i sche r  Bewe i s  fü r  unse r e  Behaup -

t un g, daß  be i  de r  Abf a s sung  de r  Ko l on i a l t he sen  n i ch t  d i e  I n t e re s sen  de r  Un te r -

d r ück t e n, sonde r n  d i e  I n t e re s sen  de r  im pe r i a l i s t i s chen  S t aa t e n, mi t  denen  d i e  

Füh r e r  de r  I I. I n t e rna t i ona l e  o f f ene  ode r  ve r sch le i e r t e  Koa l i t i o nspo l i t i k  be t r e i -

be n, m aßgebend  wa r e n. 

Ja, man geht noch weiter und wirft den indischen Arbeitern und Bauern die Verletzung von Solidari-

tätspflichten vor, weil sie nicht den Weisungen der MacDonald-Gruppe willig Folge geleistet haben. 

In der Resolution heißt es: „Neben der nationalen Befreiung, die in der ersten Linie das Ergebnis der 

eigenen Kräfte der Kolonialvölker sein muß, ist notwendig, die Entstehung und Entwicklung einer 

sozialistischen Arbeiter-[556]bewegung in diesen Ländern zu fördern. Bei der Bestimmung der Form 

dieser Bewegung ist es notwendig, den Institutionen und der Mentalität der Einwohner Rechnung zu 

tragen und ihren Kampf für die nationale Freiheit zu verknüpfen mit ihrem Klassenkampf gegen die 

fremden und einheimischen Ausbeuter, abe r  auch  d i e  Ko l on i a lvö l ke r  dazu  z u  e r z i ehe n, 
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unbeschade t  i h r e s  Kam pf es  f ü r  d i e  na t i ona l e  F re i he i t  d i e  i n t e r na t i ona l e  So l ida -

r i t ä t  de r  Ar be i t e r  a l l e r  Lände r  z u  e r kennen  und  a l l e  na t i ona l en  Sonde r i n t e r e s sen  

den  gem ei nsamen  In t e r e s sen  de r  Ar be i t e r k l a s se  de r  Welt un t e r zuor dne n.“ 

Im Zusammenhange mit der Stellungnahme zu den Kämpfen des indischen Volkes für die völlige 

Unabhängigkeit Indiens und des Kampfes der Führer der nationalen Freiheitsbewegung Indiens ge-

gen die MacDonald-Gruppe, bei dem letzthin von den indischen Arbeiterorganisationen beschlosse-

nen englischen Boykott bedeutet dieser Satz nichts anderes als eine Polemik der II. Internationale mit 

den indischen Freiheitsorganisationen, von denen nichts mehr und nichts weniger gefordert wird, als 

daß sie „unbeschadet ihres Kampfes für die nationale Befreiung“ Solidarität mit der Labour-Party- 

und MacDonald-Gruppe, die mit Chamberlain dem indischen Volke die Simon-Kommission auf-

zwingen wollten, üben sollte. Das ist freilich ein Begriff von Arbeitersolidarität, wie er ganz neu in 

der Arbeiterbewegung ist. Die Inder werden sich aber schön dafür bedanken und nach wie vor die 

Solidarität mit Herrn Major Atlee, dem Vertreter der Labour Party in der Simon-Kommission, zu-

rückweisen. 

Wir zweifeln nicht, daß die Führer der indischen Freiheitsbewegung, Nehru und Genossen, gerade in 

diesem neuen Schanddokument der II. Internationale bestätigt finden werden, was sie schon vor Mo-

naten auf ihrer Reise durch Europa erkannten, daß weder die englische Arbeiterpartei noch die II. 

Internationale bereit ist, sie in ihrem Kampfe zur Befreiung Indiens von der Fremdherrschaft wirksam 

zu unterstützen. 

Die Arbeiter, Bauern und alle Kämpfer für die indische Freiheit werden nach diesem Dokument klar 

erkennen, daß es nur zwei Organisationen gibt, die wirklich bereit sind, mit Energie und aller Kraft 

das Programm zu verwirklichen, daß die indische Delegation am Brüsseler Antikolonialkongreß auf-

gestellt hat: die vollständige Befreiung und völlige Unabhängigkeit Indiens. Diese beiden Organisa-

tionen sind die antiimperialistische Liga und die Kommunistische Internationale. 

* 

In der Resolution der Kolonialkommission der II. Internationale ist peinlichst jedes Wort von nationa-

ler, sozialer Revolution und von Sozialismus vermieden. Sie wendet sich scharf gegen die berechtig-

ten Forderungen der unterdrückten Völker nach Unabhängigkeit und billigt den Kolonien nur ein ge-

wisses Maß von Selbstverwaltung zu. Zu der Kategorie der Kolonien wird von der Kolonialkommis-

sion auch Java gerechnet, dieses Gebiet holländischer Kolonien, das in den letzten Jahren durch meh-

rere tapfere Aufstände gezeigt hat, wie fortgeschritten dort bereits der Wille zur vollen Unabhängig-

keit in den breiten Massen der unterdrückten indonesischen Arbeiter lebendig ist. Als programmatische 

Erklärung wird im Kapitel 5 der „Allgemeinen Bestimmungen“ aufgestellt, daß das Mandatssystem 

des imperialistischen Völkerbundes „auf das ganze tropische und subtropische Afrika und ähnliche 

Kolonien ausgedehnt und das Recht der Gemeinschaft der Nationen anerkannt werden, die ordnungs-

gemäße Durchführung der aus dem Treuhandverhältnis entspringenden Verpflichtung zu überwachen. 

Inzwischen sollen die Befugnisse der Mandatskommission des Völkerbundes erweitert werden.“ 

Die unterdrückten Völker, besonders in Nordafrika, und im Irak, werden diese Heilsbotschaft mit 

Staunen und Kopfschütteln vernehmen; war es doch gerade der Völkerbund, der alle blutigen Unter-

drückungstaten der [557] englischen und französischen Imperialisten gegen ihre Stämme in den letz-

ten Jahren zuließ. Es wird auch kein Trost für sie sein, zu vernehmen, daß die Kolonialkommission 

den Wunsch ausgesprochen hat, „das internationale Arbeitsamt in Genf solle eine Zusammenfassung 

der Eingeborenenrechte ausarbeiten“. Wie diese Rechte aussehen wer den, kann man sich leicht vor-

stellen, wenn man die Politik des Arbeitsamtes beim Völkerbund schon gegenüber der europäischen 

Arbeiterschaft untersucht und die Reden und Erklärungen des Herrn Thomas anläßlich seines Besu-

ches beim faschistischen König in Italien und dem faschistischen Ministerpräsidenten Mussolini liest. 

Allein, diese Forderungen, die die Kolonialkommission der II. Internationale in ihrem Machwerk 

aufstellt, bilden nicht nur keinen Gegensatz zu der imperialistischen Kolonialpolitik, sondern ihr In-

halt bildet seit Jahrzehnten den eisernen Bestandteil der gesamten Propaganda und aller Täuschungs-

manöver der Imperialisten gegen unterdrückte Völker und ausgebeutete Kolonien. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 510 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

Die Erklärung der Kolonialkommission der II. Internationale ist ein schmachvolles Dokument, ein 

offenes und provozierendes Bekenntnis ohne Vorbehalt zur Unterstützung der imperialistischen Aus-

beutungspolitik gegenüber allen unterdrückten Völkern, besonders der besonders hart unterdrückten 

Kolonialgebiete. Gegen diese freche Kampfansage gilt es, die Millionen und Hundertmillionen un-

terdrückten Arbeiter und Bauern in allen kolonialen und halbkolonialen Weltteilen zu organisieren 

und in den Kampf zu führen. 

* 

Der Kampf gegen die Ausschluß- und Spaltungsmaßnahmen der Reformisten.  
Von P a u l  M e r k e r  

Warum die Offensive der Reformisten gegen die revolutionäre Opposition? 

Die zunehmenden Gegensätze zwischen den imperialistischen Staaten und den Klassen zwingen die 

reformistische Bürokratie der Gewerkschaftsverbände, die den kapitalistischen Staat bejahen und die 

wirtschaftliche Entwicklung ihres Landes fördern, zu einer fortschreitenden Unterordnung ihrer Po-

litik unter die Profitinteressen der Großbourgeoisie. Diese Entwicklung kommt in Deutschland zum 

Ausdruck in dem engen Zusammenarbeiten der Vertreter des Schwerkapitals und der reformistischen 

Gewerkschaftsleitungen in den Regierungen des Landes, in den arbeitsgemeinschaftlichen Wirt-

schaftsorganen und in den Schlichtungsinstanzen. Um die Arbeitermassen an diese Politik zu binden, 

hat die Führung des ADGB gemeinschaftlich mit bürgerlichen Professoren die alten illusionären Ge-

dankengänge über den Kampf um die demokratische Leitung der Wirtschaft zur Theorie der Gewerk-

schaftsbewegung erhoben. 

Man sagt den Arbeitern, jetzt sei es notwendig, um höhere Ziele als um das profane tägliche Brot zu 

kämpfen. 

Die reformistischen Maßnahmen zur Illusionierung der Massen werden allein durch die Tätigkeit der 

von den Kommunisten geführten, wachsenden revolutionären Gewerkschaftsopposition einge-

schränkt und zum Teil überhaupt illusorisch gemacht. Grund genug, um die reformistischen Führer 

zu veranlassen, die Gewerkschaftsmitglieder der Beeinflussung durch die revolutionäre Opposition, 

die die Klassenkampfideologie unter die Massen trägt, zu entziehen, um ungehindert die Gewerk-

schaftsverbände nach Möglichkeit im bürgerlichen Sinne zu stabilisieren und sie zu zuverlässigen 

[558] Organen der kapitalistischen Wirtschaftsentwicklung zu machen. Das geschieht durch die zahl-

losen Handlungen zur Unterbindung der Arbeiterdemokratie in den Verbänden, durch die Einführung 

gewerkschaftlicher Unterstützungskassen (Invaliden- und Altersversicherung), durch die sonst durch 

nichts begründete Erhöhung der Beiträge, die es den Massen der schlecht bezahlten Arbeiter fast 

unmöglich machen, den Verbänden als Mitglied anzugehören, durch Streikreglements, in denen die 

Anrufung der Schlichtungsinstanzen (staatliche oder tarifliche) in jeder Bewegung den Organisatio-

nen zur Pflicht gemacht wird, durch die Einführung der Pensionskassen für die Verbandsangestellten 

und deren Anstellung auf Lebenszeit und durch die Ausschluß- und Spaltungsmaßnahmen gegen re-

volutionäre Ortsgruppen der Verbände oder einzelne oppositionelle Mitglieder. 

D i e  r evo lu t i onä r e  Oppos i t i on  m uß  e r kenne n, daß  de r  w i r t s cha f t s f r i ed l i che  Kur s  

de r  Gewer kscha f t sbü r ok r a t i e  zwangs l äu f i g  z u  d i e sen  Maßnahmen  f üh r t e, und  

daß  nu r  d i e  v i e l f a ch  ge s t e i ge r t e  Ak t iv i t ä t  a l l e r  oppos i t i one l l en  Kr ä f t e  zu r  Mo-

b i l i s i e r ung  de r  Massen  gegen  den  Re f o r m i sm us  d i e  Gewer kscha f t sve r bände  vo r  

Spa l t ung  und  Ze r sch l agung  bewahr en  kan n. 

Das verpflichtet die Opposition, in täglicher, praktischer gewerkschaftlicher Arbeit und durch eine 

umfassende revolutionäre Propaganda in den Betrieben und Verbänden den Arbeitermassen zu be-

weisen, daß sie die wirkliche Trägerin der klassenkämpferischen Gewerkschaftsbewegung ist. 

Es ist die Ueberzeugung der Anhänger der RGI, daß die verschärfte kapitalistische und reformistische 

Offensive gegen die revolutionären Mitglieder der Verbände mit dem entschiedensten Kampf um die 

Einheit der Arbeitermassen und ihrer Klassenorganisationen beantwortet werden muß. Sie muß ihre 

Propaganda gegen die Unterbindung der Demokratie in den Verbänden, gegen die Umwandlung der 
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Gewerkschaftsorganisationen zu sozialen Unterstützungsvereinen, gegen die absolutistische Herr-

schaft des bürokratischen Apparates, gegen die Beziehungen dieses Apparates zu den kapitalistischen 

Regierungen und Wirtschaftsleitungen verdoppeln und verdreifachen. Sie muß ihren Willen zur Ein-

heit auch praktisch bekunden, indem sie jederzeit für die Gewerkschaften und sonstige Arbeiterorga-

nisationen Mitglieder wirbt, deren Klassenbewußtsein hebt und versucht, die Opposition zu stärken. 

Die Voraussetzungen für den Erfolg dieser Arbeit sind straff organisierte und ideologisch klare Zellen 

in den Betrieben, und Fraktionen in den Arbeiterorganisationen. Durch das einheitlich organisierte 

Auftreten aller revolutionären Kräfte ist es möglich, den Reformismus zu schlagen. 

Die Methoden und Taktik im Kampf um die Einheit. 

Die revolutionäre Opposition erstrebt durch ihren Kampf die Eroberung der gewerkschaftlich orga-

nisierten Massen und damit der Gewerkschaftsverbände für den revolutionären Klassenkampf. Dieser 

Kampf erfordert immer größere Ueberzeugungskraft und Energie. Es  wä r e  f a l sc h, z u  g l aube n, 

daß  d i e  Er obe r ung  de r  Gewer kscha f t sve r bände  e i n  s i ch  au f  dem okr a t i s che r  Ba -

s i s  ab sp i e l ende r  P rozeß  s e i. Je weiter die revolutionäre Opposition in der Gewinnung der Mas-

sen vorwärts marschiert, desto brutaler werden die reformistischen Spitzen der Verbände, die mit dem 

kapitalistischen Staatsapparat verwachsen sind, die Demokratie brechen. Es besteht jederzeit die Ge-

fahr, daß die reformistischen Führer, um die Opposition zu schwachen, vorgeschobene revolutionäre 

Posten in den Gewerkschaften zerschlagen. Es ist das den Reformisten umso besser möglich, weil es 

der revolutionären Opposition noch nicht gelang, in wirklich umfassendem Maße die Arbeiter gegen 

die Ausschluß- und Spaltungsmaßnahmen zu mobilisieren. 

[559] Solche Vorstöße der reformistischen Bürokratie, wie sie in letzter Zeit in Königsberg, Berlin, 

Remscheid, Hagen usw. stattgefunden haben, dürfen die revolutionäre Opposition nicht entmutigen. 

Sie dürfen sie nicht veranlassen, von dem richtigen leninistischen Weg des Kampfes um die Erobe-

rung der Massen durch eine intensive und zähe Gewerkschaftsarbeit abzuirren oder schwankend zu 

werden. Die Vorstöße der Bürokratie muß sie ausnutzen zur besseren Mobilisierung der Massen für 

den Klassenkampf. Tritt an irgendeiner Stelle der Kampfesfront gegen den Reformismus ein Rück-

schlag ein, so gilt es, die vorhandenen Kräfte wieder zu sammeln und zu formieren, um erneut zum 

Angriff überzugehen. Ni em a l s  da r f  e s  den  Re f o r mi s t en  ge l i nge n, d i e  r evo l u t i onä r e  

Oppos i t i on  von  den  M a s s e n  de r  Gewerkscha f t sm i t g l i ede r  z u  i so l i e r e n. Das i s t  d i e  

en t s che i dende  F r age, die alle taktischen Maßnahmen im Kampf um die Einheit gegen die Spal-

tungs- und Ausschlußmaßnahmen bestimmt. 

Darum ist das beste Mittel, um die Ausschluß- und Spaltungsmaßnahmen wirkungslos zu machen, 

die Verbreiterung und Vertiefung des Einflusses der revolutionären Opposition unter den Arbeitern 

in den Betrieben und in den unteren Organisationen der Gewerkschaften, Sportorganisationen usw. 

Die Tätigkeit der revolutionären Opposition ist deshalb in der nächsten Periode darauf zu konzent-

rieren, in den Betrieben die einheitliche Front der Arbeiter herzustellen, Dazu gehört, daß sie lernt, 

die Einheitsfronttaktik richtig anzuwenden. Sie muß alles tun, um durch ihre ehrliche Tätigkeit für 

die Massen ein Zusammenarbeiten mit sozialdemokratischen und parteilosen Arbeitern herbeizufüh-

ren, zu ihnen ein Vertrauensverhältnis herauszubilden, das Selbstvertrauen der Massen zu heben und 

sie im Verlaufe der Zeit in immer größerer Zahl für den revolutionären Klassenkampf gewinnen. 

Es gibt schon einige Beispiele, wie erfolgreich gearbeitet werden kann. Im Falle des Genossen Sau -

t e r, der als Betriebsrat beim Bochumer Verein fungierte und gegen den der DMV ein Ausschlußver-

fahren einleitete, schrieb ein sozialdemokratischer Kollege: 

„Als der Betrieb vom Bochumer Verein 1927 der Stahlindustrie übergeben wurde, bestanden in unserem Be-

trieb ganz miserable Verhältnisse. Der Betriebsrat vom Bochumer Verein (Sozialdemokrat) hat sich wenig 

oder gar nicht um uns gekümmert. Dies wurde anders, als der Kollege S a u t e r  bei uns war. Er setzte seine 

ganze Kraft dafür ein, um das Organisationsverhältnis zu heben. Das ist ihm gelungen. Vor allem gewannen 

die Kollegen ihre eigene Kraft zurück, hatten Vertrauen zum Betriebsrat und damit zur Leitung des DMV. Die 

Zahl der Organisierten wurde durch das tatkräftige Eingreifen des Kollegen Sauter von 8 bis 9 auf 160 bis 170 

Mann gesteigert. Aus diesen Gründen kann ich nicht verstehen, den Kollegen Sauter aus dem Verband auszu-

schließen. Das ist nicht nur meine Meinung, sondern die aller mit mir beschäftigten Kollegen ...“ 
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Diesen Brief stellte der sozialdemokratische Kollege auch seinem Parteiblatt zur Verfügung. Die Re-

daktion lehnte die Veröffentlichung ab, was eine sehr auf rüttelnde Wirkung unter den sozialdemo-

kratischen Arbeitern des Betriebes herbeiführte. 

Viele Möglichkeiten zur Anwendung der Einheitsfronttaktik im Kampf gegen die Ausschluß- und 

Spaltungsmaßnahmen sind noch nicht ausgenutzt worden. Wir erinnern an die Einheitsbewegung und 

an die Zeitschrift „Einheit“. Die Leitung der Einheitsgruppen mußte längst vom Gerede über die Her-

beiführung der Einheit zu praktischen Handlungen im Kampfe gegen die Spaltungsmaßnahmen der 

Reformisten übergehen. 

Zurückweichen oder Kampf? 

Der IV. Kongreß der RGI hat gegenüber den deutschen Genossen eine Anzahl Fehler im Kampfe 

gegen die Ausschluß und Spaltungsmaßnahmen festgestellt, die sich zum Schaden für die oppositio-

nelle Bewegung auswirkten. Die Folgen von Fehlern der Jahre 1921 bis 1924 veranlaßte zahlreiche 

Anhänger der RGI, jetzt in das andere Extrem zu verfallen und gegenüber den Ausschluß- und Spal-

tungsmaßnahmen der Reformisten das vollkommene Ausweichen, die Einheit um jeden Preis, zu 

propagieren. 

[560] Die Aengstlichkeit dieser Genossen ging so weit, daß sie selbst gegen die energische Behand-

lung der Ausschluß- und Spaltungsmaßnahmen in der Presse Bedenken äußerten. Die offene Aufrol-

lung dieser Dinge provoziere die Reformisten zu weiteren Spaltungen und fördere die antigewerk-

schaftlichen Stimmungen in den Massen. 

Die Tatsachen beweisen, daß diese Einstellung die Reformisten zu ihren Angriffen gegen die Oppo-

sition nur noch mehr ermutigt hat. Die Kritik des Kongresses, der Ausspruch, daß es sich hier um 

gefährliche opportunistische Abweichungen handle, ist voll berechtigt. 

Diese ängstlichen Genossen sehen nicht die Wandlung, die sich in der gesamten Partei seit 1924 

vollzogen hat. Niemand kann bestreiten, daß die große Mehrheit der Parteimitgliedschaft die Not-

wendigkeit des Verbleibens in den Gewerkschaften und der gewerkschaftlichen Arbeit erkannt hat. 

Das  e r m ög l i ch t  e i ne  g r öße r e  Manövr i e r f äh i gke i t  i m  Kam pf e  gegen  d i e  Spa l -

t ung s- und  Aussch lußm aßnahm e n. 

Es ist darum notwendig, an praktischen Beispielen die in diesem Kampfe bisher zur Anwendung 

gelangten Methoden kritisch zu überprüfen und die gesammelten Erfahrungen zur Herausbildung ei-

ner größeren Sicherheit und Beweglichkeit bei der Durchführung dieser schwierigen Auseinander-

setzungen zu verwerten. 

Der Kampf gegen die Unterdrückung der Demokratie ist u. a. von besonderer Bedeutung als ein Teil 

der Arbeit um die Eroberung der Betriebsräte, In früheren Jahren standen sich bei der Wahl der Be-

triebsräte die verschiedenen, politischen Richtungen mit eigenen Vorschlagslisten gegenüber. Die 

Wahlergebnisse zeigten, daß die KPD unter den Massen der Betriebsarbeiter ständig an Boden ge-

wann. Das veranlaßte den Bundesvorstand des ADGB zu der Herbeiführung eines Kongreßbeschlus-

ses, der die Gewerkschaftsmitglieder verpflichtet, bei Wahlen zu den Betriebsräten, Krankenkassen-

vorständen usw. nur auf freigewerkschaftlichen Listen zu kandidieren. Der Beschluß war ein Schlag 

gegen die revolutionäre Opposition. Die reformistische Bürokratie konnte jetzt den in ihren Händen 

befindlichen Apparat restlos ausnutzen, um die Opposition bei diesen Wahlen zu strangulieren. 

Die revolutionäre Opposition verzichtete nunmehr in der Regel auf eigene Vorschlagslisten und 

führte den Kampf um die freigewerkschaftlichen Listen. Das zwang sie, ihre Arbeit auf die Eroberung 

des betrieblichen Funktionärstabes der Gewerkschaftsverbände zu konzentrieren, denn nur auf die-

sem Wege konnte sie in die Betriebsräte eindringen, ohne aus den Gewerkschaften ausgeschlossen 

zu werden, Seit 1925 hat die revolutionäre Opposition erneut ihren Einfluß in den Betriebsräten ge-

steigert. Das veranlaßte die reformistischen Bürokraten, ihre Abwehrmaßnahmen zu verstärken. Sie 

verhinderte in vielen Fällen die Aufstellung der Vorschlagslisten durch die freigewerkschaftliche 

Mitgliederversammlung in den Betrieben oder lehnte es ab, die Zusammensetzung in Uebereinstim-

mung mit dem erzielten Abstimmungsergebnis vorzunehmen. 
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Bei zahlreichen Genossen bestand die Neigung, sich bei der Abwehr dieser Unterdrückungsmaßnah-

men auf die agitatorische Feststellung dieser Tatsachen zu beschränken, im übrigen aber den Refor-

misten die Betriebsratspositionen zu überlassen. Diese Stellungnahme ist falsch und muß im Verlaufe 

der Zeit die revolutionäre Opposition unter den Massen in Mißkredit bringen. Es ist unmöglich, alle 

Unterdrückungsmaßnahmen der Reformisten ohne energische Gegenaktionen hinzunehmen, die den 

ganzen Umfang und die Skrupellosigkeit des reformistischen Bruches der Demokratie vor den Mas-

sen eindeutig enthüllen. Darum ist es notwendig, in einzelnen Fällen, wo die ent-[561]sprechenden 

Voraussetzungen gegeben sind, den Reformisten mit der Aufstellung eigener oppositioneller Listen 

zur Betriebsrätewahl zu antworten. Einige Beispiele dafür aus der letzten Zeit, 

Im Betrieb AEG, Brunnenstraße, wurde die Kandidatenliste zur Betriebsrätewahl von dem SPD-Frak-

tionsvorstand zusammengeschoben, trotzdem der Kasseler Verbandstag des DMV festlegte, daß bei 

Differenzen die endgültige Kandidatenaufstellung in einer Versammlung aller freigewerkschaftlich 

organisierten Betriebsangehörigen erfolgen muß. Die Proteste der Opposition hatten keine Wirkung. 

Die Ortsverwaltung erklärte, daß aus technischen Gründen, weil keine freigewerkschaftliche Beleg-

schaftsversammlung stattfinden könne, die SPD-Liste, auf der zwei oppositionelle Vertreter mit auf-

gestellt waren, bestehen bleiben müsse. Die oppositionellen Kollegen wandten sich beschwerdefüh-

rend an den Verbandsvorstand. Auch dieser lehnte die Beschwerde ab. Daraufhin reichte die Oppo-

sition im letzten Moment eine eigene Kandidatenliste ein. Das Ergebnis war, daß 7 Oppositionelle, 

11 SPD-Leute und 2 Industrieverbändler gewählt wurden. 

In Eisenach versuchten die Reformisten mit allen Mitteln, die revolutionäre Opposition im Betriebsrat 

der Dixi-Werke zu stürzen. Die von den gewerkschaftlichen Betriebsvertrauensleuten aufgestellte 

Vorschlagsliste wurde in der sozialdemokratischen „Volkszeitung“ als eine „wilde Liste“ bezeichnet 

und von einigen Anhängern des sozialdemokratischen DMV-Angestellten eine zweite freigewerk-

schaftliche Liste aufgestellt. Selbstverständlich ließen die Anhänger der Opposition ihre Liste beste-

hen. Trotz der heftigsten reformistischen Agitation wurde folgendes Ergebnis erzielt: 

Die Liste I (Opposition) erhielt 952 Stimmen, 

die Liste II (Demokraten) erhielt 129 Stimmen, 

die Liste III (Christen) erhielt 43 Stimmen, 

die Liste IV (SPD) erhielt 270 Stimmen. 

Aehnlich handelte die Bezirksleitung des Bergarbeiter-Verbandes in der Heinitzgrube, Oberschle-

sien. Auch in diesem Falle hielten die Genossen ihre Liste aufrecht. Das Wahlergebnis war: 

Für die Opposition 1689 Stimmen, 

für die Christen 283 Stimmen, 

für den Butab 38 Stimmen, 

für die Gelben 105 Stimmen. 

für die SPD 348 Stimmen. 

Solche praktischen Beispiele wirken unter den Massen mehr als zahlreiche Propagandareden zur Ent-

larvung der Reformisten und führten vielfach zu deren Zurückdrängung. 

In dem Betrieb Bremer Wollkämmerei, Blumenthal, verzichtete dagegen die Opposition darauf, der 

von der sozialdemokratischen Fraktion aufgestellten Kandidatenliste eine andere Liste entgegenzu-

stellen. Die Genossen propagierten Stimmenthaltung gegenüber der sozialdemokratischen Liste. Sie 

schalteten sich dadurch vom Betriebsrat aus. Das Stimmenergebnis, das für die sozialdemokratische 

Liste 1937 Stimmen, für die christliche 561 Stimmen brachte, neben 518 ungültigen Stimmzetteln, 

zeigte, daß die Belegschaft mit der Stellungnahme der Opposition nicht einverstanden war, 

Die Betrachtung der einzelnen Ausschluß- und Spaltungsfälle zeigt deren große Verschiedenartigkeit. 

Teils schließen die Reformisten einzelne Kommunisten aus, teils lösen sie oppositionelle, rechtmäßig 

gewählte Verwaltungen auf oder drängen oppositionelle Mitglieder aus den Verwaltungen der örtli-

chen und bezirklichen Organisationen. In Königsberg lösten sie die ganze Organisation der Eisen-

bahner auf und nahmen nur solche [562] Mitglieder wieder auf, die sich bereit erklärten, besondere 
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Bedingungen zu unterschreiben. So verschiedenartig die Maßnahmen der Reformisten, so verschie-

denartig sind auch die Abwehrmaßnahmen der revolutionären Opposition. Wir wollen uns deshalb 

darauf beschränken, den Fall der Ortsgruppe des EdE Königsberg ausführlich zu behandeln, da er 

zeigt, daß in bestimmten Fällen auch nach der Methode gearbeitet werden muß, die in den Thesen 

zum Bericht des Genossen Losowsky auf dem RGI-Kongreß durch folgende Formulierung vorge-

schlagen wurde: 

„Genießen die Ausgeschlossenen das Vertrauen der Massen, so müssen sie in den Verbänden auf ihrem Posten 

bleiben, ohne sich der Willkür der Gewerkschaftsbürokratie zu unterwerfen.“ 

Der Fall Königsberg 

Die Ortsgruppe des Einheitsverbandes der Eisenbahner Königsberg und der Bezirks-Betriebsrat bei 

der Eisenbahndirektion Ostpreußen befindet sich seit Jahren in der Hand der revolutionären Opposi-

tion. Im Jahre 1927 verschärften sich die Auseinandersetzungen der oppositionellen Verbandsleitung 

mit der reformistischen Bezirksleitung und dem Hauptvorstand. Aus wichtigen politischen Gründen, 

die hier nicht mehr dargelegt werden sollen, versuchte die Bezirksleitung, die oppositionellen Mit-

glieder des Bezirks-Betriebsrates aus ihren Positionen zu verdrängen und die Organisation der Oppo-

sition zu entreißen. Die Auseinandersetzungen führten Ende 1927 zum Ausschluß der drei kommu-

nistischen Mitglieder des Bezirks-Betriebsrates Fischer, Gerhard und Neumann. Der Hauptvorstand 

glaubte sich damit die Positionen im Bezirks-Betriebsrat für das kommende Jahr gesichert zu haben, 

Die revolutionäre Opposition stellte aber ihre eigene Liste für die Eisenbahnbetriebe und Werkstätten 

in Königsberg und für den Bezirks-Betriebsrat auf. Das Ergebnis der Wahl war, daß die revolutionäre 

Opposition im Bezirksmaßstabe 37,4 Prozent und die reformistische Liste 34,8 Prozent Stimmen 

sammelte. In Königsberg gelang es ihr, 1745 Stimmen oder 85,4 Prozent auf ihre Liste zu vereinigen. 

Die Reformisten erhielten 299 Stimmen oder 14,6 Prozent. Durch dieses Vorgehen wurden die Re-

formisten auf einem äußerst wichtigen Frontabschnitt wirksam zurückgeschlagen. 

Der Verbandsvorstand steigerte nunmehr seine Angriffe. Am 29. Januar hatte eine Mitgliederver-

sammlung des Verbandes mit 683 gegen 64 Stimmen erneut die oppositionelle Vorschlagsliste zur 

Ortsverwaltung gewählt. Der Hauptvorstand bestätigte diese Ortsverwaltung nicht und stellte die 

Ortsgruppe unter die Leitung eines Kommissars. Am 15. März kündigte die Bezirksleitung die Auf-

lösung der ganzen Ortsgruppe an. 195 führende oppositionelle Funktionäre des Verbandes erhielten 

die Mitteilung, daß sie aus dem Verbande ausgeschlossen seien, Eine große Anzahl von ihnen war 

länger als 20 Jahre Mitglied der freien Gewerkschaften. Allen übrigen früheren Mitgliedern des Ver-

bandes wurde eine Erklärung unterbreitet, in der es heißt: 

„Unterzeichneter beabsichtigt, auch fernerhin Mitglied des Einheitsverbandes der Eisenbahner Deutschlands 

zu bleiben und lehnt die Befolgung etwaiger Anordnungen und Richtlinien der Kommunistischen Partei ‚ so-

weit sie seine gewerkschaftliche Tätigkeit berühren ... ab. 

Insbesondere lehnt der Unterzeichnete jede Beteiligung an der Bildung organisierter Zellen oder Fraktionen 

ab ... Unterzeichneter gesteht dem Verbandsvorstand das Recht zu, ihn ohne weiteres Verfahren aus der Orga-

nisation zu entfernen, wenn er sich nicht im Sinne der Erklärung betätigt.“ 

Vor der revolutionären Opposition stand nunmehr die schwierige Aufgabe, die Methoden und die 

Taktik festzulegen, um die Zerschlagung der Organisation zu verhindern, die revolutionären Positio-

nen im Verband und in den Eisenbahnbetrieben zu sichern und die Einheit der Eisenbahner trotz der 

Sabotage der Reformisten aufrechtzuerhalten. 

[563] Sie beschloß, den Spaltungsversuch der Reformisten mit einer Gegenoffensive zu beantworten. 

Sie forderte die Mitglieder der aufgelösten Ortsgruppe des Verbandes auf, die Unterzeichnung des 

Reverses zu verweigern und die Aufhebung desselben und die Zurücknahme der Ausschlüsse zu for-

dern. Sie versuchte, die Massen der Eisenbahner in Ostpreußen und im ganzen Reiche zu mobilisie-

ren, zog verfügbare Positionen zur Unterstützung heran und betrieb die Aufrollung der Frage auf dem 

bevorstehenden Verbandstag. Der Erfolg dieser propagandistischen Arbeit war im allgemeinen gut. 

Der Versuch, die Diskussion über den Fall Königsberg auf dem Verbandstag abzuwürgen, wurde von 
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der Mehrheit des Verbandstages zurückgewiesen. Aber die getroffenen Maßnahmen waren, abgese-

hen von den Schwächen bei der Durchführung, unzulänglich. Die außerordentlich günstige Position 

der revolutionären Opposition im EdE und im Betriebsrat der Eisenbahnbetriebe – die Eisenbahner 

standen zu etwa 90 Prozent hinter der revolutionären Opposition, sie verfügte über alle leitenden 

Positionen im Verband, im Bezirks-Betriebsrat, sie stellte fast vollzählig den unteren Funktionärstab, 

die Beitragskassierer usw. –‚ schloß ein kampfloses Zurückweichen (die Herausgabe der Losung 

„Unterschreibt den Revers“) aus. Es  wa r  r i ch t i g, d i e  Ver bandsmi t g l i ede r  au f zu f o r de r n, 

d i e  Un t e r s ch r i f t  un t e r  den  Reve r s  z u  ve r we i ge r n. M a n  m uß te  abe r  da rübe r  h i nau s, 

da  d i e  Auf l ö sung  de r  Or gan i s a t i on  f ak t i s ch  e r f o l g t  war, d i e  no t wend i gen  o r ga -

n i s a t o r i schen  Maßnahm en  t r e f f e n, um  d i e  E i nhe i t  de r  Or t sg r uppen  z u  s i che r n. Da-

rum mußte die richtige Losung „Verweigert die Unterschrift unter den Revers“ ergänzt werden mit 

der Aufforderung an die Mitgliedschaft, fest hinter der gewählten oppositionellen Ortsverwaltung zu 

stehen, der Organisation die Treue zu bewahren, nur die gewählten Vertreter als die berufenen Führer 

anzuerkennen und auf keinen Fall die Zerschlagung der Organisation zuzulassen. 

Da die revolutionäre Opposition, wie wir bereits betonten, fast über den gesamten betrieblichen Funk-

tionärapparat des Verbandes verfügte, bestand die Möglichkeit, die Organisation zu mehr als 90 Pro-

zent zusammenzuhalten und neben der politischen auch eine gesunde organisatorische Grundlage für 

den Kampf um die Einheit des Verbandes herbeizuführen. Der Verzicht auf die Durchführung dieser 

Maßnahme führte dazu, daß ein geringer Teil der Eisenbahner sich widerstrebend dem Diktat der 

Reformisten unterwarf und den Revers entgegen der Anweisung der Opposition unterschrieb, der 

restliche Teil gehörte seit der Auflösung der Organisation keinem Verband mehr an. Die revolutio-

nären Betriebsvertrauensleute verhinderten durch die Ausnutzung ihres Einflusses größere Schäden. 

Dieser Fehler der revolutionären Opposition hinderte sie im weiteren Verlauf der Kampagne und 

beeinflußte die erforderlichen Maßnahmen. 

Wie zu erwarten war, faßte der Verbandstag keine Beschlüsse zur Wiedervereinigung der Königsbe-

rger Eisenbahner und zur Aufnahme der Ausgeschlossenen. Infolgedessen war es notwendig, sofort 

nach Abschluß des Verbandstages erneut festzulegen, was zur Weiterführung des Kampfes um die 

Einheit zu unternehmen ist. Ausgehend von der Stellungnahme bei Beginn der Kampagne, die jede 

organisatorische Zusammenfassung der Eisenbahner ausschloß, ergab sich nunmehr zwangsläufig die 

Kapitulation. Die revolutionäre Opposition vertrat deshalb in ihrer Mehrheit die Auffassung, daß es 

unmittelbar nach dem Verbandstag notwendig sei, die Mitglieder der aufgelösten Gruppe aufzufor-

dern, den Revers zu unterzeichnen, auf diesem Wege in den Verband einzudringen und dort gemein-

schaftlich mit den 195 ausgeschlossenen Funktionären den Kampf um deren Wiederaufnahme zu 

führen. Die Ausgeschlossenen sollten sich zusammenschließen und mit vereinter Kraft in dieser Linie 

arbeiten. Ein Teil der Genossen lehnte selbst den Zusammenschluß der Ausgeschlossenen ab. 

[564] Die Durchführung der Arbeit auf dieser Grundlage wurde durch einige Tatsachen verhindert, 

die die Königsberger Genossen schon vor der entscheidenden Aussprache geschaffen hatten. Von den 

2300 Mitgliedern hatten 600 den Revers unterzeichnet, 650 waren bereits von den oppositionellen 

Funktionären zusammengefaßt, 1000 gehörten vorläufig weder dem Verband an, noch waren sie von 

der oppositionellen Gruppe erfaßt. 

Das Leben in der Splitterorganisation des EdE nahm rapid ab. In den Versammlungen erschienen von 

den angeblich 600 erfaßten 45 bis 100 Mitglieder, unter denen sich die Mißstimmung über die Spal-

tung deutlich äußerte. Die Versammlungen der Opposition waren dagegen stets stark besucht. Sie um-

faßten 250 bis 500 Kollegen, unmittelbar nach der Spaltung waren es noch mehr. Die Reformisten, 

deren Revers nur von wenigen Verbandsmitgliedern unterzeichnet wurde, sahen sich bereits zu be-

stimmten Konzessionen gezwungen. Während Lorenz und seine Freunde anfangs gegenüber allen 

Kollegen erklärten, daß jeder die Beiträge vom Tage der Auflösung nachzahlen müsse, bestehen sie 

jetzt nicht mehr auf dieser Bedingung, sondern sie sind bereit, sogenannte schwarze Marken zu kleben. 

Die revolutionäre Opposition hat darum beschlossen, den Kampf um die geschlossene Wiederverei-

nigung der Königsberger Eisenbahner mit aller Kraft weiterzuführen. Sie fordert: 
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Die Aufhebung des Reverses, die Wiederaufnahme aller Ausgeschlossenen, Neuwahl der Ortsverwaltung und 

die Beseitigung der für die Spaltung verantwortlichen reformistischen Verbandsangestellten. 

Sie hält an der Losung „Verweigerung der Unterschrift unter „den Revers“ fest, sie schließt alle bis-

herigen Mitglieder des Einheitsverbandes durch die Betriebsfunktionäre zu einer Gruppe zusammen, 

für deren Arbeit jedes Mitglied einen geringen Beitrag zahlt und deren alleiniges Ziel es ist, die Spal-

tung des Eisenbahner-Verbandes zu überwinden. 

Mi t  Un t e r s t ü t zung  a l l e r  oppos i t i one l l e r  Pos i t i onen  un t e r  den  E i s enbahne r n  i m  

ganzen  Re i ch  wi r d  e s  m ög l i ch  s e i n, auch  d i e sen  Sch l ag  de r  r e f o r mis t i s chen  Bü-

r ok r a t i e  zu  pa r i e r en  und  d i e  e i nhe i t l i che  Kam pf f r on t  de r  E i s enbahne r  z u  e r ha l -

t e n. 

Wir betonten schon, daß die Methoden des Kampfes gegen die Ausschluß- und Spaltungsmaßnahmen 

sehr verschiedenartig sein werden. Darum können die Maßnahmen im Falle Königsberg nicht verall-

gemeinert werden. Die anzuwendende Methode in den einzelnen Fällen ist vielmehr abhängig von 

den konkreten Verhältnissen. Einmal von dem Vorgehen der Reformisten, weiter von dem Kräfte-

verhältnis zwischen Reformisten und Opposition in dem betreffenden Verband, von dem Grad der 

Verwurzelung der Opposition unter den Arbeitermassen in den Betrieben usw. Für die revolutionäre 

Opposition muß es jedoch Grundsatz sein, in jedem Falle den größtmöglichsten Widerstand zu ent-

falten durch eine wirksame Mobilisierung der Massen, was keineswegs ein geschicktes Manövrieren 

und in einzelnen Fällen auch ein Ausweichen ausschließt. Aufs schärfste muß gegen solche Genossen 

der Kampf geführt werden, die der revolutionären Opposition die Spaltung der Gewerkschaften un-

terschieben, wenn sie energisch und unter Ausnutzung der in ihren Händen befindlichen Machtposi-

tionen den Kampf gegen die Ausschluß- und Spaltungsmaßnahmen führt. Ebenso muß man solche 

Genossen bekämpfen, die wohl vorgeben für einen aktiven Kampf gegen die Ausschlüsse zu sein, die 

aber jede konkrete organisatorische Maßnahme mit dem Hinweis auf das ungleiche Kräfteverhältnis 

zwischen den Reformisten und der Opposition, soweit die Beherrschung des Apparates im Reichs-

maßstabe in Frage kommt, ablehnen und die in Ueber-[565]einstimmung mit den Genossen, die Geg-

ner der RGI-Beschlüsse sind, erklären, daß jeder organisatorische Schritt zur Abwehr der Ausschluß- 

und Spaltungsmaßnahmen und zur Zusammenfassung der Ausgeschlossenen zwangsläufig die anti-

gewerkschaftlichen Stimmungen in der Partei verstärken müsse. Eine solche Stellungnahme hindert 

die revolutionäre Opposition an der Entfaltung der notwendigen Beweglichkeit und der Ausnutzung 

aller Möglichkeiten im Kampfe um die Einheit der Gewerkschaftsbewegung. 

Die Ursachen der schematischen und abstrakten Stellungnahme  

einiger Genossen zu dieser Frage. 

Die Gegner einer entschiedenen Politik und Taktik im Kampfe zur Abwehr der Spaltungsmaßnahmen 

begründen ihre Stellungnahme mit „Erfahrungen“ aus den Jahren 1921 bis 1924. Sie verweisen da-

rauf, daß in dieser Zeit die Anwendung der gleichen Methoden, wie sie der IV. Kongreß der RGI 

angeblich beschlossen hat, zur Gründung neuer sogenannter revolutionärer Verbände geführt habe, 

durch die die revolutionäre Opposition von den Massen der freigewerkschaftlich-organisierten iso-

liert wurde. Es ist vollkommen falsch, eine solche Parallele zu ziehen. In der damaligen Periode war 

in der Partei eine wesentlich andere Anschauung zur Frage der Eroberung der Gewerkschaftsver-

bände und zur Frage der Einheit vorhanden, als wie das jetzt der Fall ist. Sehr stark wurde die Mei-

nung vertreten, daß es möglich sei, die Gewerkschaftsverbände „stückweise“ zu erobern und daß 

ausgeschlossene Ortsgruppen und Bezirke in ihrer Aktionsfähigkeit nach Lösung von den Zentral-

verbänden nur wenig beeinträchtigt werden. Es war eine sehr starke Ueberschätzung der Entwick-

lungsmöglichkeiten für eigene revolutionäre Verbände vorhanden und ein Schematismus zur Frage 

der Eroberung des gewerkschaftlichen Apparates. Diese unrichtige Einstellung führte auch zu einer 

falschen Behandlung der Spaltungs- und Ausschlußmaßnahmen. Die Einstellung der leitenden In-

stanzen der revolutionären Opposition zu dieser wichtigen Frage formulierte der Genosse W al che r  

im April 1921 in einer prinzipiellen Rede über die Taktik der revolutionären Opposition (Reichskon-

ferenz der kommunistischen Holzarbeiter) wie folgt: 
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„Wir haben in unseren Ortsgruppen jede Spaltungsabsicht zu bekämpfen. Wenn dann ganze Ortsgruppen hin-

ausgeworfen werden, so müssen wir unsere Taktik so einstellen, daß sich die ganze Mitgliedschaft mit uns 

solidarisch erklärt und im schlimmsten Falle nicht einzelne Mitglieder, sondern ganze Organisationen hinaus-

geworfen werden. Wenn diese Geschlossenheit nicht zu erreichen ist, dann ist es unter Umständen besser, 

wenn ein Genosse freiwillig hinausgeht und die anderen weiter auf ihrem Posten bleiben, bis die Situation 

günstiger für uns ist, wo wir die Möglichkeit haben, den Amsterdamer Diktaturen geschlossen die Spitze zu 

bieten.“ 

Diese „Linie“ erleichterte den Reformisten ihre Spaltungsmaßnahmen. Das zeigten die Verhältnisse 

im Baugewerksbund, bei den Fabrikarbeitern und in anderen Verbänden. 

Sie hinderte die Partei, die notwendige Klarheit über die leninistische Stellung zur Gewerkschaftsar-

beit, über die unbedingte Notwendigkeit des Kampfes der revolutionären Opposition in den Gewerk-

schaftsorganisationen zu entwickeln. Darum brachte die Partei in der kritischen Situation 1923/24 

nicht die Kraft auf, (in der Zeit der damals schon deutlich sichtbar gewordenen absteigenden revolu-

tionären Welle) sich dem Massenabmarsch der Arbeiterschaft aus den Gewerkschaften und den zahl-

reichen reformistischen Spaltungsversuchen energisch entgegenzuwerfen. 

Die Mehrheit der Partei hatte sich damals mit der Spaltung der Gewerkschaften in Deutschland bereits 

abgefunden. Sie führte trotz wiederholter Ermahnungen durch das EKKI. keinen Kampf gegen die 

Spaltung, sie wurde von dem Massenstrom, der sich aus den Gewerkschaften ergoß, mitgerissen und 

sprach nur noch von der Notwendigkeit, die unvermeidliche Spaltung vorzubereiten. 

[566] Voll von Illusionen über die Möglichkeiten der Gründung neuer Organisationen, gab der Ge-

nosse Ende r l e  in Uebereinstimmung mit Ruth F i s che r  der Partei folgende Richtlinien, die ein 

Musterbeispiel für die damals herrschende Unklarheit, Inkonsequenz und falscher Einschätzung der 

Situation sind. Der Genosse schrieb im April 1924 („Internationale“, Jahrgang 7 Heft 5) einen Artikel 

zur Vorbereitung des Frankfurter Parteitages, dem wir folgendes entnehmen: 

Zunächst stellt er fest, „daß wohl die Kommunisten bis zum letzten Augenblick gegen die vollständige Durch-

führung der Spaltung sind, daß es aber notwendig ist, das revolutionäre Proletariat so vorzubereiten, daß wir 

beim Eintritt der endgültigen Spaltung theoretisch und praktisch gerüstet sind, um sofort die große Mehrheit 

des Proletariats zu erfassen.“ 

Die Kommunisten und alle revolutionären Proletarier seien gezwungen, bei den von den Amsterda-

mern provozierten Spaltungen äußerst vorsichtig vorzugehen. Alles müsse sie daransetzen, daß nicht 

die Opposition, sondern die Amsterdamer in den Augen der großen Masse als die wirklichen Zerstö-

rer der Einheit gelten, und daß es dadurch gelingt, den denkbar größten Teil der Massen dem Einfluß 

der Amsterdamer zu entziehen. Genosse Ende r l e  entwickelte dann die Auffassung, daß die Refor-

misten durch das Vorlegen des bekannten Reverses die oppositionell eingestellten Mitglieder zum 

freiwilligen Austritt aus den Gewerkschaften veranlassen wollen, um die Nörgler loszuwerden. 

„In Rheinland-Westfalen und in Mitteldeutschland, wo die Opposition überall die Mehrheit und damit 

die Verwaltung der Gewerkschaften in den Händen hat, sei die vom ADGB eingeschlagene Methode 

für die revolutionäre Bewegung ungefährlich, weil man damit rechnen könne, daß in diesen Gebieten 

die gesamten Organisationen den Amsterdamern den Rücken kehren. In anderen Bezirken bestehe 

die Gefahr, daß die größere Masse der Gewerkschaftsmitglieder in den Händen der Amsterdamer 

bleiben.“ In Uebereinstimmung mit Maslow stellte dann Enderle die Frage, „ob es unter diesen Um-

ständen für die revolutionäre Bewegung nicht am ratsamsten wäre, wo irgend möglich, der Spaltung 

auszuweichen und ihre bisherige Taktik ohne Aenderung fortzuführen. Durch die Massenflucht aus 

den Gewerkschaften stehe jedoch nicht mehr der größere Teil des Proletariats in den Gewerkschaften, 

sondern außerhalb der Gewerkschaften. Darum müsse die Partei zu der Frage der Organisierung und 

Erfassung der unorganisierten Massen ganz anders wie bisher Stellung nehmen“. Wörtlich erklärte 

Ende r l e: 

„Die Parole ‚Hinein in die Gewerkschaften‘ ist heute ganz unmöglich. Die Organisierten müssen wohl oder 

übel außerhalb der Gewerkschaften zusammengefaßt werden.“ 
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Die ganze Zwiespältigkeit der Stellungnahme, die damals von dem größten Teil der Genossen, die an 

der Spitze der revolutionären Opposition standen, und zu denen viele gehören, die heute der Kom-

munistischen Internationale und der RGI, die den verschärften Kampf gegen den Reformismus for-

dern, Spaltungsabsichten unterschieben, kommt in den Aufgaben zum Ausdruck, die Ende r l e  der 

revolutionären Opposition am Schluß seines Artikels stellt: 

„Die vor uns liegenden Aufgaben sind daher in kurzen Worten zusammengefaßt: Verbleiben und Arbeiten in 

den alten Gewerkschaften und organisatorische Erfassung der Unorganisierten durch die Kommunisten und 

durch die revolutionären Betriebsräte. Um alle revolutionären Elemente in der deutschen Arbeiterbewegung 

zum einheitlichen Kampf zusammenzufassen und dem deutschen Proletariat wieder eine wirklich auf dem 

Boden des Klassenkampfes stehende Gewerkschaftsbewegung zu schaffen, deshalb ist für Ende Mai ein Kon-

greß aller klassenbewußten Arbeiter einberufen ...‚ je größere Massen hinter dem Kongreß stehen, um so un-

möglicher bzw. ungefährlicher wird die von den Amsterdamern geplante Spaltung der Gewerkschaften für die 

deutsche Arbeiterbewegung sein.“ 

Wi r  behaup t en  n i ch t  zuv i e l, wenn  wi r  s age n, daß  d i e  Fo lgen  d i e se r  „Li n ie“ und  

de r  en t s ch i edene  Kam pf  [567] um  d ie  Zu r ück füh r ung  de r  r evo l u t i onä r en  E l e -

m en t e  i n  d i e  f r e i en  Gewer kscha f t en  du r ch  d i e  L i qu i d i e rung  de r  s e l b s t änd igen  

Ve r bände  genügende  Kl a r he i t  un t e r  den  Anhänge r n  de r  r evo l u t i onä r en  Oppos i -

t i on  ge scha f f en  habe n, d i e  e i ne  Wi ede r ho l ung  so l che r  Feh l e r  aussch l i eße n. Die 

Exponenten dieser Politik sind aber, – das wollen wir ausdrücklich feststellen – zu allerletzt berufen, 

als Warner aufzutreten gegenüber der sogenannten „Ruth Fischer-Maslow-Politik“ der heutigen lei-

tenden Instanzen. 

Schlußbemerkungen: 

Die Verschärfung des Kampfes gegen den Reformismus und seine arbeiterfeindlichen Maßnahmen 

hat auch in der Abwehr der Ausschlüsse und Spaltungen bereits bestimmte Erfolge zu verzeichnen. 

Die Erregung der Massen nimmt zu. Das beweisen die drakonischen Handlungen verschiedener re-

formistischer Bürokraten. In Es sen  gab die Bezirksleitung des DMV. durch Rundschreiben bekannt, 

daß es den Mitgliedern verboten sei, zu dem Ausschluß des Genossen! Schube r t  in ihren Versamm-

lungen Stellung zu nehmen. Aehnlich reagierte die Bezirksleitung Ha l l e  des DMV., die erklärte, 

daß nur die leitenden Instanzen das Recht haben, die Ausschlußfragen zu behandeln. In Be r l i n  sahen 

sich Z i ska  und Ur i ch  gezwungen zur Abwehr der steigenden Empörung über die Ausschlüsse in 

einem Monatsbericht festzustellen, daß in Berlin seit 1920 „nur“ 246 Mitglieder des DMV. ausge-

schlossen worden seien. Diese Empörung muß die revolutionäre Opposition mit allen möglichen Mit-

teln schüren. Dazu ist auch notwendig, daß die Ausgeschlossenen, selbst nach wie vor in allen Fragen 

an der Spitze der Arbeiter stehen, sich nicht abdrängen lassen, bei jeder Gelegenheit ihre revolutio-

näre Meinung zum Ausdruck zu bringen, in Versammlungen auftreten usw. Zur Herbeiführung ein-

heitlicher Aktionen der Ausgeschlossenen muß deren Registrierung erfolgen. D i e  ve r s t ä r k t en  

r e f o rm i s t i s chen  Angr i f f e  m üssen  g l e i chze i t i g  Ve r an la s sung  geben  z u  e i ne r  sy s -

t em a t i schen  und  um f as senden  Ak t i on  zu r  Uebe r wi ndung  a l l e r  noch  vo r handene r  

ode r  s i ch  en t wi cke lnde r  an t igewer kscha f t l i che r  S t r öm ungen  i n  den  Re i hen  de r  

r evo l u t i onä r en  Oppos i t i o n. Anstelle eines ausgeschlossenen Genossen muß die vielfache Zahl 

in die Verbände eindringen. Genossen, die sich weigern, ihrer Gewerkschaft beizutreten, trotzdem 

ihrer Aufnahme nichts entgegensteht, vergehen sich angesichts der schwierigen Lage besonders 

schwer an den Interessen des revolutionären Klassenkampfes. Das  Z i e l  de r  Re f o r m i s t en  i s t: 

I so l i e r ung  de r  r evo l u t i onä ren  Oppos i t i on  de r  Gewer kscha f t sm i tg l i ede r. D i e  

Auf gabe  de r  r evo lu t i onä r en  Op pos i t i on  i s t  e s, kos t e  e s  was  e s  wo l l e, be i  den  ge -

we r kscha f t l i ch  o r gan i s i e r t en  M a s s e n  z u  b l e i ben  und  s i e  du r ch  z ä he, r evo l u t i o -

nä r e  Ar be i t  von  den  Re f o r mi s t en  z u  l ö se n, s i e  f ü r  den  Kl a s senkam pf  z u  gewi nne n, 

und  d i e  Ar be i t e r käm pf e  z u  füh r e n. 

* 

[568] 
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Zur Frage der Lohndifferenzierung Männer- und Frauenlöhne  
(Schluß) 

Von M a r i a  S e y r i n g  

Wie stark sich diese neuen Lohnmethoden zuungunsten der Frauenlöhne auswirken können – wie 

hier also ganz deutlich die oben behauptete Ueberkreuzung stattfindet –‚ das zeigen die Ergebnisse 

der letzten Lohnerhebung in der Textilindustrie. 

Bei der Gegenüberstellung der Tariflöhne und der tatsächlichen Verdienste der Arbeiter und Arbei-

terinnen zeigt sich hier besonders kraß, wie das Prinzip der Leistungslöhne und der Prämiengewäh-

rung nur den wirtschaftlich stärksten Arbeitergruppen zugute kommt: 

Während z. B. nach dem durchschnittlichen Akkordrichtsatz für Facharbeiter in der Textilindustrie die 

Frauen 78,8 Prozent (September 1927) der Männerlöhne verdienen müßten, betrug der Bruttowochen-

verdienst für Frauen tatsächlich nur 71,6 Prozent der Männerlöhne. Während die Spinner z. B. in der 

Zeit der Lohnerhebung 19 Prozent über den Akkordrichtsatz kamen, erreichten die Frauen nur 15,9 

Prozent über diesen Satz hinaus. Noch stärker ist die Differenz bei den Webern: kommen doch die 

Männer nach dieser Enquête um 27 Prozent über den Akkordverdienst, die Frauen nur um 18,4 Prozent. 

Ja, selbst dort, wo der Akkordrichtsatz für Weber und Weberinnen gleich ist, wie bei den Webern 

und Weberinnen der Krefelder Seidenindustrie, ergab sich bei den tatsächlichen Wochenverdiensten 

eine Lohnspanne von 13,6 Prozent*). 

Unsere alte Parole: Gleichstellung der Frauen- mit den Männerlöhnen ist also nicht nur n i ch t  über-

holt, sondern aktueller denn je. Trotz der nicht unbeträchtlichen Verringerung der Lohnspanne seit 

der Vorkriegszeit, trotz der Verwischung des Unterschiedes zwischen Männer- und Frauenlohn durch 

den anscheinenden Leistungsunterschied, wirkt die niedrige Bezahlung der Frauenarbeit heute auf-

reizender als früher. Nach dem Kriege, wo die Frauen das gesamte Wirtschaftsleben aufrechterhalten 

mußten, nach der Revolution, die ihnen die politische Gleichberechtigung brachte und ihnen die. volle 

uneingeschränkte Gleichheit feierlich in der Weimarer Verfassung versprach, nach der Rationalisie-

rung, die sie komplizierteste Männerarbeit machen lehrte und doch die gleiche Leistung nicht mit 

gleichem Lohn vergalt, – nach all diesen tiefgehenden Wandlungen, die dennoch die bestehenden 

rechtlichen und vor allem wirtschaftlichen Ungleichheiten nicht aufhob i s t  d i e  soz i a l e  Span -

nung  nu r  g r öße r  gewor de n. In einer großen Zahl spontaner Arbeiterinnenbewegungen, in einer 

prozentual ungeheuer starken Anteilnahme der Frauen auch an allen übrigen Lohnbewegungen der 

vergangenen 1½ Jahre kommt das Wachsen dieser sozialen Gegensätze zum Ausdruck. 

Unser Kampf gegen die Lohndifferenzierung 

Unsere Aufgabe, die Aufgabe der Kommunistischen Partei und der von ihr geführten Gewerkschafts-

opposition ist es, das Gewicht dieser Tatsache zu erkennen. Allzuoft noch überlassen wir in diesen 

scheinbar „nebensächlichen Fragen die Initiative den anderen. Bis weit in die demokratische, bis in 

die links-volksparteiliche, ja bis in die christliche Presse hinein (deren gesamte Weltanschauung die-

sem Prinzip widerspricht) ist unter dem Gewicht der von uns geschilderten Tatsachen die Forderung 

„gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ eine populäre Losung geworden. 

Wir aber, die Erben von Marx und Engels, von Bebel und Klara Ze t k i n, die wir in dieser Forderung 

nicht nur eine Frage der „Gerechtigkeit“, der „Entwicklung“ oder der „ökonomischen Notwendig-

keit“ sehen, [569] sondern die wir wissen, daß sich in unserer Klassengesellschaft alle, auch die öko-

nomischen Gesetze, nur im schärfsten Kampf durchsetzen, – wir müssen aus dieser Forderung einen 

Hebel f ü r  d i e  Or gan i s i e r ung  de s  K l a s senkam pf e s, einen Hebel für die Gewinnung der Ar-

beiterinnen für diesen Klassenkampf, e i nen  Angr i f f spunk t  de s  Kam pf es  gegen  d i e  

Lohnd i f f e r enz i e r ung  und die Zersplitterung der Arbeiterklasse überhaupt machen. 

 
*) Das ergibt sich aus der Enquête des Reichsarbeitsministeriums über die Löhne in der Textilindustrie veröffentlicht in 

„Wirtschaft und Statistik“ 1928, Nr. 5), deren Angaben zwar außerordentlich anfechtbar, in vielen Fällen geradezu eine 

Irreführung sind – was aber an dem prozentualen Verhältnis der im allgemeinen zu hoch angegebenen Löhne nichts 

ändern dürfte. 
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Aber so wenig die Spanne zwischen Männer- und Frauenlohn eine einfache Tatsache, sondern eine 

Vielheit der verschiedensten Tatsachen und Einflüsse ist, so wenig ist der Kampf um gleichen Lohn 

ein einfacher, gradliniger, mit einem Schlage durchzuführender – er ist vielmehr ein verwickelter, 

komplizierter, der Zähigkeit und Ausdauer erfordert. Wir müssen unsere Forderung auf gleichen 

Lohn für gleiche Arbeit aus der abstrakten Höhe des Prinzips herabholen auf den profanen Boden des 

kleinen Tageskampfes. Wir müssen sie spezialisieren auf die besonderen Verhältnisse in jedem Be-

trieb, in jeder Branche, in jedem Industriezweig. Die Forderung auf gleiche Bezahlung bestimmter 

gleicher Arbeit, die Forderung auf gleiche Waschzulage und Waschzeit, die Forderung auf gleiche 

Sozialzulage – das alles sind Schritte auf diesem Wege Umfassender schon ist die Forderung auf 

Pfennigzuschläge statt prozentualer Lohnerhöhungen – sie vermindert nicht nur die Spanne zwischen 

den Geschlechtslöhnen, sondern die Spanne zwischen den Lohnklassen überhaupt. Am weitestgehen-

den aber ist die Forderung der Abschaffung der Lohnkategorie Frauen überhaupt, wie sie schon in 

einzelnen oppositionellen Vorschlägen bei Tarifverhandlungen (so bei Abschluß des Lohntarifes für 

die sächsische Metallindustrie im September 1927) und in dem Antrag der Opposition auf dem kom-

menden ADGB-Kongreß erhoben wurde. 

Weg mit den Frauenlöhnen aus den Tarifverträgen! 

Das muß die Losung der Opposition bei allen kommenden Lohnbewegungen und Tarifverhandlungen 

sein. Die Durchsetzung dieser Forderung würde eine radikale und einschneidende Wandlung in der 

Frage des Arbeiterinnenlohnes bedeuten. 

Wenn wir es verstehen, in dieser ganz brennenden und jedem Arbeiter mehr oder weniger schmerz-

lich bewußten Tatsache anzuknüpfen, wenn wir es verstehen, im Kampf gegen die Lohndifferenzie-

rung (von der der Kampf um die Beseitigung der Geschlechterlöhne nur ein Teil ist) breiteste Massen 

zu mobilisieren, so werden wir einen wichtigen Kristallisationspunkt für eine über den Rahmen der 

Kommunistischen Partei hinausreichende Opposition schaffen. 

Wie der Kampf um mehr Lohn heute schon an die Grenze des rationalisierenden Kapitals stößt, so 

wird ein Massenkampf um kollektive Lohnregelung, ein Massenkampf um die Zusammenschwei-

ßung der Arbeiterklasse gegen seine Differenzierungstendenzen der kapitalistischen Rationalisierung 

einen lebensgefährlichen Stoß versetzen. 

Dieser Kampf kann nur geführt werden gegen  den Willen der Gewerkschaftsbürokratie, die auf dem 

Wege der Eingliederung der Arbeiterschaft in das Gefüge der kapitalistischen Wirtschaft, auf dem 

Wege der friedlichen Durchdringung des kapitalistischen Staates zum Sozialismus [570] kommen 

will, und daher der Auffaserung der Arbeiterklasse. 

Dieser Kampf hat aber auch zur Voraussetzung die Herausbildung einer breiten, auf die untersten 

Schichten der Arbeiterschaft, die Ungelernten und die Arbeiterinnen sich stützenden Bewegung, ei-

nes weit über den Rahmen der Partei hinausgehenden linken Flügels in den Gewerkschaften. Das 

bedeutet, eine kluge und bewegliche Einheitsfronttaktik zu machen, das bedeutet, gestützt auf den 

Klasseninstinkt breitester Massen, auch Teile des von dieser Massenstimmung unmittelbar abhängi-

gen sozialdemokratischen Funktionärkörpers (ganze Ortsverwaltungen und Ortskartelle wie auch ein-

zelne Verbände) in diese Bewegung hineinzuziehen. Das bedeutet unsere alte Parole: Schaffung von 

Industrieverbänden mit einem neuen aktuellen Inhalt zu füllen. 

LITERATUR 

Gerber: „Die Gesellschaft“ und „Sozialistische Monatshefte“ 

II. 

Mit den konkreten innerpolitischen Aufgaben, die der Sozialdemokratie durch den mutmaßlichen 

Wahlausgang erwachsen mußten, beschäftigen sich nur die „Sozialistischen Monatshefte“ in einem 

programmatischen Artikel Karl H i ldeb r and t s  im Maiheft: „Zur fünften Wahl der Deutschen Re-

publik.“ Die Parole, die da ausgegeben wird, geht noch über die große Koalition hinaus; sie lautet: 

„Zusammenwirken aller produktiven Elemente des deutschen Volkes, das sich wirtschaftlich in einer 
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Arbeitsgemeinschaft, politisch in einer weitgefaßten Koalition manifestieren muß.“ Dabei versteht 

H. unter „produktiven Elementen“ natürlich nicht nur die tatsächlich produktive Arbeit Leistenden, 

sondern auch die den Produktionsprozeß beherrschende Bourgeoisie – e i n sch l i eß l i ch  de r  Ag-

r a r i e r. Dieser Gedanke wird bis in die letzten Konsequenzen ausgeführt: Selbst „vom reinen Be-

darfsstandpunkt aus“ sei die Frage der nationalen Produktion wichtiger als die Frage der Verteilung 

des Nationaleinkommens, die erst dann einen Sinn habe, wenn die Produktion auf ein Maximum 

gesteigert sei. Die Politik der „Arbeiterpartei“ soll also auf jeden Versuch der Steigerung des prole-

tarischen Einkommens solange verzichten, bis die „Volkswirtschaft“ ihre höchste Vollendung er-

reicht habe, – und dazu ist es allerdings notwendig, „alte Gedankenreihen endgültig zu verabschie-

den“. Die vertrustete Wirtschaft kann nur bei richtiger staatlicher Regelung ihre maximale Produkti-

vität erzielen, – damit diese Eingriffe aber wirklich die Interessen der „Wirtschaft“ (nämlich der Ge-

samtbourgeoisie) vertreten, müssen sie von einer Koalitionsregierung ausgehen. Damit die nun gut 

zusammenarbeiten kann,, muß die SPD es s chon  i m  Wahl kam pf  vermeiden, „durch Hervorhe-

bung der Gegensätze zweiter Ordnung“ (nämlich durch antikapitalistische Phrasen) „das Gemein-

same erster Ordnung (nämlich die Orientierung auf die „Volksgemeinschaft“) zu verdunkeln, Und 

natürlich ist „jede Diskussion darüber, ob man überhaupt das Recht hat, die Verantwortung abzu-

lehnen, wenn man die Regierung nicht allein übernehmen kann, von Uebel“. Die Partei hat die unab-

weisbare Pflicht, das Vertrauen der Klasse, die sie wählte, in praktische legislative und administrative 

Resultate umzusetzen. Sie muß sich aber von vornherein darüber klar sein, daß ihr dies in einer Ko-

alition, wie sie nun einmal notwendig ist, nie gelingen wird, wenn sie nur die vermeintlichen Klas-

seninteressen wahrnimmt.“ Dem Radikalismus, der von Vertretung der Arbeiterinteressen schwätze, 

fehle „es an Verständnis für die Bedingungen der nationalen Produktion in ihrer Gesamtheit“. Vor 

allem aber begreifen die Arbeiter leider noch nicht, „daß  d i e  a g r a r i s che  P r oduk t i on  vo r  a l -

l em  den  Ur g r und  de s  na t i ona l en  Lebens  b i l de t, daß sie daher der Förderung bedarf, die 

ihre Bedeutung für die Gesamtwirtschaft erheischt“. Selbst das Kieler Agrarprogramm sei nur ein – 

wenn auch verheißungsvoller – Anfang auf dem Wege der Besserung, – aber „es kommt vor allem 

auf die praktische Ausführung an, die dann von selber schon eine Erweiterung auch der vorläufig 

noch nicht genügenden programmatischen Forderungen bewirken wird“. Und die Art dieser Erwei-

terung wird deutlich genug gekennzeichnet, wenn H. die Hoffnung ausspricht, daß die SPD in ihrer 

Agrarpolitik „angesichts der Handelsvertragsverhandlungen nicht versage“ – also kurz gesagt, Hoch-

schutzzölle bewillige. 

Ist das scheinbar Wahnsinn, so hat es doch Methode: der Gedanke der Koalitionspolitik wird eben so 

weit ausgeführt, daß damit die SPD als solche jede selbst scheinbare Existenzberechtigung verliert. 

Schließlich ist die offizielle Parteiführung von der alten These, „daß man mit dem vernünftigen Teile 

der Bourgeoisie gegen den unvernünftigen zusammenarbeiten müsse, dahin gekommen, sich mit aus-

gesprochenen Scharfmachern aus der Deutschen Volkspartei zu koalieren, – ja warum soll man nicht 

noch einen Schritt weiter, bis zu den Junkern, gehen? Und wenn – was doch seit 10 Jahren sozialdemo-

kratisches Dogma ist – „die Wohlfahrt der Arbeiter vom Ge-[571]deihen der Volkswirtschaft abhängt“, 

– ja warum soll man dann nicht von vornherein sagen. daß man auf jede Vertretung „spezifischer Klas-

seninteressen verzichtet und einfach der „Volksgemeinschaft“ dient? Den letzten Schritt wagt freilich 

H. auch nicht offen auszusprechen: wenn es keine wirklichen, sondern nur eingebildete Interessenge-

gensätze gibt, – warum überhaupt Wahlen, warum nicht offener Faschismus? Aber dieser Schritt liegt 

nahe, – und die SPD würde ihre Existenzberechtigung (d. h. ihren objektiven Nutzen für die Bourgeoisie 

als ein Instrument zur Knebelung der Arbeitermassen) gründlich verlieren, wenn sie den H.schen Rat-

schlägen folgen und auf alle radikalen Phrasen sowie auf den Sche i n, als ob sie wenigstens gegen 

einen „besonders reaktionären Teil“ der herrschenden Klasse kämpfe, verzichten würde. 

Trotzdem soll man nicht etwa annehmen, daß H. ein gewöhnlicher Außenseiter ist, der zu viel aus 

der Schule schwätzt. Im Mär zhe f t  veröffentlicht Wi s se l l, der nun durch den Willen seiner Partei 

die Gelegenheit zur Leitung des gesamten Schlichtungswesens erhalten hat, einen Artikel über „Wirt-

schaft und Wirtschaftskämpfe“, der offen und ehrlich den Versuch macht, „über den Klassen zu ste-

hen“: die These der Unternehmer über die Notwendigkeit stärkerer Kapitalsbildung sowie die der 

Gewerkschaften von der notwendigen „Verbreiterung des Innenmarktes“ durch Lohnerhöhungen 
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werden beide vom Stand unkt der „Volksgemeinschaft“, d. h. der Rationalisierung der deutschen 

kapitalistischen Produktion gewürdigt. „Ganz recht hat nur selten eine Partei – und ganz unrecht auch 

nur selten.“ Und zum konkreten Beweis, wie meilenweit er von jedem proletarischen Empfinden 

entfernt ist, gibt W. eine „sachliche“ ‚ d. h. den Unternehmerstandpunkt einnehmende, Betrachtung 

der großen Berliner Werkzeugmacherbewegung. Und dann heißt es: 

„Dieser Versuch (nämlich die Lebensbedingungen der Arbeiter zu heben) stößt sich an dem Bestreben, die 

Grundlagen dieses Aufstiegs zu sichern, nämlich die Wirtschaft instand zu setzen, einen solchen Aufstieg zu 

ermöglichen ... Keine der beiden Parteien (Unternehmer und Arbeiter) lehnt sich gegen die Grundauffassung 

der anderen Seite auf (!!!), jede läßt die der anderen durchaus gelten. Nur ist so schwer zu bestimmen, wo die 

eine durch die andere beeinträchtigt wird.“ 

Steht man so  zum Existenzkampf der Arbeiterklasse, – ja dann hat Hildebrandt durchaus recht, dann 

ist der Schein des Klassenkampfes Unsinn, – aber dann hat Musso l i n i  noch viel mehr recht. 

Charakteristischerweise polemisiert die „Gesellschaft“ in keinem einzigen Artikel gegen die – in der 

Konsequenz doch zur ideologischen Liquidation der SPD führende – Aussprechung des wirklichen 

Kernes der sozialdemokratischen Politik durch die „Sozialistischen Monatshefte“, – ihre Auseinan-

dersetzung mit dieser Ideologie vollzieht sich vielmehr ziemlich versteckt in einigen Ausführungen 

über den Charakter der deutschen bürgerlichen Parteien. In dem Artikel des Maiheftes „Der Tod einer 

Partei“ sucht Georg Dec ke r  den Bruch der konservativen Vereinigung mit den Deutschnationalen 

(auf Grund eingehender Analyse von Wahlresultaten vor und nach dem Kriege) aus der geänderten 

Struktur der Deutschnationalen Partei zu verstehen, die aus einer im wesentlichen ländlichen, von 

den Junkern geführten Agrarierpartei zur bürgerlichen Sammelpartei mit großem städtischem Anhang 

wurde, und die darum gezwungen war, sich nicht an eine rein negative monarchistische Opposition 

zu binden, sondern „auf dem Boden der Tatsachen“ „positive Arbeit zu leisten“. Ziel dieser Politik 

aber ist eine „in irgendwelcher Form verfassungsmäßig festgelegte Bevorzugung des Besitzes“. Da 

die Partei zwar greifbare Erfolge für die „den Kern der Partei bildenden Interessengruppen“ heraus-

geholt hat, die breiten Wählermassen der Partei aber den Schaden davon zu tragen haben und nicht 

auf die Dauer deutschnational stimmen werden, kommt es der Partei darauf an, „die Regierungsmacht 

gegenüber den Massen, vor allem den besitzlosen Massen – selbständig zu machen“ – sei es nun mit 

verfassungsmäßigen oder verfassungswidrigen Mitteln. Die von D. nicht ausgesprochene Konse-

quenz einer solchen Auffassung ist einerseits die Zurückweisung der von den „Sozialistischen Mo-

natsheften“ geforderten „ganz großen Koalition“ mit der „Landwirtschaft“, – anderseits die Begrün-

dung der „normalen“ Koalitionspolitik der SPD mit dem „vernünftigen“ und „verfassungstreuen“ 

Teil der Bourgeoisie zur Verhütung des „größeren Uebels“, – nämlich der von ihm angedeuteten 

Verfassungsänderung im Besitzinteresse. 

Wichtiger ist eine ausgesprochene Kontroverse über die Beurteilung des inneren Verhältnisses von 

Sozialismus und Katholizismus. Im Aprilheft der „Sozialistischen Monatshefte“ findet sich ein Arti-

kel von Walter Koc h: „Können Sozialismus und Katholizismus zusammen arbeiten?“ Er beantwortet 

die Frage natürlich grundsätzlich bejahend, – wobei er aber als die dem „Sozialismus“ am nächsten 

stehende Strömung innerhalb des Zentrums n i ch t  die Gruppe um Wi r t h, – sondern die um S t e -

ge r wa l d  bezeichnet. Denn Wirth verkörpere eine „liberale Wirtschaftspolitik, wenn auch im demo-

kratisch-republikanischen Gewande“, – Stegerwald und die christlichen Gewerkschaften aber eine 

„sozial-organische, gebunden-soziale Politik“, – trotz seiner auch von K. nicht bestrittenen reaktio-

nären Einstellung in allgemein-politischen Fragen. Und dann heißt es: 

„Gleichwohl wäre es verkehrt, wegen praktischer Mängel die sozialere Stellungnahme als solche zu verken-

nen, die der berufsständischen Idee der christlichen Gewerkschaften zugrunde liegt. Mögen wir sie als patri-

archalisch und romantisch empfinden, wir müssen ihr doch den Vorrang vor einer individualistisch-formalde-

mokratischen Einstellung geben. Der Sinn für das Genossenschaftliche, für die Notwendigkeit einer produkti-

ven Wirtschafts- und Sozialpolitik, für einen zellenmäßigen Aufbau des Staats- und Gesellschaftslebens von 

unten her verbindet die christliche Arbeiterbewegung mit der sozialistischen.“ 

Koch hätte genau so gut sagen können „mit der faschistischen“ ‚ – denn zweifellos ist die Stegerwald-

Richtung ihrer Ideologie nach typisch faschistisch, – und der „zellenmäßige Aufbau des Staats- und 
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Gemeinschaftslebens von unten her“ bedeutet nichts anderes als den „Korporativstaat“, um mit Mus-

solini, oder „die Ersetzung der formalen durch die substantielle Demo-[572]kratie“, um mit früheren 

von uns besprochenen Gedankengängen der „Sozialistischen Monatshefte“ zu sprechen. Nun, das 

wäre also nichts Neues: die „Sozialistischen Monatshefte“ haben immer zu verstehen gegeben, daß 

ihnen der Faschismus näher steht als die bürgerliche Demokratie, – warum sollte er es nicht auch 

dann, wenn er katholisch aufgemacht ist? Daher auch die Mahnung zu Konzessionen auf kulturpoli-

tischem Gebiet: 

„Es ist zu hoffen, daß die Arbeit des neuen Reichstags ... sich an diesen gemeinsamen wirtschaftlich-sozialen 

praktischen Aufgaben orientieren wird, anstatt wie in den letzten Monaten sich durch kulturpolitische Macht-

kämpfe von den dringendsten Gegenwartsauf gaben abdrängen zu lassen.“ 

Koch geht nun aber einen Schritt weiter und findet – eben auf Grund seiner faschistischen Grundein-

stellung – innere Gemeinsamkeiten mit dem Katholizismus als Weltanschauung, so daß die auf dem 

Gebiete der Schulverpfaffung gemachten Konzessionen zum logischen Ausdruck „sozialistischer“ 

Politik werden sollen. Er knüpft dabei an die Besprechung der letzten Schriften von Otto Bauer und 

Georg Beyer an. Natürlich erkennt Koch mit Freuden Otto Baue r s  Bekenntnis zur vollen Trennung 

von Religion und Politik als einen Fortschritt gegenüber den kirchenfeindlichen Traditionen der So-

zialdemokratie an, – aber er versteht, daß es mit dieser Trennung seine Schwierigkeiten hat, daß eine 

religiöse Ideologie nicht politisch indifferent sein kann: 

„Wo Religion lebenskräftig ist, will sie sich im gesamten Bereich des Lebens auswirken, sich in soziale Tat 

umsetzen, die Wirklichkeit vom Innersten her umgestalten. Anderseits wird sie nie aufhören, durch die gesell-

schaftliche Lage ihrer Bekenner bedingt zu sein. Religion wird also immer weitgehend eine gesellschaftliche 

und da mit auch eine politische Frage sein.“ 

Es wäre nun scheinbar naheliegend, aus dieser Erkenntnis eben die Konsequenz des unvermeidlichen 

Kampfes zwischen Sozialismus und Religion in jeder, auch der katholischen Gestalt, zu ziehen. K. 

aber dreht den Spieß einfach um. Er ist sich darüber klar, daß die katholischen Kirche 

„ihrer Natur nach ihre Herrschaftsansprüche auch über alles staatliche und soziale Leben nicht aufgeben kann 

und daß daraus gewisse Konflikte erwachsen,“ 

– aber er sieht die Aufgabe des Sozialismus darin, „an der Milderung dieser Konflikte ständig zu 

arbeiten“. Natürlich hat die SPD das Bedürfnis auch auf Kosten des Zentrums Wahlstimmen zu ge-

winnen – aber man muß 

„darüber hinaus zugleich die Voraussetzungen einer künftigen fruchtbaren Zusammenarbeit der O r g a n i s a -

t i o n e n  (!), der katholischen und der sozialistischen Bevölkerungs(!)gruppen als solcher schaffen zu helfen. 

Eine solche Zusammenarbeit kann, soll sie wirklich etwas dauerndes fruchten, n i c h t  b l o ß  v o n  F a l l  z u  

F a l l  o p p o r t u n i s t i s c h  e i n g e g a n g e n  w e r d e n, sondern muß von einer t i e f e r e n  G e s i n n u n g  auf die 

Gemeinsamkeiten und Verschiedenheiten beider Lager begleitet sein.“ 

Die politische Annäherung setzt also die innere voraus oder, wie der Zentrumsmann Dirks‚ mit dem 

sich K. solidarisiert, schreibt: Eine Revision des Verhältnisses von Sozialismus und Katholizismus 

ist nur auf Grund von Veränderungen auf beiden Seiten möglich. 

„Wo im Sozialismus und Katholizismus eine solche geistige Auflockerung eingetreten ist, da wird allerdings 

ein fruchtbarer Austausch beider Welten sehr gut möglich sein ...“ 

Unter weiter heißt es zur näheren Erläuterung dieser Auflockerung: 

„In der Tat muß man klar erkennen, daß katholische Politik nicht denkbar ist ohne ihre im Kern ausschließlich 

metaphysische religiöse Begründung, und daß der Sozialismus seinerseits doch auch immer mehr zu einer 

geistigen Selbstbesinnung a u f  s e i n e  l e t z t e  r e l i g i ö s e  B e g r ü n d u n g  (!!) (Unterstreichungen von mir. 

R. G.) fortschreiten muß, wenn auch in der geistigen Grundhaltung eine Annäherung möglich sein soll.“  

Unabhängig aber von tagespolitischer Zusammenarbeit muß die innere Annäherung gesucht werden: 

„Von solcher Selbstbesinnung wird es nicht zuletzt abhängen, ob die in der Zeitlage notwendige Zusammen-

arbeit zwischen sozialistischer und katholischer Lebenswelt auch d a u e r n d  fruchtbar werden kann.“ 
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Und dann werden Beyer und Koch und ihre „sozialistische“ Partei ihren Platz finden im Schoße der 

allein seligmachenden katholischen Kirche, – und es wird e i ne  Herde und e i n  Schafstall sein. Gra-

tias agimus tibi, Domine! 

Wie eine Polemik auf diese Ausführungen liest sich der ebenfalls im April in der „Gesellschaft“ er-

schienene Artikel Deckers über „Katholizismus und Sozialismus“. Ausführlich und mit vielen Zitaten 

aus der Zentrumsliteratur wird nachgewiesen, daß die scheinbare Annäherung christlicher Gewerk-

schafter und anderer katholischer Politiker an sozialistische Gedankengänge nichts anderes als – Fa-

schismus sei, daß anderseits der Faschismus in seiner Ideologie vieles enthalte, was ihn zu enger 

Verbindung mit dem Katholizismus befähige. Decke r  läßt die Frage offen, ob sich die katholische 

Kirche dereinst mit dem im internationalen Maßstabe siegreichen Sozialismus abfinden werde, und 

hält dies für durchaus möglich, aber 

„für die Gegenwart steht fest, daß der Katholizismus im Sozialismus seinen Gegner sieht, daß er den Sozialis-

mus unter die zu bekämpfenden Kräfte der Zerstörung rechnet und daß der Katholizismus mit seinem Gegner 

nicht zu paktieren pflegt, wenn er nicht bereits alle Aussichten auf den eigenen Sieg verloren glaubt.“ 

Der Katholizismus macht demnach seinem Gegner keine Konzessionen, – aber Decker ist ja nicht 

Katholik, sondern Sozialdemokrat, und darum setzt er hinzu: 

„Damit soll aber nicht gesagt sein, daß diese Haltung jede politische Zusammenarbeit mit dem Gegner aus-

schlösse.“ 

D. denkt also gar nicht daran, die Koalitionspolitik mit dem Zentrum abzulehnen, – nur sieht er hinter 

ihr in weiterer Per-[573]spektive nicht wie Koch und Beyer die allmähliche Verschmelzung von Ka-

tholizismus und Sozialdemokratie, sondern die schrittweise Loslösung der katholischen Arbeitermas-

sen vom Zentrum und ihre Gewinnung für die Sozialdemokratie. In eingehenden statistischen Unter-

suchungen sucht er die Möglichkeit dieser Gewinnung nachzuweisen. Man müsse die von den christ-

lichen Gewerkschaften propagierte Ideologie bekämpfen, nach welcher 

„der Kapitalismus, wenn nicht einer Regelung, so doch einer mäßigenden Beeinflussung unterstellt, gewisser-

maßen gebändigt werden soll. Dies ist der Sinn der ‚solidarischen‘, ‚beruflichen‘ Organisation, die dem Fa-

schismus und dem Katholizismus als Ideal der gesellschaftlichen Struktur gemeinsam ist, und die jetzt der 

deutschen katholischen Arbeiterschaft als angebliche ‚Wirtschaftsdemokratie‘ präsentiert wird. Diese Ideolo-

gie muß mit aller Energie bekämpft werden, ebenso wie die häufig den Interessen der Arbeiterschaft zuwider-

laufende Politik der Zentrumspartei oder die mangelhafte, viel zu viel auf die ‚Rechte‘ des Kapitals Rücksicht 

nehmende Praxis der christlichen Gewerkschaften.“ 

Gut gebrüllt Löwe, – aber wie wäre es, wenn man in diesen Sätzen die Worte „christlich“, „Katholi-

zismus“ und „Zentrum“ immer durch „Sozialdemokratie“ ersetzen würde? Da käme gar kein übler 

Sinn heraus! Entweder war Decke r  s eh r  naiv – oder s eh r  boshaft gegen seine eigene Partei. Und 

hier steckt der Haken: wie soll eine Partei, auf die alles, was vom proletarischen Standpunkte aus dem 

Zentrum vorgeworfen werden kann, haa r genau  paßt, imstande sein, auf die Dauer die katholischen 

Arbeiter an sich zu ziehen? 

Von den mehr theoretische Fragen behandelnden Artikeln der „Gesellschaft“ ist zweifellos am inte-

ressantesten die Besprechung von Kautskys neuem Buch über die materialistische Geschichtstheorie 

durch Alfred Br aun t ha l  vor allem darum, weil hier ein durchaus nicht auf dem äußersten rechten 

Flügel seiner Partei stehender Theoretiker rückhaltlos und mit Befriedigung als das Hauptverdienst 

Kautskys die Rev i s ion  de s  Mar x i sm us  anerkennt. Kautskys These über die Notwendigkeit 

„zeitweiser Revisionen des Marxismus“ wird als eine Haupterrungenschaft des Buches anerkannt. 

Wo B. Kautsky kritisiert, geschieht es im allgemeinen wegen allzu geringem Revisionismus so zu-

nächst bei der Behandlung der philosophischen Grundfragen, in denen Kautsky zwar eine prinzipielle 

Unabhängigkeit des Marxismus von der materialistischen Weltanschauung anerkennt, dann aber doch 

durch seine – nach Kautskys Meinung unberechtigte – Polemik gegen den Kantianismus und durch 

sein Festhalten an der Bezeichnung der marxistischen Methode als „materialistisch“ diesen Tatbe-

stand verdunkle. 
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Wichtiger noch ist Brauntals Polemik gegen Kautsky wegen angeblich zu wenig ausgesprochener 

Kritik der Marxschen Dialektik. „Dem Sinne nach“ habe Kautsky „die Einheit von dialektischer und 

naturalistischer Geschichtsauffassung“ durchaus preisgegeben, indem er den Inhalt der Dialektik in 

eine platte Selbstverständlichkeit, eine „Wechselwirkung zwischen Lebewesen und Umgebung“ um-

deutete. Braunthal erkennt grundsätzlich Kautskys Verdienst an der Liquidation der Dialektik an und 

hält „seine wirtschaftsgeschichtliche Beweisführung gegen die Marx-Engelssche Dialektik“ für mus-

tergültig. Unzufrieden ist Braunthal damit, daß Kautsky sich – scheinbar dem „Gesetze des Konser-

vativismus“ folgend – nicht entschließen konnte, auch formell die Dialektik abzulehnen. Wenn er sie 

auch für keinen „integrierenden Bestandteil der materialistischen Geschichtsauffassung“ erklärt, so 

leugnet er doch nicht die Wichtigkeit der Dialektik in dem System von Marx und Engels. Er betont, 

daß die notwendige und durch Kautsky eingeleitete „Revision der Marx-Engelsschen Gedankengänge 

politisch von ebenso schwerwiegenden Konsequenzen ist wie theoretisch. Braunthal umschreibt den 

Charakter der von ihm anerkannten politischen Revision des Marxismus, indem er zuerst erklärt, 

„daß die Produktivkräfte sich im Rahmen der kapitalistischen Wirtschaftsordnung i m m e r  b l ü h e n d e r  e n t -

f a l t e n  konnten, ohne in Widerspruch mit ihr zu geraten“, 

und dann die Kautskysche Theorie der Demokratie, insbesondere die Ablehnung des Unterschiedes 

von bürgerlicher und proletarischer Demokratie, au sd r ück l i ch  als Ausfüllung der Lücke erklärt, 

die durch die Liquidierung der Dialektik im marxistischen System entsteht. Der Kapitalismus erhält 

sich n i ch t  durch politische Niederhaltung des Proletariats, sondern durch seine ökonomische Un-

entbehrlichkeit! Womit dann allerdings die Frage entsteht, wodurch der Kapitalismus überhaupt li-

quidiert werden könne, wenn – wie Braunthal oben erklärt – sich in ihm auch ökonomisch die Pro-

duktivkräfte immer blühender entfalten. Aus diesem Widerspruch, in den sich Kautsky verrannt hat, 

findet Braunthal den gewohnten „Ausweg“ der ganzen Sozialdemokratie – er erklärt bestimmte 

staatskapitalistische Erscheinungen für „Stücke Sozialismus“. 

In krasser Form zeigen sich die inneren Widersprüche der sozialdemokratischen Theorie in einem 

Artikel Gregor B i en s tocks  im Maiheft: „Die Zukunft des Kapitalismus.“ In einem Wulst schön-

geistiger Phrasen, Versuche, alle Oekonomie in Psychologie aufzulösen, findet sich e in  grundsätzli-

cher Gedanke: Wie wird ein sozialistisches Europa ökonomisch existieren können, falls nicht die 

Technik der Chemie bis dahin alle ausländische Rohstoffeinfuhr entbehrlich machen sollte? Eine 

„sozialistische Kolonialpolitik“ lehnt Bienstock vor allem deshalb ab, weil sie das „sozialistische“ 

Europa in militärische Konflikte mit dem amerikanischen, japanischen usw. Imperialismus führen 

müßte. Die Möglichkeit einer Unterstützung kolonialer Revolutionen durch das europäische Proleta-

riat existiert für ihn als „grundsätzlichen“ (bis zum nächsten Krieg) Pazifisten natürlich nicht. „Die 

Chancen des europäischen Industriesozialismus gegenüber dem jungen streitbaren Imperialismus 

etwa der Vorkriegszeit in dem Kampfe um die Weltwirtschaft wären ja ziemlich gleich Null.“ Eine 

sozialistische Entwicklung der bisherigen Kolonialländer ist natürlich schon gar ausgeschlossen, – 

bleibt nur die Möglichkeit, daß 

„die erwachten Völker Asiens dem europäischen Industriesozialismus die organisatorische Rolle beim Aufbau 

zwar nicht eines Sozialismus – wie das die Bol-[574]schewiki erhofften –‚ sondern einer modernen kapitalis-

tischen Wirtschaft neben dem amerikanischen Jungkapitalismus einräumen. ... Es würde sich da eben um die 

Organisation der sozialistischen Weltwirtschaft, des sozialistischen Welthandels auf einer neuen Grundlage 

handeln“. 

Damit der „Sozialismus“ diese Aufgabe lösen kann, muß er, wie Bienstock eingehend „psychologisch 

beweist“, wichtige Elemente des „kapitalistischen Geistes“ in sich tragen – die „Idee einer allumfas-

senden Staatswirtschaft“ scheint „endgültig überwunden“. Konkret gesprochen besteht also die Bien-

stocksche Lösung darin, daß ein sich „sozialistisch“ schimpfendes und vielleicht von sozialdemokra-

tischen Regierungen „beherrschtes“ kapitalistisches Europa Kapital exportiert, – sogar ohne irgend-

welche sozialistische Illusionen. Aber wird es dann nicht zu Situationen kommen, die Bienstocks 

Pazifismus auf eine böse Probe stellen? Wird die Kapitalausfuhr nicht zu bösen Konflikten führen? 

O nein: „der Imperialismus wird allmählich nicht mehr modern, er gehört der vergangenen Epoche 

an“. Denn die jungen Kapitalismen (Amerika, Japan usw.) entwickeln sich immer mehr in der 
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Errichtung eines reinen Industriekapitalismus unter Zurückstellung des Kapitalexports, der „Handel 

folgt nicht mehr der Flagge“. Der „Jungkapitalismus von heute“ wird „auf die Einflußsphärenpolitik 

mehr und mehr verzichten“ – und dann hat der „sozialistische“ Kapitalexport freie Bahn! Und im 

gleichen Heft der „Gesellschaft“ bespricht Lue tkens  eingebend „die Zahlungsbilanz der Vereinig-

ten Staaten“ und leugnet – auf Grund der amtlichen Zahlen, an die kein bürgerlicher Wissenschaftler 

glaubt, weil jeder versteht, daß sie zwecks Zurückweisung der europäischen Schuldesrevisionswün-

sche „frisiert“‚ sind – das Vorhandensein eines amerikanischen Kapitalexports! Ist es Wahnsinn, so 

hat es Methode – nämlich die Methode des Vogel Strauß, der seinen Kopf versteckt. Gibt es keinen 

Kapitalexport und keinen Imperialismus, dann kann der „Sozialismus“ sich nach Kautskyschen Re-

zepten „entwickeln“ – aber eben nur  dann. 

Berlin, 19. Juli 1928. Rudolf Gerber. 

* 

E. Varga: „Die Wirtschaft der Niedergangsperiode des  

Kapitalismus nach der Stabilisierung“. 
Verlag C. Hoym, Hamburg, Berlin 1928. 

Die neue Broschüre des Genossen Varga verdient besonders große Aufmerksamkeit. Zum erstenmal 

wird hier eine zusammenfassende Behandlung der neuen, typischen Niedergangserscheinungen des 

Monopolkapitalismus gegeben und der Versuch gemacht, sie zu analysieren. Dabei ergibt sich schon 

aus dem Umfang der Arbeit (108 Seiten), daß dies recht knapp und zusammengedrängt geschieht. 

Die neue Schrift dient, obwohl unseres Erachtens zahlreiche Definitionen und Schlußfolgerungen 

kritisiert werden müssen, der Klarstellung des Charakters der ökonomischen Erscheinungen im Nie-

dergangs- oder Monopolkapitalismus. Vor allem sollte sie aber Anlaß zu einer fruchtbaren Diskus-

sion werden, deren Förderung auch die untenstehenden kritischen Ausführungen dienen. 

Zunächst sei kurz einmal der Inhalt der Varga-Broschüre umrissen: Es werden für den gegenwärtigen 

Kapitalismus „drei Haupttendenzen“ konstatiert: „1. Die Tendenz der Erhöhung der organischen Zu-

sammensetzung des Kapitals, 2. die Tendenz der sinkenden Profitrate, 3. die Tendenz der sinkenden 

Arbeiterzahl“ (S. 22/23). Die kapitalistische Rationalisierung hat zur „absoluten Abnahme“ der Zahl 

der vom industriellen Kapital beschäftigten Arbeiter bei gleichzeitiger starker Steigerung der Inten-

sität der Arbeit und Erhöhung der Mehrwertsrate“ geführt (S. 36). „Die Freisetzung der Arbeiter 

durch Maschinen wird nicht mehr durch die Ausdehnung der Produktion kompensiert“ (S. 24). Hier-

bei ist noch zu berücksichtigen, daß die nicht in der industriellen Produktion beschäftigten Arbeiter 

(„In der Zirkulationssphäre und bei verschiedenen Dienstleistungen“), die zwar ausgebeutet werden, 

aber keinen Mehrwert schaffen, relativ zunehmen, also die Zahl [der Lohn]arbeiter um so mehr sinkt. 

Die hiermit im Einklang stehende beschleunigte Entwicklung der Technik gliedert Gen. V. in den 

Fortschritt in der „Energiewirtschaft“, „der eigentlichen Arbeitsmaschinen“, „des Fließbandes als Or-

ganisationszentrum“‚ der chemischen Industrie, der Verkehrs- und Verständigungstechnik. Letztere 

Entwicklung hat zur Folge, daß die Krisen „infolge Unkenntnis in der Zirkulationssphäre geringer 

werden“, während „die immanenten Ursachen“ für die kapitalistischen Krisen um so mehr zum Vor-

schein kommen. Der Uebergang von der unmittelbaren Verwendung der Dampfmaschinen als Ar-

beitsmaschinen zur Erzeugung elektrischer Energie, der bereits in der Vorkriegszeit begonnen hat, 

wird immer mehr zur Wirklichkeit. 

Bei der neuen Entwicklung der Arbeitsmaschinerie geht Varga leider nicht darauf ein, daß durch die 

Arbeitsmaschinen, die eine vollständige Automatisierung des Produktionsprozesses herbeiführen, vor 

allem ungelernte Arbeiter verdrängt werden; denn die mechanischen Teilarbeiten werden ebenfalls 

von Maschinen und Apparaten ausgeführt (Gegentendenz zur Verdrängung von gelernten Arbeitern 

durch Ungelernte und Frauen). Damit im Zusammenhang muß darauf hingewiesen werden, daß die 

Belegschaft in der chemischen Industrie neben dem Heer der Chemiker und Techniker nicht nur aus 

ungelernten oder wenig qualifizierten Arbeitern, sondern auch zu einem nicht unerheblichen Bruch-

teil aus Handwerkern für Reparaturarbeiten usw. besteht. Der rasche technische Fortschritt hat 
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bewirkt, daß sich „die Bedeutung der Gefahr des moralischen Verschleißes“ und „die organische 

Zusammensetzung des Kapitals“ erhöht hat. [575] Um so größer wird der Drang nach Realisierung 

von größeren Profiten und Erschließung neuer Absatzmärkte. Hierbei verzeichnet V. als Gegenten-

denz zu der Schutzzollpolitik des Monopolkapitalismus, daß die Schutzzölle durch Dumping und die 

Monopolprofite durch die fortschreitende allgemeine Monopolisierung des Kapitals aufgehoben wer-

den, worauf weiter unten noch eingegangen werden soll. In dem Staat, der nicht mehr „der Staat der 

gesamten Bourgeoisie, sondern der Staat der kleinen Clique von monopolistischen Kapitalisten“ ist, 

ist auch ein Wachsen der staatskapitalistischen Tendenzen zu verzeichnen. 

Eine der wesentlichsten theoretischen Feststellungen des Gen. Varga scheint ein Ergebnis etwas ein-

seitiger und abstrakter Betrachtung zu sein. Ist der tendenzielle Fall der Profitrate, der bereits in dem 

aufsteigenden und räumlich sich stoßweise ausdehnenden Kapitalismus eingetreten war, in der Nie-

dergangsperiode des Kapitalismus zu einem beschleunigten absoluten Sinken geworden? Das würde 

anscheinend mit der Tatsache übereinstimmen, daß eine Reihe von ökonomischen Erscheinungen, 

die in der Vorkriegszeit nur als Tendenzen zu erkennen waren, heute ausschlaggebende und äußerst 

intensiv auftretende Erscheinungen geworden sind. Gerade deswegen ist jedoch zu berücksichtigen, 

daß auch die Gegentendenzen, die den Fall der Profitrate als Folge höherer organischer Zusammen-

setzung des Kapitals aufhalten, in dem jetzigen Stadium des Kapitalismus relativ und absolut erheb-

lich zugenommen haben. Dies gilt ganz besonders für die kapitalistische Rationalisierung, durch die, 

nach Gen. V., ebenfalls ein Sinken der gesellschaftlichen Profitrate eingetreten sein soll. 

Während der Krisen und Depressionen in der Niedergangsperiode des Kapitalismus ist die Vernich-

tung von konstantem (vor allem fixem) Kapital durch Betriebsstillegungen und moralischen Ver-

schleiß viel größer als jemals in der Vorkriegszeit geworden. Durch die Rationalisierung wird dieser 

Prozeß nicht aufgehalten, sondern systematisiert und organisiert. Hinzu kommt, daß der gerade durch 

die Rationalisierung vorwärts getriebene technische und organisatorische Fortschritt zum großen Teil 

neben einem beschleunigten Umschlagen des Kapitals eine größere Oekonomisierung in der Anwen-

dung und dem Verbrauch des konstanten Kapitals herbeiführt. Je höher organisiert bereits das Kapital 

ist, je größer der Absatzmangel und die „Kapitalnot“‚ desto mehr wird die Oekonomisierung von 

konstantem Kapital betrieben werden. 

All jene Erscheinungen bewirken aber eine relative Abnahme des konstanten Kapitals, damit auch 

eine Steigerung der Profitrate. Hinzu kommt noch die Vermehrung des absoluten Mehrwertes infolge 

Lohndruckes und Steigerung der Arbeitsintensität. Auch Genosse V. stellt fest, daß „die Erhöhung 

der Arbeitsleistung durch die Rationalisierung „... zum größeren Teil aber einfach der Erhöhung der 

Arbeitsintensität geschuldet ist“ (S. 34). 

Deswegen ist für die kapitalistische Rationalisierung augenscheinlich nicht das „Sinken der Durch-

schnittsprofitrate infolge rascher Erhöhung der organischen Zusammensetzung des Kapitals“ charak-

teristisch. Dabei soll der enorme Fortschritt der Arbeitsmaschinerie, die weitere Automatisierung des 

Produktionsprozesses, das besonders große Anwachsen des fixen Kapitals, wodurch menschliche Ar-

beitskraft verdrängt wird und der relative Anteil des konstanten Kapitals wächst, keineswegs unter-

schätzt werden. Aber ist es nicht für die kapitalistische Rationalisierung bezeichnend, daß der Anteil 

des konstanten Kapitals infolge technischen Fortschrittes gewachsen ist und zahlreiche Industriear-

beiter überflüssig gemacht worden sind? Das von Gen. V. hierzu zusammengestellte, an sich sehr 

interessante statistische Material über das absolute Sinken der Zahl der produktiven oder Mehrwert 

schaffenden Arbeiter bezieht sich leider nur auf die Vereinigten Staaten Nordamerikas und ist schon 

deswegen nicht beweiskräftig für die von V. angenommene Verallgemeinerung. Hinzu kommt, daß 

selbstverständlich von der Zahl der Arbeiter allein die Höhe der Profitrate nicht abhängt, sondern 

auch von dem Umfang des konstanten Kapitals. Es soll damit nicht die gewaltige Kapitalsakkumula-

tion in Amerika und Deutschland während der letzten Jahre bestritten werden. Aber in Deutschland 

war die erhebliche Kapitalsakkumulation nicht nur extensiv, sondern zum größeren Teil intensiv. 

Es handelt sich bei obiger Diskussion nicht um eine akademische Streitfrage, sondern um die Klärung der 

aktuellsten und wichtigsten ökonomischen Erscheinungen des europäischen Kapitalismus. Die obige Var-

gasche These würde eine Unterschätzung der Stabilisierungsgrundlagen im Niedergangskapitalismus und 
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des Konjunkturaufstieges, basierend auf dem „Inlandsabsatz“ ‚ bedeuten. Umgekehrt erklärt die ver-

stärkte Kapitalsvernichtung und moralische Entwertung des Kapitals u. a. auch den ganz besonderen 

Druck auf die Arbeiterschaft, den Kapitalsmangel bzw. besonders großen Kapitalsbedarf. Der erhöhte 

moralische Verschleiß des konstanten Kapitals, der von V. selber ebenfalls erwähnt, aber nicht genü-

gend gewürdigt wird, ist nicht nur eine Folge der Kapitalsakkumulation, des beschleunigten techni-

schen Fortschrittes, sondern drängt umgekehrt auch die Kapitalisten zu beschleunigter Kapitalsakku-

mulation, um den drohenden Rückgang der Kapitalsmacht aufzuhalten; denn er würde absolut ja 

schon bei einfacher Reproduktion eintreten (Kapitalsvernichtung, moralischer Verschleiß!). Die Stei-

gerung der Profite, die zum größten Teil akkumuliert werden, wird für die Kapitalisten um so zwin-

gender, wenn sie in internationalem Maßstabe konkurrenzfähig bleiben wollen. Damit im Zusam-

menhang wird es klar, daß Deutschland nicht nur wegen der Reparationsverpflichtungen (vgl. S. 58) 

zu einem der größten Kapitaleinfuhrländer geworden ist. 

Auf S. 14 schreibt Gen. Varga: „Das Gleichgewicht des kapitalistischen Systems selbst wurde zeit-

weise immer wieder hergestellt durch Erweiterung des kapitalistischen Absatzmarktes.“ Auch hier 

wird der moralische Verschleiß bzw. die Kapitalsvernichtung außer acht gelassen. Dies ist aber eben-

falls entscheidend für die Wiederherstellung des ökonomischen „Gleichgewichtes des kapitalisti-

schen Systems“. 

Auch bei den übrigen Ausführungen des Gen. Varga gibt es eine Reihe von Stellen, die eine Kritik 

notwendig machen. So heißt es auf S. 10: „Der für die Nachkriegszeit besonders charakteristische 

Zerfall der kapitalistischen Welt in ein Ueber- und Unterproduktionsgebiet wurde langsam überwun-

den, wobei die reichen Länder die armen durch Kapitalexport ‚unterstützen“‘. Seit wann können vom 

marxistischen Standpunkte aus „Ueber- und Unterproduktion“, [576] „reiche“ und „arme“ hochkapi-

talistische Länder unterschieden werden? 

Es ist zweifellos richtig, wenn Gen. V. S. 30 schreibt, daß die „Erhöhung des Profits eines Unterneh-

mens auf Kosten des Profits anderer Unternehmungen oder anderer Kapitalsarten“ zunächst die Ar-

beiterklasse nicht berührt, „wenn wir vorläufig an der theoretischen Voraussetzung festhalten, daß 

die Arbeitskraft zu ihrem Werte verkauft wird“. Gen. V. geht bei seinen weiteren Ausführungen auf 

diese Frage nicht näher ein, obwohl der Monopolprofit keineswegs nur die Kapitalisten, deren Ge-

winne durch die Monopole geschmälert werden, interessiert. Denn die ökonomisch schwächeren, 

nicht monopolistisch organisierten Unternehmen versuchen ihrerseits dann um so mehr, ihre Produk-

tionskosten auf die für sie einfachste Art zu senken, nämlich durch Verminderung der Lohnausgaben. 

Der hierdurch verschärfte Klassengegensatz verbindet die Unternehmen der freien oder nur wenig 

beschränkten Konkurrenz dann um so enger mit dem Monopolkapital und dem von ihm abhängigen 

Staat. Auch schießt Gen. V. etwas übers Ziel hinaus bei der Feststellung, daß die Monopolprofite 

durch Monopolprofite selber aufgehoben werden. „Je weiter die Monopolbildung fortschreitet, je ge-

ringer der Anteil des nicht organisierten Kapitals am Gesamtkapital der Gesellschaft wird, desto mehr 

schrumpft die Möglichkeit der Aneignung von Monopolprofiten zusammen“ (S. 65). Je mehr auch 

die Fertig- und Konsumwarenindustriellen sich monopolistisch organisieren, desto weitgehender 

wird die Abwälzung des Preiswuchers auf die letzten Verbraucher- oder Konsumentenmassen mög-

lich. Davon werden aber nicht nur die Arbeiter, deren Löhne ja auch ohnedies auf einen möglichst 

niedrigen Stand gedrückt werden können, betroffen, sondern auch der Mittelstand, der kleine selb-

ständige Handwerker und Kleinbauer (ebenfalls bei Bezug von Materialien). Auch heben sich 

„Schutzzölle und Dumpings in ihrer Wirkung gegenseitig“ nur dann auf, wenn es in jedem kapitalis-

tischen Staate einen gleich großen Innenmarkt gibt. Diese Annahme ist natürlich völlig absurd. 

Es ist auch u. E. die Vargasche Bestimmung der Inflation unzureichend: „Die historische Funktion 

der Inflation bestand darin, die Konzessionen, die die Bourgeoisie aus politischen Gründen dem Pro-

letariat als Vorbeugung gegen die soziale Revolution gewährte, ökonomisch zu annullieren!“ Auch vom 

Gen. V. wird sicher nicht bestritten werden, daß zu der „historischen Funktion der Inflation“ u. a. die 

Enteignung des Sparkapitals des Mittelstandes zugunsten der Trustmagnaten gehört. Mit dem „bürger-

lichen Terror als System“ (S. 10) oder „zügellosen Nationalismus“ (S. 17) ist der Faschismus noch 

nicht genügend charakterisiert. 
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Gen. V. glaubt auch, feststellen zu müssen, daß der deutsche Kapitalismus gegenwärtig immer noch 

„Merkmale einer Kolonie“ aufweist (S. 89). Damit wird die Bedeutung der Dawes-Kontrolle und 

Reparationen in dem deutschen Monopolkapitalismus von 1928 zweifellos überschätzt. 

Gen. V. scheint seine Arbeit allzu übereilt niedergeschrieben zu haben; sonst hätte eine Reihe von 

Mängeln vermieden werden können. Hierzu soll auch der Satz gezählt werden: „Dies (die politische 

Stabilisierung des Kapitalismus) gab den Reformisten die Möglichkeit, Opposition innerhalb des ka-

pitalistischen Systems zu treiben, für ökonomische Forderungen der Arbeiter Kämpfe zu führen und 

auf diese Weise das geschwächte Vertrauen der Arbeitermassen teilweise wiederzugewinnen.“ (S. 

10.) Hier meinte Gen. V. wohl etwas anderes, als er tatsächlich gesagt hat. 

Trotz obiger Kritik soll das Verdienstvolle an der Schrift des Gen. V. nochmals betont werden. Sie 

mündet nicht nur in der Feststellung, daß die Neuaufteilung der Welt und damit der Krieg gerade 

infolge der ökonomischen Entwicklung des Niedergangskapitalismus heute wieder auf der Tagesord-

nung steht. Die zahlreichen neuen, höchst aktuellen und bisher vernachlässigten ökonomischen Prob-

leme werden von V. in seiner Schrift aufgeworfen. Auch eine Kritik kann nicht daran vorübergehen, 

daß Gen. V. Ober jene Fragen eine Diskussion, die schon längst notwendig gewesen wäre, gefördert 

hat und daß die Schrift selber einen Schritt vorwärts zur Klärung der strittigen neuen ökonomischen 

Probleme ist. 

Jeder, der an dem Verstehen der neuen ökonomischen Probleme des Nachkriegskapitalismus interes-

siert ist und die Diskussion hierüber verfolgen will, wird deswegen die Schrift des Gen. V. aufmerk-

sam gelesen haben müssen. G. Re i m ann. 

* 

Probleme der deutschen chemischen Industrie, von Dr. Peter Waller, Halberstadt. 
H. Meyers Verlag, 1928, 141 Seiten. 

Der Verfasser gibt eine Darstellung der Organisation, Konkurrenzverhältnisse, nationalen und inter-

nationalen Bindungen der deutschen chemischen Industrie. Bei der bekannten Geheimniskrämerei 

der I. G. Farbenindustrie A.-G. ist fast nur bereits veröffentlichtes Material verwertet worden. Dank 

seiner anscheinend recht sorgfältigen Durcharbeitung vermochte es der Verfasser, sich durch die Or-

ganisationsverflechtung des Chemiekapitals hindurchzuarbeiten und hiervon dem Leser ein Bild zu 

geben. Zum Teil werden mangels offizieller Mitteilungen selbständige Berechnungen, z. B. über die 

Rentabilität verschiedener Produktionszweige gemacht. Obwohl es sich hier nur um persönliche 

Schätzungen handelt, sind sie dennoch recht wertvolle; dabei sind die Zahlen selber eher zu günstig 

als zu ungünstig für das Chemiekapital geschätzt. 

Die Uebersichtlichkeit und Einheitlichkeit der Darstellung wird durch die abgehackte Betrachtung 

nicht nur nach Industriezweigen, sondern auch nach Organisationsformen usw. gestört. Auch vermei-

det es der Verfasser, in seiner Arbeit irgendwie die Zusammenhänge zwischen Chemiekapital und 

Kriegsrüstungen eingehender zu behandeln. Aber gerade hierdurch wird die besondere staatliche Un-

terstützung und die internationale Gruppierung des Chemiekapitals voll verständlich. G. Re i m an n. 

[577] 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 1. September 1928 ⁕ Heft 17 

Nach dem 10. August 
Berlin, den 24. August 1928. 

Zwei Wochen sind seit dem Panzerkreuzerbeschluß des Kabinetts vergangen. Noch ist es nicht mög-

lich, eine erschöpfende Analyse der im Fluß begriffenen Massenbewegung des Proletariats zu geben, 

die der Panzerkreuzerbeschluß ausgelöst hat. Die Massenmobilisierung der Werktätigen, die die KPD 

mit dem Antrag auf Volksbegehren und Volksentscheid eingeleitet hat, ist erst in den Anfängen be-

griffen. Die Krise der Sozialdemokratie, die an Umfang und Tiefe im Wachsen ist, hat sich im Reichs-

maßstabe ebenfalls noch nicht so ausgewirkt, bzw. ihre Auswirkungen sind noch nicht so bekannt, 

als daß ein abschließendes Urteil über ihren Charakter in der augenblicklichen Etappe schon möglich 

wäre. Aber die Lehren dieser zwei Wochen genügen trotzdem zur Feststellung, daß wir an einem 

Wendepunkt in der Entwicklung der Linksbewegung der deutschen Arbeiterschaft stehen. Während 

die objektive Klassenlage, das Verhältnis der Klassenkräfte durch den Panzerkreuzerbeschluß an sich 

nicht die geringste Veränderung erfuhr, kündigen die Prozesse, die sich im Bewußtsein der neun 

Millionen sozialdemokratischen Wähler abspielen, eine um so gewaltigere Veränderung der subjek-

tiven Faktoren an. 

Die leidenschaftliche Empörung, mit der Millionen sozialdemokratischer Wähler auf den Panzerkreu-

zerbeschluß der sozialdemokratischen Minister und Parteiinstanzen reagierten, geht über die Erre-

gung, die seinerzeit der Hohenzollernvergleich von Otto Braun ausgelöst hat, über die Bedeutung 

eines einzelnen Falles überhaupt weit hinaus. Gerade die breiten Wählermassen werden durch das 

Betrugsmanöver der SPD, zwischen Parteiführung und Ministern zu differenzieren und die Verant-

wortung für den Panzerkreuzerbeschluß auf die Minister abzuwälzen, nicht beeinflußt. Denn die par-

lamentarische Ideologie, die die SPD in ihren Köpfen durch jahrelange Agitation erzeugt hat, hat 

auch dazu geführt, daß die Tätigkeit der SPD im Parlament bzw. in der Regierung als die wichtigste 

und repräsentative Form ihres Auftretens überhaupt angesehen wird. Die Massen der SPD-Wähler 

hätten für die verlogene Behauptung des Parteivorstandes, der Beschluß der SPD-Minister wäre ihm 

selbst überraschend gekommen, nicht viel übrig, auch wenn sie ihr Glauben schenken würden. 

Die Erschütterung der Neunmillionenfront der SPD-Wähler, die wichtigste klassenmäßige Folge des 

Panzerkreuzerbeschlusses, ist für die Beurteilung der Wahlen vom 20. Mai selbst von der größten 

Bedeutung. Sie zeigt, daß die große Mehrheit dieser Stimmen wirklich in antikapitalistischem, in 

antiimperialistischem Sinne abgegeben wurde. Die Tatsache, daß der Panzerkreuzerbeschluß ge-

nügte, um die breitesten Wählermassen von [578] der SPD zu lösen – Hermann Müller erklärte auf 

dem Parteiausschuß, daß die SPD bei Neuwahlen jetzt höchstens 90 Mandate erhalten würde –‚ zeigt 

aber auch das spezifische Gewicht dieser Stimmen: sie zeigt, daß ihr Gewicht als SPD-Stimmen in 

der Tat nicht zu vergleichen ist mit jenem der 3¼ Millionen kommunistischen Stimmen. Diese 9 

Millionen Stimmen bedeuteten in ihrer Mehrheit keine Zustimmung zu der wirklichen Politik der 

SPD, sondern die Ermächtigung zur Einlösung von Versprechungen, die die SPD den Massen gab. 

Im Augenblick, wo die wirkliche Politik der SPD den proletarischen Massen und kleinbürgerlichen 

Schichten, die von den bürgerlichen Parteien zur SPD gekommen sind, an der Hand unmißverständ-

licher Taten begreiflich wird, wenden sie sich von ihr ab. 

Gibt es aber für die von den bürgerlichen Parteien kommenden Arbeiterwähler und werktätigen Wähler 

der SPD ein Zurück zu den Parteien, denen sie früher ihre Interessenvertretung anvertraut hatten? Kön-

nen diese Schichten nach dem Panzerkreuzerbetrug der SPD sich wieder dem Zentrum, den Deutsch-

nationalen, der DDP zuwenden? Mitnichten. Denn diese sind Panzerkreuzer-Parteien wie die SPD; die 

Lehre des 10. August bestand für die Wähler gerade darin, daß die SPD mit ihnen dasselbe verbreche-

rische Spiel getrieben hat wie die Deutschnationalen mit ihren Versprechungen, daß die SPD die Politik 

der imperialistischen Bourgeoisie ebenso mitmacht und fördert wie die bürgerlichen Parteien. 

Es gibt also nur zwei Wege: der Weg ins Nichts, in den politischen Indifferentismus, oder der Weg 

zur KPD, der einzigen Partei, die den Kampf gegen imperialistische Kriegsvorbereitungen und 
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Massenausbeutung führt, ohne bei den Wahlen den Massen Illusionen über parlamentarische Mög-

lichkeiten der Besserung ihrer Lage gemacht zu haben. Die Erschütterung der Neunmillionenfront 

bedeutet die Mög l i chke i t, die Linksbewegung der Massen in der Breite und Tiefe gewaltig zu 

steigern, das Tempo der Entwicklung zu beschleunigen, die Gesamtentwicklung im revolutionären 

Sinne zu beeinflussen, unter den Einfluß der KPD zu bringen. Diese Möglichkeit in Wirklichkeit 

umzusetzen – das ist der Sinn der Bewegun g, deren Ausgangspunkt der Volksentscheid ist. Auch 

die Volksentscheidbewegung beruht auf der Erkenntnis, daß die Linksbewegung zurzeit sich auf einer 

noch niedrigen Entwicklungsstufe befindet. Aber der Unterschied zwischen der Volksentscheidbe-

wegung 1926 und der jetzigen wird durch die seitdem erfolgte gewaltige Zuspitzung der Gegensätze 

zwischen den imperialistischen Staaten und der Sowjetunion, zwischen den imperialistischen Staaten 

selbst, durch die Verschärfung der Kriegsgefahr bedingt. Als Massenmobilisierung gegen die impe-

rialistische Kriegsgefahr kann und wird die Volksentscheidbewegung über ihren Ausgangspunkt bald 

hinausgehen und ermöglichen, den bisher vorwiegend agitatorischen und propagandistischen Cha-

rakter unseres Kampfes gegen den imperialistischen Krieg durch Schaffung von Arbeiterkomitees in 

den Betrieben organisatorisch zu fundieren. Mobilisierung, gewiß. Aber nicht nur Mobilisierung zu 

einer einmaligen großen Kampagne, sondern Schaffung von dauernden organisatorischen Stützpunk-

ten im außerparlamentarischen Massenkampf gegen Kriegsgefahr, das ist die Bedingung des Festhal-

tens und Ausbauens der uns zuströmenden Sympathien der Massen. 

Die Erschütterung der Front des Reformismus vollzieht sich nicht nur in dem Sinne, daß die Wäh-

l e rm assen  mit der SPD brechen. Sie drückt sich auch in der Krise i nne r ha l b  de r  SPD selbst 

aus. Wir setzen an dieser Stelle die Tatsachen, soweit sie durch die Presse verbreitet wurden, als 

bekannt voraus. Was bedeuten sie? 

[579] Die Krise der SPD ist in der besonderen Form, wie sie in der Panzerkreuzerdiskussion innerhalb 

der SPD, im Empörungssturm der Mitgliedschaft gegen den Wahlbetrug, gegen das Ueber-ihre-

Köpfe-hinweg-Handeln usw. zum Ausdruck kommt, eine Ve r t r auensk r i s e, Krise der Beziehun-

gen zwischen Führerschaft und Mitgliedschaft. Aber so wichtig diese auch ist, ist sie nicht das ent-

scheidende Moment. Die Panzerkreuzer-Krise ist vielmehr e i ne  Kr i se  de r  Koa l i t i onspo l i t i k  

innerhalb der SPD selbst. Im Bewußtsein der SPD-Mitgliedschaft spiegelt sich die Erkenntnis dieses 

Sachverhalts mit mehr oder minder größerer Klarheit, immerhin mit wachsende r Klarheit aus. 

Aber selbst wenn die Erkenntnis, daß es bei dem Panzerkreuzer um die Frage „Koalition oder keine 

Koalition?“ ging, in der SPD-Mitgliedschaft überhaupt nicht vorhanden wäre, so würde dies objektiv 

auch nichts daran ändern, daß die Auswi r kunge n de r  Koa l i t i onspo l i t i k  in den Reihen der 

SPD tiefste Erschütterung, Gärung, Massenaustritte, Tendenzen, die an der organisatorischen Einheit 

der SPD als Partei rütteln, hervorrufen. (Die Plauener „Volkszeitung“ berichtet über Strömungen in-

nerhalb der Mitgliedschaft, die auf die Bildung einer neuen USP hinausgehen!) Und zwar handelt es 

sich nicht um zufällige, einmalige oder überhaupt vermeidbare, sondern um zwangsläufige, im Wesen 

der Koalitionspolitik enthaltene Auswirkungen, von denen der Panzerkreuzerbeschluß nur eine war. 

Deshalb wäre es falsch, anzunehmen, daß die Krise in der SPD „lokalisiert“ werden könnte, und zwar 

sowohl im geographischen Sinne, etwa auf Sachsen, als auch in dem Sinne, daß sie nach dem Pan-

zerkreuzerbeschluß durch eine besonders „schlaue“, geschickte Taktik der SPD-Führer aufgehalten 

werden könnte. Nur das Te m po der Entwicklung der Ausdehnung der Krise auf alle Organisationen 

der SPD, nicht aber die Richtung dieser Entwicklung kann durch eine geschicktere Taktik beeinflußt 

werden. 

Daß dem so ist, zeigt am klarsten die Bedeutung der Wehr po l i t i k f ü r  d i e  Soz i a l dem okr a t i e. 

Die Sozialimperialisten wissen sehr gut, daß der Panzerkreuzer nur ein bescheidenes Glied in der Kette 

der Milliardenrüstungen des neudeutschen Imperialismus ist. Sie wollen diese Rüstungen in der Zu-

kunft ebenso einstimmig im Kabinett bewilligen, wie den Bau des Panzerkreuzers A. Welche Wirkun-

gen löst nun die Panzerkreuzerkrise der SPD aus? Statt einer Abschwächung oder geschickteren Mas-

kierung ihrer Wehrpolitik drängen die sozialimperialistischen Führer vielmehr auf eine p r og r am -

m a t i s ch e Festlegung der sozialdemokratischen Wehrpolitik, damit solche Ueberraschungen wie die 

Panzerkreuzerrebellion der Mitgliedschaft sich nicht wiederholen können. Der 2. Bundesführer des 
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Reichsbanners, Hö l t e rm an n‚ stellte die Forderung auf, daß der nächste Parteitag der SPD ein „po-

s i t i ve s“ Wehr p r ogr am m vorlegt und annimmt, und der „Vorwärts“ greift den Vorschlag mit 

Zustimmung auf. 

Es ist klar, daß dieses Wehrprogramm der SPD, das viel „konkreter“ sein muß als die Brüsseler Ab-

rüstungsresolution der II. Internationale, das also die Vaterlandsverteidigung, die imperialistischen 

Rüstungen, die Notwendigkeit einer den Bedürfnissen des Imperialismus angepaßten Heeresorgani-

sation noch viel offener propagieren wird, die Krise der SPD nur vertiefen muß. Trotzdem müssen 

die sozialimperialistischen Führer auf ein solches Wehrprogramm drängen, wenn sie Panzerkreuzer-

krisen von der jetzigen Art verhindern wollen. Der Kreis ist geschlossen. Von Krise zu Krise! Die 

Fo r m der Krise kann wechseln, der Inhalt bleibt derselbe: die Krise der Koalitionspolitik, die Krise 

des Sozialimperialismus. 

[580] Ist es nötig, zu sagen, daß der gesamte Verlauf der SPD-Krise die Einschätzung der „linken“ 

SPD-Führer durch den Essener Parteitag und durch den VI. Weltkongreß der Kommunistischen In-

ternationale in schlagender Weise bestätigt? Sie betätigen sich auch jetzt als die schädlichste, als die 

gefährlichste Fraktion der Sozialdemokratie, die Rolle der verschiedenen zentristischen Gruppen be-

steht mehr denn je darin, „die Partei“, d. h, den Reformismus in seiner Gesamtheit, zu verteidigen 

und die Linksbewegung aufzufangen. Welchen Erfolg die Rettungsmanöver der zentristischen Führer 

augenb l i ck l i ch  noch haben können, wird der weitere Gang der Entwicklung zeigen. Eins ist ge-

wiß: sie werden weder die Fortsetzung der Panzerkreuzerpolitik der SPD, noch die wachsende Er-

kenntnis der sozialdemokratischen Arbeiterschaft über den K l a s sencha r ak te r  dieser Politik auf 

die Dauer aufrechterhalten können. Dafür sorgt einerseits der objektive Gang der Entwicklung selbst, 

dafür muß andererseits die KPD sorgen. 

Der Ausbruch der Krise der SPD hätte nicht in diesen Formen erfolgen können, wenn sie nicht durch 

den unterirdischen Prozeß der Zersetzung, der Verfaulung vorbereitet worden wäre. Die Illusion von 

der dauerhaften Stabilisierung des Nachk r i egs r e f o rm i sm us  erweist sich als ebenso trügerisch, 

wie die Illusion von der dauerhaften Stabilisierung des Nachk r i egs i mpe r i a l i smu s. Diese Illu-

sionen in den Köpfen der Massen zu befestigen, – dazu sollte der 13. Kongr eß  des  ADG B  i n  

Ham bur g  dienen, Liquidierung der Reste der gewerkschaftlichen Demokratie durch den Aus-

schluß- und Spaltungskurs, restlose Liquidierung der marxistischen Lehre vom Klassenkampf durch 

die Theorie der Wirtschaftsdemokratie, damit sollte der Hamburger ADGB-Kongreß der Koalitions-

politik der Sozialdemokratie und dem imperialistischen Kriegskurs des Monopolkapitals die gewerk-

schaftliche Sanktion verleihen. Das Programm wird formell durchgeführt werden. Aber die Massen 

gewerkschaftlich organisierter Arbeiter, die durch den Panzerkreuzerbeschluß der SPD aus ihren Il-

lusionen erweckt wurden und nach einem Ausweg aus dem Sumpf des Reformismus suchen, werden 

auch den wirtschaftsdemokratischen Schwindelparolen der Leipart und Naphtali kein Gehör mehr 

verleihen. Sie werden nicht auf die Reden der Panzerkreuzerreformisten, sondern auf die Worte der 

Vertreter der revolutionären Opposition achten, die auf dem Hamburger Kongreß selbst isoliert und 

ihrer Rechte beraubt, aber im Reiche vom wachsenden Vertrauen der proletarischen Massen umge-

ben, die Losungen des revolutionären Klassenkampfes verkünden werden. 

* 

Der VI. Weltkongreß der Kommunistischen Internationale  
Von E r n s t  S c h n e l l e r  

V o r b e m e r k u n g: Dieser Artikel wurde vor Abschluß des Kongresses und 

vor endgültiger Verabschiedung der Beschlüsse in allen wichtigen Fragen le-

diglich auf Grund der Verhandlungen geschrieben. Zu allen wichtigen Teil-

problemen wird in besonderen Artikeln Stellung genommen werden, wenn das 

Material vollständig vorliegt. 

Der Arbeit des VI. Weltkongresses lag eine große Fülle von Erfahrungen zugrunde, die die Komintern 

in den vier Jahren seit dem V. Weltkongreß gesammelt hat. Der Kongreß zeigte das ungeheure Wachs-

tum der Kom-[581]intern, trotz mancher Rückschläge, Niederlagen und inneren Schwierigkeiten der 
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einzelnen Sektionen. Die Zahl der Parteien hat sich vermehrt und die Parteien sind wesentlich er-

starkt. Sie haben ihre Reihen gefestigt und an Masseneinfluß gewonnen. Die Tatsache, daß aus den 

südamerikanischen Ländern zum erstenmal gewählte Delegierte wirklicher Parteien – nicht bloß Ver-

treter einzelner Gruppen – auftraten, wurde auf dem Kongreß mit Recht als bedeutsames Zeichen des 

Wachstums der weltrevolutionären Bewegung gewertet, – kaum hinter der Tatsache zurückstehend, 

daß die chinesische Kommunistische Partei im Verlauf der revolutionären Entwicklung in China eine 

führende Rolle errungen hat und zu einer wirklichen Massenpartei geworden ist. Die Komintern ist 

territorial gewachsen: es gibt gegenwärtig in allen Ländern der Welt kommunistische Parteien; sie ist 

aber zugleich in die Tiefe gewachsen. Mit der gesteigerten internationalen Verquickung der politi-

schen Probleme ist auch die Internationalität des Kommunismus in jeder Beziehung gewachsen. Der 

Kongreß unterschied sich – ganz abgesehen von den fundamentalen politischen Gegensätzen zur II. 

„Internationale“ – von den Tagungen der Reformisten durch die rückhaltlose Offenheit der Selbstkri-

tik, durch die Schärfe der Auseinandersetzungen, um vollständige Klarheit in allen Fragen zu erzielen 

und jede Verschleierung, jedes Kompromisseln auszuschließen. Keine Parade, sondern eine ernste 

Arbeitskonferenz, das zeichnete noch jeden Kongreß der Komintern aus, das gab noch immer die 

stärksten Impulse für die tägliche revolutionäre Arbeit, so wurden auch auf dem VI. Weltkongreß die 

Ergebnisse der Politik aller Sektionen und der Komintern insgesamt ernst überprüft, so wurden in 

wochenlangen Auseinandersetzungen alle Unklarheiten ausgemerzt und jede Sektion mit ihren; Auf-

gaben in den Rahmen der gesamten Politik der kommunistischen Weltbewegung eingefügt. 

Im Rahmen dieses Artikels ist es nicht möglich, die gesamte Arbeit des Kongresses auch nur in den 

wichtigsten Fragen eingehend zu würdigen; es kann nur darauf ankommen, einige Entscheidungen 

des Kongresses in für alle Sektionen wichtigen Fragen anzudeuten und damit die Durcharbeitung der 

Kongreßergebnisse einzuleiten. 

Die wichtigsten Fragen für die Beurteilung und Ausnützung des Kongresses sind die allgemeine Ana-

lyse und Perspektive, die Einschätzung der imperialistischen Kriegsgefahr, die Beurteilung des Re-

formismus (zugleich in seiner Beziehung zum Faschismus), die Herausarbeitung der taktischen 

Hauptlinie und der innerparteilichen Linie. 

Neben dieser Feststellung der wichtigsten Probleme käme es darauf an, die außerordentlich bedeu-

tungsvollen Auseinandersetzungen zur Programmfrage zu erörtern und in enger Verbindung damit 

auch die eingehenden Auseinandersetzungen zur Kriegsfrage und zum Kolonialproblem. Diese Erör-

terungen jedoch müssen besonderen Artikeln vorbehalten bleiben. 

Die dritte Periode 

Von ausschlaggebender Bedeutung für die gesamte Arbeit des Kongresses war die klare, eingehende 

Analyse und Perspektive der gegenwärtigen Weltsituation. Der V. Weltkongreß, der unmittelbar nach 

der schweren Oktoberniederlage des deutschen Proletariats 1923 getagt hatte, konnte zu einer ganzen 

Reihe von Problemen, die gegenwärtig von größter Bedeutung sind, nicht Stellung nehmen, weil sie 

damals überhaupt keine Rolle spielten. Zur Zeit des V. Weltkongresses wurde noch mit der Mög-

l i chke i t  gerechnet, daß es den Kapitalisten nicht gelingen würde, die Stabilisierung der Währung 

und die Wiederherstellung enger weltwirtschaftlicher Beziehungen durchzuführen. Die Krise des Ka-

pitalismus hatte damals andere Erscheinungsformen als heute. Nach dem V. Weltkongreß wurde die 

These von der relativen Stabilisierung aufgestellt. Die allgemeine Charakterisierung der Weltsitua-

tion als relative Stabilisierung des Kapitalismus reicht zweifellos ebenfalls nicht mehr aus. Genosse 

Bucharin hat in seinem Bericht über die internationale Lage und die Aufgaben der Kom-[582]intern 

die gegenwärtige Phase der mit dem Weltkrieg eingeleiteten allgemeinen Krise des kapitalistischen 

Systems als eine dritte Periode charakterisiert. 

Eine Reihe von Genossen hatte auf dem Kongreß Bedenken gegen die Feststellung einer dritten Pe-

riode. Ihnen wurde entgegnet: Das würde bedeuten, die neuen Momente in der Nachkriegsentwick-

lung des Kapitalismus unterschätzen und die Komintern für ihre tägliche Arbeit nicht ganz richtig 

orientieren. 
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Welches sind die Wesenszüge der dritten Periode? Um sie richtig zu verstehen, müssen wir die erste 

und zweite Periode kurz charakterisieren. 

Die e r s t e  Periode ist die Periode der akuten revolutionären Krise, vor allem in den europäischen 

Ländern, die mit der Niederlage des deutschen Proletariats im Herbst 1923 abgeschlossen ist. In diese 

erste Periode gehört die Februar- und Oktoberrevolution des russischen Proletariats und der Sieg der 

Sowjetmacht über die Konterrevolution im Innern, über die Interventionen von außen. In diese Peri-

ode gehört auch die Organisierung der kommunistischen Weltpartei. 

Der Ausgangspunkt der zwe i t en  Periode, der Periode der sich nach und nach herausbildenden re-

lativen Stabilisierung des Kapitals, der Periode großer Erfolge des sozialistischen Aufbaues in der 

Sowjetunion und der heranwachsenden kolonialrevolutionären Bewegung, sind einerseits die Nieder-

lagen des westeuropäischen Proletariats, andererseits die Konsolidierung der proletarischen Diktatur 

in der USSR und die Festigung der kommunistischen Parteien. Diese Periode ist gekennzeichnet 

durch eine allgemeine Offensive des Kapitals und der Abwehrkämpfe des Proletariats, durch eine 

gewisse Wiederherstellung der kapitalistischen Wirtschaft und durch den Wiederaufbau der Wirt-

schaft der USSR bis zum Vorkriegsniveau. 

Worin unterscheidet sich die dritte Periode von der zweiten? Die Widersacher gegen die Feststellung 

einer dritten Periode geben zur Begründung ihrer ablehnenden Haltung selbst die Tatsache der be-

deutenden Verschärfung der Widersprüche des Kapitalismus an, Widersprüche, die selbstverständ-

lich ebenfalls in der zweiten Periode vorhanden waren. Aber die bedeutende Verschärfung der Wi-

dersprüche bedingt eben den Unterschied zwischen der zweiten und der dritten Periode. Die dritte 

Periode bezeichnet die Phase der Entwicklung, in der sich die Stabilisierung in jeder Richtung als 

oberfaul erweist. Für die kapitalistische Welt ist die dritte Periode gekennzeichnet durch rasches 

Wachstum der Technik, durch gesteigerte Entwicklung der Kartelle, Trusts, des Staatskapitalismus. 

Aber sie ist zugleich die Periode der Verschärfung der Klassenwidersprüche, der in immer stärkerem 

Ausmaße wachsenden Linksentwicklung der Massen in den imperialistischen Ländern, des Anwach-

sens der kolonialen Bewegung, der Verschärfung des Konkurrenzkampfes bei verengerten Märkten 

und des gesteigerten Widerspruches gegenüber der USSR. In dieser Periode, in der die Wirtschaft des 

Kapitalismus und ebenso die Wirtschaft der USSR das Vorkriegsniveau überschreiten, sind giganti-

sche Klassenkämpfe und gewaltige imperialistische Zusammenstöße, Kriege zwischen imperialisti-

schen Staaten, Kriege gegen die Sowjetunion, nationale Kriege gegen den Imperialismus unvermeid-

lich. D i e  d r i t t e  Pe r iode  i s t  d i e  Pe r i ode  de r  äuße r s t en  En t wi ck l ung  „zu r  Ve r schä r -

f ung  de r  a l l gem e i nen  Kr i s e  des  Kap i t a l i sm u s“. (Absatz 1 der politischen Thesen.) 

Die imperialistische Kriegsgefahr 

Die These über die relative Stabilisierung besteht nach wie vor, aber sie hat in der gegenwärtigen 

Phase einen etwas anderen, keineswegs milderen Sinn bekommen, nämlich in der Richtung, daß man 

die Krise des Kapitalismus weniger unter dem Gesichtspunkt der einzelnen Länder, sondern stärker 

als je international, im Rahmen der Weltwirtschaft, nehmen muß. Damit aber tritt das Problem der 

Kriegsgefahr als das zentrale [583] Problem der gegenwärtigen Phase in den Mittelpunkt, an die erste 

Stelle aller politischen und taktischen Probleme. Keineswegs kann das heißen, als ob die Entwicklung 

des Klassenkampfes zum bewaffneten Aufstand, zum Sieg der proletarischen Revolution nu r  im 

Zusammenhang mit einem Kriege möglich sei. Sie ist auch ohne Krieg möglich, aber im Falle eines 

Krieges ist sie notwendig und unvermeidlich. Zwischen der Entwicklung der zwischenstaatlichen 

Gegensätze des Imperialismus und der Klassengegensätze besteht ein enger innerer Zusammenhang. 

Die Visierung auf die Kriegsgefahr muß zugleich eine stärkere Visierung auf den revolutionären 

Kampf zum Sturz der Bourgeoisie bedeuten. Die Kriegspolitik der Bourgeoisie ist untrennbar ver-

bunden mit der Verschärfung der Ausbeutung und Unterdrückung des Proletariats, und die gesteigerte 

Durchführung der Tageskämpfe der werktätigen Massen in engster Verknüpfung mit dem Kampf 

gegen den imperialistischen Krieg, mit dem Kampf um die Diktatur des Proletariats muß notwendi-

gerweise die mobilisierende Wirkung der revolutionären Tagesarbeit steigern, um so mehr als die 

imperialistischen Kriegsvorbereitungen immer deutlicher, offener gegen die USSR gerichtet werden. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 535 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

Diese enge Verbindung der Zuspitzung der sogenannten Außenpolitik mit der Zuspitzung des Klas-

senkampfes tritt am Beispiel der deutschen Entwicklung ganz klar in Erscheinung. 

Der deutsche Imperialismus ist in der zweiten Periode der Nachkriegsentwicklung neu erstanden. 

Gerade in Deutschland zeigt die Technik (auf dem Gebiete der Chemie, der Elektrizität, der Leicht-

metalle) in Verbindung mit der Durchführung der Rationalisierung ein großes Wachstum. In bezug 

auf die Entwicklung der kapitalistischen Monopole ist Deutschland neben den Vereinigten Staaten 

von Amerika geradezu ein klassisches Beispiel der wachsenden Macht des Finanzkapitals und seines 

Verwachsens mit den Staatsorganen. In der zweiten Periode wird die ungeheure Erweiterung der IG 

Farbenindustrie durchgeführt, der Aufbau des Stahltrusts, die Kartellierung auf dem Gebiete des 

Steinkohlen-, Braunkohlen- und Kalibergbaus, auf dem Gebiete der Elektrizität, Industrie und Wirt-

schaft, das immer größere Zusammenwachsen, die immer größere Verschweißung der Trusts, Kar-

telle und Bankkonsortien und die immer stärkere Initiative zur Schaffung von internationalen Trusts. 

Auf Grund dieser Entwicklung spielt Deutschland innerhalb der allgemeinen Zuspitzung der zwi-

schenstaatlichen imperialistischen Beziehungen gegenwärtig eine aggressivere Rolle als zuvor, Die 

klar betonte Westorientierung der deutschen Bourgeoisie ist der Ausdruck für die gesteigerten Macht-

ansprüche; die gegenwärtig in Erscheinung tretende „Abkühlung“ der Beziehungen Englands und 

Frankreichs gegenüber Deutschland in Verbindung mit der stärkeren Einmischung der USA in die 

europäischen Verhältnisse ist sowohl ein Ausdruck für den Machtanspruch des deutschen Imperialis-

mus wie für die dadurch bedingte Verschärfung der imperialistischen Gegensätze überhaupt. Die ge-

genwärtige internationale Konstellation ist dabei keineswegs für die ganze Periode typisch, innerhalb 

der Periode ist vielmehr zunächst mit einem bunten Wechsel der Beziehungen der imperialistischen 

Mächte zueinander zu rechnen. Aber gerade die Entwicklung des deutschen Imperialismus bedingt 

zugleich eine Verstärkung der Haupttendenz der gesamten Weltentwicklung, nämlich der Kriegsvor-

bereitungen gegen die Sowjetunion. 

Der deutsche Imperialismus entbehrt noch immer einer ausreichenden Armee, Kriegsflotte und Ko-

lonien, bzw. Interessengebiete, ist noch immer mit Dawes-Zahlungen belastet. Der Kampf um die 

Einkreisung der Sowjetunion ist für Deutschland ein Faktor zum Vordringen des deutschen Imperia-

lismus in diesen für seine Gesamtentwicklung entscheidenden Fragen. 

Die Panze r k r euze r f r age  bedeutet in diesem Zusammenhang nicht bloß eine Entscheidung über 

die Erneuerung der durch den Versailler Vertrag zugestandenen kleinen Kriegsflotte, sondern ist ent-

scheidend für die mit viel weitergehenden Plänen rechnende deutsche Aufrüstungs- und Expansions-

politik überhaupt. Diese Tatsache gibt der gegenwärtigen Kam-[584]pagne der Partei gegen die Pan-

zerkreuzerpolitik die große Bedeutung. Die Beziehungen zwischen Verschärfung der Kriegspolitik 

und der Verschärfung des Klassenkampfes treten klar hervor. Wenn irgendwo, so ist in dieser Frage 

der Zusammenhang zwischen dem Problem der Kriegsvorbereitungen und der Verschlechterung der 

Lebensbedingungen für die werktätige Bevölkerung von vornherein klar gegeben. So wie der allge-

meine imperialistische Konkurrenzkampf mit Zollwucher und Preissteigerungen, Lohnsenkung, Ver-

kürzung der Arbeitszeit und Abbau der sozialen Fürsorge verbunden ist, so bedeutet die neue Auf-

rüstung eine weitere soziale Belastung und damit eine weitere Verschärfung der Klassengegensätze, 

eine größere Gefahr für die Bourgeoisie, daß ihre Politik durch Wirtschaftskämpfe und durch revo-

lutionäre Aktionen durchkreuzt wird. Die tiefe Massenbewegung gegen den Panzerkreuzerbau ist die 

beste Illustration für diese Zusammenhänge. 

Die Verschärfung der Klassenkämpfe 

Während in der ersten Periode die revolutionäre Bewegung sich fast völlig auf Europa beschränkte, 

trat in der zweiten Periode die Entwicklung der kolonial-revolutionären Bewegung, insbesondere die 

chinesische Revolution, stärker in den Vordergrund. Die dritte Periode ist bei der allgemeinen stär-

keren internationalen Verknüpfung aller politischen Probleme durch die engste Verbindung der Ver-

schärfung des Klassenkampfes in den kapitalistischen Ländern mit der Verbreiterung und Vertiefung 

der revolutionären Bewegung in den Kolonien und Halbkolonien charakterisiert. Wenn auch für uns 

in Deutschland zunächst die Zuspitzung des Klassenkampfes im Vordergrund steht, so wäre es gerade 
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angesichts der internationalen Zusammenhänge ein entscheidender Fehler, wenn wir den Problemen 

der Kolonialbewegungen und der Unterstützung der kolonialrevolutionären Bewegungen nicht genü-

gend Beachtung schenken würden. Gerade bei dem Drang des deutschen Imperialismus nach Kolo-

nialmandaten und angesichts der Unterstützung dieser Politik durch eine Reihe von sozialdemokrati-

schen Führern und durch die Führung der II. Internationale (wie das der Brüsseler Kongreß der Re-

formisten ganz kraß dokumentiert hat) ist es notwendig, unsere Politik in dieser Beziehung in viel 

höherem Grade als bisher international zu orientieren. 

In Verbindung mit der Verstärkung des kapitalistischen Konkurrenzkampfes und der immer intensi-

ver durchgeführten Kriegsvorbereitungen müssen die Probleme des Klassenkampfes ebenfalls schär-

fer in der Richtung auf den „großen Krach“, auf die „große Katastrophe“ des Kapitalismus gesehen 

werden. Die Komintern hat seit Jahren auf die Linksorientierung und Revolutionierung im Proletariat 

und in der werktätigen Bevölkerung hingewiesen, die sich, zwar widerspruchsvoll und uneinheitlich, 

in immer stärkerem Maße entwickelt. Die letzten Wahlen in Deutschland haben gezeigt, daß der Ein-

fluß der rein bürgerlichen Parteien auf die Arbeitermassen und selbst auf breitere Schichten der armen 

Bauern und des kleinen städtischen Mittelstandes immer schwächer wird, daß diese zum Teil zur 

Sozialdemokratie, zum Teil zum Kommunismus abwandern, wobei die Basis der Sozialdemokratie 

im Lager der Arbeiterklasse relativ schmaler wird, während der Einfluß der Kommunistischen Partei 

wächst. Die Streiks und Massenbewegungen der letzten Zeit haben schon gezeigt, daß die Bewegun-

gen gegenwärtig in viel höherem Maße als in früheren Jahren die Tendenz zu offen staatsfeindlichen, 

offen revolutionären Bewegungen haben. 

Ein wesentlicher Grund für die stärkere Politisierung der Aktionen des Proletariats ist dabei in der 

stärkeren Konzentration und Zentralisation des Kapitals, bei gleichzeitiger Einbeziehung des Groß-

grundbesitzes in das System des Finanzkapitals und bei immer engerem Verwachsen der Organisati-

onen der Bourgeoisie mit der Staatsgewalt gegeben. Diese staatskapitalistischen Beziehungen führen 

zugleich zu einer verschärften Zentralisation des Staatsapparates (z. B. unter der Losung des Ein-

heitsstaates) und zur Verschärfung der Unterdrückungsmaßnahmen gegen die revolutionäre Arbeiter-

[585]bewegung, ebenso wie zur Verstärkung der wirtschaftlichen und politischen Korruption, deren 

Träger die Führer der Sozialdemokratie sind. Auf die Weise verwachsen auch die Spitzen der refor-

mistischen Organisationen in immer stärkerer Weise mit dem Staatsapparat und den Unternehmeror-

ganisationen. „Wirtschaftsdemokratie“ und „Koalitionspolitik“ sind der politische Ausdruck für die 

vollständige Einbeziehung der Sozialdemokratie in die Politik der Bourgeoisie. 

Diese Tatsachen kennzeichnen einerseits die größeren Erfolgsmöglichketten für die Kommunistische 

Partei durch die Verschärfung des Klassenkampfes und die Erweiterung seiner Basis und andererseits 

die Gefahren für die gesamte revolutionäre Bewegung, wie sie durch die Antistreikgesetze, das 

Schlichtungswesen, durch das Verbot des RFB, durch den gesteigerten Terror gegen die Kommunis-

ten in allen kapitalistischen Ländern signalisiert werden. 

Das Problem der Sozialdemokratie 

Der VI. Weltkongreß hat auf Grund der Erfahrungen der letzten Jahre feststellen müssen, daß trotz 

der Verschärfung der Klassenkämpfe der Reformismus noch immer eine große Zähigkeit und Le-

benskraft beweist. Dieses Problem ist sowohl bei Behandlung der Aufgaben wie bei den Verhand-

lungen über das Programm der Kommunistischen Internationale eingehend gewürdigt worden. Als 

Grundlage für diese Tatsache wurde in sozial-ökonomischer Beziehung festgestellt (Absatz 17 der 

politischen Thesen): das verhältnismäßig langsame Entwicklungstempo der Krise des Kapitalismus, 

in der die Positionen der Vereinigten Staaten als Weltausbeuter eine größere Steigerung erfahren und 

Deutschlands Wirtschaft einen Aufschwung erfährt, während andererseits England seine Positionen 

nur allmählich einbüßt. Außerdem steht der Prozeß der Entwicklung der Krise in engem Zusammen-

hang mit dem Prozeß des Verwachsens des Staatsapparates und der Unternehmerorganisationen mit 

den reformistischen Spitzen und damit die Bildung einer neuen Beamtenschaft aus den Reihen der 

Arbeiterbürokraten. Wir haben es hier mit einem Prozeß der breitesten Verbürgerlichung der Arbei-

terbürokratie zu tun, der von der Sozialdemokratie bewußt unterstützt wird. Die Sozialdemokratie 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 537 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

selbst ist dabei in ihrer politischen Orientierung und in ihrer praktischen Tätigkeit von den Phrasen 

über den Klassenkampf zur Predigt des Wirtschaftsfriedens und der Wirtschaftsdemokratie, von der 

„Verteidigung des Vaterlandes“ zur Vorbereitung der Kriegsoperationen gegen die USSR, von der 

phrasenhaften Verteidigung der Kolonialvölker zur direkten Unterstützung der imperialistischen Un-

terdrückungspolitik der Kolonien, vom kleinbürgerlichen Pazifismus zur Vergötterung des imperia-

listischen Völkerbundes, im ganzen von der schamhaften Verteidigung des Kapitalismus zu seinem 

aktiven Aufbau übergegangen (Absatz 18 der politischen Thesen). Von diesem Gesichtspunkt aus 

gewinnt die Bildung von Koalitionsregierungen unter aktiver Beteiligung der Sozialdemokratie eine 

wesentlich schärfere Bedeutung als in der Zeit, als die Sozialdemokratie, wie in Deutschland 1918 

und 1923, die letzte Reserve der Bourgeoisie spielte. Die Niederlagenstrategie in den Wirtschafts-

kämpfen, die Spaltungspolitik in den Massenorganisationen, die wüste Hetzkampagne gegen die 

Sowjetunion und die Komintern seitens der reformistischen Führer kündigt an, daß die Sozialdemo-

kratie in der Entwicklung der zugespitzten imperialistischen Kriegskonflikte und der Klassenkämpfe 

eine noch viel schändlichere Rolle spielen wird als in den früheren Phasen der Entwicklung. 

Das Verhalten der Sozialdemokratie gegenüber der Panzerkreuzer-Politik gibt einen kleinen Vorge-

schmack für diese Betätigung. Es läßt aber zugleich auch die Rolle der „linken“ sozialdemokratischen 

Führer als der gefährlichsten Feinde des Kommunismus und gefährlichsten Vertreter der Politik der 

Bourgeoisie innerhalb der Arbeiterklasse erneut klar in Erscheinung treten. So wie bei uns die „lin-

ken“ sozialdemokratischen Führer die Politik der Sozialdemokratie unter scheinradikaler Phrase ver-

teidigen [586] und die Arbeiter unter wüster Hetze gegen den Kommunismus bei der Sozialdemokra-

tie und damit bei der Unterstützungspolitik für die Bourgeoisie zu halten suchen, in ähnlicher Weise 

verhalten sich die „linken“ Sozialdemokraten in Polen gegenüber der Piłsudski-Politik der PPS, in 

Oesterreich (Wiener Aufstand), in England (Bergarbeiterkampf). Und der Brüsseler Kongreß hat 

diese Rolle der „Linken“ innerhalb der Sozialdemokratie in vollem Ausmaß bestätigt. 

Zur Kennzeichnung der Rolle des Re f o r mi smus  ist die klare Herausarbeitung seines Verhältnisses 

zum Faschismus von Bedeutung. Die allgemeine Verschärfung der politischen Reaktion, die immer 

brutaleren Formen der Unterdrückung der revolutionären Arbeiterbewegung sind Erscheinungen der-

selben Entwicklung, die innerhalb der Arbeiterbewegung durch die verstärkte Verbürgerlichung der 

Arbeiterbürokratie – mit verschärfter Spaltungspolitik und Hetze gegenüber den revolutionären Ele-

menten – charakterisiert ist: Diese Erscheinungen zusammen ermöglichen, erleichtern und unterstüt-

zen das Vordringen der faschistischen Bewegung, bzw. die Anwendung faschistischer Methoden sei-

tens der Bourgeoisie. Innerhalb der Sozialdemokratie selbst entwickeln sich Anzeichen des Sozialfa-

schismus (Ueberfälle bewaffneter PPS-Gruppen auf Demonstrationen der Kommunisten in War-

schau, Reichsbannerüberfälle gegenüber dem RFB, Losung Hör s i ng s: „Reichsbanner, links um!“, 

Bildung der „Alten Sozialdemokratie“, die mit offenen faschistischen Gruppen zusammengeht). Re-

formismus und Faschismus schließen sich gegenseitig nicht aus, sie werden von der Bourgeoisie in 

immer stärkerer Weise nicht nur abwechselnd, sondern auch gleichzeitig in Anspruch genommen, je 

nach den Schichten und den Situationen, auf die es im einzelnen Falle ankommt. 

Verschärfter Kampf gegen den Reformismus 

Schon auf dem XV. Parteitage der KPdSU und auf dem 9. Plenum des EKKI wurde die auf Grund der 

Analyse der Situation notwendige taktische Schwenkung eingeleitet, die jetzt vom Kongreß bestätigt 

worden ist: bedeutende Verschärfung des Kampfes gegen den Reformismus, gegen die „bürgerliche 

Arbeiterpartei“, erhöhte Verpflichtung auf Durchführung einer ernsten Einheitsfronttaktik, wobei das 

Schwergewicht entschieden auf die Einheitsfront von  un t en  verschoben werden muß und kluge, 

verstärkte, ernste Tagesarbeit der Kommunisten zur Mobilisierung der Massen noch größere Bedeu-

tung erlangt. Diese Hauptlinie ist als Schwenkung gegenüber der bisherigen Taktik klar ersichtlich in 

bezug auf die Gewerkschaftspolitik, in bezug auf die Politik der KPF und der KPE. Sie gilt aber in den 

Grundzügen für alle Betätigungsgebiete und für alle Sektionen. Selbstverständlich ist diese Schwen-

kung nur in dem Zusammenhang mit den Aenderungen in der Situation zu verstehen: aus der Tatsache 

der unmittelbar verstärkten Kriegsgefahr mit Bedrohung der Sowjetunion, aus der in Verbindung mit 

dem Prozeß der Stabilisierung verstärkten Verbürgerlichung der Arbeiteraristokratie und -bürokratie, 
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deren engerem Verwachsen mit Staats- und Unternehmerorganisationen, aus der gesteigerten Aus-

beutung und Unterdrückung, bei wachsender Gefahr der Illegalität der kommunistischen Parteien und 

bei gesteigerter Revolutionierung der Massen. Gründliche Vertiefung in die Analyse des VI. Kon-

gresses ist Voraussetzung für vollständiges Begreifen der Taktik. 

Die Erfahrungen mit der Durchführung dieses Kurses der Verschärfung des Kampfes gegen den Re-

formismus – sowohl in Frankreich, England, wie in Deutschland (Gewerkschaften) – haben bewiesen, 

daß die Kornintern mit dem rechtzeitigen Einschwenken auf diese taktische Linie den Parteien we-

sentlich geholfen hat, die Linksentwicklung der Massen in immer stärkerer Weise zu beeinflussen 

und zu organisieren. Allerdings stehen wir erst im Anfang der Durchführung dieser Politik – und 

nicht überall wird sie vollständig begriffen und energisch genug durchgeführt. 

[587] In den Fragen des Kampfes gegen die Kriegsgefahr zeigen sich noch immer: Unterschätzung 

der Bedrohung der Sowjetunion, Unterschätzung und falsche Einschätzung der verderblichen und 

gefährlichen Rolle der Sozialdemokratie und der kleinbürgerlichen Pazifisten – und ebenso Unter-

schätzung der selbständigen Führerrolle der Partei und ihrer gegenwärtigen Betätigungsmöglichkeit. 

Ebenso mußte der Kongreß feststellen, daß die wichtigen Arbeitsgebiete: Arbeit unter der proletari-

schen Jugend, unter den werktätigen Frauen (besonders Industriearbeiterinnen), auf dem Lande, und 

das breite Gebiet der antimilitaristischen Arbeit als Angelegenheiten der gesamten Parteiarbeit ver-

nachlässigt werden, wiederum in Unterschätzung der Mobilisierungsmöglichkeiten und der Bedeu-

tung dieser Mobilisierung im Kampf gegen die imperialistische Kriegspolitik und gegen den Sozia-

limperialismus. 

In engster Verbindung damit steht ein Legalitäts-„Komplex“, d. h. eine Beschränkung auf die durch 

Staats- oder Organisations- (Gewerkschafts-) Gesetze und Statuten gezogenen Grenzen – ein Zurück-

weichen vor den Vorstößen der Reaktion (z. B. Roter Tag in Prag) oder vor den Angriffen der Ge-

werkschaftsbürokratie (ungenügender Kampf gegen Ausschlüsse, ungenügende selbständige Mobili-

sierung für Wirtschaftskämpfe). 

Die rechten Gefahren 

In Verbindung mit der taktischen Wendung, d. h. der Verschärfung des Kampfes gegen den Refor-

mismus, haben wir – so stellt der Kongreß (Abs. 56 der Thesen fest – „die Hauptrichtungen der Ab-

weichungen rechts von der richtigen politischen Linie zu suchen“. „Diese rechten Abweichungen 

sind bei dem Vorhandensein von relativ starken sozialdemokratischen Parteien besonders gefährlich, 

und der Kampf gegen diese Abweichungen muß in den Vordergrund gestellt werden, was einen sys-

tematischen Kampf gegen den versöhnlichen Standpunkt gegenüber den rechten Stimmungen inner-

halb der Kommunistischen Parteien voraussetzt.“ 

Der Kampf gegen die bereits kurz skizzierten rechten Gefahren (Beispiele haben wir in Deutschland 

in jedem Bezirk auf dem Gebiete der Betriebs-, Gewerkschafts- und vor allem Parlamentsarbeit ge-

nügend) wird in enge Beziehung gebracht – für alle Sektionen! – mit dem Kampf gegen den „ver-

söhnlichen Standpunkt“ gegenüber den rechten Stimmungen, d. h. mit einer gewissen Unterschätzung 

der rechten Gefahren und den Trägern rechter Abweichungen*). Den Parteien wird höchste Wach-

samkeit empfohlen, aber Wachsamkeit ohne Panikstimmung und ohne Nachsicht gegenüber gewis-

sen „linken“ Tendenzen (Ablehnung der Einheitsfronttaktik, Unterschätzung der Gewerkschaftspoli-

tik, Politik der „revolutionären Phrasen“). Diese Wachsamkeit muß sich gründen auf Verbesserung 

der Politik, auf Heranbildung neuer Funktionäre, Verstärkung der Parteierziehungsarbeit, Verstär-

kung der Arbeit der Zellen und Fraktionen, des Parteiapparats und muß zur Auswirkung kommen in 

der schonungslosen Aufdeckung und Bekämpfung aller rechten Abweichungen und Anschauungen, 

aller rechten Gruppierungen – auch  unter Anwendung organisatorischer Maßnahmen. 

  

 
*) Zu den Auseinandersetzungen in der Kongreßdelegation der KPD zu diesem Punkt hat ein Artikel des Polbüros des ZK 

in der Tagespresse ausführlich Stellung genommen. 
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Innerparteiliche Demokratie und Einheit der Komintern 

Die Sicherstellung der Politik der Komintern in einer komplizierten wie der gegenwärtigen erfordert 

ein Höchstmaß von Disziplin, Entschlossenheit und Geschlossenheit, – die sich aber nur auf politi-

sche Ueberzeugung gründen können. Höchstmaß von Arbeit der Ueberzeugung und Festigkeit in der 

politischen Linie müssen zusammenwirken, – die Unterordnung der [588] Minderheit unter die Mehr-

heit muß unbedingt in diesem Rahmen sichergestellt werden. Gerade unter dem Gesichtspunkt der 

erhöhten Verantwortung der Parteien und der verstärkten Bedrohung ihrer Existenz muß das beson-

ders betont werden. 

Der Kongreß hat eine ungeheure Arbeit geleistet, deren Umfang hier nur angedeutet werden konnte. 

Es wird an allen Organisationen liegen, auf Grund dieser reichen Arbeit einen neuen großen Schritt 

vorwärts in der inneren Entwicklung und in der Eroberung der Massen zu tun. 

So werden die Parteien ein Höchstmaß von Kräften in den eigenen Reihen und im Proletariat auszu-

lösen, zu entfesseln vermögen, um im Kampf für die Verteidigung der Sowjetunion, für die Unter-

stützung der Revolution in den Kolonien und Halbkolonien den Reformismus und mit ihm die Bour-

geoisie zu schlagen, den Imperialismus zu stürzen und die proletarische Revolution zum Siege zu 

führen. 

* 

Sozialimperialismus und Zentrismus auf dem Brüsseler Kongreß der II. Internationale  
Von W e r n e r  H i r s c h  

Was sollte Brüssel bringen? Diese Frage nach der eigenen Zielsetzung der Sozialdemokratie bei der 

Vorbereitung ihres Weltkongresses muß den Ausgangspunkt für unsere Betrachtungen bilden, wenn 

wir den theoretischen Kern des gesamten Verlaufs des Brüsseler Kongresses vom Standpunkt des 

Marxismus aus entwickeln und klären wollen. Es bedarf keiner Erörterung, daß die Führer der ver-

schiedenen sozialdemokratischen Parteien in allen Ländern sich keine Illusionen darüber machen, ein 

wie fragwürdiges Gebilde ihre sogenannte Sozialistische Arbeiter-Internationale darstellt. 

Es bedarf keines Beweises, daß die We l s  und Sche i deman n, Aur i o l  und Renaude l, Hende r -

son  und Vande r ve l de  sehr wohl wissen, daß die angeblichen internationalen Bindungen ihrer 

Parteien im Augenblick der Zuspitzung der imperialistischen Gegensätze zwischen den verschiede-

nen kapitalistischen Staaten noch zehnmal weniger existieren werden, als etwa am 4. August 1914. 

Illusionen über diesen Tatbestand könnte man allenfalls den völlig entwurzelten Narren aus den ver-

schiedenen Emigrationen der II. Internationale oder Gestalten wie F r i t z  Ad l e r  zubilligen; aber 

selbst diese zeigten in Brüssel gelegentlich ziemlich deutlich, wie sehr auch sie das Komödienspiel 

verstehen und es dennoch bereitwillig mitmachen. 

War u m – das ist die Frage – treiben die sozialdemokratischen Führer aller Länder trotz dieser Klar-

heit, trotz dieses Wissens so großen Aufwand, um das Scheingebilde einer sozialistischen Internatio-

nale, einer wiedererstandenen II. Internationale vor den Augen der Arbeiter erstehen zu lassen? 

Dieses Problem berührt den ganzen Ernst, mit dem wir die Vorgänge auf dem Brüsseler Kongreß 

politisch behandeln müssen – so grotesk und lächerlich, so hohl und nichtig diese Vorgänge waren. 

Eine Unterschätzung der Bedeutung von Brüssel liegt nahe: so kläglich war das Bild, das dieser Kon-

greß bot. Diese Unterschätzung wäre jedoch ein Fehler, da es sich für uns in diesem Zusammenhang 

und in erster Linie nicht darum handeln kann, wa s die II. Internationale und ihr Weltkongreß sind, 

sondern darum, w i e sie auf die Massen der sozialdemokratischen Ar be i t e r wirken. Auch bei die-

sem Problem, wie bei jedem anderen, müssen wir die Rolle der Partei ins Auge fassen, müssen uns 

darüber klar sein, daß es die Aufgabe unse re r politischen Arbeit ist, den sozialdemokratischen Ar-

beitern das wirkliche Bild ihrer „Internationale“ und ihres „Weltkongresses“ zu vermitteln. 

[589] Die sozialdemokratischen Führer brauchen das Scheingebilde ihrer Internationale gerade des-

halb, weil sie in allen Ländern nicht international, sondern nationalistisch eingestellt und mit der im-

perialistischen Politik ihrer Bourgeoisien auf Leben und Tod verknüpft sind. Gerade für eine Politik, 

die in F r ank r e i ch  den Interessen des französischen Imperialismus, in Eng l and  denen des 
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britischen Imperialismus, in Deu t s ch l and  dem neudeutschen Imperialismus dient, braucht die in-

ternationale Sozialdemokratie den Sche i n  ihrer Internationale. Sie vermag nur dann breite Teile der 

Arbeiterklasse in den kapitalistischen Ländern an ihre Politik zu fesseln, wenn sie dem Bedürfnis dieser 

Arbeiter nach Internationalismus den Schein eines sozialdemokratischen Internationalismus präsentiert. 

So ist die SAI, so wenig ihre eigenen Führer sie ernst nehmen, dennoch für sie keine bloße Sonntags-

spielerei, sondern eine ernstgemeinte Waffe: zwar keine Waffe im Kampf gegen den Imperialismus 

und Nationalismus, sondern umgekehrt eine Waffe gegen  d i e  p r o l e t a r i s che  Revo l u t i o n. 

Die SAI ist für die Sozialpatrioten aller Länder bewußt und planvoll ihr Konkurrenzorgan gegenüber 

der Kommunistischen Internationale. Sie geben sich keinen Illusionen darüber hin, daß sie der revo-

lutionären Weltpartei, die auf den Prinzipien der schärfsten Gegnerschaft jeder Sektion zur Bourgeoi-

sie und zu dem Staatsapparat ihres Landes und damit auf der primären Voraussetzung einer wirkli-

chen Internationale aufgebaut ist, nichts Gleichwertiges entgegenzusetzen vermögen; sie begnügen 

sich bewußt damit, der echten Internationale, der Kom i n t e r n‚ eine bloße Fassade entgegenzustel-

len, aber diese Fassade versuchen sie – soweit das eben möglich ist – glaubwürdig und „auf echt“ 

anzupinseln. 

Entscheidend und wichtig an den Ergebnissen des Brüsseler Kongresses ist nun die Tatsache, daß 

diese Möglichkeiten für die Sozialdemokratie auf Grund der historischen Begebenheiten nicht mehr 

groß sind, daß vielmehr die sozialpatriotischen Führer trotz redlichen Bemühens nicht mehr imstande 

sind, eine sonderlich anziehende und überzeugende Fassade von „Internationalismus“ aufzurichten. 

Das ist es, was wir den Arbeitern klarmachen müssen. 

Die Häupter der II. Internationale setzten kühne Hoffnungen auf ihren Brüsseler Kongreß. Angesichts 

des wirklich internationalen Charakters der Komintern und ihres Moskauer Kongresses wünschten 

sie, den eng eu r opä i schen  Kreis der sozialdemokratischen Internationale wenigstens äußerlich zu 

sprengen und durch einige Scheinkonzessionen an die Kolonialvölker einen scheinbaren Anschluß 

der II. Internationale an die Kolonialbewegungen herbeizuführen. 

Gegen die westeuropäischen Sektionen der Komintern in den imperialistischen Ländern sollte die 

Behandlung der Abr üs tu ngs f r age  auf dem Brüsseler Kongreß mit allerhand pazifistischem Phra-

senschwall ein Gegengewicht schaffen. Am klarsten formulierte O t t o  Baue r  diese Tendenz in ei-

nem Artikel, den er zu Beginn des Kongresses im belgischen sozialdemokratischen Organ „Le  

Peup l e“ veröffentlichte. Um den Kommunismus zu schlagen, sei es notwendig, daß der Brüsseler 

Kongreß eine „klare Kampfstellung gegen den Imperialismus“ einnehme und dadurch die kommu-

nistischen Anklagen gegen die Sozialdemokratie entkräfte. 

Das war der Plan. Und wie fiel er aus? Das groteske Bild, das der Brüsseler Kongreß in Wirklichkeit 

bot, kennzeichnet die heutige Situation der internationalen Sozialdemokratie, die heutige Situation 

des Menschewismus und seiner beiden Strömungen, des Sozialimperialismus und des Zentrismus, 

die beide nur zwei Seiten der gleichen bürgerlichen und konterrevolutionären Politik darstellen. Die-

ses Bild von Brüssel den sozialdemokratischen Arbeitern gegenständlich zu machen, diese heutige 

Situation des Menschewismus aufzuzeigen, dieses Zusammenspiel von Sozialimperialismus und 

Zentrismus nachzuweisen – das alles ist die politische Aufgabe, die der Brüsseler Kongreß den kom-

munistischen Parteien auferlegt. 

[590] Indem wir nachstehend einige der Probleme des Brüsseler Kongresses anschneiden, setzen wir 

die tatsächliche Kenntnis der Vorgänge des Kongresses voraus und beschränken uns vornehmlich auf 

die politischen Schlußfolgerungen aus diesen Vorgängen. 

I. Die Zusammensetzung der SAI 

Der Bericht des Sekretariats der II. Internationale gibt die Gesamtmitgliederschaft der SAI mit 

6.637.622 an. Hiervon entfallen knapp 3.400.000 auf die Labour Party, knapp 600.000 auf Belgien, 

knapp 150.000 auf einige kleinere Parteien, die ebenso wie die vorgenannten auf kollektiver Mit-

gliedschaft aufgebaut sind. Da unter den anderen Parteien einige Mitgliederzahlen angeben, die un-

zweifelhaft gefälscht sind, so die georgischen Menschewiki mit 18.000, die armenische Partei 
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Daschnakzutium mit 58.000, die bulgarische Sozialdemokratie mit 30.000 usw., so kann man rech-

nen, daß etwa 2.350.000 Mitglieder von sozialdemokratischen Parteien, die auf individueller Mit-

gliedschaft beruhen, vorhanden sind. Die Parteien mit kollektiver Mitgliedschaft wie die Labour Party 

haben zusammen keinesfalls mehr als 150000 individuelle Mitglieder, so daß man insgesamt von 

etwa 2½ Millionen wirklichen Mitgliedern der II. Internationale sprechen kann. Von diesen umfassen 

Deutschland (867.000) und Oesterreich (684.000) allein mehr als die Hälfte aller übrigen Mitglieder. 

Es folgen Schweden mit 203.000, die verschiedenen sozialdemokratischen Parteien der Tschechoslo-

wakei mit zusammen 185.000, Dänemark mit 148.000. Alle übrigen Parteien haben weniger als 

100000 Mitglieder, und zwar Frankreich, Polen und Holland zwischen 50.000 und 100.000, Finnland, 

Schweiz und Poale Zion zwischen 20.000 und 50.000; USA, Rumänien und Argentinien zwischen 

10. 000 und 20.000; die übrigen unter 10.000. Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß die SAI 

eine reine Organisation des nördlichen Teiles von Mittel- und Westeuropa mit kleinen Anhängseln 

im übrigen Europa und geringfügigen Organisationen außerhalb Europas darstellt. Diese Feststellung 

spricht naturgemäß gegen den internationalen Charakter der II. Internationale – im Gegensatz zur 

Komintern. Andererseits wäre es falsch, zu verkennen, daß in den industriellen Ländern Europas der 

Einfluß der sozialdemokratischen Parteien nach wie vor ein erheblicher ist. 

Charakteristisch dafür, daß der internationale Zusammenschluß der sozialdemokratischen Parteien 

von ihnen selbst lediglich als eine äußere Geste zur Täuschung der Arbeitermassen empfunden wird, 

ist auch die Behandlung ihres internationalen Apparates durch die einzelnen Parteien. Der Bericht 

des Sekretariats ergibt, daß die gesamten Beiträge sich auf kaum mehr als 100.000 Schweizer Franken 

pro Jahr belaufen. Aus diesen Mitteln entfaltet die II. Internationale ihre Tätigkeit auf folgenden Ge-

bieten: „Korrespondenz des Sekretariats; Sitzungen der Exekutive und ihrer Kommissionen, die Re-

solutionen fassen; Archiv; Herausgabe einer Pressekorrespondenz mit 760 Stück Auflage“. Das ist – 

nach dem eigenen Bericht des Sekretariats – alles. Auch die Tatsache, daß der internationale Matte-

otti-Fonds der II. Internationale in den mehr als zwei Jahren seines Bestehens nur sage und schreibe 

107.000 Schweizer Franken an Spenden erhielt, spricht Bände. 

Zusammenfassend ergibt sich aus diesen organisatorischen Tatsachen die deutliche Bestätigung da-

für, daß die II. Internationale ausschließlich eine von ihren eigenen Vätern nicht ernstgenommene 

Fassade ist, hinter der die sozialdemokratischen Parteien einiger imperialistischer Mächte ihre sozi-

alimperialistischen Tendenzen der Arbeiterschaft gegenüber zu maskieren suchen. 

II. Die imperialistischen Konflikte in Brüssel 

Was sich hinter der Fassade der SAI abspielt und was gerade durch diese Fassade verdeckt werden 

sollte – die enge Verbundenheit der einzelnen sozialdemokratischen Parteien mit dem Imperialismus 

ihres [591] Landes –‚ das gerade trat in Brüssel mit einer Deutlichkeit in Erscheinung, die den beson-

deren Charakter dieses Weltkongresses im Gegensatz zu dem Marseiller Kongreß oder dem Hambur-

ger Verschmelzungskongreß der II. Internationale mit der Internationale 2½ bildet. 

Schon die Vorbereitung des Kongresses zeitigte ja das groteske Bild, wie die einzelnen sozialdemo-

kratischen Parteien stets ziemlich radikale Forderungen auf solchen Gebieten aufstellten, auf denen 

nicht sie, sondern die ande r en  beteiligt waren. So forderte F r ank r e i ch  die volle Unabhängigkeit 

I nd i en s, Eng l and  hingegen die Unabhängigkeit Sy r i en s. 

Aehnlich blieb es auf dem Kongreß selbst. Hende r son  verhimmelte den Kellogg-Pakt und zeigte 

sich an deutschen Reparationen restlos desinteressiert. Vander ve l de  zerpflückte den Kellogg-Pakt 

ironisch, forderte deutsche Reparationszahlungen, schlug dagegen die glatte Annullierung der inter-

alliierten Schulden vor. Ton i  Sende r  und Loebe  verlangten die bedingungslose und sofortige 

Rheinlandräumung als unmittelbare Parole im Manifest der SAI. Die Franzosen Auriol und Grum-

bach hingegen schrien Zeter und Mordio in der politischen Kommission, so daß man sich schließlich 

auf den spaßhaften Ausweg einigte, die Frage der Rhe i n l and r äum ung  aus dem politischen Ma-

nifest ganz herauszulassen, während die französische Delegation im Plenum eine Erklärung abgab, 

die ihrerseits die sofortige und „bedingungslose“ Räumung fordert, andererseits aber zugleich die 

Bedingungen des französischen Imperialismus für eine solche Räumung in treuer Uebereinstimmung 
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mit der imperialistischen französischen Presse formulierte. Die Reihe solcher Zwischenfälle ließe 

sich beliebig verlängern. 

III. Die Kolonialfrage 

Fast noch deutlicher offenbart sich die sozialimperialistische Einstellung der sozialdemokratischen 

Parteien in der Behandlung der Ko lon i a l f r age. Dem Bericht des Sekretariats der SAI an den Brüs-

seler Kongreß lag ein 200 Druckseiten starker Anhang über die Kolonialfrage bei. Dieser Anhang 

enthält neben dem Resolutionsentwurf und dem Fragebogen der Kolonialkommission der II. Interna-

tionale die Antworten der Labour Party, der holländischen, italienischen, amerikanischen, französi-

schen und dänischen Sozialdemokratie. 

Die be l g i sche  Partei hat den Fragebogen n i ch t  bean t wor t e t. Die dän i s che  Sozialdemokratie 

orakelt mancherlei über Grönland, aber n i ch t s  übe r  I s l and  und  d i e  Fae r-Oe r, wo eine starke 

Unabhängigkeitsbewegung besteht. Unter den Berichten der Organisationen aus dem b r i t i s chen  

Weltreich f eh l t  e i n  i nd i s che r  Be r i ch t. Irgendwelche Materialien über Ch i n a, Pe r s i e n, 

Aegyp t e n, Mex i ko  und Südamer i ka  oder über das j apan i s che  Ko l on i a l r e i ch  sind n i ch t  

vo r hande n. 

Der überwiegende Teil des Materials beschäftigt sich mit der Darstellung der Verhältnisse solcher 

Gebiete, in denen eine Unabhängigkeitsbewegung nicht existiert. Was ergibt nun die Durchsicht des 

Materials hinsichtlich der entscheidenderen Gebiete? Zur Beantwortung dieser Frage können einige 

Stichproben dienen. 

Die britische Labour  Pa r t y  äußert sich über I nd i en  folgendermaßen: 

„Heute gibt es eine kleine, jedoch überaus laute Gruppe, die für volle Unabhängigkeit eintritt. Dies ist jedoch 

mehr ein Verzweiflungsschrei und Ausdruck der Enttäuschung über die Langsamkeit des Fortschritts in der 

Richtung der Selbstverwaltung.“ 

Die f r anzös i s ch e Sozialdemokratie beschäftigt sich mit dem Freiheitskampf in Mar okk o und 

fügt hinzu: 

[592] „Die Kommunisten im Mutterlande (in Frankreich) versuchten diese Situation auszunutzen, indem sie 

die törichte Forderung nach augenblicklicher Räumung von Marokko und ganz Nordafrika vertraten. Und 

Sozialisten haben nach marxistischen Grundsätzen (?) diese Utopien genau analysiert, gefährlich der Sache 

der Zivilisation und daher der Sache des Sozialismus selbst, aber auch der Sache der Eingeborenen, die man 

zwar zu verteidigen behauptet, auf diese Weise aber mit erschreckender Gewissenlosigkeit in die blutigsten 

und verzweifeltsten Abenteuer jagt.“ 

Die am er ikan i s che  Sozialdemokratie erklärt: 

„Im großen und ganzen ist die amerikanische Verwaltung der Kolonien von der Brutalität, welche die Behand-

lung der Eingeborenen durch andere Kolonialmächte gelegentlich charakterisiert, rein geblieben. Es muß auch 

zugegeben werden, daß die Hygiene und die Volksbildung unter der amerikanischen Verwaltung besser ge-

worden ist.“ 

Die ho l l änd i s che  Sozialdemokratie erklärt: 

„Man stellte sich auf den Standpunkt, daß Kolonialbesitz an und für sich nicht zu verurteilen sei ... Die Parole: 

‚Indonesien los von Holland‘ ist dann die unsrige nicht, wenn man die Auffassung damit verbindet, daß diese 

Loslösung sofort zu erfolgen habe. Denn nach unserer Auffassung, wofür wir triftige Gründe haben, wäre eine 

solche plötzliche Loslösung ebensowenig im holländischen, wie im indonesischen Interesse und auch nicht im 

Interesse des Weltfriedens ... Wir haben die blutige Unruhe (den Freiheitskampf des indonesischen Volkes) 

nicht etwa im Parlament verteidigt; wir haben die, sei es nun von Moskau oder Kanton, ausgegangene Wühl-

arbeit mit aller Schärfe verurteilt.“ 

Diese Kostproben mögen genügen. Es läßt sich zusammenfassend feststellen, daß keine sozialdemo-

kratische Partei die Unabhängigkeit irgendeiner ihrer eigenen Kolonien forderte. Statt dessen loben 

die Parteien die Wirkungen des Kolonialsystems. In keinem einzigen Falle schlagen sie selbst für die 

Kolonien ihres Landes die Einführung des allgemeinen Wahlrechts vor. Auch in der Frage des 
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Koalitionsrechts und der Pressefreiheit finden sich keine entschiedenen Forderungen. Alles an „Ra-

dikalismus“, wozu die sozialdemokratischen Parteien in dieser Materie sich aufzuschwingen ver-

mochten, waren reformistische Forderungen auf dem Gebiet des Eingeborenenschutzes. 

Es war klar, daß bei einer solchen Vorbereitung des Kongresses dieser selbst erst recht nicht in der 

Lage sein konnte, irgendein Kolonialprogramm zu beschließen, das mit Sozialismus auch nur das 

mindeste zu tun gehabt hätte. Das Ergebnis des Kongresses auf diesem Gebiete bestätigte, ja übertraf 

selbst die trübsten Erwartungen. Die endgültig redigierte Kolonialresolution hält fest an der Dreitei-

lung der Kolonien, hält fest an der Verweigerung der vollen Unabhängigkeit für Indien und stellt sich 

überhaupt prinzipiell auf den Boden des Kolonialsystems. Sie feiert die Kolonialpolitik, die „in den 

Kolonialvölkern eine moderne soziale und kulturelle Entwicklung ausgelöst“ habe. 

Man vergegenwärtige sich demgegenüber, was die Resolution des S t u t t ga r t e r  Sozialdemokrati-

schen Weltkongresses von 1907, der gewiß noch keine völlige Klarheit in den Fragen der Kolonial-

politik besaß, aussprach: 

„Der Kongreß ist der Ansicht, daß die kapitalistische Kolonialpolitik ihrem innersten Wesen nach zur Knech-

tung, Zwangsarbeit und Ausrottung der eingeborenen Bevölkerung der Kolonialgebiete führen muß. Die zivi-

lisatorische Mission, auf die sich die kapitalistische Gesellschaft beruft, dient ihr nur als Deckmantel für die 

Eroberungs- und Ausbeutungsgelüste. Erst die sozialistische Gesellschaft wird allen Völkern die Möglichkeit 

bieten, sich zur vollen Kultur zu entfalten. Die kapitalistische Kolonialpolitik, statt die Kollektivkräfte zu stei-

gern, zerstört durch Versklavung [593] und Verelendung der Eingeborenen, wie durch mörderische, verwüs-

tende Kriege den nationalen Reichtum der Länder, in die sie ihre Methoden verpflanzt.“ 

Dieser krasse Gegensatz zeigt aufs deutlichste, wie wenig jenes Gebilde, das sich den Namen Sozia-

listische Arbeiter-Internationale beilegt, gemein hat mit der internationalen sozialistischen Bewegung 

der Vorkriegszeit. Auch der Stuttgarter Kongreß übersah noch keineswegs die Bedeutung des Bünd-

nisses der unterdrückten Klassen in ihrem Befreiungskampf mit dem Freiheitskampf der unterdrück-

ten Nationen gegen den Imperialismus. Die klare Erkenntnis dieser Zusammenhänge, die klare Ana-

lyse der Bedingungen der proletarischen Revolution in der Epoche des Imperialismus blieb dem Le-

ninismus, blieb der Kommunistischen Internationale vorbehalten. Aber die Stuttgarter Kolonialreso-

lution von 1907 atmete doch den Geist der Solidarität des europäischen Proletariats mit den Koloni-

alsklaven, atmete den Geist des Sozialismus. Die Kolonialresolution des Brüsseler Kongresses der 

SAI bezeugt demgegenüber den klaren und bewußten Geist des Sozialimperialismus. 

IV. Die Abrüstungsfrage 

Der politische Inhalt des Brüsseler Kongresses enthüllte sich am charakteristischsten – noch bezeich-

nender als bei den Problemen der Reparations- und Rheinlandsfrage oder der Stellung zu den Kolo-

nien – in den Verhandlungen über die Abr üs t ungs r e so l u t i on. Hier nämlich zeigt sich der ganze 

Charakter des Kongresses gleichsam in Reinkultur. 

Wir setzen als bekannt voraus jene Vorgänge hinter den Kulissen der Abrüstungskommission, die durch 

die Veröffentlichung des stenographischen Protokolls, oder doch der entscheidenden Teile desselben, 

in der kommunistischen Presse ans Tageslicht gehoben wurden. Wir setzen weiter als bekannt voraus 

jene Vorgänge im Plenum des Kongresses, wo die endgültig von der Abrüstungskommission und ihrer 

Unterkommission redigierte Resolution mit einer neuerlichen Abänderung eines Satzes, um das Wort 

„Gewalt“ zu vermeiden, zur einstimmigen Annahme gelangte. Was besagen alle diese Vorgänge? 

Die zur Abstimmung gelangte Resolution enthält n i ch t  d i e  m i ndes t e  konk r e t e  Ve r p f l i ch -

t un g. Sie vermeidet vollständig eine Stellungnahme zu den konkreten Abrüstungsvorschlägen der 

Sowjetunion, deren Begrüßung die ILP, der zentristische Flügel der englischen Sozialdemokraten, 

ursprünglich gefordert hatte. Sie steht auf dem Boden der Landesverteidigung, d. h. jener „Theorie“, 

mit der nach dem 4. August 1914 alle sozialdemokratischen Parteien ihre Unterstützung des Imperi-

alismus „entschuldigten“. Sie vermeidet sogar das Wort (!) „Gewalt“, weil sonst die Amerikaner nicht 

für die Resolution gestimmt hätten. (In der Abrüstungskommission stimmten sie aus diesem Grunde 

noch dagegen.) 
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Die Resolution enthält ausschließlich die verschwommene Ankündigung revolutionärer Maßnahmen 

dann, wenn eine Regierung zum Krieg schreitet, ohne wenigstens den Versuch einer Beilegung des 

fraglichen Konflikts auf schiedsgerichtlichem Wege unternommen zu haben. Mit anderen Worten: 

selbst dieser „radikalste“ Passus der Resolution öffnet gerade den imperialistischen Machinationen 

des Völkerbundes oder sonstiger „schiedsgerichtlicher“ Instanzen Tür und Tor, wobei es ja selbstver-

ständlich ist, daß diese Instanzen bei einem kommenden imperialistischen Krieg gegen Sowjetrußland 

naturgemäß das verlogenste Alibi für die imperialistischen Räuber geben werden. 

Die Abrüstungsresolution ist also von A bis Z eine Resolution vom reinsten Geiste des Sozialimpe-

rialismus. Sie macht praktisch den Aufrüstungsbestrebungen des Imperialismus die Bahn frei. Nichts-

destoweniger gab es einen Widerstand gegen diese Resolution nur hinter den verschlossenen Türen 

der Abrüstungskommission. Ehe die Resolution in das Plenum des Kongresses gebracht wurde, ka-

pitulierten die Zentristen der englischen ILP [594] und der Schweizer Sozialdemokraten auf der gan-

zen Linie und sicherten somit die einstimmige Annahme der Resolution. Andererseits hatte die Mehr-

heit der offenen Sozialimperialisten in der Unterkommission der Abrüstungskommission bei der Um-

redigierung der Resolution aus den Gegenvorschlägen der ILP, der Schweizer Sozialdemokraten und 

des Oesterreichers Julius Deu t s ch  alles das an scheinradikalen, verschwommenen Formulierungen 

entnommen was zu nichts verpflichtete und dem Imperialismus nicht weh tat, sorgfältig aber alles 

weggelassen, was auch nur im entferntesten einer konkreten Maßnahme gleichkommen konnte. 

V. Die Rolle des Zentrismus 

Das, was wir hinsichtlich der Behandlung der Abrüstungsfrage und des Verhaltens der Zentristen auf 

dem Brüsseler Kongreß gesehen haben, ist typisch für die Rolle des Ze n t r i sm us  in Brüssel über-

haupt. Es ist kein Zufall, daß während des ganzen Kongresses der eigentliche Theoretiker des Zent-

rismus, der geistige Führer der sogenannten „linken“ Strömungen in der II. Internationale, O t to  

Baue r‚ niemals im Plenum des Kongresses in Erscheinung trat, und daß er erst in dem Augenblick 

vorgeschickt wurde, als in der Schlußsitzung das politische Manifest zur Verhandlung gelangte. 

Bei der Behandlung des politischen Manifests gab es nämlich die einzige öffentliche Diskussion. Die 

antibolschewistische Hetze in diesem Manifest war eine solche Belastung gegenüber der mit Sowjet-

rußland sympathisierenden englischen Arbeiterschaft, daß die englischen Zentristen, die ILP, in die-

ser Frage nicht mitmachen zu können glaubten. Am Vorabend des Kongreßschlusses, in der politi-

schen Kommission, stimmten die Vertreter der ILP noch gegen  das Manifest. Es war deshalb zu 

befürchten, daß auch im Kongreßplenum in diesem Punkt keine Einstimmigkeit erzielt werden 

könnte. Das aber bedeutete naturgemäß eine sehr peinliche Enthüllung des gesamten Charakters des 

Brüsseler Kongresses gegenüber der sozialdemokratischen Arbeiterschaft. 

So wurde denn angesichts dieser Schwierigkeiten, entgegen den ursprünglichen Plänen über die Ab-

wicklung der Kongreßarbeit, O t t o  Bau e r  vorgeschickt der bis dahin nur hinter den Kulissen des 

Kongresses gewirkt hatte. Es spielte sich das belustigende Schauspiel ab, daß das eigentliche politi-

sche Referat gehalten wurde, nachdem die Diskussion zur politischen Lage, die ohne einleitendes 

Referat stets als Füllsel der Kongreßsitzungen durchgeführt wurde, bereits am Tage vorher abge-

schlossen war. Otto Bauers Referat bildete dann die Eselsbrücke, auf der die ILP ihren oppositionel-

len Standpunkt aufgeben und zur Kongreßmehrheit mit einigen Vorbehalten zurücktreten konnte. 

Dieser Vorgang war typisch. Der Zentrismus, der in Marseille noch als selbständige Strömung gegen 

die Sozialpatrioten und gegen den offenen Reformismus auftreten konnte, diente in Brüssel aus-

schließlich nur noch zur Verbrämung der sozialimperialistischen Beschlüsse. Der Zentrismus durfte 

nie mehr selbständig in Erscheinung treten, sondern nur noch die „Einstimmigkeit“ mit seinen Phra-

sen vergolden. 

Diese Kapitulation den Zentrismus, die nichts anderes war, als eine Bestätigung der Beurteilung des 

Linksreformismus durch die Kommunistische Internationale, vollzog sich am markantesten bei den 

Vertretern der ö s t e r r e i ch i s chen  Sozialdemokratie, vor allem bei Otto Bauer. Nachdem die öster-

reichische Sozialdemokratie selbst in Verfolg des Juliaufstandes der Wiener Arbeiter den zentristischen 

Charakter ihrer Politik entsprechend der veränderten historischen Situation zugunsten des offenen 
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Reformismus für Oesterreich liquidierte, übernahm nun Otto Bauer auch in internationalem Maßstabe 

die Rolle eines Liquidators zentristischer Abweichungen. Er war es, der jeweils die kleinen Widerstände 

der ILP oder von anderer Seite beschwichtigte und von Fall zu Fall die einstimmigen Beschlüsse des 

Kongresses durch seine Kulissenarbeit ermöglichte. Er war es, der andererseits zu den sozialimperia-

listischen Beschlüssen die pseudomarxistischen [595] Phrasen lieferte, soweit das bei dem ganzen Cha-

rakter des Kongresses noch möglich war. Und der Unterschied zwischen Brüssel und Marseille bestand 

eben darin, daß auch in der Phraseologie nur noch sehr begrenzte Möglichkeiten gegeben waren. 

VI. 4. August vor dem 4. August 

Der Zentrismus, der seine Kapitulation vor dem Sozialismus vollzogen hat, bemüht sich naturgemäß 

trotzdem, oder gerade deshalb, das Gebäude der sozialimperialistischen Politik mit dem Stuck seiner 

zentristischen Phrasen zu verkleiden. Der Sozialimperialismus, der es noch für nötig hält, den Arbei-

tern überhaupt den Schein einer Sozialistischen Internationale und eines Weltkongresses dieser In-

ternationale vorzugaukeln, läßt sich ebenso selbstverständlich diese Bemühungen des Zentrismus nur 

zu gern gefallen. Ja, typisch für Brüssel war, daß sogar ein Vande r ve l de  schon bei seiner Eröff-

nungsrede ein wenig in „Zentrismus“ machte. 

Nichtsdestoweniger muß man bei der Gesamtbewertung des Brüsseler Kongresses feststellen, daß 

nur ein wenig linker Stuck die sozialpatriotische Hausnummer zierte, daß vielmehr in auffallendster 

Weise die imperialistische Zerrissenheit trotz aller „Einstimmigkeit“, trotz aller „internationalen“ 

Aufmachung offen in Erscheinung trat. Der Schritt von Marseille bis Brüssel zeigt ein Zurückweichen 

selbst in der sozialistischen Phraseologie, eine Verstärkung der offenen sozialimperialistischen Stel-

lungnahme. 

Das ist das Merkmal von Brüssel: die Parteien, die 1914 ihren 4, August den Arbeitern als eine Ueber-

raschung servierten, bekennen sich heute schon in der Periode vo r  einem neuen 4. August, vo r  einem 

neuen Weltkrieg, verhältnismäßig unverhüllt und schrankenlos zu ihrer kommenden Kriegspolitik. 

Während vor 1914 die Politik der Kriegskreditsbewilligung nicht vorbereitet war durch eine Praxis, 

die schon im Zeichen der o f f enen  Un t e r s t ü t zung  des Imperialismus stand, sondern vorwiegend 

nur durch die passive Nichtbekämpfung des Imperialismus gekennzeichnet wurde, marschieren heute 

die sozialdemokratischen Parteien auf ihren kommenden 4. August schon i m  engen  Bündn i s  m i t  

dem  Im per i a l i sm us  zu, leisten ihre Liebesdienste schon in der Vorarbeit für künftige Kriege. 

Dieses Bild des Brüsseler Kongresses enthüllt zugleich die Verlogenheit jener zentristischen Mätz-

chen der linken SPD-Presse, die den Panzerkreuzer-Beschluß der deutschen Ministersozialisten hin-

zustellen versuchen als einen Widerspruch zum Geist des Brüsseler Kongresses. Brüssel und der Pan-

zerkreuzer der SPD – das ist kein Widerspruch von Theorie und Praxis. Im Gegenteil: wie die He r -

m ann  Mül l e r  und Seve r i ng  die Panzerkreuzer-Praxis betreiben, so vertraten in Br üs se l  die 

Sozialimperialisten aller Länder die Panzerkreuzer-Theorie. 

* 

Die Krise der bürgerlichen Parteien  
Von E. K u n i k  

1. 

In den bürgerlichen Parteien sind im Laufe der letzten Jahre eine Reihe von Krisen akut geworden. 

Die Wahlniederlage vom Mai 1928 brachte einen neuen Impuls zu ihrer Entfaltung. 

Die a l l geme i ne  Grundlage ist der kapitalistische Entwicklungsprozeß: die Konzentration, das stän-

dige Steigen des spezifischen Gewichts des Monopolismus. Die „freien“ Kapitalisten werden mehr 

und mehr Objekt der Politik, das Proletariat drängt mehr oder weniger bewußt zur Macht. 

Die spez i e l l e  Grundlage der letzten Krisenerscheinungen seit Inflation, Stabilisierung, Rationali-

sierung ist das gewaltige Tem p o‚ das dieser Entwicklungsprozeß eingeschlagen hat. 

[596] Die wichtigsten äußeren Erscheinungen weisen zwei Typen auf: einen kleinbürgerlichen und 

einen proletarischen. 
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Zum ersten gehört der Zerfall der Deutschen Demokratischen Partei, die Bildung und der Aufschwung 

der Wirtschaftspartei, kleinerer Splitter, teilweise auch völkischer, ferner die Differenzierung zwi-

schen Bauern und Großgrundbesitz (Aufschwung der Deutschen Bauernpartei, Notwendigkeit für den 

Landbund, Deckorganisationen aufzuziehen, wie die Christlich-nationale Bauernpartei und das „Säch-

sische Landvolk“) und schließlich das Abwandern kleinbürgerlicher Schichten zur SPD. 

Zum zweiten Typus gehören die Zentrumskrisen, das ständige Sinken der Zentrumsstimmen, der 

Kampf der „gewerkschaftlichen“ Richtungen gegen die offen Gelben (Werksgemeinschaften) in den 

Rechtsparteien und Wehrverbänden, die Lambach-Krise in der DNVP und ihre Reflexe in der Deut-

schen (Thiel) und der Bayerischen Volkspartei. 

Der subjektive Wille der Personen, welche als Träger der Auseinandersetzungen in den bürgerlichen 

Parteien auftreten, ist natürlich nicht entscheidend. Ob dieser oder jener Führer für sich oder eine 

Gruppe oder eine Organisation eine bessere Position erkämpfen will, ist weniger wichtig; wichtiger 

ist, was ihm dazu die Möglichkeit gibt. Selbst wenn es sich um ein von langer Hand vorbereitetes, 

organisiertes Vorgehen der christlich-sozialen Gewerkschaften in den Rechtsparteien handelt, ist ent-

scheidend, daß nur der quantitative und qualitative Proletarisierungsprozeß ihnen dazu die Möglich-

keit gibt, den Boden schafft, auf dem ein solches Vorgehen Erfolgsmöglichkeiten bietet. Dazu kom-

men noch die objektiven Wirkungen solcher Vorstöße, die sich mindestens in der Richtung der Ent-

wicklung von Klassenbewußtsein bewegen. 

2. 

Der Proletarisierungsprozeß ist gegenüber der Vorkriegszeit beschleunigt. Reichlich zwei Drittel des 

deutschen Volkes sind Proletarier. 

Vor dem Kriege (1912) mobilisierte die Sozialdemokratie 29,4 Prozent aller Wahlberechtigten bei 

den Reichstagswahlen für sich. Von Wahl zu Wahl erreichte sie eine fast stetige Zunahme. Heute 

(1928) hat die SPD zusammen mit uns nur 30,3 Prozent der Wahlberechtigten mobilisiert. Zwar ist 

die Zahl der Nichtwähler von 15,5 auf 25,6 Prozent gestiegen, aber dafür ist die Zahl der Proletarier 

inzwischen sehr stark gestiegen, und in den SPD-Stimmen ist auch der Anteil der Kleinbourgeoisie 

weiter gewachsen. Vergleicht man den Stand von 1912 mit dem von 1928, so ist das Wachstum nicht 

einmal 1 Prozent, Also ist der relative Gehalt an proletarischen Elementen in den bürgerlichen Par-

teien höher als vor dem Kriege. Die politische Bewertung vom proletarischen Standpunkt aus ist hier 

unerheblich, da es sich darum handelt, ein Bild über die soziale Zusammensetzung der bü r ge r l i -

chen  Parteien zu erhalten. 

Der politische Sieg, den die Bourgeoisie mit Hilfe der Sozialdemokratie über das Proletariat errang, 

brachte natürlich den bürgerlichen Parteien diesen Zuwachs. Folgende Zahlen, die sich auf die poli-

tisch aktiven Teile beschränken (abgegebene Stimmen und Organisationsziffern), zeigen den äußeren 

Verlauf: 

 1912 1919 1920 1921 1922 1923 1924 

Juli 

1925 1926 1927 1928 

Bürgerliche Stimmen % 65,2 54,5 58,4 – – – 66,1 – – – 59,3 

Nichtbürgerl. " % 348 45,5 41,6 – – – 33,9 – – – 40,7 

Mitgliederbestand des 

ADGB (Jahresdurch-

schnitt in Millionen 2,6 5,5 7,9 7,6 7,9 7,1 4,6 4,2 4,0 – – 

[597] Die Zahlen des ADGB für 1927 fehlen noch, aber es ist sicher, daß sie die von 1926 überschrei-

ten, daß der Tiefpunkt seit zwei Jahren überschritten ist und ein neuer Aufschwung begonnen hat. 

Der Umschwung liegt in der Fürsten-Volksentscheidkampagne. 

Gemessen an den Jahren 1919 und 1920, ist also außer der Zunahme durch den Proletarisierungspro-

zeß den bürgerlichen Parteien noch ein Rückfluß aus der SPD zugutegekommen. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 547 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

Einen besonders hohen Anteil haben die Angestellten, deren Zahl in den letzten Jahrzehnten gewaltig 

zugenommen hat. 

Nicht nur von der quantitativen Seite her macht sich der Proletarisierungsprozeß in den bürgerlichen 

Parteien bemerkbar, sondern auch von der qualitativen Seite. 

Die Vermehrung der Masse der Ausgebeuteten steht natürlich in innerem Zusammenhang mit dem 

Grad der Ausbeutung. Der Ausbeutungsgrad ist in seiner Wirkung natürlich nicht mechanisch zu 

verstehen. Allgemein feststehend ist die Tatsache, daß die Arbeitseinkommen im Verhältnis zur Ar-

beitsleistung gesunken sind, mit vielleicht wenigen Ausnahmen. Bei den Angestellten ist aber offen-

bar das Einkommen auch absolut gesunken. 

Die amtliche Statistik der Angestelltenversicherung gibt folgende Zahlen für Dezember 1927: 

Von allen Angestellten erhielten Monatsgehälter: 

 bis 50 M 20,2 Prozent 

 50–100 M 16,0 " 

 100–200 M 31,1 " 

 200–300 M 17,8 " 

 300–400 M  9,2 " 

 400–500 M  5,1 " 

 über 500 M  0,6 " 

In 1928 hat sich das Niveau nicht wesentlich gehoben. Bis März wird eine Erhöhung bis zu 5 Prozent 

angeben, aber gleichzeitig eine weitere Verschlechterung der Arbeitsmarktlage, die sich besonders 

darin ausdrückt, daß über 30 Jahre alte Angestellte außerordentlich schwer Anstellung finden. 

Der Deutschnationale Handlungsgehilfenverband gibt z. B. an, daß die Besetzungsaufträge, die seine 

Stellungsvermittlung erhält, zu 90 Prozent (!) ein Höchstalter unter 30 Jahren fordern („Deutsche 

Handelswacht“, 1928, 12 Seite 239). 

Der Professor Grotjahn stellte im Juni 1928 im „Berliner Tageblatt“ als eine der Ursachen, die das 

Sinken der Berliner Geburtenziffer unter die Pariser verschulden, die unzulänglichen Angestellten-

gehälter fest. 

Unter den Mitgliedern des Deutschnationalen Handlungsgehilfenverbandes ist die Selbst-

mordziffer dreißigmal so groß wie im Reichsdurchschnitt! 

Nach dem Bericht des Herrn Brost („Deutsche Handels-Wacht“, 1928, Nr. 12, Seite 240) haben von 

215 gestorbenen Mitgliedern im Jahre 1927 nicht weniger als 16, also 7,44 v. H. durch Selbstmord 

geendet. An der Gesamtzahl der männlichen Gestorbenen im Reichsdurchschnitt (der DHV hat nur 

männliche Mitglieder) machen die Selbstmordfälle nur 0,25 v. H. aus. 

In den bürgerlichen Organisationen sind natürlich die politisch zurückgebliebensten Schichten des 

Proletariats enthalten. Die Verschärfung der Ausbeutung bewirkt auch dort einen dumpfen, wirren 

Radikalisierungsprozeß, der auch durch den sozialreformistischen Konkurrenzkampf zwischen den 

Sozialdemokraten und den Bürgerlichen gefördert wird. 

3. 

Auch im ideologischen Ueberbau zeigen sich die Auswirkungen des monopolistischen Entwicklungs-

prozesses in der letzten Zeit etwas deutlicher. 

[598] Bürgerliche Wissenschaftler sprechen offener vom „Uebergang zu einer neuen Wirtschaftsord-

nung“ (Beckerrath), stellen, ohne das Wesen des Prozesses zu begreifen, die Erfüllung Marxscher 

Gedankengänge fest (Schmalenbach), jammern über eine „große Weltkrise des Eigentumsbegriffs 

(Professor Iljin in der Bergwerkszeitung). 

In der katholischen Presse werden die Gedankengänge des Jesuitenpaters Pesch in ernsthafteren Leit-

artikeln diskutiert (Christentum und Kapitalismus stünden sich gegenüber wie Feuer und Wasser) und 

Meditationen über eine Art „christlicher Revolution“ werden angestellt. 
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Gewiß haben diese Christenführer im Kampf seit jeher oft viel radikalistischere Phrasen gebraucht. 

Aber das waren agitatorische Zwecklügen, erzwungen von einer akuten augenblicklichen Notwen-

digkeit, die Arbeiter an sich zu fesseln, zu täuschen, von politischen Handlungen zurückzuhalten, 

während sich diese Diskussionen auf latente, breite, langsichtige Klassenempfindungen der katholi-

schen Arbeiterschaft beziehen. Nun hab an zwar solche „ernsthafteren“ antikapitalistischen Diskus-

sionen den gleichen Zweck wie etwa die Unternehmerköpfe, denen Imbusch gelegentlich knurrend 

das In-den-Sand-rollen androht: die Arbeiter zu binden, um sie von einer wirklich proletarisch-revo-

lutionären Entwicklung abzuhalten. Aber diese Mittel haben auch ihre eigene Logik, die unabhängig 

von dem subjektiven Willen derer wirken, die sie anwenden. 

„Das Volk regiert sich selbst, das Volk hat die Macht im Staate – aber stärker ist das kapitalistische System, sind 

die ‚Gesetze der Wirtschaft‘. Und die Kartelle, die nationalen und internationalen Trusts, die Preiskonventionen, 

die internationale Hochfinanz, Stärker ist die Macht des Geldes, das nach Zinsen und Dividenden schreit.“ 

Diese Sätze aus einem solchen Artikel (im „Deutschen“ vom 4.7.1928) wirken trotz und unabhängig 

von der Philosophie über „Die christliche Revolution“, zu deren teilweiser Begründung sie benutzt 

werden und die sich natürlich gegen „Sozialisten und Bolschewisten“ richtet. Der kapitalistische 

„Geist“ soll vernichtet werden „von innen“ her, damit die Menschen wieder Brüder werden können. 

Nun hat die katholische Kirche aus dem Kulturkampf her noch ein ganzes Arsenal von „Kampfmit-

teln“ wider den individualistischen Kapitalismus, und sie sind ihm vorzüglich bekommen. Die Ar-

beiter werden sich mit dem „Erfolg“ dieser Revolution von innen her natürlich nicht begnügen. Aber 

hier kommt es mit darauf an, zu charakterisieren, was der Monopolismus bewirkt. 

Selbst Habermann, Leiter des „Bildungswesens“ des Deutschnationalen Handlungsgehilfen-Verban-

des, sagt Sätze, wie diesen: 

„Wir dürfen erklären und feststellen, daß die wirtschaftlich führenden Schichten in unserem Volke im großen 

und ganzen kein Vorbild mehr zu Liefern vermögen, dem nachzueifern sich lohnen würde.“ 

Und Bechly, der Vorsitzende dieses Verbandes, erklärt: 

„Immer mehr wurden die völlig entpersönlichten Konzerne und Trusts das Kennzeichen unserer Zeit.“ – „Da 

der Profit zurzeit das einzige Ziel ist, heißt es, auf dem Konto der Unkosten sparen. Das Ergebnis mancher 

Rationalisierung ist vielfach nur die Vergrößerung des bürokratischen Apparats, so daß nur noch die Ersparnis 

an Löhnen und Gehältern, sowie durch längere Arbeitszeit übrig bleibt.“ 

(Habermann und Bechly, zitiert nach der „Deutschen Handels-Wacht“, 1928, Nr. 12.) 

Aber auch nach einer anderen Seite fressen sich die harten Tatsachen des monopolistischen Kapita-

lismus selbst durch die krausesten und dichtesten ideologischen Nebelschleier hindurch. So, wenn 

der „Jungdeutsche“ (vom 18.8.28) gegen die von werkgemeinschaftlich-faschistischer Seite gepräg-

ten Phrasen vom „raffenden“ und „schaffenden“ Kapital zu Felde zieht und er erklärt, daß dieser 

Unterschied heutzutage nicht mehr [599] den Tatsachen entspräche, weil er durch die Verwandlung 

der Betriebe in Aktiengesellschaften aufgehoben sei. Gegenüber der antisemitisch-faschistischen 

Zwecklüge, das „Börsenkapital“ sei der spezielle schwarze Geist, der Regierungen, Presse und öf-

fentliche Meinung beherrsche, verweist der „Jungdeutsche“ auf den Hugenberg-Konzern, der, wie er 

selbst durch Bernhard habe nachweisen lassen, diese Herrschaft viel stärker ausübe, aber grade Re-

präsentant des Industriekapitals sei, das man das „schaffende“ nenne. 

Noch viele solcher Zeichen ließen sich anführen. Die Ideologie der staunenden Bewunderung, der 

respektvollen, ergebenen Unterwerfung unter den „genialen Führergeist der deutschen Wirtschaft», 

die die erste Phase der relativen Stabilisierung auszeichnete, wird selbst in den bürgerlichen Organi-

sationen brüchig und auch dort wirkt die Erkenntnis, daß der Kapitalismus das Massenelend erzeugt, 

nicht der „jüdische Kapitalist“, noch der „Börsianer“. Leute, die ihr Leben im Kampfe gegen den 

marxistischen Materialismus verbracht haben, kommen in einzelnen kritischen Aeußerungen, die 

ihnen die Wucht der Tatsachen abnötigt, plötzlich auf exakt materialistische Formulierungen. 

Die Unhaltbarkeit der Distributionsverhältnisse offenbart die Unhaltbarkeit der Produktionsverhält-

nisse und mitten in bürgerlichen Organisationen beginnt nebelhaftes „Standesgefühl“ von ersten 

Schimmern erwachenden Klassenbewußtseins durchbrochen zu werden. 
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4. 

Was sich nun in den Rechtsparteien als Lambach-Krise oder Thiel-Krise oder „bayrische Arbeiter-

krise“ gezeigt hat, ist ein geschicktes Spiel von Führern mit dem dumpfen Empfinden der Massen 

von Angestellten und Arbeitern, die in den Rechtsparteien oder ihnen angegliederten Verbänden und 

Vereinen organisiert sind. 

Lambach hat den Plan, bevor et in der DNVP anfing, am 10. Juni 1928 auf der Dresdener Tagung des 

Deutschnationalen Handlungsgehilfen-Verbandes entwickelt. 

Dieser den Christen angeschlossene Verband trägt seinen Namen seit 1895 und umfaßt etwa 330.000 

nur männliche, nichtjüdische Mitglieder, die allen Rechtsparteien angehören: Völkischen, DNVP, 

DVP, Zentrum, BVP und allen Wehrverbänden. 

Ich zitiere den Aktionsplan wörtlich nach dem Bericht, den die „Deutsche Handels-Wacht“ (Nr. 12 

von 1928) über Lambachs Rede gebracht hat. 

„Wer die ‚Politische Wochenschrift‘ liest (in der Lambach am 14.6.1928 seinen Monarchie-Artikel veröffent-

lichte), macht sich stark zum volksnationalen Kampf gegen die Reaktion auf der Rechten. Es kommt nur darauf 

an, daß wir unser Urteil und unsere Stimme in die Waagschale werfen w o l l e n  Noch betrachten in allen 

Parteien andere Volkskreise diese Arbeits- und Einflußgebiete als ihr Monopol. 

Meine Herren! D i e s e r Verbandstag muß den begeisterten Willen bis zum letzten unserer Mitglieder tragen, 

jenes Monopol der anderen zu brechen. W i r‚ Sie, die Mitglieder draußen vor allem, wollen mitreden und 

mitentscheiden, wo es um diese Fragen geht! 

Nehmen Sie diesen Kampf mit dem ganzen Selbstbewußtsein auf, das der DHV seinen Zugehörigen schenkt, 

aber auch mit der ganzen Organisationskraft! 

Es geht darum, die wirklichen Knotenpunkte des Einflusses mit unseren ehrenamtlichen Verbandskol-

legen zu besetzen. Wir wollen bestimmen, wer mit unseren Stimmen gewählt wird. Also müssen wir in 

die Parteivorstände, die die Wahlvorschlagslisten aufstellen. (!) Wir wollen Unabhängigkeit der Par-

teien von geheimen Geldmächten. Also müssen wir in die Finanzausschüsse und müssen dort nachwei-

sen, daß nur [600] die Partei, die Millionen von Einzelbeiträgen, d. h. Opfer ihrer Freunde, hereinzuho-

len vermag, ihrer Anhänger sicher ist. Große Spenden reicher Geldgeber können das nie ersetzen. 

Im Interesse der Parteien selbst müssen wir die Offenbarung ihrer Wahlbilanzen verlangen. (!!) Wir 

müssen auch vom einzelnen Abgeordneten Klarheit über Seine finanziellen Abhängigkeiten verlangen, 

damit wahres Vertrauen einziehen kann und wir bei unseren Freunden mit Offenheit für ihn werben können.“ 

Zum Schluß, mit schmetternden Angriffsfanfaren, holt Lambach seine Leute hoch: 

„Es muß Ihnen zur Lust werden, in den erstarrenden Parteigebäuden den Kampf der Ideen zu 

entfesseln, auch Freunde aus anderen Kreisen zu sammeln, der volksnationale, junge, idealistische 

Sauerteig zu werden, der unser ganzes politisches Leben durchdringt.“ 

Dieser Idealismus für Mandate und Vorstandspositionen ist von Lambach in einem anderen Teile 

seiner Rede rechnerisch so unterbaut worden: 

„Die Angestelltenschaft zählt mit ihren Angehörigen mindestens ein Zehntel aller Reichstagswähler. In jedem 

oberen und unteren Parteivorstand werden aber nicht zehn Mitglieder durch einen Angestellten vertreten. 

Ebenso sieht es in den Stadt-, Provinz-, Landes- und Reichsparlamenten aus. So müßten im Reichstag 50 

Angestelltenvertreter sitzen. Es sind aber in Wirklichkeit nur ein halbes Dutzend echte und ein halbes Dutzend 

sogenannte Angestelltenvertreter.“ 

Zunächst gilt es noch, um die Zusammenhänge deutlicher zu machen, die Wortlaute der Aktionen zu 

bringen. Lambach begann in seiner Rede, die schon zitiert ist. 

In der Deu t s chen  Vol kspa r t e i  erhob das Mitglied des Vorstands der christlich-nationalen Ge-

werkschaften Tiel wegen der unzulänglichen Vertretung der Angestellten in der Fraktion beim Par-

teivorstand Einspruch. 

Im „Politisch-gewerkschaftlichen Zeitungsdienst“ (der christlichen Gewerkschaften) ließ er dann un-

ter anderem folgendes verbreiten: 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 550 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

„Schließlich erinnern wir uns noch eines Ausspruchs des Abgeordneten Thiel, daß er nur solange der DVP 

anzugehören gedenke, als sie in ihrem inneren Aufbau, gekennzeichnet durch die Zusammensetzung der Lan-

desvorstände und der Fraktionen des Reichstags und der Landtage, dem Bilde einer wirklichen V o l k s partei 

entspricht. Mit der augenblicklichen Entwicklung der Partei muß man recht unzufrieden sein. Der bemerkens-

werte Widerstand der Schwerindustrie gegen die Wahl von Glatzel und gegen den Arbeiterführer Streiter zu-

gunsten von Kandidaten aus anderen Kreisen hat zu einer reichlich einseitigen Zusammensetzung der Reichs- 

und Landtagsfraktionen nach den letzten Wahlen geführt.“ 

(Zitiert nach der „Germania“ vom 27.7.1928.) 

In der Bayrischen Volkspartei wurde der Kampf um das Sozialministerium zum Anlaß eines Vorsto-

ßes genommen, der von organisatorischen Maßnahmen gestützt war. (Landestagung der Arbeiter und 

Angestellten zum Zwecke des Ausbaus politischer Organisationen über ganz Bayern.) 

Am 10. 8. 1928 schildert „Der Deutsche“ den Kampf der Arbeiter und Angestellten um das bayrische 

Sozialministerium und erzählt dann: 

„Diese Volksgruppe (‚Arbeitnehmer‘) mit ihren Wählermassen wurde schon bei der Aufstellung der Kandida-

ten für die Wahlen aufs äußerste zurückgedrängt. Der bayrische Landtag weist auf der rechten Seite (das ist in 

der Hauptsache die Bayrische Volkspartei) folgende Zusammensetzung auf: 17 Bauern, 17 Beamte – die ge-

genüber der Arbeiterschaft nur eine Handvoll Wähler aufbringen –‚ 2 Industrielle, 4 Arbeiter und 6 Geistliche. 

Prominente, hochverdiente Männer der Partei kamen nur deshalb nicht mehr zum Zuge, weil sie Vertreter der 

Arbeiterschaft waren. [601] Wir nennen nur drei Namen: Schirmer für den Reichstag, Oswald (der frühere 

Sozialminister) und Lohr für den Landtag. Laut und deutlich muß es deshalb öffentlich hinausgerufen werden: 

Nie und nimmer läßt sich die christlich-nationale Arbeiterschaft noch einmal so mißachten und mißbrauchen!“ 

Man sieht – völlig Lambach-Plan gemäß. Im Zentrum ist dieser Kampf bereits im Januar 1928 aus-

gefochten worden – mit Teilerfolgen. 

Die breiteste Wirkung der Kampagne ist zurzeit in der DNVP zu spüren. In einem weiteren Artikel 

soll besonders auf die damit ausgelöste Krise eingegangen werden. 

* 

Die fünf Hauptarmeen der deutschen Bourgeoisie  
Von L e o n i d  

I. Der Kampf zwischen Industrie- und Agrarkapital 

Irgend jemand hat die Brandfackel in das politische Haus der deutschen Bourgeoisie geschleudert. Das 

Feuer ist fast gleichzeitig in allen Etagen dieses Hauses ausgebrochen. In der Deutschnationalen Partei 

tobt der innere Bürgerkrieg zwischen Westarp, Hugenberg und Lambach. In der Volkspartei stehen sich 

Scholz, Stresemann und Thiel kampfbereit gegenüber. Im Zentrum hört das Handgemenge zwischen 

Klöckner, Stegerwald und Wirth nicht auf. Bei den Demokraten ringen die Anhänger der „liberalen 

Einheitspartei“ mit den Vertretern der linksrepublikanischen Richtung. Von rechts bis links – das glei-

che Bild: Führer gegen Führer, Ortsgruppen gegen Ortsgruppen, Programm gegen Programm. 

Unzweifelhaft – das bürgerliche Haus steht in Flammen. Wer war der Brandstifter? 

Die bürgerlichen Politiker kämpfen nicht aus freiem Willen – sie sind vorgeschickt. Ihre Parolen 

entstammen nicht ihren Köpfen. Es sind Kampfrufe der hinter diesen Politikern stehenden soz i a l en  

Gruppen. Es sind die innersten Klassenkräfte der Gesamtbourgeoisie, die hier gegeneinander aufmar-

schiert sind, und es sind tiefste ökonomische Gegensätze, die sie zu diesem Kampf getrieben haben. 

Die Front verläuft nicht nach den einzelnen bürgerlichen Parteien, die Front geht du rch  jede Partei. 

Deutschnationale Junker kämpfen gegen deutschnationale Industrielle, Zentrumsjunker gegen Zent-

rumsindustrielle, „rechte“ Rohstoffkapitalisten gegen „rechte“ Verarbeitungskapitalisten, „rechte“ 

Großbourgeoisie gegen „rechte“ Kleinbürger, „linke“ Industrielle gegen „linke“ Händler. Die nackten 

ökonomischen Mächte des Kapitalismus sind von allen Prinzipien-Feigenblättchen entblößt. Noch 

niemals seit dem Kriege standen die innerkapitalistischen Gegensätze so offen zur Schau wie heute: 

1. Der Gegensatz zwischen Industrie- und Agrarkapital. 

2. Der Gegensatz zwischen Schwer- und Fertigindustrie. 
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3. Der Gegensatz zwischen Industrie- und Handelskapital. 

4. Der Gegensatz zwischen Groß- und Kleinbourgeoisie. 

Wer aber hat die labile Krise zur akuten Krise gemacht? Welche von den feindlichen Kapitalmächten 

hat die generelle Auseinandersetzung provoziert, indem sie den Kampf aus der wirtschaftlichen Arena 

hinaus in die politischen Parteien des Bürgertums getragen und dadurch die Staatsmacht selbst zum 

letzten Streitobjekt gemacht hat? 

Man braucht nur einen Blick auf die derzeitige Positionskarte der deutschen Gesamtbourgeoisie zu 

werfen, um den Schuldigen zu erkennen: 

es ist das konzentrierte schwerindustrielle Kapital, es sind die Rohs t o f f-[602]t r us t s, die die Of-

fensive gegen die anderen kapitalistischen Armeen angetreten haben. In den letzten Jahren ist die 

ökonomische Stärke des zentralen Rohstoffkapitals (Kohle und Eisen) so angewachsen und seine 

organisatorische Position derart uneinnehmbar gemacht worden (die Vertrustung), daß ihm die Zeit, 

d. h. das Kräfteverhältnis, nunmehr angemessen schien, um endlich den entscheidenden Angriff ge-

gen seine alten Nebenbuhler – das Junkertum, die Verarbeitungsindustrie, das Händlerkapital und das 

Kleinbürgertum – zu wagen. Mit allen diesen hatten die Rohstofftrusts eine alte Rechnung zu beglei-

chen. Es ging natürlich wieder um ökonomische Kampfobjekte, wie die Frage der Zölle, der Preise 

für Industrieprodukte, des Produktions- und Absatzmonopols, der Verteilung des Zwischenprofits 

usw. Doch die Strategie der Rohstofftrusts war nunmehr darauf aufgebaut, den Kampf um diese öko-

nomischen Ziele mehr als jemals mit mach t po l i t i s chen  Mitteln zu führen. Der Weg zur Lösung 

aller dieser Fragen ging wie immer durch den S t aa t, der die Zollgesetze schafft, die Preise und Mo-

nopole kontrolliert, die Aufträge verteilt, den Kredit reguliert usw. Der Weg zum Staat geht durch die 

bürgerlichen Parteien. Daher war der erste Punkt in der Angriffsdisposition der Rohstofftrusts: voll-

ständige Eroberung der bürgerlichen Parteien für schwerindustrielle Ziele. In jeder Partei, von West-

arp bis Koch-Weser, wurden die Agenten der schwerindustriellen Trusts mobilisiert und in den 

Kampf um den Parteiapparat, um die Parteiführerschaft, die Parteipresse und die Parteikasse beordert. 

Hugenberg hatte die Führung des schwerindustriellen Korps in der Deutschnationalen Partei, ihm 

assistierten Vögler und seine Gruppe in der Volkspartei, Klöckner im Zentrum, die „Liberale Verei-

nigung“ bei den Demokraten. Das Ziel dieser gleichlaufenden Bemühungen war, dem schwerindust-

riellen Einfluß in a l l e n  bürgerlichen Parteien zur Herrschaft zu verhelfen, daraufhin das Ganze in 

Form eines „politischen Trusts“, des Bürgerblocks (mit und ohne Sozialdemokratie), zu verkitten und 

mittelst dieser neuen politischen Einheitsorganisation der deutschen Bourgeoisie das Monopol der 

Rohstofftrusts über den deutschen Staat zu verewigen. Denn wenn in allen bürgerlichen Parteien des 

Reichstags die gleiche privatkapitalistische Hand regiert, die auch die Sozialdemokraten am kleinen 

Finger hat, dann ist der neue Absolutismus in Deutschland da, dann steht jede Regierungsbildung und 

jede Ministerkombination unter Diktat dieser Einheitsmacht über den Fraktionen und dann ist die 

Republik Deutschland für immer eine politische Nebenstelle des Kohlen- und Eisentrusts an der Ruhr. 

Die ersten, die diese Perspektive in ihrer ganzen Schwere gesehen und erfaßt haben, waren die anderen 

kapitalistischen Gruppen, die – in zweiter Linie hinter der Arbeiterklasse – zu den Opfern dieses 

Machtprogramms der Schwerindustrie bestimmt waren. Oekonomische plus politische Diktatur des 

Rohstoffkapitals – das bedeutete das Zolldiktat für das Junkertum, das Preisdiktat für die Verarbeitung 

und den Handel, das Einkommensdiktat für das Kleinbürgertum. Das bedeutete eine noch tiefer ge-

hende Beschlagnahme des gesellschaftlichen Gesamtprofits zugunsten des monopolistischen Roh-

stoffkapitals, dessen Gnade oder Ungnade es dann überlassen blieb, wieviel Brocken von seiner Mahl-

zeit es den anderen Gruppen zuwirft. Das bedeutete in weiterer Folge – die vollkommene soziale Un-

terordnung der schwächeren Kapitalgruppen unter die Hierarchie des staatskapitalistischen Rohstoff-

kapitals. Das bedeutete letzten Endes – Einbuße ihrer kapitalistischen Selbständigkeit und Uebergang 

in Vasallen- oder gar Angestelltenverhältnis: Junker als Nahrungsmittelagenten der Industrietrusts 

oder Bewirtschafter ihrer Güter, Händler als Angestellte der industriellen Verkaufsabteilungen usw. 

Diese Zukunftsperspektive genügte, um die davon betroffenen Kapitalgruppen in Alarmbereitschaft 

zu versetzen. Gegen die Pläne der Rohstofftrusts gab es nur ein wirksames Mittel: ihnen die Zugänge 
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zur Staatsmacht zu verstellen. Das bedeutete aber zugleich: den Rohstofftrusts die Zugänge [603] zu 

den Leitungen der bürgerlichen Parteien zu verstellen. – Dies war das Signal zum allgemeinen Zu-

sammenprall, zum Ausbruch der Parteikrisen von rechts bis links. Die bürgerlichen Parteien glichen 

bald umkämpften Schützengräben. Das Agrarkapital, die Fertigindustrie, der Handel und das Klein-

bürgertum in allen Parteien organisierten die Verteidigung gegen das anstürmende, von den Groß-

banken unterstützte Rohstoffkapital. 

Junker und Industrielle streiten um das „Primat“ 

Der wichtigste Frontabschnitt in diesem innerkapitalistischen Krieg ist jener, in dem sich die Groß-

agrarier und die Großindustriellen gegenüberliegen. Von allen Kapitalmächten des Staates sind diese 

beiden Armeen bei weitem die mächtigsten, und von ihrem Verhältnis zueinander hängt im höchsten 

Grade das Schicksal der Gesamtbourgeoisie ab. Stehen sie zusammen – wie sie es seit dem Kriege in 

der Hauptsache immer taten –‚ dann ist das innere System des deutschen Gesamtkapitalismus we-

nigstens gegenüber den Angriffen aller anderen Kapitalgruppen stabil. Kommen sie auseinander – 

dann erst gewinnt die innerkapitalistische Opposition gegen die Rohstofftrusts eine machtpolitische 

Basis, die Erschütterungen des Gesamtsystems möglich macht. 

Warum kommen sie nun auseinander? Wir legten die allgemeinen Beweggründe des Machtkampfes 

dar. Jetzt gehen wir zu den einzelnen Streitpunkten über. 

Vor dem Kriege war die politische Macht in Deutschland eine Prärogative des Agrarkapitals, und das 

war aus den Zeiten des Feudalismus her eine allgemein anerkannte Selbstverständlichkeit, ein unum-

stoßbarer Status quo. Der Kaiser war der erste Gutsbesitzer seines Landes. Die Landesdynastien wa-

ren es in kleinerem Umfange. Die agrarische Aristokratie war der erste Diener des Kaisers. Sie be-

herrschte wiederum sowohl die zivile wie die militärische Bürokratie. Die Verfassung war auf das 

„Primat“ des ostelbischen Agrarkapitals zugeschnitten. Daß das Herrenhaus seine Domäne war, galt 

als Axiome. Von den 318 Mitgliedern des Preußischen Herrenhauses (1908/09) gehörten 200 den 

sechs ostelbischen Provinzen an mit 734 Millionen Bevölkerung, während auf alle übrigen Provinzen 

mit 20 Millionen Bevölkerung 118 Mitglieder des Herrenhauses entfielen. Aber auch in der zweiten 

Kammer, in dem Repräsentanten der „Demokratie“ Reichstag, war das Kräfteverhältnis nicht viel 

anders. 1907 waren in den Reichstag im ganzen 21 Industrielle gewählt; ihnen standen 106 Vertreter 

landwirtschaftlicher Interessen gegenüber. Das Industriekapital erkannte die Vorherrschaft der Groß-

agrarier als geschichtliche Tatsache an und gestattete sich nur eine „loyale Opposition“: von den 21 

Industriellen im Reichstag schlossen sich 16 den Nationalliberalen und Fortschrittlichen und nur zwei 

den Konservativen an. Natürlich, der Kaiser war persönlich mit Großindustriellen, wie Krupp, 

Stumm, Ballin usw., befreundet. Aber die Blutsbrüderschaft mit dem zweiten Stand, dem Großgrund-

besitz, ging höher. 

Das stürzende Kaiserreich begrub unter sich die feudale Herrschaft, deren politische Reste sich in die 

oppositionelle Partei des Legitimismus, die Deutschnationale Partei, hineinretteten. Die Industrie 

hielt Einzug in die Reichstagsfraktionen und in die Reichsregierungen. Die inoffizielle Macht Hu-

genberg wurde das, was früher der inoffizielle ostelbische Bund war. Doch immerhin: zu einem Bruch 

zwischen Industrie und Agrariern kam es nicht, noch nicht. Noch verband sie die gemeinsame tödli-

che Feindschaft gegen die um die Macht kämpfende Arbeiterklasse. Erst von dem Augenblick an, wo 

der revolutionäre Teil des Proletariats zurückgeworfen, der unter Einfluß reformistischer Führer ste-

hende Teil irregeführt wurde, gestattete die Entspannung der gesamtkapitalistischen Klassenfront den 

Agrariern und den Industriellen, sich mit ihren eigenen Angelegenheiten zu befassen. Und da mußte 

das Agrarkapital erkennen, daß der Industrielle nicht mehr der loyale Kollege von gestern war, der 

sich mit der göttlichen Ueberlegenheit des adligen gegenüber dem bürgerlichen Reichtum [604]ab-

fand, sondern ein Gegner, ein tyrannischer, rücksichtslos seine neugeschaffene Vorherrschaft beto-

nender, durchaus nicht sentimentaler Gegner. 

„An der Sanierung der Landwirtschaft hat die Industrie das größte Interesse, doch muß sie der Be-

hauptung von dem Primat der Landwirtschaft gegenüber der Industrie entgegentreten“ – erklärte am 

6. Juni 1928 auf der Mitgliederversammlung des Verbandes Württembergischer Industrieller der 
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Referent Dr. August Weber. Nach seinen Berechnungen belaufe sich die Produktion der Landwirt-

schaft auf jährlich 10 bis 11 Milliarden Mark gegen 14 Milliarden Mark allein der Rohstoffindustrie. 

Die Forderungen des Landbundes auf Nichtabschluß von Handelsverträgen und erhöhtem Schutzzoll 

seien geeignet, einen großen volkswirtschaftlichen Schaden anzurichten. Der Konsum (der Agrarwa-

ren – L.) richte sich nicht nach der Produktion, sondern diese müsse umgekehrt sich den. Wünschen 

der Verbraucher (der Städte – L.) anpassen. Die Vernachlässigung rationeller Wirtschaftsmethoden 

und des Qualitätsgedankens räche sich an ihr selbst*). 

Das ist eine typische Herausforderung, die von großem Machtbewußtsein des heutigen Industriellen 

gegenüber dem heutigen Junker getragen ist. Die Industrie sagt dem Junker ganz offen: Nun sei der 

Freundschaft genug, ihr habt euch ruhig zu verhalten und nach unseren Befehlen zu horchen. Wir 

haben das Primat. Die Monarchie war die eure. Die Republik gehört uns. 

Landbund kämpft gegen den Eisenpreis 

Am 18. Mai 1928 berichtete die „Frankfurter Zeitung“: 

„Seit einigen Wochen macht sich ein regelrechter K ä u f e r s t r e i k  d e r  L a n d w i r t e  g e g e n  d i e  L a n d m a -

s c h i n e n i n d u s t r i e  bemerkbar, ein Streik, der von den lokalen Landbundführern organisiert und mit den 

Mittelndes sozialen Terrors und des wirtschaftlichen Boykotts durchgeführt wird. Im Laufe des März und April 

tauchten wie auf geheimen Befehl von oben überall in Deutschland, wo der Landbund eine Rolle spielt, Ent-

schließungen auf, die den Landwirten die Neuanschaffung von Landmaschinen untersagen, ja, sie durch Un-

terschrift und Handschlag verpflichten wollten, keine weiteren Käufe zu tätigen und für die getätigten keine 

weiteren Zahlungen zu leisten.“ 

Das erschreckte Blatt, dessen Existenz selbst von Interessen der verarbeitenden Industrie abhängt, 

fügt, offenbar nach deren Diktat, hinzu: 

„Für die Landmaschinenindustrie kann eine solche Bewegung in der Tat k a t a s t r o p h a l  werden. Nach gutem 

Beginnen des diesjährigen Frühjahrsgeschäfts hat bereits ein empfindlicher Rückgang der Bestellungen ein-

gesetzt, die Lager füllen sich, Betriebe werden eingeschränkt, Arbeiter entlassen, die Liquidität leidet bedenk-

lich. Viele Landwirte geben den Vertretern und Reisenden zu, daß sie neue Maschinen gebrauchen könnten 

und auch Geld dafür haben, daß aber die Parole des Landbundes befolgt werden müsse. Man läßt vielfach 

Bestellungen vordatieren oder die dennoch gekauften Maschinen bei Nacht und Nebel heranschaffen, nur um 

den Aufpassern – denn es bestehen regelrechte Streikposten – zu entgehen. Das Tollste ist, daß Bestellungen 

annulliert und auf ausdrückliche Anweisung des Landbundes i n s A u s l a n d vergeben werden. Auch die of-

fenbar planmäßige Zurückhaltung in der Leistung überfälliger Zahlungen macht der Industrie schwere Sorge. 

D a s  G a n z e  e r r e g t  U n w i l l e n  u n d  E m p ö r u n g  b i s  w e i t  i n  s o l c h e  i n d u s t r i e l l e n  K r e i s e  h i n -

e i n, d i e  d e m  L a n d b u n d  p o l i t i s c h  n a h e s t e h e n.“ 

Gegen wen richtet sich dieser „heilige Krieg“ des Landbundes? Gegen die Maschinenfabriken? Die 

Leute in dem Landbund wissen genau, daß die Maschinenkonzerne dem Willen höherer Mächte aus-

geliefert sind – dem ihrer Rohmateriallieferanten, – daß sie selbst unter dem künstlich ge-[605]stei-

gerten Rohstahlpreis leiden, und daß der teure Maschinenpreis nur ein Ausdruck des hohen Rohei-

senpreises ist – der Zwischenprofit der Verarbeiter ist von ihren Materiallieferanten so tief herabge-

drückt, daß die Lage vieler Maschinenfabriken der Lage der Maschinenkäufer gleichzusetzen ist. 

Ueber die Maschinenfabriken hinweg schlägt der Stahltrust nach der Landwirtschaft. Er ist dazu im-

stande, erstens weil er jede Inlandskonkurrenz unterdrückt hat, zweitens weil er sich zugleich gegen 

jede Auslandskonkurrenz geschützt hat – durch Zoll- und Handelsverträge und durch internationale 

Produzentenkartelle. Die Landwirtschaft steht allein ihrem „Peiniger“ gegenüber. 

Ueber welche Kampfmittel verfügt demgegenüber der Landbund? Der „Käuferstreik“ ist ein zwei-

schneidiges Schwert, das die Schwerindustrie länger ertragen kann als die Landwirtschaft. Der Land-

bund ist nicht imstande, die deutsche Landwirtschaft durch bloßes Machtwort, sei es auch durch Ter-

ror, von der Zufuhr der Produktionsmittel abzuschneiden. Der einzige wirklich ernste Weg für eine 

Landbund-Gegenoffensive wäre der Durchbruch der schwerindustriellen Zo l l f r on t. Heute wird das 

 
*) „Frankfurter Zeitung“ vom 7. Juni 1928. 
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gesamte französische Roheisen, das über Luxemburg und Saargebiet nach Deutschland kommt, von 

dem deutschen Roheisensyndikat übernommen und in eigener Rechnung verkauft. Die Zollpolitik 

des Reiches verteuert das ausländische Eisen genau in dem Grade, der für die Aufrechterhaltung des 

hohen inländischen Eisenpreises des deutschen Stahltrustes erforderlich ist. Würde es nun möglich 

sein, die Eiseneinfuhr von den Zollschranken zu befreien, so würde das billige Auslandseisen in we-

nigen Wochen Deutschland überschwemmen, die internationalen Kartelle sprengen und das deutsche 

Roheisensyndikat zur Kapitulation zwingen. Der Weg zur Aenderung der Zollpolitik geht aber durch 

die Staatsmacht. Also – po l i t i s ches  Ringen zwischen Industrie- und Agrarkapital. 

Will der Landbund die Verminderung der Industriezölle, so will die Industrie die Verminderung der 

Agrarzölle. Braucht der Landbund billige Eisenpreise, so braucht die Industrie billige Nahrungsmit-

telpreise, um die Arbeiterlöhne noch tiefer herabdrücken zu können. Droht der Landbund mit auslän-

dischem Eisen, so droht die Industrie mit ausländischem Getreide, d. h. mit der Revision der Nah-

rungsmittelzölle. Es geht der Streit darum, wer die Kosten für die berühmte „Ausdehnung des inlän-

dischen Verbrauchs“ übernehmen, wer dem andern ein Stückchen des Profits „abdrehen“ soll. Dieser 

Gegensatz kann unter Umständen überkleistert werden – dann namentlich, wenn es noch gegen ge-

meinsame mächtige Feinde aufzutreten gilt. Dann kann man einen Kompromiß schließen auf der 

Basis: teurer Eisenpreis gegen teuren Getreidepreis, Industriezoll gegen Agrarzoll. Dieser Burgfrie-

den auf Kosten der Arbeiter und der Konsumenten ist ja auch tatsächlich seinerzeit abgeschlossen 

worden. Aber er hält jetzt nicht mehr dicht. Die jüngste Attacke des Landbundes gegen den Eisenpreis 

durch Vergebung der Maschinenaufträge nach dem Ausland war ein Signal. Die Rede August Webers 

mit seinem deutlichen Zaunpfahlwink gegen die Agrarzölle („wir können auch anders!“) war eine 

Antwort darauf. So entstand der erste Riß in der Deutschnationalen Partei. 

Die Stickstoffoffensive des Chemie- und des Montantrusts 

Februar 1928. Massenversammlung des Landbundes in Schleswig-Holstein. Ein Landbundführer 

spricht „über die unerhört hohen Stickstoffpreise“, die „seiner Meinung nach sofort um 50 Prozent 

herabgesetzt werden müßten“. Da schallt der Ausruf: „Nieder mit der I. G. Farbenindustrie!“*) 

Wenn die eine Klassenarmee der Gesamtbourgeoisie im Kampfe gegen die andere die Grenzen der 

akademischen Polemik und interner Auseinandersetzungen verläßt, wenn die Führer der einen Armee 

ihre Truppen mit Nieder!-Rufen gegen die andere Armee anfeuern, dann handelt es sich nicht [606] 

mehr um einen „Streitpunkt“, dann ist der politische Bruderkrieg im Kapital da. 

Der künstliche Dünger ist für die Landwirtschaft noch wichtiger als die Maschine. Im Jahre 1914/15 

betrug der deutsche Verbrauch an. Reinstickstoff rund 100.000 Tonnen; im Jahre 1927/28 stellte sich 

die Zahl auf rund 400.000 Tonnen. Davon entfallen 395.000 auf das Deutsche Stickstoffsyndikat. Die 

Erzeugung an synthetischem Ammoniak stieg seit dem Kriege von 1500 auf rund 450.000 Tonnen. 

Von den synthetischen Düngern lieferte die I. G. Farbenindustrie bisher etwa vier Fünftel der gesam-

ten Verbrauchsmenge. – Die gleiche Macht, die der Stahltrust auf die Maschinenversorgung der 

Landwirtschaft ausübt, übt der Chemietrust auf die Düngerversorgung aus. 

Das erklärt schon zu einem Teil, warum der Stickstoffpreis hoch ist. Auch die andere Ursache beruht 

vollständig auf der Willkür des Trusts. Heute noch werden in Deutschland rund 200.000 Tonnen 

sogen. Kalkstickstoff (Verfahren Nicodem Caro) erzeugt. Diese Fabriken sind nicht mehr lebensfä-

hig. Aber sie gehören zu dem Stickstoffsyndikat. Also macht das Stickstoffsyndikat Preisaufschläge 

auf seine sämtlichen Produkte, damit die Caro-Fabriken weiter schmarotzen können. Dabei sind diese 

Fabriken seinerzeit zum größten Teil auf staatliche Kosten gebaut worden; Nicodem Caro und seine 

Deutsche Bank hatten von der Reichsregierung Hunderte von Millionen erhalten. Der internationale 

Chemiefachmann Dr. W. A. Dyes behauptet, daß, wenn die Stickstoffabriken in Deutschland 5 Pro-

zent Verzinsung bringen, so bedeutet dies 15 bis 20 Prozent für das eigentliche oder ursprüngliche 

Geld der Aktionäre. 

 
*) Vergl. „Berliner Tageblatt“ vom 29. Februar 1928: „Die Bauerndemonstrationen“. 
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Diese 15 Prozent Extragewinn bezahlen heute die deutschen Bauern – aber auch die deutschen Jun-

ker. Und hier können sie nicht einmal sich mit der Waffe des Kampfes gegen die Zölle verteidigen. 

Denn die Weltstickstoffversorgung wird zurzeit uneingeschränkt von dem deutschen Chemietrust 

kontrolliert, der das natürliche Produkt, den chilenischen Salpeter, auf der ganzen Linie zurückge-

worfen hat, der die größten Fabriken anderer Länder aufkauft, wie z. B. neulich die riesigen Produk-

tionsanlagen in Norwegen, und der die wichtigsten Patente in seiner Hand hält. Die anderen Länder, 

namentlich Amerika und England, haben vorläufig alle Hände voll zu tun, damit sie Anlagen für die 

Deckung des heimischen Bedarfs schaffen, während an einen Export nach Deutschland, an einen 

Angriff gegen das deutsche Inlandsmonopol noch kaum gedacht werden kann. Und auch für diesen 

Fall steht dem deutschen Trust der Ausweg eines internationalen Stickstoffkartells frei, über dessen 

vorsorgliche Vorbereitung gerade jetzt Nachrichten in die Presse gekommen. sind und die Landbund-

kreise wohl mit neuen Ahnungen erfüllt haben. 

Doch halt – in Deutschland selbst entsteht ja dem Chemietrust eine Konkurrenz! Das Kohlenkapital 

an der Ruhr ist durchweg zu der synthetischen Stickstofferzeugung in den eigenen Kokereien über-

gegangen. Es sind bereits drei große Gesellschaften gebildet worden: der Stahltrust, Krupp, Haniel, 

Hoesch und die großen „reinen“ Kohlenkonzerne haben die „Kohle-Chemie-A.-G.“ errichtet, deren 

Betriebskapazität auf 18.000 bis 20.000 Tonnen Reinstickstoff geschätzt wird; Klöckner baut eine 

Anlage für 16.000 bis 18.000 Tonnen und Röchling und Hibernia in Mont Cenis eine für 40.000 bis 

50.000 Tonnen. Demgegenüber wird die Produktion des Chemietrusts allein, mit seinen Neuanlagen 

in Leuna usw., heute bereits auf etwa 550.000 Tonnen angegeben. 

Immerhin – die Kohlenkonzerne könnten dem Chemietrust doch eine empfindliche Konkurrenz be-

reiten – wenn sie wollten. Aber sie wollen nicht. Denn einerseits wünschen sie genau so wie der 

Chemietrust an den hohen Stickstoffpreisen zu profitieren. Andererseits sind sie dazu übergegangen, 

mit dem Chemietrust private Kartellabmachungen zu schließen, gerade um dieses Profitieren beider-

seits sicherzustellen. Zwar läuft zwischen der I. G. und Röchling noch pro forma. ein Patentprozeß. 

Doch die generelle [607] Verständigung zwischen den Montan- und den Chemiekapitalisten, über die 

an anderer Stelle gesprochen worden ist*), mußte sich in erster Linie gerade auf das Stickstoffgebiet, 

d. h. auf die gemeinsame Ausbeutung der Landwirtschaft erstrecken. Wie im Falle Eisen, so auch im 

Falle Dünger ist der Landbund von der Industrie mattgesetzt. 

In diesem Zusammenhang ist nichts so bezeichnend, als der im Mai 1928 erfolgte Austritt des Kon-

suls Ernst Röchling aus der Bank der Landwirtschaft, dem Finanzinstitut des Landbundes, mit seinen 

beiden Vorsitzenden Graf Kalckreuth und Hepp an der Spitze. Röchling ist gerade jene Montan-

gruppe, die die neue große Stickstoffanlage in Mont Cenis errichtet. Dafür wird er jetzt vom Land-

bund aus dessen Gefilden vertrieben.. Aber an dem Mont-Cenis-Unternehmen ist auch der Preußische 

Staat beteiligt – durch seine Ruhrzeche Hibernia, die 40 Prozent der Aktien der neuen Anlage besitzt. 

Der Preußische Staat ist es wiederum, der der Mont-Cenis-Anlage einen Kredit von 28 Millionen 

Mark zur Verfügung gestellt hat. Auch hier also sieht sich der Landbund in seinem Gegensatz zur 

Industrie auf den Weg des Kampfes um den Staatsapparat getrieben. So entsteht der zweite große Riß 

in der Deutschnationalen Partei. 

Die Stellung des Kali-Kapitals 

Eine interessante Rolle spielt in diesem Kampf die dritte große industrielle Düngermacht neben Che-

mie und Kohle – die Kaliindustrie. Diese Kapitalgruppe ist mehr als die anderen auf die Landwirt-

schaft angewiesen: neun Zehntel der geförderten Kalisalze – oder etwa 5 Millionen Tonnen – dienen 

dem Agrarbedarf. Der Verbrauch an Reinkali stieg von 490.000 Tonnen im Jahre 1914/15 auf 

733.000 Tonnen im Jahre 1927/28. Diese Zahlen erklären, warum das Kalikapital sich in eine politi-

sche Abhängigkeit von den Großagrariern begeben mußte. Die Gunst des wirtschaftlichen und des 

Anzeigenteils agrarischer Blätter erkaufte das Kalisyndikat mit dem Bekenntnis zu feudalen Weltan-

schauungen des Junkertums und mit der direkten finanziellen Unterstützung dessen politischen 

 
*) Vergl. „Die Weltpolitik des deutschen Chemietrusts“ im Heft 11 der „Internationale“. 
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Kampforganisationen. Eine lange Zeit bestand zwischen dem Landbund und dem Kalisyndikat die 

engste Brüderschaft auf allen Fronten. Kaliindustrielle saßen in den Landbundorganisationen, Groß-

agrarier in den Kaliunternehmungen. Der Kalimagnat Korte schuf einen Burbach-Konzern mit Un-

terstützung des Freiherrn v. Wangenheim, des Schöpfers des Landbundes. Der Wintershall-Konzern 

nahm den Großbauernkönig von Bayern, Dr. Georg Heim, in seine Mitte auf. Die Bank der Land-

wirtschaft, die Finanzstelle des Landbundes, trat ihre eigenen Kaliunternehmungen an den Winters-

hall-Konzern ab. Dafür gewährte Wintershall Subventionen an das agrarische Zentralorgan der 

Deutschnationalen, die „Kreuzzeitung“ des Grafen Westarp, und rettete das Blatt vor dem Untergang. 

In den Zeiten der äußersten Kreditnot nach der Stabilisierung gewährte das Kalisyndikat den Agrari-

ern zinsfreie Millionenkredite. Kurz, die beiden Gruppen gingen gemeinsam durch dick und dünn, 

und namentlich für den Landbund war diese industrielle Allianz vielleicht die wichtigste machtpoli-

tische Stütze bei seiner sonstigen Isolierung. 

Dann kam auch hier der innere Klassengegensatz zum Ausbruch, und die beiden Verbündeten mar-

schierten voneinander in getrennte Stellungen ab: hie Industrie- – hie Agrarkapital. Der Punkt, an 

dem die Differenzierung einsetzte, war äußerst bezeichnend: es war die Außenpolitik. Für das Kali-

syndikat war der Abschluß von internationalen Kartellverträgen eine Selbstverständlichkeit; die deut-

sche Kaliindustrie deckt heute drei Viertel des gesamten Weltbedarfs, und es ging ihr darum, nicht 

mit dem übrigen Viertel in Konkurrenz zu geraten und so einen Sturz der Weltmarktpreise heraufzu-

beschwören. Also vereinigte sich das deutsche Kalisyndikat mit dem französischen in ein Weltkartell, 

welches neunzehn [608] Zwanzigstel des Gesamtbedarfs der Welt deckt und damit die Preise nach 

Belieben diktieren kann. 

Der Kalikapitalist tat hier nur, was seiner industriellen Natur entsprach: er schuf das internationale 

Produzentenmonopol, er „internationalisierte“ sich. Aber gerade dadurch setzte er sich in Wider-

spruch zu seinen agrarischen Abnehmern in Deutschland. Ganz abgesehen davon, daß es nicht im 

Interesse der deutschen Agrarier liegen kann, wenn ausländische Getreideproduzenten den deutschen 

Stickstoff zu dem gleichen Preis erhalten wie sie selbst, die sie eine Differentialprämie für ihr vater-

ländisches Recht ansehen. Was der Landbund am meisten nicht verwinden konnte, war der po l i t i -

s che  Verrat des Freundes von der Kali: sein Anschluß an den Erzfeind! Natürlich war auch hierbei 

ein wirtschaftlicher Hintergedanke da: eine Konkurrenz zwischen dem deutschen und dem französi-

schen Syndikat würde doch den Kalipreis nach unten treiben! Doch der ökonomische Gegensatz ent-

wickelte sich in Formen eines politischen Bruchs, Als der eine Teil der deutschnationalen Reichs-

tagsfraktion die Locarno-Verträge ablehnte, kündigten die Kaliindustriellen, die hierin mit Recht eine 

Gefährdung ihres eigenen Vertrages mit Frankreich sahen, kurz entschlossen die Gefolgschaft und 

gingen sogar zu, sachte formuliert, erpresserischen Maßnahmen über. Die Wintershall-Aktionäre der 

„Kreuzzeitung“ verweigerten weitere Zahlungen an das Blatt und der Verlag des Grafen Westarp 

wurde zahlungsunfähig. Der Kalimagnat Rechberg erklärte ganz offen den Grund: die Haltung West-

arps „widerspreche den politischen Richtlinien des Deutschen Kalisyndikats“. Nur durch agrarische 

Notsammlungen und den Uebergang des Wintershallschen Aktienpakets der „Kreuzzeitung“ an die 

Wangenheimsche „Deutsche Tageszeitung“ konnte Graf Westarps Ehre gerettet werden. 

Jetzt aber brachen die Feindseligkeiten an der ganzen Front aus. Die letzte Errungenschaft der Tech-

nik in der Düngermittelindustrie ist bekanntlich der sogenannte „Mischdünger“ aus Kali, Stickstoff 

und Phosphorsäure. Diese technische Synthese treibt die verschiedenen, bisher getrennten Kapital-

mächte der Düngermittelindustrien zueinander. Und es war der Wintershall-Konzern, der ehemalige 

Duzfreund des Landbundes, der als erster eine solche panindustrielle Kombination einging: die neue 

Mischdüngeranlage Klöckners im Ruhrgebiet wird von ihm zusammen mit Wintershall errichtet. Das 

Kalikapital reiht sich in die monopolistische Einheitsfront der Industrie gegen die Landwirtschaft ein. 

(Schluß folgt) 

[609] 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 15. September 1928 ⁕ Heft 18 

Der 13. ADGB-Kongreß und seine Ergebnisse  
Von P a u l  M e r k e r. 

I. 

Die Verhandlungen und Beschlüsse des ADGB-Kongresses sind für die deutsche und für die interna-

tionale Arbeiterklasse insofern von Bedeutung, weil sie den Versuch darstellen, unter Mißbrauch des 

Namens von Karl Mar x  für die wirtschaftsfriedliche, bürgerliche Politik und für das Zusammenar-

beiten der ADGB-Führer mit den Beherrschern der Monopole und Trusts eine theoretische Begrün-

dung zu geben. 

Die auf dem Kongreß gehaltenen Referate und die gefaßten Beschlüsse sind die programmatische 

Grundlage des Sozialimperialismus, deren Vertreter Lenin mit den Worten charakterisierte: „in Wor-

ten sozial und in ihren Handlungen imperialistisch“. Es ist den führenden „Wirtschaftsdemokraten“ 

nur ungenügend gelungen, ihre wahren Absichten hinter einigen radikalen Phrasen und hinter dem 

Lippenbekenntnis für den Kampf um den Sozialismus zu verhüllen. Darum dürfte der einzigste Fort-

schritt und gleichzeitig der einzigste Gewinn, den der Kongreß für die Arbeiterklasse gebracht hat, 

darin bestehen: Er schaffte größere Klarheit über die Absichten und Ziele der sozialimperialistischen 

Bürokratie, er demonstrierte durch die interessierte Teilnahme dreier Minister der großkapitalisti-

schen Koalitionsregierung und zahlreicher Ministerialräte die enge Bindung und das „erfolgreiche“ 

Zusammenarbeiten mit den Beherrschern der Produktionsmittel und ihrer Staats- und Wirtschaftsor-

gane. Er zeigte, daß in der Beurteilung der Wirtschaftsentwicklung und ihren Notwendigkeiten keine 

Unterschiede zwischen den Führern der Arbeitergewerkschaften aller Richtungen, den Unternehmer-

organisationen und der Regierung des kapitalistischen Deutschlands bestehen. Er bewies, daß sich 

ein großer, einheitlicher Block gebildet hat, zu dem die Beherrscher der Monopole und Trusts, die 

Vertreter des Finanzkapitals und die sozialimperialistischen Führer der verschiedenen Gewerk-

schaftsrichtungen gehören, zur Wahrung und zur Förderung des „Allgemeininteresses“, daß zwischen 

den einzelnen Teilen des Blocks wohl noch Reibungsflächen bestehen infolge der noch nicht genü-

genden Entwicklung des „Gemeinschaftswillens“ und des „Kooperativgedankens“ auf der Seite der 

Unternehmer, die aber mit Hilfe des demokratischen Staates und unter dem Druck der Gewerkschafts-

verbände behoben werden können. 

Nicht mehr das Klasseninteresse, sondern das „Allgemeininteresse“, die Bezeichnung, mit der das 

imperialistische Profitinteresse der Bourgeoisie verhüllt wird, bestimmt in Zukunft nach den Be-

schlüssen des 13 Gewerkschaftskongresses in immer stärkerem Maße Richtung und Ziel der freige-

werkschaftlichen Politik. 

Die größere Klarheit, die der Kongreß darüber geschaffen hat, ist geeignet‚ die in den Gewerkschafts-

verbänden vorhandenen Fronten – hier Sozialimperialismus. hier proletarischer Klassenkampf – schär-

fer zum Ausdruck zu bringen. Der Kampf zwischen dem sozialimperialistischen Apparat und der revo-

lutionären Opposition in den Gewerkschaften um die Arbeiter-[610]massen wird auf höherer Basis mit 

viel größerer Erbitterung entbrennen. Die Reden und Beschlüsse des Kongresses und die Anträge der 

revolutionären Opposition bilden die aktuellste Grundlage für die Auseinandersetzungen der beiden in 

den Gewerkschaften vorhandenen treibenden Kräfte. Die revolutionäre Opposition, für die die Zeit ar-

beitet, wird in diesem Kampfe siegreich sein, sich das Vertrauen und damit die Führung der Massen im 

Kampfe gegen die Bourgeoisie erringen, wenn sie mit größter prinzipieller Klarheit mit einem Maxi-

mum an Aktivität im Sinne von Marx und Lenin die gewerkschaftliche Arbeit für die Massen organi-

siert und leitet und diese Tätigkeit verbindet mit einer zähen, umfassenden revolutionären Propaganda 

gegen das herrschende kapitalistische Ausbeutersystem und dessen sozialimperialistischen Stützen. 

II. 

Die Beschimpfung der Kommunisten als „Verbrechergesindel“, mit der der Kongreß seine Tagung 

begann, die liebenswürdige Begrüßung der Reichsminister und der zahlreichen anwesenden 
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Ministerialbeamten, die Erneuerung und Vertiefung des Bekenntnisses zur bürgerlichen kapitalisti-

schen Republik, zur Koalition mit dem Bürgertum und zur Förderung der monopolistischen Wirt-

schaftsentwicklung, die Zusammensetzung der Delegierten (nur 8 Betriebsarbeiter nahmen am Kon-

greß teil), das Vorgehen gegen die Delegationen der Betriebe charakterisierte den Kongreß schon in 

der ersten Stunde seiner Tagung als die typische Zusammenkunft des wichtigsten Teils der mit der 

imperialistischen Bourgeoisie verbündeten Arbeiteraristokratie. 

„Die deutschen Arbeiter“ – führte L e i p a r t, der offenbar die korrumpierten Arbeiterbürokraten mit den Ar-

beiterklasse verwechselt, aus – „stehen zur Republik und zu dem jetzigen Volksstaat, den sie mitgeschaffen 

haben. Sie bilden auch die überwiegende Mehrheit in der großen, machtvollen Schutztruppe der Republik, 

dem Reichsbanner Schwarzrotgold, dessen rührige Tätigkeit in den letzten Jahren unser Land und unser Volk 

unendlich viel zu danken haben ... Wir wollen, daß die deutsche Republik ein wirklich neuer Staat, ein Staat 

des sozialen Rechtes sein soll ein Staat voller wahrer demokratischer Freiheit und Kultur ... 

Ich habe unter einstimmiger Billigung des Bundesvorstandes erklärt, daß die verantwortlichen Führer der Ge-

werkschaften in ihrer übergroßen Mehrheit für die praktische Mitarbeit in der Regierung sind.“ 

Der Innenminister Seve r i ng  ergänzte dieses Bekenntnis des Bundesvorstandes durch das kategori-

sche: „Der Staat sind wir“, jedem Feind dieser bürgerlichen Republik drohte er den rücksichtslosesten 

Kampf an. 

Dieser Nationalismus spaltet die Arbeiterklasse Im eigenen Lande und zerschlägt die Beziehungen 

zwischen dem internationalen Proletariat. Es ist die typische Aeußerung des Sozialimperialismus. 

Es ist darum auch logisch, daß der Kongreß keine Zeit fand, zu den Fragen der internationalen Ar-

beiterbewegung Stellung zu nehmen. Der Bericht des Bundesvorstandes beschränkte sich ausschließ-

lich auf die Behandlung sozialpolitischer und ökonomischer Fragen und registrierte die Maßnahmen 

des Bundesvorstandes, die dieser seit dem Breslauer Kongreß in vollständiger Uebereinstimmung mit 

den Notwendigkeiten und Zielen der sozialdemokratischen Politik durchführte. 

Die politische Lage, die wichtigen Fragen des Lohn- und Arbeitszeitkampfes, die Verbesserung der 

Kampfesmethoden, die der monopolistischen Entwicklung der Industrie angepaßt werden müssen, 

behandelte der Kongreß nicht. Die zahlreichen Anträge oppositioneller Verbandsorganisationen wur-

den überhaupt nicht zur Diskussion gestellt. Durch die willkürliche Geschäftsordnung des Kongresses 

bestimmte man die Unterstützung von 50 Delegierten als Vorbedingung für die Behandlung eines 

jeden Antrages. Es war selbstverständlich, daß auf diesem Kongreß keiner der oppositionellen An-

träge eine solche Unterstützung fand. 

[611] „Mit der Führung der Lohnbewegungen hat der Bundesvorstand nichts zu tun“, stellte Leipart 

fest. Deshalb wurde jede Diskussion über die Frage der Lohnbewegungen unter Bezugnahme auf die 

Geschäftsordnung verhindert. „Unser Einfluß auf die Entwicklung der Löhne ist nur unmittelbar zur 

Geltung gekommen durch die ideelle Unterstützung der Verbände und durch Beeinflussung der öffent-

lichen Meinung“, das war alles, was der Bundesvorstand zu dieser entscheidenden Frage zu sagen hatte. 

Trotz der sorgfältigsten Regie, mit der der Kongreß geleitet wurde, kam das Unvereinbare der hier 

vertretenen Theorien mit der täglichen Praxis wiederholt zum Durchbruch. Abgesehen von dem Auf-

treten der drei kommunistischen Delegierten, die in eindeutiger Form gegen die wirtschaftsfriedliche 

Politik des Bundesvorstandes Stellung nahmen und das Programm der revolutionären Opposition 

entwickelten, kamen auch aus den Reihen der übrigen Delegierten Anschauungen an die Oberfläche, 

die geeignet waren, die Harmonie auf dem Kongreß zu stören. 

Die größten Schwankungen zeigten sich in der Stellung zum Schlichtungswesen. Die große Erregung 

über das System zur Abwürgung der Arbeiterkämpfe, die sich unter den Arbeitermassen entwickelt 

hat, und die, mit den Worten der Unternehmer gesprochen „das ganze System in Gefahr bringt“, 

spiegelte sich auch auf dem Kongreß wider. Ta r now  mußte erklären, daß „über diese Frage im 

Bundesvorstand keine einheitliche Meinung bestehe. Daß die vorliegenden Anträge und die verschie-

denen Diskussionsredner keine konkreten Vorschläge zur Lösung dieser Frage enthalten. Daß allein 

in dem oppositionellen Antrag zum Schlichtungswesen solche Vorschläge gemacht werden, die aber 
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nicht zur Behandlung ständen, da der Antrag die erforderliche Unterstützung von 50 Delegierten nicht 

erhalten habe.“ 

Zwei Meinungen über das Schlichtungswesen traten von seiten des Bundesvorstandes hervor. Le i -

pa r t  erklärte, daß „sich der Bundesvorstand dagegen wende, daß ein Zwangsschiedsspruch gleich-

gestellt werde mit einem auf freier Vereinbarung beruhenden Tarifvertrag. Das fördere die Verant-

wortungslosigkeit der beiderseitigen Unterhändler bei Tarifbewegungen. Niemand bemühe sich 

mehr, ernstlich zu einer Verständigung zu kommen, weil der staatliche Schlichter letzten Endes die 

Angelegenheit schon regeln werde. 

„Damit lehnen wir das staatliche Schlichtungswesen natürlich nicht ab“, erklärt Leipart weiter. „Der Staat soll 

sich aber tatsächlich mehr auf die Schlichtung beschränken. Zwangsschiedssprüche sind nur zulässig in Fällen, 

in denen wirklich ein öffentliches Interesse vorliegt, den Arbeitskampf zu vermeiden, oder in denen soziale 

Gründe es rechtfertigen, eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen den Arbeitgebern aufzuzwingen. Die Un-

ternehmer müssen sich bereitwillig auf den Boden des Tarifvertrages stellen, dann werden die tariflichen 

Schlichtungs- und Schiedsinstanzen vielfach die Funktionen des staatlichen Schlichters übernehmen können 

und Zwangsschiedssprüche entbehrlich machen ... An einer solchen Reform des öffentlichen Schlichtungswe-

sens werden die Gewerkschaften mitarbeiten.“ 

Diese Darlegungen stimmen mit den Auffassungen der Unternehmer zur Reform des Schlichtungs-

wesens in der Grundlinie überein. Das wird besonders unterstrichen durch die noch während des 

Kongresses ergangene Aufforderung des Reichsarbeitsministers Wi sse l l  an die wirtschaftlichen 

Organisationen, ihre Vorschläge zur Reform des Schlichtungswesens einzureichen. 

Eine scheinbar radikalere Tendenz weist die Stellung des bekannten Nör pe l  zum Schlichtungswe-

sen auf. Er erklärte, „schon seit Jahren vertrete er die Meinung, daß das Recht zur Beantragung der 

Verbindlichkeitserklärung nur die Arbeitervertreter haben dürfen“. 

Der Kongreß hat gezeigt, daß das „Verantwortungsbewußtsein“ der ADGB-Führer gegenüber dem 

„Allgemeininteresse“ schon einen so hohen [612] Grad erreicht hat, daß die Durchführung einer sol-

chen Bestimmung ohne jede Gefahr für die Profitinteressen der Unternehmer möglich ist. 

Die zahlreichen Diskussionsredner, die sich teilweise mit scharfen Worten gegen die Praxis der 

Schlichtungsinstanzen wandten, verwahrten sich ernstlich dagegen, als Feinde des Schlichtungswe-

sens betrachtet zu werden. Nicht die Beseitigung sondern die Reform des Schlichtungswesens ist die 

Grundlage, auf der in der Zukunft die Arbeitermassen erneut in die Schlichtungsfesseln verstrickt 

werden sollen. Die sogenannten „linken“ Sozialdemokraten, die durch einige besonders charakter-

volle Exemplare auf dem Kongreß vertreten waren, entpuppten sich als die entschiedensten Verfech-

ter dieser arbeiterfeindlichen Reformen. 

III. 

Die Anschauungen die der Kongreß zur theoretischen Grundlage der freigewerkschaftlichen Politik 

erhoben hat, finden die Zustimmung des gesamten Bürgertums. Die einzigsten Gegner sind die Kom-

munisten. Diese Feststellung machte Egge r t  vom Bundesvorstand in seiner Rede zum Referat 

Naphtalis über die „Verwirklichung der Wirtschaftsdemokratie“. 

Der Reichswirtschaftsminister Cu r t i u s  solidarisierte sich in seiner Begrüßungsansprache ausdrück-

lich mit den Gedankengängen des „Kampfes“ um die Aufrechterhaltung der Konjunktur und um die 

Wirtschaftsdemokratie. Dieser Geschäftsführer des Trustkapitals in der Reichsregierung erklärte: 

„Das wachsende Interasse, das die Gewerkschaften den Fragen der Wirtschaftspolitik zuwenden gibt mir be-

sondere Veranlassung hier vor Ihnen zu stehen . . Es geht den Gewerkschaften ebenso wie der Reichsregierung, 

in der wirtschaftspolitische und sozialpolitische Gesichtspunkte häufig gegeneinander abzugleichen sind. Tat-

sächlich handelt es sich dabei nicht um unversöhnliche Gegensätze, sondern nur um zwei Seiten der gleichen 

Sache ... Die mittlere Linie, auf der sich Wirtschafts- und Sozialpolitik einigen müssen, ist gegeben durch das 

gemeinsam erkannte Ziel der Hebung des allgemeinen Volkswohlstandes.“ 

Damit formulierte er in äußerst geschickter Weise den Rahmen, in dem sich die Tätigkeit der Ge-

werkschaften zu bewegen hat, um förderlich für die kapitalistische Wirtschaft zu wirken. 
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„Es wird daher Aufgabe aller an der Wirtschaft Beteiligten sein, die für die Aufrechterhaltung der Konjunktur 

zweckmäßigste Wirtschaftsführung zu finden ... Der Ort dieser gemeinsamen Arbeit wird der Reichswirt-

schaftsrat sein ... 

Dieses erste Stück der in der Reichsverfassung vorgesehenen Wirtschaftsdemokratie hat die Probe bestanden. 

Die in den neun Jahren gemachten Erfahrungen haben ihren Niederschlag im Gesetz über den endgültigen 

Reichswirtschaftsrat gefunden, das dem Reichstag vorliegt, und, wie ich hoffe, binnen kurzem verabschiedet 

wird. Diesem ... sollen alsbald Richtlinien folgen, die den Ausbau der Wirtschaftsdemokratie auch in den un-

teren Stufen vorsehen.“ 

In diesen weiteren Ausführungen bestimmte er die Ziele der „demokratischen Leitung der Wirtschaft“, 

die sich offenbart in der skrupellosesten Förderung der bürgerlich-imperialistischen Interessen. 

Leipart mußte mit einem nassen und einem trockenen Auge in seinem Bericht feststellen, daß „trotz 

Rationalisierung eine Preissenkung nicht eingetreten sei“. Er zitierte die Aeußerung des Generaldi-

rektors der Dresdener Lingner-Werke in der „Vossischen Zeitung“, „daß in dem letzten Jahrzehnt die 

Produktivität des einzelnen Arbeiters um nahezu 30 Prozent gestiegen“ ist und fragt: „Wo aber finden 

wir eine Herabsetzung der Warenpreise, die Produktion hat sich vermehrt und verbilligt, die Steuern 

wurden gesenkt, aber statt Preissenkung erleben wir ständig neue Preiserhöhungen.“ 

Herr Reichwirtschaftsminister Curtius erntete trotzdem den Beifall des Kongresses, als er aasführte: 

[613] „daß sich die wirtschaftlichen Verhältnisse weitgehend gebessert und gefestigt haben, die deutsche Pro-

duktion auf allen Gebieten gestiegen ist, und daß einige bedeutsame Industrien den Friedensumsatz bereits 

hinter sich gelassen haben. D a ß  i m  L a u f e  d i e s e r  E n t w i c k l u n g  a u c h  i n  a l l e n  B e r u f s z w e i g e n  

E r h ö h u n g e n  d e r  L ö h n e  u n d  G e h ä l t e r  e r f o l g t  se i e n, s o  d a ß  a u c h  d i e  A r b e i t n e h m e r s c h a f t  

e i n e n  A n t e i l  a n  d e m  A u f s t i e g  d e r  K o n j u n k t u r  h a b e n  k o n n t e.“ 

Die Ignorierung der Interessen der Arbeiterschaft, deren Löhne noch nicht den Friedensstand erreicht 

haben und die gegenüber der Leistungssteigerung des einzelnen Arbeiters stark zurückgeblieben sind, 

ist die unvermeidliche Vorbedingung des „Kampfes zur Verwirklichung der Wirtschaftsdemokratie“. 

Im Referat Naphtalis über die ‚Verwirklichung der Wirtschaftsdemokratie“ ist deren wirklicher Cha-

rakter unter einigen radikalen Phrasen und dem Lippenbekenntnis zum Sozialismus verhüllt. Das ist 

nicht verwunderlich. Herr Curtius hat die eindeutige Aufgabe, die Interessen seiner monopolistisch-

imperialistischen Auftraggeber zu vertreten, zu denen die Entwicklung einer materiell md ideologisch 

korrumpierten Arbeiteraristokratie gehört. 

Das Bürgertum bewertet das Auftreten des Ministers Curtius auf dem ADGB-Kongreß nur in diesem 

Sinne, wie zahlreiche Pressestimmen beweisen. 

„Die bürgerliche Politik täte gut daran, nicht länger Illusionen nachzuhängen (daß es gelinge, durch künstliche 

Schaffung und Züchtung neuer Gewerkschaftsgebilde den freien Gewerkschaften ein Gegengewicht zu geben). 

Die Entwicklung der sozialistischen Arbeiterschaft zum Staat und zum Wirtschaftsfrieden muß von innen her-

aus kommen. Der Zwang der harten Tatsache und die Klugheit der bürgerlichen Politik werden dann das ihrige 

dazu tun, ein solche Entwicklung zu fördern.“ 

So schreibt der bürgerliche „Hamburger Correspondent“, die Zeitung der Börsenhyänen. Herr Curtius 

hat die Verbindung zu den sozialimperialistischen Gewerkschaftsführern im Interesse seiner Klasse 

enger und fester gestaltet. 

Die Aufgabe des Herrn Naphtali war viel schwieriger. Sie bestand darin, die Mitgliedermassen der 

freien Gewerkschaften an die bürgerliche Politik zu binden durch die Entwicklung von Illusionen, 

daß es sich bei der Verwirklichung der Wirtschaftsdemokratie um einen gangbaren Weg zum Sozia-

lismus handelt, der von den Arbeitermassen keinerlei Opfer erfordert. 

Deshalb die neuerliche Verfälschung der marxistischen Auffassungen und die Schändung des Na-

mens dieses Schöpfers der proletarischen Klassenideologie. Darum die lügnerische Behauptung, daß 

„die Forderung der Wirtschaftsdemokratie nicht das geringste zu tun hat mit einem Verzicht auf das 

sozialistische Ziel, mit einem Abrücken von der Ideenwelt des Sozialismus“. 
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„Wirtschaftsdemokratie bedeutet für uns kein Ersatz für den Sozialismus, – erklärt Naphtali – sondern die 

Beschäftigung mit dem Problem der Demokratisierung der Wirtschaft ist hervorgegangen aus dem Bedürfnis 

der Ergänzung unserer sozialistischen Ideen in der Richtung der Klärung des Weges zur Verwirklichung. So-

zialismus und Wirtschaftsdemokratie sind für uns als Endziel untrennbar miteinander verknüpft. Es gibt keine 

vollendete Wirtschaftsdemokratie ohne sozialistisches Wirtschaftssystem und das Ideal des Sozialismus wird 

ohne demokratischen Aufbau der Wirtschaftsführung nicht zu verwirklichen sein.“ 

Der Zweck dieser unwahrhaftigen verklausulierten Stellungnahme, die sich sehr stark von den ein-

deutigen Darlegungen Naphtalis in seiner Broschüre „Konjunktur, Arbeiterklasse und sozialistische 

Wirtschaftspolitik“ unterscheidet, wird von der „Leipziger Volkszeitung“ enthüllt. Sie schreibt in ih-

rer Nummer vom 7. September unter dem Titel: „Zurück zu Marx“, daß es Naphtalis Verdienst sei, 

die Gewerkschaften zurück zur marxistischen Ideo-[614]logie geführt zu haben. Die Gewerkschafts-

führer seien keine homogene Masse, wie es die Kommunisten fälschlicherweise annehmen, unter 

ihnen sei die Kritik lebendig. Die Opposition in ihren eigenen Reihen habe den Erfolg zu verzeichnen, 

daß mit den Anschauungen zur Verwirklichung der Wirtschaftsdemokratie, wie sie von Naphtali ver-

treten werden, die marxistische Ideologie erneut die freien Gewerkschaften durchdringe. 

Es handelt sich danach um einen „Sieg“ der „linken“ Sozialdemokraten, wenn Naphtali und die üb-

rigen sozialimperialistischen Redner zur Wirtschaftsdemokratie die Gedanken von Karl Marx ver-

fälschten, seinen Namen mißbrauchten. Die Früchte dieses Sieges sollen in einer wirksameren Irre-

führung der Massen zur Geltung kommen. 

Ueber die „Durchführung“ der Wirtschaftsdemokratie besteht völlige Einmütigkeit zwischen Naph-

tali und Curtius. 

„Die Kontrolle des Staates mit besonderen Organen, in denen die Vertreter der Wirtschaft immer gleichbe-

rechtigt mit den Vertretern der Gewerkschaften eingeschaltet sind, muß die Handlungsfreiheit der großen wirt-

schaftlichen Organisationen beschränken unter dem Gesichtspunkt des Gemeinwohls ... Die monopolistische 

Organisation der Wirtschaft entwickelt die Ansatzpunkte zu einer planmäßigen Beeinflussung der Wirtschaft 

durch den Staat ..., der Kampf um die Demokratisierung der Wirtschaft, der hier, wie auf den meisten Gebieten, 

sich zugleich als ein wirtschaftlicher und ein politischer Kampf darstellt, muß neben der Staatskontrolle auch 

um die Teilnahme der wirtschaftlichen Organisationen der Arbeiter an der Führung der großen Monopolorga-

nisationen geführt werden.“ 

Das „Wachstum des Sozialismus“, der identisch mit der verwirklichten Wirtschaftsdemokratie ist, 

sehen die Führer des ADGB in der Sozialgesetzgebung, dem Schlichtungswesen, der Monopolisie-

rung der Produktion, in der Arbeiterbank, den Bauhütten, den Genossenschaften usw., Ansätze zur 

demokratischen Wirtschaftsführung sind ihre Mitarbeit im Verwaltungsrat der Reichspost, im Beirat 

des Branntweinmonopols ‚in der Elektrowirtschaft, der Reichsbank, im Kartellgericht, in den Finanz-

gerichten, in den Wirtschaftsverbänden für Rohteer, Schwefelsäure, Eisenwirtschaft usw. 

Es ist an dieser Stelle nicht notwendig, diese bürgerlichen Auffassungen unter Verwendung marxisti-

scher Grundsätze zu widerlegen. Allein die Tatsache, daß Naphtali die internationale Verflechtung 

der Wirtschaft in seinen Ausführungen vollkommen ignorierte, kein Wort über den zunehmenden in-

ternationalen Konkurrenzkampf und über die damit verbundene wachsende Kriegsgefahr sprach, 

zeigt der deutschen Arbeiterklasse, daß dieser friedliche Weg zu dem „Sozialismus“ der ADGB-Führer 

eine niederträchtige Irreführung der proletarischen Klasse darstellt, die als die Basis betrachtet wer-

den muß, auf der in mehr zugespitzten Zeiten die Bourgeoisie die Arbeitermassen erneut zur Unterstüt-

zung ihrer imperialistischen Machtkämpfe, ihres Angriffes auf die Sowjetunion zu gewinnen hofft. 

IV. 

Die Behandlung der sozialpolitischen und der Bildungsfragen wurde in engster Verbindung mit den 

in den vorherigen Abschnitten dargelegten Fragen vorgenommen. Sie waren nur eine notwendige 

Ergänzung derselben. 

Die drei Vertreter der revolutionären Opposition verstanden es trotz der heftigsten Abwehr der anwe-

senden arbeiteraristokratischen Elemente, den wirtschaftsfriedlichen Ideen der Kongreßmehrheit die 

Anschauungen und Forderungen der revolutionären Opposition entgegenzustellen. Der wirtschafts-

friedlichen Politik der ADGB-Führer muß mit der vielfach gesteigerten Tätigkeit der revolutionären 
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Opposition geantwortet werden. Nur dadurch ist es möglich, die drohende Zerreißung der Arbeiter-

klasse und ihrer Organisationen zu verhindern und die Massen für den revolutionären Klassenkampf 

zu gewinnen. [615] 

Die Losung „Verwirklichung der Wirtschaftsdemokratie“ ist mit der Losung „revolutionärer Kampf 

zur Herbeiführung des Sozialismus“, die Losung „Kampf zur Erhaltung der guten Konjunktur und zur 

Ueberwindung von Krisen“, ist mit der Losung „Kampf um Erhöhung der Löhne und Verkürzung der 

Arbeitszeit, ohne Rücksicht auf bestehende Verträge und Zwangsschiedssprüche“, mit der Losung 

„rücksichtstose und schnelle Ausnutzung jeder Konjunktur im Interesse der Hebung des Lebensni-

veaus der Arbeiterschaft, verstärkter Kampf in den Perioden ökonomischer Krisen“ zu beantworten. 

Die Ignorierung der wachsenden Kriegsgefahr muß die revolutionäre Opposition mit der gesteigerten 

Tätigkeit zur Mobilisierung der Arbeitermassen gegen die Kriegsrüstungen begegnen. Die Volksent-

scheidsbewegung gegen den Bau von Panzerkreuzern bietet dazu für die nächste Periode eine güns-

tige Möglichkeit. Immer mehr muß sich in den Reihen der revolutionären Opposition die Ueberzeu-

gung durchsetzen, daß es ihre Pflicht ist, das Vertrauen und damit die Führung der Arbeitermassen 

zu erobern. Die offiziellen Leitungen in den oberen Organen der Gewerkschaftsverbände sind die 

Verbündeten der herrschenden Klasse. Sie können keine Förderer, sondern nur die Feinde des prole-

tarischen Klassenkampfes sein. Seine Führung kann darum nur durch die revolutionäre Opposition 

erfolgen. Deshalb gilt es, die Arbeit in den Gewerkschaftsverbänden und Betrieben zu vervielfachen, 

um durch ernste theoretische und praktische politische und gewerkschaftliche Arbeit, durch den ent-

schiedensten Kampf gegen die Bourgeoisie und ihre sozialimperialistischen Agenten den deutschen 

Arbeitern eine Führung in ihren kommenden Kämpfen zu entwickeln. 

* 

Die Krise in der Deutschnationalen Volkspartei  
Von E. K u n i k. 

Der Konzentrationsprozeß zeitigt eine starke Tendenz der Unifizierung der leitenden politischen Or-

gane aller Ausbeuterparteien. Es ist zweckmäßig, auch bei dieser Gelegenheit wieder an die Rede zu 

erinnern, die Duisberg am 26. November 1926 bei der Gründung der „Staatspolitischen Vereinigung“ 

gehalten hat, dieser Organisation, deren ausgesprochener Zweck die Kontrolle der Parteien durch die 

„Wirtschaftsführer“ ist. 

Der Vorsitzende des Reichsverbandes der deutschen Industrie erklärte nach dem „Vorwärts“ vom 

20.12.26: 

„Wie man es machen muß, das kann man in Amerika sehen. Die ganze Politik wird dort von einem Gremium 

von Wirtschaftern gemacht. Wenn größere Fragen zur Entscheidung stehen, dann treten sie zusammen, spre-

chen diese durch und setzen Richtlinien fest, nach denen wird dann gearbeitet. Aber wie soll man die Sache in 

Deutschland machen? Alle diese Dinge werden im Reichstag entschieden. Darum können und müssen wir auf 

die Parteien einwirken. Aber mit der Vernunft auf die Parteien einzuwirken, das habe man allgemein aufgege-

ben. Nur durch planmäßige Beeinflussung lassen sich alle Schwierigkeiten überwinden, Und will man eine 

solche Vereinigung gründen, dann muß man aus dem ganzen Reiche die Leute zusammennehmen. Es ist not-

wendig, daß alle Staaten vertreten sind. Dabei muß man sich auch klar sein, daß mit der Vielheit der Staaten 

ein Ende gemacht werden muß. Zur Durchsetzung der Gedanken und Pläne der staatspolitischen Vereinigung 

aber gehört Geld. In Amerika hat man die nötigen Summen aufgebracht. Darum müssen sich alle Herren dar-

über klar sein, daß sie Geld aufbringen müssen.“ 

Seither hat diese Staatspolitische Vereinigung starke Fortschritte gemacht Sie hat den Bürgerblock 

gebildet, Luthers „Erneuerungsbund“ auf die Beine gestellt und die Wahlen von 1928 organisiert. 

Auch innerhalb der Parteien [616] hat sie Gewicht. Die Seufzer von Lambach, Thiel & Co., die im 

vorigen Aufsatz wiedergegeben sind, zeigen das Wirken dieser „geheimen Geldmächte“. 

Aber der kapitalistische Konzentrationsprozeß vollzieht sich in ununterbrochenen Kämpfen, die oft 

sehr heftige Formen annehmen. Diese. Kämpfe erzeugen Gruppenbildungen innerhalb der Parteien 

und quer durch alle Parteien. Die wichtigsten hat Leonid in Heft 17 der „Internationale“ geschildert. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 563 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

Diese Gruppierungen gehen innerhalb der Parteien aktive und passive Koalitionen mit anderen Grup-

pierungen ein. So ist die Deckung zu erklären, die Lambach beim Landbund fand, obgleich der Land-

bund das gleiche „Sozialprogramm“ hat, das Lambach in seinem Angriff auf Bang bekämpft. 

Eine andere Gruppe von Divergenzen die an sich praktisch von geringerer Bedeutung sind, muß er-

wähnt werden, weil sie Erscheinungen erklärt, die sonst unverständlich bleiben. Das sind die Diver-

genzen zwischen den Ideologen und den praktischen Politikern. Die Ideologen nehmen die Partei-

lehre als Selbstzweck. Sie begreifen nicht, daß z. B. der Konservativismus ideologisches Mittel zur 

Durchsetzung materieller Klassen- oder Schichteninteressen ist. Sie wirken, selbst dem Wesen nach 

Kleinbürger, hauptsächlich auf Kleinbürger und Jugend. Sie wollen für praktische Erfolge niemals 

„Prinzipien“ opfern und sind leicht auf die Seite derer zu bringen, die ihren Kampf um Sonderinte-

ressen als einen Kampf gegen opportunistische Kompromisse zu maskieren verstehen. Gerade in der 

Deutschnationalen Volkspartei sind sie besonders zahlreich. 

Ebenso gehen durch alle Parteien zwei Strömungen taktischer Natur. Eine hält das parlamentarisch-

demokratische System für unzulänglich zur Aufrechterhaltung der Klassenherrschaft. Sie ist abgetönt 

in ihren Sicherungsabsichten: offene Diktatur, Monarchie, Einschränkung der Macht der Legislative 

durch eine zweite Kammer oder dergleichen, Wahlrechtsreform oder bloße Aenderung des Wahlver-

fahrens, natürlich zum Zwecke praktischer Sicherungen. Die andere glaubt an die Möglichkeit, bür-

gerliche Massenparteien zu erhalten und speziell an die Dauerhaftigkeit der SPD und hält die Able-

gung der parlamentarischen Maske auf lange Sicht für überflüssig. Diese Polarität der Strömungen 

ist auch in der Deutschnationalen Volkspartei zu finden, trotz der programmatischen Festlegung ge-

gen die parlamentarische Demokratie. Besonders die großen Erfolge der Konservativen, die bereits 

1920 ihren Anteil an den gültigen Wahlstimmen um drei Prozent gegenüber 1912 steigern konnten, 

und 1924 sogar um neun und zehn Prozent und die auch 1928, trotz der großen Niederlage, noch die 

Ergebnisse der letzten drei Vorkriegswahlen überschritten*), haben dazu geführt, daß sich dieser 

Glaube an die Möglichkeit der Wahrung ihres Bestandes als Massenpartei auch unter parlamenta-

risch-demokratischen Verhältnissen befestigt. Dr. Peters schildert aus Anlaß der Locarnokrise, in der 

die Landesverbandsfunktionäre gegen die Reichstagsfraktion den Austritt aus der Regierung erzwan-

gen, diese Richtung so: 

„Die schrankenlose Demokratie des Wahlrechts im Verein mit der noch schrankenloseren Herrschaft der 

„männermordenden“ Liste wurde von dieser Partei (DNVP.) zunächst mit gemischten Gefühlen aufgenom-

men. Dann aber entdeckte man mit freudigem Erstaunen, daß man damit bessere Geschäfte machte, als man 

in den kühnsten Träumen erhofft hatte. Mit emsiger Geschäftigkeit stellte man sich auf den Boden dieser 

Tatsachen und leistete ein Stück organisatorischer Arbeit. Bis zum letzten Laternenanzünder oder Hausmäd-

chen wurde alles berufsmäßig organisiert, ‚erfaßt‘ und ‚vertreten‘. Bald wußten sich die armen Abgeordneten 

vor Petitionen [617] und Besuchen nicht mehr zu lassen. Sie wurden unter den ‚hydraulischen‘ Druck gesetzt, 

den sie selbst gegenüber ihrer Regierung nur sehr unvollkommen ausübten. Unter ihnen, aber bald neben und 

über ihnen etablierte sich eine Parteibürokratie, die in ihren politischen Spitzen kürzlich zum Schlage ausholte 

und den Sieg erfocht, der die Gefahr der Lage ganz unmißverständlich zeigte. Die Bürokratie ist nämlich der 

Zwillingsbruder der Demokratie.“ („Deutschenspiegel“, 1926, 1.) 

Dann jammert er darüber, daß der oberste Grundsatz umgekehrt wurde und nicht mehr Autorität, 

sondern Majorität entscheidet. Und daß die Leute, die die Massen bringen, die Entscheidungen an 

sich reißen und mit der Entwicklung sich zufrieden geben. Als nach diesem „Einbruch der Straße in 

die Partei“ die Null Winckler durch Westarp ersetzt wurde und dieser sehr „autoritäre“ Vollmachten 

erhielt, war praktisch nichts geändert, weil man doch halt die Wähler braucht und dazu auch die 

Spezialisten, die die geeigneten Organisationen hinter sich haben. 

Lambach hat seine Organisation fest hinter sich. Darauf beruht ein Teil seiner Macht. Aber der ent-

scheidende Teil dieser Macht beruht auf der Unterstützung durch eine mächtige Gruppe, für die er 

 
*) Die Konservativen (Deutschnationalen) einschl, der dazu gehörenden Landbund- usw. Listen, erhielten in Prozent der 

gültigen Stimmen: 

1903 1907 1912 1919 1920 Mai 1924 Dez. 1924 1928 
15,9 16,3 12,2 10,3 15,1 21,1 22,1 17,1 
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vorgeht: den Landbund (siehe „Die 5 Hauptarmeen der deutschen Bourgeoisie“ von Leonid in Heft 

17 der „Internationale“*)). 

* 

Lambach begann seinen Vorstoß, dessen programmatische Entwicklung im vorigen Heft geschildert 

ist, sehr geschickt mit einem Artikel, der von der Deutschnationalen Volkspartei forderte, sie solle 

offiziell auch republikanischen Konservativen ihre Tore öffnen, das Bekenntnis zur Monarchie also 

nicht zur Voraussetzung für die Zugehörigkeit zur Partei machen. Er verlangte nicht, daß die Partei 

ihr „Streben“ nach der Monarchie aufgeben solle und erklärte, selbst Monarchist zu sein. Da er damit 

zwar eine Diskussion ausgelöst hätte, aber nicht eine Krise, einen Kampf, durchsetzte er seinen Arti-

kel mit Bemerkungen über verflossene Fürsten, welche die frommen Empfindungen aller Legitimis-

ten unbedingt verletzen mußten. 

Das war die „grundsätzliche“ Kaschierung seines eigentlichen Angriffs, den er kurz darauf in die 

beabsichtigte Richtung trieb mit seinem Stoß gegen Bang. 

Hier sei nur in Parenthese vermerkt, daß die nur noch historisch interessante Monarchiediskussion 

bemerkenswerte Reflex- und Nachwirkungen des Fürstenvolksentscheids zutage förderte. Eine ganze 

Reihe von Jugendorganisationen deutschnationaler Richtung trat nämlich gegen den Monarchismus 

auf Lambachs Seite, viele mit noch weit schärferen Formulierungen gegen die Exfürsten. Z. B. der 

Jungstahlhelm, die Standarte, vier deutsch-nationale Studentengruppen, der Jungnationale Ring, der 

Bund Oberland und andere mehr. 

Es versteht sich wohl von selbst, daß eine offene Einbeziehung republikanischer Konservativer eine 

Stärkung der Deutschnationalen Volkspartet bedeuten würde. 

Der zweite Vorstoß Lambachs bestand in einem Artikel gegen die „sozialpolitischen“ Verlautbarun-

gen des Finanzrats Bang, eines Kappisten aus dem Hugenberg-Kreis und einer Leuchte des Alldeut-

schen Verbandes. Der hatte auf der Tagung seines „Bundes für Nationalwirtschaft und Werksgemein-

schaft“ sich für ein „freies Selbstbestimmungsrecht des deutschen Arbeiters“ eingesetzt, worunter er 

die Abschaffung bzw. den Abbau aller wichtigsten Sozialgesetze versteht, die die armen Arbeiter so 

viel Geld kosten, daß sie nicht selber sparen können für Zeiten der Erwerbslosigkeit, Krankheit, des 

Alters usw. Deshalb könnten sie, meint Bang, keine „freien Männer“ werden. Den Arbeitern würde 

durch den „marxistischen“ Staat [618] mit den Versicherungen ein risikoloses Leben zugeschanzt. 

Bang will sie vor den Folgen retten, vor der Herzverfettung und den übrigen Folgen proletarischen 

Wohllebens. Jeder soll arbeiten dürfen so viel er will und so lange er will, auch wenn seine Kollegen 

streiken usw. Das übliche alte Scharfmacherprogramm, das jetzt der Landbund gerade wieder beson-

ders kraftvoll vertritt, weil er durch Abbau der Erwerbslosenfürsorge die Arbeiter mit Hungerkuren 

aufs Land zwingen will unter die unerhört schlechten Löhne und Arbeitsbedingungen auf den Gütern. 

Der Artikel Lambachs (21.6.28 im „Deutschen“) polemisiert gegen Bang. Während er im Monarchie-

artikel die Provokationen eingebaut hatte, ließ Lambach sie diesmal von der Redaktion außerhalb 

seines Artikels, aber direkt unter ihm anbringen. Dort stand eine Feststellung Bechlys (der Lambachs 

Verbandsvorsteher und Freund ist), daß dieser Bang „dämlich“ sei, wenn er glaube, was er sage, oder 

„ein demagogischer Hanswurst“, wenn er es nicht glaube. Dazu war bemerkt, daß dieser Satz in 

Bangs Wahlkreis öffentlich unter dem zustimmenden Jubel Tausender ausgesprochen worden war. 

Nun ist Bangs Reichstagskandidatur für die Deutschnationale Volkspartei von den Hugenberg-Leuten 

gegen den Widerstand der „Arbeitnehmervertreter“ durchgesetzt worden. 

Lambach hat also getroffen, wen er treffen wollte und nichts zeigt deutlicher den Zusammenhang 

seines Vorstoßes mit den Landbundleuten als die Tatsache, daß sie ihn deckten, trotzdem das 

Bangsche „Sozialprogramm“ ihr eigenes Sozialprogramm ist. 

 
*) Leonids Aufsatz enthält einige übertriebene Formulierungen. Die Einleitung ist, offenbar zum Zweck journalistischer 

Unterstreichung, überspitzt formuliert. Die materiellen Darstellungen stellen nachher diese Einleitung wieder richtig, der 

„Brand“ des Hauses der Bourgeoisie wird zum normalen Gruppenkampf im Konzentrationsprozeß. 
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Lambach hatte also auf dem Halse: 

1. die Legitimisten, 

2. die konservativen Ideologen, 

3. den Alldeutschen Verband, 

4. die spezielle Hugenberg-Clique, das ist Eisen und Kohle. 

Hugenberg schlug sofort zurück und ließ Lambach herausschmeißen. Im Parteivorstand kam es we-

gen der Anerkennung des Ausschlusses zum Krach. Westarp, der Lambach deckte, blieb mit seinen 

Landbundleuten, wahrscheinlich durch Zufall oder weil die Hugenberg-Leute die Sitzung besser or-

ganisiert hatten, in der Minderheit und konnte die Anerkennung des Ausschlusses nur verhindern, 

indem er herauslief und den Vorsitz zum Protest niederlegte. Hugenberg drohte die Spaltung an. Er 

wollte mit einem Teil der Abgeordneten (von mehr als Fraktionsstärke, de facto würden es wahr-

scheinlich 21 werden) einen eigenen Laden aufmachen. Aber es half nichts: der Ausschlußantrag 

wurde an ein Parteigericht verwiesen. 

Eine heftige Kampagne begann, mit dem Ziele der Infamierung Lambachs. 

Freytag-Loringhofen schrieb einen Artikel für die kleine, aber reine Partei. Mit Wahlstimmen sei es 

doch nicht zu machen. Die „Deutsche Zeitung“ und einige andere alldeutsche Organe gruben Schand-

taten Lambachs aus. Die Lambach-Leute stellten Ausschlußantrag gegen Hugenberg, der zerschellte, 

weil er in eine Hugenbergsche Organisation abgeschoben wurde. Das Parteigericht verurteilte Lam-

bach zu einem provozierend milden Verweis. 

Nun ist selbstverständlich, daß beide Vorstöße Lambachs, sowohl der in der Frage der Monarchie, 

wie auch der in der Frage der Sozialpolitik, abzielen auf die Stärkung der Deutschnationalen Volks-

partei als Massenpartei. Beide rollen aber Fragen auf, an denen sich die sozialen Gegensätze markie-

ren, natürlich noch in gelber Form. Immerhin wird das Trustkapital selbst in deutschnationalen Ar-

beiterversammlungen in einer Weise charakterisiert, die bestimmt nicht seine Position stärken kann. 

Vom Standpunkt der Klärung der Klassenfront bieten diese Kämpfe Ansatzpunkte für die Aufklä-

rung, und deshalb ist man von allen Seiten bemüht gewesen, den Austrag dieser Gegensätze sofort 

wieder in die Dunkelkammern zurückzuverlegen. Vorläufig wird die auflockernde Wirkung der Po-

lemik gegen das Trustkapital noch aufgehoben durch die Illusion, diese Sorte von „Arbeiterführern“ 

führe einen ernsthaften Kampf für proletarische [619] Interessen. Die versteckt gelbe Organisation, 

wie sie die christlich-nationale darstellt, ist gegenüber der offenen gelben natürlich auch die gefähr-

lichere. Dazu kommt die enge Koalition, in die die sozialdemokratischen Gewerkschaftsführer die 

freien Gewerkschaften mit den Christen gebracht haben und die zur Schwächung der Werbekraft der 

freien gegenüber diesen verdeckt gelben Organisationen geführt hat. Haben doch diese Sozialdemo-

kraten bereits Flugblätter zustande gebracht, die die Arbeiter aufforderten, „in eine der drei Gewerk-

schaften“ einzutreten und die gemeinsam von „freien“, Christen und Hirschen unterzeichnet waren. 

In der gleichen Richtung wirkt das Reichsbanner und Hörsings Versuche, es mit Hindenburg und 

seinem Stahlhelm zusammenzubringen. 

Das wichtigste Mittel zur Aufklärung und Gewinnung der von den Christlich-Nationalen umgelernten 

Arbeiter und Angestellten ist natürlich die Gewerkschafts- und Betriebsarbeit. Darüber hinaus muß 

aber stets ein nach den örtlichen Verhältnissen besonders abzuwägender Teil der Parteiarbeit auch 

für die ins feindliche Lager verschleppten Klassengenossen eingesetzt werden. Jede größere Zelle 

sollte dazu einen Spezialisten schaffen. 

* 

Danzig als Kriegsbasis gegen die Sowjetunion  
Von N e m o  

I. Polens Drang zur See 

So alt wie die Bestrebungen Polens nach Unabhängigkeit selbst, ebenso alt ist sein wirtschaftlich tief 

begründeter Wunsch nach Beherrschung der Weichselmündung, sein zäher Drang zur See und damit 

sein letztes Ziel der vollständigen Eroberung des westpreußischen Gebietes überhaupt. In der Tat, nur 
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die Beherrschung der Weichsel als des größten polnischen Flusses von der Quelle bis zur Mündung, 

nur die Eroberung des Meeres konnte im kapitalistischen Zeitalter wirtschaftliche Unabhängigkeit 

und Entfaltung garantieren. Wer denn auch wirtschaftspolitisch real zu denken vermochte, mußte die 

Unmöglichkeit erkennen, das polnische Hinterland mit fast 30 Millionen Einwohnern von seinem 

einzigen Zugang zur See absperren zu wollen. 

Hatte Polen erst einmal dieses Ziel erreicht, war es ihm gelungen, seine Grenzen vom Meere bespülen 

zu lassen, worauf es auf Grund des 13. Punktes der Wi l sonschen  Er k l ä r un g, der die Schaffung 

eines unabhängigen Polens mit einem Zugang zur See voraussah, hoffen konnte, so mußte es dasselbe 

vor allem strategisch sichern, besonders da Deutschland die Wilsonsche These nie akzeptiert hatte, 

während vom Osten eine ständige bolschewistische Gefahr zu drohen schien. Hinzu kam noch, daß 

nicht die Bildung eines selbständigen Danziger Freistaates, sondern die Eroberung der gesamten 

westpreußischen Küste das oberste Ziel der polnischen Bestrebungen war. Und nur, um dem heutigen 

Zustande ein Ende zu bereiten und den weißen Adler Polens auch über Danzig wehen zu lassen, trifft 

Polen schon seit langem militärische Vorbereitungen, die wohl geheim, aber doch erkennbar sind. 

Hierbei wird Polen unterstützt von Frankreich vor allem, um gegen Deutschland gesichert zu sein, 

von England aber deswegen, um im Kampfe gegen die Sowjetunion eine wertvolle Marinebasis in 

der Ostsee und eine wichtige Militärbasis zur Stärkung der polnischen Front zu besitzen. 

Die strategisch äußerst wichtige Lage Danzigs in einem Kriege der kapitalistischen Mächte gegen die 

Sowjetunion, die Tatsache, daß der Danziger Hafen der einzige Hafen ist, der eine gewaltige Durch-

fuhr von Truppen, Munition und Kriegsmaterialien nach Polen ermöglicht, die bitteren Erfahrungen 

aus dem polnisch-russischen Krieg im August 1920 machen es der [620] Arbeiterschaft zur Pflicht, 

den Vorgängen im Freistaat Danzig erhöhte Aufmerksamkeit zuzuwenden, um die notwendigen Vor-

bereitungen treffen zu können. 

2. Deutschlands Ringen um Danzig 

Der Keim zu den heutigen Bestrebungen Polens im Gebiete des Freistaates Danzig war bereits auf 

der Friedenskonferenz im Jahre 1919 sichtbar. Schon damals verlangte Polen offen die Zuteilung 

Danzigs nebst der Weichselmündung, um so das Wilsonsche Versprechen einzulösen und Polen den 

Zugang zur See zu ermöglichen. Lediglich der Wunsch Englands, dem französischen Einfluß auf dem 

Kontinent und insbesondere im Osten eine Schranke zu bieten, führte zur Ablehnung der Wünsche 

und zur Enttäuschung der treuen polnischen Freunde Frankreichs. Auf den scharfen Protest L l oyd  

Geor ges  hin erhielt Polen lediglich einen Küstenstreifen von 146 Kilometer Länge an der Ostsee, 

während die Freie Stadt Danzig als selbständiges Staatsgebilde ins Leben gerufen wurde. Seitdem 

wird Danzig von Polen als „ein Keil in den polnischen Besitzstand“ betrachtet, den es baldigst zu 

beseitigen gilt. 

Die Proklamierung des Freistaates Danzig erfolgte laut Artikel 100-108 des Versailler Friedensver-

trages, wobei der Völkerbund den Schutz des jungen Staatswesens und die Garantie seiner Verfas-

sung übernahm. Deutschland hat sich mit dieser Lösung nicht einverstanden erklärt. Bereits in den 

Gegenvorschlägen der deutschen Friedensdelegation im Mai 1919 erklärte sich Deutschland wohl 

dazu bereit, „Polen durch Einräumung von Freihäfen in Danzig, Königsberg und Memel ... freien und 

sicheren Zugang zum Meere unter internationaler Garantie zu gewähren“, wandte sich aber scharf 

gegen die Losreißung Danzigs vom Reich. 

Bis auf den heutigen Tag hat Deutschland nicht aufgehört zu erklären, daß es die Fragen der Ostgren-

zen, insbesondere die des sogenannten „polnischen Korridors“, die Trennung Ostpreußens vom Reich 

sowie den Verlust Danzigs als nicht endgültig gelöst betrachte. Besonders nach Abschluß des Lo-

carno-Vertrages wurde von deutscher Seite unumwunden erklärt, daß die Schaffung eines Ost-Lo-

carno von der Aenderung der bestehenden Ostgrenzen abhängig sei. Die „Deu t sche  Tagesze i -

t un g“ drückte dies in folgendem, wohl von der gesamten bürgerlichen Presse gebilligten Satz aus: 

„Gl ück l i che r we i s e  i s t  au s  dem  Os t-Loca r no  i n  Gen f  n i ch t s  gewor de n!“*) 

 
*) „Deutsche Tageszeitung“ Nr. 95 vom 25. Februar 1928. 
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Im allgemeinen ist seit dem Eintritt Deutschlands in den Völkerbund festzustellen, daß es die Inte-

ressen Danzigs im Rate offen vertritt und auch nach außen hin entschiedener an seine eigenen An-

sprüche erinnert. Eine besonders deutliche Demonstration war der Besuch zweier deutscher Kriegs-

schiffe im Danziger Hafen sowie vorher der Empfang Hindenburgs in Zoppot bei seiner Fahrt nach 

Ostpreußen. Auch bei der letzten außenpolitischen Reichstagsdebatte Ende Januar wies der Zent-

rumsabgeordnete U l i t zka  auf die Unhaltbarkeit des polnischen Korridors hin und forderte für Dan-

zig Hilfe, wobei er sich auf die Worte des Reichskanzlers vom Beginn vorigen Jahres berief. Und erst 

am 10. Januar konnte sich das offizielle Organ der stärksten deutschen Regierungspartei, die „Deu t -

s che  Tagesze i t un g“, erlauben, dem polnischen Außenminister Za l ewsk i  auf eine deutsch-pol-

nische Verständigungsrede hin zu erwidern, daß es für einen deutsch-polnischen Ausgleich nur eine 

Möglichkeit gebe, nämlich „die Einstellung des Kampfes gegen das Deutschtum in Polen, und da s  

S i chab f i nden  Po l ens  m i t  de r  Ta t s ach e, daß  übe r  d i e  deu t sch -po l n i schen  Gr enzen  

noch  n i ch t  da s  l e t z t e  Wor t  gesp r ochen  i s t“. 

Ohne in den Verdacht des Landesverrats zu kommen, mag hier auch darauf hingewiesen werden, daß 

Deutschland „das letzte Wort“ keineswegs [621] im Schatten Genfer Friedenspalmen zu reden ge-

denkt, sondern daß es demselben durch den Mund moderner Schiffsgeschütze besonderen Ausdruck 

zu verleihen beabsichtigt. So hat der Vizeadmiral a. D. Kah l e r t  in der „Deu t schen  Tagesze i -

t un g“ vom 7. Februar den Bau des ersten im Marineetat 1928 geforderten Panzerschiffes offen mit 

der Notwendigkeit der Verteidigung Ostpreußens und dem bevorstehenden Kampf mit der polnischen 

Flotte in der Danziger Bucht begründet. 

Daß die deutsche Bourgeoisie aber auch gewillt ist, ihre Panzerschiffe – bei vorheriger Erfüllung ihrer 

imperialistischen Pläne – in Verbindung mit der englischen Flotte gegen die Sowjetunion zu schicken, 

bewies die Reichstagsrede Gr oene r s bei Beratung des Marineetats, in der der Reichswehrminister 

die Bereitschaft der deutschen Flotte zur Teilnahme an der Vö l ke r bundsexeku t i ve  klar zum 

Ausdruck brachte. 

3. Die friedliche Polonisierung Danzigs 

In den Bemerkungen der deutschen Friedensdelegation zu den Friedensbedingungen hieß es mit 

Recht, daß im Versailler Vertrage „die wirtschaftlichen Maßnahmen so getroffen sind, daß für Danzig 

jeder Verkehr mit Deutschland aufs äußerste erschwert wird – offenbar zu dem Zweck, dieses rein 

deutsche Gebiet im Laufe der Zeit durch wirtschaftlichen Druck zu polonisieren“. Tatsache ist, daß 

die auf Grund des Artikels 104 des Versailler Vertrages am 9. November 1920 in Paris abgeschlos-

sene Polnisch-Danziger Konvention die wirtschaftliche Selbständigkeit Danzigs aufhob, um sie völ-

lig unter polnische Kontrolle zu stellen. 

Auf Grund der Pariser Konvention wurde Danzig dem polnischen Zollgebiet einverleibt, erhielt Polen 

die freie Benutzung aller Wasserstraßen, Docks, Hafenanlagen, Kais und Einrichtungen für die pol-

nische Ein- und Ausfuhr gewährleistet. Aber auch die Ueberwachung und Verwaltung der Weichsel 

und der gesamten Eisenbahnanlagen sowie des postalischen, telegraphischen und telephonischen 

Verkehrs zwischen Polen und dem Hafen von Danzig wurde Polen zugesichert. Polen erhielt ferner 

das Recht, sämtliche Hafeneinrichtungen auszubauen und zu verbessern und, soweit hierzu erforder-

lich, Land und Besitztum zu mieten oder zu kaufen. Besonders wesentlich war die Uebertragung der 

auswärtigen Angelegenheiten der Freien Stadt Danzig im Auslande an die polnische Regierung. 

Gestützt auf die Pariser Konvention, konnte die Warschauer Regierung zu einer offenen und syste-

matischen Polonisierung des Danziger Wirtschaftslebens übergehen, wobei sich die hieraus ergeben-

den politischen Folgen bald auswirkten. Indem Polen sich zur Hälfte am Polnisch-Danziger Hafen-

ausschuß beteiligt, steht ihm auch zur Hälfte das Recht der Verwaltung des Hafens und der Weichsel 

zu, gilt es aber auch zur Hälfte als Eigentümer des Hafens, seines Geländes und aller seiner Einrich-

tungen. Der polnische Staat kann demnach als direkter Mitverwalter und Miteigentümer des Danziger 

Hafens betrachtet werden. Berücksichtigt man ferner, daß Danzig von den riesigen Zolleinnahmen, 

die im Jahre 1925 bereits 17.500.000 Danziger Gulden betrugen, gerade 7,35 Prozent erhält, während 

der „Rest“ Polen zufließt, so wird man dem polnischen Fraktionsredner Mocz i nsk i  zustimmen 
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müssen, der dem Danziger Volkstag deutlich zu verstehen gab, „daß Danzig mit Polen nicht in einer 

Zollunion zusam menge f aß t  sei, sondern daß Danzig dem polnischen Zollgebiet völlig e i nve r -

l e i b t  sei, und daß Zollgemeinschaft und Wirtschaftsgemeinschaft dasselbe bedeute“. („Danz i ge r  

Neues t e  Nach r i ch t e n“ v. 3. Februar 1928.) 

Nachdem Polen in den Besitz des gesamten Eisenbahnwesens der Freien Stadt Danzig gelangte, wo-

bei es selbst die Eisenbahner polonisierte, konnte es durch bewußt billige Gestaltung der Transport-

kosten dazu übergehen, den polnischen Export und Import über den Danziger Hafen zu forcieren, um 

ihm so das Bild eines tatsächlich polnischen Hafens zu geben. So gingen im [622] Jahre 1924 etwa 

68 Prozent des gesamten polnischen Zuckerexports, 33 Prozent des Naphthaexports, 72 Prozent des 

Getreideexports, etwa 70 Prozent des Kunstdüngerimports und fast der gesamte riesige polnische 

Holzexport, der allein 62 Prozent des Gesamtexports des Danziger Hafens einnimmt, über Danzig. 

Wenn Polen auch nicht die Einführung seiner Währung im Freistaat Danzig durchsetzen konnte, so 

erhielt es dafür die Genugtuung eines eigenen Postdienstes im Danziger Hafen. Polnische Briefkästen 

in der Stadt Danzig, unzählige polnische Banken und Firmen, das Bestehen polnischer Schulen, Zei-

tungen und etwa 70 polnischer Vereine sowie das Recht, die Hälfte der Hafenarbeiterschaft von pol-

nischen Staatsangehörigen besetzen zu dürfen, vervollständigen das Bild der friedlichen Eroberung 

des Danziger Freistaates durch die polnische Republik. Tritt Polen auf dem Gebiete des Zolls als 

glänzend bezahlter Kontrolleur auf, so muß es bei den Hafenangelegenheiten als Miteigentümer be-

rücksichtigt werden, verfügt über die Eisenbahnen bereits als Alleineigentümer, um schließlich auf 

außenpolitischem Gebiet als unbeschränkter Herrscher fungieren zu können 

Nach alledem wird man dem Polen S i ebene ichen  beipflichten müssen, wenn er schreibt: „Es  i s t  

s e l b s t ve r s t änd l i c h, daß  d i e  Ta t s ache  de r  Zue r kennung  s o  we i t gehende r  Rech t e  

a n  Po l en  a n  und  f ü r  s i ch  d i e  Se l b s t änd i gke i t  Danz i g s  bese i t i g t e, was am meisten 

unangenehm für alle war, die von allem Anfang an dem Anschluß Danzigs an Polen sich widerset-

zen*).“ Polen hat denn auch die Auffassung, nach der Danzig ein souveräner Staat sei, entschieden 

abgelehnt. Für Polen ist es nach Siebeneichen klar, „daß die Akzeptierung der Danziger These – falls 

sie mit Rücksicht auf den diametral entgegengesetzten, durch den Versailler Vertrag geschaffenen 

Sachverhalt überhaupt denkbar wäre – den Anfang vom Ende der Rechte Polens auf dem Gebiet der 

Freien Stadt Danzig bedeuten würde“. Mit Recht wurde von Danziger Seite darauf hingewiesen, „daß 

gerade diese Frage der Angelpunkt, wenn auch nicht aller, so doch nahezu aller Konflikte zwischen 

Polen und Danzig war“. 

4. Danzig als polnischer Militärstützpunkt 

Weniger Erfolg wie mit der wirtschaftlichen Eroberung Danzigs hatte Polen in der ersten Zeit mit 

seinen militärpolitischen Zielen im Freistaat. Und doch kann es heute auch auf diesem Gebiet beach-

tenswerte Fortschritte verzeichnen, die sich um so mehr seinem Endziel nähern, als die Schaffung 

einer Kriegsbasis in der Ostsee nunmehr auf Englands wohlwollende Unterstützung rechnen darf. 

Nichts ist bezeichnender für die wahren militärischen Absichten Polens im Freistaat Danzig, als der 

polnische Entwurf zur Pariser Konvention von 1920, in dem es im 5. Kapitel „Mil i t ä r- und  Ma-

r i neange legenhe i t e n“ heißt: 

„Art. 30; Polen hat das Recht, auf dem Gebiete der Freien Stadt Danzig a l l e  no t wend i gen  Maß-

nahm en  in  bezug  au f Mi l i t ä r- und  Mar inewesen  zu treffen, um se i n  Landgebiet und sei-

nen Zugang zum Meere w i e  auch  da s  Geb i e t  de r  F r e i e n S t ad t  Danz i g  zu verteidigen. 

Zu diesem Zweck hat Polen das Recht, auf dem besagten Gebiete Militär- und Seestreitkräfte zu 

unterhalten, die Befestigungswerke zu besetzen und die militärische Aufsicht auszuüben.“  

„Art. 33; Polen hat das Recht, den Danziger Hafen mit seinen Einrichtungen für den Aufenthalt, die 

Ausbesserung und Verproviantierung seiner Handels- und Kriegsschiffe zu benutzen.“ 

 
*) A. Siebeneichen: „Polen und der Hafen von Danzig.“ 
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Darüber hinaus verlangte Polen das Recht, eigene staatliche Polizei-[623]truppen im Freistaat zu un-

terhalten, das Polizeirecht in den der Danziger Staatshoheit unterstehenden Küstengewässern sowie 

das ausschließliche Recht auf Errichtung von Flugzeugstationen, Ueberwachung der Flugzeugver-

bindungen usw. 

Nach Ablehnung dieser Forderungen legte Polen einen zweiten abgeschwächten Entwurf vor, in dem 

es faktisch auf nichts verzichtete. So wies der diesbezügliche Artikel 33 darauf hin, daß die Verteidi-

gung des freien Zutritts Polens zum Meere mit der Verteidigung des Freistaatgebietes zusammenfällt, 

weswegen „Po l en  da s  Rech t  und  d i e  P f l i ch t  ha t , d i e  m i l i t ä r i s che  Uebe rwachung  au f  

dem  Geb ie t  de r  F r e i en  S t ad t  Danz i g  auszuüben  und  do r t  a l l e  Maßnahm en  be t r. 

Mi l i t ä r-, Mar i n e- und  Lu f t f ah r t f r age n, w i e  s i e  i n  d i e se r  H i ns i ch t  nö t i g  s i n d, z u  

t r e f f e n“. Ebenso sollte die polnische Marine berechtigt sein, im Danziger Hafen anzulegen, Repa-

raturen vorzunehmen und sich hier zu verproviantieren. 

Der Widerstand der Botschafterkonferenz führte zur restlosen Ablehnung der polnischen Forderun-

gen. Als der Vö l ke r bund  den Schutz Danzigs übernahm, sorgte er für die Aufnahme eines Artikels 

5 in der Danziger Verfassung, laut dem die Freie Stadt Danzig weder als Militär- und Marinebasis 

dienen, noch Festungswerke errichten, noch die Herstellung von Munitions- oder Kriegsmaterial auf 

ihrem Gebiete gestatten darf. 

Allein Polen ließ sich nicht abschrecken. Kaum ein halbes Jahr später beantragte es beim Völkerbund 

abermals, ihm den militärischen Schutz Danzigs zu übertragen. Ein militärischer Unterausschuß 

wurde eingesetzt, der sich in einem Gutachten dafür aussprach, daß d i e  Ve r t e i d i gung  Danz i g s  

von  de r  V e r t e i d i gung  de s  ang r enzenden  po l n i schen  Kor r i do r s  n i ch t  z u  t r ennen  

sei und die polnischen Forderungen daher bewilligt werden müßten. Wieder war es der energische 

englische Widerstand, an dem die polnischen Absichten scheiterten. Nach englischer Auffassung 

hing der militärische Schutz Danzigs von der „moralischen Macht des Völkerbundes“ ab, während  

Po l e n  da s  Ve r t e i d igungsm anda t  haben  wo l l e, um  s i ch  auch  po l i t i s ch  i n  den  Be -

s i t z  de s  F r e i s t a a t e s  z u  s e t ze n. 

Es  wa r  nu r  da s  E inges t ändn i s  e i gene r  Schwäch e, wenn  de r  Vö l ke r bund  am  22. 

Jun i  1921  dennoch be sch l o ß, den  Schu t z  de s  F re i s t a a t e s  i m  Kr i egs f a l l e  Po le n  zu  

übe r t r age n. Wer bedrohte schließlich den Freistaat, wenn nicht Deutschland oder Polen selbst? 

Griff Deutschland an, so war Polen vom rein militärischen Standpunkt aus am besten geeignet, Dan-

zig für den Völkerbund zu verteidigen. War aber Polen erst einmal militärisch Herr über Danzig, so 

hatte das Wi l nae r Be i sp i e l  bereits gezeigt, welch kolossalen Eindruck „die moralische Macht des 

Völkerbundes“ auf die polnische Regierung ausüben kann. So blieb es denn dabei, den Bock zum 

Gärtner zu machen und Danzig unter den militärischen „Schutz“ Polens zu stellen. 

Seit jener Zeit macht Polen alle Anstrengungen, um Danzig zu einem polnischen Militär- und Mari-

nestützpunkt auszubauen. Während die Durchfuhr von Kriegsgerät, Munition oder Waffen jeder Art 

durch das Gebiet der Freien Stadt Danzig strikte verboten ist, müssen laut Beschluß des Völkerbund-

rates „f ü r  d i e  Dur ch füh r ung  und  da s  Lage r n  von  du r chgehendem  Kr iegsge r ä t, da s  

z u  Hee r e s-, F l o t t e n- ode r  Lu f t f ah r t zwecken  f ü r  d i e  po l n i s che  Reg i e r ung  be -

s t i mm t  i s t , P l ä t ze  und  Räum e  besonde r s  zu r  Ve r fügung  ge s t e l l t  we r de n“. Polen er-

hielt die am Eingang des Hafens gelegene etwa 60 ha große Halbinsel Westerplatte für die Abwick-

lung des Munitions- usw. Transits. Auf der Westerplatte hat Polen nicht nur um fang r e i che  An-

l agen  zum  Ab t r anspo r t  und  zu r  E i n l age r ung  von  Mun i t i on  he r ge s t e l l t, s onde r n  

auch  e i n [624] Mun i t i onsbass i n  errichtet, dessen Kosten von 6,5 Millionen Danziger Gulden 

der Freistaat zur Hälfte tragen mußte. 

Zum erstenmal führte Polen im Jahre 1920 etwa 20.000 Tonnen Kriegsmaterial über Danzig ein. 

Obgleich nach fachmännischem Urteil für Zufuhren von so geringer Menge ein kleines Lager mit 

einem Kai von 100 bis 200 m Länge genügt hätte, sind die Abmessungen und Einrichtungen des 

Munitionslagers dermaßen groß, daß klar zu erkennen ist, daß es sich nicht um eine Friedensanlage 

handelt, sondern um e ine  Kr i egse i n r i ch tun g, d i e  au f  den  eno r m en  Kr i egsbeda r f  
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Po l ens  im  Er ns t f a l l e  zugeschn i t t en  i s t. Die Kais der Westerplatte sind heute 600 bis 800 m 

lang, gestatten das gleichzeitige Löschen von 46 großen Munitionsdampfern, während zwei Kräne zu 

je 5 Tonnen Hebefähigkeit das löschen von Geschützen mittleren Kalibers ermöglichen. Vier weitere 

Krane, gut ausgebaute Gleisanlagen, große Oeltanks bei Neufahrwasser, eigenes Licht- und Wasser-

werk, die ausschließliche Beschäftigung polnischer Arbeiter*), die vö l l i ge  Ausscha l t ung  de r  

Danz i ge r  Hohe i t s r ech t e sowie schließlich eine Wachttruppe von 88 Mann, die insgeheim auf 

175 Mann erhöht wurde, all dies sind deutliche Beweise für die polnischen Kriegsvorbereitungen auf 

Danziger Gebiet. 

Auch das Ziel, aus Danzig einen maritimen Stützpunkt zu machen, hat Polen allmählich zu erreichen 

vermocht. Unter der Begründung, daß Polen über keinen eigenen Landeshafen verfüge, wurde den 

polnischen Kriegsschiffen eine Liegestelle (point d’attache) und schließlich ein regelrechter Anlege-

hafen (Port d’attache) im Danziger Hafen laut Abkommen vom 8. Oktober 1921 eingeräumt. Dies 

provisorische Abkommen sollte seine Gültigkeit an dem Tage verlieren, an dem der Bau des nahege-

legenen polnischen Hafens Gdingen beendet sei. Nachdem die Danziger Regierung das Abkommen 

am 4. Mai 1927 gekündigt hatte, mußten sich die beiden letzten September- und Dezembertagungen 

des Völkerbundes mit dieser Frage beschäftigen, ohne jedoch eine Entscheidung treffen zu können, 

so daß dieselbe durch direkte Verhandlungen zwischen Danzig und Polen herbeigeführt werden 

sollte. Inzwischen aber hat die neue Danziger Regierung, die sich aus Sozialdemokraten und Bürger-

lichen zusammensetzt, diese Verhandlungen mit Polen – nicht zuletzt unter englischem Druck – zu 

einem „erfolgreichen“ Abschluß gebracht, indem sie die Kündigung des obigen Abkommens zurück-

zog und den Hafen der Freien Stadt Danzig auch weiterhin der polnischen Flotte als Basis für alle 

antisowjetischen Abenteuer zur Verfügung stellte. Diese Leistung der Danziger Soz ia l dem okra -

t i e  reiht sich dem Panzerkreuzerbeschluß der SPD gar würdig an und verdient den breitesten Arbei-

termassen bekanntgegeben zu werden. 

Sowohl die Kündigung des provisorischen Abkommens als auch die Forderung nach Verlegung des 

polnischen Munitionslagers von der Westerplatte nach Gdingen begründete die Danziger Regierung 

mit dem weit fortgeschrittenen Ausbau  e i ne s  e i genen  po l n i schen  Landesha f ens  i n  

Gd i nge n. Tatsächlich hat Polen innerhalb einer kurzen Zeit auch aus Gdingen einen beachtenswer-

ten Stützpunkt schaffen können. Und dieselben deutschnationalen Helden, die über die polnischen 

Versuche, aus dem Fischerdorf Gdingen einen modernen Hafen machen zu wollen, nicht genug la-

chen konnten, protestieren heute entrüstet über die dem Danziger Hafen drohende Konkurrenz. Der 

stark gestiegene Seeverkehr in Gdingen veranlaßte die „Danz i ge r  Ze i t un g“ (1. März 1928) zu 

einem alarmierenden Artikel über die wachsende Konkurrenz Gdingens und die daraus entstehende 

Gefahr für die Zukunft des Danziger Hafens, der die größte Beachtung verdient. Gdingen ist dank 

ausländischer Unterstützung ein moderner Handelshafen geworden und bildet den eigentlichen 

L i e ge- [625] und  S t ü t zpunk t  de r  po l n i schen  Kr i egs f l o t t e, für die zurzeit größere Neu-

bauten auf französischen Weilten ausgeführt werden. Der Besitz von Gdingen sowie von 76 km See-

küste ermöglicht Polen den freien Zugang zur See und macht es nach S l awsk i „zum Nachbar aller 

europäischen Staaten, während es nach der von Deutschland propagierten These ein Enklave zwi-

schen Deutschland und Rußland sein würde.**) 

Zum Schluß sei noch auf die um f ang r e i che  Sp i onage tä t i gke i t  der polnischen Regierung auf 

Danziger Gebiet hingewiesen, deren Seele die polnische Gesandtschaft in Danzig ist und auf die der 

Schreck-Prozeß sowie verschiedene Danziger Prozesse ein bezeichnendes Licht warfen. Erst Anfang 

Januar mußten in der polnischen Gesandtschaft aufsehenerregende Personalveränderungen vorge-

nommen werden, da der Leiter der hier vorhandenen Militärabteilung schwer belastet war. Noch 

heute besteht be i  de r  po l n i s chen  Gesand t s cha f t  e i ne  spez i e l l e  Mi l i t ä r- und  Mar i ne -

ab t e i l ung  aus acht Offizieren, neun Unteroffizieren und sechs Mann, deren Leiter die Stellung 

 
*) Laut Entscheid des Präsidenten des Hafenausschusses vom 25. Juni 1926 müssen heute auch 50 Prozent der Danziger 

Hafenarbeiterschaft polnische Staatsangehörige sein. 
**) Slawski: „Polens Zugang zum Meere und die Interessen Ostpreußens.“ 
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eines polnischen Garnisonkommandeurs einnimmt. Besonders großes Aufsehen rief kürzlich die Be-

kanntgabe einer geheimen, an polnische Militärpflichtige in Danzig gerichtete Stellungsorder hervor, 

laut der sich die polnischen Militärpflichtigen an einem bestimmten Mobilmachungstage beim Dan-

ziger Bahnhofsvorsteher zwecks Abtransportes nach Polen zu melden haben. Hieraus geht einwand-

frei die durch Polen beabsichtigte Militarisierung der Danziger Eisenbahnen hervor. 

5. Einheit gegen die Sowjetunion 

Die obigen Ausführungen dürften zur Genüge die kolossalen Konfliktstoffe aufgezeigt haben, die das 

Danziger Problem für die deutsch-polnischen Beziehungen in sich birgt. Während Deutschland zu-

mindest die Herstellung des status quo bezweckt, erstrebt Polen die Einverleibung Danzigs, die Er-

oberung des gesamten. Westpreußens sowie die politische Trennung Ostpreußens vom Reich*). Schon 

heute wird von deutscher Seite auf die bevorstehende Mi ßach t ung  de r  Danz i ge r  Neu t r a l i t ä t  

i m  Kr i egs f a l l e  mit Polen hingewiesen, wobei man sich geschickt mit den militärischen Bestre-

bungen Polens auf Danziger Gebiet verteidigt, während Danzig im voraus das deutsche Vorgehen 

billigt. So schreibt der Danziger Th. Rudo l f: „Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß im Falle 

eines polnischen Krieges das Staatsgebiet der Freien Stadt sofort und unabwendbar Kriegsschauplatz 

werden würde. Kein Staat, der sich mit Polen im Kriege befindet, kann es dulden, daß das Gebiet der 

Freien Stadt von Polen als Verproviantierungsplatz seiner Armee und Marine und als Anlegehafen 

für seine Kriegsschiffe benutzt wird. Ke i n  S t aa t  kann  un t e r  d i e sen  Um s t änden  d i e  Neu t -

r a l i t ä t sbe t eue r ungen  de r  Danz i ge r  S t aa t s r eg i e rung  ge l t en  l a s s en  und  d i e  Neu t -

r a l i t ä t  de r  F r e i en  S tad t  Danz ig  ane r kenne n.**) 

Noch deutlicher wird der Vizeadmiral a. D. Kah l e r t  in der Zeitschrift „Ost eu r op a“ (Heft 13), der 

offen erklärt: „Man kann von einer kriegführenden Macht nicht verlangen, daß sie ein an sich neut-

rales Staatsgebiet als neutral behandelt, wenn in diesem Gebiet ihr Gegner ein großes Munitionslager 

unterhält, wenn es seinen Hafen zur Zufuhr von ungeheuren Kriegstransporten zur Verfügung stellt, 

wenn seine Eisenbahnen im Dienste des Feindes stehen, und wenn in ihm die feindlichen Seestreit-

kräfte Schutz suchen, Schäden reparieren, sich für Unternehmungen ausrüsten und von dort operie-

ren. M a n  kann  d i e se r  Mach t  n i ch t  gu t  Ver l e t zung  de r  Neu t r a l i t ä t  Danz ig s  vo r wer -

f e n, wenn  s i e  ve r such t, da s  po l n i s che  Mun i t ions l age r , d i e  po l-[626]n i s chen  See -

s t r e i t k r ä f t e  i m  Danz i ge r  Ha fe n, d i e  Danz i ge r  Wer f t e n, Ha f e n- und  E i s enbahnan -

l agen  du rch  F l ugzeugang r i f f e  ode r  Bom bar demen t s  von  See  aus  z u  ze r s t ö r e n, so -

f e r n  s i e  h i e r zu  i m s tande  i s t.“ 

Das Danziger Problem wäre weniger schwerwiegend, würde es sich lediglich um eine deutsch-polni-

sche Angelegenheit handeln. Se i t dem  j edoch  d i e  b r i t i s che  D i p l om a t i e  d i e  Füh r ung  de s  

Kam pf es  gegen  d i e  Sowj e t un i on  übe r nom m en  ha t, t r i t t  d i e  i n t e r na t i ona l e  Ro l l e  

d i e se r  F rag e, i n sbesonde r e  ih r e  Bedeu t ung  f ü r  d i e  Kr i egsvo r be r e i t ungen  gege n  

d i e  Sowj e t un i on  i mm er  k l a r e r  und  en t sche i dende r  he r vo r. Danzig als polnische Mili-

tär- und Marinebasis bedeutet für England eine internationale Kriegsbasis gegen die Sowjetunion, die 

erste Station im Kampfe gegen die Rote Flotte, der einzige Hafen zur Durchfuhr gewaltiger Kriegs-

materialien- und Truppentransporte, die sicherste Möglichkeit zur direkten Verbindung mit der polni-

schen Front. Was Frankreich im Sommer 1920 im kleinen Maßstabe durchzuführen versuchte, will 

England im kommenden Krieg im breitesten Umfange befolgen, nämlich: Polen über den Weg durch 

Danzig militärisch zu stärken und zum Siege zu führen. Ausgerechnet in dem Moment des Abbruchs 

der diplomatischen Beziehungen zwischen England und der Sowjetunion konnte das „Ber l i ne r Ta -

geb l a t t“ (Nr. 96, 26. Februar 1927) höchst beachtenswerte Artikel seiner Londoner und Warschauer 

Korrespondenten über die völlige Umstellung der englischen Politik gegenüber Polen bringen, nach 

denen „die Politik Polens, das jahrelang daran gearbeitet hat, sich Frankreich Deutschland gegenüber 

unentbehrlich zu machen, jetzt darauf hinausläuft, England von seiner Unentbehrlichkeit gegenüber 

Rußland zu überzeugen.“ Tatsächlich „haben zwischen Warschau und London Geheimverhandlungen 

 
*) Dr. P. Roth: „Die Entstehung des polnischen Staates.“ 
**) Dr. Th. Rudolph: „Ist Danzig Militär. und Marinestützpunkt Polens?“ 
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stattgefunden, die zum Teil schon zu Ergebnissen geführt haben. Offenbar ist Polen gewisse Bindun-

gen gegenüber England eingegangen, d i e n i ch t nu r po l i t i s che r, sonde r n  auch  m i l i t ä r i -

s che r  Ar t  s i n d.“ 

Un t e r  Be tonung  de r  i n t e r na t i ona l en  In t e r e s sen  de r  kap i t a l i s t i s chen  Mäch t e  i n  

de r  Danz ige r  Buch t  g i l t  e s  a l so  f ü r  Eng l an d, den  deu t s c h-po l n i s chen  Konf l i k t  z u  

be se i t i ge n, um  du r ch  Scha f f ung  e i ne s  Os t-Loca rno  d i e  he i l i ge  A l l i anz  gegen  den  

Bo l schewi sm us  endgü l t i g  sch l i eßen  z u  könne n. 

„Neben dem deutsch-französischen ist das polnisch-deutsche das ergänzendste Glied einer Kette, die 

Europa zusammenhalten soll und wird“, schreibt der Pole Forst de Battaglia in der „Fr ank f u r t e r  

Ze i t un g“ vom 25. Februar 1928. Und schon Anfang Januar schlug die argentinische Völkerbundliga 

dem Völkerbunde vor, „daß sich Litauen und Polen darüber einigen sollen, daß Polen einen freien 

Zugang zum Meere erhält, wodurch der Danziger Korridor wieder beseitigt und die Freie Stadt Dan-

zig wieder mit Deutschland vereinigt werden könnte“. Der Sinn dieser Vorschläge geht aus den Aus-

führungen des französischen Kommandanten Ol i v i e r d’Etchegoye n, Mitglied der französischen 

Militärkommission in Polen, hervor, die Polen vorschlugen, auf Danzig und den Korridor zu verzich-

ten und mit Deutschland Freundschaft zu suchen, um im Falle eines Krieges mit Rußland im Westen 

freie Hand zu haben. 

In diesem Zusammenhang erhält auch der polnisch-litauische Kon f l i k t eine besonders schwerwie-

gende Bedeutung, bildet doch Litauen rein strategisch eine schwere Bedrohung für ein im Kampfe 

gegen die Sowjetunion stehendes Polen. Die von England inspirierte polnische Aggressivität gegen-

über Litauen hat denn auch die Beseitigung dieser Gefahr und die Einbeziehung des litauischen Terri-

toriums in die Antisowjetfront in erster Linie zum Ziel. Ein Polen aber, welches über Litauen verfügt, 

erhält auch den zu r  Os t s ee  f üh renden  Nj em e n, [627] be s i t z t  i n  Mem e l  e i nen  Ha fen  

und  f r e i en  Zugang  zu r  Se e  und bildet somit eine gewaltige Mauer, die sich von der Düna bis 

zu den Karpathen erstreckt und die Europa vor dem bolschewistischen Osten schützt. Demnach scheint 

eine deutsch-polnische Verständigung in der Frage des Korridors und Danzigs auf Kosten Litauens 

besonders aussichtsreich zu sein, und tatsächlich mehren sich die Befürworter dieses Planes überall 

dort, wo die Herstellung einer geschlossenen Front gegen die Sowjetunion Grundsatz aller Politik ist. 

Während Deutschland eine derartige Lösung gern sehen würde und – polnischen Blättermeldungen 

zufolge*) – eine diesbezügliche gesteigerte Aktivität sich besonders in Frankreich beobachten läßt, will 

Polen vorläufig den Gendarmen Europas spielen, ohne auf Danzig verzichten zu müssen. Charakteris-

tisch für diese polnische Auffassung sind die Ausführungen S l awsk i s‚ eines Mitgliedes des Danzi-

ger-polnischen Hafenausschusses, der folgendermaßen für eine polnische Weichsel plädiert: „Wie in-

nig die Weichsel mit dem Schicksal Polens verbunden ist, dafür möge – statt aller anderen Beweise – 

jene Erinnerung an „das Wunder an der Weichsel“ sprechen, an jene denkwürdige Schlacht bei War-

schau, die am 15. August 1920 begann und über das Geschick Polens und Europas entschied, indem 

sie es vor dem Bolschewismus rettete.“ Interessant ist, daß diese Auffassung schon in der Denkschrift 

Dm owsk i s  an Wilson im Jahre 1918 zu finden ist, in der Polen Westpreußen fordert, um keine deut-

sche Brücke nach Rußland, sondern um „eine Barriere zwischen Rußland und Deutschland“ zu sein. 

Wie dem auch sei, starke Kräfte sind am Werk, die deutsch-polnischen Beziehungen derartig zu ge-

stalten, um im Kriegsfalle gegen die Sowjetunion die polnische Front im Westen völlig gesichert zu 

wissen. In jedem Falle wird Polen Konzentrationspunkt Europas im Kampfe gegen die Rote Armee 

bilden. Und so trifft Polen wie im Lande selbst vor allem im Danziger Hafen, seinem wichtigsten 

strategischen Punkt, schon heute umfangreiche militärische Vorbereitungen für den Kampf, wohl-

wollend unterstützt von jenen einflußreichen Mitgliedern des Völkerbundes, die den Nobelpreis für 

den Frieden errungen haben. 

Für die Arbeiterschaft der Randstaaten, Polens, Danzigs und Deutschlands, ergibt sich nach all dem 

die gebieterische Pflicht, gemeinsame Vorbereitungen und einheitliche Aktionen gegen die Pläne der 

 
*) Siehe „Posener Tageblatt“ Nr. 44 vom 23. Februar 1928. 
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Imperialisten einzuleiten. Insbesondere die Stärkung der Danziger Parteiorganisation ist eine wich-

tige Aufgabe. Wenn das Beispiel der Danziger Arbeiter, die beim Vormarsch der Roten Armee auf 

Warschau ein für Polen bestimmtes französisches Flugzeug zertrümmerten, nur ein Symptom war, so 

muß es im kommenden Kampf zur entscheidenden Massenerscheinung werden. 

* 

Gegensätze im deutschen Kapitalismus  
Von L e o n i d. 

(Schluß*)) 

Hugenberg formiert eigene Agrarfinanz 

Es gibt eine Stelle, von welcher aus das Agrarkapital am tödlichsten geh offen werden kann: es ist 

der Kr ed i t. Gegen die industriellen Kartelle für Maschinen, Stickstoff usw. mag der Landbund eine 

Zeitlang den [628] „Käuferstreik“ proklamieren. Gegen die Kreditgeber kann der Landbund keinen 

„Kreditempfangsstreik“ proklamieren, er kann vielmehr selbst vom Kredit ausgesperrt werden: der 

Kreditgeber stirbt davon nicht, wie etwa der Maschinenfabrikant, wohl aber siecht der ohnehin ver-

schuldete Agrarier dahin. 

Die Kreditfrage hat sich bekanntlich in der Tat zu dem wundesten Punkt der deutschen Landwirt-

schaft entwickelt. Die Feindschaft der agrarischen Rechtsparteien zu dem „jüdischen Bankkapital 

rührt ja auch in erster Linie davon her, daß die Großbanken ihr mobiles Kapital der Großindustrie 

vorbehalten; wenn sie aber ihr Geld schon einmal in der Landwirtschaft anlegen, so fressen sie für 

gewöhnlich den betreffenden Junker mit Haut und Haaren auf, ohne viel auf die jahrhundertalten 

Stammbäume zu achten. Unter diesen Umständen gewinnen die spezielle „für“ die Landwirtschaft 

arbeitenden Agr a r banken  eine besondere Gewalt über das Junkertum. 

Diejenige Gruppe in Deutschland, die das zur rechten Zeit am besten verstanden hat, ist – die Schwer-

industrie. Ihre ungeheuren Gewinne in den Inflations-, Stabilisierungs- und Rationalisierungsperio-

den haben ihr ein ausreichendes mobiles Reservekapital gesichert. Ihre kapitalistische Strategie aber 

wies ihr den zweckmäßigsten Weg für machtpolitische Ausnutzung dieses Kapitals: die Bildung der 

schwerindustriellen Agrarfinanz. Industriekapital in der doppelten Eigenschaft, als Ausbeuter und als 

Geldgeber der Landwirtschaft zugleich – dieses „System“ mußte seine Hegemonie zu einer unüber-

windlichen gestalten. 

Hugenberg, der politische Generalstabschef des Ruhrkapitals, wurde mit der Ausführung dieser Auf-

gabe betraut. In wenigen Jahren gelang es ihm, gestützt auf das subsidierte Reservekapital der 

Schwerindustrie, ein Netz von Agrarkreditinstitutionen aufzuziehen. Das Schwergewicht wurde auf 

Ostelbien, also gerade auf die Hochburg des Landbundes gelegt. Zu diesem Netz gehörten die Ost-

bank für Handel und Industrie, die Ostdeutsche Privatbank, welche ihrerseits mit dem Reichsverband 

der deutschen landwirtschaftlichen Genossenschaften zusammenarbeitet, weiter die großen östlichen 

Siedlungsunternehmungen wie die Neuland A.-G. und die Landbank (eine Parzellierungsbank), 

schließlich eine Zeitlang auch die Roggenrentenbank, die später mit der Preußischen Pfandbriefbank 

verschmolzen wurde. Undurchsichtige Fäden führten von diesem ganzen Konglomerat zu dem halb-

amtlichen Zentralagrarinstitut – der Rentenbankkreditanstalt mit ihren Hunderten von Millionen Ka-

pital und zu der agrarischen Staatsbürokratie in den Landwirtschaftsministerien. 

An der Spitze des Ganzen stand und zog die Fäden ein Mann – Hugenberg. 

Die Folge war eine kleine unsichtbare Revolution innerhalb des ostelbischen Junkertums. Die Hu-

genbergsche Landfinanz versuchte überall gerade die wichtigsten Schichten des Großgrundbesitzes 

in ihr Netz zu ziehen. Sie gewährte ihnen in zuvorkommendster Weise ausgedehnte Kredite, regelte 

ihre Verschuldungen, übernahm ihre Hypotheken – und kaufte ihre Seelen. Auf diese Weise wurden 

die Gutsbesitzer in Ostelbien massenweise in Vasallenverhältnis zu Hugenberg übergeführt. Die Füh-

rer aber gewann man durch „individuelle Behandlung“. Männer, wie der Chef des ostpreußischen 

 
*) Siehe „Internationale“ Heft 17. S. 601 bis 608. 
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Großgrundbesitzes, ehemaliger Kandidat für das „Reichsdirektorium“ Freiherr v. Gayl, wie der Ober-

präsident a. D. v. Batocki, Graf von der Schulenburg, Generallandschaftsdirektor v. Klitzingen, vor-

maliger Reichsinnenminister v. Keudell u. a. m. – diese Blüte des Junkertums wurde durch Einräu-

mung von Aufsichtsratssitzen und Gewinnbeteiligung gewonnen. Diese Männer waren aber zugleich 

d i e  l oka l en  Füh r e r  de r  Deu t schna t i ona l en  Pa r t e i! 

Auf diese Weise begann im Landbund allmählich ein Staat im Staate zu entstehen. Der unterirdisch 

eingeschlichene Feind erschien plötzlich im Hauptquartier des Agrarkapitals und drohte, es von innen 

heraus zu sprengen. Die Landbundführer, die unentwegten Vertreter der sozialen [629] Gesam t in-

teressen des Großgrundbesitzes, haben die Unterminierungsarbeit Hugenbergs von Anfang an er-

kannt. Sie waren machtlos dagegen. Sie konnten den Streik gegen die Maschinenkonzerne organisie-

ren, sie konnten „Nieder mit I. G. Farbenindustrie“ schreien, aber sie konnten Hugenberg nicht hin-

dern, ihre Gefolgschaft auszukaufen. 

Nur eines konnten sie tun – den Kampf in die Politik hinaustragen – in die Deutschnationale Partei. 

Sie taten es. 

Der Zerfall der Deutschnationalen Partei 

Die Front wurde klar. Auf der einen Seite stand das ökonomisch und politisch vorstoßende Industrie-

kapital, mit der Eisenpreis-Peitsche, mit dem Dünger-Zuckerbrot und mit dem Hugenberg-Banner in 

der Hand. An der anderen Seite sammelte sich die zerstreute, halb schon geschlagene und entwaffnete 

Agrararmee unter Graf Westarp. 

Die Schlacht ging jetzt um folgende Positionen auf dem Gelände der Deutschnationalen Partei: 1. um 

die Parteipresse; 2. um den Apparat der Agitation und Propaganda, also vor allem die Presse; 3. um 

die militärische Parteiorganisation, also um den Stahlhelm und die Kriegervereine; schließlich 4. um 

die Parteibürokratie: Landesführer, Ortssekretäre usw. Die Parteimitgliedschaft selbst mußte dem 

Sieger zufallen. 

In den zwei Positionen war die Hugenberg-Armee von vornherein überlegen: bei den Parteifinanzen 

und bei der Parteipresse. Die industriellen Zuschüsse an die Deutschnationale Partei gehen durch die 

Hände Hugenbergs bzw. durch sein Syndikat der „12 nationalen Männer“ (von denen der größere 

Teil Direktoren des Stahltrusts oder anderer Ruhrkonzerne sind). Stellt Hugenberg diese laufende 

Finanzierung ein – dann versiechen über kurz oder lang die Lebenskanäle der deutschnationalen Par-

teiorganisation. Das Junkertum aber wäre nicht imstande, den vollen Ersatz zu bieten. Noch klarer ist 

die Situation bei der deutschnationalen Parteipresse Sie, ebenso wie der Filmtrust Ufa, gehört fast 

ausnahmslos dem Hugenbergschen Zeitungssyndikat an oder ist wenigstens in dessen technischen 

Organismus eingegliedert. Die deutschnationale Scherl-Presse in der Reichshauptstadt („Lokalanzei-

ger“, „Der Tag“, seit kurzem auch die „D. A. Z.“) ist Hugenbergs Monopol. Die Provinzpresse, ein-

schließlich der Generalanzeiger und Kreisblätter, wird von mehreren Punkten aus bearbeitet: von der 

Telegraphen-Union (die 1200 Blätter „versorgt“), von den Hugenbergschen Korrespondenzbüros, die 

Druckmaterial vom Leitartikel bis zum Feuilleton, teilweise in Form von fertigen Matern liefern, von 

den Finanzierungsanstalten (Vera, Mutuum usw.), die Geld, Druckereiausrüstung, Redakteure, Pho-

tographien und – Gesinnung liefern. Die Junkerpartei hat daneben außer einem paar hinterwäldleri-

scher Landbundblättchen nur die beiden Berliner Agrarorgane aufzuweisen: die „Kreuzzeitung“ und 

die „Deutsche Tageszeitung“. Aber auch hier schon hat das anstürmende Industriekapital Breschen 

gelegt: der Aufsichtsratsvorsitzende der „Deutschen Tageszeitung“ ist der Landbundpatriarch von 

Wangenheim, unter den Aufsichtsratsmitgliedern aber – und zwar gerade den kapitalkräftigsten – 

verbirgt sich bereits ein Eindringling aus der Schwerindustrie, der falsche Junker Freiherr v. Wil-

mowski, in Wirklichkeit stellvertretender Vorsitzender des Krupp-Direktoriums. Und ist es nicht ein 

anderer Krupp-Direktor, der Reichskanzler a. D. Dr. Luther, von dem die Zeitungen in den letzten 

Tagen berichtet haben, er stehe hinter den jüngsten Spaltungsvorgängen in dem Landbund? 

Etwas günstiger für die Agrararmee ist das Kräfteverhältnis innerhalb der militärischen Organisatio-

nen der Deutschnationalen Partei und in deren bürokratischem Apparat. Viele Führer der Partei, wie 
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z. B. der ehemalige Parteichef und Vizekanzler Hergt, sind in die Dienste Hugenbergs übergegangen, 

vor allem als Aufsichtsräte und Tantiemenagenten in seinen Aktiengesellschaften. Hugenberg selbst 

ist Mitglied des Parteivorstandes. Die Mehrheit der alten konservativen Führer dürfte immerhin der 

traditionellen Orientierung auf das blaublütige Junkertum treu geblieben sein. 

[630] Aber auch die höhere Aristokratie ist gespalten und der Trennungsstrich reicht bis in die dy-

nastischen Kreise hinauf. Der Kronprinz von Oels, der ja jetzt Landwirtschaft treibt, soll angeblich 

der Kandidat des Landbundes sein, dessen Führern er persönlich nahesteht. Undurchsichtig ist noch 

die Einflußverteilung innerhalb des Stahlhelms, der bewaffneten Hauptstütze der deutschen Bour-

geoisie. Hier ist Hugenbergs rechte Hand der Abgeordnete Leopold, ehemaliger Stinnes-Direktor. In 

Agrargebieten jedoch dürfte im Stahlhelm und in den Kriegervereinen der feudale Einfluß überwie-

gen. Ganz gegen Hugenberg ist nur der Jungdo-Orden. Ganz auf Hugenberg schwören dagegen die 

faschistischen Kreise um den Alldeutschen Verband, deren Führer Claß Hugenberg in seinem Um-

sturzprogramm zum Reichskanzler einsetzen wollte. Von Claß laufen manche Fäden zu Kapitän Ehr-

hardt. Das alte aktive Offizierkorps ist gespalten. Während die alten Armeeoffiziere im wesentlichen 

den feudal-agrarischen Traditionen treu geblieben sind, hat sich das frühere Marineoffizierkorps fast 

durchweg „industrialisiert“ und stellt das Hauptkontingent für den Personalbestand in den Verwal-

tungskörpern der Industriekonzerne. 

So durchschneidet die Frontlinie zwischen der Industrie und dem Junkertum den ganzen wirtschaft-

lichen, sozialen und politischen Organismus der deutschen Bourgeoisie. Man denkt beinahe an den 

Kampf zwischen der „weißen“ und der „purpurnen“ Rose im englischen Mittelalter. Der Fall Lam-

bach war nur der äußere, von Hugenberg geschickt provozierte Stoß, der den lange gereiften inneren 

Gegensatz endlich zur Explosion brachte. Indem sich Hugenberg in die Toga des getreuen Legitimis-

mus drapierte und päpstlicher als der Papst die sofortige Opferung Lambachs noch vor dem Entscheid 

der Parteiinstanzen forderte, zerbrach er die Prärogative des Parteiführers – des Anführers der Agra-

rier – Westarp und schlug ihn mit dessen eigenen Waffen – der Monarchentreue. 15 Landesverbände 

von den 35 der Partei sammelten sich um Hugenberg, dem Monarchie oder Republik Jacke wie Hose 

ist, weil er in beiden herrscht und in der Republik noch leichter als in dem Reich des agrarischen 

Kaisers. Aber es war die geschickteste Taktik, die die Industrie gegen die Agrarier wählen konnte, 

um die Parteimitgliedschaft für sich zu gewinnen: unter der Maske der Orthodoxie einen Bruch der 

Parteidisziplin zu begehen, offen den Versuch zu unternehmen, die Macht in der Partei, den Steigbü-

gel zur Staatsmacht, zu erobern. Das Feuer ist schon auf den Landbund übergegriffen. Die Rohstoff-

monopole marschieren. 

* 

Tolstoi  
Von W e r n e r  H i r s c h 

Am 9. September .1828, anderthalb Jahrzehnte nach Schluß der napoleonischen Kriege, wurde Leo  

Ni ko l a j ewi t s ch  To l s t o i  auf dem Stammgut seiner, dem vornehmen russischen Adel zugehören-

den Familie, in J a sna j a  Po l j ana  geboren. Im Jahre 1910, vier Jahre vor Beginn des Weltkrieges, 

sieben Jahre vor Beginn der großen russischen Revolution, starb der 82jährige. 

Seine Herkunft aus der Oberschicht der herrschenden Klasse war für den Entwicklungsgang Tolstois 

bestimmend. Sein Va t e r  entstammte einem allerdings verarmten Ade l sge sch l ech t, war der Sohn 

des Gouverneurs von Kasan und Enkel einer Fürstin Gortschakow. Tolstois Mut t e r  war die Tochter 

des Grafen Wolkonskij und einer Prinzessin Trubezkaja. Ihr Vater war General en chef unter der 

„großen“ Katharina und fiel in Ungnade, als er sich weigerte, eine abgelegte Geliebte ihres Günstlings 

Potemkin zu heiraten. 

Charakteristisch für die ganze Denkungsart dieser Klasse von Menschen, der Tolstoi entstammte, ist 

z. B. die kleine, von Tolstoi selbst berichtete [631] Tatsache, daß man seinem Vater – als dieser 

siebzehnjährig – aus „gesundheitlichen Gründen“ ein leibeigenes Hofmädchen zuführte, das er dann 

wiederum wahrscheinlich aus „gesundheitlichen Gründen“ schwängerte. Tolstoi berichtet, daß sein, 
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dieser Verbindung entstammender Stiefbruder, der seine Verwandten regelmäßig um einige Rubel 

anbetteln mußte, dem Vater am ähnlichsten gewesen sei. 

In dieser Welt wurde Tolstoi groß. Er studierte, wurde Offizier, nahm am Krimkrieg (1854/55) teil 

und verheiratete sich. Aber der Zwiespalt zwischen seinem persönlichen Gefühl der Gerechtigkeit und 

Menschlichkeit, wie es den dumpfen Freiheitsdrang der millionenköpfigen Baue r nm assen  Ruß-

lands in jener Periode widerspiegelt, und der Barbarei der zaristischen Umwelt und seiner eigenen 

Klasse drückte ihm die Feder in die Hand. Immer wieder durchleuchtet er alle Winkel des zaristischen 

Rußland, zergliedert er alle Mächte der Reaktion – die gesellschaftlichen Unterdrückungsinstitutionen 

des halbfeudalistischen Staates und der orthodoxen Kirche. Immer wieder ringt er um einen Auswe g  

aus dem Konflikt zwischen seinen Anschauunge n, auf die der Freiheitsdrang der Bauernmassen 

abfärbt, und der Wi r k l i chke i t, in die ihn seine Herkunft und gesellschaftliche Stellung zwingt. 

So entstehen eine Reihe kolossaler Gemälde des alten Rußland, seines Adels, seiner Bürger und Bau-

ern. Tolstoi wird zum k la s s i s chen  Sch i l de re r  der Umwälzung, die in mehr als einem Jahrhun-

dert von der mittelalterlichen Leibeigenschaft der russischen Bauern zum modernen Kapitalismus 

und an die Schwelle der proletarischen Revolution führt. Er wird dazu – getrieben von seinem per-

sönlichen Schicksal, seiner pe r sön l i che n Rebe l l i on  gegen  d i e  e i gene  Kla s s e, gegen ihre 

Gedankenlosigkeit, Brutalität und Unmenschlichkeit. Diese Rebellion ist die i nd i v i due l l e  Tr i eb -

f ede r  seines Schaffens. Aber in ihr drückt sich zugleich die Gr enz e aus, über die hinaus Tolstois 

Blick und seine Feder nicht reicht. 

Das persönliche Schicksal Leo Tolstois interessiert uns n i ch t  nach der Art bürgerlicher „Biogra-

phen“, die Vergnügen an dem Privatleben eines alten Dichteredelmannes fanden, der auf seine alten 

Tage noch den Kampf mit seiner Familie aufnahm, sein Vermögen – vergeblich! – zu verschenken 

versuchte, Holz zu zersägen und den Acker zu pflügen begann. Dieses private Schicksal Tolstois 

interessiert uns nur, insoweit es den ideologischen Charakter seines Werkes widerspiegelt, wie ihn 

seine k l a s senm äß i ge  B i ndung  durch Herkunft und Erziehung und seine h i s to r i s che  Ge -

bundenhe i t  an den ideologischen Ueberbau einer bestimmten Epoche hervorriefen. 

Tolstois schriftstellerische Arbeit fällt zeitlich beinahe zusammen mit der letzten Epoche des Zaris-

mus, der Zeit vom Krimkrieg – 1851 – bis zur Revolution – 1917 – oder doch dem ihr vorangehenden 

Weltkrieg. Tolstois Leben und Werk ist ein Spiegelbild und ein Produkt dieser Periode des Un t e r -

ganges  des  z a r i s t i s chen  Ruß l an d, des N i ede r gang s seiner herrschenden Klasse, des ge-

schichtlich längst überfällig gewordenen Feuda l i sm us‚ dem durch den Zarismus ein künstlich ver-

längertes Leben beschieden war. 

Tolstoi, der dieser Gesellschaft den Spiegel vorhält, ihre Grausamkeit, Verlogenheit und Verworfen-

heit unbarmherzig anprangert, ist ein zwangsläufiger Reflex dieses Zustandes einer Klasse, die noch 

allmächtig ist, obschon die Geschichte sie längst zum Untergang geweiht hat und sie selbst schon 

zum Hemmschuh jeder Entwicklung geworden ist. 

Tolstoi, der sich zugleich aber gegen  d i e  Revo l u t i on  wendet, gewiß nicht, um das Eigentum zu 

schützen – denn er selbst wünscht sich seiner praktisch zu entledigen! – gewiß nicht aus Liebe zur 

Familie, zur Kirche oder zum Staat – denn alle diese Institutionen hat er mit erbarmungslosem Fana-

tismus entlarvt! – nein, Tolstoi, der gegen  die Revolution ist, weil er n i ch t  a n  s i e  z u  g l aube n, 

nicht ihre Siegesmöglichkeit einzusehen, nicht ihre treibende, führende Kraft, das erwachende Prole-

tariat, zu [632] erfassen vermag, – d i e s e r Tolstoi zeigt sich auch wiederum, durch seine Grenzen, 

durch das Nega t i ve  seines Werkes, durch das Feh l en  jeder zielgebenden, wegweisenden pos i -

t i ve n Tendenz und die an ihre Stelle tretende christliche Entsagungsphilosophie als P r oduk t s e i -

ne r K l a s se  und  s e ine r  Epoch e. Und es macht den besonderen Charakter dieses Mannes und 

seines Werkes aus, daß er über seine Klasse zwar hoch hinauswuchs und zu ihrem unerbittlichen 

Ankläger wurde, aber doch ideologisch an die Auswegslosigkeit ihres Niederganges gekettet blieb, 

wie er andererseits übe r  seine Zeit – die des halbfeudalen a l l e n  Ruß l ands  – h i naus l e b t e, we-

nigstens mit den letzten fünf Jahren seines Greisenalters, mit denen er noch die Zeit zwischen der 

ersten und zweiten russischen Revolution erlebte, die Zeit also, die bald darauf das f ak t i s che  Ende  
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jener ihm verhaßten Unterdrückung und Ausplünderung brachte, der er durch Entsagung „geistig“ zu 

entrinnen suchte. 

* 

Dieser scheinbare Widerspruch ist verständlich: e r  gerade kennzeichnet Tolstoi als Produkt des alten 

Rußlands vo r  der Schwelle einer neuen, entscheidenden Epoche der Geschichte. Jenes Rußlands, 

das h i n t e r  Europa und h i n t e r  der Geschichte mit meilenweiter Verspätung herhinkte, so wie das 

neue proletarische Rußland der übrigen Weltgeschichte um einige Jahrzehnte vorausgeeilt ist. 

Tolstoi wurde groß und verbrachte sein ganzes Leben unter seiner Klasse, dem Land- und Hofadel, 

unter Gutsbesitzern, Offizieren, Hofleuten. Er lernte die Bourgeoisie kennen, die in Rußland dank der 

besonderen Struktur der russischen Gesellschaft eine besonders jämmerliche und klägliche Rolle am 

Schwanze des Zarismus spielte. Er kannte schließlich die Bauernschaft, deren Schicksal an seiner 

Seele fraß, zu der er hinabsteigen, in deren Reihen er selbst flüchten wollte und in deren literarischer 

Gestaltung ihn nur Gork i  durch noch größere Echtheit und Wahrheit übertraf. Aber diese Bauern-

schaft war durch jahrhundertelange Knechtschaft und durch die historischen Bedingungen – weitläu-

fige Zersplitterung der Masse im Gegensatz zum Proletariat, das durch die Entwicklung zum modernen 

Großstadtbetrieb immer mehr zusam m engeba l l t  und  s o  zu r  K l a s se  f o r mie r t  wird – nicht 

dazu fähig oder berufen, von  s i ch  aus  der zaristischen Barbarei ein revolutionäres Ende zu setzen. 

D i e  K l a s se  aber, die zur Durchführung und zur Hegemonie in der Revolution berufen war, die 

allein imstande war, erst den Zarismus und den Feudaladel, dann den Kapitalismus und die Bourgeoi-

sie zu vernichten und dabei die Millionenmasse der Bauern zu erwecken und zu aktiven Bundesge-

nossen zu gewinnen, die r u s s i s che  Ar be i t e r k l a s s e, die zu Lebzeiten Tolstois erst erwächst, 

nachdem er die Fünfzig reichlich überschritten hatte, – sie kannte er kaum. Jedenfalls wurde sie 

n i ch t  m ehr  in seinem Bewußtsein zu einem Faktor, nach dem er sich hätte orientieren oder au f  

den  sich seine Orientierung hätte s tü t z e n  können. 

Groß ist nach alledem in seinem Werk nur die nega t i ve  Se i t e: die Gewalt, mit der er sich gegen  

d i e  be s t ehende  Gese l l s cha f t  und gegen seine eigene Klasse, ja, gegen sich selbst wendet und 

mit blutvoller Leidenschaft kritisiert, brandmarkt, ja, zerfleischt. Diese negative, anklagende, zerstö-

rende Kraft seines Werkes hebt Tolstoi unter die ganz Großen, die Uns te r b l i che n. 

In dieser Brandmarkung der herrschenden Klasse, in der Brandmarkung auch der barbarischen An-

fänge des Kapitalismus im russischen Bauernlande, wirkt sich das ge sch i ch t l i che  Leben  de r  

un t e r d r ück t en  Mi l l i onenm assen  de r  r u s s i s chen  Baue r n  in jener Periode vo r  dem Auf-

treten des Proletariats auf dem Schauplatz der Geschichte aus. Hier spricht – im Negativen, in der 

Kritik – durch Tolstoi die gewaltige Klasse, in deren Schoß der entwurzelte Adlige zu flüchten ver-

suchte, mit aller Stärke und aller Unzulänglichkeit ihrer Auflehnungsversuche. 

Alles Pos i t i v e in seinem Werk ist nichtig oder schwach. Was er als „Ausweg“ predigt, zeigt nur die 

Unzu l äng l i chke i t jener Auflehnungs-[633]versuche der Bauernmassen, ihr Unverständnis für die 

historischen Bedingungen, unter denen sich ihre Emanzipation vollziehen konnte. Zeigt darüber hin-

aus sein eigenes verzweifeltes Schicksal: das Bild eines reinen Menschen, der in den Kerker seiner 

soziologischen und historischen Grenzen gesperrt ist, und dem durch diese Begrenzung die Fähigkeit 

versagt bleibt, die Bedingungen und Triebkräfte zur Uebe r windung  jener schrecklichen Wirklich-

keit zu erkennen, die ihn zermartert. Der deshalb aus der Wirklichkeit, zu deren Aenderung e r  keinen 

Weg erkennen oder zeigen kann, f l üch t e  ins Unirdische, Jenseitige, in Entsagung und Frömmelei. 

Und der dies alles mit unbedingter Ehrlichkeit und Leidenschaft, nicht aus Bequemlichkeit, sondern 

eben unter dem Zwang der Bedingungen seines Lebens, seiner Klasse und seiner Epoche tut. 

* 

Das Fehlen einer positiven Kraft, die Tolstoi gegen den Niedergang und die Barbarei des zaristischen 

Rußland n i ch t  auszuspielen vermag, beeinflußt seine ganze Stellung zur Bauernschaft. Auch sie 

enthält die Zwiespältigkeit seiner ganzen Persönlichkeit und seines Schaffens. Er wünscht gewiß den 
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Bauern Land und Freiheit, er leidet gewiß unter ihrer Not und ihrer Unterdrückung; aber er sieht dies 

alles – so sehr er „hinabsteigen“, einer der ihren werden möchte und das zum Ende seines Lebens 

wortwörtlich in Angriff nimmt – doch immer noch nur von  oben  he r, mit den Augen des Edel-

manns, der den Gedanken nicht ertragen kann, daß sein Wohlleben dem Jammer dieser Aermsten 

entstammt. 

D i e se  ideologische Schwäche, die bestehen bleibt, obwoh l  sich Tolstoi mit vollem Bewußtsein 

zum Sprachrohr der geknechteten russischen Bauernmassen machte, ist die tiefste Wurzel für die 

ganze Unzulänglichkeit und Verständnislosigkeit seines „Auswegs“, seiner Philosophie. 

Einmal hat er diese Schwäche selbst geschildert. In dem Roman „Kr i eg  und  F r i ede n“ gibt es ein 

Gespräch zwischen zwei Männern, dem Für s t en  Andr e j  und P i e r r e! Pierre ist eine der vielen 

Figuren, in denen Tolstoi sich selbst wiedergibt. Pierre ist Freimaurer geworden, nachdem er der 

Inhaltlosigkeit seines Lebens als reicher Nichtstuer innegeworden war. Er will nun „Gutes tun“. So 

entwirft er allerhand großzügige Projekte, um seinen Bauern zu helfen, die aber alle an den Wider-

ständen seiner Verwalter und der eigenen unpraktischen Art scheitern. Man gaukelt ihm vor, alles 

gehe nach seinem Willen, in Wirklichkeit bleibt das Elend der Bauern auf seinen Gütern sich gleich 

oder wächst gar. Der Fürst Andrej hat dem. gegenüber ohne viele Worte auf seinen Gütern die Bau-

ernbefreiung durchgeführt, jetzt aber streitet er mit Pierre über die „Nächstenliebe“. Was er an bissi-

gen, brutalen Worten gegen Pierre sagt, trifft – bewußt oder unbewußt von Tolstoi so formuliert – bis 

zu einem gewissen Grade auf den Di ch t e r  und seine Einstellung selbst zu. Es heißt dort: 

„Du willst also die Bauern frei machen,“ fuhr er fort (Fürst Andrej), „das ist ja sehr schön, aber nicht 

für dich (ich glaube, du hast nie jemand halbtot geprügelt und nach Sibirien geschickt) und noch 

weniger für die Bauern. Wenn man die Bauern schlägt und peitscht und nach Sibirien schickt, so 

glaube ich, daß sie dabei gar nicht schlimmer fahren. In Sibirien lebt der Bauer genau  s o  v i eh i s ch  

weiter, die Schwielen an seinem Körper verheilen und er ist genau so glücklich wie zuvor. Aber die 

Bauernbefreiung muß sein wegen  de r j en i ge n, die jetzt moralisch zugrunde gehen und Dinge tun, 

die sie bereuen müssen, die das Gefühl der Reue in sich ersticken wollen und deren Seele hart wird, 

weil sie gerecht und  unge r ech t  strafen dürfen. Die tun mir leid, um i h r e t w i l l en  wünsche ich 

die Bauernbefreiung herbei! Du hast das vielleicht nie gesehen, aber ich habe mitangesehen, wie an 

sich gute Menschen, die in diesen Ueberlieferungen einer unbeschränkten Macht groß geworden wa-

ren, mit den Jahren, wenn sie reizbarer sind, hart und grausam werden, die das zwar wissen, sich aber 

doch nicht beherrschen können und dadurch immer unglücklicher und unglücklicher werden ... Also 

um d i e s e  M e n -[634]schen  ist mir leid, um ih r e  Menschenwür d e, Gewi s sens r uhe  und  

i nne r e  Re i nhe i t. Aber nicht um Bucke l  und Schädel der Baue r n, du kannst die peitschen und 

rasieren soviel du willst, es bleibt doch immer derselbe Buckel und derselbe Schädel.“ „Nein, nein, 

tausendmal nein! Niemals kann ich Ihnen beistimmen!“ rief Pierre.“ 

Es wäre natürlich ungerecht, wollte man diesen Ausdruck aristokratischer Ueberheblichkeit, den 

Tolstoi im Fürsten Andrej gestaltet, ihm selbst als eine Art von direktem, persönlichem Bekenntnis 

zur Last legen. Im Gegenteil: er identifiziert sich mit Pierre, der dem Fürsten widerspricht. Aber was 

dieser so zynisch äußert, ist ein wenig auch die übertriebene und zugespitzte Formel, auf die sich der 

innere Kern der Anteilnahme an der Bauernschaft auch bei Tolstoi selber bringen ließe. Es ist vor allem 

die eigene innere Not und Seelenqual des entwurzelten Aristokraten, die ihn f ü r  die Bauern Partei 

ergreifen läßt. Das Schicksal dieser Baue r n  s e l b s t  ist zum mindesten erst die zwe i t e  Triebkraft. 

* 

Trotz aller dieser gewichtigen Einwände bleibt da s  vom Werke Tolstois was ihn überdauert, bedeu-

tungsvoll und großartig genug. Tolstoi, der Gesellschaftsschilderer und Gesellschaftskritiker, mit sei-

nem Gesamtwerk von drei gewaltigen Romanen, drei bis vier wichtigen Bühnenwerken und zahlrei-

chen Erzählungen, hat sich in die Schar der großen Künstler eingereiht, deren Werk ihre Zeit und sie 

selbst überlebt. 

Die Romane: „Auf e r s t ehun g“, die mörderische Anklage gegen Kirche, Staat und aristokratische 

Gewissenlosigkeit und Genußsucht, ein erschütterndes Dokument, dem freilich die schon sehr starke 
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Abkehr von Gewalt und religiöser Duldsamkeit Abbruch tut, „Anna  Ka r en i n a“, das Buch gegen 

die Institution der Ehe  und  Fami l i e. Dann vor allem das Hauptwerk des Dichters – und noch 

immer der größte Kriegsroman aller Völker – „Kr i eg  und  F r i ede n“, dieses Kolossalgemälde der 

napoleonischen Zeit. Gerade in diesem Buch, das von 1866 bis 1869 – noch frei von Frömmelei und 

religiöser Phraseologie ist, erreicht Tolstois Meisterschaft als Gestalter und Schilderer ihren Höhe-

punkt. Dieses Buch, schon bei seiner Entstehung einer zurückliegenden Zeit gewidmet, wirkt noch 

heu t e  mit so lebendiger, feuriger Kraft, als sei es das Glanzwerk aus der Feder eines unserer Zeit-

genossen. 

Bemerkenswert ist dabei die zähe Energie, mit der Tolstoi um eine neue, aufschlußreiche Geschichts-

auffassung ringt. Er zerfetzt die herrschende idealistische Geschichtsauffassung, die das geschichtli-

che Geschehen den Taten einzelner „großer Männer“ zuschreibt, mit unnachsichtlicher, bissiger Iro-

nie. Es gibt einige Seiten dieser Art, die fast von Mehr i ng  oder gar Mar x  und Enge l s  stammen 

könnten. Er zergrübelt sich den Kopf über den Zusammenhang zwischen dem freien Willen der ein-

zelnen und der geschichtlichen Bedingtheit aller ihrer Handlungen. Er spürt in dieser Bedingtheit 

bestimmte T r i ebk rä f t e  de r  Gesch i ch te  am  Wer k. Diese Triebkräfte s e l b s t bleiben ihm frei-

lich noch unerschlossen. Dennoch hat er in seiner damaligen Periode bereits so viele Schritte auf dem 

Wege zur materialistischen Geschichtsauffassung gemacht, daß seinem Werk, dieser seltenen Einheit 

von gestaltender Dichtung und geschichtlicher Chronik, ein hoher Grad von unverfälschter, wahrhaf-

tiger Darstellung beschieden ist, wie sie der „wissenschaftlichen“ bürgerlichen Geschichtsschreibung 

der Berufshistoriker abgeht. 

Zu den Romanen und Erzählungen gesellt sich sein dramatisches Werk: vor allem die „Mach t  de r  

F i n s t e r n i s“ (1868), diese Bauerntragödie von erschütternder Gewalt, die zusammen mit Gerhart 

Haup t m ann s „Webe r“ und Gork i s  „Nach t a sy l“ die Bühne für die unteren Klassen erschließen 

half. Daneben der vielgespielte „Lebend e Le i ch nam “ und „Das  L i ch t  s che i ne t  i n  de r  

F i n s t e r n i s“, Bekenntniswerke Tolstois, von denen zumal das letztere die Ohnmacht seiner Fl uch t 

i n  d i e Gewa l t l o s i gk e i t  klassisch widerspiegelt und ihn selbst widerlegt. [635] Schließlich – in 

Deutschland fast unbekannt, aber recht wertvoll – die Komödie „Fr üch te  de r  B i l dun g“. 

Das alles hat von Tolstois Schaffen Bestand. 

* 

Solange das russische Proletariat, die Bauernschaft und die kleinbürgerliche Intelligenz noch vo r  der 

proletarischen Revolution stand, war der damals herrschende To l s to i-Ku l t, der dem Prediger 

Tolstoi und seinem Evangelium der Entsagung und der Abkehr von der Gewalt mehr  gewidmet war 

als seinem künstlerischen Werk, eine schädliche und fast konterrevolutionäre Tendenz, gegen die der 

Marxismus ankämpfen mußte. Le n i n  selbst ging (Briefe an Gorki) diesem Tolstoi-Kult zu Leibe 

und vermochte es gerade dadurch, Tolstois Werk wahrhaft gerecht zu werden. Heute ist die Situation 

ve r ände r t. Da s, was an Tolstoi schädlich war, ist durch die Geschichte praktisch e r l ed i g t: sein 

Werben für Gewaltlosigkeit. Inzwischen i s t  die zaristische Barbarei, unter der Tolstoi litt und die er 

brandmarkte, beseitigt: nicht mit s e ine r, sonde r n  mit den Methoden der r evo l u t i o nä r en  Ge-

waltanwendung. 

Heute steht die siegreiche russische Arbeiterklasse unbefangen vor Tolstois Lebenswerk. Sie muß 

damit tun, was die siegreiche proletarische Klasse mit allem Kulturgut der vergangenen Gesell-

schaftsepoche beginnen muß: wählen und aussondern. Das, was l ebend i g  ist, gilt es zu übernehmen 

und zu erhalten, dem Ueberholten, Veralteten gebührt die Vergessenheit. 

Und damit wird bestätigt, was Le n i n  nach Tolstois Tod aussprach: „... eine richtige Würdigung 

Tolstois ... ist nur möglich vom Standpunkt des sozialistischen Proletariats ... sein Erbe enthält Unver-

gängliches, das der Zukunft gehört. Dieses Erbe tritt das russische Proletariat an und arbeitet daran.“ 
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LITERATUR 

Zwischen Ford und Lenin*) 

1. 

„Ich persönlich glaube, daß die Zukunft weder dem extremen Kommunismus noch dem extremen 

Kapitalismus gehört. Ich glaube, daß eine Synthese zwischen beiden gefunden werden muß.“ Mit 

diesen Worten beendet General von Schöna i ch  sein Buch „Lebende  B i l de r  aus  Sowj e t-

Ruß l a n d“‚ das die Eindrücke seiner 1925 unternommenen Rußlandreise zusammenfaßt. Schönaich 

hat die Sowjetunion mit dem ehrlichen Bestreben, sie zu verstehen, durchstreift, und seine Berichte 

zeigen, ohne daß der Verfasser seinen bürgerlich-demokratischen Standpunkt verleugnete einen wie 

starken Eindruck auf ihn, der bereits das alte zaristische Rußland persönlich kannte, das Wachstum 

der jungen revolutionären Gesellschaftsordnung gemacht hat. Er stellt nicht nur die Reinheit des Wil-

lens derer fest, die in der Sowjetunion das Alte stürzten und nun am Aufbau des Sozialismus arbeiten, 

sondern er betont auch mehrfach: „Es  geh t  vo rwär t s“, und alles, was der bürgerliche General über 

die Stellung der Arbeiterschaft, über das Wesen der Roten Armee, über die Entwicklung der Bil-

dungsarbeit und vor allem über die Lage auf dem Dorfe (die er besonders eingehend untersuchte) 

mitteilt, bestätigt jenen Satz. Zugleich erklärt Schönaich ganz offen, daß es im kapitalistischen 

Deu t s ch land  in allen für die Massen wesentlichen Punkten n i ch t  vorwärts gehe, im Gegenteil. 

Der Schluß aus dieser zweifachen Feststellung scheint unausweichlich. Also wird auch in Westeuropa 

speziell in Deutschland, kein anderer Ausweg die Lösung der Krise bringen, als die proletarische 

Revolution. Allein diese Konsequenz eben möchte Schönaich, so nahe er mehrfach auch an ihr vor-

beistreif 1, nicht ziehen. Vielleicht gibt es doch noch einen anderen Ausweg? Sollte es nicht möglich 

sein, Kapital und Arbeit auf eine neue bisher nie versuchte Art ins Einvernehmen zu setzen? Viel-

leicht lassen sich die Ideen (und die Praxis) von Ford und Lenin in eins verschmelzen? Mit dem 

Hinweis auf diese seine Meinung hat der pazifistische General seinen Rußlandbericht abgeschlossen. 

In seinem 1928 erschienenes sozialen Roman „Die Peitsche des August Schmidt“ (Fackelreiter-Ver-

lag, Hamburg-Bergedorf) hat er es unternommen, zu zeigen, wie er sich diese „Synthese“ zwischen 

den Prinzipien des proletarischen Rußland und des vollblutkapitalistischen Amerika denkt. [636] 

2. 

Die Aufgabe ist nicht gerade sehr dankbar. Warum wurde sie unternommen? General Schönaich sagt 

es selbst in seinem Rußlandbuch: um zu wa r ne n. Er will jene zum Nachdenken bringen, „die heute 

ihre Macht so fest verankert wähnen, daß kein Sturm sie zu erschüttern vermag“ (S. 14). Warnen will 

er also seine bürgerlichen Klassengenossen, die he r r s chende  Schicht. Wie aber sieht diese aus? 

Schönaich selbst hat sie in seinem „August Schmidt“ gezeichnet. Die Elite der Unternehmer Berlins 

kommt zu einer internen Aussprache im Adlon zusammen. Das Bild, das der General von ihr gibt, ist 

vernichtend: Eine stumpfsinnige, brutale, zum Aeußersten entschlossene Garde profitschindender Ar-

beiterfeinde, die ihre Vorrechte ganz gewiß nicht freiwillig preisgibt. Eine Warnung an d i e se  Ge-

sellschaft ist, auch nach der Erzählung Schönaichs, völlig sinnlos. 

Aber wie die „Warnung“ ohne jeden Sinn, so ist das Mittel, das die Synthese herbeiführen soll, ohne 

jede tatsächliche Wirkung. Um seinem Mittel einen Schein von Wirklichkeitswert zu verleihen, muß 

Schönaich die Wirklichkeit selbst künstlich abändern. Wir hören in seinem Buch von einem Am e-

r i k a‚ wie es n i ch t  ist: in Amerika „dämmert“ es sozial nach Schönaich. Dort (im Lande mit der 

größten Kinderarbeit innerhalb aller hochkapitalistischen Staaten, im Lande Saccos und Vanzettis) 

sieht der Unternehmer im Arbeiter den Menschen (S. 86). Wir hören von einer SPD‚ wie sie n i ch t  

ist: „ich glaube, daß eine spätere Geschichte der deutschen Sozialdemokratie der Kriegs- (!) und 

Nachkriegszeit alles in allem ein gutes Zeugnis ausstellen wird ...“, so der pazifistische (!) Held des 

Romans (S. 61). Wir hören von einer KPD‚ wie sie eben fa l l s  n i ch t  ist. „Wir müssen die ganze 

Bude kurz und klein schlagen und ganz neu aufbauen“, erklärt ein kommunistischer Redner (S. 54). 

 
*) General von Schönaich: „Die Peitsche des August Schmidt“. Fackelreiter-Verlag, Hamburg-Bergedorf. 
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Damit dürfte das Programm der NPD, die freilich die bürgerliche S t aa t sm asch i ne  in der sozialen 

Revolution zerbrechen, aber doch nicht „die ganze Bude“, also offenbar auch den W ir t s cha f t sap -

pa r a t  kurz und klein schlagen will, nicht besonders exakt wiedergegeben sein. 

Dieser künstlich veränderten Wirklichkeit entspricht nun ein womöglich noch künstlicheres Ret-

tungsprogramm. Die Synthese zwischen Kapitalismus und Kommunismus soll au f  dem  Wege  e i -

ne r  S t i f t ung  nach dem Muster des Zeißwerkes in Jena zustandegebracht werden. Nun hat bekannt-

lich das Zeißwerk seine sozialpolitischen Einrichtungen nur auf Grund einer industriell-technischen 

Monopo l s t e l l ung  durchführen können. Diese Einrichtungen ließen sich also nicht verallgemei-

nern – und wur den  nicht verallgemeinert. Sie hoben ferner Klassengliederung und Ausbeutung auch 

im eigenen Betrieb nicht auf, milderten beides nur etwas ab. Endlich aber haben die jüngsten Ent-

wicklungen gezeigt, daß mit veränderter Wirtschaftslage auch die Sozialpolitik einer solchen phi-

lanthropisch gedachten Stiftung sehr schnell ihren „Muster“ Charakter einbüßt.*) 

Leider hat Schönaich alle diese Momente nicht bedacht, die Erfahrung des Zeißwerkes haben ihn 

nichts gelehrt. Wie das Zeißwerk seine Einrichtungen auf einer industriellen Ausnahmestellung auf-

baute, so auch die Stiftung des Schönaichschen Romanhelden August Schmidt. Seine „demokrati-

sche“ Fabrik kann sich auf Gelder stützen, die Schmidt aus den Ueberschüssen seiner (offenbar ganz 

normal kapitalistisch betriebenen) Werke in Amerika bezieht. Wieder ist also die neue Stiftung auf 

Ausnahm ebed i ngungen  beg ründe t. „Ich bin heute in Deutschland vielleicht der einzige“, sagt 

Schmidt, der gar nicht bemerkt, daß er damit seiner Sache auch von seinem eigenen Standpunkt aus 

das Todesurteil spricht, „der einen solchen Versuch vornehmen kann.“ Selbst wenn in einem einzel-

nen Falle, unterstellen wir es einen Augenblick, für ein paar tausend Arbeiter grundsätzlich neue 

soziale Verhältnisse geschaffen würden – Tatsache ist, daß nicht einmal d i e s  bei August Schmidt 

geschieht, ebensowenig wie bei Zeiß –‚ dann würde damit fü r  d i e  Ge sam t he i t  de r  I ndus t r i e, 

die außerhalb jener Insel liegt, falls deren Verhältnisse sich nicht übertragen lassen, ga r  n i ch t s  

geände r t  sein. 

3. 

Bei Mißerfolg des Schmidtschen Versuches ist nun in der Tat, und zwar in der Schilderung 

Schönaichs selbst, ein durchschlagender. Nach der, gemessen am Elend der Arbeiterschaft und an 

den Katastrophentendenzen des internationalen Imperialismus, ungeheuren Zeit von f ün f und -

zwanz i g  Jah r en  hat die Stiftung außer einigen formaldemokratischen Umstellungen ke i ne  Aen-

derung in den gesellschaftlichen Zuständen Deutschlands hervorgerufen. Schönaich hat uns selbst 

einen Ma ßs t a b gegeben, an dem wir die Wirksamkeit seiner „synthetischen“ Lösung messen kön-

nen. Nach seiner eigenen Meinung ist die Gesellschaft nicht in Ordnung. solange sich die wichtigsten 

„Lebensbedürfnisse der Massen“, als da sind „Kohl e, E i s e n, Oe l, Bode n, Wasse r k r ä f t e und 

Tauschge l d“, in den Händen kleiner Gruppen von Privatunternehmern befinden. („Lebende Bilder 

aus Sowjetrußland“, S. 100). Hat August Schmidts geniale Stiftung in diesem Punkte Wandel ge-

schaffen? Ni ch t  i m  m inde s t e n. Von einer Enteignung der Schlüsselindustrien – durch wen aller-

dings auch? – ist keine Rede. Die Großindustriellen sind so munter wie je. Der Boden gehört Immer 

noch den Junkern (diese sind inzwischen „lauter sehr nüchterne Wirtschaftsmenschen mit ganz ver-

nünftigen Ansichten“ geworden, S. 228); also am Kl a s senb i l d  ha t  s i ch, nach einer fünfundzwan-

zigjährigen Anwendung des Schmidtschen Rezepts, ab so l u t  n i ch t s  ge ä nde r t . Die Unternehmer 

haben daher allen Grund, sich mit der Stiftung, die ihnen so wenig wehe tat, auszusöhnen, was sie 

auch nach fünf Jahren bereits tun. Es kommt sogar zu einer „Rede des angeblich [637] parteilosen, in 

Wirklichkeit deutschnationalen Arbeitsministers, der des Stifters in fast überschwenglichen Worten 

gedachte“ (S. 176) Wenn unter diesen Umständen Schönaich den alten Werkmeister in seiner 

 
*) Ueber die Monopolstellung des Zeißwerkes v o r  dem Kriege und über deren Verfall seit 1918/19 berichtet H. Weiß 

„Abbe und Ford“ (Berlin 1927, S. 62 ff.). An Hand der Tatsachen wird in dieser Schrift nach gewiesen, wie sich mit dem 

Verlust der Monopolstellung auch die Wohlfahrtseinrichtungen des Werkes ihrem Charakter nach änderten (S. 68). Lohn-

kämpfe auf der einen, Ueberstunden. Lohnabbau und die „übliche“ Lehrlingsbehandlung auf der anderen Seite sind der 

gesellschaftliche Ausdruck der neuen Situation im Zeißwerk. 
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Grabrede Schmidt für einen Mann erklären läßt, „der in der deutschen Arbeiterbewegung einmal ei-

nen Namen haben wird, wie vielleicht niemals ein anderer“ (S. 160), so klingt das etwas lächerlich. 

4. 

Schönaichs Roman will gewertet sein als ein in Erzählungsform gekleideter Ve r such  e i ne r  soz i -

a l en  U t op i e. Wir werten ihn als solchen und erinnern uns der Worte, die Marx und Engels im 

„Kommunistischen Manifest“ über den Gestaltwandel der Utopien gesprochen haben. Die großen 

klassischen Utopien „tauchen auf in der ersten unentwickelten Periode des Kampfes zwischen Prole-

tariat und Bourgeoisie“. Die Utopisten „wollen die Lebenslage aller Gesellschaftsmitglieder, auch 

der bestgestellten, verbessern. S i e  appe l l i e r en  fortwährend an die ganze Gesellschaft ohne Un-

terschied, ja vo r zugswe i se  a n  d i e  he r r s chende  Kla s s e. Man braucht ihr System ja nur zu 

verstehen, um es als den bestmöglichen Plan der bestmöglichen Gesellschaft anzuerkennen. S i e ve r -

we r f en  dahe r  a l l e  po l i t i s che n, nam en t l i ch  a l l e  r evo l u t i on ä r e n Ak t i one n‚ s i e wo l -

l e n i h r  Z ie l  au f  friedlichem Wege  e r r e i chen  und  ve r suchen  du r ch  k l e in e, na t ü r l i ch  

f eh l s ch l a gende  Expe r im en t e, durch die Macht des Beispiels, dem  neuen  ge se l l s cha f t -

l i chen  Evange l i um  Bahn  z u  b r eche n“. 

Und nun kommt die geschichtliche Degeneration der Utopien: „Die Bedeutung des kritisch-utopi-

schen Sozialismus und Kommunismus steht im umgekehrten Verhältnis zur geschichtlichen Entwick-

lung. In demselben Maße, worin der Klassenkampf sich entwickelt und gestaltet, verliert diese phan-

tastische Erhebung über denselben, diese phantastische Bekämpfung desselben allen ‚praktischen 

Wert, alle theoretische Berechtigung. Waren daher die Ur hebe r  dieser Systeme auch in vieler Be-

ziehung r evo l u t i onä r , so bilden ih r e  Sch ü le r  j edesma l  r e ak t i onä r e  Sek ten  ... S i e  su -

chen  ... konsequen t  den  Kl a s senkam pf  abzus t umpf en  und  d i e  Gegensä t ze  z u  ve r -

m i t t e l n. Sie träumen noch immer die versuchsweise Verwirklichung ihrer gesellschaftlichen Uto-

pien, Stiftung einzelner Phalanstère, Gründung von Home-Kolonien und zum Aufbau aller dieser 

spanischen Schlösser müssen sie an die Philanthropie der bürgerlichen herzen und Geldsäcke appel-

lieren. S i e  t r e t en  dahe r  mi t  Er b i t t e r ung  a l l e r  po l i t i s chen  Bewegung  de r  Ar be i t e r  

en t gege n, d i e  nu r  aus  b l i ndem  Ung l auben  a n  da s  neue  Evange l i um  he r vo r gehen  

konn t e.“ (Hervorhebungen von uns.) 

Der soziale Sinn der Utopien hat sich verschoben. Was einst, im Stadium der Unreife der Arbeiter-

schaft, zwar phantastische, aber durchaus kühne Vorwegnahmen einer kommenden Aufhebung der 

Klassengesellschaft war, das ist heute ein letztes Mittel, um diese Aufhebung der Klassengesellschaft 

zu ve r me ide n. Wäre Schönaich auf jenem Standpunkt, den er, aus Rußland zurückkehrend, ein-

nahm, stehengeblieben, dann hätte er am Ende seiner Utopie sagen müssen: Die Macht der Monopole 

ist n i ch t gebrochen. Dies Ziel ist „auf demokratischem Wege schmerzlos“ n ich t zu erreichen ge-

wesen. Daher b l e i b t  uns  „eben  nu r  de r  s chm erzens r e i che  W e g (S. 96), de r  Weg  de r  

p r o l e t a r i s c hen  Revo l u t i o n. Allein, Schönaich, der unter dem unmittelbaren Eindruck der sieg-

reichen russischen Revolution 1925 s o  ge sp r ochen  hatte, ist 1928, unter dem erneuten Einfluß 

seines Klassenmilieus, in eine phantastische Rezeptenmacherei zurückgefallen. Auf die Frage „Ford 

oder Lenin“ hat er, nach einigen sozialpolitischen Verbesserungen in e i ne m e i nz i ge n Betriebe, für 

die Gesam t he i t  des Industriesystems geantwortet: Ford! 

Der pazifistische General ist seinen Klassengenossen eine kurze Zeit lang als eine Art Palastrevolu-

tionär unbequem gewesen. Auf sein letztes Buch hin können ihn allerdings auch deutschnationale 

Parteigänger „in fast überschwenglichen Worten“ oben. Die im Reichsbanner organisierten sozialde-

mokratischen Arbeiter, die noch einen Funken Klassenbewußtsein im Leibe haben, mögen sich über-

legen, was diese demonstrative Rechtsschwenkung ihres „Kameraden“ Schönaich prinzipiell bedeu-

tet. Ist dieser Sche i nkam p f  gegen den Kapitalismus und die t a t s ä ch l i che  Aus s öhnung  m i t  

Gr oß i ndus t r i e  und  Junke r t um nicht in die Linie, die Reichsbanner und SPD seit Jahren bewußt 

verfolgen?  K. A. Wittfogel. 

* 
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Ein Marx-Roman*) 

Wir haben die während des Krieges entstandene ausgezeichnete Marx-Biographie von Franz Meh-

ring, – Mehrings letztes Meisterwerk und vielleicht sein Vermächtnis. Wir haben auch den Versuch 

des Amerikaners Spargo, Marx’ Leben und Werk darzustellen, wobei eine der wichtigsten Säulen 

seiner Lehre, die Werttheorie, über Bord geworfen wird, seit 1912 in deutscher Sprache. Nach dem 

Kriege erschien dann das kleine Werk von Max Beer und das Büchlein des Tübinger Professors Wie-

brandt, ferner 1921 auch eine Arbeit des bekannten Soziologen Ferdinand Tönnies, um von der nicht 

wieder neuaufgelegten Skizze des alten Wilhelm Liebknecht gar nicht zu reden. Nun kommt Otto 

Rühle mit einer neuen umfangreichen Marx-Biographie, die, wie der Verlag behauptet, mit der von 

Marx „selbst entwickelten Methode der materialistischen Geschichtsauffassung“ Marx „zu erkennen 

versucht“. 

Das ist nun ein sehr löbliches Unterfangen und man könnte, wenn ein wirklicher Marxist sich an diese 

Arbeit macht, sehr wohl eine Arbeit erwarten, die über Franz Mehrings [638] Meisterwerk hinaus-

geht, zumal ja die Marx-Forschung, seitdem unserem streitbaren Franz Mehring die immer scharf 

gespitzte Feder entsank, nicht auf einen Fleck stehengeblieben ist. Dies kann  man nicht nur, das 

m uß  man erwarten, denn seit dem Tode F. Mehrings arbeitet z. B. das Marx-Engels-Institut schon 

seit Jahren an der Aufgabe, die Marx-Forschung vorwärtszubringen. Wer aber solche Erwartungen 

gehegt haben sollte, sieht sich bei der Lektüre der Rühleschen Marx-Biographie sehr enttäuscht. Was 

dem Leser hier aufgetischt wird, das hat blutwenig mit der Marxschen Forschungsmethode zu tun; es 

mag wohl ein Versuch der Anwendung der Psychoanalyse sein, hat aber mit dem historischen Mate-

rialismus rein gar nichts mehr zu tun. 

Doch sehen wir uns das Werk etwas näher an. Wir wissen, daß Marx in sehr jugendlichem Alter das 

schönste und geistreichste Mädchen in Trier, Jenny von Westphalen, seine spätere Lebensgefährtin, 

freite. Wieso der junge Jude ausgerechnet auf die um einige Jahre ältere Tochter eines hohen Regie-

rungsbeamten verfiel? Das erklärt uns Otto Rühle mit der Psychoanalyse: Nur aus seinem Minderwer-

tigkeitsgefühl heraus eroberte er sich das Mädchen. Marx empfand, so will uns Otto Rühle glauben 

machen, seine jüdische Abstammung als einen Makel, als Benachteiligung. Außerdem hatte der in sei-

nen Schülerjahren so hoffnungsvolle Karl, der fast ein Wunderkind gewesen sein soll, in seinen Uni-

versitätsjahren enttäuscht. „In dieser Situation braucht der Entmutigte einen Aktivbeweis seines Wertes 

und seiner Ueberlegenheit. Er verschaffte ihn sich, indem er mit kühner Eroberungsgeste das schönste, 

gefeiertste, umworbenste Mädchen der Gesellschaft an sich reißt.“ Wir haben hier also die Tatsache, 

daß Karl Marx das Glück hatte, eine ihm in allen Stücken ebenbürtige Lebenskameradin zu finden, 

nach dem Willen Otto Rühles uns zu erklären „als Bravourstück eines um seine Geltung zitternden 

Prestigemenschen“. Wenn das nicht ein Glanzstück streng marxistischer Geschichtsschreibung ist. 

Seit dem 1. Januar 1842 ist Marx an der „Rheinischen Zeitung“ in Köln tätig, um bald, noch nicht 24 

Jahre alt, ihr leitender Kopf zu werden. Als aber das Blatt am 21. Januar 1843 verboten wurde, da, so 

belehrt uns Otto Rühle, atmete er auf, weil er, der 24jährige, sechs Jahre vor der Märzrevolution, noch 

mehr als 20 Jahre vor dem Auftreten einer deutschen Arbeiterbewegung, über den Sozialismus noch 

nicht hatte mitreden können. Dies Eingeständnis habe Marx als eine schwere Blamage empfunden 

und in dem nagenden Gefühl sein er Unzulänglichkeit habe er dann überstürzt, fluchtartig das Feld 

geräumt. 

Marx ging dann nach Paris, wo er den Sozialismus an der Quelle studierte. 1844 lernte er hier Hein-

rich Heine und auch den Freund und Mitkämpfer seines Lebens, Friedrich Engels, kennen. Es ist 

unmöglich, eine Marx-Biographie zu schreiben, ohne auch Engels mit in die Betrachtungen hinein-

zuziehen. Wie aber Rühle hier den Entwicklungsgang des jungen Engels schildert, das ist genau so 

leichtfertig wie – das ganze Buch. Man höre nur: „Eines Tages fiel ihm das ‚Leben Jesu‘ von David 

Friedrich Strauß in die Hände und sofort stand er vor dem Bruch mit der Orthodoxie.“ 

 
*) Karl Marx’ Leben und Werk von Otto und man könnte, wenn ein wirklicher Marxist Rühle, Avalun-Verlag, Hellerau-

Dresden, 476 sich an diese Arbeit macht, sehr wohl eine Seiten. 12,– Mark. 
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Auch Gustav Mayers Engels-Biographie sollte jedem Interessierten bekannt sein, daß Engels noch 

vor seiner Bekanntschaft mit dem „Leben Jesu“ in langen inneren Kämpfen sich von dem pietisti-

schen Christentum seiner Umgebung freigemacht hatte. 

Marx’ Zusammenstoß mit Wilhelm Weitling nennt Rühle „den ernsthaftesten und peinlichsten Kon-

flikt ...“. Wieso peinlich? Seine Anerkennung hat auch Marx dem großen utopistischen Sozialisten 

nicht versagt; aber durfte denn Marx dabei stehenbleiben? Mußte er Weitling nicht, wenn er ein Hin-

dernis für die junge Bewegung geworden war, auf das rücksichtsloseste bekämpfen? Rühle selbst gibt 

zu, daß Weitling „in seiner Entwicklung nicht weitergekommen war, sich aber dafür einen großen 

Ueberlegenheitsdünkel zugelegt hatte“. Wozu dann das Geschwätz von der „Giftstachel persönlicher 

Verletzung“? Marx, der selber damals schon nicht mehr viel übrig hatte, unterstützte ihn auch nach 

dem endgültigen Bruch noch, wie kein anderer als Moses Heß bezeugte, der doch selber von Marx 

hart angefaßt wurde. So schrieb Heß an Marx: „Es war von Dir zu erwarten, daß sich Deine Feindse-

ligkeiten gegen ihn nicht bis zum hermetischen Verschluß Deines Geldbeutels erstrecken werden, 

solange Du noch etwas darin hast.“ (Zitiert aus Mehring: Marx S. 124.) 

Als Marx den tatsächlich etwas operettenhaften Zug Georg Herweghs scharf kritisierte, glitt er ins 

Demagogische: „Wie ihm das immer in solchen Momenten passierte“, sagt uns der „Marxist“ Rühle. 

Was einer von den Leuten, die Marx als Schädling der Arbeiterbewegung rücksichtslos bekämpfen 

mußte, aus tief verletzter Eitelkeit hinter ihm her kolportierte, „dürfte doch stimmen“, urteilt Rühle. 

Als Kronzeugen führt uns der Verfasser allen Ernstes den 19jährigen Karl Schurz und den Leutnant 

Techow an, die freilich alle Ursache hatten, Marx nicht grün zu sein. 

Marx trat anmaßend und selbstbewußt auf, um seine Gegner zu verblüffen – behauptet wenigstens 

Otto Rühle; bewaffnet zwar nicht mehr wie Lassalle mit der Wissenschaft seines Jahrhunderts, aber 

dafür wenigstens dem Anschein nach mit der Freudschen Psychoanalyse. Nur einen ließ er neben sich 

gelten, Friedrich Engels, und den ließ er auch nicht gelten, sobald er nämlich eine eigene Meinung 

hatte. Wir können zwar nicht wissen, ob Rühle seinen Unsinn selber glaubt, aber das wissen wir doch, 

daß dies alberne Geschwätz mit der Wahrheit gar nichts mehr zu tun hat. Wer einen Blick in den 

Marx-Engelschen Briefwechsel getan hat, weiß, wie oft Marx auch bei der Niederschrift seines 

Hauptwerkes sich an Engels um Rat wandte. 

Marx selbst litt darunter, belehrt der Verfasser seine Leser: „Er atmete förmlich auf in Situationen, 

wo die in Ehrgeiz umgesetzte Angst von ihm wich und das mit Ueberhebung maskierte Gefühl der 

Unzulänglichkeit einmal schwieg.“ 

So geht das durch den ganzen Band. Der Leser selbst darf da  einmal aufatmen, wo der Verfasser das 

Werk Marx’ schildert oder ihn selbst sprechen läßt. Wenn man auch vielleicht einwenden könnte, der 

zweite und dritte Band des „Kapital“ hätte wohl etwas ausführlicher geschildert werden können – 

zumal Rühle ja selbst sagt, daß gerade heute ihre Bedeutung immer größer werde –‚ so sind doch im 

ganzen diese Abschnitte noch die besten des sonst ganz und gar verfehlten Werkes. 

[639] Wir wollen nun mit dieser Kritik nicht etwa sagen, daß Karl Marx ohne Fehler wesen wäre und 

daß er einem Bakunin oder auch einem Lassalle immer gerecht geworden wäre, – das wäre eine Ver-

tuschung der geschichtlichen Wahrheit. Aber von dieser rein persönlichen Seite einmal abgesehen, – 

hat denn Marx am Ende nicht recht gehabt mit seinem schier unüberwindlichen Mißtrauen z. B. Las-

salle gegenüber? Wie kann man das heute, auch wenn man mit Franz Mehring Lassalles Verdienste 

um die deutsche Arbeiterbewegung noch so hoch einschätzen will, noch übersehen? Aber in Marx’ 

Stellung zu Lassalle nur „Haß gegen den Konkurrenten“ sehen und behaupten, daß es Marx nur um 

die Priorität zu tun gewesen sei, das, Herr Rühle, sollen Sie uns nicht einreden. Umgekehrt: es ist eine 

giftige Verleumdung, wenn Rühle die Stirn hat, den Satz niederzuschreiben: „Kein Zweifel, daß Marx 

befreit aufatmete, als Lassalle einen plötzlichen Tod im Duell fand.“ 

Es ist auch nicht wahr, daß Wilhelm Liebknecht „jeden Rüffel einsteckte“. So vielleicht 1875, als 

Marx das Gothaer Programm mit vollem Recht offen und rücksichtslos kritisierte? Vielleicht, Herr 

Rühle, wäre es besser gewesen, wenn  Liebknecht damals den Rüffel von Marx eingesteckt und nach  

seinem Rat gehandelt hätte. Das dürfte der Wahrheit schon eher nahekommen. 
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In einem Punkte wenigstens stimmen wir mit dem Verfasser völlig überein. In dem nämlich, wo er 

das Verhältnis von Wilhelm Liebknecht zu Jean Baptist von Schweitzer bespricht. Ja gewiß, Schweit-

zer erfaßte viel klarer als Liebknecht den Kern der Gedanken von Karl Marx. Es scheint uns durchaus 

nicht überflüssig zu sein, das hervorzuheben. 

Uebrigens: an dem Gothaer Programm hat Marx nach Otto Rühle nur deswegen so scharfe Kritik 

geübt, weil er sich ausgeschaltet fühlte ... 

Rühle kommt dann zu dem Schluß, daß Marx’ weltgeschichtliche Leistung zurückzuführen ist 1. auf 

die Angst vor der Leberkrankheit, 2. auf seine jüdische Abstammung und 3. auf die Tatsache, daß er 

als Erstgeborener und aufgewecktes Kind hohe Erwartungen erweckte. Ein erster Anlauf bis zum 17. 

Lebensjahre „verlangt gebieterisch, daß er darüber hinaus im gleichen Tempo fortgesetzt werde“. Die 

Erschütterung seines Selbstvertrauens, als sich nicht gleich an der Universität die von den Verwand-

ten erwarteten großen Erfolge einstellten, alles des hat Marx nach der verblüffenden Logik Otto Rüh-

les zum großen Mann gemacht. 

Heil uns, daß Marx sein Minderwertigkeitsgefühl und seine anderen Aengste nicht loswerden konnte. 

Sonst gäbe es wahrscheinlich kein „Kommunistisches Manifest“, keinen „18. Brumaire“, kein „Ka-

pital“, keinen Proletarierstaat in Sowjetrußland und wahrscheinlich auch nicht – schrecklich zu den-

ken – eine Marx-Biographie von Otto Rühle. 

Warum wir trotz des tollen Unsinns das Buch besprechen? Um an diesem Beispiel zu zeigen, wohin 

ein sonst ehrlicher und durchaus fähiger Mensch sich verirren kann, wenn er nicht mehr in Reih und 

Glied der kämpfenden proletarischen Armee marschiert. 

Wer nicht einen psychoanalytischen Roman lesen will, lasse das Buch liegen.  H. Farwig. 

* 

Friedrich Pollock: Sombarts „Widerlegung“ des Marxismus 

(Beihefte zum Archiv für die Geschichte des Sozialismus und der Arbeiterbewegung, herausgegeben 

von Carl Grünberg, Heft 3.) Verlag von C. L. Hirschfeld, Leipzig, 1926, 80 Seiten. 

Eine kurze und anspruchslose Darstellung des Ausbruchs von religiösem Wahnsinn, den Sombart in 

seinem Buch über den „proletarischen Sozialismus“ als „Wissenschaft“ zu verzapfen für gut befand. 

Mehr als eine Darstellung der diversen Sombartschen Wahnideen, eine Konstatierung seiner diversen 

Geschichts- und Zitatenfälschungen gibt P. nicht – und will eine solche „positive Kritik“ ‚ d. h. eine 

Darstellung des wirklichen Inhalts der Marxschen Lehre auch gar nicht versuchen. Immerhin hat das 

Büchlein einen gewissen Wert als Darstellung dessen, was innerhalb der bürgerlichen Wissenschaft 

möglich ist. Wer sich dafür interessiert und nicht so viel überflüssige Zeit hat, den Sombartschen Mist 

im Original beschnuppern zu können, wird sich auch an der Lektüre von P’s. 

Büchlein – das übrigens nur einen Teil des blühendsten Unsinns reproduziert, den Sombart verzapft 

hat – einige lustige Stunden bereiten können. Immerhin werden sie besser verbracht sein als bei einem 

Detektivroman, denn sie geben Anlaß zum Nachdenken über ernste Probleme. 

Leider hat sich P. – wie er übrigens selbst betont – mit diesen Problemen selbst nicht beschäftigt. Es 

genügt nicht, als Motto eine psychologische (übrigens durchaus zutreffende) Charakterisierung des 

Sombart von 1924 durch den Sombart von 1894 vorauszuschicken, man muß vielmehr soziologisch 

untersuchen, wie es kam, daß die angesehenste Leuchte der bürgerlichen Wissenschaft zur „Wider-

legung“‚ des Marxismus Produkte eines geradezu tollen – noch dazu als Wissenschaft deklarierten – 

Mystizismus, der mit ausgesprochenen Fälschungen kombiniert ist, verzapfte – und daß diese Er-

scheinung durchaus typischen Charakter trägt, indem die wesentlichsten Produkte des Sombartschen 

„Geistes“ auch bei anderen Mode„wissenschaftlern“ sich mit absoluter Regelmäßigkeit wiederhole. 

Man muß untersuchen, wa r um  dieser Unsinn heute „in der Luft liegt“. Wir wissen das – aber P. hat 

doch sein Buch für bürgerliche Leser geschrieben, die es nicht wissen. Mehr noch: es gilt nicht nur 

festzustellen, warum die bürgerliche Wissenschaft einem hoffnungslosen Mystizismus verfallen ist – 

man muß auch die Ausläufer bekämpfen, die von diesem Geist einer verfaulenden Klasse in die 
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Peripherie der Arbeiterbewegung hineinragen. Denn gewisse Elemente der Sombartschen „Gedan-

kengänge finden sich durchaus nicht nur bei bewußt konterrevolutionär und weißgardistisch einge-

stellten Wissenschaftlern, sondern auch bei Leuten, die sich einbilden, der Arbeiterbewegung nahe-

zustehen. Wir denken hier z. B. an Sombarts Lehre von den „Ressentiments“ der aus irgendwelchen 

Gründen gescheiterten [640] Existenzen, gegen die bürgerliche Gesellschaft als psychologische 

Quelle revolutionärer Einstellung – eine Theorie, die verdammte Aehnlichkeit mit der Lehre der „in-

dividualpsychologischen“ Schule vom „Minderwertigkeitsgefühl“ und vom „Streben nach Macht“ 

aufweist. Wenn P. sich in seiner Arbeit rein negativ verhielt, so kritisieren wir das weniger darum, 

weil er eine positive Darstellung der von S. entstellten marxistischen Lehren unterließ (das wäre viel-

leicht nicht nötig gewesen), sondern vor allem eben darum, weil P. es unterlassen hat, die einzelnen 

Elemente der Sombartschen Theorien im Sinne des historischen Materialismus auf ihren soziologi-

schen Ursprung zu untersuchen, ihre Parallelerscheinungen bei anderen bürgerlichen und scheinso-

zialistischen Wissenschaftlern nachzuweisen und eben dadurch, daß man den Ursprung dieser Theo-

rien aus Verfallserscheinungen der bürgerlichen Gesellschaft nachweist, sie wirksam zu widerlegen. 

P. scheint sich dieses Fehlers bewußt zu sein – darum bleibt es aber doch ein Fehler. An einer Stelle, 

wo P. Sombarts Darstellung des Marxismus richtigzustellen sucht, verfällt er aber selbst in einen 

ernsten Fehler, auf den hier hingewiesen werden muß. Auf Seite 45/47 vertritt nämlich P. – gegenüber 

der Sombartschen (übrigens auch Spannschen Lehre) vom „Sündenfall“ Marxens aus dem idealisti-

schen Reiche der Hegelschen Dialektik – die Anschauung, daß „die Dialektik nicht an ein bestimmtes 

philosophisches System gebunden ist“ und daß „Dialektik und Materialismus unmittelbar miteinan-

der nichts zu tun haben“, daß die Dialektik als solche, reine Methode sei, die sich unmittelbar mit 

einer materialistischen Weltanschauung genau so gut und schlecht vertrage, wie mit einer idealisti-

schen. Demgegenüber muß betont werden, daß die Gleichartigkeit von Dialektik in der Natur und 

„im Reich der Gedanken“ überhaupt nur dann besteht, wenn man im Sinne der materialistischen Ge-

schichtsauffassung das Denken als Ausdruck des Seins betrachtet. An sich bedeutet Dialektik im 

Rahmen einer idealistischen Weltanschauung n i ch t  nu r  s ach l i c h, sonde r n  auch  m e t hod i s c h 

etwas anderes als in dem des historischen Materialismus, vor allem darum, weil im Sinne des Idea-

lismus der dialektische Prozeß besteht, sobald er gedacht wurde und – wenn nur die gedankliche 

Konstruktion formal einwandfrei war – nicht weiter bewiesen zu werden braucht, während auf dem 

Boden des historischen Materialismus der dialektische Ablauf des Prozesses in jedem Einzelfall erst 

konkret a u s  den  Ta t s achen  e r wie sen  we r den  m u ß. Die idealistische Synthesis kann mit dem 

Gehirne e r zeug t  – die historisch-materialistische nur durch Aufzeigung realer Entwicklungstenden-

zen ge f unden  werden – das ist doch nicht nur ein inhaltlicher, sondern auch ein methodischer Un-

terschied. Daß die materialistische Dialektik im Einzelfalle aufgezeigt werden muß, betont P. selbst 

einige Seiten später (S. 49/50) und sucht den Widerspruch zu seiner früheren These dadurch zu über-

winden, daß er zwischen zwei verschiedenen Begriffsinhalten des Wortes-Dialektik unterscheidet: 

als Gesetzmäßigkeit des Geschehens (die natürlich nur von Standpunkte einer bestimmten Weltan-

schauung vorhanden ist) und als – für Anhänger aller Weltanschauungen anwendbare Methode. Da-

rauf kann nur erwidert werden, daß der Charakter dieser Methode wesentlich davon abhängig ist, ob 

man an die Gesetzmäßigkeit des Seins glaubt und wie man sie auffaßt: jede vom Gegenstand unab-

hängige Methode wäre ein vom Sein unabhängiges Denken, P. verläßt hier tatsächlich – wenn auch 

nur „eventualiter“ – den Boden des dialektischen Materialismus. Dazu steht durchaus nicht in Wider-

spruch, wenn Enge l s, wie P. zitiert, richtigerweise betont: „Die Menschen haben dialektisch ge-

dacht, lange ehe sie wußten, was Dialektik war – ebenso wie sie schon Prosa sprachen, lange bevor 

der Ausdruck Prosa bestand.“ Außerhalb der katholischen Kirche und einiger ihrer Anhängsel (wie 

des Prof. Sombart) ist man nämlich nicht der Meinung, daß die Menschen von Natur aus idealistisch 

gedacht haben – im Gegenteil ist das idealistische Denken in seinen letzten Konsequenzen derart 

widerspruchsvoll, daß auch idealistische Philosophen nur in ganz wenigen Einzelfällen ihre Gedan-

kensysteme wirklich konsequent idealistisch aufgebaut haben ohne der Realität Konzessionen zu ma-

chen. Und in diesen Einzelfällen kann denn auch regelmäßig von einer dialektischen Methode in dem 

Sinne, wie wir sie anwenden, nicht die Rede sein (auch nicht bei Platon, den P. mit Hege l  anführt). 

Insofern aber idealistische Philosophen wirklich Elemente der dialektischen Methode entwickelt 
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haben, taten sie es auch stets im Zusammenhange mit irgendwelchen Unkonsequenzen ihres Idealis-

mus. Umgekehrt hat jeder nichtdialektische „Materialismus“ immer seinen idealistischen Pferdefuß. 

Weltanschauung und Methode gehören eben untrennbar zusammen. Doch dies nur nebenbei.  R. 

Gerber. 

[641] 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 1. Oktober 1928 ⁕ Heft 19 

Die SPD in der Panzerkreuzerfront gegen den Volksentscheid 

Lz. Der Parteiausschuß der SPD, der am 11. September tagte, hat unter Mitwirkung der Panzerkreu-

zerminister Seve r i ng  und H i l f e rd i ng  zugleich mit dem Beschluß, die Parteimitglieder zu ver-

pflichten, dem Volksentscheid als einer „gegen die Sozialdemokratische Partei gerichteten Aktion 

auf das entschiedenste entgegenzutreten“, beschlossen, „die grundsätzliche Stellungnahme zum 

Wehrprogramm“ auf die Tagesordnung des nächsten Parteitages zu setzen. 

Wenn unser Kampf gegen den Panzerkreuzerbau, gegen die Panzerkreuzerpolitik der SPD keinen 

anderen Erfolg hätte als den, die sozialdemokratischen Führer, die rechten wie die „linken“, zu zwin-

gen, grundsätzlich zur Frage der Wehrpolitik und der Aufrüstung Stellung zu nehmen und uns damit 

zu helfen, die sozialdemokratischen Arbeiter über den imperialistischen Charakter ihrer Partei aufzu-

klären, so hätten wir damit schon einen großen politischen Erfolg erzielt. Der Aufruf unseres Zent-

ralkomitees zum Volksbegehren hat mit Recht hervorgehoben, daß es nicht so sehr auf diese eiserne 

Kiste ankommt, ein so gefährliches Instrument das Panzerschiff auch sein mag, sondern auf die Ar-

beiter, von deren Arbeit in den Rüstungsfabriken die Ausrüstung der Marine des deutschen Imperia-

lismus abhängt, und auf die Proletarier im Waffenrock, von deren Zuverlässigkeit im Sinne der deut-

schen Bourgeoisie die Möglichkeit der Verwendung von Panzerschiffen im imperialistischen Kriege 

abhängt. Wenn uns dieser Panzerschiffbau durch sozialdemokratische Minister und mit der offenkun-

digen Unterstützung der Sozialdemokratischen Partei dazu hilft, den „Panzerplattenreformismus“ zu 

torpedieren, seinen Einfluß in den Arbeitermassen zu untergraben, dann ist dieses Panzerschiff keine 

Gefahr mehr. Zur Begründung des Beschlusses des Parteiausschusses, der die weitere Unterstützung 

des Panzerkreuzerbaues trotz der Feststellung „der einmütigen Ablehnung des Panzerkreuzerbaues 

durch die Partei“ bedeutet, gestattet sich Stampfer im „Vorwärts“ vom 12. September folgenden er-

baulichen Scherz. Er schreibt, die Kommunisten versicherten, 

„daß sie einem sozialistischen Vaterland jeden Mann und jedes Schiff bewilligen würden und sie nur einem 

kapitalistischen verweigern. Nun, das neue Schiff soll vier Jahre lang gebaut werden und dann 30 Jahre in 

Dienst bleiben. Die Hoffnung der Kommunisten, daß sich Deutschland im Laufe dieser Zeit in ein ‚sozialisti-

sches Vaterland‘ verwandeln könnte, scheint sehr gering zu sein“. 

Eine zynischere Begründung eines Verbrechens gegen die Arbeiterklasse kann man sich schwer vor-

stellen. Es ist so, als wenn die Polizei eine Räuberbande mit Waffen ausrüsten würde mit der Begrün-

dung, die von den Räubern [642] Ueberfallenen hätten doch die Möglichkeit, den Räubern die Waffen 

zu entreißen. 

Wir können Herrn Stampfer darüber beruhigen, daß die Panzerschiffe, die mit seiner freundlichen 

Unterstützung für den deutschen Imperialismus gebaut werden, nicht 30 Jahre lang im Dienste des 

deutschen Imperialismus stehen werden, wenn er sich auch der Hoffnung hingeben mag, noch 30 

Jahre lang die Rolle eines Lakaien des Imperialismus zu spielen. Aber die schamlose Verteidigung 

der Kriegsrüstungen des Imperialismus durch ihn und seinesgleichen wird uns den Kampf gegen die 

Kriegspolitik der Bourgeoisie und der Reformisten erleichtern und den Tag beschleunigen, an dem 

die Arbeitermassen sich erheben, um der Bourgeoisie und ihren sozialdemokratischen Lakaien die 

Waffen zu entreißen, die sich jetzt gegen die Arbeiterklasse richten. 

Besonders lehrreich für die Arbeiterschaft und insbesondere für die klassenbewußten sozialdemokra-

tischen Arbeiter ist bei diesem Panzerkreuzerfeldzug der Sozialdemokratie das Spiel mit verteilten 

Rollen, das rechte und „linke“ Sozialdemokraten, diesmal deutlicher sichtbar als je, spielen. 

Der Parteiausschuß hat einmütig, also auch mit den Stimmen der „linken“ Vertreter, entschieden, daß 

e i n  Vo l ksen t s che i d, de r  den  Bau  von  Panze r k reuze r n  ve r b i e t e t, e ine  „gegen  d i e  

Soz i a l dem okr a t i s che  Pa r t e i  ge r i ch t e t e  Ak t i o n“ ist. Die sächsische Sozialdemokratie, die 

die sogenannte „Linke“ verkörpert, hat außerdem noch in dem Aufruf, den sie eigens zur „Beruhi-

gung“ der linken sozialdemokratischen Arbeiter erlassen hat, hervorgehoben, daß der Volksentscheid 

„nur zum Kampfe gegen die Sozialdemokratie“ benutzt werde. 
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Was eine Anklage gegen die Kommunisten sein soll, das ist in Wahrheit die schwerste Selbstbezich-

tigung der sozialdemokratischen Führer. Was bedeutet die einmütig von den rechten und „linken“ 

Sozialdemokraten aufgestellte Behauptung, daß ein Volksentscheid, der dem deutschen Imperialis-

mus verbieten soll, eine Kriegsflotte aufzubauen, sich „nur gegen die Sozialdemokratie“ richtet? Das 

bedeutet, daß die Sozialdemokratie mit der Rüstungspolitik der deutschen Bourgeoisie steht und fällt, 

das bedeutet, daß es den „linken“ Sozialdemokraten unmöglich ist, ihren Scheinkampf gegen den 

Panzerkreuzerbau, den sie mit der Forderung nach einem Volksentscheid in einigen sächsischen Be-

zirken begonnen hatten, fortzusetzen, ohne zum offenen Kampf gegen die Sozialdemokratische Partei 

überzugehen. Die sozialdemokratischen Führer und insbesondere die „linken“ stellen auf diese Weise 

die sozialdemokratischen Arbeiter vor die klare Alternative: Ihr müßt entweder auf den Kampf gegen 

die Kriegsrüstungen der deutschen Bourgeoisie verzichten oder den Kampf gegen die Sozialdemo-

kratische Partei aufnehmen. 

Die offiziellen Führer der SPD, die Seve r i n g, Hör s i n g, H i l f e r d i ng  und Co., haben mit vollem 

Bewußtsein und klarer Absicht jetzt von sich aus die Frage der grundsätzlichen Stellung der Sozial-

demokratie zur Wehrpolitik aufgerollt, nachdem zuvor die „linken“ Sozialdemokraten in ihrem „the-

oretischen“ Organ, dem „Klassenkampf“, sich in abstrakten Erörterungen über das Wehrproblem 

ohne praktische Konsequenzen ergangen hatten. Diese kurzsichtigen Opportunisten, die ohne jede 

Perspektive von der Hand in den Mund leben und mit täglich neuen demagogischen Erfindungen die 

bürgerliche Politik ihrer Partei, sei es durch offene Unterstützung, sei es durch „loyale Opposition“, 

verteidigen, glaubten auf dem Gebiet des Krieges und der Kriegsrüstungen radikale Töne anschlagen 

zu können, ohne dadurch zu irgendwelchen Taten verpflichtet zu werden. Sie übersehen, daß der 

deutsche Imperialismus in eine Etappe der internationalen Politik eingetreten ist, wo [643] für ihn die 

Frage der möglichst raschen und wirksamen Aufrüstung zu einer Lebensfrage geworden ist. Darum 

kann sich die Sozialdemokratie nicht mehr um eine „grundsätzliche Stellungnahme“ zur Wehrfrage 

herumdrücken. 

Jetzt, wo die Frage praktisch steht, gehen die rechten Sozialdemokraten kaltblütig und entschlossen 

an diese Frage heran, während die „linken“ vergeblich nach einem Ausweg suchen. Vom Standpunkt 

des offenen, unverfrorenen Reformismus und Sozialimperialismus steht die sogenannte Wehrfrage 

vollkommen klar, so wie sie Seve r i ng  gestellt hat. Wenn man den Staat bejaht, die bürgerliche 

Republik, dann muß man auch die. Mittel bejahen, die zu seiner Erhaltung notwendig sind, und dazu 

gehört eben auch die Kriegsrüstung samt den Panzerschiffen. Dann ist es höchstens eine untergeord-

nete taktische Frage, ob der deutsche Imperialismus Panzerschiffe oder Flugzeuge oder Untersee-

boote notwendiger hat. Aber die grundsätzliche Frage, ob eine Arbeiterpartei die Kriegsrüstungen des 

Imperialismus unterstützen darf oder nicht, diese grundsätzliche Frage ist vom Standpunkt der offe-

nen reformistischen Bejahung des bürgerlichen Staates und seiner Innen- und Außenpolitik eine 

selbstverständliche Konsequenz. 

Auf dem Kieler Parteitag der SPD wurde einmütig unter stillschweigender Billigung der „linken“ 

Sozialdemokraten festgestellt, daß es in der SPD keine grundsätzlichen Gegner der Koalitionspolitik 

gibt. Auch im gegenwärtigen Zeitpunkt hüten sich die „linken“ Sozialdemokraten ängstlich, grund-

sätzlich gegen die Koalitionspolitik Stellung zu nehmen, trotzdem jetzt die Folgen einer solchen Po-

litik für die sozialdemokratischen Arbeitermassen so kraß in Erscheinung treten. In dem Aufruf der 

sächsischen Sozialdemokratie heißt es: 

„Die schwere Schädigung der Partei durch die Panzerkreuzeraffäre ist die notwendige Folge einer von Grund 

auf falschen Koalitionspolitik, die in einigen Ministersitzen schon politische Macht sieht und keinerlei Rück-

sicht nimmt auf das Vertrauen der breiten Massen. Deshalb ist jetzt gegen d i e s e  (!) Koalitionspolitik der 

Kampf zu führen mit dem Ziel, der Partei in einer starken Oppositionsstellung wieder ihre Handlungsfreiheit 

zurückzugeben.“ 

Wie die Redensart von der „von Grund auf falschen Koalitionspolitik“ gemeint ist, das erklärt z. B. 

der Artikel von Petrich im „Klassenkampf“ vom 15. September*), in dem es heißt, man müsse ein 

 
*) F. Petrich: „Der außerordentliche Parteitag“. „Klassenkampf“ Nr. 18, S. 549 ff. 
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Ende machen „mit dieser verhängnisvollen Koalitionspolitik, der es an der notwendigen realen 

Grundlage fehlt“. 

Die „linken“ Sozialdemokraten sind also weit davon entfernt, auch in dieser Situation die Koalitions-

politik an sich als „von Grund auf falsch“ zu erklären, sondern sie bezeichnen nur die Koalitionspo-

litik in der momentanen Situation als falsch, vollkommen im Sinne der zahlreichen Erklärungen 

„links“sozialdemokratischer Führer, daß die Koalitionsfrage eine taktische Frage ist, in Ueberein-

stimmung mit dem „linken“ Programm der österreichischen Sozialdemokratie, das als Voraussetzung 

für die Koalitionspolitik eine solche Kraft des Proletariats annimmt, bei der es der Bourgeoisie un-

möglich ist, allein zu regieren, d. h. bei der sie die Hilfe der Sozialdemokratie zur Rettung der bür-

gerlichen Gesellschaft notwendig hat. 

Wenn die „linken“ Sozialdemokraten gegenwärtig gleichfalls von einer „grundsätzlichen Debatte 

zum Wehrprogramm“ schwätzen, aber durch das grundsätzliche Bekenntnis zur Koalitionspolitik von 

vornherein einer grundsätzlichen Diskussion über die Frage des Verhältnisses der Arbeiterklasse zum 

bürgerlichen Staat ausweichen, dann entlarven sie von vornherein ihre [644] radikalen Worte gegen 

den „Panzerplattenreformismus“ als eine leere Scheinopposition, dann bereiten sie ihre neue politi-

sche und auch theoretische Kapitulation vor einer g r undsä t z l i chen  Zustimmung zur Rüstungspo-

litik des deutschen Imperialismus vor. Die Hilferdinge werden auf dem kommenden Magdeburger 

Parteitag der SPD die Frage so stellen: für oder gegen diese Republik, für oder gegen ihre Verteidi-

gung, für oder gegen die Rüstungen, die zu ihrer Verteidigung notwendig sind. 

Da die „linken“ Sozialdemokraten eben Sozialdemokraten sind und keine Kommunisten, da sie nicht 

einmal unklare, schwankende sozialistische Elemente sind, die noch den Weg des Klassenkampfes 

suchen, sondern bewußte und entschlossene Gegner der proletarischen Revolution, wie sich das vor 

allem in ihrer skrupellosen und fanatischen Bekämpfung der Kommunisten äußert, so werden sie auf 

diese Alternative mit der Zustimmung zur Bejahung des bürgerlichen Staates und damit auch zur Be-

jahung seiner „Verteidigung“, d. h. seiner Kriegspläne und Kriegsrüstungen, sich entscheiden müssen. 

Die Sozialdemokratie erweist uns einen zweiten unschätzbaren Dienst, wenn sie neben der grund-

sätzlichen Frage der Stellung des Proletariats zur bürgerlichen Wehrpolitik auch die Frage der Ve r -

t e i d i gung  de s  p r o l e t a r i s chen  S t aa t e s  aufrollt. In der Tat ist das ein Problemkreis, der unlös-

bar zusammenhängt. Unter den „linken“ Sozialdemokraten gibt es auch, wie die Diskussion im „Klas-

senkampf“ gezeigt hat, in der „Theorie“ einige Vertreter eines mehr oder weniger konsequenten Ni-

hilismus in der Wehrfrage, d. h. Vertreter der Ablehnung der bewaffneten Rüstung und des bewaff-

neten Kampfes sowohl für die Bourgeoisie als auch für das Proletariat. Es ist nur zu begrüßen, daß 

die SPD durch ihre Schmutzpropaganda gegen uns, wie sie insbesondere in dem plumpen Pamphlet 

des Parteivorstandes „Die Maske vom Gesicht“ zum Ausdruck kommt, unseren Kampf gegen die 

Kriegsrüstungen des Imperialismus durch den Hinweis auf den „russischen Militarismus“ von diesem 

albernen pazifistischen Standpunkt unterscheidet. 

Die sozialdemokratischen Führer haben schon alles Gefühl für das Denken der proletarischen Masse 

verloren, daß sie uns zu schaden meinen, wenn sie in ihrem illustrierten Blättchen Bilder bringen, die 

die Arbeiterwehren des bewaffneten Proletariats der Sowjetunion zeigen. Wir zweifeln nicht, daß es 

leicht möglich ist, den klassenbewußten sozialdemokratischen Arbeitern klarzumachen, daß gerade 

die Tatsache der Bewaffnung des russischen Proletariats der beste Beweis für den proletarischen Cha-

rakter der Sowjetunion ist. 

Jeder Kommunist ist sich vollkommen der Schwierigkeiten bewußt, die die Einsetzung des gesamten 

Staatsapparates, der bürgerlichen und sozialdemokratischen Mittel zur Beeinflussung der Massen 

gegen Volksbegehren und Volksentscheid für den zahlenmäßigen Erfolg der Abstimmung mit sich 

bringt. Die Einzeichnung zum Volksbegehren ist eine öffentliche Abstimmung, und zweifellos wird 

der offene Terror der Bourgeoisie gegen die Anhänger des „kommunistischen“ Volksbegehrens, be-

sonders auf dem Lande, einsetzen. Aber die bloße Tatsache, daß uns die Einleitung des Volksent-

scheids hilft, alle Fragen der Stellung des Proletariats zum bürgerlichen Staat, zum bürgerlichen 

Militarismus, zur Bewaffnung des Proletariats, zur Verteidigung des Arbeiterstaates, zu den 
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Kriegsrüstungen der Bourgeoisie usw. vor den Massen aufzurollen und die Sozialdemokraten aller 

Schattierungen zu einer klaren Stellungnahme in dieser Frage zu zwingen, ist ein unschätzbarer Ge-

winn. Darum muß in diesen Wochen alle Kraft daran gesetzt werden, diese Fragen mit der größten 

Schärfe und Offenheit vor die gesamte Arbeitermasse insbesondere vor die Massen der sozialdemo-

kratischen Arbeiter, zu stellen. [645] 

* 

Genfer Bilanz  
Von A. F r i e d  

Die diplomatischen und militärischen Blockbildungen innerhalb der imperialistischen Mächte sind 

nicht Erscheinungen, deren Folge durch irgend eine geheimnisvolle außenpolitische Eigengesetzlich-

keit bestimmt wird. Sie sind aber auch nicht die Widerspiegelung der inneren Politik der kapitalisti-

schen Staaten. Anstelle der sinnlosen Streitfrage, ob der Außenpolitik eine primäre und der inneren 

Politik eine sekundäre Rolle zukommt oder umgekehrt, eine Frage, die die Gemüter in der bürgerli-

chen Sozialwissenschaft heftig bewegt und deren Tiefsinn mit dem Tiefsinn der Frage nach dem 

Früherseins des Huhns oder des Eies auf gleiche Stufe zu stellen ist, tritt für die marxistische Betrach-

tung die Untersuchung der ökonomischen Grundlagen, die sowohl die innere Politik der einzelnen 

Staaten als die außenpolitischen Beziehungen unter ihnen bestimmen, 

Die gegenwärtige dritte Periode, die Periode der äußersten Entwicklung zur Verschärfung der allge-

meinen Krise des Kapitalismus (Absatz 1 der politischen Thesen des VI. Weltkongresses) führt in 

diesem Sinne nicht nur zur immer größeren Verschärfung der Gegensätze zwischen den imperialisti-

schen Staaten und der Sowjetunion, sondern auch zur Zuspitzung der Gegensätze innerhalb der im-

perialistischen Staaten und Mächtegruppierungen selbst. Aber nicht nur die Schärfe der Gegensätze 

spitzt sich entsprechend dem wachsenden Widerspruch zwischen Produktivkräften und Produktions-

verhältnissen immer mehr zu. Auch die Versuche der imperialistischen Staaten, die Kräfteverhält-

nisse durch Blockbildungen, Verträge, Militärabkommen zu stabilisieren, nehmen einen anderen 

Charakter an. Eine allgemeine Lab i l i t ä t, ein außerordentlich schwankender Charakter der Gruppie-

rungen und Blockbildungen tritt während des Nachkriegsimperialismus an die Stelle der früheren 

kapitalistischen Bündnisse, die Jahrzehnte lang die außenpolitischen Beziehungen der Großmächte 

bestimmten. Und diese Labilität nimmt mit dem Eintreten der dritten Periode immer mehr zu. Einen 

Beweis für das rasche Tempo dieser zunehmenden Labilität, für den jähen Wechsel der Beziehungen 

zwischen den imperialistischen Staaten liefern die jüngsten außenpolitischen Ereignisse, der Ke l -

l og g-Pak t  und  Gen f. 

Wenn der Kellogg-Pakt den Anspruch der USA auf die höchste Kontrolle über das Recht zu Krieg 

oder Frieden, konkret gesprochen, die Kontrolle über Europa und England darstellt, so ist dieses Auf-

treten Amerikas, die bewußte und vertiefte Einmischung der USA in die Führung der europäischen 

Politik selbst schon eine Folge der wachsenden außenpolitischen Labilität. Anstelle der englisch-

amerikanischen Annäherung trat die Verschärfung der englisch-amerikanischen Konkurrenz um die 

Beherrschung wichtiger Monopole, anstelle der französisch-amerikanischen Freundschaft, die noch 

bei dem Washingtoner Flottenabkommen von 1921 vorherrschte, die französisch-amerikanische 

Spannung, die schon bei den Schuldenverhandlungen der letzten Jahre eine ausschlaggebende Rolle 

spielte Die englisch-französische Spannung ließ zur gleichen Zeit in demselben Grade, wie die obigen 

Veränderungen stattfanden, nach. Die neue englisch-französische Freundschaft feiert ihren Triumph 

in dem englisch-französischen geheimen Militärabkommen, das faktisch einen Bruch des Washing-

toner Abkommens bedeutet, in dem sich England verpflichtet hat, keine maritimen Bündnisse ohne 

die Zustimmung der USA einzugehen. 

Obzwar sie auf der Genfer Völkerbundstagung nicht unmittelbar auf der Tagesordnung standen, bil-

deten der weltumspannende Gegensatz zwischen England und der USA, der Kellogg-Pakt und das 

englisch-französische Marineabkommen den Hintergrund der Genfer Verhandlungen und bestimm-

ten deren wirklichen Inhalt, Für den englischen Imperialismus kommt es darauf an, Deutschland an 

den englisch-französischen Kriegsblock gegen die Sowjetunion noch fester anzugliedern als bisher 

und gleichzeitig in den Block [646] gegen die USA hineinzuzwingen. Für den französischen 
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Imperialismus galt es vor allem, den Kaufpreis für den Anschluß an die antiamerikanische Front 

Englands zu sichern, den französischen Standpunkt gegenüber jenem des neudeutschen Imperialis-

mus in allen Punkten durchzusetzen. Hermann Müller mußte aber als Vertreter der Koalitionsregie-

rung und der Sozialdemokratie um jeden Preis versuchen, einen Erfolg in der Frage der Räumung der 

besetzten Gebiete als Beweis für die Fähigkeit der SPD, die nationalen imperialistischen Interessen 

der deutschen Bourgeoisie zu vertreten, zu buchen. 

Die deutsche Sozialdemokratie log so lange, daß sie „an der Macht angelangt“, d. h. in einer Koaliti-

onsregierung erst in der Lage wäre, die deutsche Außenpolitik zu Erfolgen führen würde, entschei-

dend zu beeinflussen, bis sie schließlich selbst an ihre Lügen zu glauben anfing und nach Genf ging, 

in der Erwartung, daß der französische Imperialismus einer deutschen „Linksregierung“ eher Kon-

zessionen machen werde, als dem Bürgerblock. 

Die Gen f e r  Vö l ke r bunds t agung  war nicht nur eine abstrakte Bestätigung unserer Feststellun-

gen über die wachsenden kapitalistischen Kriegsvorbereitungen gegen die Sowjetunion und über die 

gleichzeitige Zuspitzung der imperialistischen Gegensätze untereinander. Sie zeigte auch in anschau-

licher Weise das dynamische Verhältnis zwischen diesen beiden Tendenzen. Sie zeigte, daß diese 

beiden Tendenzen nicht parallel nebeneinander herlaufen, sondern sich durchkreuzen, daß das wider-

spruchsvolle Verhältnis zwischen ihnen den besonderen Charakter der jeweiligen politischen Situa-

tion bestimmen. Wenn der Kellogg-Pakt der Ausdruck für die unversöhnlichen Gegensätze zwischen 

dem britischen und dem amerikanischen Imperialismus war, so Genf der Ausdruck für jene zwischen 

dem imperialistischen Frankreich und dem imperialistischen Deutschland. Dia Dynamik dieser Ge-

gensätze nahm in ihrem Verhältnis zur kapitalistischen Antisowjetfront folgende Gestalt an: 

D i e  gegensä t z l i chen  I n t e r e s sen  de s  f r anzös i s chen  und  de s  deu t schen  I m per i a -

l i sm us  s t anden  e i nande r  z u  s ch r o f f  gegenübe r, a l s  daß  e i ne  vö l l i ge  E i n i gung  

hä t t e  e r fo l gen  könne n. D i e  gem ei nsam en  I n t e r e s sen  de r  Im per i a l i s t en  wa r en  

g l e i chze i t i g  gegenübe r  dem Ar be i t e r s t a a t  und  dem  Pr o l e t a r i a t  i h r e r  e i genen  

Lände r  z u  w i ch t i g, a l s  daß  s i e  e i nen  Br uch  ge s t a t t e t  hä t t e n. Im Endergebnis haben sich 

die gemeinsamen Interessen des Weltkapitalismus gegen die Sowjetunion wiederum als die stärkeren 

erwiesen, aber das besonders lehrreiche ist, daß sie sich erst nach einem heftigen Ringen, nach einem 

dramatischen Szenenwechsel, nach fingierten und reellen Konflikten als solche erwiesen haben. Man 

muß begreifen: Die Antisowjetfront der kapitalistischen Staaten ist nicht ein stabiler, feststehender 

Rahmen, innerhalb dessen sich alle Weltereignisse abspielen, sondern eine Tendenz, die inmitten des 

chaotischen Durcheinanders der außenpolitischen Intrigen, Konflikte und Gruppierungen sich immer 

wieder als die stärkste treibende Kraft der Entwicklung durchsetzt. Nur durch eine solche Einschätzung 

ist es möglich, die konkrete allseitige Entwicklung immer mehr zu erfassen, statt die Bildung der 

Antisowjetfront als ein Universalschema zu gebrauchen, das jede feinere Analyse überflüssig macht. 

Die Bilanz der Genfer Verhandlungen ist nicht nur für Hermann Müller als Person oder als Vertreter 

der deutschen Sozialdemokratie negativ. Gewiß ist der klägliche Mißerfolg Hermann Müllers eine 

Niederlage der Sozialdemokratie, aber dies ist ein etwas schwacher Trost für die deutsche Bourgeoi-

sie, deren Außenpolitik von der Sozialdemokratie nur treu befolgt und vertreten wurde. Die Einmü-

tigkeit, mit der die deutsche Bourgeoisie am Tage nach der Briand-Rede Hermann Müller damit ver-

tröstete, daß er die Ohrfeigen in Genf im Dienste der nationalen Sache hinnahm, war sicherlich nicht 

von sentimentalen Gesichtspunkten diktiert. [647] Ein bedeutsames Nebenprodukt von Genf war ja 

die Herstellung der nationalen Einheitsfront von Hermann Müller bis zum Grafen Westarp. Die deut-

sche Bourgeoisie mußte in Genf erfahren, daß der neudeutsche Imperialismus auf der weltpolitischen 

Arena einstweilen noch als eine abhäng i ge  Mach t  angesehen wird, daß die englischen bzw. fran-

zösischen Partner gegen höhere Vorteile jederzeit bereit sind, jede Rücksichtnahme auf die deutschen 

Interessen fallenzulassen. 

So haben die deutschen Imperialisten und ihre sozialimperialistischen Agenten in allen Punkten, die 

in Genf auf der Tagesordnung standen, eine Niederlage erlitten: I n  de r  Abr üs t ungs f r ag e, i n  

de r  Räumungs f r age  und  i n  de r  F r age  de r  Repa r a t ione n. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 593 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

In der Abr üs t ungs f r age  kam die Niederlage äußerlich darin zum Ausdruck, daß entgegen den 

deutschen Vorschlägen ein Termin für die Abrüstungskonferenz nicht festgelegt wurde. Das Kom-

mentar zu dieser Sabotage der Abrüstungskonferenz, die Rede Briands und das wirkliche Kommen-

tar, das französisch-englische geheime Flottenabkommen, zeigen, daß die Rüstungen im internatio-

nalen Maßstabe mit unverminderter Intensität weiter vor sich gehen werden. Sie werden weiter vor 

sich gehen, ohne daß dabei Deutschland eine höhere Quote an den gesetzlichen Rüstungsmöglichkei-

ten gewährt wird. Darin besteht die spezifische Bedeutung der Genfer Beschlüsse für den deutschen 

Imperialismus: seine Niederlage besteht nicht in der Sabotage der Abrüstung, sondern in der Be-

schränkung der deutschen Aufrüstung. 

In der Räum ungs f rage  hat die deutsche Bourgeoisie zwar nichts erreicht, dafür aber vieles preis-

gegeben. Für das Linsengericht der Versprechung, über die Räumung zu verhandeln, wurde das bis-

her pathetisch verkündete Prinzip der Unabhängigkeit der Reparationsfrage nicht nur unmittelbar mit 

den deutschen Reparationen, sondern auch mit dem gesamten Fragenkomplex der i n t e r a l l i i e r t en  

(englisch-amerikanischen, englischfranzösischen und französisch-amerikanischen) Schu l den  ver-

quickt, der einen Knotenpunkt der imperialistischen Gegensätze bildet. Die Lösung der Räumungs-

frage wurde damit entgegen allen sozialdemokratischen Versicherungen und Erwartungen sicherlich 

nicht beschleunigt, sondern nur verschleppt. Das Interesse der französischen Bourgeoisie an der Ver-

quickung der Räumungsfrage mit der Reparationsfrage hat auch hier gegenüber den eigentlichen na-

tionalen Interessen der deutschen Bourgeoisie gegenüber einen vollen Erfolg errungen. Und dieses 

Interesse Frankreichs besteht gar nicht, wie es in der deutschnationalen Presse behauptet wird, in 

einem „Schachergeschäft“, Räumung gegen Reparation. Das wesentliche ist der Versuch der H in -

e i nzwi ngung  Deu t sch l ands  i n  d i e  an t i am er i kan i s che  F r on t, die gerade in der Frage der 

interalliierten Schulden mit besonderer Schärfe besteht. Frankreich hat das höchste Interesse an der 

Herabdrückung der ungeheuren Schuldenlasten gegenüber der USA, die die französischen Finanzen 

bekanntlich viel schwerer belasten als jene Englands. Demgegenüber haben die Vertreter der ameri-

kanischen Trustbourgeoisie, nicht zuletzt ihr Präsidentschaftskandidat Hoover, oft genug ihre Abnei-

gung gegen die Aenderung der bestehenden Verträge über die interalliierten Schulden zum Ausdruck 

gebracht. Die zukünftige Orientierung der Außenpolitik der deutschen Bourgeoisie wird nicht zuletzt 

davon abhängen, welchen Druck Frankreich und England mittels der Reparationsfrage (Festsetzung 

der Gesamtschuld, sowie der jährlichen Summen und des Zahlungsmodus) auf Deutschland auszu-

üben verstehen werden. 

Genf hat gezeigt, daß die deutsche Bourgeoisie trotz aller Niederlagen nicht daran denkt, den Lo-

carnokurs aufzugeben. Der Druck des englischfranzösischen Blocks ist unm i t t e lba r e r als der 

Druck des Dollarimperialismus. Die Interessensolidarität der deutschen Bourgeoisie mit dem eng-

lisch-französischen Imperialismus gegenüber der Sowjetunion ist – trotz einiger voraussichtlicher 

Manöver der deutschen Bourgeoisie – viel zu stark, [648] als daß sie in den Hintergrund gedrückt 

werden könnte. Ein bedeutsamer Faktor dabei ist schließlich die SPD, die ihren Kriegskurs gegen die 

Sowjetunion um so mehr verstärken wird, je mehr die durch den Panzerkreuzerbeschluß ausgelöste 

Krise des Reformismus an Breite und Tiefe gewinnen wird. 

Doch muß diese Orientierung der deutschen Außenpolitik auch nur als Tendenz, die sich inmitten 

einer durch und durch widerspruchsvollen, komplizierten, dialektischen Entwicklung durchsetzt, ver-

standen werden. Eine Reihe von wichtigen Einschränkungen, die die hemmungslose Entfaltung die-

ser Tendenz verhindern, müssen aufgezeigt werden, wenn wir nicht Gefahr laufen wollen, statt eine 

fruchtbare Richtlinie zur Orientierung auszunutzen, eine Formel schematisch zu wiederholen. 

Einerseits gilt es klar zu erkennen, daß der gegenwärtige englisch-französische Block e i n  l ab i l e s  

Geb i l de  ist, das angesichts der nach wie vor bestehenden und schon in Genf in Erscheinung getre-

tenen objektiven anglo-französischen Interessengegensätze in nicht all zu ferner Zeit sich in seine 

Bestandteile auflösen und anderen Blockbildungen Platz machen kann. Andererseits muß nachdrück-

lich betont werden, daß d i e  deu t sc h e  Bour geo i s i e  woh l  a n  e i ne  o f f ene  sowj e t f e i nd l i -

c h e, n i ch t  abe r  a n  e ine  o f f ene  an t i am er ikan i s che  Po l i t i k  denken  kan n. Die Milliar-

denverschuldung der deutschen Kapitalistenklasse an den Dollarimperialismus ist ein Argument, dem 
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gegenüber die Argumente einer fingierten alleuropäischen Solidarität gegenüber Amerika (ein Ge-

danke, mit dem nach dem Dawes-Pakte besonders Trotzki spielte), verblassen. Dazu kommen andere, 

wichtige wirtschaftliche Interessenverflechtungen, so die sich deutlich anbahnende gemeinsame 

Front der Standard Oil und der I.-G.-Farbenindustrie gegenüber dem englischen Shell-Trust. Auf der 

einen Seite bestehen weitgehende Vereinbarungen zwischen der Standard Oil und dem deutschen 

Chemietrust in bezug auf die Verwertung der Kohlenverflüssigungspatente der I.-G.-Farben, auf der 

anderen Seite nimmt der Shell-Trust die Konkurrenz mit der I.-G.-Farbenindustrie auf dem Gebiete 

der künstlichen Stickstoffproduktion auf. Und nicht zuletzt steht der deutsche Kapitalismus vor dem 

brennenden und ungelösten Problem der Befriedigung seines wachsenden Kapitalbedarfs, der einst-

weilen trotz aller Rationalisierung und gesteigerten Akkumulation aus den eigenen Kräften noch nicht 

gedeckt werden kann. Eine Inanspruchnahme des amerikanischen Geldmarktes kommt daher auch 

für die Zukunft noch in starkem Maße in Betracht. Es ist daher auch kein Wunder, wenn die Presse 

der Trustbourgeoisie (z. B. die „Kölnische Zeitung“ und die „Deutsche Allgemeine Zeitung“) schon 

heute vor einer Eingliederung Deutschlands in die antiamerikanische Front warnen, und das Schreck-

gespenst des erbosten Onkel Sam, der drohend seine Wechsel präsentiert, an die Wand malten. 

Die Generallinie der Außenpolitik des deutschen Imperialismus wird durch den Weltgegensatz zwi-

schen der kapitalistischen Welt und der Sowjetunion bestimmt. Diese Linie bleibt nach Genf unver-

ändert bestehen. Aber in der Stellung Deutschlands zu den imperialistischen Staaten wird die Unsi-

cherheit, das Hin- und Herschwanken inmitten der allgemeinen Labilität der imperialistischen Ge-

gensätze nur zunehmen. 

Die Größe der imperialistischen Kriegsgefahr wird durch diesen Zustand selbstverständlich nicht verrin-

gert, sondern durch das Hinzutreten immer neuer Konfliktstoffe und Kriegsfaktoren nur vermehrt. [649] 

* 

Zwei Kongresse ...  
Zu den Fragen des Krieges  

Von E r n s t  S c h n e l l e r  

Pazifismus ist zur großen Mode geworden. Pazifismus, „Kampf für den Frieden“ ist das große Schlag-

wort, die kriegsfeindlichen Stimmungen der tausende Millionenmassen der Werktätigen auf den ei-

nen Punkt zu konzentrieren: Wehe dem, der mit dem Krieg beg i nn t! Der Pazifismus ist zur offizi-

ellen Politik der Regierungen geworden. Die großen imperialistischen Mächte rüsten in steigendem 

Maße, sie mobilisieren die Wirtschaft und das gesamte Menschenmaterial für den Fall des Krieges: 

unter dem Zeichen des Kampfes „für den Frieden“. Der Pazifismus der Regierungen, der Pazifismus 

der Bourgeoisie ist die beste Waffe ihrer Politik des Krieges! Die kleinbürgerlichen Organisationen, 

die jeden „Friedens-Schritt der Großmächte als i h r  Werk, als Fortschritt i h r e r  Idee preisen, sie hel-

fen diese Friedensstimmungen festigen! Nie wieder Krieg! Sicherheit, Schiedsverträge, Abrüstung – 

das ist der Weg zum Frieden! Der Völkerbund der Ba l dwi n, Po i nca r é, H i ndenbur g, Musso -

l i n i, P i ł sudsk i  – ist das Instrument des Friedens! 

Der kleinbürgerliche Pazifismus ist so unmittelbar das Werkzeug der imperialistischen Kriegspolitik. 

Auf dem Weltfriedenskongreß in Warschau durfte kein Wort der Kritik gegen den Militarismus, kein 

Wort gegen die Kriegspolitik des Imperialismus Polens gesagt werden. Der katholische Friedenskon-

greß in Prag stand im Zeichen der Unterstützung der Großmächte in ihrer „Friedens“politik. Der Ju-

gendkongreß für den Frieden in Holland begeisterte sich für die Friedens i dee  und die interparla-

mentarische Union bildete eine Versammlung von redegewaltigen Parlamentariern, die nichts zu sa-

gen haben, auf der jede Gruppe für „ihre“ Regierung mehr oder weniger laut plädiert. 

Das Bündnis des offiziellen Pazifismus mit dem kleinbürgerlichen und kirchlichen Pazifismus muß 

jedoch der Arbeiterschaft gegenüber zunächst ohne g r öße re  Wirkung bleiben, solange nicht in der 

Arbeiterschaft selbst stärkere Kräfte für diesen Block mobilisiert werden. Die Stellung der Arbeiter-

schaft aber ist d i e  Schicksalsfrage für die imperialistische Kriegspolitik. Die Stellung zu den Fragen 

des Krieges ist zugleich d i e  Schicksalsfrage für die Arbeiterbewegung. So wie 1914 die Frage des 

Krieges die Spaltung im Lager der Arbeiterbewegung offen aufriß (die Spaltung selbst war in der 
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Politik der Revisionisten und des revolutionären Flügels schon vordem, wenn auch nicht formal, so 

doch in der Wirklichkeit eine Tatsache), so wird sie in der Forderung der Linksentwicklung, Radika-

lisierung und Revolutionierung breitester Arbeiterschichten, in der Loslösung von großen Teilen der 

sozialdemokratischen Arbeiterschaft vom Reformismus eine entscheidende Rolle spielen. Von die-

sem Gesichtspunkte aus ist die Behandlung der Kriegsfrage auf dem Kongreß der Reformisten in 

Brüssel und als Gegenstück dazu auf dem VI. Weltkongreß der Komintern in Moskau von großer 

Bedeutung. 

Die Brüsseler Tagung der Reformisten war recht kurz, so daß von einer eigentlichen Aussprache über 

die entscheidenden Probleme gar keine Rede sein kann. Der Führer der Schweizer Sozialdemokratie, 

der „Linke“ Ernst Rei nha r d‚ schreibt im „Klassenkampf“ (1. Septemberheft): „Alles war zu sehr 

auf eine rasche, nicht auf eine gründliche Arbeit eingestellt.“ Den einzelnen Rednern wurde fünf 

Minuten Redezeit zugebilligt! Nur nicht sprechen, nur nicht Gegensätze aufreißen, nur die Einheit-

lichkeit nach außen wahren, das war der Grundgedanke dieser Versammlung von Ministern a. D. und 

Ministeranwärtern, in der jede Gruppe die Interessen der eigenen Bourgeoisie zu wahren bemüht war, 

der Versammlung, aus der nichts anderes geboren werden konnte als faule Kompromisse zur De-

ckung der Haltung jeder Partei in ihrem Lande. Der Kongreß war eine Parade der Arbeiteraristo-

[650]kratie, – die Arbeiterklasse hatte dort keine Stimme, niemand erhob seine Stimme vom Stand-

punkt des internationalen Proletariats. Die Verbundenheit mit der Bourgeoisie, der reale Opportunis-

mus triumphierte. Uns als Kommunisten kann das nicht wundern oder überraschen. Aber es gibt noch 

Hunderttausende sozialdemokratischer Arbeiter, die auf eine Reformation ihrer Internationale an 

Haupt und Gliedern hoffen. 

Die „linken“ Führer, die ihre Kapitulation vor den offenen Sozialimperialisten auf dem Kongreß in 

schlimmster Weise demonstrierten, haben – um die „Einheit“ zu wahren (Einheit in der Grundsatz-

losigkeit, Einheit im Opportunismus, Einheit in der Verbundenheit mit der Bourgeoisie in jedem 

Lande, Einheit im Sozialpatriotismus und Sozialimperialismus), versucht, nach dem Kongreß die 

Hoffnungen der Arbeiter zu stärken: langsam zwar, aber sicher siegt in der Internationale der prole-

tarische Klassenkampf über die sozialimperialistische Ministerpolitik. Ernst Re i nha r d  schreibt in 

dem bereits erwähnten Artikel im „Klassenkampf“ (2. Jahrgang, Nr. 17): 

„Der Geist der Arbeiterschaft wendet sich von der k l e i n b ü r g e r l i c h e n Id e o l o g i e, in welche ihn die ersten 

Nachkriegsjahre geworfen, langsam w i e d e r  s e i n e r  s o z i a l i s t i s c h e n  B e s t i m m u n g  u n d A u f g a b e 

zu, ohne daß er deswegen dem Bolschewismus verfiele. Zwischen beiden Abgründen sucht er tastend, noch 

unsicher, aber wie von Schicksalsmächten getrieben, seinen W e g z u r H ö h e. Der nächste Kongreß muß voll-

ends d e n  o f f e n e n  K a m p f  u m  d e n  s o z i a l i s t i s c h-m a r x i s t i s c h e n  G e h a l t  d e r  I n t e r n a t i o n a l e  

bringen. Bisher vollzog er sich in der Stille der Kommissionsberatungen; der nächste Kongreß, auf den es zu 

rüsten gilt, muß den offenen Austrag bringen.“ 

Gerade in bezug auf die Kriegsfrage sucht Reinhard den Nachweis zu führen, daß hier ‚die Aktion 

der Linken“ Erfolge errungen hat, die einen „Anfang“ bedeuten: „Nun kann der Kampf um die mar-

xistische Auffassung weitergehen!“ Ja, im politischen Manifest des Kongresses, jener schamlosen 

Kampfansage gegen den Bolschewismus (oder vielmehr gegen Faschismus und Bolschewismus!) 

wollen die „Linken“ einen „durchschlagenden Erfolg“ erzielt haben. 

Worin besteht der Erfolg in der Abrüstungsfrage? In die von der Leitung der SAI vorgelegte Resolu-

tion zur Abrüstungsfrage sind einige radikal klingende Floskeln eingestreut worden, durch die aber, 

wie Re i nha r d  selbst zugeben muß, der „kleinbürgerliche Charakter der Resolution ... keineswegs 

beseitigt worden ist, durchaus nicht!“ 

In Anwendung dieser radikalen Redensarten durch die offenen Rechten sieht Reinhard den „Erfolg“: 

„Es bedeutet aber sicher einen gewaltigen moralischen Erfolg, wenn auch durchaus keinen Sieg, wenn unter 

dem Drucke der Linken es gerade die Rechten sind, welche in den schärfsten Worten für die Anwendung der 

Gewalt sprechen; ein Renaudel sprach zu dieser Forderung, als wäre er Camille Desmoulins, und Crispien 

sprach vom Barrikadenkampf, als wäre er noch der alte Sparkatist und nicht Parteivorsitzender.“ 

(„Der Klassenkampf“ Nr. 17, S. 535.) 
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Worin sind die „Verbesserungen“ der Abrüstungsresolution zu suchen, die von Rei nha r d  als Fort-

schritt gepriesen werden? Ein Vergleich der im Februar angenommenen Resolution der Exekutive 

der SAI zeigt folgende Aenderungen. Im ersten Hauptteil war bisher ein polemischer Teil gegen den 

„Irrtum“ der Sowjetunion, „daß eine vollständige Abrüstung erreicht werden kann, solange die Re-

gierungen der meisten Länder von kapitalistischen und imperialistischen Klassen beherrscht werden 

und solange andererseits in vielen Ländern nicht jene Demokratie besteht, die allein die Durchführung 

internationaler Abrüstungsabkommen unter die Kontrolle demokratischer Einrichtungen und einer 

freien, öffentlichen Meinung zu stellen vermag“. Dieser [651] Satz ist in Wegfall gekommen, so daß 

jetzt das Ziel vollständiger Abrüstung „ohne Unterschied zwischen Siegern und besiegten Staaten“ 

(neu) „durch die gemeinsamen und energischen Bestrebungen der organisierten Arbeiter, durch die 

unablässige Aufklärung der Arbeiter über die Ursache und Gefahr der Rüstungen und durch den ge-

steigerten politischen und wirtschaftlichen Kampf des Proletariats gegen die herrschenden Klassen“ 

erreicht werden soll: 

„Die SAI kann sich nicht darauf beschränken, hier das Programm der Aktion zu entwerfen, durch die das 

Proletariat daran arbeitet, den Frieden zu sichern. So sehr sie jedem, wenn auch teilweisen Erfolg für den 

Frieden Bedeutung beimißt, so muß sie doch die Arbeiter aller Länder daran erinnern, daß der Krieg erst, wenn 

der Sozialismus gesiegt hat, endgültig überwunden sein wird. Keinerlei Umwandlung des Kapitalismus kann 

die kriegerischen Kräfte in ihm vernichten, die zu seinem Wesen gehören. Der Imperialismus führt zum Krieg, 

Krieg in den Kolonien, Krieg in den erst jüngst in den Weltmarkt einbezogenen Gebieten und zwangsläufig 

zum Krieg zwischen den Industrieländern selbst. 

In der kapitalistischen Epoche trägt jeder Krieg stets den Charakter des herrschenden Imperialismus. Und der 

Kampf selbst, den die Finanzmächte mit erwachender Energie gegen die Demokratie führen, indem sie die 

Zahl der diktatorisch regierten Staaten vermehren, verschärft die Gefahren äußerer Konflikte. 

Solange die Regierungen eine imperialistische Politik verfolgen, gibt es keinen sicheren Frieden. Ja, sogar ein 

Vertrag zur Herabsetzung oder Beschränkung der Rüstungen zwischen derartigen Regierungen könnte dazu 

dienen, die Arbeiter in ein falsches Gefühl der Sicherheit zu wiegen, ihre Aufmerksamkeit von einer gefahr-

vollen Politik abzulenken. Der internationale Sozialismus hat die Pflicht, den Völkern verständlich zu machen, 

wie sehr die Abrüstungskonferenzen sinnlos werden, wenn die daran teilnehmenden Regierungen dabei ver-

harren, eine kriegerische Politik zu führen. 

Die SAI erklärt, daß es vor allem die unabhängige und direkte Aktion der internationalen Arbeiterklasse ist, 

gerichtet gegen die kapitalistischen Regierungen, die die Völker auf dem Wege der Abrüstung vorwärts führen 

kann. 

Unser Losungswort muß daher lauten: Umfassende Organisation des Friedens! Für die völlige Abrüstung! 

Rücksichtsloser Kampf gegen alle Formen des Kapitalismus!“ 

Die ursprüngliche Resolution behauptete nun im selben Atemzuge, daß zwar die vollständige Abrüs-

tung „derzeit“ noch nicht erreichbar sei, daß es aber doch schon in den gegenwärtigen politischen 

Verhältnissen Kräfte im Kapitalismus gäbe, „die nach Einschränkung der Rüstungen drängen“. Die-

ser Passus ist jetzt in der Weise formuliert, daß „die wachsende gegenseitige Abhängigkeit der wirt-

schaftlichen Unternehmungen, die gesteigerten Kosten der Rüstungen, die Erkenntnis, daß das Wett-

rüsten den Krieg automatisch herbeizuführen droht, die Notwendigkeit der Sicherheit für ausländi-

sche Anleihen und die Furcht von neuen Revolutionen, welche jeder Krieg entfesseln kann, gewisse 

Teile der herrschenden Klassen dazu veranlassen können, im Prinzip einer Einschränkung der Rüs-

tungen zuzustimmen“. 

Es wird also eine ausführliche Begründung dafür gegeben, daß Teile der Bourgeoisie und augenblick-

lich die stärksten „Teile“, nämlich das herrschende Finanzkapital, an der Kriegspolitik desinteressiert 

seien. Und diese Behauptung wird in unmittelbarem Zusammenhang mit der lahmen Erklärung: „Die 

allgemeinen Tendenzen des Kapitalismus streben (!) zum Krieg“, gebracht. 

Das sind die wichtigsten Aenderungen, die Re i nha r d  als Erfolg der „Linken“ bucht. Jedermann ist 

klar, daß diese Aeußerungen an der Sache gar nichts ändern, nämlich an der Tatsache, daß die gesamte 

Politik der SAI der Politik der Imperialisten unterstellt wird – und daß, sofern einmal die Unterstüt-

zung der Bourgeoisie Handlungen erfordert, die mit der lendenlahmen Resolution des Brüsseler 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 597 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

Kongresses nicht in Einklang stehen, dies von jeder Partei der II. Internationale skrupellos geschehen 

wird. 

[652] Ist etwa auf Grund der Aenderung der E i n l e i t u ng, wonach nur der gesteigerte Kampf der 

Arbeiter gegen die herrschenden Klassen die Forderung der Abrüstung durchsetzen kann, in den 

p r ak t i s che n Anweisungen des Kongresses etwas gegenüber der früheren Resolution geändert wor-

den? 

Die Februarresolution schlug vor: Rege l ung aller internationalen Konflikte durch obligatorische 

Schiedsverfahren – und Anwendung des stärkstmöglichen Druckes selbst in der Form der Gewalt 

(jetzt: selbst in revolutionärer Form) gegen jede Regierung, die sich dem Schiedsgerichtsverfahren 

nicht unterwirft! Weiter wird festgestellt, daß „nu r zwi sche n g l e i chbe r ech t i g t en  Na t i onen  

dauernder Friede zu erreichen“ ist; dahe r „verlangt die SAI für alle Nationen die gleiche Freiheit in 

der Wahl des Heeressystems“ (also für Deutschland, Oesterreich, Ungarn, Bulgarien Aufhebung der 

Entwaffnungsbestimmungen, Freiheit der Rüstungen nach dem Muster von Paul-Boncour-Gesetzen 

oder nach polnischem Beispiel – im Interesse des Friedens!). Auf dieser Grundlage werden dann 

„Rüstungsbeschränkungen“ gefordert, die der Bourgeoisie gar nicht wehe tun: 

1. Möglichst kleine Friedensstände in den Kasernen, 

2. Beschränkung der Waffenvorräte. 

Dasselbe hat der ehemalige Chef der Heeresleitung, Generaloberst von  Se e c k t, als moderner Mili-

tarist vor einigen Monaten als zweckdienliche Maßnahmen für „neuzeitliche Heere“ vorgeschlagen. 

Durch „internationale Abkommen“ der imperialistischen Mächte sollen Gaskrieg, Verwendung von 

Bakterien verboten, die Zahl der schweren Geschütze, der Tanks, Flugzeuge, Kriegsschiffe be -

s ch r änk t  (!) werden usw. usw. Schließlich wird gefordert, daß die Parlamente über Heer und Flotte 

die Verfügungsgewalt erhalten, daß alle Schranken, die das Heer vom Volk trennen, beseitigt werden, 

daß die Aufstellung und Erhaltung faschistischer bewaffneter Milizen und Wehrorganisationen zu 

verbieten und die Durchführung des Verbots unter internationale Kontrolle zu stellen ist. 

Alle diese Maßnahmen sind genau so, wie sie in der Februarresolution vorgeschlagen wurden, vom 

Brüsseler Kongreß verabschiedet worden. Die Floskel: ‚Der Imperialismus führt zum Krieg“, ist als 

Zugeständnis an die kriegsfeindlichen Stimmungen der Arbeiter in die Resolution hineingenommen 

worden, ohne den Charakter der Kriegspolitik der II. Internationale irgendwie zu beeinflussen. Und 

die Kritik der „Linken“ hat nie mehr verlangt als solche Zugeständnisse. 

„Kampf gegen alle Formen des Kapitalismus“ in der Phrase und Unterstützung der kapitalistischen 

Herrschaft durch die praktische Politik in der Abrüstungsfrage, „Massenkampf“ in der Phrase und 

Verhütung jeder Massenmobilisation in der Praxis. 

Diese Charakterisierung der Beschlüsse der II. Internationale wird noch stärker unterstrichen, wenn 

wir die Beschlüsse von 1928 mit früheren Beschlüssen der II. Internationale oder des Amsterdamer 

IGB vergleichen. Die Beschlüsse von Rom (1922) und Wien (1924) propagierten noch Generalstreik 

gegen den Krieg. Auf dem Marseiller Kongreß der Reformisten (1925) wurden ebenso noch radikale 

Töne angeschlagen. Dabei hatten schon auf diesen Tagungen die offenen Sozialimperialisten ver-

sucht, die Aufforderung zu Massenaktionen durch Erziehung „im Geiste der Völkerversöhnung“ und 

durch Appellationen an die Regierungen zu ersetzen. Der Pariser Kongreß des IGB (1927) und jetzt 

der Brüsseler Kongreß der SAI haben endgültig auch den Anschein, daß diese Organisationen zu 

irgendwelchen Massenaktionen aufrufen könnten, aufgegeben. Das ist in Wahrheit die Weiterent-

wicklung, die Ernst Reinhard umzudeuten versucht, nämlich die Entwicklung zum offenen Bekennt-

nis für den aktiven Sozialimperialismus und für die völlige Verbürgerlichung der Arbeiterbewegung. 

Vor allem aber straft die tatsächliche Praxis der Sozialdemokraten die Prophezeiungen und Verhei-

ßungen Ernst Reinhards ganz klar Lügen. Die Panzerkreuzerpolitik der SPD ist die unmittelbare Ant-

wort auf den inter-[653]nationalen Kongreß. Es kennzeichnet gerade die „linken“ Führer der SPD, 

daß sie einer gründlichen Erörterung des Zusammenhangs zwischen der Panzerkreuzerpolitik und 

dem Wehrproblem auszuweichen versuchen, während gerade die rechten Führer die Aufstellung 
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eines pos i t i ve n Wehr p r og r amm s fordern. Der Brüsseler Kongreß setzt in seinen Beschlüssen 

die Bejahung des bürgerlichen Staates, die Bejahung des Imperialismus, die Bejahung des Völker-

bundes und seiner Methoden voraus. Der „kleine Metallarbeiter“ Seve r in g‚ einer der Mitbegründer 

der Schwarzen Reichswehr, hat auf verschiedenen Tagungen., zuletzt Mitte September auf der Ta-

gung des Reichsbanners in Lübeck, ausgeführt: 

„Wer die Macht im Staate will, muß auch die Machtmittel wollen. In dieser Erkenntnis haben die republikani-

schen Parteien auch der Regierungserklärung zugestimmt, in der es hieß, daß die Regierung, die von der Wehr-

macht verlange, daß sie eine treue und unbedingt zuverlässige Stütze der Republik sei, ihrerseits dafür sorgen 

würde, daß die Wehrmacht mit allen für ihre Aufgabe notwendigen Mitteln ausgestattet wird ... Sind aber die 

grundsätzlichen Unklarheiten beseitigt, dann kann mit viel größerer Sachlichkeit und ohne jede leidenschaft-

liche Verhetzung jede auftretende Zweckmäßigkeitsfrage geprüft und entschieden werden. Auch das Reichs-

banner würde sich ein großes Verdienst um die politische Erziehungsarbeit im Volke erwerben, wenn es diese 

Fragen im Kreise seiner Mitgliedschaften mit dem Ernst, den der Gegenstand erfordert, prüfen würde.“ (Zitiert 

nach der „Plauener Volkszeitung“ vom 17. September 1928.) 

Es ist ohne weiteres damit zu rechnen, daß der Parteivorstand der SPD, gestützt auf den Parteiaus-

schuß und die Reichstagsfraktion, gestützt vor allem auch auf die loyale Opposition der „Linken“, 

auf dem angekündigten Magdeburger Parteitage eine vollständige Zustimmung zur Panzerkreuzer-

politik, als Teil der „positiven Wehrpolitik“, finden wird, so wie in Kiel (1927) die Koalitionspolitik 

als Weg zur Macht begründet und bestätigt wurde. Es kommt nur darauf an, daß in der Vorberei-

tungszeit die notwendige Vorarbeit geleistet wird, vor allem von den „Linken“, die schon jetzt ihr 

möglichstes tun, um die Panzerkreuzerfrage aus der Diskussion über Grundsätze in die Diskussion 

über Zweckmäßigkeitsfragen abzubiegen. Zugleich aber soll die Bestätigung der Panzerkreuzerpoli-

tik eine weitere Verstärkung des reformistischen Kampfes gegen die revolutionäre Arbeiterbewegung 

und gegen die Sowjetunion bringen. Darin sind sich Rechte wie Linke von vornherein einig und der 

von Re i nha r d  so gerühmte Aufruf des Brüsseler Kongresses gibt diese Linie an: „Gegen Faschis-

mus und Bolschewismus, für die Demokratie“. In welcher Weise die SPD ihre Propaganda für den 

friedlichen Kapitalismus führen wird, das zeigt u. a. das letzte Heft der „Gesellschaft“, vor allem in 

den Artikeln „Krieg, Friede und Kapitalismus“ von Wolfgang Schwar z  und „Deutschland und Ost-

europa“ von G. Bi ens toc k. Im Artikel von Schwarz wird den Kapitalisten aller Länder nachgesagt, 

„mochten sie tauschend oder schießend die halbe Welt erobern, untereinander wußten sie doch immer 

wieder Frieden zu halten“. Ja auch der letzte Weltkrieg hatte nichts mit innerkapitalistischen Gegens-

ätzen zu tun, „mit dem Ausbruch des Weltkrieges haben Generaldirektoren, Exportkaufleute und 

Börsenmakler nichts zu schaffen, der Weltkrieg brach n i ch t  aus im Wettbewerb um die Aufteilung 

der Welt“. „Die These vom Stuttgarter Kongreß (1912)“ (gemeint ist 1907. E. 5.), „daß der Kapita-

lismus der Krieg sei, ist unhaltbar. Die Auffassung, daß der Imperialismus zwangsläufig zum Krieg 

zwischen den Industrieländern führt, ist Glaubenssache, nicht Erkenntnis“. „Die Kapitalistenklasse 

verzichtet auf den Krieg, um ihre Herrschaft über die unterdrückten Nationen und die eigenen auf-

steigenden werktätigen Massen aufrechtzuerhalten ... Sie übertreibt die Unsicherheit, um innerhalb 

der Nationen an der Herrschaft zu bleiben. Aber in der Demokratie ist die Bourgeoisie wehrlos gegen 

den rein geistigen Kampf. Je entschiedener der Klassenkampf e i n  ge i s t i ge s  R i ngen  darstellt, um 

so sicherer überwindet er die Klassenherrschaft und ihre Rüstung. Kapitalistische [654] Demokratie 

ist der Verzicht auf den Krieg unter den Kapitalisten. Sozialistische Demokratie ist die Abrüstung, ist 

der Friede in aller Welt.“ 

Diese große Verherrlichung der Demokratie unter bewußter Wendung gegen die Kommunisten, die 

die soziale Revolution nicht als ein geistiges Ringen, sondern als einen Akt gewaltsamer Machterobe-

rung auffassen, wird noch unterstrichen und für die gegenwärtige Situation stärker herausgearbeitet 

in dem Artikel von B i ens t oc k. Auch Bienstock geht davon aus, daß die imperialistischen Mächte 

für den Frieden sind. Im Osten droht Kriegsgefahr, weil sich eine Reihe neu geschaffener Staaten in 

ihren Grenzen bedroht fühlen: 

„Die Unsicherheit in der osteuropäischen Politik wird d u r c h d i e F r a g w ü r d i g k e i t  d e r  M o s k a u e r  P o -

l i t i k  bedeutend v e r s c h ä r f t. Die endgültige Flurbereinigung in Osteuropa ist ohne Rußland oder gegen 

Rußland unmöglich. Aber solange d i e M o s k a u e r P o l i t i k einen so b e ä n g s t i g e n d e n  G r a d  d e r  
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U n s t a b i l i t ä t  aufweist wie heute, wird wohl mit ihr als mit einem reellen Faktor nicht zu rechnen sein. Ein 

nicht bolschewistisches Rußland, sei es ein bürgerlich-demokratisches, sei es ein faschistisches, wird mit ganz 

anderer Wucht auch die territorialen Ansprüche in Osteuropa anmelden. Es ist für Polen äußerst schwierig, 

irgendwelche Konzessionen an seiner Westgrenze zu tun, solange es nicht weiß, wie seine Ostgrenze endgültig 

gezogen sein wird. Auch das Schicksal Litauens und der baltischen Randstaaten bleibt so lange in der Schwebe, 

als R u ß l a n d  lediglich als e i n e  ‚l a t e n t e  G r o ß m a c h t‘ erscheint.“ 

Das ist ein besonders raffinierter Versuch, den Bolschewismus als Kriegsmacher hinzustellen. Kann 

man nichts Positives von bolschewistischen Eroberungsplänen erzählen, so spricht man von der „Un-

stabilität“ der bolschewistischen Diktatur und der Kriegsgefahr, die sich nach ihrem Sturz ergeben 

könnte! 

Mit dieser Politik der Glorifizierung des Kapitalismus und der Demokratie nimmt die deutsche Sozi-

aldemokratie die Losung Paul-Boncours auf: 

Pilsudskis Soldaten an der Ostgrenze Polens sind die letzten Vorposten der menschlichen Zivilisa-

tion! Die gesamte reformistische Politik ist klarer, schärfer und offener gegen die Sowjetunion ge-

richtet, gegen die gewaltsame Aktion im eigenen Lande, gegen jeden revolutionären Umsturz, denn 

die kapitalistischen Mächte sind untereinander ja „für den Frieden“ und die Abrüstung wird um so 

leichter vor sich gehen, je weniger ein gewaltsamer Umsturz droht. 

Diese offiziellen Auffassungen der deutschen Sozialdemokratie entsprechen den Anschauungen der 

Sozialdemokratie in allen Ländern, sie entsprechen auch den Grundlagen der Beschlüsse von Brüssel. 

In der Arbeiterschaft darf darüber gar kein Zweifel und keine Illusion herrschen. 

Diese vollendete Entfaltung des Sozialimperialismus mit allen seinen verhängnisvollen Folgen für 

die Arbeiterbewegung (Vertiefung der Spaltung, Ansätze des Sozialfaschismus, Verbürgerlichung 

auf allen Gebieten der Arbeiterbewegung) steht in größtem Gegensatz zu der Linksentwicklung in 

der Arbeiterklasse, sie ist zugleich ein Versuch, diese Linksentwicklung abzubiegen zugunsten der 

Imperialisten: „für den Frieden“ im Kampf gegen die Revolution und zur Niederwerfung der Sowjet-

union (damit endlich Rußland nicht mehr lediglich als eine latente Großmacht erscheint!). In diesem 

Sinne soll das Problem Osteuropa gleichzeitig mit dem Problem der Revolution und der Linksent-

wicklung „gelöst“ werden. 

Diese Politik läßt den Reformismus, je mehr die Kriegskonflikte sich zuspitzen, je stärker die Klas-

senkonflikte offen zutage treten, immer klarer in offenen Gegensatz zu den Klasseninteressen des 

Proletariats treten. 1914 fehlte dem Proletariat eine breite, klare revolutionäre Partei, die den Prozeß 

der Loslösung vom Reformismus hätte mit allergrößter Energie fördern können. Die revolutionäre 

Linke in Deutschland, unter Führung von Rosa Luxemburg, Karl Liebknecht, Clara Zetkin war noch 

zu schwach, Aus ihr ist heute die Kommunistische Partei als Massenpartei gewachsen. Die Kom-

[655]munistische Partei hat jetzt die Aufgabe – und alle Möglichkeiten zu ihrer Erfüllung sind gege-

ben –‚im Kampfe gegen die Kriegspolitik alle Probleme des Imperialismus der Demokratie, der 

Staatstheorie, des Weges zur Macht, der Revolution und des Sozialismus als Probleme der ak t ue l -

l e n  Politik vor den breiten Massen zu stellen und als Führerin der breiten Massen des Proletariats 

und aller Werktätigen zu lösen. 

Der VI. Wel t kong reß  der Kornintern hat den Kommunisten in allen Ländern und dem Weltprole-

tariat die Richtlinien für diesen Kampf, der ein Kampf zur Vernichtung des Reformismus ist, mit aller 

Klarheit und Gründlichkeit gegeben. Die Behandlung der Kriegsfrage nahm auf dem fast sechs Wo-

chen währenden Kongreß den breitesten Raum ein. Nicht nur, daß ein besonderer Tagesordnungs-

punkt der Erörterung des Kriegsproblems gewidmet war, der politische Bericht mit der Untersuchung 

der Weltlage und der Festlegung der Aufgaben der Komintern stellte da s  Kr i egsp rob l e m  i n  den  

Mi t t e l punk t  der Erörterungen; ebenso spielte bei der Behandlung des Kolonialproblems die Frage 

des Krieges eine ausschlaggebende Rolle ebenso wurde in der Programmdebatte das Kriegsproblem 

gestellt. Im Problem des Krieges werden alle Fragen des Klassenkampfes, der revolutionären Strate-

gie und Taktik aufgerollt. Der VI. Weltkongreß hat den Parteien die Richtlinien gegeben, wie die 

Tageskämpfe in den Dienst der Lösung des Kriegsproblems im revolutionären Sinne ausgenutzt, wie 
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die Kriegsvorbereitungen durchkreuzt, wie der imperialistische Krieg, wenn er ausgebrochen ist, in 

den Bürgerkrieg umgewandelt wird. 

Die Bourgeoisie und der Reformismus haben aufgeheult, weil die Komintern ihre Stimme vor der 

Arbeiteröffentlichkeit der Welt erhob: Neuer Krieg steht bevor! ‚Die Kommunisten hetzen zum 

Krieg!“ „Die Komintern will den Krieg!“ „Ohne Krieg keine Revolution, darum wollen die Kommu-

nisten Krieg!“ – so traten die Pazifisten auf, so bewiesen sie ihren Pazifismus. 

Vollständig eindeutig hat die Komintern als wichtigste Aufgabe in der Gegenwart gerade d i e  gestellt: 

den  Sch l e i e r  wegzur e i ße n, mit dem die imperialistischen Kriegstreiber ihre Kriegspolitik, ihre 

Kriegsvorbereitungen zu verhüllen suchen. Der Pazifismus und die Politik des Sozialimperialismus 

sind als die gefährlichsten Stützen der Kriegspolitik besonders zu bekämpfen. Ihre verderbliche Rolle 

kann aber nur dann gründlich entlarvt werden, wenn einmal die tatsächliche Zuspitzung der Kriegs-

konflikte von Etappe zu Etappe, Schritt für Schritt klargelegt, wenn zugleich die konkreten Kriegs-

vorbereitungen in jedem Lande wirklich aufgedeckt und die pazifistischen Manöver als Teil nicht nur 

der Verschleierungspolitik, sondern der aggressiven Kriegsintrigenpolitik der Imperialisten (franzö-

sisch-englische Flottenverständigung und Kellogg-Pakt) dargestellt werden. 

Die Zusammenhänge zwischen der Zoll- und Preispolitik, der Lohn- und Steuerpolitik der Regierun-

gen des Unternehmertums, der Niederlagenstrategie, der Spaltungspolitik, den wirtschaftsfriedlichen 

Methoden der reformistischen Führer mit dieser Kriegspolitik sind klar herauszukehren, um den Mas-

sen die Augen zu öffnen, um die Massenak t i one n um Lohn und Brot, um Achtstundentag, gegen 

Steuerdruck und Preiserhöhungen bewußt in den Dienst der Durchkreuzung und Verhinderung der 

Kriegspolitik zu stellen, bewußt in der Richtung zum Sturz der Bourgeoisie zu lenken. 

Die Panzerkreuzerpolitik der deutschen Bourgeoisie, die Haltung der SPD. die Manöver der ‚Linken“ 

in dieser Frage geben eine rasche Bestätigung der Festlegungen der Komintern und für die deutsche 

Partei eine günstige Gelegenheit, die breiteste Mobilisierung gegen die imperialistische Kriegsbedro-

hung, für die revolutionäre Verteidigung der Sowjetunion durchzuführen. 

Der entschlossenste Kampf zur Verhinderung des Krieges durch revolutionäre Aktionen (denn nur 

die Revolution kann den Krieg verhindern!) verlangt die absolute Festigkeit der Parteien gegenüber 

allen Angriffen der Bourgeoisie auf ihren Bestand und auf ihre Tätigkeit, also gegen die Verbotsmaß-

nahmen, gegen die Beschlagnahme der Druckschriften, gegen die Ver-[656]hinderung der Propa-

ganda für die Revolution, wie gegen die Verhinderung der Aufdeckung von Geheimrüstungen und 

Kriegsmaßnahmen, gegen die Verhinderung der Propaganda in der Armee. Die von dem II. Weltkon-

greß in den 21 Bedingungen ganz unzweideutig gestellte Aufgabe der Ve r b i ndung  de r  l ega l en  

m i t  de r  i l l ega l en  Arbe i t  muß in Erinnerung gerufen werden, um ein Kapitulieren vor den immer 

stärker durchgeführten Einschränkungen der politischen Bewegungsfreiheit zu verhüten um die Par-

teien für den Fall des völligen Verbots rechtzeitig einzustellen und um auch in voller demokratischer 

„Freiheit“ die Aufgaben des Kampfes gegen die imperialistische Kriegspolitik, gegen die Bedrohung 

der Sowjetunion richtig lösen zu können. 

Während die II. Internationale das Problem der unmittelbar drohenden Kriegsgefahr, der unmittelba-

ren Rüstungen der Mächte gegen die Sowjetunion ignoriert und den Arbeitern den Völkerbund mit 

Schiedsgericht und Sicherheitskommission anpreist, sie bewußt über die Kriegspolitik hinweg-

täuscht, die wichtigste Waffe der Kriegspolitik (den Völkerbund) als Friedensinstrument verherrlicht, 

weist die Komintern den Weg zur wirklichen Herstellung und Sicherung des Friedens durch die Re-

volution und gibt für die heu t i ge  Situation die Aufgabe: Durchkreuzung der Kriegspolitik. 

Selbstverständlich mußte sich der Kongreß auch über die tatsächlichen Kräfteverhältnis im klaren 

sein. Wird es möglich sein, dem Kriegsausbruch mit der Revolution zuvorzukommen? Die W a hr -

s che i n l i chke i t  spricht dafür, daß die Imperialisten – gerade auch um einer revolutionären Welle 

vorzubeugen – selbst in einem für sie nicht günstigen Zeitpunkt losschlagen werden. Aber der Kampf 

gegen die Kriegspolitik vermag die Kriegsmaßnahmen zu schwächen, er vermag sie zu verzögern, ja 

er vermag unter Umständen den Ausbruch des offenen Konfliktes zu einem bestimmten Zeitpunkt zu 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 601 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

verhindern. Je länger durch die revolutionäre Mobilisation die Atempause für die Sowjetunion ver-

größert wird, um so geringer sind die Aussichten für den Imperialismus, seine Aktion gegen die Sow-

jetunion erfolgreich durchzuführen. 

Jede gründliche Arbeit in der Zeit der Vorbereitung des Krieges wird zugleich dann, wenn der Krieg 

trotzdem ausbrechen sollte, die Umwandlung des Krieges in den Bürgerkrieg erleichtern. Während 

die II. Internationale den Frieden durch die Demokratie verheißt, Frieden durch die Verhinderung des 

gewaltsamen Umsturzes, Frieden durch Unterstützung des Trustkapitals, beschäftigte die Komintern 

auf ihrem Kongreß selbstverständlich die revolutionäre Lösung des Kriegsproblems. Die Fragen der 

Revolution, des bewaffneten Aufstandes und seiner Voraussetzungen müssen aus der Erörterung im 

kleinen Kreise in die Arbeiteröffentlichkeit getragen werden – in Verbindung mit dem Kampf gegen 

die imperialistische Kriegspolitik, mit der Verteidigung der Sowjetunion. 

Die revolutionäre Stellung zum Wehrproblem, zur revolutionären Arbeit in der Armee („Kommunisten 

müssen an jedem reaktionären Kriege teilnehmen!“), zu den militärischen Forderungen, zur Kriegs-

dienstverweigerung, zum Generalstreik, die sämtlich im Plenum wie in der Kommission des Kongres-

ses ausgiebig erörtert wurden, hier aber nur aufgezählt werden können, müssen ebenfalls Gemeingut 

aller klassenbewußten Arbeiter werden, wenn sie richtig für den revolutionären Kampf gegen Imperi-

alismus und Kriegspolitik gewonnen, wenn dem reformistischen Einfluß gründlich der Boden entzo-

gen werden soll. Wie alle revolutionäre Arbeit, muß im besonderen die Arbeit gegen die imperialisti-

sche Kriegspolitik zur Angelegenheit der Massen werden, die Massen aufwühlend und führend, im 

innersten ergreifend und zur eisernen Klassenfront zusammenschweißend. Die Reformisten suchen die 

Massen auszuschalten, Führerpolitik ist das A und O ihrer Politik des Massenbetrugs! Die revolutio-

näre Massenmobilisierung ist der empfindlichste Schlag für den Reformismus. Gerade für die Lösung 

des Kriegsproblems gilt das Wort des Kommunistischen Manifestes: „Nur das Werk der Proletarier 

selbst!“ Die II. Internationale vertritt mit den Inter-[657]essen einer kleinen Schicht der Arbeiterbüro-

kratie, Arbeiteraristokratie, die Interessen des Imperialismus im Proletariat; die Kommunistische In-

ternationale vertritt in ihrer Politik keine besonderen Interessen einer Gruppe, sondern die allgemeinen 

Interessen des gesamten Proletariats, und je energischer, eindringlicher, klarer sie das in ihrer tägli-

chen Praxis zu verwirklichen versteht, um so stärker wird sie die von den Massen anerkannte Führerin 

werden. Jetzt, in der Situation der Kriegsvorbereitung hat die Komintern die größten Möglichkeiten 

des Massenerfolgs, der Massenmobilisation, der stärksten Förderung der Linksentwicklung. 

Der VI. Weltkongreß hat zur Erfüllung der Aufgaben, zur Ausnützung der gegebenen Möglichkeiten 

allen Sektionen die Verpflichtung auferlegt, die größte Verstärkung der Schulungsarbeit in allen mit 

Krieg und Revolution zusammenhängenden Fragen durchzuführen, die Arbeit unter den proletari-

schen Frauen, unter der werktätigen Jugend, vor allem auch die Arbeit auf dem Lande und in der 

Armee zu verstärken, darüber hinaus die gesamte Arbeit der Partei in den Betrieben und Gewerk-

schaften besonders nach dem Gesichtspunkt der Bedeutung der Industriegruppe und des in Frage 

kommenden Gebietes für die Lösung des Kriegsproblems, des Machtproblems viel klarer als bisher 

anzupassen. 

Förderung der Passivität der Massen, Einlullung, Massenbetrug, Spaltung, Rollkommandopolitik ge-

gen die revolutionären Arbeiter – das ist die Politik der II. Internationale zur Deckung ihrer Koaliti-

ons- und wirtschaftsfriedlichen Haltung, des Sozialimperialismus und Sozialfaschismus, das ist der 

Sinn des Brüsseler Kongresses. 

Stärkste Massenmobilisierung, Aufrüttelung der Massen, Förderung der Arbeitskämpfe, Herstellung 

der breitesten Massenfront zur Durchsetzung der Tagesforderungen, zur Erschütterung des Imperia-

lismus, zur Zertrümmerung des Machtapparates der Bourgeoisie für den Sieg der Revolution, das ist 

der Sinn der Beschlüsse des VI. Weltkongresses. 

Die Fronten werden immer klarer herausgearbeitet. Die Komintern wird die Massen unter ihren Fah-

nen für den Sieg des Proletariats, für den Sieg der Revolution sammeln. Der Sieg der Revolution, das 

ist der Weg, Kriege unmöglich zu machen und den Frieden zu garantieren. 

* 
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Die Programmdiskussion auf dem VI. Weltkongreß  
Von J. Lenz 

Wenn man alle Probleme, die in den tagelangen Verhandlungen der Programmdiskussion des VI. 

Weltkongresses besprochen wurden, ausführlich darstellen wollte, würde der Rahmen eines Artikels 

nicht ausreichen. Die Programmkommission hat beschlossen, ein gekürztes Protokoll dieser Diskus-

sionen zu veröffentlichen; so werden alle an den Problemen des Kommunismus Interessierten die 

Möglichkeit haben, dieses reiche und wertvolle Material zu studieren. Wir müssen uns hier auf die 

Darstellung der wichtigsten Probleme beschränken und dabei besonders die Probleme behandeln, die 

erst durch die neuere Entwicklung der kapitalistischen Gesellschaft und der internationalen Revolu-

tion aufgeworfen wurden Hier handelt es sich nicht um die Mitteilung der Ergebnisse der Diskussion, 

die in das Programm aufgenommen wurden, sondern auch um die Aufrollung von Problemen, deren 

genauere Erforschung eine wichtige Aufgabe unserer Parteien sein wird. Die Ausarbeitung des Pro-

gramms für die einzelnen Sektionen der Komintern, die nunmehr auf Grund des allgemeinen Pro-

gramms in Angriff genommen werden muß, wird Gelegenheit bieten, durch kollektive Arbeit das in 

dem Programm der Komintern allgemein Formulierte konkreter zu bestimmen. [658] 

Form und Inhalt des Programms 

Nach der Veröffentlichung des Entwurfes wurde allgemein die Meinung geäußert. das Programm sei 

zu lang; man müsse versuchen, es zu kürzen. Besonders Genosse Duncke r  hat diese Meinung, auch 

in den Debatten der Programmkommission, vertreten. Aber trotz diesem allgemeinen Wunsch ist das 

Programm, wie es in der Sitzung vom 1. September d. J. angenommen wurde, nicht kürzer, sondern 

noch bedeutend l änge r  geworden*). Der große Umfang erwies sich als eine unvermeidliche Folge 

des politischen Charakters dieses Dokuments, das mit keinem der älteren Parteiprogramme vergli-

chen werden kann. Die Vollständigkeit in der Behandlung aller prinzipiellen Fragen der internatio-

nalen Arbeiterbewegung und die möglichst konkrete Bestimmtheit in der Analyse unserer Epoche 

und der Darstellung der Aufgaben des Proletariats, diese Gesichtspunkte mußten als weit wesentli-

cher anerkannt werden als das an und für sich berechtigte Streben nach möglichster Kürze. 

Wäre das Programm nur eine kurze, allgemeine Prinzipienerklärung geworden, dann hätten wir da-

rauf verzichten müssen, die ungeheuren Erfahrungen, die die internationale Arbeiterbewegung in dem 

letzten Jahrzehnt gesammelt hat, in unserem Programm auszuwerten und den verschiedenen Abtei-

lungen der großen internationalen proletarischen Armee, die in den verschiedensten Teilen der Erde 

unter den verschiedensten Bedingungen kämpfen, konkrete Anweisungen zum Handeln zu geben. 

Wohl konnte man verschiedener Meinung darüber sein, bis zu welchem Grade der konkreten Be-

stimmtheit man in der Anführung historischer Tatsachen gehen sollte, aber unbestritten war, daß in 

diesem Programm die Erfahrungen der 10 Jahre sozialistischen Aufbaues in der Sowjetunion, des 

revolutionären Kampfes in den kapitalistischen Ländern Europas und Amerikas und in den Koloni-

alländern ihren Niederschlag finden mußten. 

Konnten sich die früheren marxistischen Programme damit begnügen, das Ziel des Sozialismus zu 

proklamieren, vom Weg des proletarischen Klassenkampfes allgemein zu sprechen und ein Tages-

programm sozialer und bürgerlich-demokratischer Forderungen aufzustellen, so mußte unser Pro-

gramm in einer Zeit, wo schon auf einem Sechstel der Erde die Diktatur des Proletariats herrscht, wo 

in allen Teilen der Welt das Proletariat zum unmittelbaren Kampf um die Macht rüstet, das Ziel des 

Kommunismus lebendiger vor die Augen der werktätigen Massen stellen, die Strategie und Taktik 

des Kampfes um die Macht sowohl für die entwickeltesten kapitalistischen Länder als auch für die 

zurückgebliebensten kolonialen und halbkolonialen Länder konkret entwickeln und die ersten Ueber-

gangsmaßnahmen sowie die historische Entwicklung der proletarischen Diktatur auf Grund der 

 
*) Der authentische russische Text ist in der „Prawda“ vom 4. September d. J. erschienen und füllt nahezu vollständig vier 

diese! achtspaltigen Seiten. Eine autorisierte deutsche Uebersetzung ist noch nicht veröffentlicht. Die folgenden Zitate 

beruhen auf einer provisorischen Uebersetzung. Bei dieser Gelegenheit sei bemerkt, daß die deutsche Uebersetzung des 

E n t w u r f e s‚ wie sie in der Parteipresse, in der „Kommunistischen Internationale und in der „Inprekorr veröffentlicht 

wurde, wesentliche Ungenauigkeiten und Fehler enthält, durch die eine Reihe überflüssiger Diskussionen heraufbeschwo-

ren wurde. 
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reichen Erfahrungen der Sowjetunion gründlicher und klarer darstellen, als es vor dem Bestehen eines 

proletarischen Staates möglich war. 

Bei der Abfassung des Programms mußte man nicht nur die dutzende Millionen des europäischen 

und amerikanischen Proletariats vor den Augen haben, die von dem lähmenden Druck des Reformis-

mus befreit, zum Sturm auf die kapitalistische Festung geführt werden müssen, sondern auch die 

hunderte Millionen der Arbeiter und Bauern in den Ländern des Ostens, die schwarzen Sklaven Ame-

rikas und Afrikas, die zugleich unter dem Joch fürchterlichster kapitalistischer Ausbeutung und er-

barmungslosester kolonialer und nationaler Unterdrückung schmachten. Dennoch mußte die Forde-

rung einzelner Genossen, das Programm in Form und Inhalt dem Verständnis der zurückgebliebens-

ten Schichten des kolonialen Proletariats anzupassen, ab-[659]gelehnt werden. Ein Programm ist 

keine Agitationsschrift, sondern ein wissenschaftliches Dokument. Seine Aufgabe ist die Analyse 

unserer Epoche und die Ableitung der grundlegenden Aufgaben des internationalen Proletariats aus 

dieser Analyse. Diese Aufgabe ist nicht zu lösen ohne das ganze Rüstzeug der Theorie des Marxis-

mus-Leninismus. Die Popularisierung dieses Programms bleibt eine dauernde Aufgabe unserer ge-

samten Agitation und Propaganda, sie kann nicht durch das Programm selbst gelöst werden. Das 

Programm mußte die Form des Entwurfs, die Form eines „Programms mit einigen Stellen manifest-

artigen Charakters“, wie sich Genosse Bucharin ausdrückte, behalten. 

Das Programm ist der Extrakt der Erfahrungen ganzer Generationen proletarischer Kämpfer, der For-

schungsarbeit der größten Denker der letzten Jahrhunderte. Wenn auch die praktische Erfahrung des 

Klassenkampfes den Arbeitern den Zugang zu diesem wissenschaftlichen Gebäude wesentlich er-

leichtert, so gibt es doch auch für die Wissenschaft des Marxismus-Leninismus keinen „königlichen 

Weg“. Die Notwendigkeit für jedes Parteimitglied, das Programm zu kennen und zu begreifen, wird 

alle Parteien der Komintern zwingen, die Schulungsarbeit zu vertiefen und zu erweitern. 

Es ist natürlich unmöglich, in einem Programm alle Fragen, die jemals durch den praktischen Kampf 

aufgeworfen werden können, ein für allemal zu klären und zu entscheiden. Aber alle Fragen, die 

bereits durch die geschichtliche Entwicklung auf die Tagesordnung gestellt wurden und die von prin-

zipieller Bedeutung für die internationale Arbeiterbewegung sind, haben in unserem Programm eine 

klare eindeutige Antwort gefunden. So ist dieses Programm nicht nur ein Banner, um das sich alle 

ehrlichen, klassenbewußten revolutionären Arbeiter sammeln werden, sondern zugleich eine Richt-

schnur des Handelns für alle Parteien der Komintern und für den ganzen Weg über die Diktatur des 

Proletariats zur Verwirklichung des Kommunismus. 

Zur Krisentheorie 

Die Diskussion über die Krisentheorie wurde zu einem wesentlichen Teil durch die falsche deutsche 

Uebersetzung des Programmentwurfs hervorgerufen. In diesem Text hieß es: 

„Die Herrschaft des Privateigentums an den Produktionsmitteln, der anarchische Gang dieser Produktion 

führte in Verbindung mit dem wachsenden Widerspruch zwischen der schrankenlosen Erweiterung der Pro-

duktion und dem beschränkten Konsum der proletarischen Massen zur Erschütterung des ökonomischen 

Gleichgewichts zwischen den verschiedenen Produktionszweigen, was periodische verheerende Krisen und 

Massenarbeitslosigkeit zur Folge hatte.“ („Inprekorr“ Nr. 53, S. 957, 1. Spalte, 1. Absatz.) 

Hier erscheinen die Anarchie der kapitalistischen Wirtschaft und der Widerspruch zwischen der Er-

weiterung der Produktion und dem beschränkten Konsum als nebengeordnete Ursachen der Erschüt-

terung des ökonomischen Gleichgewichts zwischen den verschiedenen Produktionszweigen und 

diese als die einzige unmittelbare Ursache der Krise. Eine solche Darstellung mußte den Eindruck 

erwecken, als ob die wesentliche Bedeutung des Widerspruchs zwischen Produktion und Konsumtion 

als Grundmoment der Krisenursache verkannt und die Möglichkeit ja Notwendigkeit einer allgemei-

nen Ueberproduktion vergessen wäre. Die Meinung des Genossen Bucha r i n die im russischen Text 

des Entwurfs zum Ausdruck kam, war hingegen die. daß die D i sp r opor t i ona l i t ä t  zwischen ver-

schiedenen Produktionszweigen und der Wi de r sp r uch  zwi schen  P roduk t i on  und  Konsum  

zwei miteinander un t r ennba r  ve r bundene  Mom en te  sind, zwei Seiten e i ne r  Erscheinung, 

die als Ursache der Krisen anzusehen ist. In der Tat hat Genosse Bucharin vollkommen überzeugend 
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nachgewiesen, daß eine Disproportionalität zwischen den verschiedenen Produktionszweigen [660] 

unter Abstraktion der Frage der Konsumtion ein sinnloser Begriff ist*). Bei einer solchen Auffassung 

hat die Disproportionalität zwischen verschiedenen Produktionszweigen eine ganz andere Bedeutung 

wie bei den „Harmonieaposteln“ Say & Co., die mit der Erklärung der Krise aus der Disproportiona-

lität die Möglichkeit einer allgemeinen Ueberproduktion aus der Welt leugnen wollten. Dies wurde 

durch die Diskussion auf dem Kongreß klargestellt und durch den Hinweis auf die allgemeine Ueber-

produktion auch im Programm ausgesprochen. Die angenommene Formulierung lautet jetzt: 

„Die Herrschaft des Privateigentums an den Produktionsmitteln, der anarchisch-elementare Gang dieses Pro-

duktionsprozesses führten zur Störung des ökonomischen Gleichgewichts zwischen den verschiedenen Pro-

duktionszweigen und der damit verbundenen Entwicklung des Widerspruchs £wischen der Tendenz zur 

schrankenlosen Erweiterung der Produktion und dem beschränkten Verbrauch der proletarischen Massen (all-

gemeine Ueberproduktion), was periodisch sich wiederholende, verheerende Krisen und Massenarbeitslosig-

keit des Proletariats zur Folge hat.“ 

Die Einstimmigkeit in der Annahme dieser Formel beweist freilich noch nicht, daß alle Fragen der 

Krisentheorie vollständig geklärt sind**). Vor allem ist die Frage der allgemeinen Krisenursachen, 

wie Genosse Bucharin bemerkte, nicht mit der Frage der Periodizität der Krisen identisch, wenn auch 

mit ihr aufs engste verbunden. Die Frage, wovon die Dauer und der Verlauf der Krisenzyklen abhän-

gen, wie sich die Gesetzmäßigkeit dieses Ablaufs durch die kapitalistische Entwicklung im allgemei-

nen und insbesondere durch die Erscheinungen des modernen Monopolkapitalismus modifizieren, 

bedarf noch gründlicher Untersuchung. Dazu ist eine konkrete Analyse des Prozesses der erweiterten 

Reproduktion des Kapitals notwendig. Dabei wird sich auch zeigen, welche Rolle neben dem be-

schränkten Konsum des Proletariats, der in gewissem Sinne die letzte Ursache der Krise ist, der 

Zwang zur Akkumulation spielt, der es ausschließt, daß der Ausfall im Konsum der Arbeiterklasse 

durch einen gesteigerten Luxuskonsum der Kapitalisten wettgemacht wird***). 

Der „Ultraimperialismus“ und die Notwendigkeit der Kriege 

Für die Begründung unserer historischen Perspektive der weltrevolutionären Entwicklung, für die 

Kritik der reformistischen Schwindeltheorien und die Vernichtung der pazifistischen Illusionen der 

Massen ist ein klarer Beweis für unsere These von der Unve r m e i d l i chke i t  de r  Kr i ege  im Zeit-

alter des Imperialismus von der größten Bedeutung. Der bloße Hinweis auf die bestehenden Gegens-

ätze zwischen den imperialistischen Mächten genügt hier nicht. Diese allein widerlegen zwar schon 

das H i l f e rd i ngsche  Geschwätz vom „realistischen Pazifismus“, von der angeblichen Ten-

[661]denz zur friedlichen Einigung zwischen den kapitalistischen Staaten, aber die Theorie des U l -

t r a i m per i a l i sm us  kann auch in der Form entwickelt werden, daß nicht auf friedlichem Wege, 

sondern auf dem Wege gewaltiger Kriege die Verschmelzung aller kapitalistischen Staaten zu einem 

„s t a a t skap i t a l i s t i s chen  We l t t r u s t“ erfolgen könnte. 

 
*) Vergl. den Auszug aus der Rede des Genossen Bucharin in der Programmkommission, in der „Kommunistischen Inter-

nationale“ Heft 33/34, S. 2/62 ff. 
**) Da wir in der Programmkommission der deutschen Delegation aus den angegebenen Gründen mit der Formulierung 

des Entwurfs nicht einverstanden waren, uns aber nicht ohne weiteres auf eine bessere Formulierung einigen konnten, 

entschlossen wir uns, eine Formulierung vorzuschlagen, die die Ueberproduktion als Hauptmoment der Krise hervorhebt, 

auf ihre Ursachen jedoch nicht näher eingeht. Genosse V a r g a  entdeckte in dieser Formulierung eine Luxemburgische 

Abweichung, was uns um so mehr überraschte, als sie wörtlich aus dem alten, von P l e c h a n o w  und L e n i n  entworfe-

nen russischen Parteiprogramm übernommen war. (Man vergleiche unseren Abänderungsantrag, der in dem Bericht der 

Inprekorr“ Nr. 92, S. 1725, abgedruckt ist, mit den entsprechenden Sätzen des russischen Programms in Lenin „Werke“, 

Band XX/1, S. 396.) 
***) Diese Unterscheidung zweier verschiedener Ursachen für die Beschränktheit des Konsums in der kapitalistischen 

Gesellschaft finden wir bei M a r x  („Kapital“, Band III/1, S. 226, in der 5. Auflage): „Diese letztere (das ist die Kon-

sumtion der Gesellschaft. Der Verf.) ist aber bestimmt weder durch die absolute Produktionskraft, noch durch die absolute 

Konsumtionskraft; sondern durch die Konsumtionskraft auf der Basis antagonistischer Distributionsverhältnisse, welche 

die Konsumtion der großen Massen der Gesellschaft auf ein nur innerhalb mehr oder minder engen Grenzen veränderli-

ches Minimum reduziert. Sie ist ferner beschränkt durch den Akkumulationstrieb, den Trieb nach Vergrößerung des Ka-

pitals und nach Produktion von Mehrwert auf erweiterter Stufenleiter.“ Hier ist klar der „Akkumulationstrieb“ als eine 

zweite Ursache der beschränkten Konsumtionskraft neben dem beschränkten Konsum der großen Massen angeführt. 
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Warum ist es unmöglich, daß der Prozeß der Zentralisation des Kapitals der zu immer gewaltigeren 

internationalen Monopolorganisationen führt, einmal mit einem internationalen alle Produktions-

zweige und alle Länder erfassenden „Generalkartell“ enden könnte, das der ökonomische Unterbau 

wäre zu einem ultraimperialistischen Weltreich, das Kriege zwischen kapitalistischen Mächten aus-

schließen würde. Unserem Programm liegt der Gedanke zugrunde, den Bucha r i n  in seinem Buche 

über „Imperialismus und Weltwirtschaft“ entwickelt hat, daß eine solche Entwicklung durch die öko-

nomischen Gesetze, an sich betrachtet, nicht nur nicht ausgeschlossen ist, sondern die logische Voll-

endung der im Kapitalismus bestehenden Entwicklungstendenzen bedeutet. Nicht „reine“ ökonomi-

sche Ursachen, sondern politische und soziale Tatsachen, die allerdings mit diesen ökonomischen 

Ursachen untrennbar verbunden sind, machen die ultraimperialistische Perspektive zu einer – wie 

unser Programm sich ausdrückt – „blutigen Utopie“. 

Die Entwicklung der Kapitalzentralisation kann nicht bis zu ihrer logischen Grenze, dem staatskapi-

talistischen Welttrust, führen, weil der Weg dahin nicht durch die friedliche Einigung der Imperialis-

ten, sondern durch eine Kette gewaltiger, vernichtender imperialistischer Weltkriege führt. Dieser 

Weg bedeutet so gewaltige Zerstörungen, so unermeßliches Elend für die arbeitenden Massen, daß 

notwendigerweise der Kapitalismus zusammenbrechen muß, ehe dieses Ziel erreicht ist, zusammen-

brechen „unter den Schlägen der proletarischen Revolution“, nicht automatisch durch irgendwelche 

rein ökonomischen Widersprüche. 

Uns schien es notwendig, diesen allgemeinen Gedankengang durch einen Hinweis auf das Gese t z  

de r  ung l e i chm äß i gen  En t wi ck l ung  de s Ka p i t a l i sm u s zu ergänzen. Denn für den pazifis-

tischen Betrug der Massen ist keineswegs so wichtig jene nebelhafte, einer logischen abstrakten Kon-

struktion entspringende Zukunftsphantasie eines Ultraimperialismus, in dem im Grunde auch das ka-

pitalistische Privateigentum und damit die kapitalistische Anarchie durch die ausschließliche Verfü-

gungsgewalt eines Welttrustes aufgehoben wäre, sondern der Glaube an die Möglichkeit einer dau-

ernden friedlichen Verständigung zwischen den kapitalistischen Mächten durch weltumspannende 

Organisationen von der Art des Völkerbundes. Darum muß in unserem Programm erklärt werden, 

warum solch eine E i n igun g zwi schen  den  i m per i a l i s t i s chen  Mäch t en  übe r  d i e  Auf -

t e i l ung  de r  We l t  woh l  z e i t we i s e m ög l i c h ist, warum sie jedoch no t wend i ge r we i se  ei-

nen vo r übe r gehenden  Charakter trägt, den Charakter eines Waffenstillstandes zwischen den im-

perialistischen Kriegen. Dies hat Len i n in seiner Schrift ‚Der Imperialismus, die jüngste Etappe des 

Kapitalismus“ bewiesen mit Hilfe des Gesetzes der ungleichmäßigen Entwicklung, das ein allgemei-

nes Gesetz des Kapitalismus ist, aber durch den Imperialismus noch verschärft wird. Dieses Gesetz 

bewirkt, daß einige Jahre nach einer „Einigung“ der Imperialisten über die Aufteilung der Welt die 

Kräfteverhältnisse sich bereits so verändert haben, daß die Frage der Neuaufteilung notwendiger-

weise wiederum auf die Tagesordnung gesetzt wird, die dann nur durch Waffengewalt entschieden 

werden kann. 

Im endgültigen Text des Programms sind die beiden oben dargelegten Gedankengänge entwickelt. 

Der Antrag einiger tschechischer Genossen, die Bedeutung dieses Gesetzes der ungleichmäßigen Ent-

wicklung und seine nähere Begründung ins Programm aufzunehmen, wurde abgelehnt aus dem ein-

fachen Grunde, weil diese Fragen noch nicht genügend theoretisch geklärt sind, um eine endgültige 

abschließende Formulierung möglich zu machen.  (Fortsetzung folgt.) [662] 

* 

Die Forderungen der deutschen Finanzmagnaten  
Der Kölner Bankier tag 1928  

Von G. R e i m a n n  

1920–1925–1928. Diese drei Tagungsjahre der deutschen Bankkapitalisten, der Finanzmagnaten, die 

über den größeren Teil des deutschen „Volksvermögens“ verfügen, sind gleichzeitig drei Etappen in 

der Entwicklung des deutschen Nachkriegskapitalismus. Es ist natürlich kein Zufall, daß gerade am 

Abschluß eines jeden Entwicklungsabschnittes des deutschen Nachkriegskapitalismus die deutschen 

Finanzmagnaten zusammenkommen. 
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Noch 1920 konnten die deutschen Bankiers nicht viel mehr als den Scherbenhaufen konstatieren, auf 

dem sie saßen. Sie waren in der Rolle des Konkursverwalters, der die Masse aufzeichnet. Neue Hoff-

nung gab ihnen damals lediglich die Tatsache, daß sie dazu überhaupt noch imstande waren, 

Anders schon 1925. Die ersten Strahlen der Dawes-Sonne gingen auf. Gewiß hatte die Inflation auch 

den Banken das Mark aus den Knochen gezogen. Die Industrieherren schienen die alleinigen Gewinner 

zu sein. Sie waren schon im Begriff, auch die Sammelfunktion des Finanzkapitals zu übernehmen und 

sich von den „unabhängigen“ Großbanken selber unabhängig zu machen. Aber nach der Oktobernieder-

lage 1923 für die deutsche Arbeiterschaft, nach Abschluß der Inflation, waren die größten Industriemag-

naten gegenüber den Großbanken wieder ganz klein geworden. Der ehemals mächtigste unter ihnen, der 

Stinnes-Konzern, mußte am vollständigsten vor dem Bankkapital bzw. vor Jakob Go l dschm i d t  zu 

Kreuze kriechen. Indem das deutsche Bankkapital damals sich zum Anwalt der Wallstreet machte, 

wurde es in Deutschland selber wieder allmächtig, füllte es seine eigenen Kassen wieder mit Milliarden 

Kapital und drang in die größten Industrietrusts als „Kontrolleur“ und maßgebender „Berater“ ein. 

Und jetzt 1928? Vertreter der Regierung, des Reiches und der Länder, der Reichsbankpräsident, die 

maßgebendsten Schwerindustriellen und Trustführer waren bei den Bankherren in Köln zu Gast. Die 

Stimmung war von rosigstem Optimismus erfüllt. Die Herren Finanzkapitalisten konnten sich die 

Hände reiben, daß seit 1925 alles so „reibungslos“ geglückt war. Niemand von ihnen hatte das damals 

erwartet. Die großzügige Rationalisierungsoffensive, deren Auswirkungen für die Arbeiterschaft nur 

mit dem Arbeiterelend zur Zeit des Frühkapitalismus vergleichbar sind, war in die Hochkonjunktur 

des vergangenen Jahres gemündet. Die Depressionserscheinungen in diesem Jahre haben aber nicht 

vermocht, dem hohen Produktionsstand erheblichen Abbruch zu tun. Auch der kurz vorher in Ham-

burg abgehaltene ADGB-Kongreß und sein Verlauf stimmte die deutschen Finanzmagnaten in Köln 

äußerst optimistisch. Gewiß gibt es auch für sie Schattenseiten. Da ist z. B. die Reparationsverpflich-

tung von 2,5 Milliarden Mark jährlich, dann die hohe kurzfristige Verschuldung an das Auslandska-

pital in einem Umfang von über 5 Milliarden Mark. Aber das alles beeinträchtigte nicht wesentlich 

die Hoffnungen der Finanzmagnaten. Die Schwierigkeiten der Zukunft erschienen ihnen minimal im 

Vergleich mit denen der Vergangenheit. Deswegen sang der größte unter ihnen, der Hauptredner auf 

dem Bankiertag, Jakob Goldschmidt, der Geschäftsinhaber der Darmstädter und Nationalbank, des 

am engsten mit dem Monopolkapital verbundenen Bankunternehmens, das Hohelied des Kapitalis-

mus. Wohl anerkannten die Finanzherren die Rolle der Reformisten. 

Jakob Goldschmidt führte sogar aus: 

„Die Unternehmerschaft ist schon aus Klugheit und im eigenen Interesse sozial eingestellt.“ 

Die Finanzmagnaten hoffen, daß der Neuaufschwung des deutschen Imperialismus eine neue Mittel-

schicht und eine gewisse Schicht von Arbeiter-[663]aristokraten für ihn gewinne*). Dieser Schicht 

soll klar und eindeutig die kapitalistische Ideologie eingeimpft werden. So ist es kein Zufall, daß 

gerade der Hauptreferent J a k ob  Go l dschmi d t  neben der Betätigung von Sport „ein ganzes neu-

zeitliches Erziehungswesen“ in dem ‚Geiste unserer Zeit“ propagierte. Deswegen auch erhielten die 

bürgerlichen Nationalökonomen und Wissenschaftler vom Fach eine schlechte Note. Sie vermögen 

nicht mehr überzeugend genug den Kapitalismus als System zu verteidigen. Das ist für Herrn Gold-

schmidt unverständlich. Geht es ihm nicht glänzend? Besonders wurde von ihm deswegen der erste 

bürgerliche Betriebswirtschaftler in Deutschland. Prof. Schm a l enbac h, abgekanzelt. Er hatte ei-

nige kapitalistische Fäulniserscheinungen, den parasitären Charakter der Herrschaft der kapitalisti-

schen Monopole, konstatiert, ohne aufzuhören, sie zu verteidigen**). Deswegen bekam er von Herrn 

Goldschmidt eine ganz besonders schwere Rüge. 

 
*) „... In der Zuversicht ...‚ daß sich mehr und mehr die Verständigungsatmosphäre zwischen Unternehmertum und Ar-

beiterschaft herausbildet. Hier entsteht aus der Masse des arbeitenden Volkes mit der Zeit ein neuer Mittelstand, der die 

Gesetze und die Wohltaten des privatwirtschaftlichen kapitalistischen Systems aus eigener Erfahrung heraus rechtfertigen 

und würdigen wird, und hier haben wir vielleicht wirksame Anfänge von Entwicklungstendenzen. die auch der Unter-

nehmer sorgsam pflegen und fortentwickeln muß.“ (Goldschmidt.) 
**) Vgl. „Die Internationale“, Heft 10 und 11. 
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„Es kann nicht als eine versöhnende Erleichterung (für Herrn Goldschmidt) empfunden werden, wenn 

in solcher Zeit ein so bedeutender Nationalökonom wie Prof. Schmalenbach (Schmalenbach ist Be-

triebswirtschaftler!) in seinem bekannten Wiener Vortrage (Freie oder gebundene Wirtschaft) Urteile 

über das Unternehmertum fällt, wie sie bisher in solcher Schärfe wohl nirgends ausgesprochen wor-

den sind.“ 

Wenn man die Schattenseiten des Monopolkapitalismus außer acht läßt, wenn die Niedergangser-

scheinungen ausdrücklich nicht einer theoretischen Betrachtung für würdig gehalten werden, dann 

kostet es allerdings keine Geistesanstrengung mehr, als Verteidiger des Kapitalismus aufzutreten. 

Von einem wissenschaftlichen Niveau der Referenten auf dem Bankiertag ist deswegen überhaupt 

nicht zu reden. Die „Erfahrung“ des Geldverdienens ist alles, die nationalökonomische Theorie gar 

nichts, was Herr Goldschmidt ausdrücklich festgestellt haben wollte. Man frage nicht etwa, was die 

Geldhändler vom Fach überhaupt unter „Kapital“ verstehen*). Man gelangt dann noch unter das Ni-

veau der Definitionen, die um in den 60er Jahren vorigen Jahrhunderts herum von englischen Bank-

direktoren in parlamentarischen Untersuchungsausschüssen gegeben und deren Oberflächlichkeit von 

Marx im „Kapital“ aufgezeigt wurde. 

Trotzdem ist das Aussprechen der Erfahrungen und Interessenforderungen seitens der wichtigsten 

Vertreter des deutschen Finanzkapitals viel interessanter und ernsthafter zu bewerten als z. B. das 

Geschwätz der bürgerlichen Nationalökonomen auf dem Züricher Kongreß des Vereins für Sozial-

politik. Drei Parolen wurden von dem Bankiertag vor allem aufgenommen. Sie wurden mehr oder 

weniger prägnant von sämtlichen Referenten wiederholt. Diese drei Parolen sind: 

Mehr Kapitalsakkumulation „aus eigenen Kräften“. 

Mehr Privatkapitalismus an Stelle des Staatskapitalismus. 

Industrialisierung der Landwirtschaft. 

Mehr Kapitalsakkumulation „aus eigenen Kräften“ 

Gerade die gegenwärtige Depressionsperiode soll der Ausgangspunkt für neue Rationalisierungsum-

stellungen und „Verbesserungen des Produktionsapparates“ werden. Der Kölner Großbankier Louis 

Hagen  erklärte in seinem Referat über Deutschlands Finanzwirtschaft zu Beginn des fünften Jahres 

des Dawes-Planes ausdrücklich, daß es zwar „unter starker Verschul-[664]dung an das Ausland ge-

lungen ist, unseren Produktionsapparat den modernen Anforderungen anzupassen, wenn auch noch 

keineswegs in genügender Weise. De r  Ra t i ona l i s i e r ungsp r ozeß  kann  dahe r  auch  noch  

n i ch t  a l s  abgesch lo s sen  angesehen  we r de n“. 

Gewiß wurde auch im aufsteigenden Kapitalismus „rationalisiert“, aber die Nachkriegsrationalisie-

rung zeigt alle kapitalistischen Rationalisierungserscheinungen und -folgen viel massenhafter und 

intensiver auf als in der Vorkriegszeit. Sie bewirkte auch weitgehendste Monopolisierung und mit ihr 

viel stärkere Massenarbeitslosigkeit und Lohndruck, absolute Verelendung breiter Arbeiterschichten 

bei Krise und Hochkonjunktur, massenweise Vernichtung und Entwertung von Kapital trotz starker 

Kapitalsakkumulation. 

Die weitere Elektrifizierung und Umstellung des deutschen industriellen Produktionsapparates auf 

chemische Erzeugung gibt den deutschen Finanzkapitalisten größte Hoffnungen für neue profitable 

Akkumulationsmöglichkeiten. Gewiß hatte die vergangene Rationalisierungsperiode den industriel-

len Produktionsapparat in Deutschland zum Teil bereits über den Weltstand gehoben. Aber das ge-

nügt dem deutschen Finanzkapital noch nicht. Ein starker Vorsprung gegenüber dem konkurrierenden 

ausländischen Industriekapital ist notwendig. Lediglich dadurch läßt sich mehr noch als bisher für 

den deutschen Kapitalismus bei weltpolitischer Ohnmachtsstellung auf dem Weltmarkt das Rennen 

gewinnen und lassen sich größere D i f f e renz i a l p r o f i t e  realisieren. Mehr Kapitalsakkumulation 

in den „neuen“ Industrien, das eröffnet neue profitable Kapitalsanlagesphären. Deswegen bleibt 

 
*) „Die Volkswirtschaftslehre versteht unter Produktionskapital die Rohstoffe ... und das Anlagekapital.“ (Der Düsseldor-

fer Bankier Harney, Korreferent von Goldschmidt.) 
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weiter großer Kapitalbedarf und Kapitalmangel bestehen. Es wäre allerdings falsch, deswegen von 

Kapital„armut“ zu sprechen; denn gerade durch die forcierte Kapitalsakkumulation werden zahlrei-

che, keineswegs materiell abgenutzte, alte, zeitlich zum Teil sehr junge Produktionsanlagen vernich-

tet oder entwertet. Der Frankfurter Bankier Mer zbac h, Korreferent von Jakob Goldschmidt, sagte 

deswegen, „jetzt arbeiten noch Betriebe, die zur Stillegung verurteilt sein werden, so daß kurz oder 

lang das in ihnen steckende, in den Schätzungen noch als Aktivum erscheinende Kapital als Schrott 

und Schutt wertlos wird“. Es werden die Kollegen des Herrn Merzbach seine Ansicht für ebenfalls 

veraltet angesehen haben, daß in den Bilanzen der kartellierten und syndizierten Unternehmungen 

„überaltete Anlagen unberechtigterweise als vollwertig erscheinen. Die Zins- und Amortisationslast 

der überteuerten Anlagen verhindert dann eine Senkung der Verkaufspreise“. 

Gewiß ist es richtig, daß bei massenweiser Akkumulation von fixem Kapital gleichzeitig massenweise 

fixes Kapital vernichtet und entwertet wird. Dabei wollen allerdings die Industriekapitalisten unter 

voller Billigung der Bankiers, diese Kapitalsverluste nicht als Verluste, sondern als „Produktionskos-

ten“ gezählt wissen. Sonst würde ja die Steigerung des Profites allzu auffällig sein. Außerdem kommt 

es dem Finanzkapital darauf an, über den Ausgleich der Entwertung und Vernichtung von Kapital 

hinaus noch Kapital zu akkumulieren. Nur so ist es zu erklären, daß der Kölner Bankier Hage n z. B. 

meint: „Bei uns (in Deutschland) sei nicht eine Substanzzunahme (Kapitalsakkumulation) erfolgt.“ 

Bisher ist der neue Kapitalsbedarf zum großen Teil aus USA gedeckt worden. Der Barmer Bankier 

Ha r ne y, Korreferent von Goldschmidt, hat als Betrag der du r chschn i t t l i chen  Kap i t a l sak -

kum ul a t ion  i n Deu t s ch l a n d während der letzten 14 bis 15 Jahre vor dem Kriege 6 bis 7 Milli-

arden Mark und in den allerletzten Vorkriegsjahren 10 Milliarden Mark jährlich angegeben. Demge-

genüber schätzt er auf Grund einer „von besonders sachverständiger Seite vorliegenden Ausarbei-

tung“ für die letzten Jahre unter Berücksichtigung der Geldentwertung die Kapitalsakkumulation auf 

durchschnittlich 3,5 Milliarden Mark jährlich. Die Reichskredit-A.-G. berechnete die innere Kapital-

bildung der letzten drei Jahre bekanntlich auf 6,8 Milliarden, was den Tatsachen weit näher kommt, 

als die „Schätzung“, die Harney wiedergibt, ohne seine dunkle Quelle zu verraten. Auch sie bestätigt 

allerdings, daß ein großer Teil der neuen Kapitalsakkumulation in Deutschland, sicherlich der größere 

Teil, aus eigenen Profiten akkumuliert worden ist. 

[665] Die deutschen Finanzmagnaten verlangen aber nichts anderes, als daß die Kapitalsakkumula-

tion „aus eigenen Kräften“ nicht nur die ausländische Finanzhilfe überflüssig mache, sondern außer-

dem noch das bisherige Ausmaß der Kapitalsakkumulation überhole. Dieser Ruf nach einer beschleu-

nigten Kapitalsakkumulation aus eigenen Kräften wurde von fast sämtlichen Referenten wiederholt*). 

„Die deutsche Wirtschaftsführung muß alles Streben, alles Denken und Handeln auf die Kapitalsbildung, die-

ses Kraftzentrum jedes wirtschaftlichen Organismus, richten. 

Wir stören aber diesen ursächlichen Zusammenhang (zwischen Produktion und Rentabilität zum Zwecke der 

Kapitalbildung), wenn die Linie von Produktivität, Rentabilität und Kapitalbildung herankommt, sondern diese 

Linie überschneidet. Das gilt vor allem von einer Belastung der Produktion durch eine übertriebene soziale 

Fürsorge.“ (Goldschmidt.) 

Der Schrei nach gesteigerter Kapitalsakkumulation ist zugleich ein Kampfruf gegen die Sozialpolitik. 

Jakob Goldschmidt sagte ferner: 

„Man kann allgemein feststellen, daß die Kapitalbildung in Deutschland zwar weder objektiv noch subjektiv 

ungünstig ist, daß sie aber weit zurückbleibt hinter der immensen Steigerung des Kapitalbedarfs.“ 

Deswegen heißt es auch in einer einstimmig angenommenen Entschließung des Bankiertages: 

„Ohne eigenes Kapital gibt es für die deutsche Wirtschaft keine Entwicklungsfähigkeit und keine Unabhän-

gigkeit. Um diese zu gewinnen, bedarf Deutschland dringend der Neubildung von Kapital in einem weit grö-

ßeren Umfange als dem bisher erreichten.“ 

 
*) Auch die Notwendigkeit noch weiterer Kapitaleinfuhr wurde sowohl von dem Referenten, von dem Kölner Bankier 

Hagen, als auch von dem Berliner Finanzmagnaten Goldschmidt hervorgehoben. 
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Deswegen wurde von dem Bankiertag z. B. die Beseitigung der Vermögenszuwachssteuer, der Bör-

senumsatzsteuer und der Kapitalertragssteuer, verlangt. Vor allem aber wurde auch bei noch weiter 

zunehmender Arbeitsintensität und neuen Preiserhöhungen durch Monopole, die von den Referenten 

warm verteidigt wurden, jegliche weitere Lohnerhöhung abgelehnt. Am eindeutigsten hat das wiede-

rum Jakob Goldschmidt formuliert: 

„Die Bedrohung unserer Wirtschaft durch täglich sich steigernde Forderungen muß endlich durch einen Zu-

stand der Beharrung abgelöst werden.“ 

Dabei führte Herr Goldschmidt aus, daß der Arbeiter in Deutschland gegenwärtig bereits „einen re-

lativ hohen Reallohn“ habe und „daß die Erfolge unserer Wirtschaft in hohem Maße dem Arbeitneh-

mer zugeflossen sind“. Von den Schlichtem wird deswegen verlangt, daß sie nicht die geringsten 

Konzessionen aus den taktischen Gründen, um die Arbeiter von Kämpfen abzuhalten und den Refor-

misten ihr Spiel zu erleichtern, mehr machen. 

Mehr Privatkapitalismus an Stelle von Staatskapitalismus 

In Uebereinstimmung mit den Forderungen des Reichsverbandes der Deutschen Industrie wurde auch 

von den Bankiers verlangt, daß die neue Welle der Kapitalsakkumulation vor allem privatkapitalisti-

schen und nicht staatskapitalistischen Unternehmungen zufließe und daß der Staat seine Unterneh-

mertätigkeit einschränke. Es wurde ausdrücklich anerkannt, daß staatliche Betriebe nicht minder ka-

pitalistische Unternehmungen seien als Privatbetriebe. „Die staatlichen Betriebe können sich nicht 

auf die Dauer dem ersten Gesetz der kapitalistischen Ordnung, dem Streben nach Erwerb, entziehen.“ 

(J. Goldschmidt.) 

[666] Der Bankiertag hat keineswegs grundsätzlich gegen staatskapitalistische Unternehmertätigkeit 

Stellung genommen. Jakob Go l dschm i d t  erklärte sogar ausdrücklich: „Wir wissen als Bankiers 

natürlich sehr wohl, daß das staatswirtschaftliche Interesse an Betrieben der Privatwirtschaft heute so 

umfangreich und groß ist, daß niemand etwa die prinzipielle Forderung aufzustellen vermag, daß 

diese historische Entwicklung aufgehoben wird.“ Aber er sagte außerdem noch: „Solange ein Wirt-

schaftsgebiet in der Entwicklung begriffen ist, ... kann und darf nur das Privatkapital in wirtschaftli-

cher Aktivität und Lebensentfaltung zur Bewältigung der vorliegenden Aufgaben herangezogen wer-

den ... Dabei ist selbst diese staatliche Betätigung keineswegs allgemein als heilsam (für das Finanz-

kapital) anerkannt ... Für die kommende Zeit mit ihren sicher zu erwartenden gewaltigen technischen 

Fortschritten muß die Wirtschaft unter dem Zeichen des privaten Unternehmertums stehen.“ 

Der kapitalistische Staat soll sich also lediglich auf Unternehmertätigkeit und Beteiligung in den ab-

steigenden Industriezweigen, wo die Rentabilität durch Absatznöte oder aus sonstigen Gründen ge-

fährdet ist, beschränken. „Der Staat darf nicht ohne äußere Not in die Sphäre des Privateigentums 

eingreifen und sie bedrängen.“ (J. Goldschmidt.) Ueberall dort. wo ein Industriezweig sich in aufstei-

gender Linie entwickelt, wo hohe Profite realisiert werden können (das trifft für die „neuen“ Indust-

rien im Zeichen technischer Umstellungen zu), soll lediglich das Privatkapital bzw. das privatkapita-

listische Monopol herrschen. Nach einem Ausspruch des Prof. Bonn  auf dem Züricher Kongreß des 

Vereins für Sozialpolitik soll dann also ‚der Verlust sozialisiert, aber dem Gewinn privatisiert“ wer-

den. In dem Maße, wie die Niedergangserscheinungen des Kapitalismus wachsen und die Rentabilität 

in einzelnen Industriezweigen bedroht ist, werden deswegen auch die staatskapitalistischen Tenden-

zen zunehmen. 

Auf dem Bankiertag wurde dem Staatskapitalismus keineswegs der Kapitalismus der freien Konkur-

renz, der unabhängig miteinander konkurrierenden Einzelunternehmungen gegenübergestellt, son-

dern vielmehr das privatkapitalistische Monopol oder Kartell. 

Aber der kapitalistische Staat muß natürlich im Zeichen der „Demokratie“ bis zu einem gewissen 

Grade das Interesse der gesamten kapitalistischen Klasse wahrnehmen. Die finanzkapitalistische 

Schicht, die die wichtigsten Monopole beherrscht, will diese lediglich im Interesse dieser finanzka-

pitalistischen Schicht ausnützen, die monopolistischen Sonderprofite sich nicht zugunsten anderer 

Kapitalschichten beschränken lassen und diesen auch nicht auf dem Umwege über den Staat (durch 
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staatliche Beteiligungen) an den Monopolprofiten beteiligen. Das hindert diese ökonomisch herr-

schende finanzkapitalistische Schicht natürlich nicht, in der Zeit der akuten „Notlage“ von dem von 

ihnen beherrschten Staat Staatssubventionen zu verlangen und in weitgehendstem Maße einzuste-

cken, ja sogar gewisse staatliche Kontrolle und Beteiligung, also indirekte Einflußnahme anderer Ka-

pitalsgruppen in Kauf zu nehmen. Aber in der Zeit des Wiederaufstiegs tritt natürlich das Interesse 

wieder hervor, die Möglichkeit auszunutzen, lediglich für die einzelne finanzkapitalistische Gruppe 

durch rücksichtslose monopolistische Preispolitik bei Dumpingausfuhr riesige Sonderprofite, ohne 

staatliche Bevormundung oder Beteiligung, also auch ohne indirekte Teilnahme anderer kapitalisti-

scher Gruppen, zu sichern. 

Ganz besonderen Widerhall fanden diese Attacken gegen den Staatskapitalismus auf dem Bankier-

kongreß deswegen, weil die Großbanken mit dem Erstarken der Staatsbanken und der staatskapita-

listischen Unternehmungen mit neuen bedeutenden Konkurrenten zu rechnen haben. „Gradezu ver-

hängnisvoll und nachdrücklich zu bekämpfen ist die Betätigung der öffentlichen Hand im Bank- und 

Kreditwesen“, erklärte Jakob Gol dsch m i d t. Die Verarmung des Mittelstandes, dessen Ersparnisse 

vor dem Kriege zum großen Teil den Privatbanken zugeflossen sind, haben sie in einer [667] Macht-

grundlage geschwächt. Dagegen bewirkt das Anziehen der Steuerschaube, das Ansammeln weit grö-

ßerer Steueraufkommen als in der Vorkriegszeit, vor allem aber die Ausdehnung staats- und kommu-

nalkapitalistischer Unternehmungen eine weitgehende Stärkung der Staatsbanken. Die privaten Groß-

banken halten nun untereinander die Spesenberechnung, Habenzinsen usw. auf Grund besonderer 

Vereinbarungen hoch. Soweit die Staatsbanken nicht diesem Abkommen beigetreten sind, werden sie 

natürlich als lästige Außenseiter besonders störend empfunden. 

Auf dieser Linie des Kampfes gegen staatliche und kommunale Unternehmertätigkeit haben die Pri-

vatbankiers sich ganz besonders eng mit dem Reichsbankpräsidenten Schach t  zusammengeschlos-

sen. Der alte Streit anläßlich des schwarzen Börsenfreitags war ja von vornherein mehr ein Schein-

kampf vor den geschröpften Börsenspekulanten. Auf dem Bankiertag wurde aber die Schacht-Politik 

ausdrücklich gebilligt und ebenfalls für die Einschränkung kommunaler Auslandsanleihen, für den 

Abbau kommunaler Sozialfürsorge usw. Stellung genommen. 

Industrialisierung der Landwirtschaft 

Ein gewaltiges Feld neuer Kapitalsanlagemöglichkeiten und finanzkapitalistischer Betätigung glau-

ben die Großbanken, übrigens in Uebereinstimmung mit dem Reichsverband der Deutschen Industrie, 

in der deutschen Landwirtschaft zu sehen. Schon der Reichswirtschaftsminister Cu r t i u s  erklärte in 

der Begrüßungsansprache: „Das Zauberwort zur Hebung der landwirtschaftlichen Schätze heißt In-

dustrialisierung.“ 

Die programmatischen Ausführungen hierzu machte dann der Geschäftsinhaber der Diskontogesell-

schaft Dr. Georg So l m s s e n. Er stellte die amerikanische finanzkapitalistische Betätigung in der 

Landwirtschaft als nachzuahmendes Ideal hin. Hierbei glauben die Finanzmagnaten die „Notlage der 

Landwirtschaft“, insbesondere ihre erhebliche Neuverschuldung, die zum großen Teil immer noch 

kurzfristig ist, für sich ausnutzen zu können. 

Nach Angabe von Solmssen betrugen die Personal- und Realkredite der deutschen Landwirtschaft 

Ende 1925 3195 Millionen Mark, im März 1928 5447 Millionen Mark. Zusammen mit den aufge-

werteten Hypotheken und Rentenbankgrundschulden ergibt sich eine Ge sam t ve r schu l dung  

von  12.200  Mi l l i onen  M a r k, m i t  e i nem  J a h r e sz in s  von  e ine r  M i l l i a r de  Mar k. Der 

Wert der landwirtschaftlichen Bruttoproduktion, nach Berechnung des Instituts für Konjunkturfor-

schung (Vierteljahresheft 1928, Heft 1, Teil A), entspricht mit 12.656 Millionen Mark der neuen 

Gesamtverschuldung der Landwirtschaft. Es soll hierbei darauf nicht eingegangen werden, wie sich 

diese neue Agrarverschuldung verteilt, besonders auch gegenüber der Vorkriegszeit. 

Solmssen forderte weitgehendste Spezialisierung und Standardisierung in der Agrarproduktion. Der 

einzelne Landwirt soll möglichst wenig Erzeugnisse von einem allgemein gleichwertigem Standard-

typ produzieren. „Die Landwirtschaft muß sich, genau so wie die Industrie, dazu bequemen, ihre 
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Produktion zu rationalisieren, d. h. die Zahl der Produktionsformen desselben Erzeugnisses soweit 

wie möglich herabzudrücken.“ 

Im Zusammenhang mit der Vielzahl von eigenen Erzeugnissen, ist der Selbstverbrauch des Landwir-

tes relativ groß. Durch stärkere Arbeitsteilung und Standardisierung innerhalb der deutschen Land-

wirtschaft, die in dieser Hinsicht noch sehr rückständig ist, würde der Selbstverbrauch des Landwirtes 

auf ein Minimum herabgedrückt werden. 

Bei Durchführung dieser großen Rationalisierungspläne hofft das deutsche Finanzkapital viele flie-

gen mit einer Klappe zu schlagen. Der bisherige Selbstverbrauch würde zum größten Teil in die ka-

pitalistische Produktion eingegliedert werden. Gleichzeitig würde dabei (durch Spezialisierung und 

Typisierung), die technische Voraussetzung für die weitgehendste Ersetzung der Handarbeit durch 

Maschinenarbeit gegeben sein, also ein neues Absatz-[668]feld für die deutsche Industrie geschaffen 

werden.*) Ferner würden die Großunternehmungen in der Landwirtschaft mehr noch als in der Ver-

gangenheit, die kleineren Landwirte verdrängen. 

Gleichzeitig würde es dadurch den Banken möglich sein, für sich selber einen neuen Kundenkreis zu 

erschließen. Denn heute nimmt der Getreidehändler gegenüber dem Landwirt im allgemeinen die 

Stelle des Bankiers ein. Allerdings muß dabei berücksichtigt werden, daß gerade infolge der geringen 

Standardisierung und Arbeitsteilung die Kreditfähigkeit des einzelnen Landwirts gering ist, er viel 

weniger mit Zahlungsmitteln anstelle von Zirkulationsmitteln arbeitet als andere Unternehmer. Das 

könnte alles durch Standardisierung behoben werden. Dann könnte nämlich durch große Lage r -

häuse r  nach amerikanischem Vorbild die standardisierte Produktion des Landwirts aufgenommen 

werden und der Lage r sche i n  von jeder Bank als Pfandunterlage für Kredite verwertet werden. 

„Damit war (i n Am er ik a) der Weg eröffnet, um dem Landwirt die Geldbeschaffung auf das einge-

lagerte Produkt auch vor dem Verkauf innerhalb gewisser Grenzen zu ermöglichen und diese Finan-

zierung für den Geldgeber auf sichere Grundlage zu stellen.“ 

„Uns selbst (die Bankiers) interessieren diese Fragen im höchsten Maße, weil für die Einbeziehung 

der Landwirtschaft in den Kreis im Großen wirkender, auf die Dauer berechneter banklicher Maß-

nahmen, die autoritative Standardisierung die unumgängliche Voraussetzung bildet. Erst ihre Durch-

führung ermöglicht, die landwirtschaftlichen Erzeugnisse fungibel und damit zu Trägern einer Finan-

zierung zu machen“ ... (Solmssen.) 

Die von Solmssen propagierten Lagerhausgesellschaften sollen als monopolistische „Poole“ für be-

stimmte Erzeugnisse durch Zurückhaltung des Absatzes usw. Einfluß auf die Preisentwicklung neh-

men, Preissenkungen verhindern, Preiserhöhungen durchhalten. Die hierdurch erzielbaren riesigen 

Profite sollen allerdings nicht dem Landwirt, sondern vor allem den Banken bzw. dem Finanzkapital 

zu gute kommen. Solmssen propagiert, daß jene Poole und Lagerhäuser als Aktiengesellschaften ge-

gründet werden. Ihre Aktien sollen „auf dem freien Markt“ verkauft, also vor allem von den Groß-

banken aufgenommen werden. 

 
*) Es betrug im Jahre 1925 (in Millionen Mark): 

  der Jahreswert des Industrie- Prozentsatz des  

Absatzes an die 

Landwirtschaft im 

Verhältnis z.  

Gesamtabsatz 

  

Gesamtabsatzes 
Absatzes an die 

Landwirtschaft 

Für Kraftstoffe  4000 400  10 

" Düngemittel  660 417  60 

" Baugewerbe  5200 400  10 

" Maschinen, Fahrzeuge und Apparate  4000 500  12½ 

" Werkzeuge  1000 160  16 

" Nahrungs- und Genußmittel  4000 880  22 

" Textilien  5600 750  13 

" Schuhe  600 150  25 

" Wohnungsausstattung  5000 340  7 
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Gewiß handelt es dich hier um ziemlich ferne Zukunftspläne, an deren Realisierung aber das Finanz-

kapital ernsthaft und beschleunigt herantreten wird. Das wird bekräftigt dadurch, daß der Reichs-

bankpräsident Schach t, ebenso wie der Präsident des Landwirtschaftsrats Dr. Brandes und der Di-

rektor des Reichslandbundes v. Sybel, ausdrücklich die Vorschläge von Solmssen gebilligt und sich 

für ihre Durchführung eingesetzt haben. 

* 

So ist den über Tausend in Köln versammelten Bankkapitalisten und finanzkapitalistischen Beherr-

schern Deutschlands von ihren Führern die Erfüllung vieler verheißungsvoller Wünsche und weiterer 

Aufstieg des deutschen Monopolkapitals unter Führung der Großbanken prophezeit worden. Aber in 

dem grauen Alltag verliert jenes Wunschbild seinen [669] Glorienschein. Es bleibt die Massenar-

beitslosigkeit bestehen. Für die Arbeiterschaft wird, wie ausdrücklich angekündigt wurde, der Ratio-

nalisierungsdruck von neuem verstärkt werden. Die Illusion des Sozialismus und des Aufstiegs der 

Arbeiterschaft durch die Wirtschaftsdemokratie wird von den Finanzmagnaten nicht nur in der Tat, 

sondern von ihnen selber auch in Worten zerstört. 

Mehr als vorher wird der deutsche Kapitalismus mit wachsender Kapitalsakkumulation in die impe-

rialistische Weltpolitik zwangsläufig hineingerissen werden und seine Machtpositionen herbei mit 

allen Mitteln, vor allem auch der Kriegsrüstungen, zu verstärken versuchen. In unverblümten Worten 

wurde die Verbindung zwischen imperialistischer Betätigung und finanzkapitalistischen Interessen 

in der Begrüßungsrede des Reichswirtschaftsministers Curtius festgestellt: 

„Daß Sie (die Finanzkapitalisten) den Wiederaufbau von Auslandsanlagen, die Wiederherstellung des Ver-

trauens und die gleichberechtigte Behandlung der deutschen Kaufleute und Kapitalisten tatkräftig fördern, 

beweist u. a. die von ihnen im vorigen Jahre ins Leben gerufene „ständige Kommission zur Wahrung der 

Interessen der Besitzer ausländischer Wertpapiere“, die es sich im engen Zusammenwirken mit den Emissi-

onsbanken und der Reichsregierung zur Aufgabe gemacht hat, die für unsere Zahlungsbilanz wichtige Aner-

kennung der notleidenden ausländischen Werte zu erreichen.“ 

LITERATUR 

Bürgerliche Konjunkturforschung 

Konj unk t u r beobach t ung  in Unternehmung und Unternehmerverbänden von Dr. Kurt G l oge r, 

Industrieverlag Spaeth u. Linde, Berlin-Wien 1928. 168 Seiten. 

Lehrbuch der Konjunkturforschung von Prof. Helmuth W o l f f. Im gleichen Verlag 1928. 322 Seiten. 

Die Frage der Dauer der Hochkonjunktur, die in Deutschland seit dem Herbst von 1926 eingesetzt 

hat, ist seit dem Sommer 1927, wo sich die ersten Erschütterungssymptome zeigten. begreiflicher-

weise für die deutsche Bourgeoisie interessant geworden. Nachdem sich die Zeit konjunktureller Un-

gewißheit nun schon mehr als ein Jahr hinzieht, ist auch reichlich Gelegenheit zur theoretischen Un-

tersuchung gegeben, die in allen bürgerlichen Arbeiten vom Standpunkt des Einzelunternehmens vor-

genommen wird, der seine Dis Positionen nach der voraussichtlichen Konjunkturentwicklung ein-

stellen muß. Dieses Ausgehen von den Interessen und vom Gesichtskreis des individuellen Unterneh-

mers – nach der subjektivistischen Entwicklung der bürgerlichen Oekonomie in den letzten Jahrzehn-

ten unvermeidlich – wird in der ersten der von uns zu besprechenden Arbeiten bewußt und program-

matisch ausgesprochen, während Wolffs Lehrbuch der objektiven ökonomischen Analyse dienen 

will, seinen Voraussetzungen nach freilich über den Horizont des Einzelunternehmers, für den so 

ziemlich alles „Zufall“ ist, ebensowenig hinauskommt. 

G l oge r‚ der bewußt vom betriebswirtschaftlichen Standpunkt schreibt und sich keinerlei apologe-

tische Aufgaben stellt, gleitet über die theoretischen Fragen ziemlich glatt hinweg. Einige Seiten 

lang registriert er gewissenhaft In kurzen und teilweise auch flüchtigen Sätzen sämtliche bekannten 

Krisentheorien, ohne sich für die eine oder andere zu entscheiden, aber auch ohne irgendeine gründ-

lich zu widerlegen. Daß es irgendeine Gesetzmäßigkeit der Konjunkturen gibt, erscheint ihm offen-

bar als selbstverständlich, als Praktiker fühlt er sich nicht verpflichtet, im Interesse der bürgerlichen 
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Weltanschauung gegen den gesunden Menschenverstand zu rebellieren, und es scheint ihm evident, 

daß jegliche Konjunkturforschung und Konjunkturvoraussage praktischen Wert nur dann hat, wenn 

es irgendwelche wirtschaftliche Gesetzmäßigkeiten gibt, nach denen sich der Konjunkturablauf rich-

tet. Ausgesprochen wird das von ihm nicht, aber die von ihm angezogenen Vergleiche mit der Wet-

terprognose oder der Voraussage des Krankheitsverlaufes durch den Arzt sind nur unter dieser Vo-

raussetzung zu verstehen. Das Vorhandensein einer Kausalität auf wirtschaftlichem Gebiete ist für 

Gloger also selbstverständlich, nur erliegt er dann in bezug auf die Ueberwindbarkeit dieser Kausali-

tät jenen Illusionen, die sich aus seiner privatwirtschaftlichen Einstellung notwendig ergeben. Alle 

wirtschaftlichen Vorgänge sind auf menschliche Handlungen und also auch auf menschliche Willens-

akte zurückzuführen Gelingt es, diese Willensakte Im voraus zu erkennen (was natürlich ihre Deter-

miniertheit voraussetzt), so wird sich in allen Fällen die Nachfrage [670] dem Angebot anpassen (und 

umgekehrt), – es werden keinerlei wirtschaftliche Störungen eintreten können (S. 40–42): 

„Die Wirtschaft wurde sich ohne Schwankungen vollziehen, wenn es gelänge, den Willen, der sich am Markt 

gegenüberstehenden Personen jeweils bis in die letzten Bewegungen zu erfassen. Das ist auch denkbar und 

würde eine schwankungslose Wirtschaft ergeben. Da es aber infolge der Vielheit der Willensäußerungen 

schwer möglich ist, dieselben richtig einzuschätzen, kommen im wirtschaftlichen Leben Schwankungen vor. 

Werden von einer grollen Zahl von am Wirtschaftsleben beteiligten Personen Fehler gemacht, so werden die 

Schwankungen dadurch erheblich vergrößert. (S. 41/42.) 

Aufgabe der bürgerlichen Konjunkturbeobachtung ist es, dem einzelnen Unternehmer Mittel zum 

möglichst raschen Erkennen der wirtschaftlichen Entwicklungsperspektiven in die Hand zu geben. 

Es liegt natürlich dann nahe, sich einzubinden, daß diese Erkenntnis, unter einer genügend großen 

Anzahl von Unternehmern verbreitet, die Krisenentwicklung von vornherein verhindern und eine 

gleichmäßige Aufwärtsbewegung der Wirtschaft ohne kostspielige Erschütterungen verbürgen kann, 

wie sie Gl. tatsächlich als Ideal vorschwebt. Theoretisch ist das freilich eine Inkonsequenz: wenn man 

eine Kausalität in wirtschaftlichen Dingen anerkennt, dann muß man sich fragen, warum zu bestimm-

ten Perioden ganz bestimmte „Fehler von einer großen Zahl am Wirtschaftsleben beteiligter Personen 

gemacht werden, mit einer solchen Regelmäßigkeit, daß sich daraus der von Gl. durchaus anerkannte 

Zyklus des Konjunkturverlauf es ergibt. Von seinem Standpunkt aus ist das Problem unlösbar, wenn 

man nicht naiver Weise erklären will, daß die Krisen die Folge von Unvollkommenheiten in der Ein-

richtung der Konjunkturinstitute sind. Von unserem marxistischen Standpunkt ist es klar, daß in einer 

kapitalistischen Warenproduktion das wirtschaftliche Handeln aller Warenverkäufe nur von den ge -

gebenen  Produktions- und Verwertungsbedingungen ihres Kapitals ausgehen kann. Selbst wenn sie 

mit Bestimmtheit voraussehen könnten, daß durch die Entwicklung der Produktionsbedingungen sich 

im Laufe des Umschlagszyklus auch die Verwertungsbedingungen ändern müssen, würde jeder ver-

suchen, für seine Person die ins gesellschaftlichen Maßstabe unvermeidliche Entwertung seines Ka-

pitals zu vermeiden und durch zweckmäßiges Verfahren die notwendigen Verluste auf den lieben 

Nachbarn abzuwälzen. Gl.’s Ideal allgemeiner Konjunkturerkenntnis würde so aussehen, daß dieje-

nigen, bei denen die Erkenntnis des bevorstehenden Umschlages zuerst auftritt, als erste alle ihre 

Engagements lösen, ihre Vorräte – sei es auch mit Verlust – abstoßen, und daß alsbald auch alle 

anderen, die die Situation begriffen haben, folgen würden – also eine Ve r schä r f ung  der Krise 

eintreten mußte. Zu vermeiden wäre dies nur, wenn eine Zentralstelle von vornherein regelmäßige 

gleichmäßige Preisreduktionen, Produktionseinschränkungen, was wieder undenkbar ist, außer im 

voll endeten Monopolismus, der – wenn im Weltmaßstabe durchgeführt – allerdings die Krisen be-

seitigen könnte, was aber nur eine mehr minder schöne Utopie ist. Gibt es keinen Markt, dann hören 

allerdings die Krisen auf – aber nu r  dann. Solange es einen gibt, kann nur der Einzelunternehmer an 

Hand verschiedener innerhalb und außerhalb seines Betriebes auftretender Symptome (für deren Be-

urteilung Gl. im Hauptteil seiner Arbeit ausführliche und sicher verwertbare Fingerzeige gibt) bestrebt 

sein, rechtzeitig das kommende voraussehen, damit er persönlich nicht zu den Opfern der Krise zählt. 

Eine – allen bürgerlichen Wissenschaftlern gemeinsame – Schwäche Gl.s bei der Beurteilung dieser 

Symptome ist die Ueberschätzung der Nachfrageseite und der Konsumverschiebungen gegenüber den 

allgemeinen Produktionsverhältnissen. Fehler in der Einschätzung des Geschmacks der Konsumenten 

können als solche vielleicht in der Modenindustrie zu größeren Störungen führen – daß allgemeine 
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Krisen auf solcher Grundlage entstehen, ist undenkbar. Wenn Gl. Wirtschaftskrisen in der Sowjet-

union als Argumente dafür anführt, daß auch bei durchgeführter Planwirtschaft Konjunkturschwan-

kungen möglich sind (S. 130/140), und zwar eben auf Grund unvorhergesehener Konsumverschie-

bungen, so sieht er die Dinge nur an der Oberfläche: „Warenhunger“, „Marktsättigung“ und ähnliche 

Symptome, die in den von ihm zitierten russischen Konjunkturberichten angeführt werden, sind nur 

denk. bar als Folge der eben n i ch t  d i e  Ge s am t wirtschaft, sondern nur einen (allerdings sehr um-

fangreichen) Sektor beherrschenden Planmäßigkeit, des Vorhandenseins privater Produzenten, des 

Marktes usw. Eine zu 100 Prozent sozialistisch durchorganisierte Wirtschaft könnte vielleicht in die 

Zwangslage kommen, gelegentlich bestimmte (vorwiegend Luxus) waren, die dem Geschmack der 

Konsumenten nicht entsprechen, als Altmaterial verwenden zu müssen, mit Krisen oder auch nur 

Konjunkturschwankungen hätte das nichts zu tun. 

Wesentlich anspruchsvoller, aber durchaus nicht theoretisch höherstehend als Gl.’s Arbeit ist das 

„Lehrbuch“ von W o l f f. Statt sich mit vorhandenen Theorien des Konjunkturablaufes auseinander-

zusetzen oder gar eine eigene aufzustellen, macht es sich die Sache sehr einfach, es behauptet einfach, 

daß es eine solche Theorie nicht geben kann, weil es keine Gesetzmäßigkeit der Konjunkturen gibt. 

Das könnte nun jemand in dem Sinne behaupten, daß er – natürlich an Hand von Tatsachen – den 

Nachweis für die Behauptung versucht, daß Konjunkturschwankungen äußerlich gleichen Charakters 

ganz verschiedenartige Ursachen haben können, darüber ließe sich dann wissenschaftlich diskutieren. 

Aber von etwas derartigem ist bei W. nicht die Rede. Es gibt keine Gesetzmäßigkeit der Konjunktu-

ren, weil es überhaupt keine ökonomischen Gesetze geben kann: 

„Ob jemals Gesetzmäßigkeiten für die wirtschaftlichen Erscheinungen ermittelt werden möchten, ist eine 

Frage, die immer wieder aufgeworfen wird, während es doch feststeht (!!!), daß ökonomische Gesetzmäßig-

keiten überhaupt nicht auffindbar sind.“ (S. 27.) 

Und warum können wir sie nicht auffinden? 

„Die Wirtschaft ist nicht „natürlich“, sondern gerade die vom Menschen bewußt geschaffene und getragene 

E r g ä n z u n g  zur ‚Natur‘“. (S. 25.) 

Naturgesetze gibt es aber nur in der „Natur“, der nicht von Menschen geschaffenen: 

„Denn die Naturgesetze sind ewig; wir können sie wohl erkennen und wahrschein-[671]lich kennen wir noch 

längst nicht alle. Aber wir können sie nicht aufheben, und demgemäß nicht einsetzen, wie das mit unseren 

wirtschaftlichen Gesetzen als Rechtssätzen (! R. G.) faktisch geschieht und immer wieder gelingt.“ (S. 26.) 

Als ob menschliche Erkenntnisse und Handlungen, darunter die Einsetzung von „Rechtssätzen“ au-

ßerhalb der Gesetzmäßigkeit des Naturgeschehens stünden und dieses Geschehen „abändern“ könn-

ten! Und dieser philosophische Unsinn kann mit dem Anspruch, eine ernste wissenschaftliche Be-

hauptung zu sein, von ernstgenommenen bürgerlichen Wissenschaftlern vorgetragen werden! 

Warum kann es in der Wirtschaft keine Gesetzmäßigkeit (und insbesondere keine Gesetzmäßigkeit 

des Krisenzyklus, von der schon Marx feststellen konnte, daß sie alle ernsten bürgerlichen Wissen-

schaftler in höchsten Maße beunruhigte) geben? Weil die Erkenntnis dieser Gesetze die Erkenntnis 

der Notwendigkeit des Unterganges der kapitalistischen Gesellschaft bedeutet: 

„Wer die wirtschaftlichen Vorgänge zu naturgesetzlichen Erscheinungen ‚erheben‘ will, nimmt also zugleich 

dem menschlichen Wirtschalten seine Freiheit, nimmt dem Wirtschaftsmenschen seine Willensfreiheit und der 

Volkswirtschaft jeden Sinn des freien Wettbewerbs, aber auch der Planwirtschaft jeden Sinn eines bewußten 

Planes der Wirtschaft.“ (S. 26.) 

Herrn Wolff gefällt keine Welt, in der bestimmte Naturgesetze herrschen, also darf es diese Gesetze 

nicht geben, sonst verliert diese Welt ihren „Sinn“: 

„Aber auch der wirtschaftende Mensch will sich, soweit es möglich ist, von der Herrschaft der Physis befreien, 

er erstrebt und erringt mit der Willensfreiheit die Wirtschaftsfreiheit, d. i. die Freiheit seines wirtschaftlichen 

Handelns, und lieber nimmt er gelegentliche Rückschläge auf sich und arbeitet sich mühselig wieder empor, 

als daß er an einer von oben gefüllten Futterkrippe ein beinahe nur tierisches und von Eitelkeiten erfülltes 

Dasein führt.“ (S. 22.) 
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Uns bleibt nichts übrig, als diesen „Willen“ des „wirtschaftenden Menschen“ zur Kenntnis zu nehmen 

und uns darüber zu freuen, daß es ihm gelingt, vor der „Herrschaft der Physis“ auszukneifen, wenigs-

tens solange er träumt, wie z. B. Herr Wolff auf Seite 22: 

„Die Wirtschaft (was für eine Wirtschaft? R. G.) zielt nicht auf den Preis allein, sondern auf eine planmäßige 

Bedarfsdeckung der Gesamtbevölkerung.“ 

Allen Ernstes scheint uns der Bedarf der deutschen Gesamtbevölkerung an den Kapitalismus verhim-

melnden Professoren, die echt den Mut haben, den Gegenstand ihrer Anbetung sachlich zu betrachten, 

hinreichend geneckt. Daß sie vor der Herrschaft der Physis auskneifen wo l l e n‚ scheint uns begreif-

lich, ob sie es könne n‚ Ist eine andere Frage, sintemalen der Mensch und auch der Professor einer-

seits verschiedene natürliche Bedürfnisse hat, die befriedigt werden müssen (und auch, wenn er der 

herrschenden Klasse wohlgefälligen Unsinn schreibt, befriedigt werden), andererseits durch Vor-

gänge in der von ihm verachteten Physis (vor denen er deshalb große Angst hat) in seinen Lebens-

funktionen empfindlich gestört werden könnte. 

Mit der „Erkenntnis“, daß es keine wirtschaftlichen Gesetzmäßigkeiten gibt, könnte und müßte logi-

scherweise Herr Wolff sein Buch, noch ehe er sich mit der Konjunkturforschung beschäftigt hat, 

schließen, seine (sinnlos gewordene) nationalökonomische Tätigkeit einstellen und zur Theologie 

übergehen. Unkonsequenterweise tut er das nicht, sondern hilft, sich mit dem alten Dreh aller in diese 

kitzlige Situation geratenen Neukantianer, wonach es in den „Kulturwissenschaften“ zwar keine Ge-

setze wohl aber „Schemen“ gebe, nach denen sich die Vorgänge in der wirklichen Welt abspielen 

können  (aber beileibe nicht müssen). Nun könnte man ja – da in der „Kultur“ angeblich der unend-

lich freie Willen regiert – unendlich viele m ög l i che  Schemen des Konjunkturablaufes konstruieren. 

Herr Wolff tut des nicht, sondern hält sich an die als „Schemen“ deklarierten altgewohnten Beobach-

tungen über die Reihenfolge der Phasen – wobei es wieder unverständlich ist, warum –‚ wenn es 

keine Gesetzmäßigkeiten gibt, künftige Konjunkturen gerade nach diesem und nicht genau so gut 

nach einem x-beliebigen anderen Schema ablaufen können. Tatsächlich gebraucht W. für die Kon-

junkturveränderungen der Wirtschaft (S. 33 ff) das Bild eines Teiches, in dem aus allen möglichen 

Ursachen Wellen entstehen können, ohne freilich an diesem für seine theoretische Position sehr pein-

lichen Beispiel festzuhalten. 

Im Hauptteil des W.schen Buches werden dann die Auswirkungen der verschiedenen (herkömmli-

chen) Konjunkturphasen auf die verschiedenen Teilgebiete der Wirtschaft (die „Märkte“) sowie um-

gekehrt die Einwirkungen von Vorgängen auf diesen „Märkten“ auf die weitere Konjunkturentwick-

lung in durchaus gewohnter irdischer Weise an Hand des vorhandenen Erfahrungsmaterials, also doch 

der verachteten „Physis“ ‚ dargestellt. Wesentlich schwächer als dieser wenigstens materialreiche 

Abschnitt ist der über „Konjunkturpolitik“, der vor allem auf eine Reihe aktueller Fragen (vor allem 

die der Rückwirkung von Veränderungen im Lohnniveau auf den Konjunkturverlauf) nicht eingeht. 

Die Darstellung der vorhandenen Konjunkturstatistischen Institutionen ist wesentlich weniger gründ-

lich und ausführlich als bei Gloger, bei dem sie ja allerdings auch programmatisch eine größere Rolle 

spielt. 

Gegenüber der Gl.schen Arbeit hat Wolff Lehrbuch nur einen Vorsprung: es ist frei von Illusionen 

über die Möglichkeit einer konjunkturlosen Wirtschaft. Teilweise wird das in der schon oben genü-

gend gekennzeichneten unwissenschaftlichen Weise „begründet“: 

„Die künstliche Erstarrung der Wirtschaft setzt eine Aufhebung der mensch-fiebert Verschiedenheiten voraus, 

der Erstarrung der „Persönlichkeit“, des Willens zum Aufstieg, ohne welchen Willen das Leben weitesten 

Schichten der Menschheit wohl aber bestimmt nicht lebenswert wäre.“ (S. 257.) 

Jeder wirtschaftliche Fortschritt muß von irgendeinem Punkte ausgehen, muß aber die Beziehungen 

dieses Punktes zu den anderen Teilen der Wirtschaft verändern (daher das Beispiel von den Wellen, 

die durch in einen Teich geworfene Steine, durch Wind usw. entstehen), eine individualistische Wirt-

schaft (für W. die einzig „lebenswerte“) könnte also nicht konjunkturlos sein, wenn sie nicht von 

vornherein gewaltsam auf dem momentan erreichten Niveau angenagelt sein soll. Diese Argumenta-

tion ist verständlich, da für W.s „theoretische“ Basis es natürlich keinen Unterschied zwischen 
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momentanen „Ausgleichs-[672]schwankungen“ zwischen Angebot und Nachfrage einzelner Pro-

dukte und dem, was wir Wilden „zyklische Konjunkturschwankungen“ nennen, gibt, also auch nicht 

das Problem der Notwendigkeit (ein für W. sinnloser Begriff) dieser Schwankungen. Aber W. kriti-

siert wenigstens die Illusion, als könne man die Konjunkturschwankungen durch irgendwelche Maß-

nahmen nach Art der Schaffung „wertbeständigen“ (d. h. seinen Wert mit dem der anderen Waren 

ändernden) Geldes oder umgekehrt durch gewaltsame Stabilisierung der Preise verhindern: er ver-

steht offenbar, daß die „Konjunktur“, ihres normalen Ventiles beraubt, sich in wesentlich schärferer 

Form durch Stillegung großer Teile der Produktion auswirken würde und diese Kritik trifft (so un-

konsequent sie von reinem Standpunkte aus ist) alle, die zwar an die Existenz des Krisenzyklus, aber 

auch an Quacksalbereien glauben, durch die er unschädlich gemacht werden könnte. Rudolf Gorber. 

* 

„Jahrbuch der Deutschen Sozialdemokratie für das Jahr 1927“ 

Herausgegeben vom Vorstand der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands. Verlag Dietz, Berlin. 

400 Seiten. Geb. 5 M. 

Nach dem Muster der englischen Labour-Party gibt der Parteivorstand der SPD jetzt zum zweitenmal 

ein Jahrbuch über die Politik und Organisation der SPD heraus anstelle der früheren jährlichen Be-

richte an die Parteitage. Auch das diesjährige Buch ist ein typisches Handbuch des Reformismus. 

Vom Klassenkampf und Kampf für den Sozialismus ist kaum die Rede, um so mehr aber von der 

Koalitions- und Arbeitsgemeinschaftspolitik der SPD. Das Handbuch, das bereits Ende 1927 abge-

schlossen ist, bringt den Bericht der Reichstagsfraktion mit ihrem Scheinkampf gegen den Bürger-

block, dann die Berichte der Länderfraktionen, eine Uebersicht über die Mitgliederbewegung der 

Sozialdemokratie, und dann die Einzelberichte über die Frauenbewegung, die Jugendbewegung, die 

Kultur- und Bildungsorganisationen, die kommunalpolitische Tätigkeit, die Parteipresse usw. Zum 

Schluß folgen einige Abhandlungen über die Frage des Einheitsstaates, landwirtschaftliche und kom-

munalpolitische Fragen, dann Artikel über die Gewerkschaften, die Konsumgenossenschafts-Bewe-

gung, die Arbeiterbank, die Volksfürsorge und die Arbeitersportbewegung. Ein Anhang bringt das 

Heidelberger Programm der SPD und das in Kiel beschlossene Agrarprogramm. Da das diesjährige 

Handbuch im Umfang weit geringer ist als das erste, sind die meisten Abschnitte derart knapp, daß 

sie an Wert verlieren. Mit den englischen Jahrbüchern und ihrem wertvollen Material ist das sozial-

demokratische Handbuch kaum zu vergleichen. Selbstverständlich ist das Handbuch völlig im Geiste 

des Reformismus, im Geiste einer kleinbürgerlichen, sozial-imperialistischen Partei mit schärfster 

Kampfstellung gegen den Kommunismus (und zahlreichen unwahren Behauptungen gegen unsere 

Partei) gehalten. Die im vorjährigen Handbuch enthaltene interessante Statistik über die Zusammen-

setzung der sozialdemokratischen Mitgliedschaft (Berufsschichten und Alter) ist leider in diesem 

Jahre nicht fortgeführt worden, wohl wegen der unangenehmen Wirkung. Dennoch enthält das Buch 

zahlreiches Material, das unseren Genossen für unseren Kampf gegen die Sozialdemokratie unent-

behrlich ist. Das Hand buch unseres gefährlichsten Gegners müsste deshalb in den Händen aller Par-

teiorganisationen, vor allem aber der Bezirksleitungen und der Redaktionen sein. W. Stoecker. 

* 

„Aufbau und Entwicklungsmöglichkeiten der europäischen Elektrizitätswirtschaft“ 

Herausgegeben von der Wirtschaftlichen Abteilung des Bankhauses Schwarz, Goldschmidt & Co., 

Berlin. Wissenschaftliche Mitarbeiter: Prof. Dr. W. Winde), Techn. Hochschule, Berlin, Dipl.-Ing. 

C. Th. Kromer, Kraftübertragungswerke Rheinfelde-Baden. 51 Seiten, mit Anhang: 20 Seiten gra-

phische Darstellungen und Kartenzeichnungen. 

Von einer Bankfirma, die über weitgehende Informationsquellen verfügt, ist wieder ein sehr wertvolles 

Nachschlagewerk veröffentlicht worden. Manche Angaben der Elektrizitätserzeugung und -versor-

gung werden nur den Fachmann interessieren; aber es werden gleichzeitig auch viele lehrreiche Ma-

terialzusammenstellungen mitgeteilt, die notwendig sind zur Bewertung und Erkenntnis der Entwick-

lung eines der wichtigsten Industriezweige und der Machtbereichs der einzelnen Industriemagnaten in 
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ihm. Das Buch ist gegliedert in: Teil I: Der Aufbau und die Entwicklungsmöglichkeiten der deutschen 

Elektrizitätswirtschaft, Teil II: Die außerdeutschen Verhältnisse der europäischen Elektrizitätswirt-

schaft, Teil III: Internationale Elektrowerke. G. Reimann. 

* 

„The Directory of Directors 1928“ 

London, Th. Skinner & Co., 1775 S. 

Jeder, der selbständige Arbeiten über Fragen der englischen Wirtschaft und Politik macht und die 

Konzernverflechtung sowie die Bindung der bedeutendsten bürgerlichen Politiker an die einzelnen 

Kapitalsgruppen verfolgen will, wird das Nachschlagebuch als Informationsquelle gern benutzen und 

z. T. sogar unentbehrlich finden. Es sind in ihm die Direktoren und Aufsichtsräte in den englischen 

Aktiengesellschaften alphabetisch registriert und einige knappe Mitteilungen über die Vergangenheit 

der englischen Kapitalisten gemacht. G. R. 

[673] 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 15. Oktober 1928 ⁕ Heft 20 

Im Zeichen verschärfter Kriegsgefahr 

A. F. – Die elementare Wucht der weltumspannenden Gegensätze zwischen den führenden imperia-

listischen Staaten zwingt diese zu immer schärferen gegenseitigen Maßnahmen auf politischem, dip-

lomatischem und militärischem Gebiet. Ein Nebenprodukt dieses gewaltigen Ringens sind eine Reihe 

von Enthüllungen über Geheimverträge und Kriegsvorbereitungen, die die Diplomatie der imperia-

listischen Staaten früher geheimzuhalten verstand. So haben die jüngsten Enthüllungen über das fran-

zösisch-englische Abkommen es ermöglicht, daß man sich aus dem bunten Mosaik der Verhandlun-

gen allmählich ein Gesamtbild über den englisch-französischen Pakt machen konnte. Konnten aber 

nach den Enthüllungen über die neue Entente noch irgendwelche Zweifel bezüglich ihrer Bedeutung 

für die drohende Weltkriegsgefahr bestehen, so wurden diese durch die jüngsten Veröffentlichungen 

des „Berliner Tageblatts“, die durch die Sowjetpresse bestätigt werden, vollends zerstreut. 

Das eng l i sc h-f r anzös i s che  Abkom m e n, das zuerst unter der harmlosen Maske einer Ausle-

gung des Kellogg-Paktes der Oeffentlichkeit bekanntgegeben wurde, enthüllt sich immer mehr als 

ein umfassendes Militärbündnis, das sich auf sämtliche Gebiete des modernen Krieges erstreckt. 

Nach den ersten amerikanischen Enthüllungen über das im Abkommen enthaltene sogenannte Flot-

tenkompromiß kamen die wichtigen Mitteilungen der Sowjetpresse über ein Luftrüstungsabkommen 

und schließlich als ein weiteres Glied in der Kette die Schriftstücke, aus denen hervorgeht, daß Eng-

land in der entscheidenden Frage der Land r üs tungen  den französischen Standpunkt akzeptieren 

mußte: Rese r ven  fallen nicht unter die Kategorie der Rüstungen, für die die Abrüstung überhaupt 

in Frage kommen könnte. Mit anderen Worten: Frankreich wird praktisch das Recht auf uneinge-

schränkte Erweiterung seines Landheeres zugebilligt. 

Diese Abmachungen, die durch weitere schwerwiegende Konzessionen Englands (in der Frage der 

U-Boote usw.) ergänzt werden, bestätigen nicht nur die Annahme, daß die englisch-französische 

Blockbildung die festen organisatorischen Formen einer „entente cordiale“ angenommen hat, sondern 

zeigen auch die Hegemon i e  F r ank r e i chs  in diesem Block. Das ist der neu e‚ der entscheidende 

Faktor für die gesamte internationale Entwicklung: Frankreich wird zum eu r opä i s chen  Zen t r um  

de r  i m pe r i a l i s t i s chen  Reak t io n. Zum Zentrum der Reaktion und zu deren internationalem 

Organisator. Gestützt auf eine Finanzlage, die seit der Währungsstabilisierung viel günstiger ist, als 

in Deutschland angenommen wird, auf eine starke Akkumulation, die den Kapitalexport wieder in 

steigendem Maße ermöglicht, unternimmt Frankreich den Versuch, sich die wirtschaftliche Hegemo-

nie in Südosteuropa zu sichern. 

[674] Zur selben Zeit ergreift das imperialistische Frankreich die Initiative, um auch die Führung der 

Antisowjetfront an sich zu reißen, den  an t i bo l s chewi s t i s chen  B lock  de r  eu r opä i s chen  

bü r ge r l i chen  S t aa t en  un t e r  s e i ne r  Führ ung  z u  o r gan i s i e r e n. Das ist der Sinn der neuen 

Koalition gegen die Sowjetunion, die durch die Balkanreise des französischen Generals Le  Ron d, 

durch Piłsudskis Verhandlungen in Bukarest vorbereitet wurde. Die Einzelheiten sind besonders aus 

den im „Berliner Tageblatt“ veröffentlichten Informationen bekannt. Dem polnisch-rumänischen 

Kriegsbündnis gegen die Sowjetunion wird das konkrete Ziel einer Losreißung der Ukraine von der 

USSR, der Bildung einer „selbständigen“ Ukraine gestellt. Das polnisch-rumänische Bündnis wird 

durch die Einbeziehung der Tschechoslowakei und Südslawiens, womöglich auch Ungarns, zu einem 

umfassenden Block erweitert, wobei der tschechoslowakischen, unter französischer Kontrolle stehen-

den Rüstungsindustrie die Rolle einer Zentrale der Versorgung des Blocks mit Kriegsmaterial zugewie-

sen wird. Es ist überflüssig zu sagen, daß diese Pläne nicht auf die Bildung einer „selbständigen“ Uk-

raine, sondern auf die militärische Vernichtung der Sowjetunion hinauslaufen. Es ist aber nicht über-

flüssig im Gegenteil außerordentlich wichtig, darauf hinzuweisen daß der französische Plan eines um-

fassenden Kriegsblocks gegen die Sowjetunion auf einer übe r aus  r ea l en  Bas i s  beruht, einen über-

aus ernsten und im höchsten Maße gefährlichen Versuch darstellt, die Einheitsfront gegen die Sowjet-

union im kontinental-europäischen Maßstabe herzustellen. Nachdem die englisch-französischen 
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Gegensätze auf dem Balkan für eine Zeit jedenfalls noch in den Hintergrund treten, bleibt hier nur 

noch übrig die rumänisch-ungarischen und tschechoslowakisch-ungarischen Gegensätze soweit aus-

zugleichen, daß sie nicht als Hindernis des großen Antisowjetblocks im Südosten wirken. Auch hier 

muß erkannt werden daß der französische Plan der letzten Endes auf die Herstellung einer Föde ra -

t i on  de r  Donaus t aa t en  unter dem Protektorat des französischen Imperialismus hinausläuft, eine 

auch ökonomisch viel realere Basis hat, als frühere ähnliche Kombinationen und damit die Kriegsge-

fahr außerordentlich steigert. 

So zeigt die gesamte Entwicklung vom englisch-französischen Abkommen bis zu den Ereignissen 

auf dem Balkan, daß de r  Kam pf  um  d i e  i mpe r i a l i s t i s che  Hegem on i e  i n  Eu r opa  m i t  

dem  Kampf  um d i e  Hegem on i e  i n  de r  Füh r ung  de r  An t i sowj e t f r on t  g l e i chbedeu -

t end  i s t. Der Krieg gegen den Arbeiterstaat ist heute nicht nur das umfassendste sondern auch das 

aktuelle Ziel des Imperialismus: je r e ak t i onä re r der Imperialismus wird je größer die Zuspitzung 

der Klassengegensätze, um so mehr fallen die Ziele der sozialen Reaktion in den einzelnen Staaten 

und der Imperialisten gegen die Sowjetunion zusammen. Deshalb ist es auch kein Zufall daß die 

verschärfte Verfolgung der Kommunistischen Partei in der Tschechoslowakei der Vormarsch der fa-

schistischen Reaktion in Oesterreich mit der schrittweisen Realisierung des französischen Gesamt-

plans zeitlich zusammenfallen. 

Es ist von größter Wichtigkeit daß das deutsche Proletariat, insbesondere die Kommunistische Partei 

Deutschlands, die neuen Momente der internationalen Entwicklung rechtzeitig begreift und darauf 

rechtzeitig und mit der höchsten Energie reagiert. (Die sehr berechtigten Vorwürfe des VI. Weltkon-

gresses der KI gegen einen bestimmten Provinzialismus der europäischen Sektionen treffen zum Teil 

auch für die KPD zu.) Denn es ist unmöglich, den Kampf gegen den imperialistischen Krieg wirklich 

konkret zu führen, wenn man ihn nicht unter Aufzeigung des realen Charakters der [675] Kriegsgefahr 

(ohne Uebertreibungen, aber auch ohne Unterschätzung, die immer die größere Gefahr ist) führt, und 

es ist unmöglich, die Kriegsvorbereitungen in ihrer Quantität und Qualität, das Umschlagen der Quan-

tität in Qualität zu erkennen, wenn wir uns in der Agitation und Propaganda nur auf die Kriegspläne 

des deutschen Imperialismus und auf die für Deutschland entstehende Kriegsgefahr beschränken. 

Eine klare Erkenntnis der neuen Stellung Frankreichs ist für unseren Kampf gegen  d i e  Koa l i t i -

ons r eg i e rung  und  g egen  d i e  Soz i a l i mpe r i a l i s t en  in Deutschland von besonderer Bedeu-

tung. Hat doch die sozialdemokratische Ideologie der deutsch-französischen Verständigung als Basis 

der Völkerverständigung überhaupt gerade in heuchlerischster Weise mit der Fiktion des „pazifisti-

schen“ Frankreichs gearbeitet. Und die deutsche Sozialdemokratie ist bereit, mit derselben, wenn 

nicht mit noch größerer, Begeisterung der Politik eines an der Spitze der Antisowjetfront stehenden 

imperialistischen Frankreichs zu dienen, mit der sie der Politik der Chamberlain und Birkenhead ge-

dient hat. Desha l b  ha t  Po i nca r é  vo l l e s  Ve r t r auen  zu  He r m ann  Mül l e r, de sha l b  lob t  

da s  Or gan  de s  f r anzös i s chen  Außenm i n i s t e r i um s, der „Temps“ in einem bedeutsamen 

Leitartikel (vom 6. Oktober) die Politik des sozialdemokratischen Reichskanzlers seit Genf (1) und 

deshalb befürwortete der „Temps“, entgegen seiner bisherigen Reserve, eine Reg i e r un g de r  Gro -

ßen  Koa l i t i on  a l s  Ga r an t i e  des  E i n schwenkens  Deu t s ch l ands  i n  d i e  f r anzös i s c h-

eng l i sche  Kr i egs  f ron t  gege n d i e Sowj e t un i o n. 

So heißt es in dem angeführten Artikel: 

‚Der Zeitpunkt ist geeignet, dem Reichskanzler die Umbildung der Regierung zu einem Koalitionskabinett zu 

ermöglichen, in dem alle vertretenen Parteien offen die Verantwortung für die Politik der Regierung überneh-

men werden ... Der Reichskanzler Müller hat eine schwierige Aufgabe vor sich, aber die Zeit hat für ihn gear-

beitet, und er sowohl in innerpolitischer wie in außenpolitischer Beziehung die Möglichkeit, mit solchen Tref-

fern zu spielen, die ihm zur Zeit der Regierungsübernahme nicht zur Verfügung standen.“ 

Welche Rolle Deutschland vom französischen Imperialismus für den Fall eines Krieges gegen die 

Sowjetunion zugedacht wird, geht u. a. aus den Enthüllungen des „Berliner Tageblatts“ hervor. Fran-

zösische Truppen wären quer durch Deutschland hindurch an den russischen Kriegsschauplatz zu 

bringen; Deutschland würde gegen weitere Dienste etwa den Korridor zurückerhalten. Für die 
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Durchführung d i e se r  Politik hält die Poincaré-Briand-Regierung eine Koalitionsregierung mit Her-

mann Müller an der Spitze für das geeigneteste Instrument. 

Und diese Politik ist es, die im Bau des Panze r k r euze r s  A ihren symbolischen Ausdruck fand. 

Symbole haben die Fähigkeit, in einer für die breitesten Massen verständlichen Sprache weite Zu-

sammenhänge auszudrücken, die sonst nur auf dem mühsamen und langwierigen Wege der begriff-

lichen Zerlegung aufgezeigt werden können. Und doch ist es die Aufgabe der Symbole, den Weg zur 

restlosen Zergliederung aller Zusammenhänge nur zu erleichtern, nicht aber ihn zu ersetzen. Die Em-

pörung der sozialdemokratischen Arbeiter über den Panzerkreuzerbeschluß konnte in vielen Fällen 

gerade deshalb zunächst in unfruchtbarer Skepsis versanden, weil sie im Panzerkreuzer nicht das 

Sinnbild der gesamten Wehrpolitik und Außenpolitik des neudeutschen Imperialismus erblickt haben. 

[676] Die Panzerkreuzerkampagne und die Vorbereitung des Volksbegehrens hatten die Aufgabe, 

vom Sinnbild, vom konkreten Einzelfall ausgehend, das Wesen  der allseitigen Wirklichkeit des Im-

perialismus, der Kriegsrüstungen, der Rolle Deutschlands in der Vorbereitung des neuen Weltkrieges 

zu zeigen. Das i deo l og i s che  Ergebnis der Kampagne wird im rein zah l enmäß i gen  Ergebnis 

nur ganz unvollkommen Ausdruck finden. Uns scheint es, daß die Entwicklung von Millionen sozi-

aldemokratischer Wähler an die Schwe l l e  des Bruches mit der SPD herangereift ist, aber über diese 

Schwelle nicht – noch nicht – hinwegkommt Das ist die Haltung vieler SPD-Wähler, die das Ver-

trauen zur SPD schon verloren, aber zur KPD noch nicht gewonnen haben. Diese außerordentliche 

Unsicherheit und allgemeine Lab i l i t ä t  im Bewußtsein der sozialdemokratischen Wähler ist kein 

Widerspruch zu unseren Feststellungen über die Linksbewegung der Arbeiterschaft, sondern kenn-

zeichnet vielmehr eine bestimmte Stufe derselben. 

Der Weg führt weiter über die Vertiefung der Kampagne, zu der die von uns erzwungene Aufrollung 

der wehrpolitischen Fragen in der SPD und die internationalen Ereignisse die weitere Gelegenheit 

bieten. In diesem weiteren Kampfe werden, die Lehren des Volksbegehrens der Partei ermöglichen, 

alle Fragen der Agitationsmethoden und der Organisation zu überprüfen, um die Schlagkraft der Par-

tei zu steigern, ihre Manövrierfähigkeit zu verbessern und ihre eiserne geschlossene bolschewistische 

Einheit zu sichern. 

* 

Wiener-Neustadt  
Von P e t e r  

Der 7. Oktober, der Tag des Heimwehraufmarsches im industriellen Zentrum Deutsch-Oesterreichs, 

ist vorüber. Nicht ganz anderthalb Jahre nach dem J u l i au f s t and  des Wiener Proletariats und seiner 

Niederringung durch die vereinigten Kräfte der Seipel-Schoberschen Konterrevolution und des aus-

tromarxistischen Verrates gelangt mit dem Aufmarsch des österreichischen Faschismus vor den 

Toren von Wien eine gewisse Periode in der allgemeinen Entwicklung Oesterreichs zum Abschluß. 

Worum handelt es sich? Die besondere Lage, in der sich die österreichische Arbeiterklasse der Nach-

kriegszeit befand, war gegeben durch die in diesem kleinen Rumpfgebiet des ehemaligen Habsburger 

Reiches vorhandenen, von der Situation des übrigen kapitalistischen Europas wesentlich unterschie-

denen Kräfteverhältnisse zwischen Bourgeoisie und Proletariat. Die österreichischen Arbeiter stan-

den im Beginn dieser Nachkriegsentwicklung unter dem revolutionierenden Eindruck der benachbar-

ten ungarischen Revolution. Dieser Einfluß bewirkte eine Radikalisierung die es unm ög l i ch  ge-

macht hätte, soz i a l dem okr a t i s che  d. h. auf die E r ha l t ung  de s  kap i t a l i s t i s chen  Sys -

t em s  und die Verhinderung oder Bezwingung der proletarischen Revolution gerichtete Po l i t i k  in 

Oestereich offen und unverhüllt nach dem Muster des Nosk e-Soz i a l i smus  der SPD zu betreiben. 

Auf der anderen Seite ergab sich aus den besonderen Bedingungen der österreichischen Arbeiterbe-

wegung – Nichtabspaltung eines breiteren revolutionären Flügels, statt dessen Uebergang fast der 

ge samt en  Sozialdemokratischen Partei ins Lager des Zen t r i sm us  – die Möglichkeit für die ös-

terreichische Sozialdemokratie und ihre Führerschaft unter ganz ande r en  Umständen zu m anöv-

r i e r e n, als das für die SPD unter den deutschen Verhältnissen der Fall war. Die österreichische 
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Sozialdemokratie hatte also nur in minimalem Umfang den Druck [677] einer revolutionären Mas-

senorganisation zu ertragen, weil die KPOe eine solche Massenorganisation noch nicht darstellte. 

Zugleich aber war die Lage der österreichischen Bour geo i s i e  nach der Zerreißung des Habsburger 

Reiches eine so ge schwäch t e, daß hier der Sozialdemokratie ein größerer Spielraum gegeben war, 

als ihn die SPD gegenüber der deutschen Bourgeoisie besaß, So konnte es sich die SPOe erlauben, 

ein stärkeres Maß an Scheinradikalismus zu entwickeln, ohne die Bourgeoisie ernsthaft zu gefährden, 

während sie gerade dadurch die Entwicklung der KPOe zur Massenpartei vereitelte. 

Aber es handelte sich bei diesem Scheinradikalismus der austromarxistischen Zentristen doch eben 

stets nu r  um eine Sp ie l a r t  de s  Menschewi sm u s, die angesichts der schwächeren Position der 

österreichischen Bourgeoisie be s se r  gee i gne t  war, diese Bourgeoisie vor einer proletarischen Re-

volution zu bewahren als die SPD-Methoden der Noskeschen Maschinengewehre. Infolgedessen war 

zwar die Fas sad e der Klassenverhältnisse bis in die jüngste Zeit, mindestens bis zum 15. Juni 1927, 

mit dem Schein einer stärkeren proletarischen Unabhängigkeit vergoldet, h i n t e r  d i e se r  Fa ssad e  

aber vollzog sich um so unnachsichtlicher die Abwand l ung  de r  r e a l en  M a c h tve r hä l t n i s s e  

zwischen den Klassen im Sinne der r e s t l o sen  Res t au r a t i on  de r  bü r ge r l i c h-kap i t a l i s t i -

s chen  Kl as senhe r r scha f t. 

Am Anfang dieser Entwicklung gab es ein österreichisches Bundeshee r, dessen Mannschaften zu 

einem großen Teile proletarisch durchsetzt und von proletarischem Klassenbewußtsein erfüllt waren. 

Es gab eine Po l i z e i, in der immer wieder die Sozialdemokratie bei den Wahlen der Vertrauensleute 

jeweils die Mehrheit errang. Die Bourgeoisie verfügte nur in geringstem Umfang über die Ansätze 

f a s ch i s t i s che r  Or gan i s a t i one n. Die Arbeiterschaft aber hatte riesige gewerkschaftliche Orga-

nisationen. Die Sozialdemokratische Partei, in der nach dem Bericht des letzten Parteitags jeder vierte 

erwachsene Oesterreicher, jede siebente Frau organisiert ist, stützte sich zugleich auf den Repub l i -

kan i s chen  Schu t zbun d, der ursprünglich über e r heb l i che  Waf fenbes t ände  verfügte. Die 

österreichische Arbeiterschaft war schließlich unabgekä m pf t  und das zu einem Zeitpunkt, wo das 

ungarische Proletariat vom weißen Terror furchtbar niedergerungen, die deutsche Arbeiterklasse von 

der Konterrevolution geschlagen und auch das Proletariat Frankreichs, Englands, der Tschechoslo-

wakei vorübergehend zurückgeworfen war, während in Italien die Niederlagenstrategie des Refor-

mismus und Zentrismus den Faschisten den Weg gebahnt hatte. 

Es bestand also tatsächlich weit über die Periode des revolutionären Aufschwungs zur Zeit der unga-

rischen und bayerischen Sowjetrepubliken hinaus ein in rein ob j ek t i ve r  Hinsicht relativ güns t i -

ge s  Kr ä f t eve r hä l t n i s  für das österreichische Proletariat. Diese scheinbare Gunst der Klassen-

verhältnisse wurde aufgehoben ausschließlich durch die en t s che i dende  Ta t s ach e, daß dieses 

objektiv starke und kraftvolle Proletariat sub j ek t i v  an die Alleinherrschaft des Zen t r i sm u s, des 

Aus t r om ar x i sm u s, mit seiner wahrhaft ko r r um pie r enden  und  en t ne r venden  I deo log i e  

gebunden war. Bei den gegebenen objektiven Kräfteverhältnissen konnte nu r  de r  Ze n t r i sm us  die 

österreichische Arbeiterklasse in jene Ketten schlagen, die die Bourgeoisie dem Proletariat dieses 

sozialdemokratischen Musterlandes vorbereitet hat und die am 15. Ju l i  1927 und am 7. Ok t obe r  

1928 zum erstenmal vernehmlich zu klirren und sich dem Bewußtsein breiterer Schichten bemerkbar 

zu machen begannen. 

Die Macht des Zentrismus bis zum 15. Juli bestand in der I l l u s i on  e i ne r  vo r ge t äusch t en  

S t ä r k e, in die sich das österreichische Proletariat einspinnen ließ. Die blutige Niederlage des Wiener 

Juliaufstandes im vergangenen Sommer zerriß zum erstenmal den Vorhang dieser Illusion, hinter dem 

sich der t a t s äch l i che  Mach t zuwachs  de r [678] Bour geo i s i e, die t a t s äch l i che  wach -

sende  Ohnm ach t  de s  P r o l e t a r i a t s  verborgen hielt. 

Der 7. Oktober 1928 nunmehr zeigt schon in brutaler Offenheit die veränderten Machtpositionen. Die 

Bourgeoisie hat ihre Vorbereitungen abgeschlossen und beginnt den Mar sch  a u f  W i e n. Der Auf-

marsch von Wiener-Neustadt ist gewiß noch nicht der letzte Schritt auf diesem Marsch, aber er kenn-

zeichnet doch schlaglichtartig eine zurückliegende Etappe. In Wiener-Neustadt, dem industriellen 

Herzen des Wiener Waldes, gleichsam vor den Toren Wiens, marschieren die faschistischen Banden 
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auf, mit Waffen ausgerüstet und obendrein gegen alle etwaigen Bedrohungen des Proletariats gesi-

chert durch die nun schon fast völlig von jedem proletarischen „Gift“ gesäube r t e  So l da t e ska  

de r  Se i pe l-Reg i e r ung  mit ihren Geschützen und Maschinengewehren. 

Es ist in der Tat eine we i t e  En t wick l un g, die sich in den Machtverhältnissen zwischen Bourgeoi-

sie und Arbeiterklasse Oesterreichs dank der z en t r i s t i s chen  Fes se l ung  de s  p ro l e t a r i s chen  

Wi de r s t andes  vollzogen hat. 

* 

Ergibt sich solcherart das allgemeine Bild jener Entwicklung, die vorerst im 7. Oktober, im Heim-

wehraufmarsch von Wiener-Neustadt gipfelte, so ist doppelt lehrreich die Betrachtung der Niederla-

genstrategie. mit der die österreichische sozialdemokratische Führerschaft d i e sm a l  dem Faschis-

mus zu einem Triumph verhalf. Es ist naturgemäß unmöglich, im Rahmen dieses Aufsatzes den ge-

samten tatsächlichen Verlauf wiederzugeben. Wir müssen uns vielmehr damit begnügen, einige we-

sentliche Punkte hervorzuheben. 

Was plante die österreichische Bourgeoisie für den 7. Oktober? Der Heimwehraufmarsch in Wiener-

Neustadt war für die Bourgeoisie eine erste Kundgebung ihrer auße r pa r l am en t a r i schen  

S t r e i t k r ä f t e  im engsten Zusammenwirken mit den l ega l en  Mach t mi t t e l n  ihres Staatsappara-

tes, seiner Hee r e s- und Po l i z e i mach t. Eine Probemobilisierung, die ganz unverhüllt ihren politi-

schen Charakter ankündigte die Heimwehren zogen nach Wiener-Neustadt als Dr ohung  der Bour-

geoisie an die Adresse der österreichischen Arbeiterschaft, damit diese den reaktionären Ausp l ün -

de r ungsp länen  de r  Bour geo i s i e  ke i nen  Wi de r s t and  en t gegense t zen  möge. Ganz of-

fen hieß es: Dieser Aufmarsch geschieht im Zeichen des K am pf es  gegen  den  Mi e te r s chu t z, 

gegen finanzielle Selbständigkeit der Gemeinden usw. Der Heimwehraufmarsch war eine Dr ohung  

a n  da s  Pa r l am en t, das die reaktionären Pläne der Bourgeoisie reibungslos und in vollem Umfange 

zur Durchführung bringen soll. Die Heimwehrhäuptlinge sprachen das mit einem kaum zu überbie-

tenden Zynismus aus. 

Welche Antwort konnte es für das österreichische Proletariat angesichts dieser brutalen Kampfansage 

des Faschismus und der Bourgeoisie geben? Gegen den bewaffneten Aufmarsch der faschistischen 

Garden gab es zur Sicherung des österreichischen Proletariats nur eine Parole: Bewa f f nung  de r  

Ar be i t e r scha f t. Dieser Sicherungsmaßnahme mußte sich die zweite zugesellen: Ve r h i nde r ung  

de s  He i mwehr au f mar sches  du r ch  d i e  S t i l l egung  de r  E i senbah n, den  Ve r keh r s- 

und  Massens t r e i k  und durch den Gegenau f m arsch  de r  Ar be i t e r s cha f t  in Wiener-Neu-

stadt. Das waren die entscheidenden Parolen mit denen die KPOe auf die Kriegserklärung der öster-

reichischen Bourgeoisie antwortete, mit deren Durchführung die österreichische Arbe i t e r s cha f t  

hätte antworten müssen, um sich die Niederlage des 7. Oktober zu ersparen. Die österreichische So-

zialdemokratie vereitelte durch ihre Taktik eine solche proletarische Antwort. 

Was war ihre Taktik? Am 15. September, auf dem Pa r t e i t ag  de r  ös t e r r e i ch i schen  Soz ia l -

dem okr a t i e, als der Heimwehraufmarsch in Wiener-Neustadt bereits in vollem Umfang angekün-

digt war, hielt [679] Ot to Ba ue r sein Referat über „Mieterschutz und Wohnungspolitik“. In diesem 

Referat führte er aus: 

Und sehen Sie, Genossen, aus diesem Grunde bin ich überzeugt, daß die Heimwehrleute ganz planmäßig di. 

Politik machen. die Arbeiterschaft planmäßig, absichtlich und bewußt zu gewaltsamen Zusammenstößen zu 

provozieren ... angesichts dieses Versuches, von dem ich keinen Moment zweifle, daß er ganz bewußt. ab-

sichtlich und frivol unternommen wird muß u n s e r e  T a k t i k  s e h r  k a l t b l ü t i g  (?!) sein. Nicht etwa, als ob 

ich zu irgendeiner Schwäche gegenüber den Heimwehrleuten zu irgendeinem Zurückweichen vor ihnen raten 

würde. Niemals, Genossen. (??) Aber so wenig ich irgendwie für ein Zurückweichen bin, das den Faschismus 

ermutigen könnte, so sehr bin ich der Meinung daß es e i n e g a n z  w i c h t i g e  A u f g a b e  d e r  P a r t e i  u n d  

j e d e s  e i n z i g e n  V e r t r a u e n s m a n n e s ist, allen unseren Genossen verständlich zu machen, daß g e w a l t -

s a m e  Z u s a m m e n s t ö ß e  m i t  d e n  H e i m -w e h r e n  n i c h t  u n s e r  I n t e r e s s e  s i n d  ... Deswegen meine 

ich, werden wir vor den Herren nicht zurückweichen. Aber wir werden uns v o n  i h n e n  n i c h t  d a s  G e s e t z  

u n s e r e s  H a n d e l n s  d i k t i e r e n  l a s s e n. Wir müssen uns darüber klar sein: g e g e n ü b e r  e i n e m  G e g -

n e r, d e s s e n  s t ä r k s t e  L e i d e n s c h a f t e n  j e t z t  g e w e c k t s i n d ... dem es deshalb weder an 
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Entschlossenheit noch an Schlauheit, noch an Verantwortungslosigkeit fehlt, kann man nicht siegen mit einer 

Taktik, die geleitet ist nur von der blinden Leidenschaft, sondern man kann nur dann siegen, wenn man seine 

T a k t i k  s o  n ü c h t e r n  u n d  s o  b e s o n n e n  bestimmt, wie ein Feldherr an seinem Tisch, vor seinen Land-

karten, der rechnend und wägend überlegt, wo Offensive, w a n n  D e f e n s i v e  (?) ... einsetzen ...“ 

Man braucht sich kaum die ganze Ve r gangenhe i t  O t t o  Baue r s  zu vergegenwärtigen um von 

vornherein überzeugt zu sein, daß dieser „Feldherr“, wenn er beginnt, „kaltblütig“ zu erwägen, n ie -

m a l s  die Offensive, aber i m mer  d i e  „Def ens i v e“, von der er hier schon ganz offen spricht, als 

wahre „kaltblütige“ Mittel betrachten wird. Und so geschah es denn auch. Nach diesem Appell Otto 

Bauers und des gesamten sozialdemokratischen Parteitages der sich auf die einfache Formel reduzie-

ren läßt: Geh t  dem  Fasch i sm us  aus  dem  W e g e!, war die weitere Taktik der österreichischen 

Sozialdemokratie vorgezeichnet. Otto Bauers „kaltblütiger“ Rat eröffnete die ideologische Vorberei-

tung einer Stimmung in den proletarischen Massen, in der sich die Arbeiter einreden sollten, der 

g r ö ß t e  Sieg sei es wenn es übe r haup t  n i ch t  zum  Kam pf e  käme. Eine solche Taktik in einer 

Situation, wo der Gegne r im Vollbewußtsein seines Vormarsches zum Kam pf  und  Angr i f f  

en t s ch l o ssen  ist, bedeutet selbstverständlich, daß sich das gesteckte „kaltblütige“ Ziel – die Ver-

meidung des Kampfes – nu r  du r ch  d i e  F l uch t, du r ch  den  Rückzu g erreichen läßt. 

Der Rückzu g also war es, der durch Otto Bauers weise Worte den österreichischen Arbeitern von  

vo r nhe r e in  s chm ackha f t  gemacht werden sollte. In dieser Richtung – so appellierte er auf dem 

Parteitag – sollten alle Vertrauensleute der Partei s cho n vo rhe r unter den Arbeitermassen agitieren. 

Alles weitere entsprach diesem Rezept. Während die KPOe der Arbeiterschaft den Aufmarsch des 

Faschismus als eine bestimmte Aktion im Rahmen der a l l gem e i nen  Of f ens i ve  de r  ö s t e r r e i -

ch i s chen  Bour ge o i s i e aufzuzeigen versuchte, die auf der engsten Ve r bundenhe i t  der außer-

parlamentarischen faschistischen Wehrorganisationen mit den legalen Machtorganisationen des bür-

gerlichen Staatsapparates, Bundesheer und Polizei beruhte, versuchte die österreichische Sozialde-

mokratie gerade um gekeh r t die Fiktion vor der Arbeiterschaft zu konstruieren als handele es sich 

hier um zwei gänz l i ch  ve r s ch iedene  Kr ä f t e: auf der einen Seite die Faschisten, auf der anderen 

Seite „der Staat“ mit seinen Behörden [680] und Machtmitteln. Die KPOe war bestrebt, den Arbeitern 

einzuhämmern, daß der Kampf gegen den aufstrebenden Faschismus zugleich Ka mpf  gegen  den  

bü r ge r l i c h-kap i t a l i s t i s chen  S t aa t sappa r a t, Mach t kam p f des Proletariats gegen die bür-

gerliche Klassenherrschaft schlechthin sein muß. Demgegenüber führte die österreichische Sozialde-

mokratie ihre ganze Kampagne gegen den Heimwehraufmarsch in die Sackgas se  eines verlogenen 

Appells an die Behö rde n, ihrerseits „gegen den Heimwehraufmarsch diese Bedrohung der Ord-

nung“, einzuschreiten. 

Dieser demagogischen I r r e f üh r un g folgte dann das groteske Schauspiel, wie die SPOe, geführt 

von dem edlen Brüderpaar – Otto Bauer zur Linken und Renner, der alte erzrevisionistische Gauner, 

zur Rechten – sich tagaus, tagein ein Stückchen zurück ‚siegte“. 

Noch am Sonn t a g, den  23. Sep t em be r, schreibt die „Wiener Arbeiter-Zeitung“: 

„Wir haben von der Regierung auf gesetzlichem Wege Abhilfe gegen den Unfug verlangt ... Die Regierung 

wagte es nicht. Die Regierung traut sich nicht (man beachte den fortgesetzten Schwindel, als ob die Seipel-

Regierung nur aus Schwäche den Heimwehraufmarsch duldet, während sie in Wirklichkeit diesen Heimweh-

raufmarsch organisiert! P.), die Republik vor den Abenteurern zu schützen. Gut denn, dann ist es also notwen-

dig, den H e r r e n  z u  z e i g e n, d a ß  n o c h  e i n e  K r a f t  d a  i s t, an der ihre Abenteuer zerschellen werden. 

I h r  w e r d e t  u n s  a m  7. O k t o b e r  s e h e n: d i e  P r o l e t a r i e r, d i e  i h r  l e i c h t f e r t i g  h e r a u s f o r d e r t ... 

Ihr werdet sie sehen, die große, einige, diszipliniert., unbesiegbare Masse! L a n d s k n e c h t e  ahoi!“ 

Das war am 23. September. Am 28. September verkündet die „Arbeiter-Zeitung“: „Bur esch  (der 

Landeshauptmann von Niederösterreich) w i l l  den  Ar be i t e r t ag  ve r b i e t e n!“ Und sie erklärt zu-

nächst noch mit großer Emphase: 

„Die Arbeiterschaft aber wird sich in keinem Fall einschüchtern lassen. ... Darum bleibt, was immer geschehe, 

die Parole: die Arbeiter von Wiener-Neustadt werden am 7. Oktober auf den Straßen ihrer Stadt sein! Und die 

Arbeiter des ganzen großen Industriegebiets unter dem Wiener Wald werden mit ihnen sein!“ 
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Am 1. Oktober erfolgte sodann in der Tat das Ve r bo t  de s  Ar be i t e r t age s  durch den christlich-

sozialen Landeshauptmann. Der Konflikt, um den es ging, bestand n i ch t  e t wa  darin, daß die sozi-

aldemokratische Führerschaft Wiener-Neustadt mit ihrer Kundgebung be se t zen  und so den Ein-

marsch der Heimwehren überhaupt ve r e i t e l n  wollte, sondern in dem bloßen Fe i l s chen  darum, 

welchen Teil der Stadt man ihr gnädigst für ihre Kundgebung einräumen wollte. Die eigentliche 

Ke r n f r age  das Stattfinden des Heimwehraufmarsches, steht überhaupt n i ch t  zu r  Deba t t e. 

Das Verbot des Arbeitertages aber löste eine so heftige spontane Welle der Empörung der Arbeiter-

massen aus, daß die Bourgeoisie ohne weiteres begriff, daß hier alle sozialdemokratischen Be-

schwichtigungsversuche n i c h t imstande sein würden, einen machtvollen Gegenstoß der Arbeiter ge-

gen den Heimwehraufmarsch einfach zu vereiteln. Die Bourgeoisie begriff, daß in diesem Fall die 

Führung der Arbeiter zwangsläufig be ide n Kom m uni s t e n liegen würde. Sie mußte also der SPOe 

eine kleine Chance bieten. 

Die SPOe aber bezahlte diese Chance mit der vo l l s t änd i gen  Kap i t u l a t i o n. Man verhandelt, 

man räumt das ganze  Wi ene r-Neus t ad t dem Heimwehraufmarsch ein, verständigt sich, daß der 

sozialdemokratische Aufmarsch e r s t  nach  Absch l uß  de r  He i m wehr kundgebun g beginnen 

soll, und verspricht darüber hinaus, nach der f o r m e l l e n  Aufhebung des Verbots, dem ganzen pro-

letarischen Auf m ar sc h von  s i ch  aus  da s  Gen i ck  z u  b r eche n. 

Am Freitag, dem 5. Oktober, – zwei Tage vor dem Heimwehraufmarsch [681] – erscheint an der 

Spitze der „Arbeiter-Zeitung“, die vorher die Aufhebung des Verbots gemeldet hatte, die Ankündi-

gung: „Di e Wi ene r Ge nos se n f ah r en  n i ch t  nach  Wi ene r-Neus t ad t!“ Und dann liest man 

die nachfolgende Resolution, der die Obmänner der politischen und der Schutzbundorganisationen 

von Wien nach einem Referat des österreichischen Hörsing, Ju l i u s  Deu t s c h, zugestimmt hatten: 

„Die Obmännerkonferenz fordert die Wiener Arbeiter und Arbeiterinnen auf, am 7. Oktober n i c h t  n a c h  

W i e n e r-N e u s t a d t  z u f a h r e n , weil die Gefahr besteht, daß die Bahnen den zu erwartenden g r o ß e n A n -

d r a n g nicht mehr bewältigen können. Würden die Wiener Arbeiter sich in größerer Zahl am Aufmarsch in 

Wiener-Neustadt beteiligen, dann könnte es geschehen, daß die von Wien wegfahrenden Genossen a l l e 

P l ä t z e b e s e t z e n und die Arbeiter des Viertels unter dem Wiener Wald, die nach Wiener-Neustadt fahren 

wollen, k e i n e n P l a t z m e h r  finden. Die Funktionäre der Wiener Parteiorganisation werden aufgefordert, 

sich Sonntag in d e n  b e k a n n t e n  L o k a l e n  a u f z u h a l t e n.“ 

Mit dieser Erklärung, deren idiotische Begründung fast wie ein bewußter Hohn auf den Kampfwillen 

der Arbeiter wirkt, endet eigentlich schon der glorreiche Feldzug des „kaltblütigen“ Otto Bauer. Was 

sich zwei Tage später in Wiener-Neustadt abspielte, war nur die äußere Konsequenz: Tr i u m ph des 

Fa sch i s mus, der im industriellen Oesterreich, in der Arbeiterstadt vor den Toren Wiens, ungestört 

aufzumarschieren vermochte, und die h i l f l o s e, unter den Geschützen und Maschinengewehren der 

Seipel-Regierung nach t r äg l i c h demonstrierende Arbeiterschaft, deren Masse planmäßig in be-

schränkten Grenzen gehalten war, indem die e i gen t l i che  p r o l e t a r i s che  Haup t m ach t, die 

Wi ene r  Arbeiterschaft, ausgeschaltet wurde. In alledem trat nur die ne ue Ni ede r l a g e der öster-

reichischen Arbeiterklasse – der 7. Oktober – in Erscheinung, die unb l u t i ge r  als der 15. Juli 1927, 

aber darum n i ch t  ungewi ch t i ge r  verlief. 

Ein bürgerlicher Journalist, Kar l  Tschupp i k, beleuchtet im „Tagebuch“ die Ursachen für die an-

dauernde Zurückdrängung der österreichischen Arbeiterschaft In einem Artikel, der noch vo r dem  

7. Ok t obe r erschien und sich im allgemeinen auf dem Niveau psychologischer feuilletonistischer 

Untersuchungen über die Persönlichkeit des österreichischen Bundeskanzlers bewegt, finden sich am 

Schluß einige Sätze, die in prägnanter Form das Wesen der sozialdemokratischen Niederlagenstrate-

gie in Oesterreich charakterisieren. Es heißt dort: 

„Dr. Seipel erscheint wie ein kühler, Zug um Zug abwägender Schachspieler. Er hat nur eine Aufgabe: den 

Gegner mattzusetzen. Mehr als einmal bot sich der Remisfriede dar; Seipel hat ihn verschmäht. Er ist heute 

zweifellos der Stärkere, obwohl er der Schwächere war. Seine Selbstsicherheit vor der Gefahr des Bürgerkriegs 

dankt er einem tragischen (?) Zwiespalt der österreichischen Sozialdemokratie ... S e i p e l s S i e g e r- u n d  

M a c h t g e f ü h l  r u h t  a u f  d e r  G e w i ß h e i t, d a ß  d i e  a n d e r e n  n i c h t  s c h i e ß e n  w e r d e n ... Der kalte 

Blick des Moraltheologen in das u n s i c h e r e  A u g e  d e s  G e g n e r s  hat der österreichischen Provinz neuen 
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Mut gegeben: d i e  S o z i a l d e m o k r a t i e  w i r d n i c h t s c h i e ß e n. Der Plan aus dieser Erfahrung ergab sich 

von selbst: der k o n z e n t r i s c h e  A n g r i f f  a u f  d a s  r o t e  (?) W i e n . Bei Wiener-Neustadt wird die e r s t e  

S c h l a c h t geschlagen.“ 

Sie wur d e geschlagen. Und es war die österreichische Arbeiterklasse, die wiederum eine Niederlage 

davontrug. Eine Niederlage in doppeltem Sinne: n i c h t nu r gelang dem Faschismus sein provokatori-

scher Aufmarsch, nicht nur ist damit die Bahn geöffnet für die Fortführung der klerikal-faschistischen 

Offensive auf die wichtigsten Positionen des proletarischen Alltags, nein, darüber hinaus wurde Wie-

ner-Neustadt zur Niederlage des österreichischen Proletariats auch schon durch die Tatsache, daß es der 

sozialdemokratischen Führerschaft erneut gelang, die M a s s en  [ 682] vom  Wi de r s t and  gegen  

den  f a sch i s t i s chen  Vor s t o ß, von  de r  p r o l e t a r i s chen  Gegeno f f ens i ve  abzuha l t en . 

Die KPOe. hat in der ganzen Vorbereitung des 7. Oktober der Arbeiterschaft ein klares Kam pf pro -

g r a mm  mit zielbewußten Losungen entwickelt. Den Kommunisten gelang es auch, trotz des verein-

ten Terrors der Polizei, der Faschisten und des sozialdemokratischen Schutzbundes in Wiener-Neu-

stadt zu den Massen zu sprechen. Aber die SPOe vermochte noch einmal, die Kom muni s t en  in den 

Massen des Proletariats bis zu einem gewissen Grade zu i so l i e r e n  und die Massen hinter der Fahne 

der eigenen Niederlagenstrategie zu halten. Freilich war diese Aufgabe für die Otto Bauer, Renner und 

Deutsch diesmal bereits so schwierig, daß sie zu den gröbsten Mitteln brutalster Ve r b r üde r un g m i t  

de r  Schobe r-Po l i z e i  greifen mußten, um das Wirken der Kommunisten unter der Arbeiterschaft 

zu unterbinden. Ueberall wurden am 7. Oktober und zuvor Kommunisten durch die treuesten Schild-

knappen der SPOe-Führerschaft der Po l i z e i  denunz i e r t, die bereitwilligst eingriff, um den sozi-

aldemokratischen Lakaien der Bourgeoisie die kommunistische Gefahr vom Halse zu schaffen. Tau-

send Kommunisten ve rha f t e t – so lauteten die ersten Meldungen über Wiener-Neustadt. Hoch -

ve r r a t sp roze ß gegen alle Mitglieder des Zentralkomitees der KPOe., Ha f t be feh l e, Ve r ha f -

t unge n, – die Klassenjustiz des Herrn Seipel beeilt sich, der bedrohten sozialdemokratischen Al-

leinherrschaft in der österreichischen Arbeiterklasse mit brutalsten Terrormethoden zu Hilfe zu eilen. 

Während dieser wüste Verfolgungsfeldzug gegen die KPOe. vonstatten geht, beruft Herr Seipel die 

von der sozialdemokratischen Führerschaft geforderte „i nne r e  Abr üs tungskon fe r en z“ ein um 

über den famosen Plan der Renner, Bauer und Deutsch zu verhandeln, wonach auf beiden Seiten 

„abgerüstet“ und die Wehrorganisationen aufgelöst werden sollen. Die austromarxistischen Führer, 

längst auch der Form nach im Bett der o r d i nä r s t en  menschewi s t i s chen  Po l i t i k  gelandet, 

wollen den Republikanischen Schutzbund im Austausch gegen die Heimwehrorganisationen liqui-

dieren und möchten dem Proletariat einreden, dann sei die Gefahr brutalster Vergewaltigung gebannt. 

Sie „vergessen“ dabei die kleine winzige Tatsache mitzuteilen, daß der Bourgeoisie bei solcher „Bei-

derseitigkeit“ der Abrüstung immer noch Bundeshee r  und  Schobe r-Po l i z e i  mit Kanonen, Ma-

schinengewehren usw. verbleiben, unter deren Schutz der großbürgerliche Faschismus jeden Gewalt-

akt gegen die künstlich wehrlos gemachte Arbeiterklasse zu vollbringen vermag. Ganz und gar zu 

schweigen von der Selbstverständlichkeit, daß im Fall einer solchen „Doppelabrüstung“ zwar die 

austromarxistischen Führer den Republikanischen Schutzbund liquidieren, die Heimwehren aber un-

ter Irgend einem Deckmantel nach ihrer „Auflösung“ ge na u s o fortbestehen würden, wie die deut-

schen faschistischen Verbände, wenn Herr Severing sie gelegentlich „auflöste“. 

Wir wissen nicht, ob der geplante schmutzige Verrat bei dem jetzigen Schacher zustande kommen 

wird oder ob die österreichische Bourgeoisie sich stark genug fühlt, ohne die „Abrüstungs“-Komödie 

ihren Siegeszug gegen die Arbeiterklasse fortzusetzen. Eines bleibt gewiß: Die SPOe-Führer können 

zwa r, dank ihrer umfassenden Hegemonie über das österreichische Proletariat dank der verhältnis-

mäßig geringen Einflußsphäre der KPOe, Ke t t e n  übe r Ke t t e n  um den Körper des österreichischen 

Proletariats winden und der Bourgeoisie S i e g übe r Si e g zuschanzen. In  diesen Siegen der Bour-

geoisie, in diesen Ketten des Proletariats, entwickeln sich aber zugleich die Vor aus se t zunge n für 

die Liquidierung des übermächtigen sozialdemokratischen Einflusses, die Voraussetzungen für das 

Wachs t um  de r  kom m un i s t i s chen  Bewegun g. Der Weg des österreichischen Proletariats ist 

langwierig, schwierig und von Enttäuschungen beschattet, aber auch dieser Weg führt zur Ueberwin-

dung des Reformismus als der entschiedensten Vor bed i ngung der proletarischen Revolution! [683] 
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Die Programmdiskussion auf dem VI. Weltkongreß  
Von J. L e n z   

(Fortsetzung.) 

Die sozialen Wurzeln des Opportunismus 

In dem Programmentwurf war die Spaltung der Arbeiterbewegung erklärt worden durch die Korrup-

tion der Arbeiteraristokratie und diese durch die Extraprofite, die die „Ausplünderung der Kolonien 

und Halbkolonien“ der Bourgeoisie der mächtigsten imperialistischen Großmächte einbringt und die 

zur Erhöhung des Arbeitslohnes einen Teiles der Arbeiterschaft verwendet werden. 

Diese Erklärung ist im allgemeinen richtig, aber nicht vollständig. Denn erstens gibt es eine Arbei-

teraristokratie nicht nur in den mächtigsten imperialistischen Ländern, sondern in größerem oder ge-

ringerem Umfang in allen kapitalistischen Ländern und zweitens gibt es auch imperialistische Groß-

mächte, wie gegenwärtig die Vereinigten Staaten von Nordamerika oder in der Vorkriegszeit 

Deutschland, deren Extraprofite aus den Kolonien und Halbkolonien zur Erklärung einer so breiten 

Entwicklung der Arbeiteraristokratie nicht ausreichen. Darum mußten die Wurzeln des Sozialimpe-

rialismus in unserem Programm etwas allgemeiner dargestellt werden. Die breitere Entwicklung der 

Arbeiteraristokratie im Zeitalter des Imperialismus, die den vorübergehenden Sieg des Opportunis-

mus in der europäischen und amerikanischen Arbeiterbewegung, die Entartung ihrer führenden Ka-

ders zum Sozialimperialismus erklärt, ist n i ch t  a l l e i n  au f  d i e  ko l on i a l en  Extraprofite zurück-

zuführen, sondern auf die Ex t r ap ro f i t e  de r  kap i t a l i s t i s chen  Monopo l e  übe r haup t, von 

denen diejenigen, die aus der Ausbeutung der Kolonien und Halbkolonien stammen, allerdings den 

wesentlichsten Teil bilden. In diesem Sinne sagt unser Programm: 

„Der Bourgeoisie der imperialistischen Mächte bringt Ihre Stellung auf dem Weltmarkt im allgemeinen (entwi-

ckelte Technik, Kapitalexport nach Ländern mit höherer Profitrate usw.) und die Ausplünderung der Kolonien 

und Halbkolonien Extraprofite ein, die sie zur Erhöhung des Arbeitslohnes eines Teile. ‚ihrer‘ Arbeiter verwen-

det, um sie auf diese Weise an der Entwicklung des ‚vaterländischen‘ Kapitalismus, an der Ausplünderung der 

Kolonien zu interessieren und für den Imperialistischen Staat zu gewinnen. Diese systematische Bestechung 

wurde und wird in besonders großem Maße in den stärksten imperialistischen Ländern praktiziert und kommt 

am krassesten zum Ausdruck in der Ideologie und Praxis der Arbeiteraristokratie und der bürokratischen Spitzen 

der Arbeiterklasse, d. h. der leitenden Kaders der Sozialdemokratie und der Gewerkschaften, die sich als direkte 

Agenten der Bourgeoisie im Proletariat und als beste Stütze der kapitalistischen Ordnung erwiesen haben.“ 

Diese Ergänzung gegenüber dem ursprünglichen Entwurf ist nicht nur sachlich vollkommen richtig, 

sondern auch in voller Uebereinstimmung mit Le n i n s  Theorie des Imperialismus, die hier keiner 

Berichtigung oder Ergänzung bedurfte. An jenen Stellen, wo Lena die Ursache der Entwicklung des 

Sozialimperialismus systematisch behandelt, spricht er von den Extraprofiten des kapitalistischen 

Monopols im allgemeinen und unterscheidet verschiedene Arten solcher Extraprofite So bei der Er-

klärung der Verbürgerlichung der englischen Arbeiterbewegung auf Grund der Darstellung von En-

ge l s, wo er folgende Ursachen unterscheidet: „Erstens Ausbeutung der ganzen Welt durch das be-

treffende Land, zweitens seine Monopolstellung auf dem Weltmarkt, drittens sein Kolonialmono-

pol.“*) Von [684] Japan und Rußland sagt Lenin in einem ähnlichen Zusammenhang, daß hier das 

Monopol des modernen Finanzkapitals „zum Teil ergänzt und zum Teil ersetzt wird durch das Mo-

nopol der militärischen Macht, des gewaltigen Territorismus oder der besonderen Bequemlichkeit, 

die fremden Völker, China usw. auszuplündern.“**) 

Es ist daher höchst lächerlich, wenn der „linke“ Sozialdemokrat Gu r l a n d, der seinen schäbigen Men-

schewismus durch einige mit Hilfe von Fritz S t e r nbe r g  bei Rosa Luxem bur g  aufgenommenen 

Anleihen „radikal“ aufzuputzen sucht, aus dem Anlaß dieser Erklärung der sozialen Wurzeln des Re-

formismus den VI. Kongreß der Revision der Leninschen Theorie des Imperialismus beschuldigt***). 

 
*) „Der Imperialismus als jüngste Etappe des Kapitalismus“. S. 96. 
**) „Der Imperialismus und die Spaltung des Sozialismus“, Sammelband „Der Kampf um die soziale Revolution“, S. 336. 
***) Siehe den Artikel von Gurland „Der VI. Weltkongreß der Komintern“ im „Klassenkampf“ vom 15. September 1928, 

S. 564 f. 
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Dieser Spezialist für „wissenschaftlichen“ Antibolschewismus will beweisen, daß die Differenzial-

profite, die durch die technische Ueberlegenheit einzelner Industriezweige oder einzelner Länder ent-

stehen, nicht zur Korruption der Arbeiteraristokratie ausgenutzt werden können. Nun, ein Mann, der 

jetzt Tag für Tag beweisen muß, daß die Panzerkreuzerpolitik an sich falsch, ein Volksentscheid ge-

gen Panzerkreuzerbau an sich richtig ist, und daß deshalb die Arbeiter die sozialdemokratische Pan-

zerkreuzerpolitik gegen den kommunistischen Volksentscheid verteidigen müssen, ein solcher Mann 

ist schon zu allerlei Hirnverrenkungen fähig. Gurland argumentiert folgendermaßen: Differenzialpro-

fite infolge technischer Ueberlegenheit haben zur Voraussetzung, „daß die Warenpreise über dem 

durch die gewachsene Produktivität gesenkten Wert der Ware bleiben, der sich aber seinerseits in 

einem Sinken des Wertes der Ware Arbeitskraft auswirkt. Ein solcher Differenzialprofit vermindert 

nicht, sondern ve rm ehr t  den  Druck  au f  d i e  Ar be i t s l öhne.“ Darum könne sich ein solcher 

Extraprofit nicht zugunsten des Erstarkens der Arbeiteraristokratie auswirken. 

Dem klugen Kritiker des Leninismus sollte es wenigstens auffallen, daß seine Argumentation in ei-

nem schreienden Gegensatz zu den Tatsachen steht. Denn welcher vernünftige Mensch kann bestrei-

ten, daß sich die breiteste Arbeiteraristokratie in England und in den Vereinigten Staaten von Amerika 

gerade auf der Grundlage der zeitweiligen technischen Ueberlegenheit, eines gewissen industriellen 

Monopols entwickelt hat. Schon Mar x  hat begründet, warum in Ländern mit höherer kapitalistischer 

Entwicklung der Arbeitslohn absolut betrachtet in der Regel höher ist, während der relative Lohn 

geringer sein kann*). Diese Gesetzmäßigkeit wird durch den Imperialismus nicht aufgehoben. Wenn 

die Kapitalisten bei wachsender Produktivität der Arbeit die Preise aller Waren hochhalten, den Preis 

der Arbeitskraft aber entsprechend ihrem gesunkenen Wert herabdrücken könnten, wie Gurland sich 

das denkt, dann würde die technische Ueberlegenheit der fortgeschrittensten kapitalistischen Länder 

in Verbindung mit dem Monopol allerdings zur schärfsten abso l u t e n  Verelendung der Arbeiter-

klasse gerade in diesen Ländern führen. Aber im allgemeinen besteht gar keine Ursache für eine 

solche Entwicklung. Das Sinken des Werts der Arbeitskraft bedeutet keineswegs ein Sinken des Re-

allohns, absolut betrachtet, sondern ein Sinken der gesellschaftlich notwendigen Arbeitszeit zur Her-

stellung der für die Erhaltung der Arbeitskraft erforderlichen Lebens mittel. Sofern sich das Sinken 

des Wertes in dem Sinken der Preise der Lebensmittel ausdrückt, wird es in der Regel auch ein Sinken 

des Nom i na l l ohns  zur Folge haben, für den Reallohn ist unter „normalen“ kapitalistischen Ver-

hältnissen sogar die entgegengesetzte Entwicklung die [685] Regel. Denn in die Bestimmung des 

Wertes der Arbeitskraft geht, wie Marx gerade auch in dem zitierten Zusammenhang betont, ein so-

ziales Moment ein. Mit der wachsenden Produktivität der Arbeit, d. h. mit dem wachsenden gesell-

schaftlichen Reichtum wachsen notwendiger Weise die Lebensbedürfnisse, die Lebensansprüche der 

Arbeiterklasse, d. h. das Quantum der zur Reproduktion der Arbeitskraft notwendigen Gebrauchs-

werte. Solange die technische Ueberlegenheit dem Unternehmer Extraprofite einbringt, kann die 

Masse und die Rate des Profits für ihn auch bei wachsendem Reallohn der Arbeiter wachsen, wofern 

nur dieses Wachsen hinter dem Wachstum der Produktivität und Intensität der Arbeit zurückbleibt. 

Daher ist unter solchen Bedingungen die r e l a t i ve  Verelendung, d. h. das Sinken des relativen Loh-

nes die Regel, was mit einem mehr oder minder großen Wachsen des Realeinkommens der Arbeiter 

verbunden ist**). 

In den kapitalistisch entwickelteren Ländern ist die Arbeitskraft im Durchschnitt höher qualifiziert, 

sie liefert selbst an denselben Maschinen in derselben Zeit ein größeres Produkt. Daher kann der 

Unternehmer auch ohne Schaden für sich höhere Löhne zahlen als in den rückständigen Ländern. 

Mar x  zitiert in diesem Zusammenhang ein Mitglied der englischen Fabrikkommission von 1833, J. 

W. Cowell, der bei der Untersuchung der Spinnerei zu dem Ergebnis kam, daß „in England die Löhne 

 
*) „Kapital“, Bd. I, 20. Kapitel. 
**) Marx a. a. O. „Aber auch abgesehen von dieser relativen Verschiedenheit des Geldwerte. In verschiedenen Ländern 

wird man häufig finden, daß der Tages-, Wochen- usw. Lohn bei der ersteren Nation (d. i. die Nation „mit entwickelterer 

kapitalistischer Produktionsweise“. Dez Verf.) höher ist als bei der zweiten, während der relative Arbeitspreis, d. h. der 

Arbeitspreis im Verhältnis sowohl zum Mehrwert wie zum Wert des Produkts bei der zweiten Nation höher steht als bei 

der ersteren.“ 
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der Sache nach niedriger für den Fabrikanten sind als auf dem Kontinent, obwohl sie für den Arbeiter 

höher sein mögen.“ Es ist also durchaus keine neue Entdeckung, sondern eine altbekannte Tatsache, 

daß der Reallohn der Arbeiter in den fortgeschritteneren kapitalistischen Ländern im Durchschnitt 

höher steht als in den zurückgebliebenen. 

Die Mannigfaltigkeit der Ursachen für die Entstehung der Arbeiteraristokratie, Ursachen, die mit dem 

Wesen des Kapitalismus verbunden sind und nur durch den Imperialismus ihre besondere Steigerung 

erfahren, bedingt, daß diese niemals, solange der Kapitalismus besteht, verschwinden wird. Und 

ebenso gewiß ist, daß der Reformismus, der nicht nur ein Produkt der besonderen Lage der Arbeiter-

aristokratie ist, sondern allgemein den bürgerliehen Einfluß in der Arbeiterbewegung darstellt, erst 

mit der Vernichtung des Kapitalismus endgültig vernichtet werden wird. Aber es ist kein Zweifel, 

und unser Programm spricht es deutlich aus, daß mit der Verschärfung der imperialistischen Wider-

sprüche, der dadurch bedingten Verschlechterung der Lage der Arbeitermassen, mit dem Verschwin-

den der Monopolstellung gewisser imperialistischer Mächte, das Fundament des Sozialimperialismus 

in den Massen untergraben wird, der Reformismus seine Basis in den Arbeitermassen verliert.*) [686] 

Monopolprofite, Sinken der Profitrate und Kapitalexport 

Das allgemeine Gesetz des tendenziellen Falle der Profitrat. erfährt bestimmte Modifikationen durch 

die Herrschaft der Monopole. Im Programm heißt es darüber: 

„Die wachsende Anwendung komplizierter Maschinen, die Einführung chemischer Prozesse und die Verwen-

dung elektrischer Kraft, die Erhöhung der organischen Zusammensetzung des Kapitals auf dieser Grundlage 

und das daraus folgende Fallen der Profitrate, das nur vorübergehend für die großen Monopolverbände durch 

die Politik der hohen Kartellpreise aufgehalten wird, ruft eine verschärfte Jagd nach kolonialen Extraprofiten 

und einen Kampf um die Neuaufteilung der Welt hervor.“ 

Die Einschränkung der den Fall der Profitrate hemmenden Wirkung hoher Kartellpreise auf die ka-

pitalistischen Monopole wurde auf den Antrag des Genossen Va r g a  in den ursprünglichen Text 

eingefügt. Die Feststellung, daß die hohen Kartellpreise zeitweise den Fall der Profitrate für die mo-

nopolisierten Produktionszweige aufhalten, ist unbestreitbar und hat ja gerade in den letzten Jahren 

durch die kapitalistische Rationalisierung eine sinnfällige Bestätigung gefunden. Es ist einleuchtend, 

daß z. B. in Deutschland die Erhöhung der organischen Zusammensetzung des Kapitals, die mit der 

Rationalisierung verbunden war, für die chemische, die Schwerindustrie, die Elektroindustrie usw. 

keinesfalls zu einem Sinken der Profitrate führen konnte, da mit einer bedeutenden Senkung der Pro-

duktionskosten keinerlei entsprechende Senkung der Preise verbunden war. 

Eine Frage, die jedoch durch die Formulierung des Programms nicht beantwortet ist und weiterer 

Untersuchung bedarf, ist die, wie die Monopolpreise auf die Durchschnittsprofitrate der imperialisti-

schen Länder wirken. Genosse Va r ga  behauptete, daß die hohen Kartellpreise nur eine andere Ver-

teilung des Mehrwerts zwischen den einzelnen Teilen der Kapitalistenklasse, also eine Erhöhung der 

Profitrate der kartellierten Industrien auf Kosten einer entsprechenden Senkung der Profitrate der 

nicht kartellierten Industrien bewirken. Wäre das richtig, dann hätten die Monopolpreise keinerlei 

Einfluß auf die Durchschnittsprofitrate. Aber die Behauptung des Genossen Varga gilt nur für einen 

„reinen“ Kapitalismus bei dem außerdem vom Außenhandel abstrahiert wird. In der konkreten 

 
*) Gurland ist gezwungen, diese unsere Perspektive des Verschwindens der sozialen Basis des Reformismus anzuerken-

nen, knüpft jedoch daran die folgende originelle Schlußfolgerung: „Würde die Komintern diese Tatsachen anerkennen 

(die Tatsache des Schwindens der Basis des Reformismus, Der Verf.), so könnte sie nicht umhin, das eigene Todesurteil 

auszusprechen, die Rückkehr in den einheitlichen Strom der Arbeiterbewegung anzubahnen.“ Das ist ein groteskes Bei-

spiel dafür, wie diese „linken“ Reformisten aus jeder beliebigen marxistischen These ihre konterrevolutionären Schluß-

folgerungen ziehen. G. erkennt unsere Theorie der Korruption der Arbeiteraristokratie als soziale Wurzel des Reformis-

mus an, leugnet jedoch die Notwendigkeit der Spaltung, die doch gerade aus dieser reformistischen Entartung folgt, und 

setzt den schmutzigen Strom des Reformismus, von dem er mit seinen „linken“ Freunden einer der schmutzigsten Teile 

ist, dem „einheitlichen Strom der Arbeiterbewegung“ gleich. So macht er aus dem Todesurteil für den Reformismus im 

Handumdrehen ein Todesurteil für die Komintern. Das alles, um den radikal gestimmten sozialdemokratischen Arbeitern 

einzureden, daß der Reformismus mit Hilfe solcher „Linken“ wie G. nach dem Vorbild Münchhausens sich selbst am 

eigenen Schopf aus dem reformistischen Sumpf ziehen könnte. 
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Wirklichkeit bedeuten die Kartellpreise nicht nur einen Extraprofit der kartellierten Industrien auf 

Kosten der nicht kartellierten Industrien desselben Landes, sondern auch auf Kosten der ausländi-

schen Abnehmer und der nichtkapitalistischen Produzenten, der sogenannten „dritten Personen“, im 

eigenen Lande. Das spielt z. B. bei der chemischen Industrie, der Kaliproduktion usw. gewiß keine 

geringe Rolle. 

Können wir also annehmen, daß die Durchschnittsprofitrate in den am höchsten entwickelten kapita-

listischen Ländern höher steht als in den ruckständigen? Gurland will dies aus unserer Theorie der 

Differenzialprofite ableiten und er folgert daraus, daß wir uns in einen Widerspruch zur leninistischen 

Theorie des Imperialismus begeben, weil diese den Kapitalexport als eine Grundlage der Kolonial-

politik und der imperialistischen Ausbeutung überhaupt mit dem Abfließen des Kapitals in Anla-

gesphären höherer Profitrate erklärt. 

In der Tat gibt es in letzter Linie für die Kapitalausfuhr kein anderes Motiv als die günstigere Anla-

gemöglichkeit, d. h. die höhere Profitrate in den Ländern, wohin der Kapitalexport geht*). Wenn wir 

aber bei der Betrachtung des Zusammenhanges von Preisen und Profitrate die Wirkung des kapitalis-

tischen Monopols in Betracht ziehen, dürfen wir bei der Betrachtung der Kapitalausfuhr nicht die 

Wirkung vergessen, die das Monopol auf die Ausgleichung der Profitraten ausübt. H i l f e r d i ng  hat 

bereits im „Finanzkapital“ die Hindernisse angeführt, die die monopolistische Ent-[687]wicklung der 

Ausgleichung der Profitraten entgegenstellt**). Je weiter die Monopolisierung um sich greift, je mehr 

es den kartellierten und vertrusteten Produktionszweigen gelingt, durch systematische Produktions-

einschränkung die Preise und damit die Profitrate hochzuhalten, desto größer und dauernder wird die 

Differenz zwischen der Profitrate der monopolisierten und der nichtmonopolisierten Produktions-

zweige, desto schwerer wird das Einströmen neuen Kapitals in die Produktionszweige, die den höchs-

ten Extraprofit abwerfen, desto mehr wird die Angleichung der Profitraten zu einer Durchschnitts-

profitrate unterbunden. 

Wenn also beispielsweise das amerikanische Finanzkapital in die deutsche Schwerindustrie eindringt, 

so beweist das keineswegs daß die Durchschnittsprofitrate in Deutschland höher steht als in Amerika. 

Es beweist nur, daß dieses amerikanische Kapital in der deutschen Schwerindustrie zu dem gegebe-

nen Zeitpunkt zu einer höheren Profitrate angelegt werden konnte als in jenen amerikanischen Pro-

duktionszweigen, die zu derselben Zeit Kapital aufzunehmen bereit waren. Es beweist keineswegs, 

daß z. B. der amerikanische Stahltrust eine geringere Profitrate hat als der deutsche. Allgemein ge-

sprochen ist für den Kapitalexport von einem Land in ein zweites nicht maßgebend, ob die Durch-

schnittsprofitrate, die unter den Bedingungen des Monopolkapitalismus mehr oder weniger zu einer 

rechenmäßigen Größe wird, in dem zweiten Land höher steht als in dem ersten, sondern nur die Frage, 

ob neu anzulegendes Kapital in dem ersten oder in dem zweiten Land in Unternehmungen mit höherer 

Profitrate angelegt werden kann. 

Die Tatsache dauernder Extraprofite, die den monopolisierten Industriezweigen ständig eine höhere 

Profitrate, ein Aufhalten ihres Sinkens ermöglichen, widerspricht keineswegs der anderen Tatsache, 

daß gerade infolge der Bedingungen des Monopolkapitalismus eine wachsende Masse akkumulierten 

Kapitals außerhalb der hochkapitalistischen Länder eine profitable Kapitalsanlage sucht. Die Haupt-

ursache, weshalb die imperialistische Expansion sich gerade in die zurückgebliebensten kolonialen 

Länder richtet, liegt ja gerade darin, daß dort die günstigsten Anlagemöglichkeiten für Kapital noch 

nicht von mächtigen kapitalistischen Unternehmungen monopolisiert sind. Sobald wirtschaftliche 

Schwierigkeiten vorübergehenden Charakters in wichtigen Produktionszweigen kapitalistisch entwi-

ckelter Länder den Bedarf nach fremdem Kapital hervorrufen fließt auch in solche Länder der Strom 

des Kapitalexports, wie das Beispiel Deutschlands in den letzten Jahren deutlich gezeigt hat, 

Wenn man einen Widerspruch konstruieren will zwischen der Tatsache der Extraprofite in den imperi-

alistischen Ländern und den Kapitalexport aus diesen Ländern in weniger entwickelte, so vergißt man 

schließlich, daß der Kapitalexport eines jener Mittel ist, durch die die kapitalistischen Unternehmungen 

 
*) Vergl. B u c h a r i n: „Der Imperialismus und die Akkumulation des Kapitals“, S. 99 ff. 
**) Hilferding: „Da. Finanzkapital“, 11. Kapitel. 
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der imperialistischen Länder sich gerade auch eine höhere Profitrate für ihre eigene Produktion si-

chern (Beschaffung billiger Rohstoffe, Sicherung eines breiten ausländischen Absatzmarktes). 

Die allgemeine Formulierung unseres Programms zu dieser Frage ist also absolut richtig; sie sollte 

einen Anstoß zu einer genaueren Untersuchung dieses ganzen Problemkreises geben. (Fortsetzung 

folgt.) [688] 

* 

Die Zoll- und Hungeroffensive des internationalen Finanzkapitals  
Von E d w i n  H o e r n l e  

I. Zollrüstungen! 

Während der „Vorwärts“ (vom 20. September d. J.) über den „Zusammenbruch der Getreidezollpo-

litik“ phantasiert, und Herr Breitscheid in Genf die Tätigkeit des Wirtschaftskomitees des Völker-

bundes als eine „Rückkehr der Freiheit des internationalen Handels“ preist, rüstet in allen maßgeben-

den Ländern die Bourgeoisie, um durch neue  Schu t zzo l l e r höhungen  und p r o t ek t i on i s t i -

s che  Maßnahmen die Barrieren von Land zu Land zu erhöhen und neue ungeheure Lasten auf die 

Schultern der arbeitenden Massen zu wälzen. 

In Deutschland führen der Reichslandbund, die christlichen Bauern-Vereine und der Bayerische Bau-

ernbund seit 1924/25 eine fast ununterbrochene Kampagne nicht allein für die konsequente „An-

g l e i chung  de r  Agr a r zö l l e  a n  d i e  I ndus t r i e zö l l e“, sondern darüber hinaus für eine „voll-

kommene Aenderung der bisherigen Handels- und Zollpolitik“. Sie kämpfen vor allem gegen das 

System der starren Tarife und der Meistbegünstigungsverträge mit dem Hinweis auf die Tatsache, 

daß andere Länder, wie die Vereinigten Staaten Nordamerikas, Großbritannien, Italien und Spanien, 

die auf dieser Basis eingegangenen Verträge mit Deutschland glatt umgehen und illusorisch machen. 

Die Großagrarier berufen sich bei ihrer Forderung auf Erhöhung der landwirtschaftlichen Zölle ne-

benbei auch auf die En t s ch l i eßung  de s  l andwi r t s cha f t l i chen  Ausschus ses  de r  We l t -

w i r t s cha f t skon f e r enz  i n  Gen f, die bekanntlich – in einem gewissen Gegensatz zur Phraseolo-

gie des Handelsausschusses nicht von einem Abbau der Zölle redet. sondern von einer paritätischen 

Behandlung der Landwirtschaft in Zollfragen, was praktisch Zollaufbau bedeutet. Die deutschen 

Großagrarier waren es auch, die im Winter 1927/28 alle Minen springen ließen, um die Vertragsver-

handlungen mit Po l e n  zum Scheitern zu bringen und bei der Bürgerblockregierung natürlich willi-

ges Gehör fanden. Auch heute, nachdem am 10. September die Ve r hand l unge n m i t Po le n wie-

der aufgenommen worden sind, polemisiert das Zentralorgan des Landbundes unter der Ueberschrift 

„Os t l oca rn o a u f Um wege n?“ sehr scharf gegen die angeblich kompromißlerischen Tendenzen 

in der Verhandlungsführung. Es fordert, daß die „gründliche Bereinigung der schwierigen Rechts-

streitigkeiten“ den wirtschaftspolitischen Verhandlungen vorangehe. 

Ganz besonders wenden sich die landwirtschaftlichen Genossenschaften gemeinsam mit der Müh-

l en i ndus t r i e  gegen den „gegenwärtig unzureichenden Zollschutz“, der das Müllereigewerbe 

„noch immer weitgehend zur Unrentabilität“ verurteile und die Handelsbilanz schädige. 

In neuester Zeit führen die großagrarischen Organisationen eine intensive Kampagne für die voll-

kommene „Dr osse l ung  de r  Ge t r e i dee i n fuh r“‚ mindestens aber für die Erhöhung der Brotge-

treidezölle auf den autonomen Tarif von 7 bzw. 7,50 Mark pro Doppelzentner, der im Sommer 1926 

im Schwedenvertrag festgelegt wurde. Vorwand für diese Forderung bietet ihnen das infolge der 

reichlichen Welternte eingetretene plötzliche Abgleiten der Getreidepreise (von rund 260 bis 270 

Mark pro Tonne auf etwa 206 bis 215 Mark). Die in Süd- und Mitteldeutschland anhaltende Trocken-

heit hat die Wiesenerträge beim zweiten Grasschnitt und die Kartoffel- und Rübenernte bedeutend 

beeinträchtigt, was den Großagrariern einen erwünschten Vorwand gibt, um eine Ve r schä r fung  

de r  Gr enzspe r rm aßnahm en  auch  f ü r  V i eh  und  F l e i sch  zu fordern. Der österreichische 

Landbund ist den deutschen Kumpanen in dieser Frage bereits im August vorangeschritten. 

[689] Fast noch heftiger als der Landbund fordern die christlichen Bauernvereine Süddeutschlands 

heute den „verschärften Zollschutz“. Auf der alljährlichen Tagung des Bayrischen Bauernvereins in 
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Tun t enhausen  hat Ende September der Führer der Bayrischen Bauernvereine, Dr. Schlittenbauer, 

die Forderung der Landbündler noch übertrumpft. Die bay r i s che  Reg i e r ung  ist zur selben Zeit, 

getrieben von den bayrischen Agrariern, bei der Reichsregierung im Sinne verstärkten Zollschutzes 

vorstellig geworden. Ohne Widerspruch zu finden, konnte der bayrische Ministerpräsident Held auf 

dem Großhandelstag in München erklären daß billige Preise für Fleisch und Brot eine Bed r ohung  

de r  Vo l kswoh l f ah r t  und  Vo l ksgesundhe i t  da r s t e l l e n. 

Allein die Kampagne für den erhöhten Schutzzoll beschränkt sich keineswegs auf die agrarischen 

Organisationen. Eine ganze Anzahl industrieller Verbände, die 1925 durch die Verabschiedung der 

sogenannten „kleinen Zollvorlage“ vorläufig zufrieden gestellt waren, hat im Laufe der letzten 12 

Monate neue Zollforderungen aufgestellt und damit bewiesen, wie recht die Kommunisten hatten, als 

sie im Herbst 1927 anläßlich der Erhöhung der Zölle für Zucker und Industriemais auf diese kom-

mende neue  W e l l e  de r  I ndus t r i e z ö l l e  hinwiesen. Bereits im Dezember 1927 wurde der Zoll 

auf Automobile und Motorenteile auf Drängen der deutschen Automobilindustrie erhöht. Verstärkten 

Zollschutz fordert die Tex t i l i ndus t r i e, die schon sehr bald nach dem Abschluß des deutsch-fran-

zösischen Handelsvertrags sich bitter über die Konkurrenz aus dem Elsaß beschwerte. Seit einigen 

Monaten singt auch die deutsche Schuh i ndus t r i e  dasselbe Lied über die tschechoslowakische 

Konkurrenz. Sie begründet ihre Zollforderungen mit der „sozialen Rückständigkeit“ und die niederen 

Rohstoffpreise in der Tschechoslowakei, wodurch die dortige Schuhindustrie in ihren Gestehungs-

kosten gegenüber der deutschen bevorzugt sei. Diese Vorteile des tschechischen Konkurrenten müß-

ten auf deutscher Seite durch Zollerhöhungen ausgeglichen werden. 

Fast noch energischer drängt heute die deutsche Säge i ndus t r i e  auf Schutzmaßnahmen gegen die 

polnische Konkurrenz. Sie verweist auf die starke Zunahme der Schnittholzeinfuhr aus Polen (die 

polnische Schnittholzausfuhr nach Deutschland betrug im ersten Halbjahr 1927 184 000 Tonnen, im 

ersten Halbjahr 1928 aber bereits 268.000 Tonnen). Am 9. September 1928 schrieb Dr. jur. Ernst 

Heller, geschäftsführendes Vorstandsmitglied des Vereins ostdeutscher Holzhändler und Sägewerke 

in der „Vossischen Zeitung“: 

„Neben der Abgabefreiheit der Rundholzausfuhr aus Polen erwartet die deutsche Sägeindustrie von den kom-

menden Verhandlungen einen a u s r e i c h e n d e n  S c h u t z  d e r  h e i m i s c h e n  S c h n i t t h o l z p r o d u k t i o n.“ 

Heller erklärt daß der deutsche Zoll auf Schnittholz „nur“ 35 Prozent über der Vorkriegshöhe stehe 

und „nur“ etwa 10 Prozent des Warenwertes ausmache. 

Wie die Schuh- und die Schnittholzindustrie, so schreit auch die deutsche Zucke r indus t r i e, an 

der das Agrarkapital stark beteiligt ist, über die Schmutzkonkurrenz des Auslandes. Zur Lage am 

Zuckermarkt schrieb zum Beispiel die „Berliner Börsenzeitung“ vom 20. September: 

„Daß sich in Deutschland die letzte Zollerhöhung den in den Nachbarländern gebotenen Erleichterungen ge-

genüber nachträglich als nicht ausreichend erwies, war demnach an sich schon sehr zu beklagen. Die jetzt 

durch weitere indirekte tschechische Ausfuhrprämien drohende, noch verschärfte Ausnutzung der d e u t -

s c h e n  Z o l l ü c k e  zwingt – mit ihrer gesteigerten Beeinträchtigung der Selbstversorgung – die verantwortli-

chen Stellen zur Abstellung dieses Uebelstandes.“ 

Die Zuckerindustriellen berufen sich bei ihren neuen Zollforderungen auf den Beschluß des tschechi-

schen Zuckerkartells, die Inlandspreise zu erhöhen. um mit den so erzielten Ueberprofiten die Schleu-

derausfuhr zu finanzieren. [690] Sie verweisen dabei auf den hohen Schutzwall, dessen sich im Ge-

gensatz zu Deutschland der polnische Zucker erfreue. Auf einer Tagung der schlesischen Rübenbauer 

und Zuckerindustriellen Ende September wurde darüber geklagt, daß der deutsche Zucker „nu r  mit 

7,50 Mark Zoll für 50 Kilogramm ungenügend geschützt“ sei und ohne Aus f uh r p räm i e  sich der 

tschechischen Konkurrenz kaum mehr erwehren könne. Der Schrei nach „Abwehrmaßnahmen“ ist 

allgemein. 

Nach Mitteilung der „Vossischen Zeitung“ vom 25. September sind neue Zo l l f o r de r ungen  de r  

Kuns t s e iden i ndus t r i e  „plötzlich aufgetaucht“. Begründet werden diese Forderungen mit dem 

Vordringen ausländischer Erzeugnisse am deutschen Markt. In Wirklichkeit ist jedoch die Einfuhr 
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nach Deutschland in den ersten sechs Monaten des Jahres, verglichen mit der gleichen Zeit des Vor-

jahres, um fast 1 Million Kilogramm zurückgegangen. Hierzu schreibt die „Vossische Zeitung“: 

„In Wirklichkeit stellte das Zollschutzbegehren einen Gegenhieb gegen die Verarbeiter der Kunstsei-

dengarne dar die unter Hinweis auf die billigere ausländische Kunstseide und die billigeren Auslands-

verkäufe unserer Kunstseidenindustrie eine Herabsetzung der deutschen Kunstseidenpreise verlangte. 

Weil dieses Begehren der Verarbeiter sachlich berechtigt und Inder Praxis durchaus möglich ist – 

d i e  deu t sche  Kuns t s e i den i ndus t r i e  expo r t i e r t  e t wa  20 Pr ozen t  un t e r  den  deu t -

s chen  I n l andsp r e i sen  –‚ wählte man statt einer Antwort den Hieb als Parade.“ 

Wie in Deutschland, so regen sich auch im Ausland allerorts starke Kräfte, die mit den bisherigen 

Schutzzollmauern und den bestehenden Handelsverträgen unzufrieden, starke Heraufsetzungen der 

Zolltarif, die Ausdehnung oder Neueinführung von Zöllen. Ausfuhrprämien und Subventionen, pro-

tektionistische Gesetze und Verwaltungsmaßnahmen der verschiedensten Art fordern. Seit den Jahren 

1924/25 kann man von einer i n t e rna t i ona l e n Hochschu t zzo l l we l l e sprechen, die von den 

USA ausgehend, auch die früheren Freihandelsländer allmählich ergriffen hat. Von allen imperialis-

tischen Mächten besitzen die höchsten Schutzzölle zweifellos die Ve r e in i g t en  S taa t en  Nord -

am er i ka s. In seinem Buche „Deutschland unter dem Dawesplan“ wundert sich der bekannte Agrar-

wissenschaftler P r o fe s so r  Se r i n g, der als Sachverständiger an der Genfer Weltwirtschaftskonfe-

renz 1927 teilnahm, darüber, daß die Vereinigten Staaten ihre Zollmauern in derselben Zeit erhöht 

haben, als sie zur größten Gläubigermacht emporstiegen. Er beklagt sich darüber, daß das amerika-

nische Kapital durch diesen Schutzzoll politisch die Zahlungsverpflichtungen seiner Schuldner stei-

gert, wobei es ihre Erwerbsmöglichkeiten gleichzeitig einschränke. 

Besonders charakteristisch ist die eng l i s che  Schu t zzo l lbewegun g. Schon kurz nach dem Ab-

schluß des deutsch-englischen Meistbegünstigungsvertrags wurden auf Grund eines Weißbuchs der 

englischen Regierung vom 3. Februar 1925 eine größere Anzahl von Schutzzöllen eingeführt, die 

durchschnittlich ein Drittel des Warenwertes betragen. Solche Zölle wurden eingeführt für Spitzen, 

für Hopfen und Bier für Messerschmiedewaren und anderes mehr. Gleichzeitig wurden ab 1. Juli 

1925 die sogenannten McKenna-Zölle, angebliche „Finanzzölle“, wieder eingeführt (für Automobile, 

Musikinstrumente, Uhren und dergleichen). Auf Grund der Finanzbill 1926 wurden die Zölle für 

optische Instrumente um 50 Prozent erhöht. Das Budgetgesetz für 1928/29 sieht die Heraufsetzung 

des Weinzolls um 50 Prozent, ferner einen Zoll auf Leichtöle (Benzin usw.), auf Knöpfe und Feuer-

zeuge vor. Letzterer ist direkt prohibitiv. Der Herkunftszeichenzwang ist etwa Ende 1926 verschärft 

und erweitert worden. 

Im Laufe des verflossenen Sommers wurde die Schutzzollfrage Im Zusammenhang mit der begin-

nenden Rationalisierungs- und Konzentrationsbewegung in der englischen Schwerindustrie zu einer 

z en t r a l e n  F r ag e  der englischen Regierungspolitik. Im Juli des Jahres haben [691] 200 Unterhaus-

abgeordnete der konservativen Partei ein Memorandum unterziehen, in dem sie den Premierminister 

auffordern, sofort einen Schutzzoll auf Eisen und Stahl einzuführen. Dieser Vorstoß der Stahl- und 

Eisenindustriellen setzte natürlich eine Verständigung mit der Fertigfabrikation voraus. Deshalb for-

derten die englischen Schutzzöllner gleichzeitig ein Gesetz, durch das bestimmt wird, daß einer In-

dustrie Schutzzoll zu gewähren ist, sobald sie nachweisen kann, daß durch diesen Zollschutz der Be-

schäftigungsgrad erhöbt und die Arbeitslosigkeit vermindert wird. Durch diese demagogische Ver-

bindung der imperialistischen Schutzzollforderungen mit der Arbeitslosenfrage hofften die konser-

vativen Politiker ihre Zollwünsche den Arbeitermassen schmackhaft machen zu können. Dies schien 

ihnen um so notwendiger, als die Neuwahlen zum Parlament bevorstehen. Die reformistischen Führer 

sind ja auch bereits für diese Schutzzollpolitik eingefangen. 

Als Begründung der Schutzzollforderungen wird auf die Schleuderkonkurrenz der valutaschwachen 

Länder, vor allem Frankreich, Belgien und Luxemburg hingewiesen. Die „Times“ erklärten, es sei 

unmöglich, die Freihandelsgrundsätze für eine Industrie beizubehalten, deren Lebensbedingungen so 

stark durch die Lebensbedingungen des Kontinents beeinflußt werden. Innenminister Hicks, der in 

bezug auf die anzuwendende Taktik in einem gewissen Gegensatz zu Baldwin und Churchill steht, 
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erklärte am 28 Juli in Ramsay: „Im nächsten Jahre muß diese Frage entschieden werden.“ Laut einer 

Mitteilung des Londoner Berichterstatters des „Berliner Tageblatts“ vom 26. Juli plant die englische 

Regierung eine Wiedereinführung der Subventionen an die Kohlenindustrie auf dem Umwege über 

Zuschüsse an die Eisenbahngesellschaften zwecks Forcierung der Ausbeute. 

Im Zusammenhang mit den geplanten Schutzzollerhöhungen in England steht die Einführung von 

Vor zugszö l l en  f ü r  d i e  b r i t i s chen  Ko l on i en  und  Dom i n i on s. In den Kolonien und Do-

minions sehen die englischen Kapitalisten ihre von der Vorsehung bestimmten Rohstofflieferanten 

und Absatzländer. Die Zusammenfassung des gesamten Imperiums zu einem einheitlichen Wirt-

schaftsgebiet soll dadurch gefördert werden. 

Auch in einem anderen ehemaligen Freihandelslande, in Ho l l and  stehen wir hart vor der Umkehr 

zur Hochschutzzollpolitik. Die treibende Kraft ist hier die Textilindustrie, Von ihr und einigen ande-

ren Industriezweigen sollen im Verlaufe der letzten 12 Monaten eine große Anzahl von Anträgen an 

die Regierung gestellt worden sein, die für bestimmte Fabrikate zur Abwehr der Auslandskonkurrenz 

Einfuhrzölle fordern. Die holländische Regierung hat bereits zu Beginn ihrer Amtsperiode mitgeteilt, 

daß sie beabsichtige, „einschneidende Maßnahmen“ zur Sicherung der holländischen Handels- und 

Industrieinteressen zu treffen. 

Mit ganz besonderer Vorliebe berufen sich die deutschen Hochschutzzöllner auf Span i en  und I t a -

l i e n. Italien wird in der Presse des Landbundes als das Musterbeispiel eines Landes hingestellt, das 

es versteht, seine „Industrie und Landwirtschaft zu schützen“ und auch beim Abschluß von freund-

schaftlichen Handelsverträgen seinen Partner nachher gründlich hereinzulegen. In Italien wütet seit 

1925 die berüchtigte Ba t t ag l i a  Oeconom i c a. Alle öffentlichen Stellen und vom Staate irgendwie 

unterstützten Industrien sind angewiesen, ausländisch. Betriebsmittel und sonstige Waren nur mit 

Genehmigung der Regierung und nur dann zu kaufen, wenn der Inlandspreis mehr als 10 Prozent 

höher ist als der Preis der eingeführten Ware. Unternehmer, die sich nicht fügen, kommen auf die 

schwarze Liste als „Des e r t eu r e de r  Wi r t s cha f t“. Daneben wird als besondere Kampagne die 

Bat ag l i a  de l  Gr an o, die Getreideschlacht, durchgeführt, deren Oberbefehlshaber Mussolini in 

höchst eigener Person ist. Der Zweck dieser groß aufgemachten Kampagne ist die Fernhaltung aus-

ländischer Erzeugnisse und die künstliche Hochpäppelung sowohl der italienischen Landwirtschaft 

wie der Italienischen Industrie. Erst in den letzten Wochen wurde durch königliches Dekret der Zoll 

auf Getreide und Mehl bedeutend erhöht, und zwar für Getreide von 7,50 Goldlire auf 11 Goldlire, 

für Getreidemehl auf 16,75 [692] Goldlire, für Gries auf 22,75 Goldlire pro Doppelzentner. Das sind 

ausgesprochene Prohibitivzölle, Diese Zölle sollen die italienischen Landwirte ermutigen, im kom-

menden Jahre ihre Anbauflächen auszudehnen, 

Ein Dekret der span i schen  Regierung vom 14. Juli 1927 ist nach dem italienischen Muster zusam-

mengestellt und verpflichtet alle Unternehmungen, die direkt oder indirekt aus Staatsmitteln unter-

stützt werden der Kreis kann beliebig weit gezogen, werden –‚ ihre Einkäufe bei der einheimischen 

Industrie zu tätigen. Außerdem wird in Spanien eine erweiterte Einfuhrkontrolle geübt, die für Eisen 

und Eisenwaren, Waggons und ähnliches den Bezug nur direkt dem Endverbraucher gestattet. Aehn-

liche Vorschriften kennt Unga r n  sowie die Tü rke i. 

In F r ank r e i ch  stellt das Zechenkapital neuerdings Forderungen auf Erhöhung der Kohlenzölle. Der 

„Berliner Börsen-Zeitung“ wird unter dem 23. September aus Paris geschrieben: „Die Zechen führen 

lebhaft Klage darüber, daß ihre industrielle Kundschaft sich anderweitig mit billigen Auslandsoffer-

ten eindeckt. Die Schwerindustrie arbeitet zwar mit etwa 30 Prozent höherer Beschäftigung als im 

Vorjahr, erweist sich aber, wie die Zechen klagen, als hartnäckigster Gegner einer Anpas sung  des  

E i n f uh r zo l l s  f ü r  d i e  Aus l a ndskoh l en  an  d i e  Vork r i egspa r i t ä t.“ 

Es genügt, auf diese wenigen Beispiele hinzuweisen, sowie auf die Einführung der erhöhten Schutz-

zölle 1926 in Spanien, der sogenannten Bockanowsk i-Zölle 1927 in Frankreich und der po ln i -

s chen  Zo l l va l o r i s a t i o n, die am 15. März 1928 in Kraft trat und für viele Waren eine Erhöhung 

um 72 Prozent brachte, um zu zeigen. daß in allen maßgebenden kapitalistischen Staaten heute n i ch t 

Zo l l ab r üs t uu g, sonde r n  Zo l l au f r ü s t ung  auf der Tagesordnung steht. (Fortsetzung folgt.) 
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50 Jahre nach dem Sozialistengesetz  
Von W e r n e r  H i r s c h  

Am 21. Oktober 1928 sind es 50 Jahre her, seit B i s m arck  nach vielen vergeblichen Anlaufen das 

langersehnte Ausnahmegesetz gegen die deutsche Sozialdemokratie im Reichstag zur Annahme 

brachte. Den Vor wa nd  für die Durchpeitschung dieses Gesetzes lieferten die Schüsse zweier mehr 

oder weniger unzurechnungsfähiger und degenerierter Burschen, Höde l  und Nob i l i n g, im Mai 

und Juni 1878, von denen der eine mit der Sozialdemokratie dadu rch  „in Verbindung stand“, daß 

er sie bes t oh l e n, der andere, daß er sie bekämpf t  hatte. Beide waren Mitglieder der Chr i s t l i c h-

Soz i a l en  Pa r t e i  des Hofpredigers S t öcke r. Mit beiden hatte die sozialistische Arbeiterbewegung 

nicht das mindeste zu schaffen. Aber Bismarck benutzte, nachdem er trotz Hödels theatralischer 

Schießerei im Reichstag keine Mehrheit für seine Pläne gefunden hatte, das wirkliche Attentat Nobi-

lings auf Wilhelm I., um durch sofortige Re i chs t agsau f l ösun g und Neuwahlen bei gleichzeitiger 

wüster A t t en t a t she t ze  gegen die Sozialdemokratie sich endlich das gefügige Parlament zur 

Durchpeitschung seines Ausnahmegesetzes zu schaffen. 

Was dann folgte – die knapp zwölf Jahre in denen die deutsche Arbeiterbewegung sich unter der 

brutalen Ausnahmediktatur vorwiegend illegal ihren Weg bahnen mußte –‚ war für die ganze nach-

malige Entwicklung der sozialistischen Bewegung Deutschlands bis in die Gegenwart bes t i m -

m en d. Bestimmend nach zwei Richtungen: Im Positiven, insofern der Druck des Sozilistengesetzes, 

mit allen Brutalitäten des Staatsapparates, mit allen jämmerlichen, niederträchtigen Liebesdiensten 

der Bourgeoisie für den absolutistischen Staat bei der Unterdrückung des Proletariats, erst den 

Gr und  für die marxistische Schu l ung  und klassenrevolutionäre [693] Zusamm enschwe i -

ßung  der deutschen Arbeiterklasse legte; im Nega t i ve n, insofern die Verfolgung der Arbeiterbe-

wegung durch die bürgerlich-kapitalistische Klasse, wie die absolutistisch-reaktionäre Bürokratie alle 

k l e i nbür ge r l i chen  Kr ankhe i t s s t o f f e  innerhalb der Arbeiterbewegung zum Ausbruch 

brachte und damit jene Tendenzen züchtete, die in der späteren Entwicklung den Körper der Sozial-

demokratie vergifteten und in der Aera des Imperialismus vollends zur Strecke brachten. 

Wenn wir uns heute rückschauend diesen d i a l ek t i s chen  P r ozeß  in der Entwicklung der Sozial-

demokratie unter dem Sozialistengesetz vergegenwärtigen, so finden wir in überraschend klarer und 

überzeugender Form bereits alle j ene  E r sche inungen  im Keimzustande, die die heu t i gen S i -

t ua t i o n  des deutschen Proletariats herbeiführten. Mehr als das: Wir finden durch die Geschichte der 

Sozialdemokratie aus den Jahren des Sozialistengesetzes a l l e  heu t igen  Auf fa s sungen  de r  

Kom m uni s t i s chen  In t e r na t i ona l e  und  da s  ganze  ideo l og i sche  Gebäude  de s  Len i -

n i sm us  h i s t o r i s ch  au f  da s  g l änzends t e  ge r ech t f e r t i g t. Lenins Kampf um die Säuberung 

der russischen Sozialdemokratie vom Menschewismus, die Schaffung der Bolschewistischen Partei 

und der Kommunistischen Internationale, wie der heutige Kampf der kommunistischen Parteien um 

die Mehrheit der Arbeiterklasse in allen Ländern –‚ a l l  d i e s z e i g t sich im Lichte der Erfahrungen 

des Sozialistengesetzes als die Ve r wi r k l i chung jenes Erbes, das die Vorkämpfer des revolutionä-

ren Sozialismus in den heroischen Jahren von 1870 bis 1890 dem deutschen Proletariat, dem Welt-

proletariat hinterlassen haben. 

* 

Als das Sozialistengesetz in Kraft trat, war die deutsche Sozialdemokratie wede r  o r gan i s a t o r i sch  

noch  i deo l og i s ch  eine marxistische klassenrevolutionäre Partei des deutschen Proletariats. Sie 

war es n i ch t  in organisatorischer Hinsicht; denn die junge proletarische Partei stützte sich nur auf 

ganz bestimmte und beg r enz te  Bezirke, in denen der besondere Elendszustand eines noch unent-

wickelten Proletariats ihr den Boden ebnete, nicht aber bereits auf die eigentlichen Massen des In -

dus t r i ep ro l e t a r i a t s  der großen Städte. Sie war es nicht in ideologischer Beziehung; denn der Go-

thaer Parteitag des Jahres 1875 hatte zwar die Einigung der beiden Fraktionen der sozialistischen Be-

wegung, der Eisenacher und Lassalleaner zuwege gebracht, aber der neugeschaffenen Sozialdemokra-

tischen Partei noch ke i ne swegs  ein klares Programm gegeben. Vielmehr spukten in den Reihen der 

Partei alle möglichen I r rungen  de r  l a s s a l l ean i s c h-i dea l i s t i s chen  S t aa t s t heo r i e, die mit 

dem wissenschaftlichen Sozialismus, dem Marxismus, nicht das mindeste zu tun hatten. 
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Gegen diese Partei wollte Bismarck mit seinem Ausnahme-Gesetz den Vernichtungsschlag führen. 

Zwölf Jahre später ha t t e  die deutsche Arbeiterklasse eine p r o l e t a r i s che  Pa r t e i, in der die revo-

lutionäre Theorie des Marxismus lebendig war und die nur die Ratschläge und Lehren von Marx und 

Engels hätte unbeirrbar befolgen müssen, um zum Instrument der proletarischen Emanzipation, zum 

Organ der proletarischen Revolution zu werden, Zwölf Jahre später wucherten allerdings auch  in 

der deutschen Arbeiterbewegung schon j ene  Krä f t e, die die ehemalige Partei des deutschen Prole-

tariats von der heroischen Höhe ihres siegreichen Kampfes gegen Bismarck herabzerrten in den 

Sumpf des ka u t skyan i s che n Zen t r i sm u s und darüber hinaus in die Wüste des Soz i a l pa t r i -

o t i sm u s vom 4. August 1914, des Sozialimperialismus der heutigen Epoche des Panzerkreuzerso-

zialismus. Aus diesem Wi de r sp r u c h zwischen den befreiten Kräften der p ro l e t a r i s chen  

Se l b s t ve r s t änd i gung  auf der e inen  und den entfesselten Tendenzen der Ve r bür ge r l i chung  

de r  Ar be i t e r bewegung  auf der ande r en  Seite erwuchs das Schicksal der sozialistischen Be-

wegung Deutschlands, das [694] Schicksal der deutschen Revolution: d i e  Pa r t e i, die Bismarck 

schlug, erlag im Zeitalter des I m pe r i a l i sm us  den korrumpierenden Faktoren, die koloniale Extra-

profite und Monopolkapitalismus mit ihrer Züchtung einer verbürgerlichten Arbeiteraristokratie er-

zeugten. Aber sie machte zugleich den W e g  f r e i  für die revolutionäre Klassenpartei des deutschen 

Proletariats, die an die heroischen Traditionen der Sozialdemokratie aus den Zeiten des Sozialisten-

gesetzes anknüpft, sie fortfährt und unter den neuen Voraussetzungen und neuen Forderungen des 

Klassenkampfes zum Siege der proletarischen Revolution vorwärts marschiert: d i e  KPD! 

* 

Haben wir vorstehend in aller Kürze die wesentlichen Grundzüge der Entwicklung der Sozialdemo-

kratie unter dem Sozialistengesetz und der Lehren, die sich aus diesen Erscheinungen ergeben, ge-

kennzeichnet, so wollen wir nachstehend unsere Darlegungen durch ein Bewe i s ma t e r i a l  belegen, 

wie es glaubwürdiger und überzeugender für den Marxisten schwerlich geliefert werden kann: näm-

lich durch die Urteile, die ein Ze i tgeno s s e  jener Periode des Sozialistengesetzes abgab, der für 

sich (zumal er stets auch im Namen von Ka r l  Mar x  sprach) die höchste Autorität beanspruchen 

darf: F r i ed r i ch  Enge l s! Was er in seinen Briefen an Edua r d  Be r ns t e i n  in den Jahren des So-

zialistengesetzes an kritischen Feststellungen wie an taktischen Ratschlägen dem deutschen Proleta-

riat gab, ist inzwischen durch die tatsächliche historische Entwicklung, wie wir sie inzwischen durch 

die tatsächliche historische Entwicklung, wie wir sie eingangs kurz kennzeichneten, längst vom ersten 

bis zum letzten Wort a l s r i ch t i g  e rwi e se n. 

Eduard Bernstein übernahm Ende 1880 die Redaktion des ausländischen Organs der deutschen Sozial-

demokratie das in Deutschland illegal zur Verbreitung gelangte, des Züricher „Sozialdemokraten“. Die 

Geschichte dieses Blattes selbst, seiner Entstehung und Entwicklung ist ja aufs engste mit dem geschil-

derten ideologischen Reifungsprozeß der Partei unter dem Sozialistengesetz verbunden. Anfangs, im 

ersten Jahr des Ausnahmegesetzes, das F r anz  Mehr i ng  mit Recht als das „Jahr der Verwirrung“ 

kennzeichnet, wehrte sich die gesamte Führerschaft einschließlich der guten Elemente gegen  die 

Herausgabe einer solchen illegal verbreiteten Zeitung, weil die verhängnisvolle Ideologie, man müsse 

die Agitation „au f  dem  Boden  de s  Soz i a l i s t engese t ze s“ führen, und dürfe nicht zu „unge-

setzlichen“ Mitteln greifen, alles beherrschte. Dann setzte die Rebe l l i on  de r  Ar be i t e r ein. 

Die Situation wurde unhaltbar, als Johan n  Mos t  und Ka r l  H i r s c h, zwei aus Deutschland in die 

Emigration gedrängte Sozialisten, von denen sich Most später zum unheilbaren Anarchisten entwi-

ckelte, in Brüssel und London eigene Organe, die „Fr e i he i t“ und die „La t e r n e“ herausbrachten, 

die nach Deutschland eingeschmuggelt wurden. Da diese Organe ohne jede Kontrolle der Partei er-

schienen, wurde die Herausgabe eines e i genen  B l a t t e s  immer mehr zur zwingenden Notwendig-

keit. So kam es zur Schaffung des „Sozialdemokraten“, der freilich in der ersten Zeit noch keineswegs 

auf der Höhe seiner Aufgabe stand. 

Im Jahre 1880 fand auf Sch l oß  Wyden  in der Schweiz der e r s t e  Pa r t e i t a g nach Erlaß des So-

zialistengesetzes statt. Auf diesem Parteitag wurde der Klärungsprozeß der Partei, ihre innere Samm-

lung gefördert. So wurde damals das Wort, daß man nur mit „gesetzlichen“ Mitteln die sozialistischen 
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Ziele anstrebe, aus dem Parteiprogramm gestrichen, um nur e i n  charakteristisches Symptom zu nen-

nen. Ende 1880 fuhren Bebe l  und Be r ns t e i n  nach London, wo Marx  und Enge l s  voller Erbit-

terung der allgemeinen Schlappheit der Bewegung unter den ersten Einwirkungen des Sozialistenge-

setzes gefolgt waren. Die Aussprache in London sollte der Klärung dienen, es handelte sich darum, 

den beiden Führern des internationalen Sozialismus und Lehrern des Weltproletariats Garantien für 

[695] d i e  Zuku n f t  zu bieten. Nicht mit Unrecht nennt Bebel in seiner Biographie diese Reise den 

„Canoss a-W e g  nach  Londo n“. Wenig später übernahm Bernstein die Redaktion des „Sozialde-

mokrat“, und nun setzen jene Engels-Briefe ein, die in klassischer Weise die Beratung der deutschen 

Arbeiterbewegung durch den „Gener a l“, wie Engels im Freundeskreise hieß, widerspiegeln. 

Bernstein stellte damals mit Kautsky und August Bebel den eigentlichen p r o l e t a r i s chen  un d  

r evo l u t i onä r en  F l üge l  innerhalb der deutschen Partei dar, dem auch Wilhelm Liebknecht, 

wenngleich mit vielen Schwankungen, zuzurechnen war. Es ist ein besonders grotesker Weg, den 

Bernsteins Entwicklung einschlug, als – Jahrzehnte später – gerade e r  zum Führer des Rev i s i o -

n i sm us  ‚ d, h. aller jener Tendenzen wurde, mit denen kleinbürgerliche Elemente die deutsche So-

zialdemokratie vergifteten. Kau t sk y und Bebe l, damals noch treue Schüler von Marx und Engels, 

entwickelten sich erst viel später zu jener zentristischen Richtung innerhalb der Partei, deren schwan-

kende und die Gegensätze vertuschende Ideologie dem Reformismus in die Hände arbeitete. Freilich 

zeigt Kautsky auch in jenen Jahren seiner Anfänge schon gewisse Elemente des späteren Zentrismus, 

während sich bei Bernstein der kommende Revisionist damals überhaupt kaum jemals entpuppte. Es 

ist nur verständlich, daß Bernstein bei seiner 1925  erfolgten Herausgabe der Engels-Briefe im Vor-

wort wie in Randbemerkungen immer wieder durchblicken läßt, wie wunderlich ihm selbst seine 

revolutionär Vergangenheit heu t e  erscheint. 

* 

Doch nun zu Enge l s’ B r i e f e n. in ihnen zeigt sich mit aller Deutlichkeit der von uns eingangs 

geschilderte dialektische Prozeß. Da ist einmal die Anerkennung für jene Kraft, mit der das deutsche 

Proletariat das Ausnahmegesetz Bismarcks, die Verfolgungen und Unterdrückungen beantwortet, in-

dem es e r s t  r e ch t  die junge sozialistische Partei zur wirklichen Kl a s senpa r t e i  von  na t i ona -

l em  Ausmaß  entwickelt. Deutlich zeigt sich dieser erste „Erfolg“ des Sozialistengesetzes bei den 

Reichstagswahlen von 1881, d. h. drei Jahre nach dem Erlaß des Gesetzes, Engels schreibt darüber 

am 30. November 1881: 

„Wenn ein äußeres Ereignis dazu beigetragen hat Marx wieder einigermaßen auf den Strumpf zu 

bringen, so sind es die Wahlen gewesen. So  f amos  ha t  s i ch  noch  ke i n  P r o l e t a r i a t  benom -

m en  ... In Deutschland, nach drei Jahren unerhörter Verfolgung, nie nachlassenden Drucks komplet-

ter Unmöglichkeit öffentlicher Organisation und Selbstverständigung, stehen unsere Jungens nicht 

nur in alter Kraft da, sondern ve r s t ä r k t  ge r ade  i n  e i nem  Haup t um s t an d: der Schwer punk t  

der Bewegung ist ve r l eg t‚ aus den sächsischen halbländlichen Distrikten in die industriellen großen 

Städte ... Die ihrer ökonomischen Lage nach r evo l u t i onä re  K l a s se  i s t  Ke r n  de r  Bewegung  

geworden. Daneben ist die Bewegung gleichmäßig über den ganzen industriellen Teil von Deutsch-

land verbreitet, aus einer auf ein paar lokale Zentren beschränkten eine na t i ona l e  e r s t  j e t z t  ge -

wor de n. Und das erschreckt den Bürger am meisten.“ 

Ein andermal, am 22. Februar 1882, schreibt er über die Verbreitung des „Sozialdemokrat“ in 4000 

Exemplaren in Deutschland: 

„Es ist ein u n e r h ö r t e r  E r f o l g  eines v e r b o t e n e n  deutschen Blattes. Die vor 1848 kamen viel leichter 

herein, weil von Bourgeois und Buchhändlern unterstützt, aber die Abbonnementsgelder liefen nie ein. H i e r  

a b e r  z a h l e n  d i e  A r b e i t e r, und das beweist ihre D i s z i p l i n, und wie sehr sie in der Bewegung l e b e n  

u n d  w e b e n. Es ist mir gar nicht bange um unsere deutschen Jungens, wenns zum Klappen kommt. J e d e  

P r o b e  b e s t e h e n  s i e  f a m o s. Und nicht s i e  geben sich philiströs, es sind n u r  d i e  H e r r e n  F ü h r e r, die 

von [696] Anfang an v o n  d e n  M a s s e n  g e s c h o b e n  worden sind, statt die Massen zu schieben.“ 

Dieser Anerkennung des proletarischen Elans, wie er sich gerade unter der Faust Bismarcks erst recht 

entfaltete und in der Bewegung durchsetzte, gesellt sich die Verachtung für die Flaumacherei und 
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Charakterlosigkeit gewisser „Führer“. Am 1. März 1883 schreibt Engels über dieses Thema einige 

Sätze von kaum zu überbietender Klarheit: 

„Wenn die gebildeten und überhaupt aus bürgerlichen Kreisen stammenden Ankömmlinge nicht v o l l s t ä n d i g  

auf dem proletarischen Standpunkt stehen, sind sie r e i n e r  V e r d e r b. D i e  k l e i n b ü r g e r l i c h e  S p i e ß e r- 

u n d  P h i l i s t e r g e s i n n u n g  innerhalb der Partei haben wir von jeher aufs äußerste bekämpft, weil sie, seit 

dem 30jährigen Krieg ausgebildet, alle Klassen in Deutschland ergriffen, d e u t s c h e s E r b ü b e l, Schwester 

der B e d i e n t e n h a f t i g k e i t  und U n t e r t a n e n d e m u t und aller deutschen Erblaster geworden ist. S i e  ist 

es, die uns im Ausland lächerlich und verächtlich gemacht hat. Sie ist Hauptursache der bei uns herrschenden 

S c h l a p p h e i t  und C h a r a k t e r s c h w ä c h e. Sie herrscht auf dem Thron ebenso oft wie in der Schusterher-

berge. Erst seitdem sich ein m o d e r n e s  P r o l e t a r i a t  in Deutschland gebildet hat, erst seitdem hat sich in 

ihm e i n e K l a s s e entwickelt, die von dieser deutschen Erbseuche aber auch f a s t  g a r  n i c h t s  a n  s i c h  hat, 

die freien Blick, Energie, Humor, Zähigkeit im Kampf bewiesen fiat, Und wir sollten nicht g e g e n  j e d e n  

V e r s u c h  k ä m p f e n, d i e s e r  g e s u n d e n  u n d  i n  D e u t s c h l a n d  e i n z i g e n  g e s u n d e n  K l a s s e  d a s  

a l t e  E r b g i f t  d e r  P h i l i s t e r b o r n i e r t h e i t  u n d  P h i l i s t e r s c h l a p p i g k e i t  w i e d e r  k ü n s t l i c h  

e i n z u i m p f e n? Aber im ersten Schreck nach den Attentaten und dem Sozialistengesetz r i ß  u n t e r  d e n  

F ü h r e r n  e i n e  A n g s t  ein, die nur bewies, daß sie selbst viel zu viel unter Philistern gelebt, und u n t e r  

d e m  D r u c k  d e r  P h i l i s t e r m e i n u n g  standen, Damals sollte die Partei, wenn nicht gar philisterhaft w e r -

d e n‚ s o  doch s c h e i n e n. Das ist jetzt glücklich überwunden, aber die in der letzten Zeit vor dem Sozialisten-

gesetz e i n g e z o g e n e n  P h i l i s t e r e l e m e n t e‚ die namentlich unter den studierten, meist vor dem Examen 

hängengebliebenen Leuten vorherrschen, sind noch immer da und m ü s s e n s c h a r f  b e o b a c h t e t  w e r d e n.“ 

Und in einem weiteren Brief vom 25. Januar 1882: 

„Ich habe nie verhehlt, daß nach meiner Ansicht die M a s s e n  i n  D e u t s c h l a n d  v i e l  b e s s e r  s i n d, a l s  

d i e  H e r r e n  F ü h r e r, besonders seit diesen durch die Presse und Agitation die Partei eine milchende Kuh 

geworden, die sie mit Butter versorgte, und gar als Bismarck und die Bourgeoisie diese Kuh plötzlich ein-

schlachteten. Die tausend Existenzen, die dadurch momentan ruiniert wurden, haben das persönliche Unglück, 

n i c h t  d i r e k t  i n  r e v o l u t i o n ä r e  L a g e, d. h. ins Exil versetzt zu werden .... Für sie drehte sich bald alle 

Hoffnung auf A u f h e b u n g  d e s  S o z i a l i s t e n g e s e t z e s. Kein Wunder, daß unter dem Druck des Philiste-

riums der – in Wirklichkeit a b s u r d e – Wahn unter ihnen aufkam: dies sei mit Z a h m h e i t  zu erreichen. 

Deutschland ist ein ganz infames Land für Leute, die w e n i g W i l l e n s k r a f t haben ... So natürlich aber auch 

das Aufkommen dieser, ihren Mangel an Einsicht und an Widerstandskraft durch ‚objektive‘ Superklugheit 

verdeckenden Richtung ist, so e n t s c h i e d e n  m u ß  s i e  b e k ä m p f t  w e r d e n, Und da bieten die A r b e i -

t e r m a s s e n  selbst den b e s t e n  A n h a l t s p u n k t. Sie allein leben in Deutschland in annähernd m o d e r n e n 

Verhältnissen, alle ihre kleinen und großen Miseren finden ihr Zentrum i m  D r u c k  d e s  K a p i t a l s, und 

während alle sonstigen Kämpfe in Deutschland, soziale wie politische, k l e i n l i c h und lu m p i g sind und sich 

um Lumpereien drehen, die anderwärts längst [697] überwunden, i s t  i h r  K a m p f  d e r  e i n z i g  g r o ß a r t i g e, 

d e r  e i n z i g e, d e r  a u f  d e r  H ö h e  d e r  Z e i t  s t e h t, d e r  e i n z i g e. d e r  d i e  K ä m p f e r  n i c h t  e r m a t t e t, 

s o n d e r n  m i t  i m m e r  n e u e r  E n e r g i e  v e r s i e h t. Je mehr Sie (Bernstein, W. H.) also Ihre Korrespon-

denten unter den w i r k l i c h e n, nicht zu ‚Führern‘ gewordenen A r b e i t e r n finden können, desto mehr Chan-

cen werden Sie haben, der f ü h r e r l i c h e n  H e u l e r e i  e i n  G e g e n g e w i c h t  e n t g e g e n z u s t e l l e n .“ 

Die ganze Ve r ach t un g, mit der Engels immer wieder seine und Marxens Stellung zu den „Heul-

meiern“, den kleinbürgerlichen Spießerelementen charakterisiert, kommt besonders drastisch in der 

Stellungnahme zu den verschiedenen Pa r l am en t s f r ak t i onen  zum Ausdruck, die bei den Wahlen 

unter dem Sozialistengesetz zustande kamen. Ebenso begeistert, wie Engels den E l an  de r  Massen  

bei diesen Wahlen anerkennt, ebenso skep t i s c h und verächtlich spricht er von den jeweils Gewähl-

ten. 

* 

Die Ge f ahr  von  s e i t en  de s  r ech t en  F l üge l s  für die Partei wächst im Jahre 1884 bei den 

erneuten Reichstagswahlen, die der Partei einen gewaltigen Erfolg bringen. Friedrich Engels, weit 

entfernt von jeglichem pa r l am en ta r i s chen  Kr e t i n i sm u s, schreibt darüber: 

„Die Wahlen 1 8 8 4  sind für uns, was 1 8 6 6  für den deutschen Philister. Damals wurde er auf einmal, ohne 

sein Zutun, ja gegen seinen Willen ‚g r o ß e  N a t i o n‘. Jetzt sind wir, aber durch eigene harte Arbeit und 

schwere Opfer, ‚g r o ß e P a r t e i‘. Noblesse oblige. Wir können nicht die Masse der Nation zu uns herüberzie-

hen, ohne daß diese Masse sich allmählich entwickelt ... Die k l e i n b ü r g e r l i c h e n  E l e m e n t e  unter den 
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Führern werden m o m e n t a n  i n  d e n  M a s s e n  h i e r  u n d  d a  d e n  H i n t e r g r u n d  fi n d e n, der ihnen bisher 

fehlte ... Das würde eine v e r ä n d e r t e  T a k t i k  n ö t i g  machen, um die M a s s e n  w e i t e r  z u  f ü h r e n, o h n e  

deshalb die s c h l e c h t e n  F ü h r e r  obenauf zu lassen.“ 

Man sieht, mit welcher Klarheit Engels die Gefahren erkennt und in jeder Situation analysiert, die der 

Bewegung von einer Ver bü r ge r l i chun g drohen. We l che  Tak t i k  schlägt er nun gegen  diese 

Gefahren vor? 

Im Jahre 1884 schreibt er: 

„Seitdem die H e r r e n  H e u l e r  sich förmlich z u  e i n e r  P a r t e i  z u s a m m e n g e t a n  u n d  i n  d e r  F r a k -

t i o n  d i e  M e h r h e i t  haben ... halte ich es für unsere doppelte Pflicht, j e d e n  M a c h t p o s t e n, den wir hal-

ten, f e s t z u h a l t e n  bis aufs äußerste ... D i e s e  L e u t e  l e b e n  v o m  S o z i a l i s t e n g e s e t z. Wäre morgen 

freie Debatte, s o  w ä r e  i c h  f ü r  s o f o r t i g e s  L o s s c h l a g e n, u n d  d a n n  w ä r e n  s i e  b a l d  k a p u t t. So-

lange aber keine freie Debatte herrscht ... müssen wir, glaube ich, alles vermeiden, was einen Bruch, d.h. die 

S c h u l d  des Bruches, uns zuschöbe. E s  i s t  d a s  a l l g e m e i n e  R e g e l  i m  K a m p f  i n n e r h a l b  d e r  P a r -

t e i, jetzt mehr geboten als je. Der B r u c h  m u ß  s o  e i n g e r i c h t e t  w e r d e n, d a ß  w i r  d i e  a l t e  P a r t e i  

f o r t f ü h r e n, s i e  a u s t r e t e n  o d e r  h i n a u s g e w o r f e n  w e r d e n  ... Können wir es vermeiden, dann wäre 

der Bruch – das ist noch meine Absicht – a u f z u s c h i e b e n, bis irgendeine Veränderung in Deutschland uns 

etwas mehr Ellenbogenfreiheit gibt.“ 

In dem gleichen Brief heißt es an einer anderen Stelle, in der Engels nochmals seine Ratschläge ganz 

präzis zusammenfaßt, hinsichtlich des a u f  d i e  Daue r  unve r m e i d l i chen  Br uche s: „I nzwi -

s chen  a l l e s p r äpa r i e r e n.“ 

* 

[698] Liest man heu te  diese Ratschläge des Altmeisters des Sozialismus an den marxistischen Flü-

gel der deutschen Sozialdemokratie in den Jahren des Sozialistengesetzes, so ergibt sich volle Klar-

heit darüber mit welcher bewunderungswürdigen Schärfe Engels j ene  No t wend i gke i t en  der Er-

haltung der Re i nhe i t  de r  Pa r t e i oder besser gesagt der Scha f f ung  d i e se r  Re i nhe i t  du rch  

d i e  Säube r ung  de r  Pa r t e i  von  den  s p i eße r i s chen  E l em en t e n, du r ch  den  Br uch  m i t  

dem  r ech ten  F l üge l  e r kann t e. 

Diese Erkenntnisse und Lehren Friedrich Engels denen damals auch Kautsky vollinhaltlich beipflich-

tete und Bernstein niemals widersprach, die Bebel noch in späteren Jahren gelegentlich wenigstens 

im Ansatz wieder aufgriff gelangten dennoch nicht zur Verwirklichung. Wenigstens nicht in der deut-

schen Sozialdemokratie. Und sie verfiel deshalb in der weiteren Entwicklung dem Gift der Verbür-

gerlichung. 

Es gab nur e i ne  soz i a l i s t i s che  Pa r t e i, in der die gleiche Erkenntnis wie sie Engels in seinen 

Briefen der deutschen Sozialdemokratie vermittelte, sich durchsetzte und ve r wi r k l i ch t  wur de: 

die Bo l schewi s t i s che  Pa r t e i. Lenin der auf dem Londone r  Pa r t e i t ag  der russischen Sozi-

aldemokratie nicht vor der Abspaltung der Menschewiki zurückschreckte. er handelte im  S inne  

von  Enge l s. Er wuß t e‚ daß die Reinheit der revolutionären proletarischen Partei eine Vor be -

d i ngung  fü r  i h r en  Sieg darstellt. 

So ist auch dieses Kapitel aus der Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung unter dem Sozialis-

tengesetz l eh r r e i ch  f ü r  d i e  Gegenwar t  de r  p r o l e t a r i s chen  Bewegun g. Bestätigt es doch 

in vollem Umfang die Lehren des Len i n i sm u s die Grundsätze, auf denen die Kom m uni s t i s che  

I n t e r na t iona l e  errichtet ist, die Prinzipien, die die Kom m uni s t i s chen  Pa r t e i en  – so auch 

die KPD – aus dem Bankrott der II. Internationale und der Sozialdemokratischen Parteien nach dem 

4. August 1914 herausgeführt haben. Auch aus diesem Grunde ist deshalb die Erinnerung an das 

Sozialistengesetz für uns nur ein Antrieb mehr mit verdoppelten Kräften unse r e n W e g des uner-

bittlichen Kampfes gegen den Opportunismus in allen seinen Formen f o r t zuse t ze n, der zugleich 

Kampf ist zur Verteidigung und Fortführung der be s t en  T rad i t i onen  aus der heroischen Vergan-

genheit des deutschen Proletariats! 
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LITERATUR 

Aus dem Lager des Gegners 

Austromarxistische Ouvertüre zur Brüsseler Komödie 

(Der „Kampf“ August-September) 

Da saßen sie also in Brüssel zusammen, die Ex-Minister des vergangenen Krieges und die künftigen 

Minister, des imperialistischen Krieges von morgen. Sie führten der Welt ein originelles Schauspiel 

vor: Jungfrauen, die sich darauf rüsten, ihre Unschuld ein zweites Mal zu verlieren. Denn als ob sie 

nicht die Männer des August 1914 wären, verkündeten die Vandervelde, Henderson, Crispien, Renau-

del und Renner der Welt ihre Friedensliebe. Man mag sich vorstellen können, wie nahe der Krieg 

sein muß, wenn diese Herrschaften so brünstig ihre Friedenssehnsucht beteuern wie sie es nur noch 

im Juli 1914 taten, knapp bevor sie in die Ministerien des imperialistischen Völkergemetzels einge-

treten sind ... 

Und doch besteht ein ganz bedeutender Unterschied zwischen ihrer damaligen Haltung und der heu-

tigen. Vor dem Ausbruch des Weltkrieges 1914-1918 konnte nur eine ganz kleine Gruppe revolutio-

närer Marxisten – Lenin allen voran – den abgrundtiefen Verrat der Zweiten Internationale erwarten; 

die große Mehrheit nicht nur der sozialdemokratischen Arbeitermassen, sondern auch der Führer 

selbst ist ohne theoretische Vorbereitung offen ins feindliche Lager über. gegangen; nicht auf der 

Basis einer ausgebauten Theorie, sondern sozusagen mit der natürlichen Intuition angefaulter Refor-

misten. In bewußtlosem Rausch taumelt. 1914 die Zweite Internationale in den Abgrund ihres Verra-

tes. – Heute ist es andere. [699] Heute we i ß  jeder „verantwortliche“ Führer der Internationalen So-

zialdemokratie, daß er der Minister des morgigen Krieges ist. Heute entfaltet die Zweite Internatio-

nale – wenn auch in besonders raffinierten, verhüllten Formen – eine Agitation f ü r  den Krieg, und 

zwar für den Krieg gegen die Sowjetunion. Heute erklärt sie im vorhinein, was damals Kau t sky  eist 

mitten im Weltkrieg beteuerte: daß die Internationale während des Krieges ein machtloses Nichts sei; 

damals drohte sie (bis zum Kriegsausbruch wenigstens) mit der Aktion des Proletariats, heute ermu-

tigt sie die Imperialisten mit dem im vorhinein gegebenen Versprechen, das Proletariat werde den 

Krieg passiv über sich ergehen lassen. Und endlich: heute ist die ganze Zweite Internationale nicht 

mehr in der peinlichen Lage, urplötzlich und bewußtlos in den Krieg hineinzugleiten; heute hat sie 

eine umfassende Theor i e  ihres Verrates zusammengebraut! 

Der Wiener „Kampf“, die theoretische Zeitschrift der Austromarxisten, hat in Vorbereitung des Brüs-

seler Kongressergebnisses ein Kompendium dieser Theorie herausgebrecht. In seinem August-Septem-

ber-Heft begegnen mich die fingerfertigsten Schriftgelehrten des internationalen Menschewismus zu 

einem erbaulichen Turnier; es ist eine Art Manöver, das die Schlagfertigkeit im Ernstfalle erproben soll. 

Die literarische Ouvertüre zum Brüsseler Kongreß beginnt in elegischem Moll. Oskar Po l l a c k  (ein 

Redakteur der Wiener „Arbeiterzeitung“ und Adlatus Friedrich Adlers) gibt den Auftakt: „Di e  in -

t e r na t i ona l e  Ar be i t e r bewegung  i n  de r ‚Pause‘“. Das ist nämlich zu einem Lieblingsschlag-

wort der austromarxistischen Schule geworden – „die Pause“. Die Herrschaften meinen damit natür-

lich nicht die Pause zwischen dem Verrat von 1914 und dem von morgen, sondern: 

„Der Kapitalismus hat die Erschütterungen des Krieges – und der Nachkriegszeit überwunden ... Im Klassen-

kampf herrscht wieder Stellungskrieg. Keine jubelnden Vorstöße mehr; es gilt sich einzugraben, sich einzu-

richten. ...“ (S. 329 und 330.) 

Pollack ist von einem grenzenlosen Skeptizismus, ja geradezu von einem Katzenjammer durchschüttelt: 

„Die gesamte Internationale hat große Hoffnungen auf den Ausgang der Wahlen gesetzt, die in die-

sem und im nächsten Jahre in den großen Staaten des Westens stattfinden. Was ist aus diesen Erwar-

tungen geworden? 

In England rechnet die Arbeiterpartei zuversichtlich auf einen Wahlerfolg; aber er wird kaum so groß sein, 

daß er ihr die Regierung bringt – und wenn: wer zweifelt daß dieses Regieren von der Londoner Börse bis zu 

den Walliser Bergarbeiterdörfern und von Genf bis Kalkutta etwas anderes bedeutet als eine Kette schwierigs-

ter, für die Ungeduld eines Teiles der englischen Arbeiter viel zu langsam lösbarer Probleme?“ (S. 331.) 
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Ein wesentlich anderer Ton, als ihn die sozialdemokratische Agitation die längste Zeit hindurch an-

geschlagen hat. Es geht ja nach den verblüffenden „Erfolgen“ des sozialdemokratischen Wahlsieges 

in Deutschland eben beim besten Willen sieht mehr länger an, Hymnen auf die Bedeutung sozialde-

mokratischer Wahlsiege zu singen. Und so macht man denn eine Wendung Ins Aschgraue und stellt 

als Gesetz der gegenwärtigen Entwicklung auf den „Gegensatz zwischen der Breite der Bewegung 

und des geringen Tiefe und Tragweite ihrer Fortschritte.“ (S. 330.) Die Ursache dieses Gegensatzes 

sieht Pollack natürlich nicht in der Politik seiner „Internationale“, die das Proletariat aller Länder an 

die Bourgeoisie gefesselt hat; wie der Satiriker Nestroy die Herkunft der Armut „von der Pauverté“ 

ableitet, erklärt Pollack die kapitalistische Ueberwindung der Nachkriegskrise mit eben dieser Ueber-

windung und jetzt könne man also nichts machen. Wie lange? 

„Solange das eben entstehende Proletariat der Kolonialländer nicht in die Front der internationalen Arbeiter-

klasse (lies: der Zweiten Internationale! W. S.) eingegliedert ist, solange der furchtbaren Macht des amerika-

nischen Kapitalismus keine gewerkschaftlich und politisch organisierte klassenbewußte, sozialistisch und in-

ternational denkende amerikanische Arbeiterbewegung gegenübersteht ... (S. 330.) 

Also eine ganz hübsche Dauer der „Pause“ die Herr Pollack da ankündigt! 

Hat so der Leitartikel des „Kampf“ die Situation der Arbeiterklasse derart charakterisiert, daß man 

für ihre Zukunft keinen Pfifferling geben möchte, wirft er nun die Frage auf, was in dieser trostlosen 

Umgebung die Zweite Internationale für Aufgaben habe. Und er kommt zu einem verblüffenden Er-

gebnis: Die Welt ist für die Zweite Internationale noch nicht reif! 

„Nicht, daß die Internationale tatsächlich in der Lage sei, den nächsten Krieg zu verhindern – dazu ist sie 

gegenwärtig noch nicht stark genug – sondern daß sie geistig gefestigt sei, um im Falle eines Krieg es die 

internationale Verbindung unter allen Umständen aufrecht zu erhalten, als Sammelpunkt der sozialistischen 

Solidarität zu bestehen: das ist ihre oberste Funktion.“ (S. 333.) 

Wörtlich! – Daß die Zweite Internationale den Krieg nicht verhindern, ja ihn eifrigst mitfechten wird, 

– hole der Teufel, der Austromarxist hat sich damit abgefunden und das scheint ihm auch gar nicht 

das Wichtigste. Aber laßt ihm um Gottes Willen die Hoffnung, daß während des nächsten Krieges 

irgendwo – womöglich in Wien – etwa eine Zeitschrift erscheint, die „Sammelpunkt“ spielt! 

Denn so ist schon der Austromarxismus: 

„Es ist weniger die Möglichkeit der Aktion, als die Festigkeit des Prinzips, die im Vordergrund steht. N i c h t  

d i e  T a t, s o n d e r n  d e r  G e i s t  i s t  d a s  G e b o t  d e r  S t u n d e!“ 

Nicht die Möglichkeit der Aktion, sondern die Festigkeit des Prinzips, das sie verhindert, ist den 

verschmockten Philosophen der Passivität das wesentliche. 

Und nach dieser imposanten Leistung kommt Herr Pollack zuguterletzt mit einem Vor-[700]schlag 

zur Güte: die Kommunisten mögen sich, um die „Pause“ weniger öde zu machen, mit den Sozialde-

mokraten Vereinen. 

„Dann wird der Pulsschlag der Geschichte schneller und aus der „Pause“ tritt das internationale Proletariat ist 

in neues, weltumwälzendes Erleben.“ (S. 334.) 

* 

Der einst so pathetisch schwungvolle Optimismus der österreichischen Sozialdemokratie ist auf der 

ganzen Linie einem Kater gewichen; kein Wunder, da sie sich ja doch völlig – nicht nur praktisch 

(das war ja immer der Fall), sondern auch theoretisch – den einst so über die Achseln angesehenen 

Rechtssozialisten unterworfen hat. Und bezeichnender Weise ist heute der einzige österreichische 

Sozialdemokrat, dessen literarischer Tätigkeit eine gewisse Frische und Beschwingtheit nicht abzu-

sprechen ist, – Karl Renn e r, der zu neuem Glanz erstandene Sozialimperialist. 

Auch in O t to  Baue r s  Beitrag zur Analyse der „Pause“ („Kap i t a l she r r s cha f t  i n  de r  Demo-

k r a t i e“) lebt ein tiefer Skeptizismus. In die Form einer Polemik gegen Renner, der seit Jahr und Tag 

brünstig nach der Koalitionsregierung ruft, ist Bauers Aufsatz in Wahrheit eine Verteidigung der alten 

Bauerschen Theorie von der „funktionellen Demokratie“. 
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Zur Rechtfertigung der sozialdemokratischen Demokratiegläubigkeit entwickelt Bauer die These: 

„Auch in der auf das allgemeine und gleiche Wahlrecht gegründeten Demokratie herrscht die Kapitalisten-

klasse, aber sie regiert nicht.“ (S. 335.) 

Wäre damit nur gemeint, daß sich die Großbourgeoisie zur politischen Realisierung ‚ihrer ökonomi-

schen Herrschaft einen vielfältigen Apparat von Institutionen, Parteien und Verbänden geschaffen 

hat, dann wäre es eine zweifellos richtige aber keineswegs originelle Behauptung. Doch Bauer meint 

etwas ganz anderes; seine dialektische Kunst besteht ja seit jeher darin, unangreifbare alte Erkennt-

nisse des Marxismus als Ausgangspunkte zu nehmen, von denen aus aber mit den Mitteln verfeinerter 

Talmudistik zu reformistischen Ergebnissen hingeleitet wird. 

Diesmal will Bauer mit der zitierten „Entdeckung“ den Nachweis dafür antreten, daß 

„man sich selbst die Erkenntnis der geschichtlichen Besonderheit der einzelnen Staatsformen unmöglich 

macht, wenn man, wie es die Bolschewiki tun und auch manche Sozialdemokraten es ihnen nachreden, jede 

Klassenherrschaft für eine Klassendiktatur ansieht. Die Kapitalistenklasse ist zuweilen sehr unzufrieden mit 

den Zugeständnissen, die die regierenden Bürgerparteien den Volksmassen machen.“ (S. 336.) 

Versteht man nun, worauf Bauer hinaus will? Da die ökonomisch herrschende Bourgeoisie zur poli-

tischen Realisierung ihrer Herrschaft die Führung über große Massen ökonomisch Beherrschter in-

nehaben muß, bestehe die Möglichkeit, durch die politische Gewinnung dieser Schichten auf dem 

Wege des Stimmrechtes die ökonomische Herrschaft der Bourgeoisie zu stürzen. Womit Herr Bauer 

also wieder einmal den „demokratischen Weg zur Macht“ marxistisch begründet haben will. 

Bauer kleidet seine etwas verlegene Hymne auf die Demokratie in eine Polemik gegen Renners Ko-

alitionswünsche ein. Dabei entgleiten ihm recht interessante Bekenntnisse: 

„Der gewaltige Herrschaftsmechanismus, durch den sich das Kapital die Demokratie unterwirft, bleibt auch 

dann wirksam wenn in der Regierung der Demokratie Sozialdemokraten sitzen.“ Die kommen dann in die 

Lage, „sich in ein Organ der Kapitalsherrschaft, in ein dienendes Organ des kapitalistischen Herrschaftsme-

chanismus zu verwandeln und damit in Gegensatz gegen die Arbeiterklasse zu geraten“. (S. 343.) 

Nanu, ist Bauer ein Gegner der Koalitionsregierung geworden? Aber keine Spur! Sofort fügt er hinzu, 

man dürfe darum absolut nicht grundsätzlich gegen Koalitionsregierungen sein, die seien vielmehr 

nötig, wenn die Bourgeoisie nicht mehr allein regieren könne. Man müsse aber die I l l u s i onen  de r  

Ar be i t e r  gegenüber der Koalition möglichst unterbinden. Otto Bauer erfüllt hier seine Aufgabe: 

dem frisch-fröhlichen Reformismus die verfeinerten Argumente zu liefern. 

* 

Mit einem Aufsatz „Die Kolonialprobleme der Sowjetunion und die chinesische Revolution eröffnet 

Max Wer ne r  (Heidelberg) die Reihe der Beiträge zu den Kolonialfragen. Werner hält sich wahr-

scheinlich für einen furchtbar linken Sozialdemokraten. Denn er stellt wiederholt fest – allerdings 

wirklich in bemerkenswert scharfem Gegensatz zur offiziellen Brüsseler Lesart –‚ daß „der Sowjet-

staat zu einem bedeutenden antiimperialistischen Faktor geworden ist“. 

Die ganze Heuchelei des „linken“ Sozialdemokraten kommt aber erst recht zum Aus. druck, wenn er 

für die sowjetrussische Kolonialpolitik den Lehrsatz ableitet, 

„daß diese Kämpfe (gegen ausländische Mächte. W. S.) für die Sowjetunion nur dann günstig zu sein pflegten, 

wenn sie sich in der Verteidigungsstellung befand oder die Lebensinteressen des revolutionären Staates 

schützte. Dagegen die großen Offensivkämpfe – wie vor allem in China – verloren gingen.“ (S. 349.) 

Da hat man ihn, den kompletten „linken Sozialdemokraten“! In der Maske dci „Sympathisierenden“ 

beschuldigt er am Ende dann doch die Sowjetunion ganz ordinärer Angriffskriege, bestätigt er die 

Lüge der imperialistischen Presse, die chinesische Revolution sei ein Vorstoß des russischen Imperi-

alismus. 

Und wi e  Herr Werner die chinesische Revolution sieht! Er gestattet sich die Unverfrorenheit, die 

vorläufige Niederlage des chinesischen Proletariats (er sieht sie natürlich als eine endgü l t i ge  an) 

mit dem Opportunismus der – Kommunistischen Partei Chinas zu begründen! 
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[701] Gewiß hat die KP Chinas ganz außerordentlich schwere opportunistische Fehler begangen. 

Aber worin bestanden sie? Gerade darin, daß gewisse, nun längst ausgestoßene Elemente (Tang-Sin-

Piang usw.) eben jene Politik befolgten, die von der Sozialdemokratie aller Länder dem chinesischen 

Proletariat „empfohlen“ wurde: die Agrarrevolution n i ch t  zu entfesseln, damit das Bündnis mit der 

chinesischen Bourgeoisie nicht gestört werde, die nationale Einheitsfront uns jeden Preis aufrechtzu-

erhalten usw. Und da erlaubt sich Max Werner die Unverschämtheit an den soz i a l dem okra t i -

s chen  Fehlern der jungen KP Chinas den „Zusammenbruch der bolschewistischen Kolonial- und 

Revolutionstheorie“ nachweisen zu wollen. (S. 351.) 

In einem Artikel „Soz i a l i s t i s che  Ko l on i a l po l i t i k“ schlägt Otto J ansen  (Gera) ebenfalls 

„linke“ Töne an. Er betont daß seit 1907, da Kautsky die Möglichkeit von Kolonien im Sozialismus 

geleugnet hatte, nichts geschehen sei, was eine Aenderung dieses Standpunktes erfordere. Jensen 

verschiebt aber vollständig die Frage, wie sie vor der Zweiten Internationale in Brüssel stand. Dort 

kümmerten sich die abgebrühten Praktiker den Teufel darum, was sie im fernen „Zukunftsstaat“ mit 

den Kolonien machen sollten. Für sie liegt das Problem in der nüchternen Gegenwar t: Was soll 

man j e t z t  zur Verhinderung der Befreiung der Kolonien unternehmen? Und für die Gegenwart – 

d a r au f  kommt es aber an! – ist der „linke“ Jensen mit ihnen vollkommen einer Meinung. Auch er 

lehnt die koloniale Revolution des heutigen Tages ab und armschreibt die Gegenwartsaufgaben der 

europäischen Arbeiterklasse gegenüber den Kolonien mit folgendem: 

„Die Arbeiterbewegung hat die Aufgabe, diese Scheinzugeständnisse (der imperialistischen Regierungen. W. 

S.) in wirkliche Reformen zu verwandeln, durch ständige Kritik die Regierungen vorwärts zu treiben und durch 

das Bündnis mit den nationalen Bewegungen dieser unentwickelteren Gebiete Fühlung sowohl mit der Intel-

ligenz als auch mit dem Proletariat und der Masse der Eingeborenen zu bekommen.“ (S. 409.) 

Worin unterscheidet sich also der „linke“ Jenssen von den waschechten Sozialimperialisten? Auch er 

schwärmt von einem dehnbaren Reformprogramm, daß in Wirklichkeit nur eine Bemäntelung jener 

Hilfe ist, welche die Sozialdemokratie den Imperialisten bei der Unterdrückung der kolonialen Re-

volution leistet. 

Das wird besonders klar bei der Lektüre des Artikels von W. D. V l i egen  (Haag) „Di e  Ni ede r -

l ande  und  i h r e  Ko lon i e n“. Der ist ein unverhüllter Sozialimperialist, der sich in Lob auf die 

„fortschrittliche Kolonialpolitik“ der Niederlande gar nicht genug tun kann. Nachdem er wahrhaft er-

schütternde Ziffern über die beispiellose Bereicherung des unterdrückenden Kapitals auf Kosten der 

eingeborenen Bevölkerung veröffentlicht hat, kommt der wackere Holländer zu folgendem Ergebnis: 

„Die sozialdemokratische Kolonialpolitik muß eine Politik der Erziehung sein der Kolonialvölker, ist es auch 

schon seit langem und hat die Kolonialpolitik des Mutterlandes (Hollands) auch schon stark beeinflußt. Hol-

land schickt nicht nur Militär und Beamte nach Indien, sondern auch viele hunderte Lehrer, Aerzte, Techniker 

aller Art ...“ (S. 445.) 

Also die grauenhafte Unterdrückung von Holländisch-Ostindien ist eine im wesentlichen sozialde-

mokratische Kolonialpolitik! 

Ueberflüssig zu bemerken, daß der Diener seiner Majestät, der Königin von Holland, gegen die ko-

loniale Freiheitsbewegung ist. Interessant ist nur die Begründung: 

„Eine Austreibung der Fremden würde. solange die inländische Gesellschaft in ihrer Entwicklung nicht weiter 

ist, zur Vernichtung großer Produktivkräfte und zu kulturellem und sozialem Rückgang, sicher such zu großem 

Elend für die inländische Bevölkerung führen.“ (S. 445.) 

Wann werden diese verdammten Eingeborenen endlich begreifen, daß sie nur in ihrem eigenen Inte-

resse gefoltert, gepeitscht und ausgesaugt werden? 

Ein Aufsatz von Ernst Re i nha r d  (Bern) „Kol on i a l e  Fabr i ka r be i t  – eu r opä i sche  Ar be i t s -

l o s i gke i t“ sammelt recht brauchbares Material über Lebens- und Ausbeutungsverhältnisse insbe-

sondere in Indien und China. (So z. B. eine ziffernmäßige Widerlegung der vom englischen Refor-

misten Tom Sha w auf gestellten Behauptung, in den englischen Fabriken Chinas gebe es weniger 

Kinderarbeit als in den Chinesen gehörigen.) Wenn auch der größte Teil des Materials schon in 
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früheren Arbeiten veröffentlicht wurde, so ist seine Zusammenstellung vom Gesichtspunkt der euro-

päischen Arbeitsverhältnisse trotzdem sehr brauchbar. Aber selbstverständlich wird auch Reinhard, 

wo er aus dieser statistischen Arbeit Konsequenzen zieht, ein ganz gewöhnlicher Sozialdemokrat. Er 

versucht allen Ernstes, den europäischen Kapitalisten gut zuzureden, sie mögen „in ihrem eigenen 

Interesse“ mit dieser unerträglichen Ausbeutung aufhören, weil sie sonst, dem Kommunismus nach 

Moskauer Muster in den Herzen Millionen unterdrückter und schrecklich ausgebeuteter Proletarier 

Chinas und Indiens Ansehen verleihen“. (S. 439.) Reinhard schlägt daher vor, daß ein internationales 

Abkommen jene Grundsätze des Arbeiterschutzes anerkennt, die von der Hankauer Regierung des 

Jahres 1927 proklamiert worden sind. Der biedere Reinhard wird da mit der „Einsichtslosigkeit“ der 

Imperialisten noch seine blauen Wunder erleben. 

Der Vollständigkeit halber sei noch der Aufsatz des Franzosen Zy r om sk i  erwähnt „Soz i a l i sm us  

und  Ko l on i a l po l i t i k“, in welchem dieser Repräsentant der französischen „linken“ Sozialdemo-

kratie mit exhibitionistischer Lust seine völlige Unterwerfung unter das [702] Brüsseler imperialisti-

sche Kolonialprogramm verkündet. 

* 

Immer mehr wird H i l f e r d i ng s  Theorie des Ueberimperialismus zur beherrschenden Theorie der 

zweiten Internationale. Nur daß sie in den letzten Jahren noch einige (begrüßenswerte) Häutungen 

zum nacktesten Opportunismus und Revisionismus mitgemacht hat. Sie lehrt in ihrer heu t i gen  

Form vor allem dreierlei: Erstens sei der Kapitalismus nicht bei seiner l e t z t e n  Phase, der seines 

Unterganges, angelangt, es stünde ihm noch ein ganz unvorstellbares Aufblühen bevor. Zweitens sei 

die Aktionskraft der Arbeiterklasse jedes einzelnen Landes gleich Null, weil sie nirgends dem Gegner 

im eigenen Lande direkt gegenüberstünde, der Gegner sei vielmehr in seiner überimperialistischen 

Gestalt unfaßbar. Drittens habe der Kapitalismus einige seiner früheren „Unarten“ abgelegt, er werde 

ein o r gan i s i e r t e s  Wirtschaften, und außerdem sei er friedlich, verabscheue den Krieg. – Man ver-

steht auf den ersten Blick, daß eine solche Theorie, würde sie sich die Massen erobern, zur gefähr-

lichsten Waffe gegen das Proletariat werden müßte. Aber gerade diese Theorie wird in der Zweiten 

Internationale allseitig ausgebaut, und auch im vorliegenden Sonderheft des „Kampf“ sind ihr meh-

rere Aufsätze liebevoll gewidmet. 

Ka r l  Renne r, der offenste und unbekümmertste unter den kontinentalen „Marxüberwindern“, 

schreibt über „Di e  we l t w i r t s cha f t l i chen  Gr und l agen  de r  soz i a l i s t i s chen  Po l i t i k  

nach  dem  Kr i eg e“. An Hand des statistischen Materials der Weltwirtschaftskonferenz des Völ-

kerbundes sucht Renner seine grundlegende These zu erklären. 

„Die Welt wird gerade durch die Einwirkungen des Krieges erst zu Ende kapitalisiert. ... J e t z t  e r s t  w i r d  

d i e  g a n z e  W e l t  k a p i t a l i s t i s c h  – u n d  n o c h  n i c h t  s o z i a l i s t i s c h! ....w i r  h a l t e n  e r s t  v o r  d e r  

e r s t m a l i g e n  D u r c h k a p i t a l i s i e r u n g  d e r  W e l t.“ (S. 378 u. 379.) 

Mit einem Optimismus, den sich kein offen bürgerlicher Nationalökonom leisten würde, sieht Renner 

in die Zukunft des Kapitalismus. Er sieht sie rosa in rosa. Der Kapitalismus habe erst jetzt seine 

gewaltigsten Entwicklungsmöglichkeiten zu entfalten begonnen, das Gerede von seiner Todeskrise 

sei eben nur ein Gerede. 

Noch eine zweite „Entdeckung“ macht Renner: Der Kapitalismus habe seine Struktur auch dahin 

geändert, „daß die Weltwirtschaft, die stärkste Wirtschaftsrealität überhaupt“ geworden sei. Was an 

dieser Feststellung richtig ist, ist wahrlich nicht originell; die Betrachtung der W e l t wirtschaft als 

stärkste Wirtschaftsrealität ist ein fundamentaler Teil der Leninschen Theorie des Imperialismus. 

Aber bei Renner handelt es sich dabei nur um den Nachweis, daß die Aktionsfähigkeit des Proletariats 

jedes e i nz e l nen  Landes außerordentlich begrenzt sei. 

Und noch zwei wesentliche Gesichtspunkte sieht Renner für die Politik des europäischen Proletariats 

gegeben: Die Oekonomie „verstaatliche sich“, es entwickle sich „ein staatswirtschaftliches System“. 

Und endlich sei ganz Europa „eine Schuldkolonie der Neustaaten und muß es immer mehr werden“. 

(S. 386.) 
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Die politische Hauptaufgabe des kontinentalen Sozialismus sei die Schaffung von ‚Paneuropa“, das 

allein dem amerikanischem Wirtschaftsgiganten gewachsen sein könne. In jedem einzelnen Lande sei 

die politische Aufgabe der Arbeiterklasse, „den Staat, wi e  e r  i s t‚ zu erobern, nicht um den Sozia-

lismus zu machen, aber doch schon um den Kapitalismus staatlich zu organisieren“. (S. 389.) D. h. mit 

anderen Worten‚ die historische Aufgabe des Proletariats ‚an der gegenwärtigen Geschichtsepoche 

sei p r ogr a m m at i s ch  die Koalitionsregierung, was Renner übrigens mit folgendem neuen „theo-

retischen“ Argument begründet: Die Bourgeoisie sei fast in jedem Land Europas „gerade der Sach-

walter der amerikanischen Aus l ands interessen im Lande, s i e  gerade bringt nicht die Kraft auf, die 

I n l ands i n t e r e s sen  zu  ve r t e i d ige n“; das sei Aufgabe des Proletariats, das hier ein Teilinteresse 

der Ge samt wirtschaft des Landes vertrete; da beide Interessen miteinander ausgeglichen werden 

müssen, ist die Koalitionsregierung unabweisbare Notwendigkeit, ökono m i sch  erzwungen durch 

die Kolonisierung Europas durch die überseeischen „Neustaaten“. Man muß diese Theorie zwar als 

wirklich originell anerkennen, aber wohl nicht erst widerlegen. 

Hat so Renner die neue politische Funktion des Proletariats entdeckt – das europäischen Kapitalismus 

gegen den amerikanischen, die staatliche Einzelwirtschaft gegen die im amerikanischen Kapital kon-

zentrierte Weltwirtschaft zu verteidigen, so weist er ihm ökonom i s c h  die gerade gegenteilige Auf-

gabe zu: „Amerikanisieren wir unser Wirtschaftsleben! Fort mit den alten Methoden! Taylorsystem, 

Standardisierung, laufendes Band, Rationalisierung usw.“ (S. 387.) Das können die europäischen Ka-

pitalisten gar nicht selbst tun, weil „ihnen die Energie, das Verständnis für den Wirtschaftsstaat, die 

Unabhängigkeit fehlen“, andererseits seien sie aber nicht ganz auszuschalten. 

„So stellt die spezifische Wirtschaftslage von heute auch dem Gewerkschafter seine ganz spezifischen 

Aufgaben: zeitweilige auf Zwecke eingeschränkte Ar be i t sgem ei nscha f t en  zwi schen  Un-

t e r neh m er n  und  Gewer kscha f t e n  können  au f  d i e sem  Wege  unve rm e i d l i ch  wer-

den.“ (S. 388) 

Das Proletariat sei gezwungen, seine „theoretische und praktische Haltung neu zu gestalten“. Und 

weil Freund Renner schon so ziemlich alle „übernommenen“ Vorstellungen [703] des Sozialismus 

unbarmherzig zerstört, liquidiert er in der Geschwindigkeit auch noch dem Begriff der Internationale 

(obwohl er doch gerade vorher von der Realität der Wel t wirtschaft gesprochen hat, was ein Argu-

ment f ü r  die eisern geschlossene Internationale sein sollte): 

„Einmal in diese geschichtliche Phase eingetreten, müssen die Arbeiterbewegungen aller einzelnen Länder 

n o t w e n d i g e r w e i s e  p r o g r a m m a t i s c h  u n d  t a k t i s c h  voneinander differieren. Das ist unvermeidlich“ 

(S. 390.) 

Im so vollendeter Klarheit ist das theoretische und taktische System der Zweiten Internationale wohl 

noch nie von einem ihrer hervorragenden Führer dargelegt worden. Renner wollte einen Beitrag zur 

Strukturveränderung des Kapitalismus liefern. Er produzierte einen unschätzbar wichtigen Beitrag 

zur Erkenntnis der Strukturveränderung innerhalb der Arbeiterbewegung: mit einer Eindringlichkeit, 

wie sie von kommunistischer Seite selten erreicht wurde, hat Renner die Sozialdemokratie nicht nur 

als e i n e‚ sondern als die w i ch t i g s t e  Partei der Bourgeoisie gekennzeichnet! 

Während Renner das Gesamtgebäude der fortentwickelten Theorie Hilferdings aufführt, beschäftigt 

sich He l ene  Baue r  in ihrem Aufsatz „I n t e r na t i ona l e  Kap i t a l skonzen t r a t ion  und  l en i -

n i s t i s che  Ka t a s t r ophen t heo r i e“ mit der Friedfertigkeit des Imperialismus. Man hat das nun 

schon zur Genüge kennengelernt: 

„Dem Zeitalter der internationalen Kartelle, Welttrusts, Finanzgesellschaften, der Hochkonzentration des Ka-

pitals entspricht die Aechtung des Krieges.“ (S. 400.) 

Der Imperialismus habe Kriege absolut nicht nötig. Seine Entwicklungsmöglichkeiten seien beinahe 

unbegrenzt; in Helene Bauers Rechnung geht alles glatt auf: 

„Die Entwicklung der Industrie in Europa verschafft den amerikanischen Rohstoffen Absatz, die Entwicklung 

des amerikanischen Kontinents steigert ins gigantische die Nachfrage nach den Produkten des Fernen Ostens 

und der kulturelle Aufstieg Asiens schafft neue Märkte für europäische Waren“ (S. 397.) 
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Man sieht, ein Rädchen greift prächtig ins andere; wo sollen da die Kräfte herkommen, die nach der 

„leninistischen Katastrophentheorie“ notwendigerweise zum Kriege treiben? Und dabei hätte sich 

Frau Bauer in der Redaktion des „Kampf“ bloß das Manuskript des Rennerschen Artikels durchlesen 

müssen, um an Hand der dort zitierten statistischen Materialien die gewaltigen Konfliktstoffe zwi-

schen den einzelnen kapitalistischen Systemen kennenzulernen. Dann hätte sie gar manche Masche 

ihres so vollendet gestrickten Strumpfes fallen lassen müssen. 

Man sollte es zwar nicht glauben, aber Helene Bauer sagt es uns:  

„Der Finanzmann, der seinen Geldschrank mit internationalen Papieren anfüllt, will Sicherheit und Ruhe.“ (S. 

400.) 

Und er könne sie sich leisten, weil heutzutage „Feuer und Schwert jede Bedeutung verloren“ hätten, 

weil „die internationalen Finanzierungstrusts die Neuverteilung (der Anlagegebiete und Märkte) nicht 

mehr im Kampf, sondern auf gemeinsame Rechnung vornehmen“. (S. 338.) 

„Die Kriegsideologie bröckelt ab!“ (S. 339.) 

Warum werde trotzdem aber noch weiter aufgerüstet? 

„Dem Kampfe der Klassen und dem Kampfe der Nationen entsprechen die Rüstungen.“ (s. 400.) 

Versteht Frau Bauer unter den Kämpfen der Klassen und Nationen den notwendigen und unvermeid-

lichen Ausdruck un l ö sba r e r  ökonomischer Wi de r sp r üch e‚ dann erschlägt sie damit selbst ihre 

ganze frühere Beweisführung. So ist es aber nicht gemeint. Wenn es auch nicht mit der Offenheit 

Renners ausgesprochen wird, so liegt hier doch die abgefeimteste Niedertracht vor: Helene Bauer 

lehrt das Proletariat, daß Kriege nur dann kommen, wenn sich die unterdrückten Klassen und Natio-

nen gegen den Imperialismus zur Wehr setzen; hasse man ihn sich aber nach seinen inneren Gesetzen 

ruhig entfalten, dann werde der Friede gewahrt bleiben! Nicht die Gegensätze innerhalb des Imperi-

alismus treiben zum Kriege, sondern die Gegensätze zwischen dem Imperialismus und seinen Opfern; 

wer den Frieden will, lasse sich also gefälligst in aller Ruhe das Fell über die Ohren ziehen. Und da s  

ist freilich in der Tat der politische Königsgedanke des sozialdemokratischen Pazifismus) 

Gegenüber der Verworfenheit dieser Theorie verlieren alle anderen Glanzleistungen der Helene 

Bauer an Bedeutung. So etwa die Kühnheit, mit der sie die Existenz da. kolonialen Extraprofits und 

seine Bedeutung für die Existenz einer Arbeiteraristokratie grundsätzlich leugnet. (S. 399.) Aus-

gangspunkt und Krönung des Aufsatzes von Helene Bauer ist die These, daß die Komintern ihre 

Existenz programmatisch mit der Unvermeidlichkeit neuer imperialistischer Weltkriege begründet, 

daß sie also – da Helene Bauer die Vermeidbarkeit der Kriege im Imperialismus so lichtvoll nachge-

wiesen hat, ihre Existenzberechtigung verloren habe. Frau Bauer wird sich wohl nicht wundern, wenn 

sich die Kommunisten in der gegenwärtigem Panzerkreuzerepoche trotzdem lebendiger und lebens-

berechtigter fühlen denn je! 

Und damit jeder Rechtgläubige in natura sehen könne, daß nicht der Imperialismus, sondern sein 

Widerpart zum Kriege treibe, hat der „Kampf“ den Menschewiken Theodor  Dan  und den geifern-

den Ka r l  Kau t sky  eingeladen, gegen Bolschewismus und die Sowjetunion zu schreiben. Die taten 

es denn auch tüchtig. 

Da n  hat in seinem Aufsatz „Di e  [704] neue  Phase  de r  bo l s chewi s t i s c hen  Di k t a t u r  und  

d i e  soz i a l i s t i s che  Ar be i t e r i n t e r na t i ona l e“ nichts zu sagen, was wir nicht schon wiederholt 

von ihm erfahren hätten: daß die Sowjetunion am Rande des Abgrundes angelangt sei, daß die Ar-

beiter und Bauern Rußlands nach Dan, Abramowitsch u. Co. schmachten, daß eine tödliche Krise den 

Sowjetstaat durchschüttelt usw. 

Interessanter ist aber die offene Kriegshetze des engsten Freundes des „linken“ Otto Bauer gegen die 

Sowjetunion. Vor den Arbeitern der Zweiten Internationale, die es e i ne r se i t s  aufzuhetzen gilt, lügt 

Herr Dan, daß die Sowjetunion durch 

„ihre marktschreierischen Redensarten von der Unvermeidbarkeit des Krieges, ihr Waffengeklirr, ihre anma-

ßend-aggressiven Noten, die eine in Wirklichkeit nicht existierende Macht vortäuschen ...‚ das Herannahen 

kriegerischer Komplikationen erleichtert“. (S. 420.) 
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Wir sagten, daß e i ne r se i t s  die Arbeiter gegen den russischen Friedensstörer aufgehetzt werden 

sollen. Denn das ist nicht der e i nz i ge  Zweck des Danschen Aufsatzes. Ande r e r se i t s  sollen näm-

lich auch die antisowjetischen Mächte zu rascherem und entschlossenerem Handeln angespornt wer-

den. Oder kann die freche Bemerkung von der „in Wirklichkeit nicht existierenden Macht“ einen 

anderen Sinn haben als den, die zaudernden Pilsudskis zu ermutigen? Oder verfolgt die nachfolgende 

Bemerkung einen anderen Zweck? 

„Noch nie war die politische Isolierung der Sowjetunion in Europa so vollständig, wie gerade jetzt.“ (S. 418.) 

Dan verliert in den Berliner Kaffeehäusern die Geduld. Ob seine imperialistischen Gönner aber die 

Position Sowjetrußlands auch so leichtsinnig unterschätzen? 

Ka r l  Kau t sky  stellt sich diesmal mit einem wahren Leckerbissen für Kommunistenfresser ein. In 

seinem Aufsatz „Ei n  Ve r f ech t e r  de r  E i nhe i t s f r on t“ erzählt er von jenem Peter Lawroff, der 

1874 versucht hatte, in den Streit zwischen Marxisten und Bakunisten schlichtend einzugreifen, aber 

am eigenen Leibe die Kampfesweise der Bakunisten so peinlich kennenlernte, daß er das vergebliche 

Beginnen aufgab. Und dann legt Kautsky los, daß ihm der Geifer nur so aus der Feder rinnt. Natürlich 

ist der Bolschewismus für den schwachsinnig gewordenen Kautsky nichts anderes als eine Neuauf-

lage des Bakunismus. Warum? Weil – das sagt Kautsky wörtlich – i hn  heute die Bolschewiki einen 

Renegaten und Verräter nennen, was sich gegen  Enge l s  nur die Bakunisten getraut haben. Wenn 

angesichts dieser Beweisführung der Bolschewismus nicht endgültig als Bakunismus entlarvt ist, 

dann versteht Kautsky die Welt nicht mehr. 

Aber unser alter Gönner ist nicht hoffnungslos; „trotz allen Stimmenzuwachses“ sei das Ende des 

Kommunismus gekommen. 

Denn – hier schlägt Kautsky wieder einmal seinen eigenen Schäbigkeitsrekord – „der wirtschaftliche 

Niedergang schmälert die Mittel Sowjetrußlands, seine Agenten im Auslande zu bezahlen“. (S. 451.) 

Da er nämlich gerade vorher die ehrabschneidende Kampfesweise der Bakunisten gegen Marx und 

Engels den Kommunisten in die Schuhe geschoben hat, beschuldigt der Lump. die kommunistische 

Arbeiterbewegung Europas, sie sei einfach bloß eine Sache des rollenden Rubels; wenn dieser aus-

bleibe, höre der ganze Spuk auf. 

Aber Kautsky will ja nicht bloß die sozialdemokratischen Arbeiter gegen die gekauften Kommunis-

tensubjekte aufhetzen, sondern ihnen auch ihren Willen zur Einheit austreiben. Und in e i ne r  Be-

hauptung, die er dabei aufstellt, sind wir – eine seltene Situation! – mit ihm völlig einig: 

„Sozialdemokraten und Kommunisten sind nicht etwa, wie man mitunter meint die beiden Flügel, der 

rechte und der linke, der Arbeiterbewegung, die zusammengehören.“ (S. 452.) 

Nein, gewiß nicht! So sehr die besten Teile der sozialdemokratischen Arbeiter in die Front des Kom-

munismus gehören und in sie finden werden – die sozialdemokratischen Pa r t e i e n  sind zweifellos 

nicht Teile der Arbeiterbewegung, sondern Bastionen der Bourgeoisie im proletarischen Lager! Und 

mit ihnen werden sich die Kommunisten ganz gewiß nie vereinigen; davor braucht Kautsky wirklich 

nicht erst zu warnen! 

* 

Wir haben nur die interessantesten Leistungen aus dem denkwürdigen Brüssel-Sonderheft des 

„Kampf“ herausgreifen können. Aber sie genügen vollauf, um unsere eingangs aufgestellte Behaup-

tung zu beweisen: Daß sich die Zweite Internationale zum Unterschied von dem mehr instinktiven 

Hineingleiten in den Kriegsverrat des August 1914, diesmal – vor dem imperialistischen Krieg von 

Morgen – e i ne  umf assende  Theo r i e  de s  Ve r r a t s  aufbaut. 

Als sich in der Blüteperiode des Vorkriegskapitalismus der Revisionismus Bernsteins entwickelte, da 

untergrub er un t e r i r d i s c h  die alten sozialdemokratischen Parteien. Der Neo-Revisionismus (diese 

Synthese austromarxistischer Salbadereien, alter Bernsteinscher „Erkenntnisse“ und offen imperia-

listischen Gedankengänge), der sich in der Periode der Scheinblüte des Nachkriegsimperialismus ent-

faltet, ist die o f f i z i e l l e  Theorie der heutigen Sozialdemokratie. 
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Eine der großen Aufgaben der kommunistischen Arbeit gegen den imperialistischen Krieg und für 

die proletarische Revolution ist es, dieser Theorie unermüdlich nachzuspüren. Aus den „theoreti-

schen“ Zeitschriften dringt sie in die letztrangigen sozialdemokratischen Provinzblättchen und dort 

soll sie dazu dienen, die Gehirne der sozialdemokratischen Arbeiter zu verkleben. Das zu verhindern, 

ist unsere vornehmste Aufgabe. Willi Schlamm. 

[705] 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 1. November 1928 ⁕ Heft 21 

Der Ausgang des Volksbegehrens 

Lz. Das Volksbegehren für das Verbot des Panzerkreuzers wurde nach der amtlichen Feststellung mit 

einem Gesamtergebnis von 1.216.501 Stimmen abgeschlossen. Dieses Ergebnis bleibt weit hinter 

dem für den praktischen Erfolg erforderlichen Ziel von 4½ Millionen, aber auch hinter den Erwar-

tungen zurück, mit denen das Volksbegehren eingeleitet wurde. Das Ergebnis ist unbefriedigend auch 

in dem Sinne daß bei einer richtigen Einleitung der Kampagne zum richtigen Zeitpunkt zweifellos 

ein weit größerer Erfolg zu erzielen gewesen wäre. 

Wenn die Partei dies sachlich feststellt und die Ursachen dafür auf Grund einer Prüfung der gesamten 

Kampagne und der einzelnen Ergebnisse, die noch nicht gesichtet vorliegen, sorgfältig prüft, so muß 

sie andererseits mit der größten Entschiedenheit das Geschrei unserer Feinde, vor allem der SPD und 

der Liquidatoren in unseren eigenen Reihen, zurückweisen, die von einer „erschütternden Nieder-

lage“ schwätzen. Das sind lächerliche, aussichtslose Versuche zur Panikmacherei. 

Hätte unsere Partei, die gerade in dieser Aktion klarer als je als die einzige Vertretung der proletari-

schen Klasseninteressen der gesamten Front der Bourgeoisie von den Faschisten bis zur Sozialdemo-

kratie gegenüberstand, eine Niederlage erlitten, so müßte man das an einer Aenderung der Kräftever-

hältnisse der Klassen zugunsten der Bourgeoisie und ihrer sozialdemokratischen Lakaien, zuunguns-

ten der Arbeiterklasse merken. Kein sachlicher Beobachter der Lage in Deutschland wird einen sol-

chen Schluß ziehen können. 

Wir haben nicht einmal die Hälfte unserer Wähler vom 20. Mai zur Einzeichnung bewegen können. 

Die Ursachen dafür müssen ernsthaft geprüft werden. Aber jedermann wird zugeben müssen, daß wir 

bei allgemeinen, geheimen Wahlen in dieser Zeit einen Stimmengewinn auf Kosten der SPD und der 

bürgerlichen Parteien gehabt hätten. Die Gemeindewahlen in Gees t hach t  an der Wasserkante, die 

unter dem Eindruck des sozialfaschistischen Terrors standen, und in Stadthagen, in der Provinz Han-

nover*), haben das bestätigt. Aus einzelnen Meldungen aus verschiedenen Bezirken kann man schlie-

ßen, daß während des Volksbegehrens, trotz allen Mängeln seiner Durchführung, verhältnismäßig mehr 

Parteimitglieder, Leser für unsere Parteipresse geworben, mehr Geld gesammelt wurde als in der ent-

sprechenden Zeit der Vorbereitung der Reichstagswahlen. Ueberall konnten die Genossen die wach-

sende Sympathie für unsere Partei feststellen und infolgedessen ist auch keine Spur einer Depression 

infolge des mangelhaften Ergebnisses eingetreten. Die Partei hat [706] sich vielmehr mit gesteigerter 

Energie der aktuellen Hauptaufgabe, der Führung der großen Wirtschaftskämpfe, zugewandt. 

Die Tatsache, daß wir durch eine Reihe von Wochen die Kriegsfrage in den Mittelpunkt der politi-

schen Diskussion gestellt, daß wir die Sozialdemokratie zur Stellungnahme in dieser Frage gezwun-

gen haben, vor allem aber die äußerst bedeutsame Tatsache, daß die Kommunistische Partei als ein-

zige Führerin im Kampf gegen die Kriegsrüstungen der Bourgeoisie zum ersten Male klar hervorge-

treten ist, all das sind pos i t i ve  E rgebn i s s e  de r  Kam pagn e‚ die durch das unbefriedigende 

zahlenmäßige Ergebnis nicht aufgehoben werden können. 

Das Volksbegehren wurde in einer Zeit offenkundig wachsender imperialistischer Gegensätze, in ei-

ner Zeit zugespitzter Klassenkämpfe durchgeführt. Eine Reihe gewaltiger Wirtschaftskämpfe hat ein-

gesetzt, Aussperrungen und Streiks, in denen sich sowohl die mit der Kriegsvorbereitung verbundene 

Kapitalsoffensive als auch der wachsende Kampfeswillen der Arbeiter äußert. Hatte der Regierungs-

beschluß den Panzerkreuzer zu bauen, den werktätigen Massen Deutschlands zum ersten Male den 

imperialistischen Charakter der deutschen Republik in der gegenwärtigen Stabilisierungsperiode zum 

Bewußtsein gebracht, hatte die Zustimmung der SPD-Minister zu diesem Beschluß zum ersten Male 

den Ausbruch einer allgemeinen Empörung der SPD-Arbeiter gegen ihre Führer hervorgerufen, so 

waren die erwähnten Tatsachen und Ereignisse geeignet, eine gesteigerte Aktivität in den Massen 

 
*) In Geestbacht erhielt die KPD am 7. Oktober 1336 Stimmen gegen 1272 am 20. Mai, die SPD 767 gegen 847. In 

Stadthagen erhielt die KPD am 21. Oktober über 300 Stimmen gegen 70 Eintragungen zum Volksbegehren. 
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hervorzurufen. Desto mehr bedarf es der Erklärung warum in einer solchen Situation die erste Aktion 

der KPD zur Mobilisierung der Massen gegen die Kriegsgefahr nicht den erwarteten Erfolg brachte. 

Man mußte bei dieser Aktion von vornherein in Rechnung stellen, daß das Volksbegehren eine öf-

fentliche Abstimmung ist, bei der die Furcht vor der mit einem öffentlichen Bekenntnis zu einer als 

kommunistisch verschrieenen Aktion verbundenen Gefahr eine große Rolle spielen mußte Wir rech-

neten von vornherein damit, daß unsere ohnedies nicht sehr starke Stimmenzahl auf dem Lande noch 

zurückgeben würde, aber wir beachteten nicht genügend daß der ökonomische Druck auf die Arbei-

ter, Angestellten, Beamten auch in den Städten, und sogar in den Großstädten, bei einer solchen öf-

fentlichen Abstimmung im „demokratischen“ Deutschland äußerst wirksam ist. Dabei fällt besonders 

ins Gewicht, daß sich diese Aktion gegen die SPD richtete und richten mußte. Die SPD hat gerade in 

den Großstädten vielfach ausschlaggebenden Einfluß auf die Wohlfahrtsämter, Arbeitsämter usw., 

eine ganze Reihe sozialer Einrichtungen, von denen Hunderttausende gerade der materiell am 

schlechtesten gestellten Proletarier abhängig sind. Auch dies ist ein Grund, der viele Tausende von 

der Abstimmung zurückhielt. 

In solchen kleineren Orten, wo die Kommunisten ausschlaggebenden Einfluß haben, der Bürgermeis-

ter ein Kommunist ist, die Einzeichner also keinerlei ökonomische Schädigung durch Bekanntgabe 

ihres Namens zu befürchten hatten, können wir in der Tat feststellen, daß die Stimmenzahl für das 

Volksbegehren die Zahl der kommunistischen Stimmen bei der Maiwahl übersteigt. 

Aber wenn wir die Oeffentlichkeit der Abstimmung als eine Hauptursache des geringen Ergebnisses 

kennzeichnen, so heißt das noch keineswegs, daß wir das Zurückweichen der Arbeiter vor dem Terror 

der Bourgeoisie in dieser Frage als ein unabwendbares Verhängnis hinnehmen mußten. Wenn es uns 

gelungen wäre, die Arbeitermassen davon zu überzeugen, daß es sich um eine Lebensfrage des ge-

samten Proletariats um eine äußerst wichtige Kampfmaßnahme gegen die immer näher herankom-

mende Gefahr des imperialistischen [707] Krieges handelt, dann wäre es möglich gewesen, breite 

Massen dazu zu bewegen, die mit der Einzeichnung verbundenen Opfer zu riskieren. 

Damit aber kommen wir zu einer zweiten Schwierigkeit dieses Kampfes. Es bestand e i n  gewi s se r  

Wi de r sp ruch  zwi schen  dem  Zweck  und  dem  Mi t t e l, den aufzuklären nur durch eine tief-

gehende Propaganda möglich war. Gerade die politisch geschulten klassenbewußten Arbeiter waren 

davon überzeugt, daß Volksbegehren und Volksentscheid keine tauglichen Mittel zur Verhinderung 

von Kriegsrüstungen und Kriegen sind. Wenn zuvor noch große Illusionen in den Massen über die 

Möglichkeiten eines erfolgreichen Volksentscheids vorhanden waren, so hat der Volksentscheid für 

die Enteignung der Fürsten sehr viel dazu beigetragen, solche demokratische Illusionen zu zerstören. 

Selbstverständlich durften wir nicht eine solche Agitation führen, die neue Illusionen hervorrufen 

konnte. Wir mußten den Arbeitermassen klar machen, daß Volksbegehren und Volksentscheid Mittel 

zur Mobilisierung der Massen sind zu jenen entscheidenden Kämpfen gegen die Bourgeoisie ‚ die 

allein dem Imperialismus die Kriegswaffen aus der Hand schlagen können. Eine solche Propaganda 

mußte klar und mit aller grundsätzlichen Schärfe die Frage der Kriegsgefahr und die Frage des Kamp-

fes gegen den Krieg stellen. Sie setzte voraus, daß die Parteimassen selbst diese Fragen klar verstan-

den und imstande waren, sie in den Massen der Werktätigen klar zu stellen. Zu einer solch tiefgehen-

den Aufklärungsarbeit reichten aber die wenigen Wochen vom Panzerkreuzerbaubeschluß am 10. 

August bis zum Beginn des Volksbegehrens am 3. Oktober nicht aus. Hier rächen sich auch frühere 

Unterlassungen. Der Kampf gegen die Kriegsgefahr, der schon nach den Beschlüssen der Exekutive 

vom Mai 1927 in den Mittelpunkt unserer Arbeit hätte gestellt werden sollen, hat eine zu geringe 

Rolle im Rahmen unseres gesamten Kampfes geführt. Vor allem wurde zu wenig die Aktivität der 

Arbeiterklasse im täglichen Kampf gegen die Kriegsvorbereitungen der Bourgeoisie geweckt. Daher 

war weder in der Partei noch in den Arbeitermassen das Bewußtsein der Aktualität der Kriegsgefahr 

genügend lebendig. Auch in der Kampagne selbst wurde die Kriegsfrage häufig nicht genügend 

grundsätzlich klargestellt*). 

 
*) Zum Beispiel war es absolut unzulässig, den Panzerkreuzer – wie es anfangs manchmal geschah – als nutzloses Spiel-

zeug hinzustellen oder einfach die sozialdemokratische Parole „Kinderspeisung statt Panzerkreuzer“ aufzugreifen ... Die 
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Eine Bewegung, in der die Kommunistische Partei von vornherein allein der geschlossenen Front der 

gesamten Bourgeoisie mit Einschluß der Sozialdemokratie gegenüberstand, in der die ungeheure 

Macht der Presse als eines der Mittel zur Unterdrückung von Tatsachen deutlich in Erscheinung trat, 

konn t e  nu r  a l s  e i ne  gu t  o r gan i s i e r t e  p ro l e t a r i s che  Massenbewegung  e r f o l g r e i ch  

s e i n. Die nötigen Voraussetzungen dafür waren nicht geschaffen, als der Antrag auf Zulassung des 

Volksbegehrens eingereicht wurde. So hatten die Komitees zur Durchführung des Volksbegehrens in 

den meisten Orten nur den Charakter der Zusammenfassung der mit uns sympathisierenden Organi-

sationen. Aber es gelang nicht, wie es notwendig gewesen wäre, eine direkte Vertretung der Arbei-

termasse in den Betrieben in diesen Komitees zu erreichen. 

[708] Daß die Aktion übe r s t ü r z t  eingeleitet wurde, ehe die notwendigen Vorbedingungen in der 

Masse geschaffen waren, das hatte seine po l i t i s chen  Gründe. Das wird dadurch erhärtet, daß eine 

Gruppe von Genossen diesen Fehler auch heute noch nicht zugeben wollen. Genosse Ewer t  hat auf 

dem VI. Weltkongreß die Meinung entwickelt, daß die SPD ihre Wähler fester organisatorisch erfaßt 

hat als die KPD*). Wenn man von dieser Einschätzung der Sozialdemokratie ausging, wenn man 

glaubte, daß die Massen der sozialdemokratischen Arbeiter und Wähler mit der Koalitionspolitik ih-

rer Partei fester verbunden seien als die Anhänger der KPD mit deren Politik des revolutionären Klas-

senkampfes, dann mußte man allerdings vollkommen überrascht sein, als bei dem Panzerkreuzerbe-

schluß der SPD-Minister eine solche Rebellion in den Organisationen der SPD ausbrach. Den Genos-

sen, die nicht den Prozeß der Entwicklung einer solchen Krise in der SPD sahen, erschien der Aus-

bruch der Krise als ein plötzlicher glücklicher Zufall, den man sofort ausnützen müßte, damit die 

Krise nicht vorübergehe. Diese Einschätzung kommt noch deutlicher als bei der Gruppe der Versöhn-

ler bei den Vertretern der rechten Fraktion zum Ausdruck, die sogar behaupten, daß sich infolge un-

serer Taktik der Riß in der SPD geschlossen habe. 

Der SPD ist es in der Tat gelungen, den größten Teil ihrer Anhänger von dem Volksbegehren fern-

zuhalten. Sozialdemokratische Ortsgruppen, die das Volksbegehren unterstützten, sind Ausnahmen. 

Wie sollen wir diese Tatsache erklären? Bedeutet es, daß sich die Masse der sozialdemokratischen 

Arbeiter mit der Panzerkreuzerpolitik ihrer Führer ausgesöhnt hat, daß sie neuen Panzerkreuzerbe-

schlüssen ihrer Partei zustimmend entgegensieht? Keineswegs. Wenn die sozialdemokratischen Ar-

beiter sich vorübergehend beruhigen ließen, wenn für eine Zeit die Krise der SPD ihren akuten Cha-

rakter verlor, so keineswegs, weil der grundlegende Gegensatz zwischen der Rechtsentwicklung der 

sozialimperialistischen Führer und dem wachsenden Klassenbewußtsein und Kampfeswillen der so-

zialdemokratischen Arbeiter sich abgeschwächt hat. Die SPD-Führer erkauften diese Beruhigung mit 

einem scheinbaren Zurückweichen vor dem Willen der Mitglieder, mit einem Versprechen, das Pan-

zerkreuzerverbrechen rückgängig zu machen. Der Beschluß des Parteiausschusses vom 11. Septem-

ber, in dem es heißt, die Sozialdemokratische Partei sei einmütig gegen den Bau des Panzerkreuzers, 

wurde den sozialdemokratischen Arbeitern als ein Versprechen zur Aenderung des Panzerkreuzer-

kurses ausgelegt. Denselben Sinn hatte die Ankündigung, die W el s  während des Volksbegehrens 

machte, die sozialdemokratische Reichstagsfraktion werde ein Gesetz einbringen, das die Einstellung 

des Baues des Panzerkreuzers fordert. 

Insbesondere die „linken“ Führer boten alle Anstrengungen auf, um den sozialdemokratischen Ar-

beitern einzureden, daß ihre Teilnahme am Volksbegehren überflüssig sei, weil die Reichstagsfrak-

tion oder die Minister durch ihr Veto den Panzerkreuzerbau verhindern könnten und das auch tun 

würden. Zweifellos haben sich große Wählermassen der SPD durch solche Versprechungen von der 

Teilnahme am Volksbegehren abhalten lassen. Hätte die Partei sich einen längeren Termin zur 

 
sozialen Fragen waren in der Agitation nicht so zu stellen, als ob man durch die Volksabstimmung die für den Panzer-

kreuzer bestimmten Mittel für soziale Zwecke freibekommen könnte, sondern lediglich zu dem Zweck, um den reaktio-

nären, arbeiterfeindlichen Charakter dieses Staates, dessen Kriegsrüstungen die Massen bezahlen sollen, aufzuzeigen. 

Der Scheu vor dem Einzeichnen durfte man nicht mit der Behauptung entgegentreten, daß die Namen der Einzeichner 

Amtsgeheimnis seien, sondern mit der Aufforderung zur organisierten Masseneinzeichnung und mit dem Hinweis darauf, 

daß im Kampf gegen den Krieg, der die größten und furchtbarsten Opfer fordert, die Arbeiterklasse vor Opfern nicht 

zurückschrecken darf. 
*) Siehe „Inprekorr“ Nr. 82 vom 10 August 1928, Seite 1503. 
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Vorbereitung des Volksbegehrens gesetzt, dann hätte man auch Möglichkeiten gewonnen, diese ver-

schiedenen Manöver zu durchkreuzen. Denn die SPD wird in der nächsten Zeit zunächst bei der Be-

ratung des kommunistischen Antrages im Reichstag auf Einstellung des [709] Baues des Panzerkreu-

zers im November d. J., sodann bei der Etatsberatung im Anfang des nächsten Jahres erneut gezwun-

gen werden, Farbe zu bekennen. 

„Versprechungen, die nicht erfüllt werden, sind das fürchterlichste Dynamit für jede Bewegung“, 

sagte der sozialdemokratische Professor Nölting auf dem Kieler Parteitag der SPD. Die SPD wird 

ihre Versprechungen in der Panzerkreuzerfrage nicht halten können. Gegenwärtig ist hinter den Ku-

lissen ein Schache r  zwi schen  SPD und  Zen t r um  um  d ie  E rwe i t e r ung  und  Be fe s t i -

gung  de r  Koa l i t i on  im Reiche und in Preußen im Gange, Eine Abstimmung der SPD gegen den 

Panzerkreuzer im Reichstag. würde den Bau natürlich nicht verhindern, Aber das Zentrum hat kein 

Interesse daran, der SPD ein solches Manöver zu gestatten, durch das die Zentrumspartei, die auf die 

Stimmung von Hunderttausenden christlichen Arbeitern Rücksicht nehmen muß, mit der Hauptlast 

der Verantwortung für die Rüstungspolitik belastet erscheinen würde. Das Zentrum droht daher mit 

dem Bruch der Koalition im Falle eines solchen Manövers und wird nur mit sehr handfesten Zuge-

ständnissen zu beruhigen sein. Es ist durchaus wahrscheinlich, daß d i e  SPD d i e  E r l aubn i s  z u  

e i nem  so lchen  Sche i nm anöve r  gegen  den  Panze r k r euze rbau  i m  Re i chs t ag  m i t  

dem  Absch l uß  de s  Konkor da t s  i n  P r eußen  e r kauf en  w i l l. 

Eine solche Politik, die der SPD durch ihre Stellung zum imperialistischen Staat vorgeschrieben ist, 

wird die sozialdemokratischen Arbeiter keineswegs mit ihrer Führung aussöhnen. Die Krise in der 

SPD geht weiter und wird bei dem nächsten Anlaß zu einem neuen noch heftigeren Ausbruch führen. 

Unser Kampf gegen den imperialistischen Krieg und den Sozialimperialismus, zu dem das Volksbe-

gehren ein Auftakt war, geht weiter. In den großen Wirtschaftskämpfen, die sich jetzt entwickeln, 

wird die Kommunistische Partei sich noch fester mit den Arbeitermassen, auch mit den Massen der 

sozialdemokratischen Arbeiter, im Kampfe gegen die Bourgeoisie verbünden. Bei der weiteren Stei-

gerung und Entwicklung der Massenbewegung gegen den deutschen Imperialismus wird die Partei 

die Früchte der Arbeit für das Volksbegehren ernten. 

* 

Zur innerparteilichen Lage*)  
Von H e r m a n n  R e m m e l e  

Die Ausnutzung des Falles Wittorf im fraktionellen Gruppeninteresse mit dem Ziel, den Genossen 

Thälmann als e i nen  de r  Haup t ve r t r e t e r  de r  L i n i e  des  VI. We l tkong r e s se s  zu beseitigen, 

um damit die Durchführung der Beschlüsse des VI. Weltkongresses der KI in der deutschen Partei zu 

verhindern und den gesamten politischen Kurs der Komintern und der KPD von Grund auf zu verän-

dern, zeigte mit einem Schlage der gesamten Parteimitgliedschaft und darüber hinaus der gesamten 

Weltpartei, wie r i ch t ig  das Urteil des VI. Weltkongresses war, der feststellte, daß in der gegenwär-

tigen Periode der relativen Stabilisierung des Kapitalismus d i e  r ech t e  Ge f ah r  im eigenen Lager 

die Haup tge f ah r  ist, die dem Kommunismus droht. Der Fall Wittorf wurde zum Anlaß genommen 

– er war Vorwand, nicht Ursache –‚ tun einen konzentrischen Vorstoß, eine [710] Generaloffensive 

des B l ocks  de r  Ve r söhn l e r  und  de r  Rech t en  innerhalb der Partei zu eröffnen, um die politi-

sche Linie der Kommunistischen Internationale von Grund auf zu revidieren und, soweit die Rechten 

in Frage kommen, gänzlich zu liquidieren. 

In den gegenwärtigen innerparteilichen Auseinandersetzungen haben wir es mit Erscheinungen zu 

tun, die ihre Ursachen in der allgemeinen Krise der kapitalistischen Stabilisierungsperiode haben. Die 

erhöhten Widersprüche des kapitalistischen Wirtschaftssystems haben im Gefolge die Verschärfung 

der Klassengegensätze und der Klassenkämpfe. Die verschärfte Offensive des Trustkapitals und der 

 
*) Die innerparteiliche Auseinandersetzung, die aus Anlaß des Falles Wittorf-Hamburg einsetzte, die einzelnen Phasen 

dieses Kampfes und die bedeutsamsten Lehren, die die Partei aus diesen Ereignissen zu ziehen hat, werden wir nach 

Abschluß der gegenwärtigen innerparteilichen Auseinandersetzungen im Zusammenhang behandeln. Im Augenblick han-

delt es sich nur darum, die Hauptcharakterzüge dieses Kampfes aufzuzeigen. Die Redaktion. 
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mit diesem koalierten Sozialdemokratie gegen den klassenbewußtesten Teil des Proletariats gegen 

den revolutionär orientierten Teil und dessen Partei, die KPD, bewirkte Druck und Gegendruck auf 

beiden Seiten. Die gewaltige Entwicklung des Kommunismus, die große Linksentwicklung breitester 

Arbeiterschichten, besonders des industriellen Proletariats, die eine zunehmende Gefahr für die kapi-

talistische Gesellschaftsordnung geworden sind, erzeugen einen erhöhten Widerstand und einen ver-

schärften Druck des kapitalistischen Staats- und Machtapparats gegen die Arbeiterklasse, insbeson-

dere gegen die kommunistische Bewegung. Die Entwicklung der Sozialdemokratie vom Sozialrefor-

mismus zum Sozialimperialismus, das Aufgehen des gesamten bürokratischen Partei- und Gewerk-

schaftsapparats der reformistischen Bewegung in den kapitalistischen Staats- und Machtapparat spie-

gelt sich wider in breiten Arbeiter- und Kleinbürgerschichten, die teilweise aus Tradition, teilweise 

aus Unkenntnis der gesellschaftlichen Zusammenhänge und zum großen Teil aber auch durch ihre 

bevorzugte Stellung gegenüber den großen Massen der Klasse sich in der Gefolgschaft der Sozialde-

mokratie befinden. Diese Einflüsse machen aber an der Grenze der kommunistischen Bewegung nicht 

halt, sondern werfen auch ihre Schatten und ihre Stimmungen auf d i e  s chwäch l i che re n, a m 

wen i gs t en  ge f e s t i g t en  E l em en t e  innerhalb der kommunistischen Bewegung. 

Wir haben es also mit einem widerspruchsvollen, sehr komplizierten Prozeß der Auswirkung des 

krisenhaften Zustandes der kapitalistischen Stabilisierung auf die kommunistische Bewegung zu tun. 

Auf der einen Seite die starke Linksentwicklung, eine rapid zunehmende Orientierung breitester Ar-

beiterschichten zum Kommunismus, auf der anderen Seite Schwankungen, Zweifel und Verzweif-

lung einer kleinen, zahlenmäßig schwachen Schicht angekränkelter und angefaulter Elemente in der 

kommunistischen Bewegung. Und was wir mit aller Deutlichkeit betonen müssen: es handelt sich bei 

den gegenwärtigen Erscheinungen n i ch t  um  e ine  Kr i s e  i nne r ha l b  de r  kommuni s t i s chen  

Bewegun g. Gerade die Tatsache des starken Aufstiegs des Kommunismus, die keine nationale, 

sondern eine internationale Erscheinung ist, die ihre Ursachen in den gesamten gesellschaftlichen 

Zuständen, in der Zuspitzung der Klassengegensätze, in der ganzen Labilität der kapitalistischen Sta-

bilisierung hat, hält die kommunistische Bewegung von Krisenerscheinungen frei. 

Wenn wir uns den Kreis der Elemente ansehen, die den Fall Wittorf zu einem innerparteilichen Um-

sturz ausnutzen wollten, finden wir, daß die führenden Köpfe dieses Unternehmens jene Führer-

gruppe ist, die vor Jahr und Tag in der kommunistischen Bewegung bankr o t t  gemacht hat. Tha l -

he i m e r, der wegen seiner historisch gewordenen Gegensätzlichkeit zur politischen Linie der Kom-

munistischen Internationale bekannt ist, wurde rasch zum führenden Oberhaupt der ganzen liquida-

torischen Bewegung. Um ihn sammelt sich jene Gruppe von Parteifunktionären, die seit 1923 stets 

Vor beha l t e  gegen die Politik der Partei und der Kommunistischen Internationale gehabt haben, 

Genossen, die bei allen grundsätzlichen und taktischen Entscheidungen der Partei und der Parteiinstan-

zen ihren Vorbehalten und oft gegensätzlichen Auffassungen selbst dann noch in der Partei Einfluß 

verschaffen wollten, wenn diese Fragen auch von den obersten Parteiinstanzen entschieden waren. 

Hierher gehören vor allem Jakob Walcher Paul Frölich, Enderle, Tittel, Böttcher, Melcher, Hausen, 

Galm, Schreiner, Köhler usw. Wir haben es also nicht mit Erscheinungen zu tun, die jetzt erst neuer-

dings [711] wegen des Falles Wittorf aufgetaucht sind, sondern wir haben es zu tun mit h i s t o r i s ch  

gewor denen  Gr upp i e r unge n, die stets ein Hindernis der freien Entfaltung der Kräfte dar Partei 

auf der von der Komintern und der Gesamtpartei festgelegten politischen Linie waren. 

Die liquidatorische Opposition ist ke i ne  Massenerscheinung in der Partei. In der Hauptsache ist sie 

nur eine dem Untergang geweihte Führergruppe ohne  allen Anhang. Nur in einzelnen Bezirken und 

in einzelnen wenigen Orten, wo dieser bankrotten Führergarnitur Gelegenheit geboten war, sich nach 

dem Offenen Brief vom September 1925 wieder stärker als zuvor festzusetzen, ist es ihnen gelungen, 

dünne  Sch i ch t en  der Mitgliedschalt für ihre Anschauungen und Ziele zu gewinnen. Und das aber 

auch nur dadurch, daß sie stets ein L ippenbekenn t n i s  für die Beschlüsse und Entscheidungen der 

Komintern und der Gesamtpartei ablegten, ohne jedoch dabei ihre grundsätzliche Gegnerschaft gegen 

die Politik der Kornintern und der Partei aufzugeben. 

Die Partei ist heute zu entwickelt, hat eine so tiefgehende und gründliche Schule hinter sich, hat aus 

vergangenen Krisenerscheinungen, in denen das Liquidatorentum und das Renegatentum ganz 
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ähnlich wie heute innerhalb der Partei sein Haupt erhob, zu viel gelernt, als daß sie heute noch in 

ihren Grundfesten Erschütterungen ausgesetzt werden könnte. Die Ankündigungen der heutigen Li-

quidatoren, die Partei sei bankrott, sind nur Anzeichen i h r e s  e i genen  Bankr o t t s. 

1. Das  L i qu i da t o r en t um  

Wir unterscheiden in der gegenwärtigen Krise der Enttäuschten und Verzweifelten, die jetzt im ge-

meinsamen Block den Fall Wittorf zu einem Vorstoß gegen die Partei benutzten, zwischen den Rech-

ten, den Liquidatoren und den Versöhnlern, den Helfershelfern und Wegbereitern der Rechten. Die 

Gruppe der Versöhnler, die in der Ausnutzung des Falles Wittorf zu einem Parteikonflikt die Rolle 

der Vor be re i t ung  und der Organisation dieses Konflikts übernommen hatte, erzeugte in der Partei 

die Atmosphäre, in der alsdann die Liquidatoren ihr Haupt erheben konnten, um ihre liquidatorischen 

Theorien zu entwickeln. Die Liquidatoren, die den Zeitpunkt gekommen sahen au f s  ganze  zu ge-

hen, um mittels ihres innerparteilichen Umsturzes die Partei zu erobern, gingen, als ihnen die Felle 

weggeschwommen waren, den Weg konsequent bis an den Rand des Renegatentums. Das L i qu i -

da t o r en t u m  hat in der Geschichte der revolutionären Bewegung stets mit dem Renega t en t um  

geendet. Der Schritt vom Liquidatorentum zum Renegatentum ist nur ein kurzer Schritt. 

Worin besteht das Liquidatorische der Rechten innerhalb der Partei? Sehen wir uns das Liquidato-

rentum in unserer Partei in der Vergangenheit an. Pa u l  Le v i  begann seine „berühmte“ Schrift „Un-

ser Weg“ – eine Schrift, die mit Liquidatorentum beginnt und mit Renegatentum endet –‚ mit folgen-

den Sätzen: 

„Als ich diese Broschüre plante, bestand in Deutschland eine Kommunistische Partei von 500.000 Mitgliedern. 

Als ich sie acht Tage später schrieb, war diese Kommunistische Partei i n  i h r e n  G r u n d f e s t e n  e r s c h ü t -

t e r t, ihr Bestand war i n  F r a g e  g e s t e l l t.“ 

Und an anderer Stelle des Vorwortes sagt er: 

„Das unverantwortliche Spiel das mit der Existenz einer Partei, mit dem Leben und dem Schicksal ihrer Mit-

glieder getrieben wurde, muß zu Ende gebracht werden. Es muß durch den Willen der Mitglieder beendigt 

werden, wo die Verantwortlichen auch heute noch nicht sehen wollen, was sie getan haben.“ 

Auf Seite 48 genannter Schrift sagt Paul Levi: 

„In der deutschen Kommunistischen Partei ist jetzt mit und d u r c h  S c h u l d  d e r  E x e k u t i v e  und unter ihrer 

Verantwortung die einzige bisher kommunistisch geführte Massenpartei Europas in ihrer Existenz gefährdet 

worden. Die deutschen Kommunisten sind vor die Lebensfrage ge-[712]stellt, ob sie noch einmal die Partei als 

kommunistische aufbauen oder o b  s i e  s i c h  a u f l ö s t  i n  e i n e n  b a k u n i s t i s c h e n  T r ü m m e r h a u f e n.“ 

Heute ist der „bakunistische Trümmerhaufen“ nicht mehr zeitgemäß, die Schüler Paul Levis sagen 

heute „Cliquenhaufen“, „Stalin-Clique“ oder „Thälmann-Clique“ und ähnliches, „wahrhaft, das Li-

quidatorenhäuflein von heute hat nichts gelernt und nichts vergessen. An anderer Stelle auf derselben 

Seite sagt Levi: 

„Gelingt es den Deutschen nicht, n o c h  e i n m a l  die Kommunistische Partei aufzubauen, ist dieses ihr März-

geschick, ihr Schicksal, so ist es der bündige Beweis, daß die konterrevolutionären Strömungen, die wir durch 

die ganze Welt sehen, von längerer Dauer und größerer Kraft sind, als wir ihnen bisher beimaßen. Dann ist in 

diesem Schicksal auch d a s  S c h i c k s a l  d e r  K o m m u n i s t i s c h e n  I n t e r n a t i o n a l e  b e s i e g e l t.“ 

Man lese heute das, was Levi in seiner Schrift „Unser Weg“ gegen die Sozialdemokraten sagt. Er 

wendet sich dort mindestens in ebenso scharfer Weise gegen die Sozialdemokratie, wie heute es die 

Thalheimer, Walcher usw. tun, um zunächst noch „i h r en  W e g“ zu maskieren. Das hinderte Paul 

Levi auch damals nicht, wenige Wochen später bei den „Kaisersozialdemokraten“ und „Hilferdin-

gen“ zu Landen. 

Vergegenwärtigen wir uns obige Ausführungen Paul Levis mit den Anschauungen, d i e  heu t e  die 

Rechten um Thalheimer der Partei vorzusetzen unternehmen, Thalheimer schreibt in seinem „Brief“ 

vom 5. Oktober, den er angeblich an das ZK der Partei richtet, aber an alle Bezirksleitungen, Zei-

tungsredaktionen und an seine Freunde im ganzen Reich verschickt, der also eine öffentliche Flug-

schrift ist, folgendes: 
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„Ich wiederhole zum Schluß: Es handelt sich hier um keine persönliche oder Richtungssache. Es handelt sich 

um e i n  k r a n k e s‚ f a u l e s  S y s t e m, das die Partei unweigerlich z u g r u n d e  r i c h t e n  wird wenn nicht 

rechtzeitig und gründlich damit aufgeräumt wird. Die ideelle Korruption, die dieses System im Funktionärkör-

per der Partei mit sich führt, das charakter- und gedankenlose Offiziösentum ist noch viel schlimmer als die 

materielle Korruption, die jetzt in Hamburg zum Ausdruck gekommen ist, und die geistige Lähmung der Par-

teimitgliedschaft, ihre Ausschaltung von der politischen Mitbestimmung und Kontrolle in der Partei, die die 

Folge eines solchen Systems sein muß, ist das gefährlichste, was der Partei geschehen kann.“ 

Diese Sprache ist genau dieselbe, die Paul Levi im April 1921 führte. 

Sehen wir uns als nächstes Dokument die Aeußerungen von Hausen  und  Ga l m  an, die diese im 

Auftrag der gesamten rechten Gruppe als Erklärung in der ZK-Sitzung vom 19. Oktober gemacht 

haben. Diese Erklärung beginnt: 

„Die KPD befindet sich heute, unmittelbar vor dem 10. Jahrestag ihres Bestehens, a m  R a n d e  d e s  A b -

g r u n d e s.“ 

„Die f a l s c h e P o l i t i k der Parteiführung, die sich stützte auf ein innerparteiliches Regime, das die Aktivität 

und die Entwicklung der Mitglieder lähmte, schlägt jetzt um in tätige Parteizerstörung. Noch ein Schritt und 

die Partei verliert den lebendigen Zusammenhang mit der Arbeiterklasse und a r t e t  z u  e i n e r  v o n  C l i -

q u e n k ä m p f e n  u n d  K o r r u p t i o n  z e r f r e s s e n e n  S e k t e  a u s.“ 

Bei Levi hieß es: „Die Partei löst sich in einen bakunistischen Trümmerhaufen auf“ – das war damals 

ebensowenig wahr wie heute die „Cliquenkämpfe und Korruption“, es war aber doch wenigstens 

geistreicher gesagt als das, was Levis Nachbeter heute zu sagen haben. 

An anderer Stelle desselben Pamphlets von Hausen-Galm heißt es: 

„Der neu e Kur s, der mit dem Moskauer Abkommen eingeschlagen ist und das der VI. Weltkongreß 

bestätigt hat, bedeutet die Aufhebung der [713] Einheitsfronttaktik, bedeutet eine neue, verschlech-

terte Ausgabe der Politik der Maslow und Ruth Fischer.“ 

„Eine s o l c h e  P o l i t i k  ist parteizerstörend, denn eine Politik, die den Reformismus nicht wirksam bekämpft, 

sondern im Gegenteil zu seiner Stärkung beiträgt, z e r s t ö r t  d i e  G r u n d l a g e n  d e r  r e v o l u t i o n ä r e n  

p r o l e t a r i s c h e n  P a r t e i.“ 

„Der falschen Politik der Isolierung der Gesamtpartei von der Arbeiterklasse entspricht ein verderbliches in-

nerparteiliches Regime, eine Loslösung des Parteiapparats von der Mitgliedermasse, seine Verwandlung in 

eine unkontrollierte, ideell und teilweise auch materiell k o r r u p t e  B ü r o k r a t i e.“ 

„Gegen diese P a r t e i z e r s t ö r u n g  gilt es mit aller Kraft zu kämpfen.“ 

„Es handelt sich heute um den gemeinsamen Kampf aller wirklichen Kommunisten für die Gesundung der 

Partei und gegen die Parteizerstörer.“ 

So wie heute die Liquidatoren als „die Retter der Partei“ auftreten, „die nur sich und ihrem Gewissen 

verantwortlich sind“ (Ausspruch Hausens in Breslau), genau ebenso trat einst ihr großer Lehrmeister 

Paul Levi auf. 

Eine Gruppe dieser rechten Liquidatoren, und zwar Thalheimer, Walcher, Schreiner, Köhler, Paul 

Frölich und August Enderle, sagen in einem Schreiben, das angeblich „an die Exekutive der Kornin-

tern“ gerichtet ist, das aber genau so wie alle diese Pamphlete, auf Rotartor vervielfältigt, in Massen 

in der KPD verbreitet wird, folgendes: 

„Der vorliegende Beschluß (gemeint ist der Beschluß der Komintern vom 6. Oktober zum Fall Hamburg) wird, 

wenn er nicht korrigiert wird, notwendigerweise weitere schwere Fehler zur Folge haben, und droht so, in 

seiner Auswirkung, nicht nur die deutsche Partei, sondern auch die Komintern v ö l l i g  z u g r u n d e  z u  r i c h -

t e n. Denn der Fall Thälmann-Wittorf und seine Erledigung durch die Führung der KPD und der Komintern 

ist kein Zufall und kein Einzelfall, er ist e i n  S y m p t o m, ein besonders grelles, in die Augen fallendes Symp-

tom einer tiefen Krankheit der KPD und der Komintern.“ 

Auch das sagte Paul Levi viel besser. Aber hören wir weiter, was das Liquidatorentum weiter zu 

„ermahnen“ hat. An anderer Stelle des genannten Pamphlets heißt es: 
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„Was Hausen forderte und was wir fordern, ist eine r a d i k a l e  R e f o r m  der Partei, aber auch der gesamten 

Komintern an Haupt und Gliedern.“ 

„Seit den berüchtigten Moskauer Vereinbarungen nach der 9. Exekutive, die hinter dem Rücken der Parteimit-

glieder, ja, hinter dem Rücken der Exekutive abgeschlossen wurde, schlägt die offizielle Führung der Partei 

immer offener einen neuen Maslow- und Ruth-Fischer-Kurs in ihrer Politik ein.“ 

Und so wie Paul Levi 1921 gleich aufs ganze ging, genau so geht seine um 7½ Jahre verspätete 

Gefolgschaft aufs ganze. Hören wir weiter: 

„Der eigentliche Sinn des Geschreis der Thälmann-Clique ist aber der, daß die Thälmann-Leute den Kern der 

Beschlüsse des VI. Kongresses in der Bestätigung der Führung der Partei durch Thälmann und seine Freunde, 

in der Bestätigung des neuauflebenden Maslow-Kurses, in der Fortsetzung der verlogenen Hetze gegen die 

Rechten sehen. Soweit die Beschlüsse des VI. Kongresses diesen Inhalt haben, lehnen wir sie als grundfalsch 

und für die Entwicklung der Partei als katastrophal ab.“ 

Diese wen i gen  Kos t p r oben  genügen, um aufzuzeigen, wie das Liquidatorentum genau so wie 

Paul Levi über das „System des bürokratischen Parteiapparats“ zetert, das die Partei angeblich „an 

den Rand des Abgrundes“ führt, das die Partei „zerstört“, das die Partei „von der Arbeiterklasse iso-

liert“ und die Mitglieder aufruft, Schluß zu machen mit diesem „Sys t e m“. Die „Theorien“, wie sie 

hier die Liquidatoren entwickeln, sind u r a l t, sie [714] sind so alt wie die revolutionäre Bewegung 

selbst. Alle Renegaten, die auf die andere Seite der Barrikaden gingen, begannen als erstes über das 

„Sys t e m“ der Parteiführung zu zetern. Damit begann Paul Levi „se inen  W e g“, damit begann 

Trotzki, nur um solche aus unserer jüngsten Geschichte zu nennen. 

Die Thalheimer-Liquidatoren, die bis zum 26. September nicht müde wurden, zu betonen, daß sie mit 

der Mehrheit der Partei und mit der Komintern keine politischen Differenzen haben, die tausendmal 

anerkannten, daß sie streng auf dem Boden der Komintern und der Parteibeschlüsse stehen, diese 

selbe Liquidatorengruppe spricht heute ganz offen aus, daß ihr Kampf gegen die Politik der Partei 

und der Kom i n te r n  gerichtet ist, und daß sie diese Politik, die seit dem I. Weltkongreß, also seit 

Bestehen der Kommunistischen Internationale, die prinzipielle und taktische Grundlage der Betäti-

gung der kommunistischen Parteien ist, für „f a l s c h“ und „ka t a s t r opha l“ halten, Und Thalheimer 

sagt ganz offen, daß er die Politik und den innerparteilichen Kurs der Komintern und der KPD als 

„i dee l l e  Kor r up t i o n“ ansehe, die noch schlimmer sei als die materielle Korruption im Fall Ham-

burg. Wir glauben, das ist deutlich genug. Damit ist auch durch das Zeugnis der Feinde innerhalb der 

Partei das Urteil der Komintern im Fall Hamburg e r hä r t e t, das besagt, daß der Kam pf  gegen  

den  Genos sen  Thä lm ann  der Kampf gegen die Beschlüsse des VI. Weltkongresses und gegen 

die Politik der Kommunistischen Internationale ist. 

Ueber die schmutzigen Verleumdungen, wie sie besonders aus den Dokumenten von Hausen-Galm 

und der sechs Liquidatoren hervorgehen, die die Komintern der Deckung von Korruption bezichtigen, 

brauchen wir hier kein Wort zu verlieren. Jeder Kommunist wird sofort erkennen, daß die Sprache 

dieser Leute die Sprache der schlimmsten Feinde des Kommunismus ist, die Sprache des Antibol-

schewismus die Sprache des Renegatentums. 

Das Liquidatorentum der Gruppe Thalheimer hat nicht nur ideologisch mit dem Kommunismus ge-

brochen, sondern hat auch dadurch faktisch mit der kommunistischen Bewegung gebrochen, daß ihre 

„Köpfe“ ganz offen erklären, daß die Parteidisziplin für sie in keiner Weise existiert. – So erklärte 

Hausen vor den Parteifunktionären in Breslau: 

„Bei meiner Stellungnahme richte ich mich nicht nach den Beschlüssen des ZK oder des VI. Weltkongresses, 

sondern lasse mich von meiner revolutionären Ueberzeugung leiten. Diejenigen, die anders handeln, sind p o -

l i t i s c h e  H e l o t e n.“ 

Und sein Fraktionsgenosse, der Jugendsekretär im Bezirk Schlesien, erklärte unter Zustimmung von 

Hausen: 

„Gegen diesen innerparteilichen Kurs Kampf auch unter dem Preis d e r  L o s l ö s u n g  v o n  d e r  P a r t e i, denn 

für uns ist n o c h  n i c h t  d i e  P a r t e i  d i e  H a u p t s a c h e, sondern die Revolution.“ 
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Es erübrigt sich wohl, über diese sozialdemokratischen Phrasen auch nur ein Wort zu verlieren, es 

zeigt nur, in welchem Lager dieses Renegatentum heute schon steht. 

Wie Thalheimer sein persönliches Verhältnis zu den Parteiinstanzen einschätzt, zeigt folgende Aus-

lassung: 

„Zur Ausübung dieses formellen Rechts (Kontrollrecht des ZK über die literarische Mitarbeit Thalheimers) 

gehört aber doch wohl, daß d i e  P e r s o n e n, die dieses Recht ausüben, der Partei bewiesen haben, daß sie die 

dazu erforderliche erprobte prinzipielle Klarheit und das überlegene theoretische Urteil besitzen.“ 

„Ihr mögt euch selbst fragen, ob die politische Laufbahn und die theoretischen Leistungen der bis jetzt führen-

den Personen des ZK diese berechtigen, eine derartige prinzipielle Sicherheit und theoretische Ueberlegenheit 

für sich in Anspruch zu nehmen.“ 

Hier sagt der „große Theoretiker“ Dr. August Thalheimer kurz und kündig: I ch  p fe i f e  au f  d i e  

Besch l ü sse  de r  Exeku t i v e. Die [715] Ueberheblichkeit und der Größenwahn, den Dr. August 

Thalheimer hier entwickelt, ist keine besondere Eigenart Thalheimers, es ist die Ueberheblichkeit und 

der Größenwahn aller Renegaten. Dr. Paul Levi, Friesland, Trotzki, alle sprachen nicht anders, wie 

heute Thalheimer, Hausen und Konsorten. 

Niemand wird bestreiten, daß Thalheimer „t heo r e t i s che  Le i s t un ge n“ aufzuweisen hat, nur hat 

er dabei das Pech gehabt, daß niemand in der Kommunistischen Internationale und am wenigsten 

Lenin diese „Leistungen“ anerkennen wollte. Nehmen wir z. B. solche „Leistungen“ wie die Of fen -

s i v t heor i e, die Thalheimer zum ersten Male auf dem Verschmelzungsparteitag im Dezember 1920 

des Spartakusbundes mit der linken USPD entwickelte und die er dann nach Abschluß der Märzaktion 

1921 mit einem Buche krönte. Es war kein geringerer a l s  Len i n, der dem Spuk der Offensivtheorie 

ein Ende setzte. Oder nehmen wir eine solche „Leistung“ wie der Versuch, bei Schaffung eines Pro-

gramms für die Kommunistische internationale die theoretischen Fehler Rosa Luxemburgs in den 

Leninismus e i nzusch m ugge l n, bzw. dem Leninismus en t gegenzu t r e t e n. Oder nehmen wir 

solche „Leistungen“, wie wir sie aus der jüngsten Zeit kennen, die Schaffung eines Akt i onspr o -

g r amm s  für die KPD, dessen Zentralachse die reformistische „Kontrolle de r  P r oduk t i o n“ sein 

sollte als Ersatz für die sozialdemokratische Wirtschaftsdemokratie. Gewiß ist letztere Theorie unter 

der Flagge Brandlers gesegelt, aber jedes Parteimitglied weiß, daß diese Theorie die „ko l l ek t ive  

Le i s t un g“ der Gruppe Brandler-Thalheimer war, die bekanntlich auch auf dem Essener Parteitag 

durch die Anhänger dieser Gruppe von Walcher, Enderle und Böttcher vertreten wurde. Die Kom-

munistische Internationale, die KPD und das ZK der KPD muß und wird auch fernerhin die „erfor-

derliche erprobte prinzipielle Klarheit“ und „das überlegene theoretische Urteil“ Thalheimers ebenso 

s cha r f  a b l ehnen  wie in der Vergangenheit, und nachdem wir nochmals die „politische Laufbahn 

und theoretischen Leistungen“ unseres führenden Parteikollektivs nach dem Wunsche des Liquida-

tors Thalheimer überprüft haben, müssen wir neuerdings gestehen, daß Thalheimers „theoretische 

Leistungen“ m i t  Len in i sm us  n i ch t  da s  ge r i ngs t e  z u  t un  habe n. 

Daß der Schritt vom Liquidatorentum zum Renegatentum nur ein kleiner Schritt ist, dafür legen Thal-

heimers „Neue  Er kenn t n i s s e“ beredtes Zeugnis ab. In seinem Pamphlet vom 5. Oktober sagt er: 

„Am 1. Mai 1928 waren vier Jahre seit meiner Ankunft in Moskau abgelaufen. Das fünfte begann mit der 

Aussicht einer unbegrenzten Verlängerung, e i n e r  l e b e n s l ä n g l i c h e n  p o l i t i s c h e n  E i n s a r g u n g.“ 

Die „Rote Fahne“ hat bereits in einem Artikel „Auf dem Wege des Verrats“ festgestellt, daß es sich 

bei dieser Aeußerung Thalheimers um die unve r schämt e  Sp r ache  de s  s ch l i mm s t en  An t i -

bo l s chew i s m us  handelt. Diese Sprache ist besonders schamlos im Munde Thalheimers, der in 

Moskau wie kein anderer die Möglichkeit der politischen Betätigung auf dem Gebiete des Marxismus 

und Leninismus ausschöpfen konnte. Moskau hat die größten und bedeutendsten wissenschaftlichen 

Institutionen auf dem Gebiete des Marxismus und Leninismus. Thalheimer hat selbst in einem sol-

chen Institut gearbeitet. Alle diese Institute standen Thalheimer offen, und seiner literarischen Betä-

tigung waren keinerlei Grenzen gesetzt. Er hatte die Möglichkeit, nicht nur zum deutschen, sondern 

z u m  gesam t en  i n t e r na t i ona len  P r o l e t a r i a t  zu sprechen. Und wenn Thalheimer heute von 

„politischer Einsargung“ in Moskau spricht, so ist das die Sprache der Fe inde  de r  Sowj e t un io n. 
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Das Liquidatorentum der Thalheimer-Gruppe beschränkt sich in seinem Kampfe auch keineswegs 

auf innerparteiliche Angelegenheiten der KPD und der Kommunistischen Internationale, sondern sie 

such t  auch  Ve r bünde t e  mit allen Elementen und Strömungen innerhalb und außerhalb der kom-

munistischen Weltbewegung, die sich das Ziel stellen, die kommu-[716]nistische Bewegung zu zer-

setzen. Das Liquidatorentum sucht seine Verbündeten p r i nz i p i en l o s  überall, wo nur Möglichkei-

ten bestehen, solche Verbündeten zu finden. Hierfür nur einige Beispiele: 

In der Ortsgruppe Fa l ken s e e  bei Berlin brauchten die Thalheimer-Anhänger eine Resolution ein, 

deren Schlußpassus lautete: 

„e) zum F a l l  T r o t z k i: Dig Mitgliederversammlung protestiert energisch g e g e n  d i e  V e r b a n n u n g  u n d  

b r u t a l e  B e h a n d l u n g  der Genossen Trotzki, Radek, Rakowski und der anderen führenden Genossen der 

russischen Revolution. 

Die Mitgliederversammlung erklärt, d a ß L e n i n  u n d  T r o t z k i z u s a m m e n g e h ö r e n  w i e  M a r x  u n d  

E n g e l s  (!! Die Red.) u n d  d a ß  d i e  B e h a n d l u n g  T r o t z k i  e i n e  S c h a n d e  f ü r  d i e  K P R  i s t.“ 

Die s chaml ose s t e  Gesch i ch t s f ä l s chung  in dem Vergleich des Verhältnisses Trotzkis zu 

Lenin und des Verhältnisses von Engels zu Marx zeigt den wahren Charakter des p r i nz i p i en lo s e n  

B l ock s, der hier gebildet werden soll. Aber nicht nur nach der Seite hin streckt die Gruppe Thalhei-

mer ihre Fühler aus. Zwei andere Dokumente sind noch beredsamer wie das hier angeführte Zitat. In 

einem der vielen Pamphlete, die jetzt von der Thalheimer-Gruppe in der deutschen Partei anonym 

verbreitet werden, befindet sich auch ein solches, unterzeichnet mit Karl, vom 6. Oktober. In diesem 

Pamphlet heißt es: 

„In dem Kampf gegen Mamelukentum und Korruption, der jetzt in voller Schärfe entbrennen wird, haben wir 

auch i n  v i e l e n  e h r l i c h e n  l i n k s  o d e r  u l t r a l i n k s  g e s t i m m t e n  P r o l e t e n  g u t e  B u n d e s g e n o s -

s e n. Wir müssen überall in kameradschaftlicher Weise mit diesen Genossen diskutieren, ihnen die ganze 

H o h l h e i t d e r S c h l a g w o r t e  ‚r e c h t s‘, ‚l i n k s‘ a u f z e i g e n.“ 

Hier haben wir also die offene E i n l adung  a n  d i e  ultralinken Renega t e n‚ um mit diesen gemein-

same Sache zu machen gegen den „Hauptfeind“, die Kommunistische Partei. Die Ultralinken und 

Urbahns sind auch durchaus n i ch t  sp r öd e. Das Liebeswerben der Thalheimer-Leute hat im 

„Len i n-Bun d“, in der Organisation Urbahns, freudigen Widerhall gefunden. Der „Lenin-Bund“ 

verschickt ein Rundschreiben an seine Anhänger im ganzen Reich, in dem es heißt: 

„Es kann sich ergeben, daß in der nächsten Zeit die Rechten auch gegen Korruption und für politische Diskus-

sion auftreten werden. W i r  w e r d e n  s i e  d a m i t  t r o t z  a l l e r  p o l i t i s c h e n  D i f f e r e n z e n  u n t e r s t ü t -

z e n. D a s  t a k t i s c h e  Z u s a m m e n g e h e n, d a s  s i c h  h i e r  z w a n g s l ä u f i g  e r g i b t, hat natürlich keinen 

Einfluß auf unsere Beurteilung der rechten Ansichten über z. B. Sozialdemokratie, Produktionskontrolle, Staat 

usw.“ 

Im selben Rundschreiben ordnet Urbahns ebenso wie die Rechten in Falkensee eine Tr o t zk i -Kam -

pagn e an, wobei mittels Sammellisten Geldbeträge gesammelt werden sollen für die Anhänger 

Trotzkis in der Sowjetunion. 

Am 22. Oktober fand in Berlin eine Reichskonferenz des „Len i n-Bunde s“ statt. In dieser Konfe-

renz stellte Müller-Neukölln die Anfrage an die Leitung, ob es Tatsache sei, daß der Leni-Bund be-

absichtige, mit der rechten Fraktion in der KPD zusammenzuarbeiten. Auf diese Anfrage antwortete 

Urbahns: 

„Das Ziel des Lenin-Bundes ist die Eroberung der Partei; w e n n  d i e  R e c h t e n  i m  K a m p f  g e g e n  d i e  

S t a l i n i s t e n  s i c h  a n  d e n  L e n i n-B u n d  w e n d e n  u n d  d i e s e  Z u s a m m e n a r b e i t  m i t  d e n  R e c h -

t e n  d e n  L e n i n-B u n d  d e m  Z i e l  d e r  E r o b e r u n g  d e r  P a r t e i  n ä h e r b r i n g t, s o  kann d e r  L e n i n-

B u n d  e i n e r  f r a k t i o n e l l e n  Z u s a m m e n a r b e i t  m i t  d e n  R e c h t e n  n i c h t  a u s  d e m  W e g e  g e h e n, 

s o n d e r n  e r  m u ß [717] e i n e  s o l c h e  Z u s a m m e n a r b e i t  a n s t r e b e n. Als Mitglieder in den Lenin-Bund 

können natürlich nur solche aufgenommen werden, die sich vollinhaltlich auf den Boden des Lenin-Bundes 

stellen.“ 

Aus den Ausführungen des Lenin-Bundes bzw. Urbahns wie aus den Ausführungen Thalheimers 

geht ganz klar hervor, daß bereits heute schon ein Einander-in-die-Hände-arbeiten stattfindet. Im 
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gemeinsamen Kampf gen die Kommunistische Partei, gegen die Politik der Komintern sehen b e i d e  

R i c h t u n g e n  d i e  G r u n d l a g e  i h r e r  V e r e i n i g u n g. 

Das Liquidatorentum, das heute in der KPD sein Haupt erhebt, ist dem Untergang geweiht seit dem 

Moment, wo es zur Offensive gegen die Partei und die Komintern überging. Noch ehe die Liquida-

toren ihre weitgesteckten Ziele in der Partei in die Tat umsetzen konnten, sorgte die Wachsamkeit 

der b o l s c h e w i s t i s c h e n  K o n t r o l l e  von oben durch das EKKI und die Wachsamkeit und d e r  W i -

d e r s t a n d  d e r  b r e i t e s t e n  M i t g l i e d e r s c h i c h t e n von unten dafür, daß das Liquidatorentum die 

Schlacht verloren hat. Die KPD ist heute nicht mehr die Partei aus der Zeit Levis und Frieslands und 

ist ebensowenig die Partei vom Jahre 1923. G e s t ä h l t  in Hunderten Schlachten gegen den Klassen-

feind, a u s g e r ü s t e t  mit reichen Erfahrungen innerparteilicher Kämpfe, h e r a n g e r e i f t  in der harten 

Schule des Bolschewismus, wird die Partei durch die neue ihr wesensfremde Liquidatorenwelle in 

ihren Grundfesten nicht im geringsten erschüttert werden. Wenn die Liquidatoren heute von einer 

Parteikrise sprechen, so sehen sie i h r e n  e i g e n e n  B a n k r o t t  als Krise der Partei an. Die größten 

Parteiorganisationen, d a s  r e v o l u t i o n ä r e  P r o l e t a r i a t  a l l e r  I n d u s t r i e z e n t r e n  lehnt das Liqui-

datorentum ebenso ab, wie es bisher die Theorien dieser Elemente verurteilte. Liquidiert wird nicht 

die Partei, s o n d e r n  d i e  L i q u i d a t o r e n. Und diese Liquidation wird die Partei r e i f e r  und v o l l -

k o m m e n e r  machen als je zuvor. (Fortsetzung folgt.) 

* 

Erfolge und Schwierigkeiten der Industrialisierung der Sowjetunion  
Von R u d o l f  G e r b e r  

Die möglichst rasche und gründliche Industrialisierung des rückständigen Bauernlandes, in dem sich 

die Oktoberrevolution von 1917 vollzog, ist die erste und grundlegende Linie der Wirtschaftspolitik 

der proletarischen Diktatur: nur durch die Industrialisierung ist es möglich, die soziale Struktur des 

Landes so zu verändern daß der politisch führenden Klasse eine zur inneren und äußeren Erstarkung 

der sozialistischen Revolution und insbesondere zur Führung der Bauernmassen zum Sozialismus 

voll ausreichende Stärke gesichert wird. Nur durch die Industrialisierung ist es möglich, alle natürli-

chen Hilfsmittel des Landes so auszunützen, daß im Falle eines mit einer Blockade verbundenen 

äußeren Angriffes die erfolgreiche Landesverteidigung mit allen modernen technischen Mitteln mög-

lich ist – und nur durch die Industrialisierung kann jene Hebung des technischen Niveaus der Land-

wirtschaft, jene wachsende Befriedigung aller Bedürfnisse der werktätigen Massen ermöglicht wer-

den, die als Voraussetzung einer immer stärkeren Konsolidierung der proletarischen Diktatur, kultu-

reller Höherentwicklung und damit fortschreitenden Uebergangs zu sozialistischen Wirtschafts- und 

Lebensformen notwendig ist. 

Aber Industrie ist nicht Industrie und Industrialisierung ist nicht Industrialisierung. Lenin sagt: 

„Ohne Rettung der S c h w e r industrie, ohne ihre Wiederherstellung können wir ü b e r h a u p t  k e i n e  I n d u s t -

r i e  aufbauen. Ohne sie sind wir als selbständiges Land überhaupt verloren.“ 

[718] Das war gesagt in der Periode der Wiederherstellung der zerstörten Wirtschaft – aber es gilt 

ebenso in der Periode des Neuaufbaues. Ein Wachstum der Leichtindustrie ohne entsprechendes 

Wachstum der Schwerindustrie bedeutet Abhängigkeit der Industrie und des ganzen Landes vom 

Ausland, und die Reformisten wissen sehr wohl, warum sie (siehe die verschiedenen Artikel von 

Judith Grünfeld in der „Gesellschaft“) der proletarischen Diktatur immer wieder „raten“, doch das 

„kostspielige Experiment“ einer eigenen Schwerindustrie, für die in Rußland „noch nicht die Voraus-

setzungen gegeben sind“, aufzugeben die Industrie auf die unmittelbare „Befriedigung der Bedürf-

nisse der Konsumenten“ einzustellen, die nötigen Produktionsmittel aus dem Auslande zu beziehen 

und – damit das leichter und billiger geht – das Außenhandelsmonopol aufzuheben, der Kolonisierung 

des Landes freie Bahn zu schaffen. Ohne starke Schwerindustrie kann die Sowjetunion als selbstän-

diges Land nicht existieren, kann sie auch den Versuchen des internationalen Kapitals, ihr mit Waf-

fengewalt die freundlichen ‚Ratschläge“ der Reformisten aufzuzwingen, keinen technisch hochorga-

nisierten Widerstand entgegensetzen. Darum heißt es mit vollem Recht in dem letzten Brief des Zent-

ralkomitees an die Moskauer Organisation: 
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„Die Losung dir Industrialisierung war und bleibt die grundlegende Losung des sozialistischen Aufbaus.“ 

Welche Erfolge wurden im elften Jahre der proletarischen Diktatur auf dem Gebiete der Industriali-

sierung erzielt? Im Wirtschaftsjahre 1927/28 wurden ohne die Elektrifizierungsarbeiten 1316 Millio-

nen Rubel in der Industrie neu angelegt, was eine Steigerung des Betrages des gesamten Grundkapi-

tals um 17 2 Prozent, in der Schwerindustrie sogar um 22 Prozent bedeutet. Für das Wirtschaftsjahr 

1928/29 sind industrielle Neuanlagen im Betrage von 1652 Millionen Rubel vorgesehen, davon wer-

den 1252 Millionen in die Schwerindustrie, 365 Millionen in die Leichtindustrie gehen. Außerdem 

werden für Verbesserung des Transportwesens 662 Millionen angewiesen. Diese Zahlen bedeuten 

schon an sich einen gewaltigen Erfolg. Hatte man ursprünglich damit gerechnet, daß, wenn erst die 

Inbetriebsetzung aller stillgelegten Werke abgeschlossen wäre, eine gewisse Verlangsamung im 

Wachsen der Industrie eintreten müsse, so zeigt sich das Gegenteil: die Möglichkeiten einer stärkeren 

Ausnützung des vorhandenen Grundkapitals sind so ziemlich ausgenützt, und trotzdem steigt das 

tätige Grundkapital der Industrie immer rascher. Vom 1. Oktober 1925 bis zum 1. Oktober 1926 

betrug die Steigerung 7 Prozent, bis zum 1. Oktober 1927 18 Prozent und bis zum 1. Oktober 1928 

35 Prozent. Das ist ein sehr großer, ja ein grundlegender Erfolg. 

Andererseits ist es eine unvermeidliche Tatsache, daß die großen Kapitalsanlagen, die von Jahr zu 

Jahr in die Industrie wandern, erst nach mehreren Jahren sich in neuen arbeitenden Fabriken und 

damit wachsender Produktion auswirken können. Ganz abgesehen von den großen Kraftwerk. anla-

gen, deren Bauzeit sich naturgemäß auf eine ganze Reihe von Jahren beläuft ist die Zahl der neuen 

Betriebe, die in Funktion gesetzt werden können, zunächst noch eine begrenzte. Abgesehen von einer 

großen Zahl mittlerer und kleinerer Fabriken werden im Wirtschaftsjahre 1928/29 vo l l  in Betrieb 

gesetzt werden können die neue Oelleitung Baku-Batum und die neuen Oelraffinerien in Batum (Ge-

samtkosten 75 Millionen Rubel) und drei große der Baumwollzubereitung, beziehungsweise der Tex-

tilwarenerzeugung dienende Werke in Ferghan (Mittelasien), in Gandja und in Karelien (Gesamtkos-

ten 30 Millionen Rubel). Berücksichtigt man jene Werke, die im Wirtschaftsjahre 1928/29 nur t e i l -

we i s e  in Betrieb gesetzt werden, ihre völlige Fertigstellung aber erst ein bis zwei Jahre später erfah-

ren, so wird das Verhältnis schon besser: wir haben dann weitere Anlagen der Erdölindustrie (Naph-

thaleitung Grosny-Tuapse, Oelraffinerien in Tuapse, Lager in Batum) im Betrage von 65 Millionen 

(das Oellager von Tuapse wird schon im nächsten Jahre fertig), eine Reihe neuer Schachtanlagen im 

Donezrevier, die 40 Millionen kosteten, die große Rostower Maschinenfabrik (hauptsächlich land-

wirtschaftliche Maschinen) für 45 Millionen, die Sormowskaja-Werft für 18 Mil-[719]lionen, zwei 

große chemische Fabriken für 37 Millionen, zwei Fabriken von Baumaterialien für 15 Millionen, auf 

der anderen Seite vier ganz große Textilunternehmungen in Gluchow, Leningrad und Iwano-Wos-

nessenk, die zusammen 65 Millionen kosten, außerdem zwei große Baumwoll-Zellulose-Werke für 

55 Millionen. Man sieht wie es bei der längeren Bauzeit von Betrieben der Produktionsmittelindust-

rien unvermeidlich ist, verschiebt sich das Gewicht der neu in Betrieb genommenen Großbetriebe 

erst allmählich zu ihnen. Rein automatisch wird mit jedem Jahre, das in der Neuaufbauperiode ver-

streicht, die Zahl der in Funktion tretenden Betriebe wachsen. Im Wirtschaftsjahre 1926/27 konnten 

Betriebe im Werte von 73 Prozent der in diesem Jahre in die Industrie gesteckten Kapitalien mit der 

Arbeit beginnen, 1927 bis 1928 stieg dieser Prozentsatz auf 88 Prozent und wird im nächsten Jahre 

wahrscheinlich zwischen 93 und 94 Prozent stehen. 

Das bedeutet natürlich nicht, daß etwa in einem Jahre ein derartiger Prozentsatz der in dem betref-

fenden Jahre begonnenen Werke vollendet werden kann, die Fertigstellung der Betriebe dauert meist 

Jahre, aber es werden eben in früheren Jahren begonnene Werke vollendet. Zweifellos gehört es zu 

den Schwächen der russischen Industrialisierung, daß die Bauzeiten abnorm lang sind und vielfach 

nicht eingehalten werden. Teilweise hängen diese Schwierigkeiten zusammen mit der notwendigen 

und manchmal aus Gründen der Außenhandelsbilanz verzögerten Beschaffung von Materialien und 

Maschinen im Auslande, teilweise zweifellos mit bürokratischen Erscheinungen im Wirtschaftsap-

parat, teilweise politischen Schwierigkeiten mit den Spezialisten und andererseits auch gelegentli-

chem Nachlassen der Arbeitsdisziplin. Aber das sind im wesentlichen Kinderkrankheiten der Indust-

rialisierung, die mit ihrem Fortschreiten von selbst behoben werden. 
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Die großen Probleme der Industrialisierung, jene Schwierigkeiten, die über den Charakter von Kin-

derkrankheiten des Apparats hinausgehen, gliedern sich in zwei Gruppen. E r s t ens  alle jene Fragen, 

die mit der Kapitalarmut des Landes zusammenhängen. Wie können die Riesensummen, die für die 

Industrialisierung notwendig sind, beschafft werden? Theoretisch gibt es dafür drei Wege, die natür-

lich sämtlich beschritten werden müssen: die Akkumulation der Staatsindustrie, die Erfassung von 

Ueberschüssen der Bauernwirtschaft teils auf dem Wege der Steuer-, teils auf dem der Preispolitik 

und die Anlockung von Auslandskapital. 

Alle drei Methoden haben ihre Grenzen: Die proletarische Diktatur muß im Interesse der Festigung 

ihrer politischen Basis und in Erfüllung ihrer kulturellen Aufgaben einen sehr großen, ja den größten 

Teil von den durch Rationalisierung der Produktion und gesteigerte Arbeitsintensität gewonnenen 

Ersparnissen dem Proletariat unmittelbar in Gestalt von Lohnerhöhung und Verbesserung der Ar-

beitsbedingungen zugute kommen lassen, kann also derartige Ersparnisse nur in beschränktem Maße 

akkumulieren. In den ersten zehn Monaten des Wirtschaftsjahres 1927/28 stieg die durchschnittliche 

Arbeitsproduktivität, statt – wie vorgesehen – um 17 6 nur um 13 8 Prozent – gleichzeitig stiegen die 

Löhne statt der vorgesehenen 7,2 Prozent um 11,2 Prozent und diese Schwankung bedeutet im ganzen 

immerhin eine Verminderung der inneren Akkumulation der Industrie um 100 Millionen Rubel. An-

dererseits ist es bemerkenswert, daß zum ersten Male die Steigerung der Arbeitsproduktivität die 

Entwicklung der Arbeitslöhne überholt hat: die Entwicklung der Industrie ist ein Lebensinteresse des 

russischen Proletariats, das unter allen Umständen – auch auf Kosten augenblicklicher, sonst mögli-

cher Verbesserungen – berücksichtigt werden muß. 

Komplizierter noch steht die Frage bei der Akkumulation auf Kosten der Ueberschüsse der Bauern-

wirtschaft. Die Besteuerung der Kulakenwirtschaften ist in letzter Zeit verschärft worden und wird 

weiter verschärft werden – aber sie fällt quantitativ wenig ins Gewicht gegenüber der Frage der Preis-

politik, in der auf dem .Juliplenum des ZK bekanntlich ein Zugeständnis in Form einer Erhöhung der 

Getreideaufkaufspreise gemacht werden mußte. Hier kann eben das Akkumulationsbedürfnis des so-

zialisti-[720]schen Sektors mit einem anderen Bedürfnis der Industrialisierung, dem nach Steigerung 

der landwirtschaftlichen Marktproduktion bis zu einem gewissen Grade kollidieren. 

Was endlich die mögliche Heranziehung von Auslandskapitalien betrifft, so sind mit den letzten Be-

schlüssen in der Konzessionsfrage neue Versuche in dieser Richtung eingeleitet worden – aber ande-

rerseits muß man sich angesichts der immer stärkeren Einheitsfront des Auslandskapitals, insbeson-

dere in der Schuldenfrage, darüber klar sein, daß der Erfolg dieser Versuche, die zur Beschleunigung 

der Industrialisierung unternommen werden mußten, nur ein begrenzter sein kann. 

So sicher es ist, daß der Kapitalmangel für eine ganze Reihe von Jahren ein Hauptproblem der russi-

schen Industrialisierung bilden wird, so sind doch – wie schon die eingangs gegebenen Zahlen zeigen 

– bei seiner Ueberwindung wesentliche Fortschritte erzielt worden. Schwerer noch wiegt eine we i t e  

Gruppe von Schwierigkeiten, die wir im weitesten Sinne des Wortes als Rohmaterialfrage zusam-

menfassen können. Zunächst unmittelbar bei jenen Rohstoffen, die von der Landwirtschaft geliefert 

werden (also im wesentlichen denen der Textilindustrie): ihre Bereitstellung wächst zwar dauernd 

und wird nach den Ergebnissen der diesjährigen Anbaukampagne auch weiter wachsen (für das 

nächste Jahr stehen rund 16 Millionen Pud Baumwolle und 10 Millionen Pud Flachs mehr zur Ver-

fügung als im verflossenen), aber dieses Wachstum vollzieht sich langsamer als das der Textilindust-

rie, die im nächsten Jahre, wie wir sahen, eine Reihe neuer Fabriken in Betrieb setzen wird. Weit 

wichtiger als die Frage der landwirtschaftlich erzeugten Rohprodukte, die schließlich nur für die 

Leichtindustrie wesentlich sind, i s t  d i e  de s  Mange l s  a n  den  f ü r  den  i ndus t r i e l l en  Auf -

bau  s e l b s t  benö t i g t en  P r oduk te n. Mit dem Wachstum der Industrie ergibt sich ein ausgespro-

chener Mangel an den für ihren weiteren Ausbau nötigen Materialien: im Wirtschaftsjahre 1927/28 

nahmen die Industriebauten gegenüber dem Vorjahr um 22 bis 23 Prozent zu – die Produktion von 

Baumaterialien aber nur um 14,7 Prozent. Die Maschinenindustrie wuchs um 25 Prozent, die Guß-

eisenerzeugung aber nur um 12,2 Prozent. Der Me t a l l hunge r – der anhaltend ist (wir müssen für 

1928/29 mit einem Defizit von 20 Prozent rechnen) bildet einen Haupthemmschuh für die Entwick-

lung der gesamten Industrie und ist so eine Hauptursache des Warenhungers überhaupt. Diese – 
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durchaus ernst zu nehmende – Erscheinung hat ihre Ursache darin, daß die Entwicklung der Schwer-

industrie hinter der der leichten zurückgeblieben ist: im Jahre 1927/28 – also zu einer Zeit, wo in den 

allermeisten Produktionszweigen der Vorkriegsstand weit überholt war – betrug nach den Angaben 

des Leitartikels der „Prawda“ vom 17. Oktober die Produktion an Eisenerz 62,9 Prozent von 1913, 

die von Manganerz 34,3 Prozent, die von Gußeisen 79,1 Prozent, von Stahl 93,5 Prozent von Wal-

zeisen 91 Prozent und auch im Jahre 1928/29 werden – eben wegen der langen Bauzeit der neuen 

Werke – die Vorkriegszahlen noch nicht überschritten werden. 

In nächster Verwandtschaft zu diesen Fragen steht die des allgemeinen Verhältnisses der – nicht in-

dustrielle Rohstoffe erzeugenden – Landwirtschaft zur Industrie. Es ist n i ch t  r i ch t i g, daß – wie 

von mancher Seite behauptet wird – die russische Landwirtschaft zurückgeht, sich zur Naturalwirt-

schaft zurückentwickelt usw.: ein unaufhaltsames Steigen auch der landwirtschaftlichen Produktion 

ist festzustellen – aber zweifellos bleibt das Entwicklungstempo der Landwirtschaft hinter dem der 

Industrie zurück. Zu einem wesentlichen Teil ist dieses Zurückbleiben selbst eine Folge der Schwäche 

der Produktionsmittel liefernden Industrie: zwar ist im Wirtschaftsjahre 1927/28 die Produktion land-

wirtschaftlicher Maschinen um 42,3 Prozent, die von Kunstdünger (Superphosphat) sogar um 66,4 

Prozent gestiegen – aber auch diese enormen Erfolge reichen nicht aus, um den Bedarf einer zu mo-

dernen Produktionsmethoden übergehenden Landwirtschaft in dem Riesenlande zu befriedigen. Aber 

ernster noch, als die Frage des Mangels an land-[721]wirtschaftlichen Produkten, ist die Schwierig-

keit, sie auf den Markt zu bringen: außer der bewußt konterrevolutionären Aktion der Kulaken, die 

die Getreideablieferung zu sabotieren, die Ueberschüsse der mittelbäuerlichen Wirtschaften selbst 

aufzukaufen suchen, wirkt hier der War enhunge r, der Mangel an den von der Bauernwirtschaft 

benötigten Industrieartikeln. Wenn die Möglichkeit, den Erlös aus dem Getreideverkauf (der infolge 

der Preiserhöhung gewachsen ist) in Industrieartikeln umzusetzen, fehlt, wird natürlich der Anreiz 

zum Verkauf des Getreides an die staatlichen und genossenschaftlichen Aufkaufsorgane ein geringer, 

wird es dem Kulaken leichter sein, teils durch wirtschaftlichen Druck, teils durch Versprechungen an 

den Mittelbauern das Getreide an sich zu bringen. Vorläufig ist mit einer Behebung des Warenhun-

gers nicht zu rechnen: infolge der notwendigen Stärkung der Schwerindustrie wird im nächsten Jahre 

die Produktion von Industrieartikeln für den breiten Bauernmarkt vermutlich um 9,3 Prozent zuneh-

men – die Nachfrage der bäuerlichen Bevölkerung aber um 14 Prozent. Und diese Schwierigkeiten 

wirken natürlich als unmittelbare Hemmnisse der Industrialisierung: einerseits indem gelegentliche 

Stockungen in der Lebensmittelversorgung der rasch wachsenden Stadtbevölkerung möglich sind – 

vor allem aber deshalb, weil bei ungenügender Getreideablieferung die Getreideausfuhr scheitert, 

damit aber auch Schwierigkeiten bei der Valutabeschaffung für die vorläufig noch notwendige Ein-

fuhr ausländischer Maschinen und Rohstoffe eintreten. 

Es gibt aber zwei Arten, wie man sich zu diesen Schwierigkeiten verhalten kann. Die e i ne  nimmt 

die Dinge an ihrer Oberfläche; spricht von einer „Ueberindustrialisierung“, bezeichnet den Kurs der 

Partei auf rasche Entwicklung der Schwerindustrie als „trotzkistisch“ (ähnlich, wie auch in Deutsch-

land die Rechten den Parteikurs als „neue Ruth-Fischer-Aera“ diskreditieren wollen), fordert „An-

passung des Entwicklungstempos der Industrie“ an das des Dorfes, langsamere Industrialisierung, 

weniger schwerindustrielle Anlagen. Der Brief des ZK an die Moskauer Organisation sagt: 

„Angesichts der Schwierigkeiten auf diesem Wege (dem der Industrialisierung) – Mangel an Rohmaterialien, 

Erscheinungen des Warenhungers usw. – entwickeln sich Schwankungen in einzelnen Schichten der Arbeiter-

klasse und auch in einzelnen Schichten der Partei selbst. Auf dieser Grundlage entsteht so die Tendenz, den 

grundlegenden Kurs der Partei zu revidieren, das Entwicklungstempo der Industrie im allgemeinen, der 

Schwerindustrie im besonderen, zu senken. An die Stelle bolschewistischer Auseinandersetzung mit den 

Schwierigkeiten tritt auf diese Weise d i e  F l u c h t  v o r  i h n e n.“ 

Mehr als eine Flucht vor den Schwierigkeiten ist jene Theorie der „Anpassung“ wirklich nicht – denn 

was wäre die weitere Folge? Steigert man, wie es jene Genossen vorschlagen, zwecks Ueberwindung 

des Warenhungers die für den Bauernmarkt arbeitende Leichtindustrie, besonders die Textilindustrie, 

auf Kosten der schweren, so wird man – angesichts des schon vorhandenen Metallhungers – die schon 

einmal aufgeworfene Frage der Gußeiseneinfuhr erneut stellen müssen, man wird eine Textilindustrie 
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bauen, die von auswärtiger Maschinen- usw. Einfuhr abhängig ist und die ihren Hauptzweck – die 

Befriedigung der Bauernmassen – gerade dann nicht erreichen kann, wenn diese Befriedigung am 

dringendsten notwendig ist: im Falle einer Blockade oder gar eines Krieges. Und da man die Maschi-

nen- usw. Einfuhr nicht in beliebigem Maße bezahlen kann und auch Textilfabriken nicht von heute 

auf morgen fertig werden, wird man – wenn man sich die Beseitigung des Warenhungers im Dorfe 

zur Hauptaufgabe stellt – zur alten trotzkistischen Theorie der „Warenintervention“ greifen müssen, 

würde Fertigprodukte aus dem Auslande einführen müssen, das Entwicklungstempo der Industrie 

weiter drosseln usw. In der letzten Konsequenz einer solchen Politik läge die Aufhebung des Außen-

handelsmonopols und die Verwandlung Rußlands in eine Agrarkolonie des Auslandskapitals. Mit 

Recht beharrt darum unsere russische Bruderpartei auf dem Beschreiten des zwe i t en  Weges, des 

[722] Kampfes mit den Schwierigkeiten mit dem Ziele ihrer Ueberwindung durch die fortschreitende 

Industrialisierung. 

Ist es richtig, daß die Leichtindustrie allein oder auch nur in besonderem Maße die Smytschka, das 

revolutionäre Bündnis zwischen Stadt und Land fördert? Eine solche Behauptung ist grundverkehrt, 

die Leichtindustrie mag durch Lieferung bäuerlicher Bedarfsartikel eine äußere Entspannung auf dem 

Warenmarkte herbeiführen – aber sie beseitigt nicht diesen Markt selbst und die nach seinen Gesetzen 

unvermeidlich vor sich gehende Differenzierung innerhalb der Bauernschaft, Entwicklung des Dorf-

kapitalismus. Dagegen ermöglicht die Entwicklung der Schwerindustrie eine verstärkte Lieferung 

landwirtschaftlicher Maschinen und damit eine fortschreitende Kollektivisierung der Landwirtschaft: 

Zusammenschluß der armen und mittleren Bauernwirtschaften zu Kollektiven, Schaffung von neuen 

staatlichen Großbetrieben und auf beiden Wegen Untergrabung der wirtschaftlichen und politischen 

Position des Kulaken. Die Smytschka in der Produktion, wie sie durch den Ausbau der Schwerin-

dustrie ermöglicht wird, ist wichtiger und für die sozialistische Entwicklung des Landes wesentlicher 

als die in der Konsumption: der Mangel an Traktoren – und n i ch t  der an Baumwollstoffen – ist heute 

das Haupthindernis der landwirtschaftlichen Entwicklung (siehe Leitartikel der „Prawda“ vom 17. 

Oktober). Die Entwicklung Sowjetrußlands wird nicht dadurch gehemmt, daß ein starkes, wohlha-

bendes Farmertum – wie es einst in Amerika bestand – fehlt: der russischen Industrie fehlt es durchaus 

nicht an einem inneren Markt (im Gegenteil besteht ja ausgesprochener Warenhunger) ‚ der durch 

ein solches Farmertum geschaffen werden könnte, und das russische Proletariat hat durchaus kein 

Interesse an der wachsenden Differenzierung eines solchen Farmertums mit dem Ergebnis der Her-

ausbildung einer starken ländlichen Kapitalistenklasse, die sich mit ihrem wirtschaftlichen Wohlstand 

nicht zufrieden geben, sondern politische Macht fordern würde. Wesentlich für die sozialistische Ent-

wicklung Rußlands ist die Ersetzung der individuellen durch die kollektive Wirtschaft und die He-

bung des Lebensstandards der Landbevölkerung, vor allem im kollektiven Sektor. 

Kann man sagen, daß „der Warenhunger kein absolutes Entwicklungsgesetz der Uebergangsökono-

mie ist“, daß man die Schwierigkeiten sogleich vermeiden kann? Keinesfalls: die Schwierigkeiten 

sind darin begründet, daß das Land arm ist, daß es wirtschaftlich und kulturell wächst – daß aber die 

Ergebnisse seines wirtschaftlichen Wachstums, wenn das Land nicht in ständige Abhängigkeit vom 

Auslandskapital verfallen soll, nicht sogleich zur Bedürfnisbefriedigung der breiten Massen verwen-

det sondern zu einem großen Teil auf dem Wege der Industrialisierung verbraucht werden müssen, 

wo sie erst in späterer Zeit Früchte tragen können. Aber: 

„Ohne systematische Entwicklung der Industrie im allgemeinen, der Schwerindustrie im besonderen, ist eine 

e r n s t e  Verbesserung der materiellen und kulturellen Lage der Arbeiterklasse unmöglich.“ 

(Brief des ZK an die Moskauer Organisation.) 

Und in bezug auf die Bauernmassen gilt das gleiche. Bestand der Fehler des Trotzkismus darin, daß 

er die Industrie schneller als die Landwirtschaft entwickeln wollte? Durchaus nicht – die Frage des 

Tempos der Entwicklung wäre höchstens eine taktische, keinesfalls eine prinzipielle Frage und ein 

vorläufig schnelleres Wachstum der Industrie ist, wie wir sahen, unvermeidlich. Der Fehler des Trotz-

kismus bestand darin, daß er die Industrie losgelöst von der Landwirtschaft betrachtete, daß er über-

haupt nicht auf das Dorf sah, sondern nur auf das städtische Proletariat und die ausländische Entwick-

lung, und daß er nicht verstand, daß in einem Lande wie Rußland auch die Entwicklung der Industrie 
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das Ziel haben muß, die sozialistische Umwandlung des Dorfes einzuleiten, die Position der mit dem 

Proletariat verbündeten Klassen des Dorfes im Klassenkampfe zu stärken, in jenem langen und zähen 

Kampfe, in dem die russische Revolution sich behauptet und wächst. Aber um dem Landproletariat, 

den armen und den mittleren [723] Bauern in diesem Klassenkampfe maximal helfen zu können, muß 

die russische Industrialisierung zunächst ihre Basis, die Schwerindustrie stärken – selbst um den Preis 

vorübergehender Verstärkung des Warenhungers und zeitweiser Schwankungen bei den rückstän-

digsten Schichten des Dorfes. Sagt man, daß die Schärfe des Warenhungers sofort gemildert werden 

muß, so beraubt man sich der Möglichkeit der tiefgreifenden sozialistischen Umgestaltung des Dorfes 

und der – wenn auch nicht sofortigen, so später um so wirksanieren – Herstellung des wirtschaftlichen 

Gleichgewichtes zwischen Stadt und Land. 

Indem unsere russische Bruderpartei, unbeirrt durch alle Schwankungen außerhalb und innerhalb ih-

rer Reihen den Weg der Industrialisierung unter Verlegung des Hauptgewichtes auf die Schwerin-

dustrie weiterschreitet, bekämpft sie unmittelbar den Mangel industrieller Rohmaterialien, bereitet 

die Ueberwindung des Mangels an landwirtschaftlichen Rohstoffen und Exportgetreide vor, indem 

sie die Voraussetzungen für die Technisierung der Landwirtschaft, für die Brechung der Kulaken-

macht mittels der Kollektivwirtschaft und für die Liquidierung des Warenhungers durch eine solid 

begründete und vom Ausland unabhängige Fertigindustrie schafft. Je rascher die Industrie wächst, 

desto größer wird ihre innere Akkumulation sein können – desto weniger ernst werden die Schwie-

rigkeiten bei der Kapitalsbeschaffung im Auslande und bei der Erfassung von Ueberschüssen des 

Dorfes werden. Und die fortschreitende Industrialisierung gibt zugleich den Schlüssel für die – sei es 

auch notdürftige – Ueberwindung der ersten schweren Jahre: schon im Jahre 1927/28 ist der Export 

an Industrieartikeln um 40 Prozent gestiegen und konnte zu einem wesentlichen Teil an die Stelle der 

ausfallenden Getreideausfuhr treten; im folgenden Jahre wird dies (man denke an die von uns oben 

aufgezählten Neubauten der Naphtaindustrie) in erhöhtem Maße der Fall sein. Schärfste Anspannung 

der Arbeitsdisziplin bei gleichzeitiger Hebung des Selbstbewußtseins der Arbeiterklasse durch das 

Regime der Selbstkritik, schärfster Kampf gegen alle bürokratischen Entartungen wird eine Senkung 

der Selbstkosten und eine Erhöhung des inneren Akkumulationstempos der Industrie schon jetzt er-

möglichen. Die Erfolge des elften Jahres der proletarischen Diktatur berechtigen zu der Ueberzeu-

gung, daß das russische Proletariat auch die heutigen Schwierigkeiten siegreich überwinden und 

große Fortschritte auf dem Wege des sozialistischen Aufbaus machen wird. [724] 

* 

Die Zoll- und Hungeroffensive des internationalen Finanzkapitals  
(Fortsetzung)  

Von Edwin Hoernle 

II. Neue Waffen im Handelskrieg 

Von jeher hat das protektionistische System sich nicht auf die Errichtung von Zollmauern beschränkt. 

Die Einfuhrzölle sind nur das Kernstück, um das sich eine Reihe anderer Sperrmaßnahmen gruppie-

ren. Heute, im Zeitalter des entwickelten Imperialismus und des Monopolkapitals gewinnen die sons-

tigen Sperrmaßnahmen als Ergänzung der Zollpolitik erhöhte Bedeutung. In der bürgerlichen Presse 

und in den wissenschaftlichen Organen der Schwerindustrie wie auch des .Agrarkapitals wird dieser 

„i nd i r ek te  Schu t zzo l l‚ dieser „Neomerkantilismus dieser „kalte oder trockene Protektionismus 

seit Monaten lebhaft diskutiert. Die Einfuhrzölle selbst werden von den meisten Ländern heute nach 

Möglichkeit abgestuft und differenziert. Man „diskriminiert je nach dem Herkunftslande der Ware. 

Man gibt der Regierung die Ermächtigung, den Zolltarif zu ändern, zu ergänzen, auszubauen, so oft 

sie das für gut hält (vergleiche Deutsches Zollgesetz von 1925). In der „Deutschen Wirtschaftszeitung 

vom 18. April 1928 werden die verschiedenen Methoden und Maßnahmen, die zusammen den indi-

rekten Protektionismus ausmachen, systematisch aufgezählt und gruppiert. In dem Artikel heißt es: 

„Der Begriff ist zurzeit unklar. Man spricht von administrativem Protektionismus, obwohl die be-

mängelten Maßnahmen oft deutlich auf Gesetzen beruhen. Man spricht ferner von kaltem Protektio-

nismus, Diskrimination, Autarkiebestrebungen und endlich in Deutschland von Schu tzzo l l e r s a t z. 
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Der letzte Ausdruck scheint am ehesten eine Klärung zu bringen; denn unter dem indirekten Protek-

tionismus ist jede staatliche, nicht aber private Maßnahme zu verstehen, die außer den Zöllen geeignet 

ist, der. Warenaustausch eines Landes mit den anderen Weltverkehrsländern ungünstig zu beeinflus-

sen. De r  i nd i r ek t e  P ro t ek t i on i sm us  i s t  vo r  a l l em  gee i gne t, Auf hebungen  von  E in -

f uh r ve r bo t e n, Zo l l e r m äß i gungen  und  sons t i ge  zum  Sche ine  i m  S i nne  de r  Be -

sch l ü s se  de r  We l tw i r t s cha f t skon f e r enz  und  de s  I n t e r na t i ona l en  Handwer ks -

kam m er kongr e s s e s  e r f o l gende  Hande l s e r l e i ch t e r ungen  wi ede r  i l l u so r i s ch  z u  

m ache n.“ 

Die „Deutsche Wirtschaftszeitung“ unterscheidet drei Hauptformen dieses Schutzzollersatzes: 1. bei 

der Zo l l a b f e r t i gun g, zum Beispiel durch Erhöhung der Nebengebühren, falsche Tarifierungen, 

Unterteilung des Zolltarifschemas, Zwang zur Warendeklaration, Erhebung von Zuschlagstaxen für 

Zwischenlagerung, für indirekte Herkunft, für Einfuhr unter fremder Flagge, mangelhafte Regelung 

des Beschwerverfahrens, Forderung von Ursprungszeugnissen und dergleichen; 2. du r ch  ge se t z -

gebe r i sche  Maßnahm e n, zum Beispiel durch das Industrieschutzgesetz in England durch das 

Dekret der italienischen Regierung vom 7. Januar 1926 und vom 25. März 1927 über Bevorzugung 

der einheimischen Industrie; 3. durch sons t i g e p r o t ek t i on i s t i s che  Maßnahme n, zum Bei-

spiel durch eine besondere P r opaganda  für einheimische Waren (British Goods are best, Deutsche 

trinkt deutschen Wein! usw.). Hierher gehören auch Subven t i one n der Ausfuhr, wie sie bisher 

England, Polen und die Tschechoslowakei den zuckerrübenverarbeitenden Fabriken gaben. (Hierher 

gehört auch d i e  s t a a t l i che  Gar an t i e  e i nes  be s t i mm ten  Expor tp r e i s e s‚ wie sie die USA 

für Weizen während des Krieges einführte und Chile zurzeit für Salpeter einführt. Die Redaktion.) 

Dazu kommen Maßnahmen auf dem Gebiete des Steuerwesens und der Eisenbahnfrachten die die 

[725] Ausfuhr begünstigen und die Einfuhr stoppen sollen. Eine besondere Rolle können die ge -

sundhe i t spo l i z e i l i chen  und  ve t e r i nä rpo l i z e i l i chen  Vorschriften spielen. (Schon vor 

dem Kriege hat zum Beispiel Deutschland durch veterinärpolizeiliche Maßnahmen die Einfuhr von 

Vieh und Fleisch bedeutend einzuschränken verstanden.) 

Es ist außerordentlich bezeichnend für die Tendenz des erwähnten Artikels in der „Deutschen Wirt-

schaftszeitung“, daß die Sperrmaßnahmen fast aller Länder der Welt genannt und kritisiert werden, 

aber von  dem  Sys t em  de r  deu t s chen  E in f uh r sche i ne  ke i n  Wor t  geredet wird. 

Zum Schluß erklärt der Verfasser: 

„Der indirekte Protektionismus kann nur zu leicht das Vertrauen und die Lust zu einer liberalen Handelspolitik 

wieder untergraben, wenn der Vertragsstaat damit rechnen muß, die erkämpften Zugeständnisse und vertrag-

lichen Erleichterungen auf mittelbarem Wege wieder zu verlieren.“ 

Die Zeitung verweist dann auf eine Rede des Präsidenten der internationalen Handelskammer, die 

dieser vor der deutschen Landesgruppe am 20. Januar 1928 hielt, und in der er darauf hinwies, daß 

hier „i n  we i t  ge fäh r l i che r e r  We i s e, a l s  e s  b i she r  e r kann t  wur d e, neue  Hande l s -

hem m ni s se  a n  S t e l l e  de r  a l t en  en t s t ehe n“. 

Diese Bekenntnisse einer führenden Zeitschrift zeigen am deutlichsten die Hohlheit und Verlogenheit 

jener Ausführungen Breitscheids in Genf, der noch am 13. September dieses Jahres laut „Vorwärts“ 

erklärte: 

„Die Zeit vor der Schaffung des Wirtschaftskomitees war geprägt von Erhöhungen der Zolltarife. Die Starken 

isolierten sich mittels Einschränkungen und Verboten für Ausfuhr und Einfuhr. D i e  i n t e r n a t i o n a l e  

W i r t s c h a f t s k o n f e r e n z  h a t  d a g e g e n  d a s  P r i n z i p  d e r  R ü c k k e h r  d e r  F r e i h e i t  d e s  i n t e r n a -

t i o n a l e n  H a n d e l s  a l s  V o r b e d i n g u n g  f ü r  d a s  G e d e i h e n  d e r  W e l t  a u f g e s t e l l t. D u r c h  H a n -

d e l s v e r t r ä g e  i s t  e i n  T e i l  d i e s e s  Z i e l e s  e r r e i c h t  w o r d e n.“ 

Gerade das Gegenteil ist der Fall. Man hat die Umgehung der Beschlüsse organisiert! Die Beschlüsse 

der Weltwirtschaftskonferenz hatten ja auch gar nicht den Zweck, eine e r n s t l i che  Abrüstung auf 

dem Gebiete der Handelspolitik einzuleiten. Fast alle bedeutenden Staaten haben so f o r t  nach  

Absch l uß  de r  Wel tw i r t s cha f t skon f e r enz  i n  Genf  und  de r  i n t e r na t i ona l en  Han-

de l skam mer t agung  i n  S t ockho l m ihre Sperrmaßnahmen verschärft. Deutschland, von dem 
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Breitscheid erklärt, daß es Handelsverträge mit 16 Ländern abgeschlossen habe, die alle Herabset-

zung der Zolltarife mit sich brachten, ausgerechnet dieses Deutschland hat eine Reihe von Zöllen, vor 

allem die Agrarzölle bedeutend erhöht und bereitet den Dumpi n g-Expor t  von  Schwe i nen  und  

F l e i s chwar en  mit den Mitteln der Ausdehnung  de s  E i n f uh r sche i n sys t e m s  und staatli-

cher Subventionen für Fleischwarenfabriken vor, und zwar aus den Mitteln des im März 1928 vom 

Reichstag beschlossenen „Notprogramms“. An den Fleischwarenfabriken sind nebenbei bemerkt 

Kohlen-, Eisen- und chemische Industrie neben den landwirtschaftlichen Genossenschaften mit Ka-

pital beteiligt. Natürlich hat die Ablösung der „Bürgerblockregierung“ durch eine „Linksregierung“ 

an diesem System nichts geändert. Der deutsche Re i chswi r t s cha f t s r a t, der nach der Genfer Ta-

gung den Auftrag erhielt, den Zolltarif auf mögliche Herabsetzungen hin durchzuprüfen, hat bis heute 

diese Prüfung noch nicht beendet. 

Die Expor t f o r c i e r un g ist nur die Kehrseite der Importdrosselung. Die USA. haben bei Kriegsbe-

ginn ihr Anti-Trustgesetz zugunsten der Exportkartelle durchlöchert und dadurch ihre Ueberlegenheit 

auf dem Weltmarkt stark gefördert. Der Kanadische Weizenpark beeinflußt immer stärker den Welt-

weizenmarkt, bereits bestehen Pläne zur Schaffung eines Weltweizen-[726]parks. Polen finanziert 

besondere Exportsyndikate und schafft nach Pressemeldungen ganz offen einen Fonds von 10 Milli-

onen Zloty, der nur für Zollrückerstattungen, Tarifrefraktionen und Steuerrückzahlungen verwendet 

werden soll. Es geschieht dies im Hinblick auf die schwebenden Handelsvertragsverhandlungen mit 

Deutschland, und bereits fordert die Rechtspresse, daß Deutschland „die entsprechenden Folgerun-

gen“ ziehe. 

Genau also wie bei den militärischen Rüstungen werden auch die Handelskriegsrüstungen der impe-

rialistischen Staaten durch Abr üs t ungs m anöve r  der verschiedensten Art maskiert. Und während 

die Hilferding und Breitscheid innenpolitisch von Wirtschaftsdemokratie, außenpolitisch von Völ-

kerversöhnung und handelspolitisch von Freiheit des internationalen Handels“ als Vorbedingung für 

das „Gedeihen der Welt“ faseln, wachsen die Zollmauern, verschärfen sich die Sperrmaßnahmen, 

werden die arbeitenden Massen durch die fortgesetzte Steigerung der Preise ihrer wichtigsten Lebens- 

und Bedarfsartikel bis zum Weißbluten ausgesaugt. 

III. Der Handelskrieg des Monopolkapitals 

Die treibende Kraft der geschilderten Zoll- und Handelspolitik ist natürlich das Finanzkapital. Diese 

Tatsache tritt immer offener nicht nur bei der Zollgesetzgebung, sondern auch beim Abschluß der 

Handelsverträge in Erscheinung. Das Schwergewicht der Unterhandlungen verlegt sich immer mehr 

aus den Büros der auswärtigen Aemter in die Kontore der schwerindustriellen Generaldirektoren. 

Nicht nur, daß die Industriellen und ihre Vertreter als ‚.Sachberater“, in Wirklichkeit als Kontrolleure, 

mit an den Verhandlungstisch der staatlichen Unterhändler gezogen werden; nein, die staatlichen 

Vereinbarungen werden immer mehr und mehr zu einem bloßen Echo der vo r angehenden  p r i -

va t en  Ve re i nba r unge n. Den Regierungen bleibt schließlich nur die Aufgabe, die privatwirt-

schaftlichen Verträge der großen Industrieverbände zu registrieren und in Gesetzesform zu kleiden. 

Ein klassisches Beispiel für diese Wandlung war der deu t sc h-f r anzös i s c he Hande l sve r t r ag  

vom September 1927, der trotz jahrelanger Bemühungen nicht eher unter Dach und Fach gebracht 

werden durfte, als bis durch den „Ei senpak t“ vom Herbst 1926 und durch die darauf folgenden 

privaten Kontingents- und Zollvereinbarungen der Boden bereitet war. Parallel mit den amtlichen 

Verhandlungen in Paris gingen die Konferenzen der Großindustriellen. Neben der Eisen- und Stahl-

industrie war es auch das Chem i ekap i t a l‚ dessen private Vereinbarungen die Grundlage des staat-

lichen Vertrages bildeten. 

Es war infolgedessen kein Wunder, daß bei diesem Vertrag in noch höherem Maße als sonst die 

schwächeren, weniger straff konzentrierten Industriegruppen unter die Räder gerieten. In den lebhaf-

ten Klagen der deutschen Textilindustriellen, Schuhfabrikanten, der optischen Industrie, der Gruppe 

„Steine und Erden“ usw. gleich nach Unterzeichnung des Vertrages spiegelte sich die Empörung der 

Kleinen über die Diktatur der Großen. Das Geschrei des Landbundes über den „Verrat bäuerlicher 

Interessen“ war, vom Standpunkt der kapitalistischen Gleichberechtigung aus betrachtet, nicht ohne 
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Grund; denn tatsächlich hatte man den Zoll auf landwirtschaftliche Produkte und insbesondere auf 

Produkte der Bauernwirtschaft in weitem Maße als Kompensationsobjekt behandelt. Auch in der 

Zollpolitik hat nicht das Agrarkapital, sondern das Trustkapital die Hegemonie. 

Auch dem Handelsvertrag mit J apan  gingen private Vereinbarungen voraus, die der deutsche Che-

mietrust mit den japanischen Behörden traf. 

Für das große Monopolkapital ist die Handels- und Zollpolitik eine wichtige Waffe sowohl im 

Kampfe um die Beherrschung des Binnenmarktes, wie in dem internationalen, sich ständig verschär-

fenden „Kampf um die Märkte“. Auch der „Vorwärts“, der sonst vom Segen eines Ultraimperialismus 

träumt, konnte in einer lichten Stunde – es war am 13. Mai, also eine Woche vor den Wahlen! – nicht 

umhin, zu gestehen: 

[727] „Das Ziel der nationalen und internationalen Kartellbildung durch Beherrschung des Binnenmarktes, die 

inländische Wirtschaft in ihrer Gesamtheit zu einer m o n o p o l i s t i s c h e n  S i n e c u r e  zu machen, aus der 

durch Preisdiktate alle irgendwann und irgendwo auftretenden Verluste gedeckt werden, scheint dem indust-

riellen Schwerkapital heute erreichbar, und es handelt danach.“ 

Trotz dieser richtigen Erkenntnis haben die Sozialdemokraten fast sämtlichen Handelsverträgen der 

bürgerlichen Regierung auch den Vertragen der Bürgerblockregierung, die sämtlich vom Monopol-

kapital diktiert waren, gehorsam zugestimmt. Im Anschluß an die obigen Feststellungen regt sich der 

„Vorwärts“ darüber auf, daß die von der Schwerindustrie „verratenen Eisenverbraucher“ und die 

„verratene Fertigindustrie“ sich beugen, um „freiwillig der Schemel für die Schwerindustrie zu sein“. 

Gerade der deutsch-französische Handelsvertrag und die damit verbundenen Verhandlungen zwi-

schen der verarbeitenden Eisenindustrie und der sogenannten eisenschaffenden Industrie sind ein 

Beispiel dafür, wie in entscheidenden Fragen das Schwerkapital stets die Führung in Händen hat. 

Wie steht es aber mit den sozialdemokratischen Erwartungen, daß der Fortschritt der internationalen 

Kapitalsverflechtungen automatisch zu einer Beseitigung der Zollschranken und sogenannten Han-

delshemmnisse führen werde? Auf dieser Hoffnung gründet sich ja die sozialdemokratische Propa-

ganda für die Weltwirtschaftskonferenz und sonstige internationale Tagungen der Kapitalisten und 

ihrer Vertreter. In Wirklichkeit sind die internationalen Vereinigungen nicht Mittel zur Herstellung 

eines internationalen Wirtschaftsfriedens, sondern zur Fortführung der Konkurrenzkämpfe in ver-

schärfter Form aber auf einer erweiterten Basis. Die kapitalistische Anarchie wird nicht beseitigt, 

sondern umgeformt. 

Besonders lehrreich ist das Schicksal der Br üs se l e r  Zucke r konven t i on  und der im letzten 

Jahre gemachten Versuche, sie wieder ins Leben zu rufen. Bekanntlich haben die Sozialdemokraten 

anläßlich der Debatten über den Zuckerzoll im Spätsommer 1927 wiederholt die Wiederherstellung 

der durch den Weltkrieg zerstörten Brüsseler Zuckerkonvention empfohlen. Aber schon die Brüsseler 

Konvention vom Jahre 1902, der Deutschland, Oesterreich-Ungarn, Großbritannien, Frankreich, Spa-

nien, Italien, Belgien, Holland, Schweden und Norwegen beigetreten waren, hatte umsonst versucht, 

durch Kon t i ngen t i e rung  de r  Expor t quo ten  die bereits damals herrschende relative Ueber-

produktion zu hemmen und den Konkurrenzkampf einigermaßen auszuschalten. Sie konnte nicht hin-

dern, daß die nicht angeschlossenen Länder ihre Produktion in den folgenden Jahren (1902 bis 1913) 

um 108,2 Prozent gegen 7,8 Prozent in den gebundenen Ländern steigerten. Als dann 1913 England 

und Italien aus der Konvention austraten, war der Zusammenbruch dieser Vereinigung schon vor dem 

Ausbruch des Krieges besiegelt. 

Erst im Herbst 1927 gewannen unter dem Druck der seit vier Jahren herrschenden relativen Ueber-

produktion die Bemühungen erneut konkrete Gestalt. Durch neue internationale Vereinbarungen 

sollte der Konkurrenzkampf, der mit allen Mitteln der Ausfuhrprämien einerseits, der Sperrmaßnah-

men andererseits, der Subventionen zu Hause und der Unterbietungen im Auslande geführt wurde, 

ausgeschaltet werden*). In der Pariser Konvention von 1927, an der nur Deutschland, die Tschechei, 

 
*) Die Produktion von Rübenzucker stieg in der Zeit von 1913/14 bis 1927/28 von 8.989.900 t auf 9.092.200 t, die Pro-

duktion von Rohrzucker aber stieg in derselben Zeit von 9.987.200 auf 16.165.400 t. 
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Polen und Kuba teilnahmen, verpflichtete sich Kuba. seine Zuckererzeugung auf ein bestimmtes Maß 

einzuschränken. Allein das nächst Kuba wichtigste tropische Zuckerland Holländisch-Java machte 

nicht mit, und bereits in diesem Jahre hat Kuba seine Zuckererzeugung wieder freigegeben. Der Kon-

kurrenzkampf ist mit alter Schärfe wieder entbrannt. 

Der schon oben genannte Beschluß der tschechischen Zuckerausfuhrvereinigung will den Inlands-

preis um 60 Kronen pro 100 Kilogramm erhöhen [728] und die dadurch. erzielten Ueberprofite in 

Höhe von 600 Millionen Kronen zur Finanzierung seiner Schleuderausfuhr gebrauchen. Es laufen 

zwar zurzeit Verhandlungen mit der Regierung, die jedoch am Prinzip nichts ändern. An Stelle der 

vollen Preiserhöhung sollen teilweise staatliche Subventionen und Steuererleichterungen treten. Die 

Tatsache bleibt bestehen, daß hier ein g r oßes  o f f i z i e l l e s  Dum pi ng  m i t  S t aa t sun t e r s t ü t -

zung  angekündigt wird. 

Bei dem Abwehrgeschrei, das prompt hierauf in Deutschland einsetzte, entfuhr übrigens den deut-

schen Zuckerindustriellen das Geständnis, daß sie schon seit langem bei jedem Zentner Exportzucker 

10 M. zusetzen, also ebenfalls Dumping betreiben. 

Die Dumpingausfuhr ist heute das allgemein übliche Mittel des internationalen Konkurrenzkampfes 

des Monopolkapitals. Neben der E i se n- und  S tah l i ndus t r i e, die das schon vor dem Kriege übte, 

treibt vor allem die chem i sch e Indus t r i e eine schwunghafte Schleuderausfuhr. Nach einer Ueber-

sicht der „Berliner Börsenzeitung“ vom 25. September über die Lage am Chemikalienmarkt sind fast 

durchweg die Auslandspreise für chemische Produkte, .die vom deutschen Chemietrust gefordert und 

genommen werden, niedriger als die Inlandspreise. Die belgische und französische Konkurrenz in 

Schwefelnatrium hat z. B. dazu geführt, daß diese Ware im Inland 190 M., im Ausland 155 M. pro 

100 kg kostete. Dieselbe Politik treibt auch das Ka l i synd ika t. In einem Bericht über die Lage der 

Waggon indus t r i e wird ausdrücklich betont, daß der Export wenig oder nichts einbringe. Deut-

sches Papier kostet in Amerika 25,2 bzw. 23,9 Pf., pro Kilogramm. in Deutschland 31 Pf. Diese Po-

litik der Schleuderausfuhr setzt aber nicht nur eine starke Konzentration der betreffenden Industrie, 

sondern auch hohe Zollschranken und die dadurch erzielte Monopolherrschaft über den Binnenmarkt 

voraus. D i e  g r oßen  Ka r t e l l e  und  Synd i ka t e  s i nd  a l so  t r o t z  a l l e r  Tendenze n, d i e  au f  

i n t e r na t i ona l e  Abmachungen  h i nz i e l e n, heu t e  d i e  T r äge r  de r  Auf r üs tung  i m  Zo l l- 

und  Hande l sk r i e g. 

Auf die Dauer natürlich sind solche Rüstungen außerordentlich kostspielig. Die Preisdiktatur der Kar-

telle auf dem Binnenmarkt und die staatlichen Subventionen, Ausfuhrprämien u. dgl. belasten zusam-

men mit den Zollabgaben die Lebenshaltung der breiten Massen aufs schwerste und zwingen diese 

zum Widerstand. Die fortgeschrittensten Kapitalgruppen sehen sich deshalb immer wieder veranlaßt, 

Anläufe zu i n t e r na t i ona l en  Abm achungen  zu unternehmen. „Ausschaltung der Konkurrenz 

wird in immer stärkerem Maße das Losungswort. Da aber dem Kapitalismus der Ausweg über die 

Hebung des Massenkonsums nicht offensteht, bleibt für ihn nichts übrig als der Versuch, die Produk-

tion „dem Bedarf anzupassen“, d. h. einzuschränken. In diesem Sinne haben auch die Verhandlungen 

stattgefunden, die zwischen den Vertretern des deutschen Industrie- und Handelstages und des öster-

reichischen Kammertages Ende September geführt wurden. Die Presse berichtet: 

„Bei dieser Gelegenheit wurde auch der Versuch unternommen, die Schwierigkeiten, die .sich bei den Han-

delsvertragsverhandlungen zwischen Oesterreich und Deutschland ergaben, durch die Vorbereitung b r a n -

c h e n w e i s e r V e r e i n b a r u n g e n  z w e c k s  A u s s c h a l t u n g  d e r  g e g e n s e i t i g e n  K o n k u r r e n z  zu be-

seitigen.“ 

Die Voraussetzung solcher internationalen Vereinbarungen ist eine noch straffere Konzentration des 

Kapitals im Inland und weitestgehende Spezialisierung. Das beste Beispiel für ein ‚festes internatio-

nales Syndikat bietet das europäische Schienenkartell. 

Auf diese Tendenzen gründet sich denn auch die Hoffnung der demokratischen und sozialdemokrati-

schen Befürworter der „Eur opä i sche n  Zo l lun i o n“. Sie können sich dabei auf eine Rede berufen, 

die der französische Industriekapitän Louche u r  auf einer Konferenz von Schwerindu-[729]striellen 

hielt und in der er laut „Deutsche Bergwerkszeitung“ vom 8. Juli 1927 ausdrücklich feststellte, daß 
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„die einzige Rettung Europas vor der wirtschaftlichen Erdrückung durch Amerika in der Aufhebung der in-

nereuropäischen Zollschranken und in der Liierung der kontinentalen Industrien in Syndikaten und Kartellen 

liegt.“ 

Die Rede Loucheurs beweist am deutlichsten den Alpdruck, den die gewaltige Expansionskraft der 

amerikanischen Industrie bei den europäischen Kapitalisten hervorruft.*) 

Sie beweist aber auch gleichzeitig, daß die von den Befürwortern der „internationalen Verständigung“ 

empfohlene „europäische Zollunion“ nur ein Deckmantel ist für die Reproduktion der heute herr-

schenden wütenden Konkurrenzkämpfe zwischen den nationalen Kapitalsgruppen auf einer erweiter-

ten, übernationalen Grundlage. Jede kapitalistische Vereinbarung ist verbunden mit der erhöhten 

Auswucherung der arbeitenden Massen und führt nicht zum Wirtschaftsfrieden, sondern zum Wirt-

schaftskrieg in vergrößertem Maßstab. 

IV. Zollrüstungen und Kriegsrüstungen 

Der Kapitalismus ist ein System von Widersprüchen. Seine unlösbaren Widersprüche zeigen sich 

auch darin, daß selbst die oben geschilderten Versuche des Finanzkapitals, sich durch internationale 

Vereinbarungen und durch Einschränkung der Produktion von dem lastenden Alpdruck der „Ueber-

industrialisierung“ zu befreien, sich in wichtigen Produktionszweigen praktisch nicht durchführen 

lassen. Trotz aller Versuche der „Anpassung der Produktion an den Bedarf“ wächst in allen Staaten 

der Erde die Produktion unaufhörlich weiter. Die Spannung zwischen der Aufnahmefähigkeit des 

kapitalistischen Marktes und den produzierten Warenmengen, sowie zwischen diesen und der Kapa-

zität der Industrie wird immer größer. D i e se s  W a c hs t um  i s t  vo r  a l l em  i n  den  I ndus t r i en  

f e s t zus t e l l e n, d i e  f ü r  den  komm enden  im pe r i a l i s t i s chen  We l t k r i eg  Ma t e r i a l  he r -

s t e l l e n. Es handelt sich hierbei nicht allein um die offenen Kriegsindustrien, sondern in weit höhe-

rem Maße um die ve r deck t en  Kr i eg s-[730]ind us t r i e n, das sind z. B. die chemische Industrie, 

die Zellstoff- und Kunstseidenindustrie, die Aluminiumindustrie, die Elektroindustrie, die Motoren-, 

Automobil- und Traktorenindustrie, die Flugzeugindustrie, die Zementindustrie und nicht zuletzt der 

Getreide- und Hackfruchtbau. Die Losung der „Selbstversorgung“ (Autarkie) steht dem Wachstum 

der internationalen Verflechtungen der Weltwirtschaft zwar diametral entgegen, aber der Kapitalis-

mus kann eben nicht anders, als sich in Widersprüchen entwickeln. 

 
*) Laut Bericht der Federal Trade Commission erreichte der Goldwert des Auslandsabsatzes der 57 heute in den USA 

bestehenden Exportvereinigungen im Jahre 1924 die Summe von 140, im Jahre 1925 von 160 und 1926 bereits die Summe 

von über 200 Millionen Dollar. 

In seinem Artikel „Der Kampf um, den Weltelektromarkt“ im „Berliner Tageblatt“ vom 22. Juli 1928 teilt Dr. Otto 

Brüning mit, daß die USA allein in den zwei Jahren 1925/27 den Geldwert ihres Elektroexports von 309.920.000 RM auf 

429.830.000 RM erhöhte. Die USA haben die Exportziffern Deutschlands schon fast erreicht, da Deutschland in derselben 

Zeit den Wert seiner Elektroausfuhr von 356 Millionen KM auf 441 Millionen RM steigerte. 

Auch an diesem Beispiel sieht man das beschleunigte Tempo der amerikanischen Industrie gegenüber der europäischen. 

Während die USA ihren Export nach Europa um 43 Prozent steigerte, hat Deutschland seine europäische Ausfuhr nur um 

33 Prozent steigern können. Noch schlechter schneidet Deutschland in Südamerika ab, wo die USA ihre Ausfuhr um 76 

Prozent, Deutschland nur um 22 Prozent steigern konnte. Auch dieses Beispiel zeigt die sich stets verschärfenden Span-

nungen auf dem Weltmarkt. 

Die gewaltige Steigerung des Automobilbaues bringt auch diesen Industriezweig mit Riesenschritten jenem Punkte näher, 

an dem die erfolgreiche Konkurrenz nicht mehr von den Produktionskosten und der Qualität der Ware, sondern vom Grad 

der kapitalistischen Konzentration in Verbindung mit politischer Macht abhängig ist. Das amerikanische Handelsdepar-

tement schätzt die Automobilerzeugung der Welt für das laufende Jahr auf rund 4.840.000 Personen- und Lastkraftwagen. 

Dies bedeutet eine Produktionssteigerung um rund 690.000 Wagen oder 16 Prozent gegenüber 1927. Von den gebauten 

Wagen erzeugen die USA allein 4 Millionen. Das sind 605.000 Stück mehr als im Vorjahre. 

Die Weltproduktion der Aluminiumindustrie, die in fünf großen Weltkonzernen organisiert ist, stieg von 1913 bis 1926 

von 65.200.000 Tonnen auf 199.700.000 Tonnen, also um 206 Prozent. Amerika hat seine Aluminiumproduktion 1925 

durch hohe Zollmauern geschützt. Sämtliche Aluminium produzierenden Länder, außer Deutschland, sind, wie der „Vor-

wärts“ am 12. Juni 1925 mitteilte, „auf einen Dumpingkampf mit schweren Zollrüstungen vorbereitet 

Da Aluminium hauptsächlich für die Flugzeug-, Motor-, Automobil- und Waggonbau Industrien, sowie für Geräte und 

Gefäße der chemischen Industrie Verwendung findet, rechnet man auf eine weitere bedeutende Zunahme in den nächsten 

Jahren. In Deutschland selbst wachsen die Bestrebungen für Einführung eines Aluminiumzolls schnell. (Vgl. „Das Alu-

minium-Zollproblem, Zollstudien aus der Metallwirtschaft“ von Ministerialdirektor Dr. v. Schoenebeck.) 
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Sämtliche imperialistischen Regierungen sind heute bestrebt, die genannten Industrien auch dort zu 

entwickeln, wo ausreichende ökonomische, geographische oder klimatische Vorbedingungen fehlen. 

Erst in den letzten Wochen hat Rumänien eigene Kunstseidefabriken gegründet. Spanien plant ein 

staatliches Stickstoffmonopol, obwohl bis heute eine Stickstofferzeugung in Spanien nicht stattge-

funden hat. Die spanische Regierung hat offen erklärt, ihr Zweck sei, „im Kriegsfalle selbst Dynamit 

herzustellen“. England forciert den Getreide- und Zuckerrübenbau, und Italien, das klassische Land 

der Teigwaren und Makkaroni, begnügt sich nicht mit der Forcierung des Getreidebaues allein, son-

dern hat auch den Ka r to f f e l bau  eingeführt. Aus Amsterdam werden neue Stickstoffpläne der Ro-

yal Dutch Shell, also der Petroleummagnaten, gemeldet. In Jmuyden bei Amsterdam befindet sich 

bereits eine Anlage im Bau, die 10.000 t Kapazität hat. Der Stickstoff wird hier nach dem neuen 

sogenannten Mont-Cenis-Verfahren hergestellt. Es handelt sich um ein Konkurrenzmanöver gegen 

die IG Farbenindustrie, deren künstliche Benzinerzeugung den Petroleumtrust bedroht. Schon äußern 

die Kohlenbarone an der Ruhr Besorgnis, daß „die Verhandlungsposition des Ruhrbergbaus hierdurch 

ungünstig beeinflußt“ werden könne. („Berliner Börsen-Courier“ vom 27. September 1928.) 

Ungeheure Mittel werden in der Form von Subventionen für die künstliche Erhaltung und Erweiterung 

solcher Industrien ausgegeben. Dieselben bürgerlichen Kreise, die sonst nicht genug über „Ueberin-

dustrialisierung“ jammern können, finden sich mit der Ueberproduktion auf diesen Gebieten ab. In 

welchem Tempo die Erweiterung der Erzeugung z. B. in der Stickstoffindustrie vor sich geht, haben 

die Ausführungen des englischen Vertreters F. C. O. Spey e r  auf der internationalen Konferenz der 

Stickstoffindustriellen, die bekanntlich an Bord eines Schiffes auf der Adria stattfand, bewiesen. Die-

ser erklärte, daß, wenn das Wachstum der Stickstoffproduktion im heutigen Tempo weitergehe, in drei 

Jahren ein Ue be r schuß  von  2¼ Mi l l i onen  Tonnen  Re i ns t i cks t o f f  vorhanden sein werde. 

Die Verschärfung der Konkurrenz auf dem Welttextilmarkt wird vor allem durch den gewaltigen 

Aufschwung der Kuns t s e i den i ndus t r i e  (Schießbaumwolle und Sprengstoffe) forciert. Die Pro-

duktion von Kunstseide hat sich seit 1913 verzwanzigfacht. Deutschland hat seinen Kunstseidenex-

port im ersten halben Jahr 1928 um fast 90 Prozent forciert. Und trotzdem steigt die Kunstseidenpro-

duktion in allen Ländern unaufhörlich. Die USA rechnet mit einer Steigerung der Eigenproduktion 

um 30 Prozent, Japan mit 35 Prozent. Die „Vossische Zeitung“ sprach neulich von einem „Kunstsei-

denfieber“. Für die Favoriten unter den .Kunstseidenaktien zahlt man heute 600 bis 700 Prozent. Die 

Gewinnspannen betragen durchschnittlich 60 bis 80 Prozent. Heu t e  k l ag t  man  auch  h i e r  

s chon  übe r  gegense i t i ge  Un te r b i e t ung  und betreibt das Dumping (siehe oben). So schrieb 

das „Berliner Tageblatt“ vom 14. Juli in seinem Wirtschaftsteil: 

„In letzter Zeit steht man der so überaus schnellen Ausdehnung der englischen Kunstseidenindustrie mit eini-

ger Besorgnis gegenüber. Denn tatsächlich ist auf dem englischen Kunstseidenmarkt selbst eine grundlegende 

Aenderung erfolgt, und während noch vor verhältnismäßig kurzer Zeit ganz sichtbar die Nachfrage das Ange-

bot überstieg, ist jetzt eine gerade umgekehrte Situation zu erkennen.“ 

Dieses plötzliche Ueberangebot auf dem Kunstseidenmarkt hängt mit der [731] Gründung der Br i -

t i sh  Ce l anese  zusammen, die dem Internationalen Kunstseidenkartell nicht beigetreten ist Auch 

zwei verschiedene technische Verfahren stehen hierbei in Wettstreit: Acetat-Seide gegen Viscose-

Seide. Diese Wettproduktion in Kunstseide ist nicht allein mit ökonomischen Ursachen zu erklären. 

Die deutschen Großagrarier haben schon 1925 und bei allen späteren Zollverhandlungen stets die 

„Ernährung aus eigener Scholle“ als besonders zugkräftiges Argument für die breitere Oeffentlichkeit 

benutzt und offen auf die Frage der „S e l bs t ve r so r gung  Deu t s ch lands  f ü r  den  Fa l l  e ine s  

Kr i ege s“ hingewiesen. Als in diesem Jahre die holländisch-javanischen Zuckerproduzenten, die 

sich bisher der Konvention ferngehalten hatten, plötzlich mit dem Vorschlag einer allgemeinen Zu-

ckerkonvention und einer Weltkonferenz der Zuckerindustriellen hervortraten, da waren es die deu t -

s chen  Zuckerproduzenten, die unter Berufung auf „wichtige nationalwirtschaftliche Belange“ die 

Beteiligung ablehnten. 

In Italien hat die faschistische Regierung ihre „Getreideschlacht“ und alle anderen Maßnahmen mit 

der Battaglia-Oeconomica ganz offen mit der Notwendigkeit der „Aut a r k i e im  Kr i egs f a l l e“ 
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begründet. Mussolini hat darauf hingewiesen, daß für das Jahr 1935 mit einer allgemeinen großen 

kriegerischen Auseinandersetzung der europäischen Staaten zu rechnen sei, und daß bis dahin die 

Ernährung Italiens sichergestellt sein müsse. Die deutschen Großagrarier schauen mit Neid auf die 

„Erfolge“ der faschistischen Maßnahmen, wie das aus den Ausführungen Dr. Axe l  Sch i nd le r s‚ 

des bedeutendsten Wirtschaftspolitikers der deutschen Großagrarier, in seinem Buch über „Grund-

fragen der deutschen Handelspolitik“ klar hervorgeht. 

Es steht außer jedem Zweifel daß die Interessen der Kriegswirtschaft in den kapitalistischen Ländern 

nicht wenig dazu beitragen, um die relative Ueberproduktion zu steigern und den Kampf um die 

Märkte aufs äußerste ZU verschärfen. So greift die Kriegspolitik automatisch auf die Zoll- und Han-

delspolitik der Bourgeoisie über. Die Kriegsindustrien schaffen vorübergehend einen künstlichen 

Markt, der für geraume Zeit größere Warenmassen absorbiert, aber selbstverständlich auf die Dauer 

die katastrophale Zuspitzung der Widersprüche nur beschleunigt. 

Die Zollrüstungen und Absperrmaßnahmen aber bedeuten ihrerseits einen Moment der Beschleuni-

gung und Vergrößerung der Kriegsgefahr. Sie führen zu offenen Wirtschaftskriegen, wie z. B. zum 

Wi r t s cha f t sk r i eg  zwi schen  Deu t s ch land  und  Po l e n, der seit Jahren tobt und heute noch 

nicht beendet ist. Die Lasten dieser Wirtschaftskriege trägt natürlich nur das werktätige Volk. Vor allem 

aber stärken die vom Monopolkapital geschürten Konkurrenzkämpfe und Wirtschaftskriege den natio-

nalen Chauvinismus und erleichtern den Drahtziehern der Kriegspolitik die Verhetzung der Massen. 

Die Massen bezahlen die Zeche. Sie tragen den Zoll, sie tragen den künstlich hochgeschraubten In-

landspreis, sie tragen die Subventionen und Ausfuhrprämien sie hungern, wenn die Produktion ein-

geschränkt wird, sie darben, wenn die Produktion mit künstlichen Mitteln gesteigert wird. Wie es im 

Imperialismus keinen Verteidigungskrieg mehr gibt, so wenig gibt es an der kapitalistischen Einheits-

front heute noch „Er z iehungszö l l e“. Alle Zölle der imperialistischen Staaten sind „Kampfzölle. 

Auch die Handelsverträge sind nur in Paragraphen gegessene Handelskriege. Daraus ergibt sich die 

Kampfstellung der Kommunistischen Partei gegen jede kapitalistische Zollpolitik und jeden imperi-

alistischen Handeisvertrag. [732] 

LITERATUR 

Die Gewerkschaftsbewegung in Sowjetrußland 
Internationales Arbeitsamt, Genf (304 Seiten), Amtliche Ausgabe 

Die russische Stelle beim Arbeitsamt in Genf, die von dem bekannten weißgardistischen Wirtschaft-

ler Sargorski geleitet wird, hat eine umfangreiche Arbeit über die russische Gewerkschaftsbewegung 

zusammen gestellt. Bis jetzt stammen aus dieser Quelle alle Artikel über Rußland in den Veröffent-

lichungen des Arbeitsamtes. Das vorliegende Buch soll ein umfassendes Bild über die Theorie und 

Praxis der russischen Gewerkschaften in der Periode des Kriegskommunismus wie auch in der Peri-

ode der Nep geben. 

Das Buch besteht aus drei Teilen. Der erste Teil behandelt die kommunistische Theorie vom Gewerk-

schaftswesen in der kapitalistischen Gesellschaftsordnung und unter der Diktatur des Proletariats. 

Diese wird durch die Geschichte der Beziehungen zwischen den Gewerkschaften und der Kommunis-

tischen Partei und zwischen den Gewerkschaften und dem Staate in Rußland illustriert. Der zweite 

Teil behandelt die innere Gewerkschaftsorganisation Der dritte Teil beschäftigt sich mit der Wirt-

schafts- und Sozialpolitik der russischen Gewerkschaften. Hier wird eine gründliche Darstellung ge-

geben über den Anteil der russischen Gewerkschaften an der Organisation und Leitung der Wirtschaft, 

über die Organisation des Arbeitsmarktes, über die Lohnpolitik, Kollektivverträge, Arbeitsstreitigkei-

ten, Sozialversicherung, Arbeitsschutz und über die kulturelle Tätigkeit der Gewerkschaften. Das letzte 

Kapitel im umfangreichen dritten Teil behandelt die Frage: „Die russischen Gewerkschaften und die 

internationale Gewerkschaftsbewegung“. Im Anhange werden authentische Auszüge aus dem Kodex 

der Arbeit und aus anderen grundlegenden Dokumenten des Arbeitsrechts in Rußland gebracht. 

Die Verfasser haben zweifellos eine große und mühselige Arbeit durchgeführt. Sie haben ein großes 

Originalmaterial bearbeitet, um ein ganzes Bild zu schaffen. Auf einzelne Fehler und nicht richtige 
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Erläuterungen lohnt es sich nicht einzugehen. Es  kom m t  haup t s äch l i ch  au f  d i e  ge sam t e  

E i ns t e l l ung  de s  Buches  a n. Der Verfasser wollte z. B. g r undsä t z l i ch  nicht anerkennen, daß 

die Lohnarbeit in Sowjetrußland anderer Natur ist, als in den kapitalistischen Ländern. Neun Zehntel 

der Gesamtindustrie befinden sich in Rußland in den Händen des Arbeiterstaates als Staatsbetriebe 

oder Betriebe der Konsumgenossenschaft. Das muß natürlich ein ganz anderes Verhältnis zwischen 

„Arbeitgeber“ und Arbeiterschaft schaffen. 

Greifen wir ein Beispiel aus dem umfangreichen Material heraus. Das Buch behandelt ausführlich 

das Thema „Konflikte, Streiks und Schlichtungswesen in Sowjetrußland“. Wenn ich mich nicht irre, 

hat eben dieses Kapitel der Sozialdemokratische Pressedienst benutzt, um verschiedene Kommentare 

daran zu knüpfen. Der Tenor der sozialdemokratischen Pressenotizen war ungefähr folgender: In 

Deutschland sind die Kommunisten gegen das Schlichtungswesen, in Rußland führen sie es selbst 

durch. Die „Kleinigkeit“, daß im proletarischen Staate ein Streik, der den Produktionsprozeß stört, 

den Arbeitern keinen größeren Anteil am Wert bringen kann, wird nicht beachtet. Die Einstellung der 

Arbeit schmälert im proletarischen Staate die allgemeinen Möglichkeiten der Staatsindustrie und 

folglich auch den Posten, der der Befriedigung der Bedürfnisse der Arbeiter dient. Die Kollektivver-

träge in der Sowjetunion widerspiegeln das Verhältnis der Bedürfnisse der Arbeiter zu den Möglich-

keiten der Volkswirtschaft. Ein jeder Vertrag, der durch einen Streik abgeschlossen wird, müßte da-

nach schlechtere Arbeitsbedingungen zur Folge haben. Schon die Zahlen über Streiks zeigen d i e  

Ve r sch i edenhe i t  i h r e s  Cha rak t e r s  in der Sowjetunion und in den kapitalistischen Ländern. 

Im Jahre 1927, führten alle russischen Verbände insgesamt 337 Streiks, davon 202 in staatlichen 

Betrieben, 14 in genossenschaftlichen Betrieben und 114 in Privatbetrieben durch. Im ersten Halbjahr 

1927 gab es 122 Streiks, davon 74 in staatlichen und genossenschaftlichen Unternehmungen. In der 

Staatsindustrie waren keine Streiks, die sich über den ganzen Betriebe ausdehnten, zu verzeichnen; 

gewöhnlich traten hier nur einzelne Arbeitergruppen in den Streik. Der Streik dauerte hier nur Stun-

den, höchstens einige Tage. So dauerten von allen im Jahre 1926 durchgeführten Streiks 54,2 Prozent 

unter einen Tag und 25,5 Prozent ein bis zwei Tage. In staatlichen Unternehmungen sind Streiks nur 

als letztes Mittel des öffentlichen Druck gegen den Bürokratismus einzelner Vertreter der Staatsmacht 

denkbar. Der 14. Parteitag der Kommunistischen Partei der Sowjetunion stellte fest: „Der Streik in 

einem proletarischen Staat ist ein Beweis dafür, daß der Staatsapparat mangelhaft ist, die Gewerk-

schaftsorganisation selbst schwach und die von ihnen vereinigten Massen in kultureller Beziehung 

rückständig sind.“ Der Schlichtungsweg in der Sowjetunion ist der no rm a l e  Weg zur Erledigung 

von Konflikten. Die Schlichtungsinstanzen werden in überwiegendem Maße von den Gewerkschaf-

ten beeinflußt. Das zeigt auch folgende Tatsache: Die Hä l f t e  aller Streitigkeiten sind vo l l kom -

m en  zugunsten der Arbeiter und fast ein Dr i t t e l  t e i l we i se  zugunsten der Arbeiter entschieden. 

Das Letzte Kapitel bringt den Briefwechsel zwischen Moskau und Amsterdam, der hier ausschließ-

lich als Angelegenheit der russischen Gewerkschaften hingestellt wird. In geschickter Farn, wird hier 

beim Leser der Eindruck erweckt, daß die russischen Gewerkschaften die Schuld für die Nichtwie-

derherstellung der Gewerkschaftseinheit tragen. Der Schriftwechsel wird, wie bekannt, wesentlich 

mit der Entschließung Smith-Steinhuis beendet, die besagt, daß, sobald die russischen Gewerkschaf-

ten dem Wunsch Ausdruck gegeben haben, sich dem IGB anzuschließen, eine gemeinsame Konfe-

renz stattfinden kann. Die Verfasser ver-[733]schweigen aber, wie die führenden Persönlichkeiten 

der Amsterdamer Internationale dieses Wörtchen, „dem Wunsch Ausdruck gegeben haben“, kom-

mentierten. 

Das Buch erinnert nochmals an die Pflicht, eine gründliche Arbeit über die Geschichte, Theorie und 

Praxis der russischen Gewerkschaften vom Standpunkt des revolutionären Marxismus zu schaffen. 

Einige Ansätze in dem Buche der Genossin Frida Rubiner und das sehr interessante und empfehlens-

werte Büchlein von L. Ginsburg sind nicht berufen, diese Aufgabe zu lösen.  F. D. 

Agrarprobleme 

Herausgegeben vom Internationalen Agrarinstitut, Moskau. 1. Heft des 1. Bandes der deutschen Aus-

gabe im Verlag von Paul Parey, Berlin. 1928. 
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Es ist sehr zu begrüßen, daß zum ersten Male in Westeuropa eine Zeitschrift entsteht, die – wenn 

auch selbstverständlich auf überparteilichem Boden und sogar unter Mitarbeit einzelner bürgerlicher 

Wissenschaftler – doch im Ganzen sich die Aufgabe stellt, vom Standpunkt des Marxismus zu theo-

retischen Agrarfragen und zu sozialen Bewegungen auf dem Lande Stellung zu nehmen. Daß ein 

solcher Versuch in seinen ersten Stadien unter verschiedenen Kinderkrankheiten leiden muß, ist von 

vornherein selbstverständlich und kann seinen großen Nutzen nicht beeinträchtigen. Aufgabe der Kri-

tik ist es aber gerade, auf solche Schwierigkeiten hinzuweisen, damit sie möglichst bald überwunden 

werden. Wir meinen hier natürlich nicht solche Mängel, wie die im Anfang unvermeidlich be-

schränkte Internationalität der Zeitschrift – erst im Verlaufe längeren Bestehens kann sie dazu kom-

men, wirklich über agrarpolitisch und agrartheoretisch wichtige Tatsachen aus a l l e n  wichtigen Län-

dern berichten zu können und von der zufälligen Verteilung einlaufenden Materials unabhängig zu 

sein. Freilich scheint es nützlich, schon heute darauf hinzuweisen, daß der Wert der Zeitschrift (und 

auch schon der vorliegenden Nummer) für den Leser wesentlich in der Fülle und Gründlichkeit des 

für ihn sonst schwer zugänglichen Materials. liegt. Auch gegenüber ihrem Leserkreis von bürgerli-

chen Wissenschaftlern (der der theoretischen Haltung der Zeitschrift ja doch negativ gegenübersteht) 

werden sich die „Agrarprobleme“ im wesentlichen nur durch die Anziehungskraft des von ihnen ge-

botenen Materials, vor allem aus außereuropäischen Ländern, aber auch aus der Sowjetunion, be-

haupten können. 

Es gibt aber auch eine Reihe von Mängeln, gegen die von  Anf ang  an  energisch angekämpft wer-

den kann, Daß verschiedene normale Ausdrücke der marxistischen Terminologie chronisch entstellt 

werden (z. B. „Produktionskräfte“ statt „Produktivkräfte“, „Revolutionisierung“ statt „Revolutionie-

rung“ der Massen usw.) läßt sich wohl einfach daraus erklären, daß der Verlag zwar über eine große 

Praxis in der Herausgabe agrarischer –‚ aber über keinerlei Erfahrungen in der Veröffentlichung mar-

xistischer Literatur verfügt, obwohl das Institut doch irgendwelche Mittel zur Ueberwindung solcher 

technischer Mängel finden könnte. Schließlich ist es auch ein wesentlicher Schönheitsfehler, wenn 

die Uebersetzungen aus dem Russischen vielfach nur allzu wörtlich sind (wenn z. B. von einer Klasse 

gesagt wird, daß sie „nicht mehr nach dem Alten leben“ kann), obwohl durch ähnliche Ueberset-

zungsformen gelegentlich sogar Verständnisschwierigkeiten entstehen könnten. Wichtiger noch 

scheint uns aber der Hinweis, daß die Mitarbeiter einer Zeitschrift, die nach ihrer Form, der – sonst 

völlig unverständlichen – Wahl des herausgebenden Verlages, dem Mitarbeiter. stamm usw. sich an 

ein teilweise aus bürgerlichen Wissenschaftlern und jedenfalls Nichtkommunisten zusammengesetz-

tes Publikum richtet, sich auch bei der Abfassung ihrer Artikel die Gedankenwelt ihres Leserkreises 

vor Augen halten müssen. Wir meinen dies natürlich nicht so, daß irgend. welche ideologischen Kon-

zessionen gemacht, Schlußfolgerungen zurückgehalten werden sollen und dergleichen. Die nicht-

kommunistischen Leser sollen ja gerade die marxistische Gedankenwelt kennen lernen. Aber es hat 

natürlich keinen Sinn, ihnen gegenüber z. B. davon zu sprechen, daß beim Uebergang heute noch 

vorkapitalistischer Länder zum Sozialismus das kapitalistische Stadium „bekannterweise übergangen 

werden“ kann. „Bekannt“ ist die Möglichkeit eines direkten Uebergangs nichtkapitalistischer Wirt-

schaftsformen zum Sozialismus für theoretisch geschulte Kommunisten –‚ allen anderen Leuten muß 

sie bewiesen, oder es muß ihnen zumindest klargemacht werden, daß vom Standpunkte des Marxis-

mus aus ein solcher Beweis möglich ist. Diese Beispiele ließen sich zahlreich vermehren. 

Nach diesen mehr formalen, aber nicht unwichtigen Bemerkungen zum Inhalt des vorliegenden ersten 

Heftes. An einen programmatisch einleitenden Artikel über die moderne Agrarfrage von S. 

Dubr owsk i  der die vom Agrarinstitut und von der Zeitschrift zu studierenden Probleme in ausführ-

licher und klarer Weise umreißt, schließen sich zwei Artikel von N. Mesch t s c he r j ako w‚ die sich 

mit der tatsächlichen Stellung der Genossenschaften im kapitalistischen System beschäftigen und die 

Utopie von einem „nichtkapitalistischen“ Charakter genossenschaftlicher Bildungen innerhalb einer 

kapitalistischen Gesellschaft widerlegen. Drei weitere Artikel beschäftigen sich mit Agrarf ragen be-

stimmter Länder: begonnen (aber noch nicht abgeschlossen und deshalb später eingehender zu bespre-

chen) sind ein materialreicher und darum sehr interessanter Artikel von G. Wer men i t s chew  über 

die Agrarreform in Mittelasien und eine Arbeit von Prof. Walter Sch i f f  über die Agrarprobleme in 
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Oesterreich, die in ihrer agrarpolitischen Einstellung im wesentlichen dem bekannten Standpunkte 

Otto Baue r s  und des Agrarprogramms der österreichischen Sozialdemokratie entspricht, für uns 

aber darum interessant ist, weil sie konkret beweist, wie dieses Programm in seinem Inhalt nicht über 

ein bürgerlich-fortschrittliches [734] Programm hinausgeht, teilweise sogar dahinter zurückbleibt. 

Wohl der interessanteste Artikel des Heftes ist eine Darstellung der „Neuesten Etappen der Bauern-

bewegung in China“ von B. F r e i e r‚ der eine Fülle von in Westeuropa unbekannten Tatsachen in 

wirklich guter Ve r a r be i t ung  bringt. Schon um dessentwillen muß man das Heft auch den weniger 

theoretisch als politisch interessierten Genossen empfehlen. Die objektiv konterrevolutionäre Bedeu-

tung jeder Vernachlässigung der Agrarfragen durch eine kommunistische Partei, aber auch jedes Ver-

suches, die Agrarfrage durch Kompromiß mit ausbeuterischen Elementen, statt durch rücksichtslose 

Entfesselung des Klassenkampf es auf dem Dorfe zu lösen, wird hier durch Tatsachen bewiesen, die 

eindringlicher wirken, als viele theoretischen Auseinandersetzungen. Im weiteren bringt die Rund-

schau Material über die amerikanischen Getreidepools, über die Lage der eingeborenen Landbevöl-

kerung in den englischen afrikanischen Kolonien und über die Perspektiven des Fünf-Jahres-Planes 

für die landwirtschaftliche Entwicklung der Sowjetunion. Die Protokolle mehrerer im Internationalen 

Agrarinstitut gehaltener Vorträge, ein kurzer Tätigkeitsbericht und einige Bücherbesprechungen 

schließen das 15 Bogen starke Heft. 

Die hier angeführten Artikel werfen natürlich eine ganze Reihe wichtiger theoretischer Fragen auf, 

die in aller Breite zu behandeln, hier zu weit führen würde. Nur drei theoretisch-kritische Bemerkun-

gen zu Ausführungen marxistischer Autoren sollen hier Platz finden. In dem programmatischen Ein-

leitungsartikel spricht S. Dubr ows k i  (auf S. 22-24) von zwei einander gegenüberstehenden Ten-

denzen der Industrialisierung und „Agrarisierung“: 

„Allerdings ist gleichzeitig mit der Industrialisierung der einen Länder eine Agrarisierung der anderen Länder 

vor sich gegangen. Wir unterscheiden drei Typen der Agrarisierung. Der erste Typus: die Landwirtschaft und 

die Industrie entwickeln sich, aber das Tempo der anwachsenden Entwicklung der ersteren ist schneller als das 

der letzteren. Der zweite Typus: die Landwirtschaft und die Industrie gehen zugrunde, aber die Industrie wird 

stärker ruiniert und deshalb gewinnt das Land das Bild eines Agrarlandes. Der dritte Typus: die Landwirtschaft 

entwickelt sich, die Industrie wird ruiniert. Zum ersten Typus gehören einige überseeische Länder, in denen 

die Landwirtschaft sich stärker entwickelt hat, als die Industrie. Zum zweiten Typus eine Reihe europäischer 

Länder während des imperialistischen Krieges. wo die Industrie stärker ruiniert wurde als die Landwirtschaft. 

Zum dritten Typus gehören solche Länder, wie die Tschechoslowakei, Polen und einige andere, wo bei der 

wenn auch verlangsamten landwirtschaftlichen Entwicklung die Industrie entweder ruiniert wird oder im Still-

stand sich befindet.“ 

Weiter wird dann dargelegt, wie infolge der wachsenden imperialistischen Widersprüche, vor allem 

der relativen Verengung des Marktes, das monopolistische Finanzkapital den kapitalistisch schwä-

cheren Ländern (um deren Industriekonkurrenz auszuschalten) eine Agrarisierung aufzuzwingen su-

chen. Uns scheint, daß der Autor hier nur die e i ne  Seite des widerspruchsvollen Prozesses sieht: 

eben der infolge des wachsenden Widerspruchs zwischen Produktions- und Verwertungsbedingun-

gen des Kapitals verschärfte Konkurrenzkampf zwingt die einzelnen großen Imperialismen zu ver-

stärktem Kapitalsexport als Mittel der Konkurrenz untereinander und damit zur beschleunigtes In-

dustrialisierung auch bisher kolonialer und halbkolonialer Länder, ob sie wollen oder nicht und un-

geachtet des Schadens, der ihnen durch die industrielle Konkurrenz bisher agrarischer Länder in wei-

terer Folge entstehen muß. Natürlich treten, insbesondere nach großen politischen Umgruppierungen, 

wie nach dem Weltkriege, Standortsverschiebungen einzelner Industrien ein, aber im ganzen schreitet 

der Industrialisierungsprozeß nicht nur, wie D. annimmt, In den imperialistisch führenden, sondern 

auch in den imperialistisch ausgebeuteten Ländern vor. Tatsächlich erweisen sich seine Beispiele als 

unstichhaltig: bei der ersten Gruppe liegt überhaupt kein Agrarisierungs- sondern ein Industrialisie-

rungsprozeß vor (um so mehr, als auch die Entwicklung der Landwirtschaft in solchen Ländern re-

gelmäßig mit deren Industrialisierung Hand in Hand geht); für die zweite kann auch Gen. D. nur 

Beispiele aus den Zersetzungserscheinungen der Kriegswirtschaft anführen, die aber nur vorüberge-

hend waren und mit der kapitalistischen Stabilisierung erledigt, teilweise (Deutschland) von einer 

sprunghaften Industrialisierung abgelöst wurden. Die angeführten Beispiele der dritten Gruppe 
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erscheinen, von einzelnen Standortsverschiebungen abgesehen, sachlich falsch, Nicht einmal in Oes-

terreich, wo die Voraussetzungen dafür doch günstig liegen, ist eine Agrarisierung im Dach en Sinne 

festzustellen. Eine solche hat es vielmehr im ausgesprochenen Sinne nur in vo r im pe r i a l i s t i -

s chen  Phasen des Kapitalismus (Irland!) gegeben, heute sucht der Imperialismus vielfach in kolo-

nialen Ländern die Industrialisierung zu hemmen, ohne bekanntlich mehr zu erreichen, als eben eine 

Verlangsamung des an sich unverhinderbaren (weil sich aus dem Kapitalexport zwangsläufig erge-

benden) Prozesses. 

In seinen Thesen über das Verhältnis von Konsum- und landwirtschaftlichen Genossenschaften be-

streitet N. Mesch t sche r akow  auf Seite 53 ff. die Möglichkeit einer wirtschaftlichen Verständi-

gung beider im kapitalistischen System auf Grund der unüberbrückbaren Gegensätzlichkeit der von 

ihnen zu vertretenden Interessen in der Preist rage. Wohl sei durch unmittelbaren wirtschaftlichen 

Verkehr infolge der Ausschaltung des Zwischenhandels für beide ein Vorteil erreichbar, aber eine 

wirkliche Verständigung kann nicht auf diesem Wege erzielt werden, „sondern nur auf dem Wege 

der Schaffung eines eng zusammenarbeitenden Kampfverbandes der landwirtschaftlichen mit der 

Konsumgenossenschaft, mit der Spitze gegen die Ausbeutung und die Gewalttätigkeiten seitens des 

Finanzkapitals und des kapitalistischen Staates“. Anders steht es unter der Sowjetmacht, angesichts 

der Nationalisierung des Bankwesens usw. Hier sei es möglich, „wirklich gerechte Preise“ (die Sinn-

losigkeit dieses Begriffes in kapitalistischen Ländern hat M. weiter oben scharf gegeißelt) für Indust-

rie- und Agrarprodukte festzusetzen und eine Interessengemeinschaft von landwirtschaftlichen und 

Konsumgenossenschaften zu schaffen. 

In dieser Darstellung fehlt etwas Wesentliches: nämlich die Aufzeigung des ver-[735]änderten Klas-

seninhalts der landwirtschaftlichen Genossenschaften selbst (nicht nur des Milieus, in dem sie sich 

befinden) und des unvermeidlichen Klassenkampfes in den und um die Genossenschaften zwischen 

den verschiedenen Klassen der Landbevölkerung (deren Existenz M. in diesem Zusammenhange über-

haupt nicht erwähnt, sondern stets von „landwirtschaftlichen Genossenschaften“ schlechthin spricht). 

Der Interessengegensatz zwischen Konsum- und landwirtschaftlichen Genossenschaften im Kapita-

lismus beruht wesentlich darauf, daß die landwirtschaftlichen Genossenschaften (was normalerweise 

der Fall) sich unter Führung der Junker und Großbauern befinden, die ein Interesse an hohen Preisen 

haben. 

Unter dieser Voraussetzung ist aber auch in Appell zu einem Kampfbündnis mit proletarischen Kon-

sumgenossenschaften gegen das Finanzkapital sinnlos. Im Falle, wo sich landwirtschaftliche Genos-

senschaften in einem Sowjetstaat unter Führung von Kulaken befinden, wird ein scharfer Gegensatz 

zu den Konsumgenossenschaften der proletarischen Verbraucher ebenso unvermeidlich sein wie im 

Kapitalismus: für die völlig geänderten Beziehungen zwischen den beiden Genossenschaftsgruppen 

unter der Sowjetmacht ist eben dies grundlegend, daß die proletarische Diktatur – im Gegensatz zur 

bürgerlichen „Demokratie“ – günstige Bedingungen für die Beherrschung der ländlichen Genossen-

schaften durch die armen und mittleren Bauern schafft und daß, infolge der in den Genossenschaften 

geänderten Klassenführung, auch ihre Beziehungen nach außen andere sein können. Einen „wirklich 

gerechten Preis“ kann es unter der Sowjetmacht so wenig geben wie im Kapitalismus: „gerecht“ ist 

jede Preispolitik vom Standpunkt j ene  Klasse, deren Interessen sie dient – und keine Preispolitik 

kann darum a l l e n  Bauern oder gar der ganzen Bevölkerung „gerecht“ erscheinen. Der Unterschied 

ist nur der, daß die Genossenschaften unter der Sowjetmacht eine – vom Standpunkt der Kulaken 

höchst „ungerechte“ – Preispolitik einschlagen können, die eine Verständigung mit den proletari-

schen Konsumenten ermöglicht, während die großbäuerliche Führung der heutigen deutschen Genos-

senschaften z. B. sich sehr gut mit der städtischen Bourgeoisie verständigen, also in ihrer Weise auch 

„gerecht“ sein kann, Es handelt sich eben nicht nur um die Frage des Milieus, in dem die Genossen-

schaften existieren, sondern dies Milieu ist wichtig als Voraussetzung für den geänderten Klassenin-

halt der landwirtschaftlichen Genossenschaften se l b s t, von dem man unmöglich abstrahieren kann. 

In einer – theoretisch und politisch sehr wichtigen – Fußnote zu seinem Artikel über die mittelasiati-

sche Agrarreform (auf S. 59) bemerkt J. Wermenitschew, daß zwar in Mittelasien die Agrarrevolution 
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erst nach der Lösung der nationalen Frage durch die Sowjetmacht eingeleitet wurde (und zwar eben-

falls teilweise „von oben“:), daß aber in von fremdem Imperialismus unterdrückten Kolonialländern 

die Sache anders stehe: 

„Unter Verhältnissen jedoch, in denen in kolonialen und halbkolonialen Ländern eine selbständige nationalre-

volutionäre Bewegung entsteht, wenn diese Länder den schärfsten Kampf gegen den Imperialismus zu führen 

haben, ist die Lösung der Agrarfrage in irgendeinem Grade i n  F o r m  v o n  w e n i g s t e n s  t e i l w e i s e n  A g -

r a r r e f o r m e n  (Unterstreichungen von mir. R. G.) notwendig, um breite Bauernmassen in den Kampf her-

einzuziehen. Die Lösung der Agrarfrage in diesem oder jenem Grade ist im ersten Stadium der allgemeinen 

wichtigeren nationalen Frage untergeordnet und notwendig z u r  V e r s t ä r k u n g  d e r  P o s i t i o n  d e r  n a t i -

o n a l e n  p o l i t i s c h e n  R e v o l u t i o n. N a c h  d e r  L ö s u n g  d e r  n a t i o n a l e n  F r a g e  aber gewinnen die 

Fragen der Agrarrevolution die vorherrschende Bedeutung.“ 

In dem im gleichen Heft enthaltenen Artikel von F r e i e r  über die chinesische Bauernbewegung kann 

jedermann nachlesen, was in der Praxis herauskommt, wenn man die Bauernmassen mit „teilweisen 

Agrarreformen“ zu gewinnen versucht, die Te i l reformen bleiben, weil der Grad der Lösung der Ag-

rarfrage „der wichtigeren nationalen Frage“ (zu deutsch dem Einvernehmen mit der nationalen Bour-

geoisie) untergeordnet sein muß. Insbesondere aber haben die Erfahrungen der chinesischen Revolu-

tion ausgiebig den Utopismus der Parole: „Erst nationale, dann soziale Revolution“ auf geklärt: wenn 

sich die Arbeiter und Bauern den Bedürfnissen der „wichtigeren nationalen Frage“ unterordnen und 

insbesondere die Agrarrevolution irgendwie abbremsen, wird die nationale Frage übe rha up t  n i ch t  

ge l ö s t  wer de n, weil dann er nationale Befreiungskampf durch die „nationale“ Bourgeoisie verra-

ten werden wird, ohne daß die demokratische Diktatur der Arbeiter und Bauern die Führung dieses 

Kampfes übernehmen kann. Vielmehr bildet die volle Entfaltung des Klassenkampfes in der Stadt und 

auf dem Lande die einzige Garantie für die erfolgreiche Durchführung des nationalen Freiheitskamp-

fes gegen die Imperialisten und die mit ihnen verbündete verräterische Stadt- und Dorfbourgeoisie. 

Die Fülle der Fragen, die durch die Artikel dieser ersten Nummer der „Agrarprobleme“ aufgeworfen 

werden – und von denen hier nur einige gestreift wurden –‚sind der beste Beweis für die sachliche 

Lebensberechtigung einer Zeitschrift, die sich speziell mit den Agrarproblemen befaßt, aber auch für 

die Notwendigkeit, alle diese Fragen eingehend zu klären.  Rudolf Gerber. [736] 

* 

Illustrierte Geschichte der russischen Revolution 
Herausgegeben von W. Astrow, A. Slepkow und D. Thomas.  

Neuer Deutscher Verlag, Berlin 1928. 

Wir hatten bis jetzt keine Gesch ich t e  der großen russischen Revolution, nur Schriften übe r  die 

Revolution: über Fragen der Taktik, der Strategie usw. Aber gerade bei der jüngeren Generation, die 

nicht mehr Zeitgenosse und unmittelbar Beobachter der Oktoberrevolution war, ist das Bedürfnis 

nach einer seinen historischen Darstellung sehr stark. Das Werk, das im Neuen Deutschen Verlag 

erschienen ist, kommt in willkommener Weise diesem Bedürfnis entgegen. 

Wie erfüllen nun die Verfasser ihre Aufgabe? Das Buch ist ein Sammelwerk mit Beiträgen verschie-

dener Autoren. Die Entwicklung der Ereignisse wird nur zum Teil durch Artikel der Herausgeber 

selbst dargestellt; dann kommen sehr zahlreiche Dokumente und Aeußerungen der führenden Männer 

der Revolution selbst, wie Lenin, Bucharin, Trotzki, Lunatscharski, Krylenko u. a. Auch die 225 

Illustrationen des fast 600 Seiten starken Werkes sind ausschließlich Photographien und Zeichnungen 

– zum Teil ganz seltene Bilder – aus der damaligen Zeit. 

Der erste Abschnitt des Buches befaßt sich mit der Revolution 1905. Hier wie auch im weiteren Ver-

lauf des Buches wird ausführlich die ökonomische Basis geschildert, auf der sich die politischen Er-

eignisse abgespielt haben. Auf die Periode zwischen den Revolutionen 1905 bis 1917 folgt die revo-

lutionäre Entwicklung vom Sturz des Zarismus bis zum Sieg der Oktoberrevolution. Der letzte Ab-

schnitt schildert die ersten Schritte der Sowjetmacht, den Brester Frieden und schließt mit einer knap-

pen Skizzierung des Kriegskommunismus bis zur Einführung der Neuen Oekonomischen Politik 

(Nep). 
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Das Verdienst des Werkes besteht vor allem darin, daß hier – zum ersten Male – vom leninistischen 

Standpunkt aus eine Darstellung der russischen Revolution geboten wird, die prinzipiell konsequent 

bleibt und zugleich dem Leser ohne besondere Vorkenntnisse zugänglich ist. Ohne in weitschweifige 

Schilderungen auszuarten, ist das Buch eine fesselnde Lektüre für den historisch interessierten Leser. 

Aber an Hand der Geschehnisse werden zugleich Fragen der Oekonomie und der sozialen Struktur 

beleuchtet, werden Fragen der Taktik und Strategie der Epoche der proletarischen Revolution darge-

tan. Für den revolutionären Proletarier wird das Buch auf diese Weise zu einem Handbuch, aus dem 

er manche wertvolle Lehren für seinen eigenen Befreiungskampf entnehmen kann. Auch die zahlreich 

zitierten Abschnitte aus Lenins Werken und die anderen Dokumente der Revolution machen das 

Werk zu einem nützlichen Nachschlagewerk. 

Die Mängel des Buches sind stilistischer Natur. Die (zahlreichen) Uebersetzungen aus dem Russi-

schen sind nicht immer auf der Höhe. In einigen findet man allerhand Russizismen, sprachliche Ver-

irrungen und Ungenauigkeiten, so z. B. „Rotten“ anstatt Kompanien (S. 3121, auf S. 313 ist die Rede 

vom ,Traumvermächtnis vieler Generationen“, auf S. 306 von „jungem und erwachsenem Vieh“. Die 

bekannte Parole „Semli u woli“ (Land und Freiheit) wird an einer Stelle (S. 307) mit „Boden und 

Ochsen“ übersetzt, – wohl eine Verwechslung von „woli“ – Freiheit und „woly“ Ochsen, eine Ver-

wechslung, die weder der historischen noch Sprachkenntnisse des Uebersetzers Ehre antut. Ungenau-

igkeiten wie „Tambowsk“ anstatt Tambow (S. 313) dürften natürlich in einem solchen Werke auch 

nicht vorkommen. Sätze wie: „Man ging über vom System des individuellen zum kollektiven Fr e i -

w i l l i ge n“ kommen in einigen sehr nachlässig gemachten Uebersetzungen vor. 

Es ist zu erwarten, daß in den nächsten Auflagen des stark verbreiteten Buches diese Mängel ausge-

merzt werden. F. R. 

[737] 

  



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 677 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 15. November 1928 ⁕ Heft 22 

Der Kampf an der Ruhr und die Aufgaben der deutschen Arbeiterklasse 

1. Die politische Bedeutung der Offensive des Trustkapitals. 

W. U. Die Ursache der gegenwärtigen Aussperrungsoffensive ist der Wille des deutschen Finanzka-

pitals, die Kapitalsakkumulation zu erhöhen und damit die imperialistische Aktivität und Selbstän-

digkeit des deutschen Finanzkapitals zu verstärken. Auf dem Kölner Bankiertag formulierte das Herr 

Goldschmidt in folgender Weise: 

„Die deutsche Wirtschaftsführung muß alles Streben, alles Denken und Handeln auf die Kap i t a l s -

b i l dun g‚ dieses Kraftzentrum jedes wirtschaftlichen Organismus, richten. 

Wir stören aber diesen ursächlichen Zusammenhang (zwischen Produktion und Rentabilität zum Zwecke der 

Kapitalbildung), wenn die Linie von Produktivität, Rentabilität und Kapitalbildung herankommt, sondern diese 

Linie überschreitet. Das gilt vor allem von einer B e l a s t u n g  d e r  P r o d u k t i o n  d u r c h  e i n e  ü b e r t r i e -

b e n e  s o z i a l e  F ü r s o r g e.“ 

„D i e  B e d r o h u n g  d e r  W i r t s c h a f t  d u r c h  t ä g l i c h  s i c h  s t e i g e r n d e  F o r d e r u n g e n  m u ß  e n d -

l i c h  d u r c h  e i n e n  Z u s t a n d  d e r  B e h a r r u n g  a b g e l ö s t  w e r d e n.“ 

Die Förderung der Kapitalsakkumulation durch verschärfte Ausbeutung der Arbeiter veranlaßt die 

Unternehmer in der gegenwärtigen Situation aus folgenden Hauptgründen zu einer so groß angelegten 

Offensive: 

Seit 1928 betragen die Reparationsverpflichtungen jährlich 2,5 Milliarden Mark. Es kommt hinzu, 

daß für die Verzinsung und Tilgung der Auslandsanleihen jährlich 700 Millionen Mark aufgebracht 

werden müssen. Das deutsche Finanzkapital versucht unter diesen Verhältnissen nicht nur diese ho-

hen Lasten auf die Arbeiter abzuwälzen, sondern durch eigene Kapitalbildung die Aufnahme von 

Auslandsanleihen zu vermindern, um die Profite in ihre eigenen Taschen stecken zu können. Zugleich 

zeigen sich offensichtlich die Schranken des Inlandsmarktes. D. h. eine profitable Kapitalsverwertung 

ist nur möglich bei gesteigerter Kapitalausfuhr und insbesondere bei Aufbringung großer Kapitalien 

für die Finanzierung des Warenexportes. Bei diesem Kampf um den Weltmarkt zeigen sich aber schon 

jetzt die Auswirkungen der kapitalistischen Rationalisierung in den anderen Ländern in Form der Ver-

schärfung der Konkurrenz. Dur ch  ve r s chä r f t e  Ausbeu t ung  de r  Ar be i t e r  i n  a l l en  Län -

de r n  be i  g l e i chze i t i ge r  m ono-[738]po l i s t i s che r  P r e i shochha l t ung  im  I n l an d, d. h. 

du r ch  doppe l t e  und  d r e i f ache  Massenbe l a s t u ng  ve r such t  da s  F i nanzkap i t a l  a l l e r  

Lände r  s e i ne  P r o f i t e  z u  e r höhe n. Das  i s t  d i e  Wur ze l  de r  neuen  We l l e  von  S t r e i k -

bewegungen  i m  i n t e r na t i ona len  Maßs tab e. 

Im Zusammenhang mit dieser Verschärfung des Konkurrenzkampfes auf dem Weltmarkt steht die 

Frage der deutschen Rüstungspolitik, und nur in diesem Licht ist eine richtige Beurteilung der Aus-

einandersetzungen über den Panzerkreuzerbau möglich. Die Rüstungen des deutschen Imperialismus 

stehen in innigem Zusammenhang mit dem französisch-englischen Militärbündnis, mit den militäri-

schen Vereinbarungen der Randstaaten und mit der Bildung des Konsortiums der Gläubiger Ruß-

lands. Gerade infolge des französisch-englischen Bündnisses ist der neue deutsche Imperialismus zu 

einer Beschleunigung seiner Rüstungspolitik gezwungen, um seine Forderungen gegenüber diesen 

imperialistischen Mächten ebenso wie gegen die Sowjetunion durchsetzen zu können. Anges i ch t s  

d i e se s  Zünds t o f f e s  i m  Wel t maßs t abe  ve r s chä r f t  s i ch  d i e  Aggr e s s iv i t ä t  de r  I m -

pe r i a l i s t en  gegen  d i e  Sowje t un i o n, we i l  da s  Außenhande l sm onopo l  i hnen  e i n  

Dor n  i m  Auge  i s t  und  we i l  d i e  i dee l l e  und  m a te r i e l l e  Un t e r s t ü t zung  de r  r evo l u -

t i onä r en  Beweg ungen  du r ch  d i e  Ar be i t e r  de r  Sowj e t un io n, und  da s  Vor b i l d  de s  

soz i a l i s t i s chen  Auf baus  i n  ungeheu r e r  We i se  d i e  r evo l u t i onä r e  Bewegung  i n  a l -

l en  Länder n  f ö r de r t. 

Diese Verschärfung des Klassenkampfes im internationalen Maßstabe und auch in Deutschland be-

dingt eine Linksentwicklung der Arbeiter, zwingt die sozialdemokratischen und reformistischen 
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Gewerkschaftsführer zu Scheinmanövern. Der sozialdemokratische Antrag betr. Einstellung des 

Baues des Panzerkreuzers A. ist ein solches Manöver. Ebenso soll der Zwei-Pfennig-Hungerschieds-

spruch den Arbeitern zeigen, daß die Sozialdemokraten doch wenigstens zwei Pfennige bewilligen 

wollen. Aber das Trustkapital ist anderer Meinung. Es hat die Sozialdemokraten in die Regierung 

gelassen, damit sie konsequent die imperialistische Politik durchführen. Weil solche sozialdemokra-

tische Manöver, wie z. B. in der Panzerkreuzerfrage und in der Lohnfrage in der gegenwärtigen Si-

tuation, revolutionäre Massenbewegungen begünstigen können, deshalb die Aussperrungsoffensive 

des Trustkapitals. Durch eine Niederlage der Arbeiter wollen sie die außerparlamentarischen Kräfte-

verhältnisse so ändern, daß sie ihre ökonomischen und politischen Ziele durchsetzen können. Durch 

Schwächung der revolutionären Arbeiterschaft wollen sie zugleich die reformistischen Führer fester 

vor ihren Wagen spannen. 

Die SPD versucht durch parlamentarische Manöver, durch Appell an die Arbeitsgerichte, durch Phi-

losophie über die Rechtslage auf die politischen Verhältnisse in Deutschland einzuwirken. 

Währ end  d i e  Re f o rm i s t en  m i t  i h r en  Ju r i s t en  zusam m ens i t z en  und  i m  Re i chska -

b i ne t t  d i e  Rech t s l age  s t ud i e re n, l eg t  das  T r us t kap i t a l  d i e  Be t r i ebe  s t i l l  und  be -

we i s t  dam i t, daß  n i ch t  i m  Re i chs t a g, [739] s onde r n  im  Kam pf  „Kl as se  gegen  

Kl a s s e“ d ie  En t s c he i dung  f ä l l t. 

Diese Politik der Industriellen lehrt zugleich die Arbeiter die wirtschaftsdemokratischen Phrasen der 

Reformisten richtig einzuschätzen. In der Resolution des Hamburger ADGB-Kongresses wird gesagt: 

„Die Demokratisierung der Wirtschaft bedeutet die s c h r i t t w e i s e B e s e i t i g u n g  d e r  H e r r s c h a f t, die 

sich auf dem Kapitalbesitz aufbaut und die Umwandlung der leitenden Organe der Wirtschaft aus Organen der 

kapitalistischen Interessen in solche der Allgemeinheit. D i e D e m o k r a t i s i e r u n g  d e r  W i r t s c h a f t  e r -

f o l g t  s c h r i t t w e i s e mit der immer deutlicher sichtbaren Strukturwandlung des Kapitalismus“ 

Die Reformisten haben jetzt Gelegenheit, in den Belegschaftsversammlungen im Ruhrgebiet und in 

anderen Industriegebieten den Arbeitern zu beweisen, worin die „Demokratisierung der Wirtschaft“ 

und die „schrittweise Beseitigung der Herrschaft der Unternehmer“ zum Ausdruck kommt. Klarer als 

jemals werden die Arbeiter in diesem Kampfe erkennen, daß die wirtschaftsdemokratische Politik der 

Reformisten nur der Irreführung der Arbeiter und der Spaltung der proletarischen Klassenfront dient. 

2. Vor der Aussperrung. 

Die Hüttenarbeiter des Ruhrgebietes schuften unter den schlimmsten Arbeitsbedingungen. Von Juni 

1925 bis heute sind die Spitzenlöhne von 72 auf 80 Pfennig gestiegen, also um 11 Prozent. Gleich-

zeitig aber stieg der amtliche Lebenshaltungsindex von 135,5 auf 152,3 also mm 12,16 Prozent. Der 

Reallohn ist also – bei gleichzeitiger Steigerung der Arbeitsleistung um 40 Prozent – zweifellos ge-

fallen. Die Arbeitszeit in der Hüttenindustrie ist die längste, obwohl die Hüttenarbeiter die schwerste 

Arbeit verrichten müssen. Die Arbeiter fordern eine Lohnerhöhung von 15 Pfennig und verlangten in 

ihrer Mehrzahl gleichzeitig die Einführung des Achtstundentages. Obwohl tarifmäßig nur die Durch-

setzung der Lohnforderungen als konkrete Frage stand, forderten die Betriebsarbeiter die Verbindung 

der Lohnfrage mit der Arbeitszeitfrage, weil angesichts der mörderischen Auswirkungen der Ratio-

nalisierung, der Zunahme der Unfälle usw. de r  Kam pf  um  d i e  Ach t s t undensch i ch t  e ine  

Lebens f r age  de r  Hü t t ena r be i t e r  ist. 

Die Arbeiter fordern Erhöhung der Stundenlöhne von 78 auf 93 Pfennig. Der Schiedsspruch vom 26. 

Oktober setzte statt dessen eine Erhöhung der Akkordsätze um zwe i  P f enn i g  und der Stunden-

löhne um sechs Pfennig fest (nur wenige Arbeiter sind im Stundenlohn beschäftigt). Dieser Hunger-

schiedsspruch, der den wahren Charakter der Koalitionsregierung und ihres Arbeitsministers Wissell 

zeigt, sollte b i s  zum  1. Apr i l  1930  unkündba r  laufen. Währ end  da s  T r us tkap i t a l  s o  d i e  

Hunge r l öhne  i n  i h rem  Nennwer t  b i s  1930  f e s t l eg t e, ha t  e s  zug l e i ch  d i e  Mögl i ch -

ke i t, i m  Nam en  de r  Ta r i f t r eue  du r ch  Pr e i s s t e i ge r unge n, S t eue r e r höhunge n  us w. 

den  Rea l lohn  de r  Ar be i t e r  z u  s enke n. Und  d i e se r  Hunge r sch i eds sp r uch  wur de  au f  

An t r ag  de r  r e f o r-[740]m i s t i s chen  Gewer kscha f t s f üh r e r  ve rb i nd l i ch  e r k l ä r t. 
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Diese Tarifpolitik ist die konsequente Fortsetzung der kapitalistischen Lohn- und Arbeitszeitpolitik 

der Reformisten seit 1923. Damals wurde von den Sozialdemokraten eine Vereinbarung getroffen, 

die folgenden Wortlaut hatte: 

„Die schwere Not unseres Landes läßt eine Steigerung der Gütererzeugung dringend geboten erscheinen. Das 

wird unter restloser Ausnutzung der technischen Errungenschaften bei organischer Verbesserung unserer Wirt-

schaft und e m s i g e r  A r b e i t  j e d e s  e i n z e l n e n  zu erreichen sein. Neben der Steigerung der Produktion 

durch diese Mittel, wird auch die N e u r e g e l u n g  d e r  A r b e i t s z e i t g e s e t z e  unter grundsätzlicher Fest-

haltung des Achtstundentages als Normalarbeitstag nicht zu umgehen sein. Dabei ist auch die M ö g l i c h k e i t  

d e r  t a r i f l i c h e n  o d e r  g e s e t z l i c h e n  U e b e r s c h r e i t u n g  d e r  j e t z i g e n  A r b e i t s z e i t  i m  I n t e -

r e s s e  e i n e r  v o l k s w i r t s c h a f t l i c h  n o t w e n d i g e n  S t e i g e r u n g  u n d  V e r b i l l i g u n g  d e r  P r o -

d u k t i o n  v o r z u s e h e n.“ (Vereinbarung zwischen den Regierungsparteien vom 5. Oktober 1923.) 

Sozialdemokraten waren es, die auf diese Weise Arm in Arm mit den Stinnes & Co. die Arbeitszeit 

der Hüttenarbeiter verlängerten. 

Im Jahre 1927 setzten sie dieselbe Politik fort, indem sie die Arbeiterfront spalteten, sich gegen den 

gemeinsamen Kampf der Metallarbeiter, Bergarbeiter und Transportarbeiter wandten und einen 

Schandschiedsspruch annahmen der 2 bzw. 1 Pfennig Lohnerhöhung brachte und die Arbeiter zwang, 

40 Prozent des Verdienstausfalles, der durch Verkürzung der Arbeitszeit entstand, selbst zu tragen. 

Durch Verwirrungsmanöver unter den Losungen „für den Schutz der Staatsautorität“, „für die Ent-

eignung“, der Unternehmerangriff richte sich „gegen die politische Ordnung des Staates“ usw. gelang 

es ihnen, die Arbeiterfront zu zersetzen. Die Folge dieses Verrats der Klasseninteressen der Arbeiter 

im Zeichen der Wahrung der „Interessen der deutschen Nationalwirtschaft“ (Hilferding) war die 

we i t e r e  Ve r sch lech t e r ung  de r  Ar be i t sbed i ngungen  i n  de r  Hü t t en indus t r i e  be i  

g l e i chze i t i ge r  E r höhung  de r  Un t e r nehm er p r o f i t e. Indem die Unternehmer die Erhöhung 

der Löhne um 2 Bettelpfennige ausnutzten zur Begründung der Eisenpreiserhöhung, machten sie ein 

glänzendes Geschäft. De r Vor s t and  de s  DMV  m uß t e  e i n ige  Mona te  nach  dem  

Sch i eds sp r uch  s e lb s t  f e s t s t e l l e n, daß  s i ch  d i e se r  Sch i edssp r uch  vo l l s t änd i g  ge -

gen  d i e  Ar be i t e r  ausgewi r k t hab e. Diesen Verrat an den Interessen der Hüttenarbeiter und der 

gesamten deutschen Arbeiterklasse wollten die Reformisten durch Ablenkungsmanöver auf die 

Reichstagswahlen verschleiern. Der „Vorwärts“ schrieb: 

„Dieser Bescheid verschafft den Parteien und dem Schlichter die nötige Klarheit über den am 1. Januar 1928 

eintretenden Rechtszustand und ermöglicht damit die s c h n e l l e  B e e n d i g u n g  d e s  a n h ä n g i g e n  

S c h l i c h t u n g s v e r f a h r e n s. Die große politische Auseinandersetzung, die durch das Ultimatum der Unter-

nehmer heraufbeschworen ist, ist mit dieser Entscheidung des Arbeitsministeriums a u f d a s n ä c h s t e J a h r, 

d a s  W a h l j a h r  1 9 2 8, v e r t a g t  worden. Die politische Entscheidung wird bei der Reichstagswahl fallen. 

Wählt alle Sozialdemokraten, dann gibt es den Achtstundentag.“ 

[741] Viele Arbeiter haben Sozialdemokraten gewählt. Aber d i e se  Mi n i s t e r s oz i a l i s t en  ze igen  

j e t z t  i n  de r  Ta t, daß  s i e  i n  de r s e l ben  We i se  d i e  In t e r e s sen  de s  T r us tkap i t a l s  ve r -

t r e t en  w ie  d i e  Bürge r b l ockreg i e r un g. Besteht etwa ein Unterschied zwischen den Hunger-

schiedssprüchen des Zentrumsministers Br auns  und des sozialdemokratischen Ministers Wi s se l l? 

Ebenso wie der Schiedsspruch für die Hüttenindustrie vom Dezember 1927 sich verhängnisvoll aus-

wirkte auf die Bewegungen der Metallarbeiter in Sachsen, in Berlin, in Bayern usw., so wird es auch 

jetzt der Fall sein, wenn nicht die ganze deutsche Arbeiterklasse die politische Bedeutung des gegen-

wärtigen Ruhrkampfes erkennt. Auf dem Kölner Bankiertag erklärte Jakob Goldschmidt, daß de r  

Rea l l ohn  de r  deu t schen  Ar be i t e r  un t e r  E i nbez i ehung  de r  Abzüge  0,81  M. p r o  Wo-

che  n i ed r ige r  s e i  a l s  1913. Diese Hungerlöhne sollen nicht nur bestehen bleiben, sondern noch 

weiter herabgesetzt werden. Die Offensive der Unternehmer in der Textilindustrie und in anderen 

Industrien zeigt am klarsten, daß es sich um e i ne  woh l  vo r be r e i t e t e  Of f ens i ve  de s  T r us t -

kap i t a l s  im  Re i chsm aßs tabe  handelt, und daß deshalb die gesamte deutsche Arbeiterklasse 

schnellstens den Kam p f  f ü r  i h re  e i genen  For de r ungen  und die So l i da r i t ä t s ak t i on  mi t  

den  Ruhr a r be i t e r n  organisieren und durchführen muß. 
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3. Die wirtschaftsfriedliche Politik des Reformismus 

Das Trustkapital will durch die Aussperrungsoffensive erreichen: 1. die Veränderung der Klassen-

kräfte in der Weise, daß die Regierung und vor allem die Reformisten gezwungen werden, noch ge-

fügiger als bisher die Befehle des Reichsverbandes der Industrie und der Eisenkönige in der Linie 

einer größeren imperialistischen Aktivität bei gleichzeitig verschärfter ökonomischer und politischer 

Unterdrückung der Arbeiter durchzuführen; 2. die Regelung der Lohnfrage durch den Schiedsspruch 

nur anzuerkennen, wenn die Gewerkschaften auf die Arbeitszeitforderungen verzichten; 3. wenn 

möglich auch den bestehenden Schiedsspruch noch in der Weise zu ändern, daß eine größere Diffe-

renzierung der Löhne erreicht wird. 

Sollte es ihnen nicht gelingen, die Aenderung des Schiedsspruches durchzusetzen, so werden sie ver-

suchen, auf dem Wege der größeren Di f f e renz i e r ung  de r  Akkor dsä t ze  ihr Ziel zu erreichen. 

Diese Frage ist für die gesamte Arbeiterklasse von großer Bedeutung, weil mit Hilfe der Differenzie-

rung der Löhne versucht wird, die Arbeiter gegeneinander zu bringen, die Arbeiterklasse zu spalten 

und zu zersetzen. Herr Goldschmidt sagte auf dem Kölner Bankiertag dazu: 

„... In der Zuversicht ...‚ daß sich mehr und mehr die V e r s t ä n d i g u n g s a t m o s p h ä r e  z w i s c h e n  U n t e r -

n e h m e r t u m  u n d  A r b e i t e r s c h a f t  herausbildet. Hier entsteht aus der Masse des arbeitenden Volkes mit 

der Zeit e i n  n e u e r  M i t t e l s t a n d, d e r  d i e  G e s e t z e  u n d  d i e  W o h l t a t e n  d e s  p r i v a t w i r t s c h a f t -

l i c h e n  k a p i t a l i s t i s c h e n  S y s t e m s  a u s  e i g e n e r  E r f a h r u n g  h e r a u s  r e c h t f e r t i g e n  u n d  w ü r -

d i g e n  w i r d, und hier haben wir vielleicht wirksame Anfänge von E n t w i c k l u n g s t e n d e n z e n, d i e  a u c h  

d e r  U n t e r n e h m e r  s o r g s a m  p f l e g e n  u n d  f o r t e n t w i c k e l n  m u ß.“ 

[742] Was antworten die reformistischen Führer darauf? Sie versuchen, den Hungerschiedsspruch als 

großen Erfolg hinzustellen. in der Denkschrift des ADGB wird dazu gesagt: 

„Ausschlaggebend ist vielmehr allein die Tatsache, daß der materielle Inhalt des gefällten Schiedsspruches 

dem Reichsarbeitsminister bei der Verbindlicherklärung vorgelegen hat. D e r  R e i c h s a r b e i t s m i n i s t e r  

h a t  d i e s e n  m a t e r i e l l e n  I n h a l t  d e s  S c h i e d s s p r u c h e s  a u s  w i r t s c h a f t l i c h e n  u n d  s o z i a l e n  

G r ü n d e n  f ü r  a n g e m e s s e n  u n d  t r a g b a r  g e h a l t e n.“ 

Und dann heißt es weiter: 

„Selbst wenn die Arbeitgeber der Meinung wären, daß sie nicht verpflichtet sind, diese Beträge zu zahle; wären 

sie ohne weiteres in der Lage, das den Arbeitern bei den Lohnzahlungen mitzuteilen. Die Arbeiter könnten 

dann d i e  A r b e i t s g e r i c h t s b e h ö r d e n  a n r u f e n, damit diese entscheiden, wer im Recht ist.“ 

Die Reformisten solidarisieren sich also ausdrücklich mit dem materiellen Inhalt dieses Zwei-Pfen-

nig-Schiedsspruches und sind damit gegen jeden Kampf um höhere Löhne. Wenn die Unternehmer 

selbst diese Hungerlöhne nicht zahlen wollen, auch dann wollen die reformistischen Führer den 

Kampf vermeiden und j eden  e i nze l nen  Ar be i t e r  zum  Ar be i t sge r i ch t  s ch icke n. Bekannt-

lich haben sich die Arbeitsgerichte bisher zur Genüge als Klassenorgane der Bourgeoisie gegen die 

Arbeiter erwiesen (Zustimmung zur Entlassung von Betriebsräten, Streikverbot usw.). Das Arbeits-

gericht in Duisburg hat jetzt sogar den Schiedsspruch der Nordwestlichen Gruppe für ungültig erklärt. 

Diese Gewerkschaftsführer gehen sogar so weit, die 15-Pfennig-Forderung der Arbeiter lächerlich zu 

machen, nur um zu beweisen, daß die Koalitionsregierung nicht gegen die Arbeiterinteressen sei. Der 

„Vorwärts“ schreibt am 4. November 1928: 

„Der Schlichter als Organ des Staates ist nicht nur als e h r l i c h e r  M i t t l e r  z w i s c h e n  d i e  K ä m p f e n d e n  

getreten, er hat u m  d e s  G e m e i n w o h l e s  w i l l e n  eine Entscheidung gefällt, die nach den Vorschriften des 

geltenden Rechts für beide Teile rechtsverbindlich geworden ist.“ 

Wissell als der „ehrliche Mittler“, der die Interessen des „Gemeinwohles“ im Auge hat. Will damit 

der „Vorwärts“ sagen, daß es den Interessen der Massen der Metallarbeiter entspricht, wenn dieser 

Schandschiedsspruch nur zwei Pfennig Lohnerhöhung gewährt? Aber der „Vorwärts“ formuliert 

noch klarer: 

„Die Schlichtung von Arbeitskämpfen nach dem Recht des demokratischen Staates vollzieht sich innerhalb der 

kapitalistischen Wirtschaftsordnung, ihr Spruch bildet nicht gerechten Lohn, sondern m ö g l i c h e n  L o h n.“ 
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Al so  de r  Sch i eds sp r uch  ha t  den  Ar be i t e r n  den  m ög l i chen  Lohn  gegebe n. Was heißt 

das anderes, als daß die ursprüngliche Forderung der Arbeiter undurchführbar war? Hier zeigt sich, 

wohin jene reformistische Politik führt, die nicht das Klasseninteresse der Arbeiter, sondern das öko-

nomische Interesse des deutschen Imperialismus im Auge hat. Eine andere Begründung für die Ab-

lehnung der 15-Pfennig-Lohnerhöhung konnten auch die Unternehmer nicht geben. Sie sind nur in-

sofern konsequenter, als sie offen erklären, daß eine Verkürzung der Arbeitszeit ebenfalls für ihre 

Profit-[743]interessen untragbar ist. Und auch da haben die Reformisten schon geantwortet, daß sie 

bereit sind, über diese Frage zu „verhandeln“, d. h. die Forderungen der Arbeiter im Interesse ihrer 

Koalitionspolitik zu verschachern. Zehn Jahre nach 1918, zehn Jahre nach der Einführung des Acht-

stundentages müssen die Hüttenarbeiter des Ruhrgebiets noch immer neun bis zwölf Stunden schuf-

ten im Interesse der „deutschen Wirtschaft“, im Namen des „gleichberechtigten Zusammenwirkens 

von Unternehmer und Arbeiter“, zur höheren Ehre der Koalitionspolitik. Trustkapital, Unternehmer-

organisationen und kapitalistischer Staatsapparat diktieren den Arbeitern Hungerschiedssprüche. 

D i e  soz i a l dem okr a t i s chen  Mi n i s t e r  bewe i se n, daß  s i e  ebenso  wi e  d i e  Bür ge r -

b l ock r eg ie r ung  d i e  I n t e r e s sen  de s  T r us t kap i t a l s  wah r nehm e n. Ganze zwei Pfennig 

Lohnerhöhung! Keine Verkürzung der Arbeitszeit! Das  T rus t kap i t a l  s t e l l t  o f f en  d i e  Auf -

gabe  de r  ve r s chä r f t en  Ausbeu t ung  und  Un t e r d r ückung  de r  Ar be i t e r  i m  I n t e re s se  

e i ne r  ak t ive r en  s e lb s t änd i ge r e n  Ro l l e  de s  neuen  deu t s chen  I m per i a l i sm u s. Die 

Sozialdemokraten mit ihren Hermann Müller, Severing, Hilferding, Wissell unterstützen diese Politik 

nach Kräften, um „Deutschlands Weltgeltung“ (Severing) machtvoller zu gestalten. Die sozialdemo-

kratischen Führer setzen alle Kräfte ein, die Arbeitermassen zu täuschen und für diese Politik gefügig 

zu machen. Der „Vorwärts“ schreibt am 4. November: 

„Di e  Ar be i t e r s cha f t, d i e  i n  v i e l en  Sch ieds sp r üchen  s eh r  b r e i t e  Kr i t i k  geüb t  ha t, 

s t eh t  i n  e i nhe i t l i che r  Em pörung  übe r  den  Rech t sb r uch  de r  Un t e r nehm er  a n  de r  

Se i t e  des  Sch l i ch t e r s  und  de s  S t aa t e s.“ 

Diese sozialdemokratischen Koalitionspolitiker bilden sich ein, daß s i e  die Arbeiterschaft sind und 

glauben, daß die Arbeiter die Einheitsfront mit den kapitalistischen Schlichtem und den Beherrschern 

des kapitalistischen Staatsapparates schließen werden. Die Bildung der Kampfleitungen im Ruhrge-

biet gegen den Willen der Reformisten, die Losungen der Arbeitermassen: 

„Nieder mit dem Hungerschiedsspruch“, 

„15 Pfennig Lohnerhöhung und nicht weniger“,  

„Acht Stunden und nicht länger“, 

„Fort mit dem Schlichtungssystem“ 

beweisen, daß die Hüttenarbeiter ihre Klasseninteressen wahrnehmen und auf die Interessen der Be-

herrscher der kapitalistischen Wirtschaft pfeifen. 

Die Sozialdemokraten wollen es so darstellen, als ob die kapitalistische Staatsmacht auf seiten der 

Arbeiter steht, aber warum wird dann an die Kämpfenden keine Unterstützung gezahlt, warum wird 

die Polizei gegen die Kämpfenden eingesetzt, warum werden Demonstrationen verboten, warum wird 

die Forderung der Arbeiter auf 15 Pf. Lohnerhöhung und Achtstundenschicht nicht bewilligt? Allein 

der materielle Inhalt des Zwei-Pfennig-Schiedsspruches beweist klar, wo der Feind steht. Der „Vor-

wärts“ schreibt am 4. November: 

„Vor zehn Jahren wäre ein Lohnkonflikt entschieden worden lediglich durch den sozialen Kampf, durch die 

Stärke der nur gewerkschaftlichen Kampfmittel. V o r  z e h n  J a h r e n  h ä t t e n  d i e  A r b e i t e r o r g a n i s a t i -

o n e n  k e i n e r l e i  S c h u t z  g e f u n d e n  b e i m  S t a a t  u n d  [744] s e i n e n  O r g a n e n  – sie hätten lediglich 

die bittere Erfahrung machen müssen, daß bei einem so gewaltigen Konflikt d i e  S t a a t s m a c h t  a n  d e r  

S e i t e  d e r  o r g a n i s i e r t e n  U n t e r n e h m e r m a c h t  stand. Der Machtwille der herrschenden Klassen stand 

der Selbsthilfe der Arbeiterschaft gegenüber und d e r  S t a a t  w a r  e i n  T e i l  d i e s e s  M a c h t w i l l e n s. 

Heute ist der Staat Garant des kollektiven Arbeitsvertrages, Die großen sozialen Auseinandersetzungen wer-

den nicht nur entschieden durch die nurgewerkschaftlichen Kampfmittel, sondern zugleich durch die Stärke 

des politischen Einflusses, den die Arbeiterschaft im Staate besitzt. Vor zehn Jahren war der Lohn nur 
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gewerkschaftlicher Lohn – heute ist er gewerkschaftlicher und politischer Lohn. Vor zehn Jahren kämpfte die 

Arbeiterschaft lediglich durch die Macht ihres gewerkschaftlichen Zusammenschlusses durch die Opfer 

schwerer Arbeitskämpfe ihre gerechten Forderungen durch – heute schafft sie durch den Stimmzettel wirksame 

Macht und Recht.“ 

Der „Vorwärts“ will den Arbeitern vergessen machen, daß dieser Staat mit Hilfe der Sozialdemokra-

tie in den letzten zehn Jahren den Achtstundentag beseitigt, die Arbeiterrechte in den Betrieben und 

im politischen Leben eingeschränkt, den Reallohn gesenkt, durch die Rationalisierung das Arbeiter-

elend verschärft und durch Ausbau des Polizeiapparates und der Klassenjustiz die Unterdrückung 

verschärft hat. 

Bürgerliche und sozialdemokratische Schlichter haben Hungerlöhne und lange Arbeitszeit diktiert. 

Aber die reformistischen Spitzen sind schon so weit mit dem kapitalistischen Wirtschafts- und Staats-

apparat verwachsen, daß sie selbst glauben, die Staatsmacht stehe an der Seite der Arbeiter, während 

i n  Wi r k l i chke i t  d i e  r e f o r mi s t i s chen  Füh r e r  a n  de r  Se i t e  de r  S t aa t smach t  s t ehen  

gegen  d i e  Ar be i t e rk l a s s e. Triumphierend erklären die Reformisten, daß der „Staat Garant des 

Kollektivvertrages“ sei. Aber d i ese  Ko l l ek t i va r be i t s„ve r t r äg e“ d i e  i n  Fo r m  von  

Sch i eds sp r üchen  d i k t i e r t  we r de n, en t sp r echen  i m  a l l gem e i nen  den  Wünschen  

de r  Un t e rnehm er  und  bedeu ten  d i e  Knebe l ung  de r  Ar be i t e r. Das ist das Ergebnis jener 

Stimmzettelpolitik, wie sie vom „Vorwärts“ verherrlicht wird. Die Unternehmer haben den Macht-

kampf außerparlamentarisch unter Einsetzung ihrer ganzen ökonomischen Macht geführt, während 

die Reformisten glaubten, mit Hilfe des Stimmzettels Machtpositionen erobern zu können. S i e  ha -

ben  l ed i g l i ch  de s  Rech t  e r obe r t, im  Wi r t scha f t s- und  S t aa t s appa r a t  d i e  I n t e r e s sen  

de s  T r us tkap i t a l s  gegen  d i e  Ar be i t e r scha f t  m i tve r t r e t en  z u  dü r f e n. 

Auf „demokratisch-parlamentarischem“ Wege wollen die Sozialdemokraten die „Herrschaft des 

Trustkapitals schrittweise beseitigen“. Dazu schreibt der „Vorwärts“: 

„Sie (die Kapitalisten) werden es noch dazu bringen, daß durch das ganze Volk ein Schrei geht nach der 

Ueberführung der Schlüsselindustrie in den Besitz des ganzen Volkes.“ 

Den Arbeitern klingt noch das Geschrei der Reformisten aus der letzten Hüttenarbeiterbewegung in 

den Ohren. D i e  Ar be i t e rm assen  haben  ge l e r n t, daß  de r  nächs t e  konkr e t e  Schr i t t  i n  

de r  R i ch tung  de r  En t e i gnung  de s  Tr us t-[745]kap i t a l s  d i e  Or gan i s i e r ung  und  

Dur ch f ühr ung  von  Massens t r e i kbewegungen  f ü r  d i e  ökonom i schen  und  po l i t i -

s chen  Fo rde r ungen  de r  Ar be i t e r  i s t. Weil die Reformisten auf Grund ihrer kapitalistischen 

Orientierung in diesem Kampfe auf der anderen Seite der Barrikaden stehen, deshalb gehen die Ar-

beiter in diesem Kampf dazu über, ihre eigenen Kampforgane zu bilden, Streikleitungen zu wählen, 

die die einheitliche Kampffront der Arbeiter herstellen zur Durchsetzung ihrer Forderungen und zur 

Niederkämpfung der reformistischen Sabotage. 

Die gegenwärtige Bewegung wird die Arbeiter in höherem Maße als bisher lehren, daß die Forderun-

gen der Arbeiter nur im Klassenkampf gegen Trustkapital und Staatsmacht, durch Massenstreikbe-

wegungen, die gesteigert werden müssen zum Kampfe um die Diktatur des Proletariats, durchgesetzt 

werden können. 

4. Die Aufgaben des gesamten Proletariats 

Zwei Fronten stehen sich im gegenwärtigen Kampfe gegenüber: 

Auf  de r  e inen  Se i t e  steht das Trustkapital, das im Zusammenhang mit dem Zwei-Pfennig-Hun-

gerschiedsspruch Zugeständnisse in der Arbeitszeitfrage erreichen will, das die sozialdemokratischen 

Führer zwingen will, künftig noch gefügiger die imperialistischen Interessen zu vertreten, und die 

sozialdemokratischen Führer, die mit Denkschriften, Ministererklärungen usw. den Zwei-Pfennig-

Hungerschiedsspruch als einen Erfolg darzustellen versuchen und damit die Interessen der deutschen 

Bourgeoisie vertreten. 

Auf  de r  ande r en  Se i t e  stehen die Arbeiter, die gegen diesen Hungerschiedsspruch sind und die 

Durchsetzung ihrer Lohn- und Arbeitszeitforderungen wollen und gegen das Schlichtungssystem 
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kämpfen. Während die Arbeiter das Kam pf bündn i s  der Metallarbeiter, Bergarbeiter und Trans-

portarbeiter propagieren und organisieren, die Un t e r s t ü t zung  a l l e r  Ar be i t e r  verlangen und für 

die Wahl  e i nhe i t l i che r  Kam pf l e i t ungen  eintreten, sind die reformistischen Führer für eine 

Beschränkung der Bewegung auf die Hüttenindustrie, gegen die Gewährung ausreichender Unterstüt-

zung an die Unorganisierten und gegen die Wahl gemeinsamer Kampfleitungen. Dadur ch  bewe i -

s e n  d i e  Re f o r mi s t e n, daß  s i e  gegen  den  e i nhe i t l i chen  Kam p f  de r  Ar be i t e r  s i nd  

und  d i e  Sp r engung  de r  Kam pf f r on t  o r gan i s i e r e n. Sie wollen verhindern, daß die gewerk-

schaftlich Organisierten, christlich Organisierten und Unorganisierten Schulter an Schulter den 

Kampf führen. Dur ch  d i e  T rennung  de r  Ar be i t e r wo l l e n s i e d i e Voraus se t zunge n 

s cha f f e n, dam i t  zum  gegebenen  Ze i t punk t  d i e  Ar be i t e r  ge f üg i g  s ind  und  s i ch  den  

Anor dnungen  de r  r e f o r mi s t i s chen  Bür ok r a t i e  un t e r o r dne n. Wenn trotz des gemeinsa-

men Versuches der Unternehmer, des Staates und der reformistischen Führer die Arbeiter Betriebs-

kampfleitungen gewählt haben, die kommunalen Behörden zur Unterstützung der Kämpfenden zwin-

gen, Sammlungen insbesondere für die Unorganisierten durchführen und alle Kräfte einsetzen, um 

die Solidaritätsaktion der Arbeiter im Reiche herbeizuführen, so zeigt das die großen Kampf-[746]er-

fahrungen des Ruhrproletariats. Diese Aktivität der Arbeiter beginnt auch schon den Industriellen in 

die Knochen zu fahren. Die „Deutsche Bergwerkszeitung“ vom 4. November schreibt: 

„Wenn in den nächsten 14 Tagen Fehler gemacht werden, auf welcher Seite auch immer, dann können F o l -

g e n  eintreten, d i e  n i c h t  w i e d e r  g u t z u m a c h e n  s i n d. 

... Einer liegt auf der Lauer! ... M o s k a u und der von ihm kommandierte Kommunismus hat mit Argusaugen 

über der Entwicklung dieses Streites gewacht ... D a s  i s t  s o  r e c h t  d i e  G e l e g e n h e i t, d e n  H a ß  u n d  

d e n  U m s t u r z  z u  p r o p a g i e r e n. Bald wird das Geld von Moskau kommen ... M ö g e  i n  d e m  g e g e n -

w ä r t i g e n  S t r e i t  a l l e s  v e r m i e d e n, d a s  i h n e n  i n  d i e  H ä n d e  a r b e i t e n w ü r d e. Möchte bald eine 

Lösung gefunden werden, die wirklich eine dauernde Lösung ist.“ 

Jawohl, die Erfahrung großer Teile der Ruhrarbeiterschaft lehrt, daß jene Strategie und Taktik, die 

auf Grund der Beschlüsse der Komintern von der Kommunistischen Partei Deutschlands in den ver-

schiedenen Lohn- und Arbeitszeitbewegungen im Ruhrgebiet propagiert wurde, allein den Interessen 

der Arbeiter dient. Auf Grund des großen Verrates der Reformisten in der letzten Hüttenarbeiterbe-

wegung haben die Metallarbeiter jetzt nicht ihren Blick auf die reformistischen Führer gerichtet und 

von ihnen die Organisierung des Kampfes erwartet, sondern sie haben sich au f  i h r e  e i gene  Kra f t  

ve r l a s s en  und gegen den Willen der reformistischen Führer Kampforgane organisiert zur Durch-

setzung ihrer Forderungen. Das  bedeu t e t  n i ch t  Füh r ung  de r  Kämpf e  ohne  d i e  Gewer k -

scha f t e n, da s  he i ß t  abe r  Füh rung  de r  K äm pf e  gegen  den  Wi l l en  de r  r e f o rm is t i -

s chen  Führ e r, En t f e r nung  de r  r e f o r mi s t i s chen  S t r e i kb r uchpo l i t i ke r  aus  den  Ge -

wer kscha f t s f unk t ione n, Füh r ung  de s  Kam pf e s, ge s t ü t z t  au f  d i e  un te r en  Gewer k -

scha f t so rgan i s a t i onen  un t e r  Le i t ung  de r  r evo l u t i onä r en  Gewer kscha f t soppos i -

t i o n. Der Kampf der Hüttenarbeiter beweist, daß es dem Trustkapital wohl gelingt, die reformisti-

schen Gewerkschaftsspitzen zu korrumpieren und in seinen Dienst zu stellen, daß es ihm wohl ge-

lingt, den Gewerkschaftsapparat für die kapitalistische Wirtschafts- und Staatspolitik auszunützen, 

daß es ihm aber nicht gelingen wird, zusammen mit den reformistischen Führern auch die Arbeiter-

schaft zu korrumpieren, für die „Zusammenarbeit“ mit dem Trustkapital im Namen der „Wirtschafts-

demokratie“ zu gewinnen. 

Die außerordentliche politische Bedeutung des Ruhrkampfes gebietet die größtmögliche Mobilisie-

rung der Arbeiter in allen Betrieben und Wohngebieten zum Kampf für ihre eigenen Forderungen 

und zur Solidaritätskampagne für die kämpfenden Ruhrarbeiter. In Betriebsversammlungen und Mas-

sendemonstrationen müssen die Arbeiter überall zu dem Kampf an der Ruhr Stellung nehmen und 

beschließen, wie sie den Kampf für ihre eigenen Forderungen vorbereiten wollen. Im  ganzen  Re i -

che  m uß  e i n  Massens t u r m  gegen  da s  Sch l i ch t ungs sys t em, gegen  d i e  Koa l i t i ons -

r eg i e r un g, gegen  d i e  D i k t a t u r  de s  T r us t kap i t a l s, f ü r  den  Kam pf  um  d i e  r evo lu t i -

onä r e  Arbe i t e r- und  Baue r n r eg i e r ung  en t f e s se l t  we r de n. J edem  Ar-[747]be i t e r  

m uß  i n s  Bewuß t se i n  gehämm er t  we rde n, daß  j ede r  Hunge r sch ieds sp r uc h, j ede r  
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S i eg  de s  T r us t-Kap i t a l s  e i ne  S t ä r kung  de r  i m per i a l i s t i s chen  Po l i t i k  de s  deu t -

s chen  F i nanzkap i t a l s  bedeu te t , daß  j ede  S t ä r kung  de s  neuen  deu t s chen  I m per i a -

l i sm us  d i e  Kr i egsge f ah r  be sch l eun i g t  und  d i e  Angr i f f e  de r  I m per i a l i s t en  gegen  

d i e  Sowj e t un i on  ve r s t ä r k t. Die Offensive des Trustkapitals muß mit der bewußten und gestei-

gerten Gegenoffensive des gesamten deutschen Proletariats beantwortet werden. 

* 

11 Jahre proletarische Diktatur 

H. R. Der 7. November 1917 bedeutet die bisher größte Wendung in der Geschichte der Menschheit. 

Mit dem Siege der russischen Arbeiterklasse über die kapitalistische Herrschaft, mit dem Sturze des 

bürgerlichen Regimes und mit der Zerschlagung des bürgerlichen Staates und der Errichtung der pro-

letarischen Diktatur in der Sowjetunion begann der Vortrupp der proletarischen Weltrevolution zu-

gleich jene Wende in der Menschheitsgeschichte, von der Friedrich Engels sagte, daß sie der Sprung 

vom Reiche der Notwendigkeit in das Reich der Freiheit ist. Der Weg des russischen Oktobers, der 

die Aera der proletarischen Weltrevolution eröffnete, ist der einzige Weg, der der unterdrückten und 

geknechteten Menschheit den Weg in die Freiheit ebnet. Die proletarische Diktatur steht im schärfs-

ten Gegensatz zu allen bestehenden Staatsformen, denn sie ist die lebendige Kraft der Rebellion aller 

Unterdrückten und Ausgebeuteten der ganzen Erde, sie ist das Zentrum aller revolutionären Bewe-

gungen der Welt. Moskau, die Hauptstadt der Kommunistischen Internationale, Moskau, das Zentrum 

der bewehrten und bewaffneten Fäuste des Proletariats, das rote Moskau entflammt die kämpfenden 

Arbeitermassen in allen kapitalistischen Ländern, es zeigt den unterjochten Kolonialvölkern den Weg 

zur Befreiung aus imperialistischer Sklaverei. Das rote Moskau, der unerbittlichste Feind der bürger-

lichen Gesellschaft, ist die Kraft und die Zuversicht, das Siegesbewußtsein des geknechteten und 

geknebelten Weltproletariats. 

Elf Jahre proletarische Diktatur! Die elfjährige Geschichte der proletarischen Herrschaft in der Sow-

jetunion ist die Geschichte des grenzenlosesten Heroismus, der unerhörtesten Schöpferkraft, die je 

die Menschheitsgeschichte aufzuweisen hat, Nicht Uebernahme und Weiterführung des Bestehenden 

und Ueberlieferten, nicht geniale Höherentwicklung des Gewesenen, sondern erst restlose Zerstö-

rung, gründlichste Ausrottung alles dessen, was war, Vernichtung der Grundlagen, auf denen die alte 

Welt ruhte, und schöpferische Gestaltung einer neuen Welt, einer Welt, die Todfeind der alten ist. 

Der unvergleichliche Heroismus des russischen Proletariats legte die gewaltigen Fundamente zum 

Aufbau des Sozialismus. Das, was Millionen in Jahrhunderten erträumt und erhofft, was die Sehn-

sucht aller Unterdrückten und Ausgebeuteten war, das hat die proletarische Revolution auf einem 

Gebiete des sechsten Teiles der Erdoberfläche, in der Sowjetunion, begonnen. Und nicht nur begon-

nen, in der kurzen [748] Spanne von 11 Jahren ist das gigantische Werk über die Fundamente hin-

ausgewachsen und vor aller Welt zeigen sich deutlich die Konturen des gewaltigen Aufbaus der Zu-

kunft. Das, was die Besten der Menschheit erträumt, die proletarische Macht der Sowjetunion hat es 

vollbracht. 

Vor elf Jahren schlug das Proletariat Rußlands die entscheidende Bresche in die imperialistische 

Front. In der Kette der imperialistischen Weltbeherrschung sind die stärksten Glieder herausgebro-

chen, der eiserne Ring ist gesprengt, das imperialistische Weltbeherrschungssystem ist an seiner ver-

wundbaren Stelle für ewige Zeiten gebrochen. Niemals wieder wird die tödliche Wunde, die die Welt-

revolution dem Raubsystem des Weltimperialismus geschlagen hat, verheilen und vernarben. Nie-

mals wieder wird der Weltkapitalismus jene Festigkeit erreichen, die er vor dem roten Oktober 1917 

besessen hat. Nur die verlogenen Banditen der II. Internationale, die Zuhälter und Zutreiber des Ka-

pitals, die Soldknechte des Völkerbundes, können heute noch im Dienste des Weltimperialismus den 

Arbeitern vorspiegeln das Märchen von der „Kulturmission“, die das Trust- und Finanzkapital an der 

Menschheit zu vollbringen habe. Nur opportunistische Schwachköpfe in unseren eigenen Reihen kön-

nen heute noch reden von einer „festen und starken“ Stabilisierung des kapitalistischen Weltsystems. 

Der November 1917 schlug diesem System die schwerste Wunde und seit jener Zeit sind alle Versu-

che des Weltkapitalismus, das Gleichgewicht wiederzugewinnen, höhere Stufen der Entwicklung zu 
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erlangen, Sisyphusarbeit, enden in dem Resultat neuer unüberwindbarer Widerstände und Widersprü-

che. Wohin wir auch blicken, in allen kapitalistischen Ländern wachsen die Widersprüche des kapi-

talistischen Weltsystems ins Gigantische. Neue Mächtegruppen formieren sich und drohen mit Ent-

ladung, und im Zentrum dieser Widersprüche das gewaltige Wachsen des sozialistischen Aufbaues 

der Sowjetunion. Jede Etappe der Verselbständigung und zur Unabhängigkeit der Sowjetwirtschaft 

vom kapitalistischen Raubsystem entfesselt die Kräfte der imperialistischen Raubtierinstinkte zur Ge-

neraloffensive gegen die Sowjetmacht. Immer wütender wird der Haß aller reaktionären Weltmächte 

gegen den einzigen Arbeiterstaat der Welt. Alle Verbrechen und Gaunereien, die sich richten gegen 

die Sowjetmacht, werden von den „ehrbaren“ Staatsmännern der kapitalistischen Länder organisiert, 

gestützt und gefördert. Der internationale Reformismus, allen voran die deutschen Sozialdemokraten, 

schüren mit allen Mitteln und mit vollem Bewußtsein zum Kriege gegen den ersten Arbeiterstaat. 

Ihre Sowjethetze und ihre Verleumdungskampagne, die sie gegen den Bolschewismus betreiben und 

bis zur sinnlosen Raserei steigern, dient dem Krieg und der Kriegsvorbereitung gegen den ersten 

Arbeiterstaat der Welt. 

Aber allen Feinden der Sowjetmacht sei es gesagt: die Stunde des europäischen Krieges, die Stunde 

der gigantischsten Menschenschlächterei war die Stunde der Geburt des Sozialismus die Stunde der 

ersten proletarischen Diktatur, die Stunde der größten Niederlage des kapitalistischen Weltsystems. 

Und abermals sei es gesagt: die Stunde des Krieges gegen das Vaterland des Weltproletariats, die 

Stunde des Angriffs gegen die Sowjetmacht wird die Stunde des Krieges des Weltkommunismus 

gegen den Weltimperialismus sein; die Stunde des Krieges gegen den ersten proletarischen Staat 

[749] wird die Stunde des Krieges des Weltproletariats gegen die Weltbourgeoisie sein, und enden 

wird dieser Krieg mit dem Siege des Weltkommunismus über den Weltimperialismus. 

* 

Elf Jahre sozialistischer Aufbau! Und welch gewaltigen Weg legte das russische Proletariat zurück. 

Das Erbe, das das befreite Proletariat der Sowjetunion angetreten hat, war das trostloseste, das es je 

in der Geschichte der proletarischen. Revolutionen geben dürfte. Ein riesiges Bauernland, in dem die 

Industrie kaum entwickelt war, das als gewaltiges Kolonialgebiet mehr als jedes andere Land abhän-

gig von der Wirtschaft des Weltimperialismus war, und dieses gewaltige Gebiet mußte Scholle um 

Scholle mit der Waffe in der Hand gegen einen übermächtigen Feind der weißen Banden der Konter-

revolution und der gut bewaffneten Interventionstruppen von sechsundzwanzig „Kulturstaaten“ er-

kämpft werden. Fünf Jahre Bürgerkrieg und Interventionskriege, fünf Jahre blutige Schlachten und 

heroische Heldentaten, wie sie nur die proletarische Revolution verzeichnen kann. In Blut und Eisen 

wurde das riesenhafte System der Sowjetmacht aufgebaut und verankert. Mit Blut und Eisen wurden 

die Fundamente gelegt, auf denen das gigantische Werk des Aufbaues der Sowjetwirtschaft beginnen 

konnte. Jahre der Wiederherstellung und Jahre des Aufbaues des Notwendigsten folgten. Aber nicht 

nur die Wiederherstellung der Fabriken und der Produktion, wie sie ehemals bestanden, wurde voll-

bracht, sondern an der Wende des ersten Jahrzehnts sehen wir den Beginn der Rekonstruktion auf der 

Basis der sozialistischen Wirtschaft. Nicht Wiederherstellung des Alten, sondern Aufbau eines neuen 

Wirtschaftssystems, Aufbau auf entgegengesetzter Grundlage, als das alte sich entwickelte, darin 

liegt das Gigantische des sozialistischen Aufbaues. 

Und an der Stufe des zweiten Jahrzehnts stand die strenge Befolgung der Ratschläge und Direktiven 

des Lehrmeisters Lenin: Entwicklung und Aufbau einer eigenen Schwerindustrie, Entwicklung und 

Aufbau der Produktion von Produktionsmitteln, d. h. Industrialisierung der Sowjetunion als wichtigs-

tes Gesetz des Aufbaues der sozialistischen Wirtschaft in einem Lande, das als Vorposten abgeschnit-

ten ist von der Weltwirtschaft, die sich in der Hand der Feinde befindet. 

Für die proletarische Diktatur in der Sowjetunion stand von der ersten Stunde an das Gebot der Ver-

selbständigung der Volkswirtschaft, die zwangsläufige Forderung nach Unabhängigkeit vom kapita-

listischen Weitwirtschaftssystem. Für die Bolschewiki, die weder in ihrem Kampfe, noch in ihrem 

Siege gegenüber dem kapitalistischen Raubsystem auch die geringsten Illusionen hatten, stand von 

vornherein fest, daß die Aufrechterhaltung der proletarischen Diktatur nur unter ständigem Kampf 
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und zähestem Widerstand gegen die kapitalistische Umwelt vor sich gehen kann. Wirtschaftsblo-

ckade, Wirtschaftssabotage und alle Methoden der brutalen Gewalt und Unterdrückung standen an 

den Grenzen der Sowjetmacht bereit, das sozialistische Aufbauwerk zu schädigen und zu verhindern. 

Und nicht nur an der Grenze, bis hinein in die Kommandostäbe des technischen und Verwaltungsap-

parates hatte der imperialistische Feind seine Agenten sitzen. Und trotz aller Widerstände: es ging 

vorwärts! 

[750] Die Losung der Industrialisierung der Sowjetunion wurde die Hauptlosung des sozialistischen 

Aufbaues. Die Schwerindustrie schob sich als neuer Sektor in das alte Industriesystem. Der Maschi-

nenbau, der im zaristischen Rußland kaum entwickelt war, erfuhr ein gigantisches Wachstum. Die 

industrielle Umgestaltung des Landes hat sich mit großen Schritten vorwärts entwickelt. Der techni-

sche Umsturz, die Entwicklung ganz neuer Industrien, wie der chemischen Industrie, die gewaltige 

Elektrisierung ungeheurer Landgebiete der Sowjetunion wurden der Haupthebel des kulturellen Um-

sturzes in dem mächtigen Bauernlande. Die landwirtschaftliche Maschinenindustrie ist über das Drei-

fache hinaus gegenüber der Vorkriegszeit gewachsen. Der Bau von großen elektrischen Kraftwerken, 

die Ausnutzung gewaltiger Wasserkräfte tragen heute die elektrische Kraft bis in die entferntesten 

Bauernhöfe. Die technisch-ökonomische Revolution streckt ihre Fühler bis ins letzte Dorf. 

Im elften Jahre der Sowjetwirtschaft konnten nicht weniger als 3,126 Milliarden Rubel, d. h. 6½ 

Milliarden Mark, aus der eigenen Wirtschaft akkumuliertes Kapital als neues Kapital der Sowjetwirt-

schaft zugeführt werden. Das sind 26 Prozent mehr, als im vorigen Jahre der Sowjetwirtschaft zuge-

führt werden konnten. 

Aber beim Aufbau und bei der Höherentwicklung der Industrie blieb die sozialistische Entwicklung 

nicht stehen. Der Sozialismus und der sozialistische Aufbau ging ganz neue, bisher unbekannte und 

ungeahnte Wege. Die Hineinziehung der Millionen Einzelbauernwirtschaften in das gewaltige Auf-

bauwerk ist die weitere Etappe, die mit dem Beginn des zweiten Jahrzehnts in Angriff genommen 

werden kann. Die genossenschaftliche Vereinigung der Bauernwirtschaften zur gemeinsamen Bebau-

ung und rationelleren Ausbeutung des Bodens war ein weiteres Ziel. Weit über 30.000 Traktoren 

senden Hunderttausende von Holzpflügen ins Museum für Altertümer. Gewaltige Gebiete unbebauter 

Steppen und seither unbewirtschafteten Bodens werden eingereiht als Aktivposten der Volkswirt-

schaft. Ganze Traktorenkolonnen bilden Kampftrupps des technischen Umsturzes. Die Zahl der Kol-

lektivwirtschaften des landwirtschaftlichen Genossenschaftswesens ist seit 1926/27 um 62 Prozent 

gestiegen. Die Zahl der von den Kollektivwirtschaften erfaßten bäuerlichen Wirtschaften ist um 71 

Prozent gestiegen, und die Anbaufläche stieg sogar um 116 Prozent, die Warenproduktion dieser 

Kollektivwirtschaften um 180 Prozent. Im ersten Jahre des zweiten Jahrzehnts der Sowjetherrschaft 

wurde die Einreihung der bäuerlichen Kollektivwirtschaft in das System der sozialistischen Rekon-

struktion als einer der wichtigsten Aktivposten eingestellt. 

Und neben der genossenschaftlichen Selbsthilfe und der selbsttätigen Entwicklung der bäuerlichen 

Kollektivwirtschaften als eines Gliedes des sozialistischen Aufbaues hat die Sowjetmacht mit dem 

Problem der Errichtung und Entwicklung gewaltiger Sowjetgüter auf jungfräulichem Boden, der bis-

her außerhalb der Bewirtschaftung lag, unter der Losung des Aufbaues der „Getreidefabriken“ einen 

neuen Sektor des sozialistischen Aufbausystems errichtet. Die Errichtung dieses Wirtschaftssektors 

erfordert die ungeheure Einspannung einer breiten und gut ausgebildeten Schicht eines ganz neuen 

technischen Wirtschaftsstabes. Im Aufbauprogramm dieses Sektors ist vorgesehen, [751] im Jahr-

fünft von 1929 bis 1933 auf den Technischen Hochschulen technische Direktoren, 200 Ingenieure, 

1600 Abteilungsleiter, 400 Techniker, 1600 Traktorenführerinstrukteure und 25.000 Traktorenführer 

ausgebildet werden müssen. Gegenwärtig wird im laufenden Jahre für über 50 Sowjetgüter das tech-

nische Personal ausgebildet. 

Diese wenigen Zahlen, die die gewaltige Entwicklung des sozialistischen Aufbaues erweisen, machen 

alle Blockierungen der kapitalistischen Länder gegen die Sowjetwirtschaft zuschanden. Die seit elf 

Jahren stets wiederkehrende Ankündigung der Feinde der Sowjetmacht auf einen baldigen Zusam-

menbruch der sozialistischen Wirtschaft werden mit jedem Jahre mehr Lügen gestraft. Während sich 
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in den kapitalistischen Ländern die Gegensätze immer mehr zuspitzen, das kapitalistische Wirt-

schaftssystem immer mehr in eine aussichtslose Sackgasse gerät, die Klassengegensätze sich ver-

schärfen, die Klassenkämpfe so gewaltige Formen annehmen wie nie zuvor, sehen wir, wie in der 

Sowjetunion die politische Herrschaft des Proletariats die Widerstände und Hindernisse, die dem so-

zialistischen Aufbau im Wege stehen, immer mehr und immer besser meistern und sie zusehends 

immer stärker beseitigen. 

Mit unbeugsamer Kraft und unermüdlicher Ausdauer steht die proletarische Diktatur in der Sowjet-

union unter Führung der unvergleichlichen bolschewistischen Partei am elften Jahrestage auf dem 

Posten, das Werk des sozialistischen Aufbaues zu fördern und seiner Vollendung entgegenzuführen. 

Und gerade hierin liegt die gigantische Kraft, die die Millionenmassen der geknechteten und entrech-

teten Menschheit immer wieder von neuem mit Bewunderung erfüllt, die die Millionenmassen der 

Unterdrückten sammelt zur eisernen Front des kommenden Roten Oktober im Weltmaßstabe. 

* 

Die proletarische Diktatur der Sowjetunion ist uns aber nicht nur ein großes Beispiel unserer Zukunfts-

aufgabe im sozialistischen Aufbauwerk in der Welt, sondern die proletarische Diktatur der Sowjet-

union ist gleichzeitig Zentrum und Seele des revolutionär kämpfenden Weltkommunismus. So wie die 

Erfolge auf dem befreiten Boden der Sowjetmacht durch das gewaltige Werk des sozialistischen Auf-

baues illustriert werden, nicht minder gewaltig ist die Entwicklung des Weltkommunismus. Der elfte 

Jahrestag des Sieges der ersten proletarischen Macht konnte zurückblicken auf die Generalmusterung, 

die der Weltkommunismus auf dem VI. Weltkongreß abgehalten hat. Und welche großen Verände-

rungen zeigten sich hier in dem Vordringen der Truppen des Weltkommunismus auf allen Gebieten 

der Erde. Ganz neue Kontinente kamen zu diesem Kongreß. Die Vertreter der Unterdrückten aus Erd-

teilen, die zum ersten Male nach Moskau kamen. Die gewaltigen Kolonialgebiete, in denen allerwärts 

die Flammenzeichen der beginnenden Revolution aufflackern, sammeln sich heute um die proletari-

sche Diktatur der Sowjetmacht. Die großen Erfolge der kommunistischen Parteien in den kapitalisti-

schen Ländern Europas, das gewaltige Wachstum der Anhängerschaft des Kommunismus, das ideo-

logische innere Wachsen der Kommunistischen Parteien, die immer mehr zu wahrhaft revolutionären 

bolschewistischen Parteien werden, und das gleichzeitige Wachstum der Aufgaben, denen sich alle 

[752] Kommunistischen Parteien zuwenden müssen, zeigt die ungeheure Verbreiterung und Vertie-

fung der kommunistischen Weltbewegung in allen Ländern. Die Partei des revolutionären Weltprole-

tariats wird immer mehr zur einheitlichen, geschlossenen, revolutionären Weltpartei. Die Meisterung, 

mit der alle Parteien die gewaltigen Probleme der Aufgaben des Weltkommunismus auf dem Welt-

kongreß behandelt haben, zeigt die gewaltige Entwicklung des Internationalismus aller Parteien, die 

Abstreifung des Provinzialismus und die Ausscheidung aller sozialdemokratischen Ueberreste inner-

halb der kommunistischen Bewegung. Diese Entwicklung der besten Eigenschaften des revolutionä-

ren Klassenkampfes sind die stärksten Garantien, daß unter der Leitung der proletarischen Diktatur 

der Sowjetunion das revolutionäre Weltproletariat seine Zukunftsaufgabe erfüllen und lösen wird. 

* 

Der elfte Jahrestag der proletarischen Diktatur der Sowjetunion ist zu gleicher Zeit der zehnte Jahres-

tag der deutschen Novemberrepublik. Die russische Oktoberrevolution ist das weltgeschichtliche Ex-

periment des Bolschewismus, des Weltkommunismus. Die deutsche Novemberrepublik ist das welt-

geschichtliche Experiment des Reformismus und des Sozialimperialismus. Der Oktober des Bolsche-

wismus, des revolutionären Kommunismus führte zur Vernichtung aller Ausbeuter und Sklavenhalter 

und zum Siege der Arbeiterklasse gegen alle seine Feinde. Der November des Reformismus, der So-

zialimperialismus, führte zum Siege der Ausbeuter über die Arbeiterklasse, führte zur Spaltung, zur 

Knechtung und zur Verelendung der Arbeiterklasse, auf deren Rücken der Weltimperialismus Tri-

umphe feiert. Ueber Ströme von Blut, über Berge von Leichen ermordeter revolutionärer Arbeiter 

hoben die Noske-Sozialisten den deutschen Imperialismus erneut in den Sattel. Mit neuen Millionen, 

die den Hungernden und Darbenden in Deutschland erpreßt werden, rüsten die Panzerkreuzersozia-

listen den neudeutschen Imperialismus erneut zum Arbeitermord aus. Indes steht drüben über der 
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Grenze die Millionenmasse der Arbeiter und Bauern der Sowjetunion auf der Wacht, und verkündet, 

daß der bewehrte Arm der Sowjetmacht der Hilfe des wehrlosen Weltproletariats gehört. 

Der elfte Jahrestag der proletarischen Diktatur der Sowjetmacht ruft uns zum elften Male die sieghafte 

Kraft des Leninismus, des Weltbolschewismus zu. Das russische Proletariat triumphierte in seinem 

Roten Oktober über eine ganze Welt von Feinden, weil an seiner Spitze die Partei Lenins, die bol-

schewistische revolutionäre Partei stand. Diese Partei ist gewachsen weit über die Grenzen des ein-

zigen proletarischen Staates hinaus, sie ist gewachsen bis in die entferntesten Winkel der Erde, und 

mit ihr gewachsen sind die Bedingungen und die Voraussetzungen des Sieges des Weltproletariats, 

zum Roten Weltoktober. [753] 

* 

Die Lehren der Oktoberrevolution auf dem Gebiete der Militärfrage  
Von K a r l  S c h m i d t  

Es waren zwei Wege, auf denen im Jahre 1917 die Bildung der revolutionären Militärmacht des Pro-

letariats vor sich ging: e i ne r s e i t s  die Erstarkung des bolschewistischen Einflusses und ihrer Orga-

nisationen in der Armee, der Uebergang ganzer Truppenteile unter bolschewistisches Kommando; 

a nde r e r s e i t s  die Schaffung der proletarischen Miliz, d. h. der Roten Garden und bäuerlichen Frei-

scharen (Partisanen). Wir haben auch in der großen französischen Revolution 1793/94 einen ähnli-

chen Prozeß beobachtet, 1848 in Deutschland, 1905 in Rußland die An s ä t ze  zu einem solchen. 

Aber die russische Oktoberrevolution, die erste im nationalen Maßstabe siegreiche p r o l e t a r i s che  

Revolution der Geschichte, hat im Vergleich zu jenen demokratischen Revolutionen auch auf militä-

rischem Gebiete ganz neue Erfahrungen und Lehren geliefert. 

I. 

Erstens nennen wir hier die Ro l l e  de r  Ar m ee  in der Revolution. Ein Vergleich mit den demokra-

tischen Revolutionen, z. B. der großen französischen Revolution, führt anschaulich diese ganz neue 

Rolle der Armee vor Augen. 1793 sind Teile der alten Armee zu Stützen der revolutionären Regierung 

geworden. Eine politische Rolle als Forum, als Kampfplatz der Klassenkämpfe hat die Armee nicht in 

nennenswertem Ausmaße gespielt. Anders 1917. Diese Armee, die gegen Ende des Krieges an Front 

und Hinterland über 15 Millionen größtenteils bewaffneter Arbeiter und Bauern umfaßte, war ein ent-

scheidender, ja wir können sagen: in gewissen Etappen de r  entscheidende Faktor der Revolution. Dies 

darf aber nicht mißverstanden werden: nicht die Armee als solche, als militärische Organisation spielte 

diese Rolle, sondern jene 15 Millionen, und zwar gege n  die Organisation, gege n  die Disziplin, 

gege n  das Offizierkorps, das in dem Meer der revolutionären Soldatenmassen unterging. Hier liegt, 

wie wir noch näher ausführen werden, ein weiterer Unterschied von den demokratischen Revolutionen, 

in denen die Armee a l s  s o l che  (bzw. geschlossene Teile) eine revolutionäre Rolle spielte. 

Es war der gewaltige Druck der wenn auch noch unklaren, jedoch revolutionär gestimmten und be -

wa f f ne t en  Millionenmassen in der Armee, der nach der Februarrevolution 1917 jene relative Frei-

heit der ersten Etappe erzwang, die bis zum Juli dauerte, in der die Bourgeoisie und ihre „provisori-

sche Regierung“ es nicht wagen konnten, gegen die revolutionären Massen Gewalt anzuwenden, in 

der der herrschenden Klasse tatsächlich ein Unterdrückungsapparat fehlte. Es war der gewaltige 

Druck der vom Imperialismus selbst bewaffneten Millionenmassen, der die sogenannte „Doppe l -

m ach t“, die Schaffung der Sowjets neben  der bürgerlichen Regierung und die freie Entfaltung jener 

Keime des proletarischen Staates mög l i ch  machte. 

Und nicht nur dies: die Sowjets waren „Räte der Arbeiter und So l da t e n-Deputierten“. Die Solda-

tenmassen nahmen teil an den Sowjets, nicht nur im Hinterland, sondern auch an der Front. 90 Prozent 

dieser Soldaten waren Bauern, die später, nach der Auflösung der alten Armee, durch den imperialis-

tischen Krieg aufgerüttelt, durch den revolutionären Kampf in der Armee aufgeklärt, bewaffnet in ihr 

Dorf zurückkehrten und hier den revolutionären Brand entzündeten. 

Die Rolle der alten Armee bzw. jener 15 Millionen Arbeiter und Bauern in der russischen proletari-

schen Revolution ist eine grandiose Bestätigung der Lehren des Marxismus über die objektiven 
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Entwicklungsgesetze des Militarismus. Der mit den Thesen von Engels übereinstimmende Satz von 

Lenin: „Je mehr der Imperialismus die Massen militarisiert, desto näher [754] kommen wir dem be-

waffneten Aufstand gegen  den Imperialismus“, hat sich bewahrheitet. Der imperialistische Krieg 

hat sich in der Tat verwandelt i n  den  Bür ge rk r i eg  gegen die Bourgeoisie und hat den Sieg der 

proletarischen Diktatur gebracht. 

II 

Damit aber kommen wir zu einer zwe i t en  Besonde r he i t  der militärischen Erfahrungen in der 

proletarischen Revolution des Oktobers gegenüber den demokratischen Revolutionen seit 1793. Ge-

rade die Verwandlung des imperialistischen Krieges in den Bürgerkrieg gegen die Bourgeoisie be-

deutet die Unm ög l i chke i t  einer anderen „Verwandlung“, nämlich der Verwandlung der alten Ar-

mee in eine revolutionäre Armee, wie sie Leni noch in der bürgerlichen Revolution von 1905 auf das 

Programm der revolutionären Arbeiterpartei geschrieben hat. Die proletarische Revolution des Jahres 

1917 hat vielmehr an die Erfahrungen der Kommune angeknüpft, sie hat mit der Auf l ö sun g der 

größten bürgerlichen Armee der Geschichte und ihre E r se t zun g durch die bewaffneten Massen des 

Proletariats und der armen Bauern vö l l i g die Lehren bestätigt, die Marx für die Militärfragen aus 

den Erfahrungen der Kommune gezogen hatte. Aber die russische Oktoberrevolution ist zugleich weit 

über die Pariser Kommune hinausgegangen: hatte diese die alte Armee bloß durch ein Dekret aufge-

löst, das für die Stadt Paris freilich durch den Abmarsch der Armee nach Versailles „verwirklicht“ 

war, so hat die russische proletarische Revolution die bürgerliche Armee i n  de r Ta t zersetzt und 

aufgelöst. Das Dekret war hier nur eine Bestätigung dieser gewaltigen, weltgeschichtlichen Tatsache. 

Die spätere Rote Armee ist nach der völligen Zersetzung und Demobilisierung der alten Armee ent-

standen, wenn auch zum Teil aus ihren Elementen und mit Verwendung der alten Fachleute, so doch 

nicht als Produkt einer „Verwandlung“ der alten, sondern a l s  vö l l i g  neue  Ar m ee  auf ganz ande-

rer, neuer Basis und Grundlage. 

Man könnte versuchen, dies den besonderen russischen Verhältnissen zuzuschreiben: dem Bau-

erncharakter des Landes, der Kriegsmüdigkeit dieser Bauernmassen, die zur Zeit von Brest-Litowsk 

„mit den Füßen für den Frieden stimmten“ und einfach nach Hause liefen; der schweren militärischen 

Niederlage dieser alten Armee im Kriege gegen den deutschen Imperialismus usw. Aber solche Er-

klärungsversuche sind falsch. Leni tritt ihnen ausdrücklich entgegen: 

„Als nach der Beendigung des Krieges die Armee sich zu zersetzen begann, dachten viele, daß dies nur eine 

russische Erscheinung sei. Aber wir sehen, daß die russische Revolution im wesentlichen eine Generalprobe 

oder eine der Proben der proletarischen Weltrevolution war.“ (Aus Lenins Bericht auf dem VIII. Parteitag der 

RKP am 18. März 1919.) 

Aus diesen Worten Lenins ergibt sich: die Auflösung der alten Armee und die Schaffung einer vö l -

l i g  neuen Armee des Proletariats, eine Tatsache, die den Werdegang der revolutionären Armee in 

der russischen proletarischen Revolution von dem der bisherigen bürgerlichen Revolutionen g r und -

l egend  unterscheidet, ist nicht ein Produkt der be sonde ren  Verhältnisse der russischen Revolu-

tion, sondern das Ergebnis e i nes  a l l gem e i nen  Gese t ze s. Alle kommenden proletarischen Re-

volutionen werden von dieser Erfahrung der Oktoberrevolution ausgehen müssen. 

III. 

Nehmen wir eine d r i t t e  neue Erfahrung der Oktoberrevolution. Sie hat – wie die Pariser Kommune 

– nach den Worten von Marx die alte Armee „durch das durchwegs bewaffnete Volk“, d. h. durch die 

bewaffneten Arbeiter und armen Bauern ersetzt. Diese erste Etappe der Militärpolitik der proletari-

schen Diktatur ist die Etappe der proletarischen Miliz – freilich einer höheren Stufe als der des Früh-

jahrs 1917: die aus den besten, tapfersten Proletariern der Großstädte organisierten Roten Garden, die 

[755] bäuerlichen Freischaren (Partisanenabteihingen), diese selbsttätigen, freiwilligen bewaffneten 

Massen bilden die Wehrmacht der Revolution. Auch in den bürgerlichen Revolutionen sind solche 

revolutionären Massenaufgebote aufgetreten. Dennoch besteht hier ein g r oße r  Unterschied. 

Die militärische Rolle der aufgebotenen Massen war 1793 eine untergeordnete; den Kern der neuen 

Revolutionsarmeen bildeten die alten Linienregimenter, freilich mit neuem Menschenmaterial 
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gemischt, mit teilweise neuem Kommandobestand. Ungleich größer ist die Rolle der proletarischen 

Roten Garden in der proletarischen Revolution des Jahres 1917 und den folgenden Monaten des Bür-

gerkrieges. Sie sind – auch hier den Spuren der Kommune folgend – nach der Auflösung der alten 

Armee nicht nur im Innern, sondern auch nach außen (soweit man in den Bürgerkrieges) des Jahres 

1918 diese Unterscheidung überhaupt machen kann) die Haup t s t ü t z e  der proletarischen Diktatur; 

sie bilden, als man zur Organisierung der neuen regulären Armee übergeht, ihren Kern, ihren Grund-

stock. Auch die objektive Rolle der bäue r l i che n  Freischaren war eine viel größere als in allen 

demokratischen Revolutionen der Geschichte. Was ihre subjektive Verfassung anbelangt, ihr Klas-

senbewußtsein, ihre revolutionäre Standhaftigkeit, so stehen sie im allgemeinen über den entspre-

chenden Freischaren in früheren Bauernkriegen, aber nur insoweit, als sie sich unter der direkten oder 

indirekten Führung des revolutionären Proletariats befinden. 

Selbstverständlich sind die Roten Garden militärisch den regulären Truppen nicht ebenbürtig. Dies 

zeigt ihr erster Zusammenstoß mit den Armeen des deutschen Imperialismus. Aber sie sind keines-

wegs die „begeischterte brüllende Freischar“, das „untergeordnete Kanonenfutter“, mit welchen Aus-

drücken Engels die Massenaufgebote der bürgerlich-demokratischen Revolutionen von 1793 und 

1848 belegt hat. 

Man könnte dies damit erklären, daß ja fast alle Rotgardisten durch die Schule des alten Militarismus 

gegangen waren, zum Unterschied von den Aufgeboten von 1793 und 1848. Dies ist sicher richtig, 

aber nicht das Entscheidende. En t s che i dend  i s t, daß  h i e r  da s  e r s t em a l  i n  de r  Gesch i ch t e  

de r  o r gan i s i e r t e  P ro l e t a r i e r  i n  s e i ne r  K l a s senor gan i s a t ion  i n  den  m i l i t ä r i s chen  

Kam pf  e in t r i t t, seinen jahrzehntelang geführten Klassenkampf gegen die Bourgeoisie nun „mit 

anderen Mitteln“, d. h. mit der Waffe in der Hand „fortsetzt“. Was diesen Roten Garden an militäri-

scher Uebung abgeht, das ersetzen sie durch die Festigkeit, Kühnheit und todesmutige Hingabe, die 

aus ihrem Klassenbewußtsein entspringt. Selbstverständlich hat es auch schlechte Elemente unter den 

Rotgardisten gegeben. Dies war unvermeidlich. Wir haben hier nicht die Ausnahme. sondern die Re-

gel zu nehmen. Diese aber bestätigt durch eine Unzahl von Tatsachen unseren obigen Satz. Nicht 

zuletzt durch die Tatsache, daß noch viel später, als schon eine reguläre Armee bestand, in gefährli-

chen Momenten die Kommunistische Partei und die Gewerkschaften tausende und zehntausende ihrer 

besten Mitglieder für die Armee mobilisierten. Diese Kommunisten und organisierten Arbeiter bil-

deten das Rückgrat der Armee – nicht etwa wegen ihrer besonderen militärischen Fähigkeiten, son-

dern aus demselben Grund, warum früher die Roten Garden eine so neue und große Rolle in der 

Revolution gespielt hatten. 

IV. 

Damit aber gelangen wir zu einem v i e r t en  Punkt in der Skizzierung der Lehren der Oktoberrevolu-

tion in der Militärfrage: dies ist der K l a s sencha r ak t e r  der neuen bewaffneten Macht und das ganz 

neue daraus folgende Verhältnis zu den ausgebeuteten Massen. Lassen wir Lenin sprechen. In seiner 

Rede auf dem III. Allrussischen Sowjetkongreß am 11. Januar 1918 erzählt er, wie er nach dem Sieg 

der Oktoberrevolution in einem Eisenbahnwagen in Finnland eine alte Arbeiterin sagen hörte: „J e t z t 

m üssen  wi r  den  Mann  m i t  de r  F l i n t e  n i ch t  m ehr  f ü r ch t e n“. Er knüpft daran folgende 

Bemerkung: 

[756] „Als ich dies hörte, sagte ich mir: mögen hundert Zeitungen, wie sie sich auch nennen mögen – sozia-

listische, halbsozialistische usw., mögen hundert solche Zeitungen uns zurufen: ‚Diktatoren‘, ‚Gewalthaber‘ 

u. a. Worte. Wir wissen, daß in den Volksmassen jetzt eine andere Stimme laut wird; diese Massen sagen sich: 

jetzt muß man den Mann mit der Flinte nicht mehr fürchten, weil er die Werktätigen schützt und ihnen bei der 

Vernichtung der Herrschaft der Ausbeuter hilft ... Das fühlt das Volk und darum ist die Agitation, die einfache, 

ungebildete Leute führen, wenn sie erzählen, daß die Rotgardisten ihnen im Kampf gegen die Ausbeuter hel-

fen, darum ist diese Agitation unbesiegbar. Sie wird Millionen und Zehnmillionen überzeugen ...“ (Ges. Werke 

russ. Ausgabe XV., S. 80.) 

In seinem Werk „Staat und Revolution“ sagt Lenin – auf den Lehren von Marx fußend –‚ daß die 

Diktatur des Proletariats auch ein „Staat“ ist, d. h. die Herrschaftsorganisation einer Klasse zur 
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Unterdrückung einer anderen, aber zugleich schon kein Staat mehr im hergebrachten Sinne: sie ist 

die Gewalt der übergroßen ausgebeuteten Mehrheit zur Unterdrückung der ausbeutenden Minderheit, 

zur Abschaffung der Ausbeutung und Aufhebung der Klassen. in der oben zitierten Rede berührt 

Lenin denselben Gedanken in bezug auf die militärische Organisation des herrschenden Proletariats. 

Auch die Roten Garden sind „besondere Formationen bewaffneter Menschen, wie die Gendarmerie, 

die Polizei, das Heer der Bourgeoisie. Dennoch ist ihr Wesen ein ganz  anderes: sie sind die Organe 

der Masse der Ausgebeuteten, die ihnen im Kampf gegen die Unterdrückung und Ausbeutung helfen. 

Das erstemal in der Geschichte – die Pariser Kommune hatte nur wenige Monate gelebt – ist eine 

Armee des Kampfes gegen die Ausbeuter, gegen die Bourgeoisie, im Entstehen, eine K l a s sena r -

m ee  des  P r o l e t a r i a t s. Der offene Klassencharakter dieser Armee aber, der sie mit den Millionen 

der Ausgebeuteten, nicht nur Rußlands, sondern aller Länder unauflöslich verbindet, macht diese 

Armee „unbes i egba r“. 

Schließlich wollen wir noch auf ein historisches Ergebnis der Oktoberrevolution kurz hinweisen: das 

ist die Schaffung der neuen Form der Wehrmacht der proletarischen Diktatur in der Ro t e n  Ar m e e. 

Die russische proletarische Revolution hat – wie das Pariser Proletariat 1871 – die alte Armee sofort 

durch die Bewaffnung der Arbeiter und armen Bauern ersetzt. Aber sie ist bei dieser ersten Etappe 

der Schaffung der militärischen Macht des Proletariats nicht stehen geblieben. Sie hatte überdies die 

Aufgabe, die Militärorganisation nicht bloß einer Stadt von ein paar Hunderttausend, sondern eines 

Landes von über hundert Millionen Einwohnern zu schaffen. Das erstemal in der Geschichte war dem 

Proletariat die Aufgabe gestellt, auf die Friedrich Engels schon in seiner Schrift zur Militärfrage in 

Preußen von 1865 hingewiesen hatte: in nationalem Maßstabe seine eigene Armee zu organisieren. 

Das russische Proletariat hat diese Aufgabe vollbracht und damit dem Weltproletariat Lehren von 

ungeheurer Bedeutung gegeben. Wenn die Oktoberrevolution in den Sowjets die politische Form der 

proletarischen Diktatur entdeckt und einen neuen Staatstypus geschaffen hat, so hat sie auch die mi-

litärische Form der Wehrmacht der proletarischen Diktatur entdeckt und in der Roten Arbeiter- und 

Bauernarmee den neuen Typus der proletarischen Klassenarmee geschaffen. [757] 

* 

Die Reichs-Parteiarbeiter-Konferenz  
Von W. U l b r i c h t  

Die Reichs-Parteiarbeiterkonferenz ist gekennzeichnet durch die e i n m üt i ge  Besch l uß f a s sung  

über die nächsten Aufgaben der Partei in den ökonomischen und politischen Kämpfen und durch die 

klare Erkenntnis fast sämtlicher Delegierten, daß der Kampf gegen die opportunistische Gefahr in 

unseren Reihen die Voraussetzung für die richtige Durchführung der politischen Aufgaben ist. Ent-

sprechend den Beschlüssen des VI. Weltkongresses stand die Konferenz im Zeichen der Herausarbei-

tung einer solchen Politik die d i e  füh r ende  Ro l l e  unse r e r  Pa r t e i  im Kampf um die Tagesin-

teressen der Arbeiter mit dem nächsten strategischen Ziel der Diktatur des Proletariats gewährleistet. 

Im Bericht des Ge n. Thä l m ann  über den VI. Weltkongreß wurde besonders eingegangen auf die 

zunehmende Aktivität des neuen deutschen Imperialismus und die im Zusammenhang damit stehende 

Verschärfung des Klassenkampfes in Deutschland. Ausgehend vom Programm der Kommunistischen 

Internationale und den politischen Thesen wurden besonders die Fragen des Kampfes gegen die So-

zialdemokratie und die Fragen der Taktik in den Arbeiterkämpfen behandelt Unter dem Gesichts-

punkt der Durchführung der im Programm und in den politischen Thesen gestellten Aufgaben zeigte 

Genosse Thälmann, wie besonders die Erfahrungen der deutschen Partei in den letzten Wochen die 

Notwendigkeit der Beschlüsse des VI. Kongresses in der Frage des Kampfes gegen  d i e  Rech t en  

und Ve r söhn l e r  beweisen. 

Die Reden der Delegierten aus den Bezirken bewiesen, wie stark der Wille der Parteimitgliedschaft 

ist, die Beschlüsse des VI. Weltkongresses unter Einsetzung aller Kräfte gegen den Widerstand der 

Rechten und Versöhnler durchzuführen. Die Stellungnahme der Redner zu den Fragen der Streikstra-

tegie und Taktik auf Grund der Erfahrungen des Hamburger Hafenarbeiterkampfes und des gegen-

wärtigen Kampfes der Hüttenarbeiter im Ruhrgebiet und in der Textilindustrie ließ erkennen, daß die 
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Parteifunktionäre ernstlich ringen, um in dieser Zeit der aufsteigenden Welle der revolutionären Be-

wegung die führende Rolle der Kommunistischen Partei in der Vorbereitung und Durchführung der 

Massenbewegungen zu erkämpfen. 

Angesichts des festen Willens der Konferenzteilnehmer, die Linie des VI. Weltkongresses z u  ve r -

wi r k l i chen, blieben die Reden der Rechten, wie Tittel, Böttcher, Luft, ohne irgendwelchen Einfluß 

auf die Konferenzen. Durch viele Worte versuchten die Rechten zu „beweisen“, daß sie gar keine 

Liquidatoren seien. Gleichzeitig gab aber Hans Tittel eine Erklärung ab, in der gesagt wird: 

„D e r  f a l s c h e, a l l g e m e i n p o l i t i s c h e  u n d  i n n e r p a r t e i l i c h e  K u r s  führt die Partei ins Verderben. 

Wir werden mit allen Mitteln für die Rettung der Partei kämpfen.“ 

Tittel erklärt dann weiter, daß die Partei eine ultralinke Gewerkschaftspolitik durchführe und daß 

unserem Tageskampf die revolutionäre Perspektive genommen wird, weil die Partei keine revolutio-

nären Uebergangslosungen propagiere. Die bisherigen Auseinandersetzungen über die Frage der 

„Produktionskontrolle“, wie sie die Liquidatoren verstehen, haben zur Genüge bewiesen, daß die 

rechte Gruppe in opportunistischer Weise in der jetzigen Situation die Losung „Produktionskontrolle“ 

aufstellen will, und sich damit in der Richtung der reformistischen Wirtschaftsdemokratie orientiert. 

Das bedeutet Verzicht auf den Kampf um die Diktatur des Proletariats. Aber we l che  pos i t i ven  

Vor sch l äge  m ach t en  d i e  Rech t e n? Weder Böttcher noch Tittel sagten positiv, welche anderen 

Losungen und anderen taktischen Maßnahmen die Partei jetzt durchführen soll. Die Konkretisierung 

der Erklärung von Tittel, daß die Partei einen „falschen allgemeinpolitischen und innerparteilichen 

Kurs“ führe, ist klar in der Erklä-[758]rung von Bassümer gegeben. Die positiven Vorschläge der 

rechten Fraktionsleitung zum Ruhrkampf besagen: 

„Als ersten Schritt muß von der Regierung die Fortzahlung der Löhne an die Ausgesperrten auf Kosten der 

Unternehmer gefordert werden. ... Dadurch werden die Voraussetzungen für die Umwandlung des Lohnkamp-

fes in einen politischen Machtkampf geschaffen.“ 

 

Statt den Kampf gegen den Hungerschiedsspruch zu führen, 15 Pf. Lohnerhöhung und Achtstunden-

tag zu fordern, gegen das Schlichtungssystem und gegen die Koalitionsregierung zu kämpfen und so 

den Kampf zu einem politischen Kampf gegen die Herrschaft des Trustkapitals zu machen, soll nach 

Auffassung der Rechten die „Fortzahlung der Löhne“ die geheimnisvolle Losung sein, welche an-

geblich die Vor aus se t zung  f ü r  d i e  Um wand l ung  de s  Kam pf es  i n  e i nen  po l i t i s chen  

Mach t kam pf  schafft. Im Arbeitszeitkampf in der Hüttenindustrie vor einem Jahre wollten die 

Rechten unter der Losung „Produktionskontrolle“ die Massen in Bewegung bringen, statt die Arbeiter 

zum Kampf um den Achtstundentag aufzurufen. Das nennen die Rechten „revolutionäre Gewerk-

schaftspolitik“; und wer damit nicht einverstanden ist, hat „ultralinke Abweichungen“. Aber es 

kommt noch besser. In den Vorschlägen für den Ruhrkampf heißt es weiter: 

„Bildung von Aktionskomitees zur K o n t r o l l e  d e r  S c h w i n d e l a n g a b e n  d e r  T r u s t m a g n a t e n  über 

die angebliche Konkurrenzunfähigkeit ... B e s c h l a g n a h m e  a l l e r  G e s c h ä f t s p a p i e r e  u n d  A u f h e -

b u n g  d e s  G e s c h ä f t s g e h e i m n i s s e s .“ 

Offenbar ist das Elend der Ruhrarbeiter nach Meinung der Rechten noch nicht groß genug, sondern 

man muß die Berechtigung der Arbeiterforderungen aus den Geschäftspapieren der Thyssen und Co. 

beweisen. Statt Bildung von Betriebs- und Gebietskampforganen, die die Geschlossenheit der revo-

lutionären Kampffront sichern, die Arbeiter mobilisieren für die Durchsetzung ihrer Forderungen, die 

Sabotage der christlichen, reformistischen Führer brechen, den Streikbruch verhindern und die Hilfe 

für die besonders notleidenden Klassengenossen organisieren, wollen die Rechten das Augenmerk 

der Arbeiter auf eine Diskussion über die Aufhebung des Geschäftsgeheimnisses ablenken und in den 

Papierchen der Geschäftsleitungen herumkramen. Zugleich wenden sich die Rechten dagegen, daß 

die Unorganisierten zusammengefaßt werden, sie vertraten die Auffassung, daß die Streikleitungen 

im Rahmen der Gewerkschaften gebildet werden sollen, während die Erfahrung für einen einheitli-

chen geschlossenen Kampf lehrt, daß die Streikleitungen als einheitliche Kampfleitungen der 
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Arbeiter, aus gewerkschaftlich organisierten, christlichen und unorganisierten Arbeitern gewählt wer-

den müssen. En t s che i dend  i s t, daß  d i e  r evo l u t i onä r en  Arbe i t e r e l em en t e  i n  d i e  

S t r e i k l e i tungen  gewäh l t  we rde n. 

Währ end  d i e  Ve r t r e t e r  de r  Rech t en  p r i nz i p i e l l  gegen  d i e  L i n i e  de r  Kom i n t e r n  

und  de r  Pa r t e i  kämpf e n, en t wi cke l t en  d i e  Ve r söhn l e r  abweichende taktische Auffassun-

gen. Gen. Ewert erläuterte wiederum seine Stabilisierungstheorie. Er erklärte, daß es unangebracht 

sei, den Begriff „Stab i l i s i e r ung“ durch die verschiedenen Eigenschaftsworte abzuschwächen. 

Eine solche Einschätzung der Stabilisierung bedeute aber nicht eine Abschwächung  der kapita-

listischen Widersprüche und des Klassenkampfes. Das sagt Gen. Ewert in einer Situation, wo jeder 

Arbeiter die Zusp i t zung  des Klassenkampfes in Deutschland und im internationalen Maßstabe er-

kennt. Gen. Ewert vertrat die gleiche Auffassung, in den Kommissionsberatungen in Moskau, wo er 

auf die Frage, was ist denn das Neue in der Situation, antwortete: „Die größeren Schwierigkeiten des 

Kampfes.“ 

Währ end  i n  den  F r agen  de r  po l i t i s chen  L i n i e  Di f f e r enzen  zwi schen  de r  Auf f a s -

sung  der Rechten und  Ve r söhn le r  be s t ehe n, s o  s t imm en  doch  d i e  Auf f a s sungen  [759] 

be i de r  Gruppen  i n  den  F r agen  de s  i nne r pa r t e i l i chen  Kur s us  übe r e i n, wodurch die 

Versöhnler auch die prinzipiellen Abweichungen der Rechten begünstigen. Das geht klar aus den 

Abänderungsanträgen der Versöhnler zu der von der Parteikonferenz beschlossenen Resolution her-

vor. Genosse Ewert verlangte die Streichung folgender Formulierungen: 

„Die Parteikonferenz billigt die Stellungnahme der deutschen Delegation auf dem Kongreß und verurteilt die 

falsche opportunistische Haltung der rechten und versöhnlerischen Delegationsminderheit.“ 

Zum Punkt 12, Absatz h dieser Resolution stellte Genosse Ewert einen Abänderungsantrag, der nur 

allgemein von rechten Gefahren spricht und sich damit gegen die klare Formulierung der Resolution, 

die das Bes t ehen  e i ne r  r e ch t en  F r ak t i on  feststellt, wendet. Zugleich wollte er jene Formulie-

rungen entfernt wissen, die den systematischen Kampf für die restlose Ueberwindung der versöhnle-

rischen Gruppierungen in der Partei als eine innerparteiliche Aufgabe stellt. Ebenso wie Tittel und Bött-

cher zog auch Genosse Ewert Vergleiche mit der Ruth-Fischer-Periode und wollte damit sagen, daß 

der „falsche innerparteiliche Kurs“ auch einen „falschen politischen Kurs“ bedeute. Auf Grund dieser 

Einstellung hat Gen. Ewert auf der Parteikonferenz offen den gruppenmäßigen Kampf gegen den Kurs 

der Partei angekündigt und damit am klarsten zum Ausdruck gebracht, daß die Versöhnler auch in 

Zukunft ihre Rolle als Wegbereiter der Rechten durchzuführen versuchen. Auch ihre formelle Zustim-

mung zu den Beschlüssen des VI. Weitkongresses auf der Parteikonferenz kann nicht über die Tatsache 

hinwegtäuschen, daß sie mit wesentlichen Beschlüssen des Kongresses nicht einverstanden sind. 

Die Parteiarbeiterkonferenz hat erklärt, daß die Durchführung der politischen Beschlüsse des VI. 

Weltkongresses und des Zentralkomitees eine gründliche Berichterstattung über die Kongreßbe-

schlüsse erfordern. J edes  Pa r t e im i t g l i ed  muß in seiner Zelle zu diesen Fragen Stellung nehmen. 

Auf der Grundlage des Programms und vor allem der politischen Thesen müssen bei der Berichter-

stattung vor allem folgende Fragen durchgearbeitet werden: Einschätzung der Lage, imperialistische 

Kriegsgefahr, Einheitsfronttaktik, Beurteilung der SPD-Politik im Zusammenhang mit den Erfahrun-

gen des Volksbegehrens und der Wirtschaftskämpfe, Streikstrategie und Taktik, dabei besonders die 

Frage der Beurteilung des Reformismus, Frage der Streikleitungen, Frage der Unorganisierten, Aus-

schlüsse und Spaltungspolitik der Reformisten, Taktik bei den Betriebsrätewahlen. Weiterhin muß 

zur Lage in den Sektionen der KI Stellung genommen werden und zur Politik der Kommunistischen 

Partei der Sowjetunion. 

Die Behandlung all dieser Fragen muß unter dem Gesichtspunkt der Steigerung der revolutionären 

Aktivität der Partei und der besseren Herausarbeitung der führenden Rolle der Kommunistischen 

Partei geschehen. Es darf also nicht allgemein diskutiert werden, sondern bei jeder einzelnen Frage 

muß gesagt werden, we l che  Konsequenzen  s i ch  aus  de r  be t r e f f enden  Ana l yse  und  

Auf gabens t e l l ung  du r ch  den  VI. Kongr eß  f ü r  d i e  konk r e t e  p r ak t i s che  Ar be i t  e r -

gebe n. 
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In diesem Sinne muß in der Partei die Selbstkritik gefördert werden; nicht nur im Reichsmaßstab, 

sondern auch in den Bezirken, Orten und Zellen müssen konkret die bisherigen Fehler und Schwä-

chen aufgezeigt werden. Wenn  de r  Mi t g l i edscha f t  d i e se  E r f ah rungen  i n s  Bewuß t se i n  

gehäm mer t  we r de n, s o  i s t  das  d i e  w i ch t i g s t e  Vor aus se t zung  zu r  Dur ch f üh r ung  

e i ne r  r i ch t i gen  bolschewistischen Linie. Auf diese Art erarbeiten sich die Genossen die richtige 

Linie und werden befähigt, au s  e i gene r  I n i t i a t i ve  d i e  Besch l ü sse  de s  VI. We l t kongr e s -

s e s  i n  de r  Tagesa r be i t  anzuwende n. E i ne  so l che  En t wi ck l ung  de r  Se lb s t k r i t i k  be -

deu t e t  Schu l ung  de r  Pa r t e i mi t g l i edscha f t, w i r k t  s i ch  aus  i n  de r  Ak t i v i e r ung  de r  

Pa r t e i, d i en t  de r  Uebe r-[760]wi ndung  oppo r t un i s t i s che r  Abwe i chungen  und  wi r d  

zu r  Fo l ge  habe n, daß  so l che  Pa r t e i f unk t i onä r e, d i e  n i ch t  i m s tande  s i n d, d i e  Be -

sch l ü s se  de s  VI. We l t kongr es se s  i n  d i e  P r ax i s  um zuse t ze n, d i e  e i ne  ande re  po l i -

t i s che  Auf f a s sung  habe n, vo r  de r  Mi t g l i eds c h a f t  entlarvt und durch andere aktive Partei-

funktionäre ersetzt werden. In diesem Sinne wird die Entwicklung der Selbstkritik, die Initiative von 

unten fördern und die Autorität der Leitungen stärken. 

Bei dieser Berichterstattung über die Beschlüsse des VI. Kongresses müssen sich sowohl die Rechten 

wie die Versöhnler klar entscheiden. Wer auf dem Standpunkt der rechten Fraktion steht, kann keine 

leitende Funktion in der Partei ausüben. Auch jene Genossen, die einen versöhnlerischen Standpunkt 

einnahmen, müssen offen erklären, ob sie ihre Fehler anerkennen oder auf diesen Fehlern bestehen. 

Diese klare Fragestellung ist notwendig, damit im Verlauf dieser Berichterstattung eine möglichst 

weitgehende Klärung der Fragen, ebenso wie die notwendigen organisatorischen Sicherungen getrof-

fen werden, weil sich das schleichende Gift des Opportunismus in der Zeit revolutionärer Aktionen 

katastrophal auf die Politik der Partei auswirken müßte. In der Periode der aufsteigenden Welle der 

revolutionären Bewegung und der Verstärkung der imperialistischen Kriegsrüstungen ist die Ueber-

windung der opportunistischen Auffassungen in der Partei eine besonders wichtige Voraussetzung 

dafür, daß die Partei eine revolutionäre Massenpolitik durchführt und als revolutionäre Vorhut der 

Arbeiterklasse ihre Aufgaben erfüllt. Das ist der Sinn der Beratungen und Beschlüsse der Reichspar-

teiarbeiterkonferenz. 

* 

Die Programmdiskussion auf dem VI. Weltkongreß  
Von J. L e n z  

Fortsetzung*). 

Der Charakter unserer Epoche 

Der zweite Abschnitt des Programms behandelt „Die allgemeine Krise des Kapitalismus und die erste 

Phase der Weltrevolution“. Dieser Abschnitt dient vor allem dem Nachweis, daß trotz der Niederlagen, 

die das Proletariat außerhalb der Sowjetunion seit 1918 erlitten hat, trotz der Verzögerung der revolu-

tionären Entwicklung in Westeuropa, trotz der relativen Stabilisierung des Kapitalismus die durch den 

Weltkrieg ausgelöst allgemeine Krise des Kapitalismus fortbesteht und die Epoche der Weltrevolution, 

die mit dem Sieg des russischen Proletariats im November 1917 begonnen hat, andauert. 

Diese unsere Einschätzung der Nachkriegszeit, die in grundsätzlichem Widerspruch zu der reformis-

tischen Schwärmerei von dem neuen Zeitalter des „organisierten Kapitalismus“ steht, wird in unse-

rem Programm zunächst durch eine knappe historische Darstellung der revolutionären Kämpfe von 

1918 bis 1927 entwickelt. In der Tat zeigt eine solche bloße Aufzählung der gewaltigen revolutionä-

ren Bewegungen, die in allen Teilen der Erde seit 1918 die Grundfesten des Imperialismus erschüt-

tern, die Lächerlichkeit der sozialdemokratischen Phrase: „Die Weltrevolution ist ausgeblieben.“ 

Gegen diese Darstellung wurde der Einwand erhoben, daß sie notwendigerweise einen zeitlich be-

dingten Charakter hat. Wir hoffen und erwarten, daß die Kette der revolutionären Ereignisse, die hier 

aufgezählt werden, Jahr um Jahr um ein neues Glied vermehrt wird. Wir können diesen Abschnitt 

aber nicht ständig umarbeiten und ergänzen in einem Dokument, das für eine ganze Epoche Geltung 

 
*) Siehe „Internationale“ Heft 19 und 20. 
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haben soll. Trotz dieser Bedenken wurde die historische Darstellung beibehalten, um den Lesern des 

Programms ein [761] lebendiges Bild unserer Epoche zu geben. Aus dem gleichen Grunde wird die 

Verschärfung der imperialistischen Gegensätze in diesem Abschnitt nicht nur abstrakt begründet, 

sondern durch eine Darstellung der gegenwärtigen Mächtegruppierungen konkret nachgewiesen. 

Wichtiger jedoch als diese historische Darstellung ist die sy s t ema t i s che  Da r s t e l l ung  de r  

ökonom i schen  Wi de r sp r üch e, die für den Nachkriegsimperialismus im allgemeinen charakte-

ristisch sind und besonders in unserer Periode der relativen Stabilisierung des Kapitalismus und der 

kapitalistischen Rationalisierung schärfer hervortreten. Es wäre unsinnig, die Erfolge, die die Kapi-

talisten in der Wiederherstellung und der Entwicklung ihrer Wirtschaft in verschiedenen Ländern, 

insbesondere auch in Deutschland, erzielt haben, zu leugnen. Mit Recht spricht unser Programm von 

einer sprunghaften, fieberhaften Entwicklung der Technik, von der Bildung riesiger Trusts, von der 

Ausdehnung der kapitalistischen Weltwirtschaft. Aber im Gegensatz zu den bürgerlichen und refor-

mistischen Lobpreisungen der kapitalistischen Stabilisierung beleuchtet das Programm vor allem d ie  

Keh r se i t e  dieses Prozesses, die Zuspitzung der inneren Widersprüche des Kapitalismus. Diese be-

ruht hauptsächlich darauf, daß der gesteigerten Produktionsfähigkeit der kapitalistischen Riesentrusts 

die Einengung der Märkte durch den Bestand der Sowjetunion und ihr Außenhandelsmonopol, durch 

die wachsende koloniale Selbständigkeitsbewegung, durch die Industrialisierung rückständiger Län-

der und durch die Verelendung der arbeitenden Massen in den kapitalistischen Ländern gegenüber-

steht. Die unmittelbare Auswirkung dieses Widerspruchs in den kapitalistisch fortgeschrittenen Län-

dern schildert das Programm folgendermaßen: 

„Die Kehrseite des technischen Fortschritts und der Rationalisierung der Industrie sind die Schließung und 

Liquidierung einer Reihe von Betrieben, die Einschränkung der Produktion, der rücksichtsloseste Raubbau an 

der Arbeitskraft, was alles zu einer gewaltigen, noch nie dagewesenen Dauerarbeitslosigkeit führt. Die absolute 

Verelendung der Arbeiterklasse wird selbst in einer Reihe entwickelter kapitalistischer Länder zur Tatsache.“ 

Der Vorschlag, die Stabilisierung und Rationalisierung auch nach dieser Seite zu charakterisieren, 

der von der deutschen Delegation ausging, fand bei einigen Genossen Widerspruch. So erklärte Ge-

nosse Va r ga‚ der doch selbst nicht wenig zur Aufweisung der oben angeführten Erscheinungen, 

insbesondere zum Nachweis der „strukturellen“ Erwerbslosigkeit beigetragen hat, diese Tatsachen 

seien zu neu, noch zu wenig untersucht, als daß man sie bereits in einem Programm formulieren 

könnte. Es sei möglich, daß es sich um vorübergehende Erscheinungen handelt, die durch die weitere 

Entwicklung des Kapitalismus überwunden werden könnten. 

Da keinerlei Grund besteht, anzunehmen, daß der sprunghafte technische Fortschritt und die gewaltige 

monopolistische Entwicklung zum Stillstand kommt, wäre jedoch eine Abschwächung der Wider-

sprüche, die sich vor allem in der dauernden Massenerwerbslosigkeit offenbaren, nur dann möglich, 

wenn in den nächsten Jahren eine gewaltige Ausdehnung des Weltmarktes zu erwarten wäre. Dem 

steht jedoch die Tatsache der bereits vollzogenen Aufteilung der Welt, der fortschreitenden Industria-

lisierung der rückständigen Länder entgegen. Könnte man noch allenfalls in der chronischen Millio-

nenerwerbslosigkeit Englands, die durch den Sieg der englischen Bourgeoisie im englischen Bergar-

beiterstreik keineswegs geringer geworden ist, eine Einzelerscheinung eines niedergehenden Imperi-

alismus sehen, so ist doch die gleiche Erklärung nicht anwendbar für die nordischen Länder Europas, 

mit einer gleichfalls ständigen gewaltigen Erwerbslosenzahl, für das rationalisierte Deutschland, das 

selbst in den Zeiten bester Konjunktur eine Massenerwerbslosigkeit aufweist und vor allem die Ver-

einigten Staaten von Amerika, wo zum erstenmal eine große Steigerung der Produktion mit einer 

dauernden Abnahme der Zahl der beschäftigten Arbeiter in den wichtigsten Industrien verbunden ist. 

[762] Es spricht daher alle Wahrscheinlichkeit dafür, daß diese Erscheinungen des Nachkriegsimpe-

rialismus, in denen die für den Imperialismus im allgemeinen kennzeichnende Tendenz zur S t ag -

na t i on  besonde r s  k r aß  hervortritt, d aue rnden  Cha r ak t e r  habe n. Ihre Bedeutung liegt da-

rin, daß sie die wachsende Verschärfung der imperialistischen und der Klassengegensätze notwendig 

machten. Dies ist die Perspektive, die für unsere ganze Politik grundlegend ist. Insbesondere die Mas-

senerwerbslosigkeit und die mit ihr verbundene absolute Verelendung der Arbeiterklasse in den 
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fortgeschrittensten kapitalistischen Ländern, das sind die sichersten Bürgschaften für die weitere Ent-

wicklung des Prozesse der Weltrevolution. 

Das Programm stützt seine revolutionäre Perspektive nicht auf irgendeinen einzelnen der grundle-

genden Widersprüche des Kapitalismus, sondern auf die Gesamtheit dieser Widersprüche. Kriege 

und Revolutionen sind in unserer Epoche gleich notwendig. In einer Kette von Kriegen und Revolu-

tionen wird sich der Zusammenbruch der kapitalistischen Welt, der Uebergang zu der Union der so-

zialistischen Sowjetrepubliken der Welt vollziehen. 

Das Kampfprogramm des Weltkommunismus gegen den Weltimperialismus muß in der gegenwärti-

gen Periode zugleich notwendigerweise ein Kampfprogramm gegen den Reformismus in allen seinen 

Formen und Schattierungen sein. Die Darstellung der Rolle des Reformismus in unserer Zeit, die Kri-

tik seiner Theorie und Praxis, ist ein wesentlicher Bestandteil unseres Programms. Daher wurde die 

bereits im Entwurf enthaltene historische Darstellung des reformistischen Verrats durch eine systema-

tische Darstellung der Politik des Reformismus und seiner verschiedenen Theorien ergänzt. Diese 

Darstellung wurde in einem besonderen Abschnitt im Zusammenhang mit den anderen, dem Kommu-

nismus feindlichen Ideologien in der Arbeiterklasse im Anfang des 6. Abschnittes zusammengefaßt. 

Wir wollen hier nur den wichtigsten Punkt hervorheben, der auch in der Darstellung der Rolle der 

Sozialdemokratie in unserem Programm an die Spitze gestellt wird. Das ist die Frage des Verhältnis-

ses zwischen der rechten und der sogenannten „linken“ Sozialdemokratie. Dieses Verhältnis einer 

systematischen Arbeitsteilung wird in unserem Programm in folgender Weise dargestellt: 

„Zur systematischen Durchführung dieser konterrevolutionären Politik bedient sich die Sozialdemokratie ihrer 

beiden Flügel: der r e ch t e, offen konterrevolutionäre Flügel dient den Verhandlungen und den unmittelbaren 

Verbindungen mit der Bourgeoisie, während der ‚l i n k e‘ besonders fein gesponnene Betrugsmanöver an der 

Arbeiterschaft durchzuführen hat. Die „linke“ Sozialdemokratie spielt mit pazifistischen und selbst mit revo-

lutionären Phrasen und wendet sich besonders in kritischen Augenblicken gegen die Arbeiter (die englische 

‚Unabhängige Arbeiterpartei‘ und die linken Führer des Generalrats der englischen Gewerkschaften während 

des Generalstreiks von 1926, Otto Bauer und Konsorten während des Wiener Aufstandes); sie ist daher die 

gefährlichste Fraktion der sozialdemokratischen Parteien.“ (II. Kapitel, 2. Abschnitt, 3. Absatz.) 

Das Programm der Komintern spricht also klar und scharf aus, was auch in unseren Es sene r  Par-

teitagsbeschlüssen formuliert ist, nämlich, daß die „linke“ Sozialdemokratie keineswegs irgendeine 

Brücke zum Kommunismus darstellt, keine selbständige Kraft, die in irgendeiner Weise gegen die 

offizielle sozialdemokratische Politik ausgespielt werden könnte, sondern vielmehr ein Teil der kon-

terrevolutionären Front und zwar jener Teil ist, der die gefährlichste Rolle spielt, weil er die Künste 

der Verwirrung und Irreführung der Arbeiter, der Verhinderung ihrer Entwicklung zum Kommunis-

mus am besten versteht. 

Es sei bei dieser Gelegenheit nochmals daran erinnert, wie völlig die Rechten in unserer Partei diese 

Tatsache verkennen. So heißt es beispielsweise in dem bekannten „Aktionsprogramm“ Br and le r s‚ 

das zum Aktionsprogramm der Rechten gegen die Partei geworden ist: 

[763] „Das Programm der zentristischen Linken ist die mehr oder weniger ausdrückliche Ablehnung der Ko-

alitionsregierung und die rein parlamentarische Opposition, jedoch Ablehnung jeder revolutionären Massen-

aktion. in der heutigen Lage, wo die Koalitionspolitik für die Sozialdemokratie immer schwieriger wird, ge-

winnt die linke SPD erhöhte Bedeutung . Sie spiegelt zweierlei wider: einmal die Empörung der Massen über 

die Koalitionsregierung, dann aber den Versuch eines Teiles der Parteibürokratie, diese Empörung durch eine 

wortradikale Politik zu ersticken.“*) 

In dem zweideutigen Ausdruck „spiegelt wider“ wird nicht klar ausgesprochen, was eigentlich gemeint 

ist. Gewiß kann man in einem bestimmten Sinne sagen, daß die Manöver, der „linken“ SPD die Em-

pörung der Massen über die Koalitionsregierung widerspiegelt. Aber nicht in dem Sinne, daß sie ir-

gendwie der Durchsetzung des Willens der rebellierenden sozialdemokratischen Arbeiter dienen, son-

dern ausschließlich in dem Sinne, daß mit dem wachsenden Widerstand der sozialdemokratischen 

 
*) „Die Komm. Internationale“, 1928, Nr. 1, Seite 44. 
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Arbeiter gegen die Koalitionspolitik raffiniertere, schlauere, kompliziertere Abwehrmanöver der 

linksozialdemokratischen Führer gegen die Radikalisierung der Massen angewandt werden. 

Die Meinung Brandlers und seiner Anhänger ist aber eine ganz andere. Das zeigt sich darin, daß er über 

den Inhalt, das Wesen und die Rolle der sogenannten zentristischen Ideologie eine vollkommen ver-

kehrte Anschauung hat. Er entdeckt in dem Programm der zentristischen Linken die Ablehnung der 

Koalitionspolitik und kommt dementsprechend zu der Auffassung, daß eine zentristische Partei zwar 

ein Hindernis für die Revolution sei die z en t r i s t i s che  I deo l og i e  abe r  „f ü r  d i e  Ar be i t e r  

e i ne  E t appe  au f  i h rem  Wege  vom  Re f o r m i sm us  zum  Komm uni smus  s e i n  kan n“!*) 

Das Programm wendet den Ausdruck „zentristisch überhaupt nicht mehr an. Und das ist wohl zweck-

mäßig weil ein „Zentrum“ in dem Sinne, wie das in der Sozialdemokratie in der Vorkriegszeit galt, 

nicht mehr besteht. Der Ausdruck Zentrismus deutet an, daß es zwischen dem Reformismus und 

Kommunismus eine vermittelnde oder eine Mittelstellung einnehmende Ideologie gäbe. Das ist aber 

unmöglich. Zwischen der proletarisch-kommunistischen Theorie und allen Schattierungen der bür-

gerlich-reformistischen Ideologie besteht ein unversöhnlicher prinzipieller Gegensatz und eine Mit-

telstellung ist da nicht möglich. In der Tat ist die linkssozialdemokratische Ideologie nur eine Abart 

der reformistischen Ideologie und von den bürgerlich-liberalen Reformtheorien des englischen kon-

struktiven Sozialismus und der ähnlichen von Hilferding entwickelten wirtschaftsdemokratischen 

Theorie in keinem wesentlichen Punkte verschieden. 

Das Programm zeigt das besonders in der Kennzeichnung des Austro-Marxismus, dieser vollendeten 

Form der linkssozialdemokratischen Ideologie. Wie diese linkssozialdemokratische Theorie zur Ko-

alitionspolitik steht, das schildert unser Programm in folgender Weise. 

„Für die Perioden des sogenannten ‚Gleichgewichts der Klassenkräfte‘ empfiehlt der Austro-Marxismus die 

‚Kooperation der Klassen‘, d. h. gerade für die Zeit, wo eine revolutionäre Krise heranreift. Diese Theorie ist 

die Rechtfertigung der Koalition mit der Bourgeoisie zum Zwecke der Vernichtung der proletarischen Revo-

lution unter der Maske der Verteidigung der ‚Demokratie‘ vor den Angriffen der Reaktion.“ 

(VI. Kapitel, 1. Abschnitt, 12. Absatz.) 

Hier ist also von einer grundsätzlichen Ablehnung der Koalitionspolitik keine Rede. Das mehr oder 

weniger klare Klassenbewußtsein der sozialdemokratischen Arbeiter, das den Kampf gegen den bür-

gerlichen Staat, gegen die Koalitionspolitik fordert, kann also keineswegs mit einer „zentristischen 

Ideologie“ gleichgesetzt werden, wie Brandler das will. Wer die gefahr-[764]lichste Abart des Refor-

mismus für eine Art unvollkommenen Kommunismus hält, der beweist damit nur, daß er den prinzi-

piellen Gegensatz von Reformismus und Kommunismus nicht erfaßt hat und daher in den wichtigsten 

Fragen des Kampfes zwischen diesen beiden Anschauungen, die die Interessen verschiedener Klassen 

zum Ausdruck bringen, schwankt. 

Die Rolle des Faschismus 

Einen großen Teil der Erörterungen der Programm-Kommission bildete die Auseinandersetzung über 

die Frage des Faschismus. Dabei kamen die entgegengesetztesten Auffassungen zum Ausdruck, doch 

war ihr Ergebnis, wie wir glauben, eine vollkommene Klärung der strittigen Fragen. 

Die beiden äußersten Gegensätze kamen am klarsten zum Ausdruck in der Rede des Vertreters der 

italienischen Bruderpartei. Dieser Genosse sagte, jede Partei hätte ein Stück Faschismus für ihr Land 

in Anspruch genommen, die italienische Partei aber sei der Meinung, daß sie auf diesem Gebiete ein 

gewisses Monopol habe. Während also einerseits eine gewisse Neigung besteht, jede beliebige Er-

scheinung der Reaktion als Faschismus zu klassifizieren, wollen andere Genossen den Faschismus 

nur in eine? ganz spezifischen Erscheinungsform der Reaktion sehen, wie sie in Italien existiert. 

Um diese Frage richtig zu lösen, muß man sie in den Rahmen der allgemeinen Entwicklung der bür-

gerlichen Gesellschaft und des bürgerlichen Staat es hineinstellen. Das Grundmerkmal des Imperia-

lismus ist, daß er ein Stadium des Kapitalismus darstellt, wo dieser nicht mehr eine fortschrittliche 

 
*) A. a. O. Seite 45. 
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Rolle gegenüber vorangegangenen Wirtschafts- und Gesellschaftsformen spielt, sondern nurmehr 

eine reaktionäre Rolle als Fessel der Entwicklung der Produktivkräfte. Dem entspricht die Entwick-

lung des politischen Ueberbaues, nicht im Sinne einer Verbreiterung der bürgerlichen Demokratie, 

einer wachsenden Bewegungsfreiheit für die werktätigen Massen usw., wie das die Sozialdemokraten 

behaupten, sondern im Gegenteil eine Entwicklung im Sinne der ständigen Einengung der politischen 

Bewegungsfreiheit, der Konzentration der ganzen Staatsmacht in der Hand der kleinen Gruppe der 

finanzkapitalistischen Oligarchie, der verschärften Unterdrückung des Proletariats und der werktäti-

gen Massen überhaupt. Dieser Prozeß steigert sich in demselben Maße, in dem sich die allgemeine 

Krise des Kapitalismus entwickelt. Denn je krisenhafter die Lage der herrschenden Klasse ist, desto 

brutaler tritt sie gegen die ausgebeutete Klasse auf. 

Sehen wir also in der r eak t i onä r en  En t wi ck l ung  de s  S t aa t e s ‚ der Verschärfung seiner Un-

terdrückungsmethoden gegen das Proletariat ein a l l gem ei nes  Gesetz unserer Epoche, so wollen 

wir darum doch nicht jede Form der Reaktion als Faschismus bezeichnen. Vielmehr sprechen wir 

vom Fasch i sm us  nur dann, wenn es der im pe r i a l i s t i s chen  Bour geo i s i e  ge l i ng t, e ine  

e l emen t a re  Massenbewegung  dek l a s s i e r t e r  E lem en t e, eine Massenbewegung k l e i n -

bü r ge r l i chen  Charakters für ihre reaktionären Zwecke gegen das Proletariat auszunützen. 

Gehen wir von dieser Begriffsbestimmung aus, dann ist es nicht schwer, die Frage zu entscheiden, 

ob der Faschismus eine allgemeine internationale Erscheinung ist bzw. die Tendenz hat es zu werden. 

In der Programm-Kommission vertraten einige Genossen die Meinung, daß der Faschismus sich nur 

in rückständigen agrarischen Ländern entwickeln könne. Dies ist jedoch ein voreiliger Schluß aus der 

Tatsache, daß der Faschismus zuerst in Ländern gesiegt hat, wo das ökonomische Fundament des 

Kapitalismus verhältnismäßig schwach ist (Italien, Polen, Balkan). Immerhin hatten wir in Deutsch-

land eine faschistische Massenbewegung 1923, und wir sehen in allen Ländern, daß faschistische 

Bewegungen entstehen und wachsen in dem Maße, wie das ökonomische Gleichgewicht des Kapita-

lismus erschüttert wird und die soziale Krise sich entwickelt. Eine solche Krise wird immer mit einem 

massenweisen Ruin kleinbürgerlicher Elemente verbunden sein und daher zu einer Bewegung ver-

zweifelter Kleinbürgermassen führen. Soweit es dem Prole-[765]tariat nicht gelingt, diese Massen 

unter seiner Hegemonie gegen die Bourgeoisie zu führen, wird es der Bourgeoisie gelingen, sie für 

ihre faschistische Bewegung zu rekrutieren. Da die Krise des Kapitalismus eine internationale Er-

scheinung ist, da sie auch in den Ländern, in denen heute noch der Kapitalismus am stärksten ist, 

fortschreitet, wird also die faschistische Bewegung zu einer Allgemeinerscheinung werden. 

Reformismus und Faschismus 

Eine besonders wichtige Frage, die in unserem Programm Beantwortung findet, ist die des gegensei-

tigen Verhältnisses zwischen Reformismus und Faschismus. Ueber diese Frage gab es Auseinander-

setzungen in unserer Partei mit der Gruppe der Versöhnler. Sie gingen von einer falschen abstrakten 

Gegenüberstellung der bürgerlichen Demokratie und des Faschismus, des Reformismus und des Fa-

schismus aus und leiteten daraus eine solche Alternative ab, daß die Bourgeoisie entweder mit bür-

gerlich-demokratischen Methoden und mit der aktiven Unterstützung der Sozialdemokratie oder aber 

mit faschistischen Methoden und mit der Unterstützung der faschistischen Organisationen regieren 

müsse. Für die gegenwärtige Entwicklung ist aber gerade die Kombination beider Methoden, die 

Ausnützung der beiden Flügel der konterrevolutionären Armee, der Sozialdemokratie und des Fa-

schismus, charakteristisch. 

Eine solche kombinierte Ausnützung des Faschismus und Reformismus ist deshalb möglich, weil der 

Reformismus als eine Hilfstruppe der imperialistischen Bourgeoisie die allgemeine Entwicklung des 

Imperialismus in bestimmter Weise mitmacht. Der allgemeinen Tendenz der bürgerlichen Gesell-

schaft und des bürgerlichen Staates zur verschärften Reaktion, zum Faschismus, entspricht die 

Rechtsentwicklung des Sozialimperialismus bis zu den Methoden und der Ideologie des Sozialfa-

schismus. Das Programm schildert diese Zusammenhänge in folgender Weise: 

„Sich der jeweiligen politischen Konjunktur anpassend, gebraucht die Bourgeoisie sowohl faschistische Me-

thoden als auch die Methoden der Koalition mit der Sozialdemokratie, die nicht selten, besonders in für den 
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Kapitalismus kritischen Zeiten, eine offen faschistische Rolle spielen. Die Sozialdemokratie zeigt im Laufe 

der Entwicklung faschistische Tendenzen, was sie jedoch nicht hindert, im Falle der Aenderung der politischen 

Konjunktur gegen die bürgerliche Regierung als Oppositionspartei zu frondieren.“*) (II. Kapitel, 3. Abschnitt, 

3. Absatz.) 

Das hier geschilderte Wechselverhältnis von Reformismus und Faschismus findet eine interessante 

Bestätigung durch die Entwicklung in Polen. Hier sehen wir nach einer Periode der offenen Unter-

stützung des Faschismus durch die Sozialdemokratie einen Teil der Sozialdemokratischen Partei di-

rekt zum Faschismus überlaufen, während ein anderer Teil unter dem Druck der Massen, um nicht 

gänzlich den Anhang in der Arbeiterklasse zu verlieren, wieder zu einer loyalen Scheinopposition 

übergeht, die natürlich auch nur eine Form der Unterstützung, eine Form der Verhinderung oder Er-

schwerung des ernsten Kampfes gegen den Faschismus ist. 

Angesichts der gegenwärtigen Entwicklung, die zugleich diese sozialfaschistischen Tendenzen und 

neue demagogische Manöver der Sozialdemokratie, und insbesondere ihres „linken Flügels, zur Irre-

führung der sich radikalisierenden sozialdemokratischen Arbeiter hervorbringt, ist es besonders zu 

begrüßen, daß diese Fragen durch unser Programm eine wesentliche Klärung gefunden haben. [766] 

Zur innerparteilichen Lage  
Von Hermann Remmele  

(Fortsetzung.) 

Di e  Re i chspa r t e i a rbe i t e r konf e r en z, die am 4. und 5. November im Plenarsitzungssaal des 

Preußischen Landtages tagte, um den Bericht des VI. Weltkongresses entgegenzunehmen, gab ein 

ungefähres Spiegelbild des Kräfteverhältnisses bezüglich der oppositionellen Gruppen innerhalb der 

Partei. Nach den entscheidenden Abstimmungen zählte d i e Pa r t e i m ehrhe i t  202  S t i mm e n, die 

Gruppe der Ve r söhn le r  19  S t im m e n, die Gruppe der rechten L i qu i da t o r en  4 S t im m e n. 

Dieses Stimmenverhältnis entspricht durchaus der Stärke der Strömungen und Richtungen, die in der 

Partei vorhanden sind. Die Gruppe der Liquidatoren, die bewuß t  innerlich mit der Partei gebrochen 

hat und entschlossen auf die Abspaltung von der Partei hinarbeitet, hat keinen erheblichen Mitglie-

deranhang hinter sich und es handelt sich hier nur um eine Gruppe von verfaulten Elementen ehema-

liger Führer, für die wie einstmals für Paul Levi, in Reih und Glied zu kämpfen, eine „unerträgliche 

Zumutung“ ist. Das zahlenmäßige Verhältnis dieser Gruppe zur Gesamtpartei ist gleich 1 zu 1000. 

Anders steht es mit der Gruppe der Versöhnler. In dieser Gruppe gibt es wohl kaum Elemente, die 

bewußt und beabsichtigt auf eine Loslösung oder auch nur auf eine weitere Entfernung von der Partei 

hinarbeiten. In der Hauptsache besteht diese Strömung aus einer Sammlung von allen möglichen un-

zufriedenen und zweifelnden Elementen innerhalb der Partei, die erst durch die politische Gegensätz-

lichkeit einiger führender Genossen sich um diese Genossen gruppierten und damit einen politischen 

Ausdruck finden. Das Kräfteverhältnis dieser Gruppe zur Gesamtpartei ist ungefähr das von 1 zu 100. 

Nicht etwa, daß sich die beiden oppositionellen Gruppen gleichmäßig auf alle Parteibezirke verteilen, 

die Gruppe der ausgesprochenen Liquidatoren hat ihre Stützpunkte nur in Thüringen, wo T i t t e l  und 

Sm o l k a  durch jahrelange Bearbeitung der Mitgliedschaften an Boden gewinnen konnten; im Bezirk 

Westsachsen (Leipzig), wo vor allem Pau l  Bö t t che r  durch jahrelange Tätigkeit Einfluß gewinnen 

konnte; während in allen anderen Bezirken, wo die rechten Liquidatoren Einfluß gewannen, nur ein-

zelne Mitgliedschaften durch das Liquidatorentum beeinflußt werden konnten, so Im Bezirk Schle-

sien in Breslau einige Stadtbezirke durch den Bezirksleiter Hausen  und den Jugendsekretär Ma-

x i m; im Bezirk Hessen-Frankfurt in der Stadt Offenbach und teilweise auch in Hanau durch den 

Gewerkschaftsangestellten Ga l m  in Offenbach und den Bezirksleiter Heuck e, hier außerdem durch 

den Genossen Rehbe i n, Hanau, der in der Levi-Krise die Mitgliedschaft gegen die Partei führen 

 
*) Auf der Reichskonferenz der KPD. am 3. November d. J. wurde eine vorläufig nicht autorisierte Uebersetzung des 

Programms verteilt. In dieser Uebersetzung ist der oben zitierte Absatz falsch wiedergegeben. Es heißt dort: „Je nach der 

politischen Konjunktur bedient sich die Bourgeoisie der faschistischen Methoden oder der Methoden der Koalition mit 

der Sozialdemokratie ...‚ Im russischen Text heißt es aber nicht „oder“, sondern „sowohl als auch“. Zu dieser Frage 

vergleiche auch den Artikel des Verfassers in der „Kommunistischen Internationale“ Nr. 37. 
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konnte; im Bezirk Württemberg, wo einige alte Reste vom Stammbaum der „Heiligen Familie“ vor-

handen sind und etwa noch einige zersplitterte Gruppen oder auch nur einzelne Elemente in Hamburg, 

Bremen usw. Aber in keinem der genannten Bezirke konnte das Liquidatorentum die Mehrheit der 

Parteimitgliedschaft auf ihre Seite bekommen, und je weiter die Diskussion geht, je mehr und je be-

wußter sich die Rechten von der Partei trennen, desto mehr schwindet ihnen der Boden unter den Füßen. 

Das Versöhnlertum konnte stärkeren Einfluß gewinnen im Bezirk Halle-Merseburg, wo die Bezirkslei-

tung unter der Führung von Ha ns  Sch r ö t e r  fast geschlossen hinter dieser Gruppe steht; in Leipzig 

(Bezirk Westsachsen), wo größere Teile dem dortigen Führer der Versöhnler, dem Bezirksleiter 

Geo r g  Schum an n‚ folgen, und schwache Gruppen in Königsberg (Bezirk Ostpreußen) und ver-

einzelte Funktionäre in den verschiedensten Bezirken, so u. a. in Düsseldorf (Bezirk Niederrhein) unter 

Führung des Chefredakteurs der „Freiheit“, Br eue r; in Württemberg unter Führung des dortigen 

Bezirksleiters Fugge r  und des ZK-Mitgliedes Be l l ema nn, und [767] vereinzelte Redakteure, An-

gestellte der IAH, der IRH usw., die aber außer den obengenannten Bezirken ohne allen Anhang sind. 

Die wichtigsten und bedeutsamsten Parteibezirke, wie Berlin-Brandenburg, Hamburg, Ruhrgebiet, 

Niederrhein, Hessen-Frankfurt, Baden, Pfalz, Bayern, Erzgebirge-Vogtland (Chemnitz), Ostsachsen 

(Dresden), Oberschlesien, Niedersachsen (Hannover), Magdeburg (Magdeburg-Anhalt), Ostpreußen, 

Pommern, Mecklenburg, Nordwest (Bremen), und vor allem die wichtigsten Industriebezirke stehen 

fest auf dem Boden der Parteimehrheit und konnten in keiner Weise auch durch die entschiedensten 

Anstrengungen der Opposition beeinflußt werden. Und gerade dies ist die besonderer Stärke der heu-

tigen Parteimehrheit. Bei den meisten früheren oppositionellen Bewegungen, so z. B. bei der Levi- 

und Friesland-Opposition und noch weit stärker bei der Opposition der Linken gegen die Brandler-

Zentrale, bei der Opposition der Ultralinken gegen die Komintern, bei all diesen früheren Oppositi-

onsbewegungen konnte die Opposition die wichtigsten und entscheidendsten Parteibezirke erobern. 

Das war die Stärke der damaligen oppositionellen Bewegungen. Und daß die heutige Oppositionsbe-

wegung nur auf einzelne Bezirke (nicht die wichtigsten) und in diesen wiederum nur auf die obere 

Funktionärschicht beschränkt ist, das ist ihre Schwäche. 

Eine der markantesten Erscheinungen im Lager der Opposition ist die Tatsache, daß sich ihre stärks-

ten Positionen im Angestelltenkreis der Partei befinden. Ihre günstigsten Abstimmungen erzielt die 

Opposition in den Bezirksleitungen und in diesen wieder in dem Kreis der Parteiangestellten. Je tiefer 

die Diskussion und die Entscheidungen hinunterdringen in die Mitgliederkreise bis zu den Zellen, 

desto mehr verliert die Opposition an Boden und desto stärker wird die Position der Parteimehrheit 

und der Politik der Komintern. 

Aber gerade diese Tatsache, daß die Politik der Komintern, die die Politik der Mehrheit der KPD ist, 

unten in den breiten Schichten der Partei, die die beste Kraft des deutschen Industrieproletariats re-

präsentieren, das festeste Fundament und den stärksten Anhang hat, bestätigt die Richtigkeit der Po-

litik der Komintern und der Mehrheit der Partei. 

2. Das Versöhnlertum 

Als im Februar-März dieses Jahres anläßlich des 9. Plenums sich die Leitung der Komintern veranlaßt 

sah, zum ersten Male zu den versöhnlerischen Strömungen innerhalb unserer Partei und zu deren 

Repräsentanten bzw. deren beiden prominentesten Führern, den Genossen Ewert und Gerhart, Stel-

lung zu nehmen, war die Leitung der Komintern noch der Auffassung, daß man durch Aussprache 

und Beeinflussung auf diese beiden prominenten Versöhnler veranlassen könnte, sie von dem von 

ihnen eingeschlagenen Weg zurückzubringen auf den Boden der Politik der Komintern und der KPD. 

Diese Hoffnung ging nicht in Erfüllung. Im Gegenteil: was anfänglich nur „abweichende Meinungen“ 

in „untergeordneten“ Fragen, wie z. B. in Fragen der Personalpolitik waren, wurden sehr bald po l i -

t i s che  Abweichungen, die sich immer mehr von der durch die Komintern bestätigten Linie der Par-

teimehrheit entfernten. Gewiß, die Versöhnler werden nicht müde, zu betonen, daß sie mit der Politik 

der Parteimehrheit, die die Politik der Komintern ist, „vollkommen einverstanden“ sind und daß sie 

angeblich nur gegen den „innerparteilichen Kurs“ ankämpfen. 
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Das Wesen des Versöhnlertums besteht gerade darin, daß es in seiner politischen Orientierung zwi-

schen zwei gegensätzlichen politischen Hauptrichtungen hin und her schwankt und sich nie fest für 

die eine oder andere Linie entscheiden kann. Nach seiner politischen Orientierung ist das Versöhn-

lertum eine Abart des Zentrismus, in einer anderen politischen Umgebung. Das Versöhnlertum in der 

revolutionären Bewegung spielt objektiv eine ähnliche Rolle wie der Zentrismus in der reformisti-

schen Bewegung. 

In der ersten Phase der Auseinandersetzungen versuchte die führende Gruppe des Versöhnlertums 

die Theorie zu verteidigen, daß der innerpartei-[768]liche Kurs von der allgemeinen Politik der Partei 

zu trennen sei und beides nichts Gemeinsames habe. Aber jeder Genosse begreift sofort, daß hinter 

dieser „Theorie“, die durch und durch unmarxistisch ist, mehr steckte, als ihre Verkünder eingestehen 

mochten. Der innerparteiliche Kurs ist nicht Selbstzweck, sondern lediglich Mittel zum Zweck, und 

der Zweck des innerparteilichen Kurses kann nur der sein, die von der Partei als notwendig erachtete 

Politik durchzusetzen bzw. Garantien zu schaffen, daß die Politik der Partei nicht nur Theorie bleibt 

und zur leeren Phrase wird, sondern daß sie praktisch von der Gesamtpartei durchgeführt wird. Und 

nur die absolute Notwendigkeit, die für richtig erkannte Politik in die Tat umzusetzen, nur diese Not-

wendigkeit kann den innerparteilichen Kurs bestimmen und sonst nichts anderes. Der innerparteiliche 

Kurs, den die Partei einschlägt, gehört zur Politik der Partei, wie die Klinge zum Messer. Ohne den 

entsprechenden innerparteilichen Kurs kann die Politik der Partei nicht verwirklicht werden. 

Wenn in den ersten Stadien des Abschwenkens der versöhnlerischen Führung von der Parteimehrheit 

nur einige „untergeordnete“ Fragen, „unbedeutende Meinungsverschiedenheiten, die Ursachen der 

Gegensätzlichkeiten waren, wie die Genossen Ewert und Gerhart behaupten, so hat die Entwicklung 

der Gruppe der Versöhnler klar erwiesen, daß hinter diesen „Kleinigkeiten“ tiefgehende politische 

Gegensätze bestanden. Wir wollen nicht eingehen auf die „Kleinigkeiten“ der gegenteiligen Auffas-

sungen in der Personalpolitik, auf die Bemühungen der Genossen Ewert und Gerhart für die Heran-

ziehung von Brandler und Thalheimer zur deutschen Parteiarbeit, auf die Vorschläge, die gesamte 

heutige Liquidatorengruppe, Brandler, Thalheimer, Walcher, Paul Frölich, Tittel, Rosi Wolfstein, 

Hausen, Smolka, Schreiner, Max Köhler und wie sie alle heißen, zu Reichs- und Landtagsabgeord-

neten zu machen; Wenn seinerzeit der führenden Gruppe der Versöhnler durch die Führung der Kom-

intern nicht in die Arme gefallen worden wäre, hätten wir heute Reichstags- und Landtagsfraktionen, 

die Machtpositionen gegen die Partei und die Komintern wären. Nur durch die bolschewistische Kon-

trolle der Komintern konnte dieses Unheil für die Partei vor einigen Monaten verhindert werden. 

Die objektive Funktion der Versöhnlergruppe bestand in der Hauptsache darin, Wegbereiter und 

Schrittmacher für die Liquidatorengruppe zu sein. Seit dem Essener Parteitag hat die Versöhnler-

gruppe systematisch daran gearbeitet, die wichtigsten Kommandohöhen der Partei an die heutige Li-

quidatorengruppe auszuliefern. Durch geschickte Personalkombinationen in einzelnen Bezirken ver-

stand man es, Einfluß auf Mitgliederkreise zu gewinnen und auf diese Weise feste Positionen für die 

liquidatorische Opposition zu schaffen. Nachdem man sich in einzelnen Bezirken stark genug veran-

kert glaubte (Bezirke, die wir bereits genannt haben und auch in der Bezirksleitung Berlin-Branden-

burg), versuchte man es mit den wichtigsten Bezirken, und zwar mit dem Ruhrgebiet und als Gene-

raloffensive Hamburg. Der Vorstoß gegen das Ruhrgebiet scheiterte an dem Widerstand der dortigen 

Genossen. Der Umsturz in Hamburg scheiterte an der Wachsamkeit der Komintern und am Wider-

stande der großen Parteimehrheit. Aber all das lag auf dem Wege des innerparteilichen Kurses, wie 

die Versöhnler behaupten – mit der Politik der Partei seien sie „selbstverständlich einverstanden“. 

Sehen wir zu: 

Auf dem 15. Parteitag der KPSU verwiesen einige Genossen auf die rechten Gefahren die in allen 

kommunistischen Parteien und auch in der KPSU in Erscheinung treten. Diese Genossen begründeten 

ihre Offensive gegen die rechten Gefahren nach marxistischen Grundsätzen auf der Analyse der öko-

nomischen und politischen Entwicklung. Die Genossen forderten in der Diskussion über die Kom-

munistische Internationale den verschärften Kampf gegen die Rechtsgefahren, die sie als die Haupt-

gefahren in der gegenwärtigen Periode der kapitalistischen Stabilisierung bezeichneten. Der Trotz-

kismus, der zur Zeit des 15. Parteitages einen ziemlich starken Anhang in den verschiedensten 
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kommunistischen Parteien hatte, war zweifellos [769] ein beredtes Zeugnis für die Richtigkeit der 

Anschauungen dieser Genossen. Die Genossen haben aber auch scharf erkannt, daß der Vorstoß der 

Rechten auf dem Essener Parteitag und die zähe Verteidigung des Aktionsprogramms durch Brandler 

und Thalheimer Signale für die Sammlung der rechten Gruppe in der deutschen Partei waren. Beson-

ders die Aufzeigung der rechten Gefahren in der deutschen Partei hatte es den Genossen Ewer t  und 

Ge r ha r t  angetan, so daß sie im Polbüro eine Resolution zur innerparteilichen Lage einbrachten, in 

der sie die ausdrückliche Ve r u r t e i l ung  der Stellungsnahme jener Genossen auf dem 15. Parteitag 

der KPSU forderten. Die Auseinandersetzung über diese Resolution zeigte, daß bereits damals, im 

April dieses Jahres, tiefgehende politische Gegensätze innerhalb der obersten Leitung der Partei be-

standen. Wir verweisen hier auf die Artikel „Was wollen die Versöhnler“, die in der gesamten Par-

teipresse abgedruckt wurden und in denen die damaligen Vorgänge und die von den Versöhnlern 

vorgelegte Resolution eingehend besprochen werden. 

Eine der markantesten Erscheinungen des Versöhnlertums ist ein tiefer Pessimismus gegenüber allen 

Fragen der revolutionären Bewegungen und der kommunistischen Entwicklung, ein starker Unglaube 

an die Kraft und die Entwicklungsmöglichkeiten des revolutionären Proletariats und dessen Partei, 

die KPD, eine Ueberschätzung der Stärke der Bourgeoisie und der Sozialdemokratie, der starke Hang 

zur Verkleinerung und Leugnung unserer Erfolge und Erfolgsaussichten und ein ebenso starker Hang 

zur Uebertreibung und Ueberschätzung der Kräfte und Erfolge des Gegners und der Glaube an eine 

lange Periode einer festen Entwicklung der kapitalistischen Stabilisierung. Aus einer solchen Ein-

schätzung der ökonomischen und politischen Entwicklung und aus einer solchen Beurteilung der 

feindlichen und der eigenen Kräfte muß natürlich eine Taktik für die Partei herauswachsen, die weit 

hinter der Führungsmöglichkeit der breiten Arbeiterschichten, die sich aus der Linksentwicklung 

ergibt, und die weit hinter dem Kampfeswillen der Massen zurückbleibt. Der Genosse Lenz hat in 

den bereits genannten Artikeln eine Reihe von Tatsachen angeführt, die als Beweisstücke dieser Fest-

stellung dienen. 

Am schärfsten tritt dieser Pessimismus und die falsche Einschätzung der jeweiligen politischen Situ-

ation bei Ewert und Genossen stets bei den großen politischen Auseinandersetzungen, die zwischen 

den Klassen sich ereignen, zutage. Das war der Fall beim Aufstand der Wiener Arbeiter im Juli vori-

gen Jahres, wo die führenden Versöhnler, die Genossen Ewer t, Ge r ha r t  und Robe r t, überhaupt 

leugneten, daß es sich um eine Aufstandsbewegung handele und die infolge dieser Einschätzung des 

Aufstandes auch die Parole der Arbeiterräte zur Führung des Aufstandes ablehnten und diesen ableh-

nenden Standpunkt erst aufgaben, nachdem die Komintern ganz offen diese Parole bestätigte. Beson-

ders waren es bei dieser Gelegenheit die Artikel des Genossen Robe r t‚ der als Leiter des Presse-

dienstes eine solch sozialdemokratische Einstellung hatte, daß durch das Sekretariat des ZK. die Zu-

rückziehung dieser Artikel angeordnet werden mußte. 

Im gleichen Maße äußerte sich dieser Pessimismus und Unglaube an die Kraft der Partei bei Ein-

schätzung der Wahlergebnisse vom 20. Mai d. J. Während die Partei mit Recht dieses Wahlergebnis 

als einen großen Erfolg buchte, bei dem insbesondere die gewaltige Linksschwenkung der Haupt-

massen des deutschen Proletariats in den wichtigsten Industriezentren in Erscheinung trat, glaubten 

die Genossen der Versöhnlergruppe, besonders Genosse Ewert, durch die Zunahme der sozialdemo-

kratischen Stimmen eine Stärkung der Bourgeoisie verkünden zu können. Der Genosse Ewert legte 

jene bekannte Resolution im Polbüro vor, in der er davon sprach, daß die Bourgeoisie mit dem Wahl-

resultat sehr wohl zufrieden sei, daß sie in der Zunahme der Stimmen der Sozialdemokratie eine gute 

Garantie habe, ihre Politik durch das Parlament durchsetzen zu können. Der Genosse Ewert hatte also 

entsprechend seiner ganzen pessimistischen Einstellung die. tiefgehende Veränderung in den breites-

ten Massen der Werktätigen und die große [770] Bedeutung der Linksschwenkung der breitesten 

Arbeitermassen, besonders deren Haupttrupp in den Industriezentren in keiner Weise begriffen. 

Ebenso pessimistisch wie die Einstellung der Versöhnler zu den politischen Erscheinungen ist, ebenso 

geringschätzend ist ihre Beurteilung für die großen proletarischen Massenaufmärsche, wie z. B. das 

Reichstreffen des Roten Frontkämpferbundes, das acht Tage nach der Reichstagswahl stattfand und 

von dem die Genossen Ewert und Gerhart von „Paradespielereien“ und ähnlicher Weise redeten. Für 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 703 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

alles das, was das revolutionäre Klassenbewußtsein stärkt, was das Kraftgefühl des Proletariats hebt, 

was die besten und gesündesten Kräfte in der Arbeiterschaft entwickelt, was die proletarischen Mas-

sen begeistert und ihnen Selbstvertrauen und Selbstbewußtsein verleiht –‚ für alles das haben die 

versöhnlerischen Genossen wenig oder gar keinen Sinn. Große Demonstrationen und Aufmärsche 

der Arbeiterschaft sind für diese Genossen nur „leere Demonstrationen“, denen keinerlei Bedeutung 

beizumessen sei. 

Ebenso geringschätzig wie die Versöhnler die Kraft der eigenen Klasse beurteilen, ebenso überschät-

zen sie die Kraft des Klassenfeindes. Als acht Tage nach dem 1. Mai der Stahlhelm in Berlin seine 

Größe und Stärke repräsentieren wollte und in der Partei, besonders in der Berliner Organisation, die 

Vorbereitungen zur Abwehr des Stahlhelmtages diskutiert und getroffen wurden, glaubten gleichfalls 

die versöhnlerisch gestimmten Genossen, daß das eine Sisyphusarbeit der Partei sei. Trotz der Tatsa-

che, daß der Stahlhelm nur unter stärkstem Schutz der Staatsgewalt seine verängstigten Kolonnen 

durch die Straßen Berlins führen konnte, trotz der Tatsache, daß dem Stahlhelm, im Gegensatz zu den 

Roten Frontkämpfern, keinerlei Quartiere, Verpflegung und Sympathie der breiten Bevölkerungs-

masse in Berlin zur Seite stand, trotz alledem hielten die Versöhnler das Stahlhelmtreffen als einen 

Erfolg der Reaktion. Die Parteimitglieder und die Arbeitermasse in Berlin zogen gerade die entge-

gengesetzte Schlußfolgerung: daß der Aufmarsch des Stahlhelms für ihn eine Niederlage bedeutete. 

Starke politische Abweichungen nach der opportunistischen Seite hin zeigte die führende Versöhn-

lergruppe auf der Reichsparteiarbeiterkonferenz, wo sie in einer Erklärung die Anerkennung der Ab-

änderungsanträge des Genossen Ewert zur politischen Resolution forderten. Diese Erklärung war von 

19, d. h. allen anwesenden Anhängern des Versöhnlertums unterschrieben so daß anzunehmen ist, 

daß alle versöhnlerischen Anhänger, Anhänger der politischen Linie sind, die vom Genossen Ewert 

in diesen Abänderungsanträgen entwickelt wurde. Alle diese Anträge lagen in der Linie der opportu-

nistischen Verwässerung der Resolution und kein einziger Antrag konnte als eine Verbesserung der 

Resolution anerkannt werden. Wir haben diese Anträge in der Parteipresse („Rote Fahne“, Sonntags-

nummer, 11. November) besprochen, so daß sich alle Genossen von der opportunistischen Linie die-

ser Anträge überzeugen konnten. 

Diese inneren Gegensätze, die in der obersten Führung der Partei, im Polbüro und im politischen 

Sekretariat, vorhanden waren, waren lange Zeit den breiten Parteimitgliedschaften unbekannt. Die 

führenden Parteikörperschaften haben die Verpflichtung, wenn in ihrem Schoße Gegensätze auch 

tiefergehender politischer Natur in Erscheinung treten, zu versuchen, diese Gegensätze innerhalb der 

Körperschaft auszutragen, um so für die unerläßliche Kampfeskraft der Partei die Einheit und Ge-

schlossenheit der Partei besonders in der Führung zu sichern. Das erfordert das Parteiinteresse um so 

mehr, je größere Aufgaben gegenüber dem Klassenfeind die Partei zu erfüllen hat. Aber in dem Au-

genblick, als diese Gegensätze zum ersten Male in der Oeffentlichkeit zum Ausdruck kamen, nahm 

das Politbüro in einem längeren Artikel, der in der „Roten Fahne“ vom Dienstag, den 21. August, 

und in den nachfolgenden Tagen in allen Parteizeitungen erschienen ist, zu diesen Differenzpunkten 

Stellung, um in großen Umrissen die tiefere Bedeutung Weser Gegensätze darzulegen. Das öffentli-

che Auftreten der [771] Parteiopposition gegen die Parteimehrheit geschah auf dem VI. Weltkongreß 

in den Reden des Genossen Ewert und Tittel, Reden, die klar und deutlich gegenüber der program-

matischen Rede des Genossen Thälmann eine entgegengesetzte politische Linie vertraten. In dem 

genannten Artikel vom 21. August, der die Ueberschrift trägt „Fragen der KPD auf dem VI. Welt-

kongreß der Komintern“, wird deutlich gesagt, daß die Kongreßdelegation der KPD in eine Mehrheit 

und Minderheit gespalten ist. Die Minderheit bildete einen festen Block, bei dem die Versöhnler und 

die äußersten Rechten, mit Ausnahme von zwei Abstimmungen, in Dutzenden von Abstimmungen 

einheitlich und geschlossen auftraten. 

In dem genannten Artikel wird zuerst eine Charakteristik der Lage in Deutschland gegeben und daran 

die der Parteimehrheit entgegengesetzte Politik der Rechten dargelegt. Anschließend an die Kritik 

der Rechten heißt es: 

„Kann die Partei und ihre Führung solche Erscheinungen dulden? Keinesfalls. Darf sie sich damit begnügen, 

die rechten Abweichungen nur ‚ideologisch‘, d. h. theoretisch, zu bekämpfen und erst nachträglich, nach jedem 
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konkreten Fall, korrigierend eingreifen? Keinesfalls. Die Partei als Ganzes, die Parteiführung als Ganzes, muß 

einen systematischen, entschlossenen, offensiven Kampf gegen die Träger der rechten Abweichungen, gegen 

die Politik der rechten Gruppe führen. ‚Der Kampf gegen diese Abweichungen muß in den Vordergrund ge-

stellt werden“ (Thesen des VI. Weltkongresses, § 56.) 

Diese Linie ‚setzt einen systematischen Kampf gegen den versöhnlerischen Standpunkt gegenüber den rechten 

Strömungen innerhalb der Kommunistischen Partei voraus. (Thesen des VI. Weltkongresses, § 56.)“ 

In dem genannten Artikel heißt es dann weiter: 

„Es ist bekannt, daß Lenin während seines ganzen Wirkens den größten Nachdruck auf diesen Kampf gegen 

das Versöhnlertum innerhalb der bolschewistischen Partei legte. Worin besteht dieses Versöhnlertum? Es be-

steht vor allem in der Duldsamkeit gegenüber den Trägern der rechten Gefahren, in dem Verzicht auf einen 

wirklichen rücksichtslosen Kampf gegen sie, in der Abschwächung des Kampfes, in dem Bestreben, nicht nur 

einen Zusammenschluß aller derjenigen herbeizuführen, die fest auf dem Boden der Parteibeschlüsse stehen, 

sondern auch eine ‚Konzentration‘ mit den Gegnern dieser Parteibeschlüsse. Das Versöhnlertum begreift nicht 

die Notwendigkeit, die Auswahl der leitenden Parteiarbeiter für alle verantwortlichen Funktionen in der Partei 

wie in den Massenorganisationen, in den Gewerkschaften wie im Parlament, den Forderungen der politischen 

Linie der Partei unterzuordnen. Das Versöhnlertum will den Kampf gegen die rechten Gruppen auf die Me-

thoden der Ueberzeugung, d. h. auf die bloße Aufklärungsarbeit beschränken, es lehnt die ebenso unerläßlichen 

Methoden der organisatorischen Einwirkung, des bolschewistischen Parteizwanges ab. Das Versöhnlertum 

kämpft nur mit einer Hand gegen die rechten Abweichungen, mit der anderen Hand sucht es die Partei zurück-

zuhalten, wenn sie die notwendigen Maßnahmen zur Sicherung ihrer Linie, zur Erhaltung ihrer Einheit und 

zur Verteidigung ihrer Disziplin ergreift. Darum fordert der VI. Weltkongreß mit vollem Recht ‚einen syste-

matischen Kampf gegen den versöhnlerischen Standpunkt‘.“ 

So war die Einschätzung der versöhnlerischen Gruppe zur Zeit des VI. Weltkongresses. Also damals 

hatte es den Anschein, daß nur Gegensitze in der Einschätzung, Beurteilung und Behandlung der 

rechten Gruppe innerhalb der Parteimehrheit und den Versöhnlern bestanden. Also Gegensätze in-

nerparteilicher Natur. Aber die Rede des Genossen Ewert auf dem VI. Weltkongreß zeigte deutlich, 

daß tief gehende politische Meinungsverschiedenheiten in der Einschätzung der ökonomischen und 

politischen Lage, in der Beurteilung der Epoche und in der Auffassung über die [772] treibenden 

sozialen Elemente vorhanden waren. Und das nicht nur bei dieser Gelegenheit, auch bei Beurteilung 

der verschiedensten Teilprobleme der internationalen Politik, wie z. B. in der Beurteilung der Stabi-

lisierung und Rationalisierung in England auf dem 9. Plenum des EKKI, also bereits im Februar die-

ses Jahres, zu der der Genosse Ewert als Hauptredner bestimmt war Hier mußte die EKKI-Delegation 

dem Genossen Ewert einen, anderen Genossen der Delegation entgegenstellen, da der Standpunkt der 

EKKI-Delegation ein entgegengesetzter von dem war, den der Genosse Ewert entwickelt hatte. 

Die Gruppe der Versöhnler hatte sich nach den Beschlüssen des VI. Weltkongresses zu entscheiden, 

ob sie den von ihnen geforderten Weg der Liquidierung ihres versöhnlerischen Standpunktes gehen 

wollen, oder aber weiter auf dem Wege ihres Kurses zwangsläufig auf den Boden der rechten Gruppe 

gelangen. Sie wählten das letztere. Und dabei versuchten sie abermals, auf einem sogenannten „un-

politischen“ Gebiet die Generaloffensive gegen die Mehrheit der Partei durchzuführen. Der Fall Wit-

torf bot für sie die Gelegenheit zu dem Versuch, den Hauptträger der Politik der Komintern und des 

VI. Weltkongresses in der deutschen Partei, den Genossen Thälmann politisch zu erledigen. Unter 

dem Beifall und der Zustimmung der Genossen Ewert und Ebenem forderte der Genosse Gerhart im 

Polbüro sogar den Ausschluß des Genossen Thälmann aus der Partei. In der Plenarsitzung des Zent-

ralkomitees vom 26. September verkündete der Genosse Gerhart mit zynischer Schadenfreude, „daß 

die Beschlüsse des VI. Weltkongresses, die von dem bolschewistischen Kern um den Genossen Thäl-

mann in der KPD“ sprechen, bereits erledigt seien. So kündeten die Versöhnler ganz offen ihre Geg-

nerschaft zu den Beschlüssen des VI. Weltkongresses an. 

Als nunmehr am 6. Oktober das Präsidium der Exekutive nach eingehender und gründlicher Prüfung 

der Ereignisse, die mit dem Fall Wittorf in Verbindung standen, die politische und moralische Reha-

bilitierung des Genossen Thälmann vollzog, und den Beschluß des ZK vom 26. September aufhob, 

organisierten die Versöhnler genau so wie die rechten Liquidatoren innerhalb der Partei den Kampf 
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gegen die Beschlüsse des EKKI, um die Anerkennung der EKKI-Beschlüsse durch die Parteimit-

gliedschaften zu verhindern. In den meisten Bezirksleitungen stimmten die Versöhnler gemeinsam 

mit den rechten Liquidatoren gegen den EKKI-Beschluß, und dort, wo sie die Mehrheit erlangten, 

ließen sie entsprechende Resolutionen gegen das EKKI annehmen. Gewiß, sie machten es nicht in 

der provozierenden und parteifeindlichen Weise mit den schmutzigen Verleumdungen und antibol-

schewistischen Redensarten, wie das das offene Liquidatorentum unternahm. Aber die Methode und 

die Mittel, die die Versöhnler bei dieser Kampagne anwendeten, sind in vieler Hinsicht noch schlim-

mer als die antibolschewistischen Methoden der Liquidatoren Ihre Resolutionen und Beschlüsse tru-

gen jene Doppelzüngigkeit des Zentrismus, gegen die die bolschewistische Bewegung stets am 

schärfsten angekämpft hat. Die Liquidatoren sagten offen, daß sie Feinde der Komintern und der 

Partei sind. Jeder Arbeiter konnte aus ihren Bekundungen nichts anderes als die schlimmste Art des 

Antibolschewismus herauslesen – und jeder Kommunist wußte, woran er war. Anders bei den Ver-

söhnlern. Mit scheinheiliger Verbeugung vor den Organen der Komintern beginnen alle ihre Resolu-

tionen mit „der Notwendigkeit der Anerkennung und Durchführung der Beschlüsse des EKKI“, um 

im gleichen Atemzuge überzuleiten, „daß jedoch die BL (oder die Zelle, oder sonstige Parteikörper-

schaften) der Auffassung ist, daß der Beschluß des Präsidiums des EKKI ein Fehlurteil darstellt und 

die BL usw. nach wie vor auf dem Boden des Beschlusses des ZK vom 26. September steht“, also 

jenes Beschlusses, der längst durch das EKKI und selbst durch das ZK aufgehoben war. An diese 

allgemeinen „Willenskundgebungen“ oder „Meinungsäußerungen“ schließen sich dann meist in den 

Resolutionen der Versöhnler eine Reihe von Verdächtigungen und Unterstellungen an, als sei die 

Komintern „nicht genügend“ informiert und unterrichtet gewesen und deswegen zu [773] einem 

„Fehlurteil“ gekommen. Und das Resultat dieser Behauptungen klingt dann gewöhnlich aus in der 

Aufforderung an die Komintern, ihren Beschluß vom 6. Oktober aufzuheben. 

Die Liquidatoren und die Versöhnler beschuldigen die Parteimehrheit der „Anwendung von Ruth-

Fischer-Methoden“. Aber wer Augen hat zu sehen, der sieht, daß die schlimmsten Methoden des 

Ruth-Fischer-Kurses, die Methoden der doppelten Buchführung, gerade von der Gruppe der Ver-

söhnler angewendet wird: „Die Beschlüsse des EKKI muß man anerkennen und durchführen – aber 

wir sind gegen diese Beschlüsse!“ 

Diese Methoden des Kampfes durch die Gruppe der Versöhnler gegen die Komintern und die Mehr-

heit der Partei sind dem Sumpfe des Zentrismus entliehen und die Wirkungen derselben auf die Par-

teimitgliedschaften können natürlich keine anderen sein als die Wirkungen des Zentrismus auf die 

Arbeiterbewegung im allgemeinen. Genau so wie die Politik und die Methoden der „linken“ Sozial-

demokraten auf die breitesten radikalisierten Arbeiterschichten politisch korrumpierend wirken, um 

diese von dem Uebergang zur KPD abzuhalten, genau so ist die Auswirkung der Anwendung der 

versöhnlerischen Methoden auf die Parteimitgliedschaft verwirrend, versumpfend und politisch kor-

rumpierend. Auch hier gilt für die Methoden des Versöhnlertums im innerparteilichen Kampfe, was 

für die Methoden der „linken“ Sozialdemokraten und ihre Auswirkungen auf die Gesamtarbeiter-

klasse gilt: diese Methoden sind die die Partei zersetzendsten, die Parteimitglieder politisch korrum-

pierendsten und daher die gefährlichsten, die verwerflichsten und die verächtlichsten Methoden. Da-

rum gilt auch für uns, was uns unser großer Lehrmeister Lenin sagte: Das Versöhnlertum ist ein ge-

fährlicherer Feind in unseren Reihen als das offene Liquidatorentum. 

Gewiß, unbestreitbar steht fest: das Liquidatorentum, die rechte Gruppe. die bereits beginnt, die Brü-

cken zur Partei abzubrechen, ihre zuerst auf Vervielfältigungsapparaten hergestellten Pamphlete in 

gedruckten Flugblättern in Massenauflagen zu verbreiten, die beginnt, Zeitungen und Zeitschriften 

herauszugeben, diese Gruppe, die längst innerlich und in kürzester Frist auch äußerlich nichts mehr 

mit der Partei verbindet, steht hundertmal weiter von der Partei entfernt als die Gruppe der Versöhn-

ler. Und wir haben auch die absolut optimistische Auffassung. daß niemand in den Kreisen der Ver-

söhnler daran denkt, sich ernsthaft von der Partei zu entfernen. Aber objektiv muß die Fortsetzung 

der Politik und der Methoden, wie sie von seiten der versöhnlerischen Gruppe angewendet werden, 

zwangsläufig sich immer weiter von der Partei entfernen. Die versöhnlerischen Gruppen und die ver-

söhnlerischen Strömungen innerhalb der Partei im ideologischen innerparteilichen Kampfe zu 
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überwinden, die Ueberwindung der politischen Plattform des Versöhnlertums, des Pessimismus und 

des Unglaubens an die revolutionäre Kraft des Proletariats, die entschiedene Bekämpfung und Ab-

lehnung der Methoden im innerparteilichen Kampfe des Versöhnlertums, alle diese verhängnisvollen 

Uebel in unserer Partei zu überwinden und zu liquidieren ist die wichtigste und bedeutsamste Aufgabe 

des innerparteilichen Kampfes in den nächsten Wochen und Monaten.  (Fortsetzung folgt.) [774] 

LITERATUR 

Aus dem Lager des Gegners 
„Die Gesellschaft“ und „Sozialistische Monatshefte“  

Juni – September 

I. 

Die Periode, mit der wir uns diesmal zu beschäftigen haben, war außenpo l i t i s ch  sicherlich einer 

der allerinteressantesten Abschnitte der Nachkriegszeit – haben doch eben in diesen Monaten die 

großen Gruppierungen der innerimperialistischen Fronten sich vor aller Oeffentlichkeit abgezeichnet. 

Der Kellogg-Pakt, das englisch-amerikanische Flottenabkommen, die Genfer Völkerbundstagung – 

man sollte meinen, daß diese Ereignisse genügen müßten, um jedem, auch dem Borniertesten, die 

Rolle des englisch-amerikanischen Gegensatzes als der Hauptachse der imperialistischen Gegensätze 

aufzuzeigen und ihn zu zwingen, von seinem – sei es auch bürgerlichen – Klassenstandpunkt dazu 

Stellung zu nehmen. 

Bei den „Soz i a l i s t i s chen  Mona t she f t e n“ ist in dieser Hinsicht Hopfen und Malz verloren. Mit 

einer geradezu bewunderungswerten Unberührtheit von allen Tatsachen setzen sie ihre alte Linie, die 

Propaganda für ein deutsch. französisches Bündnis gegen die „Angelsachsen“ – nämlich gegen einen 

angeblich bestehenden englisch-amerikanischen Block – fort. Im Juliheft bespricht Quessel „Das au-

ßenpolitische Debüt der neuen deutschen Reichsregierung“ und stellt fest, daß die Regierungserklä-

rung eine Fortsetzung der bisherigen pro britischen Politik ankündige. Darum sei man in England 

sicher mit ihr zufrieden, denn: 

„Die Außerkraftsetzung der Bestimmungen des Versailler Vertrages über die Rhein- und Saarlandsbesetzung 

und zwar ohne deutsche Gegenleistung ist von dem Teil der englischen Presse, der gegen die deutsch-franzö-

sische Annäherung arbeitet, schon oft verlangt worden.“ 

Sind die „Anglosachsen“ angeblich (wozu eine schöne Illustration zwei Monate später in Genf gege-

ben wurde) f ü r  die entschädigungslose Rheinlandsräumung, so muß Quessel logischerweise sich 

denn auch für die französische Forderung nach „Gegenleistungen“ aussprechen – und tut es auch. 

Selbst der Sozialpatriotismus findet in den französischen Interessen Grenzen. Nur in einer Frage wird 

er – unfreiwillig – prophetisch, nämlich wenn er sagt: 

„Will Deutschland seine Reparationsschuld erleichtert sehen, so muß es die moralische Einheitsfront der kon-

tinentaleuropäischen Völker gegenüber Amerika, das auf seinem (moralisch anzuzweifeln. den) Schein (in der 

Schuldenfrage R. G. I. besteht, verstärken helfen.“ 

Nur daß einige Monate später eben diese Forderung an Deutschland zwar von Frankreich gestellt 

wurde, aber gem e i nsam  mit – England! Zwangsläufig ergibt sich für Quessel natürlich eine scharf 

ablehnende Kritik an der deutschen Zustimmung zum Kellogg-Pakt und böse eifernd hält er der deut-

schen Regierung vor, daß sie zwar immer wieder die Landabrüstung zum Schaden Frankreichs for-

dere, aber von der notwendigen Seeabrüstung der „Angelsachsen“ schweige ... 

Als das Augus t heft der „Sozialistischen Monatshefte“ erschien, war man im allgemeinen über das 

wirkliche Verhältnis zwischen Frankreich und den „Angelsachsen“ informiert – mit Ausnahme eben 

in der Redaktion dieser schönen Zeitschrift. Max Cohen  stellt in seinem Artikel „Zur neuen deut-

schen Regierung“ fest, daß Deutschland für die Unersprießlichkeit der Besprechungen von Thoiry 

die Verantwortung trage – warum komme es wieder mit der Forderung nach entschädigungsloser 

Rheinlandsräumung! Und vor allem – was nützt es der deutsch-französischen Verständigung, „wenn 

ein Teil der deutschen Presse in gewisser Monotonie eine Revision des Dawes-Planes verlangt, der 
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doch nur im Zusammenhang mit einer Regelung der Interalliierten Schulden anders gestaltet werden 

könnte.“ (??) Und Quesse l  ergießt im gleichen Hefte seine Kritik an den Wiener Anschlußkundge-

bungen und vor allem an der Rede Löbes: Klarheit müsse darüber geschaffen werden, daß Frankreich 

nur mit einem mi t  i hm  ve r bünde t en  Deu t s ch land  den Anschluß Oesterreichs zugestehen 

werde, den es einem „unter angelsächsischem Einfluß stehenden“ Deutschland stets verweigern 

müsse, da dieses Deutschland stets „als Degen Englands benutzt werden könnte“. Der gute Mann 

fordert also ein deutsch-französisches Bündnis gegen England, zu einer Zeit, wo das französisch-

englische Bündnis gegen Deutschland schon geschlossen war! 

Quessels Parteigenosse Hermann Mü l l e r fuhr nach Genf und holte sich dort gegenüber dem franzö-

sisch-englischen Block eine Niederlage. Die „Sozialistischen Monatshefte“ finden es nicht nötig, sich 

über solche Probleme, wie das Scheitern ihrer außenpolitischen Perspektive, auch nur mit einem 

Worte zu unterhalten, oder gar solchen Bagatellen, wie dem Flottenabkommen zwischen ihren fran-

zösischen Freunden und den „Angelsachsen“ auch nur eine Silbe zu widmen. Alle diese Dinge passen 

nicht in die paneuropäische Perspektive und existieren darum nicht. In einem besonderen Artikel 

belehrt Quessel den Müller über die Ursachen des Fiaskos: Schuld war die Aufwerfung der deutschen 

Forderungen „als deutsche Interessen, statt als europäische Probleme“. Der Anschluß ist ein macht-

politisches Interesse Berlins, so lange, bis das Genfer Protokoll anerkannt ist, ebenso die Abrüstung, 

die ja Deutschland eigentlich nichts angehe. 

„Es wäre zu untersuchen, ob Deutschland überhaupt irgendein Interesse an der Abrüstung der Nachbarstaaten 

hat ... Diese These, daß die Rüstungen die [775] Grenzziehung des Versailler Vertrages bedrohen, wäre durch 

ein Ostlocarno (also durch einen Verzicht Deutschlands auf die Revision seiner Ostgrenzen. R. G.), das 

Deutschland jederzeit haben kann, leicht gegenstandslos zu machen.“ 

„Selbst England (Qu. sieht also immer noch nicht was los ist) habe Hermann Müller auf die Berech-

tigung des französischen Standpunktes in der Abrüstungsfrage aufmerksam gemacht – nur die deut-

schen SPD-Minister sind in dieser Frage unbelehrbar (natürlich von wegen des bösen Stresemann, 

der hinter ihnen steht). Noch schlimmer war die Aufwerfung der Anschlußfrage, ohne vorhergehende 

Bündnispolitik mit Frankreich. Dafür, daß Hermann gegen den französischen Stachel leckte, habe er 

gerechte Strafe verdient. Doch der Herr ist gnädig: Deutschland hätte „diesen außenpolitischen Drei-

frontenkrieg fast ebenso gründlich verloren wie den Weltkrieg, wenn Frankreich eine Niederlage 

Deutschlands gewollt hätte“. Diese letzte Wendung ist einfach unbezahlbar. Briands Rede war also 

ein sanftes Streicheln des verlorenen Sohnes, damit er reuig zur „natürlichen europäischen Bundes-

genossenschaft“ zurückkehrt! Recht und billig, wenn auch ungenügend, waren darum die Zugeständ-

nisse. die Müller am Schlusse der Tagung der französischen Politik machte. Es bestehe ja überhaupt 

kein Grund, warum man nicht die französischen Forderungen völlig akzeptieren könne, wie dann 

wörtlich mit den Argumenten der französischen Presse dargelegt wird. Denn selbst eine Festlegung 

der Reparationslasten in der heutigen Höhe wäre, wegen des Fortfalls des Wohlstandsindex des Da-

wes-Planes, für Deutschland ein Vorteil, und auch „eine verstärkte Friedenssicherung am Rhein (die 

französischen Forderungen nach militärischer Kontrolle) liegen durchaus im deutschen Interesse! Da-

rum zurück zu Thoiry und vorwärts zum Kriege gegen Amerika und die Sowjetunion: 

„Man darf in der Rüstungsfrage die Völker des europäischen Kontinents nicht gegeneinander ausspielen, son-

dern muß diesen Kontinent als Ganzes sehen.“ 

Die „Sozialistischen Monatshefte“ sind mit ihrer konsequenten frankophilen Außenpolitik also glück-

lich in eine Sackgasse gelangt, wo sie mit den Tatsachen in unlösbaren Konflikt geraten und Dinge 

sagen müssen, die im Widerspruch zu den Lebensinteressen der deutschen Bourgeoisie (der die „So-

zialistischen Monatshefte“ doch dienen wollen) stehen. 

Da ist die „Gesellschaft“ realpolitischer. So selten sie cii klares Wort zu politischen Problemen zu 

sagen weiß, so geschickt versteht sie es doch (eben wegen ihrer außenpolitischen Prinzipienlosigkeit)‚ 

die jeweilige Außenpolitik der deutschen Bourgeoisie bei jedem Manöver durch pazifistische Phrasen 

zu verbrämen. So ist es denn ganz selbstverständlich, daß der Kellogg-Pakt nicht etwa dazu dient, dem 

amerikanischen Imperialismus (der dabei von Deutschland unterstützt wird), die Schiedsrichterrolle 
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in künftigen Kriegen zu sichern, nein, im Juliheft der „Gesellschaft“ bespricht Hans Wehbe r g  (der 

bekannte Pazifist) die amerikanische Kriegsächtungsbewegung allen Ernstem vom rein idealistischen 

Standpunkt. Die Ablehnung einer internationalen Polizei des Völkerbundes, des legalen Sanktions-

krieges usw., all dies entspringt nicht etwa den realen Interessen des amerikanischen Imperialismus. 

der sich keiner unter französischem oder englischem Einfluß stehenden Organisation unterordnen 

will, sondern rein ideellen, pazifistischen Bestrebungen. Und aus s o l chen  Gründen wird von Ame-

rika „sogar der Locarnopakt abgelehnt“. (!!!) 

Einen ernsteren, allerdings die menschewistische Idee bis zur äußersten Konsequenz des Wahnsinns 

treibenden Artikel veröffentlicht der durch „seine“ Rundfunkrede später berühmt gewordene Wolf-

gang Schwar z  im Septemberheft unter dem Titel „Krieg, Frieden, Kapitalismus“. Im Kellogg-Pakt 

sieht dieser Held den tatsächlichen Beweis dafür, daß die Ausschaltung des Krieges als Mittel der 

Politik schon Gegenstand der Politik geworden ist. Fa l sch  sei es, zu sagen, daß der Kapitalismus 

notwendig zum Kriege führe: die Bourgeoisie führe zwar zwecks Eroberung von Absatzmärkten Un-

terdrückungskriege gegen die Kolonialvölker und schließe darum die nichtstaatlich organisierten 

rückständigen Gebiete vom Schutze des Völkerbundes und des Antikriegspaktes aus, aber untereinan-

der sei sie durchaus friedlich. Die großen europäischen Kriege wären nicht das Ergebnis der bürger-

lichen Politik, sondern des Einflusses vorkapitalistischer Mächte (Absolutismus und Feudalismus) auf 

die Außenpolitik auch der großen bürgerlichen Staaten. Das Wettrüsten vor dem Kriege ging nicht 

von den kapitalistischen Demokratien, sondern von den Militärmonarchien Deutschland und Rußland 

aus, ebenso die Militärbündnisse! Die kapitalistischen Mächte standen seit 1870 im lebhaften Wett-

bewerb um die Aufteilung der Erde. Aber gerade damals war Frieden unter ihnen, während alle frühe-

ren Neuaufteilungen der Erde unter der Herrschaft des Absolutismus und Feudalismus sich vermittels 

von Kriegen vollzogen. Demgemäß war also der imperialistische Krieg von 1914 bis 1918 ein Ana-

chronismus, eine feudale Angelegenheit, und auch diese Konsequenz wagt Schwarz zu ziehen! 

„Deshalb entstand auch der Weltkrieg eben nicht an einer kapitalistischen Frage. Im Stile des 18. Jahrhunderts 

wurde der Weltkrieg entfesselt, weil sich ein monarchistisches System in der Defensive befand gegen aufwüh-

lende Kräfte im Innern und an der Grenze ... Das, was eine Kapitaldemokratie nie tat, mit anderen Kapitalde-

mokratien einen Kampf um ihre Existenz zu führen, das taten die Machthaber der österreich-ungarischen Mi-

litärmonarchie. das taten die Machthaber der russischen Militärmonarchie. Mit dem Ausbruch des Weltkriegs 

haben Generaldirektoren, Exportkaufleute und Börsenmakler nichts zu tun. Der Weltkrieg kam n i c h t  aus 

dem Wettbewerb um die Aufteilung der Welt.“ 

Ist es Wahnsinn, so hat es doch Methode. Auch die Kriegsziele „waren nur zum kleinsten Teil impe-

rialistisch“: die Einverleibung der französischen Erzgebiete wurde z. B. zwar von der Industrie ange-

regt, aber beileibe nicht aus wirtschaftlichen, sondern aus militärischen Gründen (strategische Gren-

zen) angestrebt. Die Kräfte, die zum Kriege drängten, waren eben nicht auf Mark und Dollar zurück-

zuführen, 

[776] „sie entstammten älteren geistigen (!!! R. G.) Mächten, sozialen und gesellschaftlichen Sphären, die sich 

auch im Zeitalter des Kapitalismus noch behauptet hatten, die anachronistisch waren wie die Existenz der 

großen Militärmonarchien selbst, zwischen denen der Weltkrieg ausbrach.“ 

Die Frage ist erlaubt, ob auch die SPD mit ihrer Kriegspolitik ein Element der feudalen Gesellschafts-

formation war. Schwarz ist jedenfalls davon überzeugt, daß die kapitalistischen Mächte un te r e i -

nande r  keine Kriege führen. „Der Kapitalismus hat nach außen kriegerische, nach innen friedliche 

Tendenzen“, nicht aus pazifistischen Gründen, sondern darum, weil das Risiko des Geschäftes zu 

hoch ist und selbst durch die schönste Kolonie nicht ausgeglichen werden kann. Es entsteht nun frei-

lich eine Reihe von Fragen: Erstens die, warum die Militärmonarchien nicht ebenso vernünftig waren, 

zweitens, wer im Deutschland der Vorkriegszeit w i r k l i ch  regiert hat und ob die deutsche Bourgeoi-

sie nicht stark genug gewesen wäre, einen gegen ihre Interessen von der „Militärmonarchie“ geführ-

ten Krieg zu verhindern, von der dritten „Kleinigkeit“ ganz zu schweigen, ob nicht vielleicht die 

ständige Neuaufteilung der Erde ein derartiges Lebensinteresse jedes aufsteigenden Imperialismus 

ist, daß er wohl oder übel selbst ein großes „Risiko“ auf sich nehmen muß. Alle diese Probleme sieht 

Schwarz nicht. Mit Hilferding erklärt er die These des Stuttgarter Kongresses 1912, wonach „der 
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Kapitalismus der Krieg ist“, für falsch und sieht in der Entwicklung des innerstaatlichen Verfassungs- 

wie des Völkerrechts der letzten Jahrzehnte die deutliche Tendenz zur wirksamen Ausschaltung der 

Kriege, die ihren Höhepunkt eben im Kellogg-Pakt finde: 

„Der Kapitalismus zerschlug den Föderalismus, den Absolutismus. Er zerschlug auch die Einrichtung des 

Krieges. Er kann den letzten seiner geschichtlichen Triumphe erringen, die Ausschaltung des Krieges.“ 

Aber eine „kleine“ Frage bleibt: wozu dann die Sozialistische Internationale, wenn doch der Kapita-

lismus die Sache selbst viel besser und wirksamer besorgt. Auf diese kitzlige Frage sucht dann 

Schwarz doch eine Antwort zu geben, und damit auch die noch peinlichere Frage zu umgehen, warum 

denn der „friedliche“ Kapitalismus immer weiter rüstet: er tut das beileibe nicht gegen andere kapi-

talistische Staaten (von der Sowjetunion schweigt Schwarz klugerweise), sondern nur gegen den „in-

neren Feind“ und gegen die Kolonialvölker. Die allgemeine Totalabrüstung lag niemals auf der Linie 

kapitalistischer Politik (wohl aber die partielle) und damit hat die SAI endlich doch ihren Zweck 

gefunden: 

„Solange die soziale Revolution nicht als ein geschichtlicher Prozeß, sondern als ein Akt gewaltsamer 

Machteroberung vorgestellt wurde, wird die Bourgeoisie gegen die Abrüstung kämpfen ... Aber in der Demo-

kratie ist die Bourgeoisie wehrlos (!) gegen den rein geistigen Kampf. Je entschiedener der Klassenkampf ein 

geistiges Ringen darstellt, um so sicherer überwindet er die Klassenherrschaft und die Rüstungen. Kapitalisti-

sche Demokratie ist der Verzicht auf Krieg unter den Kapitalisten, sozialistische Demokratie ist der Friede, ist 

die Abrüstung auf der ganzen Welt.“ 

Indem die Sozialdemokratie die Arbeiterschaft wehrlos macht (den Klassenkampf „vergeistigt“), 

macht sie die Rüstungen gegen den inneren Feind überflüssig (die von Schwarz selbst aufgeworfene 

Kolonialfrage ist sicherheitshalber in der Versenkung verschwunden), gegen den äußeren Feind rüs-

ten Kapitalisten nicht, also sichert die SPD die Abrüstung und macht die Kapitalisten noch obendrein 

in der Demokratie „wehrlos“. Der Schluß ist klar und logisch, und wir beglückwünschen die Berliner 

Rundfunkhörer, denen der Genuß solch erlesener Geistesprodukte erspart blieb. 

Die Konsequenz dieser „pazifistischen“ Einstellung ist naturgemäß positive Einstellung zum Kapita-

lismus, Bejahung aller Kriege, die dieser Kapitalismus „vorläufig“ nach außen  führt, wobei das 

Wirtschaftsleben nicht „erschüttert“ wird, das Risiko der Umwandlung des relativ harmlosen äußeren 

in einen massenmordenden innerkapitalistischen Krieg wegfällt, andererseits die Hoffnung besteht, 

vom Tische der Bourgeoisie einige gute Brocken abzubekommen. Die Konsequenz der Bejahung der 

imperialistischen Politik der eigenen Bourgeoisie zieht denn auch noch im selben Heft der „Gesell-

schaft“ Gregor Bi ens tock  in seinem Artikel „Deutschland und Osteuropa“. Wieder wird betont, 

daß die Katastrophe von 1914 nicht aus innerimperialistischen Gegensätzen, „sondern aus der Span-

nung zwischen den noch halbagrarischen Ostmächten“ entstand. Und eben dort liegt auch heute die 

akute Kriegsgefahr. Eben diese gefährlichen Oststaaten aber wollte der Versailler Vertrag als Schutz-

wall gegen die Sowjetunion ausnützen und solange diese Politik nicht liquidiert wird (natürlich im 

Interesse der deutschen Bourgeoisie), ist die Stabilität des Friedens in Osteuropa und damit in ganz 

Europa gefährdet. Vermutlich zum Schrecken der „Sozialistischen Monatshefte“ wird also die Revi-

sion der deutschen Ostgrenzen gefordert und zugleich die Weitsichtigkeit der englischen Politik ge-

rühmt, die ein Ostlocarno konsequenterweise ablehnte, trotz hier „friedlichen“ Einstellung, auch ge-

gen Rußland. Denn ein englisches Ein reifen ins Osten komme nur im Falle eines Krieges mit Rußland 

in Frage, diese Gefahr aber sei durch das Abflauen der bolschewistischen Offensive in Asien so gut 

wie vermindert. (!) Immerhin, „die Unsicherheit der osteuropäischen Politik wird durch die Fragwür-

digkeit der Moskauer Politik bedeutend verschärft“, und solange diese Fragwürdigkeit andauert, kön-

nen die Ostfragen nur durch ein deutsch-französisches Zusammenarbeiten gelöst werden. Frankreich 

müsse eben dem demokratischen, pazifistischen Deutschland das zugestehen, was es dem militaristi-

schen verweigerte: die Revision der Ostgrenzen. Um es kurz zusammenzufassen: der Kapitalismus 

ist der Friede, aber das „rückständige“ und „fragwürdige“ Osteuropa ist der Krieg und darum ist es 

im Interesse des Friedens gut, wenn die deutsche Bourgeoisie von ihren friedlichen Kollegen Voll-

macht zur „Friedensstiftung“ im Osten erhält ... Rudolf Gerber. [777] 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 1. Dezember 1928 ⁕ Heft 25 

Das gepanzerte Deutschland 

Die Frage des Panzerkreuzers hat sich aus einem parlamentarischen Spiel zu einer Kampffrage von 

größtem Ernst und historischer Tragweite entwickelt. 

Die letzten Reichstagsdebatten über den Flottenbau werfen das grellste Licht auf die gesamte Politik 

in Deutschland. Der Streit um den Panzerkreuzer A ist nur der Teil eines Teilproblems der Aufrüstung 

Deutschlands. Es handelt sich in der letzten Rede Groeners nicht mehr um einen einzelnen Panzer-

kreuzer, sondern um eine ganze Kreuzerserie von sechs Panzerschiffen. Es handelt sich um den Auf-

bau einer Großflotte, um die Erreichung „des Höchststandes einer schlagfertigen Kriegsmarine“. Die 

gesamte Flottenrüstung bildet aber nur ein untergeordnetes Element in der Land-, See- und Luftrüs-

tung, in den umfassenden Plänen zur Aufrüstung des neuen deutschen Militarismus. 

Einer der politischen Mängel unserer Kampagne für das Volksbegehren bestand darin, daß wir in 

dieser Aktion nicht genügend den untrennbaren Zusam m enhang  zwischen dem Kreuzerbau und 

den allgemeinen Entwicklungstendenzen des deutschen Imperialismus beleuchteten. 

Der deutsche Kapitalismus, der nach der proletarischen Niederlage von 1923 in das Stadium der re-

lativen Stabilisierung trat, stößt auf wachsende Schwierigkeiten. Die erste Etappe der kapitalistischen 

Rationalisierung ist abgeschlossen. Diese Etappe bedeutete eine tiefgehende Umstellung des Produk-

tionsprozesses, die Anwendung der neuesten technischen Errungenschaften, die gewaltigste Konzent-

ration des Kapitals, die unerhörte Steigerung der Ausbeutung, die rücksichtslose Verschlechterung 

der proletarischen Lebensbedingungen. Mit Hilfe dieser Rationalisierungspolitik gelang es der Bour-

geoisie, die Produktivkräfte der deutschen Industrie bis zu einer ungeahnten Höhe zu steigern. Der 

deutsche Imperialismus, der 1918 in Trümmer zerfallen war, erstand in neuer Kraft. Aber er ist nicht 

der gleiche wie sein Stammvater vor 1914. Der „neue“ deutsche Imperialismus, der schon bald kein 

neuer mehr ist, erblickte das Licht der Welt, als die Welt bereits zwischen den Versailler Siegermäch-

ten verteilt war. Er hat seine Kolonien, seine Rüstungsfreiheit und seine finanzielle Unabhängigkeit 

verloren. Das Problem der Märkte, das zur Schicksalsfrage für das kapitalistische Weltsystem wird, 

trifft den deutschen Imperialismus schärfer als irgendeinen anderen. Seine Konkurrenzfähigkeit ist 

gelähmt und gefesselt durch die Reparationszahlungen und die Auslandsschulden, die wie harte Le-

derriemen seine Gelenke umspannen. 

[778] Die 2,5 Milliarden jährliche Dawes-Zahlungen, die Zinsenlast für mehr als 10 Milliarden aus-

ländische Anleihen, zu denen die Schutzzölle der Siegermächte kommen, bilden eine Mauer, die dem 

deutschen Export den Zugang zum Weltmarkt erschwert. Gleichzeitig ist der Innenmarkt durch die 

Verelendung der Arbeiterschaft, durch die doppelte Enteignung des Kleinbürgertums in der Inflati-

ons- und Deflationszeit zusammengedrückt worden. 

Nach fünf Stabilisierungsjahren steht das deutsche Finanzkapital in der Sackgasse. Es gibt keine 

friedlichen Mittel für die Bourgeoisie, um sich aus dieser Zwangslage zu befreien. Der einzige Aus-

weg, den die Bourgeoisie erblickt und mit vollem Bewußtsein beschreitet, ist die gewaltsame Aus-

tragung der inneren und äußeren Widersprüche, die zur Herbeiführung schärfster innerer und äußerer 

Zusammenstöße führt. Die ersteren führen zur revolutionären Zuspitzung des Klassenkampfes, die 

zweiten führen zur Entfesselung des Krieges. Ist der Panzerkreuzer das sichtbarste Symbol für die 

Außenpolitik des deutschen Imperialismus, so ist die Aussperrung an der Ruhr der greifbarste Aus-

druck seiner Innenpolitik. Beide Ereignisse bilden nur zwei Seiten ein und desselben politischen Ent-

wicklungsprozesses. 

Der Panzerkreuzer verkörpert den Willen des deutschen Finanzkapitals, den militärischen Ueberbau 

auf dem verbreiterten Fundament seiner neuen Oekonomik zu errichten. Die Aussperrung an der 

Ruhr drückt die feste Entschlossenheit der Trustmagnaten aus, eine neue Offensive auf die Lebens-

haltung der Arbeiter zu eröffnen. Die erste Welle der kapitalistischen Rationalisierung hatte eine 

technisch-organisatorische Umgestaltung des Produktionsprozesses zur Folge. Die zweite Welle der 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 711 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

Rationalisierung hat, nach dem offenen Eingeständnis der Unternehmer, ausschließlich die Herabset-

zung des Lebensstandards der Arbeitermassen zum Ziel. Die Panzerung und die Aussperrung sind 

Zwei parallele Methoden, um die Konkurrenzfähigkeit der deutschen Industrie auf dem Weltmarkt 

zu steigern. Schiffsgeschütze sind ebenso zweckmäßige Mittel zur Förderung des Exports wie ver-

kürzte Löhne und verlängerte Arbeitszeit. 

Unsere Presse hat mit Recht darauf hingewiesen, daß die Erzeuger der Panzerplatten, die Träger der 

Kriegspolitik, eben jene Trustkapitalisten sind, die eine halbe Million Arbeiter auf die Straße schleu-

dern. Es wäre falsch, nur den Panzerkreuzer zu sehen, aber die wirklichen Kriegsrüstungen, die in 

ganz Deutschland vollzogen werden, zu vergessen. In den Reihen der Arbeiterschaft besteht über 

diese Frage noch starke Unklarheit. Noch immer ist die Auffassung verbreitet, die Geheimrüstungen 

der deutschen Reichswehr könnten durch die Aufdeckung von einigen „Waffenlagern“, von einge-

mauerten Maschinengewehren oder vergrabener Infanteriemunition bekämpft werden. In Wirklich-

keit ist die Basis der deutschen Rüstungspolitik nicht in den militärischen Formationen der faschisti-

schen Kleinbürger zu suchen, sondern in den Produktionsstätten der deutschen Industrie, in den Me-

tallbetrieben und chemischen Fabriken. Das kürzlich erschienene Buch des Generals v. Seeckt ent-

wirft ein ganzes Programm der Kriegsrüstungen. Es handelt sich nicht um die Anhäufung von Waf-

fen, um die massenweise Magazinierung von Kriegsmaterial, sondern um die Vorbereitung der ein-

zelnen Waffentypen auf Grund der neuesten Kriegstechnik. Die gesamte deutsche Industrie, selbst so 

„e n t-[779]l egen e Produktionszweige wie die Textil- und Nahrungsmittelfabrikation, stehen im 

Dienste der Aufrüstung. Die Steigerung der Produktivkräfte, die neuen Erfindungen, die grandiosen 

militärtechnischen Errungenschaften der Nachkriegszeit ermöglichen es einer neuzeitlichen Großin-

dustrie von der Leistungsfähigkeit der deutschen, bereits in Friedenszeiten die Ausrüstung einer Mil-

lionenarmee bis in die letzten Einzelheiten vorzubereiten. Dieser Aufgabe unterziehen sich die ver-

schiedenen „Materialprüfungsstellen“ der Reichswehr, deren „Ziviloffiziere“ in engster Verbindung 

mit den leitenden Köpfen des Finanzkapitals und den Chefingenieuren der großen Industriekonzerne 

stehen. Auf der Tagesordnung steht die stillschweigende Militarisierung der deutschen Industrie, die 

staatliche Mobilmachung der gesamten Wirtschaft für den Kriegsbedarf. Die wachsende Tendenz 

zum Staatskapitalismus, die zunehmende Einmischung der bürgerlichen Staatsgewalt in alle Zweige 

der Wirtschaft, das feste Verwachsen des Staatsapparats mit den Spitzen der großen Trusts erleichtern 

die ökonomische Kriegsvorbereitung außerordentlich. 

Seeckt vertritt in seiner Rüstungstheorie den Grundsatz, daß es bei der heutigen Technik genüge, nur 

noch einzelne Waffentypen durchzukonstruieren und in geringer Anzahl herzustellen. Das Entschei-

dende sei die planmäßige Verteilung und Bereitstellung aller Roh- und Hilfsstoffe, aller Werkzeuge 

und Maschinen, die für die sofortige Massenproduktion des Kriegsmaterials erforderlich sind. Die 

Erfahrungen der kapitalistischen Rationalisierung werden im vollen Umfange auf die Kriegsproduk-

tion übertragen. Die Normalisierung und Standardisierung aller Waffen und Waffenteile wird durch-

geführt. Diese Aufgabe erfüllt das sogenannte „Normungsbüro“ der „Inspektion für Waffen und Ge-

räte“ beim Reichswehrministerium. Das undurchdringliche Netz der kapitalistischen Fabrikationsge-

heimnisse, die äußerste Spezialisierung der Produktion bildet eine bessere Tarnung für die neue Auf-

rüstung als alle faschistischen Waffenlager und Kellergewölbe der Vergangenheit. Es ist fast unmög-

lich, festzustellen, wo die Traktoren-Bauanstalt aufhört und die Tank-Fabrik beginnt, wo das Frie-

densgas zum Kriegsgas und das Zivilflugzeug zum Militärflugzeug wird. Der Reichswehr ist die Her-

stellung von Tanks bekanntlich durch den Versailler Frieden verboten. Trotzdem wurden bei ihren 

diesjährigen Manövern jeder Division sogenannte „Kampfwagen-Nachbildungskompagnien“ mit je 

17 „Tankatrappen“ (Typ Hanomag) zugeteilt. Diese Maßnahme ist durchaus kein schlechter Scherz, 

sondern ein ernstes Zeichen für den Grad der industriellen Aufrüstung. 

Die militärische Aufrüstung im heutigen Deutschland – das ist die industrielle Entwicklung, die in-

dustrielle Entwicklung – das ist die militärische Aufrüstung. Darum bedroht jeder größere Wirtschafts-

kampf nicht nur unmittelbar den kapitalistischen Staat, sondern er bedroht auch die Rüstungspolitik 

des deutschen Imperialismus. Jede Industrie ist Kriegsindustrie, und jeder Massenstreik ist in der heu-

tigen Periode der akuten Kriegsgefahr eine proletarische Kampfaktion gegen die imperialistische 
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Politik. Der Krieg ist die Fortsetzung der bürgerlichen Politik mit militärischen Mitteln. Die Ver-

wandlung des Krieges in den Bürgerkrieg ist die Fortsetzung des proletarischen Klassenkampfes der 

jetzigen Phase mit den Mitteln des bewaffneten Aufstandes [780] und der militärischen Meuterei. 

Diesen Zusammenhang muß unsere Partei in ihrer alltäglichen Praxis viel schärfer, grundsätzlicher 

und entschiedener als bisher herausarbeiten. Das Zentralkomitee schlägt in seiner gesamten politi-

schen Orientierung gerade diese revolutionäre Richtung des Klassenkampfes ein. 

Wenn wir den Aussperrungskampf im Ruhrgebiet als einen Durchbruchskampf bezeichnen, so bedeu-

tet er nicht nur den Durchbruch der „Stabilisierungsstimmungen“ und der reformistischen Sabotage, 

sondern auch eine Durchbruchsschlacht gegen die Rüstungsfront des deutschen Imperialismus, jene 

Front, die auf dem rheinisch-westfälischen Metall und auf der mitteldeutschen Chemie errichtet wird. 

Es gehört ein hohes Maß opportunistischer Verblendung dazu, in dem Ruhrkampf nur einen gewöhn-

lichen Offensivschritt des Unternehmertums zu sehen, der von den Arbeitern durch gewöhnliche Ab-

wehrmaßnahmen beantwortet wird. Diese „Einschätzung“, die für die Jahre 1925 oder 1926 passen 

würde, ist gerade deshalb so beschränkt und so spießbürgerlich, weil sie den grandiosen Klassen-

kampf an der Ruhr von der politischen Gesamtlage, von der Kriegsfrage, von der internationalen 

Zuspitzung der sozialen Kämpfe isoliert und in das Glashaus einer gewöhnlichen Auseinandersetzung 

um Löhne und Arbeitszeit einschließen will. 

Die gleiche spießbürgerliche Beschränktheit zeigt sich in jener „Kritik“ unserer Kampagne gegen den 

Panzerkreuzer, die der Partei vorwirft, daß sie den Kampf von vornherein zu scharf gegen die Sozi-

aldemokratie konzentriert habe. Die Partei hat an der Aktion für das Volksbegehren rücksichtslose 

Selbstkritik geübt. Sie hat die Mängel und Unvollkommenheiten dieser Aktion klar festgestellt. Aber 

diese Mängel bestanden nicht darin, daß die Kommunisten von Anfang an den Kampf mit äußerster 

Schärfe gegen den Sozialimperialismus richteten, sondern darin, daß sie diesen Kampf nicht mit ge-

nügender Energie, mit weitestgehender Konsequenz, mit größter prinzipieller Klarheit durchführten. 

Alle Ereignisse der seither verflossenen drei Monate bestätigen diese Auffassung über die neue welt-

politische Rolle des deutschen Imperialismus vollkommen. Die deutsche Bourgeoisie, die in Locarno 

zögernd den Weg der Sowjetfeindschaft betrat, bewegt sich jetzt geradezu mit der Geschwindigkeit 

eines Eilmarsches auf diesem Gleise. Das englisch-französische Kriegsbündnis hat den Gang der Er-

eignisse sehr beschleunigt. Das amerikanische „Dawes-Journal“, das von den Repräsentanten der Da-

wesierung Deutschlands herausgegeben wird, schreibt, daß diese Entente „den Keim zweier Kriege 

in sich trägt: eines europäischen und eines ozeanischen“. 

Die Rede Stresemanns in der Reichstagsdebatte über die Außenpolitik zeigt besonders deutlich die 

allgemeine Richtung der deutschen Kriegs- und Außenpolitik, aber zugleich auch die raffinierte Ge-

schicklichkeit, mit der die Regierung der Großen Koalition diese Politik vor den Augen der werktä-

tigen Massen verschleiert. Die ganze Welt spricht von der englisch-französischen Entente, aber Stre-

semann erklärt mit kühner Stirn: 

„Das englisch-französische Flottenkompromiß mit seinen Nebenabreden ist nach den Tatsachen die letzthin 

bekannt geworden sind, als erledigt anzusehen.“ 

[781] Zum erstenmal, seit Stresemann als Außenminister vor dem Reichstag spricht, ging er in seiner 

letzten Rede mit keinem Wort auf die Beziehungen zur Sowjetunion ein. Was der Außenminister 

verschwieg, deutete der Kriegsminister Groener in seiner Rüstungsrede vom 15. November an. Er 

sprach mit keiner Silbe von der Möglichkeit eines Krieges im Westen, sondern redete ausschließlich 

vom kommenden Krieg im Osten. Die Aufrüstung der deutschen Seestreitkräfte wäre notwendig nicht 

nur zur „Verteidigung gegen Ueberfall auf deutsches Land“, sondern auch für den „Einsatz zur Wah-

rung der Neutralität“. Gegen wen soll die deutsche Neutralität mit Panzerschiffen und „Geschützen 

von größter Reichweite“ verteidigt werden? Gegen England? Gegen Frankreich? Gegen Mexiko oder 

Dänemark? Wels, der sozialdemokratische Redner zur panzerkreuzerfrage, ergänzte mit plumper Of-

fenheit die Ausführungen Groeners: Die Rüstungen sind gegen die Sowjetunion gerichtet. Keinen 

anderen Sinn hat der provokatorische Hinweis des Wels, „daß auch das rote Rußland moderne Schiffe 

baut, obwohl man nicht wisse, gegen wen sich diese Geschütze am ehesten richten werden“. Wels, 
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der erprobte Arbeitermörder der Noske-Zeit, erklärte in seiner „Oppositionsrede“ zum Kreuzerbau, 

daß zehntausend Tonnen nicht zuviel, sondern zu wenig sind – für „den Kampf mit einem russischen 

26.000-Tonnen-Panzerkreuzer“. 

Der deutsche Imperialismus, der nach dem Versailler Frieden ein paar Jahre im geheimen rüstete, tritt 

im Jahre 1928 waffenklirrend, gepanzert und nach neuen Abenteuern hungernd auf die Arena der 

internationalen Politik. Seine Rüstungen sind in erster Linie gegen die Sowjetunion gerichtet, denn 

er ist zu schwach um irgendeinen militärischen Kampf mit den Westmächten aufzunehmen. Aber er 

ist heute schon stark genug, um als Koalitionspartner des Völkerbundes nicht nur den Durchmarsch, 

die Waffenlieferung und die Transporthilf e, sondern die aktive Kriegführung gegen die Sowjetunion 

mit zu übernehmen. 

Der deutsche Imperialismus hungert nach Absatzmärkten. Er hat keinen anderen Weg als den der 

Gewalt, um die Schranken des Weltmarkts zu durchbrechen. Eine der stärksten Schranken, gegen die 

seine Interessen in letzter Zeit immer heftiger anprallen, ist das sozialistische Außenhandelsmonopol 

der Sowjetunion, unter dessen Schirm 140 Millionen Menschen auf einem Sechstel der Erde die so-

zialistische Industrialisierung vollziehen und den Sozialismus aufbauen. Die deutsche Bourgeoisie 

hat vor dem ersten Weltkrieg den russischen Markt als ihre besondere „Domäne“, als die Stätte ihrer 

Zukunftsmöglichkeiten betrachtet. Die Oktoberrevolution von 1917, die mit den übrigen Kapitalisten 

auch die deutschen in Rußland expropriierte und das sozialistische Wirtschaftssystem mit seinem 

Außenhandelsmonopol errichtete, hat einen weltgeschichtlichen Strich durch diese Rechnung ge-

macht. Sie hat den eisernen Ring der internationalen Kapitalsherrschaft über die ganze Erde durch-

brochen. Das Regime der proletarischen Diktatur wird für das Weltkapital, darunter auch das deut-

sche, um so unerträglicher, je schneller die sozialistische Industrialisierung der Sowjetunion gegen 

a l l e  inneren und äußeren Widerstände fortschreitet. 

Die Rekonstruktionsperiode der Sowjetwirtschaft wird unvermeid-[782]lich zur Periode des imperi-

alistischen Interventionskrieges. Die deutsche Bourgeoisie, deren neueste Entwicklung von den al-

lerkrassesten Widersprüchen bedroht wird, – mächtiges Wachstum der Produktivkräfte und schärfste 

Einschnürung der Exportmöglichkeiten; stärkste ökonomische Kraft in Europa und gleichzeitig Be-

schränkung der Militärmacht; Notwendigkeit zur äußersten Steigerung der Profitrate und verschärfter 

Klassenkampf des in schweren Revolutionskämpfen gestählten Proletariats – die deutsche Bourgeoi-

sie gehört zu den aktivsten Einpeitschern des Interventionskrieges. Nicht nur ihre militärischen und 

diplomatischen Maßnahmen sind scharf gegen die Sowjetunion gerichtet, sondern selbst auf dem 

„harmlosen“ Gebiete der Wirtschaftspolitik, das die tiefsten Grundlagen des deutschen Imperialismus 

bestimmt, bricht sich der sowjetfeindliche Kurs geradezu ungestüm Bahn. Das zeigt die Bildung des 

Anti-Russen-Komitees der deutschen Schwerindustrie, der Beitritt der deutschen Großbanken zur in-

ternationalen Gläubigervereinigung, die Beschlagnahme von Sowjeteigentum in Berlin durch das 

Preußische Kammergericht. 

In der Reparationsdebatte des deutschen Reichstags wurde der Hauptkern der gegenwärtigen Ver-

handlungen Stresemanns mit den Gläubigerstaaten vertuscht: die Endlösung der Reparationsfrage 

bedeutet das Endstadium des deutschen Aufmarsches im sowjetfeindlichen Kriegslager. Ein führen-

des Organ des Finanzkapitals, die „Berliner Börsen-Zeitung“, veröffentlicht einen programmatischen 

Aufsatz über die deutschen Forderungen zur Revision des Dawes-Plans „unter besonderer Berück-

sichtigung der deutschen Aufgaben im Osten“. Darin wird der deutschen Industrie die Aufgabe ge-

stellt „eine aktive Ostpolitik zu betreiben, d. h. sich in den Ackerbaugebieten Osteuropas neue Ab-

satzmärkte zu schaffen“. Deutschland. müsse „seinen Blick für die Zukunft wirtschaftlich und poli-

tisch nach Osten lenken“. Die Voraussetzung für die Investierung neuer Milliardensummen jenseits 

der deutschen Ostgrenzen sei aber, „daß die politischen Verhältnisse im Osten eine grundlegende 

Aenderung erfahren“. 

Diese „grundlegende Aenderung“ ist der Sturz der proletarischen Diktatur in der Sowjetunion durch 

die bewaffneten Streitkräfte der Völkerbundsarmeen. Der Interventionskrieg soll die Anlagefelder 

für die künftigen Milliardeninvestitionen des deutschen Finanzkapitals öffnen. 
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Das ist der ökonomische Schlüssel zur Kriegspolitik des deutschen Imperialismus. Die deutsche So-

zialdemokratie, die mit den Spitzen des Trustkapitals und den Organen der bürgerlichen Staatsgewalt 

fest verwachsen ist, leistet als Agitpropabteilung der Bourgeoisie die notwendige ideologische Hilfs-

arbeit für die Intervention. 

Das Chemiekapital liefert das Chlorkohlenoxydgas, die Ruhrindustriellen liefern die Panzerplatten, 

die Sozialdemokraten liefern die Antisowjetpropaganda und die Kommunistenhetze. 

Die Sozialdemokraten haben für Groener und für Stresemann gestimmt. Hermann Müller hat die 

deutsche Aufrüstung in Genf entschiedener und aggressiver verfochten als alle Stresemänner und 

Bernstorffe. 

Die Interventionsfront ist von den englischen Konservativen, von Poincaré, von den russischen Weiß-

gardisten, von Polen und Rumänien über die deutsche Bourgeoisie bis zu Hermann Müller und noch 

weiter bis zu den „linken Sozialdemokraten“ aufgerichtet. 

[783] Das gepanzerte Deutschland treibt zum Krieg. Die Situation fordert gebieterisch eine gepan-

zerte Kommunistische Partei Deutschlands, die das gesamte Proletariat zur Verteidigung der Sowjet-

union mobilmacht und die Millionenmassen der Arbeiterschaft zum Sturm gegen den deutschen Im-

perialismus führt. 

* 

Die Weltpolitik des deutschen Chemietrusts  
Zur Bildung einer imperialistischen Einheitsfront im deutschen Trustkapital  

Von L e o n i d  

I. 

Wir wissen*), daß gegenwärtig zwei finanzkapitalistische Machtgruppierungen in Deutschland um 

die Beherrschung der staatlichen Außenpolitik, um die Feuerrichtung des neuen deutschen Imperia-

lismus ringen: hie Deutsche Bank – hie Danatbank. Auf der einen Seite die große kapitalistische 

Inspiratorin des wilhelminischen Staates, die nach dessen Auflösung zum Feinde übergegangen war 

und heute den neuen bürgerlich-demokratischen Staat zum kontinentalen Unterorgan des englischen 

Imperialismus zu bestellen sucht. Auf der anderen Seite das junge „republikanische“ Finanzkapital, 

gestützt auf die konzentrierte Kohle und Eisen des Ruhrgebiets, mit der Zielrichtung: Restaurierung 

des alten deutschen Imperialismus im „paneuropäischen“ Maßstab, mit der Perspektive: erneuter Zu-

sammenprall mit der angelsächsischen Konkurrenz. – Wir haben gesehen, daß dieser Gegensatz der 

imperialistischen Orientierung bis in das staatliche Exekutivorgan, das Auswärtige Amt, gedrungen 

ist, wo zwei „delegierte“ Cliquen auftreten: die Stumm-Clique der Deutschen Bank und die Gold-

schmidt-Clique der Danatbank. Wir sagten, daß der persönliche Faktor der Außenpolitik der deut-

schen Bourgeoisie, der „Talleyrand“ Stresemann, „im Kreuzfeuer“ dieser widersprechenden kapita-

listischen Tendenzen steht und in seiner Politik deren Gleichgewichtsschwankungen wiedergibt. 

Nunmehr entsteht die entscheidende Frage, die Frage nach dem Kräfteverhältnis. 

Die Macht, die bei der Lösung dieser Frage besonders ins Gewicht fällt, gehört weder zu der Gruppe 

der schwerindustriellen Trustbank, noch zu derjenigen der anglo-deutschen Hochfinanz, sondern re-

präsentiert selbst einen integrierenden Bestandteil des neudeutschen Imperialismus: das Chemieka-

pital. Es unterliegt keinem Zweifel, daß bei dem ständig wachsenden innerkapitalistischen Schwer-

gewicht dieser Gruppe – die Chemie steht heute an der Spitze des deutschen Exports, der IG-Trust 

weist mit 1300 Millionen Mark gegen 900 des Ruhrtrusts das höchste Eigenkapital unter den deut-

schen Konzernen auf – es nicht zuletzt in ihrer Hand liegt, den Kampf der beiden imperialistischen 

Richtungen um den deutschen Staatskurs durch Anschluß an die eine oder andere zu entscheiden. A n  

we l c h e? 

  

 
*) Vgl. Heft 8 der „Internationale“: „Die Außenpolitik der Deutschen Bank“. und Heft 10: „Die Politik der Danatbank.“ 
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II. 

Die Politik des Chemietrusts ist genau so wie die der beiden anderen Gruppen eine zwangs l äu f ig e  

Politik. Sie wird bedingt durch die innere Struktur seiner Kapitalbasis. In welcher der fixe Kapitalteil 

den höchsten Entwicklungsgrad erreicht hat. Die besondere Rolle der chemisch-synthetischen Ma-

schinerie macht den IG-Trust zugleich zum Angreifer anderer Industrien, deren Rohstoff er durch 

sein fixen Kapital (Synthese) ersetzt. Die unmittelbare Folge dieser Funktion war, daß das deutsche 

Chemiekapital zum Or ga n i s a t o r  e i ne r  we l tw i r t s cha f t l i chen  Rohs t o f f-[784]r evo l u t i on  

geworden ist. Es hat sich damit zugleich als eine i m pe r i a l i s t i s che  Großmacht konstituiert und 

die deutsche Republik mehr oder weniger in den Dienst seiner weltpolitischen Strategie gestellt. 

In der Zeit, wo die Deutsche Bank auf der ganzen Linie vor England kapitulierte und das Ruhrkapital 

in einem erbitterten Existenzkampf bis an den Rand der Kapitulation getrieben wurde (Ruhrkrieg 

1923, der fast zur Ausführung gelangte Plan eines von Deutschland abgetrennten, von Lothringen aus 

kontrollierten „Rhein-Ruhr-Staates“), in dieser Zeit ging das deutsche chemische Kapital zur inter-

nationalen Of f ens i ve  über. Wenige Jahre darauf schon zeigte es sich, daß die deutsche IG die Front 

des weltbeherrschenden angelsächsischen Kapitalismus an der empfindlichsten Stelle durchbrochen 

hatte: das Welt-Erdölmonopol Deterding-Rockefeller war in Frage gestellt. 

Das Erdöl war seit dem Kriege zu der Hauptwaffe des Imperialismus geworden. Die letzte Entente-

offensive an der Westfront, die den Krieg entschied, war ihrerseits durch den Erdöltank entschieden. 

Das Erdöl als Brennstoffbasis der Kriegs- und Handelsflotte, des Automobilverkehrs und der indust-

riellen Betriebe blieb auch nach dem Kriege der Schlüsselrohstoff. Die Aufrichtung der angelsächsi-

schen Weltdiktatur in der Nachkriegszeit gründete sich in erster Linie darauf, daß es den Engländern 

und Amerikanern in den fünf Jahren nach dem Waffenstillstand gelungen war, mit Ausnahme der 

russischen Erdölgebiete so gut wie alle anderen Erdölquellen der Welt für sich zu beschlagnahmen. 

Frankreich und Japan wurden im wesentlichen isoliert. Seitdem auch die jüngst entdeckten, noch 

unentwickelten Erdölgebiete in Südamerika und im Nahen Osten in das System der angloamerikani-

schen Trusts einbezogen waren, wurde ihre Position vollends uneinnehmbar. Die mehr oder weniger 

„freiwillige“ Unterordnung der anderen imperialistischen Großmächte mußte die Folge sein. Japan 

erkannte auf der Washingtoner Konferenz den neuen Flottenrüstungsschlüssel an: je 5 für USA und 

Großbritannien gegen 3 für Japan. Frankreich gab auf der Londoner Dawes-Konferenz seine mit dem 

Ruhrkrieg eingeleitete paneuropäische Expansionspolitik endgültig auf. Deutschland schloß sich auf 

der Locarno-Konferenz dem englischen Völkerbundsystem unter anderem darum an, um wenigstens 

eine Unterbeteiligung an den englischen Oelvorräten zu erhalten (vgl. das Mossulangebot Chamber-

lains an Deutschland und die Lieferungsverhandlungen der Anglo-Persian Oil Co. für die Deutsche 

Petroleum A. G.). Und mitten in diesem Triumph des angelsächsischen Kapitals kam der Einfall des 

deutschen Chemietrusts mit seinem „Oel aus Kohle“. 

In kurzer Zeit war die ganze weltpolitische Konstellation aus dem Gleichgewicht gebracht. War  

f r ühe r  das  Wor t  von  de r  „s t e r benden  Koh l e“ der  Ausd r uck  f ü r  den  i m per i a l i s t i -

s chen  Ni ede r gang  Eur opas  gegenüber  den  ange l s ächs i schen  Oe lm onopo l i s t e n, 

s o  bedeu te t e  d i e  neue  Losung  „Oel  aus  Koh l e!“ den  Ansa t z  zu r  i nne r en  Sp r engung  

de r  ange l s ächs i schen  Vor m ach t s sys t em e. 

III. 

Ende des Jahres 1927 begann die IG-Farbenindustrie ihr „Leuna-Benzin auf den Markt zu werfen. Der 

dem Chemietrust nahestehende Generaldirektor Brückmann erklärte, die IG werde bereits von 1928 

an in der Lage sein, die Hälfte des Verbrauchs Deutschlands an Motorbetriebsstoffen zu decken, und 

in einigen Jahren werde sie den ganzen Verbrauch decken und darüber hinaus Benzin für den Export 

erzeugen können. Diese Ankündigung schlug auf dem internationalen Petroleummarkt wie eine 

Bombe ein. Die Aufnahme der Kunstbenzinerzeugung gerade in dem Augenblick, wo der internatio-

nale Petroleummarkt ohnehin von der Ueberproduktion an natürlichem Erdöl erdrückt war und der 

Petroleumpreis einen relativen Tiefstand erreicht hatte bedeutete eine klare Herausforderung der eng-

lischen [785] und amerikanischen Trusts. Aber die IG konnte sich bei ihrem neuen Produkt den 
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Konkurrenzkampf schon leisten. Nach äußerst zurückhaltenden Berechnungen des Fachmanns Jellinek 

erreichen die Selbstkosten einer Tonne Kohlenöl 90 Mark gegenüber einem Verkaufswert von 140 

bis 190 Mark. Nach Brückmann ergeben schon 650 kg Kohlenöl einen Reingewinn von 100 Prozent 

(70 M. Selbstkosten, 140 M. Verkaufswert). Endlich gibt die A.-G. für Kohlenverflüssigung in ihren 

offiziösen Verlautbarungen selbst an, daß aus Kohle im Werte von 15 M. Oele im Werte von 65 M. 

erzeugt werden. Daß aber der Chemietrust bei seinem Vorgehen auch keine Verluste scheuen würde, 

ging klar aus der Erklärung seines Generaldirektors Bosch hervor, die „Rentabilität“ bei der Kunstöler-

zeugung werde erst vom Jahre 1929 an erreicht sein. Hier trat es zutage, daß der deutsche S t aa t  sich 

finanziell und politisch hinter die Offensive des Chemietrusts gestellt hat. Abgesehen von dem Ein-

fuhrzoll auf Naturöl, der für die IG-Farbenindustrie praktisch eine Subsidie von etwa 80 M. je Tonne 

bedeutete, gewährte der Staat dem Leuna-Benzin eine Frachttarifermäßigung von 40 Prozent. Die 

Situation verschärfte sich immer mehr. Als Sir Henry Deterding auf der Generalversammlung seines 

Shell-Konzerns sich zur offenen Erklärung veranlaßt sah, die Erzeugung von Kunstbenzin sei nur durch 

eine „gewaltige Subvention“ des Reichs möglich, war es bereits klar, daß der wirtschaftliche Gegen-

satz sich in einen politischen Konflikt verwandelt hatte. Die Trustleute mobilisierten ihre Regierungen. 

Es zeigte sich aber, daß die internationale Aktion des deutschen Chemietrusts mit dem Vorstoß „Oel 

aus Kohle“ nicht erschöpft war. Die chemische Revolution richtete sich gegen die Herrschaft der 

alten Rohstoffmonopole überhaupt, so auch gegen Gummi, Salpeter, Baumwolle und Seidenbau. 

Auch diese Monopole lagen zum größten Teil in der Hand des angelsächsischen Kapitals. Der Besitz 

der asiatischen Gum m iplantagen und die künstliche Steigerung des Gummipreises durch die von 

der Regierung überwachte Einschränkung („Restriktion“) der Ausfuhr machte England zu einem kon-

trollierenden Faktor für die Entwicklung und Konkurrenzmöglichkeiten in der Weltautomobilindust-

rie. Erst vor einem halben Jahre mußte England unter amerikanischem Druck einen großen Teil dieser 

Macht aus der Hand geben und die Aufhebung der Ausfuhrbeschränkung beschließen; die daraufhin 

einsetzende Gummibaisse – der Preis für Rohgummi fiel innerhalb von drei Monaten um mehr als 

die Hälfte – fügte dem ohnehin durch die Kohlen- und Textilkrise erschütterten englischen Kapital 

aufs neue die schwersten Verluste bei. Zu gleicher Zeit entwickelte der deutsche Chemietrust die 

sogenannte Kautschuksynthese, die für das englisch-niederländische Gummi dasselbe werden kann, 

was seinerzeit die Anilinfarbe für den englisch-indischen Indigo bedeutete. Auf diese Weise wird 

eine angelsächsische Rohstoffposition nach der anderen angegriffen. Das chilenische Sa l pe t e r, das 

früher an erster Stelle in der landwirtschaftlichen Düngemittelversorgung und Sprengstoff- und Mu-

nitionserzeugung stand, ist bereits auf der ganzen Linie vor dem Luftstickstoff der IG-Farbenindustrie 

gewichen. Sein Anteil an der Weltstickstofferzeugung ist von 72,2 Prozent am Jahrhundertbeginn 

und 64,3 Prozent kurz vor dem Kriege auf etwa 25 Prozent in der jüngsten Zeit zurückgegangen, 

während der synthetische Stickstoff bereits die Hälfte der Weltproduktion ausmacht und Deutschland 

allein etwa 42 Prozent erzeugt. Die Besiegten sind auch in diesem Falle englische und in zweiter 

Linie amerikanische Kapitalisten, unter deren Kontrolle der größte Teil der Salpeterlager stand. 

Durch seinen neuen Stickstoff-Kali-Mischdünger wird der deutsche Chemietrust außerdem zum 

Nutznießer jenes deutsch-französischen Ka l imonopols, das in Amerika als „nationale Bedrohung“ 

angesehen wird, und gegen welches das englische Kapital vergeblich durch Ausbeutungspläne für 

das Tote Meer in Palästina anzukämpfen versucht. Eine weitere, wenn auch indirekte, Niederlage in 

dem Kampfe zwischen natürlichen und synthetischen Erzeugnissen hat Englands Hauptindustrie, die 

Bau m wol l e, erlitten. Zugleich mit dem in der kapitalistischen Geschichte beispiellosen Aufstieg 

der Kunstseide (Weltproduktion [786] im letzten Jahre 133 Millionen kg gegen 11 Millionen kg vor 

dem Kriege) setzte der Niedergang der Pioniere des englischen Imperialismus, Lancashire und Man-

chester, ein. Während die unzähligen kleinen Baumwollfabrikanten und Exporteure Englands, die 

Vertreter des patriarchalischen Kleinkapitalismus, um ihre Existenz ringen – von 337 Baumwollge-

sellschaften Lancashires haben im letzten Jahre 237 keine Dividende ausgeschüttet –, verteilte die 

deutsche Zentrale des jungen internationalen Kunstseidentrusts, die mit der IG-Farbenindustrie ver-

bündete Glanzstoff-Bemberg-Gesellschaft, 18 Prozent, brachte den Börsenwert ihres Kapitals auf 550 

Millionen Mark und setzte ihre weltumspannende Expansion in beschleunigtem Tempo fort. 
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Die Unterminierung des englischen Kapitalismus wird heute durch zwei deutsche Faktoren beschleu-

nigt: durch die Ruhr (Kohlenkrieg) und  Leuna. Die imperialistischen Tendenzen der beiden Groß-

mächte des deutschen Kapitals treffen sich hier – scheinbar ganz unabhängig voneinander. Die wei-

tere Entwicklung der durch sie ausgelösten weltkapitalistischen Gegensätze trieb Ruhr und Leuna 

endgültig zur Koalition. 

IV. 

Der Angriff der IG-Farbenindustrie auf die britische Weltwirtschaftsstellung rief die Truppen des 

englischen Imperialismus auf den Plan: die Petroleumgruppe Deterdings, die Chemiegruppe Monds, 

die Londoner Finanz, die Regierung. Für England gab es zweierlei Möglichkeiten: entweder den Ver-

such, mit den IG-Leuten zu einer „friedlichen Bereinigung“ und „Gebietsabgrenzung“ zu kommen 

und dabei „freiwillig“ einige Opfer darzubieten, oder aber – Abbruch der Beziehungen und Gegen-

offensive unter Einsetzung aller Kräfte. 

Mond und Deterding versuchten zunächst, den ersten Weg zu gehen. Sie boten Verständigung auf 

dem Kunstöl-, Stickstoff- und Farbengebiet an. Der deutsche Chemietrust antwortete darauf mit ei-

nem Ultimatum, das von den Engländern nichts weniger als eine Kapitulation verlangte. Die IG-

Kapitalisten forderten die .‚Anerkennung ihrer Vormachtstellung“ in dem internationalen Chemie-

kartell, lehnten den englischen Wunsch nach einer ‚Gleichberechtigung‘ schroff ab und meldeten zu 

alledem ihren Anspruch auf die Märkte des britischen Imperiums an; nur Großbritannien sollte dem 

englischen Trust überlassen werden, dessen sonstige Rolle in der Stellung eines „Junior-Partners“ der 

deutschen Weltchemie zu bestehen hätte. Lis solcher „Friedensschluß“ ging über das Gebiet der Che-

mie hinaus, er kam einer allgemein-imperialistischen Machtverschiebung gleich. In der Tat mischten 

sich sofort „gewisse englische Regierungskreise“ und „militärische“ Interessen („Berliner Tageblatt“ 

v. 17.11.27) in die deutsch-englischen Chemieverhandlungen ein und veranlaßten deren Abbruch. 

Das Organ der Admiralität, „Morning Post“, ließ erklären, es gäbe keinen Vertragsabschluß mit 

Deutschland, „der nicht der starken Position der englischen chemischen Industrie gerecht wird und 

die ungeheure Verantwortung für die nationale Verteidigung nicht voll und ganz berücksichtigt“; 

unter diesen Umständen bestehe keinerlei Aussicht auf eine Vereinbarung zwischen dem englischen 

Chemietrust und der IG-Farbenindustrie. Der deutsch-englische Chemiekrieg war erklärt. 

Die nächste Etappe dieses Kampfes zeichnete sich dadurch aus, daß beide Seiten Verbündete in an-

deren Teilen des Weltkapitalismus zu werben begannen. Das deutsche wie das englische Chemieka-

pital griffen zur Waffe der i n t e r na t i o na l e n  Blockbildung. Fast am gleichen Tage mit dem Ab-

bruch der deutsch-englischen Verhandlungen wurde der Abschluß eines Kartellvertrages zwischen 

der IG-Farbenindustrie und dem französischen Chemiekapital, namentlich dem Kuhlmann-Trust, be-

kannt. Die imperialistische Spitze dieser Vereinigung der beiden größten Chemieproduzenten des 

Kontinents war offenkundig: neben den Patent- und Marktabmachungen über Stickstoff, Farben usw. 

lief eine militärchemische Vereinbarung, die nicht allein die Konzerne, sondern auch die General-

stäbe beider Länder er-[787]faßte. Dem deutsch-französischen Chemiebündnis zum Gegengewicht 

entstand eine englisch-belgische Kombination: Solvay, der große belgische Chemie- und Finanzkon-

zern, schloß sich der Mond-Gruppe an. Doch das entscheidende Wort in dem Rennen der europäi-

schen Chemieimperialisten hatte Am er i ka  zu sprechen. 

Es ist klar, daß die große Produktionsoffensive des deutschen Chemietrusts sich nicht allein gegen 

England, sondern letzten Endes auch gegen Amerika richtet. Das Leuna-Oel kann für Rockefeller 

ebenso gefährlich werden wie für Deterding. Die neuen riesigen Stickstoffanlagen Amerikas setzen 

der monopolistischen Stellung der deutschen IG ein Ende*). Die Chemiemärkte Deutschlands und der 

Vereinigten Staaten sind im wesentlichen die gleichen: 

Südamerika und Ostasien. Die mobilen Kapitalreserven der amerikanischen Chemie übertreffen die 

deutschen. Wichtige deutsche Chemiepatente befinden sich seit der Kriegszeit in amerikanischen 

 
*) Nach einer Statistik des amerikanischen Handelsamtes haben im ersten Quartal 1928 an Chemikalien umgesetzt (in 

Mill. Dollar): Deutschland 115, USA 101, England 67. 1926 übertraf die Chemikalienausfuhr Deutschlands die der USA 

um 50 Prozent. 
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Händen. Einen Chemie- und Oelkrieg mit Amerika, mit Rockefeller und Dupont, kann sich die IG heute 

nicht leisten. Hier liegt zweifellos die schwerste Gefahr, die dem deutschen Chemiekapitalismus ein-

mal drohen kann. Doch es liegt in der Strategie der IG, diesen großen Zukunftskampf möglichst aufzu-

schieben, solange sie nicht ihre ganzen Kräfte mobilisiert hat, solange die Kunstölerzeugung und die 

anderen synthetischen Verfahren sich im Anfangsstadium befinden, und vor allem – solange die vom 

deutschen Staat gebotene machtpolitische Basis für einen solchen Kampf noch zu schwach ist. Bis 

dahin ist es die Politik der IG, sich durch einen Waffenstillstand mit Amerika eine Atempause zu si-

chern und dabei zugleich die neuen englisch-amerikanischen Gegensätze auszunützen. 

Diesen Waffenstillstand mit Amerika hat die IG im vergangenen Jahre durch ein provisorisches Ab-

kommen mit der Standard Oil Company tatsächlich abgeschlossen. Der deutsche Chemietrust über-

trug der Rockefeller-Gruppe die Amerikapatente für ein Erdölraffinerie-Verfahren, für die Glykoler-

zeugung (zwecks Sprengstoffproduktion), offenbar auch für die Kohlenverflüssigung. Der provisori-

sche Charakter dieser Vereinbarungen wurde von der Standard Oil Company selbst in der Erklärung 

betont, es handele sich bei dem Patenterwerb um eine „Vorsichtsmaßnahme“, um sich im Falle einer 

Massenproduktion von synthetischem Benzin in Deutschland gegen die deutsche Konkurrenz schüt-

zen zu können. Wie wenig überhaupt die deutsch-amerikanische Verständigung als eine Isolierung 

Englands ausgelegt werden konnte, zeigte sich bald darauf, als Mond zu seinem Gegenschlag aus-

holte. Er gründete im Frühjahr 1928 die „Finance Company of Great Britain and America“, an wel-

cher amerikanischerseits die obersten Spitzen des Industriekapitals und der Hochfinanz teilnahmen: 

der Chemietrust Dupont, der Stahlkonzern Schwab, der Automobiltrust General Motors, die Chase 

Bank, im Hintergrund – die Rockefeller-Gruppe. Mit den beiden amerikanischen Chemiekonzernen 

Dupont und Allied Chemical ist Mond außerdem auch unmittelbar verknüpft. Auch Deterding be-

müht sich fortgesetzt um eine Flankendeckung in Amerika (vgl. die jüngsten Petroleumkonferenzen 

Shell-Standard Oil), während er zugleich den deutschen Chemietrust auf dessen ureigenstem Gebiet 

angreift: die Royal Dutch-Shell-Gruppe errichtet in Holland eine Fabrik für synthetischen Stickstoff! 

Auf das Eindringen der Chemie in das Erdöl antwortet das Erdöl mit dem Eindringen in die Chemie. 

Wie sich der englisch-amerikanische Gegensatz auch entwickeln mag – der Gegensatz zwischen den 

deutschen und den angelsächsischen Chemie- und Oelimperialisten wird dadurch nicht beseitigt. 

Auch  dann  n i ch t, wen n  e s  zwi schen  de r  I G  und  Eng l and  z u  e i nem  ähn l i chen  „Waf -

f ens t i l l s t an d“ komm t, w i e  s chon  zwi schen  de r  I G  und  Am er i k a. Das rasende, durch 

synthetische Technik angetriebene Akkumulationstempo des deutschen Chemiekapitals führt es frü-

her oder [788] später zum entscheidenden Zusammenprall mit der angelsächsischen Konkurrenz. In 

dem Augenblick, wo die Leuna-Anlagen über den deutschen Inlandsmarkt hinauswachsen und das 

deutsche Kohlenöl, wie seinerzeit der deutsche Luftstickstoff, auf dem Weltmarkt erscheint, brechen 

all die künstlich angebrachten Bremsen und Nieten auseinander, der Waffenstillstand ist zu Ende, 

und der akute Konkurrenzkrieg bricht aus. Die Erdölmonopolisten Englands und Amerikas sind aber 

andere Gegner als die Salpeterunternehmer von Chile. Es ging an, ein halbkoloniales Land niederzu-

konkurrieren, – das mag mehr oder weniger eine „wirtschaftliche“ Angelegenheit geblieben sein. Der 

Kampf gegen die Milliardentrusts der Standard Oil oder Shell aber, hinter denen der gigantische im-

perialistische Apparat der mächtigsten Staaten der Welt steht,– ein solcher Kampf ist unm i t t e l ba r e  

We l t po l i t i k, und zwar eine Weltpolitik, wie sie das deutsche Ruhrkapital in Verbindung mit der 

Deutschen Bank vor 1914 trieb. 

V. 

Wir kommen zum Kernpunkt unserer Untersuchung. Die zwangsläufige offensive Strategie des deut-

schen Chemietrusts hat gegen ihn gewaltige Energien anderer imperialistischer Weltgruppierungen 

ausgelöst. Der deutsche Trust sucht Verbündete, um dem Anprall standzuhalten. Wo findet er sie? 

Als die IG-Farbenindustrie ihren chemischen Imperialismus begründete und die Parole „Oel aus Kohle“ 

auf ihre Fahnen schrieb, war es offensichtlich, daß ohne eine feste Verankerung dieser synthetischen 

Expansion im entsprechenden Rohstoffvorrat – dem Koh l enbes i t z  – das ganze System eines Tages 

drohen würde, an innerer Erschöpfung, an Mangel einer urerzeugenden Basis zusammenzubrechen. 
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Dies um so mehr, als nicht allein für das Kunstbenzin die Kohle de r  Rohstoff war, sondern ebenso 

für die Stickstoff- und Farbensynthese, für Gaserzeugung, für die kommende Gummisynthese usw. 

Indessen – für die Kohle war ein anderer Trust zuständig, der das Ruhrrevier schon lange vorher 

monopolisiert hatte, bevor das chemische Kapital flügge geworden war. Bis zum Jahre 1924 verfügte 

der Chemietrust im wesentlichen nur über die westfälische Augusta-Viktoria-Zeche sowie über einige 

unbedeutende Braunkohlengruben in Mitteldeutschland, was zusammen kaum als Basis für seine alte 

Teerfarbenerzeugung ausreichte. Nunmehr hieß es, mit der Jagd nach Kohle um seine kapitalistische 

Existenz zu kämpfen – denn was hinderte die Ruhrmagnaten daran (und es hat sie in der Folge tat-

sächlich nicht gehindert), auf der Basis ihrer Kohle selbst zu chemischen Produzenten zu werden? – 

Im Laufe weniger Monate erwarb sich der Chemietrust eine eigene Kohlenbasis, an der Ruhr wie in 

Mitteldeutschland. Er schnappte den Stahlherren ein Aktienpaket des Rheinstahl-Konzerns weg, wo-

mit er die Verfügung über jährlich vier Millionen Tonnen Kohle erhielt. Als kurz danach Jacob Gold-

schmidt den Stinnes-Konzern aus den Angeln hob, gelang es dem Chemietrust, einen der absplittern-

den Teile, den mitteldeutschen Braunkohlenkonzern Riebeck, rechtzeitig an sich zu bringen. Die Kun-

stöl- und Stickstoffproduktion erhielten endlich ihr Fundament, Das war ein Gewinn, den man nicht 

mehr aus den Händen gab. Aber gerade um dieses Gewinnes willen geriet der Chemietrust in Konflikt 

mit dem Ruhrkapital, einem Gegner, dessen ökonomisch-politische Macht und Einfluß auf den Staats-

apparat ausreichen würde, die ganzen weltpolitischen Pläne des Chemietrusts zu gefährden. Es schien, 

als ob es in der Tat dazu kommen sollte. Bei der Bildung des Stahltrusts im Jahre 1925/26 versuchten 

die Ruhrkapitalisten alles, um den Rheinstahl-Konzern durch Einbeziehung in das eigene Gebilde den 

Händen der chemischen Kapitalisten wieder zu entwinden. Der Farbentrust parierte den Schlag mit 

der Abtrennung des Kohlenbesitzes der Rheinstahl von ihrem Stahlbetrieb. Der Kampf ging weiter 

und führte soweit, daß die Stahlkapitalisten zu eigener Stickstoffproduktion überzugehen begannen 

(A.-G. für Kohlenverwertung, Klöckner-Rauxel, Röchling-Mont Cenis) und sogar die Kohlenverflüs-

sigung auf der Basis besonderer Patente (Steinkohle Bergin und Prof. Franz Fischer) organisierten. 

[789] So schien es zuerst, als ob gerade die internationalen Interessen und Gegensätze des Che-

mietrusts ihn auch in einen innerpolitischen Gegensatz mit der Schwerindustrie gestürzt hätten, Doch 

die Kämpfe, die sich damals zwischen der IG und der Ruhr abspielten, waren nur die übliche Ouver-

türe zu einem Schu t z- und  Tr u tzbündn i s, das kurz darauf von den beiden imperialistischen 

Hauptmächten Deutschlands abgeschlossen wurde. Dieses Bündnis im deutschen Gesamtkapital ent-

stand unter dem Druck einer geschichtlichen Notwendigkeit. Ruhr und Leuna kämpften gegen den 

gleichen Feind. Während die deutsche Chemie ihre ersten Vorstöße gegen die angelsächsische Kon-

kurrenz unternahm, stand die Ruhrkohle bereits in einem mörderischen Konkurrenzkrieg mit Eng-

land, und der Ruhrstahl stieß auf den überseeischen Märkten allenthalben gegen die amerikanische 

Mauer. Bevor noch das deutsch-französische Chemiekartell begründet wurde, setzte das kontinentale 

Stahlkartell die Kapitalisten von Birmingham und Pittsburgh in Alarmbereitschaft. Seitdem für die 

Ruhrindustrie Kolonien und Bagdadbahn verlorengegangen sind, konzentriert sie ihren Export noch 

mehr auf die alten Domänen Englands und der Vereinigten Staaten, Ostasien und Lateinamerika, 

dringt aber auch in die Inlandsmärkte des britischen Imperiums und Amerikas verstärkt ein*). Die 

amerikanischen Hochschutzzölle, der kommende englische Protektionismus richten sich in gleicher 

Weise gegen die deutsche Chemie wie gegen die deutschen Stahlwaren und die mit der Ruhr verbün-

dete deutsche Elektrotechnik. Seitdem die Ruhrindustrie von sich aus eine großangelegte Kohlenche-

mie entwickelt (Kunstöl- und Stickstoffgründungen der Schwerindustrie), deckt sich ihre internatio-

nale Konkurrenz auch in diesem Punkt mit derjenigen der IG. Unter diesen Umständen erschien die 

Fortsetzung des inneren Zermürbungskrieges zwischen der Ruhr und der IG als eine Kräftever-

schwendung, während die Vorteile einer „Vereinigung der Kräfte“, einer gegenseitigen produktions-

technischen und machtpolitischen Unterstützung offen zutage lagen. Im gleichen Sinne wirkten auch 

die politischen K l a s sen i n t e r e s sen  des deutschen Gesamtkapitals: die Front gegen das von seiner 

Niederlage 1923 sich wieder erholende deutsche Proletariat, das Streben nach einem Bürgerblock, 

 
*) In Amerika wird fortgesetzt über die Schleuderkonkurrenz des deutschen Einfuhrstahls geklagt. Dasselbe gilt für Me-

thanol, Farben u. a. Chemieartikel. 
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das Interesse an einer einheitlichen Mobilisierung des Staatsapparates für imperialistische Zwecke usw. 

Schließlich begünstigte auch das deutsche Bankkapital – soweit es nicht, wie die Deutsche Bank, zu 

einem Organ der Auslandsfinanz geworden war – die Verschmelzung der imperialistischen Interessen. 

So kam, was kommen mußte. Die Stahl- und Chemiekapitalisten verständigten sich auf der ganzen 

Linie, nahmen eine allgemeine Gebietsabgrenzung vor und stellten eine gemeinsame Politik auf. Als 

äußeres Zeichen für das Zustandekommen der „nationalen“ imperialistischen Einheitsfront ist der 

Entschluß der IG anzusehen den Verkauf des Leunaöls der „Deutschen Gasolin A.G.“ – einer Gesell-

schaft, an der von früher her ausländische Petroleuminteressen beteiligt waren – wegzunehmen und 

der „Benzol-Vertriebs-G. m. b. H., einer Tochtergesellschaft des Ruhrkohlensyndikats, zu übertragen. 

„Fifty-Fifty“ – 50 zu 50 – war die privatkapitalistische Basis der „Verständigung“, auf Grund deren 

Essen und Leuna vereint des Banner des neuen deutschen Imperialismus übernahmen. 

VI. 

Welche Wirkung hatten diese Vorgänge auf die deutsche S taa t spo l i t i k? 

Als wir in den früheren Aufsätzen die Gruppierungen der Deutschen Bank und der Danatbank behan-

delten, versuchten wir zu zeigen, wie jede dieser Gruppierungen bestimmte Schichten der bürgerli-

chen politischen Parteien in Deutschland beherrscht. Wir zeigten, wie groß der Einfluß der Deutschen 

Bank innerhalb der Zentrumspartei ist, und wie stark sich die [790] Hegemonie der schwerindustri-

ellen Danatbank über die Partei Stresemanns, die Deutsche Volkspartei, auswirkt. Welche politischen 

Gruppen sind in das System des Chemietrusts einzureihen? 

Es würde ein Fehler sein, in allen Fällen immer eine bestimmte kapitalistische Clique einer einzelnen 

politischen Partei zuzurechnen. Die Regel ist vielmehr die, daß das Großkapital bestrebt ist, sich 

möglichst in j ede r  einflußreichen bürgerlichen Partei festzusetzen, aus dem einfachen Grunde, um 

„immer dabei zu sein“. Man schickt in jede „Weltanschauung“ seinen Agenten. Die politische Abtei-

lung des Chemietrusts bietet dafür das beste Beispiel. Wir finden in dem Aufsichtsrat der I. G. Far-

benindustrie: 

den Führer des Zen t r um s, seinen mehrfachen Reichskanzlerkandidaten und parlamentarischen Ku-

lissenschieber Clemens Lam m er s; 

den Führer der Dem okr a t e n, den ehemaligen Staatspräsidenten von Baden, Prof. Dr. Hermann 

Hum m e l; 

die Führer der Vo l kspa r t e i, die Reichstagsabgeordneten Prof. Dr. Paul Mol denhaue r  und Dr. 

Ka l l e; 

den Führer der hamburgischen Deu t s chna t i ona l en , Max v. Sch i ncke l. 

So geht es weiter. Neben dem rheinischen Zentrumsfürsten Louis Hagen sitzt der demokratische Ban-

kier Warburg, neben dem „liberalen“ Unterstaatssekretär a. D. Wichard v. Moellendorf der Präsident 

der „Notgemeinschaft“, Staatsminister a. D. Dr. Schmidt-Ott usw. Interessant ist immerhin der starke 

Anteil der bürgerlichen „Linken“, der Repräsentanten der „jungen deutschen Demokratie“, die die 

machtpolitische Basis für den chemischen Imperialismus abgeben muß. 

Die „demokratische Weltanschauung“ des Chemietrusts ist tatsächlich noch durch eine Reihe anderer 

unterirdischer Kanäle zu verfolgen, vor allem durch den Kanal, der zu der berühmten ‚öffentlichen 

Meinung“ führt, diesem unumgänglichen Attribut jeder imperialistischen Politik. Der Beherrscher 

der demokratischen Presse ist der Verlag U l l s t e i n, Neben der „intellektuellen“ „Vossischen Zei-

tung“ gibt er die „volkstümliche“ „Morgenpost“, die noch volkstümlichere „Illustrierte Zeitung“ 

(Millionenauflage) und eine Menge verschiedener populärer Blätter, Magazine und Bücher heraus. 

Der politische Mann dieses Pressekonzerns, Georg Bernhard, ist demokratischer Reichstagsabgeord-

neter, langjähriger Anwärter auf das Reichsfinanzministerium und – nebenbei – engster persönlicher 

Freund des Trust-Professors Hummel. Der Verlag Ullstein hat seinerzeit die Aktienmajorität des 

Filmkonzerns „Terra“ erworben. Es stellte sich bald heraus, daß die Hälfte dieser Aktien in die Hände 

des Chemietrusts gewandert waren, Am Ausgangspunkt dieses Erwerbs lagen die Rohfilm-
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Fabrikationsinteressen des Trusts, aber an seinem Endpunkt stand die politische Interessengemein-

schaft zwischen ihm und der großen republikanischen Pressemacht. Eine Hand wäscht die andere, 

und der Chemietrust bewies bald, daß er politisch mehr als zwei Hände hatte. Denn als es Ende des 

letzten Jahres zu dem bekannten Kampfe Hugenbergs mit den Amerikanern um den Filmtrust Ufa 

kam, stellte es sich heraus, daß auf seiten Hugenbergs, des Kaisers der Rechtspresse von Gnaden der 

Schwerindustrie, auch der Terra-Konzern und mit ihm der König der „Linkspresse“, Ullstein, samt 

seinen chemischen Hintermännern beteiligt waren. Vielleicht bedeutete auch diese politische Eini-

gung letzten Endes nur eine Folgeerscheinung des großen kapitalistischen Bündnisses Eisen-Chemie. 

Dieses Bündnis ist es, das heute Deutschland regiert. Oekonomisch durch. die Kohle verbunden, po-

litisch durch die Große Koalition, in der Flanke geschützt von der SPD und der Gewerkschaftsbüro-

kratie, marschiert das deutsche Großkapital auf der imperialistischen Bahn, an deren Ende der neue 

Weltkrieg steht – wenn ihm nicht das Proletariat durch seine Revolution zuvorkommt. [791] 

* 

Gewerkschaftstaktik und Streikstrategie auf dem VI. Weltkongreß  
Von F r i t z  H e c k e r t  

In der politischen Resolution des VI. Weltkongresses der Kommunistischen Internationale wird in 

den §§ 35 und 36 klargelegt, daß wegen der veränderten Situation eine gewisse Aenderung in der 

Taktik der Kommunisten in der Gewerkschaftsfrage und in den Wirtschaftskämpfen eintreten muß. 

Die Aenderung der Situation, auf der sich eine Aenderung unserer Taktik gründet, wird folgender-

maßen gekennzeichnet: 

„35: In den ‚fortgeschrittenen‘ kapitalistischen Ländern, in denen sich die entscheidenden Kämpfe 

um die proletarische Diktatur und den Sozialismus abspielen werden, muß die allgemeine taktische 

Orientierung der Kommunistischen Partei gegen jedes Hineinwachsen von Arbeiterorganisationen in 

kapitalistische. private oder staatliche Organisationen, gegen das ‚Verwachsen‘ der Gewerkschaften 

mit den Trusts, gegen den ‚Wirtschaftsfrieden‘, gegen das Zwangsschlichtungswesen, gegen die bür-

gerliche Staatsgewalt und gegen die Trusts eingestellt sein. Die kommunistischen Parteien müssen 

die Arbeitermassen unermüdlich aufklären über den unmittelbaren Zusammenhang, der zwischen der 

Propagierung des ‚Wirtschaftsfriedens‘, dem Schlichtungswesen und den Repressalien gegen die re-

volutionäre Avantgarde der proletarischen Bewegung, sowie der Vorbereitung des imperialistischen 

Krieges besteht.“ 

„36: Infolge der gesteigerten Vertrustung der Industrie und der Tendenzen zum Staatskapitalismus, infolge des 

Verwachsens der Organisationen des Staates und der Trusts mit dem Apparat der reformistischen Gewerk-

schaften, infolge der neuen durch und durch bürgerlichen und aktiv imperialistischen Ideologie der Sozialde-

mokratie, muß der Kampf gegen diese ‚bürgerliche Arbeiterpartei‘ verschärft werden. Die Verschärfung dieses 

Kampfes ergibt sich aus der veränderten Kräftekoordination und der veränderten Stellung der Sozialdemokra-

tie, die in eine – vom Standpunkte des Imperialismus aus – ‚reifere‘ Periode ihrer Entwicklung eingetreten ist. 

Der Kongreß billigt deshalb vollkommen die vom IX. Plenum des EKKI festgelegte Taktik.“ 

Auf dem IX. Plenum des Exekutivkomitees der KI wurde in der Sitzung vom 25. Februar eine Reso-

lution zur Gewerkschaftsfrage angenommen, deren erster Teil sich mit dem wirtschaftlichen Kampf 

und den Aufgaben der Kommunisten befaßt. Hier wird dargelegt, daß die Gegensätze in der kapita-

listischen Weltwirtschaft in der nächsten Periode zu einer Reihe bedeutender Wirtschaftskämpfe trei-

ben, die eine außergewöhnliche politische Bedeutung haben. Eine Offensive der Unternehmer wird 

angekündigt, deren Ziel es ist, die Lebensbedingungen der Arbeiter herabzusetzen. Der Punkt 4 in 

dieser Resolution lautet: 

„Die neuen Formen der Offensive der Bourgeoisie gegen die Arbeiterklasse sind von einer Rechtsschwenkung 

der sozialdemokratischen Politiker und Gewerkschaftsführer begleitet, die aktiv die Taktik des Wirtschafts-

friedens in der Industrie unterstützen, den Streikkampf bremsen oder ihn in den allerkritischsten Momenten 

verraten. Die Kommunisten haben deshalb die Aufgabe, eine Taktik einzuschlagen, die es ermöglicht, den 

Reformisten die Führung des Streikkampfes aus der Hand zu reißen. Man muß alles tun, um die Initiative zur 

Bildung von Streikleitungen zu ergreifen, und sich an ihre Spitze stellen.“ 
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Und im Punkt 5 heißt es, nachdem Anweisungen gegeben sind, wie man in der jeweiligen Etappe 

sich zu verhalten hat: 

„Jeder Streik muß zu einer Arena des Kampfes um die Führung zwischen Kommunisten und Reformisten 

werden.“ 

Diese Hauptgedanken in der Resolution des IX. Plenums bestätigt ausdrücklich der Kongreß. Die 

rechten Elemente in der kommunistischen Bewegung erklären nun, daß mit dieser Schwenkung zu 

einem schärferen Kampf gegen den Reformismus die Kommunistische Internationale den Weg einer 

richtigen leninistischen Gewerkschaftsarbeit verlassen habe. Sie sagen darum von diesen Beschlüs-

sen, daß sie die „Liquidierung der Einheitsfronttaktik“ bedeuten, daß durch die Anwendung dieser 

Taktik die Parteien „an den Rand des Abgrundes“ gebracht werden. In einer Resolution, die von Hans 

Tittel in der erweiterten Bezirksleitung Groß-Thüringen eingebracht wurde, heißt es: 

„Die von Lamm auf dem III. Weltkongreß begründete revolutionäre Methode zur Bekämpfung des Reformis-

mus und der Gewinnung der Mehrheit der Arbeiterklasse für den Kommunismus ist die Taktik der Einheits-

front. Angesichts der neuen Verhältnisse (Kriegsgefahr, verstärkte Kapitalsoffensive, Zuspitzung der Klassen-

gegensätze, [792] weitere Verbürgerlichung der reformistischen Führerschaft und ihre Verflechtung mit dem 

Staatsapparat) galt es, die Einheitsfronttaktik entsprechend auszubauen. Der vom ZK der KPD durchgeführte 

Kurs bei den Wirtschaftskämpfen bedeutet aber die vollständige Preisgabe der Einheitsfronttaktik ... Das We-

sen der Einheitsfronttaktik liegt in der richtigen Ausarbeitung von Vorschlägen zu Kämpfen begründet ... Das 

bedingt aber die Propagierung revolutionärer Uebergangslosungen ... Die taktischen Anweisungen des VI. 

Weltkongresses lehnen aber die Propagierung solcher Uebergangslosungen in der gegenwärtigen Zeit ab ... 

Die Mobilisierung der Gewerkschaftsmitglieder und der Arbeiter in den Betrieben zur Durchsetzung und 

Durchführung ihrer Forderungen in und durch die Gewerkschaften wurde vom Kongreß unter der Bezeichnung 

‚Zwingt die Bonzen‘ als opportunistisch verurteilt. Dadurch werden die reformistischen Führer vom Druck der 

breiten Massen befreit. Zwangsläufig ergibt sich daraus die bereits beim Werftarbeiter- und Hüttenarbeiter-

kampf an der Ruhr praktizierte Taktik, unorganisierte Arbeiter den Organisierten entgegenzustellen. Die Wahl 

doppelter Streikleitungen schafft zwangsläufig eine Kluft zwischen organisierten und unorganisierten Arbei-

tern. Diese führt zur Lähmung der Kampfkraft der gesamten Arbeiterklasse ... Der Kurs des ZK muß zwangs-

läufig antigewerkschaftliche und Spaltungstendenzen erzeugen ... 

Aus diesen Gründen kann die erweiterte Bezirksleitung Groß-Thüringen der ultralinken politischen Linie ihre 

Zustimmung nicht geben und lehnt deshalb diejenigen Beschlüsse des VI. Kongresses ab, die den ultralinken 

Kurs ermöglichen.“ 

Hier sehen wir einen ganzen Haufen von Anklagen beieinander. Die Bildung von gewählten Streik-

komitees, die Einbeziehung der Unorganisierten in die Streikfront und in die Streikleitungen wird als 

Aufgeben der Einheitsfront bezeichnet, das die Arbeit in den Gewerkschaften liquidiert, eine antige-

werkschaftliche Stimmung erzeugt und die Spaltung fördert. „Zurück auf den richtigen Weg“ wird 

das Feldgeschrei der Rechten. Der VI. Weltkongreß wird als „antileninistisch“ und „ultralinks“ de-

klariert und daraus gefolgert, daß die Rechten berechtigt seien, durch eine Fraktionsarbeit so viel 

Kräfte zu sammeln, daß man den VI. Weltkongreß liquidieren kann, um den „richtigen“ leninistischen 

Kurs wieder in die Kommunistische Internationale zu bringen. „Die Partei und die Komintern muß 

vor dem Abgrund gerettet werden.“ 

Nehmen wir erst die Antwort, die die Thesen selbst auf diese Anklagen geben. Der § 37 sagt: 

„Diese Taktik (die in dem § 36 niedergelegt ist), die die Form der Einheitsfront verändert, ändert keinesfalls 

ihren w e s e n t l i c h e n  I n h a l t. Die Verschärfung des Kampfes gegen die Sozialdemokratie verschiebt den 

Schwerpunkt entschieden auf die Einheitsfront v o n  u n t e n‚ aber sie enthebt die Kommunisten nicht der Ver-

pflichtung, zu unterscheiden zwischen den sozialdemokratischen A r b e i t e r n‚ die nur irregeführt sind, und 

den sozialdemokratischen F ü h r e r n‚ die die Rolle von Lakaien des Imperialismus spielen. Im Gegenteil. Sie 

erhöht diese Verpflichtung. In gleicher Weise wird die Losung des Kampfes um die M a s s e n  (auch um die 

Massen, die noch den bürgerlichen Parteien und der Sozialdemokratie Gefolgschaft leisten) nicht nur von der 

Tagesordnung nicht abgesetzt, sondern rückt erst recht in den M i t t e l p u n k t  der ganzen Arbeit der Kommu-

nistischen Internationale. 

Die Sorge um die Tagesnöte der Arbeiterklasse, die energischste Verteidigung auch der geringsten Forderun-

gen der Arbeitermasse, das tiefe Eindringen in alle Massenorganisationen des Proletariats, die Stärkung der 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 723 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

Positionen der Partei in den Fabriken und Großbetrieben, insbesondere auch die Arbeit unter den rückständigen 

Schichten des Proletariats und unter den Arbeitslosen, bei unbedingter Verknüpfung der kleinen Tagesforde-

rungen mit den Hauptlosungen der Partei, das muß die Hauptaufgabe der Partei sein. Nur in dem Maße, als 

diese Aufgaben gelöst werden, ist eine wirkliche Eroberung und Mobilisierung der Massen möglich.“ 

Und wie wird diese Frage im Programm gestellt? 

„Beim Uebergang zu neues, schärferen Losungen muß folgende Grundregel der politischen Taktik des Leni-

nismus die Richtschnur sein: zu verstehen, die Massen zur revolutionären Stellungnahme in einer Weise zu 

veranlassen, daß sie durch die eigene Erfahrung sich von der Richtigkeit der Linie der Partei überzeugen ... 

Wenn kein revolutionärer Aufschwung vorhanden ist, müssen die Kommunistischen Parteien ausgehen von 

den Tagesnöten der Werktätigen, Teillosungen und Teilforderungen aufstellen und sie mit den Hauptzielen 

der Kommunistischen Internationale verbinden. Hierbei sollen aber die Parteien nicht solche U e b e r g a n g s -

l o s u n g e n  aufstellen, die das Vorhandensein einer revolutionären Situation zur Voraussetzung haben, da 

diese in einer anderen Situation zur Losung des Verwachsens mit dem System kapitalistischer Organisationen 

werden (z. B. die Losung der Arbeiterkontrolle) ... Eine ‚prinzipielle‘ Ablehnung des Aufstellens von Teilfor-

derungen und Uebergangslosungen ist jedoch ebenfalls mit den Grundsätzen des Kommunismus unvereinbar 

... Die Taktik der Einheitsfront als Mittel des erfolgreichen Kampfes gegen das Kapital, der Klassenmobilisie-

rung der Massen und der Entlarvung und Isolierung der reformistischen Führer ist so ein wesentlicher Be-

standteil der Taktik der Kommunistischen Internationale während der ganzen vorrevolutionären Periode ... 

[793] Die richtige Anwendung der Einheitsfronttaktik und die Gewinnung der Massen überhaupt hat die sys-

tematische. beharrliche Arbeit in den Gewerkschaften und in anderen Massenorganisationen des Proletariats 

zur Voraussetzung ... Im Gegensatz zu den Spaltungsversuchen der Reformisten vertreten die Kommunisten 

die Einheit der Gewerkschaften in den einzelnen Ländern und in der ganzen Welt auf der Grundlage des Klas-

senkampfes.“ 

Diese Sätze aus dem Programm und den politischen Thesen beweisen zur Genüge, was es mit jener 

absurden Behauptung auf sich hat, der VI. Weltkongreß habe die leninistische Linie von der Einheits-

front und von der Arbeit der Kommunisten in den Gewerkschaften liquidiert und begünstige einen 

ultralinken Kurs. 

Wozu aber dann das Geschrei dieser rechten „Parteiretter“? Die ganze Richtung unserer revolutionä-

ren Arbeit paßt ihnen nicht. Das geht aus allen ihren Dokumenten hervor, darum auch diese Verdäch-

tigungen, die so weit gehen, daß man den kommunistischen Kongreß der Periodenerfindungen an-

klagt, um damit eine Basis für die falsche Gewerkschafts- und Einheitsfrontpolitik zu begründen. 

Was wollen die Rechten? Sie wollen ein anderes Verhältnis der Kommunistischen Internationale und 

ihrer Sektionen zu den „linken“ sozialdemokratischen Führern, die sie nicht als den Hauptfeind in der 

Arbeiterbewegung anerkennen. Sie wollen die Losung „Produktionskontrolle“ trotz ihrer Verwerfung 

als opportunistisch durchsetzen als die Sammellosung für alle proletarischen Kämpfe bis zur Ueber-

nahme der Macht durch das Proletariat. In der Frage unserer Fraktionstätigkeit in den Gewerkschaften 

sind sie der Anschauung, daß die Fraktionen die Zusammenfassung der Massen hindern, ja sogar die 

Massen immer tiefer spalten. In der Frage der Ausschlüsse aus den Gewerkschaften predigen sie ein 

„Leise auftreten“ und klagen uns selber der Spaltungstendenz an. Die Frage, ob die Reformisten 

kämpfen können und wollen, stellen sie so dar, als ob das von der Einstellung der Massen abhänge. 

Daraus entwickeln sie als ihre Hauptlosungen zur Mobilisierung der Arbeiter: „Der ADGB muß“, 

„Zwingt die Führer.“ Zwar erklären sie, sie seien auch für selbständige Kämpfe der proletarischen 

Massen, machen das aber von so vielen Bedingungen abhängig, daß selbst der blindeste reformisti-

sche Bürokrat sieht, daß es auf diese Weise niemals zu einem selbständigen Auftreten der Arbeiter 

gegen den Willen der reformistischen Führer kommen kann. Zwischen ihrer Propaganda für ein selb-

ständiges Agieren der Massen und der Organisierung einer Aktion gegen den Willen der reformisti-

schen Führer ist eine solche Kluft, daß niemand die Brücke sieht, auf der sie überquert werden kann. 

Um die dritte Periode 

In den Beschlüssen des VI. Weltkongresses spielt die Frage der dritten Periode eine entscheidende 

Rolle. Es ist die Frage der Analyse der gegenwärtigen Lage und der Perspektive der Entwicklung für 

die nächste Zeit. Die Rechten erklären die dritte Periode als „eine Erfindung“‚ sozusagen um die 
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„Putschtaktik“ in den Wirtschaftskämpfen und in der Gewerkschaftsfrage zu begründen. Schon seit 

Jahren hat nach ihnen die Kommunistische Internationale „keine Linie“. Kann das Wachsen der Ge-

gensätze in der kapitalistischen Wirtschaft und auf dem Weltmarkt zwischen den kapitalistischen 

Staaten geleugnet werden? Ganz sicher nicht. Kann die wachsende Kriegsgefahr geleugnet werden? 

Ebenfalls nicht. Zuviele in die Augen springende Beispiele liegen dafür vor. Durch die Rationalisie-

rung ist die Produktionskapazität außerordentlich gewachsen. Die Aufnahmefähigkeit auf dem Welt-

markt steht in gar keinem Verhältnis zum Wachsen der kapitalistischen Güterproduktion. Der Kampf 

um die Rohstoffquellen und die Rohstoffmonopole ist auf das heftigste entbrannt. Mit allen Mitteln 

müssen darum die kapitalistischen Mächte ihre Positionen auf dem Weltmarkt und in der Weltwirt-

schaft verteidigen und zu erweitern versuchen. Unerhörte militärische Rüstungen., neue Mächtegrup-

pierungen mit dem Ziel der Neuaufteilung des Weltmarktes und der Rohstoffmonopole sind an der 

Tagesordnung. Welche [794] Rolle spielen in dieser Situation die Reformisten? Ihr Verwachsen mit 

dem kapitalistischen Staatsapparat macht außerordentliche Fortschritte. Für ihre nationalistisch-im-

perialistische Einstellung schufen sie in der letzten Zeit eine entsprechende Theorie. 

„Die Rettung der Konjunktur“, „die Verteidigung der nationalen Wirtschaft“ gegenüber den Konkur-

renten in der Weltwirtschaft ist die Hauptlosung der reformistischen Führer geworden. Die amerika-

nischen Gewerkschaften haben unter der Führung Greens auf ihrem letzten Kongreß ganz offen die 

Parole aufgenommen, daß der gesamte amerikanische Markt Interessensphäre der Vereinigten Staaten 

sei. Es wurde eine Erklärung gegen den Sozialismus und das Eindringen sozialistischer Ideen in die 

amerikanische Gewerkschaftsbewegung angenommen. Die Führer des amerikanischen Bergarbeiter-

verbandes, Levis und Murnay traten als bezahlte Propagandisten für Hoover und Smith bei den Präsi-

dentschaftswahlen auf. Auf dem Gewerkschaftskongreß der englischen Gewerkschaften in Swansea 

trat der Vorsitzende Citrine für die Konvention zur Begründung des Industriefriedens mit den engli-

schen Industriellen unter der Führung von Sir Alfred Mond ein. In der Begründung erklärte er, daß die 

Gewerkschaftsführer erleichtert aufgeatmet hätten, als die Industriellen das Angebot gemacht haben, 

durch ein gemeinsames Zusammenarbeiten mit den Gewerkschaftsführern eine Basis zu schaffen, die 

die Streikkämpfe ausschalte und es ermögliche, die englische Wirtschaft auf dem Weltmarkt konkur-

renzfähiger zu machen und dadurch das Los der Arbeiter zu lindern. Mit wahrer Begeisterung be-

schloß der Kongreß, dieses Harmonieprogramm anzunehmen, und selbst der „radikale“ Cook gestand 

dem Generalrat zu, daß man ihm den Glauben schenken müsse, daß er das Beste für die Arbeiterklasse 

wolle. Dieser Kongreß beschloß aber gleichzeitig den heftigsten Kampf gegen die Kommunisten und 

den Ausschluß der schottischen Bergarbeiterverbände aus dem Trade-Union-Kongreß, weil diese von 

der revolutionären Gewerkschaftsopposition erobert worden waren. Während des Kongresses verein-

barte die englische Gewerkschaftsführerschaft auf der Basis des Industriefriedens, zur Erhaltung der 

Konkurrenzfähigkeit der englischen Industrie, trotz wachsender Teuerung einen Lohnabbau für die 

Eisenbahner von 2½ Prozent und von 5 Prozent für 500.000 Textilarbeiter. 

Die deutschen Gewerkschaftsführer stellten sich auf dem Hamburger Kongreß auf denselben Boden. 

Das Referat von Naphtali schuf die Theorie für die Zusammenarbeit mit dem Kapital und für die 

praktische Ausschaltung des Klassenkampfes. Auch hier galt die Rettung der Konkurrenzfähigkeit 

der nationalen Wirtschaft als oberster Gesichtspunkt. Wissell sprach in diesem Sinne, und der Volks-

parteiler Curtius stellte mit Befriedigung fest, daß er immer Tuchfühlung mit Wissell habe bei der 

Verteidigung der nationalen Wirtschaftsbelange. Clemens Nörpel unterstrich diese Ideen, indem er 

erklärte: „Wir werden in Zukunft oft in die Lage kommen, Schiedssprüche zu verteidigen, für die wir 

von den Arbeitern verprügelt werden.“ 

Was für Theorien die Reformisten entwickeln, und welche Praxis sie bei ihrer Verwirklichung an-

wenden, dafür bedarf es nach den Erfahrungen der letzten Zeit kaum eines Kommentars. 

Kann die vom IX. Plenum des EKKI der KI angekündigte große Welle von heftigen ökonomischen 

Auseinandersetzungen zwischen Unternehmertum und Arbeiterklasse geleugnet werden? Nein. Da-

für sprechen die Tatsachen eine zu klare Sprache. In Amerika kämpften 150.000 Bergarbeiter bis vor 

wenigen Wochen, desgleichen 30.000 Textilarbeiter. In Indien sahen wir einen viele Monate langen 

Kampf von weit über hunderttausend Textilarbeitern. Monatelang dauerte auch der Streik der 
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Hafenarbeiter in Australien. Mit unerhörter Erbitterung wurde der Massenstreik der griechischen Ta-

bakarbeiter durchgeführt, ebenso der Kampf der Bergarbeiter in Rumänien. Monatelang dauerte der 

Kampf der norwegischen Bauarbeiter. In der Tschechei langwierige Kämpfe der Bauarbeiter, der 

Textilarbeiter und der Bergleute. In Frankreich ein Riesenkampf der Textilarbeiter im nordfranzösi-

schen Textilgebiet. Ein Kampf von hundert-[795]tausenden Textilarbeitern und anderen Arbeitern in 

Polen. Und in Deutschland eine ganze Welle mächtiger Kämpfe von Anfang des Jahres bis jetzt. 

Alle diese Kämpfe haben gemeinsame charakteristische Merkmale. Die Unternehmer wollen den 

Lohn abbauen um 10 bis 20 Prozent. Die amerikanischen Unternehmer stehen in der Lohnabbauof-

fensive an der Spitze. Wo Kämpfe ausbrechen, in denen die Arbeiter angreifen, versuchen die Arbei-

ter einen Ausgleich gegenüber dem Lohnabbau, der mit der Senkung der Kaufkraft ihres Lohnes 

durch Zollpolitik, Steuern und Nahrungsmittelwucher eingetreten ist, zu erlangen. In der Regel neh-

men staatliche Schlichtungsinstanzen gegen die Arbeiter Stellung und helfen den Unternehmern, ih-

ren Willen durchzusetzen. Alle Kämpfe haben große politische Auswirkungen; die Staatsgewalt tritt 

mehr oder minder brutal an der Seite der Unternehmerklasse gegen die Arbeiter auf. Diese Kämpfe, 

ihre Anhäufung und ihre charakteristischen Merkmale sind kein Zufall, sie entspringen der Lage, wie 

sie der kommunistische Weltkongreß analysiert hat, und sie müssen über eine längere Periode, ihren 

Charakter ständig verschärfend, fortdauern. 

Welche Rolle spielen die Reformisten in diesen Kämpfen? Sie organisieren den Streikbruch, finden 

sich mit den Schandschiedssprüchen und satt den Maßnahmen des bürgerlichen Staates gegen die 

Arbeiter ab. Der offene Verrat der Arbeiterinteressen zugunsten der Unternehmer ist das Hauptcha-

rakteristikum in dem Verhalten der Reformisten. Die Reformisten denunzieren die revolutionären• 

Arbeiterführer bei der Polizei, helfen selbst mit, sie zu verhaften, und in Amerika organisiert man 

seitens der reformistischen Führer direkt den Mord der revolutionären Arbeiterführer. Alle diese 

Kämpfe sind Kämpfe von größter Tragweite, mit größter politischer Auswirkung. 

Genügt für das Auftreten der revolutionären Arbeiter in einer solchen Lage die bisherige Stellung-

nahme der Kommunisten? Das IX. Plenum sagte: Nein. Es forderte ein selbständigeres Auftreten der 

Kommunisten und der revolutionären Gewerkschafter. Es gab darum auch einen Auftrag an den Kon-

greß der Roten Gewerkschafts-Internationale, der folgendermaßen eingeleitet wird: 

„Die Gewerkschaftskommission des EKKI sieht es als notwendig an, in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit 

des IV. Kongresses der RGI die Frage der Taktik der Kommunistischen Parteien, der revolutionären Gewerk-

schaften und der revolutionären Minderheiten in dem sich verschärfenden Wirtschaftskampf zu stellen. Der 

Kongreß muß eine Abschätzung sowohl der unmittelbaren Ursachen als auch des Charakters der neuen Streik-

welle geben. Der Streikstrategie müssen folgende Prinzipien zugrundegelegt werden ... 

Es ist die Aufgabe der Kommunisten, durch die Massenmobilisierung der Arbeiter von unten auf den Kampf-

platz des Streikkampfes allmählich auszudehnen, den breitesten Massen die Perspektiven des Streikkampfes 

unter dem monopolistischen Kapitalismus klarzumachen, das heißt, darnach zu trachten. den Streik allmählich 

auf ein höheres politisches Niveau überzuleiten ... bis zum Kampfe gegen die kapitalistische Stabilisierung 

und den bürgerlichen Staat ... Für die breite Mobilisierung der Massen ist das rascheste Eindringen in die 

großen konzentrierten Unternehmungen mehr denn je notwendig. Die äußerste Kampfeinheit der Arbeiter-

klasse, die Organisierung der Unorganisierten, die Organisierung der breitesten nichtqualifizierten Massen, die 

Ueberwindung der geringfügigen Organisiertheit in den Großbetrieben müssen zur zentralen Aufgabe der 

kommunistischen Avantgarde werden ... 

Die Zentralisierung des Streikkampfes bei Wählbarkeit der Streikleitungen der einzelnen Fabrik sowohl wie 

auch der zentralen Streikleitunt, dies müssen die Losungen der Kommunisten hinsichtlich der Leitung des 

Streikkampfes sein ... 

Jeder Streik muß zum Kampfboden um die Leitung zwischen den Kommunisten und Reformisten werden.“ 

Entsprechend diesem zentralen Gedanken hat der Kongreß der Roten Gewerkschafts-Internationale 

seine Beschlüsse gefaßt. Er hat die Bedeutung der Wirtschaftskämpfe in der gegenwärtigen Epoche 

klargelegt und die Wah l  de r  S t r e i k l e i t unge n  du r ch  d i e  Ar be i t e r m assen  zum zentralen 

Problem gemacht. Durch die Wahl von Streikleitungen, die von der gesamten Belegschaft eines 
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Betriebes und von der gesamten Arbeiterschaft, die an einem Streik beteiligt ist, vorgenommen werden 

soll, sollen die Arbeitermassen an der Vorbereitung, Auslösung und Durchführung ihrer Kämpfe selbst 

aktiv interessiert werden. Durch den Kampf um die Bildung solcher [796] Streikleitungen wird die 

Einheitsfronttaktik nicht aufgegeben, wie die Rechten behaupten, sondern gerade umgekehrt verstärkt 

und vertieft. Das ist natürlich eine Verschiebung des Schwerpunktes nach unten, und diese Verlegung 

des Schwerpunktes der Einheitsfronttaktik nach unten (die keinesfalls ausschließt eine Anwendung 

der Einheitsfronttaktik von oben) wird die ganze künftige Periode beherrschen, nachdem die Einheits-

fronttaktik von oben mit dem Zusammenbruch des Anglo-russischen Komitees und mit der Verschär-

fung der allgemeinen Situation in allen Ländern eine rückläufige Bewegung durchgemacht hat. 

Die Bildung selbständiger Streikleitungen ist aber keineswegs das einzige Mittel der Einheitsfront-

taktik von unten. Die Wiedererweckung der Betriebsrätebewegung, die Eingliederung der Betriebs-

räte in die Kampfleitungen der Arbeiter, die Bildung von Kampfbündnissen der Arbeitermassen be-

nachbarter Industriezweige zur Durchführung gemeinsamer Lohnbewegungen oder zur Abwehr der 

Unternehmeroffensive sind weitere solche Mittel. Durch die Verlegung des Schwergewichts der Ein-

heitsfronttaktik nach unten ergibt sich logischerweise eine viel intensivere Beschäftigung mit den 

Unorganisierten. Durch Streikkomitees und Betriebsräte wird nicht eine Lockerung der Beziehungen 

von organisierten zu unorganisierten Arbeitern hergestellt, sondern umgekehrt. Das wird sich am 

besten zeigen, wenn wir dazu übergehen festzustellen, welche praktische Auswirkung die Anwen-

dung der Beschlüsse in Deutschland brachte. Bevor wir das an Beispielen zeigen, müssen wir uns 

noch beschäftigen mit der während des Weltkongresses von der Kommunistischen Fraktion der Roten 

und der deutschen Delegation vereinbarten Resolution zu den aktuellen Gewerkschaftsfragen in 

Deutschland. 

Die aktuellen Gewerkschaftsfragen in Deutschland 

Diese Resolution soll der deutschen Partei und der revolutionären Gewerkschaftsopposition helfen, 

die Beschlüsse des Kongresses richtig anzuwenden. Hier heißt es: 

„Die wichtigste Aufgabe der Partei besteht im Hinblick auf die Ausdehnung und Verschärfung der Wirtschafts-

kämpfe darin, gegen die reformistische Politik und die Diktatur des reformistischen Apparates in sämtlichen 

Wirtschaftskämpfen des deutschen Proletariats eine leitende Rolle zu erobern ... Um die Eroberung der Massen 

zu beschleunigen, ist der Auslösung von Bewegungen, der Vorbereitung der Streiks und ihrer Durchführung 

sowie der politischen Ausnützung sowohl der positiven als auch der negativen Ergebnisse der Streikkämpfe 

ganz besondere Aufmerksamkeit zu widmen.“ 

Das soll so geschehen: 

„In den Betrieben sind die Fragen des Lohnes, der Arbeitszeit, der Tarifverträge, der Teuerung systematisch 

zur Sprache zu bringen. Die Massen sind dazu vorzubereiten, daß sie bei allen Lohnbewegungen spezielle 

Organe für die Leitung der Streikkämpfe wählen ... 

In die Streikorgane sollen einfache sozialdemokratische und parteilose Arbeiter sowie Vertreter der unorgani-

sierten Arbeiter hineingewählt werden. In Anbetracht der großen Wichtigkeit der Heranziehung der unorgani-

sierten Arbeiter zum Streikkampf ist unter den organisierten Arbeitern eine Aufklärungskampagne über die 

Notwendigkeit dieser Heranziehung und der Aufnahme von Vertretern der unorganisierten Arbeiter in die 

Streikkomitees durchzuführen Jede Vorbereitung einer Lohnbewegung und jeder Streik muß mit einer ver-

stärkten Werbeaktion für den Eintritt in die Gewerkschaft verbunden werden.“ 

Aus diesen Formulierungen geht klar und deutlich hervor, daß es sich Aller nicht um die Durchfüh-

rung einer anderen, vom Leninismus abweichenden. Gewerkschaftslinie handelt, nicht um eine Iso-

lierung der Kommunisten von den Massen und nicht um eine Bewegung von Minderheiten gegen den 

Willen der Mehrheit. Hier handelt es sich um die energischere Fortsetzung unserer alten Linie und 

ihre Anpassung an die veränderte Lage. Die Resolution sagt weiter: 

„Die wichtigste Aufgabe der revolutionären Gewerkschaftsopposition ist die unmittelbare Mobilisierung der 

Massen.“ 

Sie warnt vor allem Dilettantismus und vor jeder Leichtfertigkeit im Auftreten der revolutionären 

Gewerkschafter, und insbesondere erklärt sie: 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 727 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

[797] „Eine ungenügend energische oder eine ungeschickte Leitung der Wirtschaftskämpfe schwächt die Stel-

lung der Kommunistischen Partei unter den Massen, schlägt ihre Autorität und erschwert ihr die Eroberung 

der Mehrheit der Arbeiterklasse.“ 

Und in den Schlußbemerkungen lesen wir noch einmal: 

„Es ist jedoch darauf zu achten, daß bei der Durchführung des Kampfes gegen die rechten Abweichungen nicht 

Fehler entstehen, die zur Schwächung der Verbindungen der revolutionären Opposition mit den Massen der 

gewerkschaftlich organisierten Arbeiter führen (z. B. Vernachlässigung der systematischen Massenarbeit in 

den Verbänden, Nichtbeachtung der Gewerkschaftsinstanzen usw.).“ 

In dem Punkt, der sich mit dem Kampf gegen die Ausschlüsse befaßt, lesen wir weiter folgende be-

deutende Sätze: „Der Kampf gegen die reformistischen Spalter soll auf folgende Weise geführt wer-

den: 

„Es ist ganz besonders ausdrücklich zu betonen, daß die Kommunisten für die Einheit sind, und daß die Politik 

der Reformisten zu einer Spaltung der Gewerkschaften und zu einer Desorganisation des Proletariats vor der 

in der Offensive begriffenen Bourgeoisie führt. Die Politik der Spaltung der Verbände ist nicht unsere Politik. 

Strömungen in der Arbeiterschaft, daß man auf jeden Ausschluß mit einer Spaltung und der sofortigen Schaf-

fung eigener Verbände reagieren muß, sind entschieden zu bekämpfen.“ 

Aus all diesen Sätzen kann niemand schließen, daß die Kommunistische Internationale oder die Rote 

Gewerkschafts-Internationale den deutschen Kommunisten empfiehlt, eine Politik zu machen, die sie 

von den Massen isoliert. Im Gegenteil. Alle Anweisungen sind darauf gerichtet, unsere Massenarbeit 

zu vertiefen. 

Die Erfolge der Gewerkschaftstaktik und Streikstrategie 

Wie sieht es nun mit der Anwendung dieser Regeln in Deutschland aus? Wer wollte bestreiten, daß 

wir im Laufe der letzten Jahre bei den verschiedensten Wirtschaftskämpfen eine außerordentliche 

Passivität unserer eigenen Genossen feststellen mußten, die zur Passivität breiter Schichten und zur 

Versumpfung eines Teiles unserer Gewerkschafts- und Betriebsfunktionäre geführt hat. Dem Terror 

des reformistischen Apparates und dem Unglauben an die Möglichkeit eines erfolgreichen selbstän-

digen Auftretens der Kommunisten in der gegenwärtigen Situation sind viele unserer Genossen un-

terlegen. Ihre defaitistische Einstellung führte dann zur weiteren Schwächung unserer Position. Ha-

ben an diesem Zustand die Beschlüsse der Komintern und der RGI eine Aenderung herbeigeführt, 

und zwar eine Aenderung zugunsten der revolutionären Bewegung? Wir beantworten das mit einem 

absoluten J a. Die Kämpfe der letzten Wochen sollen das beweisen. 

In München-Gladbach gelang es unseren Genossen die 50.000 ausgesperrten Textilarbeiter zu veran-

lassen, den Schiedsspruch abzulehnen und gegen den Willen der reformistischen Führer den Kampf 

um ihre Forderungen fortzusetzen. Von 50.000 Arbeitern waren noch nicht 15.000 organisiert. Wäh-

rend des ganzen fünfwöchigen Kampfes gab es keine Streikbrecher. Der Kampf wurde nicht beendet, 

weil die Kampffront zerbrach, sondern weil die Reformisten mit den gemeinsten Tricks die Fortset-

zung des Kampfes unmöglich machten. War die Taktik der Kommunisten in München-Gladbach 

richtig? Jawoh l, die Arbeiter haben das vor und nach der Bewegung durch ihre Abstimmung aus-

drücklich bestätigt. Daß es den Reformisten gelang, ihr Manöver durchzuführen, liegt nicht an unserer 

„falschen Linie“, sondern an der nicht genügend energischen Anwendung derselben (Mangel an 

Streikleitungen.) 

Im Hamburger Werftarbeiterstreik lagen die Dinge ähnlich wie in Mönchen-Gladbach. Von 50.000 

Werftarbeitern sind 15.000 organisiert. Was sollte mit den 35.000 Unorganisierten geschehen? Soll-

ten sie sich überlassen bleiben? Die Kommunisten gaben sich die erdenklichste Mühe, diese Unorga-

nisierten so zusammenzufassen, daß sie ein untrennbarer Bestandteil der Streikfront bleiben. Bislang 

gelang es, die Aussprengung der Unorganisierten aus der Streikfront zu verhindern. Die Bildung eines 

Streikkomitees der unorganisierten Werftarbeiter war nicht unser Ziel, sondern ergab sich, weil die 

reformistischen Führer die Einbeziehung der Unorganisierten in die Streik-[798]leitungen verweiger-

ten und wir nicht imstande waren, die Bildung einer einheitlichen Streikleitung durchzusetzen. 
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Hier muß eingeschaltet werden, daß die Hereinziehung der Unorganisierten in die Kampffront und in 

die Leitung der Bewegung keineswegs eine kommunistische Erfindung ist, genau so wenig wie die 

Wahl von Streikleitungen durch die Belegschaften. Die ganze Geschichte der deutschen Gewerk-

schaftsbewegung bis unmittelbar vor dem Krieg zeigt uns, daß es gang und gäbe war, daß es zu den 

unverletzlichen Regeln der Kampfführung gehörte, vor Ausbruch eines Kampfes alle Arbeiter, orga-

nisierte wie unorganisierte, zusammenzunehmen und aus ihrer Mitte entsprechende Streikleitungen 

zu wählen. Natürlich schlugen die Gewerkschaften zu dieser Wahl gewerkschaftlich organisierte Ar-

beiter vor, und sie wurden auch in der Regel gewählt; trotzdem wurden vielfach auch Vorschläge der 

Unorganisierten berücksichtigt. Heute wenden die Gewerkschaftsführer eine entgegengesetzte Praxis 

an. Sie trennen bewußt Organisierte von Unorganisierten und machen darum von vornherein eine 

erfolgreiche Führung des Kampfes fragwürdig. Die reformistischen Führer schalten die unorganisier-

ten Arbeiter bewußt aus, ihre Spekulation geht dahin, die Schuld für ihre Niederlagen- und Verrä-

terstrategie den Unorganisierten in die Schuhe zu schieben. Es liegt im Interesse der Arbeiterklasse 

und ihrer Bewegungen, dieses reformistische Manöver ganz unmöglich zu machen. 

Im Kampf der Hamburger Hafenarbeiter unternahmen wir den Versuch, die Bewegung der Werftar-

beiter auf eine breitere Basis zu stellen, um den Druck auf das Reeder- und Werftkapital zu vergrö-

ßern. Die Auslösung einer solchen Bewegung war berechtigt. Für eine zwischentarifliche Regelung 

der Arbeitsbedingungen dieser Arbeiterkategorie bestand aller Anlaß. Der Kampf endete nicht mit 

der Erreichung des gesteckten Zieles, nicht weil die organisierten Arbeiter gegen eine solche parallele 

Bewegung waren, sondern weil die Arbeiter noch nicht genügend fähig sind, den im Hamburger Fall 

angewendeten Terrormanövern der Reformisten erfolgreich begegnen zu können. Die Arbeiter wer-

den mit unserer Hilfe aus ihren eigenen Erfahrungen lernen, wie sie diesen Terror der Reformisten 

und der Staatsgewalt gegen sich brechen. 

Nun zur wichtigsten Bewegung: der der Hüttenarbeiter. Um was handelt es sich hier? Hier handelt 

es sich um den Versuch der Arbeiter, ihre alten Arbeitszeitbedingungen wieder zu erobern und einen 

entsprechenden Lohnausgleich zu erhalten. Der kapitalistische Staat und die reformistische Gewerk-

schaftsbürokratie verhinderten bislang ein einheitliches Auftreten der Arbeitermassen zur Durchset-

zung ihrer Forderungen. Da die Hüttenbarone aber befürchten, daß die Arbeiter eines Tages doch 

zum Angriff übergehen werden, hielten sie jetzt die Zeit für günstig. durch eine Aussperrung den 

Kampfwillen der Arbeiter zu brechen. Unsere Aufklärungsarbeit unter den Massen, die ihnen die 

Unvermeidlichkeit des Kampfes aufzeigen sollte und die den Arbeitern den Weg zeigte, wie man 

gegen die Hüttenbarone erfolgreich kämpfen kann, drang nicht genügend tief in die Massen hinein, 

so daß es der reformistischen Tätigkeit gelang, eine solche Verwirrung in den Arbeitermassen her-

vorzurufen, daß diese der Aussperrung ungerüstet, ja sogar überrascht gegenüberstanden. Was waren 

die Losungen der Reformisten nach Ausbruch der Aussperrung? „Bleibt zu Hause! Schlaft euch aus! 

Geht nicht auf die Straße! Haltet Ruhe und Ordnung! Wir werden für euer Recht kämpfen! Der Staat 

wird auf eurer Seite stehen, denn es ist ein Angriff gegen die Staatsautorität seitens der Unternehmer; 

das Gericht wird euch helfen, denn hier liegt ein glatter Rechtsbruch vor.“ Konnten die Kommunis-

ten zu einer solchen reformistischen Taktik schweigen? Keinesfalls. Sie mußten gegen den Willen 

der reformistischen Führer die Arbeitermassen zu einem aktiven Auftreten mobilisieren und sie zu 

Handlungen für ihre Interessen zusammenfassen. Die Losung: „Wählt euch Kampfleitungen!“ 

wurde darum von den Kommunisten herausgegeben und alle Versuche gemacht, solche Kampflei-

tungen zu schaffen. 

[799] Die Rechten sagen, das sei ein Fehler. Durch das Auftreten der Kommunisten seien die Hüt-

tenarbeiter noch mehr zersplittert werden. Zu den Kampfleitungen der Gewerkschaften sei noch eine 

Kampfleitung der Unorganisierten hinzugekommen. Die Geschäfte der reformistischen Bürokratie 

seien dadurch gefördert worden, und man habe der revolutionären Bewegung und dem Kampf selbst 

einen vernichtenden Schlag zugefügt. 

Wie war die Lage? Die reformistischen Führer lehnten nicht nur eine Erfassung der Unorganisierten 

ab, sie beschimpften die Unorganisierten von Anfang an auf das gemeinste. Aber sie spalteten auch 

die organisierten Arbeiter in Freigewerkschafter, Christen, Hirsche und Polen. Durch diese Taktik 
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wurden die Belegschaften vollkommen zersprengt. Den Kommunisten, die gegen eine solche Methode 

auftraten und die Wahl einheitlicher Streikleitungen durch die Belegschaften forderten. wurde mit 

dem Ausschluß gedroht. 

Nach der Meinung unserer rechten „Parteiretter“ hätten sich jetzt die Kommunisten damit begnügen 

müssen, in den Gewerkschaftsversammlungen die reformistischen Führer zu beschuldigen, daß sie 

eine falsche Politik machen, und dadurch die reformistischen Führer vor den Massen zu entlarven. 

Die Kommunisten taten aber etwas ganz anderes. Sie sagten: „Einheitliche Streikleitungen können 

nicht hergestellt werden durch Redensarten, sondern nur durch Handlungen.“ Da unter den 213.000 

Ausgesperrten 170.000 Unorganisierte sind war es für uns auch klar, daß diese Unorganisierten eine 

entscheidende Rolle in dem Kampf spielen, denn ohne sie kann der Kampf nicht gewonnen werden. 

Sie müssen darum, koste es, was es wolle, in die Streikfront eingegliedert werden. Um die Unorga-

nisierten zu erfassen und um die organisierten Arbeiter wieder zusammenzuführen und einheitliche 

Streikleitungen der Belegschaften zu schaffen, riefen wir Versammlungen ein, in denen für die Bil-

dung der Einheitsfront durch die Wahl von Kampfleitungen durch die Arbeiterschaft Propaganda 

gemacht wurde, und in denen man auch, da die Versammlungen von vielen tausenden Arbeitern be-

sucht waren, zur Wahl von Streikleitungen überging. Mit welchem Erfolg das geschehen ist, geht 

daraus hervor, daß auf der ersten Konferenz der Kampfleitungen am 20. November in Es sen  118.500 

Arbeiter aus 33 Betrieben durch Vertreter einheitlicher und gewählter Kampfleitungen vertreten wa-

ren. In diesen Kampfleitungen saßen neben 94 Freigewerkschaftern, 9 Christen und 2 Hirschen 81 

Vertreter unorganisierter Arbeiter. Die unorganisierten Arbeiter wurden aber nicht nur auf diese 

Weise fest in die Kampffront eingegliedert, man registrierte sie zu Zehntausenden in die Streiklisten, 

betrieb eine ernste Kampagne für ihren Eintritt in die Gewerkschaften, kontrollierte sie täglich, sie 

standen Streikposten, man machte sie auf jede Weise aktiv, und damit liquidierte man erfolgreich die 

breite antigewerkschaftliche Strömung, die in den Arbeitermassen Rheinland-Westfalens wegen der 

früheren reformistischen Verrätereien vorherrschte. 

Was sind die ersten Erfolge unseres Auftretens? Die unorganisierten Arbeiter sind in ihrer entschei-

denden Masse mit den organisierten Arbeitern praktisch verbunden. Eine Einheitsfront bisher ge-

trennter Arbeitermassen wurde hergestellt. Dem Druck dieser Massen mußte die Regierung durch 

Bewilligung von Unterstützungen nachgeben. Es konnte bisher verhindert werden, daß die reformis-

tischen Führer mit den Hüttenkapitalisten eine freie Vereinbarung abschlossen, die die Arbeiter zu 

noch ungünstigeren Bedingungen als der Schiedsspruch vorsah, bis zum Ende des Jahres 1930 ver-

kaufte. Wir haben nicht die Absicht, alle einzelnen Details in der Hüttenarbeiterbewegung zu ver-

teidigen. Sicherlich sind auch Fehler gemacht worden bei der Anwendung unserer Taktik, wie in 

München-Gladbach und Hamburg. Aber hier handelt es sich nicht um kleine Fehler und um Mängel. 

Hier handelt es sich um die Linie, und gerade diese Linie ist es, die die Rechten angreifen, die sie 

als katastrophal und ultralinks bezeichnen, und die sie deswegen mitsamt den Beschlüssen des Welt-

kongresses ablehnen. Das ganze Geschrei dieser rechten Gruppe ändert aber nichts an der Tatsache, 

daß das [800] Gegenteil von dem eintritt, was sie prophezeit. Die Position der Partei in den arbei-

tenden Massen hat sich vertieft, die Arbeiter beginnen Lehren zu ziehen und der reformistischen 

Bürokratie energischeren Widerstand zu leisten. Die Anwendung Unserer neuen Taktik geht natür-

lich nicht reibungslos vor sich. Die Massen müssen erst lernen, entsprechend diesen Grundsätzen in 

jedem einzelnen Fall richtig zu handeln. Aber es ist ein guter und im wesentlichen richtiger Anfang 

gemacht worden. 

Zum Schluß: Auch die „Einheit“ beschäftigt sich mit unserer neuen Taktik. In der Nummer 36 vom 

23. November dieses Jahres schreibt der linke Sozialdemokrat Bennewitz in einer Polemik gegen den 

Kommunisten Auer: 

„Kollege Auer von der KPD behandelt in Nr. 34 der ‚Einheit‘ in seinem Artikel ‚Die Bedeutung der Streiklei-

tungen in den Wirtschaftskämpfen‘ ebenfalls die Rolle der Unorganisierten. Um die Gefahr zu bannen, die den 

Arbeitern in ihrem Kampf von Seiten der Unorganisierten erwachsen kann, indem sie sich von den Unterneh-

mern gebrauchen lassen, schlägt er vor: ‚Die Organisierten sowohl als die Unorganisierten zur Führung und 

Mitbestimmung der Kämpfe heranzuziehen. Das soll geschehen durch die Wahl von Streikleitungen.‘ 
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‚Durch die Streikleitungen können und müssen auch die Unorganisierten zur Führung der Kämpfe mit heran-

gezogen werden.‘ 

Dieser Weg scheint uns, der Opposition in den Gewerkschaften. als ungeeignet.“ 

Bennewitz versucht durch einige Beispiele seine Anschauung zu beweisen und fährt fort: 

„Für jeden klassenbewußten Arbeiter taucht hier die Frage auf: Welche Aufgaben haben hier noch die Ge-

werkschaften?“ 

Und nachdem er eine ganze Summe von Selbstverständlichkeiten dahergebracht hat, sagt er das 

ebenso Selbstverständliche, daß das entscheidende Gewicht auf die organisierten Kollegen zu legen 

sei, um dann weiter zu bemerken: 

„Auch in solchen Fällen, wo Unorganisierte vertreten sind, muß darauf gedrungen werden, daß sie sich der 

gewerkschaftlichen Organisation anschließen ... Der Kollege Auer und die Kollegen, die, wie aus der ‚Roten 

Fahne‘ hervorgeht, andere Schritte getan haben ...‚ haben in diesem Kampf der revolutionären Arbeiterschaft 

einen schlechten Dienst erwiesen.“ 

Die Opposition muß nach Bennewitz diese Taktik ablehnen. Der gute Bennewitz empfiehlt uns also 

ebenso wie unsere Rechten das Aufgeben der Durchführung unserer Beschlüsse und unserer takti-

schen Linie, Er sagt uns das so: „Dieser Weg scheint uns ungeeignet, und die Opposition muß ihn 

ablehnen.“ Wir sind so unbescheiden anzunehmen, daß dar erdrückende Teil der revolutionären Ge-

werkschaftsopposition und mit ihr breite Massen der deutschen Arbeiter diese Politik nicht ablehnen, 

sondern begrüßen, und wir sind auch der Ueberzeugung, daß, je energischer und klarer sie angewen-

det wird, um so größer die Erfolge sein werden. 

* 

Zur innerparteilichen Lage  
Von H e r m a n n  R e m m e l e   

(Fortsetzung) 

Bei der gegenwärtigen Parteidiskussion über den Bericht und die Beschlüsse des VI. Weltkongresses 

machen sich besonders in den Bezirken, wo die rechten oder versöhnlerischen Gruppen Fuß fassen 

konnten, zwei charakteristische Merkmale geltend. Das erste ist, daß versucht wird, die Arbeit des 

VI. Weltkongresses in den Hintergrund zu schieben, um weiter über den Fall Hamburg zu diskutieren. 

Das tritt ganz besonders lebhaft in den Bezirken hervor, wo die versöhnlerischen Gruppen stark sind, 

so in Halle-Merseburg, in Nordwest usw. In diesen Bezirken erklärt man sich mit den Beschlüssen 

des VI. Weltkongresses einverstanden, zugleich führt man aber eine Dis-[801]kussion gegen die Ent-

scheidung des EKKI im Falle Hamburg und verhindert so jede Möglichkeit, die Beschlüsse des VI. 

Weltkongresses konkret für die praktische Parteiarbeit auszuwerten. Das ist natürlich nicht der Sinn 

und der Zweck der Beschlüsse, daß man zu ihnen ein Lippenbekenntnis ablegt, ohne daraus die prak-

tischen Schlußfolgerungen zu ziehen und sie für die Arbeit in den betreffenden Bezirken anzuwenden. 

Anders steht es in den Bezirken, wo die rechten Liquidatoren Fuß fassen konnten. Das Liquidatoren-

tum kämpft offen gegen die Beschlüsse des VI. Weltkongresses, und hier sieht jedes Mitglied, wen 

man vor sich hat. Natürlich versuchen auch die Rechten, den Beschluß des EKKI im Falle Hamburg 

weidlich weiter auszuschlachten, aber die Mitglieder, die nicht auf dem Boden der Liquidatoren ste-

hen, erkennen hier richtig die offene Parteifeindschaft, und der Versuch der Ausnutzung des Falles 

Hamburg mißglückt hier oder spielt nur eine ganz untergeordnete Rolle. Diese Erscheinung ist die 

eine Seite der Besonderheiten in den Bezirken. wo die Rechten und Versöhnler Positionen einnehmen. 

Die andere Seite ist die Tatsache, daß sowohl die Rechten wie die Versöhnler unter der Losung „Ge-

gen den innerparteilichen Kurs ein Geschrei anstimmen über „mangelnde Parteidemokratie“ und eine 

Offensive der Verleumdungen gegen das Zentralkomitee und gegen die Parteimehrheit eröffnen, bei 

der Gerüchte und Behauptungen wie „Redeverbote“, „gewaltsame Unterdrückung der freien Mei-

nungsäußerung“ und Ausdrücke wie „Mameluckentum“ usw. nur so durch die Diskussionsreden 

schwirren. Diese Angriffe auf die Partei sind nicht neu, sie sind so alt wie die Partei; neu ist nur, daß 
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sie früher von den Feinden außerhalb der Partei erhoben wurden, während sich heute Mitglieder der 

Partei und Funktionäre bis ins Zentralkomitee dieser Angriffe bedienen. 

Diese Verwilderung der Parteidiskussion, die nicht zur Klärung und Aufklärung in den innerparteili-

chen Fragen dient, sondern die lediglich die Zersetzung und die Verwirrung der Parteimitglieder im 

Gefolge hat, hat keine positiven, sondern lediglich die schlimmsten negativen Auswirkungen. Diese 

Diskussionsmethode, die sowohl von den Rechten wie von den Versöhnlern angewandt wird, zwingt 

uns, zu einigen grundsätzlichen Fragen Stellung zu nehmen, von denen man annehmen sollte, daß 

man sie nach zehnjährigem Bestehen der Partei heute nicht mehr zu diskutieren brauchte. Die erste 

Frage, die wir stellen müssen, ist: 

3. Die innerparteiliche Demokratie 

Die kommunistische Weltpartei unterscheidet sich u. a. gerade darin vom Parteiwesen aller anderen 

politischen Strömungen, daß sie nicht, wie die übrigen Parteien, auf dem Boden des bürgerlichen 

Parlamentarismus und der bürgerlichen Gesellschaftsordnung die Erfüllung ihrer Aufgaben sucht, 

sondern daß sie die Partei einer neuen Weltordnung, einer neuen Gesellschaftsordnung, eine Kampf-

partei zur Ueberwindung der kapitalistischen Gesellschaft ist. Entsprechend dieser Aufgabe der Partei 

ist ihre Struktur, ihr organisatorischer Aufbau und ihr ganzes inneres Wesen ein ganz anderes als das 

der anderen Parteien, Der Erfüllung der großen historischen Aufgabe durch die kommunistische 

Weltpartei müssen auch die Parteidiskussion und die Methoden der Parteidiskussion untergeordnet 

sein. Gleichgültig, ob es sich hierbei um Parteidiskussionen handelt, die die Durchführung der von 

den oberen Instanzen gefaßten Beschlüsse bezwecken, oder ob es sich um Parteidiskussionen handelt 

zur politischen Orientierung und zur Herausarbeitung der Grundsätze und der Taktik der Partei usw., 

oder um Parteidiskussionen über innerparteiliche Probleme oder innerparteiliche Ereignisse usw. –‚ 

in allen diesen Diskussionen muß die Methode und die Durchführung der Diskussion dem Gesamt-

aufbau der Partei untergeordnet sein, wenn die Partei ihre Aufgabe erfüllen soll: Organisierung, Vor-

bereitung und Durchführung der proletarischen Revolution, Es gibt keine Parteidiskussion, oder we-

nig-[802]stens, es sollte keine Parteidiskussion geben, die nicht diesen allgemein gültigen Gesichts-

punkten untergeordnet ist. 

Was macht aber die gegenwärtige Opposition innerhalb der Partei aus der Parteidiskussion? Indem 

sie die grundsätzliche Einstellung verläßt, die wir zur Parteidiskussion haben müssen, indem sie leug-

net, daß auch die Parteidiskussion Mittel zum Zweck ist und nicht Selbstzweck sein kann, indem sie 

von einer „allgemein gültigen Parteidemokratie“ redet und sogar die kleinbürgerlichsten Begriffe in 

die Parteidiskussion hineinträgt – von der „freien Meinungsäußerung, die jedem Mitglied zustehen 

müsse“, – versucht sie eine solche Atmosphäre zu schaffen, die den klaren Blick für die Probleme 

und die Aufgaben, die vor der Partei stehen, in der Parteimitgliedschaft trübt. Wenn z. B. der Halle-

sche „Klassenkampf“ in einem Artikel „Studiert die Beschlüsse des VI. Weltkongresses“ glaubt, an 

die Thesen des Weltkongresses erinnern zu müssen, und hierbei aus dem Zusammenhang gerissen 

die Worte „durch die Methoden der innerparteilichen Demokratie“ zitiert, zugleich aber das Partei-

sekretariat in Halle eine ordnungsgemäße Durchführung der Diskussion über die Beschlüsse des VI. 

Weltkongresses verhindert, so ist das zum mindesten eine sehr eigenartige Auffassung von dem Be-

griff „im Rahmen des demokratischen Zentralismus“, der im selben Atemzug im gleichen Artikel 

erwähnt wird. Gerade die Methode, wie Sie in Halle angewandt wurde und angewendet wird, hat 

nichts mehr mit den Grundsätzen des demokratischen Zentralismus zu tun. Und wenn obendrein diese 

Methoden von der Mehrheit der Bezirksleitung, von der erweiterten Bezirksleitung gedeckt werden, 

so wird dadurch die Disziplinlosigkeit dieses Vorgehens nicht gemildert, sondern nur erhöht. 

Wenn im Bezirk Westsachsen, in dessen Bezirksleitung gleichfalls die Versöhnler über die Mehrheit 

verfügen, die Bezirksleitung duldet, daß in einzelnen Ortsgruppen beschlossen wird, den anwesenden 

Beauftragten des Zentralkomitees nicht sprechen zu lassen, oder wenn der politische Leiter des Be-

zirks, Genosse Schumann, die Auffassung vertritt, daß jedes Parteimitglied diskutieren kann in allen 

Parteizellen, oder daß es zulässig ist, daß in der Diskussion über gefaßte Beschlüsse des EKKI Kor-

referenten auftreten, so hat das mit der innerparteilichen Demokratie, wie sie für die kommunistische 

Weltpartei maßgebend ist, nicht mehr das geringste zu tun. 
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Wir sehen, wie hier die Oppositionellen beider Richtungen nach dem alten Rezept verfahren, indem 

sie schreien: „Haltet den Dieb!“, um mit dem Geschrei über den Mangel innerparteilicher Demokratie 

ihre eigene Verletzung der Parteidemokratie zu maskieren. 

Welches sind die Grundsätze der innerparteilichen Demokratie in der kommunistischen Weltpartei? 

Diese Grundsätze werden bestimmt durch den gesamten organisatorischen Aufbau der Partei. Dieser 

Aufbau der Partei beruht auf der Grundlage des demokratischen Zentralismus. 

4. Der demokratische Zentralismus 

Die organisatorischen Grundformen der kommunistischen Weltpartei wurden bereits bei ihrer Grün-

dung festgelegt und erhielten insbesondere durch Beschlüsse des II. Weltkongresses ihren prinzipiel-

len Rahmen. Von den vielen Stellen, die Aufschluß geben über diese Frage, wollen wir hier nur einige 

Sätze aus den „Leitsätzen über die Rolle der Kommunistischen Partei in der proletarischen Revolu-

tion“ herausgreifen. Hier heißt es: 

„§ 12. Der II. Kongreß der Kommunistischen Internationale bestätigt nicht nur die geschichtlichen Aufgaben 

der Kommunistischen Partei überhaupt, sondern sagt auch dem internationalen Proletariat, wenn auch in all-

gemeinen Umrissen, was für eine Kommunistische Partei wir benötigen. 

§ 13. Die Kommunistische Internationale ist der Ansicht, daß besonders in der Zeit der Diktatur des Proletariats 

die Kommunistische Partei auf der Grundlage eines eisernen proletarischen Zentralismus aufgebaut werden 

muß, Uns die Arbeiterklasse mit Erfolg in dem ausgebrochenen, langwierigen, harten Bürgerkrieg zu führen, 

muß die Kommunistische Partei in ihren eigenen Reihen eine eiserne, militärische Ordnung schaffen. Die 

Erfahrungen der Partei, die im Verlauf von Jahren im russischen Bürgerkriege die Führung der Arbeiterklasse 

hatte, haben gezeigt, daß ohne die strengste Disziplin, ohne vollendeten Zentralismus und ohne volles kame-

radschaftliches Vertrauen [803] aller Parteiorganisationen zu der leitenden Parteizentrale der Sieg der Arbeiter 

unmöglich ist. 

D i e  K o m m u n i s t i s c h e  P a r t e i  m u ß  a u f  d e r  G r u n d l a g e  d e s  d e m o k r a t i s c h e n  Z e n t r a l i s m u s  

a u f g e b a u t  w e r d e n. Das Hauptprinzip des demokratischen Zentralismus bildet die Wählbarkeit der oberen 

Parteizelle durch die untersten, die unbedingte und unerläßlichste Verbindlichkeit aller Vorschriften der über-

geordneten Instanz für die untergeordnete und das Vorhandensein eines starken Parteizentrums, dessen Auto-

rität allgemein anerkannt ist für alle führenden Parteigenossen in der Zeit von einem Parteitag bis zum anderen. 

§ 16. Die Propagierung einer weiten ‚Autonomie‘ für die einzelnen lokalen Parteiorganisationen schwächt 

gegenwärtig nur die Reihen der Kommunistischen Partei, untergräbt ihre Aktionsfähigkeit und begünstigt die 

kleinbürgerlichen, anarchistischen, auflösenden Tendenzen.“ 

Entsprechend dieser generellen Einstellung wurden sowohl die Statuten der Kommunistischen Inter-

nationale, wie die der einzelnen Sektionen geschaffen. So heißt es unter anderem im Statut der Kom-

munistischen Internationale: 

„§ 13. Die Beschlüsse des Exekutivkomitees der Kommunistischen Internationale sind für alle Sektionen bin-

dend und müssen von ihnen unverzüglich durchgeführt werden. Die Sektionen haben das Recht, gegen Be-

schlüsse des Exekutivkomitees der KI an den Weltkongreß zu appellieren. Bis zur Aufhebung der Beschlüsse 

der Exekutive durch den Kongreß sind die Sektionen verpflichtet, diese Beschlüsse durchzuführen. 

§ 14. Die Zentralkomitees der einzelnen Sektionen der KI sind ihrem Parteitag und dem Exekutivkomitee der 

KI verantwortlich. Das Exekutivkomitee der KI hat das Recht, Beschlüsse sowohl des Zentralkomitees, als 

auch der Parteitage der Sektionen aufzuheben bzw. abzuändern, und Beschlüsse zu fassen, deren Durchführung 

für die Zentralkomitees bindend ist.“ 

Das, was hier über das Verhältnis der einzelnen Sektionen der KI und deren Zentralkomitees zum 

Exekutivkomitee der KI gesagt wird, gilt sinngemäß genau so für das Verhältnis der Zentralkomitees 

der Sektionen zu ihren unteren Parteileitungen, also zu den Bezirksleitungen, und von den Bezirks-

leitungen zu den Unterbezirksleitungen, von den Unterbezirksleitungen zu den Ortsgruppenleitungen, 

von den Ortsgruppenleitungen zu den Zellen. Die Beschlüsse jeder Parteikörperschaft haben nur dann 

Geltung, wenn sie die Zustimmung der ihnen übergeordneten Parteiinstanzen finden bzw. diese kei-

nen Einspruch erheben. Das geht auch ganz klar aus dem Statut unserer Partei hervor. 
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Der Sinn und das Wesen des demokratischen Zentralismus ist im Statut der Kommunistischen Inter-

nationale im § 5 niedergelegt. Hier heißt es: 

„§ 5. Die Kommunistische Internationale und ihre Sektionen sind auf der Grundlage des demokratischen Zent-

ralismus aufgebaut. Seine Grundprinzipien sind: a) Wahl aller – sowohl der unteren wie der oberen – Partei-

organe in allgemeinen Mitgliederversammlungen, auch Konferenzen, Parteitagen und Kongressen; b) periodi-

sche Rechenschaftslegung der Parteiorgane vor ihren Wählern: c) Verbindlichkeit der Beschlüsse der oberen 

Parteiorgane für die unteren, strenge Parteidisziplin, pünktliche und unverzügliche Durchführung der Be-

schlüsse der Kommunistischen Internationale, ihrer Organe und der leitenden Parteiorgane. 

Parteifragen werden von den Parteimitgliedern und auch Organisationen nur bis zu ihrer Entscheidung durch 

die betreffenden Parteiorgane diskutiert. Nach Annahme von Beschlüssen durch Kongresse der KI, Parteitage 

ihrer Sektionen oder durch deren leitende Parteiorgane müssen diese Beschlüsse unbedingt durchgeführt wer-

den, auch dann, wenn ein Teil der Mitglieder oder der lokalen Parteiorganisationen mit ihnen nicht einverstan-

den ist.“ 

Dieselben Bestimmungen, wie hier im internationalen Statut, finden wir im Statut der KPD: „III. 

Aufbau der Partei“ im § 6. 

Als die Kommunistische Internationale auf dieser Grundlage geschaffen wurde, schrien die Lakaien 

des Kapitals, die Reformisten, daß die Bolschewiki das europäische Proletariat „knechten“ und „un-

terdrücken“ wollten, und höhnten über das „Mameluckentum“, das sich diesem „eisernen Diktat“ als 

„deutsche Arbeiter“ unterwerfe. Nach Auffassung der Reformisten und Zentristen war die Diktatur 

des Kapitals über die Arbeiter und das „Mameluckentum“ der Arbeiter gegenüber dem Kapital eine 

Wohltat angesichts der „eisernen Diktatur der Bolschewiki über die Arbeiterklasse“. So damals, als 

die Crispien, Hilferding, Kautsky vor dem Bolschewismus gruselig machten. Und wie ist es heute? 

Glauben . die Genossen der Rechten und der Versöhnler, wenn sie genau dieselben Töne und dasselbe 

Geschrei anstimmen, [804] daß dadurch dieses verlogene Geschrei auch nur um ein Wort wahrer und 

richtiger wird als damals? Ebensowenig, wie es damals den Crispienen und Dittmännern gelungen 

ist, die revolutionären Arbeiter in Verwirrung zu bringen, ebensowenig wird es heute den Brandler 

und Thalheimer, den Ewert und Gerhart gelingen, mit dieser Stimmungsmache die Partei in Verwir-

rung zu bringen. 

Aus den oben angeführten Grundsätzen geht klar hervor, wie die Parteidiskussionen aller Art durch-

zuführen sind. Der demokratische Zentralismus kennt zwei Arten von Diskussionen: 1. solche Dis-

kussionen, die in der Partei durchzuführen sind zur Vorbereitung von Beschlüssen der oberen Partei-

instanzen und -institutionen, und 2. solche Diskussionen, die die Aufgabe haben, die von den Instan-

zen gefaßten Beschlüsse nach unten durchzuführen. Die Statuten der Kommunistischen Internatio-

nale und unserer Partei besagen ausdrücklich, daß die Diskussion vollständig frei ist. solange in den 

betreffenden Fragen durch die oberen Parteiinstanzen keine Beschlüsse gefaßt sind. Sind aber in den 

betreffenden Fragen Beschlüsse gefaßt, dann müssen sie unbedingt durchgeführt werden, auch dann, 

wenn einzelne Parteimitglieder oder Minderheiten innerhalb der Partei mit diesen Beschlüssen nicht 

einverstanden sind. 

Aus diesen Bestimmungen geht hervor, daß zur Vorbereitung der Bezirksparteitage in den Wahlkör-

pern, die zum Bezirksparteitag zu wählen haben, also in den Zellen oder Ortsgruppen, oder bei der 

Vorbereitung des Reichsparteitages auf den Bezirksparteitagen oder bei der Vorbereitung des Welt-

kongresses auf den Reichsparteitagen oder im Zentralkomitee jeder Sektion vollständige Diskussi-

onsfreiheit herrschen muß; wenn sich bei dieser Diskussion verschiedene feste Meinungen herausge-

bildet haben, ist es zulässig oder sogar zweckmäßig, diese verschiedenen Meinungen in Referaten 

und Korreferaten zum Ausdruck bringen zu lassen und den Mitgliedern zur freien Entscheidung zu 

unterbreiten. Also bei den Vorbereitungen zu den Bezirksparteitagen, Reichsparteitagen und Welt-

kongressen muß in dem für diese Parteiinstanzen berufenen Wahlkörper der freieste Meinungsaus-

tausch und die breiteste Diskussion durchgeführt werden, um so bei der Herbeiführung der Be-

schlüsse in den betreffenden Instanzen den Willen der Wählerschaft zum Ausdruck bringen zu lassen. 

Es ist ganz klar, daß die Partei der proletarischen Revolution nur nach einheitlichen und für alle Mit-

glieder der gesamten Weltpartei bindenden Grundsätzen und politischen Richtlinien ihre Politik 
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durchführen kann, Aus diesem Grunde muß die große politische Linie für alle Kommunisten in der 

Welt in der obersten Parteiinstanz entschieden werden: durch das Forum des Weltkongresses. Die 

Beschlüsse des Weltkongresses sind maßgebend für die Parteiarbeit und sind Richtlinien für die Tä-

tigkeit aller Kommunisten, gleichgültig in welchen Ländern, in welchen Wirtschaftsgebieten und un-

ter welchen Bedingungen sie arbeiten. 

Diese Notwendigkeit einer einheitlichen und für alle Kommunisten maßgehende Politik der kommu-

nistischen Weltbewegung bestimmt die zweite Art der Parteidiskussion. Diese Diskussion besteht 

darin, daß die Beschlüsse, die von den obersten Instanzen gefaßt worden sind, zum Zwecke der 

Durchführung bis hinab zur letzten Parteizelle verständlich gemacht werden. Hierbei ist es die Haupt-

aufgabe der Diskussion, erstens Auffassungen und Ansichten, die den von den oberen Instanzen ge-

faßten Beschlüssen entgegenstehen, zu überwinden, und zweitens die von den oberen Instanzen ge-

faßten Beschlüsse konkret für die Verhältnisse des in Frage kommenden Arbeitsgebietes zur Anwen-

dung zu bringen, d. h. aus den gefaßten Beschlüssen der oberen Instanzen die konkreten Aufgaben 

für die unteren Parteikörperschaften zu stellen, Aus dem ganzen Wesen und dem Zweck dieser Dis-

kussion geht klar hervor, daß die Leitung für diese Diskussion sich nur in Händen von solchen Ge-

nossen befinden darf, die sich auf dem Boden dieser Beschlüsse befinden, daß entsprechend auch die 

Referate über diese Beschlüsse nur von solchen Genossen gehalten werden dürfen, die diese Be-

schlüsse [805] bejahen. Ebenso deutlich gebt aus dem Wesen und Zweck dieser Diskussion hervor, 

daß keine Rede davon sein kann, daß bei der Durchführung dieser Diskussion Gegner der Beschlüsse 

als Korreferenten auftreten. Es handelt sich hier nicht mehr um eine freie Diskussion zur Herausbil-

dung der maßgebenden Meinung, sondern um eine Diskussion zur Durchführung einer feststehenden 

„Meinung, nämlich der „Meinung, die in den Beschlüssen der oberen Parteiinstanzen festgelegt ist. 

5. Körperschaftsdisziplin 

(„Redeverbot) 

Beide oppositionellen Gruppen, sowohl die rechten Liquidatoren wie auch die Versöhnler, verbreiten 

in den Mitgliederkreisen die Behauptung, daß gegen bestimmte Parteifunktionäre vom ZK oder an-

deren Parteikörperschaften ein „Redeverbot“ beschlossen worden sei. In einer Sitzung der Bezirks-

parteiarbeiter Nordwest behaupteten die Genossen, daß ihnen der Genosse Eberlein Mitteilung ge-

macht habe von einem Redeverbot, das das ZK gegen ihn und andere Genossen verhängt habe. Die 

gleiche Behauptung wurde in der Bezirksparteiarbeiterkonferenz Westsachsen aufgestellt, wo der 

Genosse Schumann erklärte, daß dieses „Redeverbot“ in einem Rundschreiben des ZK ausgesprochen 

sei. Aehnliche Behauptungen werden fast in allen Bezirken aufgestellt, in denen die Anhänger der 

beiden genannten Gruppen auftreten. Wir sehen, daß diese Behauptungen von „Redeverboten“ usw. 

selbst von solchen Genossen verbreitet werden, die Mitglieder des Zentralkomitees sind und die doch 

eigentlich wissen müßten, um was es sich bei der Diskussion über den Bericht und über die Be-

schlüsse des VI. Weltkongresses handelt. 

Da diese Genossen so tun, als ob zum ersten Male eine Diskussion innerhalb der Partei durchgeführt 

wird, ist es notwendig, daß wir hier die Grundsätze bzw. die Gesetze der Parteidisziplin, um die es 

sich bei der Frage der sogenannten „Redeverbote“ handelt, einer näheren Betrachtung unterziehen. 

Wie wir oben gesehen haben, ist der Grundsatz der Parteidisziplin das wichtigste Gesetz im Funda-

ment und im Aufbau der kommunistischen Parteien auf dem Boden des demokratischen Zentralis-

mus. Von ganz besonderer Bedeutung ist hierbei der Grundsatz der unbedingten und strengsten Kör-

perschaftsdisziplin. Das Gesetz der Körperschaftsdisziplin erfordert, daß sich jeweils die Minderheit 

der Mehrheit im Rahmen einer Parteikörperschaft unterzuordnen hat. Wenn im Zentralkomitee oder 

in der Bezirksleitung ein Beschluß gefaßt ist, dann müssen alle Mitglieder des Zentralkomitees bzw. 

die Mitglieder der Bezirksleitung diesen Beschluß vor den unteren Parteikörperschaften und vor der 

gesamten Mitgliedschaft vertreten und verteidigen, selbst dann, wenn sie innerhalb des Zentralkomi-

tees oder einer anderen Parteikörperschaft, der sie angehören, vor der Abstimmung gegen den Be-

schluß waren. Glaubt ein Genosse einer Parteikörperschaft, einen gefaßten Beschluß dieser Körper-

schaft nicht vertreten zu können, dann kann ihm auf seinen Antrag die Möglichkeit gegeben werden, 

daß er von der Vertretung dieses Beschlusses vor den unteren Instanzen oder vor der Mitgliedschaft 
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befreit wird. Wird einem solchen Antrag stattgegeben, dann kann er sich bei der Berichterstattung 

und bei der Diskussion über diesen Beschluß nicht beteiligen, und vor allem hat er keinerlei Recht, 

seinen abweichenden oder entgegengesetzten Standpunkt in den unteren Parteiinstanzen zu vertreten. 

Wird sein Antrag abgelehnt, dann ist der betreffende Genosse verpflichtet, den Beschluß der Partei-

körperschaft, der er angehört, mit der gleichen Energie und mit denselben Argumenten nach unten zu 

vertreten, wie die übrigen Genossen dieser Parteikörperschaft, die diesen Beschluß gefaßt haben. Das 

erstere, die Befreiung von der Vertretung eines Beschlusses der Körperschaft, der ein Parteimitglied 

angehört, ist das Weitgehendste und das Aeußerste, was es an Toleranz unter den Prinzipien des de-

mokratischen Zentralismus geben kann. 

Selbst wenn die Meinungsverschiedenheiten so groß sind, daß ein Genosse glaubt, die Verantwortung 

nicht mehr mittragen zu können, ist er in [806] keiner Weise berechtigt, aus der Körperschaft auszu-

treten, um dadurch in der Diskussion innerhalb der Partei freie Hand zu bekommen. In einem solchen 

Falle gibt es nur ein Austreten aus der Partei. Das Statut der KI besagt über diesen Punkt ausdrücklich: 

„§ 30. Die Niederlegung der Funktionen, sei es durch einzelne Mitglieder des Zentralkomitees einer Sektion, 

sei es durch ganze Gruppen, ist als Desorganisierung der kommunistischen Bewegung zu betrachten. Jeder 

leitende Posten einer kommunistischen Partei kommt nicht dem Inhaber des betreffenden Mandats, sondern der 

ganzen Kommunistischen Internationale zu, Gewählte Mitglieder der leitenden Zentralorgane der Sektionen 

können nur mit Zustimmung des EKKI ihr Mandat vor der Durchführung von Neuwahlen niederlegen, Von den 

Zentralkomitees der einzelnen Parteien ohne Zustimmung des EKKI gebilligte Rücktritte sind ungültig.“ 

Aus diesem Paragraph des Statuts der KI geht klar hervor, daß z. B. der Beschluß des ZK vom 26. 

September bezüglich Ruhenlassens der Funktionen des Genossen Thälmann gegen die internationale 

Disziplin verstieß, wie überhaupt dieser Gesamtbeschluß nach den Statuten der Weltpartei unzulässig 

war. Aus demselben Grunde muß auch die Einleitung eines Untersuchungsverfahrens gegen Mitglie-

der oder Kandidaten des Zentralkomitees, wie das Untersuchungsverfahren gegen die Genossen Hau-

sen und Galm, an das EKKI überwiesen und darf nicht von der deutschen Partei erledigt werden. 

Aus alledem geht hervor, daß es ein Unsinn und ein grober Unfug ist, wenn sogar von verantwortli-

chen Parteifunktionären und von ZK-Mitgliedern, wie dies durch die Genossen Eberlein und Schu-

mann geschehen ist, die verlogenen Gerüchte über „Redeverbote“ verbreitet werden. Wenn nach zehn 

Jahren Parteigeschichte über diese elementarsten Grundsätze des demokratischen Zentralismus sol-

che Unwahrheiten von Parteifunktionären und -mitgliedern noch geglaubt werden, so zeigt das, wie 

schwach die Grundsätze der kommunistischen Weltpartei bisher in unseren eigenen Reihen verankert 

sind. Es erübrigt sich hier wohl, besonders zu betonen, daß weder das Zentralkomitee noch irgendeine 

andere Parteiinstanz ein „Redeverbot“ beschlossen haben, und wenn in einem Rundschreiben des ZK 

diese selbstverständlichen Grundsätze für die Parteidiskussion in Erinnerung gebracht werden, so 

handelte es sich nicht um ein „Verbot“, sondern um die Erwähnung eines Gebotes der revolutionären 

Grundsätze des demokratischen Zentralismus. 

Das Gesetz der Körperschaftsdisziplin kann natürlich nicht so ausgelegt werden, als sei ein Kommu-

nist, der einer Parteikörperschaft angehört, verpflichtet, auch dann Körperschaftsdisziplin zu halten, 

wenn es sich um einen Beschluß einer Parteikörperschaft handelt, der einem Beschluß der dieser 

Parteikörperschaft übergeordneten Instanz widerspricht. Es ist ganz selbstverständlich, daß Be-

schlüsse einer Parteikörperschaft, die in Widerspruch mit Beschlüssen einer ihr übergeordneten In-

stanz stehen, ungültig sind. Parteigenossen, die bei Fassung eines ungültigen Beschlusses in der Min-

derheit geblieben sind deswegen, weil sie die Auffassung der Beschlüsse der übergeordneten Partei-

instanz vertraten, sind natürlich verpflichtet, gegen diese unzulässigen Beschlüsse auch in den unteren 

Parteikörperschaften anzukämpfen. Ungültige Beschlüsse können niemals die Verpflichtung der Kör-

perschaftsdisziplin für sich in Anspruch nehmen, Ebenso gilt die Körperschaftsdisziplin einer unteren 

Parteiinstanz nicht bei Erörterung von Beschlüssen dieser Instanz in einer oberen (z. B. für Mitglieder 

des ZK auf dem Parteitag oder gegenüber dem EKKI). 

Das Gesetz der Körperschaftsdisziplin wirft aber auch zugleich die Frage auf: wo können nach den 

Prinzipien des demokratischen Zentralismus die einzelnen Parteimitglieder oder Parteifunktionäre 
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diskutieren bzw., um in der Terminologie der Opposition zu sprechen, „ihre freie Meinung äußern“? 

Hier müssen wir wieder unterscheiden zwischen Diskussionen zur Vorbereitung der Beschlüsse von 

den unteren bis zu den oberen Parteiinstanzen und Diskussionen zum Zwecke der Durchführung der 

Beschlüsse der oberen Instanzen, Im ersteren Fall gilt die allgemeine Regel, daß jedes Parteimitglied in 

seiner Zelle diskutiert und seine Meinung äußert und jeder Parteifunktionär [807] außerdem in der Kör-

perschaft, der er angehört. Sind dagegen in einer oberen Parteiinstanz Beschlüsse gefaßt, dann kann ein 

Mitglied dieser Instanz einen abweichenden Standpunkt nur in dieser Körperschaft äußern, nicht aber 

in einer unteren Körperschaft oder in seiner Zelle; dort hat er die oben gefaßten Beschlüsse zu vertreten, 

oder, wie wir schon oben gesehen haben, eine persönliche andere Auffassung, als es die Beschlüsse 

zulassen, darf er nicht vertreten. Ebenso selbstverständlich ist es, daß jedes Parteimitglied, gleichgültig 

um welche Art von Diskussion es sich handelt, nur in der Zelle und in den Parteikörperschaften disku-

tieren kann, denen es angehört. Es ist absolut unzulässig, daß Parteimitglieder und Parteifunktionäre, 

soweit sie nicht durch eine zuständige Parteiinstanz ausdrücklich beauftragt sind, in Parteizellen oder 

in Parteikörperschaften, denen sie nicht angehören, ihre Anschauungen vertreten können. 

(Fortsetzung folgt.) 

LITERATUR 

Aus dem Lager des Gegners 

„Die Gesellschaft“ und „Sozialistische Monatshefte“ 

Juni – September 

II. 

Die i nnenpo l i t i s che  Hauptfrage, mit der sich die sozialdemokratischen Zeitschriften in den Mo-

naten nach den Wahlen beschäftigten, ist die der Koalitionsregierung – natürlich nicht der Zulässig-

keit und Notwendigkeit dieser Koalition (die als selbstverständlich vorausgesetzt wurde), sondern der 

Politik, die von der SPD innerhalb der Koalition zu betreiben sei, der praktischen Konsequenzen, die 

sich aus dem Wahlausgang ergeben. Während die „Sozialistischen Monatshefte“ in dem Ausgange 

der Wahlen nichts weiter erblickten als die – lang ersehnte – Gelegenheit, in den Ministerstühlen 

„positive Arbeit“ zu leisten, sucht Decke r  in zwei im Juni- und Juliheft der „Gesellschaft“ erschie-

nenen Artikeln über die W a h l e n  doch etwas tiefer zu gehen und stößt dabei auf Dinge, die für die 

SPD minder sympathisch sind. 

„Es wäre sehr kurzsichtig, die Bedeutung des gewaltigen Erfolges der Kommunisten in Berlin zu unterschät-

zen“, 

heißt es im Juniheft. Zunächst sucht D. sich damit zu trösten, daß in verschiedenen Bezirken, wo die 

KPD bisher schon stärker war als die SPD, die Zunahme der sozialdemokratischen Stimmen größer 

war als die der kommunistischen – „früher oder später wird der Umschwung doch eintreten“. Indem 

er – wohl kaum unbewußt – über die Tatsache hinweggeht, daß die KPD a u c h  i n  d i e sen  Bez i r -

ken  Stimmen gewonnen hat, und daß demnach der Zuwachs der SPD offenbar klassenmäßig anders 

zusammengesetzt sein mußte als der der KPD, kommt er zu dem Ergebnis, daß die Entwicklung „ent-

weder direkt oder auf dem Umwege über die KPD“ zur Konzentrierung der Massen in einer großen 

SPD führe. 

Aber in dem im Juliheft der „Gesellschaft“ erschienenen Artikel „Zur Soziologie der Reichstagswah-

len“ ist D. schon vorsichtiger: diesmal stellt er fest, daß die SPD zwar stärker zunehme als die KPD, 

aber auch die letztere hat sich konsolidiert (ist also offenbar keine bloße „Inflationserscheinung“ 

mehr): 

„Der entscheidende Schritt zur Ueberwindung der Spaltung in der Arbeiterbewegung ist noch nicht getan. 

Diese Spaltung ist vielmehr stabilisiert worden, und es bedarf eines mächtigen Stoßes, um den entscheidenden 

Umschwung in dieser Richtung herbeizuführen.“ 

Damit es aber überhaupt dahin kommen kann, muß die SPD eine Politik treiben, mit der sie sich nicht 

offen demaskiert. Aber man will doch auch in die Koalition hinein – also was tun? Decker hilft sich 
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mit der etwas salomonischen Erklärung, daß der Linksruck bei den Wahlen infolge der wachsenden 

Differenzierung innerhalb der bürgerlichen Parteien selbst eine Koalition für die SPD „relativ unge-

fährlich“ mache, wenn, ja „wenn die Partei es verstehen wird, auch in der Koalition eine klar umris-

sene und auch für die Arbeitermassen verständliche Politik des proletarischen Kampfes fortzusetzen“. 

Schlimmstenfalls bleibe der Partei ja immer noch der Weg in die Opposition – während die bürgerli-

chen Mittelparteien sich nach dem Wahlausgang vor einem neuen Bündnis mit den Deutschnationa-

len schwer hüten würden. Also könne man sich schon einige radikale Phrasen erlauben und so der 

KPD über deren Gefährlichkeit sich D. durchaus klar ist, das Wasser abgraben. 

Doch der gute Decker kannte seine Partei schlecht. Im Juniheft der „Sozialistischen Monatshefte“ 

erschien ein Artikel „Ausblick“ von Ca r l  Seve r i n g, der – frei von allen taktischen Bedenken – die 

offene und ehrliche Politik des Sozialverrats verkündet. „Zusammenfassung aller produktiven Kräfte 

(also der ‚Arbeiter‘- und der Unternehmervertreter) in der Reichsregierung und im Reichstag“ ist 

seine Parole. Der Ausgang der Wahlen und Ereignisse wie der Fall Lambach berechtigen zu der Hoff-

nung, daß auch bei den bürgerlichen Parteien die „Selbstbesinnung“ sich rege, selbst ausgesprochene 

„Rechtskreise nähern sich auf dem Gebiete [808] der Sozialpolitik den Forderungen und Auffassun-

gen der SPD“. Wenn die Unternehmer also endlich ihr wahres soziales Herz gefunden haben – warum 

nicht zugreifen und sie in die Arme schließen? Auch „die Landwirtschaft“ (also die Junker) werde 

sich schon von dem Interesse, das die SPD an der Entfaltung aller, auch der landwirtschaftlichen 

Produktivkräfte nehme, überzeugen lassen, und keinesfalls darf man sich von Dingen, die im Inte-

resse einer „stabilen Regierung“ notwendig sind, durch „formalistische Bedenken“ abhalten lassen, 

wie 1903, wo sich die SPD durch ihre dumme Abneigung vor einem Kaiserhoch die wertvolle Macht-

position eines Vizepräsidenten im Reichstag entgehen ließ! 

Die „Sozialistischen Monatshefte“ empfinden von Anfang an eine – sehr begreifliche – Furcht vor den 

Kollisionen, in die man bei der „positiven Aufbauarbeit“ Severings zu den Agitationsparolen, mit de-

nen man die Wähler fing, geraten könnte. Schon im Juniheft schreibt Kam pf meye r  über das Thema 

„Agitation und Politik“ und warnt vor der Verwendung „veralteter“ Schlagworte in bezug auf den 

Staat und vor allem in bezug auf die bürgerlichen Parteien. Die SPD könne den konservativen Radi-

kalismus, der in der KPD wieder auferstehe (daß die KPD die Erbin der alten Sozialdemokratie des 

Sozialistengesetzes sei, gibt K. unumwunden zu) nur überwinden, wenn sie „konstruktive Gedanken“ 

anwende, „die unserer Zeit und nicht der Mitte des 19. Jahrhunderts, entsprechen“. Also los vom Mar-

xismus und von allen sozialistischen Phrasen – dann wird man schon positive Politik machen können. 

Welcher Amt soll diese Politik sein? Im Augustheft der „Sozialistischen Monatshefte“ entwickelt 

Max Cohen  ein ganzes Programm in dem (von uns in seinen außenpolitischen Forderungen schon 

besprochenen) Artikel „Zur neuen deutschen Regierung“. Die Hauptforderung auf dem Gebiete der 

Innenpolitik ist, genau wie bei den Demokraten und den Volksparteilern, eine „Reform des verderb-

lichen Listenwahlsystems“. „Das Volk muß, wenn auch gegen den Beharrungswillen der Parteifunk-

tionäre, sein Wahlrecht wiederbekommen“ d. h., die Bourgeoisie muß freie Hand bekommen, mit 

bestimmten „Persönlichkeiten“ besonderen Eindruck auf unklare Arbeiterschichten zu machen, In 

der Wirtschaftspolitik muß der „reine Konsumentenstandpunkt“ zugunsten einer „richtigen Produk-

tionspolitik“ preisgegeben werden, „die mit dem Schutze und der Förderung der einzelnen Gewerbe 

zugleich den Schutz der in ihnen Arbeitenden bedeutet“‚ vor allen in bezug auf die Landwirtschaft, 

weshalb man über dem mit dem Agrarprogramm getanen ersten Schritt hinaus zum reinen Schutz-

zollsystem übergehen müsse. Zölle dürfen nur abgebaut werden, wenn als Gegenleistung andere Pro-

duktionszweige zugestanden erhalten – je höher der Zoll, desto höher der Profit, und desto höher, 

folgert der schlaue Cohen, auch die Löhne der in dem betreffenden „Gewerbe“ arbeitenden, wobei er 

von seiner hohen Warte die Millionen übersieht, deren Lebensmöglichkeiten durch die Zölle noch 

weiter beengt werden. Die Zusammenarbeit des „Gewerbes“ in Sinne gemeinsamer Verteuerung aller 

Produkte muß ihr Ausdrucksmittel finden in der Schaffung „berufsständischer Kammern“ („Kam-

mern der Arbeit“), zusammengesetzt aus Arbeiter- und Unternehmervertretern die neben die parla-

mentarisch-politischen Vertretungen gestellt werden sollen. Ergänzt werden diese programmatischen 

Forderungen im Juniheft (in einem Artikel von Peu s) durch die einer Boden r e f o r m‚ die der 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 738 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

Arbeiteraristokratie die Gewinnung eines „Eigenheimes“ ermöglichen und die wohlhabende Bauern-

schaft stärken soll – im Augustheft (in einem Artikel von W. Koc h) durch die des Einheitsstaaten, 

der weder durch Zerschlagung Preußens noch glatte Aufsaugung der übrigen Länder geschaffen wer-

den soll, sondern durch allmähliche Beschränkung der Länderrechte und Erweiterung der Rechte der 

preußischen Provinzen, so lange, bis die völlige Rationalisierung des (bürgerlichen) Staates, die Ver-

wandlung Deutschlands in einen Einheitsstaat mit dezentralisierter Selbstverwaltung erreicht ist. 

Auf dem kitzlichsten Gebiet, dem der Sozialpolitik, entwickelt Wi s se l l  höchstselbst sein Programm 

in einem Artikel „Arbeitspolitik“ des Augustheftes. Ziel der Sozialpolitik ist nicht bloß Steigerung des 

Anteils der Arbeiter am Wirtschaftsertrag, sondern vor allem dieses Wirtschaftsertrages selbst, darum 

muß die Sozialpolitik auch (natürlich im Interesse der Arbeiter) die Ausbeutung der Arbeiterklasse 

steigern, ja, sie findet darin ihr hauptsächliches Aufgabengebiet, ist ein Teil der Rationalisierung: 

„Die Wirtschaftspolitik faßt das Problem der Produktivitätssteigerung in erster Linie bei den sachlichen Pro-

duktionsmitteln, wie Maschinen und Werkzeugen, bei dem also, was war als technische Rationalisierung zu 

bezeichnen pflegen. Die Sozialpolitik geht von der Leistungssteigerung des persönlichen Produktionsfaktors 

der menschlichen Arbeitskraft aus.‘ 

Demgemäß hat sie sich zu beschäftigen mit arbeitsphysiologischen und -psychologischen Untersu-

chungen, mit der Feststellung der Wirksamkeit verschiedener Lohnmethoden auf die Arbeitsproduk-

tivität (also, um es in einfacher und für jeden Arbeiter verständlicher Sprache auszudrücken, mit der 

Ausknobelung raffinierter Prämiensysteme) und Uebertragung der Ergebnisse dieser Forschungen 

auf die Produktion mit Hilfe der „Arbeiterschaft“, d. h. der Gewerkschaftsbürokratie auf deren Un-

terstützung bei der Durchsetzung von „leistungssteigernden Maßnahmen, die aus solchen Forschun-

gen hervorgehen“ W. ausdrücklich rechnet. Selbst wo sich seine Sozialpolitik mit der Wohnungsfrage 

beschäftigt, tut sie dies unter dem Gesichtspunkt der Steigerung der „Leistungs-“( d. h. Ausbeu-

tungs)tätigkeit des Arbeiters, die heute unter den schlechten Wohnungsverhältnissen leide. Daß „die 

Ablehnung der Taylormethoden (wie sie früher in der Arbeiterbewegung selbstverständlich war. R. 

G.) einer grundsätzlichen Zustimmung zur Rationalisierung gewichen“ ist, hält Wissell wirklich für 

die Einstellung der Arbeiterschaft, und darum ist es nur recht und billig, wenn er auch bei den Lohn-

verhandlungen von ihr eine „gerechte Abwägung der von beiden Seiten vorgebrachten Argumente“ 

im Interesse der Gesamtwirtschaft“ fordert. R. Ge r be r. 

(Fortsetzung folgt.) 

[809] 
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Die Internationale  

Jahrgang 11 ⁕ Berlin, den 15. Dezember 1928 ⁕ Heft 24 

Lehren des Ruhrkampfes 

I. 

P. M. Gemeinschaftlich ist es dem „Dreibund“ – Regierung, Unternehmer und sozialimperialistische 

Gewerkschaftsführer – gelungen, die riesenhafte Bewegung der Hüttenarbeiter abzuwürgen. Die Ar-

beiter sind ohne materielles Ergebnis ihres Kampfes zu den alten Lohn- und Arbeitsbedingungen in 

die Betriebe zurückgekehrt. Das muß sich gegen die internationale Metallarbeiterschaft auswirken, 

denn die Senkung der Löhne in der deutschen Metallindustrie bedeutet gleichzeitig die verschärfte 

Offensive der englischen, französischen, belgischen usw. Metallindustriellen auf die Lebenstage der 

Arbeiterschaft. Mit der Verhinderung der Lohnerhöhung für die Metallarbeiter haben die Führer der 

Metallarbeiterverbände den Unternehmern einen ungeheuren Dienst im Interesse der imperialisti-

schen Wirtschaftsentwicklung und weiterer Kriegsrüstungen geleistet. 

Trotzdem aber ist das Ziel der Unternehmer, das sie in einem prinzipiellen Artikel über die Ziele ihrer 

Offensive in die Worte kleideten „durch Kampf zum Wirtschaftsfrieden“, nicht erreicht worden, 

Auch das in Aussicht stehende Diktat Severings, das die Metallarbeiter auf Jahre hinaus unter einen 

im voraus mit den Unternehmern vereinbarten Tarif zwingen soll, wird den „Wirtschaftsfrieden“ nicht 

herbeiführen, Die Kampfentschlossenheit der Arbeiter ist nicht gebrochen. Ihre Front ist nicht dezi-

miert, Sie werden den Kampf um ihre Forderungen weiterführen. Noch einmal ist es den verbündeten 

Feinden der proletarischen Klasse gelungen, die Reihen der Arbeiter in Verwirrung zu bringen. Zu groß 

war noch das Vertrauen bei einem Teil der Kämpfenden gegenüber der reformistischen Bürokratie, 

noch zu ungenügend die Einsicht gegenüber der schwindelhaften reformistischen und christlichen 

Propaganda. Die systematische Verhüllung der tatsächlichen Frontstellung – auf der einen Seite Regie-

rung, Unternehmertum und Gewerkschaftsführer, auf der anderen Seite die Arbeitermassen und an 

ihrer Spitze die Kommunistische Partei – durch das Geschrei: „Die Unternehmer führen den Kampf 

gegen den demokratischen Staat, gegen das Schlichtungswesen, gegen die Koalitionsregierung“, blieb 

nicht ganz ohne Wirkung. Es war den gewählten Kampfleitungen der Metallarbeiter darum nicht 

möglich, den Kampf um die Durchsetzung der ursprünglichen Forderungen des Verbandes – 15 Pfen-

nig Lohnerhöhung, Achtstundentag, dreigeteilte Schichten bei vollem Lohnausgleich – einheitlich und 

geschlossen [810] weiterzuführen, denn nur bei Aufrechterhaltung der vollständigen Geschlossenheit 

der Kämpfenden hätte mit der Weiterführung des Kampfes ein Erfolg gesichert werden können. Aber 

trotzdem ist der Kampf nicht ohne Erfolg geblieben. Er führte zu einer weitgehenden Klärung unter 

den Arbeitermassen über die Rolle der reformistischen und christlichen Gewerkschaftsbürokratie, des 

demokratischen Staates und seiner Koalitionsregierung und des Schlichtungswesens. 

Der von der revolutionären Opposition unter den Metallarbeitern entfesselte Druck zwang die Ge-

werkschaftsführer und sozialdemokratischen Minister, sich um so eindeutiger als Helfershelfer der 

Schwerindustriellen zu entlarven. Das energische Auftreten der revolutionären Opposition vom Be-

ginn des Kampfes an, das rücksichtslose Aufzeigen der Tatsache, daß die sozialimperialistischen Ge-

werkschaftsführer infolge ihrer zunehmenden Verbundenheit mit dem kapitalistischen Staat, infolge 

ihrer ,wirtschaftsdemokratischen“ Politik hundertprozentig vor den Unternehmern kapitulieren wer-

den, die Propaganda der Notwendigkeit der Wahl von Kampfleitungen durch die Belegschaften, die 

Durchführung der dazu notwendigen organisatorischen Maßnahmen, eine richtige Politik unter den 

145.000 unorganisierten Metallarbeitern – dies alles führte eine große Geschlossenheit der Bewegung 

herbei und steigerte die Aktivität der Kämpfenden. 

Im heftigsten Kampfe gegen die sozialimperialistischen Führer der Metallarbeiterverbände, die von 

Anfang an die Arbeiter ermahnten, ruhig zu bleiben, der Führung durch die Reformisten Vertrauen 

entgegenzubringen, nicht auf die Straße zu gehen, gelang es, in wenigen Tagen unzählige Demonst-

rationen und Versammlungen, an denen sich viele tausende Arbeiter beteiligten, durchzuführen. Der 

Gedanke der selbstgewählten revolutionären Führung des Kampfes erfaßte große Massen der 
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Metallarbeiter. Schritt für Schritt gewann die revolutionäre Opposition unter den Kämpfenden an 

Boden. Eine Belegschaft nach der anderen rechnete mit den Reformisten ah und wählte sich ihre 

Kampfleitung. 

Gegenüber diesem Massendruck waren die Reformisten in den wichtigsten Orten des Kampfgebietes 

wochenlang so gut wie machtlos. Er führte dazu, daß sich die Sekretäre des DMV in dem Moment, 

als der Hauptvorstand in Düsseldorf zum ersten Male ein schändliches Kompromiß abschließen 

wollte, dagegen auflehnten mit dem Hinweis, daß es unmöglich sei, ein solches Kompromiß vor den 

Massen zu vertreten. Er führte weiter dazu, daß die Führer des DMV, die in der mitteldeutschen 

Metallarbeiterbewegung im norddeutschen Werftarbeiterstreik Ausschlußmaßnahmen gegen opposi-

tionelle Funktionäre einleiteten, die als Stadtverordnete Anträge an die Kommunen auf Unterstützung 

der Kämpfenden stellten, jetzt solche Anträge der kommunistischen Stadtverordnetenfraktionen un-

terstützen oder selbst solche Anträge einbringen mußten. Der Druck wurde so stark, daß der Reichstag 

und die Koalitionsregierung eine Unterstützung sämtlicher Ausgesperrten vornahm und die preußi-

sche Regierung entgegen den Beschlüssen des Reichstages durch eine Verfügung des Wohlfahrtsmi-

nisters Hirtsiefer auf eine Rückzahlung der Beträge verzichtete. 

Der Massendruck war es auch, der das direkte Kompromiß zwischen Gewerkschaftsführern und Un-

ternehmern überhaupt verhinderte. Es ist für die Reichsregierung und für die ihr angehörenden [811] 

sozialdemokratischen Minister durchaus keine wünschenswerte und erhebende Aufgabe, selbst die 

Abwürgung der Bewegung und die diktatorische Aufzwingung eines langfristigen Tarifes gegenüber 

den Arbeitern auf sich zu nehmen. Es ist auch für die sozialimperialistischen Gewerkschaftsführer 

eine sehr unangenehme Maßnahme, ihre eigene wirtschaftsdemokratische Propaganda, die von ihnen 

als so außerordentlich wirkungsvoll angepriesene Kontrolle der Geschäftsbücher und Unternehmun-

gen durch die so offensichtlich schwindelhafte Severingsche „Kontrolle der Bilanzen und Geschäfts-

bücher‘ der Ruhrindustriellen in Mißkredit bringen zu lassen. 

Es ist auch für den sozialdemokratischen Parteivorstand sehr mißlich und erhöht die Schwierigkeiten 

in der Sozialdemokratischen Partei, daß er gezwungen ist, entgegen den bereits bekannten Tatsachen 

zu behaupten, daß wiederum die Minister Severing, Hilferding usw., ähnlich wie bei der Bewilligung 

der Gelder für den Panzerkreuzer, ohne Kenntnis des Parteivorstandes gehandelt hätten. Dabei steht 

fest, daß das Komplott zur Abwürgung der Bewegung und zur diktatorischen Festlegung der Lohn-

verhältnisse bereits in Düsseldorf vor dem zweiten Abbruch der Verhandlungen zwischen dem „Drei-

bund“ Regierung, Gewerkschaftsführer und Unternehmer abgeschlossen war. 

Es ist für die sozialimperialistischen Führer der Gewerkschaften sehr kompromittierend, daß der 

Reichsarbeitsminister Wi s se l l  mit seinem Schiedsspruch desavouiert wird und trotz des angebli-

chen Kampfes der Unternehmer gegen das Schlichtungswesen jetzt Severing eine Schlichtungsdikta-

tur ausübt, wie sie noch niemals vorhanden gewesen ist. Der Bankrott des „demokratischen Schlich-

tungswesens“ ist offensichtlich. 

Die Bewegung hat gezeigt, daß bei rücksichtsloser energischer Führung der Arbeiterkämpfe die Bour-

geoisie mit ihrer Regierung und ihren Agenten im Lager der Arbeiterklasse zurückgeschlagen werden 

kann. Der Ausgang der Bewegung, von diesen Gesichtspunkten aus betrachtet, ist trotz ihrer Erfolg-

losigkeit in materieller Hinsicht ein Hemmnis für die weitere Offensive der Unternehmer gegen die 

Arbeitermassen anderer Industrien. Die Aktivität der ausgesperrten Metallarbeiter beweist, daß in der 

Arbeiterschaft die Widerstandskraft gegen die Auswirkungen der Rationalisierung und die in Verbin-

dung mit den imperialistischen Notwendigkeiten verschärft einsetzenden Angriffe der Unternehmer 

wächst, ja, daß die Angriffe der Unternehmer diese gesteigerte Aktivität der Arbeitermassen zu einem 

großen Teil als Ursache haben. Die Auseinandersetzungen werden infolgedessen in der Zukunft bei 

einer richtigen Politik der revolutionären Opposition noch erbitterter und rücksichtsloser werden. Der 

Zusammenprall der Klassenfronten wird immer wuchtiger. Denn es ist das eingetreten, was wir be-

reits im Oktober in einem Artikel „Die nächste Etappe“ aufzeigten. Wir schrieben damals: 

„Aber die revolutionäre Opposition befindet mich auf dem Vormarsch. Hamburg und München-Gladbach 

sind der Beginn eines Durchbruches durch die ideologischen und organisatorischen Hemmnisse, die die 
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sozialimperialistischen Gewerkschaftsführer zum Schutze der kapitalistischen Ausbeuter und zur Verhinde-

rung des proletarischen Klassenkampfes errichtet haben.“ 

Dieser Durchbruch ist in dem Kampf der Ruhrarbeiter der revolutionären Opposition in noch viel 

größerem Umfange gelungen. Das ist der wichtigste Erfolg des Kampfes. [812] 

II. 

Die Metallarbeiteraussperrung und die Tätigkeit der revolutionären Opposition haben gleichzeitig 

dazu geführt, daß die Diskussion über die Beschlüsse des IV. RGI-Kongresses und des VI. Weltkon-

gresses der Komintern einen äußerst lebendigen und praktischen Inhalt bekommt. Die Grundgedan-

ken der Beschlüsse sind die Herausbildung einer revolutionären Führung der Arbeiter, die Sammlung 

der Massen auf dem Boden des Klassenkampfes. Das ist nichts Neues. Genosse Lenin hat diese Auf-

gabe als das Hauptziel der Tätigkeit der Kommunisten in den Gewerkschaften und anderen parteilo-

sen Organisationen bezeichnet. In dem Artikel „Die Gewerkschaften in der Epoche des Kapitalismus“ 

schrieb Lenin: 

„Die Ziele dieser Beteiligung (an parteilosen Organisationen) selber wie ihr Charakter. ihre Bedingungen usw. 

müssen restlos der grundlegenden Aufgabe untergeordnet sein. D e r  V o r b e r e i t u n g  u n d  O r g a n i s i e -

r u n g  d e s  s o z i a l i s t i s c h e n  P r o l e t a r i a t s  f ü r  d i e  b e w u ß t e  L e i t u n g  d e r  s o z i a l i s t i s c h e n  R e -

v o l u t i o n.“ 

Die Partei des Ruhrgebietes hat von diesen Gesichtspunkten aus systematisch und konsequent in der 

Metallarbeiterbewegung gearbeitet und dabei Erfolge erzielt, deren richtige Auswertung zu einer 

Stärkung der Partei und damit der revolutionären Kräfte des Proletariats führt. 

Alle Veröffentlichungen der Partei, die in Verbindung mit dem Ruhrkampf herausgegeben wurden, 

der Inhalt der Zeitungen beweist, daß es gelungen ist, wohl zum ersten Male seit dem IV. Kongreß 

der RGI überhaupt, die Gedanken der Arbeitermassen auf die wichtigsten. Fragen, die eine erfolgrei-

che Durchführung der Bewegung sichern konnten, zu konzentrieren. Am 2. November schrieben wir 

im „Ruhr-Echo“ zur Frage der Wahl von Kampfleitungen: 

„Die Wahl solcher Kampfleitungen müßte schon längst von den Arbeitern als eine Selbstverständlichkeit be-

trachtet weiden. Zu einem großen Teile wird sie auch als notwendig angesehen. Aber noch immer ist es den 

reformistischen und christlichen Gewerkschaftsführern gelungen, die sich bildende einheitliche Front der 

Kämpfenden von vornherein zu gefährden, indem sie die Wahl einheitlicher Kampfleitungen verhinderten und 

getrennte Leitungen für die freigewerkschaftlich und christlich organisierten Gewerkschaftsmitglieder be-

stimmten. Die große Zahl der noch gewerkschaftlich Unorganisierten, die an den verschiedenen Kämpfen be-

teiligt waren, ignorierte man vollständig. ... Das verpflichtet die Anhänger der revolutionären Opposition, für 

die Wahl einheitlicher Kampfleitungen in jeder Betriebsabteilung, in jedem Betrieb und für eine Konferenz 

dieser Leitungen einzutreten, in der die zentrale Kampfleitung für das ganze Kampfgebiet zu wählen ist. Sie 

müssen überall klar und offen aussprechen, daß die Arbeitermassen nur zu einer Leitung Vertrauen haben 

dürfen, die von der gesamten Belegschaft gewählt ist.“ 

Täglich wurde dieser Gedanke in die Köpfe der Arbeitermassen durch die Presse, in zahlreichen Ver-

sammlungen und Demonstrationen, durch Flugblätter eingehämmert. Der Erfolg blieb nicht aus. Er 

steigerte sich, als die revolutionäre Opposition erklärte, daß es die erste Aufgabe dieser Kampfleitun-

gen sei, neben einer umfassenden politischen Propaganda über die Bedeutung und die Ziele der Ka-

pitalistenoffensive, die Stellung der Regierung und der reformistischen Gewerkschaftsbürokratie jetzt 

die Frage der Sicherung der materiellen Unterstützung der Kämpfenden aufzurollen und Kommunen 

und Staat zur Zahlung von Unterstützungen zu zwingen. 

Das hatte zur Folge, daß die führende Rolle der revolutionären Opposition täglich mehr unter den 

Massen anerkannt und begrüßt wurde. Wochenlang war es den reformistischen Führern in den wich-

tigsten Städten des Kampfgebietes nicht mehr möglich, Versammlungen einzuberufen und zu den 

Arbeitern zu sprechen. Sie konnten das erst wieder tun, als sie vor den Massen ihre tatsächliche Politik 

[813] verleugneten, gegen das beabsichtigte Kompromiß in Düsseldorf auftraten und erklärten, daß 

unter allen Umständen der schändliche Schiedsspruch Wissells aufrechterhalten bleiben müsse. 
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Der Gedanke, daß es notwendig ist, die Führung der Kämpfe in die Hände der selbstgewählten Kampf-

leitungen zu legen, wird unter den Massen so leicht nicht wieder verschwinden. Wenn auch die Tä-

tigkeit der Kampfleitungen durchaus noch nicht vollkommen war, noch mehr Aktivität und Entschlos-

senheit notwendig gewesen wäre, so ist der Anfang, der im Ruhrgebiet gemacht wurde, von der größ-

ten Bedeutung. Die dabei gewonnenen Erfahrungen erleichtern die Ueberwindung der ideologischen 

Hemmnisse, die noch unter Teilen der revolutionären Opposition bestehen und von der Brandler-

Fraktion und auch von der versöhnlerischen Gruppe systematisch verstärkt werden. Das ist die ent-

scheidende Frage, denn bei größerer ideologischer Klarheit, bei mehr Entschlossenheit der revoluti-

onären Opposition wäre es möglich gewesen, noch weitere Schritte auf diesem Wege vorwärtszuge-

hen. Das Mindeste, was erreicht werden konnte, war, die Basis der Kampfleitungen unter den Massen 

noch mehr zu verbreitern und die Auseinandersetzungen mit den reformistischen Gewerkschaftsfüh-

rern in den entscheidenden Tagen des Kampfabbruches, zur Ueberwindung dieser sozialimperialisti-

schen Verräter, um das Vielfache zu verschärfen. Schon das wäre von der größten Bedeutung gewe-

sen. Es ist vollkommen richtig, wenn der Genosse Gussew  in der „Prawda“ schreibt: 

„Der Ausgang des Kampfes wird in bedeutendem Maße von der Energie, der Entschlossenheit, dem Mut und 

der Geschmeidigkeit der KPD abhängen.“ 

Mehr Energie und Entschlossenheit hätte zwar in diesem Kampfe noch nicht die Weiterführung der 

Bewegung entgegen der Sabotage der Reformisten sichern können, aber der Erfolg im Kampf um die 

Ueberwindung der Reformisten hätte größer sein können. Darum ist es notwendig, die Erfahrungen 

des Kampfes zum Allgemeingut der Partei und darüber hinaus breiterer Schichten der Arbeiter zu 

machen, in scharfer Auseinandersetzung mit allen Feinden dieser Linie, die den Beschlüssen der RGI 

und der Komintern entspricht. 

III. 

Noch ein weiteres Ergebnis von größter Bedeutung hat die Metallarbeiterbewegung gezeitigt. Sie 

rollte die Diskussion über die Stellung der revolutionären Opposition zu den unorganisierten Arbei-

termassen auf. Die revolutionäre Opposition ging in Hamburg und im Ruhrgebiet zum ersten Male 

daran, die unorganisierten Arbeitermassen zu mobilisieren, versuchte mit Erfolg, sie fest in die Front 

der Kämpfenden einzubeziehen, ihr Klassenbewußtsein zu heben und sie zu aktiven Mitkämpfern zu 

machen. Sie führte diese Arbeit durch von dem Gesichtspunkt aus, hierdurch die revolutionäre Op-

position in den Gewerkschaftsverbänden zu stärken. 

Während in Hamburg die revolutionäre Opposition sich damit begnügte, Kommissionen der Unorga-

nisierten zu bilden zur Regelung der Unterstützungsmaßnahmen, und keinen Kampf zur Wahl ein-

heitlicher Streikleitungen führte, wurde im Ruhrgebiet der Versuch gemacht, durch die einheitliche 

Mobilisierung aller Ausgesperrten die Wahl von Kampfleitungen durchzusetzen. Infolgedessen war 

es notwendig, auch die unorganisierten Massen in diesen Kampf um die einheitliche [814] Führung 

der Bewegung einzubeziehen. Die revolutionäre Opposition sagte den Arbeitern, daß es notwendig 

ist, da die christlichen und reformistischen Führer durch das Einsetzen besonderer Kampfleitungen 

ihrer Verbände die Kampf front zersplitterten, 

„in jeder Veranstaltung der ausgesperrten, gleichviel von wem sie einberufen wird, unbeirrt und immer wieder 

die Forderung nach der Wahl einer einheitlichen Streikführung zu erheben und die Arbeiter aufzufordern, den 

nicht gewählten Kampfleitungen das Mißtrauen auszusprechen.“ 

In dem Artikel „Einheitliche Kampfleitungen – Wie werden sie gebildet und welche Aufgaben haben 

sie“ („Ruhr-Echo“ v. 2.11.1928) schrieben wir zu diesem Problem: 

„Um jedoch keine Zeit zur festen Einbeziehung der im Kampfe beteiligten unorganisierten Arbeiter in die 

aktive Tätigkeit zur Förderung der Bewegung zu verlieren, müssen die Anhänger der revolutionären Opposi-

tion unverzüglich Versammlungen der unorganisierten Kampfteilnehmer einberufen, sie über den Stand der 

Bewegung informieren und sie veranlassen, sich eine Kampfleitung zu wählen. Diese Leitungen haben die 

Aufgabe: 

1. Eine umfassende Registrierung der am Kampfe beteiligten unorganisierten Arbeiter und eine ständige Kon-

trolle derselben durchzuführen. 
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2. Sie zur Beteiligung am Streikpostenstehen zu veranlassen. 

3. Die Tätigkeit der Internationalen Arbeiterhilfe zur Organisierung einer Unterstützungsaktion zu fördern. 

4. Eine ständige Informierung der Kämpfenden über den Stand der Bewegung durchzuführen, mit für eine 

revolutionäre politische Propaganda zu sorgen, Demonstrationen zu organisieren und die Teilnahme der Un-

organisierten an den allgemeinen Veranstaltungen der Kämpfenden zu sichern. 

Ihre Tätigkeit muß stets verbunden sein mit einer intensiven Arbeit zur Werbung für die revolutionäre Oppo-

sition und für den Eintritt in die Verbände, Sie wird deshalb alles tun, um eine Vereinheitlichung der Kampf-

leitungen betrieblich, örtlich usw. durchzusetzen. 

Um diese Aufgabe zu lösen, ist es erforderlich, daß sich die Kampfleitungen der Unorganisierten, ebenso wie 

die der Gewerkschaften, Streiklokale einrichten, Kontrollkarten an die am Kampfe beteiligten Unorganisierten 

ausgeben und eine ständige Möglichkeit zur Instruierung und Auskunftserteilung an diese schaffen.“ 

Die Durchführung dieser Richtlinien zeitigte erstaunliche Erfolge. Innerhalb 14 Tagen war es mög-

lich, die Wahl einheitlicher Kampfleitungen durchzusetzen und ein enges Zusammenarbeiten der Or-

ganisierten mit den Unorganisierten herbeizuführen. Die Rechten in der Partei wie auch die Versöhn-

ler wenden sich gegen diese Maßnahmen. Säe verwenden dazu Argumente, die schon vor über zwan-

zig Jahren von den damaligen Reformisten gegen die revolutionäre Opposition in der Sozialdemo-

kratischen Partei der Vorkriegszeit gebraucht worden sind. Der Genosse W a l che r  schreibt: 

„Das genaue Gegenteil muß bei dieser Taktik (die Sabotage der einheitlichen Kampffront durch die christli-

chen und reformistischen Gewerkschaftsführer zu durchbrechen) eintreten. So notwendig die stärkste Agita-

tion und Propaganda unter den Unorganisierten ist, so sollte man doch keinen Augenblick außer acht lassen, 

daß den entscheidenden Faktor der gewerkschaftlich organisierte Teil der Arbeiterschaft bildet ... Indem die 

Partei durch ihre Taktik faktisch Organisierte und Unorganisierte trennt, indem sie sich als die Partei der Un-

organisierten etabliert, treibt sie den Reformisten die Organisierten noch fester in die Arme, betätigt sie sich 

als der beste Helfer der sozialdemokratischen Niederlagenstrategen, erleichtert in jeder Hinsicht deren Verrat. 

Das ist nicht revolutionär, sondern in der Wirkung konterrevolutionär.“ 

Alle Argumente Walchers sind bereits heute widerlegt, das Entscheidende in seiner Stellungnahme 

ist aber, daß er ganz allgemein die organisierten Arbeiter gegenüber den Unorganisierten als den 

entscheidenden Teil in der Arbeiterbewegung hinstellt. Das ist tatsächlich in der Wirkung konterre-

volutionär. Vor der Arbeiterschaft gilt es die Kommunistische Partei und die von ihr geführte revo-

lutionäre Gewerkschaftsopposition als das führende Element hinzustellen, um das sich die Arbeiter-

massen sammeln müssen, wenn sie siegen wollen. Darum ist es in der Wirkung konterrevolutionär, 

wenn die revolutionäre Opposition unter dem Druck reformistischer Stimmungen darauf verzichten 

[815] würde, ihre Arbeit ebenso wie unter den Organisierten auch unter den Unorganisierten zu leis-

ten, deren Klassenbewußtsein zu heben und sie zu bewußten Revolutionären zu machen. Gerade diese 

Politik, die den Arbeitermassen die Erkenntnis einhämmert, daß in den von den sozialimperialisti-

schen Führern beherrschten Gewerkschaftsverbänden eine revolutionäre Kraft vorhanden ist, die 

rücksichtslos daran geht, die organisierte Kraft der Verbände im Interesse der proletarischen Kämpfe 

auszunutzen, führt zur Stärkung der revolutionären Klassenfront und damit auch zur Stärkung der 

Gewerkschaftsbewegung. 

Will der Genosse Walcher die gewerkschaftlich Unorganisierten, wie es die Gewerkschaftsbürokratie 

tut, als Gelbe und minderwertige Elemente bezeichnen? Will er behaupten, daß diese Massen noch 

nicht über das geringste Klassenbewußtsein verfügen? Glaubt er, daß ohne diese Massen ein Kampf 

der Arbeiter siegreich geführt werden kann? Wie will er diese Massen fest mit dem organisierten Teil 

der Arbeiter verbinden? Wie soll nach seiner Meinung die revolutionäre Opposition sich in diesem 

Teil der Arbeiterschaft verwurzeln? Vielleicht dadurch, daß sie ihn durch eine gute sozialdemokrati-

sche Werbung in die Verbände überführt und dann durch Propaganda für die Ansichten der revoluti-

onären Opposition gewinnt? Die Stellungnahme Walchers bedeutet die Kapitulation vor dem arbei-

teraristokratischen Teil der Gewerkschaftsmitglieder und keineswegs die Aufzeigung einer besseren 

Methode zur Gewinnung der organisierten Arbeiter für den Klassenkampf. Wir sind darum in allen 

diesen Fragen einer anderen Meinung. 
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Die unorganisierten Massen haben aus den revolutionären Kämpfen des letzten Jahrzehnts gelernt. 

Daß sie in den letzten Jahren nicht in größerer Zahl in die Gewerkschaften hineinströmten, liegt zu 

einem wesentlichen Teil daran, daß die Verbände infolge der sozialimperialistischen Politik ihrer 

Führer an Werbekraft verloren haben. Dessen ungeachtet haben aber die Kämpfe der letzten Zeit 

bewiesen, daß die unorganisierten Massen, unter vielfach schlechteren Bedingungen als die Organi-

sierten, geschlossen an der Seite der letzteren standen. Gerade um sie für die gewerkschaftliche Or-

ganisation zu gewinnen, ist es notwendig, daß die revolutionäre Opposition eine solche aktive Politik, 

wie sie im Ruhrgebiet angewandt wurde, durchführt. Nur das kann die Ueberzeugung unter den un-

organisierten Massen entwickeln, daß die Gewerkschaften wichtige Klassenorganisationen sind und 

daß es notwendig ist, den Kampf unter Führung der revolutionären Opposition zur Verjagung der 

sozialimperialistischen Führer aus den Gewerkschaften in den Organisationen selbst zu führen. Was 

Rosa Luxemburg in den Massenstreikdebatten feststellte, daß als Vorbedingung eines siegreichen 

Massenstreiks auch in Deutschland ein einmütiges Zusammenwirken der Organisierten und Nichtor-

ganisierten erforderlich sei, ist auch heute vollständig richtig. Genossin Luxemburg schrieb damals: 

„Wenn dem aber so ist, ergibt sich dann nicht für den organisierten, klassenbewußten Teil des Proletariats die 

klare Pflicht, nicht bloß auf jene ‚Erregung‘ passiv zu warten, sondern sich auch die leitende Rolle der Vorhut 

zu sichern? Ergibt sich da nicht für die Sozialdemokratie die geschichtliche Aufgabe, sich durch ihre ganze 

Haltung jetzt schon den größten Einfluß auf die unorganisierte Masse zu verschaffen, durch die Kühnheit ihres 

Vorgehens, durch entschlossene Offensive das Vertrauen der weitesten Volkskreise zu gewinnen, den eigenen 

Organisationsapparat für die Anforderungen großer Massenaktionen anzupassen?“ 

Der organisierte klassenbewußte Teil des Proletariats ist heute die [816] Kommunistische Partei und 

die revolutionäre Opposition. Ihre Aufgabe ist es, sich in der Gesamtheit der Arbeiterschaft fest zu 

verwurzeln, um die Voraussetzung zur erfolgreichen Führung der Massenkämpfe zu schaffen. 

Die Erfolge der Hüttenarbeiterbewegung für die Stärkung der Partei beweisen die Richtigkeit der dort 

durchgeführten Politik und Taktik. Diese weiter zu entwickeln, alle Widerstände, die gegen sie vor-

handen sind, zu überwinden, ist die wichtigste Aufgabe der nächsten Zukunft. 

* 

Die Fragen der revolutionären Bewegung in den Kolonien  
(4. Punkt der Tagesordnung des VI. Weltkongresses.)  

Von H e r m a n n  R e m m e l e  

Der 4. Tagesordnungspunkt auf dem VI. Weltkongreß „Die Fragen der revolutionären Bewegung in 

den Kolonien“, zu dem Genosse Kuusinen das Referat und die Genossen Ercoli (Italien), Strachow 

(China), Sikander (Indien) und Humbert Droz (Schweiz) Nebenreferate hielten, rief eine der lebhaf-

testen Diskussionen auf dem Weltkongreß hervor, an der sich rund 75 Redner beteiligten. Diese le-

bendige Diskussion zeugt von der großen Bedeutung, die die Kolonialprobleme für die kommunisti-

sche Weltbewegung haben. 

Oft hört man selbst in unserer Partei, die in den Thesen über die weltpolitische Lage als eine der 

besten Sektionen der KI bezeichnet wird, die Auffassung, daß die Probleme der revolutionären Be-

wegung in den Kolonien „für uns“ keine Bedeutung hätten, da „wir“ ja keine Kolonien haben. (So z. 

B. beantragte der Genosse Ewert, das Referat über „die revolutionären Bewegungen in den Kolonien“ 

von der Tagesordnung der Reichsparteiarbeiterkonferenz abzusetzen, da diese Frage die Parteigenos-

sen „nicht interessiere“.) Diese Auffassung wurde allein schon dadurch widerlegt, daß die deutsche 

Kongreßdelegation wie jede andere gezwungen wurde, sich zu den auftauchenden Meinungsverschie-

denheiten über die Kolonialprobleme zu äußern. Der Kampf der Meinungen über die Kolonialprob-

leme ging durchaus nicht um theoretische Streitfragen einiger „Spezialisten“, sondern die Lebendig-

keit der Diskussion und die starke Beteiligung aller Delegationen auf dem Kongreß zeigten, daß es 

sich bei den scheinbar komplizierten und theoretischen Streitfragen um eminent wichtige praktische 

Entscheidungen über die revolutionäre Politik und Strategie unseres Kampfes in den Kolonial- und 

Halbkolonialländern handelte. 

Naiv und oberflächlich ist die Auffassung, daß deswegen, weil Deutschland keine Kolonien besitzt, 

die Kolonialprobleme das deutsche Proletariat nicht berühren und interessieren. Der beherrschende 
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Widerspruch des Kapitalismus nämlich der Widerspruch zwischen dem Wachstum der Produktiv-

kräfte und der mangelnden Kapazität der Märkte, der Kampf um Absatzgebiete und Rohstoffmono-

pole und die daraus erwachsende imperialistische Kriegsgefahr, drängt das Problem der Wechselbe-

ziehungen zwischen den Industrieländern und den Kolonien und Halbkolonien heute, bei der stetig 

zunehmenden Labilität der kapitalistischen Stabilisierung, weit mehr in den Mittelpunkt der Beobach-

tungen für das kämpfende revolutionäre Proletariat als je zuvor. Gerade dieser Widerspruch bildet 

die Wurzel der Politik auch des neudeutschen Imperialismus, und ohne Berücksichtigung dieser Er-

scheinungen versteht man den gegenwärtigen Klassenkampf in [817] Deutschland überhaupt nicht. 

Hierbei ist der Verlauf des Klassenkampfes in Deutschland nicht weniger abhängig von der Entwick-

lung der gesamten Weltwirtschaft und ihrer Widersprüche als etwa in England oder Holland und das 

deutsche Proletariat daran nicht weniger interessiert als das englische, holländische oder ein anderes. 

Deutschland als bedeutsamstes Industrieland Europas und seine industrielle Produktion wird genau 

so in seiner Wirtschaft und Politik beeinflußt durch die Entwicklung und Ereignisse in den Kolonial-

ländern wie manch eine der führenden Kolonialmächte. 

Aber auch von einem anderen Gesichtspunkte aus stehen die Probleme der revolutionären Bewegung 

in den Kolonien und Halbkolonien heute im Mittelpunkt der revolutionären Strategie. Die Welle der 

revolutionären Erschütterungen des kapitalistischen Systems in der Periode des Imperialismus, d. h. 

des untergehenden Kapitalismus, die in den alten kapitalistischen Ländern Europas in den Jahren 

1917 bis 1923 ihren Höhepunkt erreichte, übertrug sich nach diesem ersten Wellenschlag der prole-

tarischen Weltrevolution auf die Gebiete der Kolonien und Halbkolonien. Für den Verlauf der prole-

tarischen Weltrevolution haben in den Jahren 1924 bis heute die kolonialen und halbkolonialen Län-

der eine höhere Bedeutung erlangt als das alte Territorium der kapitalistischen Weltherrschaft, die 

Metropolen. Gewiß sind der große Generalstreik und der lang andauernde Bergarbeiterstreik in Eng-

land, der Juliaufstand in Wien, die breiten Massenstreiks fast in allen europäischen Industrieländern, 

wie wir sie seit 1927 zu verzeichnen haben, bedeutsame Anzeichen der flugsandartigen Grundlage 

der kapitalistischen Stabilisierung; aber der Verlauf der gigantischen chinesischen Revolution, die 

großen antiimperialistischen Massenbewegungen in Indien. die wiederholten und sich fortsetzenden 

revolutionären Erhebungen der Kulis in Indonesien. die revolutionären Gärungen und Erhebungen in 

Aegypten, die nationalen Kriege gegen den Imperialismus in Syrien und Marokko und endlich die 

verzweifelten Abwehrkämpfe der mittel- und südamerikanischen Staaten gegen den amerikanischen 

Imperialismus in Nikaragua und Mexiko sind mindestens ebenso gewaltige, wenn nicht noch bedeut-

samere Flammenzeichen der beginnenden Gegenwehr gegen die imperialistische Weltausbeutung als 

der proletarische Klassenkampf in den alten Industrieländern. Das große blutige und opferreiche Rin-

gen der unterdrückten Nationen zählt zum ehernen Bestand der proletarischen Weltrevolution. An 

ihnen achtlos vorübergehen, heißt, das Wesen und die großen Ausmaße der revolutionären Weltbe-

wegung nicht sehen und nicht verstehen. 

Der gigantische Befreiungskampf der Unterdrückten und Ausgebeuteten dieser Erde setzt sich zu-

sammen aus einem vielfältigen und bunten Mosaik von Kämpfen in allen Ländern, auch in den ent-

ferntesten Gebieten dieser Erde, spielt sich ab unter den unterschiedlichsten sozialen ökonomischen 

und politischen Bedingungen vollzieht sich in den mannigfachsten Formen, beginnend vom einfachs-

ten Wirtschaftskampf, übergehend zur offenen Rebellion der Unterdrückten, gegen ihre Peiniger, an-

wachsend zu großen kriegerischen Ereignissen, vom nationalen Befreiungskampf zum urwüchsigen 

Klassenkampf innerhalb der um ihre Befreiung kämpfenden Nation reifend, im Uebergang von der 

bürgerlich-demokratischen Revolution zur sozialistischen Revolution, unter den wechselvollsten 

Rückwirkungen von Niederlagen und neuem Aufstieg auf erneuter Grundlage – kurzum eine Vielfäl-

tigkeit und Mannigfaltigkeit, wie sie die nationalen und Klassenkämpfe in der Vergangenheit der 

Menschheitsgeschichte noch nicht gesehen haben. 

Das Zentrum der kommunistischen Weltbewegung, der Generalstab der revolutionären Armeen in 

allen Erdteilen, hat die Aufgabe trotz der Kompliziertheit und der Vielfältigkeit der Erscheinungen 

und Formen, die der Verlauf des revolutionären Befreiungskampfes mit sich bringt, diese zu analy-

sieren, die Taktik auf das genaueste zu konkretisieren und in die scheinbar verworrenen Fäden des 
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revolutionären Kampfes Klarheit und Einheitlichkeit zu bringen, um so durch Herausarbeitung der 

erforderlichen Kampfstrategie der gesamten revolutionären Bewegung den Weg zu weisen und ihr 

die größt-[818]mögliche Stoßkraft zu sichern. Diese Aufgabe kann aber der Generalstab der revolu-

tionären Weltbewegung, das Exekutivkomitee der Kommunistischen Internationale, nicht aus sich 

selbst heraus lösen; dazu ist die Mitwirkung jener Kommandostäbe unerläßlich, die auf den ver-

schiedensten Kampfgebieten die unmittelbare Durchführung des internationalen Befreiungskampfes 

zu leisten haben. Die Ausarbeitung des internationalen Kriegsplanes, der Strategie für alle Gebiete 

des Kampffeldes kann nur das Werk des Weltkongresses unter entscheidender Anteilnahme des ge-

samten Weltproletariats sein. Die sachkundige Mitarbeit der Delegationen aus den Kolonien und 

halbkolonialen Ländern, die in allen prinzipiellen Hauptfragen vollkommen mit den „orthodoxen 

Vertretern des Leninismus übereinstimmten, deren Ausführungen auf ihrer eigenen praktischen Be-

tätigung und Erfahrung begründet waren und die vollkommene Uebereinstimmung der Theorie und 

Praxis des Leninismus erwiesen, war für die Festlegung der revolutionären Strategie in den Kolonien 

und Halbkolonien von der größten Bedeutung. Dadurch erhielt das Präsidium des EKKI die sichersten 

Garantien für die Richtigkeit seiner Praxis bei den jeweiligen Entscheidungen über so komplizierte 

Probleme und Aufgaben, wie sie der revolutionäre Kampf in den Kolonien und Halbkolonien stellt. 

Die Aufgabe des VI. Weltkongresses bestand darin, die bereits in den Thesen des II. Weltkongresses 

begründete leninistische Theorie erneut zu überprüfen und entsprechend den Erfahrungen, die der 

Verlauf der revolutionären Bewegung in den Kolonien und Halbkolonien gebracht hat, zu ergänzen 

und zu erweitern. Hierbei wurden vor allem die Erfahrungen der chinesischen Revolution ausgewer-

tet. Die verschiedenen Phasen der chinesischen Revolution bieten reiches Material und umfassende 

Uebersicht über die Stadien der weiteren Entwicklung der weltrevolutionären Bewegung besonders 

in den Kolonien und Halbkolonien. Unter Berücksichtigung der besonderen ökonomischen, sozialen 

und politischen Vorbedingungen wurden die Verhältnisse in den einzelnen Kolonien und Halbkolo-

nien geprüft und die wichtigsten praktischen und taktischen Aufgaben für die Sektionen der kommu-

nistischen Bewegung in jenen Ländern festgesetzt. 

* 

Ueber die vorerwähnten allgemeinen Gesichtspunkte waren im wesentlichen keine großen Meinungs-

verschiedenheiten vorhanden, doch fand auf dem Kongreß eine ausgiebige Diskussion nach zwei 

Richtungen hin statt, bei der die Meinungen scharf einander gegenüberstanden, und zwar erstens über 

die Rolle des Imperialismus für die Entwicklung der Kolonien bzw. die Beziehungen der Kolonien 

zu den imperialistischen Metropolen, und zweitens über die Einschätzung der Rolle der Bourgeoisie 

in den national-revolutionären Bewegungen und in der bürgerlich-demokratischen Revolution. Als 

Demonstrationsobjekt dieser beiden Streitfragen diente vor allem Indien. Bei dieser Gelegenheit wur-

den selbstverständlich auch die Probleme der revolutionären Bewegung in den übrigen Kolonien mit 

herangezogen und berücksichtigt. So u. a. auch das Verhältnis der kommunistischen Bewegungen in 

Südamerika zu den dortigen revolutionären Bewegungen der Bourgeoisie gegen den nordamerikani-

schen Imperialismus. Als Beweismittel zur Bekräftigung der verschiedenen Ansichten dienten die 

reichen Erfahrungen der chinesischen Revolution. 

Um das Wesen dieser Meinungsverschiedenheiten zu verstehen, ist es erforderlich, einige Grundzüge 

der imperialistischen Kolonialpolitik zu kennzeichnen, wie diese in den Theorien der II. Internatio-

nale durch die Agenten des Imperialismus dargestellt werden. Nach der Theorie der II. Internationale 

besteht das Wesen der imperialistischen Kolonialpolitik darin, daß diese die in der Kultur zurückge-

bliebenen Völker der Kolonialgebiete durch die Industrialisierung dieser Gebiete zu einer höheren 

gesellschaftlichen, kulturellen und geistigen Stufe emporhebt. Die imperialistische Kolonialpolitik 

wird hier als eine Wohltat an der Menschheit gepriesen, die erst die Stufe [819] der Gleichheit aller 

Menschen und damit die Vorbedingung zum Sozialismus schafft. Nach dieser Lehre wirkt also der 

Imperialismus „völkerbefreiend“. In der praktischen Kolonialpolitik folgt die II. Internationale voll-

ständig den Theorien des Völkerbundes, der die Kolonialgebiete wirtschaftlich und kulturell in drei 

Hauptgruppen teilt: erstens Gebiete und Völker mit niedrigster Kulturstufe, bei denen das kulturelle 

Niveau so niedrig ist, daß sie „sich nicht selbst verwalten können“ und daher der Verwaltung und 
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Beherrschung durch die kapitalistische Metropole bedürfen, die frei und ohne Einschränkung in diesen 

Gebieten schalten und walten kann; hierzu werden vor allem die afrikanischen Kolonien gerechnet 

und andere, die vollständig im Besitze einiger imperialistischer Mächte sind. Zweitens solche Kolo-

nien, deren Bevölkerung sich bereits zu einer höheren Kulturstufe entwickelt hat und denen eine ge-

wisse Selbstverwaltung, aber immer noch unter entscheidender Bevormundung der kapitalistischen 

Metropole, eingeräumt werden soll. In diese Kategorie rechnet man u. a. Indien, Java u. dergl. Als 

dritte und höchste Stufe, die allein die Unabhängigkeit verdient, gelten China, Aegypten, Syrien und 

der Irak. Nach der Kolonialtheorie des Imperialismus, die von seinen Agenten, den Sozialdemokra-

ten, gepredigt wird, soll die koloniale Entwicklung der untersten und mittleren Stufe als eine Kul-

turentwicklung zur obersten Stufe führen und die Kolonien in raschem Tempo zu selbständigen, 

gleichberechtigten und gleichartigen Staatengebilden verwandeln, die alsdann im „freien Wettbewerb“ 

mit den kapitalistischen Metropolen unter gleichen Bedingungen und gleicher Existenzberechtigung 

neben den anderen Völkern dieser Erde erscheinen und so die ökonomische und politische Gleichheit 

der ganzen Menschheit repräsentieren sollen. Das sind im wesentlichen die Grundzüge der Entkolo-

nisierungstheorie, wie sie von Priestern des Imperialismus aller Schattierungen gepredigt wird. 

Auf den ersten Blick ist ersichtlich, daß diese ganze Theorie des Völkerbundes und der II. Internati-

onale nichts anderes ist als die platteste Schönfärberei der gewaltsamen und blutigen Unterdrückungs- 

und Ausbeutungsmethoden der kolonialen und halbkolonialen Völker. Auf den ersten Blick sieht 

man, daß es sich hier um eine Rechtfertigungslehre handelt, um eine Theorie, die die Aufgabe hat, 

die räuberischen Unterdrückungs- und Ausbeutungsmethoden des imperialistischen Raubsystems als 

eine humanitäre Wohltätigkeit hinzustellen, kurz um einen offenen Betrug und eine Fälschung des 

wahren Wesens und des wirklichen Charakters der imperialistischen Weltbeherrschung. 

Die II. Internationale, die nach dem Weltkrieg immer mehr die „Agitprop-Abteilung“ des Imperialis-

mus wurde, bedarf dieser Theorien, um die breiten Massen der Werktätigen in den kapitalistischen 

Ländern vor den Karren der imperialistischen Weltpolitik zu spannen. Der Kapitalismus beruht nicht 

nur auf der Ausbeutung der breiten Massen des Volkes, sondern er braucht auch den Beifall und die 

geduldige Gefolgschaft dieser Massen für sein räuberisches System. Zu diesem Zweck werden die 

Theorien von der „Wohltat“ der Auswirkungen der kapitalistischen Kolonialpolitik für die Entwick-

lung der Menschheit und insbesondere der zurückgebliebenen Völker in den Kolonialgebieten erfun-

den. Entsprechen sie aber der Wirklichkeit? Die Geschichte der kapitalistischen Kolonialpolitik be-

weist das Gegenteil. Ihr Weg ist gekennzeichnet durch Ströme von Blut, durch Berge von Leichen, 

Vernichtung alter Kultur, Untergang und Ausrottung ganzer Völkerschaften durch den zügellosesten 

Raubbau an der Arbeitskraft der Kolonialsklaven, die skrupellosesten Räubereien an den Naturschät-

zen, an dem Volksreichtum der unterworfenen Kolonien, die Pauperisierung der Bevölkerung, die 

Vernichtung der sozialen Basis der eingeborenen Bauernmassen, das Hinabstoßen der kolonialen 

Völker in Unkultur und niedrigere wirtschaftliche Existenzbedingungen – das ist der Siegeszug des 

Imperialismus in der ganzen Welt. 

Die Auseinandersetzung auf dem VI. Weltkongreß galt zunächst also diesem Problem des Wesens 

der imperialistischen Kolonialpolitik. Es gab eine Gruppe von Theoretikern, die hierbei bedenkliche 

Annäherung an die [820] imperialistischen Theorien der II. Internationale entwickelten. Hierher ge-

hören vor allem die Theorien, die der Genosse Roy in einem Resolutionsentwurf zur indischen Frage 

im Oktober 1927 aufstellte, dann weiter Artikel des Genossen Rathbone über „Die Industrialisierung 

Indiens“ und z. T. das auch in deutscher Sprache erschienene Buch von Palme Dutt „Das moderne 

Indien“. Es handelt sich also um eine ganze Gruppe von Genossen, die sich mit den Problemen der 

Revolution in den Kolonien und halbkolonialen Ländern beschäftigten. Besonders bedenklich wurde 

diese Erscheinung noch dadurch, daß diese Genossen die Unterstützung der Mehrheit der englischen 

Delegation und damit der Führung der englischen Sektion der KI fanden. Gerade die Stellungnahme 

dieser Genossen, die sich mehr als alle anderen mit den Kolonialfragen zu befassen haben und die 

berufen sind, die besondere Politik und Strategie der kolonial-revolutionären Bewegung praktisch 

anzuwenden, war von größter Bedeutung bei der Behandlung dieser Probleme auf dem VI. Weltkon-

greß. 
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Beachtenswert hierbei ist vor allem, daß diese Theorien. die innerhalb unserer Bewegung ihren 

schärfsten Ausdruck in der „Entkolonisierungstheorie“ fanden, erst in den letzten Jahren auftauchten. 

Während noch auf dem II. Weltkongreß, als unter Lenins Redaktion die ersten Kolonialthesen ge-

schaffen wurden, einer der bedeutendsten Sachkenner auf diesem Gebiete, der Genosse Roy, voll-

kommen auf dem Boden der marxistisch-leninistischen Prinzipien über die Kolonialfragen stand, 

hatte sich auch dieser Genosse in den letzten Jahren zur Entkolonisierungstheorie revidiert. Während 

Genosse Roy in seinen, von Lenin durchgesehenen Thesen auf dem II. Weltkongreß schrieb: 

„Der den Ostvölkern gewaltsam aufgezwungene ausländische Imperialismus hat ohne Zweifel ihre soziale und 

wirtschaftliche Entwicklung gehemmt und ihnen die Möglichkeit genommen, jene Entwicklungsstufe zu er-

reichen, die in Europa und Amerika erreicht ist. Dank der imperialistischen Politik, die bestrebt ist, die indust-

rielle Entwicklung in den Kolonien aufzuhalten, hat das eingeborene Proletariat eigentlich erst vor kurzem zu 

existieren begonnen.“ 

vertrat er in seinem Resolutionsentwurf vom Oktober 1927 folgende Auffassung: 

„Die neue Politik des Imperialismus impliziert eine nach und nach erfolgende .Entkolonisierung‘ Indiens, die 

man sich in einer solchen Weise entwickeln lassen muß, daß Indien aus einem ‚Abhängigkeitsstaat‘ zu einem 

‚Dominionsstaat‘ wird. Die indische Bourgeoisie wird, anstatt als mächtiger Rivale niedergeschlagen zu wer-

den, die Teilhaberschaft an der wirtschaftlichen Entwicklung des Landes unter der Hegemonie des Imperialis-

mus eingeräumt erhalten. Aus einem rückständigen, agrarwirtschaftlichen Kolonialbesitz wird Indien zu einem 

modernen Industrieland, zu einem ‚Mitglied des englischen Gemeinwesens freier Nationen‘ werden. Indien 

befindet sich in einem Prozeß der ‚Entkolonisierung‘, insofern, als die dem englischen Imperialismus durch 

die Nachkriegskrise des Kapitalismus aufgezwungene Politik die alten, veralteten Formen und Methoden der 

Kolonialausbeutung zugunsten neuer Formen und neuer Methoden abgeschafft hat.“ 

Auf dem Kongreß waren die Hauptvertreter dieser Richtung der Genosse Bennet von der KPSU und 

die Mehrheit der englischen Delegation, während der Hauptreferent, der Genosse Kuusinen, in einer 

tiefgehenden Analyse über die Lage in den Kolonien dieser Gruppe scharf entgegengetreten ist und 

die russische und die deutsche Delegation sowie die meisten Vertreter aller Kolonien und Halbkolo-

nien, besonders die chinesische Delegation, die indischen Genossen, die Vertreter Südamerikas usw.. 

gemeinsam mit dem Genossen Kuusinen gegen die Entkolonisierungstheoretiker entschieden Stel-

lung genommen haben. 

Die Entstehung der Entkolonisierungstheorie in unseren eigenen Reihen seigt den großen Druck, den 

die Ideologie des Imperialismus auf die gesamte Arbeiterklasse auszuüben in der Lage ist. Es war 

daher eine der wichtigsten Aufgaben des Kongresses, gerade auf diesem Gebiete volle Klarheit zu 

schaffen und der Ideologie des Imperialismus scharf die marxistischen Grundsätze des Leninismus 

entgegenzustellen. Die große Mehrheit des Kongresses hatte rasch begriffen, daß hier eine gefährli-

che, eine offene Wunde am Parteikörper vorhanden war. Das gab denn auch der ganzen Diskussion 

die große [821] Schwungkraft der Argumentation und die breit angelegte, tiefschürfende und alle 

Probleme prinzipiell beleuchtende Behandlung dieser Fragen. In diesem Kampfe wurde ein so viel-

seitiges Wirtschaftsmaterial und eine so umfassende Analyse der ökonomischen und politischen 

Struktur der Kolonien und Halb-Kolonien gegeben. wie das zuvor bei Behandlung ähnlicher Fragen 

auf den Kongressen selten geschehen ist. Das von den genannten Delegationen und von den Vertre-

tern aus den Kolonien und Halbkolonien vorgetragene Material war so schlagend und beweiskräftig, 

daß am Ende der Diskussion auch kein Stück der Entkolonisierungstheorie mehr übrig geblieben ist. 

Die zweite Streitfrage, die nur in engster Verbindung mit der ersten zu begreifen ist, ging um die 

Beurteilung der nationalen Bourgeoisie in den Kolonien und Halbkolonien. Diese Diskussion führte 

zu einer scharfen Herausarbeitung des Begriffes des Na t i ona l r e f o rm ism us  als der national-bür-

gerlich-demokratischen Bewegung, die die politische Hauptrichtung der nationalen Bourgeoisie in 

den Kolonien und Halbkolonien darstellt. Die klassenmäßige Charakterisierung dieser nationalbür-

gerlichen Bewegung und der historischen Rolle, die ihr in den nationalrevolutionären Bewegungen 

zuzumessen ist, ist eine der wichtigsten Vorbedingungen zur Festlegung der revolutionären Strategie 

und des Verhältnisses der Kommunistischen Parteien zur nationalrevolutionären Bourgeoisie. Hier-

bei waren die Erfahrungen der chinesischen Revolution von der größten Bedeutung. Doch besaßen 
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diese Probleme nicht nur für China Aktualität, wo der Verlauf der Revolution hierüber schon ziemli-

che Klarheit geschaffen hatte, sondern vor allem für Indien, Indonesien und schließlich für die mittel- 

und südamerikanischen Staaten. Die Ausarbeitung der Theorie über das Wesen des Nationalrefor-

mismus ist ein bedeutender Fortschritt in der Bereicherung des‘ leninistischen Theorie über die revo-

lutionäre Weltbewegung. 

Auch bei dieser Frage gab es scharfe Differenzen, die in der Hauptsache dieselben Gruppierungen 

zeigten, wie der erste Differenzpunkt über die Entkolonisierungstheorie. Diese Uebereinstimmung 

beweist, daß wir es nicht mit einer zufälligen Gruppierung zu tun hatten, sondern daß beide Streitfra-

gen im engsten Zusammenhang miteinander stehen. Die Entkolonisierungstheoretiker, die die Entko-

lonisierung, d. h. die Entwicklung der Kolonien zu selbständigen, von der Metropole unabhängigen 

Wirtschafts- und Staatsgebilden zu sehen glauben, ignorierten die Bedeutung der demokratisch-bür-

gerlichen Revolution als eines Faktors zur Zersetzung und zum Widerstande gegen den Weltimperi-

alismus und glaubten die Auslösung revolutionärer Bewegungen in den Kolonien abhängig machen 

zu müssen von der Industrialisierung der Kolonien und dem damit verbundenen Entstehen eines star-

ken Industrieproletariats. Diese Genossen, die auch die These Lenins über die Möglichkeit der sozi-

alistischen Entwicklung der zurückgebliebenen Länder ohne  Dur c h lau f en  de r  kap i t a l i s t i -

s chen  Pe r i ode  ignorieren, übertragen schematisch die Bedingungen der proletarischen Revolution 

in den alten Industrieländern auf die Verhältnisse der bürgerlich-demokratischen Revolution in den 

Kolonien und Halbkolonien. Bei dieser Auffassung der Probleme der kolonialrevolutionären Bewe-

gung gehen die großen Erkenntnisse, die uns der Leninismus über den Charakter des Befreiungs-

kampfes der unterdrückten Klassen und Nationen gegeben hat, vollständig verloren. Würden die kom-

munistischen Parteien der Kolonien und Halbkolonien ihre Strategie nach den Perspektiven dieser 

Genossen einstellen, so würde ein leerer theoretischer Doktrinarismus, vollkommene Unfruchtbar-

keit, Passivität und verzweifelnde Ungläubigkeit das Resultat dieser Orientierung sein. Glücklicher-

weise haben aber gerade die Sektionen der KI in den Kolonien und Halbkolonien am besten begriffen, 

wie schädlich und gefährlich für ihre praktische Arbeit die Theorien und Perspektiven dieser vom 

Leninismus abwegigen Gruppe von Genossen sein müßten. Die Tatsache des außerordentlichen Er-

starkens und der großen Fortschritte der revolutionären Bewegung in den Kolonien und Halbkolo-

nien, des immer stärkeren sieghaften Eindringens der Gedanken des Leninismus in die Kolonialge-

biete, der schweren revolutionären Faust-[822]schläge, die der Imperialismus aus diesen Gebieten er-

hält, zeigt am besten die Zuverlässigkeit und Richtigkeit der kommunistischen Theorie und Praxis. 

Beim Lesen der Protokolle werden unsere Genossen auf die große Heftigkeit stoßen, mit der diese 

Probleme auf dem Weltkongreß erörtert wurden. Dies hat seine Ursache in der Bedeutung der Prob-

leme. Hier konnte es keine Kompromisse und Ueberbrückungen geben, keinen Ausgleich der Ge-

gensätze, sondern nur völliges Niederringen der falschen Auffassungen. Die vollkommene Klarheit, 

die auf diesem Gebiete der VI. Weltkongreß geschaffen hat, ist eine der ersten Voraussetzungen für 

die starke Stoßkraft und die erfolgreiche Weiterentwicklung der weltumspannenden Idee des Kom-

munismus. 

* 

Gewerkschaftliche Bildungsarbeit der Reformisten  
Von H. F a r w i g  

Eine wichtige Seite der Tätigkeit der Gewerkschaftsorganisationen ist die Bildungsarbeit, der wir bis-

her noch nicht die genügende Beachtung geschenkt haben. Und doch bedeutet sie in der Hand der 

Reformisten ein nicht zu unterschätzendes Mittel zur völligen Durchdringung der freien Gewerkschaf-

ten mit dem Geist der „Wirtschaftsdemokratie“. So hat z. B. auf dem letzten Gewerkschaftskongreß 

in Hamburg diese Frage einen besonderen Tagesordnungspunkt gebildet, der unmittelbar dem Haupt-

gegenstand der Beratungen, eben über das Thema „Wirtschaftsdemokratie“, folgte. Selbstverständlich 

fügt sich d i e  Bildungsarbeit, die der ADGB will und leitet organisch in sein Gesamtprogramm ein. 

Kurz vor dem Hamburger Gewerkschaftskongreß gab der ADGB eine Broschüre: „Arbeiterbildung 

und Volksbildung‘ von den bekannten Theodor Leipart und Lothar Erdmann heraus. Die Schrift 
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versucht, eine Erklärung des Begriffs Arbeiterbildung zu geben, und zwar durchaus im Sinne der 

Hilferding und Zwing. Heute ist, so belehren uns die Verfasser, die Arbeiterbildung etwas anderes 

als vor dem Kriege. Und zwar ist sie deswegen etwas anderes, weil die Arbeiterbewegung aus ihrer 

Isolierung herausgetreten ist „und unmittelbaren Einfluß auf die Gestaltung der staatlichen und ge-

sellschaftlichen Lebensordnung der Nation gewonnen hat“. Fr ühe r  – also jetzt nicht mehr – wurde 

der Arbeiter nur nach seiner Arbeitskraft gewertet. Früher war Voraussetzung einer wirklichen Bil-

dung, daß der einzelne der privilegierten Schicht angehörte. Daß die Erschließung der Kräfte eines 

größeren Volksteils – damit meinen die Verfasser nämlich die Proletarier, falls man es noch nicht 

wissen sollte – auch „um der Nation willen“ nötig war, hat man früher leider nicht erkannt. Wir 

erfahren also aus berufenem Munde, welchem Zweck die ganze Bildungsarbeit unserer Reformisten 

zu dienen hat. 

Weiter wird in der Schrift in der Geschwindigkeit die Volksschule ihres Klassencharakters entkleidet: 

„Die Volksschule ist nicht mehr wie früher eine Schule zweiter Klasse ... Sie braucht daher nur aus-

gebaut zu werden, etwa in der Richtung der vom Kultusminister Becker eingeleiteten Reformen.“ 

Diese wirtschaftsdemokratische Auffassung der Schulungs- und Bildungsarbeit ist bei der bekannten 

Stellung unserer Gewerkschaftsführer gar nicht weiter verwunderlich. Sie wo l l e n  gar keine Schu-

lung der Massen für den Kampf, sie wollen nur eine Auslese von Führern bei Verhandlungen und in 

Parlamenten. 

Welchen Zweck muß aber gewerkschaftliche Bildungsarbeit sich setzen? Doch wohl den, die Mit-

glieder der Gewerkschaften für ihre Kämpfe zu schulen, also die Gewerkschaften zu den bestmögli-

chen Kampforganisationen auszugestalten. Es ist klar, daß sich die Ausrüstung einer Kampftruppe 

[823] mit den Aufgaben, mit dem strategischen Ziel der Organisation in Einklang befinden muß. 

„Denn so verwachsen ist hienieden Weg und Ziel, daß eines sich stets ändert mit dem andern ...“‚ läßt 

Lassalle seinen Franz von Sickingen sagen. Das strategische Ziel der Gewerkschaften ist von Karl 

Marx in seiner Genfer Resolution aus dem Jahre 1866 und an anderen Stellen klar und scharf heraus-

gearbeitet worden. Im dritten Absatz dieser Resolution heißt es: 

„A b g e s e h e n  v o n  d e m  u r s p r ü n g l i c h e n  Z w e c k, m ü s s e n  d i e  G e w e r k s g e n o s s e n s c h a f t e n  

j e t z t  b e w u ß t  a l s  O r g a n i s a t i o n s m i t t e l p u n k t e  d e r  A r b e i t e r k l a s s e  d e r e n  v o l l s t ä n d i g e  

B e f r e i u n g  a n s t r e b e n.“ 

Da Marx genau wußte, daß die Gewerkschaften diesen Befreiungskampf nicht allein und nicht nur 

mit gewerkschaftlichen Mitteln durchführen können, fährt er in seiner Resolution folgendermaßen 

fort: 

„Sie müssen jede soziale und politische Bewegung, die auf dieses Ziel gerichtet ist, unterstützen.“ 

Mit dieser wichtigsten Aufgabe der Gewerkschaften, der Niederringung der kapitalistischen Wirt-

schaft, müßte also die Schulungsarbeit unserer Gewerkschaften sich in allererster Linie beschäftigen. 

Sie müßte, aufgebaut auf der politischen Oekonomie von Karl Marx, insbesondere auf dem Marx-

schen Wertgesetz und seiner Lehre vom Arbeitslohn, die Möglichkeiten und die Grenzen des wirt-

schaftlichen Kampfes aufzeigen und dann die eben daraus sich ergebenden heutigen Aufgaben der 

Gewerkschaften, wie Marx sie in aller Kürze schon in seiner Genfer Resolution skizzierte, den Schü-

lern klarmachen. Das aber ist ja gar nicht das Ziel, das sich die heutige Führung unserer Gewerk-

schaften stellt. Sie will ja gar nicht diesen Staat als Sachwalter und Vollzugsorgan der Kapitalisten 

niederwerfen, wie das auf dem Hamburger Kongreß klar zutage trat. Sie will ihn vielmehr, so wie er 

ist, ausbauen. Die Staatsgewalt, „wie sie auch beschaffen sein mag“, soll durchaus nicht niederge-

worfen werden. Ist doch der heutige Staat nach der Ansicht aller Theoretiker der Gewerkschaften 

nicht mehr der „vornovemberliche Obrigkeitsstaat“, sondern eben der „Volksstaat“, den es besser 

einzurichten gilt. 

Von dieser unmarxistischen Grundlage aus kann natürlich ebensowenig, wie die Taktik der täglichen 

Kämpfe der Gewerkschaften mit dem Marxismus noch irgend etwas zu tun hat, auch die gewerk-

schaftliche Bildungsarbeit eine Schulungsarbeit im Sinne des Marxismus sein. Mit der Aufgabe des 
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Zieles mußten sich auch die Mittel und Wege, mußte sich auch die Bildungsarbeit entsprechend um-

wandeln. Das geschah nun nicht erst nach dem Weltkrieg, auch nicht mit dem letzten Kongreß des 

ADGB, sondern schon lange vorher. 

Unter schweren inneren Kämpfen hatte sich in den sechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts die 

Arbeiterschaft von den Fesseln der liberalen Bildungsvereine freigemacht und sich auf eigene Füße 

gestellt. „In solchen Vereinen wurden die Arbeiter oft, auch von wohlwollenden Leuten, wie reine 

Kinder behandelt“, so sagte ein Zeitgenosse, der warmen Anteil an der beginnenden Arbeiterbewe-

gung nahm: F. A. Lange in seiner Januar 1865 erschienenen ‚.Arbeiterfrage“. Ganz selbstverständlich 

war es den Gewerkschaftsführern des ersten Jahrzehnts, daß die Bildungsarbeit, die damals geleistet 

werden konnte, im Sinne und auf der Grundlage des Marxismus gehalten sein müsse. Gleich nach 

dem Sozialistengesetz, 1891, gründete Wilhelm Liebknecht die Berliner Arbeiter-Bildungsschule, die 

jahrelang auch die Gewerkschaftsfunktionäre schulte. Bald jedoch nahmen die Gewerkschaftsführer 

daran Anstoß, daß einzelne Fächer, wie Nationalökonomie, „einseitig vom parteipolitischen Stand-

punkte aus behandelt wurden“, wie Gumpert in: 

„Die Bildungsbestrebungen der freien Gewerkschaften“ sich ausdrückte. Seit dem Stuttgarter Ge-

werkschaftskongreß von 1902 setzten die Bestrebungen ein, die Generalkommission zur Organisie-

rung e i gene r  Gewerkschaftsschulen zu veranlassen. Tischendörfer vertrat dabei den Standpunkt, 

daß bürger-[824]liche Akademiker nicht entbehrt werden könnten. Es ist wohl kein Zufall, daß die 

Generalkommission just zu derselben Zeit ihre Schule eröffnete, da auch die Partei ihre erste Schule 

eröffnen konnte. 

Die Gewerkschaftsschule an der nur reformistische und später auch offen bürgerliche Lehrer tätig 

waren, umfaßte zunächst einen Zeitraum von vier, dann fünf und zuletzt sechs Wochen. Wöchentlich 

24 Stunden dienten dem eigentlichen Unterricht und 12 Stunden der Diskussion. Legien erklärte aus-

drücklich gegenüber dem Vorwurf, daß an der Gewerkschaftsschule nichtsozialdemokratische Lehrer 

tätig seien, daß  e s  ga r  n i ch t  da r au f  ankäm e, ob etwa ein Lehrer, der Hygiene vortrage, Mitglied 

der Partei sein müsse. Nicht weniger als 1400 Gewerkschaftsangestellte waren bei Ausbruch des 

Krieges durch diese Schule gegangen. 

Die Gewerkschaften brauchten also ihre „bewährte Taktik“ nach dem Kriege nicht zu ändern. Sie 

konnten im Geiste ihrer alten Tradition fortfahren, ihre Bildungsarbeit zu leisten. Eben dazu gab auch 

der Nürnberger Gewerkschaftskongreß dem Bundesvorstand einen Auftrag. Er solle, so hieß es in der 

Entschließung, „sobald es wünschenswert erscheint“, die unterbrochenen Unterrichtskurse wieder 

aufnehmen. Außerdem sollten in allen Orten mit mehr als 50.000 Einwohnern Abendkurse organisiert 

werden. Die Kosten für die Lehrkräfte wollte der Bundesvorstand übernehmen. Bis 1922 hatten aber 

nur acht Städte Erstattung der Kosten beantragt. Die Bildungsarbeit der meisten Gewerkschaften nach 

dem Kriege bewegte sich mehr in der Richtung der Schulung der Betriebsräte. Stellenweise entstan-

den Betriebsräteschulen, die, wie es in Berlin der Fall war, mit den Gewerkschaften nur eine sehr lose 

Verbindung hatten. Aber auch die Gewerkschaften selbst nahmen sehr bald die Schulung der Be-

triebsräte in die Hand. 

Für den Charakter dieser Bildungsarbeit soll uns der Kursus, den der Vorstand des Deutschen Textil-

arbeiterverbandes im Jahre 1920 an der Hochschule für Betriebsräte in Leipzig und Dresden veran-

staltete, als Beispiel dienen. Wir finden unter den behandelten Gegenständen alles mögliche, nur 

nichts, was mit Marxismus etwas zu tun hätte. Es wurden behandelt: kaufmännische Fächer, wie 

Rechnen, Bilanzkunde, Buchhaltung usw. Aber halt: da finden wir doch unter vielen anderen Stoff-

gebieten auch noch: „Grundlagen der Volkswirtschaftslehre“ in der Disposition steht zwar nichts von 

der Marxschen Mehrwertlehre, dafür aber etwas von der Grenznutzentheorie. Und wer waren die 

Lehrer? Doch wir wollen den Bericht selber sprechen lassen: 

„Weitere Widerstände waren zu überwinden bei der Aufstellung des Lehrplanes und der Auswahl der Lehrer ... 

Da uns jede Uebung in dieser Frage fehlte, waren wir g a n z  a u f  d e n  R a t  u n d  d i e  U n t e r s t ü t z u n g  d e r  

b ü r g e r l i c h e n  P r o f e s s o r e n  a n g e w i e s e n. Für das bewiesene Entgegenkommen beanspruchte man aber 

auch, d a ß  n u r  i m  b ü r g e r l i c h e n  L a g e r  s t e h e n d e  L e h r e r  an der Betriebsräteschule u n t e r r i c h t e n  
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s o l l t e n. Einen harten Kampf kostete es wenigstens für die volkswirtschaftlichen Fächer, n e b e n  den bürger-

lichen Dozenten als Antipoden einen strengen Marxisten Vorlesungen halten zu lassen. Als wir diese Z u g e -

s t ä n d n i s s e  (!) endlich erreicht hatten, war es wieder fast unmöglich, einen sozialistischen Lehrer zu finden. 

Endlich erklärte sich der Genosse O. Jensen bereit, die gewünschten Vorträge zu halten. Auf diese Weise 

gelang es uns, L i c h t  u n d  S c h a t t e n  wenigstens einigermaßen g l e i c h m ä ß i g  z u  v e r t e i l e n.“ 

Ausdrücklich wird dann noch betont, daß man gegen die bürgerlichen Lehrer durchaus kein Miß-

trauen hege. Bei sozialistischen Lehrern aber, wenn sie nicht vorurteils- und tendenzlos, d. h. also 

nicht bürgerlich unterrichten, „ist die Gefahr einseitiger Ausbildung ... noch größer und wahrschein-

licher, weil die Schüler diesen Lehrern kritiklos gegenüberstehen würden“. Die Bedenken, bürgerli-

che Lehrer unterrichten zu lassen, „d i e se  Bedenke n  s i nd  f ü r  uns  n i ch t  s o  g r o ß“ (Jahrbuch 

des Deutschen Textilarbeiter-[825]verbandes 1920, S. 189/90). Das dürfte wohl genügen zur Charak-

terisierung dieser Sorte von Bildungsarbeit. Glaubt irgend jemand, daß die Bildungsarbeit der anderen 

Verbände wesentlich anders ist? Stehen doch alle freien Verbände mit den Hirsch-Dunckerschen und 

christlichen Gewerkschaften auf dem grundsätzlich gleichen Boden der Notwendigkeit des gemein-

samen Aufbaues der kapitalistischen Wirtschaft: „Der  Un t e r ga ng  d i e se s  Sys t em s  wä r e  auch  

i h r  Un t e rgan g. Darum hat die Arbeiterklasse die große historische Pflicht, durch ihre E i no rd -

nun g i n  d i e se s Sys t em die Vervollkommnung des ganzen Gesamtgesellschaftszustandes herbei-

zuführen ...“ Das ist die wirkliche Grundlage aller gewerkschaftlichen Bildungsarbeit. Diese Worte 

Zwings („Soziologie der Gewerkschaften“ könnten als Motto über allen Schulräumen unserer Refor-

misten stehen. 

Auch die Bildungsarbeit, die der Deutsche Metallarbeiter-Verband betreibt, unterscheidet sich nicht 

grundsätzlich von der des Deutschen Textilarbeiterverbandes. Der DMV hat jahrelang in einzelnen 

Bezirken Kurse von dreiwöchiger Dauer durchgeführt; die Schüler waren hier von der Tagesarbeit 

freigestellt und konnten sich ganz den Aufgaben der Schule widmen. Seit 1926 hat aber der DMV 

das ehemalige Kurhaus in Dürrenberg erworben und zu einer Wirtschaftsschule des Verbandes ein-

gerichtet. Dißmann berichtete auf dem Bremer Verbandstag darüber folgendes: „Unsere Wirtschafts-

schule ... ist nach dem Prinzip durchgeführt, daß zunächst dreiwöchige Kurse über Wirtschaft, Ar-

beitsrecht, kaufmännische und technische Betriebslehre abgehalten werden, und nicht Kurse von zehn 

oder zwölf Monaten oder ein paar Jahren, sondern Kurse, durch die wir möglichst großen Teilen 

unserer Funktionäre Wissen vermitteln können, um so die Bildungsarbeit ... auf eine breitere Basis 

zu stellen.“ (Protokoll S. 126.) 

Am 11. September 1927 hat auch die Schule des Deutschen Fabrikarbeiterverbandes ihre Tätigkeit 

aufgenommen. Sie ist, wie die in Dürrenberg, ein Internat. Diese Schule liegt ein paar Stunden von 

Hannover, dem Sitz des Hauptvorstandes des Verbandes. Bei der Eröffnung erklärte der Verbands-

vorsitzende Brey: „Sie soll dem Fortschritt unseres Verbandes dienen. Sie soll ein Mittel sein, den 

gewerkschaftlichen Kampf mit Erfolg weiterzuführen.“ („Gewerkschaftszeitung“, Heft Nr. 4, 1927.) 

Auch vorher schon hatte der Verband Kurse abhalten lassen, die eine Woche dauerten und in den 

letzten beiden Jahren 892 Schüler umfaßten. Derartige Kurse wurden von den meisten Verbänden 

unterhalten. 

Nach dem letzten Jahresbericht des ADGB bestanden in nicht weniger als 438 Orten gemeinsame 

Bildungsausschüsse der Gewerkschaften (1923 waren es 442). In 775 Orten wurden von den Orts-

ausschüssen gemeinsame Bibliotheken unterhalten. Diese Ziffern ergeben jedoch kein vollständiges 

Bild, da es noch immer Ortsausschüsse des ADGB gibt, die eine Zusammenlegung aller Gewerk-

schaftsbibliotheken noch nicht in der Lage waren durchzuführen. Dazu gehört vor allem Berlin, des-

sen freie Gewerkschaften nunmehr seit rund zwanzig Jahren an einer Zentralisation ihrer Gewerk-

schaftsbibliotheken „arbeiten“. 

Eine ganz besondere Errungenschaft der „nachnovemberlichen“ Zeit bildet eine Reihe von Bildungs-

anstalten, die wir zum Schluß kurz besprechen wollen. 

Dazu gehört vor allem die Arbeiterakademie Frankfurt a. M., die im Jahre 1921 als „erste gewerk-

schaftliche Hochschule in Deutschland“ eröffnet wurde. In der Inflationszeit mußte diese Hochschule, 
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die der jungen Frankfurter Universität angeschlossen ist, ihren Betrieb auf Abendkurse einschränken. 

Am 1. Oktober 1924 wurde jedoch der volle Betrieb wieder aufgenommen. Die dem ADGB ange-

schlossenen Gewerkschaften entsenden zu diesen Kursen 30 Schüler. Nicht weniger als 246 Gewerk-

schaftsfunktionäre der freien Verbände gingen durch diese, aus staatlichen Mitteln unterhaltene 

Schule. Die Frankfurter Arbeiterhochschule wird jedoch nicht nur von Funktionären der freien Ge-

werkschaften besucht. Ausdrücklich heißt es im ADGB-Jahrbuch für 1926: 

„Voraussetzung für die Begründung dieser gewerkschaftlichen Hoch-[826]schulen war die vertraglich gesi-

cherte Beteiligung der Gewerkschaften aller Richtungen.“ 

Im Jahrbuch des ADGB für 1924 wird berichtet, daß die christlichen Gewerkschaften in der letzten 

Zeit sich offiziell nicht beteiligt hätten; jedoch hätten mehrere Mitglieder auf ihre Kosten die Hoch-

schule besucht. Im Arbeitsausschuß der Hochschule aber waren die Christen nach wie vor offiziell 

vertreten. Der Bericht wehrt sich dann gegen den unerhörten Vorwurf, daß die Frankfurter Arbeiter-

hochschule „sich angeblich zu einer sozialdemokratischen Parteischule entwickelt habe“. Nein, das 

ist sie wirklich nicht. Sie ist nicht mal eine versteckt bürgerlieh-reformistische, sondern nach Aufbau 

und Lehre eine o f f e n  bürgerliche Einrichtung. Das wissen die schlauen Christen auch sehr gut; sie 

brauchen halt ein wenig Theater, und die stolzen Sozialdemokraten tun ihnen auch den Gefallen. Man 

höre nur, wie ängstlich sie sich reinwaschen: 

„Dieser Vorwurf ist unberechtigt ... Ein Blick auf Lehrplan und Lehrkörper dürfte erweisen, daß von einer 

sozialdemokratischen Parteischule keine Rede sein kann.“ 

Das uneingeschränkte Lob bürgerlicher Reformer bleibt denn auch nicht aus. So lesen wir bei Gum-

pert: „Die Bildungsbestrebungen der freien Gewerkschaften“: 

„Jedenfalls ist es als ein Fortschritt zu betrachten, daß die Funktionäre aller Richtungen heute bemüht sind, 

miteinander in die Fragen der volkswirtschaftlichen Gewerkschaftsarbeit einzudringen während in den ge-

werkschaftlichen Unterrichtskursen vor dem Krieg das Thema: ‚Die gegnerischen Gewerkschaften‘ noch einen 

erheblichen Raum im Lehrplan einnahm.“ 

Vielleicht betrachten unsere Gewerkschaftsstrategen diese gemeinsame Schule mit rein bürgerlichen 

Lehrern als einen Weg zur Gewerkschaftseinheit, wie sie sie auffassen. In Wirklichkeit kann die Er-

ziehung der Funktionäre der freien Gewerkschaften im bürgerlichen, arbeitsgemeinschaftlichen Geist 

nur die Einigung der Gewerkschaftsbewegung auf dem Boden des Klassenkampfes erschweren. 

Eine Art Vorbereitungsanstalt zu den noch zu erwähnenden Wirtschaftsschulen in Berlin und Düs-

seldorf ist die Heimhochschule Tinz. Mit dieser Schule ist wieder ein Internat verbunden. Sie unter-

steht der Leitung des Staates Thüringen und wird von ihm unterhalten. 

Im gleichen Jahre (1922), in welchem Tinz eröffnet wurde, fand auch die Eröffnung der beiden 

Wi r t s cha f t s s chu len  Düsse l do r f  und Be r l i n  statt. Die letztere mußte. wie auch Tinz und 

Frankfurt, in der Inflationszeit geschlossen werden. Erst im Oktober 1925 konnte die Wirtschafts-

schule Berlin ihren Betrieb wieder aufnehmen. Von Düsseldorf heißt es im Jahrbuch des ADGB 1924: 

„Hier haben auch die kommunalen Behörden ihr möglichstes getan, um die Schule wirtschaftlich zu fördern, 

indem sie gute Unterkunftsräume für die Schüler unentgeltlich zur Verfügung stellten, und die Schulbehörden, 

indem sie den Schülern billige Speisegelegenheit vermittelten.“ 

Außer diesen beiden „Staatlichen Fachschulen für Wirtschaft und Verwaltung“ besitzen die Gewerk-

schaften auch noch das gewerkschaftliche Seminar, das der Universität Münster i. W. angegliedert 

ist, und das unter der Leitung von Richard Woldet steht. Aehnliche Einrichtungen gibt es noch an den 

Universitäten Köln und München. 

Durch diese den Gewerkschaften aller Richtungen zur Verfügung gestellten vier Anstalten Tinz, 

Frankfurt, Berlin und Düsseldorf sind nun seit ihrem Bestehen bis Ende 1926 nicht weniger als 479 

Funktionäre der freien Gewerkschaften hindurchgegangen; davon waren 121 Angestellte der vier ent-

scheidenden Verbände. Wenn man bedenkt, daß alle diese Schüler in durchaus bürgerlichem Sinne 

viele Monate hindurch – die meisten ein [827] ganzes Jahr lang – geschult und gedrillt wurden, wird 
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man sich in unseren Reihen wohl abgewöhnen müssen, die Gefahren, die von dieser Seite her drohen, 

zu unterschätzen. Diese 479, und die Tausende, die an anderen Kursen der Reformisten teilnehmen, 

sind doch die Leute, mit denen unsere Genossen in den Gewerkschaftsversammlungen sich tagtäglich 

herumschlagen müssen. 

Bei der Zusammenstellung der reformistischen Bildungseinrichtungen haben wir gar nicht berück-

sichtigt die unzählbaren Einzelveranstaltungen zur d i r ek t en  Beeinflussung der Gewerkschaftsmit-

glieder. Ferner sind nicht berücksichtigt worden die vielen Abendkurse. Allein im letzten Berichts-

jahre wurden in den 13 größten Städten Deutschlands 864 Kurse mit 21.961 Teilnehmern veranstaltet, 

Dazu kommt noch der F i l m  der seit 1924 auch von den Gewerkschaften in den Dienst ihrer Werbe-

arbeit gestellt wird. 

Zur finanziellen Unterstützung ist durch Beschluß vom Januar 1925 ein „Kul t u rbe i t r a g“ einge-

führt worden. Danach haben die angeschlossenen Gewerkschaften pro Kopf und Jahr 5 Pfg. zu be-

zahlen. Mit dem Ertrag dieses Kulturbeitrags werden die Gewerkschaftsschüler unterstützt, die nach 

Tinz, Frankfurt, Berlin oder Düsseldorf in die Schule gehen. Die Schulen selbst, ihre Einrichtungen 

und das Lehrpersonal werden vom Staate unterhalten. 

Wir werden uns nach alledem nicht mehr wundern, wenn Leute wie Gumpert („Die Bildungsbestre-

bungen der freien Gewerkschaften“) lobend betonen, daß die Gewerkschaften die „sozialistische Bil-

dung‘ durchaus nicht überall hervorheben, ja sie „vielfach wohl ganz bewuß t“ ve rm e i de n. Wört-

lich meint Gumpert: 

„Mehr noch zeigt aber die Teilnahme der Gewerkschaften an ‚bürgerliehen‘ oder ‚parteipolitisch neutral‘ or-

ganisierten Veranstaltungen ...‚ daß die Einseitigkeit im staatswissenschaftlichen Vortragswesen für Gewerk-

schaftsmitglieder stark in Abnahme begriffen ist.“ (S. 92.) 

An anderer Stelle sagt er: 

„... daß die freien Gewerkschaften nicht mehr streng an dem Grundsatz nur ‚sozialistischer‘ Bildung festhiel-

ten. ... S i e  b e w e i s e n  d a m i t  u n a u s g e s p r o c h e n, d a ß  s i e  d i e  r e f o r m i s t i s c h e  A u f f a s s u n g  d e s  

S o z i a l i s m u s  ... a u c h  a u f  i h r e  B i l d u n g s a r b e i t  ü b e r t r a g e n. D a r a n  ä n d e r t  a u c h  d i e  n a c h  

a u ß e n  o f t  z u r  S c h a u  g e t r a g e n e  d e m a g o g i s c h e  B e g r ü n d u n g  d e r  f r e i g e w e r k s c h a f t l i c h e n  

B i l d u n g s t ä t i g k e i t  n i c h t s. Zum Teil mag der Widerspruch zwischen Theorie und Praxis gar nicht emp-

funden werden, zum Teil w i r d  e r  a u s  t a k t i s c h e n  G r ü n d e n  b e w u ß t  v e r s t ä r k t.“ (S. 113/114.) 

Einzelne Ortsausschüsse, wie z. B. Frankfurt a. M., haben konsequenterweise „auf jede selbständige 

Bildungsarbeit verzichtet“. Wozu auch? Wenn man doch nur bürgerliche Weisheiten verzapfen will, 

können das offen Bürgerliche natürlich viel besser als unsere Reformisten. Jetzt aber wird den Ge-

werkschaften nahegelegt, wie z. B. von Gumpert, doch überhaupt ihre ganze Bildungsarbeit vertrau-

ensvoll in die bewährten bürgerlichen Hände zu legen: 

„Die Gewerkschaften sollten deshalb ... die Bildungsaufgaben ... geeigneten Volkshochschulen unbedenklich 

überlassen.“ (S. 119.) 

Wir sehen also, daß die Bildungsarbeit unserer Gewerkschaften mit ihrer Kampfstrategie durchaus 

übereinstimmt. Von einer Schulungsarbeit in dem Sinne, die Gewerkschaftsmitglieder mit klarer E r -

kenn t n i s  der Notwendigkeit des Sturzes der kapitalistischen Wirtschaft und mit dem festen W i l -

l e n  dazu zu erfüllen – davon ist keine Rede. Von ihrem Standpunkt aus ist das auch nicht einmal 

möglich. 

Und die Aufgaben der Kommunisten? Können wir uns mit dem Wenigen [828] und Sporadisches, 

das bisher zur Schulung unserer Gewerkschaftsgenossen geleistet wurde, begnügen? Müssen wir 

nicht vielmehr alle Kräfte anspannen, um viel mehr als bisher planmäßig zusammenfassende Schu-

lungsarbeit zu leisten, die unsere Genossen befähigt, ihre tägliche Arbeit wirksamer, erfolgreicher zu 

leisten? 

* 
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Die Plattform des Versöhnlertums 

Dem ZK ist ein (30 Schreibmaschinenseiten langer) „Artikel“ zugegangen mit der Unter-

schrift der Genossen A. Ewert, H. Ebenem, P. Dietrich, K. Becker, H. Schroeter, G. Schu-

mann und Kurt, zugleich mit der Aufforderung, ihn in der Parteipresse oder in der „Interna-

tionale“ zu veröffentlichen. Ein solcher „Artikel“ mit sieben Unterschriften trägt natürlich 

den Charakter einer Gruppen-Plattform. Nach den Beschlüssen des VI. Weltkongresses und 

des Präsidiums des EKKI ist eine Gruppenbildung in der Partei unzulässig. Dennoch hat sich 

das ZK entschlossen, diese Plattform des Versöhnlertums in der „Internationale“ abzudru-

cken, womit wir im vorliegenden Heft beginnen. Der nachstehende Artikel ist eine Antwort 

auf die Plattform.  Die Redaktion. 

1. Die Konzentration und ihre opportunistische Entstellung 

Lz. Eine besondere Kennzeichnung opportunistischer Gruppierungen ist es immer gewesen daß sie 

das nicht scheinen wollen, was sie sind. So legen die Versöhnler den größten Wert darauf, zu bewei-

sen, daß sie keine Versöhnler sind. Aber statt diesen Nachweis dadurch zu erbringen, daß sie ihre 

Unversöhnlichkeit im Kampf gegen die rechte Gefahr durch die Tat erweisen, versuchen sie umge-

kehrt ihre schon seit längerer Zeit von der Komintern verurteilte Duldsamkeit gegenüber den Trägern 

der rechten Gefahr auch heute noch als die richtige Politik der Konzentration zu verteidigen. 

Die neue Plattform der Versöhnlergruppe beginnt sogleich mit einer bewußten Entstellung der Wahr-

heit. Niemals hat die Mehrheit des ZK erklärt, „daß die Politik der Konzentration, wie sie auf dem 

Essener Parteitag beschlossen wurde, ein Fehler war.“ Vielmehr wurde in der Resolution des ZK und 

der Berliner BL festgestellt, daß die Konzentration zum Schaden der Partei nicht so durchgeführt 

wurde, wie sie auf dem Essener Parteitag beschlossen war. Konzentration sollte bedeuten die Zusam-

menfassung aller auf dem Boden der Beschlüsse der Komintern und der KPD stehenden revolutionä-

ren Kräfte in der Partei zur einheitlichen Durchführung der beschlossenen Politik. Die Notwendigkeit 

der besonderen Hervorhebung einer solchen Konzentrationspolitik ergab sich aus der vorangegange-

nen innerparteilichen Entwicklung. Diese muß man allerdings anders auffassen, als es jetzt von den 

Führern der Versöhnlergruppe zu tun beliebt wird. Diese Genossen erklären die Konzentration als 

„eine Gemeinschaft der unter der Ruth-Fischer-Politik auf dem Boden der KI-Beschlüsse stehenden oppositi-

onellen „Gruppen mit dem Rest der Ruth-Fischer-Zentrale auf der Linie des Offenen Briefes“. 

Dieses Bild der Konzentration ist offenkundig dem Gehirn von Fraktionsstrategen entsprungen, die 

nicht die Partei als Ganzes sehen, sondern Gruppen von „Führern“, deren gegenseitiges Verhältnis 

den Inhalt eines innerparteilichen Kurses ausmachen soll. Genosse Ewert scheint zu meinen, daß 

seine Aufnahme in die Leitung der Partei der Hauptinhalt der notwendigen Korrektur des innerpar-

teilichen Kurses im Jahre 1925 gewesen ist. In Wirklichkeit ging es um etwas ganz anderes. 

[829] Der falsche innerparteiliche Kurs der Ruth-Fischer-Zentrale bestand darin, daß die Gruppe der 

Linken, die infolge ihrer historischen Entstehung mit ultralinken Elementen durchsetzt war, für sich 

das Monopol der Führung beanspruchte und alle Genossen, die dieser Gruppe nicht angehörten, mit 

Mißtrauen verfolgte und von führender Mitarbeit ausschloß. Der Kurs der Konzentration schloß eine 

Korrektur in doppelter Hinsicht in sich: 

1. Die Reinigung der Linken von ultralinken Fehlern und ultralinken Elementen. 

2. Die völlige Verschmelzung mit allen Genossen, die, welche Haltung sie auch in der Vergangenheit 

eingenommen haben mochten, nunmehr zur einheitlichen Durchführung der von der Komintern und 

der KPD beschlossenen Politik bereit waren. 

Diese Verschmelzung der Parteikader hat sich in der Tat in dieser Periode in den unteren Organisati-

onen im weitesten Maße vollzogen, allerdings nur dort, wo eine scharfe Abgrenzung nicht nur gegen 

die ultralinken, sondern auch gegen die opportunistischen Elemente erfolgte. 

Die Versöhnler sprechen von einer Gemeinschaft mit den „unter der Ruth-Fischer-Politik auf dem 

Boden der KI-Beschlüsse stehenden oppositionellen Gruppen“. Wir wissen nicht, welche Gruppen 

da gemeint sind. Es bestand e i ne  oppositionelle Gruppe, in der die Genossen Ernst Meyer, Paul 
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Frölich u. a. eine Rolle spielten. Diese Gruppe konnte wohl infolge der Fehler der Ruth-Fischer-

Zentrale in einzelnen Fragen eine berechtigte Kritik üben, aber die Grundlage dieser ganzen Opposi-

tion war unrichtig, weil sie niemals einen scharfen Trennungsstrich gegenüber den opportunistischen 

Fehlern der Vergangenheit gezogen hat. Es ist auch kein Zufall, daß in dieser Gruppe solche Genos-

sen, deren Standpunkt heute selbst von den Freunden des Genossen Ewert als rechts-liquidatorisch 

bezeichnet wird, vereinigt waren mit jenen Genossen, die gegenwärtig auf dem Standpunkt des Ver-

söhnlertums stehen. Die Konzentration konnte daher auch nicht die „Gemeinschaft“ mit allen diesen 

oppositionellen Genossen bedeuten, sondern genau so, wie die linke Führung sich von ultralinken 

Elementen reinigen mußte, mußten jene ehemaligen oppositionellen Genossen, die durch die Kon-

zentrationspolitik zur gemeinsamen Durchführung der richtigen politischen Linie herangezogen wer-

den sollten. rücksichtslos mit den opportunistischen Elementen brechen. 

Die Parteimehrheit denkt gar nicht daran, die Ergebnisse der Konzentration zerschlagen, sie denkt 

nicht daran, dort, wo sich die Parteimitgliedschaft auf Grund der Einigkeit in der politischen Linie 

der Partei zusammengeschlossen hat, die Frage der Parteivergangenheit aufzuwerfen, um neue Dif-

ferenzierungen hervorzurufen. Hingegen machen die Versöhnler, die sich als Spezialisten der „Kon-

zentration“ ausgeben, wie sie sie auffassen, den allerdings aussichtslosen Versuch; die Parteimehrheit 

durch die Aufrollung der Fragen der Vergangenheit auseinander zu manövrieren. 

Genosse Ewert und seine Freunde haben sich gegen die Konzentration gewandt, als sie begannen, 

den Kampf gegen die rechte Gefahr zu sabotieren. 

Die Führer der Versöhnlergruppe wagen es heute noch, die Behauptung aufzustellen, daß sie vor dem 

9. Plenum das Bestehen der rechten Gefahren anerkannt und ihre Bedeutung entsprechend der Lage 

richtig formuliert hätten. 

Sie berufen sich dabei ohne jede Berechtigung auf die Reden der Genossen Manuilski und Bucharin 

auf dem 15. Parteitag der KPSU. Zweifellos hatte sich Genosse Manu i l sk i  geirrt, wenn er damals 

die rechte Gefahr in der KPD mit einer angeblichen linken Gefahr, die er in der Chemnitzer Organi-

sation verkörpert sah, auf eine Linie stellte und bei dieser Gelegenheit die Disziplin Brandlers als 

beispielgebend bezeichnete. Aber dieser Irrtum des Genossen Manuilski ist noch lange keine Recht-

fertigung für die opportunistische Linie der Ewert-Gruppe. 

[830] Noch weniger können sich die Versöhnler für ihre falsche Auffassung der Konzentration auf 

die Rede des Genossen Bucha r i n  berufen. Bucharin sagte in seinem Schlußwort auf dem 15. Par-

teitag zu dieser Frage: 

„Noch vor verhältnismäßig kurzer Zeit vereinigte sich der größte Teil der e h e m a l i g e n  R e c h t e n  mit der 

sogenannten Gruppe Ernst Meyer Hier in Moskau kam mit unserer Hilfe ein ‚Uebereinkommen‘ zwischen der 

Gruppe Meyer und dem Zentralkomitee zustande, wobei der Genosse M e y e r, d e r  F ü h r e r  d i e s e r  e h e -

m a l i g e n  r e c h t e n  G r u p p e, eine E r k l ä r u n g  unterzeichnete, daß er sich von seinen f r ü h e r e n  F e h l e r n  

l o s s a g e  und mit dem Zentralkomitee zusammenarbeiten werde. Die Führer dieser Gruppe, die in Deutsch-

land tätig war, haben wir auf den Weg der Zusammenarbeit mit dem Zentralkomitee geführt, und sie arbeiten 

heute ziemlich gut. Das ist eine Tatsache. Was bedeutet das? Ein Wachstum, ein Erstarken der rechten Gruppe 

oder das Gegenteil? Meines Erachtens das Gegen. teil. Vor einiger Zeit nahm der Genosse M e y e r, der an der 

Spitze der Gruppe stand, deren praktischer Führer G e r h a r d  war ... (Schatzkin: ‚Das stimmt nicht!‘) Sie kön-

nen das verneinen, soviel Sie wollen, ich sage, daß es stimmt und alle, die mit dem Leben der deutschen Partei 

vertraut sind, wissen das. Also, Genosse Meyer stand in Opposition zu der Linie des ZK, jetzt verteidigt er 

diese Linie. Das ist eine Tatsache, und gegen diese Tatsache kann man nicht streiten.“ 

Genosse Bucharin spricht also nicht, wie die Versöhnler, von „unter der Ruth-Fischer-Politik auf dem 

Boden der KI stehenden oppositionellen Gruppen“, sondern von einer „ehemaligen rechten Gruppe“ 

und hebt besonders hervor, daß die Zusammenarbeit der Anhänger dieser ehemaligen rechten Gruppe 

mit dem ZK die Lossagung von ihren früheren Fehlern zur Voraussetzung hatte. In der Tat, soweit 

ehemalige Anhänger einer rechten Opposition seither zum wirklichen Einverständnis mit der Linie 

der Partei gelangt sind und auf Grund dieses Einverständnisses einheitlich mit der Parteimehrheit 

arbeiten, bedeutet das nicht ein Wachsen, sondern eine Verminderung der rechten Gefahr. Hingegen 
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wurde die Entwicklung der rechten Gefahr dadurch begünstigt, daß eine Reihe von Genossen trotz 

formeller Erklärungen für die Linie der Partei und gegen die Politik der Rechten durch ihre praktische 

Politik, insbesondere auch in Personalfragen, die Entwicklung der rechten Fraktion begünstigten. 

Man kann die Tatsache nicht aus der Geschichte wegstreichen, daß in der gemeinsamen Sitzung der 

deutschen und russischen Delegation auf dem 9. Plenum „die Duldsamkeit gegenüber den Trägern 

der rechten Gefahren“ verurteilt wurde auf Grund einer Diskussion, in der die entgegengesetzten 

Meinungen der Mehrheit des Polbüros, mit dem Genossen Thälmann an der Spitze, und der Minder-

heit unter der Führung des Genossen Ewert dargelegt worden waren. Der Beschluß war eine klare 

Verurteilung der innerparteilichen Auffassung des Genossen Ewert. Wenn in dieser Resolution die 

Namen der Genossen Ewert und Gerhard als Vertreter des duldsamen Standpunktes gegenüber den 

Rechten nicht genannt wurden, so nur deshalb, weil sich die Genossen bereit erklärten, die Resolution 

zu unterschreiben unter der Voraussetzung, daß ihre Namen nicht genannt würden. Man konnte auf 

die Namensnennung verzichten, weil man glaubte, daß die Genossen die durch ihre Unterschrift über-

nommene Verpflichtung ihren Fehler zu korrigieren, einhalten würden. Leider hat die weitere Ent-

wicklung das Gegenteil bewiesen. 

Die Versöhnler stellen allerdings die Geschichte so dar, als ob die Streitfragen des 9. Plenums nach 

der Entscheidung durch die angenommene Resolution keine Rolle mehr gespielt hätten. Das ent-

spricht aber nicht den Tatsachen. Die Meinungsverschiedenheiten über unsere Stellung zur rechten 

Fraktion setzten sich nach dem 9. Plenum in verstärktem Maße fort. Genosse Ge r ha r d t  z. B. 

stimmte in der Sitzung des ZK nach dem 9. Plenum gegen den‘ Vorschlag des Polbüros für die Kan-

didatur des rechten Fraktionisten Hause n  als Landtagsabgeordneten für Schlesien. Auch die Frage 

Brandler-Thalheimer war mit der Entscheidung des 9. Plenums nicht erledigt. Denn nach dem VI. 

Weltkongreß forderte Genosse Ewer t  gegen die Meinung der großen Mehrheit der deutschen Dele-

gation die Rückke h r  [831] Br and l e r s  und Tha l he i mer s  auf Grund ihrer nichtssagenden 4 Er-

klärungen.*) 

2. Die politischen Meinungsverschiedenheiten vor dem VI. Weltkongreß 

In den Artikeln, die in der Parteipresse erschienen sind, haben wir die politischen Meinungsverschie-

denheiten mit den Versöhnlern in der Frage der Einschätzung der Lage, speziell in der Frage der 

Einschätzung des Wahlergebnisses vom 20. Mai, in der Entwicklung des Reformismus und seines 

Verhältnisses zum Faschismus und schließlich in der Frage der Gewerkschaftstaktik dargestellt. Die 

Führer der Versöhnlergruppe wagen weder ihre falschen Anschauungen offen zu verteidigen noch 

sie offen preiszugeben. Sie begnügen sich mit der Behauptung, daß diese Meinungsverschiedenheiten 

nicht prinzipieller Natur waren, und daß sie im Schoß der führenden Institutionen hätten ausgetragen 

werden können.**) 

Wenn das die Auffassung der Versöhnler ist, dann hätte sich vor allem der Genosse Ewert danach 

verhalten müssen. Aber er ist es gewesen, der auf dem VI. Weltkongreß offen als Vertreter einer 

Opposition gegen die Führung der Partei auftrat. Er war also der Ansicht, daß die Meinungsverschie-

denheiten so wesentlichen Charakters waren, daß sie auf dem Weltkongreß ausgetragen werden 

 
*) Es entspricht also in keiner Weise der Wahrheit, wenn als Ursprung. der Differenzen der Vorschlag des Genossen 

Thälmann genannt wird, die Genossen Kurt und Robert zu versetzen. Ebensowenig hat es mit der Wahrheit gemein, wenn 

behauptet wird, daß Genosse Ewert statt dieser Maßnahmen (die hinreichend begründet waren, weil jede politische Füh-

rung die wichtigsten Presseorgane nur Genossen anvertrauen kann, die vorbehaltlos auf dem Standpunkt der Parteifüh-

rung stehen, die Versetzung der Genossen Tittel und Hausen vorgeschlagen hat. Es trifft nur zu, a Genosse Ewert „theo-

retisch“ die Notwendigkeit der Versetzung dieser Rechten anerkannt hat. Aber es ist keineswegs richtig, daß diese Maß-

nahmen gegen seinen Willen, unterlassen wurden. 
**) Ein besonders kindisches Argument ist die Behauptung, daß die Ausarbeitung eines Aufrufs nach den Wahlen durch 

den Genossen Robert die Geringfügigkeit der Meinungsverschiedenheiten beweise. In der Tat hatte Genosse Ewert einen 

Resolutionsentwurf vorgelegt, der absolut unannehmbar war und vom Polbüro zurückgewiesen wurde. Als eine Resolu-

tion im entgegengesetzten Sinne angenommen war, hat Genosse Robert, allerdings auf der Grundlage dieses Beschlusses, 

einen Aufruf ausgearbeitet. Das hat die Genossen der Versöhnlergruppe aber keineswegs gehindert, such später noch ihre 

falsche, durch das Polbüro abgelehnte Meinung zu vertreten. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 758 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

mußten. Ebenso war es die Versöhnlergruppe, die auf der Sitzung des ZK am 1. November plötzlich 

das vollkommene Versagen der Parteiführung auf allen Gebieten der Politik feststellte. Diese Genos-

sen also haben sich als politische Opposition gegen die Partei etabliert, und es wäre ihre Aufgabe, der 

Parteimitgliedschaft zu beweisen, daß ihr Auftreten eine politische Berechtigung hat. Statt dessen 

jammern sie darüber, daß die Parteimehrheit sie als politische Gegner angreift, wo sie doch bloß in 

den Fragen des innerparteilichen Kurses Meinungsverschiedenheiten hätten. Auch diese Zweideutig-

keit ist kennzeichnend für den opportunistischen Charakter dieser Gruppierung. 

Es wäre zwecklos, die einzelnen Behauptungen der Versöhnler bezüglich ihrer Personalvorschläge 

auf das richtige Maß zurückzuführen. Auf der Grundlage der Diskussion über solche Einzelheiten 

kann eine politische Klärung nicht erfolgen. Es seien hier nur einige Ableugnungsversuche zurück-

gewiesen. 

Es wird bestritten, daß über die Antwort des Polbüros auf das opportunistische Aktionsprogramm von 

Brandler ernste politische Meinungsverschiedenheiten bestanden. Diese Meinungsverschiedenheiten 

lagen keineswegs darin,, daß die Mehrheit des ZK organisatorische Drohungen aussprechen wollte 

und die Versöhnler dagegen waren. Die Meinungsverschiedenheiten bestanden darin, daß die Mehr-

heit auf der Kennzeichnung dieser Anschauungen als opportunistisch bestand und auch die Gruppe, 

die hinter dieser opportunistischen Plattform stand, als eine opportunistische bezeichnet sehen wollte. 

Dagegen aber wehrten sich Genosse Ewert und seine Anhänger, und in der zitierten Endformulierung 

wurde die Bezeichnung dieser Gruppe [832] als eine opportunistische Gruppe weggelassen, um die 

einheitliche Annahme zu ermöglichen. 

Von einer geradezu verblüffenden Logik ist die Argumentation, mit der die Versöhnler die Beschul-

digung des Genossen Ulbricht zurückweisen, daß die Gerhardt-Gruppe in Berlin den Berliner Ge-

werkschaftsapparat im Sinne der versöhnlerischen Strömung auszunützen suchte. Daß das eine Un-

wahrheit sei, soll „schon daraus hervorgehen, daß die Bezeichnung der Genossen um Ewert und 

Gerhardt als „Versöhnler‘ erst viel später angewandt wurde“! Wenn ein Kind geboren wird, dann 

bekommt es meist sogleich einem Namen. Bei politischen Strömungen dauert es manchmal etwas 

länger, ehe sie einen richtigen Namen erhalten. Aber gerade in der Gewerkschaftspolitik haben sich 

die Rechten und Versöhnler schon auf dem IV. RGI-Kongreß zum gemeinsamen Kampf gegen die 

Linie der Kornintern zusammengefunden. Genosse Frenzel hat in der Berliner Bezirksleitung über 

den Kongreß so berichtet, als ob dort nicht die Frage des Kampfes gegen die rechte Gefahr im Vor-

dergrund gestanden hätte, sondern als ob es die Aufgabe der KPD wäre, die Gewerkschaftsbewegung 

vor finsteren Spaltungsplänen des Genossen Losowski zu retten. Genosse Gerhardt hat diese Form 

der Berichterstattung ausdrücklich gebilligt, und in diesem Sinne sollte auch nach dem Willen der 

Genossen die ganze Berichterstattung in Berlin erfolgen. Das sind die Tatsachen, die nicht dadurch 

aus der Welt geschafft werden können, daß zu dieser Zeit die Versöhnler noch nicht als „Versöhnler“ 

bezeichnet wurden. 

3. Die Frage der relativen Stabilisierung und der III. Periode 

Die Grundlage der politischen Meinungsverschiedenheiten zwischen der Versöhnlergruppe und der 

Mehrheit der Partei ist die Meinungsverschiedenheit über die Einschätzung der gegenwärtigen Welt-

lage. Die Versöhnler versuchen, ihre pessimistische Einschätzung der Lage, ihre Ueberschätzung der 

Festigung des Kapitalismus, ihre Unterschätzung der revolutionären Entwicklung in den Arbeiter-

massen mit Methoden der Zitierkunst zu begründen, die man schon direkt als Fälschung der Kon-

greßbeschlüsse bezeichnen muß. 

Die Versöhnler bemühen sich, die Diskussion von den sachlichen Fragen auf die formellen Fragen 

zu schieben. Sie stellen die Auseinandersetzung so dar, als ob es sich darum handeln würde, wie die 

gegenwärtige Periode bezeichnet werden soll, während es doch lediglich darauf ankommt, die gegen-

wärtige Periode richtig zu kennzeichnen. In der deutschen Delegation auf dem VI. Kongreß drehten 

sich die Auseinandersetzungen nicht um die Frage, ob man von einer III. Periode in der Entwicklung 

der Nachkriegszeit sprechen soll (diese Frage wurde wohl von einigen Genossen aufgeworfen, aber 

darauf lag keinesfalls das Schwergewicht), sondern darum, was die wesentlichen Merkmale dieser 
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neuen Periode sind. Die Frage, um die in Wahrheit gestritten wurde und gestritten wird, ist die, ob 

diese III. Periode gekennzeichnet ist durch eine Verstärkung und Festigung des kapitalistischen Sys-

teme als Ganzes oder durch eine Verschärfung der inneren Widersprüche des Kapitalismus, mit an-

deren Worten, ob wir die Charakterisierung der Stabilisierung als eine relative, zeitweilige und faule 

aufgehen müssen und die Stabilisierung gegenwärtig einzuschätzen haben als eine absolute, feste und 

starke. 

So hat Genosse Ewert die Frage der Stabilisierung in seiner Rede auf dem VI. Weltkongreß gestellt. 

Dort sprach er gerade von England, dem Land, in dem der Kapitalismus am meisten erschüttert ist, 

und gerade hier entdeckte er „die noch bestehende, ziemlich feste und starke Stabilisierung der Bour-

geoisie“. Auf einen Zwischenruf des Genossen Thälmann: „Feste und starke?‘ unterstrich er noch 

einmal: „Jawohl, feste und starke!“ 

Diese Ausführungen stehen im vollen Widerspruch zu den Beschlüssen des Kongresses. Bezüglich 

des englischen Kapitalismus wurde in den angenommenen Thesen, besonders auch auf Wunsch der 

englischen Delegation, die Krise des englischen Kapitalismus noch schärfer als im ursprünglichen 

Entwurf hervorgehoben. Dort heißt es beispielsweise (pol. Resolution § 5): 

„Der Niedergang des britischen Imperialismus zeigt sich unmittelbar in dem fort-[833]dauernden Prozeß des 

Siechtums und der Stagnation der Industrie in England selbst, die trotz aller Rationalisierungsversuche, trotz 

höchsten Druckes auf die Lebenslage der Arbeiterklasse, ihre Konkurrenzfähigkeit in den wichtigsten Export-

zweigen auf dem Weltmarkt immer mehr einbüßt ... Dieser ökonomische Niedergang ... findet seinen Ausdruck 

in den Auflösungstendenzen des britischen Weltreiches.“ 

Von der „festen und starken“ Stabilisierung des Genossen Ewert ist hier keine Rede. Aber auch über 

die Stabilisierung im allgemeinen sprechen die Kongreßbeschlüsse mit aller Deutlichkeit. So heißt es 

im Programm (2. Kapitel, 4. Abschnitt): 

„Die Erfahrung der ganzen Nachkriegszeit beweist, daß die Stabilisierung des Kapitalismus durch die Nieder-

schlagung der Arbeiterklasse und die systematische Herabdrückung ihrer Lebenshaltung nur eine teilweise, 

vorübergehende, morsche Stabilisierung sein kann.“ 

Die entgegengesetzte Meinung kann man nur mit einer direkten Fälschung Kongreßbeschlüsse aus 

diesen herauslesen. 

Die Versöhnler zitieren zum Beweis ihrer Auffassung die Kennzeichnung der III. Periode im Para-

graph 1 der politischen Resolution, wobei sie sich erlauben, einige Zwischensätze, in denen die be-

sondere Verschärfung der inneren Gegensätze des Kapitalismus in der III. Periode hervorgehoben 

wird, wegzulassen, und außerdem an einer entscheidenden Stelle die Kongreßthesen durch einen 

merkwürdigen „Druckfehler“ korrigieren. In den Thesen heißt es: 

„Diese Periode, in der sich alle internationalen Gegensätze ... verschärfen, in der sich die inneren Widersprüche 

in den kapitalistischen Ländern zuspitzen ... führt unvermeidlich über eine weitere Entwicklung der Wider-

sprüche der kapitalistischen Stabilisierung zur weiteren Erschütterung der kapitalistischen Stabilisierung und 

zu einer scharfen Zuspitzung der allgemeinen Krise des Kapitalismus.“ 

Die versöhnlerische Schreibmaschine unserer oppositionellen Genossen hat aus der „weiteren Er-

schütterung“ eine „weitere Entwicklung“ der kapitalistischen Stabilisierung gemacht. Wir zweifeln 

nicht, daß die Versöhnler dies für ein technisches Versehen erklären werden. Aber auf einem solchen 

„Versehen“ beruht ihre ganze Argumentation. Gerade darum geht der Streit, ob sich in der gegenwär-

tigen 3. Periode in der Nachkriegsentwicklung die Stabilisierung des Kapitalismus weiter entwickelt 

und gefestigt hat, oder weiter erschüttert wird und sich zersetzt. 

Die Versöhnler behaupten, daß die Stabilisierung in den Thesen kein einziges Mal als f au l e  und 

s chwankende  bezeichnet wird, Wir haben oben das Programm zitiert, in dem von einer mor -

s chen  Stabilisierung die Rede ist. Wir haben die Thesen zitiert, in denen von einer weiteren E r -

s chü t t e r un g der Stabilisierung die Rede ist. Die Versöhnler müssen also den Beweis führen, daß 

es einen wesentlichen Unterschied zwischen einer morschen und faulen Stabilisierung, zwischen ei-

ner Stabilisierung die immer schwankender wird, und einer Stabilisierung, die immer mehr erschüttert 

wird, gibt. Für uns ist so ein Unterschied unverständlich. 
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Das erstaunlichste Fälscherkunststück begehen aber die Genossen Ewert, Eberlein u. Co. bei ihrer 

Zitierung der Rede des Genossen Bucharin vor dem Moskauer Parteiaktiv. Hier zitieren sie die Frage 

des Genossen Bucharin: 

„Welchen Sinn hat es jetzt, die Stabilisierung des Kapitalismus als zeitweilige und zeitweise zu bezeichnen, 

wenn ...“ 

Diese Art, die Frage zu zitieren, ohne die Antwort zu geben, soll offensichtlich dem Leser den Ge-

danken suggerieren, daß Genosse Bucharin der Meinung ist, es hätte überhaupt keinen Sinn mehr. 

die Stabilisierung als zeitweilige und teilweise zu bezeichnen. Genosse Bucharin aber hat seine Rede 

in folgender Weise fortgesetzt: 

„Wenn ein nicht zu bezweifelnder technischer Fortschritt zu verzeichnen ist, wenn das Wachstum der Produk-

tivkräfte unbestreitbar ist, wenn – auf dieser Grundlage – der Prozeß der Vertrustung der Produktion, des 

Heranwachsens gigantischer kapitalistischer Monopole überhaupt klar zum Ausdruck kommt, wenn sich die 

Tendenz zum Staatskapitalismus deutlich zeigt, – bedeutet das nicht überhaupt, daß die Nachkriegskrise des 

Kapitalismus ganz einfach liquidiert ist? I n  d i e s e r  W e i s e  e n t s c h e i d e t  d i e  S o z i a l d e m o k r a t i e  d i e  

F r a g e. Einige unserer Genossen neigen, um nicht in die Falle der sozialdemokratischen Ideologie zu geraten, 

dazu, die oben angeführten T a t s a c h e n  abzustreiten, wobei sie in eine andere, wenn auch nicht sozialdemo-

kratische ‚Fußangel‘ treten. Was ist nun die richtige Antwort? Sie besteht darin, daß die weitere Entwicklung 

des Kapitalismus in Formen verläuft, die durch [834] die Nachkriegskrise geschaffen wurden, die diese Krise 

und ihren weiteren Verlauf zum Ausdruck bringen, die a l l e  G e g e n s ä t z e  d e r  k a p i t a l i s t i s c h e n  S t a -

b i l i s i e r u n g  a u ß e r o r d e n t l i c h  z u s p i t z e n.“ 

Genosse Bucharin beantwortete also die von ihm gestellte Frage mit aller Klarheit und Schärfe. Wer 

– wie unsere Versöhnler – der Meinung ist, daß man überhaupt nicht mehr von einer teilweisen und 

zeitweiligen, morschen Stabilisierung sprechen kann, der muß annehmen, daß die Nachkriegskrise 

des Kapitalismus überwunden ist, der stellt sich auf den Standpunkt der Soz i a l dem okr a t i e. An-

dererseits wäre es auch ein Fehler, zu verkennen, daß der Kapitalismus trotz seiner tiefen Krise im-

stande war, seine Produktivkräfte zur Entwicklung über das Niveau der Vorkriegszeit hinaus, seine 

monopolistische Organisation zu verstärken usw. Aber diese Entwicklung des Kapitalismus, die nicht 

geleugnet werden kann, bedeutet keineswegs eine Entwicklung im Sinne der Festigung der kapitalis-

tischen Stabilisierung, sondern im Gegenteil im Sinne einer Verschärfung aller Gegensätze der kapi-

talistischen Stabilisierung. 

Mit dieser Einschätzung der gegenwärtigen Weltlage steht es keineswegs am Widerspruch, wenn 

Genosse Bucharin hervorhebt, daß diese Stabilisierung „nicht von heute auf morgen in der Weltwirt-

schaft verschwinden kann“ Wir haben immer, vor allem auch in der Diskussion mit den Ultralinken, 

hervorgehoben, daß man die Tatsache der relativen Stabilisierung des Kapitalismus nicht bestreiten 

kann. Aber wir haben gerade auch in dieser Auseinandersetzung uns ebenso klar und scharf wie gegen 

die ultralinke Verneinung jeder Stabilisierung gegen die rechte, sozialdemokratische Auffassung von 

einer dauernden, absoluten Stabilisierung abgegrenzt. Unsere Versöhnler zeigen wiederum ihr Ge-

sicht als eine opportunistische Verbindungsgruppe zur rechten Fraktion, indem sie aus den Kongreß-

beschlüssen lediglich die Sätze heraussuchen (und auch in ihrem Sinne „korrigieren“), wo von der 

Entwicklung des Kapitalismus, von der Entfaltung seiner Produktivkräfte usw. die Rede ist, aber die 

Verschärfung der inneren Widersprüche des Kapitalismus, die das wesentlichste Merkmal der dritten 

Periode ist, in den Hintergrund schieben oder ganz verleugnen. 

In diesem Zusammenhang erheben die Versöhnler den Vorwurf gegen die Parteimehrheit einer „ver-

hängnisvollen Unterschätzung der Stärke der Bourgeoisie und des Einflusses des Reformismus“. Wer 

in der Partei die Stärke der Bourgeoisie sowie des reformistischen Einflusses überschätzt hat, das 

haben wir an anderer Stelle*) an Hand der Resolution des Genossen Ewert zur Einschätzung des 

Wahlergebnisses vom 20. Mai nachgewiesen. Aber auch auf dem VI. Weltkongreß hat Genosse Ewert 

seine Ueberschätzung der Festigkeit der Sozialdemokratie kraß zum Ausdruck gebracht. Hier sagte 

er über den Wahlerfolg der Sozialdemokratie: 

 
*) Siehe den Artikel „Was wollen die Versöhnler?“ II. Die opportunistischen Auffassungen der Versöhnler“, der in der 

Parteipresse Anfang November erschien. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 9 – 761 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 26.01.2023 

„Was bedeuten diese neun Millionen Stimmen für die Sozialdemokratie? Sind sie ein stimmungsmäßiger Er-

folg, oder sind sie aufgebaut auf Organisationen, die ins Leben der Arbeiterklasse Deutschlands traditionell 

und funktionell noch stark wurzeln? Die Sozialdemokratie baut diesen Erfolg auf eine Parteiorganisation mit 

800.000 Mitgliedern, einen Parteiapparat, der mit dem kapitalistischen Staat, Gemeinden, Kommunen usw. 

verbunden ist, Allein diese Tatsache bedeutet eine g r ö ß e r e  F o r m  d e r  O r g a n i s i e r t h e i t  im V e r h ä l t -

n i s  z u  d e n  S t i m m e n, w i e  d a s  b e i  u n s e r e r  P a r t e i  d e r  F a l l  i s t. Aber das allein macht nicht die 

Stärke der Sozialdemokratie aus, denn die Sozialdemokraten beherrschen daneben den gewaltigen Apparat der 

Gewerkschaften, beherrschen die Konsumgenossenschaften, die Krankenkassen, alle jene Kulturorganisatio-

nen, mit denen sie weit über die Peripherie ihrer Partei hinaus Millionen von Arbeitern ideologisch dauernd 

beeinflussen und sie auch organisatorisch zusammenhalten.“ 

Der Sinn dieser Ausführungen ist also, daß nach der Meinung des Genossen Ewert die Sozialdemo-

kratie ihren Anhang von neun Millionen fester organisatorisch in der Hand hat als die KPD die von 

ihr beeinflußten Massen der drei Millionen Wähler. Der grundsätzliche Fehler eines solchen Ver-

gleichs liegt auf der Hand. Wir haben unseren Anhang durch die klare und scharfe Aufrollung unserer 

revolutionären Politik gewonnen. Wer für uns [835] stimmte, der weiß mehr oder weniger klar, was 

wir wollen, und erklärt, sich mit unseren Zielen einverstanden. Die Sozialdemokratie konnte den 

größten Teil ihres Anhangs, vor allem die Arbeiter, die ihr noch folgen, nur gewinnen durch die Irre-

führung über ihre wahren Absichten, über den wahren Charakter ihrer Politik, durch die Vortäu-

schung einer Opposition gegen die Bürgerblockpolitik, die fortzusetzen, die SPD-Führer entschlossen 

waren. Genosse Ewert verkennt z, B. vollständig, daß der größere Teil der Arbeiterwähler der SPD 

durch die Agitation von mehr oder weniger „linken“ SPD-Leuten mit einer Propaganda gewonnen 

wurde, die sich gegen die Koalitionspolitik richtete. Genosse Ewert verkennt, daß zwischen der re-

formistischen Bürokratie, die die Massenorganisationen beeinflußt, und der proletarischen Mitglie-

dermasse nicht nur eine noch in vielen Fällen wirksame organisatorische Bindung besteht, sondern 

zugleich ein Klassengegensatz, der immer schärfer zum Ausdruck kommt. Bei einer solchen Ein-

schätzung des Reformismus als eines festen Blocks von neun Millionen Anhängern der Koalitions-

politik verschwindet natürlich auch die Grundlage für eine richtige Anwendung der Einheitsfronttak-

tik. (Fortsetzung folgt.) 

* 

Ueber die Meinungsverschiedenheiten bei der  

Durchführung der Beschlüsse des VI. Weltkongresses  
Von A. E w e r t‚ H. E b e r l e i n, P. D i e t r i c h, K. B e c k e r, H. S c h r o e t e r, G. S c h u m a n n  und K u r t  

1. Die Einschätzung der inneren Parteientwicklung bis zum VI. Weltkongreß 

A. Immer deutlicher erklärt die Mehrheit des ZK, daß die Politik der Konzentration, auf Essener 

Parteitag beschlossen wurde, ein Fehler war. In der Rededisposition ZK zu der Hamburger Angele-

genheit heißt es: „War der innerparteiliche Kurs richtig? I m  we sen t l i chen  – j a  (!) ... Konzentra-

tion heißt nicht Versöhnung mit den „Versöhnlern.“ Wer sind die sogenannten „Versöhnler“? Die-

selben Genossen, die einen integrierenden Teil der Konzentrationspolitik des Essener Parteitages bil-

deten. Aehnliche Wendungen, aber desselben Inhalts, ge rauchte Genosse Thälmann auf der Reichs-

parteiarbeiterkonferenz. Man erklärt, daß infolge des Widerstandes der „Versöhnler“ diese Politik der 

Konzentration mit rechten Abweichungen durchgeführt wurde. Dabei operiert man mit der vollkom-

men, unwahren Behauptung, daß die „Versöhnler“ die Rechten in die Konzentration. daß heißt in die 

Führung der Partei, mit einbeziehen wollten. 

Bei allen diesen Darlegungen wird vergessen, daß der Essener Parteitag die innerparteiliche Haupt-

gefahr als links bezeichnen mußte, und sich auch gegen jene Genossen wandte, die unter dem Vor-

wand der Bekämpfung der rechten Gefahren ihre eigenen ultralinken Schwankungen beschönigten. 

In den Beschlüssen des Essener Parteitages heißt es: 

„Der Hauptfeind in der jetzigen Phase der Parteientwicklung ist die kleinbürgerliche liquidatonische Abwei-

chung u n t e r  l i n k e r  M a s k e. Gegen diesen H a u p t f e i n d  hat die KPD mit Recht unter Führung der Kom-

intern in der Zeit seit dem Offenen Brief das Hauptfeuer konzentriert.“ 
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Es wird „vergessen“, daß die Politik der Konzentration das zwangsläufige Ergebnis des Zusammen-

bruches der Ruth Fischer-Politik war, an der die nachträglichen Gegner der Politik der Konzentration 

ein gerütteltes Maß Schuld tragen. Die Konzentration war eine Gemeinschaft der unter der Ruth Fi-

scher-Politik auf dem Boden der KI-Beschlüsse stehenden oppositionellen Gruppen mit dem Rest der 

Ruth Fischer-Zentrale auf der Linie des Offenen Briefes. Wer heute die Notwendigkeit dieser Politik 

leugnet, hebt dadurch nachträglich den Kampf gegen die Ultralinken und den Trotzkismus mit allen 

seinen politischen und organisatorischen Konsequenzen auf. Die intellektuelle Führung des Kampfes 

gegen die „Versöhnler“ liegt fast ausschließlich in den Händen solcher Genossen, die entweder immer 

Gegner der Konzentration waren, wie Remmele und Neumann, oder Lenz, Gerber usw. ..., die noch 

viele Monate nach dem Offenen Brief auf dem Boden Maslows standen. Der parteigeschichtliche 

Sinn des nachträglichen Kampfes gegen die Konzentrationspolitik ist die Liquidierung der Ergebnisse 

der letzten zwei Jahre der Parteientwicklung und damit des Essener Parteitages und der durch ihn 

beschlossenen innerparteilichen Linie der Partei. 

B. Bis zum 9. Plenum bestanden im ZK keine wes e n t l i chen  Meinungsverschiedenheiten in der 

Einschätzung der innerparteilichen Lage. Alle anderen Behauptungen sind unwahr. Damals (zu An-

fang d. Js.) mußte noch der T r o t zk i sm us  a l s  g r öß t e  Rech t sg e fah r  angesehen werden, die 

rechte Gruppierung innerhalb unserer Partei (Produktionskontrolleure) spielte noch eine viel gerin-

gere Rolle als gegenwärtig. Dies entsprach vollkommen der Linie der Komintern. So wurden bei-

spielsweise die Versuche der Genossen Lominadse und Schatzkin auf der 15. Parteikonferenz der 

KPSU, die Frage der Rechtsgefahr schon damals so zu formulieren, wie sie mit Recht infolge der 

anderen Lage, sowohl innerhalb der Partei als im Verhältnis der Partei zu den Massen heute formuliert 

[836] werden muß, von den Genossen Bucharin, Manuilski auf das schärfste abgelehnt. Es ist eine 

Fälschung den Parteigeschichte, wenn behauptet wird, die Genossen Ewert und andere hätten vor 

dem 9. Plenum das Bestehen der Rechtsgefahr nicht anerkannt, im Gegenteil, sie haben sie, entspre-

chend der Lage, richtig formuliert. 

Die Frage der Rückkehr Brandlers und Thalheimers wurde in dieser Zeit von keiner Seite als Rich-

tungsfrage gestellt oder behandelt, was schon daraus hervorgeht, daß sowohl Thälmann als [auch] 

Dengel für die Rückkehr Thalheimers waren, wobei Dengel im Plenum des ZK erklärte, dies sei ein 

„Akt der Parteigerechtigkeit“. Nach der zwischen der deutschen und russischen Delegation am 9. 

Plenum angenommenen Vereinbarung über die innerparteiliche Lage erklärte die Leitung des Polbü-

ros, daß jeder, der es wagen würde, die Konzentration anzugreifen, als Verbrecher an der Partei an-

gesehen werden müsse. Die Frage Brandler und Thalheimer spielte nach einstimmiger Annahme be-

sagter Resolution überhaupt keine Rolle mehr. Bei der Aufstellung der Reichstagskandidatur gab es 

nur geringfügige Differenzen, die keinesfalls einen Richtungscharakter trugen. Walcher und Frölich 

wurden mit einstimmigem Beschluß des Polbüro aufgestellt – ohne den geringsten Widerspruch des 

Genossen Thälmann oder eines anderen Genossen. Auch Genosse Thälmann war für die Aufstellung 

Thalheimers als Reichstagskandidaten bei Abgabe einer Erklärung der Anerkennung der Beschlüsse 

der Kongresse und des ZK. Schon daraus geht hervor, daß auch der Vorschlag der Aufstellung Brand-

lers weder einen Kampfcharakter trug, noch eine wesentliche Bedeutung hatte. Nach der Ablehnung 

dieses Vorschlages auf dem 9. Plenum war die Angelegenheit erledigt. Wenn die Mehrheit des ZK 

die „Versöhnler“ heute beschuldigt, daß sie es waren, die die Personalpolitik des ZK in eine falsche 

Richtung gedrängt hätten, daß sie sozusagen das ZK permanent vergewaltigt hätten, so kennzeichnet 

dies nun die desorganisatorische Art, mit der die Mehrheit des ZK gegenwärtig auf der Autorität den 

höchsten Parteiinstanzen herumtrampelt. 

C. Differenzen entstanden über den Vorschlag des Genossen Thälmann, die Genossen Kurt und Ro-

bert zu versetzen, weil Genosse Ewert vorschlug, an Stelle dieser vollkommen unbegründeten Maß-

nahme die organisatorische Veränderung des Genossen Tittel und Hausen ins Auge zu fassen. Man 

sieht auch in dieser Frage, daß es nicht die „Versöhnler“ waren, die das ZK hinderten, einen wir-

kungsvollen Kampf gegen rechts zu führen. Aber auch in der ersteren Frage wurde eine Einigung 

erzielt. Und charakteristisch für die damaligen Ansichten der führenden Genossen des Polbüros war 

es (wenige Tage vor Abreise der Delegation zum Weltkongreß), daß die Genossen Thälmann, Dengel 
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und Schneller dem Genossen Ewert eine Erklärung vorlegten, in der es hieß: „Politische Differenzen 

bestehen nicht.“ Genosse Ewert war es, der dieser Formulierung eine Einschränkung beifügte. Wie 

das wirkliche Gesicht der politischen Meinungsverschiedenheiten war (beispielsweise in der Frage 

der Einschätzung des Wahlergebnisses vom 20. Mai 1928), ergibt sich daraus, daß der Entwurf des 

Aufrufes des ZK, der die offizielle Einschätzung des Wahlergebnisses enthielt, vom Genossen Robert 

ausgearbeitet werden konnte und vom Polbüro ohne wesentliche Aenderung angenommen wurde. 

Das hindert weder den Genossen Thälmann, noch die „Rote Fahne“, nachträglich von t i e f e n  Mei-

nungsverschiedenheiten in der Einschätzung der Wahl zu reden und mit anderen, ebenso stichhaltigen 

Argumenten, Zitierkünsten aus Resolutionen usw. ... nachträglich zu beweisen, daß die „Versöhnler“ 

schon i mmer  Abweichungen von der Linie der Partei gehabt hätten. Die Meinungsverschiedenhei-

ten, die es im Polbüro und im ZK gab, konnten deshalb im Schoße dieser Institutionen ausgetragen 

werden, weil ein eben nicht prinzipieller Natur waren und weil damals, das ist das Entscheidende, die 

Mehrheit des ZK noch auf dem Boden der Politik der Konzentration stand. Uns die Zerstörung dieser 

Politik und ihrer Ergebnisse zu rechtfertigen, erfindet, entstellt und verdreht man die tatsächlich vor-

handenen Meinungsverschiedenheiten. 

2. Die Meinungsverschiedenheiten am Kongreß 

finden ihren klaren Ausdruck in den Diskussionsreden der Genossen Thälmann und Ulbricht einer-

seits und des Genossen Ewert andererseits. Es muß kategorisch festgestellt werden, daß die Mehrheit 

der deutschen Delegation zunächst überhaupt gegen die im Thesenentwurf erfolgte Einschätzung der 

gegenwärtigen Phase der relativen Stabilisierung als dritte Periode war, die in einer von Neumann in 

einer Delegationssitzung gehaltenen Rede als „Theorie des Pessimismus“ gekennzeichnet wurde. 

Nicht Genosse Ewert, sondern die Genossen Neumann, Dengel usw. liefen Sturm gegen die Thesen 

(in der Diskussion am Kongreß produzierte insbesondere Genosse Ulbricht serienweise Unwahrhei-

ten). Er behauptete: 

„Das Juni-Plenum der Partei wurde benutzt, um den Essener Beschluß in der Frage der linken SPD zu korri-

gieren.“ 

Alle Beschlüsse des Juni-Plenums wurden e i n s t i mm i g  angenommen. Von einer Aenderung des 

Beschlusses des Essener Parteitages ist keine Rede. Oder begann bereits damals die Vergewaltigung 

der Mehrheit des ZK? 

„Bei der Auseinandersetzung des Aktionsprogramms des Genossen Brandler waren die Genossen dagegen, 

daß im Schlußabschnitt gesagt wird: Wenn Genossen das Aktionsprogramm zur Plattform einer Gruppe ma-

chen, so muß man sie entschieden bekämpfen.“ 

Dagegen war niemand, sondern Genosse Ewert wehrte sich nur dagegen, daß man eine ideologische 

Auseinandersetzung mit organisatorischen Drohungen beginne. Die Antwort auf Brandlers Aktions-

programm wurde einstimmig beschlossen. 

„Es wurde versucht, durch Erweiterung des Politsekretariats des ZK die Mehrheit den Genossen zu verschaf-

fen, die der Gruppe Gerhard-Ewert angehörten.“ 

Eine krasse Unwahrheit. Genosse Ewert schlug die Aufnahme des Genossen Gerhard ins Sekretariat 

vor, wodurch natürlich keine Mehrheit der Gerhard-Ewert-Gruppe entstanden [837] Uebrigens war 

dies ein Vorschlag, den auch Genosse Thälmann des öfteren In Erwägung zog. 

„Es wurde vorgeschlagen, daß Genosse Walcher nicht nur in die Leitung der Gewerkschaftsabteilung kommt, 

sondern auch andere Genossen der gleichen Richtung andere Funktionen erhalten.“ 

Genosse Losowski schlug vor, W al che r  die Le i t ung  der Gewerkschaftsabteilung zu übertragen, 

Genosse Ewert nur seine Mi t a r be i t  in der Abteilung unter der gegenwärtigen Leitung. Wenn in 

diesem Zusammenhang verbreitet wird, daß Genosse Ewert den Genossen Merker aus der Gewerk-

schaftsabteilung beseitigen wollte, so muß festgestellt werden, daß auch dies eine Lüge ist. Das Pol-

büro beschloß e i n s t im m i g‚ den Genossen Florin wegen seiner Unzulänglichkeit als politischen 

Leiter des Ruhrgebiets abzuberufen und an seine Stelle auf den für die gesamte politische und Ge-

werkschaftsarbeit der Partei entscheidenden Posten den Genossen Merker zu setzen. 
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„Vor der letzten Exekutive erklärten die Genossen, die Hauptgefahr ist die linke ... In der Kandidatenfrage 

versuchten die Genossen nicht nur Brandler und Thalheimer, sondern eine ganze Reihe anderer Genossen in 

das Parlament zu bringen, um auf diesem Wege das Kräfteverhältnis im Funktionärkörper zu ändern.“ 

Das erstere wurde bereits oben widerlegt. Ebenso ist der wahre Tatbestand in der Frage der Reichs-

tagskandidaturen geschildert worden. 

„Es ist eine Tatsache, daß die Genossen der Gerhard-Gruppe versuchen, vor allem den Berliner Gewerkschafts-

apparat zur Beeinflussung der Berliner Parteimitgliedschaft in der Richtung der versöhnlerischen Strömung 

auszunutzen.“ 

Das ist keine Tatsache, sondern eine Unwahrheit, was schon daraus hervorgeht, daß die Bezeichnung 

der Genossen um Ewert und Gerhard als „Versöhnler“ erst viel später angewandt wurde und daß die 

Bezirksleitung Berlin-Brandenburg die ganzen Jahre hindurch nicht die geringsten Differenzen mit 

dem Genossen Gerhard hatte. Man wandte sich nur fegen die berüchtigte Ueberzeugungsmethode der 

Genossen Ulbricht, Dahlem und Genossen, die, statt mit Argumenten in dem Kopf, mit dem Holz-

hammer der organisatorischen Drohung auf den Kopf schlagen. 

Alle anderen Meinungsverschiedenheiten treten in schärferer Form als auf dem Kongreß in der Be-

handlung der Kongreßbeschlüsse in der gegenwärtigen Situation hervor. 

3. Die Analyse der Lage 

Charakteristisch und entscheidend für die Analyse der Weltlage auf dem VI. Kongreß war die Aen -

de r ung  des Charakters der relativen Stabilisierung und ihrer neuen Phase, die als „dritte Periode‘ 

bezeichnet wurde. Die Kongreßthesen charakterisieren die dritte Periode folgendermaßen: 

„Schließlich die dritte Periode, in der die Wirtschaft des Kapitalismus und fast gleichzeitig die Wirtschaft der 

Sowjetunion das Vorkriegsniveau überschreitet. (Beginn der sogenannten Rekonstruktionsperiode, weiteres 

Wachstum der sozialistischen Wirtschaftsformen auf der Grundlage der neuen Technik.) Für die kapitalistische 

Welt ist dies eine Periode rascher Entwicklung der Kartelle, Trusts und der Tendenz zum Staatskapitalismus. 

Gleichzeitig ist das eine Periode der stärksten Entwicklung der Widersprüche der Weltwirtschaft, die in For-

men vor sich geht, die durch den gesamten bisherigen Verlauf der allgemeinen Krise des Kapitalismus ... 

vorbestimmt sind ... Diese Periode ... führt unvermeidlich über eine weitere Entwicklung der Widersprüche 

der kapitalistischen Stabilisierung zur weiteren Entwicklung*) der kapitalistischen Stabilisierung und zu einer 

scharfen Zuspitzung der allgemeinen Krise des Kapitalismus.“ 

Die Mehrheit der Delegation der KPD verlangte zunächs t  übe r haup t  d i e  S t r e i chung  de s  

Un t e r s ch iedes  de r  zwe i t en  und  d r i t t en  Pe r i od e. Dann wurde am Kongreß die Opposition 

in abgeschwächter Form, so in der Diskussionsrede des Genossen Thälmann, der erklärte: 

„Ich erinnere auf dieser Tagung an den 5. W e l t k o n g r e ß‚ der an der Schwelle der relativen Stabilisierung 

begann.   Die Einschätzung des 5. W e l t k o n g r e s s e s w a r r i c h t i g. Die Stabilisierung ist eine zeitweilige, 

teilweise, relative Stabilisierung.“ 

Genosse Bucharin erklärte in seinem Schlußwort über dieselbe Frage: 

„Auf dem letzten, auf dem 5. Weltkongreß hat, wie Ihnen bekannt ist, der Terminus Stabilisierung noch nicht 

figuriert. ... In den Thesen der Oekonomik der Weltwirtschaft hat der 5. Weltkongreß vor a l l e m  d e n  V e r -

f a l l  d e r  W e l t w i r t s c h a f t  k o n s t a t i e r t. ... Hier war kein Wort von der Stabilisierung vorhanden ... A u f  

d e m  5. W e l t k o n g r e ß  – u n d  i c h  u n t e r s t r e i c h e  d a s  d r e i m a l, u m  d i e  g a n z e  W e n d u n g  i n  d e r  

S i t u a t i o n  h e r v o r z u h e b e n  – w a r  v o n d e r  S t a b i l i s i e r u n g  n o c h  k e i n e  R e d e. Welche Bedeutung 

hat die Betonung dieser Tatsache? Sie muß hervorgehoben werden, um die Bedeutung der seit dem 5. Welt-

kongreß eingetretenen V e r ä n d e r u n g e n  i n  d e r  o b j e k t i v e n  S i t u a t i o n  k l a r e r  h e r a u s z u s c h ä l e n. 

G e r a d e  d e s h a l b  h a b e n  w i r  i n  d e m  e r s t e n  T e i l  u n s e r e r  T h e s e n  d i e  T h e s e  v o n  d e r  d r i t t e n  

P e r i o d e  a u f g e s t e l l t.“ 

Man sieht, das gerade Gegenteil der Ausführungen des Genossen Thälmann. Trotzdem Genosse 

Bucharin in seinem Schlußwort ausdrücklich und mehrmals gegen jene Genossen [838] polemisierte, 

 
*) In den Thesen heißt es in Wirklichkeit „Erschütterung“. D. Red. 
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die den Unterschied zwischen der zweiten und dritten Periode nicht anerkennen wollten und die deut-

sche Delegation nach dem Schlußwort einstimmig die Thesen annahm, scha l t e t  s i e  gegenwär -

t i g  bewuß t  und  sys t em a t i s ch  aus  s äm t l i chen  These n, Ar t i ke l n, Besch l ü s sen  und  

Reden  d i e  E i n schä tzung  de r  gegenwär t i gen  Phase  de r  S t ab i l i s i e r ung  a l s  „III. Pe -

r i od e“ a u s. In den meisten Kundgebungen der Partei wird die Stabilisierung etwa so eingeschätzt 

wie vom Genossen Thälmann, der am Weltkongreß erklärte: 

„Wie sah diese Stabilisierung in diesen vier Jahren aus? Nur die wichtigsten Ereignisse dieser letzten vier 

Jahre: der englische Generalstreik und der monatelange Berg. arbeiterstreik usw. (es folgen alle großen revo-

lutionären Bewegungen der letzten Jahre), alle zeigen sie die wachsenden Widersprüche des Kapitalismus in 

der Zeit der relativen Stabilisierung.“ 

Genosse Thälmann sah das Charakteristische in der gegenwärtigen Situation nu r in der wachsenden 

Zuspitzung und der sich daraus ergebenden Verschärfung des Klassenkampfes. D i e  ob j e k t i ve n 

Ur sache n dieses Prozesses existierten für ihn nicht, Demgegenüber erklärte Genosse Bucharin: 

„Solange das Vorkriegsniveau nicht überschritten war, konnte man annehmen, daß das Wachstum der Produk-

tivkräfte in dem einen oder anderen Lande rein zufälligen Charakter trägt und daß dieses Wachstum nicht 

etwas Typisches und keine für die gegebene Periode organische Eigenschaft ist. Als aber die Weltwirtschaft 

oder der kapitalistische Sektor dieser Weltwirtschaft das Vorkriegsniveau zu überschreiten und sich auf einer 

neuen Basis zu entwickeln begann, m u ß t e  m a n  z u  e i n e r  v o r s i c h t i g e r e n  B e u r t e i l u n g  g r e i f e n  

u n d  a n  u n s e r e r  f r ü h e r e n  B e u r t e i l u n g  m u ß t e n  w e s e n t l i c h e  V e r ä n d e r u n g e n  v o r g e n o m -

m e n  w e r d e n.“ 

In der ganzen Berichterstattung der Mehrheit des ZK findet man von dieser Beurteilung der Stabili-

sierung nicht nur kein Wort, sonde rn  e s  we r den  f a s t  dem ons t r a t iv  d i e  Re f e r a t e  und  d i e  

Sch l ußwor t e  des  Genos sen  Bucha r i n  ausgescha l t e t. Genosse Thälmann berührte diese 

auf der Reichsparteiarbeiterkonferenz nicht mit einem Wort. 

Anstatt dessen läßt man keine Gelegenheit vorübergehen, ohne die Stabilisierung in einer den Kon-

greßbeschlüssen und den Referaten des Genossen Sucherin zuwiderlaufenden Art zu charakterisieren. 

Obwohl in den Thesen kein einziges Mal die Stabilisierung als „laufende, immer schwankendere“ 

bezeichnet wird, mach t  d i e  Mehr he i t  de s  ZK d i e s  zum  en t s che i denden  Kr i t e r i um  i h -

r e r  Ana l yse  und unterläßt dabei beharrlich, die objektiven Ursachen für die wachsende Zuspitzung 

der Klassengegensätze aufzuzeigen. Genosse Bucharin erklärte in seiner Rede vor dem Moskauer 

Parteiaktiv folgendes: 

„Auf dem VI. Weltkongreß mußte das Fazit des gesamten Abschnittes der historischen Entwicklung gezogen 

und eine solche Charakteristik der Stabilisierung gegeben werden, die der heutigen Stufe ihrer Entwicklung 

und damit der Entwicklung ihrer Widersprüche entspricht. Welchen Sinn hat es jetzt, die Stabilisierung des 

Kapitalismus als zeitweilige und teilweise zu bezeichnen, wenn ...“ 

In der Resolution des ZK über den VI, Weltkongreß heißt es: 

„Die teilweise und zeitweilige Stabilisierung des Kapitalismus wird nicht fester, wie die Opportunisten in un-

seren Reihen behaupten, sondern sie wird fauler und schwankender.“ 

Dieselbe einseitige Charakterisierung der Stabilisierung, die den Kongreßbeschlüssen widerspricht, 

wiederholt sich in allen möglichen Formen in den Kundgebungen in des Partei. So in dem Bericht 

der „Roten Fahne‘ über das Plenum des ZK vom 19. Oktober, in dem es heißt: 

„Sie sind ein Signal dafür, daß die kapitalistische Stabilisierung in Wirklichkeit eine schwankende und faule 

ist, daß ihre Widersprüche sich unvermeidlich zuspitzen.“ 

Oder noch deutlicher in dem Artikel: Die Plattform des VI. Weltkongresses („Rote Fahne“ v. 29.10.), 

in dem es heißt: 

„In den Thesen zur politischen Lage und den Aufgaben der Komintern untersucht der VI, Kongreß die heutige 

Entwicklungsstufe der kapitalistischen Stabilisierung und kommt zu der Schlußfolgerung, daß die teilweise, 

zeitweilige Stabilisierung des Kapitalismus nicht fester wird, sondern fauler und schwankender.“ 
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In seinem Referat auf der Parteiarbeiterkonferenz setzte Genosse Thälmann die falsche Linie seiner 

Diskussionsrede ein Kongreß fort. („Rote Fahne“ v. 4.11.) Er erklärte: 

„Die kapitalistische Stabilisierung ist nicht mehr dieselbe wie vor zwei Jahren. Sie ist nicht fester geworden, 

wie einzelne Genossen glauben, sondern faulender und schwankender.“ 

Zusammenfassend: An Stelle der III. Periode tritt bei der ZK-Mehrheit die „faulende Stabilisierung“, 

und jene Genossen, die auf dem Boden der Kongreßbeschlüsse stehen, betonen, daß die Zuspitzung 

der imperialistischen und Klassengegensätze eben auf der Basis des Ueberschreitens des Vorkriegs-

niveaus der Produktion, der technischen Umwandlung erfolgt, „unterschätzen die revolutionäre Ent-

wicklung im Weltmaßstabe“. (Thälmann auf der Reichsparteiarbeiterkonferenz) 

Der entscheidende Sinn der III. Periode, den Genosse Sucherin in seinem Schlußwort folgenderma-

ßen charakterisierte, fällt vollständig weg: 

„Welchen Sinn hat die Stellung der Frage nach der III. Periode? Worin liegt der Sinn der ‚ganzen 

Philosophie‘? Ihr Sinn liegt darin: Wi r  be t onen  dadu r c h, [839] daß  d i e  S t ab i l i s i e r ung  de s  

Kap i t a l i sm us  n i ch t  von  heu t e  au f  m orgen  i n  de r  We l t w i r t s ch a f t  ve r s chwi nden  

kan n, und  da s  m uß  un t e r s t r i chen  we r de n. Ge r ade  davon  g i ng  unse r e  De l ega t i on  

a u s, a l s  d i e  Rede  von  de r  I I I. Pe r i ode  wa r.“ 

Für die Berichterstattung der Mehrheit des ZK spielt also dies keine Rolle. Sie leugnet den Unter-

schied zwischen der II. und III. Periode, gleichzeitig spricht sie aber von einer bedeutenderen Ver-

schärfung der Widersprüche. Für sie gilt wirklich der Ausspruch Bucharins in seinem Schlußwort: 

„Was sind das für Führer, die keinerlei Unterschied in der Lage sehen und für die es ganz gleich ist, ob die 

Wirtschaft Europas am Boden liegt, oder ob sie rasch vorwärts schreitet, ob sich in China ein Krieg abspielt 

oder nicht, ob der Imperialismus einen Ueberfall vorbereitet oder nicht ... Wenn wir nicht imstande sind‚ diese 

neuen Tatsachen zu sehen, so s i n d  w i r  e r l e d i g t e  L e u t e.“ 

Die Mehrheit des ZK anerkennt den Krieg in China, die Vorbereitung des Krieges gegen die Sowjet-

union, die Radikalisierung des Proletariats, die Linksbewegung usw. ...‚ aber die andere Seite des 

Prozesses, die die Zuspitzung der Widersprüche bedingt, „das rasche Vorwärtsschreiten der Wirt-

schaft“, d. h. d i e  ö k o n o m i s c h e  E r s t a r k u n g  d e r  g e g e n w ä r t i g e n  B a s i s  d e r  r e l a t i v e n  S t a b i -

l i s i e r u n g  u n d  d a m i t  d e r  p o l i t i s c h e n  M a c h t  d e r  B o u r g e o i s i e, das will sie nicht sehen, denn 

das paßt nicht in die Politik der radikalen Phrase hinein, mit der die Mehrheit des ZK die taktische 

Revision der Analyse der Weltlage durch den Kongreß zu übertönen versucht. 

In die Praxis umgesetzt, bedeutet diese Revision der Kongreßbeschlüsse in Deutschland eine ver-

hängnisvolle U n t e r s c h ä t z u n g  d e r  S t ä r k e  d e r  B o u r g e o i s i e  u n d d e s  E i n f l u s s e s  d e s  R e f o r -

m i s m u s. Und dies kann gerade bei revolutionären Zuspitzungen zu schweren Fehlern, sowohl ultra-

linker als auch opportunistischer Art führen und gerade verhängnisvoll werden vor Ausbruch eines 

Krieges. 

Vor zwei Jahren diskutierte die Partei einheitlich gegen die Weber-Gruppe, die überhaupt das Vor-

handensein einer Stabilisierung ableugnete und daraus die Konsequenz zog, daß eine unmittelbare 

revolutionäre Situation vorhanden sei. Die Mehrheit des ZK leugnet nicht das Vorhandensein der 

relativen Stabilisierung, aber sie leugnet das Vorhandensein der Un t e r s ch i ede  zwi schen  de r  

I I. und  de r  I I I. Pe r iode  und gelangt deshalb zu Tendenzen einer schweren Verkennung der ge-

genwärtigen Lage und der revolutionären Perspektiven der nächsten Zeit. Sie versteht nicht, daß, wie 

Genosse Sucherin auf dem Kongreß des öfteren ausführte, die S t a b i l i s i e r un g‚ i m  Gesa m t p ro -

z e ß  de r  kap i t a l i s t i s chen  En twi ck l ung  ge sehe n, na t ü r l i c h  e i ne  s chwankende  und  

wenn  man wi l l  auch  e i ne  „fau lend e“ i s t  und unvermeidlich zur Revolution und zu Kriegen 

führen muß, daß aber, und darin besteht der Unterschied zwischen der II. und III. Periode, durch die 

S t r uk t u rä nde r unge n i nne r ha lb  de r  S t ab i l i s i e r ung  (technische Umwälzung, Ueberschrei-

ten des Vorkriegsniveaus usw. ...), trotz der außerordentlichen Zuspitzung der Klassengegensätze 

nicht mit einer „kurzen“ und „feurigen“ Perspektive gerechnet werden kann. Des halb sagen auch die 

Kongreßthesen § 18: 
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„Die allgemeine sozialökonomische Grundlage dieser Erscheinung (der Lebenskraft des Reformismus) ist das 

l a n g s a m e  E n t w i c k l u n g s t e m p o  d e r  K r i s e  d e s  K a p i t a l i s m u s, bei gleichzeitigem Wachsen der 

einen und dem relativ langsamen Verfall der anderen seiner Hauptbestandteile.“ 

Die Mehrheit des ZK stellt die Lage so dar, als ob nicht ein „langsames Entwicklungstempo der Krise 

des Kapitalismus“ vorhanden wäre, sondern „als ob die Stabilisierung von heute auf morgen aus der 

Weltwirtschaft verschwinden könnte“. Dies beherrscht gegenwärtig nicht nur die ganze Kongreßpro-

paganda des ZK, sondern auch schon die Stellungnahme zu all so aktuellen Tagesproblemen und den 

Tageskämpfen dem Proletariats. In der ganzen Tagesarbeit der Partei beginnen sich die Folgen der 

Revision der Kongreßbeschlüsse durch die Mehrheit des ZK bemerkbar zu machen. 

(Fortsetzung folgt.) [840] 

LITERATUR 

Jürgen Kuczynski: „Löhne und Konjunktur in Amerika“ 
(Verlag der Finanzpolitischen Korrespondenz, Berlin-Schlachtensee 1928.) 

Die Schrift des Statistikers der American Federation of Labor gibt ein äußerst interessantes Material 

über die Lohnentwicklung der letzten Jahrzehnte. Sowohl zur Zerstörung der Legende vom amerika-

nischen Arbeiterparadies als auch zur Prüfung der allgemeinen Gesetze der Lohnen t wi c k l ung  im 

Kapitalismus ist dieses Material außerordentlich nützlich. Es ergibt sich, daß in den 28 Jahren von 

1899 bis 1927 das durchschnittliche Realeinkommen des Fabrikarbeiters nur um 21,8 Prozent gestie-

gen ist. Besonders bemerkenswert ist dabei die Differenzierung in der Lohnentwicklung Während bis 

zum Jahre 1921 das Lohneinkommen der schlechter bezahlten Arbeiterverhältnis. mäßig rascher stieg 

als das der besser bezahlten, ist seitdem die entgegengesetzte Tendenz festzustellen. Bei der ganzen 

Betrachtung ist leider die Frage der Arbeitslosigkeit überhaupt nicht berücksichtigt. Von Interesse ist 

ferner, daß die Steigerung des Realeinkommens überhaupt erst seit dem Kriege eingesetzt hat, also 

seit der Zeit, wo der amerikanische Imperialismus seine überlegene Stellung auf dem Weltmarkt er-

obert hat. Von 1899 bis 1914 ist hingegen das Realeinkommen um nahezu 10 Prozent gesunken. Der 

Verfasser untersucht ferner die Entwicklung der „Kosten der Arbeit für den Produzenten“, d. h. den 

Prozentsatz, den die Lohnkosten im Gesamtwert der Produktion ausmachen, Es ergibt sich die merk-

würdige Tatsache, daß in der ganzen betrachteten Periode dieser Prozent. Satz sich sehr wenig geän-

dert hat. Er schwankt zwischen 40,2 und 44,7 Prozent. Auch hier hat seit 1921 eine rückläufige Ent-

wicklung stattgefunden. Von 1921 bis 1925 ist der Prozentsatz von 44,7 auf 40,1 gesunken, Hier zeigt 

sich auch deutlich die Auswirkung der kapitalistischen Rationalisierung gegen die Arbeiter. 

Besonders bemerkenswert ist der Nachweis der r e l a t i ven  Ve r e l endun g. Kuczynski berechnet 

die „Sozialkaufkraft des Fabrikarbeiters“, indem er das Einkommen des Arbeiters ins Verhältnis setzt 

zu dem Wert der Produktion pro Einwohner der Vereinigten Staaten. Dann ergibt sich, daß sich diese 

„Sozialkaufkraft“ von 1899 bis 1920 ständig gesenkt hat, und zwar um nicht weniger als 32 Prozent. 

Vom Jahre 1920 bis 1921 zeigt sich ein plötzlicher Sprung des Index von 68 auf 105 (1899 gleich 

100). Dieser Sprung bedeutet aber nichts weniger als eine sprunghafte Besserung der Lage der Ar-

beiterschaft. Denn gerade 1920 war eine schwere Krise, die faktisch eine Verschlechterung der Lage 

der Arbeiter mit sich gebracht hat. Da aber in diesem Krisenjahr der Produktionsindex wesentlich 

gesunken ist, und zwar von 686,7 auf 382,7, so ergibt sich nur eine scheinbare Besserung für den 

Arbeiter. In der Tat geht der Index der Sozialkaufkraft schon im Jahre 1922 wieder auf 79, um im 

Jahre 1924 den Höchst. stand von 98 zu erreichen und bis 1927 unter verschiedenen Schwankungen 

wieder auf 95 zu sinken, Die großen Schwankungen zeigen, daß dieser Index kein sehr zuverlässiges 

Bild gibt. Aber die allgemeine Tendenz der Entwicklung im Sinne der relativen Verelendung ist doch 

unverkennbar Sie zeigt sich am deutlichsten in den Industrien, in denen der technische Fortschritt am 

raschesten vor sich gegangen ist, So ist die ,Sozialkaufkraft“ in der Automobilindustrie von 1899 bis 

1927 um 15 Prozent, in der chemischen Industrie um neun Prozent gesunken, während der allgemeine 

Durchschnitt nur ein Sinken um fünf Prozent ergibt. In einer besonderen Untersuchung über Kauf-

kraft und Krise zeigt der Verfasser, daß die konjunkturellen Schwankungen zuerst in der Nahrungs-

mittelindustrie auftreten, obgleich diese der Stärke nach viel schwächer reagiert als die Produktions-

mittel erzeugenden Industrien. 
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Von besonderem Interesse ist ferner eine Untersuchung über die Lohnentwicklung verschiedener 

Schichten der Arbeiterschaft. Ein Vergleich der Löhne der organisierten Arbeiter mit denen der Ge-

samtarbeiterschaft der gelernten mit denen der ungelernten Arbeiter, der gelernten Arbeiter und ge-

lernten Arbeiterinnen, der gelernten Arbeiter mit den ungelernten Arbeiterinnen und schließlich der 

gelernten Arbeiterinnen mit den ungelernten Arbeiterinnen zeigt, daß sich die Lohndifferenz in der 

Nachkriegszeit im Vergleich zur Vorkriegszeit verringert hatte; seither aber hat sich wiederum die 

entgegengesetzte wachsende Differenzierung durchgesetzt. Zum Beispiel waren die ungelernten Ar-

beiter im Jahre 1917 im Vergleich zu 1907 um 22 Prozent besser gestellt. Bis 1926 aber ist der Index 

wieder auf 100 zurückgesunken. Beim Vergleich der Löhne der gelernten Arbeiter mit den gelernten 

Arbeiterinnen zeigt sich die verhältnismäßig günstigste Lage der Nachkriegszeit im Jahre 1920 mit 

einer Steigerung der Verhältniszahl zwischen Frauen, und Männerlöhnen um neun Prozent gegenüber 

der Vorkriegszeit (1911 gleich 100), aber bis 1926 wieder ein ständiges Sinken bis auf 98 Prozent. 

Wir empfehlen das Studium dieser Schrift besonders den in der Gewerkschaftsbewegung tätigen 

Funktionären, da dieses reiche statistische Material besonders geeignet ist zu beweisen, daß der tech-

nische Fortschritt unter den Bedingungen des modernen Monopolkapitalismus nur zur Verschlechte-

rung der Lage der Arbeiter führt.  J. Lenz. 

De r  Sch l uß  de r  L i t e r a t u r be sp r echung  „Aus  dem  Lage r  de s  Gegne r s“ von  R. Ge r -

be r  kann  wegen  Ra um m ange l s  e r s t  im  nächs t en  He f t  zum  Abdr uck  ge l ange n. 

D i e  Redak t i on  
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